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I. 

statistische  Mittheilungen  aus  Thüringen  und 

dem  angrenzenden  Franken  aus  dem  dreissig- 

jährigen  Kriege. 

Von 
Dr.   O.   Kius  in   Weimar. 

Die  vorliegende  ÄbhandluDg  macht  sich  zur  Aufgabe,  einerseits 
die  Grösse  und  Bedeutung  der  Verwüstung,  welche  der  unselige  dreissig- 
jährige  Krieg  wie  über  ganz  Deutschland,  so  namentlich  auch  über  die 
thüringischen  Länder  in  Bezug  auf  Verminderung  der  Bevölkerung  und 
des  Nationalvermögens  herbeigeführt,  gestützt  auf  die  gleichzeitigen 
amtlichen  in  den  Archiven  ')  niedergelegten  Ermittelungen  nachzuweisen; 
andererseits  aber  auch  die  theilweise  übertriebenen  Angaben  mancher 
Chroniken  und  Zeitgenossen  jener  unglücklichen  Periode,  welche  oft 
nur  die  augenblickliche  und  nicht  die  zuweilen  sich  schneller  aus- 
gleichende Calamität  vor  Augen  hatten,  auf  das  richtige  Mass  zurück- 
zuführen ^). 

Thüringen  hatte  im  ersten  Decennium  des  langen  Krieges,  obwohl 
es  von  Durchzügen  des  Kriegsvolks  nicht  verschont  blieb,  im  Vergleich 


1)  Als  Quelle  für  die  nachfolgende  Darstellung  diente  dem  Verfasser  das  gross- 
herzogliclie  geheime  Haupl-  und  Staatsarchiv  zu  Weimar,  bei  dessen  Benutzung  er 
durch  die  freundlichen  Bemüliungen  der  Herren  Archivbeamlen  in  dankenswerlhester 
Weise  unterstützt  wurde.  Einiges  ist  auch  dem  lierzoglich  gotitaischen  Haas-  und 
Staatsarchiv  entnommen. 

2)  Eine  umfassende  Darstellung  wohl  aller  bis  jetzt  mitgetheiltcn  localen  und 
]irovinziellen  Berichte  aus  allen  Theilen  Deutschlands  über  die  durch  den  dreissig- 
jährigen  Krieg  verursachten  Verheerungen,  über  die  Verminderung  der  Bevölkerung 
und  des  Nationalvermögens  giebl  möglichst  ausführlich  sammt  der  ganzen  daiiin  ge- 
hörigen Literatur  die  Schrift:  Deutschland  nach  dem  dreissigjährigen  Kriege.  Von 
Karl  Friedrich  Hanser.  Leipzig  und  Heidelberg  1862.  —  Hierher  gehören 
auch  die  viel  gelesenen  und  höchst  interessanten  Bilder  aus  der  deutschen  Vergangen- 
heit von  Gusta  v  Freitag.     2.  Theil.     Leipzig. 
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2  0.   Kius, 

ZU  amlorcn  Landscliaftcn  nur  massig  gelitten.  Die  sieben  Prinzen  des 
weiuKirischen  l'ürstenhauses  waren  auf  protestantischer  Seite  lebhaft 
am  Kriege  betheiligt.  .loliaiin  Krnst,  der  älteste  der  Brüder,  und 
Friedrieh  fanden  im  Kriege  frtihzeitig  den  'l'od;  dieser  diente  unter 
dem  (irafen  von  Mansfeld  und  tiel  bei  Fleury  und  jener  starb  als  dü- 
nischer Cieneralfeldoberster  1G20  zu  8t.  Martin  in  Ungarn.  Der  nun- 
mehr älteste  Bruder  Herzog  Wilhelm,  welcher  das  Knde  des  Krieges 
erleben  durfte,  focht  für  den  l'lalzgrafen  Friedrich  tapfer  bei  Prag, 
diente  dann  den  Parteigängern  Ernst  von  Mansfeld ,  (jeorg  Friedrich 
von  Baden  und  Herzog  Christian  von  Braunschweig,  bis  er  schwer  ver- 
wundet 1024  bei  Stadtlohn  nebst  seinem  Vetter  Herzog  Friedrich  von 
Alteiiburg  in  kaiserliche  Gefangenschaft  gerieth  und  nach  Neustadt  in 
Steiermark  gebracht  wurde.  Nach  zwei  Jahren  vom  Kaiser  begnadigt, 
kehrte  er  nach  Weimar  wieder  zurück,  schloss  sich  aber  als  einer  der 
ersten  deutschen  Fürsten  dem  Schwedenkönig  an.  Der  jüngste  der 
Brüder,  Herzog  Bernhard,  kämpfte  bis  zu  seinem  'Jode  1(J81)  und  er- 
füllte die  Welt  mit  seinem  Kriegsruhme. 

Zu  Anfang  des  Jahres  1023  erhielt  das  Fürstenthum  Weimar  die 
erste  Einquartierung.  Natürlich  würde  die  Herzöge  von  Weimar  schon 
das  eigene  Interesse  veranlasst  haben,  wenn  sie  sich  auch  nicht  in 
einem  besonderen  Vertrage  vom  22.  März  1023  unter  einander  dazu 
verpflichtet  hätten,  ihre  Lande  durch  Einquartierung  fernerhin  nicht  zu 
beschweren.  Wenn  nun  auch  Thüringen  auf  diese  Weise  längere  Zeit 
den  Gräueln  des  Krieges  entging,  die  andere  Landschaften  bis  dahin 
schon  furchtbar  gegeiselt  hatten,  so  sah  sich  doch  1029  Herzog  Wil- 
helm in  die  Nothwendigkeit  versetzt,  zur  Unterhaltung  einer  Abtheilung 
einquartierten  kaiserlichen  Kriegsvolks  eine  extraordinäre  Kriegscoutri- 
bution  in  seinem  Lande  anzulegen.  Die  Geistlichkeit  wurde  aufgefordert, 
in  ihren  Predigten  »mit  gebührender  Bescheidenheit  zu  Geduld  und 
williger  Erlegung  der  unvermeidlich  und  aus  dringender  Noth,  auch 
zur  Verhütung  grösseren  Unheils,  landesverderblichen  Schadens  und 
äussersten  Ruins  angelegten  Contribution  zu  ermahnen«.  Niemand  ahnte 
wohl,  dass  die  Geduld  und  Bescheidenheit  der  armen  Thüringer  im  Laufe 
des  langen  Krieges  noch  auf  so  harte  Probe  gestellt  werden  sollten. 

Nach  ihrem  Anschlüsse  an  Schweden,  für  welchen  Tilly  auf  seinem 
Durchmarsche  durch  Thüringen  Piache  zu  nehmen  schien,  da  seine 
Schaaren  trotz  der  mit  Herzog  Ernst  zu  Eisenach  gewechselten  äusserst 
höflichen  ')  Briefe  das  Land  bis  Mühlhausen  hin  nicht  wenig  verheerten, 

3)  Tilly  schrieb  ihm  von  .Mühlhauscn   den    27.  Juni  1631:  —    „Dass  E.  F.  Gn. 
aus  sonderbarer   inclinirender  affeclion  mir    elziicii  Wildprel  zu  Belnif  meiner  Küche 
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griffen  die  weimavischen  Fürsten  wieder  thätig  in  die  Kriegsangelegen- 
heiten ein.  Als  Gustav  Adolf  nach  seinem  Siege  bei  Breitenfeld  durch 
Thüringen  zog,  machte  er  den  Herzog  Wilhelm  zum  Statthalter  von 
Erfurt  und  ganz  Thüringen  und  übertrug  ihm  die  Anwerbung  einer 
starken  Armee  sanimt  dem  Commando  über  dieselbe. 

Unter  den  eiligen  Durchzügen  des  befreundeten  Schwedenkönigs 
durch  Thüringen  im  Herbst  1631  und  1632  hatte  das  Land  wenig  ge- 
litten, überhaupt  waren  die  früheren  soldatischen  Gewaltthätigkeiten 
verhältnissmässig  erträglich  und  der  Art  gewesen ,  dass  ihre  Spuren 
durch  nachfolgende  Jahre  der  Ruhe  grösstentheils  wiedei'  getilgt  werden 
konnten.  Von  weit  grösseren  Dimensionen  waren  dagegen  die  Kriegs- 
gräuel,  welche  nach  der  Schlacht  bei  Nördlingen  mit  dem  Einfalle  der 
Croaten  über  die  südlich  vom  Thüringer  Walde  gelegenen  Landstriche 
kamen.  Im  October  1634  erschien  nämlich  Isolani  mit  seinen  Raub- 
schaaren,  steckte  Städte  wie  Suhl  und  Themar  nebst  einer  Anzahl 
Dörfer  in  Brand  und  erhob  schwere  Brandschatzungen.  Für  das  eigent- 
liche Thüringen  begannen  die  furchtbarsten  Kriegsdrangsale  mit  dem 
Herbste  1636.  Erzürnt  über  den  Abfall  Sachsens,  welches  1635  mit 
dem  Kaiser  zu  Prag  einen  Separatfrieden  abgeschlossen  und  sich  zur 
gemeinsamen  Vertreibung  der  Schweden  verpflichtet  hatte,  brachen 
letztere  nach  ihrem  Siege  über  das  vereinigte  Heer  der  Kaiserlichen 
und  Sachsen  bei  Wittstock,  um  für  die  Treulosigkeit  der  Fürsten  Rache 
zu  nehmen ,  unter  entsetzlichen  Verwüstungen  in  Kursachsen  und  in 
Thüringen  ein.  Von  jetzt  ab  in  fast  ununterbrochener  Folge  bis  zum 
endlichen  Ausgange  des  langen  Krieges  wurde  das  thüringer  Land  in 
erschrecklichster  Weise  bald  von  den  Schweden ,  bald  von  den  be- 
freundeten kursächsischen,  bald  von  kaiserlichen  und  bayerischen  Kriegs- 
schaaren  ausgesogen  und  verwüstet.  Schon  von  dem  Einfalle  der  Schwe- 
den im  Spätherbst  1636  datirt  für  die  am  meisten  heimgesuchten  wei- 
marischen Aemter  die  völlige  Unmöglichkeit  der  Leistung  von  Steuern 
und  sonstigen  Abgaben.     Nur   die  Städte   wusslen   sicli   durch  schwere 


wollen  präsenliren  lassen  ,  dafür  sage  derselben  unterlliiinigen  ficissigen  I>ank  und 
bleibe  solliane  gnädige  Bezeigiiiig  anf  alle  Begebeniieit  mit  niöglicli  anneliinliclien 
Diensien  zu  bescliulden  obligirel",  und  vom  8.  .Juli :  „E.  F.  Gn.  fernere  libcraiisclie 
gnädige  Bezeigung  niil  llrberscliickung  eines  Sliukes  annelimliclien  Wildjirels  ver- 
spiire  mil  sonderbarem  gehorsamen  Wohlgefallen,  acceptire  solche  mit  unlerlhäniger 
fleissiger  Danksagung  und  will  selbige  keineswegs  in  Vergess  slcllen,  sondern  mich 
dieser  und  melirmals  bezeigter  gulthäliger  Prästationen  auf  alle  Begebenheil  zu  er- 
wiedern  wissen  und  dieselbe  nach  .Möglichkeit  zu  reeompensiren  mir  angelegen  sein 
lassen".  Seinem  Versprechen  gemäss  gab  Tilly  wohl  da-  und  dorthin  „lebendige 
salva  guaidi.i",  ohne  dass  diese  jedoch  ausreichenden  Schutz  giuährte. 

1* 
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Gcl(lzali]unf,'(;n  Schutzhriefc  von  den  Ileerfübrern  zu  verschaffen.  Der 
unmittelbaren  Verwendung,'  des  Fürsten  ^'elang  die  Schonunf^  Weinuirs, 
wie  aucli  .Jena  wit.'dciliolt  der  Gunst  einer  salva  guardia  sicli  zu  er- 
iVeiicii  hatte.  In  den  Scluitz  dieser  Städte  Hohen  haufenweise  die  Ein- 
wohner der  horfsciiat'ten,  welche,  der  Soldate.ska  preisgegeben,  gräulich 
ausgeraubt  wurden. 

Nach  vorausgegangener  Verwüstung  durch  die  Schweden  im  Winter 
von  lG3(i— 37  erschienen  kaiserliclu;  Völker,  um  das  von  den  Schweden 
besetzte  Erfurt  zu  blockiren ,  und  verlangten  von  dem  ausgeraubten 
Lande  wöchentlich  2700  Scheffel  Getreide;  gleichzeitig  wurden  im 
Sommer  kuisächsische  Trui)i)en  zu  vollständiger  Verjtflegung  in  das 
Eürstenthum  Weimar  gelegt.  Das  Ilaugwitz^sche  Reiterregiment  ver- 
anlasste vom  22.  August  1G37  bis  zum^  16.  Juli  1638  an  Geld  und 
Fourage  einen  Aufwand  von  53,018  Thalcrn.  Für  das  Reuschersche 
Regiment  zu  Pferd,  welches  vom  16.  April  bis  24.  September  1638  im 
Fürstenthum  lag,  wurde  der  ganze  Aufwand  mit  Einschluss  dessen, 
was  von  demselben  an  Excessen  und  Verwüstungen  verübt  worden, 
auf  80,280  Fl.  meissnisch  oder  70,245  Rthlr.  berechnet.  Auch  das 
Arnheim'sche  Regiment  lag  noch  dabei  hii  Lande.  Ueber  die  Er- 
pressungen des  ReuscheFschen  Regiments  wird  von  Buttelstedt  ge- 
schrieben, »dass  über  die  täglichen  nassen  vergossenen  Thränen  die 
Steine  in  der  Erde  zu  erweichen  und  des  kläglichen  Zustandes  sich 
erbarmen  möchten«.  Wie  diese  bundesgenössischen  Truppen  verfuhren, 
zeigen  nachfolgende  Beschwerdepunkte:  1)  »Obschon  jeder  Reiter 
2Y2  Rthlr.  zum  zehntägigen  Unterhalt,  den  Officieren  auch  ihre  hohe 
Verpflegung  verordnet,  lassen  sich  doch  die  Reiter  damit  nicht  sättigen, 
sondern  erpressen  noch  ein  Grosses  an  Servisgeld ,  also  auch  die  Of- 
ficiere,  und  werden  darüber  die  armen  Leute  geängstiget,  geprügelt 
und  an  Leib  und  Leben  beschädigt,  ihnen  Vieh  und  Pferde  genommen 
und  darum  gebracht.«  —  2)  »Wird  das  Pferdestehlen  dermassen  ge- 
raein, dass  auch  ungescheut  dieselben  den  Bauern  aus  den  Ställen  bei 
Tag  und  Nacht  sowohl  als,  auf  dem  Felde  und  von  Strassen  weggenom- 
men und  verpartiret  werden.  Gehet  der  arme  Mann  der  Kundschaft 
nach,  so  ist  er  Leibs  und  Lebens  nicht  sicher;  klagt  er,  so  wird  er 
nicht  gehört;  wird's  bei  den  Officieren  gesucht,  so  ist  wenig  oder  gar 
keine  Hülfe.*  —  3)  »Wenn  die  armen  Leute  etwas  zu  Markte  bringen 
und  zu  Gelde  machen  wollen,  dass  sie  die  Löhnung  geben  können, 
wird  es  ihnen  durch  die  Soldaten  weggenommen  und  einer  noch  dazu 
an  Leib  und  Leben  beschädigt.«  —  4)  »W^eil  man  in  Mangel  des  Hafers 
bisher  Korn  zum  Futter  gegeben,   nunmehr  aber  der  Hafer  geboten 
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wird,  wollten  etliche  denselben  nicht  annehmen,  sondern  noch  ferner 
Korn  haben,  welches  sie  verkaufen  und  dagegen  das  Futter  im  Felde 
wegholen.«  —  5)  »In  Summa,  jedermann  sagt,  es  sei  niemals  bei  so 
vielfältiger  Einquartierung  von  Freunden  und  Feinden  so  übel  herge- 
gangen, als  bei  diesem  Regimente.  Und  ist  unmöglich  bei  solcher 
üblen  Disciplin  mit  dem  Unterhalte  ferner  aufzukommen  oder  das  Feld 
aus  Mangel  an  Pferden  und  Samen  zu  bestellen  und  der  gnädigen 
Herrschaft  schuldige  Frohn  und  Dienste  zu  leisten.«  —  6)  »Wullen 
etzliche  schon  die  sechste  und  siebente  Löhnung  mit  Gewalt  erzwingen, 
da  doch  die  fünfte  Löhnung  erst  den  25.  d.  M.  verfällt.«  —  7)  »Dass 
die  Officiere  das  Wenige,  so  die  Städte  geben  sollen,  bei  dem  armen 
Bauersmann,  welcher  für  sicli  schon  genug  zu  geben  hat,  durch  scharfe 
Executionsmittel  suchen  und  die  armen  Leute  auf  dem  Lande  der  Städte 
halben  unschuldig  leiden  müssen.« 

Herzog  Wilhelm  von  Weimar  wendete  sich  wiederholt  vergebens 
um  Abstellung  solcher  Missbräuche  an  den  Obersten  des  Regiments 
und  appellirte  endlich,  »weil  unsere  armen  Leute  ganz  und  gar  bis 
auf  das  Blut  auszumergeln  und  um  Gut,  Leib,  Leben  und  Gesundheit 
bringen  zu  lassen  unseres  hohen  tragenden  Amtes  wegen  nicht  ver- 
antwortlich sein  will«,  mit  beweglichen  Worten  an  den  Kurfürsten  von 
Sachsen,  dass  seine  armen  Unterthanen  »an  den  meisten  Orten  in 
Mangelung  Brods  sich  zur  Speise  des  Grases  gebrauchen  müssen,  in- 
massen  deren  viele  verschmachtet  und  das  Gras  im  Mund  habend  todt 
gefunden  worden ,  die  übrigen  aber  endlich ,  wie  allbereit  an  vielen 
Orten  geschehen,  das  Ihrige  gänzlich  verlassen  und  davon  gehen«.  Um 
die  barbarischen  Gäste  los  zu  werden,  vereinigten  sich  endlich  die  fürst- 
lichen Brüder  von  Weimar  in  directer  Verhandlung  mit  den  Oflicieren 
des  Reuschel'schen  Regiments  über  dessen  Abzug  und  wegen  der  noch 
prätendirten  Löhnungs-  und  Verpflegungsreste  zu  einem  Vergleiche, 
durch  welchen  sich  die  weimarischen  Fürsten  verpflichteten,  noch  vor 
dem  Aufbruche  des  Regiments  für  die  Stadt  Weimar  2üOü  Rthlr. 
und  für  die  Stadt  Jena  1200  Rthlr.  den  dahin  gewiesenen  Ofticicren 
baar  zu  zahlen,  über  den  Rest  aber,  welcher  noch  bleiben  möchte, 
eine  Obligation,  auf  die  künftige  leipziger  Neujahrsmesse  zahlbar,  aus- 
zustellen. Was  noch  an  den  für  Weimar  und  Jena  festgesetzten  Posten 
fehlen  würde,  dafür  wollten  sie  so  viel  Silbergeschirr  verpfänden.  Da- 
gegen sollte  das  Regiment  sofort  den  22.  September  mit  guter  Ordnung 
und  Disciplin  und  ohne  Verübung  einiger  Insolenz  aus  dem  Fürstenthum 
Weimar  aufbrechen  und  das  Rendcz-vous  nicht  im  Fürstenthum,  sondern 
ausserhalb   desselben   nehmen.     Ferner  sollte  weder  von  hohen,  noch 
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niederen  OfHciercn  oder  von  gemeinen  Heitern  mehr  als  (He  «iebcnte 
Lülmung'  gefordert  und  '> eingelungen«'  werden.  Da  von  Ol'ticieren  oder 
Reitern  dagegen  gehandelt,  und  etwas  von  dem  Landniann  auf  Strassen 
und  in  Dörfern  mit  Gewalt  genommen  werden  winde,  sollte  es  von 
dem  verbliebenen  Reste  »defalciret  werden«  ')• 

Aus  dem  Fürstcnthum  Eisonach  wird  berichtet,  dass  vom  März 
bis  September  1630  laut  der  Licjuidation  die  schwedische  Soldateska 
exigiret  und  erhalten  04,000  Rthlr.  und  dass  sie  noch  weitere  37,000  Rthlr. 
verlange.  Bis  zum  Sonnner  1G40  erhoben  die  schwedischen  Obersten 
V.  Witzleben,  Königsmark,  Funk,  Plettenberg,  Tiedemann  noch  fort- 
während Contributionen.  —  Der  kaiserliche  General  Ilatzfeld  belagerte 
Erfurt,  gab  jedoch  von  Saalfeld  aus  einen  Schutzbrief  für  Weimar  und 
die  nächst  umliegenden  Ortschaften ,  nachdem  er  freilich  schon  viele 
Dörfer  ausgeraubt  und  den  Rest  der  Heerden  von  der  Weide  weg- 
getrieben hatte. 

Es  ist  hier  nicht  die  Aufgabe,  alle  die  verschiedenen  Einquar- 
tierungen und  deren  Contributionen  aufzuzählen ,  vielmehr  werden  nur 
diejenigen  herausgegriffen,  welche  als  besonders  unerträglich  geschildert 
werden.  Für  die  Löhnung  der  einquartierten  Heere  wurde  zwar  der 
letzte  Groschen  herausgepresst ,  und  es  wird  später  gezeigt  werden, 
dass  der  Sold  mit  Rücksicht  auf  die  damaligen  Geldverhältnisse  sehr 
bedeutend  war,  aber  dennoch  musste  auch  das  Kriegsvolk,  wenn  ihm 
auch  nicht  das  Geld  fehlte,  an  den  nothwendigsten  Lebensbedürfnissen 
Mangel  leiden.  So  schrieb  Oberst  v.  Schleinitz  von  Ordruf  den  22.  März 
1648  in  seiner  Verzweifelung  über  die  Noth  seiner  Leute  nach  Gotha: 
»Die  Reiter  mögen  sich  nähren ,  wie  sie  können ;  ich  bin  nicht  Gott 
im  Himmel,  aus  Unmöglichkeit  Möglichkeit  und  den  Reitern  Brod  zu 
schaffen ;  es  ist  ein  Elend ,  es  möchte  Gott  im  Himmel  erbarmen ,  ist 
eine  Klage  über  die  andere  da.  Gott  mag  helfen,  ich  kann  und  weiss 
kein  Mittel.  Die  Rittmeister  sind  heute  alle  bei  mir  gewesen  und  haben 
lan;cntiret,  dass  mir  das  Herz  im  Leibe  weinen  mögen«.  Was  mögen 
aber  dabei  erst  die  armen  Unterthanen  gelitten  haben ! 

In  den  ersten  Zeiten  der  Durchzüge  vermochte  ein  Schutzbrief  noch 


4)  Den  Anspiucli  auf  dit'scn  Resl  der  Forderung  der  Officiere  des  Reusclitl''schen 
Regiments  erwarb  von  seinen  Katneraden  der  Major  OUreicii  ,  genannt  Retz,  später 
Berglianptiiiann  in  Ordruf,  konnte  aber  trotz  vieler  iMaiinungen  die  geforderte  Summe 
von  Weimar  niciit  ausgezalilt  erliallen,  zunial  nach  !em  der  vveslfälisclie  Friede  ab- 
gesclilossen  war.  Erst  nacli  Jalirzelienten  (1668)  gelang  es  der  Verniittelung  des 
Grafen  von  Hohenlolie,  für  die  Wittwe  und  deren  Gläubiger  statt  1722  Rllilr.  docli 
300  Fl.  herauszuarbeiten. 
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einigen  Schutz  zu  gewähren,  wenn  gleich  die  Kosten  für  Erlangung 
eines  solchen  die  Orte  finanziell  ruiniren  mussten.  Von  Buttelstedt 
wird  z.  B.  1640  berichtet,  die  Leute  wären  schon  längst  verdorben, 
»wenn  man  nicht  das  äusserste  Vermögen  angestrecket  und  allen  Vor- 
rath  auf  Salvaguardien  aufgewendet  hätte,  welches  jährlich  viel  ge- 
kostet und  länger  nicht  zu  erschwinden  sein  will«.  Ihre  Aufbringung 
Hess  jedoch  eine  mehr  regel-  und  ordnungsmässige  Erhebung  zu,  als 
die  plötzlichen  und  unmittelbaren  Erpressungen  des  Kriegsvolks.  Wäh- 
rend übrigens  diese  Schutzbriefe  ^)  einzelnen  Städten  Schonung  verschaff- 
ten ,  mussten  die  Dörfer  um  so  mehr  leiden. 

Für  die  Unterthanen  war  es  besonders  drückend,  dass,  wo  über- 
haupt noch  landesherrliche  Abgaben  erhoben  werden  konnten,  die  Güter 
noch  in  demselben  Werthe,  wie  sie  vor  Alters  in  Anschlag  gebracht 
worden  waren,  versteuert  werden  sollten,  da  sie  doch  (1640)  nicht  die 
Hälfte  oder  den  dritten  Theil  so  viel  galten.  Daher  die  oft  wiederholte 
Bitte,  »den  Steueranschlag  zu  mindern  und  auf  jetzigen  gemeinen 
Werth  der  Güter  richten«  zu  lassen.  Wie  später  gezeigt  werden  wird, 
hörten  endlich  Häuser  und  Güter  überhaupt  auf  Objecte  eines  Kaufs 
zu  sein.' 

Unter  solchen  Umständen  waren  natürlich  auch  die  landesherrlichen 
Kassen  vollständig  leer ,  und  die  Fürsten  waren ,  wie  schon  oben  er- 
wähnt worden,  in  die  Nothwendigkeit  versetzt,  ihr  Silbergeschirr  an- 
zugreifen und  Kleinodien  zu  veräussern  oder  zu  verpfänden.  Erueuete 
Anfragen  bei  den  betreffenden  Beamten  wurden  mit  Schilderungen  des 
trostlosen  Zustandes  der  Aemter  beantwortet.  Um  indessen  einen  Ueber- 
blick  über  die,  wenn  auch  nur  theilweise  mögliche  Erhebung  von  landes- 
herrlichen Gefällen  zu  gewinnen,  ergingen  zu  verschiedenen  Zeiten 
»Patente«  an  alle  Schösser  und  Vögte,  an  Städte  und  Gerichtsherren, 
darüber  zu  berichten,  wie  viel  in  den  ihnen  untergebenen  Dörfern  an 
Unterthanen  (Familien),  bewohnten  Häusern  und  an  Vieh  vorhanden, 
desgleichen  wie  viel  Acker  bestellt  und  unbestellt  wären.  Und  gerade 
diesen  Berichten  der  genannten  Beamten,  welche  die  vorgelegten  Fragen 
freilich  oft  nicht  erschöpfend  beantworteten,  indem  sie  nach  ihrer  Auf- 
fassung der  landesherrlichen  Absichten  bald  mehr,  bald  weniger  genau 
und  ausführlich  berichteten  und  Wichtiges,  weil  ihnen  vielleicht  die 
Beantwortung  unmöglich  war,  übergingen,  entnehmen  wir  die  nach- 
folgenden statistischen  Zusammenstellungen.     Vorausgegangene  ähnliche 


5)  Der  schwedische  General  Baner    erthcille    von  Sandersleben  den  12.  Fcluuai' 
und  von  Fieiberg  den  14.  April  1639  einen  solchen  für  Weimar. 
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Ausschreibon  aus  früheren  Jahren,  /..  W.  von  103?)  und  1037*^),  hatten 
mehr  das  militärische,  als  das  volkswirthschaftliche  und  tinanzielle  In- 
teresse im  Auge;  jene  hnden  sich  imr  spärlich  und  vereinzelt,  geben 
auch  nur  Angaben  über  die  wehrhafte  Mannschaft,  über  den  Vorrath 
an  Wallen  und  über  die  vorhandenen  Pferde. 

Wir  beginnen  mit  den  Mittheilungen  aus  dem  Jahre  1040,  welche 
eine  statistische  Zusammenstellung  ermöglichen ,  wobei  hier  zugleich 
erwähnt  sein  möge,  dass  in  Folge  der  verschiedenen  Auffassung  der 
betreffenden  Beamten  hier  weniger  als  bei  einer  zwei  Jahre  später  an- 
geordneten Berichtserstattung  ein  einheitlicher  Plan  zur  Durchführung 
gekommen  ist.  Voran  stehe  die  Volkszählung  der  beiden  wichtigsten 
Städte  W^eimar  und  Jena.  Da  nämlich  in  Folge  der  Durchzüge  und 
Plünderungen  eine  unglaubliche,  aus  stundenweiter  Ferne  herbeigeeilte 
Menge  der  Landbewohner  in  die  Städte  und  hauptsächlich  in  die  Haupt- 
stadt Weimar  flüchtete,  weil  dem  fürstlichen  Hause  die  Schonung  der 
Residenz  gelungen  war,  so  wurde  für  angemessen  gefunden,  eine  »Visi- 
tation der  einheimischen  und  fremden  Personen«  in  Weimar  und  Jena 
vorzunehmen  und  hierzu  der  20.  und  21.  April  1640  festgesetzt.  Dazu 
Beauftragte  (Viertelsmeister)  notirten  in  den  verschiedenen  Stadtvierteln 
von  Haus  zu  Haus  die  Einheimischen  und  Fremden  nach  den  drei  Piub- 
riken:  Männer  und  Weiber,  Kinder,  Gesinde. 

Weimar. 
Einheimische.  Fremde. 

Q  .Männer 

.    ,  ,.       Summa.  und  Kinder, 

smde').  „,  ., 

-'  Weiber. 

Im  Neuenthor -Viertel  I. 
41  188  156  116 

Im  Neuenthor- Viertel  II. 
60  201  145  137 

Im  Neuenthor -Viertel  III. 
62  243  225  177 

Im  Windischen  Viertel. 
89  308  229  176 

Im  Marktviertel. 
70  216  94  78 

6)  In  diesein  Jahre  wurde  zum  Bericlil  aufgefordert,  „wie  viel  jedes  Orls  Eiie- 
mäiiner  und  daneben  erwaclisene  junge  slarke  ledige  Mannspersonen,  ileni  wie  viel 
Pferde  und  allerhand  Vieh  jelzo  zu  befinden". 

7)  Unter  dem  Gesinde  sind  Gesellen  und  Lehrjungen  mit  inbegriffen. 


Männer 

und 
Weiber. 

Kinder 

95 

52 

68 

73 

95 

86 

114 

105 

68 

78 

Ge- 
sinde. 

Summa 

40 

312 

34 

316 

31 

433 

40 

445 

25 

197 
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Einheimische.  Fremde. 

MäniuT  P  Männer  q 

und  Kinder.         .    .'  Summa.  und  Kinder.  .,  .„         Summa. 

Weiber.  ""^  •  Weiber.  ""° 

Vor  dem  Frauenthor  I. 
61  49  28  138  63  44  7  114 

Vor  dem  Frauenthor  II. 
75  60  28  163  147  110  33  290 

Vor  dem  Jacobsthor  auf  dem  Sperlingsberg. 
97  53  7  157  130  78  5  213 

Vor  dem  Jacobsthor. 
97  66  11  174  216  162  17  395 

Vor  dem  Jacobsthor  im  I.  Viertel. 
133  72  17  222  167  49  —  216 

Vor  dem  Jacobsthor  im  IL  Viertel. 
104  70  52  232  224  164  30  418 

Im  Jacobsviertel  I.  Theil. 
97        .  94  71  262  115  158  43  316 

Im  Jacobsviertel  II.  Theil. 
65  61  48  174  168  125  30  323 

In  des  Herrn  Hofrath  Fianke  Behausung. 
5  4  6  15  1113 


1174         929         590         2693  2080         1575         336         3991 

Die  Bewohner  der  Freihäuser  **). 

170  112 

Summa  der  Einheimischen  2863  Summa  der  Fremden  4103 

Die  Gesammtsumme  der  den  21.  April  1040  in  Weimar  Anwesenden 
betrug  somit  6966.  Die  Zahl  der  damals  in  Weimar  einheimischen 
Bevölkerung  verhält  sich  zur  heutigen  (Dezember  1867)  von  14794  wie 
1  :  5,17. 

Weil  Beschwerden  darüber  laut  geworden  waren,  dass  die  Bürger- 
schaft von  Weimar  die  mit  ihrem  Vieh,  mit  Getreide  und  Mobilien 
in  die  Stadt  geflüchteten  Landleute  mit  der  Miethc  allzu  hoch  übernahmen, 
dass  sogar  bei  manchen  Bürgern  von  jeder  Person  und  jedem  Stück 
Vieh  des  Tages  ein  Groschen  und  noch  dazu  von  Kühen,  Schafen  und 
Ziegen  die  Milch,  von  jedem  Malter  Getreide  aber  ein  Scheftel  gegeben 
werden  müsse:  so  schritt  Herzog  Wilhelm  gegen  dieses  Verfahren  ein, 
erinnerte  daran,   dass  »in  Nothfällen  billig  ein  Christ  mit  dem  andern 

8)  In  der  Dienslwolinung  dee  Superintendenlen  Kromeier,  die  zu  den  Frei- 
liüusern  gehörte,  fanden  vier  Pfarrer  mit  iliren  Familien,  d<>r  Calcant,  zwei  Drcsolier 
und  einige  Bauersleute  Aufnahme.     Das  Haus  bewohnten  37  Personen. 
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Leiden  trafen  und  sich  übcrniässi^^en  Abzinsons  enthalten <-  niiisste  und 
befaid  zugleich,  dass  von  Maus  zu  Ilaus  Nachtrage  gehalten  werden 
solle,  wie  hoch  Stuben,  Kammern,  Böden,  Keller,  Küchen  und  Ställe 
nach  Monaten ,  Wochen  oder  Tagen  verniiethet  worden  wären.  Bei 
dieser  Untersuchung  ergab  sich  jedoch,  dass  eine  grosse  Zahl  der  '-ein- 
gelieheten*  Dorfbewohner  bei  verwandten  und  befreundeten  Familien 
wohnte,  ohne  dass  ihnen  überhaupt  etwas  abverlangt  würde;  andere 
zahlten  w'cnigstens  nicht  übertriebene  Preise '•*).  liector  und  Professoren 
in  Jena  verwahrten  sich  entschieden  gegen  diesen  V'orwurf,  »und  wollen 
wir  nicht  hoffen,  dass  von  den  fremden  Leuten  sich  einiger  Mensch 
über  uns  mit  Fug  zu  beschweren  gerechte  Ursache  haben  könne,  indem 
denselben  nun  etliche  Jahre  für  sich  und  mit  ihrem  häuslichen  Voi-rath 
bei  uns  aus-  und  einzukehren  vergönnt,  aber  von  ihnen  nichts  begehret, 
sondern  ihnen ,  ob  sie  etwas  und  wieviel  geben  wollten ,  freigelassen 
worden,  inmassen  auch  die  wenigsten  unter  uns  von  ihnen  etwas  em- 
pfangen oder  genommen«. 

In  Jena  wurde   die   bürgerliche  Bevölkerung  abgesondert  von  den 
»Universitätsverwandten«  gezählt;  die  erstere  betrug: 

Einheimische.  Fremde. 


Männer 

Stadttlieile. 

und 
Weiber. 

Kinder. 

Gesinde. 

Summa. 

Johannisgasse  . 

150 

148 

64 

362 

120 

Leutragasse 

294 

269 

113 

676 

435 

Johannisthor    . 

170 

114 

54 

338 

— 

Löbderthor 

139 

128 

34 

301 

1 

Saalthor      .     . 

134 

93 

42 

269 

2 

Pforte     .     .     . 

52 

38 

IG 

106 

1 

939  790  323  '"j        2052  559 

Die  Universitätsangehörigen : 

112  157  102 371  311 

1051  947  425  2423  870 

Die  Gesammtsumme  der  am  21.  April  1640  in  Jena  Anwesenden 
(Einheimischen  und  Fremden)  betrug  also  3293.  Die  Zahl  der  damals 
in  Jena  einheimischen  Bevölkerung  verhält  sich  zur  heutigen  (3.  Dez. 
1867)  von  7784  wie  1  :  3,21.  Studenten  waren  nicht  in  Jena,  ausser 
den  sehr  wenigen  aus  der  Stadt  gebürtigen. 


9)  Einige  lisllen  «oclien  -  oder  nionaUveisc ,  Andere  gleich  auf  ein  halbes  Jahr 
gemielhet.  Manche  zahlten  mit  Naturalien,  wie  mit  Gerste,  Hafer,  Buller,  Milch; 
Andere  gaben  die  Woche  für  eine  Familie  2  Gr.,  ein  Pfarrer  auf  ein  hnlbes  Jahr 
für  Stube,  Kämmerlein  und  Küche  5'/2  Fl. 

10)  Nämlich  151  Knechte,  darunter  Gesellen  und  Lehrjungen,  und  172  Mägde. 
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Der  Durchzug  der  Schweden  unter  dem  General  Bauer  im  Dezem- 
ber 1640,  welcher  mitten  im  Winter  den  zu  Regensburg  versammelten 
Reichstag  überfallen  und  den  Kaiser  sammt  allen  Reichsfürsten  gefan- 
gen nehmen  wollte,  hinterliess  trotz  der  Schnelligkeit,  mit  welcher  er 
ausgeführt  wurde,  Spuren  grosser  Verwüstung  in  Thüringen.  Die  Be- 
richte aus  den  Aemtern  sind  voll  Klagen;  den  Aemteru  Jena  und  Bur- 
gau gab  er  Gelegenheit,  neben  dem  verursachten  Schaden  an  Vieh  und 
Gebäuden,  an  gedroschenem  und  ungedroschenem  Getreide,  an  Heu 
und  Stroh,  sowie  an  Hausrath  auch  die  gegenwärtige  Zahl  der  Einwoh- 
ner, das  vorhandene  Vieh  und  Geschirr,  die  Anzahl  der  wüste  liegen- 
den und  der  mit  Winterfrucht  bereits  bestellten,  auch  der  mit  Som- 
merfrucht noch  zu  bestellenden  Aecker  in  nachfolgenden  dreiunddreis- 
sig  Ortschaften  festzustellen. 


fc*  ci 

Ein- 

Ein-    ^ 

m^tamm^^ 

Win- 

Som- 

i\amen 

der 

Ortschaften. 

«0   _~ 

r-     (J     ^ 

woh- 

WOll-    "O 

Rind- 

Wüste   ter- 

mer- 

Anscl 

desS 

dei 

ner 
1640 

ner   '■■  £ 

1867.  i«^ 

vieh. 

Acker. ;  saat 
;    1640 

saat 
-41. 

1.  Wenigenjena    .     .     . 

Fl. 

184 

77 

474 
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4.iJ      11 

3 
\ 

2.  Golmsdorf   .... 

251 

116 

383 

3 

23 

— 

70i    13i 

12i 

3.  Beutnitz  und  Naura 

253 

165 

349 

8 

36 

— 

40|    25 

26^ 

4.  Löberschütz      .     .     . 

240 

102 

223 

1 

19 

5 

52^    111 

11 

5.  Lasan 

128 

59 

99 

1 

20 

9 

77|      9|- 

11 

6.  Rodigast      .... 

388 

35 

107 

2 

3 

5 

135        6i 

15^ 

7.  Beulbar  und  Dmsdorf 

411 

79 

187 

3 

11 

— 

1131    191 

101 

8.  Wogau 

12 

21 

104 

— 

3 

5 

36  !     5L 

H 

9.  Jenapriesnitz    .     .     . 

258 

98 

236 

2 

18 

8 

951 

27 

26| 

10.  Ziegenhain  .... 

231 

77 

325 

1 

29 

3 

87 

1% 

IH 

1 1 .  Camsdorf     .... 

25 

66 

491 

— 

7 

2 

— 

12.  Wöllnitz       .... 

797 

114 

256 

— 

6 

10 

68| 

11 

7 

13.  Lobeda  (Stadt)     .     . 

3736 

175 

752 

2 

36 

30 

100  1  37 

— 

14.  Rutha 

523 

58 

120 

1 

9 

— 

25fi   125 

n\ 

1.    r,           s  P'^i^htleute  . 
lo.  Burgau  ^Unterthanen 

818 

34 

(  Ol  Q 

3 

16 

— 

24     26 

6 

447 

68 

j219    j 

13 

8 

10  !   17 

18 

IG.  Winzerla      .... 

464 

124 

222    4 

24 

9 

39  i  33^ 

24.^ 

17.  Maua 

446 

99 

227  — 

26 

28 

99^  36=1 

36^ 

18.  Rothenstein      .     .     . 

1307 

187 

4791   1 

30 

— 

363f;  50| 

51  i- 

19.  Leutra 

423 

145 

175 

1 

35 

4 

142  i  28 

40 

20.  Klcinkröbitz     .     .     . 

30 

29 

80 

2 

2 

2 

122  '     7] 

2] 

21.  Schorba  

127 

34 

126 

2 

2 

10 

172      14 

22.  Bucha 

97 

97 

324 

1 

15 

19 

125  1  32 

18 

23.  Nennsdorf    .... 

36 

16 

73 

— 

— 

7 

68  '       \ 

1 
2 

24,  Ammerbach      .     .     . 

1221 

127 

299 

2 

21 

32 

142^    35^ 

26  i- 

25.  Münchcnroda    .     .     . 

91 

64 

127 

— 

4 

— 

359|,     4i 

15 

26.  Kötschau     .... 

88 

26 

110 

— 

2 

13 

368 

— 

lU 
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Namen 

der 

Oilschaflfii 

S," «        Ein-     Ein-     ^ 

^  "5  ^    woli- !  woh-    -c  Hind- 

''^^^     ncr       iK-r     >    vidi. 
<^'       Ki'l«.  ,18H7.    - 

Wüsle 
.\(k.r. 

Wiii- 
ter- 
s;inl 
Iti-lO- 

Som- 
mer- 

27. 

Isscrstedt     .... 

11  IG'     90 

292    2I      6 

19 

773^1 

58)^! 

50  i 

28. 

Lützci'ocla    .     .     .     . 

40'     16 

97  —       2 

G 

74V 

— 

29. 

Cospeda       .... 

32Gi     88 

223^   1     10 

14 

2G8', 

23 : 

28 

30. 

Closewitz     .... 

8G      69 

167 

—    — 

6 

212 

— 

— 

31. 

Ilainichen    .... 

269!     66    198 

2     12 

8 

— 

13^; 

16 

32. 

Löbstedt      .... 

10ö2!     93:  273'— 1    17 

5 

41  i 

28  i 

40^ 

33. 

Göschwitz    .... 

53G      49i   124—1    20 

— 

28 

24 

21 

SunuiKi 

1G52G27G3  7941  4G  403 

250 

4339i 

594i 

558 

Die  Suinrae  des  gesammten  Schadens  der  Aeintei-  Jena  und  Bureau 
wird  um  so  bedeutender,  als  das  Land  nach  mehrmals  vorausgegange- 
nen Ausplünderungen  schon  gänzlich  verarmt  und  an  die  Möglichkeit 
des  Ersatzes  zunächst  nicht  zu  denken  war.  Die  Zahl  der  wüste  lie- 
genden Aecker  begreift  nur  diejenigen,  welche  jüngst  noch  bebaut  wur- 
den, während  die  ferner  liegenden  und  weniger  fruchtbaren  aus  Man- 
gel an  Vieh  und  Saatgetreide  schon  längst  öde  lagen  und  nicht  mit 
berechnet  wurden.  Einzelne  Orte,  wie  Wenigenjena,  Camsdorf  und  Zie- 
genhain, betrieben  fast  keinen  Ackerbau,  sondern  die  Bewohner  arbei- 
teten als  Tagelöhner  in  Jena  und  als  Weinbergsarbeiter'*).  Manche 
Ortschaften  waren  bei  früheren  Durchmärschen  schon  theilweise  nieder- 
gebrannt, Rutha  sogar  zweimal.  Wie  sehr  die  Einwohnerzahl  schon 
durch  die  Kriegsjahre,  durch  Noth  und  Krankheiten  geschwächt  war, 
lässt  sich  leider  nicht  feststellen.  Die  Zunahme  der  Bevölkerung  von 
1640  bis  1867  beträgt  187,4  pro  Cent.  Unter  jenen  2763  Einwohnern 
befanden  sich  528  Ehepaare,  46  Witwer,  216  Witwen,  1320  Kinder, 
unter  welchen  auch  die  zwar  erwachsenen,  aber  noch  ledigen  Personen 
mitgezählt  sind,  64  Knechte  und  61  Mägde.  Die  Zahl  der  Witwen, 
bei  allen  Volkszählungen  aus  jeuer  Zeit  sehr  bedeutend,  übersteigt  hier 
sogar  die  der  Witwer  um  369  p.  Cent. 

Unter  den  493  Stück  Rindvieh  befanden  sich  55  Ochsen,  426  Kühe 
und  12  Kälber;  manches  Stück  war  nicht  Eigenthum,  sondern  nur  ge- 
njiethet'^).  Sämmtliche  dreiunddreissig  heute  den  Justizämtern  Jena, 
Dornburg  und  Bürgel  angehörigen  Ortschaften  haben  jetzt  neben  398 
Pferden  und  3250  Stück  Rindvieh  noch  7446  Schafe  und  1403  Ziegen, 


11)  Unter  den  18  Naclibarn  Ziegenhains  waren    11  Weinarbeiler ,    ein  Schulmei- 
ster, ein  Hopfenarbeiler,  ein  Böltclier,  ein  Hirte,  ein  Taj^elöliner  und  ein  Bettler. 

12)  Die  jährliche  iMielhe  für  eine  Kuh  betrug  2  Fl.  6  Gr. 
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während  sie  im  Jahre  1640 — 41  zusammen  nur  127  Schafe  und  Ziegen 
zählten.  Schweine  fehlten  gänzlich.  In  allen  genannten  Orten  gab  es 
nur  noch  4  Wagen,  33  Karren  und  53  Pflüge. 

Nachstehende  statistische  Tabelle  enthält  vierund vierzig  weimari- 
sche Orte,  das  preussische  Dorf  Ringleben  und  die  zwei  gothaischen 
Aemter  Schwarzwald  (Georgenthal)  und  Friedrichroda  mit  einundzwan- 
zig Ortschaften. 


Namen 

Familien. 

Häuser, 

Hau-       . 

ser.  i  -D 

Riiiil 

Acker, 

der 

be- 
wohnt. 

unbe- 
wohnt. 

lA  1 1 1  u  ~ 

vieh. 

Ortschaften. 

1640. 

1867. 

1867. 

cü 

bestellt. 

unbest. 

34.  Neuniark 

(Stadt)    .     . 

33 

126 

34 

69 

123 

2 

6 

300 

2210 

35.  Buttelstedt 

(Stadt)    .    . 

92^3) 

224 

117 

35 

203 

8 

48 

338 

36.  Hottelstedt 

26 

62 

29 

25 

62 

3 

25 

146 

577 

37.  Ottnianns- 

hauscii    .     . 

32 

71 

39 

35 

68 

10 

9 

148 

626 

38.  Ballstedt   . 

5 

48 

5 

32 

48 

— 

— 

3 

617 

39.  Ulrichshal- 

ben   .     .     . 

34 

99 

34 

31 

99 

6 

5 

186 

1452 

40.  Schwerstedt 

40 

93 

19 

37 

82 

1 

5 

39 

548 

41.  Weiden 

13 

26 

13 

21 

26 

1 

5 

64 

296 

42.  Haindorf   . 

20 

31 

2 

19 

31 

— 

1 

17 

432 

43.  Krautheim 

27^*) 

128 

27 

75 

104 

— 

— 

46 

365 

44.  Denstedt    . 

4 

57 

11 

7 

56 

— 

h 

105 

128 

45.  Rodigsdorf 

6 

42 

11 

4 

42 

1 

7 

178 

123 

46.  Schwabs- 

dorf  .     .     . 

4 

31 

7 

5 

29 

1 

1 

200 

36 

47.  Stissenborn 

6 

54 

15 

3 

54 

1 

10 

331 

22 

48.Kleincroms- 

dorf   .     .     . 

4 

41 

4 

2 

36 

1 

2 

37 

67 

49.  Daasdorf  b. 

Buttelstedt . 

3 

52 

3 

5 

51 

— 

2 

17 

89 

50.   Heichel- 

heim  .    .    . 

19 

51 

23 

21 

50 

6 

— 

360 

270 

51.  Ossmann- 

stedt  .     .     . 

22 

134 

31 

45 

121 

4 

13 

240 

1950 

52.  Wallichen 

7 

33 

9 

18 

32 

— 

— 

18 

88 

53.  Kiliansrode 

14 

47 

18 

10 

46 

1 

4 

34 

330 

13)  Buttelstedt  halle  im  Februar  1632  noch  635  Einwohner,  13  Pferde,  42  Kühe, 
42  Schafe. 

14)  Kraulheim  iialtc  nocli  TÜEinw.;  im  vorliergegaiigenen  Jalirc  waren  li3  Men- 
schen Hungers  gestorben. 
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O.    K  Im 


Namen 

der 

Orlschafton. 

F.tiiiil 
1640. 

en. 

181)7. 

Häuser, 

Häu- 
ser. 

1867. 

Rind- 

Nirl, 

btsunt. 

ker, 
unbest. 

54.  Isserode     . 

:;() 

44 

30 
30 

U 

44 

""2 

17 

6:^ 

762 

55.  liösleben    . 

'je. 

7i) 

16 

79 

6 

6»''') 

316 

1814 

56.  Thalborn   . 

— 

25 

25 

— 

— 

— 

57.  Ebcrstedt  . 

31 

53 

40 

5 

53 

3 

18 

82 

443 

Amt  Kapel- 
lendorf "^). 

58.  Kapellcn- 

dorf   .     .     . 

43 

81 

44 

35 

81 

8 

12 

190 

300 

5!).  liannner- 

stedt  .     .     . 

22 

52 

16 

28 

52 

3 

6 

405 

405 

60.  Franken- 

dorf .     .     . 

7 

61 

7 

16 

52 

2 

3 

60 

660 

61.  liohlstedt  . 

10 

25 

9 

25 

25 

3 

3 

210 

420 

62.  Hermstedt 

23 

50 

15 

24 

50 

— 

— 

90 '7) 

930 

63.  Stobra  .     . 

23'«) 

53 

18 

22 

51 

— 



50 

300 

64.  Gross- 

schwabhau- 

sen    .     .     . 

18 

65 

14 

40 

65 

— 

— 

18 

1121 

Amt  Tonn- 

dorf 1^). 

65.  Tonndorf  . 

69 

156 

65 

65 

147 

5 

15 

60 

970 

15)  Hatzfeld'sches  Kriegsvolk  halle  1639  aus  Bösleben  die  ganze  Rindvieldieerde 
weggetrieben. 

16)  In  den  sechs  Orten  des  Amtes  Kapeilendorf  gab  es  nocii  66  Schafe  und 
2  Ziegen. 

17)  Mit  Mensclien  gepflügt  und  auf  Braclie,  Ruhr  oder  Stoppeln  gesäet. 

18)  Der  Rest  der  Einwohner  wollte  nach  dem  Voigtlande  wandern  und  dort 
seine  Nahrung  suchen. 

19)  Im  Amte  Tonndorf  waren  in  dem  vorausgegangenen  Jahre  165  Personen 
Iheils  zu  Hause,  theils  ausserhalb  gestorben,  die  meisten  aber  vor  Hunger  versciimacli- 
let.  Bauerngüter,  deren  Besitzer  geflohen  oder  umgekommen  waren,  manche  bis  zu 
180  Äcker  enthaltend,  lagen  schon  seit  mehreren  Jahren  unbebaut.  Aus  Tonndorf 
berichtete  der  Sciiösser:  „Um  das  mir  anbefohlene  Amt  hat  es  eine  gar  armselige 
und  erbärmliche  Beschaffenheit  und  einen  solchen  elenden  Zustand,  dass  nicht  allein 
dasselbe  wegen  der  vielen  Durchzüge  und  überhäuften  Kriegsanlagen  in  Grund  er- 
schöpfet und  verderbet,  sondern  es  ist  auch  dabei  zu  besorgen,  obgleich  in  Religions- 
sachen noch  zur  Zeit  Keine  öffenlliche  Reformation  oder  Verfolgung  angestellt,  es 
werde  das  Licht  des  heil.  Evangelii  verlöschen,  weil  Pfarrherren  und  Schuldiener  auf 
dem  Lande  von  dem  armen  ausgesogenen  und  ausgezogenen  Bauersmann  ihre  Unter- 
haltung  nicht   haben;    noch    weniger   können    bei  solcher  Zeit  die  Leute  ihre  Kinder 
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Namen 

Familien. 

Häuser, 

Häu- 
ser. 

1867. 

0^ 

Rind- 
vieli. 

Acl 

<er, 

der 

be- 
wolmt. 

unlie- 
vvohnt. 

Ortschaften. 

1640. 

1867. 

bestellt. 

unbest. 

60.  Tiefengru- 

ben    .     .     . 

26 

54 

27 

23 

53 



7 

15 

817 

67.  Hohenfel- 

den    .     .     . 

28 

48 

28 

30 

48 



2 

17 

222 

68.  Meckfeld  . 

7 

23 

7 

17 

23 



— 

— 

.529 

69.  Gutendorf 

7 

37 

9 

14 

37 



— 

468 

70.  Klettbach 

10 

74 

10 

56 

74 

— 

— 

3 

324 

7 1 .  Göttern 

26 

41 

25 

23 

34 

3 

4 

19 

611 

72.  Ottstedt  b. 

Magdala 

30 

42 

42 

2 

7 

28 

602 

73.  Kleinlohma 

5 

25 

5 

11 

24 

— 

— 

15 

285 

74.  Klein- 

schwabliau- 

sen  '^")     .     . 

20 

45 

13 

18 

43 

1 

1 

18 

552 

75.  Riethnord- 

hausen    .     . 

25 

191 

24 

141 

188 

— 

1  2n 
1    ) 

4013 

76.  Mittelhau- 

sen ^^)     .     . 

40 

194 

27 

138 

185 

2 

4 

75 

2790 

77.  Oldisle- 

beu''*^^    .     . 

54 

346 

54 

72 

278 

11 

5 

135 

1785 

78.  liingleben . 

(24) 

(23) 

(54) 

2 

5 

70 

1270 

zur  Schule  und  noch  viel  weniger  zum  Sludiren  halten,  dass  bei  den  alten  Priestern, 
die  allgemach  absterben,  auch  wohl  aus  Hungersnoth  aus  dem  Lande  ins  Elend  gehen 
müssen,  junge  erzogen  werden  möclilen,  wie  ehedem  geschehen." 

20)  In  Kleinlohma  sind  Liclilmess  1637  gegen  11  und  in  Kleinschwabhausen 
18  Häuser  mit  Scheunen  und  Stallen  von  den  Soldaten  abgebrannt  worden. 

21)  Der  halbe  Acker  war  nur  behackt  worden;  von  Sommerbestellung  ist  bis  auf 
einige  Krautpflanzen  keine  Rede.  In  dini  grossen  Dorfe  mit  seiner  ausgedelinten 
Flur  war  nicht  ein  einziges  Stück  Vieh  vorhanden. 

22)  Die  Dörfer  in  der  Nähe  Erfurts  hallen  zwar  beim  Durchmarsche  Baner's 
nicht  gelitten,  aber  desto  übler  lialte  die  Erfurt  blockirende  Armee  im  Frühling  1640 
gehaust  und  namentlich  auch  das  grosse  Dorf  IMittelhausen  gänzlicli  ruinirt,  so  dass 
selten  nur  noch  über  zehn  Personen  sich  daselbst  aufhielten.  Die  wenigen  bebauten 
Aecker  waren  von  Bürgern  Erfurts  oder  von  daselbst  liegenden  schwedischen  Officie- 
ren  bestellt  worden. 

23)  Aus  Oldislebcn  berichtet  der  Schösser,  der  Acker  trüge  nur  „hochslöckelichte 
Disteln,  Gras  und  anderes  Gesiröde"  und  das  Wenige,  welches  besamet  wäre,  frässen 
die  Mäuse.  An  Pferden  waren  nur  11,  meist  unbrauctibare,  vorbanden,  während  vor 
dieser  Zeit  die  Besitzer  an  die  90  Pferde  gehabt.  Sonst  halle  jeder  ,, dienstbare" 
Bauer  zwei  Wagen  ,  jetzt  gab  es  im  Ganzen  nur  noch  zwei  Wagen  und  drei  Karren. 
Der  Ort  zählte  eliedem  350  Stück  Rindvieh,  400  Schweine  und  250  Schafe. 


10 

0. 

Kill^ 

' 

^riiiK  II 

I'';itiiili 

Ml. 

Häuser, 

Hau- 
Rcr. 

<ü 

Rinil- 

Acker, 

d('r 

-   _^ 

,     • 

w 

lilllU- 

OrtscIialU'ii. 

1640.    • 

18(i7. 

.S5 

1807.    ^ 

\  \*'r. 

liCHlellt. 

unbesl. 

Amt   Sclnviuz- 

waltl. 

7i).  (jeorgen- 

1 

tluiP'»)    .     . 

10 

183 

18 

2| 

1121 

2 

28 

8 

20 

80.  Tainbach    . 

200 

482 

123 

57 

333 

27 

201 

124 

200 

Sl.Dietharz    . 

50 

150 

50 

48 

107 

3 

33 

4 

10 

82.  Ilüheukii- 

chen  .     .     . 

73 

193 

64 

48 

147 

9 

02 

173 

742 

83.  Ilencnhüf 

34 

HO 

30 

14, 

103      9 

55 

91 

217 

84.  Grät'enhain 

51 

259 

51 

19 

168    13 

65 

72 

151 

85.  Nauendorf 

21      ' 

81 

22 

10 

58 

4: 

12 

27 

52 

80.  Catterfckl . 

41 

107 

43 

29 

121 

i; 

34 

14 

11 

87.  Schönau    . 

58 

183 

65 

3i 

165 

6 

63 

76 

74 

88.  Cobstedt    . 

18 

48 

17 

23 

46 

21 

— 

65 

450 

Amt  Fricdrich- 

rude. 

89.  Friedrich- 

rode . 

107 

015 

135 

75 

398 

10 

123 

113 

111 

90.  Ernstrode  . 

75 

138 

62 

30 

120 

21 

28 

191      ] 

91.  Wipperode 

92.  Cumbach   . 

13 

49 

12 

9 

43 

11 

12 

64      1 

17 

33 

13 

3 

33 

3 

20 

32 

93.  Rödichen  . 

20 

78 

25 

2 

Ol 

14 

50 

92 

94.  Cabarz  .     . 

09 

173 

64 

5 

136 

18 

90 

78 

95.  Tabarz  .     . 

27 

189 

25 

1 

130 

11 

37 

19 

90.  Finsterber- 

>    182 

gen    .     .     . 

47 

210 

42 

3 

155 

4 

69 

33 

97.  Altenber- 

1 

gen    ..     . 
98.  Engelsbach 

25 

77 

21 

3 

63 

11 

34 

22 

10 

39 

13 

3 

33 

4 

10 

9 

99.Zella   St. 

1 

1 

Blasii      .     . 

147 

509 

1  126 

22 

'\  335 

1 

6 

,   133 

28 

Summa 


5753 


34852 


2079  l7237|2001  1790!59ie!2881385 
Mit  Ausnahme  des  gänzlich  verwüsteten  und  unbewohnten  Dorfes 
Thalborn,  des  preussischen  Dorfes  Ringleben,  dessen  gegenwärtige  Fa- 
milienzahl dem  Verfasser  nicht  zur  Hand  steht,  hatten  die  übrigen 
vierundsechzig  Ortschaften  mit  durchaus  ländlicher  Bevölkerung  2073 
Familien.   Diese  Familienzahl  ist  jetzt  auf  7273  gestiegen  und  hat  sich 


24)  In  Georgenthal    sammt   den    folgenden    neun  Orten  die.ses  Amtes   (Scli\Tarz- 
wald)  befanden  sich  noch  462  Schafe  und  70  Ziegen. 
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somit  seit  1640  uin  250,8  p.  Cent  vermehrt.  Bei  der  vom  Jahre  1640 
aiigegebeiien  Familienzahl  ist  übrigens  nicht  zu  vergessen,  dass  nur  die 
zur  Zeit  der  Zählung  gerade  in  den  Ortschaften  noch  sich  aufhaltenden 
Familien,  nicht  aber  die  in  die  Städte  oder  in  die  Ferne  geflüchteten, 
also  immerhin  noch  lebenden,  aufgezählt  sind.  Wollte  man  ferner  von 
der  Zahl  der  Familien  nach  einem  sonst  üblichen  Durchschnitte  auf  die 
Kopfzahl  der  Bewohner  einen  Schliiss  machen,  so  darf  nicht  ausser 
Acht  bleiben,  dass,  wie  durch  Krieg,  Hunger  und  Elend  die  Zahl  der 
l'"aniilien  geschwächt,  so  auch  der  Gehalt  derselben  an  Personen  gewiss 
in  gleichem  Verhältnisse  gemindert  war. 

Die  Zahl  der  bewohnten  Häuser  mit  Ausschluss  von  Thalborn,  Ott- 
Htedt  bei  Magdala ,  dessen  Häuser  nicht  augegeben  sind,  und  Kingleben 
botrug  2001 ,  die  der  unbewohnten ,  beziehungsweise  zerfallenen  und 
verbrannten  1790.  Von  der  Gesannntsumme  der  Häuser  —  3791  — 
waren  also  47,2  p.  Cent  wüste  und  unbewohnt.  Die  jetzige  Häuserzahl 
—  5916  —  ist  gegen  die  Gesammtzahl  der  im  Jahre  164(t  bewohnten 
und  unbewohnten  um  35,9  p.  Cent  gestiegen. 

Bezüglich  der  Ackerbestellung  ergeben  die  statistischen  Feststel- 
lungen, dass  mit  Ausschluss  Thalborns  und  der  kleinen  Stadt  Buttel- 
stedt,  von  welclier  die  Notizen  über  die  Zahl  der  unbebauten  Aecker 
fehlen,  in  den  übrigen  vierundsechzig  Ortschaften  5753  Acker  bestellt 
waren,  dagegen  34,852,  also  85,83  p.  Cent  öde  und  unbebaut  lagen. 
Am  wenigsten  ungünstig  w^aren  die  wirthschaftlichen  Zustände  in  den 
einundzwanzig  Ortschaften  der  guthaischen  Aemter  Schwarz wald  (Geor- 
genthal) und  Friedrichroda,  wo  die  Zahl  der  verödeten  409  zu  den  be- 
wohnten 1033  Häusern  nur  wie  1  :  2,52  und  die  Zahl  der  bestellten 
1335  zu  den  unbestellten  2232  Ackern  sich  wie  1  :  1,67  verhielt.  Das 
Amt  Friedrichroda  liatte  nämlich  wegen  seiner  Lage  an  und  auf  dem 
Thüringer  Walde  weniger  als  die  in  der  Ebene  liegenden  Orte  durch 
Plünderung  gelitten,  wie  schon  aus  dem  Viehstande  ersichtlich  ist;  es 
besass  sogar  noch  509  Scliafe.  Der  aussergewöhnliche  Pferdestand  von 
76  Stück  für  das  Amt  Schwarzwald  und  113  für  Friedrichroda  stand 
nicht  im  Verhältuiss  zur  Ackcr/ahl,  sondern  diente  zum  Transport  der 
Walderzeugnisse,  als  Holz,  Bretter,  Kohlen,  Eisen.  Weil  Stahl-  und 
Eisenhämmer  in  den  Aemtern  Schwarzwald  und  Friedrichroda  danieder 
lagen,  hatte  aller  Verkehr  aufgehört,  »daher  Kohlenbrenner  und  andere 
Waldleute  durch  Hunger  und  Kununer  bezwungen  werden  sich  in  Krieg 
und  Fremde,  an  Harz,  Frankenland  und  Bheinstrom  zu  begeben  und 
müssen  diejenigen,  so  noch  zu  Hause  sind,  meistentheils  durch  die 
Schubkarren  sich  und  die  Birigen  ernähren«.  Vor  dem  herannahenden 
XIV.  -2 
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Kriegsvolk  hatten  die  Leute  l'fenU;  und  Rindvieh  in  die  Schluchten  des 
nahen  Gebirges  getlüchtet. 

Im  rialire  1042  (10.  Junii  winden  von  Weimar  aus  von  Neuem 
Veranstaltungen  getroffen ,  die  Stcuerfähigkeit  der  einzelnen  Orte  zu 
ermitteln,  und  zu  diesem  /wecke  Connnissarien  mit  der  "Landesvisita- 
tion<'  beauftragt.  Laut  ihrer  Instruction  sollten  diese  vor  allen  Dingen 
die  alten  Steuerregister,  nach  welchen  man  seither  die  ordinär  und 
extraordinär  Steuern  reguliret ,  vorlegen  lassen  und  -mit  Kieiss  exami- 
niren,  ob  darin  bei  einem  oder  dem  andern  etwas  geändert  und  ver- 
fälscht, auch  wie  viel  seit  KV')')  an  den  ordinär  und  extraordinär  Steuern 
bis  auf  dato  von  den  Einnehmern  und  Unterthanen,  auch  derer  von  Adel 
Erbgütern  entrichtet  woiden«.  In  allen  Städten,  Aemtern  und  Liirfern 
sollten  sie  sich  durch  die  Untereinnehmer,  Zehentmeister  und  wer  sonst 
die  Einnahme  gehalten,  »nicht  allein  richtige  Ilegister  und  Verzeich- 
nisse, sondern  auch  im  Falle  Vermerks  einiger  Unrichtigkeit  oder  Un- 
terschlags von  jedem  Einnehmer  seine  Bekenntnisse,  Zettel  und  Steuer- 
büchlein vorlegen  lassen  und  gegen  die  Untereinnchmer  und  Zehentmei- 
ster Register  halten  und  conferiren«.  Die  Commissarien  sollten  ferner 
unter  Beiziehung  der  Schösser,  Vögte  und  Bürgermeister  über  den  Zu- 
stand der  Grundstücke,  der  Häuser,  die  Zahl  der  Bewohner  und  des 
Viehstandes  berichten.  Eine  eingehendere  Specification  schien  beson- 
ders wünschenswerth.  Bezüglich  der  Einwohner  sollten  Eheleute,  Wit- 
wer, Witwen,  erwachsene  ledige  Personen,  Kinder  und  Gesinde  geson- 
dert angeführt,  bezüglich  der  Häuser  die  bewohnten,  unbewohnten  und 
zerstörten  getrennt,  auch  Winter-  und  Sommerbestellung  einzeln  ange- 
geben werden.  Dessen  ungeachtet  scheinen  die  damit  beauftragten  Be- 
amten ihrer  Aufgabe  sich  nicht  gehörig  bevaisst  worden  zu  sein;  frei- 
lich war  auch  die  Ermittelung  sehr  schwierig,  indem  sich  die  Verhält- 
nisse oft  schnell  änderten.  Die  Bevölkerungsfrage  war  schon  deshalb 
schwer  zu  beantworten,  weil  die  E^inwohner.  um  ihren  Lebensunterhalt 
auswärts  zu  suchen ,  bald  in  die  Fremde  zogen ,  bald  nach  wochenlan- 
ger Abwesenheit  wieder  heimkehrten,  ebenso  wie  die  in  die  Städte  Ge- 
flüchteten ab  und  zu  nach  ihrem  heimathlichen  Herde  auf  den  Dörfern 
sahen.  Diese  Umstände  mussten  natürlich  die  Angabe  der  bewohnten 
Häuser  erschweren;  eben  deshalb  variiren  auch  die  Angaben  aus  dem- 
selben Jahre  oft  nicht  unwesentlich.  Die  meisten  Gemeindebehörden 
berichteten  daher  nicht  immer  in  völlig  correcter  Weise,  Hessen  wohl 
auch  manche  Frage  unbeantwortet,  woraus  sich  die  Lücken  zumal  auch 
in  den  früheren  Tabellen  erklären. 

In    der   nachstehenden    tabellarischen   üebcrsicht    sind    theils    der 
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Kürze  wegen,  theils  weil  Kinder  und  erwachsene  ledige  Personen  trotz 
der  Vorschrift  häufig  nicht  getrennt  angegeben  sind,  die  verschiedenen 
IJevölkerungsrubriken  zusanimengefasst ;  die  zerstörten  und  abgebrann- 
ten Häuser  sind  den  unbewohnten  beigezählt,  da  letztere  nach  kurzer 
Zeit  ohnedies  der  Zerstörung  durch  Wind  und  Wetter,  sowie  auch  durch 
Menschenhand  verfielen ,  so  dass  unbewohnt  und  zerfallen  fast  gleich- 
bedeutend waren. 

Nachfolgende  Ortschaften ,  sämmtlich  andere  als  die  vom  Jahre 
1640  aufgeführten,  liegen  in  einem  Umkreise  von  etwa  sechs  Stunden 
um  Weimar. 


Namen 

Einw 

ohner. 

Häuser, 

Häu- 
ser. 

1867. 

i 

Acb 

er, 

der 

be- 
wohnt. 

unbe- 
wohnt. 

Ortschaften. 

1642. 

1867. 

bestellt. 

unbest. 

Amt  Weimar. 

1.  Taubach  .     .     . 

163 

461 

25^ 

(90) 

4 

25 

458 

398 

2.  Mellingen      .     . 

382 

906 

89 

37 

182 

1 

51 

813 

880 

3.  Lehnstedt     .     . 

133 

351 

(73) 

G 

3 

390 

— 

4.  Wiegendorf 

12 

132 

7 

9 

25 

1 

— 

108 

375 

5.  Tieffurt    .     .     . 

136 

380 

29 

29 

66 

4 

20 

184 

118 

6.  Kleinobringen   . 

76 

217 

(43) 

5 

4 

216 

— 

7.  Ettersburg    .     . 

68 

253 

(48) 

4 

8 

259 

161 

8.  Gaberndorf  .     . 

219 

463 

54 

22 

100 

15 

61 

438 

201 

9.  Tröbsdorf     .     . 

85 

243 

25 

7 

51 

6 

22 

270 

162 

10.  Daasdorf  a.  B. 

37 

136 

10 

18 

27 

4 

2 

277 

67 

11.  Ulla     .... 

4 

166 

2 

2 

35 

40 

20 

12.  Ottstedt  a.  B.  . 

(284) 

8 

22 

60 

43 

207 

13.  Gelmeroda    .     . 

101 

208 

(39) 

271 

— 

14.  Niedergrunstedt 

132 

310 

39 

14 

59 

1 

25 

378 

427 

15.  Obergrunstedt  . 

56 

184 

13 

17 

34 

4 

3 

139 

222 

16.  Troistedt      .     . 

62 

213 

16 

4 

47 

1 

11 

65 

— 

17.  Schoppendorf    . 

20 

112 

(26) 

— 

1 

19 

— 

18.  Possendorf   .     . 

96 

183 

(41) 

4 

32 

250 

136 

19.  Legefeld  .     .     . 

104 

282 

25 

11 

55 

4 

11 

155 

385 

20.  Buchfahrt     .     . 

105 

170 

26 

26 

32 

7 

14 

135 

337 

21.  Grossobringen  . 

178 

580 

54 

56 

112 

10 

13 

496 

716 

22.  VoUersroda  .     . 

35 

132 

7 

4 

42 

2 

8 

94 

386 

Amt  Oberweimar  2'^). 

2.3.  Oberweimar 

223 

87(; 

41 

2 

157 

14 

28 

773 

396 

25)  Die  unausgefülMen  Stellen  kommen  von  der  mangclhaflen    Speoificalioii    her. 

26)  Im  Jahre  1632  züiille  das  Dorf  Olierweimar  292,  Umpferstädt  316,  Khrings- 
dorf  125  und  das  ganze  Amt  733,  im  Jahre  1642  aber  nur  430  Einwohner,  folglich 
41,3  p.  Cent  weniger. 

o  * 
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0.   Kins, 


N.imen 

Eiiiwoliiicr. 
1()12.      iyt)7. 

llciu.- 

er, 

lliiU 

8  er. 

,^ 

1/ 

Atk 

er, 

der 

1    c 

•^  9 

il' 

18<57.     ^      i 

Ortscliyflen. 

bL-si.-llt. 

iiribc>t. 

24.  Uini)l'erstLMlt 

118 

410 

29 

54 

Hl 

12     13 

635 

1094 

25.  Ehiingsdort' 

89 

564 

25 

12 

106 

1 

21 

129 

211 

Voigtei  Maf^daki. 

2b.  Magdala  (Stadt) 

141 

792 

37 

21 

149 

2 

20  i 

255 

888 

27.  Ottstedt  b.  Mag- 

dala    .... 

64 

180 

19 

6 

42 

3 

8 

200 

457 

28.  Dübritschen 

r,G 

207 

18 

15 

44'    3'    1 

55 

431 

Voigtei  Gebstcdt. 

29.  Gebstedt")  .     . 

155 

288 

49 

29 

65 

9  1  12 

696 

90V) 

30.  Neusted  t .     .     . 

53 

133 

15 

12 

25 

5i 

247 

,     379 

31.  Reisdorf  .     .     . 

43 

398 

14 

46 

83 

71 

951 

32.  Burghäseler 

(66) 

(17) 

4 

26 

33.  Ködderitzsch     . 

36 

131 

13 

8 

29 

123 

432 

Voigtei  Schwan- 

see ^'*). 

34.  Schwansee    .     . 

7 

237 

3 

21 

43 

— 

— 

— 

516 

35.  Kleinrudestedt  . 

— 

301 

— 

56 

69 

— 

— 

— 

678 

36.  Grossrudestedt . 

48 

1008 

14 

156 

211 

3 

— 

40 

2512 

37.  Grossmölsen^^) 

93 

289 

25 

69 

66 

15  i  16 

565 

941 

38.  Eberstedt     .     . 

123 

244 

37 

17 

53 

4    12 

150 

505 

39.  Mai-ktvippach    . 

64 

412 

32 

25 

86 

8 

5 

200 

760 

40.  Buttstedt  (Stadt) 

735 

2467 

182 

80 

399 

35 

71 

1155 

1534 

41.  Rastenberg 

3o^ 

(Stadt)     .     .     . 

502 

1269 

132 

49 

234 

28 

91 

887 

815 



27)  Die  Bauern  zu  Gebstedt  halten  jährlich  61  erfurlische  Malter  Gelreideziiis 
zu  geben,  was  sie  seit  .Jahren  schon  niclit  mehr  konnten,  „und  wenn  man  darauf 
dringen  sollte,  so  müssten  sie  ihre  Güter  mit  dem  Rikken  ansehen".  —  In  der  Voig- 
tei Gebstedt  hatte  der  .\cker  168  Ruthen,  und  30  Acker  bildeten  eine  Hufe. 

28)  In  der  Voigtei  Sciiwansee  hatten  die  einzelnen  Orte  1633:  Schwansee  111 
Einw.  und  24  Häuser,  Kleinrudestedt  187  Einw.,  Grossrudestedt  430  Einw.  und  170 
Häuser. 

29)  In  Grossmölsen  waren  232^  Acker  Feld  und  13|,  .Acker  Wiesen  ganz  her- 
renlos. 

30)  Ein  Acker  zu  Buttstedt  und  Rastenberg  hatte  168  einfache  Ruthen,  die  Rulhe 
zu  8  Ellen  gerechnet. 
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Kam  eil 

Einwoliner. 
1642.     1867. 

Häuser, 

Häu- 
ser. 

1867. 

a> 

O) 

Ack 

er, 

der 

be- 
wohnt. 

=1 

Pferc 
Rindv 

Oiischallen. 

bestellt. 

unbest. 

Voigtei  Brembach. 

42.  Grossbrem- 

■ 

1 

bach^^')    .     .     . 

294 

971 

90 

160  ■■  200 

15      3 

418 

1490 

43.  Kleinbrembach 

33 

528 

9 

44     119 

1 

13 

707 

44.  Vügelsberg^^)   . 

113 

868 

78 

61  1  190 

4 

— 

123 

1677 

45.  Sprötau    .     .     . 

33 

382 

15 

78       82 

1 

— 

30 

2010 

46.  Vippachedel- 

hausen     .     .     . 

135 

585 

39 

89     122 

10 

16 

263 

1537 

47.  Olbersleben  .     . 

250 

919 

55 

120     179 

19 

5 

478 

1883 

48.  Gutmannshau- 

1 

sen  ^^)      .     .     . 

74 

665 

29 

68     145 

2i- 

75 

825 

49.  Niederreissen    . 

35 

255 

2 

12       45 

li  — 

129 

276 

50.  Rohrbach      .     . 

10 

201 

4 

38  1     41 

—  1  — 

41 

859 

51.  Nermsdorf    .     . 

9 

232 

o 

41       52 

1'- 

79 

641 

Amt  Berka. 

52.  Berka  (Stadt)  . 

196 

1527 

62 

72 

290 

3 

55 

270 

841 

53.  Saalborn .     .     . 

41 

245 

12 

11 

49 

5 

49 

253 

54.  Hetschburg  .     . 

38 

174 

11 

6 

37 

2 

12 

67 

234 

55.  Maina      .     .     . 

20 

107 

4 

13 

23 

1 

1 

18 

340 

Die  Unterherrschaft 

Krannichfekl. 

i 

56.  Krannichfekl 

(Stadt)  halb      . 

99 

743 

24 

14 

128 

-(    3 

114 

86 

57.  Dienstedt      .     . 

35 

536 

12 

9 

93 

_l    2 

46 

404 

58.  Rittersdorf  .     . 

44 

315 

9 

14 

56 

—     4 

57 

443 

59.  Stedten  (halb)  . 

28 

58 

6 

4 

11 

—     4 

28 

272 

60.  Haufeld    .     .     . 

23 

155 

5 

10 

27 

—  — 

i     (8) 

61.  Rettwitz  3*)  .     . 

15 

108 

6 

1 

18 

— 

— 

1    (41) 

31)  In  dem  Dorfe  Gros.sbrcinbach  werden  6  Acker  in  einem  jeden  Feld  auf  eine 
jede  Hufe  gerechnet;  der  Acker  hält  300  Ruthen  zu  7  Eilen  und  verlangt  zwei 
Sriieffel  Aussaat.  —  Die  Pferde  waren  gleich  nach  geschehener  Visitation  alle  weg- 
genommen  worden. 

32j  In  Vogelsberg  und  Olbersleben  hielt  die  Knie  wie  in  den  meisten  andern 
Orten  30  Acker  zu  168  Ruthen. 

33)  In  Gulmannshausen  wurden  10  Acker  in  jedem  Feld  auf  eine  Hufe  gerech- 
neli  da  der  Acker  250  Ruthen  zu  71  Ellen  entiiirit,  wurde  er  dem  brembather  .Acker 
gleich  geachtet. 

34)  Rettwitz  ist  beim  Bancr'schen  Durchzug  1640  bis  auf  drei  Häuser  abgebrannt 
worden.     Gleiches  Schicksal  halte  Tannroda. 
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0 

K  i  11  s 

Nitniuii 

Kill" 

iliiiir. 

H.iiiser, 

Hüu 

ser. 

i/ 

Acker, 

(Ut 

18tJ7. 

z 

'2     he 

üllficlwiltfll. 

l()42.  ' 

1867. 

Iclll. 

iiiIhv-I. 

Ü2.  Lcni^efeUr*'')      . 

:5 

26S 

4 

22 

52 

_ 

^ 

(>^) 

63.  Krakeiidoil'  .     . 

21 

173 

5 

20 

36  1 

— 



flO) 

64.  Tannroda 

(Stadt)  ^''j     .     . 

90 

!)69 

34 

22 

179 

— 

9 

70 

636 

65.  KichelborM    .     . 

75 

222 

21 

30 

45 

2 

1 

24 

876 

66.  Saufeld    .     .     . 

6 

290 

C. 

20 

62 

— 

— 

21 

43b 

Herrschaft  Ülanken- 

hain. 

67.  Blaiikciihaiii 

(Stadt)     .     .     . 

118 

2155 

43 

97 

322 

— 

l 

70 

637 

68.  Schwarza      .     . 

8 

173 

2 

22 

37 

— 

— 

7 

627 

6'J.  Rottdorf  .     .     . 

14 

215 

5 

13 

36 

— 

— 

35 

759 

70.  Dörnfeld       .     . 

() 

66 

2 

8 

15 

— 

— 

12 

93 

71.  Hochdorf      .     . 

14 

276 

6 

28 

49 

— 

3 

20 

1177 

72.  Neckerode    .     . 

20 

243 

6 

18 

47 

— 

1 

56 

1159 

73.  Lotschen      .     . 

— 

104 

— 

15 

16 

— 

— 

— 

555 

74.  Grosslohnia  .     . 

21 

138 

7 

15 

27 

1 

1 

54. 

615 

75.  Oettern    .     •     ■ 

(;i 

194 

18 

1 

36 

— 

12 

80 

297 

76.  Göttern   .     .     . 

74 

237 

18 

26 

34 

1 

12 

142 

499 

77.  Kleinlohma  .     . 

8 

139 

2 

10 

24 

— 

— 

15 

345 

78.  Niedersynder- 

stedt    .     .     .     . 

31 

163 

12 

7 

27 

— 

1 

74 

104 

79.  Obersynderstedt 

24 

97 

5 

9 

16 

2 

1 

48 

474 

80.  Söllnitz    .     .     . 

52 

128 

14 

5 

24 

3 

9 

69 

259 

81.  Tronuiüitz    .     . 

23 

148 

7 

14 

27 

2 

1 

75 

195 

82.  Lossnitz  .     .     . 

11 

38 

3 

3 

5 

— 

— 

30 

135 

Summa 

|G959 

32498 

1744 

2226 

5892 

l9^ 

774  14783 

44291 

35)  Lengefcld  hafte  sonst  14  Anspanner  und  15  Hintersiedler.  „Die  Leute  sind 
im  J.  1638  meluenliieils  iiinweggestorben ,  zum  Theil  abgebrannt;  das  Dorf  ist  wüste 
geworden  und  wird  gar  sclnverlicli  wiederum  in  seinen  vorigen  Stand  gebracht  wer- 
den; denn  es  liaben  sich  die  Zinsen  also  auf  die  Güter  gehäuft,  dass  itzo  die  Güter 
niciit  der  Zinsen  würdig,  wird  sich  der  Güter  von  Niemand  angenommen,  und  obgleich 
sich  Jemand  mit  guten  Worten  etwas  zu  kauien  locken  lässt,  so  bleiben  sie  doch 
nicht  beständig  und  gehen  die  Häuser,  so  niciit  abgebrannt,  ilzo  vollends  über  den 
Haufen." 

36)  Der  kleinere  Tiieil  von  Tannroda  gehörte  nebst  Eichelborn  der  Familie  von 
Biinau,  der  grösseic  Theil  nebst  Sanfeld,  hodie  Tliangelstcdt,  der  Familie  von  Gleichen, 
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Rücksicbtlich  der  Bevölkerung  muss  hier  wiederholt  werden .  dass 
die  hier  angegebene  nur  die  in  den  verschiedenen  Orten  effectiv  noch 
vorhandene  begi'eift  und  also  diejenigen  nicht  mit  einschliesst ,  welche 
zwar  noch  Haus,  Hof  und  Güter  in  ihren  Heiniathsorten  besassen,  aber 
theils  in  die  benachbarten  Städte  geflüchtet,  theils  in  die  Fremde  ge- 
zogen waren  und  erst  ruhigere  Zeiten  zur  Rückkehr  abwarteten.  Die 
Volkszählung  in  Weimar  vom  20.  und  21.  April  1641  zeigt,  welche 
Massen  der  Landbevölkerung  in  den  Städten  Schutz  suchten  und  auch 
wirklich  nothdürftig  Platz  fanden.  Die  Bevölkerung  der  oben  aufge- 
führten zweiundachtzig  ^^j  Ortschaften  einschliesslich  sieben  kleiner 
Landstädte  betrug  im  Jahre  1642  nur  6959  Einwohner,  also  nur  21,2 
\).  Cent  der  bis  1S67  auf  32,498  gestiegenen  Einwohnerzahl.  Die  Zahl 
der  Witwen  übersteigt  auch  hier  die  der  Witwer  um  das  Dreifache, 
was  sich  durch  den  Krieg  erklärt,  dem  selbst  viele  verheirathete  Män- 
ner nachzogen. 

Die  Gesammtzahl  der  Wohnstätten ,  von  denen  1744,  also  43,9 
p.  Cent  bewohnt  und  2226,  also  56,1  p.  Cent  unbewohnt,  beziehungs- 
weise zerfallen,  zerstört  oder  niedergebrannt  waren,  betrug  3970  und 
verhält  sich  zu  der  heutigen  Zahl  von  Wohnhäusern  —  5892  —  wie 
1  :  1,48. 

Da  sich  die  Anzahl  der  Familien  vor  dem  dreissigjährigen  Kriege 
nicht  ermitteln  lässt,  so  ist  die  Bekanntschaft  mit  der  Anzahl  der 
Wohnhäuser  um  so  wichtiger,  weil  sie  uns  einen  ziemlich  sicheren  An- 
haltspunkt für  die  Schätzung  der  Volks-  oder  wenigstens  Familienzahl 
darbietet.  P]s  ist  nämlich  nicht  zu  bezweifeln,  dass  in  früheren  Jahr- 
hunderten die  Zahl  der  ländlichen  Familien  gewiss  weit  weniger,  als  es 
in  unseren  Zeiten  wirklich  der  Fall  ist,  diejenige  der  ländlichen  Wohn- 
häuser überstieg ,  weil  vordem  bei  der  weit  leichteren  und  weniger 
kostspieligen  Herstellung  der  Wohnhäuser  und  bei  den  sicherlich  ge- 
ringeren Ansprüchen  an  Corafort  jede  Familie  sich  eher  ihr  eigenes 
Häuschen  verschaffen  konnte,  als  in  unseren  Tagen,  wo  die  steigende 
Zahl  der  Familien  selbst  auf  dem  Lande,  geschweige  denn  in  der  Stadt, 
eine  gleiche  Vermehrung  der  Wohnhäuser  nicht  bedingt.  Vergleichen 
wir  also  von  diesem  Gesichtspunkt  ausgehend  die  Gesammtzahl  der 
Wohnhäuser,  bewohnt  und  unbewohnt,  von  den  in  den  statistischen 
Tabellen  von  1640  und  1642  angegebenen  64  und  74  (zusammen  138) 
Ortschaften   einschliesslich   der   kleinen  Städte   mit  ländlicher  Bevölke- 

37)  Ausgesclilosst'U    sind    liicrvon   jedoch    das   Dorf  Oltsledt  a.  B.  und  der  jetzt 
preussisclie  Ort  Burgliäscler. 
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ruii^^,  so  hokoiiiiiicii  wir  eine  Woliuliüuserziilil  von  7761.  Nehiiioii  wir 
ferner  diese  lläuserzahl  /ugleicli  als  Zahl  der  l''aiiiilieii  und  veriileiclien 
wir  sie  mit  der  heutigen  Faniilienzahl  jener  138  Ortschalten,  welche 
11, OH!)  beträgt,  so  konunen  wir  zu  dem  Fiesultat,  dass  die  IJevölkerun^ 
in  ihrer  Kaniilienzahl  um  .sl,")}  p.  Cent  gewachsen  ist,  sich  also  noch 
nicht  verdoppelt  hat.  Die  ol^en  auf  sichere  Grundlagen  hin  berechnete 
Bevölkerungszunahme  der  Städte  Weimar  und  Jena  kann  natürlich  als 
Massstal)  für  die  ländliche  15evölkerungszunalime  nicht  dienen,  weil  in 
diesen  Städten  ganz  andeic  Verhältnisse  das  Zuwachsen  der  Bevölke- 
rung begünstigten. 

Die  Gesannntsuinme  der  in  den  vorgenannten  Orten  bestellten  Fel- 
der beträgt  14,783  Acker,  die  der  unbestellten  44,291  Acker,  also  die 
dreifache  Zahl  im  Durchschnitt.  Wie  schon  das  Verhältniss  der  be- 
NYühnten  zu  den  unbewohnten  Häusern  in  den  zunächst  um  Weimar 
gelegenen  Orten  als  ein  günstigeres  erscheint,  so  ist  es  auch  in  Bezug 
auf  die  Aussaat.  Im  Amte  Weimar  überwiegt  nämlich  die  Zahl  der 
bestellten  Felder  jene  der  unbestellten,  ja,  es  gab  sogar  einige  Dörfer, 
welche  das  ganze  zur  Winter-  und  Sommersaat  bestimmte  Feld  bestel- 
len konnten,  während  in  anderen  Aemtern  oder  Voigteien  sogar  nur 
der  zehnte  Theil  dei-  Aecker  bestellt  werden  konnte.  Abgesehen  von 
drei  Orten,  deren  Fluren  ganz  verödet  lagen,  hatten  sechzehn  Ortschaf- 
ten bei  579  bestellten  Ackern  15,867  unbearbeitete.  Die  Nähe  der 
Residenz,  welche  durch  die  Bemühungen  des  Landesherrn  laut  viel- 
facher Correspondenz  '^^)  mit  Fürsten  und  Feldherren  nach  Möglichkeit 
geschont   wurde,    zumal    seit    1641    durch    Keichstagsbeschluss  jedem 


38)  Wen»  der  Eini)<aiscli  von  Krirgsschaareii  nur  orst  zu  befürclilen  siand,  zu- 
mal aber  wenn  schon  Fiünderungen  verübt  worden  waren,  suchten  die  Fürsten,  von 
allen  Seiten  mit  Klagen  von  ihren  Unlerlhanen  bestürmt,  hauptsächlich  aber  durch 
das  eigene  finanzielle  Interesse  bewogen,  alle  Wege  der  Connexion  und  Verwandt- 
schaft auf,  um  durch  befreundete  einflussreiche  Fürsprache  auf  die  Kriegsherren  oder 
Heerführer  einzuwirken  und  Schonung  ihres  Gebiets  zu  erlangen.  Da  indessen  diese 
Wege  von  so  vielen  Inlerersentoii  eingeschlagen  wurden,  so  zeigten  sie  sich  meistens 
wirkungslos;  der  Kaiser  entschuldigte  sich  gewöhnlich  mit  der  Unmöglichkeit  einer 
Abänderung  oder  steckte  sich  hinler  die  Reichstagsbeschlüsse.  Die  verwitwete  Her- 
zogin Elisabeth  von  Altenburg,  welche  zu  ihrem  Wittliume  das  Ami  Dornburg  eriial- 
ten  halte,  wandle  sich  beim  Heranrücken  der  Schweden  an  den  ihr  verwandten  König 
von  Dänemark,  damit  dieser  durch  seinen  Gesandten  in  Stockholm  einen  Befehl  an 
den  schwedischen  Feldherrn  auswirke,  der  ihm  Schonung  des  Amtes  Dornhurg  auf- 
lege. Wirklich  erreichte  die  Herzogin  auf  dem  Umwege  über  Kopenhagen  und  Stock- 
holm ihren  Zweck.  Beim  Kaiser  mussle  in  deiselben  .Angelegenheit  der  Kurfürst  von 
Sachsen  den  Fürsprecher  machen. 
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Reichsl'ürsten  die  Direktion  der  Einquartierung  der  kaiserlichen  Reichs- 
truppen in  seinem  eigenen  Lande  zugestanden  worden  war,  kam  den 
Bewohnern  der  zunächst  umliegenden  I-örfer  sehr  zu  statten,  da  sie 
vor  dem  heranziehenden  Kriegsvolk  ihr  Samengetreide  und  Yieh  noch 
schnell  in  die  Stadt  flüchten  und  Beides  sich  auf  diese  Weise  bewahren 
konnten.  Dass  manche  Orte  nach  den  statistischen  Angaben  mehr  Feld 
bestellt  hatten,  als  man  bei  dem  geringen  Viehstande  annehmen  sollte, 
erklärt  sich  damit,  dass  der  Landmann,  um  wenigstens  einen  Theil 
seiner  Saat  zu  bestellen,  aus  glücklicheren  Gegenden  Pferde  lieh,  die 
er  dann  nach  der  Aussaat  wieder  zurückgeben  musste. 

Unter  dem  Rindvieh  war  die  Zahl  der  Ochsen  sehr  gering;  die 
Kuh  wurde  als  Nährquelle  für  eine  ganze  Familie  hoch  geschätzt. 
Schafe  fanden  sich  nur  in  den  drei  Städten  Buttstedt  (80),  Rasten- 
berg (61)  und  Berka  (40),  sowie  Schweine  in  den  zwei  erst  genannten 
Städten  zusammen  148  Stück.  In  vielen  Dörfern  war  »weder  Huf 
noch  Klaue«  zu  finden,  oft  auch  nicht  einmal  ein  einziges  Huhn.  Am 
meisten  vertreten  unter  den  Hausthieren  waren  noch  die  Ziegen,  welche 
dem  Kriegsvolk  freilich  weniger  begehrenswerth  schienen  als  Rindvieh, 
Schafe,  Schweine  und  Geflügel.  Die  wenigen  noch  übrigen  Pferde 
mochten  wohl  den  laublustigen  Soldaten  des  Fortführens  nicht  werth 
sein;  sie  werden  wenigstens  meist  als  lahm  oder  blind  bezeichnet  und 
im  Preise  nicht  höher  als  vier  bis  sieben  Thaler  geschätzt. 

In  Rücksicht  auf  den  Hauptzweck  der  angeordneten  Landesvisitation, 
die  Untersuchung  der  Steuerfähigkeit  der  Aemter  und  Vogteien,  geben 
die  statistischen  Ermittelungen  ein  höchst  trauriges  Resultat.  Nachdem 
seit  dem  Jahre  163G.  d.  i.  seit  dem  feindlichen  Einfalle  der  Schweden 
eine  ziemliche  Anzahl  von  Gemeinden  die  Steuerzahlung  gänzlich  hatten 
einstellen  müssen,  von  den  andern  auch  die  meisten  wenige  Jahre 
darauf  in  die  gleiche  Lage  versetzt  waren,  so  dass  nur  wenige  übrig 
blieben,  welche  wenigstens  einen  Theil  ihrer  Abgaben  aufbringen  konnten, 
war  auch  jetzt  noch  keine  Aussicht  auf  Besserung  der  Zustände,  viel- 
mehr sprach  sich  allgemeines  Verlangen  nach  einer  dem  herunter- 
gekommenen Werthe  der  Grundstücke  entsprechenden  Herabsetzung 
der  Steueranschläge  aus.  Der  Grundbesitzer  musste  befürchten ,  dass 
die  Aufhäufung  der  Stcuerreste  zuletzt  den  ganzen  Werth  seines  Be- 
sitzes übersteigen  werde. 

Unter  solchen  Umständen  war  auch  an  ein  Verkaufen  der  Grund- 
stücke nicht  zu  denken.  »Für  ein  Viertel  Landes,  so  vor  diesem  in 
der  Steuer  zu  fünfzig  Schock  (ä  20  Gr.)  angeschlagen,  ist  Niemand  da, 
der  nur  etwas  darauf  böte,   daher  die  wenigen  Leute,  welche  ziemlich 
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viel  Acker  liiibüii .  bei  iliiciii  (Jule  verluui^eni  oder  veihchmachteii 
müssen.  ¥An  Haus,  si»  in  der  Steuer  vor  vierzig  Sch()ci<  liegt,  gilt 
nichts,  sondern  geht  ein  und  hlllt  über  den  Haufen.«  Der  Aintinann 
von  Sciiwansee  berichtete,  ei-  iiätte  aufs  Neue  das  Wenige,  was  noch 
vorhanden,  '>nach  Möglichkeit  taxiren  und  anschlagen  wollen,  weil 
aber  alles  unbestündig,  die  wenigen  noch  vorhandenen  Völker  alle  ihrer 
Arbeit  nachgehen,  Mancher  oft  in  drei,  vier,  sech.s  aclit  Wochen  nicht 
einmal  nach  Hause  gelangt  und  grosser  Aiinuth  allenthalben  gespürt 
wird,  die  Güter  ganz  vor  nichts  geachtet  werden,  denn  in  Wahrheit 
wer  einen  guten  Acker  hat,  der  vor  diesem  dreissig  oder  vierzig  Gulden 
gegolten  ,  ihn  nicht  um  einen  Gulden  oder  Thaler  au.szubringen  weiss, 
daher  dieser  Zeit  Eines  und  das  Andere  anzuschlagen  ganz  unmöglich". 
^^nl  2.500  im  Amte  Jena  fälligen  Schetteln  waren  nur  200  Schefiel  Ge- 
treide eingekommen. 

In   welchem   Masse    sich    der   Ertrag    der   Grundsteuer   verringern 
musste,  zeigt  nebenstehende  Tabelle  über  den  früheren  und  den  herab- 
gesetzten Steueranschlag  der  Vogteien  Ih-endjach  und  Gebstcdt. 
(Siehe  die  Tabelle  auf  nebenstehender  Seile.) 

Als  eine  grosse  Calamität  war  es  ferner  zu  betrachten,  dass  an 
vielen  Orten  die  Steuerregister  verloren  gegangen  waren,  wie  vom 
Amtsschreiber  in  Jena  berichtet  wurde,  dass  die  Verzeichnisse  der 
Kriegssteuer,  »weil  die  Vorsteher  ihre  Bücher  und  Register  in  dem 
continuirlichen  Kriegswesen  verloren ,  noch  bis  dato  nicht  alle  erlangt 
wären«.  Von  der  Unterherrschaft  Kranichfeld  meldete  der  Schösser, 
dass  »die  alten  Dorf-  oder  Fundbücher  aus  allen  Dörfern  bei  dem  lang- 
wierigen Kriegswesen  ruinirt  oder  w^eggenommen  worden.  Solche  nun- 
mehr zu  erneuern  ist  ein  impossibile  zu  effectuiren ;  denn  in  allen 
Dörfern  die  Leute  verstorben  und  verdorben ,  dass  Niemand ,  denen 
solche  bewusst,  mehr  vorhanden,  der  in  dem  Einen  oder  dem  Andern 
Nachricht  geben  könnte«.  An  anderen  Orten,  wie  z.  B.  in  Oldisleben, 
hatte  der  Schösser  vor  der  drohenden  Plünderung  die  Acten  weggeführt 
und  noch  nicht  wieder  erlangen  können. 

Einen  wesentlichen  Bestandtheil  der  landesherrlichen  Einkünfte 
bildete  in  guten  Zeiten  die  Einnahme  aus  der  Tranksteuer,  die  ebenso 
seit  Jahren  ausgeblieben  war.  Die  Brauereien  w^aren  in  allen  Dörfern 
aus  Mangel  an  Getreide  eingegangen,  die  Brauhäuser  verfallen,  die 
Braupfannen  von  den  plündernden  Soldaten  zerschlagen  und  mitgenom- 
men woi'den.  Alle  List  der  Bauern  hatte  die  Schlauheit  der  Plünderer 
vereitelt;  gruben  doch  die  Soldaten  die  auf  den  Gottesäckern  zu  Herm- 
stedt  und  Eichelborn  vergrabenen  kupfernen  Braukessel  aus.   Auch  die 
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Bauern  y.w.uv^  die  Notli  .sich  iuii  Geiiieiii(leeig(!ntluiiii  /u  vergroifeu. 
Weil  der  llegieruii^j;'  in  Weimar  viel  daran  gelegen  war,  dass  die  Trank- 
steuer inügliclist  bald  wieder  in  Gang  koninie,  so  erklärte  sie  sich  an 
verschiedenen  Orten  bereit,  zur  Wiederherstellung  der  Brauhäuser  und 
/Air  Anschatfung  von  Biaupfannen  die  Hand  zu  bieten.  Dachte  nian 
zuerst  an  die  Wiederherstellung  der  öffentlichen  Gebäude,  welche  von 
materieller  Productivität  waren,  so  blieben  dagegen  Kirchen,  Schulen 
und  Pfarrhäuser  gänzlich  verwahrlost.  Niemand  bekümmerte  sich  um 
dieselben.  Von  den  Thünnen  waren  (dt  die  Glocken  geraubt,  die  Be- 
dachungen der  Kirchen  waren  schadhaft  geworden,  die  Kirchstühlc 
herausgeholt  und  verbrannt.  Von  Ilermstedt  klagt  der  Pfairer,  die 
Gemeinde  nn'isse  in  der  Kirche  auf  Steinen  sitzen,  und  er  selbst  könne 
auf  der  Kanzel  nicht  trocken  stehen.  '  '>Weil  die  Bauern  seit  zwei 
Jahren  kein  Getreide  haben  bauen  können,  hatten  sie  kein  Stroh,  um 
die  Dachung  auszubessern,  haben  die  starken  Winde  immer  grü.sseren 
Scliaden  verursacht,  hie  und  da  aufgedeckct  und  ziendich  geöffnet,  dass 
ich ,  wenn  Nässe  einfällt ,  nirgends  trocken  weder  in  Stuben  noch 
Kannnern  mich  behelfen  kann,  also  dass  auch  für  meine  wenigen  Bücher 
fast  kein  Ptäundein  unberegnet  bleiben  thut.« 

Am  härtesten  hatte  seit  Jahren  das  Elend  auf  dem  platten  Lande 
geherrscht,  der  Bauer  war  schutzlos  aller  Barbaiei  des  wilden  Kriegs- 
volks ausgesetzt,  während  die  Bewohner  der  Städte  durch  Schutzbriefe 
und  durch  fürstliche  Vermittelung  sich  einigermassen  vor  dem  gänzlichen 
Ptuin  zu  retten  wussten,  wenn  auch  aller  Wohlstand  verfallen  war. 
Aus  Jena  klagt  der  Rector  der  Universität  in  einem  an  den  Landes- 
herrn gerichteten  Schreiben  (4.  März  1642):  »So  haben  auch  bisher 
die  contributiones  durch  militärische  Execution  jeder  Zeit  hcrausgepresst 
werden  müssen,  dadurch  aller  Vorrath  an  Geschmeide,  Kleidung,  Baar- 
schaft  und  Victualien  aufgegangen,  massen  E.  F.  Gn.  Kriegscommissare 
bezeugen  werden,  dass  Piinge,  Becher,  Ketten  und  das  schönste  Schatz- 
geld etliche  Jahre  her  geliefert  worden  und  wir  armen  Leute  auch  die 
Trauiinge ,  Malschatz  und  der  Kinder  Pathengeld  hingeben  müssen, 
welches  gewisslich  nicht  geschehen  wäre,  wenn  sonsten  einiger  Vorrath 
vorhanden  gewesen  und  man  sich  hätte  retten  können.«  Die  Hülfe  des 
Fürsten  wurde  nach  allen  Seiten  hin  in  Anspruch  genommen.  Rath 
und  Universität  zu  Jena  bitten  (den  5.  Mai  1642j  den  Herzog  Wilhelm 
dringend,  er  möge  zu  ihrem  Schutze  beim  Heranrücken  der  einziehenden 
Regimenter  nach  Jena  sich  begeben,  »dieweil  auch  sonderlich  ein  jeder 
Reichsfürst  vermöge  gemachten  Reichsabschieds  zu  Regensburg  bei  der- 
gleichen Einquartierungen   in  seinem  Lande  die  Direction  haben  soll«. 
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Mit  der  Einquartiriing  in  Jena  blieben  zwar  die  Professoren,  der  Lehn- 
secretär,  der  Protonatorius  und  die  Geistlichen  verschont,  mussten  aber 
dafür  Contribiition  zahlen.  Um  die  vier  Piegimenter  (Gonzaga  und 
Moncado  zu  Fuss,  Wolframsdorf  und  Ptadovanowich  zu  Pferd)  zur  rech- 
ten Zeit  zu  befriedigen,  gab  der  Herzog  Wechsel  auf  Leipzig,  die 
Herzogin  eine  goldene  Kette  von  248  Kronen, 

In  wunderbarein  Contraste,  der  dem  ausgeraubten  Lande  gleich- 
sam Hohn  zu  sprechen  schien,  standen  mit  der  allgemeinen  Armuth 
die  ungeheuren  Ansprüche,  welche  die  Officiere  machten  und  zu  denen 
sie  selbst  kaiserlicher  Seits  laut  der  zu  Ptegensburg  gemachten  Ver- 
pflegung autorisirt  waren.  Bürger  und  Bauern  hier  dem  Hunger  und 
Elend  preisgegeben,  dort  der  Soldat  im  Ueberfluss  schwelgend.  Im 
Jahre  1639  Hess  Kaiser  Ferdinand  folgende  Unterhaltungsordnung  publi- 
ciren:  —  Und  ist  anfänglich  den  Ständen  freigestellt,  auf  die  Officien! 
und  Soldaten ,  welche  sich  effective  bei  ihren  Regimentern  und  Com- 
pagnien  befinden,  entweder  die  hernach  beschriebene  Verpflegung  völlig 
in  baarom  Gelde  oder  den  Officieren  V.i  in  tJeld  und  ^'s  in  Brod,  Fleisch 
und  Wein,  oder  wo  kein  Wein,  in  Bier,  den  gemeinen  Soldaten  aber 
halb  in  Geld  und  halb  in  vorbemeldeten  Proviantsorten  zu  reichen  ausser 
den  servitien  an  Holz,  Licht,  Salz,  Liegerstatt  und  für  die  Pieiter  die 
Nothdurft  von  rauhem  Futter,  welches  den  hohen  und  niederen  Oftl- 
cieren  sowohl ,  als  auch  den  gemeinen  Soldaten  absonderlich  gebühret. 
Vorgemeldete  Proviantsorten  sollen  den  Soldaten  nicht  höher  angeschlagen 
werden,  als  das  %  Brod  zu  1  Xr.,  das  Maass  Wein  zu  6  Xr.,  Bier  zu 
3  Xr.  Das  %  Fleisch  zu  3  Xr.  Auf  eines  Obristen  Stab  zu  Boss, 
so  10  bis  7  Compp.  hat,  soll  für  alles  und  jedes  und  für  alle  Stabs- 
personen gereicht  werden  monatlich  1200  Fl.,  dem  aber,  so  6  oder  we- 
niger Compp.  hat,  700  Fl.     Auf  eine  Compagnie  Kürassiere  monatlich 

dem  Rittmeister 150  Fl. 

dem  Lieutenant 60    - 

dem  Cornet 50    - 

auf  4  Corp.  Trompeter  und  andere  Ofl'iciere      .     .     .     .     180    - 

einem  gemeinen  Reiter  (täglich  30  Xr.) 15    - 

Den  unberittenen  Reitern  gebührt  nur  halbe  Verpflegung.  Dem  Ritt- 
meister wird  passirt  das  rauhe  Futter  auf  6  Pf.,  dem  Lieutenant  auf 
4Pf. ,  dem  Cornet  auf  3Pf. ,  dem  Corporal,  Fourier,  Musterschreiber. 
Feldscheerer  zu  2  Pf. ,  und  einem  gemeinen  Reiter  auf  1  Pf. ,  und  soll 
auf  jedes  Pferd  täglich  gegeben  werden  6  %  Heu  und  wöchentlich  2 
Bund  Stroh. 

Einem   Obristen   zu   Fuss   von    10   bis   7   Compp.    fin-   alle   Stabs- 
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personen  des  Monats  passirt  1102  Kl.,    dcMii  aber,   so   0   ocUm*  woniger 
C'-oni]))).  hat,   7(M)  Fl.     Aul'   eine  ("oni])agnie   zu    Fuss    monatlich    cinciii 

llaui)tniann ITiO  Fl. 

Fändrieh 50    - 

Lieutenant 85    - 

Feldwebel 25    - 

Feldschreiber 20    - 

Feldschcerer Ui    - 

Fourier 18    - 

Führer 18    - 

auf  2  Tronnnelschläger  a  8  F'l IG    - 

auf  2  Pfeifer  ä  8  Fl 16    - 

und  auf  einen  gemeinen  Knecht 6    - 

Als  im  Winter  1641 — 42  Kais.  Majestät  mit  dem  Kurfürsten  von 
Bayern  sich  verglichen,  »den  beiderseits  travaillirten  Armeen  zu  deren 
Ilafräschirung  die  Winterquartiere  zu  assigniren  und  die  kurbayrische 
Artillerie  unter  dem  Oberstfeld/eugmeister  v.  Mercy  nebst  zweien  Hagen- 
bach'schen  Uegiraentern  in  die  Lande  des  Weiniarischen  Hauses  assignir- 
ten« ,  erging  vorher  eine  kaiserliche  Verpflegungsordonnanz ,  welche 
namentlich  an  Naturalverpflegung  und  F'ourage  ungeheuere  Anfor- 
derungen stellte.  Die  ausserordentliche  Höhe  der  Gagen  und  des 
Soldes  ergiebt  nachstehendes  »Verzeichniss  aller  hohen  Artillerieofficiere 
und  gemeinen  Bedienten,  wie  solche  monatlich  besoldet,  auch  wie  viel 
jedwedem  portiones  und  Rosse  passirt  werden«. 

Fl.       Port.  Rosse 
Seiner  Excelleuz  dem  Herrn  Generalfeldzeugmeister  .     1400     100     100 

dem  Obristen 800       40       40 

dem  Oberstlieutenant     . 300       24       24 

einem  andern  Oberstlieutenant 300      24      24 

einem  Obercommissar 300       24       24 

einem  Oberhauptmanu 200       18       18 

einem  Ingenieur 200       12       12 

9  Stückhauptleuten  ä  100  Fl.  12  Port.  12  Rosse  .     .       000     108     108 

einem  Minirhauptmaun 100        8        8 

einem  Sttickgiesser 100        8        8 

einem  Adjutanten 100 .       8        8 

einem  Secretarius 90       10       10 

einem  Schulteiss 240       30       30 

3  Feldzeugwarts  ä  80  Fl.  10  Port.  10  Rosse    ...      240      30      30 
2  Feldkaplänen  ä  30  Fl.  6  Port.  6  Rosse     ....        60       12       12 
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Fl.  Port.    Rosse 

3  Oberfeuei-werksmeistern  a  60  Fl.  6  Port.  6  Ro.^se  .  180  18  18 
einem  Oberschirrmeister 60  6  6 

4  Quartiermeistern  ä  00  Fl.  6  Port.  6  Rosse    ...  240  24  24 

einem  Petardierer 60  6  6 

einem  Feldscheerer  sammt  Apothekersgesellen      .     .  100  6  6 

3  Zeugdienern  zu  lioss 135  12  12 

36  Zeugdienern  zu  Ptoss  a  30  Fl 1080  78  78 

einem  P>aumeister 60  6  6 

4  jungen  Petardierern 120  12  12 

3  Proviantmeistern 120  12  12 

3  Zeugschreibern 90  n  9 

einem  Proviantschreiber 20  3  3 

2  Feldscheerergesellen 50  6  2 

4  Wegebereitern 120  12  12 

4  Fourierern 120  12  12 

14  Feuerwerkern 420  42  14 

einem  Profoss  mit  seinem  Stabe 90  8  0 

6  Fourierschützen 90  12  0 

16  Zeugdienern  zu  Fuss 240  32  — 

5  Büchsenmeister -Corporalen 150  15  5 

50  alten  Büchsenmeistern  ä  15  Fl 750  100  — 

50  jungen  Büchsenmeistern  a  12  Fl 600  100  — 

2  Pulverhütern  a  15  Fl 30  4  — 

einem  Handlanger -Corporal 12  2  — 

einem  Schmiedemeister 30  3  1 

8  Schmiedemeistern  a  18  Fl 144  16  — 

23  Schmiedegesellen  a  9  Fl 207  34^  — 

einem  Wagnermeister 30  3  1 

4  Wagnermitmeistern  a  18  Fl 72  8  — 

4  W^agnergesellen  a  9  Fl 36  6  — 

2  Bruckmeistern  a  40  Fl 80  6  6 

4  Zimmermeistern  a  18  Fl 72  8  — 

16  Zimmergesellen  a  9  Fl 144  24  — 

3  Schlossermeistern  a  18  Fl 54  6  — 

2  Schlossergesellen 18  3  — 

einem  Sattlermcister 30  3  1 

4  Sattlergesellen 36  6  — 

einem  Piiemermeister 18  2  — 

einem  lliemergesellen 9  1.^  — 
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Fl.       Port.   Rosse 

10  W.'igcubaueni loo       20      — 

2  Bindeniieisteni '.Ui         4       — 

:i  liiiidcr^eselleii 27         4i     — 

(Miicni  Sc'ileiineister IH         2       — 

(iinem  Miniorlieiitenanl 00         0         fi 

einem  Minicifddwebel HO        ?,         1 

einoin  Miiiieikoiporal IS         2       — 

10  Miniergesellen KiO       20      — 

einem  Croatenfändrich 18        P»         1 

4  Croatencoiporalen 48        8      — 

HO  gemeinen  Cruaten 270       4.'»       — 

2  Commissbäckern 24        4      — 

2  Connnissmetzgern 24         4       — 

2  Trommelschlägern 18         4       — 

einem  Wagenmeisterlieutenant 80        3        3 

einem  Geschirrschreiber 20        2         1 

26  Unterwagenmeistern  a  18  Fl 468       52       52 

22  Geschirrknechten  a  15  Fl 330      44      22 

500  Artilleriefuhrknechten  a  7  Fl 3500     500      — 

16436  1855  810 

Also  erforderte  die  Artillerie  allein  ohne  die  anderen  Regimenter 
monatlich  an  Sold  die  baare  Summe  von  16436  Fl.,  dazu  1855  Por- 
tionen und  Fouragelieferung  für  810  Pferde.  Es  ist  kaum  denkbar, 
wie  solche  Forderungen  in  dem  verödeten  Lande,  das  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  nur  selten  und  auf  kurze  Zeit  von  Einquartierung  befreit 
war,  beschafft  werden  konnten. 

Auf  dem  Regensburger  Reichstage  waren  anfangs  zur  Unterhaltung 
der  kaiserlichen  und  des  heil.  röm.  Reichs  Armeen  60  Monate  des  ein- 
fachen Römerzugs  gewilligt,  »solche  aber  nachgehend  duppliret  und 
auf  120  Monate  gesetzt  worden.  Da  nun  nach  der  kaiserlichen  Ver- 
pflegungsordre  die  Bequartierung  sechs  Monate  continuiret,  so  müssen 
binnen  gedachter  Zeit  —  der  Servis,  welche  zum  wenigsten  [/^  der 
Summe  austragen,  ungerechnet  —  die  drei  Theile  des  Fürsteuthums 
Weimar  entrichten:  441,145  72  Fl- ?  welches  die  wahre  Unmöglichkeit 
ersteiget«.  Gegen  diese  Anforderungen  remonstrirend  wandten  sich  die 
drei  fürstlichen  Brüder  von  Weimar  am  30.  Januar  1642  au  den  Kaiser 
und  klagten,  es  sei  »Alles  wüste  und  wegen  mit  eingefallenen  kalten 
Wetters  abermals  viele  Rittersitze  und  andere  Gebäude  auf  dem  Lande 
abgetragen  und   verbrannt,   unterschiedene   schöne  Dörfer  bis  auf  den 
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Grund  verheeret  und  nichts  mehr  als  die  blossen  rudera  vorhanden, 
dadurch  die  armen  bis  auf  den  höchsten  Grad  verderbeten  Unterthanen 
vollends  zu  gänglicher  Verzweifelung  gebracht,  die  meisten  ins  bittere 
Elend  vertrieben  und  davon  gegangen,  der  übrigen  aber  viel  verschmachtet 
und  Hungers  gestorben ;  ist  auch  schwerlich  zu  hoffen ,  dass  sich  die 
noch  Lebendigen  wegen  mangelnder  Wohnungen  wieder  herbei  finden, 
sondern  die  Acker  nunmehr  verwildern  und  verrasen  lassen  werden«. 

Wunderbar  erscheint  es  in  der  That ,  wie  sich  die  freilich  durch 
Krankheit,  Hunger  und  Krieg  sehr  decimirte  Landbevölkerung  über- 
haupt noch  zu  erhalten  vermochte ,  da  der  Ackerbau  wegen  Mangels 
an  Samengetreide  und  des  zur  Bestellung  nöthigen  Viehes  fast  gänzlich 
daniederlag.  Hatte  auch  der  arme  Landmann  unter  den  grössten  Ent- 
behrungen mit  Mühe  einen  geringen  Theil  seines  Feldes  besäet,  so  lebte 
er  in  steter  Furcht,  dass  neue  Soldatenschwärme  ihn  der  T^rüchte  seines 
Fleisscs  beraubten.  Der  Besitz  einer  Kuh,  als  der  Nahrungsquelle  für 
e;ine  Familie,  war  ein  Schatz,  dessen  sich  in  vielen  Dörfern  nur  wenige 
Glücklichen  erfreuten  und  der  nicht  sorgfältig  genug  den  Blicken  der 
Plünderer  entzogen  werden  konnte.  Der  Unterschied  zwischen  dem 
reichen  Vollbauer  und  dem  Hintersiedler  war  schier  verschwunden,  auch 
der  reiche  Ackerbesitzer  konnte  ohne  Samengetreide  und  Zugvieh  sein 
Feld  nicht  l)estellen;  verkaufen  konnte  er  aber  ebensowenig,  denn  Haus, 
Hof  und  Grundstücke  fanden  keine  Käufer.  Was  der  Reiche  an  Gold 
und  Kleinodien  besessen ,  hatten  die  vielen  Pliinderungen  geraubt,  und 
was  denselben  entgangen  war,  hatte  er  allmälig  während  der  Nothjahre 
zugesetzt.  Am  Betteln  haftete  nicht  mehr  die  Schande  und  »nach  dem 
lieben  Brode  zu  gehen«  war  selbst  der  früher  Wohlhabende  gcnöthigt. 
Geistliche  und  Lehrer,  welche  als  des  Schreibens  kundig  viele  Auf- 
zeichnungen aus  jenen  Tagen  hinterlassen  haben,  befanden  sich  ganz 
mittellos  in  den  kläglichsten  Veihältnissen. 

Glücklich,  wer  als  Tagelöhner  in  den  Städten  seinen  kärglichen 
Unterhalt  erwerben  konnte.  Die  wichtigste  und  allgemeinste  Erwerbs- 
quelle gewährte  der  Schubkarren.  Li  dieser  Zeit,  da  alle  sonst  üb- 
lichen Transportmittel,  Wagen  und  Karren  sammt  Bespannung  von  den 
Kriegsvölkern  mitfortgeführt  worden  waren,  und  der  Fuhrmann  sein 
Geschirr  jeden  Augenblick  zu  verlieren  fürchten  musstc.  wurde  aller 
civile  Transport  durch  Schul)karren  l)ewirkt.  Mit  diesem  \'ehikel  brachte 
der  Bauer  Holz,  Stroh,  Heu  in  die  benachbarten  Städte,  und  es  lässt 
sich  wohl  annehmen,  (Kass  der  Bedarf  an  Holz  allein  für  eine  Stadt 
wie  Erfurt  zahllose  Schul)kanen  in  Bewegung  setzte.  Das  Stroh  nahm 
XIV.  3 
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er  von  den  I);ichei-n  der  vielen  leei'  und  wüste  stehenden  Häuser.  I-'ü»- 
das  Gras  und  Heu  der  Wiesen,  ihm  sell)st  entbehrlich,  fand  er  in  der 
Stadt  bereitwillige  Abnehme)-.  l)ie  Kraucjn  trugen  auf  ihren  Riicken 
die  gleichen  Ladungen  in  di(!  Städte.  Hie  leerstehenden  Häuser  boten 
noch  weiteres  Aliiterial  zur  X'erwerthung.  'l'rotz  der  Verbote  schlich 
der  Arme  bei  Nacht  in  die  Hörfer  und  stahl  aus  dem  eigenen  oder  aus 
dem  fremden  Hause,  was  er  fortzuschatKen  und  zu  verwerthen  vermochte, 
wie  Thiiren ,  Fenster,  Treppen,  Bretter,  Eisen  und  anderes  Metali. 
Bis  in  die  (regenden  am  Harz,  nach  Xordhausen .  in"s  \'oigtland.  nach 
Franken  hinein  fuhr  der  arme  Schubkürner,  wenn  er  sich  dabei  zu  er- 
halten, ein  wenig  zu  verdienen  und  den  Seineri  zu  ihrem  Febcnsunter- 
halte  etwas  mitzubringen  hotten  durfte.  Frauen  und  Kinder  sammelten 
auf  dem  Felde  Salat-  und  lüddpflanzen  und  trugen  sie  zum  Verkaufe 
in  die  Städte ,  von  wo  aus  den  Dorfbewohnern  durch  Tagelohn  noch 
Subsistenzmittel  Hessen.  Kinder  verliessen  ihre  Eltern  und  das  heiinath- 
liche  Dorf  »um  des  lieben  Brodes  willen«;  viele  kamen  nie  wieder  zurück. 
andere  erst  nach  jahrelangem  Umherirren.  Junge  Bursche,  freilich  auch 
Familienväter,  gingen  »in  die  Welt«  oder  zogen  »dem  Kriegswesen 
nach«.  —  So  lauten  die  Berichte  der  Ortsvorstände  über  die  »Hand- 
tierungen«  der  Dorfbewohner.  Wenn  sich  aber  auch  durch  diese  Be- 
richte eine  gewisse  Kesignation  hindurchzog,  so  sind  ihre  Verfasser 
doch  fern  von  dumpfer  Verzweiflung.  Sie  geben  die  Hoffnung  auf  der- 
einstige bessere  Zeiten  nicht  auf,  sondern  bitten  nur  um  weitere  Stun- 
dung und  theilweisen  Erlass  ihrer  Abgaben,  sowie  um  landesherrliche 
Förderung  zum  Anbau  ihrer  verödeten  Fluren. 

Ist  diese  unverwüstliche  Elasticität  und  Lebenskraft  dem  deutschen 
Volke  überhaupt  angehörig,  oder  darf  sich  der  Thüringer  derselben 
ganz  besonders  rühmen:  genug,  mit  wunderbarer  Zähigkeit  suchte  er 
sich  wieder  zu  erheben;  seine  Hoffnung  belebte  sich  wieder,  wenn  die 
Heeresschwärme  sich  aus  seiner  Gegend  verzogen.  An  einen  endlichen 
Frieden  glaubte  der  gemeine  Mann  kaum,  hatte  doch  die  ganze  Gene- 
ration von  früher  Jugend  an  sich  an  beständigen  Krieg  gewöhnt:  aber 
mit  Eifer  und  der  grössten  Entsagung  sann  er  immer  wieder  auf  die 
Bestellung  seiner  Felder.  In  vielen  Dörfern  war  nicht  ein  Huf,  nicht 
eine  Klaue;  aber  die  Nachbarn  vereinigten  sich  und  mietheten  ein  Pferd, 
schlimmsten  Falls  spannten  sie  sich  seihst  an  den  Pflug  oder  behackten 
den  Boden  mit  dem  Karst  und  streuten  den  oft  mühsam  erworbenen 
Samen,  wenn  es  nicht  anders  sein  konnte,  in  die  Brache,  in  die  Rühren 
oder  in   die  Stoppeln.      -W^enn  Gott   in    unserem  Lande  Frieden  giebt, 
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so  hoffen  wir  wieder  ein  gut  Stück  Feld  zu  bestellen« ^^).  das  war  ihre 
x\ntwort  auf  die  Aufragen  der  Schösser  und  Vögte. 

Auch  die  Mittel  der  Fürsten  waren  längst  erschöpft;  die  Bittgesuche 
derselben  an  den  Kaiser  und  die  mächtigeren  Reiclisfürstcn ,  die  un- 
mittelbar an  die  Heerführer  gerichteten  Vorstellungen  um  Abwendung 
der  Durchzüge  und  Einquartierungen .  die  Schilderungen  der  bereits 
erlittenen  Kriegsschäden  und  des  trostlosen  Zustandcs  des  gänzlich  aus- 
geraubten Landes  blieben  meist  erfolglos.  Für  ihre  Klagen  und  für 
die  Schilderung  des  grössten  Jammers  und  Elends  fanden  sie  nur  taube 
Ohren ;  alles  Mitleid ,  alle  Barmherzigkeit  schien  aus  der  Welt  ver- 
schwunden; genug,  wenn  die  Kriegsführer  aus  Respect  den  fürstlichen 
Hesidenzen  Schonung  gewährten. 

Die  letzte  Kraft  der  Nation  war  endlich  erschöpft  und  tödtliche 
Ermattung  lag  überall  sichtbar  auf  dem  Lande.  Diese  allgemeine  Er- 
schöpfung Deutschlands  zeigte  sich  indessen  allmälig  auch  in  den  Kriegs- 
heeren .  die  nur  noch  in  verminderter  Stärke  auftreten  konnten.  An 
eine  Erhebung  des  Landes  aus  so  tiefem  P>lende  war  jedoch  bei  der 
allgemeinen  Unsicherheit  der  Zustände  noch  lange  nicht  zu  denken,  wenn 
sich  auch  die  Kriegsheeie  zeitweilig  verzogen  hatten.  Dieser  trostlose 
Zustand  (hiuerte  vielmehr  während  der  vierziger  Jahre  des  siebzehnten 
Jahrhunderts  fort,  ob  auch  die  üeberlebenden  innner  wieder  mit  rast- 
loser Thätigkeit  an  der  Wiederhc*istellung  besserer  Verhältnisse  arbeiteten. 
Auch  der  endliche  Frieden  musste  noch  mit  den  schwersten  Opfern  er- 
kauft werden. 

üeber  den  Zustand  der  zahllosen  verwüsteten  und  meist  herren- 
losen Grundstücke,  über  die  Bemühungen  für  den  Wiederani)au  der- 
selben und  die  lierbeiziehung  von  Ansiedlern,  sowie  über  die  nachmalige 
Bevölkerungszunahme  und  andere  dahin  einschlagenden  Verhältnisse 
wird  sich,  nachdem  in  den  nachfolgenden  Blättern  auch  aus  anderen 
Landschaften  die  statistischen  Angaben  mitgctheilt  sein  werden,  die 
passende  Gelegenheit  zur  Erörterung  dar])ieten. 

39)    Wer    erinnoitc    sich    liicibci    niclil    der    Worte,     mit    weldieii    Tliii>aul    in 
Scliiller's  .hingfian  von   Orleans  seine  Lancisleule   Irösict: 
,,Wir  können  ruhig  der  Zerstörung  scliauen, 
Denn  sturmfest  steht  der  Boden,  den  wir  hauen. 
Die  Flamme  brenne  unsre  Dörfer  nieder, 
Die  Saat  zerslampfe  ihrer  Hosse  Tritt, 
Der  neue  Lenz  bringt   neue  Saaten  mit. 
Und  schnell   ersleh'n  die  leichten   Hütten   wieder." 
(Schluss  folgt.) 


II. 

Die  Haftbarkeit  und  Entschädigungspflicht  bei 
den  Verunglückungen  des  Bergbaus,  besonders 

in  Preussen. 

Von 
Dr.     Adolf    F  r  a  11  t  X. 

Die  alten  Weltelemente  aristotelischen  Begriffes:  Feuer,  Luft, 
Wasser,  Erde,  —  spielcMi  noch  heute  auf  allen  Gebieten  der  mensch- 
lichen Arbeit  und  Gewerbsamkeit  eine  grosse  Rolle.  Ebenso  gemein- 
nützig als  gemeingefährlich  und  schcädlich  bestätigen  sie  noch  überall 
die  Wahrheit  des  Dichterwortes: 

—  Die  Elemente  hassen 

Das  Gebild  der  Menschenhand. 
Ueberall  gewinnen  sie  wenigstens  vorübergehend  ihre  Ur-  und  Xatur- 
kraft  in  voller  Freiheit  und  Uebermacht  wieder,  und  ihre  Geister, 
die  Elementargeister,  spotten  des  Menschengeistes,  der  sie  für  immer 
in  Bann  und  Fesseln  geschlagen,  unter  das  Joch  menschlicher  Dienst- 
und Nutzbarkeit  gebracht  zu  haben  glaubte.  Die  Siege,  welche  mensch- 
liche Wissenschaft,  Kunst  und  Industrie  über  sie  errungen,  sind  immer 
nur  Waffenstillstandserfolge;  wo  die  Siegerinnen  irgend  Blossen  geben 
und  Schwächen  zeigen,  bricht  der  alte  Hass  der  Elemente  gegen  die 
Gebilde  und  Erzeugnisse  der  Menschenhand  hervor  und  wirkt,  „sinn- 
los waltend",  Zerstörung  und  Vernichtung,  Schaden  und  Unglück. 

Diese  Gemeiugefährlichkeit  der  Elementarmächte  in  ihrer  urkräf- 
tigen, naturgesetzlichen  Wirksamkeit  tritt  uns  auch  entgegen  bei  allen 
jenen  Unglücksfällen,  für  welche  die  Mortalitäts- Statistik  eine  eigene 
Rubrik  zu  führen  genöthigt  ist,  bei  den  ,, Verunglückungen",  deren 
Mein-zahi  zu  registriren  gewisse  Zweige  menschlicher  Gewerbsamkeit 
den  traurigen  Vorzug  haben.  Bekannt  sind  die  zahlreichen  Opfer, 
welche  z.  B.    die  Verwendung    von   Maschinen   in   allen  Zweigen   der 
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Industrie  im  engeren  Sinne  fordert,  die  Opfer  der  Dampfkessel  -  Ex- 
plosionen und  sonstiger  mehr  oder  weniger  verschuldeter  und  unver- 
schuldeter Unfälle.  Bekannt  ist,  dass  vorzugsweise  Schifffahrt, 
Eisenbahnen  und  Bergbau  als  opferreiche  Unfallsstätten  die 
Aufmerksamkeit  der  Politik  und  Gesetzgebung  in  neuester  Zeit  auf 
sich  gezogen  und  die  Stellung  von  Forderungen  humanistischer  und 
socialistischer  Tendenzen  veranlasst  haben,  —  gewiss  mit  Recht,  wo 
die  Yerunglückungen  ihre  Opfer  nicht  mehr  nach  Hunderten,  sondern 
nach  Tausenden  zählen  in  fortschreitender  Mehrung ! 

Die  Schiff  fahrt  mit  ihren  Opfern  der  Schilfsseuchen,  des  Er- 
trinkens, der  Schiffbrüche,  der  Explosionen  und  Verbrennungen  erhält 
ihre  traurige  Unfalls  -  Statistik  in  den  Berichten  der  Auswanderungs- 
Vereine  und  Agenturen,  der  officiellen  Schifffahrts- Register -Bureaus, 
der  Vereine  und  Veranstaltungen  für  Rettung  Schiffbrüchiger  u.  s.  w. 
Das  londoner  Schifffahrts- Register -Bureau  berichtete  für  1867,  dass 
auf  Schiffen  5283  Menschen  um  das  Leben  kamen,  und  zwar  2370 
durch  Krankheiten,  1808  durch  Schiffbruch,  1105  durch  Ertrinken. 
Das  pariser  „Bureau  Veritas"  registrirte  3045  verlorene  Schiffe,  und 
zwar  verloren  durch  Ansegeln  369,  Scheitern  1433,  Sinken  452,  Ex- 
plosionen 5,  Verbrennen  79,  im  Eise  8,  verschollen  203  u.  s.  w.  Unter 
den  3045  Schiffen  waren  1438  britische,  364  amerikanische,  273 
französische,  212  holländische,  156  preussische.  Wieviel  Menschen- 
leben gingen  mit  diesen  Schiffen  verloren?  —  Nimmt  man  pro  Schiff" 
durchschnittlich  nur  3  Menschenverluste  an,  so  erhebt  sich  die  Zahl  der 
menschlichen  Schifffahrtsopfer  für  das  einzige  Jahr  auf  9135!  Und 
das  ist  nur  die  Opfer  -  Hekatombe  der  See-,  und  zwar  der  Handels- 
Seeschifffahrt ! 

Besonders  Grossbritannien  hat  sich  die  genauere  Feststellung 
der  Verunglückungeu  bei  der  Seeschifffahrt  angelegen  sein  lassen.  Das 
englische  ,, Blaubuch'-  von  1868 ')  gab  zunächst  eine  Ucbersicht  der 
Schiffsunfälle  an  den  Küsten  Grossbritanniens.  Nach  derselben  er- 
litten in  den  14  Jahren  1855/68  im  Ganzen  60,518  Personen  lebens- 
gefährliche Schifffahrtsunfälle;  49,975  wurden  dabei  gerettet,  aber  10,543 
kamen  um  das  Leben.  In  den  letzten  5  Jahren  dieser  Periode  stellten 
sich  die  bezüglichen  Ziffern : 

Es  wurden  1862.  1863.  1864.  1865.  1866.  1867.  1868. 
gerettet  .  4039  5096  3619  4162  4936  5845  4771 
getödtet    .       690         620         516         698         896       1333         824 

1)  Veigl.  „Freuss.  Handels -.Archiv".   1868.    I.  S.  517  ff.    18(59.    II.  S.  648. 
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Noch  pirösser  waren  die  Verluste  an  freinilrn  Kulten  und  auf 
hoher  See.  Nach  dem  ,,Bluuhiicli<;  •  fiir  \><UU'^)  veriiii;ihickten  im 
Jahre  186:'):  186(3:  1867: 

Schiffe 1,127  -S'.M  935 

im  Gehalt  ^  'l'oiiiien  1!)!),608         :-i5r),850         844,678 

Menschen 12,266  14,(il2  12,972 

davon  gerettet    ....        11,008  12,708  11,812 

-       getödtet 1,258  1,904  1,660 

/ii  lj(Muerkeii  i^t  jeducii.  das.s  die.^e  Mittheilungen  mangelhaft  sind 
,, insofern,  als  sie.  soweit  es  sich  um  Unfälle  auf  hoher  See  handelt, 
nur  der  britischen  Schiffe  erwähnen  und ,  soweit  von  Unfällen  an 
fremden  Küsten  die  Kede  ist,  sich  lediglich  auf  die  Berichte  der 
britischen  Consulii  stiit/en.  welche  zum  grö.ssten  'l'heile  ebenfalls  nur 
der  britischen  SchiHe  Erwähnung  thun  und  ausserdem  meist  nicht 
in  der  Lage  sind,  über  die  ausserhalb  ihres  Consulatsbezirks  vorge- 
kommenen Unfälle  zuverlässige  Mittheilungen  zu  geben".  Innnerhin 
liefern  dieselben  jedoch  beachtenswerthes  Material  für  die  comparative 
Statistik  und  sind  für  den  Gegenstand  unserer  Abhandlung  von  grösstem 
Interesse.  Beziehen  sie  sich  auch  nur  auf  britische  Schifte ,  so  lassen 
sie  doch  auf  ähnliche  V'erhältnisse  bei  der  Schifffahrt  üijerliaupt  schliessen. 
Von  den  um's  Leben  gekommenen  Menschen  befanden  sich  auf  hoher 
See  1865  =  019,  1866  =z  1177,  1807  =  980  und  von  den  geretteten 
resp.  2003  —  4918  —  3965.  Von  sämmtlichen  verunglückten  Schiffen 
des  Jahres  1867  gehörten  nur  28  mit  9594  Tonnen  Gehalt.  265  ge- 
retteten und  6  umgekommenen  Menschen  fremden  Ländern  an;  alle 
übrigen  Ihifälle  passirten  britischen  Schiffen.  Unter  den  um's  Leben 
gekonnnenen  Menschen  des  Jahres  1867  (=z  1660)  waren  1591  Schiffs- 
leute, 19  P&ssagiere,  50  andere  Personen.  Die  letzteren  befanden 
sich  auf  gescheiterten,  die  Passagiere  auf  gestrandeten  Schiffen.  Die 
verlorenen  Schiffsmannschaften  vertheilten  sich  folgen derniassen :  740  auf 
verschollene.  184  auf  gescheiterte,  543  auf  strandende  Schifte,  7  auf 
Schiffsbrände,  7  auf  Hunger  und  Kälte,  27  ffelen  über  Bord  oder  sind 
weggeschweift,  17  erschlagen  durch  Spieren  u.  s.  w. ,  24  schlugen  um 
mit  den  Fa;hrzeugen,  42  kamen  durch  andere  Ursachen  um.  Setzt 
man  die  Mannschaftsverluste  zur  Ge^ammtbemannung  der  britischen 
Marine  (1867  :=::  346,606  Mann)  in  Verhältniss.  so  kamen  von  je 
10' 000  Mann  allein  an  fremden  Küsten  und  auf  offener  See  um  das 
LeTJen  46. 


I 


2)  Verg;!.  i.Preuss.  Handels- Archiv".     £869.     ii.  S.  426  ff. 
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Massiger,  als  die  Schifffahrt,  sind  die  Eisenbahnen  in  der 
Opferung  von  Menschenleben.  Die  betreffende  Statistik  leidet  jedoch 
auch  hier  an  Lücken  und  Mängeln,  besonders  unter  den  rechtlichen 
Folgen  des  Nachweises,  ob  die  Verunglückung  ihren  Grund  in  Ver- 
sehen des  Eisenbahnbetriebes  oder  in  eigener  Verschuldung  der  Be- 
schädigten hat.  Trotzdem  hatten  die  englischen  Eisenbahnen  in  den 
7  Jahren  1S60/6G  nicht  weniger  als  109  getödtete  und  4468  verletzte 
Passagiere  oder  deren  Angehörige  zu  entschädigen,  und  zwar  mit  einer 
Gesammtsumme  von  1,372,624  Pfd.  Sterl. !  —  In  den  nordameri- 
kanischen Freistaaten  sind  die  Eisenbahn -Unfälle  noch  häufiger. 
Der  Staat  New -York  hatte  im  Jahre  1868  allein  302  Getödtete  und 
358  Verletzte  auf  seinen  Eisenbahnen  und  Schadensersatz  zu  zahlen  im 
Ganzen  528,310  Doli.  —  Die  Statistik  des  ,, Vereins  deutscher  Eisen- 
bahnverwaltuugen"  registrirt  für  1857  im  Ganzen  575  Beschädigte  und 
519  Getödtete,  darunter  ,,ohne  eigenes  \'erschulden"  resp.  100  und  62. 
Ob  die  „Unschuld"  der  Eisenbahnen  bis  auf  diese  Ziffern  bei  unpar- 
teiischer und  gründlicher  Untersuchung  und  Beweisaufnahme  bestehen 
bliebe ,  ist  sehr  die  Frage :  die  öffentliche  Meinung  schätzt  auch  in 
Deutschland  die  Zahl  der  schuldlosen  Opfer  des  Eisenbahnbetriebes 
weit  höher,  als  die  desfallsigen  ,, amtlichen"'  Ermittelungen  ergeben.  — 

Besonderes  Aufsehen  hat  die  Massen- Verunglückung  beim  Berg- 
bau erregt,  und  zu  Beschuldigungen  geführt,  welche  die  elementaren 
Veranlassungen  der  Unfälle  mehr  oder  weniger  bestritten  und  die  Schuld 
der  letzteren  hauptsächlich  der  Lässigkeit  der  betreffenden  Fachwissen- 
schaften und  Fachbildungsanstalten  sowie  gewissen  eigennützigen  An- 
und  Absichten  der  Bergbau -Unternehmer  zur  Last  legten.  Diese  Be- 
schuldigungen trafen  namentlich  den  St  ein  kohlen- Bergbau,  dessen 
neuestes  Massenunglück  im  plauenschen  Grunde  (Königreich  Sachsen) 
die  öffentliche  Meinung  des  In-  und  Auslandes  wahrhaft  aufschreckte. 
So  begründet  jene  Beschuldigungen  erschienen :  bis  jetzt  haben  sie  weder 
hier,  noch  bei  früheren  Bergbau-Unfällen  ihre  Bestätigung  und  Becht- 
fertigung  durch  die  berufenen  Untersuchungs-  und  Urtheils-Organe  ge- 
funden, und  fast  überall  sind  die  Unfälle  auf  eigene  Verschuldung  der 
Betroffenen  oder  auf  elementare  Ereignisse  zurückgeführt,  vor  denen 
menschliches  Wissen  und  Können  seine  Ohnmacht  bekennen  muss. 

Mit  dem  ungeheueren  Aufschwünge,  den  der  ]>erghau  fast  in  allen 
Ländern .,  namentlich  aber  in  Grossbritannien  und  Deutschland  ge- 
nommen hat,  haben  sich  natürlich  auch  die  demselben  eigenthümlichen 
Unfälle  vermehrt  und  verstärkt,  ja  scheinbar  „in's  Ungeheuere"  gehoben 
für  jeden,  der  die  ein  richtiges  Urtheil  begründenden  Verhältnisse  nicht 
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genau  erforscht.  So  viel  liisst  jedoch  schon  die  betroffende  Statistik  er- 
kennen, dass  l)ei  diesen  Unfällen  die  Klemente.  die  Natunnächte  und 
Naturgesetze  eine  Holle  spielen,  die  der  Humanität  ein  angemessenes 
Mitleid  und  Mitgefühl  mit  den  ungliicklichen  Opfern,  aber  auch  Ge- 
rechtigkeit und  Billigkeit  gegen  die  schuldlosen  I>etheiligten  zur  I'tlicht 
macht.  Zudem  übertriff"t  die  Gemeinnützigkeit  des  Bergbaus  und  der 
Dienste,  welche  die  Elemente  bei  ihm  leisten  müssen,  die  Gemein- 
gefährlichkeit und  Gemeinschädlichkeit,  wie  sie  sich  in  den  Bergbau- 
Unfällen  darstellt,  in  weit  höherem  Masse,  als  bei  allen  anderen  Unter- 
nehmungen und  Gewerbszweigen,  denen  Unfälle  der  hier  in  Betracht 
gezogenen  Art  eigenthündich  und  natürlich  sind.  Was  wäre  die  jetzige 
Civilisation  der  Menschheit  ohne  Eisen  und  Kohlen,  ohne  die  Producte 
des  Bergbaus  überhaupt?  — 

In  ihrer  ziffermässigen  Erscheinung  sind  die  bergbaulichen  Un- 
glücks-Katastrophen allerdings  geeignet,  die  ganze  Aufmerksamkeit  des 
Humanisten,  des  Politikers  und  Gesetzgebers  auf  sich  zu  ziehen.  Es 
genügt  hiezu  schon  die  Unfalls -Statistik  des  Stein  kohlen -Berg- 
baus, und  zwar  in  Ländern,  in  denen  derselbe  sich  durch  Aufschwung 
und  Leistung  auszeichnet,  in  Gross britannien  und  Preussen. 

In  Grossbritannien  verloren  in  den  10  Jahren  1857/66  im 
Ganzen  9916  Arbeiter  das  Leben  beim  Steinkohlenbergbau,  im  Jahre 
1866  1484,  im  Jahre  1867  1190.  Stellen  wir  ältere  und  neuere 
Perioden  neben  einander,  so  zeigt  sich  allerdings  eine  Mehrung  der 
Unfälle,  die  in  ihren  Verhältnisszahlen  eine  Minderung  ebenso  möglich 
als  wünschenswerth  erscheinen  lässt.  Wir  entnehmen  der  bezüglichen 
ofliciellen  Statistik^)  zunächst  folgende  Zahlenverhältnisse: 


Es  haben  im 

Jalires- 
Uiirclisclinill. 


Sleinkolilen  gefördert 
preuss.  Tonnen*): 

Grossbrit.     i      Preussen. 


Arbeiterzalil : 


Grossbr.    Preuss. 


Verunglückte 
Arbeiter: 

Grossbrit.  Preussen. 


1851/9  .  .  . 
1865/7  .  .  . 
also  mehr  . 

=:  Procent   .         53,48      i      158,82 

oder  1851/9.        334,450    i    "359,712 

-      1865/7.        416,815    '     368,624 

Die    Anzahl    der    Verunglückten 
Preussen  beträchtlich  gestiegen,    wird 


331,091,964  37,457,523 

508,097,625;  96,948,146 

1 77.005,661 1  59,490,623 

53,48 

334,450 

416,815 


224,930  52,605 

326,814  93.958 

101,884  41,353 

45.30     78,61 

227    (    506 

268        357 

ist    also    in    Gr 
aber   von  dem 


990         104 

1219         263 

249         159 

25,15      152,88 

durchschn.  auf  1 

Verunglückten. 

ossbritannien    wie 
Aufschwünge   der 


3)  Vergl.    hierüber    die    ,, Zeitschrift    des    Oberschlesischen    berg-    und    hütten- 
niännisciien  Vereins".     Jahrg.  1869  Nr.  4  S.  133  ff. 

4)  1  preuss.  Tonne  etwa  =  32/3  Centner;  6  preuss.  Tonnen  r=  I,i  engl.  Tonnen. 
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Kohlenproduction  noch  überstiegeu  in  ihrer  Steigerung,  so  dass  im 
A'erhältniss  zur  Förderung  die  Verunglückiing  in  neuerer  Zeit  seltener 
ist;  als  früher.  Diese  Abnahme  zeigt  sich  in  Grossbritannien  auch  im 
Verhältniss  zur  Dichtigkeit  der  Belegschaft;  doch  konnnt  hier  1  Ver- 
unglückter erst  auf  268  Arbeiter,  so  stellt  dieser  Durchschnitt  in 
Preussen  noch  höher,  nämlich  1  :  357,  und  diese  Thatsache  möchte 
für  den  preussischen  Bergbau  um  so  ungünstiger  zeugen .  als  derselbe 
ein  bei  weitem  weniger  technisch  vorgebildetes  und  erfahrenes  Arbeiter- 
corps hat ,  als  der  britische  Steinkohlen  -  Bergbau ,  dessen  Arbeiter  in 
den  Gruben  gleichsam  geboren  und  erzogen  werden .  indem  sie  zum 
grössten  Theile  von  früher  Jugend  an  ihren  ^'ätern  in  die  Gruben  folgen. 
Sehen  wir  nun  weiter  nach  den  Gründen  der  Verunglückung,  so 
scheidet  sich  letztere  nach  denselben  in  folgende  Haupt -Kategorieen: 
Im  Jahre  1867  verunglückten  tödtlich  beim  Steinkohlenbergbau  in  Gross- 
britannien überhaupt  1190,  in  Preussen  293  Arbeiter,  nämlich 

durch 

schlagende  Wetter     .     .     ,     , 
Verschüttung,  Steinfall  u.  s.  w, 
Unfälle  in  Schächten     .     .     . 
andere  Unfälle  unter  Tage 
über 

Das  Jahr  1867  ist  bezüglich  der  Unfälle  ein  Mitteljahr  sowohl  für 
Grossbritannien  als  auch  für  Preussen,  so  dass  seine  Verhältni.sse  mass- 
gebenden Anhalt  bieten  für  die  hier  interessirende  Beurtheilung^j. 

„Schlagende  Wetter"  fordern  nach  den  obigen  Zahlen  einen 
grossen ,  aber  doch  nicht  den  grössten  Theil  der  Menschenopfer  des 
Steinkohlenbergbaus.  Preussen  zeichnet  sich  dabei  vor  Grossbritaunien 
entschieden  durch  ein  sehr  günstiges  Verhältniss  aus.  ein  Umstand, 
der  beweist,  dass  Wissenschaft,  Vor-  und  Aufsicht  hier  leisten,  was 
sich  dem   tückischen  Feinde   des  Bergmannes   gegenüber   leisten   lässt, 

5)  Um  einen  ]>Iassstab  zur  Vorgleichung  mit  friiiiercn  Vpiiiällnisjen  zu  jrebi-n, 
fiiiiren  wir  nocli  an,  dass  in  den  9  Jahren  1851/!»  im  .lahrosdurciksdinill  um  das 
Leben  Kamen   in  Gro.ssbrilannieii  990,  in  Preussen   104   Koiilenarbeiler ,  und  mar 

j       ,  in  Grossbi  ilannien  in  Preussen 

durch 

Zahl.         Procent.  Procent.        Zaiil. 

schlagende  Weller 231  23,33  11,54  12 

Verschütlung,  Steinfall  u.  s.  w.    .     .  37-4  37,78  44,23  46 

Unfälle  in  Schächten 213  21,52  25,00  26 

sonstige  Ursachen 172  17,37  19,23  20 


in  Grossb 

ritannien 

in   Preus; 

sen 

Zahl. 

Procent. 

Procent. 

Zahl. 

286 

24,03 

13,31 

39 

449 

37,73 

36,18 

106 

156 

13,11 

22,18 

65 

211 

17,73 

25,26 

74 

88 

7,40 

3,07 

9 
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jedenfalls  nicht  verdienen,  auf  Grossbritunniens  Beispiel  verwiesen  zu 
werden. 

Auch  bei  der  /weiten,  der  häufigsten  Art  der  Verungluckung,  der 
., Verschüttung" ,  dem  „Ilerciiigehen  von  Gestein'',  dem  ,, Falle  von 
iSteinen  oder  Kohlen"  oder  wie  sonst  diese  Kategorie  bergmänni.scher 
Unfälle  rubricirt  wird,  sind  es  hauptsächlich  elementare,  naturmächtliche 
und  naturgesetzliche  Ursachen  und  Wirkungen,  welche  das  Unglück 
des  Bergmanns  herbeiführen,  und  zwar  um  so  leichter,  je  geringer  seine 
Erfahrung,  Vorsicht,  Folgsandteit ,  Gewissenhaftigkeit  ist. 

Dieses  Verhältniss  scheint  besonders  bei  den  übrigen  Unfalls-Katc- 
gorien  in  Preussen  wirksam  zu  sein ,  was  der  Thatsache  entsprechen 
würde,  dass  das  Arbeitercorps  des  preussischen  Steinkohlenbergbaus 
nur  zum  kleinsten  Theile  aus  technisch  vorgebildeten  und  erfahrenen 
TiCuten  besteht  und  nur  schwach  durch  solche  sich  ergänzen  konnte  bei 
dem  rapiden  ungeheuren  Aufschwünge  des  Kohlenbergbaus.  — 

Immerhin  sind  die  obigen  statistischen  Daten  schon  genügend,  Fragen 
und  Forderungen  anzuregen,  wie  sie  in  neuster  Zeit  in  der  Presse  und 
in  den  gesetzgebenden  V'ersannnlungen  zu  Ausdruck  und  Erwägung  ge- 
konnnen  sind,  wie  sie  namentlich  ihre  Zusammenfassung  gefunden  haben 
in  der  Petition,  welche  Professor  Dr.  Karl  Biedermann  als  Vor- 
sitzender des  Ausschusses  der  national -liberalen  Partei  in  Leipzig  an 
den  Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes  gerichtet  hat. 

Die  dadurch  angeregten  Fragen  und  Forderungen  sind  Staats-  und 
rechtswissenschaftlicher  Natur  und  Tendenz,  ragen  in  ihrer  Tragweite 
aber  vorzugsweise  in  die  Disciplinen  hinein,  welche  der  philosophi- 
schen Facultät  der  deutschen  Universitäten  als  Domanium  anzugehören 
pflegen,  namentlich  in  das  Gebiet  der  Volkswirthschaft.  Gehen  wir 
nun  auf  unsern  Gegenstand  näher  ein!  — 

I. 

Die  Petition  des  Dr.  Biedermann^)  rügt,  dass  ..im  höchsten 
Gi-ade  unzureichend  für  Leben  und  Gesundheit  aller  der  Menschen  ge- 
sorgt sei,  die  in  Fabriken  oder  Bergwerken  der  Verletzung  durch 
Maschinen  oder  entfesselte  Naturkräfte  ausgesetzt  sind ,  aller  Derer, 
die  sich  der  Eisenbahnen.  Dampf-  und  Segelschiffe  als  Trans- 
port- und  Verkehrsmittel  bedienen.     Hier  scheine  die  Verpflichtung  zum 


;©)  Vergl.;Drucksacheii  -des  Reiclistages  des  Norddeiitschen  Bundes.  1868.  Nr.  56 
(Erster  Bericht  der  Petit. -.GOTiimission)  S.  2  —  15.  —  Slenogr.  Berichte.  Anlagen 
S.  188  «. 
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Schadensersatz  auf  Seiten  der  Fabrikbesitzer,  Bergwerks-  und 
Eisenbahngesellschaften  und  des  Staates  selbst  fast  in  dem- 
selben Masse  abzunehmen,  als  der  öffentliche  Charakter  und  der  Wirkungs- 
kreis dieser  Institute  zunehme.  Gegen  Fabrikbesitzer  schon  könne 
der  Arbeiter,  den  eine  fehlerhafte  Maschine  seines  Arbeitgebers  zum 
Krüppel  gemacht  hat,  selten  Ersatz  für  die  verlorene  Arbeitskraft  er- 
streiten. Für  die  Klage  gegen  Eisenbahn-  und  Bergwerksdirec- 
tionen  auf  Schadensersatz  für  den  Verlust  zahlreicher  Menschenleben 
und  für  Verletzungen,  die  ein  Versehen  im  Bau  oder  Betrieb  herbeiführe, 
gebe  es  gar  keine  gesetzliche  Grundlage.  Ebenso  wenig  gegen  den 
Itheder,  der  mangelhafte  Auswandererschiff'e  ausrüste.  —  Den  Beweis 
für  die  Mangelhaftigkeit  unseres  Hechtes  in  allen  diesen  Beziehungen 
liefere  die  Thatsache,  dass  bei  all  den  grossen  nandiaften  Unglücks- 
fällen der  letzten  Zeit  (Lugau,  Neu -Iserlohn,  ,,Leibnitz")  keine  ein- 
zige der  verwaisten  Familien  eine  Klage  auf  Schadensersatz  eingereicht 
hat"  ^). 

Im  Einzelnen  rügt  dann  die  Petition  als  Mängel  der  heutigen  Gesetz- 
gebung : 

1)  ,,Für  den  Schaden  mache  das  Gesetz  nur  den  allein  verantwort- 
lich, der  direct  und  unmittelbar  selbst  ihn  veranlasst  hat.  Also 
z.  B.  bei  einer  Bahnzugsentgleisung  den  Weichensteller ,  bei  einer 
durch  Unrcinlichkeit  veranlassten  Schiffsepidemie  den  Schiftscapitän.  bei 
einem  Bergwerkssturz  den  Schachtmeister  u.  s.  w. ,  lauter  Personen, 
die  höchst  selten  mit  ihrem  Vermögen  für  den  durch  sie  allerdings 
zunächst  verursachten  Schaden  leistungsfähig  seien.  Hieraus  vermöge 
nur  der  Ilechtsgrundsatz  zu  retten,  dass  der  Princii)al  für  das  zu 
haften  habe,  was  der  Bevollmächtigte  (Beamte)  innerhalb 
des  Kreises  seiner  Amts  Sphäre  versieht  oder  pflichtwidrig 
unter  lässt". 

7)  Diese  „Thalsatlie",  auch  glaubwürdig  conslatirl,  möclite  an  sicli  gar  nichts 
beweisen.  Warum  haben  die  vermeintlich  Enlschädigungsberecliliglen  nicht  auf 
Schadensersatz  geklagt?  Weil  ihnen  der  Nachweis  einer  Versclmlduiig  und  eines 
Enlschädigungs  -  Verpflichleten  iinmüälich  war.  —  Was  nanienilich  den  Kall  ,,\eu- 
Iserlohn"  betrilTt  ,  so  hat  der  Keiiiislags-Abgeordnele  Dr.  Becker  schon  mit  vollem 
Kcclile  diese  llintsäcliliche  Anführung  der  Fclilion  hIs  iiniiegriindet  und  unrichtig  ge- 
rügt und  darauf  hingewiesen,  dass  durch  den  Chef  der  preussischen  Berg-Vcrwallung, 
Ober- Berghauptmann  Krug  von  Aidda,  conslatirl  ist,  dass  nach  sorgfältigsler 
L'nlersucliung  eine  Fahrlässigkeit  oder  sonstige  Verschuldung  weder  gegen  einen  Be- 
amten, noch  gegen  einen  Arbeiter,  noch  irgendwie  gegen  die  Gewerkschaft  sich  hat 
nachweisen  lassen.  —  Vergl.  SIenogr.  Berichte  des  Norddeutschen  Reichstags.  1868, 
S.  175  f. 
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Die  Ivüiclistags-Coiiimissioii.  deren  Vorheiathmi^  die  Tetitioii  unter- 
legen hat,  bestätigt  die  llicldigkeil  dieser  Aussteliunjj;  gej^en  die  be- 
stehende Gesetzgebung,  niiinciillicli  iinl  1'.  I  ii  u  t  s(  lil  i's  Autoritäf*)  hin. 
Ks  seien  in  dieser  l-Vage  die  engen  diumlsal/e  des  rönnschen  Reehts 
durciiaus  gemeingültig,  so  dass  der  Principal  für  die  culpa  des  IJevoll- 
)nächtigten  zwar  ausnahmsweise  und  iinicrhall)  des  l>ereichs  der 
ursprünglichen  v  e  i'  t  r  a  g  s  m  ä  s  s  i  g  e  n  V  e  r  b  i  n  d  1  i  c  h  k  e  i  t .  niemals  aber 
dann  verantwortlich  sei.  wenn  das  Thun  oder  Cnlerlassen  des  Bevoll- 
mächtigten eine  I)elicls- Obligation  nach  Massgabe  der  le.x  Aquilia  be- 
gründet. Tud  .,diose  ist  fast  in  allen  in  Kode  stehenden  Fällen  be- 
gründet; auch  für  sie  den  l'iiiicipal  haftbar  zu  machen,  ist 
recht  ei  gen  tu  eil  das  w  i  r  t  hschaf  tl  i  che  und  rechtliche 
Haup  tb  edür  fn  iss  bei  der  ganzen  Frage".  — 

In  der  Petition  wird  fei'iier  behaui»tet: 

2)  Der  Kreis  der  zur  Klageerhebung  beiechtigten  Personen  sei 
über  Gebühr  beschränkt.  Nicht  einmal  die  llinterlassenen  eines  fahr- 
lässig Getödteten  seien  überall  und  unbedingt  zur  Klage  berechtigt. 

S)  Das  Mass  des  Ersatzes  sei  höchst  unzureichend.  Der  wirklich 
positive  Schaden  (damnum  emergens)  schon  pflege  ,, knauserig"  zuge- 
messen zu  werden.  Die  Forderung  auf  den  entgangenen  Gewinn ,  das 
Interesse  (hierum  cessansj,  scheitere  fast  stets  an  den  Schwierig- 
keiten des  Schadenprocesses.  Ueberall  werde  nur  das  Vermögens- 
verhältniss  des  Geschädigten,  nie  das  des  Schädigers  berück- 
sichtigt. 

Eine  Abänderung  dieser  Mängel  der  deutscheu  Gesetzgebung  sei 
,,eine  wirthschaftliche,  sociale  und  politisch-sittliche  Pflicht  des  Bundes'". 
Dieser  fehlerhafte  Zustand  laste  am  härtesten  auf  dem  sog.  Arbeiter- 
stande, sei  geeignet,  gerechte  Erbitterung  zu  erzeugen  u.  s.  w.  Das 
Material  zur  Reform  biete  die  betreffende  französische  und  englische 
Gesetzgebung.  — 

Diese  Petition ,  welche  gleichlautend  auch  an  den  Bundesrath  ge- 
richtet worden ,  hat  der  Reichstag  in  seiner  Sitzung  vom  24.  April 
1868  ,,zur  thunlichsten  Berücksichtigung"  an  den  Bundeskanzler  ab- 
gegeben. Im  Bundesrathc  hat  dieselbe  gleichfalls  Annahme  gefunden 
und  zur  Zeit  ist  sie ,  auf  dessen  Anlass ,  Gegenstand  einer  Enquete 
seitens  der  Bundesregierungen  behufs  Feststellung  der  thatsächlichen 
und  rechtlichen  Verhältnisse  sowie  der  Lage  der  Landesgesetzgebungen. 


8)  S.    Bluntsclili,    Verliaiidlunifen    des    VI.    Deulscheii    Jurislentages.      I.  Bd. 
S.  45  flf.    VI. 
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um  auf  das  dadurch  gewonnene  Material  dann  die  weitere  legislatorische 
Behandlung  zu  veranlassen. 

Im  Sinne  der  Petition  hat  sich  ferner  ein  Organ  der  öffentlichen 
Meinung  ausgesprochen ,  dem  wenn  auch  nicht  fachwissenschaftliches 
Urtheil,  so  doch  eine  massgebende  Stimme  beigelegt  wird:  der  volks- 
wirthschaf tliche  Congress.  Beide  empfehlen,  bei  allen  Unfällen 
den  Principal  fUnternehmer,  Arbeitgeber,  Auftraggeber)  für  den  Schadens- 
ersatz an  erster  Stelle  haften  zu  lassen ,  vorbehaltlich  seiner  Regress- 
ansprüche an  den  eigentlichen  Verpflichteten.  Namentlich  in  Bezug  auf 
den  Bergbau  hat  der  volkswirthschaftliche  Congress  zu  Mainz  folgende 
Beschlüsse  angenommen  : 

1)  ,,Die  in  Betreff  der  Haftbarkeit  industrieller  Unternehmer  für 
die  Unfälle ,  welche  durch  den  Betrieb  eintreten ,  sowie  in  Betreff  der 
gerichtlichen  Geltendmachung  der  Schadensersatzforderung  und  der  Be- 
weisaufnahme über  deren  Betrag  gegenwärtig  in  Deutschland  bestehende 
Gesetzgebung  ist  reformbedürftig". 

2)  ,,Die  Mängel  des  Civilrechts  sind  zu  beseitigen  mittelst  Durch- 
führung des  Grundsatzes,  dass  der  Unternehmer  in  Folge  eines  jeden 
durch  ihn  selbst  oder  durch  seine  Leute  innerhalb  des  Geschäftskreises, 
in  welchem  sie  von  ihm  verwandt  werden,  oder  in  Folge  der  Mangel- 
haftigkeit der  Betriebseinrichtungen  und  Betriebsmittel  veranlassten  Un- 
falls dem  Beschädigten  oder  dessen  Hinterbliebenen  für  das  volle  In- 
teresse haftet,  und  er  sich  von  seiner  Haftung  nur  durch  den  Nachweis 
der  eigenen  Schuld  des  Beschädigten  oder  eines  nicht  aus  der  Natur 
der  Unternehmungen  hervorgehenden  Schadens  durch  höhere  Gewalt 
befreien  kann".  — 

In  diesem  Sinne  hat  sich  im  Allgemeinen  die  öffentliche  Meinung 
auch  sonst  ausgesprochen  und  haben  sich  namentlich  auch  die  Organe 
der  liberalen  und  unabhängigen  Tages-Prcsse  obigen  Beschlüssen  ziem- 
lich rückhaltslos  und  leicht  angeschlossen.  Nur  einige  mit  den  ein- 
schlagenden Sach-  und  Personen- Verhältnissen  näher  vertraute  Fach- 
organe sind  zurückhaltender  in  ihrem  Beifalle  gewesen  und  haben  ihre 
Bedenken  und  Wünsche  bezüglich  gründlicherer  Untersuchung  der  Sach- 
und  Rechtslage  nicht  verschwiegen. 

Von  bedeutendstem  Gewichte  unter  allen  diesen  Kundgebungen  ist 
jedoch  die  Aeusserung,  welche  die  preussischc  Regierung  in  ihrem  ofti- 
ciöscn  Organe,  der  ,,Provinzial-Correspondcnz",  seiner  Zeit  hat  verlauten 
lassen.  Denn  diese  Andeutungen  haben  jedenfalls  Quellenzusammenhang 
mit  dem  Sitze  der  die  lUuidesgesctzgcbung  vorbereitenden  Behörden, 
dem  I'undeskanzleramte  und  dem  Bimdesrathe,  und  ueben  vorläutig  die 
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allf2;emeinc  Hichtmiff  an,  in  welcher  die  Biindesgeset/gebung  ihre  vor- 
hereiteiideii  Scliiitte  luiterniinnit  und  liberhaupt  vorzugehen  gedenkt. 
Dies  Organ  (U'r  jjreussisclien  Uegierung  liess  sich  Jiändich  in  einem 
längeren  Artikel  liher  ..Die  Verpflichtung  zum  Schadensersatze 
hei  Unglücksfällen  im  liergwerkshetr iebe'-  schliesslich  dahin 
vernehmen : 

,,Weun  aber  in  Betreff  des  Umfangs,  welcher  den  llaftverptiiclitungen 
der  Bergwerksunternehmer  zu  geben  ist .  untei'  den  Fachmännern  noch 
Meinungsverschiedenheiten  bestehen,  .so  herrscht  doch  volle  T'ebercin- 
stinimung  wenigstens  über  zwei  wichtige  Punkte: 

1)  dass  die  Haftpflicht  durch  ein  allgemeines  Berggesetz  zu  regeln 
sei,  um  der  Ungleichmässigkeit  der  gesetzlichen  Kinrichtuiigen  in 
den  verschiedenen  Theilen  des  preussischen  Staates  und  des  Nord- 
deutschen Bundes  ein  Ende  zu  machen ,  und 

2)  dass  die  Verbindlichkeit  der  Unternehmer  mind  estens  für  allen 
durch  ihre  B  e  v  o  1 1  m  ä  c  h  t  i  g  t  e  n  und  Beamten  herbeigeführten 
Schaden  unbedingt  festzustellen  sei. 

Die  Bundesregierung  hat,  wie  schon  erwähnt,  den  Gegenstand 
ernstlich  in  die  Hand  geuonnnen.  .\uch  die  einzelnen  Bundesstaaten 
haben  vorwiegend  die  Zweckmässigkeit  einer  bundesgesetzlichen  Regelung 
anerkannt,  und  zunächst  wird  der  Justiz -Ausschuss  des  Bundesraths 
nähere  Vorschläge  für  eine  solche  Regelung  zu  machen  haben.  Es  steht 
daher  zu  hoffen .  dass  die  hier  in  Betracht  kommenden  Fragen  eine 
Lösung  erhalten  werden,  welche  den  Interessen  der  Betheiligten  und 
den  Forderungen  der  Billigkeit  Genüge  thut"'.  — 

Diese  Aeusserung  der  preussischen  Regierung  schliesst  sich  dem 
Votum  einer  fachwissenschaftlichen  und  sachkundigen  Autorität  an.  die 
als  vollkommen  stimmfähig  in  der  vorliegenden  Streitfrage  anzuerkennen 
ist,  nämlich  dem  Votum,  das  Herr  Dr.  H.  Achenhach,  Geheimer 
Ober-Bergrath  und  vortragender  Rath  im  Handelsministerium  zu  Berlin, 
schon  vor  einiger  Zeit  auf  Grund  einer  eingehenden  Untersuchung  und 
Beurtheilung  der  einschlagenden  Gesetzgebung  in  dem  von  ihm  mitredi- 
girten  Organe  der  Bergrechts-Wissenschaft  abgegeben  haf^i.  Derselbe 
stellt  am  Schlüsse  der  bezüglichen  Abhandlung  die  sächsische  Berg- 
gesetzgebung als  nachahmungswerthes  Vorbild  hin  und  empfiehlt,    dass 

9)  S.  „Zeitschrift  für  Bergreclil.  Redig.  unti  licrau.^grg.  von  Dr.  H.  Brasscit, 
Beighauptmann  und  Obciberganilsdireclor  zu  Bonn  und  Dr.  H.  Achcnbach,  Geh. 
Ober-Bergralh  und  vorti'.  Ralli  im  Handelsministerium  zu  Berlin."  IX.  .fahrg.  (1868) 
S.  104  ff.  Die  Abhandlung:  „Ueber  die  Verbindlichkeit  der  Bergnerksbetreiber  zur  Ent- 
schädigung der  beim  Bergbau  verunglückten  Bergleute  oder  der  .Angehörigen  derselben". 
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1)  die  Entschädigungsverbindlichkeit  der  Bergwerksbetreiber  im  Wege 
der  Berggesetzgebung  festgestellt,  uud 

2)  dieselbe  für  das  Verschulden  der  Bergwerksbetreiber,  ihrer  Bevoll- 
mächtigten, Repräsentanten,  Betriebsführer  und  Officianten  ausge- 
sprochen ,  dagegen  jede  Haftbarkeit  für  ein  Verschulden  der  Ar- 
beiter in  dem  hier  erörterten  Falle  beseitigt  wird. 

Dieselbe  Autorität  betont  wiederholt,  dass  ..eine  angemessene  Haf- 
tung der  Bergwerksbesitzer  nur  durch  Speci algesetze,  nicht  durch 
Anwendung  der  gemeinen  Itegeln  des  Civilrechts  herbeizufiihren  ist 
und  zwar  selbst  dann  nicht,  wenn  ein  einheitliches  Zivilrecht  in  Pi-eus- 
sen  oder  Deutschland  hergestellt  sein  sollte".  — 


U. 

Fassen  wir  die  uns  hier  vorliegende  Frage  in  ihrer  sachlichen  und 
rechtlichen  Genesis,  in  ihrer  rechts-  und  fachhistorischen  Entwickelung 
scharf  in's  Auge,  so  muss  uns,  gegenüber  der  politischen  und  socialen 
Tendenz  der  ganzen  Gesetzgebungs-  und  Verfassungs- Agitation  in 
Deutschland,  zunächst  auffallen,  dass  man  sich  bezüglich  der  Volks- 
klassen, deren  man  sich  auch  bei  dieser  Frage  vorzugsweise  in  ver- 
meintlich humanistischer  Fürsorge  anzunehmen  für  berufen  und  ver- 
pflichtet hält,  in  üftenbaren  Widersprüchen  bewegt.  Auf  der  einen 
Seite  betont  man  stets  die  materielle,  sittliche,  geistige,  politische  He- 
bung und  Befreiung  der  sog.  unteren  oder  arbeitenden  Volksklassen, 
auf  der  einen  Seite  streitet  und  raisonnirt  man  gegen  „Bevonnundung'', 
gegen  ,, Erniedrigung",  gegen  ..rnterdrückung"  des  Volkes,  insbesondere 
der  bezeichneten  Berufs-  und  Gewerbs- Klassen  und  Stände;  man  procla- 
mirt  überall  das  „Emancipationsprincip''  in  Gesetzgebung  uud  Verwal- 
tung; und  andererseits  fasst  man  wieder  diese,  durch  die  endlich  glück- 
lich errungene  Baiticular-  und  Bundesgesetzgebung  Deutschlands  auf 
sich  selbst  angewiesenen  und  gestellten  Staatsbürger,  trotz  ihrer  allge- 
meinen Mündigerlviärung  durch  das  directe  Wahlrecht,  als  Unmündige, 
der  Ouratel  bediirftige  rtiegebefohlene  auf.  Schon  bei  der  jetzigen 
Lage  der  Gesetzgebung  sind  die  arbeiteiulen ,  sind  alle  Volksklasscn, 
deren  sich  die  Biedermann'sche  Petition  in  anerkennungswerther 
Humanität  annimmt,  so  gestellt,  dass  sie  einer  Bevornnmdung  nicht 
mehr  bedürfen,  dass  sie  überall  selbst  sich  ihr  Hecht  suchen  und 
verschaften  können. 

Es  muss  uns  ferner  auffallen ,  dass  bei  der  vorliegenden  Frage 
de  lege  ferenda  Sachen  und  Personen  confundirt  werden,   die  sachlich 
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und  rechlich  ^ar  nicht  zusainmengehöron.  Denn  wie  man  Eisenbahn- 
Passagiere,  Fabrikarbeiter,  Seereisende,  Grubenarbeiter  u.  s.  w.  bezüg- 
lich rechtlicher  Verhältnisse  und  Ansprüche  so  zu  sagen  ,,in  einen  Topf 
werfen"  kann,  ist  uns  geradezu  unbe^n-eiflich.  Wer  sich  nur  einiger- 
massen  mit  den  bezüglichen  Gesetzen  und  Vertragsverhältnissen  ver- 
traut gemacht  hat,  muss  gegenüber  solcher  Begriffsconfusion ,  wie  sie 
uns  bei  dieser  ,,brcinien(len  Tag(!sfrage"  der  Ilaftverbindlichkeit  für 
Schadensersatz  begegiu;t,  ernste  Zweifel  hegen  an  dem  Berufe  der  Per- 
sonen,  welche  diese  Tagesfrage  zur  Erörterung  und  Beschlussfassung 
gebracht  haben,  ürtheilsfähige  Sachkenntniss  muss  sofort  erkennen, 
dass  es  sich  hier  um  ebensoviel  verschiedene  Rechts-  und  Gesetz- 
gebungsfragen handelt,  als  die  Gebiete  und  Gewerbe  verschieden  sind, 
deren  Unfälle  und  Ersatzansprüche  zur  Beurtheilung  und  JMitscheidung 
gestellt  rqnd.  und  deshalb  nuiss  sie  der  Autorität,  welche  sich  über  die 
concurrirende  Bergbau-  und  Bergrechtsfrage  geäussert,  dem  Dr.  Achen- 
bach,  von  vornherein  beistimmen,  dass  die.se  Frage  nur  durch  ein 
Specialgesetz,  im  Wege  der  Berggesetzgebung  entschieden 
und  erledigt  werden  könnte  uiul  müsste.  Denn  sind  die  \'erhältnisse 
des  Bergbaus  überhaupt  so  eigenthümliclier  Art,  dass  derselbe  von  jeher 
seine  besondere  und  für  sich  abgeschlossene  Gesetzgebung  und  Rechts- 
ordnung gehabt,  fast  bei  allen  allgemeinen  Gesetzen  seine  Ausnahme- 
und  Sonderbestimmungen  erhalten  hat,  so  legt  schon  dieser  formelle 
Umstand  auch  die  Zweckmässigkeit  eines  Specialgesetzes  über  die  vor- 
liegende Frage  nahe,  ja  als  unabweisbar  dar. 

Das  stellt  sich  ganz  ausser  Zweifel,  wenn  man  nur  den  (iegen- 
staud  und  Grund  der  fr.  Gesetzgebung,  die  Bergbau  -  Unfälle ,  selbst 
näher  in\s  Auge  fasst.  Wollten  und  sollten  diese  sämmtlich  dem  zu 
erlassenden  Gesetze  unterliegen ,  so  würde  dies  ebenso  unzweckmässig 
als  unbillig  sein,  und  sollten  dieselben  hinwiederum  sach-  und  zweck- 
gemäss  näher  speciticirt  werden,  so  wäre  damit  auch  das  Specialgesetz, 
formell  und  materiell,  gegeben.  Die  einfache  Specificirung  der  Berg- 
bau-Unfälle, wie  sie  deren  officielle  Statistik  bietet,  liefert  hierüber 
den  besten  Beweis.  Man  sehe  die  folgende  Uebersicht  ^").  Dieselbe 
beziffert  die  in  Preussen  im  J.  1867  beim  Bergwerksbetriebe  über- 
haupt vorgekommenen  Verunglückungen  mit  Unterscheidung  ihrer 
Veranlassung,  Oertlichkeit  u.  s.  w. ,  soweit  dieselben  tödtlich  waren. 
Weit  grösser  ist  die  Zahl  der  Unfälle,  welche  nur  Verwundung  und 


10)  S.  die  weiteren  Specialien  der  Verunglückungen    in    der  (amil.)  ,,Zeif-;clirifl 
für  das  Berg-,  Hülfen    und  Salinenwegen"  Bd.  XVI  (Slalistik)  S.  136—143. 
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Krankheit  zur  Folge  hatten,  über  welche  aber  genaue  statistische 
Ermittelungen  und  Feststellungen  nicht  stattfinden  und  nicht  vorliegen, 
so  weit  nicht  die  Sanitätsberichte  der  verschiedenen  Knappschafts-Ver- 
eine unter  den  Ptubriken  der  äusseren  Krankheiten  auch  hierüber 
Auskunft  geben  und  Schlüsse  ziehen  lassen.  So  führt  der  Sanitätsbe- 
richt des  0 b ers chl es i sehen  Knappschafts-Vereins  für  1868  äussere 
Krankheiten  der  Arbeiter  auf  4576,  darunter  allein  Verletzungen 
2473  und  zwar:  Knochenbrüche  326,  Quetschungen  1033,  Verbrennun- 
gen 264,  Wunden  642;  ferner  ausser  diesen  Verletzungen  noch  68 
Vergiftungen  und  zwar  57  durch  Hüttendämpfe,  8  durch  Gruben- 
gas, 3  durch  andere  Gifte.  Operationen  werden  1108  beziffert, 
worunter  5  Trepanationen,  19  Amputationen,  12  Exarticulatiouen  u.  s.  w. 
Schon  diese  Ziffern  werden  genügen,  um  nachzuweisen,  dass  die  Unfälle 
beim  Bergbau  und  Hüttenbetriebe  eine  Subsumirung  unter  ein  allgemei- 
nes Gesetz,  wie  es  die  Petition  Biedermannes  fordert,  gar  nicht 
zulässt,  und  noch  mehr  tritt  dies  aus  der  Uebersicht  der  töd fliehen 
Verunglückungen  beim  Bergbau  hervor.  In  Preussen  kamen  nämlich 
im  J.  1867  um  das  Leben: 

(Siehe  die  Tabelle  auf  folgender  Seile.) 

Ein  Blick  auf  die  verschiedenen  Kategorieen  der  Unfälle  muss 
Jeden,  der  genauere,  wenn  auch  nur  theoretische  Kenntniss  von  dem 
Betriebe  des  Bergbaus  und  den  dazu  gehörigen  Arbeiten  und  Anstalten 
besitzt,  belehren,  dass,  wenn  die  Gesetzgebung  in  fraglicher  Beziehung 
einschreiten  soll,  dies  nur  im  Wege  der  Specialgesetzgebung  ge- 
schehen könnte,  wie  dies  denn  bezüglich  des  Bergbaus  überhaupt  in 
allen  Staaten  Deutschlands,  ja  Europas  und  wo  sonst  der  Bergbau  be- 
reits die  Geltung  eines  selbstständigen  Zweiges  der  Nationalindustrie 
errungen  hat.  geschehen  ist  und  geschieht.  Dem  Specialgesetze  wäre 
vorbehalten,  von  vornherein  die  Unfälle  über  und  unter  Tage  zu 
unterscheiden,  jene,  da  bei  ihnen  die  Gründe  der  Haftbarkeit  sich 
leicht  feststellen  lassen,  gewissermassen  „am  Tage"  liegen,  der  allge- 
meinen Gesetzgebung  über  Recht  und  Pflicht  zu  Schadensersatz  zuzu- 
weisen, dagegen  die  Unfälle  unter  Tage  nach  sachverständigem,  tech- 
nischem Gutachten  in  solche  zu  scheiden,  die  die  Präsumtion  der 
Selbstverschulduug  zulassen,  und  solche,  welche  aus  technisch- 
gutachtlicher Ueberzeugung  das  Gegentheil  anzunehmen  empfehlen,  so 
dass  ein  Entschädigungsanspruch  für  die  Beschädigten  hinlänglich  liquide 
gestellt  ist,  um  die  Klage  sofort  wenigstens  sachlich  für  genügend 
substantiirt  erachten  zu  können.  Das  ist  eben  bei  allen  Bergbau-Un- 
fällen   der    schwierigste   Entscheidungspunkt,    dass  sie   sämintlich   mit 
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gleicher  Wahrscheinlichkeit  von  dem  Beschädigten  und  auch 
nicht  durch  ihn  verschuldet  sein  können.  Und  mit  Bezug  hierauf  kann 
jeder  urtheilsfähige  Betheiligte  die  Oberflächlichkeit  und  Einseitigkeit 
rügen,  mit  welcher  man  die  Frage  der  Haftbarkeit  der  Bergbau-Unter- 
nehmer in  der  Presse  und  an  andern  Stellen,  wo  dieselbe  verhandelt 
worden  ist,  erledigt  oder  gar  nicht  discutirt  hat. 

Die  Verluste  und  Beschädigungen,  welche  die  Bergbau -Unterneh- 
mer gerade  durch  die  Unfälle  erleiden,  welche  den  Arbeitern  oder  son- 
stigen Opfern  derselben  die  Sympathie  der  ööentlichen  Meinung  zuge- 
wandt hat,  sind  schon  an  sich  bedeutend  genug,  um  die  Präsumtion  zu 
begründen  oder  zu  rechtfertigen,  dass  die  Bergbau-Unternehmer  in  ihrem 
eigenen  Interesse  Alles  thun ,  alle  Mittel  und  Vorkehrungen ,  welche 
durch  Wissenschaft  und  Kunst  empfohlen  und  durch  die  Erfolge  des 
Betriebes  lucrativ  gemacht  werden ,  treffen ,  um  solche  Unfälle  zu 
verhüten.  Gontrole  bei  dieser  Wahrnehmung  ihres  eigenen  Interesse 
erfahren  sie  zudem  durch  die  dem  Bergbau  eigenthümlichen ,  auf 
Gegenseitigkeit  begründeten  Institute  der  Selbsthülfe,  durch 
die  Knappschafts- Vereine,  die  jeden  betheiligten  Werksbesitzer 
ausschliessen  würden,  der  durch  eigene  Verschuldung  diesen  Instituten 
Lasten  aufbürden  möchte. 

Katastrophen,  wie  wir  sie  in  neuster  Zeit  erlebt,  sind  so  alt, 
wie  der  Bergbau  selbst.  Sie  sind  elementarische  Ereignisse,  wie  See- 
stürme, Wolkenbrüche,  Erdbeben,  Hagelschlag  u.  s.  w.  Wenn  dieselben 
in  früheren  Zeiten  passirten,  ohne  Aufsehen  und  Aufregung  zu  erzeu- 
gen ,  so  lag  dies  einerseits  darin ,  dass  sie  natürlich ,  von  der  Wissen- 
schaft und  Menschenkraft  unabwendbar  oj'schienen.  andrerseits  auch  bei 
dem  sehr  unvollkommenen  und  beschränkten  Betriebe  des  Bergbaus 
nicht  so  viele  Opfer  forderten,  wie  heutzutage,  wo  der  Bergbau  mit  sei- 
ner Aufgabe,  dem  gesammten  National-Industriebetriebe  in  dessen  colos- 
saler  Entwickelung  die  nothvvendigsten  Materialien  zu  liefern,  in  glei- 
chem Massstabe  extensiv  und  intensiv  arbeiten  und  schaffen  muss. 
Diese  Aufgabe,  dieser  nationale  Beruf  ist  nicht  das  Product  des  selbst- 
süchtigen, eigennützigen  Interesse  des  Bergbaus;  seine  Entwickelung 
ist  die  ihm  gewissermassen  aufgedrungene  Berufsaufgabe,  deren  gemein- 
nützige Lösung  in  ihren  guten  und  ihren  bösen  Folgen  zu  vertreten 
und  zu  übernehmen  ist  von  der  Nation  und  National-Industric,  der  die 
Leistung  und  Arbeit  des  Bergbaus  zu  Gute  kommt.  Will  die  Nation 
National -Bergbau,  so  muss  sie  auch  die  Folgen  dieses  Willens  über- 
nehmen, sie  muss  ihren  Beauftragten,  den  Bergbau -Unternehmern,  die 
Garantie  geben,   dass  sie  nicht  selbst  und  allein  die  grossen  Katastro- 
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phen  zu  vertreten  haben,  welche  die  der  Mcnschenarbeit  unter  Tage 
nun  einmal  niissgünsligen  Natunnächte,  die  Elemente,  in  ihrem  ..Ilasse 
gegen  die  Gebilde  der  Meuschenliaud"  bereiten.  Die  Nation,  das  Volk, 
ist  in  der  Unmittelbarkeit  seines  Gefühls  auch  in  dieser  Richtung  ver- 
ständiger, als  die  Urheber  jener  Agitation,  welche  in  jüngster  Zeit  die 
grosse  Katastrophe  im  plauenschen  Grunde  so  einseitig  gegen  die  Berg- 
bau-Unternehmer ausgebeutet  hat;  die  Nation  hat  auch  hier  ihre  PHich- 
ten  besser  erkannt,  als  alle  positive  Rechtsweisheit  und  —  technische 
Unwissenheit,  die  Nation  ist  den  unglücklichen  Opfern  des  gemein- 
nützigsten Zweiges  der  National-Industrie  gerecht  geworden  durch  einen 
ebenso  grossartigen  als  anerkennungswerthen  Beweis  ihres  Gerechtig- 
kcits-  und  r)illigkeits-Gefühles,  das  die  Bestätigung  seiner  Hichtigkcit 
gefunden  hat  in  den  Resultaten  der  Untersuchung,  welche  über  die 
Verschuldung  der  denkwürdigen  Katastrophe  im  plauenschen  Grunde 
anuestellt  worden  ist. 


III. 

Geht  man  einmal  ein  auf  die  Frage  der  Verschuldung  der  Berg- 
bau-Unfälle und  der  daraus  resultirenden  Entschädigungspflicht,  so  darf 
man  sich  dabei  nicht  selbst  Verschuldung  aufbürden  hinsichtlich  der 
Richtung  des  Eingehens  auf  diese  Frage.  Nimmt  man  die  Verschul- 
dung der  Bergbau-Unternehmer  auch  präsumtionsweise  an,  so  schliesst 
man  damit  noch  nicht  den  Beweis  aus,  dass  die  Präsumtion  unrichtig 
und  unbegründet  ist,  dass  die  Bergbau -Unternehmer  nicht  verbunden, 
sondern  berechtigt  zur  Entschädigung  sind.  Es  drängt  sich  die 
grosse  Frage  auf,  von  Wem  die  Bergbau -Unternehmer  Entschädigung 
zu  fordern  und  zu  erwarten  haben ,  wenn  sie  nachweisen ,  dass  nicht 
sie,  sondern  diejenigen  den  Schaden  und  Unfall  veranlasst  haben,  für 
deren  Entschädigung  man  sie  principaliter  haftbar  erklären  will? 

Es  giebt  Unfälle,  welche  nicht  nur  ihre  Urheber  zum  Opfer  for- 
dern ,  sondern  auch  dem  Bergbau  -  Unternehmer  ganz  unersetzlichen, 
ohne  fremde  Hülfe  und  Unterstützung  ganz  irreparablen  Schaden  zu- 
fügen, und  bei  denen  sich  unbestreitbar  nachweisen  lässt,  dass  nicht 
nur  Fahrlässigkeit,  sondern  böser  Wille  von  Arbeitern  oder  sonstigen 
zu  Diensttreue  verpflichteten  Personen  (Repräsentanten,  Bevollmächtig- 
ten, Beamten  u.  s.  w.)  die  Scliadensursache  ist.  Wer  tritt  im  Unver- 
mögensfalle der  Per.sonen,  welchen  die  Verschuldung  nachgewiesen  wer- 
den kann,  für  die  Entschädigung  der  Bergbau -Unternehmer  ein? 

Hier  zeigt  sich  die  ganze  Unhaltbarkeit  der  Präsumtion,   welche 
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man  der  priucipiellen  Haftbarkeit  der  Bergbau- Unternehmer  zu  Grunde 
legen  will.  Bei  zweiseitigen  Rechtsverhältnissen  ist  jedenfalls  auch  die 
Entschädigungsptiicht  zweiseitig,  und  beim  Bergbau  kommt  man  über 
die  ^Anerkennung  dieser  Beidei'seitigkeit  am  allerwenigsten  hinweg  mit 
der  sogenannten  culpa  in  eligendo  nach  dem  bestehenden  preussischen 
Rechte. 

Der  Bergbau -Unternehmer  soll  nämlich  die  Verpflichtung  haben, 
bei  der  Auswahl  nicht  nur  seiner  Vertreter,  als:  Repräsentanten,  Be- 
vollmächtigten, Beamten,  sondern  auch  seiner  Arbeiter,  sowohl  die  er- 
forderlichen technischen,  als  auch  die  nöthigen  moralischen  Eigenschaf- 
ten derselben  zu  vertreten.  Diese  Verpflichtung  könnte  doch  immer 
nur  gegenüber  Dritten  angenonmien  und  geltend  gemacht  werden,  nicht 
aber  seitens  der  ausgewählten  Personen  selbst,  um  ihrerseits  Entschä- 
digungsansprüche möglicherweise  für  dieselben  Unfälle  zu  erheben, 
welche  sie  selbst  durch  ihre  mangelhaften  Eigenschaften  veranlasst 
haben.  Indem  sie  sich  haben  wählen  und  annehmen  lassen  seitens  des 
Bergbau-Unternehmers,  haben  sie  selbst  auch  die  Vertretung  der  nöthi- 
gen Berufs-  und  Functions-Eigenschaften  übernommen  und  ihrem  Prin- 
cipal versprochen.  Unter  keinen  Umständen  lässt  sich  deshalb  ihnen 
irgend  ein  Anspruch  auf  Entschädigung  aus  den  von  ihnen  selbst  ver- 
anlassten Unfällen  herleiten,  jedenfalls  steht  dem  Bergbau -Unterneh- 
mer, bis  zur  Erbringung  des  Gegenbeweises,  der  schützende  Einwand 
zur  Seite,  dass  die  Unfälle  dolos  oder  culpos  von  den  Beschädigten 
selbst  veranlasst  seien. 

Diese  Präsumtion  wird  noch  verstärkt  durch  die  preussische  Berg- 
gesetzgebung. Nach  §§  67  f.  des  xAllgem.  Berggesetzes  vom  24.  Juni 
1865  darf  nändich  der  Betrieb  eines  Bergwerkes  nur  auf  Grund  eines 
Betriebsplanes  geführt  werden,  welcher  durch  die  Behörde  auf  die 
im  §  196")  festgestellten  polizeilichen  Gesichtspunkte  zu  prüfen  und 
zu  genehmigen  ist.  Dies  gilt  auch  von  jeder  Abänderung  des  Betriebs- 
planes (§§  69  if.  a.  a.  0.).  —  Ist  nun  aber  der  Betriebsplan  obrigkeit- 
lich nach  §  196  zu  prüfen  und  zu  genehmigen,   so  involvirt  seine  Ge- 


ll) §196  lautet:  „Der  Bergbau  steht  unter  der  polizeilichen  Aufsicht  der  Berg- 
behörden. —  Dieselbe  erstreckt  sich  auf  die  Sicherheit  der  Baue,  die  Sicherheit  des 
Lebens  und  der  Gesundheit  der  Arbeiter,  den  Schutz  der  Oberfläche  im  Interesse 
der  persönlichen  Sicherheit  und  des  ölTenllichen  Verkehrs,  den  Schutz  gegen  ge- 
meinschädliche  Einwirkungen  des  Bergbaus.  —  Dieser  Aufsicht  unterliegen  auch  die 
in  den  §§68.  59  erwähnten  Aufbereitungsanstalten,  Dampfkessel  und  Triebwerke, 
sowie  die  Salinen. '^ 
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nohmif^img  eben  nach  diosein  raiH;^rai»licii  die  ]»oli/,cilidu'  Hc-iatiiiang, 
(las.s  das  betretende  15er;i,weik  und  ^)ein  lietrieh  sicher  i,-l  he/iiglich 
der  Haue,  sicher  ist  bezüglich  des  Lebens  und  der  (ie.Mindlieit  der  Ar- 
beiter, sicher  ist  aucli  bezü;^lich  anderer  l'er.-ionen  und  des  öffent- 
lichen Verkehrs,  endlicli  auch  sicher  ist  bezüglich  genieinschädlicher 
Einwirkungen.  Diese  Bestätigung  der  vollkoninienen  und  allseitigen 
Sicherheit  des  Bergwerksbetriebes  bezieht  sich  auch  auf  die  dabei  mit- 
wirkenden Personen.  Denn  nicht  allein,  dass  sie  natürlich  selbst 
mit  ihrer  ganzen  Thätigkeit  im  Bergwerke  zum  Betriebsplane  gehören, 
dessen  lebendige  yVusfiihrung  sie  gewissermassen  schon  an  sich  sind. 
hat  das  Gesetz  auch  noch  ausdrücklich  bestimmt,  dass  der  Betrieb  nur 
unter  Leitung,  Aufsicht  und  Verantwortlichkeit  von  Personen  geführt 
werden  darf,  deren  Befähigung  hierzu  anerkannt  ist  (§73  a.  a.  0.), 
und  /war  von  der  staatlichen  Bergbehörde,  welche  die  betreffenden 
Personen  auf  den  Nachweis  der  Befähigung  zu  prüfen  (i^  74  a.  a.  0.), 
beim  Mangel  derselben  vom  Betriebe  zu  entfernen  (;^  75  a.  a.  O.) 
und  deshalb  überhaupt  bei  ihren  Functionen  zu  controliren  hat. 
Das  Gesetz  macht  ferner  ausdrücklich  die  benannten  Personen, 
denen  auf  Grund  ihrer  staatlich  attestirten  Befähigung  der  Bergwerks- 
betrieb obliegt,  ,, verantwortlich  für  die  Innehaltung  der  Be- 
triebspläne sowie  für  die  Befolgung  aller  im  Gesetze  enthaltenen  oder 
auf  Grund  desselben  ergangenen  Vorschriften  und  Anordnungen"  (§  76 
a.  a.  0.). 

Unter  V^oraussetzung  der  nach  §  196  a.  a.  0.  bezeichneten  Siche- 
rung und  Sicherheit  des  Bergwerksbetriebes  steht  auch  nur  die  staat- 
liche Zulassung  der  nach  §  117  a.  a.  0.  zu  bestellenden  und  der  Berg- 
behörde namhaft  zu  machenden  ,, Repräsentanten"  und  ..Gruben- 
vorstände" anzunehmen.  Auch  gegen  sie  hat  der  Staat  ein  Einspruchs- 
recht, wenn  sie  nicht  geeignet  sind,  den  gesetzlichen  und  polizeilichen 
Vorschriften  und  Anordnungen  überall  und  stets  zu  genügen  und  zu 
entsprechen.  Dass  sie  hierzu  geeignet  und  Willens  sind,  ist  die  ge- 
setzliche Voraussetzung  ihrer  Wahl  seitens  der  Bei'gbau- Unternehmer 
(Gewerken),  und  die  gesetzliche  Voraussetzung  ihrer  staatlichen  Zulas- 
sung. Deshalb  bestinmit  das  Gesetz  auch  ausdrücklich,  dass  Repräsen- 
tanten und  Grubenvorstände,  die  ausser  den  Grenzen  ihres  Auf- 
trages oder  den  Vorschriften  des  auf  sie  bezüglichen  Gesetzabschnitts 
entgegen  handeln,  persönlich  bez.  solidarisch  für  den  dadurch  ent- 
standenen Schaden  (§  126  a.  a.  0.)  haften.  ,, Ausser  den  Grenzen  sei- 
nes Auftrages"  handelt  doch  aber  gewiss  jeder  Repräsentant  und  Gru- 
benvorstand, der  sich  irgendwie  Handlungen  erlaubt,  welche,  den  Ge- 
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setzen  zuwider,  seinem  Principal  und  Auftraggeber  Schaden  und  Scha- 
densersatzansprüche veranlassen  und  zuziehen ,  ausser  den  Grenzen  sei- 
nes Auftrags  liegt  offenbar  jeder  dolus  und  jede  culpa,  wodurch  die 
Voraussetzung  seiner  Wahl  und  Zulassung,  gesetzlich  und  polizeilich 
sicherer  und  unschädlicher  Bergwerksbetrieb,  nicht  erfüllt  würde. 

Bei  dieser  Lage  der  Berggesetzgebung  ist  ferner  die  Prätension 
begründet,  dass  auch  die  Arbeiter  hinsichtlich  ihrer  Brauchbarkeit  und 
Befähigung  sowie  ihrer  Handlungen,  sobald  sie  einmal  zur  Theihiahme 
an  dem  Betriebe  eines  Bergwerks  zugelassen  sind,  ohne  speciellen  Nach- 
weis, die  Annahme  einer  culpa  in  eligendo  gegen  den  Werkseigenthü- 
raer  nicht  zulassen.  Denn  nach  §  93  a.  a.  0.  ist  auf  jedem  Bergwerke 
über  die  daselbst  beschäftigten  Arbeiter  eine  Liste  zu  führen,  welche 
der  Bergbehörde  auf  Verlangen  vorgelegt  werden  muss,  dieselbe  also 
auch  in  den  Stand  setzt,  bergpolizeiliche  Controle  über  jeden  einzelnen 
Arbeiter  zu  üben.  Diese  Controle  wird  ermöglicht  und  erleichtert  be- 
züglich der  technischen  und  moralischen  Qualification  des  Arbei- 
ters durch  die  gesetzliche  Vorschrift,  dass  jedem  abkehrenden  Berg- 
manne ein  Attest  über  Art  und  Dauer  und  auf  Verlangen  auch  über 
seine  Führung  auszustellen,  und  dass  kein  bereits  beschäftigt  gewesener 
Bergarbeiter  ohne  Vorlegung  des  Entlassungsattestes  zur  Arbeit  anzu- 
nehmen ist  (§§  84.  85  a.  a.  0.).  So  treten  denn  auch  die  Arbeiter  in 
den  Bergwerksbetrieb  ein  unter  der  wohlgegründeten  Präsumtion  ihrer 
technischen  und  moralischen  Qualification ,  unter  einer  Präsumtion, 
welche  weder  eine  culpa  in  eligendo  gegen  den  Bergwerks-Unternehmer 
oder  dessen  Piepräsentanten  u.  s.  w. .  noch  dolus  oder  culpa  gegen  die 
Betriebsbeamten  und  Arbeiter  bei  einem  Unfälle  annehmen  lässt. 

Wenn  eine  Präsumtion  bei  dieser  Lage  der  Gesetzgebung  in  irgend 
einer  Richtung  verantwortlich  machend  Platz  greifen  sollte,  so  könnte 
dies  nur  gegen  die  staatliche  Bergpolizei  sein,  nändich  dahin, 
dass  dieselbe  ihre  Aufsichts-  und  Controlpilichten  und  Functionen  nicht 
vorschriftsmässig  wahrgenommen  und  geübt  habe.  Diese  Präsumtion 
bei  Unglücksfällen  erscheint  um  so  gerechtfertigter,  als  der  Bergpolizei 
nicht  nur  bei  bereits  erfolgten  Unglücksfällen,  sondern  auch  bei  dro- 
henden Gefahren  die  Initiative  gesetzlich  vorgeschrieben  ist  (§§  198  ff. 
204  ff.  a.  a.  0.).  —  Auf  der  andern  Seite  steht  dieser  Präsumtion  ganz 
gleich  gerechtfertigt  gegenüber  die  Annahme  und  Voraussetzung,  dass 
die  Bergpolizei  vollkommen  ihre  Pflicht  gethan  habe  und  dass,  wenn 
trotzdem  ein  Unglücksfall  sich  ereignet ,  dieser  keinem  bei  dem  Berg- 
werksbetriebe betheiligten  Menschen ,  sondern  allein  der  natürlichen 
Gefährlichkeit  des  Bergbaus  überhaupt  schuld  zu  geben  sei  und  deshalb 
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nach  keiner  Seite  hin  Kntschäcligun;4.s-Aiisi)niche  und  Vcrbinfllichkciten 
begründe,  so  lange  dieselben  nicht  durch  den  Nachweis  einer  vorlie- 
genden Verschuldung  einer  bestinnuten  Person  unterstützt  werden. 

Und  diese  Präsumtion ,  dass  jeder  Unfall  in  der  natürlichen  (ie- 
fährlichkcit  des  Bergbaus  seinen  (iiund  habe,  scheint  denn  auch  nach 
allen  thatsächlichen  Verhältnissen  und  lOrfahrungen  die  richtigste  und 
tretlendste,  die  natürlichste  und  zweckniässigste  zu  sein.  Denn  bei 
allen  Unfällen,  namentlich  bei  den  häufigsten  und  bedeutendsten,  welche 
am  meisten  Menschenleben  fordern,  hat  die  Untersuchung  und  Ermit- 
telung der  Gründe  in  der  Regel  festgestellt,  dass  letztere  entweder  in 
der  eigenen  Verschuldung  der  Verunglückten  und  Beschädigten,  oder 
in  elementaren  Ereignissen  gelegen,  wie  sie  Meuschenniacht  und  Men- 
schenwille nicht  verhüten  und  beseitigen  kann.  Gerade  bei  den  Kata- 
strophen, welche  die  Agitation  ausgebeutet  hat,  die  Bergbau-Unterneh- 
mer zu  beschuldigen  und  allgemein  haftbar  für  Unfälle  zu  erklären, 
hat  sich  ergeben,  dass  dieselben  elementarer  Natur  waren,  dass,  wie 
dies  auch  nach  dem  amtlichen  Gutachten  der  mit  der  Untersuchung 
des  Ereignisses  im  phiuenschen  Grunde  betrauten  Comniission  sich  wie- 
der herausgestellt  hat,  weder  einem  Arbeiter,  noch  einem  Gru- 
benbeamten,  noch  der  technischen  Oberleitung  eine  vor- 
schriftswidrige Handlung,  Anordnung  oder  Unterlassung 
beizumessen,  welche  die  Katastrophe  veranlasst  haben 
k  ö  n  n  t  e. 

Unter  solchen  Umständen  hiesse  es  denn  aber  den  Thatsachen  und 
Rechten  Gewalt  anthun,  gesetzlich  Haftbarkeit  auszusprechen,  wo  sich 
keine  \erschuldung  auch  nur  pi'äsumtiv  annehmen  lässt,  es  hiesse  Recht 
und  Billigkeit  verletzen  und  Willkür  zum  Gesetz  erheben,  wenn  das  Bie- 
dermann'sche  Petitum  zum  Gesetz  erhoben  und  den  Bergbau -Unter- 
nehmern eine  Haftbarkeit  auferlegt  würde,  die  sich  gesetzgeberisch  in 
keiner  Weise  rechtfertigen  Hesse,  am  allerwenigsten  sich  rechtfertigen 
Hesse  zu  Gunsten  der  Bergarbeiter. 

Wie  schon  die  statistische  Ermittelung  und  Specificirung  der  Berg- 
bau-Unfälle ergiebt,  ist  überall,  wenn  eimnal  eine  Präsumtion  der  ^'er- 
schuldung  zugelassen  werden  und  gesetzlicher  Haftbarkeit  präsumtive 
Begründung  und  Rechtfertigung  geben  soll,  die  Präsumtion  der  Ver- 
schuldung, des  bösen  Vorsatzes,  der  Fahrlässigkeit,  des  Versehens  der 
Arbeiter  sachgemässer  und  wahrscheinlicher,  als  eine  die  dem  Berg- 
werksbetriebe selbst  minder  nahe  stehenden  Personen  belastende  Ver- 
muthung. 

Dazu  tritt,  dass  jeder  Arbeiter  die  Gemeingefährlichkeit  der  Berg- 
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bau- Arbeit  kennen  niuss,  oder  bei  seinem  ersten  Antritte  durch  die 
auf  den  Bergwerken  angeschlagenen  „Arbeits-,  Gruben-  oder  Betriebs- 
Ordnungen''  oder  sonstigen  Bekanntmachungen  kennen  lernt.  Jeden- 
falls ist  sein  Antritt  der  Bergarbeit  ein  freiwilliger  und ,  so  weit  er 
ohne  Kenutniss  und  Warnung  erfolgt,  von  der  Bergpolizei  zugelassen 
worden  und  von  dieser  zu  verantworten  (§  196  des  Allg.  Berggesetzes, 
auch  §  200).  Das  V  e  r  t  r  a  g  s  -  V  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  zwischen  den  Bergwerks- 
besitzern und  den  Bergarbeitern  wird  ferner  nach  den  allgemeinen  ge- 
setzlichen Vorschriften  beurtheilt  (§  80  a.  a.  0.).  Und  hier  greifen  in 
Preussen  die  folgenden  Grundsätze  des  Allgem.  Landrechts  Th.  I  Tit.  11 
Platz:  Der  Arbeiter  ist  schuldig,  die  Arbeit  Verabredetermassen,  unter 
der  Aufsicht  oder  nach  der  Vorschrift  dessen,  der  ihn  gedungen  hat, 
zu  veTrichten  (§  895  a.  a.  0.).  So  lange  er  diese  Vorschrift  befolgt, 
darf  er  dem,  welcher  ihn  gedungen  hat,  nicht  für  den  Ausschlag  der 
Arbeit  stehen,  oder  die  fehlgeschlagene  Unternehmung  vertreten  (§  896). 
Wie  weit  Arbeiter,  durch  die  Anweisung  oder  den  Befehl  des  Dingen- 
den von  dem  Ersätze  des  einem  Dritten  entstandenen  Schadens  befreit 
werden,  oder  nicht,  ist  im  6.  Tit.  §§  45  ff.  bestimmt  (§  897).  Handelt 
der  Arbeiter  wider  die  Vorschrift,  so  haftet  er  für  allen  dadurch 
entstandenen  Schaden  (§  898).  Ausserdem  dürfen  Arbeiter  sowohl  gegen 
den  Dingenden  als  gegen  einen  Dritten  nur  ein  grobes  oder  massi- 
ges Versehen  vertreten  (§  899). 

Diese  Grundsätze  gelten  im  Allgemeinen  auch  in  den  preussischen 
Provinzen,  in  welchen  gemeines  deutsches  oder  französisches  Recht  be- 
steht, und  so  ist  es  ausser  Zweifel,  dass  auch  der  Bergarbeiter  seinem 
Lohnherrn  für  jede  nicht  im  Vertragsverhältnisse  liegende  Handlung 
oder  Unterlassung  schadensersatzpHichtig  ist.  Diese  Pflicht  hat  natür- 
lich auch  der  Lohnherr  gegen  den  Bergarbeiter  aus  gleichem  Kechts- 
grunde;  aber  auf  beiden  Seiten  beherrscht  die  ganze  Haftbarkeit  für 
Schaden  der  in  den  preussischen  Rechten  allgemein  anei'kanntc,  gesetz- 
lich sanctionirte  Grundsatz : 

,,Dass  Jemand  durch  die  Schuld  eines  Andern  beschädigt  wor- 
den, wird  nicht  vcrmuthet." 

Dem  Schadensersatz -Ansprüche  des  Arbeiters  bei  Unfällen  wird 
zudem  ein  anderes  thatsächliches  Vorhältiiiss  präjudicirlich.  Schon 
Adam  Smitii  hebt  hervor,  dass  „ein  Schmidt,  obgleich  er  ein  er- 
lerntes Handwerk  treibe,  doch  selten  so  viel  verdiene,  wie  ein  „Stein- 
kohlengräber," der  eine  blosse  Tagelöhncrarbeit  verrichte.  Aber 
die  Arbeit  des  Ersten  sei  nicht  ganz  so  unreinlich,  bei  weitem  nicht 
so  gefährlich,  und  werde  bei  Tageslicht  und  über  der  Erde  ge- 
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tiiebcii."  (J('l)(!rlianp(  cikciint  die  Niiti(jiialökonoii)i(,' '-)  in  der  »Ic- 
l';i  lii'l  i  (•  li  k  cit  der  Ailx'it  ein  Moment  der  M  rli  ö  li  iij)  g  des  Lolincs. 
lind  in  ilcr  Tliat  stehen  die  L()luie  allei-  mit  hcsondcrn  (iefahren  um- 
gebenen (iewerhsarbeitcn  MTliälfnissmässig  liülici-.  als  die  übi'igen 
Löhne;  namentheli  ergiebt  eine  \'ergh'iehung  der  J^ohnverhältnisse 
der  Steinkohhjn  -  Arbeiter  und  anderer  Jiei'gleute  mit  dem  Erwerbe 
der  übrigen  Arbeiterkhisscn ,  dass  jene  sich  in  entscliieden  besserer 
Situation  l)efinden ,  als  diese.  —  Maclit  sieli  nun  die  (lefährlichkeit. 
Waiirscheinliehkeit  und  Wirklichkeit  der  Vernnglückung  in  dem  Lohne 
des  Bergarbeiters  bezahlt,  erhält  dieselbe  gewissermassen  ihre  .A'ei-- 
sichcru  ngs-Pränii  e"  schon  in  dem  Lohnsatze:  so  ist  es  un))illig. 
dieselbe  nocheinmal  zu  foidcrn  in  der  dem  Arbeitgeber  gesetzlich  auf- 
zubürdenden Entschädigungsptlicht  gegen  den  verunglückten  Arbeiter. 
Wenn  der  Arbeitgeber  in  dem  vom  Arbeiter  frei  bedungenen  Lohn- 
satze (lefahr  und  Unfall  im  Voraus  bezahlt;  wenn  er  die  Versicherungs- 
prämie auch  Tausenden  und  aber  Tausenden  von  Arbeitern  zahlt,  die 
nie  wirklich  verunglücken  oder,  wenn  sie  verunglücken,  doch  keinen 
der  Höhe  der  Versicherungsprämie  entsprechenden  Schaden  leiden, 
so  ist  damit  seitens  des  Arbeitsgebers  geschehen,  was  billigerweise  von 
ihm  gefordert  werden  kann,  und  ist  damit  das  beste  Mittel  geboten, 
dem  Arbeiter  und  seiner  Familie  für  den  Fall  der  Verunglückung  die 
ihm  zukommende  Entschädigung  zu  sichern  und  möglichst  fruchtbar 
zu  machen.  Das  Mittel  der  Selbsthülfe  ist  stets  und  überall  das 
beste  Mittel,  Missverhältnisse,  Nachtheile,  Gefahren  auf  dem  Gebiete 
der  Industrie  zu  beseitigen ,  und  nachdem  die  neue  Bundesgesetzge- 
bung Deutschlands  die  Hindernisse  und  Missverhältnisse,  welche  der 
Selbsthülfe  der  arbeitenden  Klassen  im  Wege  standen  und  etwa  noch 
stehen,  hinwegzuräumen  beflissen  war  und  noch  im  Begritie  ist,  nach- 
dem die  Bundesgesetzgebung  dem  Arbeiter  die  ihm  gebührende  per- 
sönliche und  gewerbliche  Freiheit  und  Selbstständigkeit  gewährt  hat, 
erscheint  es  ebenso  unbillig  und  ungerecht,  als  unpolitisch  und  un- 
wirthschaftlich ,  durch  Gesetze  über  Haftbarkeit  und  Entschädigungs- 
pflicht  der   Bergbau  -  Unternehmer    zu    disponiren ,    wie    dies   in    der 


12j  S.  Adam  Smith,  Kationaircichtlium  u  s.  w.  Bd.  I.  Cap.  10  Ablli.  1: 
Ungleicliheilen  des  Lohnes,  welche  aus  dei  Natur  der  Beschäftigungen  selbst  enl- 
s>tehen. 

Ferner  J.  B.  Say,  National- Oekonomic  (3.  Ausgabe  von  l>lorsladl)  Bd.  II. 
S.  186. 

Auch:  K.  H.  Bau,  Lehrb.  der  polit.  Oekonomie  (7.  Ausgabe)  Bd.  I.  S.  237 
(§.  197)  und  S.  238  (Anm.  6). 
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B  i  e  d  e  r  in  a  n  n '  sehen  Petition  .  in  A  c  h  e  n  b  a  c  h '  s  Abhandlung,  vom 
volkswirthschaftlichen  Congresse .  in  dem  Artikel  der  preussisthen 
..Piüvinzial - Correspondenz"  verlangt  wird:  —  es  ist  unbillig,  weil 
die  Gefährlichkeit  des  Bergbaus  schon  in  der  Höhe  des  Lohnsatzes 
ihre  Entschädigung  findet;  es  ist  ungerecht ,  weil  dem  Bergbau-Unter- 
nehmer nicht  ein  in  gleichem  Masse  realisirbarer  Entschädigungsan- 
spruch gegen  die  ihm  von  Dritten,  seinen  Repräsentanten,  oder  Be- 
amten, seinen  Arbeitern  zugefügte  Beschädigungen  eingeräumt  und 
gesichert  werden  soll  und  kann;  es  ist  unpolitisch,  weil  dergleichen 
Unbilligkeiten  und  Ungerechtigkeiten  Missstimmung  gegen  Staat,  Ge- 
setz, Obrigkeit,  Justiz  hervorrufen;  es  ist  unwirthschaftlich ,  weil  das 
Kapital  von  Bergbau  -  Unternehmungen  durch  so  ausgedehnte  Haft- 
barkeit zurückgeschreckt,  der  Bergbau  beeinträchtigt.  Lässigkeit  und 
Leichtfertigkeit  aller  bei  der  Beaufsichtigung  und  dem  Betriebe  der 
Bergwerke  betheiligten  Personen ,  namentlich  aber  der  Arbeiter ,  nur 
gefördert  wird. 


IV. 

Zur  Begründung  der  Haftliarkeit  und  P]ntschädigungspfiicht  der 
Bergbau  -  Unternehmer  in  dem  fraglichen  Umfange  wird  besonders  auf 
die  Gesetzgebung  anderer  Staaten  und  Nationen  hinge- 
wiesen. 

Abgesehen  von  der  Misslichkeit  und  Unsicherheit,  die  Gesetz- 
gebung anderer  Länder  per  analogiam  auf  thatsächliche  und  recht- 
liche Verhältnisse  des  eigenen  Landes  anwendbar  zu  erachten ,  so 
lange  man  nicht  die  beiderseitigen  thatsächlichen  und  rechtlichen 
Gründe  und  Vorbedingungen  de  lege  ferenda  genau  untersucht  hat : 
abgesehen  von  der  Xichterledigung  der  hierauf  bezüglichen,  von 
jedem  gewissenhaften  Gesetzgeber  nicht  zu  vernachlässigenden  Vor- 
fragen, mag  auch  hier  sofort  auf  die  in  Bezug  genommene  fremde 
Gesetzgebung  eingegangen  werden. 

An  erster  Stelle  wird  auf  die  französische  Gesetzgebung  hin- 
gewiesen und  zwar  auf  den  Code  civil  art.  1383:  Cliacun  est  respon- 
sable (hl  (b)nimage  qu'il  a  cause,  non  seulenient  i»ar  son  fait,  nuiis 
encore  par  sa  negligence  ou  i)ar  son  imi)rud('nce. 

Art.  1384:  On  est  responsable  non  seulenient  du  ddimiiage  (pic 
l'on  cause  par  son  propre  fait.  niais  encore  de  celui  qui  (^st  cause 
par  le  fait  des  personnes  dont  on  doit  repondre  ou  des  choses  que 
Ton  a  sous  sa  garde. Les  maitres  et  les  commettans  du  dorn- 
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iiiagc   «•;iiis('    |i;ii'    U'ins    (loiii(;.sti(|iif's   et    pirposos    dans   los    fonctions 
aiixqncllcs  ils  Ics  (tut   cniployc-s  ctr.  ''*). 

Gellt  iiiMii  iiiilirliiii^cii  und  luidi  den  tccliiii^clicn  llcjiclii  der 
•Viislcgmifi  d('i-  (Icsct/c  an  die  .\iit't';i>siinii  dieser  nesliiiiniiiiigcn .  >o 
kann  man  int  Art.  I.'.^.i  niif  den  Sinn  linden:  N'ci  iii'sachung  oder 
/ufügiing  von  Sclniden  macht  v<'rant\v(irtlirli .  ma^  sie  durch  Hand- 
lung (mit  Ahsidit  und  NOtsat/)  o(h'r  diiich  l'idorlassung  (Fahrlässig- 
keit oder  Verschen)  Itcwirkt  sein.  In  .Vrt.  l;;!s4  fehlt  aber  schon  die 
zweite  Alternative  (Fahrlässigkeit  und  Versehen),  und  es  ist  hier  nur 
von  absichtlich  und  v(trsetzlicli  /ugefügten  Schaden  die  Rede.  Nir- 
gends ist  aber  eine  Andeutung,  dass  eine  Präsumtion  Platz  grei- 
fen soll,  welche  ohne  förmlichen  IJcweis  Entschädigungs- Verbind- 
lichkeit begründete.  SoMohl  der  Beweis  der  Handlung  wie  auch  der 
der  Unterlassung  wird  nach  allgemeinen  Piechtsregeln  gefordert,  um 
jene  Verbindlichkeit  herzustellen.  Responsable  wie  repondre  invol- 
virt  weiter  kein  Recht  für  den  Beschädigten,  als  das,  den  Beschädi- 
ger  vor  Gericht  „verantwortlich''  zu  machen.  ..Verantwortlich"  und 
., verbunden"  oder  ..ver[itlichtet''  sind  "wesentlich  verschiedene  Rechts- 
begriffe. Ist  der  Bergbau -Unternehmer  au(di  responsable  für  seinen 
Vertreter,  s(t  ist  damit  noch  immer  nicht  entschieden,  dass  er  an  [er- 
ster Stelle  im  Fall  der  Entschädigungs- Verbindlichkeit  hafte;  er  kann 
vielmehr  verlangen,  dass  der  eigentliche  Verpflichtete  excussus,  d.  i. 
nachgewiesenermassen  vermögenslos  ist.  ehe  der  Principal  zur  Scha- 
densersatz-Leistung verbunden  wird.  Selbst  wenn  Art.  1884  dem 
beschädigten  Arbeiter  am  günstigsten  gedeutet  wird,  nämlich  dahin, 
dass  der  Bergbau  -  Unternehmer  in  allen  Fällen  derVerschuldung  sei- 
ner Beauftragten  an  erster  Stelle  hafte,  ist  immer  erst  der  Beweis 
jener  Verschuldung  zu  führen,  und  da  ist  der  Punkt,  wo  auch  das 
französische  Recht  dem  Arbeiter  weder  leichter,  noch  schneller  noch 
mehr  Schadensersatz  schafft,  als  die  preussische  Gesetzgebung.  In 
allen  wichtigeren  Fällen  der  Verunglückung  beim  Bergbau  hat  sich  her- 


13)  Die  Ueberselzung,  welclie  der  Bie  d  e  rm  an  ii 'selten  Petition  von  diesen 
Artikeln  des  franz.  Gesetzbuclis  beigelegt  ist ,  finden  wir  nicht  ganz  juristisch  genau, 
negligence  wird  dort  durch  Nachlässigheit  und  imprudence  durch  Unvorsichtiglteit 
übersetzt.  Nadi  unserer  Ansicht  enlsprechen  diese  Worte  den  juristischen  Begriifen 
„Fahrlässigljeii"  und  ,, Verseilen".  —  Ebenso  wird  in  Art.  1384  ,,doniestiques"  durch 
„Bedienstete"  und  ,,preposes"  durch  ,, Angestellte"  wiedorgegeben  ;  wir  können  dort 
nur  ,, Gesinde"  und  hier  nur  die  preussiscii  iandrechtlichen  ,,Hausof<icianten"  gemeint 
finden.  —  Was  die  französisclie  Jurisprudenz,  namentlich  durch  die  Urtheile  der  Ge- 
richtshöfe später  in  jene  Ausdrücke  hineingetragen  hat ,  kann  jedenfalls  direcle  ana- 
loge .\nwendung  auf  deutsche  Verhältnisse  nicht  finden. 
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ausgestellt,  dass  eine  Vprschukluiig  derselbcii  gegen  Niemanden  nach- 
zuweisen war,  und  diese  Beweisfälligkeit  wird  dem  Arbeiter  stets 
und  überall  bei  seinen  Entschädigungs- Forderungen  entgegenstehen, 
wird  auch  die  entschiedenste  Haftbarkeit  der  Bergbau -Unternehmer 
illusorisch  machen  .  wenn  jener  Beweis  der  Verschuldung  eben  nicht 
durch  Präsumtion  ersetzt  wird.  Eine  solche  gesetzliche  Prä- 
sumtion zu  Gunsten  der  Arbeiter  zu  schaffen,  hiesse  aber  den 
Thatsachen  der  Wirklichkeit,  wie  sie  durch  hundert  und  aber  hun- 
dert amtliche  und  sachverständige  Untersuchungen  festgestellt  ist  und 
die  Ptegel  für  dergleichen  Unfälle  bildet,  „in's  Gesicht  schlagen", 
hiesse  dem  Arbeiter  mit  Hülfe  von  Lüge  und  Unwahrheit  zu  unge- 
rechtem Ansprüche  und  Gewinne  verhelfen,  —  und  das  um  so  mehr, 
jeweniger  dieselbe  Präsumtion  und  gleicher  Entschädigungsanspruch 
dem  Bergbau  -  Unternehmer  gegen  Arbeiter  gewährt  würde,  durch  de- 
ren Schuld  Unfälle  und  Schäden  in  und  an  Bergwerken  herbeigeführt 
werden.  Die  Fälle  der  Schuldbarkeit  der  Arbeiter  an  Verunglückun- 
gen und  Beschädigungen  sind  weit  häufiger  und  in  dieser  Häufigkeit 
mehr  nachgewiesen,  als  die  Schuldbarkeit  der  Bergbau  -  Unternehmer, 
ihrer  Repräsentanten  und  Beamten,  und  deshalb  Aväre  eine  gesetzliche 
Präsumtion,  dass  Bergbau  -  Unfälle  von  Arbeitern  veranlasst  seien, 
mehr  gerechtfertigt,  als  die  entgegengesetzte.  —  Im  Uebrigen  darf 
neben  der  französischen  Gesetzgebung,  wie  sie  bezüglich  der  Für- 
sorge für  verunglückte  Arbeiter  angerufen  wird  und  oben  zur  Er- 
läuterung gekommen  ist,  nicht  übersehen  werden,  dass  das  deutsche 
Knappschaftskassen-  und  Bruderladenwesen,  wie  es  seit  Jahrhunderten 
ebenso  fürsorglich  als  segensreich  für  die  Bergarl)eiter  gewirkt  hat, 
in  Frankreich  nur  sehr  unvollkommen  und  sporadisch  zu  Bestand 
und  Wirksamkeit  gelangt  ist  '"*).  Was  die  fr.  französische  Gesetz- 
gebung für  den  Arbeiter  günstiger  sein  mag  und  sein  kann,  wird  in 
Deutschland  durch  das  Knappschaftskassenwesen  mehr  als  ausge- 
glichen. — 

Wie  wenig  übrigens  eine  Haftbarkeit  und  Belastung  der  Berg- 
werks -  Eigenthümer ,  wie  sie  deutscherseits  unter  Anrufung  der  fran- 
zösischen Gesetzgebung  gefordert  und  empfohlen  wird,  im  Geiste  der- 
selben Gesetzgebung  liegt,  beweisen  deren  legislatorische  Quellen. 
Unter  den  Materialien  des  französischen  Bergwerksgesetzes  vom 
21,  April  1810  sind  besonders   die  Bemerkungen  Napoleon's  I.  mass- 

14)  Vergl.  liierüber  :  A  die  iiba  cli ,  Das  tVaiizösiscIie  Bergreclil  u.  s.  \v.  in  der 
„Zeilsclirifl  für  Bergreclil  von  Brassert"  u.  s.  w.  Jahrg.  I.  (1860)  S.  595.  596. 
Jahrg.  VIII.  (1867)   S.  528. 
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);obon(l  und  boarbtonswortli.  In  diesen  finden  sieh  nun  z.  B.  folj^ende 
Stellen:  iNapoleon  dit,  que  la  le^islation  doif  etre  toujours  en  faveur 
du  i)ropnetaire;  il  taut  qu'il  ait  du  henefiee  dans  ses  ex])loitations 
parcequc  sans  eela  il  abandonnera  ses  entre])rises:  il  f;iiit  liii  laisser 
une  jirande  liberte,  |)aice(|n('  tont  ee  (pii  ^rne  Fu'^ii^jjc  de  la  ) »i-fipii ('■[('• 
drplait  aux  citoyens. 

La  le^islation  doit  etre  toujours  en  faveur  du  proprietaire !  I)a.s 
ist  der  (!ardinaljj;rundsatz  der  französischen  rJesetzfj;ebung.  denn  Xa- 
l)üleon  dit,  (|ue  resi)rit  de  i»)'0])riete  leniedie  h  tout ,  —  si  les  niines 
sont  des  proprietes  dont  on  use  coninie  de  toutes  les  autres,  il  ne 
taut  pas  de  regles  parti  culi  e  res.  So  ist  es  aurh  in  der  vorlie- 
genden Frage!  Der  Bergwerks -Kigenthümer  wird  auch  ohne  Special- 
gesetz über  seine  Haftbarkeit  bei  Unfällen  am  besten  für  sein  Eigen- 
thum  und  dessen  Ausbeutung  sorgen,  ei-  wird  am  besten  und  erfolg- 
reichsten alle  Fälle  von  Schuldliarkeit  vermeiden ,  die  fast  niemals 
ohne  Beschädigung  seines  Kigenthums.  ohne  Störung  der  Ausnutzung 
desselben  sich  ereignen.  — 

iSächst  der  französischen  (rcsctzgebung  hat  nuvn  dann  weiter  die 
englische  angerufen,  um  den  Bergbau  -  Unternehmer  für  Unfälle 
principaliter  haftbar  zu  erklären  und  dem  Arbeiter  unter  allen  Um- 
ständen bereiteste  und  schnellste  Entschädigung  zu  verschatt'en. 

Doch  auch  hier  befinden  die  Petenten  und  Agitatoren  sich  im 
Irrthum ,  wenn  sie  meinen .  die  englische  Gesetzgebung  und  Gerichts- 
praxis  mache  den  Bergbau-Unternehmer  in  den  Fällen  und  dem  Um- 
fange der  Biedermann'schen  Petition  oder  der  Beschlüsse  des  volks- 
wirthschaftlichen  Congresses  haftbar.  Wir  verweisen  in  dieser  Be- 
ziehung auf  Achenbach's  diesen  Gegenstand  erörternde  neueste 
Abhandlung'''),  avo  unbestreitbar  nachgewiesen  wird,  dass  die  Anru- 
fung der  englischen  Gesetzgebung  auf  Illusion  oder  Unwissenheit 
beruht.  Der  berühmte  Kenner  der  deutschen  und  fremden  Bergrechte 
theilt  dort  auch  eine  der  neuesten  Zeit  angehörige  Entscheidung  des 
Oberhauses  mit,  in  welcher  der  Lordcanzler  Cour  es  die  Lage  der 
englischen  Gesetzgebung  erörtert  und  Folgendes  ausspricht: 

„Der  Arbeitgeber  sei  nicht  und  könne  nicht  dem  Arbeiter  ver- 
antwortlich sein,  ausser  wenn  Ersterer  Etwas  unterlassen  habe,  des- 
sen Ausführung  dem  Arbeiter  vertragsmässig  zugesichert  oder 
versprochen  worden  sei.     Der  Arbeitgeber  habe  sich  aber  nicht  ver- 


15)  In    der   ,,Zeilscluif(    für    Bergrcclil"     von    Brasserl.      .lalirg.    IX     (1868) 
S.  410-427. 
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pflichtet,  persönlich  ein  mit  seinem  Geschäfte  verbundenes  Un- 
ternehmen auszuführen.  Die  Folge  einer  Verbindlichkeit  des  Arbeit- 
gebers, ein  mit  seinem  Geschäfte  verbundenes  Unternehmen  per- 
sönlich auszuführen,  \Yürde  auch,  statt  eine  Wohlthat.  —  ein  Un- 
glück für  die  Arbeiter  sein,  da  der  Arbeiter  unfähig  sein  würde, 
persönlich  das  Werk  zu  verrichten.  Jedenfalls  sei  es  Sache  des  Ar- 
beiters, zwischen  einem  Arbeitgeber,  welcher  seine  Geschäfte  in  Per- 
son wahrnehme,  und  einem,  der  dies  nicht  thue,  zu  wählen.  Dagegen 
sei  der  Arbeitgeber,  wenn  er  nicht  persönlich  das  Unternehmen  be- 
aufsichtige und  leite ,  dem  Arbeiter  gegenül)er  verbunden .  geeignete 
und  fähige  Personen  hierfür  auszuwählen  und  diese  mit  angemessenen 
Materialien  und  Httlfsquellen  für  das  Werk  zu  versehen.  Wenn  dies 
der  Arbeitgeber  gethan  habe,  so  habe  er  Alles  gethan. 
wozu  er  verpflichtet  gewesen  sei,  und  wenn  die  also 
ausgewählten  Personen  eines  Versehens  schuldig  seien, 
so  sei  dies  nicht  gleichzeitig  ein  Versehen  des  Arbeit- 
gebers, und  wenn  ferner  heute  ein  Unglücksfall  einen  Arbeiter  in 
Folge  der  Nachlässigkeit  eines  andern  geschickten  und  geeigneten 
Arbeiters  betreffen  sollte,  so  würde  der  Arl)eitgeber  nach  seiner  Mei- 
nung nicht  verantwortlich  sein,  selbst  wenn  die  beiden  Arbeiter  im 
technischen  Sinne  nicht  als  Mitarbeiter  bezeichnet  werden  könnten. 
Diese  Gesichtspunkte  auf  den  vorliegenden  Fall  anwendend,  könne 
er  zu  keinem  andern  Schlüsse  kommen ,  als  dass  das  erste  Urtheil 
unrecht  sei  u.  s.  w.''  "^). 

Es  wird  dann  weiter  auf  den  Bericht  eines  durch  Beschluss  des 
Unterhauses  eingesetzten  Ausschusses  verwiesen,  der  die  Lage  der 
Berggesetzgeltung  und  die  Beschwerden  der  Bergleute  zu  prüfen  hatte. 
Der  Bericht  wurde  am  23.  .luli  1866  erstattet  und  auch  nach  diesem 
stellt  sich  die  englische  Gesetzgebung  und  Gerichtspraxis  dahin  fest, 
dass  der  Bergwerks -P]igenthüm(M-  nur  dann  haftbar  und  zur  Entschä- 
digung verunglückter  Arbeiter  verpflichtet  ist,  wenn  er  entweder 
selbs  Betriebsführer  und  durch  Vei-sehen  oder'  sonstige  Handlungen 
an  der  Verunglückung  n  a  c  h  g  e  w i  e  s  e  n  e  r  m  a  s  s  e  n  schuldbar  ist, 
oder  einen  nachgewiesenermassen  unfähigen  und  ungeeigne- 
ten Betriebsführer  oder  sonstigen  Vertreter  für  sich  bestellt  hat  und 
diesem  die  Schuld  der  Verunulückunu  bewiesen  wird.    Es  steht  ferner 


16)  Das  eiste  Urtlieil  halle  der  Witlwe  des  vi'ning:liiokleii  Arbeiters  lOü  Pfd. 
Steri.  Eiitscliiidigung  ziierkaniil.  —  Der  ganze  Reclilsfill  ist  in  dem  Mining:  .lournal. 
1868.  Juiii.  i\o.  1711.  S.  ilO.  Ml.  mitgetlieill  und  dort  \on  Aelienbach  übernom- 
men worden. 
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nach  dem  Hcrichto  fest .  duss  der  Arbeitgeber  nicht  haftbar  und  ent- 
scliüdigun;A.sjitliclitit>:  hei  ('iifülhMi  ist.  wehdie  Mitarbeiter  vei- 
schuhh't  haben. 

Aus  der  Ferne  und  auch  für  (h-n  i''reniden  in  der  Nähe  .sehen 
sieh  die  englischen  N'eriiäitnisse  Jiacli  dem  Buclistaben  der  Gesetze 
überhaupt  viel  günstigei'  vom  Standpunkte  dei-  Staatsmassregelung  an. 
als  sie  in  Wirklichkeit  sind.  .Nocli  im  .lulire  1800  schlich  Aclien- 
bacli  mit  Recht: 

,, Grundzug  englischer  Kiniichtungen  wird  es  wohl  noch  lange 
bleiben,  dass  im  Wesentlichen  dem  einzelnen  Individuum  die  Sorge 
für  sein  Le])en  und  sein  Wohlergehen  überlassen  bleibt  und  der 
Staat    nur    von     Weitem    auf    alle    diese    Verhältnisse    einzuwirken 

sucht '0-" 

Auch  die  Gesetze  vom  28.  August  lisoo  und  7.  August  1802  ha- 
ben an  diesem  „Grundzuge"  nichts  weiter  geändert,  als  „anerkannt, 
dass  insbesondere  der  Steinkohlen -Bergbau  einer  Ueber- 
wachung  seitens  d(;s  Staates  bedarf '**).''  Beide  Gesetze  sind 
bergpolizeiliche  Verordnungen,  die  Sicherungsmassregcln  gegen  Un- 
glücksfälle einführen ,  die  der  Hauptsache  nach  in  Preussen  und 
Deutschland  längst  angeordnet  und  geübt  waren;  über  Haftbarkeit 
und  Entschädigungsptiicht  der  Bergbautreibenden,  der  Werkseigen- 
thümer,  in  dem  Umfange,  welcher  derselben  nach  der  Bieder  mann '- 
sehen  Petition,  den  Beschlüssen  des  volkswirthschaftlichen  Congresses 
und  nach  der  preussischen  „Provinzial-Correspondenz"  gegeben  wer- 
den soll,  enshalten  die  Gesetze  gar  Nichts.  —  Art.  XXV  des  Ge- 
setzes vom  28.  August  1860  bestimmt  nur  im  Anschluss  an  die  Fest- 
setzung der  Strafen:  —  and  it  shall  be  lawful  for  One  of  Her  Ma- 
jesty's  Principal  Secretaries  of  State  to  direct  that  any  Penalty 
imposed  for  neglecting  to  send  or  cause  to  be  sent  Notice  of  any 
Accident,  as  required  by  this  Act,  or  for  any  Offence  against  this 
Act  wliich  may  have  occasioned  Loss  of  Life  or  personal  Injury, 
shall  be  paid  to  or  among  any  of  the  Family  or  Pielatives  of  any 
Person  or  Persons  whose  Death  may  liave  been  occasioned  by  such 
Accident  or  Offence,  and  not  l)eing  a  Person  or  Persons  who  occa- 
sioned or  contributed  to  occasion  the  Accident.  or  to  any  Person  or 
Persons,  not  being  the  Offendes  or  Offenders,   who  may  have  sustai- 

17)  A  che  nb  acli,     IJeher    englische  Bergwerksgeselzgebung;    in    der  ,. Zeitschrift 
für  Bergrecht."     Bd.  I.  (1860)  S.  206. 

18)  S.  beide  erwähnlen  Gesetze  in  der  „Zeitschrift  für  Bergre.jil"  Bd.  I.  (1860) 
$.  479  ff.  und  Bd.  IV.  (1863)  S,  145  fif. 
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ned  personal  Injmy   occasioned  liy  such  Accident   or  Offence.   as   he 
mav  thiiik  fit'^). 

Auch  die  der  Biedermann\schen  Petition  beigefügten  Anlagen, 
die  allgemeinen  (Irundsätze  und  Gesetze  Englands  über  Schadens- 
ersatz bei  Unglücksfällen .  enthalten  nirgends  Spuren ,  welche  eine 
praesumtio  facti  et  juris  rechtfertigen  Hessen,  wie  sie  namentlich  die 
Beschlüsse  des  volkswirthschaftlichcn  Congresses  in  das  deutsche 
Recht  einführen  wollen,  eine  Präsumtion,  welche  den  deutschen  Berg- 
bau in  seiner  Lebens-  und  Entwickelungskraft  angreifen  und  lähmen 
würde.  So  lange  von  dem  Bergbau  und  seinem  ganzen  Personal 
menschlicher  Weise  nur  Menschliches  gefordert  und  erwartet  werden 
kann;  so  lange  dem  Bergbau  -  Personal  technische  und  moralische 
Vorzüge  billigerw^ise  nicht  in  höherem  Grade  zuzumuthen  sind,  als 
jedem  anderen  Industriezweige,  muss  auch  jede  schärfere  und  höhere 
Rechtszumuthung  liezüglich  der  Entschädigungsptlicht  um  so  mehr 
verworfen  werden  ,  als  diese  letztere  bei  der  natürlichen  Gefährlich- 
keit des  Bergbaus  eher  Nachsicht  und  Milderung,  als  Strenge  und 
Schärfung  vom  sachverständigen  Gesetzgeber  und  Richter  erwarten 
darf  und  muss,  zumal  die  Berg- Polizei  weit  ausgedehntere  und 
eingreifendere  Befugnisse  hat,  als  die  Polizei  jedes  anderen  Industrie- 
zweiges. Der  weit  präventivere  und  deshalb  eine  grössere  Verant- 
wortlichkeit begründende  Charakter  der  Bergpolizei  muss  jeden 
andern  Interessenten  und  Mitarbeiter  des  Bergbaus  schützen  vor  Prä- 
sumtionen der  Scliuldbarkeit  und  deshalb  auch  vor  Haftbarkeit.  Grei- 
fen die  Befugnisse  der  Bergpolizei  tief  und  beschränkend  ein  in  den 
Betrieb  und  die  Ausnutzung  des  Bergwerks ,  so  muss  auch  dessen 
Eigenthümer  bewahrt  werden  vor  Ansprüchen,  die  in  ihren  Conse- 
quenzen  denselben  zwingen  würden ,  stets  und  überall  selbst  die 
Functionen  der  Bergpolizei  wahrzunehmen,  damit  aber  diese  auch 
entbehrlich,  überflüssig,  ja  unbillig  erscheinen  lassen  müssten.  Jene 
Ansprüche  müssten  ferner,  so  weit  sie  eine  Entschädigungsi)flicht  der 

19)  Nacli  Atlicnbacli's  Ueberselzuiig  a  a.  0.:  „Auch  soll  einer  Ilirer  Maje- 
stät Haupt-Slaals-Secretäre  xu  der  Bestimmung  befugt  sein,  dass  die  auf  Unterlassung 
der  nach  dieser  .Acte  vorgeschriebenen  Einsendung  der  Anzeige  eines  Unglücksfalls 
oder  auf  eine  Uebertretung  dieser  Acte,  welche  den  Tod  oder  körperliche  Verletzun- 
gen eines  Menschen  veranlasst  hat,  gesetzte  Strafe  an  die  Familie  oder  unter 
die  Angehörigen  der  durch  den  Unglücksfall  oder  die  Uebertretung  gelödteten  Person 
oder  Personen,  vorausgesetzt,  dass  letztere  den  Unglücksfall  nicht  veranlasst  oder 
zu  dessen  Eintritt  beigetragen  haben,  oder  an  eine  solche  Person  oder  solche  Per- 
sonen, welche,  selbst  nicht  die  Ueberlreter  der  Vorschriften,  durch  (ien  Unglücksfall 
oder  die  Uebertretung  körperliche  Verletzungen  erlitten  haben,  gezahlt  werde. 
XIV.  5 
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Wcrkseigenthümer  präsumirteii .  imcli  diesen  gleiche  Ansprüche  und 
Ent8cli;idip;iuij:i'  vcrscliafien  und  sicliciu  goucnübor  ullon  Boscliädii^un- 
gen ,  di(!  iluK^ii  zu.u,('fü^t,  würden  von  iliccii  X'c'rtrctcni  odoi-  Ailicitcrn. 
und  hier  koiiinit  man  Avicdci-  auf  den  i'iiid<l  .  der  lici  allen  im  In- 
teresse der  hesc.liädi^ten  Ai'heiter  erhobenen  Ansprüchen  ühei'sehen 
oder  viel  zu  oberHächlicli  und  gering  angesehen  und  geschätzt  wird, 
auf  (U'ii  Punlvt  der  liescliädigungen,  welche  die  Bei'gwei-ks-Eigeiith li- 
nier duich  ilire  Beamten  und  Arbeiter  leiden  können  und  in  weit  be- 
trächtlicherem linil'ange  leiden ,  als  den  A'eitictern  der  Interessen  der 
Arbeiter  bekannt  zu  sein  scheint.  Roll  der  Kntschädigiings- Anspruch 
der  letztern  gesetzlich  anerkannt  werden,  so  ist  auch  den  Arbeitge- 
bern ein  solcher  gegen  die  Arbeiter  zu  sichern  in  seiner  rechtlichen 
Bestimmung  und  Verwirklichung.  Wer  will  und  kann  aber  die  Ent- 
schädigungs- Ansprüche  der  Ar])eitgcbei'  des  Bergbaus  realisiren,  wei- 
will  ihnen  Ersatz  leisten  für  die  kostspieligen  Bauten,  Beparaturen 
und  sonstigen  Veranstaltungen,  Avelche  bei  bedeutenderen  Unglücks- 
fällen in  den  Gruben  auszuführen  sind ,  wer  will  ihnen  die  Verluste 
ersetzen,  die  die  Betriebsstörungen  bei  allen  Grubenunfällen  verur- 
sachen ? 


V. 

Einen  andern  Gegenstand  der  Beschwerde  bildet  das  bestehende 
Verfahren  zur  Geltendmachung  von  Entschädigungsansprüchen  bei 
Verunglückungen. 

Die  Biedermann'sche  Petition  rügt  zunächst  bezüglich  der 
Activ -  Legitimation  zur  Klage,  dass  der  Kreis  der  berechtigten 
Personen  über  Gebühr  beschränkt  sei.  Den  Massstab  für 
diese  Berechtigung  möchte  am  besten  und  sichersten  die  gesetz- 
liche Alimentationspflicht  bieten.  Allen  Personen,  welche  nach 
den  Landesgesetzen  Alimentations-Ansprüche  erheben  können,  ist  auch 
ein  gesetzlicher  Entschädigungs-Anspruch  gegen  Denjenigen  zu  geben, 
durch  dessen  Schuld  der  Alimentationspflichtige  um  das  Leben  ge- 
kommen oder  sonst  zur  Erfüllung  seiner  Pflicht  untauglich  geworden 
ist.  Die  rechtliche  Voraussetzung  der  Entschädigungs  -  Ansprüche 
muss  jedoch  die  sein,  dass  der  Alimentations- Anspruch  factisch  be- 
gründet, wirklicli  existent  ist,  d.  h.  es  muss  nachgewiesen  werden, 
dass  der  Beschädigte  die  Alimentation  bereits  wirklich  geleistet  hat^"). 


20)  Nach  proijssischcm  rScihle  haben  Anspnirli  auf  .\!imentation  Eltern,  Kinder, 
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wobei  es  nicht  darauf  ankommen  kann ,  ob  der  Alimentirte  eigenes 
Vermögen  hat  oder  niclit.  Wenn  in  Sachsen  z.  B.  der  vermögenden 
Wittwe  des  Verunglückten  ein  Entschädigungsanspruch  abgesprochen 
worden ,  so  ist  diese  Beschränkung  in  so  weit  unbillig ,  als  nicht 
nachgewiesen  ist,  dass  die  Wittwe  bei  Lebzeiten  ilires  Mannes  von 
diesem  Unterhalt  nicht  empfangen,  dass  sie  von  ihrem  Vermögen 
gelebt  hat.  Der  facti  sehe  Schaden  ist  jedem  Entschädigungsbe- 
rechtigten zu  ersetzen,  auch  wenn  der  Entschädigungsanspruch  nicht 
auf  bösen  Vorsatz  des  Beschädigers  zu  gründen  ist.  auch  wenn  der 
Entschädigungsberechtigte  der  Alimentation  oder  Unterstützung  nicht 
bedürfe. 

Nach  preussischem  Rechte  würden  l)ei  töd fliehe n  Bergbau- 
Unfällen  die  i^??.  98  tf.,  bei  nicht  tödtlichen  die  §§.  111  ff.,  bei 
eingetretener  Arbeits-  und  Erwerbs-Unfähigkeit  die  §§.  115  ft'. 
Tit.  (i   Th.  I.   des    allgemeinen  Landrechts  zur  Anwendung  kommen. 

Der  zu  Tode  gekommene  Arbeiter  u.  s.  w.  oder  vielmehr  dessen 
Hinterbliebene,  jedoch  nach  dem  Ausdruck  des  Gesetzes  (^.  98  a.  a.  0.) 
zunächst  Frau  und  Kinder  des  Getödteten,  haben  in  allen  Fällen 
Anspruch  auf  Ersatz  der  Kur-.  Begrä])niss-  und  Trauerkosten.  Es 
wird  dann  ferner  unterschieden,  ol)  die  Tödtung  durch  Vorsatz  oder 
grobes  Versehen  erfolgt  ist;  in  diesem  Falle  muss  der  Beschädi- 
ger  der  Wittwe  und  den  Kindern,  ausser  den  vorgedachten  Kosten. 
„standesmäSvSigen  Unterhalt",  den  Kindern  auch  Erziehung  und  Aus- 
stattung, wie  sie  von  dem  Verstorbenen  nach  dessen  Stand  und  Ver- 
mögen erwarten  konnten ,  gewähren  (^.  99  a.  a.  0.).  Dabei  soll  auf 
das  von  dem  Getödteten  hinterlassene  Vermögen  sowie  auf  Staats- 
oder sonstige  rnterstützungen  der  Wittwe  und  der  Kindei"  keine 
Rücksicht  genonniien  \v(n'den  (^i;.  loo  a.  a.  <).).  Diese  Verbindlichkeit 
des  Beschädigers  soll  jedoch  nur  so  lange  dauern,  wie  die  Verpflich- 
tung dv^  Getödteten  gegen  die  zu  F.ntschädigenden  gedauert  haben 
würde  (i:;;:^.  10].    102  a.  a.  ().)-').     Ist   die  Tödtung  dui-ch  massiges 

Gescliwisler,  ElicIcuU'  ^egcn  einander  iiikI  zwdr  iincli  der  goscl/licIuMi  Erbfolgp,  d.  Ii. 
zu  der  Alinienlalioii  isl  der  nächste  Erbe  verpflichtet  und  hcreclitigt.  Allgemeine 
Voraussetzung  de.s  Alimentalionsansprutlis  isl  auf  Seiten  des  Berechtigten  Hiilfsbe- 
diirftigkeit  (.\rtnulh),  auf  Seiten  de.s  Verptlichtelen  Vcrniügen.  Vergl. :  „Das  preus.s. 
Armenwesen  u,  s.  w.  von  Ad.  Franl;*"  (.>lagdeburg.  1855)  S.  1 — 4.  89  tl". 

2:1)  So  würde  der  Bescliädiger  von  seiner  Verbindliciil<eil  gegen  die  Willwe 
durch  deren  Wiederverlieirathung  iVei  werden,  gegen  die  Kinder  des  Getödteten  aber 
nicht.  Ebenso  fragt  es  sicli,  ob  die  Wittwe  entsrliiidigungsbenchligt  bliebe,  wenn 
sie  sicli  ausserehelicli  sciiwängern  liess,  da  durcii  dies  Ereigniss  aucii  der  verstor- 
bene Ehemann  von  seiner  Verbindliclikeit  gegen  sie  frei  geworden  wäre. 
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Versehen  erfolgt,  so  erstrc^ckt  sich  (Wo  Entschädigungs- VeibincUicli- 
keit  nur  auf  cin(>  „uötlidürftige"  Vcrpriegung  der  Wittwc  und  der 
Kinder  und  eine  eben  solche  Krzicliung  der  Letztei'u  .  und  auch  dies 
nur  insoweit,  als  „die  Kosten  dazu  aus  den  Einkünften  des  hinter- 
lassenen  Vermögens  und  den  Beiträgen  des  Staats  tnlcv  eines  Dritten 
nicht  geleistet  weiden  können'-  (Jj.  10:5  a.  a.  0.),  ferner  i>t  den  noch 
unversorgten  Kindern ,  soweit  ihnen  selbst  das  Vernuigen  mangelt, 
eine  nach  gesetzlicher  NotlipHicht  des  \'erstorbeuen  zu  bemessende 
Ausstattung  zu  geben  (^.  101  a.  a.  ().).  Die  N'erbindlichkeit  hört 
auch  hier  in  den  oben  l)ezeicliiieten  l'iiUen  auf  gegen  Wittwe  und 
Kinder  (§.  10«),  ebenso  gegen  anib-re  alimentationsberechtigte  Per- 
sonen (§.  109j,  welche  nämlich  auch  entschädigungsberechtigt  sind. 
—  Ist  die  Tödtung  nur  (hirch  geringes  Versehen  erfolgt,  so  haben 
die  Hinterblielx'nen  und  Fintschädigiingsberechtigten  nur  Ansjjruch 
auf  Kur-,  Begräbniss-  und  Trauerkosten  (§.  llOj. 

Bei  nicht  tödtlichen  körperlichen  Verletzungen  können  Beschä- 
digte nur  Cur-  und  Heilungskosten  verlangen  (§.  111);  im  Fall  völ- 
liger oder  tlieilweiser  Arbeits-  und  Erwerbsunfähigkeit  haben  die- 
selben Anspruch  auf  entsprechende  Schadloshaltung  nach  Massgabe 
der  §§.  115  ff.  a.  a.  0.  —  Frauenzimmer,  welche  durch  körperliche 
Verletzung  verunstaltet  sind,  dürfen  Ausstattung  fordern  vom  Be- 
schädiger  (§§.  123  ff.  a.  a.  0.). 

Wie  das  allgemeine  Landrecht  im  Allgemeinen,  huldigt  es  auch 
in  diesen  Bestimmungen  viel  zu  sehr  der  Casuistik,  um  als  gute 
Norm  für  die  hier  in  Rede  stehenden  Rechtsfragen,  Fragen  de  lege 
ferenda  für  Deutschland,  empfohlen  werden  zu  können.  Die  Unter- 
scheidung der  Grade  der  Scliuldl)arkeit  führt  zu  einem  unabsehbaren 
Felde  von  Unsicherheiten,  Streitigkeiten  und  Spitzfindigkeiten  im  All- 
gemeinen, wie  im  Besondern  bei  Gruben-Unfällen.  Möchte  hiernach 
auch  für  die  Entschädigungsansprüche  die  Frage  der  Personen- 
berechtigung, der  activen  Legitimation  zur  Klage,  nach  dem  All- 
gemeinen Landrecht  und  entsprechenden  Ergänzungsgesetzen  zu  ent- 
scheiden und  zu  bestimmen  sein:  die  Subtilitäten  des  „Vorsatzes" 
und  der  verschiedenen  Kategorien  von  „Versehen",  sowie  die  sonsti- 
gen in  den  obigen  Bestimmungen  bezeichneten  Modificationen  der 
Entschädigung  sind  beiden  interessirten  Parteien,  den  Berechtigen 
wie  den  Verpflichteten ,  nicht  rathsam  und  dienlich.  Vorzuziehen 
wären  allerdings  hier  die  minder  casuistischen  Grundsätze  des  fran- 
zösischen und  des  englichen  Rechts,  nämlich  dahin,  dass  der  Ent- 
schädigungsanspruch auch  bei  Bergbau-Unfällen  jeder  zur  Alimentation 
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gesetzlich  oder  vertragsmässig  gegen  den  Verunglückten  berechtigten 
Person  eingeräumt  würde,  natürlich  stets  und  überall  nur  gegen 
Nachweis  der  Schuldbarheit  des  Entschädigungspflichtigen  an  dem 
Unfälle.  Bei  nicht  tödtlichen  Verunglückungen  gebührte  jedoch  nur 
dem  Verunglückten  selbst  die  Legitimation  zur  Erhebung  der  Ent- 
schädigungsklage. 

Mag  man  aber  auch  in  dieser  Richtung  noch  so  glücklich  sein 
in  der  Fassung  der  betreffenden  Bestimmungen:  wird  nicht  auch  das 
Verfahren  und  U  r  t  h  e  i  1  in  dergleichen  Processen  glücklich  ge- 
ordnet, so  werden  die  alten  Uebelstände  der  Erledigung  der  Ent- 
schädigungsansprüche bestehen  bleiben.  Subjectiv  und  objectiv  eignen 
sich  zu  letzterer  nicht  die  ordentlichen  Gerichte,  sondern  wie  bei 
allen  besondere  Fach-  und  Sachkenntniss  erfordernden  Streitigkeiten 
nur  Schiedsgerichte,  die  auch  am  befähigtsten  und  geeignetsten 
sind,  über  die  Höhe  der  Entschädigung  zu  entscheiden.  Dies 
führt  uns  denn  zum  Schluss  unserer  Abhandlung. 

VI. 

Das  „Mass  des  Schadens-Ersatzes"  bildet  am  Ende  den 
Hauptpunkt  der  ganzen  Entschädigungsfrage.  Denn  ist  dieses  einiger- 
massen  klar  gestellt,  so  sind  eben  auch  alle  übrigen  Fragen  ent- 
schieden, weshalb  denn  auch  in  Civil-  wie  in  Strafprocessen  die  Er- 
örterung und  Entscheidung  der  Höhe  des  Schadensersatzes  in  der 
Regel  gesetzlich  oder  richterlich  „ad  separatum"  verwiesen  und  ver- 
handelt wird.  Das  Separatverfahren  ist  bei  allen  ähnlichen  Ent- 
schädigungsfragen ein  schiedsrichterliches,  nicht  nur  in  Frank- 
reich und  England,  sondern  auch  besonders  in  Preussen,  in  Deutsch- 
land. Durch  Schiedsrichter  werden  hier  entschieden  Streitigkeiten  in 
Eisenbahn-  und  Actiengesellschafts-Angelegenheiten,  in  Sachen 
der  Be-  und  Entw ässerungs-.  Deich-  und  Meliorations- 
Genossenschaften,  bei  Gcmeinhcitstheilungcu,  Ablösungen,  Lasten- 
regulirungen,  Pferderennen,  bei  Gewerkschaftsbeschlüssen,  namentlich 
auch  V  c  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  -  (Assekuranz-)Entschädigungen. 

Ob  und  wie  nicht  das  Vermögen  des  Entschädigungsberechtigten, 
sondern  das  des  Ersatzpflichtigen  bei  schliesslicher  Erledigung  des 
Ersteren  zu  berücksichtigen,  würde  sich  ebenfalls  am  besten  durch 
freigewählte  Schiedsrichter  entscheiden  lassen ,  die  beide  Parteien 
aus  Sach  -  und  Fachverständigen  zu  berufen  haben  entweder  für  den 
einzehien  Fall,  oder  für  alle  Fälle   derselben  Kategorie  in  einem  be- 
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stiiiiiiitcn  Histricto.  Auf  diese  Weise  werden  inshesondeif  auch  die 
Streitigkeiten  der  in  rreusseu  bestellenden  ötl'eiitliclien.  coiiiniunalen 
FeueiversiclieruufAS-Societüten  mit  ihicn  Tlieiliielinieiu  üher  die  H()l)e 
der  zu  leistenden  lirandentscliiidi.uuu!^  u.  s.  w.  erledii;!. 

In  diesen  Feuer-Societäten  oder  aueli  in  den  ihnen  ähnlich  orjza- 
nisirten  land-  imd  ritterschaltlichen  Credit- Vereinen  I'reussens  er- 
blicken wir  denn  ein  Analogon  von  auf  G  egensei  t  i  ji  k  eit  und  da- 
mit auf  das  Princip  der  Selbst  hü  Ife  basirten  Vereiiii^unj,ren.  wie 
sie  die  so  lebhaft  discutirte  Entschädigungsfrage  bei  J5ergbau-Un- 
fällen  in  das  Leben  rufen  sollte.  Alle  dabei  interessirenden  Punkte 
könnten  durch  solche  Organisation  auf  das  Beste  und  Billigste. 
Sicherste  und  Befriedigendste  Erledigung  tinden,  ohne  dass  die  Ge- 
setzgebung auf  einem  Gebiete,  das  die  Einmischung  des  Staates  so 
wenig  verträgt,  anders  einschritte,  als  sie  bei  jenen  Societäten  einge- 
schritten ist.     Die  Ideen,  die  uns  dabei  vorschweben,  wären  folgende : 

1.  Die  Bergbau-Unfälle  sind  —  (wie  die  Unfälle  durch  Feuersge- 
fahr, Hagelschlag,  Viehseuchen  u.  s.  w.j  —  Gegenstand  der  ^'er- 
sicherung  auf  der  Basis  des  Gegenseitigkeits-Princips. 

2.  Die  deutsche  Bergbau-  Unfall  -  S  o  c  i  e  t  ä  t  umfasst  in 
ihrem  weitesten  Umfange  den  deutschen  Zollverein.  Sie  zerfällt  in 
Staaten-Societäten,  entweder  in  der  Zahl  der  Bergbau  treibenden  Zoll- 
vereinsstaaten oder  von  Staaten-Verbänden,  wie  z.  B.  Preussens,  der 
sächsisch-thüringischen  Staaten,  der  norddeutschen  Mittel-  und  Klein- 
staaten, der  Südstaaten.  —  Innerhalb  der  Staaten- Verbände  organi- 
siren  sich  Unter-A'erbände  je  nach  localem  oder  industriellem  Be- 
dürfnisse. In  den  Unter- Verbänden  bestehen  General-  und  Special- 
Agenturen  ,  ähnlich  wie  bei  den  Versicherungs  -  Gesellschaften,  um 
den  Geschäfts-Verkehr  mit  den  Oberstellen  zu  vermitteln. 

8.  Gegenstand  der  Unfall-Versicherung  sind,  getrennt  gehalten,  die 
persönlichen  und  die  dinglichen  Unfälle  und  Beschädigungen. 

4.  Bei  den  persönlichen  Unfällen  werden  die  tödtlichen  und 
die  nicht  tödtlichen  gesondert  versichert.  Bei  beiden  contribuiren 
die  Arbeitgeber  (Bergwerks-Besitzer,  Gewerken)  und  die  Arbeitnehmer 
(Bergbeamte,  Arbeiter)  zu  gleichen  Theilen,  so  dass  die  eine  Hälfte 
der  Beiträge  (Prämien)  von  den  Arbeitgebern,  die  andere  von  den 
Arbeitnehmern  aufgebracht  wird. 

5.  Die  Unfälle  w^erden  nach  der  Schwere  der  Beschädigungen  an 
Leib,  Leben  und  Gesundheit  sowie  nach  Beeinträchtigung  der  Arbeits- 
und Erwerbsfähigkeit,  und  damit  nach  der  Höhe  der  Entschädigung 
und  der  zu  leistenden  Beiträge  klassificirt. 
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6.  Die  diu  glichen  Unfälle  umfassen  die  Beschädigung  des 
Baues  und  Betriebes  der  Bergwerke.  Zu  ihren  Entschädigungen 
contribuiren  die  Bergwerks-Eigenthünier  (Gewerken  u.  s.  w.)  zu  V4, 
die  Beamten  und  Arbeiter  zu  '/4-  Auch  sie  werden  klassificirt  nach 
Ort  und  Ursache  (Explosionen,  Brände,  Verschüttungen  u.  s.  w.j. 

7.  Die  persönlichen  Unfälle  werden,  so  weit  sie  nicht  Massen- 
Verunglückungen  sind  und  wenigstens  10  Menschenleben  fordern,  in 
den  Staaten-  und  Unter-Verbänden  entschädigt.  Die  Massen-Ver- 
unglückungen dagegen  sowie  alle  dinglichen  Unfälle  erhalten  ihre 
Entschädigungen  durch  die  Gesammt-Societät. 

8.  Die  Beiträge  (Prämien)  sind  ordentliche  und  ausserordent- 
liche. Die  ordentlichen  Beiträge  bestehen  in  einem  bestimmten 
Procentsatze  des  Werthes  der  Brutto-Production  am  Ursprungsorte 
(an  der  Grube).  Der  Werth  wird  entweder  nach  etwa  vorhandenen, 
zu  Steuer-  oder  andern  Zwecken  dienenden  Schätzungen  oder  nach 
Sachverständigentaxe  festgestellt  und  angenommen.  —  Die  ausser- 
ordentlichen Beiträge  sind  Zu-  oder  Nachschtisse,  welche  zu 
leisten  sind,  wenn  die  ordentlichen  Beiträge  nicht  genügen,  die  fälli- 
gen Entschädigung  zu  decken. 

9.  Die  Organisation  der  Verwaltung  der  Unfall- So cietät  schliesst 
sich  den  Einrichtungen  der  bestehenden  Feuer-Societäten  Preussens 
an.  Als  Aufsichtsbehörde  fungiren  die  staatlichen  Bergbehörden, 
denen  die  Unfall-Societäts- Verbände  unterstellt  werden  wie  die  preus- 
sischen  Feuer-Societäten  den  staatlichen  Verwaltungsbehörden. 

10.  Abschätzungen  behufs  Feststellung  der  Beitiäge  und  Ent- 
schädigungen erfolgen  durch  Sachverständige,  welche  die  interessirten 
Personen,  und  zwar  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer,  durch  directe 
Wahl  auf  längere  Functions-Perioden  wählen.  Streitigkeiten  werden 
durch  Schiedsrichter  geschhchtet,  die  in  gleicher  Weise  zu  wählen 
sind. 

11.  Den  Unfall-Societäts-Verbänden  können  sich  die  Knapp- 
schafts-Einrichtungen für  sonstige  Kranken-  und  Invahden-,  Witt- 
wen  -  und  Waisen-Unterstützung  anschliessen.  Ebenso  kann  mit  der 
Unfall-Versicherung  jede  andere  den  Bergbau  betreffende  und  interes- 
sirende  Versicherung  (Feuer-,  Lebens-,  Kenten-  u.  s.  w.  Versicherung) 
verbunden  werden. 

12.  Die  Unfall-Societät  hat  im  Ganzen  und  in  ihren  A'erbänden 
die  Rechte  einer  juristischen  Person,  kann  Lazarethe,  Invaliden-, 
Wittwen-,  Waisen-Häuser  errichten  und  tritt  bei  diesen  Anstalten  in 
alle  Privilegien  der  corpora  pia. 
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Dies  Wiii'cii  unsere  Idvvu  über  die  Orj^am^alion  (mucs  Iii>titutes, 
(las  für  den  deiitsclien  Ik-rj^lniu  liöeli.st  sejicnsicicli  neiden  und  wir- 
ken kiinntc  und  eine  Special-Gesetzgebung  iil)cr  Haftbarkeit,  Knt- 
sehädigungs])Hiclit .  Sclmldbarkeit  übertiüssig  niaclitc-.  die  bei  jedem 
Sacli-  und  I»eelitskundigen  die  begründetsten  lie(leid<en  erregen  niuss. 
So  lange  die  eleinentarcii  lünwirkiuigcn,  welche  bciin  JW-rgbau  olin«- 
nienseldielies  Zutliun  und  niensclilielK!  l'creidmung  eintreten  können, 
nicht  vollständig  von  der  wissensehaftliehen  Tiieorie  und  teclmischen 
Praxis  beherrscht  werden;  so  lange  dci'  Abbau  der  Mineralien  durch 
anonuile  geognostische  Verluiltnisse  beeintiusst  werden  kann,  die  auch 
der  besten  Sachkenntniss  unfass])ar,  in  ihren  plötzlichen  Einwirkun- 
gen unberechenbar  sind:  so  lange  entzieht  sich  auch  die  menschliche 
Verscliuldung  bei  l>ergbau-l'nfällcn  der  rechtlichen  Bestimmung  und 
Zurechnung,  und  alle  Präsumtionen,  wie  sie  namentlich  die  Beschlüsse 
des  volkswirthschaftliclien  Congresses  empfehlen,  schlagen  mehr  oder 
weniger  zum  Unrecht  aus.  Bei  den  Unfällen  der  Eisenl)ahnen,  der 
Schifffahrt  und  auf  jedem  andern  Unfallsgebiete  lassen  sich  die  Ur- 
sachen bestimmter  nachweisen  und  folgern,  als  bei'm  Bergbau,  wo  sie 
im  Dunkel  des  unterirdischen  Wirkens  der  Kiemente  dem  mensch- 
lichen Auge  entzogen  sind.  Hier  empfiehlt  sich  nur  die  Annahme 
einer  gewissen  Solidarität  aller  thätigen  Menschenkräfte  bei  Verant- 
wortung und  Entschädigung  der  Unfälle,  einer  Solidarität,  wie  sie  in 
richtiger  Auffassung  schon  in  den  Knappschafts  vereinen  zur 
Anerkennung  und  Ausführung  gekommen  ist.  Es  handelt  sich  nur  um 
eine  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  des  Bergbaues 
entsprechende  Reform  der  Knappschafts-Institute,  um  auch  bezüg- 
lich der  Bergbau- Unfälle  zu  dem  zu  gelangen,  was  Hecht  und  Billig- 
keit, Staats-  und  Volkswirthschaft  empfehlen  und  vertreten  lassen. 
Diese  Reform  glauben  wir  am  besten  realisirt  in  den  oben  angedeu- 
teten Versicherungs-Instituten  und  Societäten,  in  denen  die  Solidarität 
der  Interessen  aller  bei^m  Bergbau  betheiligten  Rechts-Subjecte  und 
Objecte  möglichst  gerecht  und  wirthschaftlich  in  Wirksamkeit  gesetzt 
werden  kann. 

Eragt  man  weiter,  wie  die  vorgeschlagene  Reform  in's  Leben  ge- 
rufen werden  soll,  so  glauben  wir,  den  Bundesrath  Norddeutschlands 
zunächst  für  ebenso  berechtigt  als  verpflichtet  annehmen  zu  können 
zur  Berufung  einer  Sachvers  tändigen -Commissi  ou  aus 
allen  Interessenten  des  Bergbaus ,  ähnlich ,  wie  sie  z.  B.  in  der 
preussischen  Commission  zur  Berathung  der  Gewerbe  -  Ordnungs- 
Reform    berufen    gewesen    ist.       Diese    Commission    hat    sich   zu- 
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nächst  über  die  Grunclsätze  zu  einigen,  nach  welchen  die  Unfall- Ver- 
sicherungs  -  Societät  organisirt  und  in's  Leben  gerufen  werden  soll. 
Das  zu  den  Commissions  -  Berathungen  unentbehrliche  statistische 
Material  wäre  vorher  zu  beschaffen  aus  den  bereits  vorhandenen 
statistischen  Uebersichten  der  Bergbau-Production,  der  Knappschafts- 
vereine, der  Unfall -Ermittelungen,  der  Betriebspläne  und  Wirth- 
schaftsergebnisse  der  einzelnen  Gruben.  Der  staatliche  Bergbau  kann 
namentlich  auch  gutes  Material  bieten  für  die  finanzielle  Seite  der 
einzurichtenden  Societäten,  besonders  bezüglich  der  „dinglichen  Un- 
fälle" und  ihres  Entschädigungs- Erfordernisses.  Eine  glückliche  Or- 
ganisation des  von  uns  skizzirten  Societätswesens  müsste  mit  ihrem 
Segen  alle  Schächte  des  deutschen  Bergbaus  durchdringen! 

Schliesslich  wollen  wir  noch  eines  Punktes  gedenken ,  der  auch 
in  der  Tagespresse  und  den  Sachverständigenkreisen  berührt  und  er- 
örtert worden  ist:  der  Handhabung  der  Bergpolizei  behufs  Ver- 
hütung von  Unglücksfällen.  Uns  will  es  scheinen,  als  fehle  es  kei- 
neswegs an  gesetzlichen  Verordnungen  und  administrativen  Anord- 
nungen^^) bezüglich  dieses  Gegenstandes,  wohl  aber  an  der  wirk- 
lichen und  wirksamen  Ausführung  derselben  und  damit  an  der  Er- 
reichung der  bezweckten  Sicherheit  und  Sicherung  des  Bergbaues. 
Die  Organe  der  Bergpolizei  in  den  Bergrevieren  sind  in  Preussen  die 
Bergrevierbeamten  ( Berg-Gesch  w^ornen).  Sie  haben  als  solche 
ähnliche  Aufgaben  und  Functionen,  wie  sie  die  oben  erwähnten  eng- 
lischen Berggesetze  den  Berg-Inspectoren  auftragen.  Doch  hat  ihr 
Amtskreis  durch  andere  Obliegenheiten  einen  solchen  Umfang,  dass 
ihnen  bezüglich  der  Revision  der  Gruben,  in  der  Controle  der  die 
Arbeit  und  Arl)eiter  beaufsichtigenden  und  leitenden  Pers(jnen  und 
hinsichtlich  anderer  für  die  Verhütung  von  Unglücksfällen  wichtiger 
Einrichtungen  nicht  gut  mehr  zugemuthet  werden  kann,  als  ihnen 
bereits  aufgelegt  ist.  Nach  der  officiellen  Bergbau-Statistik  vom  Jahre 
18G7  waren  in  Preussen  2818  Gruben  im  Betriebe  oder  vielmehr  an 
der  Production  ,, hauptsächlich  betheiligt'',  wie  es  in  der  Statistik 
heisst.     Die  Anzahl  der  in  der  Anlage   begriffenen  und  der  fristenden 


22)  In  Preussen  disponirl  das  Allgemeine  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  $§•  198  fl". 
über  die  präventive  und  §$.  204  ft'.  ülier  die  iej)ressive  Bergpoiizei  beziigliiii  der 
l'nglücUsfäile.  Allgemeinie  Bergpolizei-Verordnungen  bringen  für  die  verschiedenen 
Berg-Districte  und  Heviere  die  näiiere  Ausführung  jener  gcselzlichcu  Besliinmungen. 
Lässt  die  repressive  Bergpoiizei  (bei  bereits  eingetretenen  Unglüciisfällen)  wenig 
vermissen  und  wünsclien,  so  sind  die  Einriciitungen  der  präventiven  Berg-Polizei 
minder  vollkommen  und  erlolgreich. 
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(iiiihf'ii  ist  also  aiis^csclilosscii.  Alnr  aiicli  (Mose  crlbnlorn  nielir 
odor  weniger  die  Auriiierksanikeit  der  lleviei'beaiiiteii.  In  allen  Re- 
vieren wurden  tiolzdeni  mir  ungoiälir  7o  Itevierbeainte  angestellt. 
Wie  oft  sollen  und  KiMnien  dieseliieii  aucli  nur  dii'  2818  Gruben  einer" 
Kevision  und  Controle  unterwerfen,  ohne  dass  ihre  sonstigen  Anits- 
ohliegeniu'iteu   beeinträeiitigt  werden?  — 

Von  verschiedenen  amtlichen  und  nichtamtlichen  Stellen  ist  die 
Vei-melirung  der  die  Arbeiter  beaufsichtigenden  Personen  empfohlen, 
iianientlieh  in  Bergwerken,  wo  eine  grosse  Anzahl  von  Arbeitern  thä- 
tig  ist,  oder  wo  zum  Krsatz  der  (Grubenarbeiten  iiiclit  kundige  Arbei- 
ter in  verhiiltnissmässig  grosser  ^lenge  hei-angezogen  werden  müssen. 
Die  Organe  der  staatlichen  Bergpolizei,  wie  sie  jetzt  bestehen,  können 
nicht  gut  mehr  leisten,  als  es  bereits  geschieht,  ohne  die  Freiheit  des 
Betriebs  und  der  Entwickolung  des  Bergbaus  mehr  zu  beeinträchtigen, 
als  es  in  der  Tendenz  des  allgemeinen  Berggesetzes  liegt.  Es  bleibt 
demnach  nichts  weiter  übrig,  als  der  Selbsthülfe  des  Bergbaus  auch 
hier  zu  überlassen,  was  nützlich  und  nöthig  ist,  um  Unglücksfälle  zu 
verhüten.  Der  praktischste  Vorschlag,  der  bis  jetzt  in  dieser  Bich- 
tung  gemacht  worden,  ist,  die  zur  Beaufsichtigung  und  Anweisung 
der  Arbeiter  bestellten  Personen,  als  Steiger  und  Obersteiger,  zu  ver- 
ptiichten,  ihre  Functionen  während  der  ganzen  Schicht  der  Arbeiter 
in  der  Orube  selbst  auszuüben  und  sich  nicht  nur  zu  begnügen,  die 
Arbeiter  in  die  Orube  zu  führen  und  anzustellen  und  dann  wieder 
auszufahren.  Werden  daneben  die  Vorschriften  über  Herrichtung 
von  zwei  Ausgängen,  den  nöthigen  Wetterzügen,  der  sichern  Zimme- 
rung, über  Gebrauch  von  Sicherheitslampen,  über  sorgfältige  Kevision 
und  Beobachtung  der  Gruben  und  Wetter  u.  s.  w.  u.  s.  w.  befolgt,  so 
werden  sich  die  P'ngiücksfälle  möglichst  auf  die  unvermeidlichen, 
durch  die  Elementarmächte  herbeigeführten  Katastrophen  beschränken, 
bei  denen  menschliche  Schuldbarkeit  nicht  concurrirt.  — 

Im  Begriff,  unsere  Erörterungen  hiermit  zu  schliessen,  erhalten  wir 
von  dem  Berichte,  welchen  der  Ausschuss  des  Bundesraths  in  Anlass 
der  Bieder  m  a  n  n'schen  Petition  erstattet  hat,  Kenntniss.  Es  werden 
in  demselben  folgende  Grundsätze  für  das  zu  erlassende  Gesetz  vor- 
geschlagen : 

Für  allen  Schaden,  welcher  beim  Eisenbahnbetriebe  ent- 
steht, ist  die  Ersatzpfiicht  der  Gesellschaften  in  umfassender  Weise 
zu  bestimmen,  falls  nicht  der  Nachweis  geführt  wird,  dass  der  Scha- 
den durch  eigne  Schuld  des  Beschädigten  oder  durch  unabwendbaren 
Zufall  veranlasst  worden.    Beim  Bergbaue  könne  die  Haftungs- 
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pflicht  der  Unterncliiiier  nicht  so  weit  ausgedehnt  wer- 
den, weil  oft  Unfälle  durch  Naturkräfte  eintreten,  welche 
sich  der  sorgfältigen  Controle  entziehen,  und  weil  es  sich 
um  d e n  S c h u t z  der  Arbeiter  n i c h t  b  1  o s  g e g e n  d a s  Ver- 
schulden der  Unternehmer,  sondern  auch  der  eigenen 
Mitarbeiter  handle.  Der  Bergwerksbesitzer  soll  also  nur 
für  eigciu'  Schuld  und  für  die  Verschuldung  seiner  Offician- 
ten,  nicht  aber  für  die  seiner  Arbeiter  haften,  und  der 
Beweis  der  Verschuldung  niuss  von  dem  Theile  geführt 
werden,  welcher  Schadensersatz  beansprucht.  Aelmliche 
Crrundsätze  sollen  für  die  Haftungspflicht  der  Fabrik  -  Unternehmer 
gelten,  namentlich  soll  diese  Pflicht  angenommen  werden,  wenn  die 
polizeilichen  Vorschriften  für  den  Betrieb  nicht  eingehalten  worden 
sind. 

Mit  Befriedigung  kann  man  zunächst  das  Zugeständniss  annehmen, 
dass  die  Haftungspflicht  der  Bergbau-Unternehmer  anders  anzusehen 
und  enger  zu  bestimmen  sei,  als  die  der  Eisenbahn-Unternehmer,  da- 
gegen würde  der  Gesetzgeber  die  Haftungspflicht  auch  beim  Bergbau 
nur  einseitig  und  deshalb  Recht  und  Billigkeit  nicht  entsprechend 
ordnen,  wenn  er  dieselben  auf  die  Bergbau-Unternehmer  l)eschränkte 
und  nicht  gleichzeitig  auch  auf  die  Arbeiter  ausdehnte,  und  zwar  nicht 
nur  formell  ausdehnte,  sondern  auch  deren  Beahsirung  sicherte  inso- 
fern, als  er  für  wirklichen  Schadensersatz  seitens  der  Arl)eiter  sorgte, 
wenn  dieselben  erweislich  Beschädigungen  an  dem  Kigenthum  ihrer 
Arbeitgeber  verschuldet  haben.  Bei  dem  gewöhnlichen  Unvermögen 
der  Arbeiter  ist  iler  Arbeitgeber  auch  in  der  Kegel  des  Schadenser- 
satzes verlustig,  dies  um  so  mehr,  als  weder  in  dem  Gesetze  über 
Aufhebung  der  Schuldhaft,  noch  in  dem  Gesetze  über  Aufhebung  der 
Beschlagnahme  der  Arbeits-  und  Dienstlöhne  eine  Ausnahme  für  Scha- 
densersatz-Forderungen statuirt  worden  ist.  Es  ist  somit  dem  Arbeit- 
geber gegen  ersatzpflichtige  Arbeiter  jedes  Fxecutionsmittel  zur  Bei- 
treibung der  Entschädigung  genommen  worden. 

Audi  gegen  die  Haftbarkeit  des  Bergbau-Lnternehniers  für  die 
Verschuldung  seiner  Offlcianten  bleiben  die  Einwendungen ,  welche 
wir  bereits  oben  angeführt  halten,  bestehen.  Sind  die  Offlcianten  ein- 
mal von  der  staatlichen  Bergbehörde  zugelassen  und  als  ([ualiflcirt 
bestätigt,  so  nehmen  dieselben  ganz  den  Charakter  der  Staats- 
beamten bezüglich  ihrer  Verschuldungen  insofern  an,  als  sie  diese 
selbständig   zu   vertreten   hnben    und   der   Staat    nicht    für   sie   liaftet 


ir,  A.    Fran  f7, . 

nach  iillgemeinon  Rpchtsgrundsiitzen '''■').  Es  tritt  hinzu  nocli  die  Be- 
stiiiinimig  (U's  AllgciiiciiUMi  liorggcsetzcs  vom  24.  .Iiiiii  IMC.')  ij;;.  75.  76. 
woiiacli  die  Othciiiiitcii  der  r.cighau-riitcriK'liiiioi-  pcisöidirh  verant- 
wortlich sind  f'iii'  Uefoigiing  der  ihre  I'iinrtioncn  und  Leistungen  ordnen- 
den Voiscinilten.  Weder  die  Kiscnhahn-.  noch  die  Fahriks-Officianten 
sind  einer  solclien  staatliclien  (^)uantications-Controle  und  Bestcätigung 
unterworfen.  Deshalb  kiiiin  den  Eiseiibahn-Unternehineiii  und  Fabri- 
kanten auch  die  JM'satzpHicht  für  ihi'e  Bediensteten  ohne  Bedenken 
und  Beschränkung  aufgelegt  werden. 

Der  Bergbau-Unternehmer  ist  zudem  selten  im  St;inde.  auf  die 
Thätigkeit  seiner  Officinnten  unmittelbai'  einzuwiiken  und  dieselbe 
unter  ihn  verantwortlieh  machender  Aufsicht  zu  halten.  Diese  Auf- 
sicht ist  vielmehr  wesentlicli  von  der  staatlichen  Bergbehörde  wahr- 
zunehmen und  zu  üben,  und  so  fällt  auch  dieser  die  Verantwortlich- 
keit für  \'erschuldungen  der  Gruben-Ofticianten  näher  uiul  nut  mehr 
Recht  zu,  als  dem  Bergbau-Unternehmer. 

Nach  und  von  allen  Seiten  empfiehlt  es  sich  deshalb,  von  Staats- 
und Gesetzwegen  nur  für  Anstalten  zu  sorgen,  welche  sowohl  dem 
Bergbau-Unternehmer,  als  auch  seinen  Officianten  und  Arbeitern  bei 
Unfällen  die  nöthige  Fürsorge  und  wünschenswerthe  Entschädigung 
sichern.  Anstalten,  wie  wir  sie  eben  in  den  oben  bezeichneten  Unfall- 
Ver siehe rungs-Societäten  erblicken. 

Diesen  Societäten  wären  dann  auch  leicht  alle  Organe  anzu- 
schliessen,  denen  die  Feststellung  der  Ursachen  der  Unglücksfälle 
sowie  die  I^emessung  der  Entschädigung  aufgetragen  werden: 
schiedsrichterliche  Collegien,  die  bei  jedem  Unfälle  als  Unter- 
suchungs-  und  Urtheils-Commission  in  Function  treten,  und  zwar 
in  einer  Zusammensetzung,  wie  sie  auch  ein  Fachblatt,  die  berg-  und 
hüttenmännische  Zeitung  für  den  Niederrhein  und  Westfalen  „Glück 
auf"  (1869  Nr.  4!))  erst  jüngsthin  vorgeschlagen  und  motivirt  hat. 
Den  dort  geäusserten  Anschauungen  und  Vorschlägen  kann  jeder 
Sach  -  und  Fachkundige  nur  beistimmen  und  beitreten  und  nament- 
lich bestätigen,  dass  die  Bevierbeamten  allein  nicht  im  Stande  sind, 
bei  Unglücksfällen  von  einiger  Bedeutung  gleichzeitig  die  nöthigen 
Rettungsarbeiten  und  die  erforderliche  Untersuchung  der  Ursachen 
und  des  Herganges  zu  leiten  und  zu  bewirken.  Auch  wir  meinen, 
,, ausserordentliche  Fälle  erheischen  auch  aussergewöhnliche  Mittel  und 
Massregeln",   können   aber   dem  Vorschlage,    dass  bei   Unglücksfällen 


23)  Vergl.  z.  B.  das  picuss.  Allgemeine  Laiidrechl  Tli.  II.   fit    5^§.  89  ff.  127  ff. 
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der  Staatsanwalt  nur  „befugt"  sein  solle,  eine  Commission  von 
fachmännischen  Gutachtern  zu  berufen,  die  sich  ausschliesslich 
mit  der  Frage  der  Entstehung  des  Ereignisses  zu  beschäftigen  und 
hierbei  das  etwa  vorliegende  Verschulden  Dritter  festzustellen  habe,  eine 
Commission.  die  aus  dem  localkundigen  Eevierbeamten  und  zur  Hälfte 
aus  Staats-,  zur  Hälfte  aus  Privat-Bergbeamten  oder  sachverständigen 
Gewerken  bestehen  solle,  wir  können  diesem  Vorschlage  nicht  unbedingt 
und  völlig  beistimmen,  halten  es  vielmehr  für  praktischer,  dass  eine 
solche  Commission  in  jedem  Bergreviere  ständig  sein  müsse,  und  zwar 
durch  freie  Wahl  der  Bergbau-Unternehmer,  d.  i.  der  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer,  unter  dem  Vorsitze  eines  Commissars  der  Berg- 
behörde, nicht  des  Revierbeamten,  der  zudem  stets  sein  näheres  oder 
entfernteres  persönliches  Interesse  als  staatlicher  Aufsichts-  und  Berg- 
polizei-Beamter bei  dem  llesultate  der  Untersuchung  haben  kann. 
Ob  die  Mitglieder  der  Schiedsrichter-Commission  Staats-  oder  Privat- 
Bergbeamte  oder  Gewerken  sind,  ist  gleichgültig:  die  Hauptsache  ist, 
dass  sie  anerkannte  Sach-  und  Fachverständige  und  bei  dem  Ergeb- 
nisse der  Untersuchung  aucli  nicht  entfernt  persönlich  interessirt 
sind.  — 


Litteratur. 


I. 

Journal  des  Collog^iiiins  für  lieben»)- Versiolierunt;«- Wi.NNen- 
HChatt  KU  Berlin.  Erslor  Biiiul.  Hefl  1.  1868;  Hefl  2  iinci  3,  18(19. 
in   8».     (Berlin  liei   W.   Wi-ber.) 

Unter  diesem  Titel  tritt  ein  neues  Unternehmen  auf,  das  vielleicht  etwas 
bezeichnender  hätte  benannt  werden  können  (etwa:  Zeitschrift  für  die  wissen- 
schaftlichen Grundlagen  des  \  ersicherungswesens),  das  aber  allen  Betheiliiiten 
höchst  erwünscht  sein  wird.  Es  verdankt  seinen  Ursprung  jenem  im  Titel 
genannten  Collegium,  einer  Gesellschaft  von  Sachverständigen,  über  die  wir 
einige  Bemerkungen   vorausschicken   wollen. 

Das  Jahr  1867  hat  einige  von  einander  unabhängige  Versuche  der  Be- 
gründung oder  Beförderung  einer  wissenschaftlich  strengen  Statistik  aufzu- 
weisen :  theils  mathematische  Abhandlungen,  die  damals  erschienen  und  deren 
Reihe  noch  nicht  erschöpft  zu  sein  scheint,  theils  und  vor  Allem  jenes  Col- 
legium,   das   sein   Statut   unter  dem   21.  December    1867    verölTentlicht  hat. 

Die  Gründer  sind  demnach  folgende  sieben  zum  Theil  schon  literarisch 
bekannte  Männer:  Heym  aus  Leipzig,  Hopf  aus  Gotha,  Lazarus  aus 
Hamburg,  Wiegand  ans  Halle,  Busse,  Kanner  und  Zillmer  aus  Ber- 
lin •  der  zuletzt  genannte  führt  gegenwärtig  den  Vorsitz  der  in  Berlin  an- 
sässigen  Gesellschaft. 

Mitglied  kann  nur  ^vordcn  ,  wer  sicli  durch  Beruf  oder  liierarische 
Leistung  so  weit  als  Fachmann  gezeigt  hat,  dass  ihn  eine  Abstimmung  der 
Mitglieder  für  würdig  zum  Eintritt  erklärt,  nachdem  er  vorgeschlagen  ist: 
der  erste  Stamm  von  Mitgliedern  wurde  durch  schriftliche  Aufforderung  ge- 
bildet.     So   entstehen   die   ordentlichen   Mitglieder. 

Daneben  giebt  es  auch  ausserordentliche ,  damit  das  Wohlwollen  der- 
jenigen,  die  als  Fachleute  sich  anzumelden  zu  bescheiden  sind.  Spielraum 
der  Bethäligung  finde.  liir  Beitrag  ist  auf  nur  2  Thlr.  jährlich  festgesetzt, 
und   die   übliche   UnbeschoUenheit   bildet   die   einzige   Bedingung. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist:  Förderung  der  wissenschaftlichen  Grund- 
lagen des  Versicherungswesens,  und  sie  sucht  ihn.  nach  §.  3  der  Statuten, 
durch  folgende  Mittel   zu  erreichen: 

durch  Vorträge   und   freie   Besprechung; 
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durch  Beantwortung-  gestellter  Fragen ; 

durch   Gründung  einer  Fachbibliotliek; 

durch   Veröilentlichung  ihrer  Sitzung-sberichfe   und 

durch  alle  o-eeigneten  andern  Mittel,  unter  welche  (seit  der  vierteil 
Sitzung)  auch  das  Journal,  dessen  erste  Hefte  uns  vorliegen,  gerechnet  wird. 
Die  streng  gewahrte  Grenze  zwischen  sachverständigen  und  blos  wohl- 
wollenden Mitgliedern  scheint  uns  eine  Bürgschaff  zu  bieten  gegen  die  Ge- 
fahr jener  Versandung  und  Verflachung,  die  man  an  gewissen  Wander- 
Congressen,  nicht  blos  statistischen,  zuweilen  mit  Bedauern  wahrnimmt. 
Eine  andere  Gefahr  allerdings  entsteht,  während  jene  vermieden  wird.  Es 
könnte  nämlich  leicht  geschehen,  dass  der  ^Geist  der  Zusammengehörigkeit- 
durch  den  Verein  zu  einem  „Geist  der  Ausschliesslichkeit"  herangezogen 
würde,  so  dass  unwillkürlich  nur  die  Collegen  beacktet  und  fast  immer 
gelobt,  die  übrigen  schreibenden  oder  handelnden  Leute  aber  als  nicht  vor- 
handen angesehen  würden.  Nicht  das  geringste  Anzeichen  einer  solchen 
Ausartung  ist  bis  jetzt  zu  bemerken,  und  wir  erwähnen  die  Gefahr  blos, 
weil  sie  die  einzige  ist ,  welche  durch  die  Form  der  Verfassung  noch  nicht 
an   sich  ausgeschlossen  wird. 

Die  Wirksamkeit  des  Collegiums  war  bisher  eine  sehr  wohl  erwogene. 
Man  hat  einen  Ausschuss  niedergesetzt,  um  die  Vorarbeiten  zu  erledigen 
für  die  grosse  Aufgabe :  das  xMaterial  aller  deutschen  Versicherungs-Anstalten 
zur  Herstellung  einer  Sterblichkeitstafel  zu  verwenden ;  der  Bericht  dieses 
Ausschusses  wird  unten  noch  einmal  zu  ewähneu  sein.  Man  hat  ferner  eine 
Petition  an  das  preussische  Haus  der  Abgeordneten  gerichtet,  worin  dasselbe 
gebeten  wird,  den  vom  Ministerium  des  Handels  u.  s.  w.  vorgelegten  Gesetz- 
entwurf, das  Versicherungswesen  betreffend,  zu  verwerfen,  und  dagegen 
den  Erlass  eines  beigefügten  Entwurfs  der  Staatsregierung  zu  empfehlen. 
An  diese  theils  schaffenden,  theils  abwehrenden  Bemühungen  reiht  sich  die 
Gründung  der  Bibliothek  und  die   des  Journals  als   die  wichtigste  an. 

Wer  je  in  der  Lage  war,  eine  wissenschaftliche  Arbeit  dieser  Bichtung, 
z.  B.  eine  mathematische,  im  Manuscript  zu  besitzen,  der  kennt  die  ^  er- 
legenheit  bei  der  nun  enistchcnden  Frage  der  VerölVenilichung.  Die  Re- 
dactionen  unserer  viel  zu  zahlreichen  statistischen  Zeitschriften  dankten  bestens 
und  riethen  ab,  da  ihr  Publikum  auf  solche  Darstellung  nicht  vorbereitet 
sei :  ein  Grund,  dessen  betrübende  Wahrheit  man  nicht  leugnen  konnte.  Die 
mathematischen  Zeitschriften  hatten  unter  ihren  sämmtlichen  Lesern,  die  der 
Darstellung  mächtig  sind,  nur  wenige,  welche  den  Gegenstand  selbst  einiger 
Aufmerksamkeit  werth  hielten.  Für  ein  selbständiges  Buch  war  nicht  jede 
Arbeit  gross  genug;  und  die  es  waren,  fanden  schwer  einen  Verleger,  der 
Geduld   mit  ihnen   halte. 

Diesem    beträchtlichen   Uebelstande   ist  nun ,    hoUenllich   ein    Mal  für  alle 
Male  abgeholfen.      Möchten  nun  auch  die  Schriftsteller  sich  der  entstandenen 
Zeitschrift  so   regelmässig,   als   thunlich  ist.   bedienen,   damit  nicht  auch   hier 
jene   im   deutschen   Zeitschriftenwesen   übliche  Zersplitterung  einreissc. 
Folgendes   ist  der   Inhalt  der  vorliegenden  Hefte  : 

Erstes  Heft:  Lazarus,  Ein  Satz  aus  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung. 
Der  Verfasser  unterscheidet,  in  der  Form  von  Beispielen,  zunächst  folgende 
drei   Aufgaben : 
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1.  wie  gross  ist  die  Walirsclieiniiclikcil  riiil  einem  WurCei  unter  12000 
Würfen  2000niiil  die  Zahl  Kins,  lOOOOmiil  eine  andere  Zahl  zn 
werfen  ? 

2.  wie  gross  ist  die  Wahrscheinlichkeit  iinler  12000  \N  iiricn  die  Zahl 
Kins  öfter  als  2000nial ,  also  mindestens  200)  mal  zu  werfen  und 
höchstens    —    heispielsweise    —    2030niai? 

3.  wie  gross  ist  die  Wahrscheinlichkeit  nnler  12000  Würfen  die  Zahl 
Eins  seltener  als  2000mal ,  also  höchstens  1991)mal  zu  werfen  und 
mindestens   etwa    i9()0mal? 

Von  diesen  Anfffaiien  ist  nur  die  unter  I.  genannte  gelöst:  von  den  heiden 
andern  hat  der  Verfasser,  trotz  eifrigster  Nachforsehnngen  in  der  Literatur, 
nicht  gefunden,  dass  man  sich  niiniittelhar  damit  hesciiaftigt  hiitte,  und  diese 
Lücke  sucht  er  auszufüllen.  Die  Ahhandlnng  hedient  sich  dazu  solurt  der 
nölhigen  analytischen  Hilfsmittel  und   erledigt   ihren  Gegenstand  auf  20  Seilen. 

Zillmcr  bietet  die  nächste  Abhandlung:  Ueber  eine  verallgemeinerte 
Ableitung  der  Formeln  für  Berechnung  der  l-ebensversicherungs  -  Prämien 
(S.  21 — 28).  Es  folgen  dann  die  Berichte  über  die  Sitznnüren  und  das 
Verzeichniss   der  ersten   Biiclier- Erwerbungen. 

Zweites  Heft:  Lazarus,  Heber  die  Ermittlung  der  Sterblichkeit  aus 
den  Aufzeichnungen  der  Lebensversicherungs- Anstalten.  Es  ist  erfreulich, 
schon  in  dieser  Ueberschrift  die  Annahme  eines  reineren  und  deckenderen 
Sprachgebrauchs  zu  gewahren:  denn  w esshalb  Mortalität?  und  vor  Allem 
wcsshalb  forlw  ährcnd  von  Beobachtungen  reden ,  w  as  ganz  dem  Geist  der 
Sprache  widerstrebt  und  nur  eine  dürftige  Analogie  für  sieh  hat,  wenn  Auf- 
zeichnungen gemeint  sind.  Der  Aufsatz  selbst,  der  das  ganze  Heft  einnimmt 
und  gegen  60  Seiten  lang  ist,  bildet  den  Bericht  jenes  oben  erwähnten 
Ausschusses  und  besteht  aus  zwei  Theilen.  Der  eine  Theil  bespricht  die 
Sammlung  und  Anordnung  des  Materials,  der  andere  die  mathematische  Aus- 
beutung desselben;  letzlerer  in  den  §§.  5  —  7,  ersterer  in  den  §§.  1—4 
und  8  —  12. 

Die  Vorschläge  scheinen  mir  durchaus  praktisch  und  nur  der  gute  Wille 
der  verschiedenen  Anstalten  dürfte  noch  erforderlich  sein,  um  das  angeregte 
Werk  zu  Ende  zu  führen.  Man  muss  dem  Verfasser  für  die  gründliche  und 
umfassende  Erledigung  seiner  Aulgabe  dankbar  sein  und  könnte  höchstens 
wünschen ,  dass  die  Theorie  ganz  abgesondert  von  der  Technik  behandelt 
und   so   in   ihrer  Entfaltung   nicht  verkürzt  worden   wäre. 

Drittes  Heft:  Hopf,  Ueber  die  allgemeine  Xatur  des  Geburls-  und 
des  Sterblichkeitsverhältnisses.  33  Seiten  allgemeiner  Betrachtungen ,  aus 
denen  hervorgeht,  dass  der  Verfasser  auch  jetzt  noch  bestrebt  ist,  eine 
wissenschaftliche  Behandlung   der  Statistik  zu   befördern. 

Den  Schluss  des  Heftes  bildet  die  bereits  erwähnte  Petition  des  CoUegiums. 

Begierig  auf  die  künftigen  Hefte  möchten  wir  den  Herausgebern  noch 
einen  Wunsch  zu  erkennen  geben  :  nämlich  womöglich  laufende  iXachrichten 
über  erscheinende  selbständige  Schriften !  Es  mag  schwer  sein ,  dafür  die 
regelmässig  arbeitenden  Vertreter  zu  finden ,  aber  das  Bedürfniss  ist  vor- 
handen. So  z.  B.  das  Buch  von  Scheffler,  Sterblichkeit  und  Versicherungs- 
wesen, 1868;  das  Programm  von  Baumhauer  zum  statistischen  Congress 
von   1868,    das  fast  nur  über  Ermittlung    der  Sterblichkeit  handeln  soll   (es 
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liegt  mir  nicht  vor);  das  Buch  von  Witt  stein,  3Iathematische  Statistik, 
1867;  das  ganz  neue  Buch  von  Zeuner,  Abhandlungen  zur  mathematischen 
Statistik,  1869:  was  denkt  das  Collegium  iiher  diese  Werke?  Es  hat  den 
Beruf,  hierüber  das   grössere  wissenschaftliche   Publikum  aufzuklären. 

Auch  jetzt  schon  ist  alle  Aussicht  vorhanden,  dass  der  Verein,  welcher 
unsers  Wissens  im  Ausland  kein  Vorbild  hat,  binnen  kurzer  Zeit  den  Deutschen 
die  Führerschaft  in  den  strengern  Gebieten  der  Statistik  verschaffe  :  möchte 
es  ihm  zugleich  gelingen,  dieser  Richtung  neue  Anhänger  zuzuwenden,  deren 
sie   bei  der  Fülle   von   Aufgaben    so  sehr  bedarf. 

Leipzig,    den   10.  Nov.    1869.  G.   F.   Knapp. 


II. 

Fhysique  sociale  ou  Essai  sur  le  deveioppenient  des  facultes 
de  l'homme  par  A.  Q,uetelet.  Bruxelies,  Paris  et  St.  Peters- 
bourg  1869. 

Vierunddreissig  Jahre  sind  verllossen,  seitdem  die  erste  Autlage  von 
Ouetelet's  Essai  d'une  physique  sociale  erschienen  ist.  In  der  Zwischen- 
zeit haben  die  in  diesem  Werke  niedergelegten  und  glänzend  pointirten 
Ansichten  eine  Menge  bedeutender  und  unbedeutender  Anbeter  und  jeden- 
falls in  dem  ganzen  Gebiete  der  Socialwissenschaften ,  in  der  Statistik  ins- 
besondere die  höchste  Beachtung  gefunden,  Ist  ja  noch  heute  der  Streit 
nicht  geschlichtet,  ob  die  von  (j  u  e  t  e  1  e  t  angebahnte  Hichtung  eine  ganz 
selbstständige  Wissenschaft  neben  der  alten  materialsammeluden  Statistik  sei 
oder  nicht  —  Beweis  genug,  dass  seine  Leistungen  im  höchsten,  Grade 
als  bahnbrechend  anerkannt  worden  sind,  und  der  von  ihm  ausgestreute 
Samen   auf  fruchtbaren   Boden   gefallen  ist. 

Ouetelet  selbst  begnügte  sich  nicht  damit,  eine  Idee  in  die  Well  zu 
werfen  und  dann  auf  seinen  Lorbern  zu  ruhen.  Er  hat  seit  1835  sich 
grosse  Verdienste  um  die  praktische  Statistik  in  Belgien  und  durch  Ver- 
miltelung  der  internationalen  Congresse  um  die  Statistik  in  allen  civilisirten 
Ländern  erworben.  Er  hat,  abgesehen  von  vielen  kleineren  Abhandlungen 
und  von  Arbeiten  im  Gebiete  der  Mathematik,  zwei  grössere  Werke  :  „Lettres  sur 
la  theorie  des  probahilites"  und  „Du  Systeme  social«  geschrieben,  deren  er- 
steres  ein  unübertreffliches  Musler  allgemeinverständlicher  Behandlung  mathe- 
matischer Errungenschaflen  und  ihrer  Anwendung  auf  sociahvissenschaftliche 
Untersuchungen  ist,  während  das  letztere  die  Grundgedanken  Ouetelet's 
über  Anwendung  der  beobachtenden  Methode  auf  die  Wissenschaften  vom 
Menschen  in  den  äussersten  Extremen  durchgeführt  enthält.  Nun  am  Abend 
seines  Lebens  sehen  wir  den  Nestor  der  Statistik  sein  erstes  Hauptwerk 
noch  einmal  neu  auflegen :  es  .erscheint  in  erheblich  vergrössertem  Umfang 
noch  einmal  mit  allbewährter  Darstellungskun.-it  die  Ideen  zusammenfassend, 
für  deren  Verbreitung  der  grosse  Mann  in  vier  Decennien  unermüdlich  thätig 
war.  Wir  wären  versucht,  das  Buch  für  0-"«  wissenschaftliches  Testament 
zu  halten,  wenn  er  uns  nicht  selbst  noch  ein  weiteres  Werk  ••.\nthropologie" 
verspräche.    — 

XIV.  6 
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Vergleiclien  wir  zuniiclisl  äussoriicii  den  Inliult  dieser  xweileii  Auflage 
mit  dem  der  ersten,  deren  Titel  unwesentlich  verändert  ist,  bo  sind  in  der 
neuen  Aiilhi{>e  /.unüclist  alle  Capitel  und  Paragraphen  der  allen  mit  ganz 
uneriiehlitlieii  VVe};lassungen  und  noch  unwesetitliclieren  Aenderungen  wieder 
aut'geiionimen.  Am  Schlüsse  einzelner  l'aratirapi.en  sind  dann  neue  Zusätze 
von  iirösscrem  und  geringerem  Lmlange  aiigerutM  und  (ine  Heilie  von  Para- 
grapliin  ist  fjanz  neu  eingeschaltet  —  neu  im  Veryleiche  mit  der  ersten 
Aullage  ,  während  diejenigen ,  welche  (J.s  andere  Werke  gelesen  haben ,  in 
den   neuen   Paragraphen  meist  dennoch  alte  Bekannte  wiederlinden  werden. 

Die  neuen  Zusätze  bestehen  zunächst  in  einer  Einleitung  über  die 
Theorie  xier  "Walirscheinlichkeilsrechnung  von  Sir  John  F.  -  W.  Herschel, 
die  zwar  eine  sehr  lesenswerlhe  Zugabe  zu  dem  Werke  darstellt,  iibrigens 
doch  passender  als  Anhang,  denn  als  Einleitung  Platz  gefunden  halte,  wie 
denn  überhaupt  die  neuen  Zusätze  vielfach  an  Stellen  eingeschaltet  sind, 
wo  man  gerade  einen  inneren  Grund  für  ihre  Einfügung  an  diesem  Orte 
nicht  einsieht.  Aus  dieser  Einleitung  scheint  uns  als  für  die  Beurtheilung 
von  Ouetelet  selbst  besonders  wichtig  hervorzuheben,  dass  Herschel 
(S.  50)  der  Ansicht  ist,  man  könne  durch  die  Hechnung  nicht  die  Ursachen 
der  Erscheinungen  entdecken,  sondern  nur  »des  tendences,  agissant  par  des 
opportuniles,  qu'une  philosopliie  ultericure  est  appeiee  ä  lier  aux  causes  ef- 
ficientes  et  formelles"  —  was  ziemlich  identisch  mit  der  Beliauptung  ist, 
dass  durch  statistische  Massenbeobachtung  consiatirte  Regelmässigkeiten  noch 
keine  Gesetze  in  dem  Sinne  sind,  dass  wir  einen  naturnothwendigen  Causal- 
zusammcnhang  zwischen  einer  Wirkung  und  einer  erkannten  allgemeinen  Ur- 
sache  gefunden    hätten. 

Doch  wir  wollen  der  Kritik  von  Q.'s  Ideen  nicht  vorgreifen  !  Der 
Einleitung  folgt  das  erste  Buch,  entsprechend  der  Einleitung  der  ersten 
Auflage,  wobei  §.  3  —  6  neu  eingeschaltet  sind.  Diese  Parasraphen  enthal- 
ten einiges  sehr  Kurzes  und  Unvollständiges  über  die  Entstehung  und  die  Fort- 
schritte der  wissenschaftlichen  Statistik,  über  die  Ausdehnung  der  praktischen 
Statistik ,  dann  den  bekannten  auf  dem  Congress  zu  London  proklamirteu 
Plan  einer  allgemeinen  internationalen  Statistik  ,  endlich  einen  Abschnitt  aus 
der  kosmischen  Geographie  über  die  periodischen  Erscheinungen.  Der 
nächste  §  enthält  einen  Zusatz  gegenüber  der  alten  Auflage.  An  neueren 
Messungen  der  Körpergrösse  amerikanischer  Freiwilligen  wird  das  Gesetz- 
massige  in  den  Abweichungen  der  Grösse  der  Einzelnen  vom  Durchschnitt 
nachgewiesen  —  wovon  in  der  Introduction  und  in  den  lettres  sur  la 
theorie  des  probab.  die  Rede.  Der  §.  8  ist  wieder  neu;  er  handelt,  unter 
Anlehnung  an  die  «lettres",  über  Wahrscheinlichkeit  und  enthält  ein  langes 
Citat  aus  Buckle,  wobei  wir  nicht  umhin  können,  die  Frage  aufzuwerfen, 
warum  Adolph  Wagner  und  Alexander  von  Oet  fingen,  welche 
Schiiftsteller  doch  über  die  Anwendbarkeit  der  inductiven  auf  Massen- 
beobachtung begründeten  3Iet!iode  in  Q."s  Sinne  sehr  gründlich  und  ausgedehnt 
theoretisirt  haben,  nirgends  einer  eingehenderen  Berücksichtigung  gewürdigt, 
sondern  nur  kurz  citirt  werden.  Die  zwei  letzten  §§.  des  Buchs  sind,  ab- 
gesehen von  einer  Erörterung  über  den  mittleren  Menschen,  identisch  mit 
§.4  —  6  der  alten   Auflage. 

Aehnlich,  wie  das  erste,  verhalten  sich  auch  die  übrigen  Bücher  gegen- 
über   der    alten    Autlage.      Manchmal     erscheint     der    unveränderte    Abdruck, 
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wenn  doch  ein  neues  Werk  geschrieben  werden  sollte,  das  suf  der  Höhe 
der  Zeit  steht,  kaum  zu  rechtfertigen,  z.  B.  I.  2  c.  2  §.  2  über  den  Ein- 
Huss  der  Moralität  auf  die  Zahl  der  Geburten,  wo  die  neueren  Daten  über 
uneheliche  Kinder  unberücksichtist  sind,  oder  I.  2  c.  7  §.  1 ,  wo  der  Ein- 
tluss  verschiedener  ßerufsarlen  auf  die  Sterblichkeit  nur  mit  Hülfe  einer 
ganz  alten  und  dürftigen  Statistik  erörtert  ist.  Auch  abgesehen  davon,  dass 
neuere  statistische  Zahlen  selten  in  dem  alten  Texte  mitverarbeitet  sind  und 
meist  nur  bei  einzelnen  iMateriei;  in  besonders  eingeschalteten  Abschnitten 
nachgetragen  werden,  ist  ein  Fortschritt  gegenüber  der  alten  Aullage  inso- 
fern zu  vermissen,  als  sich  nirgends  eine  Tendenz  zeigt,  an  Stelle  der  alt- 
gewohnten, wenig  beweisenden  Quotienten  umständlichere,  aber  dafür  rich- 
tigere Berechnungen  zu  setzen.  Es  war  gewiss  ein  für  die  Verbreitung 
von  Q.'s  Ideen  günstiges  Moment,  dass  der  Mathematiker  und  Astronom 
niemals  eine  erdrückende  Fülle  von  Zahlen  bringt  und  noch  weniger  seine 
Leser  mit  langen  mathematischen  Berechnungen  oder  Beweisen  ermüdet,  die 
entweder  ganz  fehlen  ,  indem  {}.  für  mathematische  Sätze  Glauben  fordert, 
oder  die  doch  nur  in  den  iNoten  angedeutet  werden.  Indessen  ist  es  den- 
noch, nachdem  seit  iVeuestem  sich  grössere  Gewissenhaftigkeit  bei  statistischen 
Berechnungen  geltend  zu  machen  strebt,  erstaunlich,  wenn  Buch  2  c.  1  §.  1 
die  Fruchtbarkeit  noch  nach  den  alten  ganz  unzuverlässigen  Quotienten 
zwischen  Geburten-  und  Bevölkerungs-Zahl  und  zwischen  der  Zahl  der  jähr- 
lichen Geburten  und  der  Zahl  der  jährlich  geschlossenen  Ehen  gemessen 
wird,  wobei  Q.  das  Trügerische  dieser  Quotienten  selbst  zugesteht,  ohne 
deshalb  auf  ihren  Gebrauch  ganz  zu  verzichten  oder  etwas  Besseres  an  ihre 
Stelle  zu  setzen.  iNoch  mehr  tritt  dieser  Mangel  in  I.  2  c.  5  und  6  her- 
vor, wo  von  der  Sterblichkeit  die  Hede  ist  und  ungerechtfertigt  haulig  mit 
der  alten  Sterblichkeitszilfer  operirt  wird ,  während  doch  gerade  in  diesem 
Gebiete  der  Statistik  über  die  Methoden  zur  Berechnung  der  Absterbeordnung 
in  neuerer  Zeit  viel  geleistet  worden,  und  man  zu  der  Erkenntniss  gekommen 
ist,  dass  als  Grundlage  zu  einer  Heihe  von  Schlüssen  nicht  die  Sterblich- 
keitszilfer, auch  nicht  die  mittlere  Lebensdauer,  sondern  nur  eine  gewissen- 
haft berechnete  Absterbeordnung  zu  nehmen  ist.  C.  5  §.  1  werden  Sterb- 
lichkeitsziffern  verschiedener  Länder  verglichen  und  Q.  selbst  findet,  dass 
eine  hohe  Geburtsziffer  mit  hoher  Sterblichkeitszilfer  zusammenzufallen  pllegt, 
was  er  daraus  erklärt,  dass  eine  l'endenz  besteht,  die  durch  den  Tod  ent- 
standenen Lücken  durch  reichliche  Geburten  auszufüllen.  Hohe  Geburtsziffer 
erscheint  so  als  Folge  hoher  Sterblichkeitszilfer,  während  erstere  doch  zu- 
gleich Ursache  der  letzleren  in  Anbetracht  der  stärkeren  Kindersterblichkeit 
ist  —  ein  Moment,  welches  allein  genügt,  die  Sterblichkeitszillern  in  Län- 
dern mit  verschiedener  Geburtenmenge  als  ein  ganz  unbrauchbares  Mass  zur 
Vergleicbung  der  Sterblichkeit  zu  betrachten.  Der  dritte  §  dieses  Capitels 
ist  stark  umgearbeitet  und  enthält  allerlei  Sterblichkeits-Tafeln  und  -Kurven, 
aber  über  die  wichtige  Frage ,  wie  solche  Tafeln  berechnet  werden  müssen, 
ist  kaum  ein  Wort  verloren.  Die  resultirenden  Zahlen  einfach  zu  acceptiren, 
ist  für  den  kritischen  Leser  doch  eine  starke  Zumnthung!  Ein  anderer  Fall, 
in  welchem  der  Mangel  eines  mathematischen  Beweises  kaum  erträglich  ist, 
hndet  sicii  cap.  8  §.  t  ,  wo  das  schon  in  <ler  alten  Autlage  vorgetragene 
Gesetz   ausgesprochen   ist,    dass    di»'   Summe  der  Hindernisse    gegen    die  Be- 
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völkerung-svcrniehriiiig  sich  verhalt  wie  das  (Quadrat  der  Geschwindigkeit, 
mit  woklicr  die  Hevölkeriing  zu  waciiscn  streht.  Den  Beweis  für  diese  Be- 
haiipliin{c  kann  ein  eini<rerniasseii  denkender  Leser  dem  Autor  um  so  weniger 
erlassen,  als  man  seihst  hei  grosser  mallienialisclier  Bildiin<r  ihn  seihst  /.n 
liiliren  nicht  im  Stande  ist.  Denn  vor  Allem  ist  niihekannt,  wie  man  die 
Hindernisse  gegen  die  Be\ölkerungsvermehrung  in  messhare  Grössen  \ er- 
wandeln  soll. 

DerjrleicheM  Uebergehen  von  Schwierigkeiten  kann  auch  nicht  rein  als 
ein  Zugeständniss  gegen  die  geringe  Wissenschaftlichkeit  des  Lesers  be- 
trachtet werden,  denn  wenn  (J.  I.  2  c.  7  §.  3  eine  Ahnahme  der  Sterblich- 
keit beim  Fortschritte  der  Civilisation  und  des  Wohlstands  l)eliau|)tet  und 
sich  dabei  auf  verschiedene  alte  Sterhlichkeilszill'ern  sliil/,t,  so  ist  man  doch 
zu  der  Annahme  berechtigt,  dass  er  auch  flir  sein  eigenes  Bewusslsein  es 
nicht  für  nölhig  hielt,  seinen  allgemeinen  Schlüssen  allzu  gewissenhafte  Be- 
rechnungen zu  Grunde  zu  legen,  lieber  Ab-  und  Zunahme  der  Sterblich- 
keit lässt  sich  etwas  ganz  Genaues  nur  auf  Grund  von  gleichmässig  und 
richtig  bereclinelen  Absterbeordnungen  ans  verschiedenen  Perioden  aussagen, 
etwas  Annälicrndes  nur  durch  Heranziehung  der  Geburlszin'ern  zu  den  Sterb- 
lichkeitszill'ern.  So  liisst  sich  z.  B.  im  Allgemeinen  eine  Abnahme  <ler 
Sterblichkeil  bei  abnehmender  Slerblichkeitszifl'er  behaupten  ,  wenn  zugleich 
die  Geburtenmen<>e  mindestens  nicht  abgenommen  hat,  und  es  lässt  sich  bei 
gleichbleibender  Slerblichkeitszifl'er  und  gleichzeitig  abnehmender  Geburten- 
menge annähernd  richtig  auf  eine  zunehmende  Sterblichkeit  schliessen.  Auf 
letztere  Weise  hat  Engel  (Zeilschrift  des  pr.  stat  Bureaus  1861)  die 
Sterblichkeit  behandelt,  und  es  lässt  sich  daraus  eine  Abnahme  der  Sterb- 
lichkeit in  l'reussen  seit  1816  trotz  zunehmender  Civilisation  nicht  erkennen. 
Das  zweite  Buch  enthält  zwei  ganz  neue  Capitel,  das  4. ,  das  von  Ge- 
burten und  Heiralhen,  und  das  6.,  das  von  der  Slerblichkeit  unter  Be- 
nutzung neuerer  Zahlen  handelt.  Ausserdem  enthält  der  Anhang  des  ersten 
Bandes  noch  eine  schöne  populäre  Darstellung  der  Hauptgrundsätze  der 
Wahrscheinlichkeitsrechnung.  Das  zweite  Buch,  welches  den  grössten  Theil 
des  ersten  Bandes  ausfüllt,  umfasst  diejenigen  Untersuchungen,  die  man  un- 
ter dem  Namen  Bevölkerungsstatistik  zusammenzufassen  plleüt.  Trotz  der 
neuen  Zusätze,  in  denen  sich  die  alte  Kunst  des  Verfassers,  ohne  über- 
mässiges Material  eine  Reihe  gern  acceptirter  Schlüsse  zu  ziehen ,  wieder 
glänzend  bewährt,  können  wir  nicht  behaupten,  dass  dieser  ganze  Abschnitt 
über  Bevölkerungsstatistik  an  wissenswürdigen  Thatsachen  und  an  guten  Be- 
rechnungen mehr  böte  und  mehr  auf  der  Höhe  der  neuesten  Zeit  stände, 
als  das  bekannte,  leider  seit  1861  nicht  mehr  neu  aufgelegte  Werk  von 
Wappäus   über  allgemeine  Bevölkerungsstatistik. 

Der  zweite  Band  mit  dem  3.,  4.  und  5.  Buch  verbreitet  sich  über  die 
physischen,  moralischen  und  intellektuellen  Eigenschaften  des  Menschen,  um 
mit  der  schon  vielfach  anticipirten  Theorie  vom  „mittleren  3Ienschen"  zu 
schliessen. 

Das  dritte  Buch,  welches  Beobachtungen  über  Körpergrösse  ,  Gewicht, 
Körperkraft,  Zahl  der  Pulsschläge  und  Athemzüge  enthält,  ist  gegen  die 
alte  Auflage  um  viele  Bemerkungen  allgemeinen  Inhalts,  sowie  um  ver- 
schiedene   Betrachtungen    über    das    Verhältniss    dieser    gemessenen    mensch- 
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liehen  Eigenschaften  zu  einander  vergrössert.  Die  Zahl  der  physischen 
Eigenschaften  des  Menschen ,  die  überhaupt  der  Messung  unterworfen  sind, 
ist  gegen  die  alte  Aufloge  nicht  vermehrt,  und  wenn  man  bedenkt,  auf 
welch  ungenügender  Statistik  die  Messungen  von  Gewicht,  Grösse,  Puls- 
schlägen und  Athemzügen  beruhen,  wie  sehr  ferner  die  Messung  der  Kör- 
perkraft durch  iiire  Wirkungen  problematisch  ist,  so  möchte  dies  allein  die 
wirkliche  Berechnung  des  mittleren  Menschen  als  ein  äusserst  fern  liegen- 
des Ziel  der  menschlichen  Wissenschaft  erscheinen  lassen.  Das  vierte  Buch 
über  die  moralischen  und  intellektuellen  Eigenschaften  des  Menschen  bringt 
betreffs  der  intellektuellen  Eigenschaften  neben  den  bereits  in  der  alten 
Auflage  enthaltenen  Untersuchungen  über  die  Entwicklung  des  dramatischen 
Talents  —  die  wohl  nur  als  geistreiche  Verirrung  betrachtet  werden  kön- 
nen —  und  einiger  Irrenstatistik,  neue  Angaben  über  Briefe  und  Tele- 
gramme, ferner  eine  vergleichende  Berufsstatistik,  bei  welcher  die  Unver- 
gleichbarkeit der  Daten  aus  einzelnen  Ländern  den  Verfasser  von  Vergleichen 
durchaus  nicht  abschreckt,  und  dann  wieder  ein  Stück  kosmische  Geographie 
über  die  periodischen  Erscheinungen,  für  dessen  Einschaltung  an  dieser 
Stelle  man  keinen  rechten  Grund  einsieht,  und  das  zum  Theile  wörtlich  aus 
dem  ersten  Bande  S.  123  ff.  wiederholt  ist.  Der  Abschnitt  über  die  mora- 
lischen Eigenschaften,  welcher  hauptsächlich  Statistik  der  Selbstmorde  und 
Verbrechen  enthält,  ist  um  ein  langes  Capitel  mit  neuerer  Statistik  vermehrt, 
während  die  alten  Grundanschaunngen  ganz  ohne  Berücksichtigung  der  Ar- 
beiten von  Wagner,  Mayr,  Oettingen  u.  s.  w.  beibehalten  sind.  Auch 
das  letzte  zusammenfassende  Buch  über  den  homme  moyen  ist  um  ein  neues 
Capitel  allgemeinen  Inhalts  vergrössert,  ohne  dass  jedoch  der  mittlere  Mensch 
auf  Grundlage  der  Bevölkerungs-  und  Sitten-Statistik  und  einiger  Messungen 
medicinischen  Charakters  wirklich  construirt  würde.  Hier,  wie  anno  1835, 
ist  er  ein  ideales  Ziel,  kein  Resultat  von  Q.'s  Wissenschaft.  Schliesslich 
folgen  in  den  Noten  eine  Reihe  interessanter  Briefe  von  verschiedenen  Ge- 
lehrten  an   den   Verfasser. 

Aus  dieser  kurzen  Inhaltsanzeige  ist  zu  entnehmen ,  dass  ein  unverän- 
derter Abdruck  der  alten  Auflage  der  Welt  denselben  Dienst  geleistet  hätte, 
wie  die  neue  vermehrte  Ausgabe.  Es  ist  selbstverständlich,  dass  ein  Buch 
wie  Q.'s  Physique  sociale  im  Buchhandel  nicht  vergrilTen  sein  darf;  diesen 
Dienst  hätte  aber  ein  unveränderter  Abdruck  ebenfalls  geleistet,  und  wer 
sich  über  Q.'s  Ideen  und  deren  Entwicklung  bei  dem  Verfasser  selbst  gründ- 
lich belehren  will,  wird  noch  heutigen  Tages  hesser  thun ,  die  alte  Auflage 
der  physique  sociale  von  1835  sowie  Q.'s  spätere  Werke  zu  sludiren,  da 
er  in  der  neuen  Auflage  doch  nichts  Anderes  findet,  als  den  Text  der  alten 
nebst  Zusätzen,  die  gegenüber  den  lettres  und  dem  systeme  social  keine 
Weiterentwicklung  der  Gedanken  enthalten.  Ja,  die  Zusätze  sind  häuflg 
ohne  alle  innere  A'othwendigkeit  eingeschaltet  und  zeiucn  theilweise  —  wie 
die  oben  erwähnte  wörtliche  Wiederholung  —  entschieden  die  Spuren  der 
Flüchtigkeit.  Wenn  wir  daher  in  dem  Folgenden  eine  kurze  Kritik  der 
Q. 'sehen  Grundgedanken  versuchen,  so  haben  wir  es  mit  nichts  Neuem,  son- 
dern einfach  mit  dem  alten  Quetelet  vom  Jahre  1835  zu  thun,  dessen 
Ideen  längst  die  Runde  der  civilisirten   Welt  gemacht  haben. 

Q.'s  grosses  wissenschaftliches   Verdienst  lässt  sich  kurz  dahin   definiren, 
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dass  er  allgfrneini's  liilercss«'  für  die  Idee  aiire}.'le,  uns  /.uhlenmässit^en 
Mass<'iil)('til)iu-litiMiKeii  iiher  Kr.sclieiriiiiii^eii  im  menscliliclieii  l.fhcii  Scliliissc 
von  allLMMiiciiicni  w  isscnselinrilic  licn  \\  cilli  /.ii  /.iclieii,  oder,  iirii  eine  liclit^hlc 
modeiiic  IJc/.eicliiiunt!  zu  «iehraiK  licii  .  dass  er  die  He>iillate  der  praktischen 
»Stutislik  /,(ir  Aiivvcndnnj^  induktiver  Forsriiunsfsnietliode  bei  socialwissen- 
scIial'Uiciicn  Studien  zu  verwertlie»  lelirtc.  Kr  war  iii*  hl  der  Krsle,  weltlier 
Zahlen  in  solcher  Weise  ul)erhaii|)t  behaiidell)' :  o  halitn  dii>  \r)r  ihm  alle 
politischen  Ariihnieliker  hei  einzelnen  Krairen  {fethan  ,  und  wenn  llalley 
schon  im  17.  .lahrli.  eine  MortaliliilstalVI  i-oiistrnirte  .  so  mnss  er  den  Ge- 
danken ,  dass  es  t'iir  grosse  I\lass(!n  von  Menseheii  eine  erkennbare  (jeselz- 
mässigkeit  des  Absterbens  üebe,  «rekannt  haben.  Ks  hat  dies  vorQuetelet 
Süssniilch  »ictiian,  dem  zvtar  änsserlich  eine  teleologische  AulTassung  an- 
klebt und  dir  von  Siitzen  der  Bibel  aiisjjeht.  Aber  was  ist  die  ri^ötllicbe 
Ordnung  in  den  Veränderungen  des  nicnselilic  iien  (ieschleehts"  vom  Jahre 
1742  anders,  als  die  «Gesotzmässiiikeif  in  scheinbar  ziifalliffen  Kr^cheinunaen". 
wenn  wir  bedenken,  dass  S  ii  s  s  m  i  I  e  h  zwar  die  Möi.'liclikeit  und  iNothwen- 
digkeit  einer  Ordiiiinii  iiberhaiipt  aus  dem  oeoHenbarten  Willen  Gottes  ab- 
leitet, die  ürdnuii<i  selbst  aber  aus  zablenniassigen  Massenbe(»baehlungen  er- 
kennt? Unbedingt  war  es  eine  wissenschaftliche  Leistung  von  grösserer 
Originalität,  im  Jahre  1742  alle  Fragen  der  heutigen  Bevölkerungsstatistik 
aufzuwerfen  und  nach  einem  einheitlichen  philosophischen  (irundgedanken 
zu  behandeln,  als  im  Jahre  1835  die  Methode  der  .Xalnrw  issenschaften  »uf 
die   Wissenschaft    vom    Menschen    zu    übertrairen. 

Aber  nicht  nur  die  politischen  Arilhnietiker  und  S  ii  s  s  m  i  1  c  h  sind  be- 
deutende \  orläul'er  von  Q. ,  mehr  noch  \\  aren  entschieden  auf  ihn  die 
grossen  Mathematiker  von  Einfluss ,  welche  die  Wahrscheinlichkeitsrechnung 
und  das  Gesetz  der  grossen  Zahlen  entdeckt  und  sich  vielfach  selbst  mit 
der  Anwendung  ihrer  mathematischen  Theorie  auf  menschliche  Verhältnisse 
beschäftigt  haben.  Wir  wüssten  in  Q.'s  Werken  nir-^ends  einen  Satz  zu 
linden,  der  an  Grossartigkeit  und  Fruchtbarkeit  die  Ideen  von  Laplace 
überträfe,  die  derselbe  in  der  Einleitung  zu  seiner  Theorie  der  Wahrschein- 
lichkeitsrechnung  niedergelegt    hat. 

Doch  es  ist  ein  miissiger  Streit,  über  die  Originalität  der  Gedanken 
bahnbrechender  Schriftsteller  zu  rechten,  die  Schule  gemacht  haben.  0  u  e- 
telet  hat  Schule  gemacht,  Süssmilch  hat  dies  seinerzeit  nicht  vermocht, 
Pascal,  Bernoulli,  Poisson  und  Laplace  haben  wenig>tens  noch 
keinen  bestimmenden  Einfluss  auf  die  socialen  Wissenschaften  und  die  Sta- 
tistik insbesondere  gewonnen.  Qnetelet  bat  dies  erreicht,  indem  er  zur 
rechten  Zeit  in  der  rechten  Weise  schrieb:  er  schrieb,  als  die  alte  Achen- 
w  a  I  l~  S  ch  I  ö  z  e  r"sche  Statistik  trotz  des  Göttinger  Streites  zwischen  der 
höheren  Statistik  und  den  Tabellenknechten  das  wissenschaftlich  Ungenügende 
der  reinen  Beschreibung,  insbesondere  der  Wortbeschreibung  eingesehen 
halte  und  sich  nach  Verwirklichung  von  Schlözer's  «raisonnirender  Sta- 
tistik" zu  sehhen  begann.  Er  schrieb,  als  die  amtliche  Statistik  ein  mas- 
senhafteres iMaterial  zu  liefern  und  zugänglich  zu  machen  begonnen,  und  die 
Triumphe  der  Rechnung  in  den  .Naturwissenschaften  den  Gedanken  allge- 
meiner .Nachahmung-  nahe  gelegt  hatten.  Niemand  verstand  es  endlich  bes- 
ser,   als  er,    das  Wichtige    vom  Unwichtigen  zu   unterscheiden,    die  Haupt- 
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gedanken  in  scharfen,  allgemein  verständlichen  Pointen  hervorzuheben  und 
selbst  in  Uebertreibungen   mehr  anregend,   als   abstossend,   zu  wirken. 

Dadurch  hat  Quetelet  gewirkt,  und  der  Gewinn,  der  aus  seiner  An- 
regung entstanden  ist,  ist  ein  doppelter:  xunächst  für  die  Statistik,  dann 
aber  für  alle  socialen  Wissenschaften.  Die  Statistik  hat  endgültig  aufge- 
hört ,  durch  trockene  Beschreibungen  einzelne  wissenswürdige  Kenntnisse  zu 
verbreiten  und  der  Staalsregierung  einzelne  praktische  Winke  zu  ertheilen. 
Das  Sammeln  und  Gruppiren  von  Zahlen  steht  jetzt  im  Dienste  von  allge- 
mein interessanten  wissenschaftlichen  Untersuchungen,  die  man  wohl  nicht 
mit  Unrecht  als  das  eigentliche  Wesen  der  neueren  Statistik  (^^mathematische, 
analytische  oder  französische  Schule")  bezeichnet,  und  dadurch  ist  das 
Sammeln  der  Zahlen  selbst  ein  ausgedehnteres  und  besseres  geworden.  In 
allen  socialen  Wissenschaften  aber,  insbesondere  in  der  Nationalökonomie, 
hat  man  in  erhöhtem  Grade  die  Zahlen  zu  verwertlsen  begonnen  und  Schlüsse 
aus  exakten  Massenheobachtungen  an  Stelle  des  einfachen  Raisonnements  aus 
der  Natur  des  Menschen  oder  sonstiger  oberflächlicheren  Beobachtung  ge- 
setzt, wodurch  die  Resultate  dieser  Wissenschaften  an  Sicherheit  gewonnen 
haben.  Zahlenmässige  Beobachtungen  aber  zur  ausschliesslichen  Grundlage 
socialwissenschaftlicher  Studien  zu  machen,  dies  ist  noch  nicht  gelungen 
und  dies  wird  auch  gewiss  niemals  gelingen,  wenngleich  Q.  selbst  etwas 
Solches  zu  hotfen  scheint.  Wenn  nämlich  sein  homme  moyen,  wie  er 
helft,  wirklich  construirt  würde,  so  wäre  alles  andere  socialwissenschaft- 
liche  Studium  nur  noch  eine  Ausschmückung  und  unwesentliche  Zugabe  zu 
dem   homme  moyen. 

Damit  hätten  wir  Q.'s  hervorragendeste  Uebertreibung  erwähnt.  Es 
scheint  zu  der  Verbreitung  fruchtbringender  Ideen  unentbehrlich,  dass  sie 
zuerst  in  einem  glänzenderen  Lichte  vorgetragen  werden,  als  sie  verdienen, 
und  dass  deren  Urheber  Perspectiven  erölfnen ,  welche  selbst  das  Auge 
der  spätesten  Geschlechter  niemals  vollständig  durchmessen  wird.  Bei 
Quetelet  ist  dies  wenigstens  in  hohem  Grade  der  Fall,  und  es  verlohnt 
sich  vielleicht  der  Muhe,  drei  Fragen  näher  zu  prüfen,  welche  Quetelet 
auf  Grundlage  seiner  lückenhaften  Statistik  und  mit  Hülfe  seiner  gross- 
artigen  Phantasie  mehr  oder  minder  einfach   und   sicher  zu  lösen   sucht. 

1)  Welche  Bedeutung  haben  die  Regelmässiskeiten  in  dem  zahlen- 
mässigen  Vorkommen  gewisser  Erscheinungen  des  menschlichen  Lebens 
für  die  Frage  nach  dem   freien   Willen   des   Individuums? 

2)  Finden  wir  durch  zahlenmässige  Berechnungen  die  allgemeinen  con- 
stanten  Kräfte,  welche  das  Leben  der  Menschheit  und  des  einzelnen 
Menschen   beherrschen  ? 

3)  Können  wir  einen  mittleren  Menschen  construiren ,  und  wenn,  wäre 
derselbe  wirklich  der  Ausdruck  des  Schöpfer  -  Gedankens ,  der  Typus 
und  das   Ideal   des  Menschlichen  ? 

Ad  1).  Wenn  wir  die  Zahl  der  Geburten,  Ileirathen,  Sterbefälle  oder 
Verbrechen  bei  einer  grösseren  Anzahl  Menschen,  z.  B.  innerhalb  eines 
grösseren  Staates ,  Jahr  aus ,  Jahr  ein  beobachten ,  dazu  oei  den  Ileirathen, 
Sterbefällen  ,  Verbrechen  u.  dergl.  nach  Alter  und  Civilstand  der  betreffen- 
den Personen  unterscheiden  ,  so  bemerken  wir  in  den  Zahlen  der  einzelnen 
Jahre    eine    gewisse    Uegelmässigkeit ,    ja    wir    bemerken    vielfach    bei    den 
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sdiniiihar  w  illkiiiliclicri  Hüiidliin^cii  ,  /..  H.  Ilcirallicii .  t,'r(»«seic  Kpüflmassijr- 
keit,  als  hei  den  sojiciiiiiiiilcii  /.iifiilliticn  (/,.  I',.  Sh-rlieliillcn).  Wir  bemer- 
ken sog-jir  ,  «liiss  gewisse  Tliatsiielicii  ?>iili  aul'  der  gan/.eii  Krde  jülirlicli  last 
(rleicii  verhüllen,  /,.  B.  das  Vcriialliiiss  der  Knaben-  und  Madchenj^ebiirlen. 
Wir  beobachten  endlich,  dass  aul  die  lläiili(rkeil  des  Vorkommens  dieser 
Krsclieinuii{>en  allfrenieine  iialiiriicln'  l>ei{^nisse  wie  der  Weciisel  der  Taijes- 
(ider  Jahreszeiten  grösseren  Kinlliiss  haben,  als  der  Wechsel  socialer  Ver- 
hältnisse  in  auf  einander  folgenden  Jahren. 

(leben  wir  diese  Hegeirniissigkeit  bei  einer  Heilie  von  l'js*  lieinungen  — 
die  Zahl  der  beobaeblelen  Mrscheiniingen  ist  nicht  uross  —  zu,  obwohl  die 
Hegelniiissigkeit  ja  »in  übertrieben  wird,  und  es  sich  selbstverständlich  ja  nur 
um  die  Wiederkehr  annähernd  gleicher  Zahlen  handelt.  Gestehen  wir 
auch  zu,  dass  diese  üegelniässigkeil  etwas  Ueberraschendes  hat.  Eis  wurde 
zwar  der  gesunde  Menschenverstand  auch  ohne  alle  Statistik  von  selbst  an- 
nehmen, dass  die  Zahl  der  llcirathen  nicht  in  einem  Jahre  zehnmal  so  gross 
ist,  als  in  dem  andern,  dass  aber  z  B.  auch  die  Zahl  der  Khen  zwischen 
über  70jährigen  und  unter  20jährigen  regelmässig  ist ,  wie  dass  die  Zahl 
der  Diebstähle  in  einzelnen  Altersklassen  annähernd  conslant  bleibt,  dies  sind 
Thatsachen  ,  die  wir  erst  durch  mühsame  Beobachtung  entdeckt  haben,  und 
die  uns  wesentlich  zum  Nachdenken  reizen  müssen.  Wenn  ()•  (Bd.  1  S.  277) 
sagt:  „on  ne  croira  jamais  que  le  hasard  ait  preside  ä  de  pareils  arrange- 
ments ;  il  se  passe  lä  quelque  chose  de  mysterieux  qui  confond  notre  in- 
telligence" ,  so  wird  dies  Jeder  gern  unterschreiben ,  wenn  er  aber  weiter 
geht  und  sagt  (Bd.  2  S.  147  u.  S.  320):  „le  libre  arbitrt  de  liiomnie  s'ellace  et 
demcure  sans  eilet  sensible  (|uand  les  observations  s'etendeiil  sur  un  grand 
nombre  d'individus« ,  oder  (Bd.  2  S.  36  e):  „L'experience  nous  apprend 
que  le  libre  arbitre  de  Thomme  n'excerce  son  action  (|ue  dans  une  sphere 
restreinte,  et  que,  Ires-sensible  pour  les  individus,  il  n'a  pas  d'action  ap- 
preciable  sur  le  corps  social,  oü  toutes  les  particularites  individuelles  vien- 
nent,  eii  (juclque  sorte  „se  neutraliser  et  s'eteindre" ,  —  so  mochten 
wir  doch  behaupten,  dass  hier  eine  äusserst  schwierige  philosophische  Frage 
durch   Berufung  auf  die  statistische  Erfahrung  viel   zu   rasch  gelöst  wird. 

Q.  selbst  leugnet  die  Existenz  eines  freien  Willens  noch  nicht  kurz- 
weg, er  wagt  dies  vielleicht  nicht  auszusprechen,  aber  Andere  haben  es 
unter  Berufung  auf  die  Statistik  und  unter  rücksichtsloser  Durchführung  einer 
materialistischen  Weltanschauung  gethan,  indem  sie  die  bei  Q.  nalie  liegen- 
den, aber  noch  nicht  ollen  ausgesprochenen  Consequenzen  zogen.  Wir 
glauben  —  ohne  diese  Frage  an  sich  beantworten  zu  können  oder  zu  wol- 
len —  jedenfalls  sagen  zu  können,  dass  die  statistischen  Zahlen  zu  einer 
negativen   Antwort  durchaus   nicht   zwingen. 

Erstlich  sehen  wir,  dass  Aenderungen  der  Gesetzgebung  und  der  socia- 
len Gewohnheiten  starke  Aenderungen  in  der  Zahl  der  Sterbefälle,  der  Ver- 
brecher u.  s..  w.  hervorbringen  können,  was  Q.  selbst  zugesteht  —  und  so 
sehen  wir  vor  Allem,  dass  die  freie  Tbat  des  Menschen  auf  die  Zahlen  einen 
bestimmenden  Einfluss  haben  kann ,  nämlich  durch  Vermittlung  der  gesamm- 
ten  socialen  Verhältnisse,  die  unser  Werk  sind.  Dann  aber,  wenn  wir 
selbst  hiervon  absehen  und  annehmen,  die  Verhältnisse  einer  Gesellschaff 
und    damit    die    Zahlen    der    Heiralhen    u.   s.   w,    blieben    absolut    gleich,    so 
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würde  uns  dies  doch  nicht  mehr  sagen  ,  als  dass  die  Vertheilung  der  An- 
lagen und  Neigung^en  unter  den  Jlenschen  trotz  des  Wechsels  der  Genera- 
tionen gleicht  bleibt,  dass  angeborene  menschliche  Eigenschaften  im  Laufe 
der  Zeit  stets  in  relativ  gleicher  Menge  vorkommen  und  bei  gleichbleiben- 
den äusseren  Verhältnissen  gleich  oft  in  gewissen  Handlungen  sich  zeigen. 
Welches  einzelne  Individuum  aber  die  betreflenden  Eigenschaften  besitzt, 
bleibt  nach  wie  vor  für  uns  Zufall,  d.  i.  unberechenbar,  und  welches  ein- 
zelne Individuum  die  betreffenden  Handlungen  begeht,  erscheint  uns  immer 
noch  als  Willkür,  d.  h.  weder  der  Handelnde  selbst,  noch  Dritte,  die  ihn 
beobachten,  kennen  alle  Kräfte,  die  ihn  zu  seiner  Handlung  bewegen.  Für 
die  reine  Beobachtung  ist  eine  willkürliche  Handlung  eine  solche,  deren 
Motive  wir  nicht  genau  kennen  ,  die  Willensfreiheit  ist  die  Unkenntniss  des 
Zwangs ,  wobei  die  Frage ,  ob  überhaupt  ein  Zwang  existirte  oder  nicht, 
offen  bleibt.  Letztere  Frage  kann  nur  die  Philosophie  durch  Nachdenken 
über  die  Vorgänge  im  Inneren  des  Menschen  selbst  und  keine  Beobachtungs- 
wissenschaft erörtern.  Die  Philosophie  aber  kann  und  muss  diesen  Fragen 
durch  Betrachtung  des  einzelnen  Menschen  als  solchen  nahe  kommen  und 
die  Statistik  kann  die  IMiilosophie  nur  anregen,  nicht  ihr  dictiren.  Wenn  wir 
einen  Menschen  eine  Handlung  begehen  sehen,  so  fragt  es  sich:  war  ausser 
den  verschiedenen  äusseren  Beweggründen,  ausser  den  angeborenen  Anlagen  und 
den  anerzogenen  Anschauungen  des  Menschen  noch  eine  Kraft  seihstständig  in 
ihm  thätig,  die  schliesslich  entschied  neben  und  trotz  aller  anderen  Bew  eggründe, 
und  die  man  freien  Willen  nennen  kann,  oder  war  der  endgültig  entscheidende 
Entschluss  nur  die  Hosullante  aller  anderen  auf  den  Menschen  wirkenden 
durch  Beobachtung  erkennbaren  Kräfte?  Ich  glaube,  diese  Frage  bleibt, 
trotz  der  Regelmässigkeit  statistischer  Ziffern,  eine  offene  —  und  die  Regel- 
mässigkeit gewisser  Handlungen  bei  grossen  Zaiileii  von  Menschen  würde 
selbst,  wenn  die  Regelnlässigkeit  eine  unbedingte  wäre,  uns  nur  mit  einer 
grossen  Wahrscheinlichkeit,  nie  mit  Sicherheit  auf  die  Wiederkehr  derselben 
Zahl  schliessen  lassen;  für  die  Vergangenheit,  in  welcher  die  Regelmässig- 
keit beobachtet  worden  ist,  würde  sie  uns  aber  auch  nie  zur  Leugnung  des 
freien  Willens ,  sondern  nur  zu  der  Annahme  zwingen ,  dass  auch  die  im 
Innern  des  Menschen  vorhandene  Willenskraft  sich  unter  vielen  Menschen 
derartig  vertheilt,  dass  ihre  Fähigkeil,  anderen  Kräften  Widerstand  zu  leisten 
oder  zu  unterliegen  ,  sich  gleichmässig  äussert.  Wenn  man  die  kindliche 
Auffassung  verlässt,  als  ob  der  Akt  des  freien  Willens  eine  Handlung  ohne 
alle  Beweggründe,  das  ausschliessliche  Product  einer  ursprünglichen  und 
selbstständigen  Bewegung  sei,  —  und  diese  Auffassung  hatte  ja  die  Philo- 
sophie ohne  alle  Statistik  längst  verlassen  —  so  wird  man  zugestehen,  dass 
unter  den  Kräften,  welche  den  Menschen  zum  Handeln  bewegen,  noch  Etwas 
ist,  das  wir  nicht  durch  einfache  Beobachtung  unseres  Inneren  verstehen 
können    und   das  auch   die  Statistik   uns   nicht  erkennen   lässt. 

Q.  war  übrigens  in  dieser  Frage  nicht  sehr  bestimmt,  scheint  auch 
mehr  vollständig  klar,  als  er  es  wirklich  ist.  Er  sagt,  „die  Willensfreiheit  sei 
ohne  merklichen  Einfluss,  sie  verschwinde,  wenn  man  eine  grosse  Zahl  von 
Menschen  beobachte."  Entweder  der  freie  Wille  existirt  beim  Einzelnen, 
dann  existirt  er  auch  bei  der  Summe  aller  Einzelnen;  oder  wir  erkennen 
bei   der  Beobachtung   Vieler,    dass   er  nicht  existirt,    dann    existirt    er   über- 
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liaiipt  nicht.  Oliigcr  Su(/,  Kann  nur  einen  Sinn  liahcn  ,  >v«;nn  wir  ihn  etwa 
also  umiicslaitcn  :  Belrachlcn  wii'  Kincii  ,  so  cischcinl  .sein  Handeln  unhe- 
rcchenhar,  und  die  Kriirtc,  die  ilin  Ireihoii,  sind  nnhekannl.  lieohuchten  wir 
Viele,  so  können  wir  das  N'oikoinnien  «rewisser  lluiidluiiüeii  ihrer  lläuli(rkeit 
nacii  vorhersehen  und  \\ii-  sehiehen  dasseihe  auf  iilliremeine  unter  Alien  wir- 
kende Ursachen,  oh  wir  di(!se  i^leich  nicht  genau  kennen.  Unsere  Un- 
ke nn  In  iss  der  Kralle  und  B  e  w  e  <>'<r  r  ii  n  de,  die  (la.s  Handeln  des 
Menschen  leiten,  w  i  r  d  w  e  n  i  sf  e  r  e  m  p  I  i  n  d  i  i  c  h  ,  w  e  n  n  «  i  r  uns  v  o  n 
der  minutiöse  n  U  n  l  e  r  s  n  c  h  n  n  ü'  des  e  i  n  /.  <•  I  n  e  n  Falls  d  i  s  [>  e  n  s  i  r  e  n  , 
das  Käthsel,  wie  der  Kiitschliiss  zu  einer  i  ii  v  i  d  ii  e  II  e  n  H  a  ii  d  I  n  n  tr 
XU  St  a  n  d  e  k  o  in  in  l,  li  1  e  i  h  (  a  h  e  r  a  n  s  i  c  li  n  i  c  h  l  in  i  ii<]  e  r  u  n  u  u  l't^  e  k  I  a  r  t. 
Ks  ist  hekannt,  wie  Buckle.  VVajuner  n.  .\.  die  Fraye  schärfer  antfegrif- 
Icn  hahen  als  {).,  und  dann  von  philosophisch  gehildcten  .Schriftstellern, 
Drohisch,  Oettingen  u.  s.  «.  theilweise  hekänipft  worden  sind.  Ocftin- 
g- e  n '  s  neues  Werk  iiher  Moralslatistik,  welches  auf  einem  christlichen  Stand- 
punkt steht,  die  Statistik  aher  nicht  niiiuier  anerkennt  und  gewissenhaft  he- 
nutzt,  wie  Süssmilchs  (iöltliche  Ordnung,  wäre  als  neueste  Arbeit  über 
diese  Frage  besonders  zu  hei  ücksichtigeii.  Ohne  mit  allen  Ansichten  des 
Verfassers  übereinzuslimnien ,  wird  der  Leser  des  sehr  gründlichen  und  mit 
umfassender  Bildung  geschriebenen  Werkes  doch  so  viel  mit  Sicherheit  dar- 
aus entnehmen,  dass  diese  philosophische  Frage  durch  Onffclet  und  seine 
iinbedinaten   e.xfremsfen  Anhänger   nicht    für  alle   Zeiten   !>elöst    ist. 

Ad  2).  Diese  Frage  wird  gewöhnlich  so  gefasst ,  dass  man  von  Ge- 
setzen spricht,  die  durch  statistische  Beobachtung  entdeckt  werden  und  eine 
gleiche  Sicherheit  beanspruchen,  wie  die  Gesetze  in  den  Aaturwissenschaften. 
Was  man  nun  in  der  Wissenschaft  überhaupt  und  in  den  socialen  Wissen- 
schaften insbesondere  ein  Gesetz  nennen  will,  ist  an  sich  willkürlich,  es 
ist  kein  logischer  Irrthum ,  eine  entdeckte  Reüelmässigkeif  ein  Gesetz  zu 
nennen.  Dennoch  macht  man  ausgesprochener  oder  stillschweigender  Massen, 
wenn  man  von  statistischen  Gesetzen  spricht,  den  Anspruch  auch  die  zwin- 
gende Ursache  der  Regelmässigkeit  zu  kennen ,  oder  man  stellt  das  For- 
schen danach  doch  als  ein  erfolgreiches  hin.  Man  denkt  also,  wenn  man 
von  Gesetz  spricht,  an  den  entdeckten  zwingenden  Zusammenhang  zwischen 
einer  Ursache  und  einer  Wirkung,  wobei  Ursache  sowohl  als  Wirkung  klar 
und  präcis  beobachtet  sind.  Ich  glaube  auch,  dass  es  zweckmässig  ist  — 
mit  N  e  u  m  a  n  n  ■"■)  spreche  ich  nur  von  zweckmässigen,  nicht  von  richtigen 
Definitionen  —  das  Wort  „Gesetz"  nur  in  diesem  Sinne  zu  gebrauchen,  da- 
gegen eine  constatirte,  wenngleich  sehr  regelmässige  Thatsache  allein, 
welche  doch  immer  nur  die  Wirkung  eines  Gesetzes  ist,  auch  nur  Gesetz- 
mässigkeit zu  nennen.  Wenn  man  diesen  Sprachgebrauch  acceptirt,  so 
müssen  wir  zugestehen  ,  dass  die  Statistik  noch  kein  einziges  grosses  Gesetz, 
ja  nicht  einmal  eine  Gesetzmässigkeit  entdeckt  hat,  welche  unbedingt  für 
alle  Zeiten  und  Orte  gilt.  Nehmen  wir  zwei  Thatsachen ,  die  man  am  aus- 
giebigsten beobachtet  hat  und  noch  mit  dem  grössten  Rechte  als  unvermeid- 
liche Wirkungen  eines  allgemeinen  Gesetzes  betrachten  kann  :  die  Thatsache, 
dass  unter  vielen   Geburten  ca.    106   Knaben   auf  100    Mädchen   kommen,   und 
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(lass  in  der  Gesamnitbevölkeruiig  die  beiden  (iesclilechter  so  zieinlich  ein- 
ander gleich  an  Zahl  sind.  Die  erste  Reoelmassigkeit  ist  docii  immer  derart, 
dass  sie  nach  Ort  und  Zeit  Schwankungen  zeigt,  und  der  Grund  der  That- 
sache  ist  trotz  Sadler  und  HoCacker  nicht  sicher  constatirt  —  also  jeden- 
falls kein  (iesetz  in  unserem  Sinne.  Die  letztere  Tliatsache  ist  noch  weniger 
klar.  Es  ist  noch  nicht  entschieden  ,  oh  nach  rein  natürlichen  Verhältnissen 
die  beiden  Geschlechter  sich  an  Zahl  absolut  gleich  wären,  oder  ob  sie  vom 
Alter  der  Pubertät  ab  einander  gleich  sein  müssen ,  oder  aber  ob  die  Na- 
tur einen  kleinen  Ucberschuss  des  weiblichen  Geschlechtes  verlangt.  Sollten 
sociale  Verbesserungen  die  stärkere  Sterblichkeit  des  männlichen  Geschlechtes 
wieder  vermindern ,  so  wäre  nach  i\ev  bisher  beobachteten  Ausgleichungs- 
tendenz auch  eine  iMinderung  in  dem  Nerhältniss  der  Knaben-  und  Mädchen- 
Geburten  zu  erwarten.  Die  liegelmässigkeil  in  den  Zahlen  ist  also  nicht 
ganz  genau  constatirt  und  ihr  vollständiges  Gleichbleiben  in  aller  Zukunft 
nicht  sicher  —  und  die  l'rsachc  beider  mit  einander  zusammenhängenden  Er- 
scheinungen ist  noch  gänzlich  unbekannt.  Malten  wiv  die  nächstliegende 
physiologische  Ursache,  so  entstände  allerdings  wieder  die  Frage  nach  der 
Ursache  dieser  Ursache,  und  es  wäre  dem  unersättlichen  Wissensdurst  des 
Menschen  doch  nicht  Genüge  geleistet :  immerhin  aber  hätten  wir  dann  ein 
Gesetz,   während   wir  jet/.t   nur  eine  annähernde   Regelmässigkeit  kennen. 

Aehnlich  ist  es  mit  den  Verbrechen  und  Heirathen,  wo  wir,  um  mit 
Q.  zu  sprechen,  nur  eine  tendence  apparente  kennen,  aber  keine  Ahnung 
davon  haben,  in  welchem  Masse  die  einzelnen  denkbaren  Ursachen:  Anlagen 
des  Menschen  und  sociale  Verhältnisse  zusammenwirken.  Aur  dann  können 
wir  die  Ursachen  speciell  erkennen,  wenn  unter  gewissen  Umständen  sich 
Abweichungen  vom  Durchschnitt  constant  ergeben.  Theuerung  vermindert 
Geburten  und  Heirathen,  vermehrt  die  Verbrechen  gegen  das  Eigenthum. 
Unehelicher  Geschlechtsnmgang  begünstigt  Mädchengeburten,  das  Frühjahr 
begünstigt  die  Conceptionen  u.  s.  w.  u.  s.  w.  Hier  haben  wir  denn  Ur- 
sache und  Wirkung,  aber  nur  die  Ursache  einer  Abweichung,  d.  h.  wir 
wissen  einen  der  Gründe,  der  überhaupt  auf  die  Erscheinung  einwirkt, 
weil  wir  sehen,  dass  mit  seinem  stärkeren  Eintreten  das  Ereigniss  häufiger 
wird,  aber  wir  wissen  doch  nicht  die  Gesammtheit  der  Gründe,  welche 
das  Ereigniss  überhaupt  bedingen.  Wenn  Theurnng  die  Heirathen  vermin- 
dert ,  so  Avissen  wir,  dass  die  Möglichkeit,  bequem  einen  Hausstand  zu 
gründen,  eine  der  Ursachen,  der  Eheschliessung  ist,  aber  wir  wissen  nicht, 
in  welchem  Verhältniss  diese  Ursache  zu  den  anderen  Kräften  steht,  die  das 
Heirathen  hervorrufen.  Wir  können  nicht  einmal  zahlenmässig  sagen:  wenn 
die  Brodpreise  um  a  Procent  wachsen,  nehmen  die  Heirathen  um  b  Pro- 
cent ab. 

Also  nur  bei  Abweichungen  können  wir  überhaupt  Ursache  und  Wir- 
kung neben  einander  stellen  und  selbst  hier  nicht  beide  zift'ermässig.  Grosse 
einfache  Kräfte  aber,  welche  das  sociale  Leben  des  Menschen  im  Allgen)eiiien 
unbedingt   beherrschen,   hat   uns   die   Statistik  nicht  aufgeklärt. 

Wenn  Q.  betreffs  der  Frage  des  Willens  zu  Uehertreibungen  mehr  an- 
geregt, als  solche  selbst  ausgesprochen,  wenn  er  hier  die  philosophische 
Frage  mehr  angedeutet,  als  kühn  gelöst  hat  und  eine  materialistische  Grund- 
anschauung   mehf  verräth    als  ausspricht,    so  ist   er  betrells    der  5iUrsachen- 
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kiilmer  vorj^cpinieren.  O.  spriclil  \(iii  ( onsliiiileii .  von  variahl(Mi  und  von 
pcilurilircndcn  IJi'siiclK  ii.  N  arial)!«'  iiini  pcriiiibircnde  l'rsarlieri  sind  dw  ein- 
zijren,  die  er  namhal'l  zu  maclicn  im  Sliin(i(!  war:  ihr  Kinlliiss  hemissl  sich 
nach  der  Al)\veichiin{f  der  Wirkiinj^  vom  Durchschnitt,  ul)cr  welcher  Heweis 
ist  vorhanden,  dass  der  Durchschnitt  {gerade  die  Wirkung  der  constanten 
Ursache  ist,  und  was  lehrt  uns  der  Durchschnitt  iiher  die  iN'atur  der  con- 
stantcn  Ursache?  Kann  man  nicht  ehenso  gut  annehmen,  dass  die  durcli- 
schnitllichc  Wirkung  die  ('onse(|uenz  einer  Menge  zusammenwirkender  va- 
riahler    Ursachen,    und   dass  die   eine  constante  Ursache   ein    l'liaiitom    ist? 

Alle  Erscheinungen  des  menschlichen  Lebens,  alle  Kigenschaften  des 
Menschen,  die  0.  beobachtet  und  misst,  sind  socialer  iNatur,  selbst  die 
Körpergrösse  und  Kraft  hängt  ab  von  der  Lebensweise,  die  durch  sociale 
Zustande  bedingt  ist.  (iew  iss  liegen  dem  Geborenwerden  und  Sterben  der 
Menschen  allgemeine  physische  Ursachen  zu  Grunde,  dass  aber  Menschen 
überhaupt  eine  monogamische  Klie  eingehen  und  dass  dies  so  und  so  oft  ge- 
schieht, dass  die  Menschen  auf  diesem  Wege  eine  bestimmte  Anzahl  Kinder 
bekommen,  dass  sie  im  Durchschnitt  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  leben, 
und  dass  zur  Zeit  so  und  so  viele  Verbrechen  begangen  werden,  dies  er- 
scheint mir  als  das  Product  unserer  gcsammten  socialen  Zustände,  Gewohn- 
heiten und  rechtlichen  Einrichtungen,  und  diese  Zustände  sind  mir  das  Pro- 
duct einer  langen  historischen  Entwicklung,  die  sich  zusammensetzt  aus 
unzähligen  einzelnen  menschlichen  Thaten.  Der  gegenwärtige  sociale  Zu- 
stand ist  mir  die  Hesullanlo  aus  unziihliffen  einzelnen  perturbirenden  Ursa- 
chen, —  denn  dies  ist  identisch  mit  menschlichen  Handlungen,  —  und  dass 
hinter  dieser  historischen  Reiiie  perturbirender  Ursachen  eine  allgemeine 
Ursache  stehe,  welche  die  Aufeinanderfolge  der  ersteren  zwingend  bestimmte, 
gehört  mir  zu  den  Sätzen,  die  sich  nicht  beweisen  lassen,  deren  Beweis 
aber,  wenn  er  erbracht  wäre,  die  richtige  Anschauung  von  speciellen  socialen 
Verhältnissen  nicht  fördern  würde.  Jedenfalls  aber  müssen  wir  darauf  verzich- 
ten, aus  dem  Durchschnitt  von  der  Gegenwart  entnommenen  statistischen  Zah- 
len die  allgemeinen  constanten  Ursachen  der  Erscheinungen  im  menschlichen 
Leben  oder  auch  nur  die  Kraft  von  deren  Wirksamkeit  zu  erkennen.  Wer 
dies  anstrebt,  verwischt  die  Grenzen  der  socialen  und  der  Naturwissenschaft. 
Wenn  wMr  den  Gesetzen  nachforschen ,  welche  sociale  Verhältnisse  bestim- 
men, so  untersuchen  wir  Verhältnisse,  davon  wir  selbst  mit  unserem  gan- 
zen Wirken  und  Denken  ein  lebendiges  Glied  sind,  und  wenn  wir  hoffen, 
hier  zu  einer  zaiilenmässigen  Sicherheit  und  zu  unbestreitbaren  einfachen 
Wahrheiten  ohne  alle  Möglichkeit  verschiedener  subjectiver  Anschauungen 
zu  gelangen,  so  wie  wir  die  Verhältnisse  bestimmen  können,  nach  welchen 
sich  Elemente  chemisch  verbinden ,  so  hoffen  wir  jf  ne  übermenschliche  Ein- 
sicht zu  erlangen,  von  der  Laplace  sagt,  dass  sie  mit  einer  Formel  die 
Bewegungen  der  Körper  des  Weltalls  und  der  kleinsten  Atome  umfasst, 
jene  Einsicht,  welche  der  Allwissenheit  nahe  verwandt  wäre  und  bewirken 
würde,  dass  wir  aufhörten,   fühlende,  hoffende  und  strebende  Menschen  zu  sein. 

Einfache  allgemeine  Gesetze  des  socialen  Lebens  finden  wir  nicht,  so 
interessante  Thatsachen  auch  die  Statistik  zu  Tage  fördern,  so  nützliche  Winke 
in  Bezug  auf  einzelne  störende  oder  fördernde  Einflüsse  sie  uns  geben ,  so 
sehr    sie    uns    zum    Denken  anregen    mag.      Eine    völlige    Verschmelzung  der 
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Natur-  und  socialen  Wissenschaften  wird  sie  uns  nicht  bringen ,  und  die 
Ursachen  unseres  socialen  Lebens  wird  sie  uns  nie  so  vollstädig  kennen 
lehren,  dass  wird  die  Zukunft  sicher  vorherbestimmen  könnten.  Daher  über- 
treibt  0-    z-   B-   in   folgenden   Aussprüchen  : 

(Bd.  2  S.  431)  „Croirait  on  qu'il  y-ait  de  la  temerite  de  l'im- 
pieto  meme  ä  regarder  Ihomme  de  meme  que  les  autres  corps  de  la  creation 
comnie  soumis  ä  des  lois  dont  il  doit  necessairement  subir  les  consequen- 
ces?"  —  Es  handelt  sich  nicht  um  den  Glauben  an  die  Existenz  solcher 
Gesetze,   sondern   um  die  i\löglichkeit,   sie  zu   erkennen. 

(Bd.  2  S.  438)  „L'homme  n'  avait  guere  ete  etudie  comme  partie 
Constituante  de  l'espece  humaine  comme  fraction  minime  de  ce  grand  corps, 
qui  est  coordonne  de  la  maniere  la  plus  uniforme  et  dont  non  seulement 
la  partie  physique  niais  dont  les  actions,  les  pensees,  les  passions  se  lient  de 
la  fa^on  la  plus  uniforme."  —  Der  Mensch  kann  und  soll  gewiss  als 
Glied  der  ganzen  Gesellschaft  aufgefasst  werden,  aber  die  Gesetze,  welche 
die  Gesellschaft  im  Ganzen  bewegen,  lassen  sich  nicht  so  einfach,  klar 
und  vollständig  erkennen  wie  die  Gesetze,  welche  den  Lauf  der  Planeten 
bestimmen. 

(Bd.  2  S.  219)  „On  verra  avec  quelque  etonnement,  par  exemple ,  la 
science  des  astres  prendre  place  ä  cöte  de  Celles  qui  concernent  notre  terre 
et  surtout  les  phenomenes  qui  ce  rapportent  a  Thomme.  —  Nons  posedons 
certainement  des  qualites  qni  nons  distinguent,  mais  ces  qualites  iutellectuelles 
ne  nons  exemptent  pas  d'etre  sujets  aux  lois  physiques  qni  reglent  la 
nature."  —  «A  plusieures  egards  la  vie  des  peuples  tient  ä  la  classe  des 
phenomenes  periodiques.  Malgre  le  peu  de  recherches  faites  ä  ce  sujet  on 
en  reconnait  assez  bien  la  duree;  on  peut  etablir  les  dilFerentes  phases  de 
la   periode   et  en   deterniiner  Tenergie." 

(Bd.  1  S.  127)  „Aon  seulement  dans  ce  qui  tient  ä  ses  qualites 
physiques  mais  meme  dans  ce  qui  se  rapporte  ä  ses  actions,  Ihomme  se 
trouve  sous  linfluence  des  causes  dont  la  plupart  sout  regulieres  et  pe- 
riodiques. On  peut  par  une  etude  suivie,  determiner  ces  causes  et  leur 
mode  d'action."  —  Dagegen  :  „les  lois  qui  se  rapportent  ä  la  maniere  d'etre 
du  corps  social,  ne  sont  pas  essentiellement  invariables;  elles  peuvent 
changer  dans  de  certaines  limites  avec  la  nature  des  causes  qui  leur  don- 
nent  naissance."  S.  99  :  ,, Comme  membre  du  corps  social ,  Ihomme  subit 
ä  chaque  instant  la  necessite  des  causes  et  leur  paye  un  tribut  regulier : 
mais  comme  homme  usant  de  toute  Penergie  de  ses  facuUes  intellectuelles, 
il  maitrise  en  quelque  sorte  ces  causes,  modifie  leurs  ellets  et  peut  cher- 
cher  ä  se   rapprocher  d'un   etat   meilleur." 

Es  dürfte  nicht  nöthig  sein,  der  Stellen  noch  mehr  zu  citiren ;  aus 
den  letzten  insbesondere  geht  deutlich  hervor,  dass  Q.  glaubt,  es  Hessen 
sich  allgemeine  Naturgesetze  für  das  sociale  Leben  entdecken ,  neben  wel- 
chen alle  anderen  Einwirkungen  weniger  wichtig  sind ,  dass  er  aber  über 
die  wirkende  Kraft  bei  diesen  iXaturgeselzen  nichts  Näheres  weiss  und  dass 
er  den  Umfang,  in  welchem  variable  und  perturbirende  Ursachen  wirken 
können .  nicht  näher  zu  begrenzen  im  Stande  ist  —  dass  er  endlich  über 
die  Frage,  inwieweit  die  jetzt  allgemein  wirkenden  Ursachen  nur  das 
Product  vergangener  menschlicher  Handlungen,  das  Endresultat  Nieler  pertur- 
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hirciiden  ürsiicheii  sind,  sich  ki-iiie  Kecliuiisciiart  uit'bl.  Kr  iiut  <  ritscliiedcii 
von  vornlieioin  die  Tendenz,  bei  socialwisscnsclianiiclien  Studien  eine  na- 
tu rw  i  sse  nsc  li  a  fll  i  c  li  e  Anscliauunsj  an  Stell«!  der  historischen  zu  se- 
tzen, ohne  /'ür  die  Nothvvendinkeil  seiner  AnscliauuM{f  genügende  und  zwin- 
•ifiide    Beweise    l)eizuhrinj^en. 

y\(l  '.)).  iNach  dem  (iesaiften  wird  es  niciil  nothif^  sein,  den  liotnnie  inoyen 
noch  des  Lanjieren  zu  kritisiren  ,  um  su  mehr,  als  wir  über  diesen  Puncl 
schon  an  einem  anderen  Orle  iu  diesen  .iahrliiiciiern  ausführiicli  •.gesprochen 
haben  und  als  gerade  diese  0  u  e  telet'sche  Idee  ihrem  vf)llen  Umfange  nach 
am  wenigsten  acceplirt  worden  ist.  Da  (juetelet  den  (iedanken  bis  zu 
den  iiussersten  (irenzen  der  .^iöglichkeit  ausirei)ildel  hat,  so  war  eine  weitere 
Uebertreibung   von    Seilen   etwaiger  iNaclifolger   kaum    möglich. 

(juetelel  glaubt,  dass  es  nur  der  lleissigen  Vermehrung  der  Beoiiach- 
gen  bedarf,  um  schliesslich  das  Bild  eines  Menschen  zu  construiren,  iu  des- 
sen Eigcnscliaften  un<l  Handlungen  sich  das  Wirken  aller  das  menschliche 
Leben  beeinllussenden  Naturgesetze  gelreu  wiederspiejrelt,  und  der  dann 
der  Typus  des  lUenschenceschlechts  und  damil  zugleich  das  Ideal  des  (Juten 
und  Schönen  wäre. 

Kiuige  Stellen    mögen  dies  erläutern  : 

(Bd.  1  S.  149)  ,,Lhomme  que  je  considere  ici  est,  daus  la  societe 
l'analogue  du  ccnlre  de  gravite  dans  les  corps :  il  est  la  moyesine  autour 
de  laquelle  oscillent  les  elemeuts  sociaux :  ce  sera,  si  Ion  veut,  un  etre 
lictif  pour  qui  toutes  les  choses  se  passeront  conformeincnl  aux  resullats 
moyens   obtenus   par  la  suciele." 

(Bd.  1  S.  154)  ,,Le  premicr  pas  ä  faire  dans  la  serie  de  nos  recher- 
ches   serait    <le   determiner  riiomme  moyen   ciiez   les   dilferentes   uations.' 

(Bd.  2  S.  37)  ,,L"homme  moyen  type  de  uolre  espece  est  aussi  le 
type  de   la  beaute." 

(S.  151)  „D'apr^s  tont  ce  qui  vient  detre  dit ,  je  crois  que  non 
seulement  il  n'est  pas  absurde,  mais  meme  qu'il  est  possible  de  determiner 
riiomme   moyen  d'une   nalion    ou  de   l'espece  luimaine." 

(S.  3G9)  ,,La  determinalion  de  rhomme  moyen  est  de  la  plus  grande 
ulilite,  eile  doii  necessairement  preceder  toule  aulre  recherclie  relative  a  la 
physique   sociale,   puisqu'elle   en   forme   pour  ainsi   dire   la   base." 

Es  hat  gewiss  in  socialwissenschaftlicher  und  medicinischer  Hinsicht 
einen  grossen  praktischen  und  theoretischen  Wertb ,  das  Durchschnitt>mass 
verschiedener  menschlichen  Eigenschaften  zu  kennen  —  und  Q.  hat  ein 
grosses  Verdienst,  indem  er  stall  einfachen  gedankenlosen  Anwendens  von 
Durcbschniltszahlen  auf  den  tieferen  Sinn  der  Durchschnitte  aufmerksam  und 
die  Resultate  der  Theorie  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  den  Statistikern 
geläufig  gemacht  hat.  Aber  man  darf  die  Durchschuittswerlhe  nicht  kurzweg 
als  den  Ausdruck  der  einfachsten  natürlichen  Gesetze  auffassen  (s.  oben), 
und  man  wijrd  beim  Menschen  ewig  darauf  verzichten  müssen,  alle  seine 
Eigenschaften  überhaupt  zu  messen.  Wird  es  bei  einer  grossen  Anzahl  von 
Worten  ,  welche  (innere)  menschliche  Eigenschaften  bezeichnen,  doch  immer 
Sache  subjectiver  Anschauung  bleiben ,  was  eigentlich  unter  diesem  Worte 
verstanden  werden  soll.  Was  isl  Muth ,  Grossmulh .  Egoismus  u.  s.  w.  ? 
Selbst  die   physischen   Eigenschaften   können    wir  nicht    immer  direct  messen, 
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sondern  wir  müssen  uns  an  die  Wirkungen  halten.  Wir  messen  die  Körper- 
kraft am  Dynamometer!  Aber  wie  unzuverlässig-  ist  dieser!  und  wenn  er 
uns  den  höchsten  Kraftellect,  der  durch  Anstren;;!iiig  bestimmter  3Iuskeln 
erzielt  werden  kann,  genau  angeben  würde,  würde  er  die  Körperkrafl  im 
Ganzen  messen?  Moralische  Eigenschaften,  wie  den  Hang  zum  Verbre- 
chen, können  wir  immer  nur  aus  äusseren  Handlungen  erkennen,  und  hat 
der  innere  Hang  zur  Reciitswidrigkeit  allein  Einfliiss  auf  die  Menge  der  wirk- 
lich begangenen  Verbrechen?  Es  brauchen  die  Beispiele  nicht  vermehrt  /U 
werden,  um  klar  zu  machen,  dass  die  wirkliciie  Constrnction  eines  homine 
moyen  ewig  unmöglich  sein  wird,  weil  wir,  abgesehen  vom  faktischen 
Mangel  der  Beobachtungen,  vor  allem  Andern  über  die  Natur  und  das  eigent- 
liche Wesen  der  meisten  Eigenschaften ,  die  wir  messen  sollen ,  uns  nicht 
klar  sind. 

Wenn  der  ganze  homme  moyen  Etwas  ist,  das  die  Wissenschaft  nie  zu 
verwirklichen  im  Stande  sein  wird ,  so  ist  noch  weniger  irgend  ein  Beweis 
dafür  vorhanden ,  dass  der  mittlere  Mensch  ,  wenn  wir  ihn  kennen  würden, 
der  Ausdruck  des  eigentlichen  ursprünglichen  Schöpferwillens  und  der  Typus 
des  Schönen  wäre.  —  Letztere  Behauptung  speciell  widerstreitet  aller  künst- 
lerischen  Auffassung  vom  Begriff  des   Schönen. 

Der  homme  moyen  ist  das  unerreichbare  von  0-  glänzend  dargestellte 
Endziel  aller  Bestrebungen,  exakte  naturwissenschaftliche  Methode  in  das 
Studium  vom  Menschen  einzuführen.  Aach  unserem  Dafürhalten  ist  die  den- 
kende Benutzung  exakter  Beobachtungen,  so^^eit  sie  möglich,  in  der  Social- 
wissenschaft  vom  höchsten  Wertlse  und  weil  (j-  dieser  Thätigkeit  einen  be- 
sonderen Aufschwung  verliehen  hat,  so  verdient  sein  \\'irken  als  epoche- 
machend dankbar  anerkannt  zu  werden.  Wenn  man  aber  nur  auf  Grundlage 
von  Zahlen  bei  socialen  Studien  operiren  will  und  von  diesen  die  Entdeckung 
aller  socialen  Gesetze  oder  des  Grundgesetzes  des  socialen  Lebens  erwartet, 
so  strebt  man  nicht  nur  nach  einem  unerreichbaren  Ziele,  sondern  man 
schadet  auch  den  möglichen  Detailuntersuchungen  ,  indem  man  leicht  —  um 
nur  überhaupt  sich  auf  Zalilen  berufen  zu  können  —  aus  ungenügendem 
Zahlenmaterial  voreilig  schliesst,  indem  man  zu  messen  und  zu  zählen  ver- 
sucht, was  qualitativ  nicht  bekannt  genug  ist,  um  gemessen  werden  zu  kön- 
nen, und  indem  man  die  auf  anderem  Wege  gefundenen  wissenschaftlichen 
Resultate  unterschätzt. 

Adolf    Held. 
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F. 
nie  liliiikoinnienisteuer  in  I.<übeek. 

Dr.  Paul  Kollmann. 

Die  Heforni  der  direkten  Steuern  bildet  den  Schlussslein  einer  Heiiie 
\on  linanziellen  .Neugestaltungen,  zu  denen  sich  dio  Stadt  Lübeck  in  Folge 
der  Ereignisse  des  Jahres  1866  j^behul's  Herstellung  des  Gleichgewichts  zwi- 
schen  den   ordentlichen   Einnahmen   und  Ausgaben"   genöthigt  sah. 

Der  Grund  zur  bisherigen  Steuerverl'assung  wurde  im  Jahre  1817  ge- 
legt, wo  unter  Aufhebung  aller  vormals  bestehenden  direkten  Abgaben  eine 
einzige  sog.  .,ordentliche  direkte'-  Steuer  eingeführt  wurde.  Dieselbe  war 
anfänglich  nur  eine  provisorische  und  auf  drei  Jahre  bestimmt,  ward  aber 
durch  Math-  und  ßürgerschluss  vom  1.  Decbr.  1819  einstweilen  beibehalten 
und  ist  dann  bis  jetzt  in  Wirksamkeit  geblieben.  Als  später  die  Anforde- 
rungen an  die  Staatskasse  besonders  durch  die  vermehrten  Unterhaltungs- 
kosten des  Bundeskontingents  wuchsen ,  wurde  mittelst  Verordnung  vom 
3.  Juni  1843  die  Einsetzung  einer  zweiten,  mit  der  ersteren  fast  durchgän- 
gig übereinstimmenden  Abgabe,  der  „Militärsteuer,"  beschlossen.  Der  Grund 
zum  Erlass  einer  neuen  Steuer,  an  Stelle  von  Zuschlägen  zur  alten,  lag  darin, 
dass  den  in  den  Jahren  1793  und  1797  vom  Domkapitel  an  die  Stadt  ab- 
getretenen Dorfschaflen  durch  ihre  vormalige  Herrschaft  Befreiung  von  den 
ordentlichen  Steuern  erwirkt  und  ihnen  lediglich  eine  jährliche  Kontribution 
von  18  Thlrn.  per  Hufe  auferlegt  war.  Die  Militärstcuer  ward  nun  als  eine 
ausserordentliche  Leistung  dargestellt,  welcher  sich  auch  die  Angesessenen 
dieser   sog.    Kapilclsdörfer   unterwerfen    mussten. 

Die  Organisation  der  beiden  neben  einander  bestehenden  Steuern  war 
in  Kurzem  folgende.  Erhoben  wurden  sie  von  allen  Bürgern,  sowie  von 
Allen  und  Jeden ,  denen  der  Staat  Schutz  verlieh  oder  Quellen  zum  Er- 
werbe erölVnete.  Die  Befreiungen  erstreckten  sich  in  der  letzten  Zeit  — 
abgesehen  von  den  Unvermögenden  —  hauptsächlich  auf  die  Mitglieder  des 
Oberappellatiousgerichls  der  freien  Städte,  die  Geistlichen,  die  nicht  im  Be- 
sitze des  Bürgerrechts  beiindlichen  Erwerbsgehülfen  und  Dienstboten,  sowie 
hinsichtlich  der  Militärsteuer  auf  die  schon  erwähnten  Inhaber  von  Hufen- 
stellen   in    den    einstmaligen    bischöflichen    Dorfschaften.    —      Beide    Steuern 
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>yaren  zu  erlege«  nach  dem  Verhältnisse  des  Einkommens  oder 
Verbrauchs  der  betreffenden  Pflichtigen.  Es  bestand  somit  ein  doppelter 
iVIaassstab  für  die  ßeurtheiliing  der  Steuerkraft.  Welcher  von  denselben  an- 
zuwenden war,  hing  lediglicii  vom  Ermessen  der  Einschätzungsorgane  ab. 
Diese  hatten  nur  darauf  zu  sehen ,  dass  der  Einzelne  iin  Verhältniss  seiner 
ganzen  Steuerl'ähigkeit ,  mochte  diese  nun  nach  seinen  Einkünften  oder  sei- 
nem Verbrauche  bemessen  werden,  zu  den  öffentlichen  Lasten  herbeizuziehen 
war.  Die  Einscliätzting  erfolgte  durch  die  betreffenden  Behörden  in  be- 
stimmte Steuerklassen  ,  für  welche  die  Ansätze  in  progressiver  Form  normirt 
waren.  Die  Skala  der  Militärsleuer  war  geringer  als  die  der  sog.  direkten  ; 
sie  richtete  sich  nach  den  für  diese  festgestellten  Steuerklassen  in  Procent- 
sätzen des  für  die  einzelnen  Stufen  angenommenen  geringsten  Einkommens. 
Durch  das  Gesetz  waren  10  resp.  12  Klassen  festgesetzt;  bei  einem  diese 
überschreitenden  Einkommen  oder  \'erbrauc!i  sollte  mit  der  Besteuerung  rin 
gerechtem  Verhältnisse"  fortgefahren  werden.  Ermässigte  Ansätze  waren 
denjenigen  privaten  Wohlthätigkeitsanstalten  zuerkannt,  deren  Jahresbezüge 
200  Thlr.  nicht  überstiegen.  Ingleichcm  war  zur  Verminderung  stets  wie- 
derkehrender Rückstände  eine  Vorklasse  mit  einer  geminderten  Abgabe  ein- 
gerichtet. Die  Höhe  der  Steuern  und  der  sie  bedingenden  Klassen  war  fol- 
gende.     Es   betrug: 

in  der  Klasse : 


(A 

Ib 
je 
'd 

Vorklasse  ^ 
I         N 
II 
III,  a 

III,  b 

IV,  a 
IV,  b 
V 
VI 
VII 
VIII 
IX 
X 

Durch  diese  beiden  Abgaben,  die  doch  eigentlich  nur  eine  einzige  unter 
zwei  Benennungen  waren ,  ist  nun  seit  mehr  als  50  Jahren  die  direkte  Be- 
steuerung im  lübischen  Freistaate  allein  erfolgt.  Und  darin  bestand  einer 
der  gewichtigsten  Vortheile  derselben.  Es  ist  dadurch  eine  ausserordentliche 
Vereinfachung  im  Steuerwesen  erzielt  worden.  Ueberhaupl  ist  nicht  zu  ver- 
kennen, dass  die  Steuerverfassung  zur  Zeit  ihrer  Einführung  vor  der  der 
XIV.  7 


das  steuerbare 

die  jährl 

iche  Steuer 

und  zwar 

jähriiciie  Ein- 
koninien    oder 
dei  Verbrnucli : 

die    sog.    or- 
denlliclie    di- 
rekte Steuer: 

die   Militär- 
steuer: 

im  Ganzen 

bis  zu 

Thlrn. 
40 

Thlr. 

Sgr. 
6 

Thlr. 

Sgr. 

Thlr. 

Sgr. 
6 

-     - 

80 

— 

12 

— 

6 

— 

18 

-     - 

120 

— 

24 

— 

12 

1 

6 

-     - 

160 

1 

6 

— 

18 

1 

24 

unter 

^200 

1 

24 

18 

— 

24 
24 

1 
2 

18 
12 

bis  zu 

400 

3 

6 

2 

— 

5 

6 

-     - 

600 

6 

12 

5 

— 

11 

12 

-     - 

800 

12 

-— 

11 

— 

23 

— 

-     - 

1000 

20 

— 

14 

— 

34 

— 

-     - 

1200 

32 

— 

20 

— 

52 

— 

-     _ 

1600 

48 

— 

24 

— 

72 

— 

-     - 

2400 

80 

— 

32 

— 

112 

— 

-     - 

3200 

128 

— 

48 

— 

176 

— 

-     - 

4000 

180 

— 

64 

— 

244 

— 

-     - 

4800 

240 

— 

80 

— 

320 

— 

über 

4800 

320 

— 

96 

— 

416 

— 
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meisten  deulsdien  Slaoten  sich  liervorlhal.  Mochte  sie  daher  auch  in  den 
ersten  .liihri-n  ihres  Ik-stchons  /.iiinal  {foyemiher  den  rniheriri  niaiinif^rathen 
und  liislitrcn  Ahi^ahcnailcn  den  Ans|niichen  yenu  en  ,  so  Uarfr  sie  doch  so 
schwere  Mänf>el  in  sich,  dass  sie  sowohl  aus  volkswirthsclialtlicheni  wie  hiian- 
zielleni   Interesse   auf  die    Dauer   unerträglicii   und   unhailhar  wurde. 

In  erster  Linie  «^ebracli  es  der  Steuer  an  einer  siciieren  und  gleich- 
artigen Basis.  Dadurch,  dass  sie  als  Maassstab  zwei  völlig  verschiedene, 
sich  schroiV  negeniiber  stehende  Momente,  Kinkonimen  und  \  erhrauch  in 
voller  (ileiciiherechtiiiuns  nehen  einander  stellte,  liihrte  sie  zu  einer  unglei- 
chen und  ungerechten  NCrtheilung  der  Abgaben.  Sie  versliess  mithin  gegen 
einen  der  ersten  Grundsätze  ji;dcr  guten  Besteuerung.  Da  das  Gesetz  es 
unterlassen  hatte,  bestimmte  Vorschriften  für  die  Abschätzung  aufzustellen, 
so  war  die  Ermittelung  der  Steuerkrafl  der  Einzelnen  lediglich  in  die  Will- 
kür der  Einschätzungsbehörden  gelegt.  Diese  sahen  sich  aber  in  den  mei- 
sten Fällen  genöthigt,  ihre  Schätzungen  auf  blosse  Verniuthungen  zu  grün- 
den. Die  zur  Umarbeitung  der  Steuergesetzgebung  niedergesetzte  Kommis- 
sion s[)rieht  sieh  in  ihrem  Gutachten  darüber  folgeiidermassen  aus'):  :-Es 
liegt  auf  der  Hand,  dass  eine  Schätzung  des  jährlichen  Einkommens  von 
Steuerpllichtigen,  welche,  wie  dies  hier  in  Lübeck  der  Fall  ist,  iiiren  Lebens- 
unterhalt und  ihre  Revenuen  meistentheils  nicht  aus  einer  festen  Grundrente, 
aus  Kapitalvermögen  oder  aus  festen  Anstellungen,  sondern  aus  dem  Betriebe 
von  Handelsgeschäften,  Gewerben  und  der  Landwirthschaft  beziehen,  eine 
ausserordentlich  schwierige  und  in  vielen  Fällen  eine  ganz  fehlsame  sein 
muss,  da  dieselbe  aller  festen  Anhaltspunkte  entbehrt  und  bald  auf  Muth- 
massungen  der  Behörde  oder  auf  zufälliger  oder  vermeintlicher  Kennlniss 
einzelner  Mitglieder  derselben,  bald  auf  generellen  Annahmen  bezüglich  der 
wahrscheinlichen  Erträge  gewisser  Geschäfte,  bald  gar  nur  auf  den  oftmals 
trügerischen  Rückschlüssen  beruht,  welche  aus  dem  an  die  Oeffentlichkeit 
dringenden  Verbrauche  eines  Steuerpflichtigen  auf  das  Maass  seiner  Einkünfte 
gemacht  werden."  Um  den  möglichen  Härten,  zu  welchen  nach  dieser  Seite 
hin  das  Gesetz  Raum  bot,  vorzubeugen,  hatte  sich  eine  ausserordentlich 
milde  Praxis  eingebürgert.  Die  Ansätze  wurden  so  niedrig  wie  möglich  ge- 
grifl'en'^).  Dazu  kam,  dass  die  Vorstellungen  darüber,  was  als  reines  Ein- 
kommen anzusehen  sei,  namentlich  soweit  es  aus  kaufmännischen  Geschäften 
stammte,  sehr  von  einander  abwichen.  Man  begegnete  öfters  der  Auffas- 
sung, dass  der  persönliche  Aufwand  zu  den  Produktionskosten  zu  rechnen 
sei.  Unter  solchen  Bewandnissen  waren  natürlich  alle  diejenigen,  deren  Ein- 
künfte klar  zu  Tage  lagen  und  streng  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes 
mit  der   Abgabe   belegt  werden   mussten,  besonders   schwer  betroffen. 

Ein  fernerer  nicht  minder  empfundener  Uebelstand  der  bestehenden  Or- 
ganisation lag  in  der  ausserordentlich  hohen  Progression  der  Steuersätze. 
Wie  dies  die  obige  Nachweisung  zeigt,  fand  eine  solche  bei  der  «ordent- 
lichen   direkten"   Steuer  noch  in   stärkerem   Grade   als  bei  der  supplementären 


1)  Scliliessliclier  Bericht  der  zu  einer  Revision  der  Steuergesetzgebung;  nieder- 
gesetzten gemeinsamen  Kommission  des  Senats  und  der  Bürgerschaft  vom  12.  April 
1869.     S.  8. 

2)  Schliesslicher  Bericht  S.  5  u.  10. 
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Militärsteuer  statt.  Da  man  bald  zur  Erkenntniss  dieser  Nachtheile  gelangt 
war,  hatte  man  bei  letzterer  die  Steigerung  der  Stufen  etwas  gemilderl. 
Dieselbe  heiastete  das  Steuerkapital  in  der  ersten  Klasse  mit  0,4''/o,  in  der 
folgenden  mit  1  "/05  erhebt  sich  in  den  drei  nächsten  Klassen  um  je  '/l  Vo» 
in  allen  höheren  gleichmässig  um  2*^/0.  Bei  beiden  Abgaben  zusammen  be- 
trug, wenn  man  dabei  die  unterste  Stufe  jeder  einzelnen  Klasse  zu  Grunde 
legt,    die   Steigerung: 

in    der    II.     Klasse   2,60  »/o, 


ill,  a      - 

2,80  - 

IFl,  b     - 

3,50  - 

IV,  a     - 

4,25   - 

V. 

6,00   - 

VI. 

7,00  - 

vn.     - 

7,33  - 

VIII.     - 

7,62  - 

IX. 

8,00  - 

X. 

8,50   - 

Eine  solche  Skala  war  natürlich  danach  angethan,  einen  schweren  Druck 
auf  die  Steuerzahler  auszuüben.  .Nur  durch  die  schonuugsvollste  Handhabung 
des  Gesetzes  traten  die  empfindlichen  Folgen  desselben  weniger  hervor. 
Würde  demselben  indessen  in  seiner  ganzen  Strenge  Genüge  gethan  sein,  so 
wäre  man  zu  der  Monstruosität  gelangt,  dass  die  Steuersumme  das  jährliche 
Einkommen,  nach  dem  sie  bemessen,  überragt  hätte.  Der  Wortlaut  des  Ge- 
setzes verlangte,  dass  Einkommen,  welche  beträchtlich  über  die  zehnte  Klasse 
hinausragten,  5-in  gerechtem  \  erhältnisse-  höher  belegt  werden  sollten.  Da 
nun  bis  zu  jener  zehnten  Stufe  der  Steuerbetrag  .-.ich  um  etwa  7  "/q  erhebt, 
so  miisste  nach  diesem  Verhältnisse  bei  einem  70,000  Thir.  betragenden  Ein- 
kommen bereits  99'/2Vo  bezahlt  werden.  Wer  also  das  Unglück  gehabt 
hätte,  80,000  Thlr.  jährlich  zu  beziehen,  wäre  mit  81,600  Thlrn.  zur  Steuer 
herbeigezogen!  Noch  komischer  würde  es  sich  gestellt  haben,  wenn  man, 
anstatt  die  obige  Progression  beizubehalten,  eine  noch  fortwährend  steigende 
zu  Grunde  gelegt  hätte.  Dann  würden  schon  bei  32,800  Thlrn.  Einkommen 
und  Steuer  sich  gedeckt  haben.  Wie  sich  hingegen  die  Praxis  gestaltete, 
mögen  die  nachfolgenden  zahlenmässigen  Uebersichten  darthun.  Hier  sei  nur 
erwähnt,  dass  höhere  Steuersätze,  als  sie  die  zehnte  Klasse  fordert,  d.  h. 
solche  von  400  Thlrn.  und  480  Thlrn.,  erst  in  den  allerletzten  Jahren  vor- 
gekommen   sind  "*). 

Zu  der  erheblichen  Progression  gesellte  sich  der  weitere,  sehr  nach- 
theilige Umstand ,  dass  der  zwischen  zwei  Steuerklassen  liegende  Raum  zu 
gross  bemessen  war.  Während  der  Abstand  in  den  unleren  Klassen  200  Thlr. 
betrug,  dehnte  er  sich  in  den  höheren  bis  zu  800  Thlrn.  aus.  Damit  ent- 
stand natürlich  eine  neue  Ungleichheit  der  Belastung.  Nach  der  sechsten 
Klasse  z.  ß.,  welche  ein  Einkommen  von  1600  bis  2400  Thlrn.  umfasste, 
waren  112  Thlr.  jährliche  Steuer  zu  entrichten.  Wer  ein  Einkommen  gleich 
der  Minimalgrenze   bezog,   zahlte   7"/,,  desselben,   wer   400  Thlr.   mehr,   also 

3)    Schliesslicher    Bericlit  a.  a.  0.    S.  4    und    H.  Dettnier,    Zur    Steuerreform, 
Lübeck  1868. 
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2000  Tlilr.  zu  versteuern  hatte,  hei  dem  gleichen  Steuersätze  SjG"/,,,  wer  end- 
lich mit  23G0  Thlrn.  eini,u;.schiit/,l  war,  f^ah  nur  etwas  ulier  4  "/q.  Ks  ist 
freilich  ein  unvermeidlicher  Fehler  aller  klassiflcirten  Eünkommenstcuern, 
dass  sie  die  verschiedenen  Kinkommen  aus  einer  und  derselhen  Klasse  in 
höherem  (idcr  minderem  ürade  hclasten.  Der  iNachtheil  wird  aher  um  so 
weniger  emplunden,  je  kleimr  der  Umfani^  der  Stufen  ist.  Ausdehniiiüren, 
wie  sie  die  lüheckische  Steuer  hesass,  waren  hingegen  geeignet,  eineri  sehr 
fühlharen  Druck  auf  alle  diejenigen,  deren  l'.inknnimcn  sii  h  der  Minimal- 
grenze   näherte,    zu   äussern. 

Das  Zusammenwirken  aller  dieser  ungünstigen  Momente  drängte  mit 
Nothwendigkcit  zu  einer  Reform  hin.  Un-ileiche  Belastung  der  Kontribuahcin 
auf  der  einen,  unzulängliche  Krgiebigkeil  der  Erträge  auf  der  anderen  Seite 
rief  in  allen  Kreisen  das  Verlangen  nach  iNeugestaltiingen  hervor.  Denn 
aucli  das  finanzielle  Interesse  war  durcli  die  Oriranisation  der  Steuer  und 
ihre  Handhabung  schlecht  gewahrt.  Vermöge  der  allzu  grossen  Ruck-ichl- 
nahme  der  Schätzungsbehörden  schienen  die  Ansätze  nicht  den  faktischen 
Verhältnissen  zu  entsprechen.  Man  hielt  sich  allgemein  davon  überzeugt, 
dass  bei  strengerer  Abwägung  der  Steuerkraft  ein  günstigeres  Resultat  für 
die   Staatskasse   entspringen   würde. 

In  welchem  Umfange  nun  die  Abgaben  die  Bevölkerung  zu  den  Staats- 
lasten herbeizogen ,  wie  sie  sich  auf  die  einzelnen  Steuerklassen  vertheillen 
und  welche  Erträge  sie  erbrachten ,  stellen  die  nachfolgenden  statistischen 
Angaben  dar.  Diese  liegen  für  die  Jahre  1861  bis  1867  vor,  berücksich- 
tigen indessen  nur  den  Stand  am  jedesmaligen  Jahresschlüsse.  Mit  Rück- 
sicht auf  den  Raum  werden  wir  uns  vorzugsweise  auf  die  Mitlheilung  der 
achtjährigen    Durchschnittsergebnisse   zu   beschränken    haben. 

Die  Anzahl  der  Steuerpflichtigen,  von  denen  die  oben  geschilderten 
Abgaben    erhoben   wurden,   betrug 


1861   . 

9003 

Personen, 

1862  . 

9166 

- 

1863  . 

9348 

- 

1864  . 

9500 

- 

1865   . 

9650 

- 

1866  . 

9864 

- 

1867  . 

.  10191 

- 

1868  . 

.   10499 

- 

Im  Durchschnitte  der  vorliegenden  Jahre  belief  sich  demnach  die  Anzahl  der 
Kontribuabeln  auf  9653;  sie  wuchs  innerhalb  der  beiden  Zählungsjahre  ^) 
1862  und  1867  um  ll,16°/o,  entsprach  somit  der  Zunahme  der  Bevölke- 
rung, welche  10,88''/o  betrug.  Die  Anzahl  der  Steuerpflichtigen  selbst  er- 
scheint jedoch  gering,  wenn  man  ihnen  die  Ergebnisse  anderer  Länder  gegen- 
überstellt.     Dieselben   machten   von   der  Bevölkerung 

1862  .   .   20,66  Vo, 

1867   .  .  20,78  7o 


4)  Die  Volkszählungen  fanden  in  Lübeck  bis  1862  alle  fünf  Jalire  und  zwar  am 
1.  September  statt.  1867  ist  zum  ersten  Male  in  Ucbereinstinimung  mit  den  Slaaleu 
des  Zollvereins  gezählt  worden. 
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aus,    während    sich    in    den    alten    Provinzen    Preussens  *)    das    gleiche  Ver- 
hältniss 

1860  auf  39,96  7o, 

1867  auf  35,54%, 
d.  h.  also  beinahe  auf  das  Doppelte  stellte.  Der  Grund  lag-  darin,  dass  in 
Lübeck  alle  diejenigen,  welche  unverheirathet  waren  und  kein  eigenes  Ge- 
werbe betrieben,  sondern  in  fremden  Geschäften  als  Geliülfen  mitwirkten, 
nicht  zur  Steuer  herbeigezogen  wurden.  Es  blieb  mithin  ein  ansehnlicher 
Theil  erwerbs-  und  dadurch  auch  steuerfähiger  Personen  von  den  Abgaben 
befreit. 

Auf  die  einzelnen  Einschätzungsklassen  vertheilte  sich  die  steuerpflich- 
tige Bevölkerung  im  Durchschnitt  der  Jahre  1861  bis  1868  in  folgender 
Weise.      Es   steuerten : 


in  den 

Klassen  A  —  D 

128 

oder 

1,32o/o, 

-    der 

Vorkl; 

asse 

879,4 

- 

9,15   - 

-    der 

Klasse 

I 

4769 

- 

49,35  - 

_ 

- 

II 

1783,4 

- 

18,46  - 

- 

- 

III,  a 

818 

- 

8,48   - 

- 

- 

III,  b 

513,1 

- 

5,33  - 

-     - 

- 

IV,  a 

303,25 

- 

3,15  - 

- 

- 

IV,  b 

155,1 

- 

1,61    - 

- 

- 

V 

127,25 

- 

1,32   - 

-     - 

_ 

VI 

97 

- 

1,00  - 

- 

_ 

VII 

47 

- 

0,49  - 

- 

_ 

VIII 

20,4 

- 

0,21   - 

_ 

- 

IX 

7,4 

- 

0,07  - 

- 

- 

X 

4,2 

- 

0,04  - 

_ 

_ 

XI 

2 

- 

0,02  - 

Mit  überwiegender  Stärke  tritt  hier  die  erste  Klasse  hervor.  Sie  um- 
fasst  allein  die  Hälfte  aller  Zahler.  Auch  die  folgende  Stufe,  welche  ein 
Einkommen  von  über  200  bis  zu  400  Thlrn.  repräsentirt,  stellt  noch  ein 
ansehnliches  Kontingent,  nahezu  ein  Fünftel  der  Gesammtheit.  Von  hieran 
aber  nimmt  der  Procentsatz  ausserordentlich  ab.  Einkommen  von  800  bis 
1000  Thlrn.  (Kl.  IV,  a)  sind  bereits  mit  nur  IV2V0  vertreten;  von  der 
siebenten  Klasse  an  erhebt  sich  die  Anzahl  der  Zahler  nicht  mehr  bis  zu 
einem  Procent.  In  den  einzelnen  Jahren,  aus  denen  diese  Durchschnittsver- 
hältnisse gezogen  sind,  war  die  Vertheilung  eine  durchaus  dem  entsprechende, 
so  dass  eine  irgendwie  merkliche  Bewegung  innerhalb  dieses  Zeitraums  nicht 
vorliegt. 

Auch  hinsichtlich  der  Erträge  der  Steuer  zeigen  sich  keine  auffallen- 
den Schwankungen ,  sondern  ein  ganz  allmäliches  Anwachsen.  Dieselben 
erbrachten  : 


5)  Vgl.  Engel,  Die  Ergebnisse  der  Klassensleucr,  der  klassificirten  Einkom- 
mensteuer und  der  Mahl-  und  Schlachtsleuer  im  preussischen  Staate,  in  der  Zeilschr. 
des  k.  preuss.  statistischen  Bureaus.  1868.  Jalirg.  VIII  S.  83.  Es  ist  oben  auf  die 
mahl-  und  schlachtsleuerpflichtige  Bevölkerung  Uücksiciit  genommen,  welche  nach 
Maassgabe  der  klassensteuerpfliclitigen  Bevölkerung  berechnet  worden  ist. 
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186t  .  .  !»0ft21,()  Thlr., 

1H()2  .  .  !»;j|()!t,6  - 

I8f>:?  .  .  !»4l!>3,(i  - 

I8<vl  .  .  '.»5492,8  - 

t8<)5  .  .  1)7. '{!)(), 8  - 

1866  .  .  !>y.'>8:i,6  - 

1867  .  .  103042,4  - 

1868  .  .  103644,4  - 

Im  Diirclischiiitle  war  ihr  Hetrajr  demnach  1)7198,4  Thli.  Ihr«;  .Sl('iK<'riinir 
von  1868  his  1867  helänft  sich  auf  10,66"/,,,  also  nur  um  ein  W'eniires 
mehr,  als  die  der  Steuerzahler  und  der  Bevölkerung  im  gleichen  AbschniHe. 
Es  ist  jedoch  zu  hcmerken ,  dass  seit  1867  eine  Krhöhung  der  Sleuersäfze 
zur  Anstfleiiliung  des  Budj^els  eintreten  niusste.  Bcriicksichtigen  wir  wieder 
die   einzelnen    Klassen,   so   ergehen    sich    l'olaende    Durchschnittserträge : 

in   den   Klassen   A-D  64         Thlr.   oder     0,07  «/o, 

-  der    Vorklasse  140.5,8         -         -         1,45   - 

-  -  Klasse  I  11442,6  -  -  11,77  - 

-  -  -  I!                    9187,95  -  -  9,45  - 

-  _  -  III,  a              9276,55  -  -  9,54  - 

-  -  -  III,  b  10611,3  -  -  10,92  - 

-  _  -  IV,  a              9995,5  -  -  10,28  - 

-  -  -  IV,  b              7898,5  -  -  8,13  - 

-  -.  -  V                    9018  -  -  9,28  - 

-  -  -  VI  10748  -  -  11,06  - 

-  -  -  Vll                8250  -  -  8,49  - 

-  -  -  Vlll               4971  -  -  5,11  - 

-  -  -  IX                 2360  -  -  2,43  - 

-  -  -  X                    1456  -  -  1,49  - 

-  -  -  XI                     512  -  -  0,53  - 

Wenn  man  diesen  Resultaten  die  der  Vertheilung  der  Steuerzahler  auf 
die  einzelnen  Steuerstufen  gegenüberstellt,  so  wird  ersichtlich,  dass  das 
Rrgebniss  der  Steuern  im  vorliegenden  Falle  weniger  durch  die  von  der  Mehr- 
zahl (1er  Bevölkerung  aufgebrachten  kleinen  Steuerbeträge,  als  durch  eine 
geringere  Anzahl  Steuerzahler  mit  einem  hiiheren  Abgabensatze  bedingt  wor- 
den ist.  Die  hinsichtlich  der  Steuerzahlei'  zahlreichsten  Klassen  I  und  II, 
welche  weit  über  die  Hälfte  aller  Pflichtigen  umschlossen,  erbrachten  nur 
21  "/o  der  Gesammteinkünfle  der  Steuern;  ebensoviel  ergaben  aber  auch  die 
fünfte  und  sechste  Klasse,  die  aus  noch  nicht  einmal  2'/2%  der  Kontri- 
buabeln    zusammengesetzt   waren.    — 

Zur  vollständigen  Würdigung  der  Steuern  ist  nun  noch  schliesslich  er- 
forderlich, sie  den  übrigen  Einkommenzweigen  des  Staates  gegenüber  zu  stel- 
len, um  zu  ersehen,  in  wie  weit  sie  zu  den  öffentlichen  Einkünften  beige- 
tragen und  in  welchem  Grade  sie  die  Bevölkerung  belastet  haben.  Es  sind 
zu  dem  Ende  die  nachstehenden  Angaben  den  abgeschlossenen  Staatshaus- 
haltsrechnungen der  Jahre  1862  bis  1865,  deren  arithmetisches  Mittel  sie 
bilden,  entnommen  worden.  Unter  der  Position  «direkte  Steuern'""  figurirt 
hier   das    von    den    seitherigen    sog.  Schutzgenossen    nach   Analogie    -ler   direk- 
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teil  Steuer  erhobene  «Schutzgeld",  wodurch  sich  ihr  Betrag  um  ein  Weniges 
mehrt.      Es   betrug   das   Einkommen   aus 

den   Domanien,   Forsten   und   Regalien  287679,6  Thlr., 

-  indirekten   Abgaben 217138,6      - 

-  direkten   Steuern 92207,2      - 

im   Ganzen 597025,4 

Darnach    machten 

%  des  Staals-  Antheil  auf  den  Kopf 

ciiikommens.  der  Bevölkerung. 

die  Domanien,  Forsten  und  Regalien      .      48,19  6,28  Thlr., 

-  indirekten    Abgaben 36,37  4,74 

-  direkten   Steuern        15,44  2,01      - 

aus.  Wie  diese  Zusammenstellung  zeigt,  gewährten  bisher  die  direkten 
Steuern  den  kleinsten  Theil  zur  Befriedigung  der  Staatsbedürfiiisse.  Die  Er- 
träge der  indirekten  Abgaben  iiberragten  die  der  direkten  allein  um  das 
Doppelte.  Unter  ihnen  nahmen  die  Accise  und  das  Mahlgeld,  welche  bereits 
66,651  Thlr.  im  Durchschnitte  der  oben  angenommenen  Jahre  erbrachten, 
den  ersten  Platz  ein.  Die  direkten  Steuern  spielten  sonach  eine  noch  we- 
nig hervorragende  Rolle.  Wenn  man  sie  jedoch  auf  die  Gesamintheit  der 
Steuerpflichtigen,  anstatt,  wie  vorstehend  geschehen,  auf  die  ganze  Bevölke- 
rung vertheilt,   so  belief  sich  ihre   Höhe  pro  Kopf  auf  etwa   10  Thlr. 

Wie  bereits  erwähnt,  genügten  die  Erträgnisse  dieser  Abgaben  gegen- 
über den  gesteigerten  Anforderungen  an  den  Staat  nicht  mehr.  Es  musste 
deshalb,  da  bei  der  bestehenden  Organisation  der  Steuer  au  eine  Erhöhung 
der  Abgabensätze  auf  die  Dauer  nicht  zu  denken  war,  ihre  Umgestaltung 
in's  Auge  gefasst  werden.  Dass  aber  nicht  schon  früher  die  Hand  daran 
gelegt  wurde,  eine  Steuer,  die  so  gröblich  gegen  die  hauptsächlichsten  Grund- 
sätze der  Besteuerungslehre  verstiess,  durch  eine  bessere  und  weisere  zu  er- 
setzen, lässt  sich  kaum  anders  erklären,  als  dass  sie  nur  mit  der  grössten  Milde 
gehandhabt  wurde,  welche  die  Härten,  die  sie  barg,  nicht  vollständig  hervor- 
treten liess.  Zum  Theil  mag  ihr  SOjähriges  Bestehen  wohl  auch  eine  Folge  des 
konservativen  Sinnes  der  Hansestädter  sein,  welche  sich  nur  schwer  von  den 
gewohnten  Einrichtungen  trennen,  zumal  wenn  sie  unter  deren  Schattensei- 
ten nicht  allzu  schwer  zu  leiden  haben.  Bereits  in  den  Jahren  1854  und 
1857  wurde  Seitens  der  Bürgerschaft  die  Frage  einer  Revision  der  Steuer- 
gesetzgebung angeregt.  Die  Sache  verschleppte  sich  indessen ,  bis  endlich 
unterm  19.  Februar  1868  eine  sog.  gemeinsame,  aus  iMitgliedern  des  Senats 
und  der  Bürgerschaft  bestehende  Kommission  eingesetzt  wurde,  um  ein  neues 
Steuergesetz  vorzubereiten.  Nachdem  selbige  im  April  dieses  Jahres  ihre 
Arbeiten  beendigt  und  der  eingebrachte  Entwurf  die  verfassungsmässige  Ge- 
nehmigung erhalten  hatte,  ist  er  am  18.  October  vom  Senate  als  Gesetz  ver- 
kündet worden,   um   mit  dem    t.   Januar   1870  in   Kraft  zu   treten. 

Nach   den   neuen  Vorschriften   sind  der  »Einkommensteuer"    unterworfen  : 

1)  alle  Angehörigen  des  lübeckischen  Freistaates  (also  auch   einschliesslich 
der   Bewohner  der  sog.   Kapitelsdörfer); 

2)  alle    Fremden,    welche   im   Staate    eine   Erwerbsthätigkeit    ausüben     und 
daselbst   ein    Geschäftslokal    besitzen ; 

3)  alle   Privat-Wohlthätigkeitsanstalten   und   milden   Stiitungen ; 
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4)  ungclliciUc  Kibmasseri  und  zwar  liiiLsithllicIi  ihres  ü  c  s  u  ni  iii  I  e  n  Ein- 
kommens.     Ks    Irelcn    dünn    noch    hinzu 

5)  l'rcmd«',  welche  sicli  iihcr  ein  Juhr  in  l.uheck ,  oline  riort  ein  (iescliäft 
zu  lialten ,  aiillialten  ,  wie  die,  welche,  ohne  dort  zn  wohnen,  Grund- 
ei»enlhum  besitzen,  sowie  endlicli  diejcniffcn  auswärts  wohnenden  Frem- 
den, welche  Inhaber  oder  Tlieilhaber  liibischer  (Jeschärie  sind  und  zwar 
diese  liinsichtlich  des  Kinkoinniens,  welches  sie  entweder  in  l>nbeck 
verbrauchen  oder  aus  ihrem  (irnndeiaenthuni  oder  (ieschafte  ziehen. 
Ilinsiclitlich  der  lelzteren,  der  aus\>  arlit?en  Theilhaher  Inbisclier  Firmen, 
sind    die    inländischen    Theilhaher   lur   deren    Steuer   hallhar. 

Die  N  erpllichtunsi  zur  Steuerzahlung  erlischt:  hei  eintretenden  Konkursen 
t'iir  die  Konkursmasse  mit  Ablauf  des  Quartals,  in  dem  die  Insolvenz  erfolf^t 
ist;  es  bleibt  jedoch  der  Gemeinschnldner  einer  seinen  Verhaltnissen  ent- 
sprechenden Steuer  unterworfen.  Ferner  und  zwar  ebenfalls  mit  Ablauf  des 
enisprcchenden  Vierteljahrs  hört  die  Nöthi^nnj;-  zur  Zahlung  auf:  bei  steuer- 
pllichtiuen  Fremden  nach  ihrem  Forlzngfe  und  fiir  Slaalsanaehoriue  nach  Ver- 
lust   ihrer    Staatsangebörijikeit. 

Befreit  von  der  Steuer  sind  :  Inhaber  des  liibisclien  Ehreiiburgerrechts, 
sofern  sie  im  Inlande  kein  bürgerliches  Gewerbe  treiben  -  die  Mitglieder 
des  Obcrappellaliousgerichts  der  freien  Städte,  der  Gutsherr  des  Gesammtguts 
Weissenrodc'')  —  fremde  Staatsangehörige  auf  Grund  von  Verträgen  oder 
ihrer  dienstlichen  Stellung  —  Auswärtige,  weiche  bei  den  in  Lübeck  garni- 
sonirenden  Bundestruppen  stehen,  nebst  deren  Familien  —  einheimische  Sub- 
alterne der  Landwehr  saninit  deren  Familien  für  die  Zeit,  auf  welche  sie  zur 
Fahne  einberufen  sind,  sowie  liihische  OITiziere  und  Militärbeamte  bei  einem 
Einkommen  bis  1000  Thlr.  für  die  Dauer  ihrer  .Mobilmachung  —  einheimi- 
sche Subalterne  beim  stehenden  Heere  oder  der  Landwehr  bei  einem  Ein- 
kommen unter  1000  ihlrn.,  wenn  sie  nebenher  kein  eigenes  Gewerbe  noch 
die  Landwirlhschaft  betreiben  -  endlieh  Alle,  deren  Einkommen  120  Thlr. 
nicht    übersteigt. 

Die  Steuer  ist  von  dem  reinen  Einkommen  zu  entrichten,  gleich\iel  ob 
dieses  im  Inlande  oder  im  Auslande  erworben  ist.  Dem  Einkommen  des 
Steuerpflichtigen  ist  das  etwaige  besondere  Einkommen  hinzuzurechnen,  wel- 
ches noch  nicht  selbstständige  Mitglieder  seines  Haushaltes  beziehen.  In 
Abzug  sind  dagegen  alle  Ausgaben  zu  bringen,  welche  auf  Erlangung,  Füh- 
rung und  Erhaltung  des  Einkommens  verwendet  sind,  nicht  jedoch,  wie  aus- 
drücklich hervorgehoben  ist,  die,  welche  zum  Nutzen,  Unterhalte  oder  Ver- 
gnügen des  Kontribuablen  wie  seiner  Angehörigen  bewirkt  worden  sind,  zu 
welchen  letzteren  insbesondere  auch  Beiträge  für  Lebensversicherungen ,  zu 
Pensions-  und  Wittwenkassen  gezählt  werden  sollen.  Eine  dem  Gesetze 
beigegebene  besondere  Erklärung  detaillirt  die  verschiedenen  Arten  des  Ein- 
kommens und  giebt  dabei  zugleich  an,  was  als  Produktionsaufwand  abzuzie- 
hen ist.  Dabei  hat  man  namentlich  auf  die  kommerciellen  und  landwirth- 
schaftlichen  Verhältnisse  Rücksicht  genommen.    Unter  diesen  Subtrahenten  figu- 


6)  Die  Herrschaft  Weissenrode  ist  die  einzige  Guisherrschaft  ,  welche  ihre  Aus- 
nahmestellung; —  Äbgabeufreiiieit ,  Patrimonialpolizei ,  Antheil  an  dem  Kollalurrechte 
des  Ortsgeisilichen  —  noch  tlieihveise  im  lübischen  Staate  bewahrt  hat. 
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riren  hinsichtlich  der  ersteren :  F.öhne  und  Gehalte,  Kosten  der  Geschäfts- 
lokalitäten, Unterhaltung  des  Inventars,  die  sonstigen  sog.  Handlungsunkosten, 
die  Schulden  für  eingekaufte  Waaren ,  der  Betrag  der  schlechten  und  eiue 
sachgemässe  Quote  der  dubiösen  Forderungen,  die  Zinsen  des  im  Geschäfte 
thäfigen  und  angeliehenen  Kapitals;  hinsichtlich  der  letzteren:  Löhne,  Unter- 
haltungs-  und  Anschallungskosten  des  Viehes  und  der  Gerathe,  Assekuranz- 
präniien  für  Ernte  und  Vieh,  Zinsen  u.  s.  w.  —  Das  Einkommen,  sofern  die- 
ses kein  festes,  regelmässig  in  gleicher  Höhe  wiederkehrendes  ist,  wird  nach 
dem  Durchschnitte  der  drei  letztvergangenen  Jahre  berechnet.  Wenn  eins 
oder  zwei  dieser  Jahre  hierbei,  anstatt  eines  Einkommens,  einen  Verlust  aus- 
weisen, so  fallen  dieselben  bei  der  Berechnung  aus,  indem  nur  die  Einnah- 
men der  Jahre,  welche  ein  Einkommen  ergeben  haben,  durch  die  Zahl  drei 
zu   dividiren   sind. 

Die  Abgabe,  welche  von  dem  nach  diesen  Grundsätzen  zu  ermittelnden 
Einkommen  erhoben  wird,  ist  in  doppelter  Weise  normirt  worden.  Für  alle 
Einkommen  bis  zu  1200  Thlrn.  sind  für  die  einzelnen  von  40  zu  40  Thlrn. 
(100  Mark  lüb.)  sich  erhebenden  Stufen  die  Steuersätze  in  folgender  Weise 
festgesetzt.      Es   beträgt : 


bei  einem  E 

jnkommfn  von 

d 

1er 

Steuersatz 

über  120 

—  200  Thlrn. 

1 

Tbl 

r.      6 

s&'-., 

über  240 

- 

2 

- 

6 

- 

280 

- 

3 

_ 

— 

_ 

- 

320 

- 

3 

_ 

18 

_ 

- 

360 

- 

4 

_ 

6 

_ 

- 

400 

- 

4 

- 

24 

- 

- 

440 

- 

5 

- 

18 

- 

- 

480 

- 

6 

_ 

— 

- 

- 

520 

- 

6 

- 

21 

_ 

- 

560 

- 

8 

- 

3 

_ 

- 

600 

- 

9 

- 

15 

_ 

- 

640 

_ 

10 

_ 

15 

_ 

- 

680 

- 

11 

_ 

21 

- 

- 

720 

- 

13 

- 

6 

- 

- 

760 

_ 

14 

_ 

21 

- 

- 

800 

- 

16 

_ 

6 

_ 

- 

840 

_ 

17 

- 

21 

_ 

- 

880 

- 

19 

- 

6 

_ 

- 

920 

_ 

20 

_ 

21 

_ 

- 

960 

- 

22 

_ 

15 

- 

- 

1000 

- 

24 

- 

9 

_ 

- 

1040 

- 

26 

_ 

3 

_ 

- 

1080 

- 

27 

_ 

24 

_ 

- 

1120 

- 

29 

- 

18 

_ 

- 

1160 

- 

31 

- 

12 

_ 

- 

1200 

- 

33 

- 

27 

_ 

Von  allen  Einkommen,  welche  den  Betrag  von  1200  Thlrn.  übersteigen,  sind 
jährlich  3  "/o  a's  Steuer  zu  entrichten.  Sämmtliche  Abgaben  sollen  viertel- 
jährlich pränumerando  gezahlt  werden.     Eine  theilweise  iMinderung   und  zwar 


lOfi  Misr  eilen. 

Ulli  ein  Vieriheil  der  «»bitten  Salze  \sl  (leiijeiiit,'cii  SteiierpilicIiliKcn  /.iierkaiiiil 
worden,  wekhe  hei  einem  Kinkoninien  bis  zn  800  Tlilrn.  eine  Familie  mit 
mehr  als    riiiil    Kiiiderti    zu    eriiüliren    haben. 

Die  Veraniayiinii  der  Steuer  t,'^escliielil  llieils  diirtli  Selbslsclialznns, 
llicils  diircii  die  Kiii  ctiiilzuii<>eii  der  beikDinineiideii  Scliatznnirskommission. 
Das  Krstere  hat  bei  allen  Kinkomnien  über  200  Tlilr.  statt.  Hierzu  wird 
den  Konlrihuabelii  xoii  der  Si<'uerbehür(le  ein  Formular  zugeferligt,  welches 
in  der  darauf  aiif'esetzicii  Zeit,  gewissenhaft  ausgefüllt,  zu  remitliren  ist. 
Die  Wirksamkeit  der  Sebätzuiii^'^skommission  erstreckt  sich  zunächst  auf  die 
Kinscliiilziiiiii  aller  Sl(uer|>tli(liligeii  mit  einem  i>eriiii;eren,  als  dem  eben  ge- 
nannten Kiiiknmmeii.  Sodann  iial  sie  in  allen  den  Fallen,  wo  die  zur  Selbst- 
schatzun<>  ausj^ciiebeneii  Formiilme  iiiclil  rcclilzeitiir  ziiriickerrol<ft  sind,  die 
Einschiilzuiiü  ihrerseits  Norzunelimeii ,  iii^leielieiii  iiberall  da,  wo  die  Steuer- 
zahlung erst  in  der  Mille  eines  laufenden  Kalenderjahrs  beginnt,  für  die  Zeit 
bis  zu  dessen  Knde.  Kndlich  gebührt  ihr  die  l'riifiinir  siimmtlicher  auf  Grund 
der  Selbslsehatzuiig  abaegebencn  Deklarationen.  In  allen  Fällen  auch,  wo 
Seitens  der  Kommission  die  Erniitteliing  der  Steiierrähigkeit  vortrenommen 
wird,  ist  jeder  Steuerzahler  gehalten,  wenn  diese  Einschätzung  -ich  als  zu 
niedrig  erweisen  sollte,  binnen  14  Tagen  eine  üewissenliafte  Angabe  über 
sein  steuerpllichtiges  Einkommen  bei  der  Behörde  einzureichen.  Wer  diesen 
Verpflichtungen  nicht  genügt,  soll  im  Betretnngsfalle  nicht  nur  zur  Nachzah- 
lung, wie  zu  einer  fünfprocentigen  Verzinsung  dieses  Betrages  angehalten, 
sondern  kann  auch  uiiler  Umständen  noch  in  eine  angemessene  Geldstrafe 
durch  die  Steuerbehörde  üenommen  werden.  Siimmtliche  Behörden  sind  auf 
Veranlassung  der  Steuervei  \valtuiii<  dieser  zur  Auskunftsertlieihing  verpllicli- 
tet.  Unrichtige,  in  betrügerischer  Absicht  oder  gewissenlosem  Leichtsinne 
gemachte  Angaben  in  Bezug  auf  die  Schätzung  des  Einkommens  unterliegen 
der  gerichtlichen  Beurlheilung,  welche  geeigneten  Falls  auf  eine  Geldstrafe 
bis  zum  zehnfachen  des  für  das  betrellende  Steuerjahr  zu  wenig  gezahlten 
oder  deklarirlen  Betrages  —  in  Wiederholungsfällen  unter  Verschärfung  bis 
zum   Doppelten    —    wie  auf  Ersatz   nebst   5 "/(,  Zinsen   zu  erkennen   hat. 

Dagegen  steht  es  jedem  nach  seiner  Ansicht  zu  hoch  Besteuerten  frei, 
bei  der  Centralsteuerbehörde  binnen  14  Tagen  zu  reklamiren.  Diese  Hin- 
gabe, welche  in  der  liegel  mehr  als  einen  Bogen  nicht  umfassen  darf,  ist 
nur  auf  Grund  specieller  Angaben  zulässig,  deren  Bescheinigung  dem  Rekla- 
manten obliegt,  wobei  jedoch  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  die  Behörde 
demselben   eine   eidliche   Bestärkung   seiner   Angaben   auferlegen   kann. 

Das  Ergebniss  der  definitiv  festgestellten  Einschätzungen  ist  alljährlich, 
nach  den  Beträgen   geordnet,   durch  die  Steuerbehörde   bekannt  zu  machen.    — 

Eine  gleichzeitig  mit  dem  Steuergesetzc  erlassene  Verordnung  über  die 
Verwaltung  der  Steuer  bestimmt  hinsichtlich  der  hierbei  in  Frage  kommen- 
den Behörden  Folgendes :  Als  leitendes  Organ  ist  ein  „Steuerdepartement" 
eingesetzt,  welches  aus  zwei  Senatoren  und  zwölf  sog.  ^ibürgerlichen  Depu- 
tirten"  gebildet  wird.  Dasselbe  fungirt  gleichzeitig  als  Reklamationsinstanz. 
Mit  dem  Departement  in  Verbindung  stehen  die  für  fünf  Bezirke  berufe- 
nen 5^Schätzungskommissionen" ,  die  sich  zusammensetzen  aus  einem  der 
beiden  Senatoren  und  einem  oder  zwei  Depulirten  des  Steuerdeparte- 
ments,   sowie    je    nach    dem    Umfange    des    Bezirkes    aus    drei    bis    acht    auf 
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Vorschlag  des  Bürgerausschusses  ^)  vom  Senate  erwählten  i^Schätzungs- 
bürgerii". 

Die  nach  den  hier  geschilderten  (irundzügen  durchgeführte  Reform  der 
direkten  Besteuerung  hat  sich  unverkennbar  belleissigt,  die  Uebelstände, 
welche  an  dem  bisherigen  Zustande  besonders  tadelnswerth  waren,  zu  besei- 
tigen. Zunächst  ist  die  \'ertheilung  der  Abgaben  unter  die  Einwohner  eine 
allgemeinere  geworden.  Kine  Heihc  von  Befreiungen ,  insbesondere  die  der 
Geistlichkeit,  der  bereits  mehrfach  erwähnten  Hufenbesitzer  der  Kapitelsdör- 
fer, der  unverheiratheten  Erwcrbsoohiilfen  und  des  Gesindes  sind  in  Wegfall 
gekommen.  Durch  die  Besteuerung  der  in  einer  Handelsstadt  zahlreich  ver- 
tretenen Geschäftsgeliülfen  wird  voraussichtlich  der  vStaatskasse  eine  nicht 
unbedeutende  Jlehreinnalime  zugeführt  werden.  Weniger  bestimmt  lässt  sich 
dies  hinsichtlich  des  (iesindes  voraussagen,  da  Einkommen  unter  120  Thirn. 
von  der  Abgabe  befreien.  Es  kommt  dies  vorzugsweise  auf  die  Auffassung 
der  Schätzungskommissioiion  darüber  an,  wie  hoch  sie  die  dem  Gesinde  ge- 
währte freie  Station  in  Anrechnung  zu  bringen  gedenken.  Da  man  diese 
aber  kaum  unter  100  ThIrn.  ansetzen  kann,  so  mag  bei  der  in  Lübeck  be- 
stehenden Lohnhöhe  immerhin  für  manchen  Dienstboten  der  unterste  Steuer- 
satz  von    1   Thlr.   6  Sgr.   zur  Anwendung  kommen. 

Von  grösster  Bedeutung  ist  es  weiter,  dass  die  schwankenden  Bestim- 
mungen über  die  Grundlage  der  Steuer  aufgehört  haben.  Das  reine  Ein- 
kommen ist,  wie  es  die  heutige  Wissensehaft  verlangl,  als  die  einzige  Quelle 
der  Steuerzahlung  aufgestellt  worden.  Eng  hiermit  im  Zusammenhange  steht 
das  Abschätzungsverfallren.  Da  für  die  Ermittelung  des  liäulig  wechselnden 
jährlichen  Einkommens  in  den  meisten  Fällen  alle  sicheren  Anhaltepunkte 
abgehen,  so  ist  die  Einführung  der  Selbstscliätzung  der  allein  zweckentspre- 
chende Weg,  um  zu  richtigen  Resultaten  zu  gelangen.  Dass  den  Schätzungs- 
behörden eine  Kontrole  der  Kassionen  zusteht,  ist  eine  Forderung  der  Bil- 
ligkeit. Sie  entspricht  ebensowohl  dem  linanziellen  Interesse  des  Staates, 
wie  dem  Interesse  ehrlicher  Fatenten  gegenüber  betrügerischen  oder  nachläs- 
sigen Angaben.  Es  ist  demnach  gleicherweise  zu  billigen,  dass  dort,  wo 
auf  Verzicht  des  Ptlichligen  die  Behörde  die  Abschätzung  vorgenommen  hat, 
jenem  bei  zu  niedrig  gegrillener  Abmessung  seinerseits  eine  entsprechende 
Berichtiguiiü  derselben  oblieiil.  Eine  Ausnahme  macht  liinsichllicli  der  Ab- 
schätzung das  Gesetz,  wie  gezeigt,  dadurch,  dass  es  die  Festsetzung  der 
Abgabe  bei  Einkommen  von  muthmasslich  weniger  als  200  Thlrn.  den  Kom- 
missionen zuweist.  Es  sind  dies  diejenigen  Klassen,  welche  Mangels  jeder 
Buchführung  am  wenigsten  im  Stande  sind,  ihre  unregelmässigen,  oftmals 
zum  Theil  in  Naturalien  bestehenden  Einkünfte  richtig  anzugeben  und  neben- 
her   am    ehesten    die   Tendenz    bezeigen ,    dieselben   möglichst   niedrig  zu   be- 

7)  Der  Bürgeraussciiuss  ist  ein  aus  il»!r  Mille  der  grösseren  geselzgehendcn 
Versammlung-,  der  ,, Bürgerschaft ,"  gewäiilter  Körper,  von  welclieni  die  einer  Zu- 
slinunuiig  der  letzteren  iiedürltigen  Gegenstände  eiuer  vorlicrgehenden  Beralhui\g 
unterzogen  und  ihr  zur  Annahme  (»der  Ablehnung  empfohlen  werden  Hin- 
sichtlich gewisser  kleinerer  definitiver  Bewiiligiitigen  ist  der  Ausschiiss  sciion  für 
sich  allein  kompetent,  ihrn  liegt  es  ferner  oh,  die  in  die  verschiedenen  Verwal- 
tungsküUegien  zu  berufenden  bürgerlichen  Depiitirlen  dem  Senate  in  doppelter  Liste 
in  Vorschlag  zu  bringen. 
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zillcrn.  F.s  wur  Halicr  vÄn  riclilij^er  Takt  des  Gesetzgebers,  >olilicii  Nach- 
tlieileii    von    vorn    herein    vorzultciiüen. 

Kndlicli  sehen  wir  in  dem  (iescl/.e  jene  L'njileiclilieilen.  wcklie  durcli  <lie 
projires  ive  Sluilu  wie  diiicli  di  ii  nnverliiillnissmassit!;en  l'nifiin^  der  einzelnen 
Steuerklassen  lief>riindel  waren,  im  Wesentlielien  vermieden.  Zwar  tritt  ein 
j^leielier  Stenersalz  erst  hei  Kitikoinnien  von  12üO  Tlilrn.  ein,  es  sind  jedoch 
liir  die  niedri gieren  Kinkonimen  sowohl  die  Stenerslufen  erhehlith  in  ihrer 
Ansdeiinunu  verring^ert,  als  aiuh  die  prof;ressiven  Ansätze  bedenlend  gemil- 
dert. Diese  ;<ehen  von  1200  hi-  SOüTlilin.  alliniilich  bis  aur2''/o,  von  hier 
bis  zu  240  Thlrn.  SIeiierkapital  l)is  anl'  1  "  o  zurück.  .Man  hat  auf  diese  Weise 
eine  gewiss«'  Hilligkeil  uej^en  die  durch  den  in  Liiheck  bestellenden  Oetroi  ohne- 
hin hart  gelroll'enen  minder  bet;iilerlen  Klassen  eintreten  lassen  wollen.  Aus 
dem  gleichen  Principe  der  Billigkeit  ist  auch  die  \'ergiinstigung  entsprungen, 
dass  solche  Familienväter,  die  bei  einem  Kinkonimen  bis  zu  800  'Ihlrn.  mehr 
als  fünf  Kinder  zu  eriiiihren  liabeii  .  ein  Viertel  ihrer  Abgabe  vergütet  er- 
balten. 

Wenn  man  sonach  zum  Schluss  das  Hesullat  der  Reform  zusammenfasst, 
so  muss  man  anerkennen,  dass  dieselbe  mit  Einsicht  und  Verstand  durchge- 
fiilirt  worden  ist,  dass  die  aufgestelllen  Grundsätze  sich  denjenigen  zu  ent- 
sprechen bemühen,  welche  die  Wissenschaft  an  eine  gute  direkte  Besteuerung 
stellt.  Etwas  Anderes  ist  es,  ob  mittelst  der  umgestalteten  Steuer  das  ge- 
störte Gleichgewicht  zwischen  Ausgaben  und  Kinnahmen  wieder  hergestellt 
wird.  Da  anzunehmen  ist,  dass  sich  der  Kreis  der  Steuerzahler  ansehnlich 
ausdehnen  und  durch  richtigere  Abwägung  der  einzelnen  Einkommen  diesen 
entsprechendere,  d.  h.  höhere  Steuerbeträge  eingehen  werden,  so  darf  man 
annehmen,  dass  das  linanzielle  Resultat  ein  befriedigendes  sein  werde.  Hier- 
über wird  uns  bald  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Publikation  über  die  Er- 
gebnisse der  Einschätzungen  und  der  eingegangenen  Steuerbeträge  belehren. 
Wir  holfen,  aus  jenen  Thatsachen  in  diesen  Jahrbüchern  später  entsprechende 
.Mittheilungen   machen    und   daran  weitere  Untersuchungen  knüpfen  zu  können. 
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HildebiMiid's  Jalirbücherii  tTir  Natioiii)!- 
ökoiioiiiie  iiihI  Statistik. 

Abonnements  ■  Einladu  ug 

auf  die 

Zeitschrift  den  liöii.  preuss.  ^tatistisclieii 

Bureaus. 

Redigirt  von  dessen  Director  Dr.  Engel. 
Verlag  des  kön.  preussischen  statistischen  Bureaus  in  Berlin. 


Gegründet  1860,  beginnt  diese  Zeitschrift  im  Januar  1870  den  zehnten 
Jahrgang.  Ihr  Inhalt,  lediglich  aus  üriginalarbeiten  bestehend  und  aus  den 
zuverlässigsten  (Juellen  geschöpft,  verbreitet  sich,  positiv  und  vergleichend, 
iiber  sämmtliche  Gebiete  des  Staatslebens  Preussens  und  bez.  des  Norddeut- 
schen Bundes.  Die  Rubrik  „Bibliographie"  giebt  Auskunft  über  die  der 
Bibliothek  des  königl.  statistischen  Bureaus  einverleibten  Bücher  und  ist, 
namentlich  auch  wegen  des  Nachweises  sehr  vieler  amtlicher,  gar  nicht  in 
den  Buchhandel  gelangender  in-  und  ausländischer  Publicationen ,  eine  der 
vollständigsten  ihrer  Art.  In  den  „literarischen  Besprechungen"  linden  die 
bedeutendsten  Erscheinungen  der  sachverwandten  Literatur  eingehende  Wür- 
digung. 

Jährlich  erscheinen  12  Monatsnummern  von  zusammen  50  Bogen  Royal- 
Ouart  zum  Preise  von  Zwei  Thaler  fünfzehn  Silbergroschen.  Hierfür  ist 
der  Jahrgang  1869  (einzelne  Nummern  werden  nicht  abgegebenj  durch  jede 
deutsche  Postanstalt  und   Buchhandlung  zu  beziehen. 


(£.  @.  SübCtilj'  i'evlag  in  «erlin: 

Fr. V.  Holtzendorflf:  '"i^ri^'it^^ "''''''■ 

Warft=33evtauf.   —   *|Ji;obuftionö=6in|d)ränhinij.  —   ®aö  (Sinfamilienfjauö 


grei^QubeU.     8  Sgr. 


^    ^rtUMlt^üÖ  *    "^^^  öelf^ic^)tlic^e  eutivicüunin  be§ 


Im  V<tI.'ii(p  von  Duncker  &  Humblot  in  L  ••  j  p  /  i  t;  cisi  liieri  soi-ben   nml   i^l   Hurdi 
nllr   Hut  lili.'iiidliint;)'!)   zu   hr/iehi-n  : 

Dir 

Sterblichkeit  in  Sachsen. 

\mc1i  aiiilliclK.'ii  (Quellen  (lur^csLcIlL 

von 

Gr.  F.  Kuapi», 

l'roffssoi'  nn  der  L'niversitiil  Leipzig. 
l,f\.-8".      MI    II.    238  S.      (;.'lM!nct.      I'rcis    I    Tlilr.    20  S-rr. 


Tübingen.      Im    VcrI.ij;»'  der  H.  Laupp'sctitn   Bin  liliaii(i|iing   isl  so   eben   eisrliie- 
nen   iiii'l    in  iiiltn   Hm  bhnndliiii^cn   /.ii  liabtn  : 

Politik. 

Moiio!]jra]»liiccii    von 
Robert  von  Iflotil. 

Zweiter    Band. 
.Auch   iinttM"  dem  Titel  : 
Mohl,  Rob.  von,  Staatsiecht,  Völkerrecht  iiinl  Politik.     Drillcr  Band:    Politik    ii.  Bd. 
I.rx.-S.     bro.-cli.     11.7.    12  kr.  oder   Kllilr.  4.  10  Sgr. 
Der  erste  Band:    Staatsvecht    und    Völkerrecht,    kostet    et)enfnlls    fl.  7.   12  kr.  oder 
Rlliir  4.  10  Ngr.     Der  2.  Band:  Politik  I,   ko«-'let   f1.fi    48  kr     Rtlilr.  4.  —  mitliin 
alle  3  Bände  fl.  21.  12  kr.    Rliilr  12.  20  Sgr. 

Üie.ser  höclisl  interessante  neue  Band  des  berühmten  Werkes  enthält 
II.  A.  folgende  Abhandlungen:  I.  E  r  z  i  eh  u  n  gs  -  P  o  11  Ii  k  :  die  Volksschule,  das  Ver- 
hällniss  der  Schule  zur  katholischen  Kirdie.  l'niversiläten ,  das  Priifungswcsen.  — 
Erziehung  des  weiblichen  Geschlechtes  etc.  II.  Der  Staatsdienst.  III.  So- 
cial-Politik:  Volksfeste.  Die  Arbeiterfrage.  Verbesserte  Verkehrseinrichtungen. 
IV.  Ue  b  er  ei  1 1  es.  In  bedachtes  und  Unfertiges  in  der  Tagespolitik. 


:iJciiafl  uoii  ^.  (*hit  teil  tan  i»  'Berlin. 
i^ocbcn  finb  cr)'*iciicu : 
l^l'Plll/^T     1^1*     Vi^     P      ^^^  P.echtflehrer  und  Rechtsschulen  im  Römischen 
JJl  ülllCl  ,  IJl  ,  TJ.  1  i,  Kaiserreich.      KU  e.     {y(b.     'M  ■2^C[i. 

Csi\A'\    C^-t       3Mr  9Jcforin  öci*  'iU'eiimfd)cn  G'tmciii»?  =  ^Kcdite.    l^  •    ilä  2. 

0«^tvt(titr      C     ,fs;,,s.f..M, ,   4^11^^  (vicitoficitffljiift^flcict^  für  bcn  92orbbcitt= 

Idjvift  '^n  bem  iJiidic  über  bat*  ^.].noiiHi|d)c  («ejct?  bctictjcnD  C'ic  piiratvcd)tlid)C  >2tel: 
liiuc^    bev    C'»nocvbiJ:    iiiib    :JvUvtb|d>a|t?viciion\'mdwitcii  oom  2i.  IKav^   1867.     VIII. 

'){)  'S.     <^H-h.     10  Oßr. 

7)lo{\0Y  ^\(y  DAofltnittl^  ^^^'  omwtUim  Wcrit^tc  snc  )traf=  unb  ciöil= 


dy- 


\!lnlal!   üoii   2lmt^banbluugcn   nad)  '^.H'cupijcbcm   ;Kc*t. 
■   len  iRic^ter.    Gl  ©.     ©ei).     12  ©ijv. 


!'  0  n    c  i  n  o  in    "l-  r  e  ii  f?  i ; 
^ 


3n  imferm  -i^evlajie  evfdieint  i'oeben  iiiib  ift  in  aUcn  3^ud)banbluiuien  worvätl)ii5 : 

tStoat^iDtrt^fc^aftltc^eUuterfuc^nngcu 

IHM! 

50r.  ;iFrtctrr.  #enftrtUt  ifelill).  van  Hirrmann, 

!.  bal}ev.  ©tacit^vatl)  im  o.  I^ieuftc,  o.  ö.  Uuiücvfitätöpvofciicv  iiiib  33oiftatib  beö 
ftatift.  33uveau8  ;c. 

3wpi^e   iitiii)   t>cm   'l:ebc   tc^   3Serfaffcrö   erjd)icncne   vevmef)vte   utib 

ueröefferte   Slufla^e;    r)erau?<nf9ek"   ^'•'»ii  ben   ^4>^"'^fcffoveii  .V)0|vat() 

Dr.  «geifert c^  unb  Dr.  SJJtttjr.     40  ^ogen  gr.  Dctaü. 

^;U-ei^^  6  f(.  =  3  £§lr.  15  ^gr. 

3nf)rtU:     1.  (.Mnmblegung  (©.  1  bi«  77).    '2.  tik  iiebürfniffe.    3.  T)ie  6<ütcv. 
4.   ©ic   2Birt(;)fd)att.     5.   2)'ie   |>robuftton.    6.  ®ev   ^^veiet.    7.  5)ev   l'üf)n.    8.   ®er 
(?unv)iiin.    9.  3^a$!  (Jinfoinmen.     10.  S)ev  93cvt>raiid)  bev  @ütev. 

Tic  ^}(ug§6ui'ger  %ÜQemeint  ^eitutiQ  fa^it  in  ifncv  9(benbauövjabc  ihmu 
IG.  ^s^un  1869  üon  bciii  (Sv)d)eineii  biefeS  33iid)ee!:  „Tiicieö  in  ben  bveifeigev  3'^')^'^'" 
erid)ienenc  ai^erf,  >veld)C?  fcitbem  gänjlid)  ucvi-jriffen  wax,  cvfd)eint  nnnmebv,  nadibent 
ber  5ßcvfafiei-  biö  ju  feinem  Vebcnöcnbe  an  bcmfclben  nnevmiibüd)  geavbeitel  l}attc,  in 
neuer  2(uflagc.  2?ie  ^"^eviiuöcjabe  unvb  üon  ben  ^'vcfefforen  Dr.  ^^elfevid)  nnb  Dr.  '))la\.)x 
beforgt,  nnb  eö  ift  fomit  im  (5<cbietc  ber  i^olf^nnvtbfdjaft  ein  ^-Bnii)  gn  enuaiten,  »ueU 
d)eö  ben  erflen  Siang  cinnel)mcn  nnb  in  bev  l'iteratuv  alö  eines  ber  geiftitoUften  unb 
oorjiiglidjftcn  Q;Bevte  baftelien  nnrb.  I^ie  neue  5Uiflage  ift  t)au|.^t);idjiic^  burd)  eine 
grofie  C^inleitnng  bcveid)crt,  ircldje  bie  önunblcgung  ber  i^olföunrt()fd)aft  nmfaf^t  unb 
ben  geiftigcn  Söertl;  beö  Haffifdjcn  5?nd)et^  nidit  UH^nig  er(;5()t." 

®.  31.  iKkifcl)inoiin'0  :^uc^l;anblung  in  äl^ünc^eu. 


^m  SSerloge  ber  ^of.  Äoferfc^en  33iid)()anb(uiu3  in  Kempten  erfrfjeiiit 
unb  ift  huvä)  aEc  ^oftaiiftaltcn  unb  23ucW)anblimgen  gu  Ocjief^eii: 

Journal  non  politique,  paraissant  uiie  fni  j)ar  semaine. 

K6dig6  par  D.  Dornier. 

j  3Sö(^entIid)  ein  53cgen  üon  8  ^Seiten  in  C.nart  jum  '^ireiö  üon  fl.   i.  45  pro  ©emcfter 
!  ober  in  monatlid^en  Viefernngcn  ii  5  ©gr.  ober   18  fr.  rftein. 

2)icfe  3«t|d)rift,  aicld)c  nur  Orig  ina  [arbeiten  ber  beften  franj.  ©d)riftfteüer 

,  bringt  unb  birelt  i^on  ^J^niri^  am  rebigirt  iviib,   ift  ebenfoivobl  Vcrncnbcn  jn  cmpfe()-- 

j  len,   iueld)e  0?e(cgent)eit    fud)cn ,    fid)  in  ber  fran,^  ®>.n'ad}e  fortivabrcnb  ^u  üben  nnb 

}  »netter    nnöjnbilbcn,   aU^  ®o(*eu ,    bie  bcrfclbcn  bereites  voUfommcn  mäditig  finb  nnb 

gerne  luid)  einer  angenel^nt  nnter(}a[tcnben  nnb  belehreubeu,  in  reinem  nnb  elegantem 

granjöfifd)  gefd)riebenen  l'cftüre  greifen  unnbcn.     '^en   3'''.^^"   bilben    fp^^nnenbe  Ti\^- 

tieÜen  unb  (Sr^ät^hmgen,    ^Keifebefdjrcibungcn,   '-öilber  au<*  ber  l.?tbnograpl)ic,  'iHirifer 

93riefe,  Varietes  unb  Faits  divers,  Pensoos,  Cliarados  etc.  nnb  i)l  berfclbe  fo  forg^ 

!  fähig  geunil)[t,  bafj  baö  5J3Iatt  unbebentlid)  ber  reiferen  ^i'slf'i'^  i'"*'  i'^t»'-''-'  innigen  Tarne 

I  in  bie  .'panb  gegeben  lücrben  barf;  babei  ift  ber  '|JveiC'  ein  iinfunft  nicbrigcr. 


Im   Vi'il,i(ff   von  Friofir.   iTlHuk«'   in    I  <•  n  >   ist  nls   \<iii|;keil    erscliienpn    umi 
(liircli  j*>d<>  Riirlihanilliiiiij;  /.ii   riliiilin: 

/.IM 

Krkl Ulli  11g  und  AhliüllV^ 

.Irr 

heutigen  Creditnoth  des  Grundbesitzes 

\  IUI 

Ii(m1  Im'  it  US  -  .1  af;('t /()\\. 

Zwei  Theile. 
I.  l»i<>  t'rMnelicii  der  l\otli.     II.  %iir  .^bhülle. 

l^v.  8.      hiodi.      Preis   2  Thlr. 


Vllllülb  {^;;vo|\[JDi  5ll^il()clllil,  (MI  I  luv  uiib  ^UcdUc(e(uMi.  isr);"». 
gv.  ö.     cjd).     2XI)li-.  Jf)  ^ßv. 

tiefes  3ßeif  jveitl  ticii  3iiüinimciit)aiKi  t>o;^  iKcdncö  mit  Den  iibiujeii  Wanifeiui» 
tioticii  ticö  ^-BiMfcrlcbciie!  luict). 

^itliolb  (^-IJVofcilLnütsiUjcan),  CMiltiir  uiib  ^cdit  bev  .^Kömev.  lftf)8. 
flv.  8.     gc^.     2T:l)lv.  20Sgv. 

Diefeö  aCBerf  fri)lie§t  firi)  l»em  üorl^cractieiiDcii  alö  iveiterc  ?lii6fi"il)iuuc»  bet  bon 
cif^fbencu  eiiilcitcnticii  33ctract)tiiiic5en  an. 

üöötfl)  (9?idjfirb),  Tic  [tati[tifd)e  33ebciitung  bcv  'I5ott\^)>vad)c 
aU^  ileini5cid}cn  bcv  i)cationaiität.     'J86G.     gv.  8.     ge§.     25  ^Sgv. 

i!aöpcl)rcö  (^-11011110),  D  c  v  (i-  i  n  f  l  u  h  b  c  r  äi5  p  f)  u  u  h  g  auf  b  i  e  3  i  1 1  - 
lid)t'cit.  (i-ine  moval)tati)tifd)e  Gtuble  über  bic  avbeitciibcu  Älaffcii  bcv 
©tabt  ^sariS.    ^Diit  42  3:akUcn.     1869.    gr.  8.    2  ^^Iv. 

9iid)tcr  (Dr.  §cinrid)),  Tcu^  iDcftvönnfd)e  dl  cid),  bcfonbcrei  unter 
bcu  Äaiferu  (siratian,  3Salcntimau  II.  uub  ^DOMrinuk^  (375  —  388).  1865. 
gr.  8.     gel;.    3  Jl)lr.  20  '3gr. 

2)aö  fflcrf  rcf)i[l)crt  in  ansiel^enber  ®ar(Telluua  bcn  mädniiien  (*tnflu§  beö  Qbxi-- 
ftcntbitinö  uub  ber  e^ermancn  auf  t»ic  9(ufli^fiinüi  tee  rbmi|'d)cii  iKcict}c6. 

^oigt  (^rofefjer  %,),  C^cfd)ic^tc  bc§  6ranbeul)urgi[d)  =  preuf3i  = 
fd}eu  Staate^.    3ireite  üerbeffeite  Sluflagc.     Airei  Xi)dk.   1867.   8.  gel). 

3n  btefer  neuen  ^«flac^e  ifl  tai  fficrf  big  auf  tu  neuefic  3eit  fcrtgcfiibrt.  5)ic 
übjeftiüe  2)arfielhnu^ ,  bic  grünbltdje  SScbaublung  bcs  ©tpffeö ,  tu  befcnbcrc  Sa-ürf' 
fidjtigung,  tu  tu  Sufturqcfc^idjtc  gcn>it<met  n>irt>,  ftnb  ancrfannrc  'i^crjügc  biefcf 
^Jßcrfeö. 

^tth.  2)ilmmlcr'g  a^crlagi^öit^^ttiiblinig  in  Setiin. 
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au^  einer  Ö'cnfur^niaffc  tnEig  crftanbcne  33iid)ev  niad)en  mir  e^^  moglidv 
10  fRomane,  cnt^altcnb T  b i e  & c b e i ni n i  j f e  v p n  ^|> a r i ^^ ,  £ 0 n b 0 n , 
Berlin,  ir)a in buvg  u.  f.  u\,  füv  nuv  1  Sanier  gegen  Ginjenbung  bcö 
^^etrage^  ju  i^crfaufen. 

%i),  flaubc\d)t  33ud)l}anbhing  in  ys-ranffurt  a/O. 


III. 

statistische  Mittheilungen  aus  Thüringen  und 
dem  angrenzenden  Franken  aus  dem  dreissig- 

:en  Krieare. 


Von 
Dr.    O.   Kius   in   Weimar. 

(Schluss.) 

Wenn  die  vorstehenden  Blätter  ein  Bild  der  durch  den  dreissig- 
jährigen  Krieg  geschaffenen  Verhältnisse  in  Rücksicht  auf  Entvölkerung 
und  Verarmung  des  Landes  im  eigentlichen  Thüringen,  der  weiten 
Landschaft  nordöstlich  vom  thüringer  Walde,  zu  entwerfen  versuchten, 
so  führen  uns  die  nachstehenden  Mittheilungen  theils  auf  den  thüringer 
Wald,  theils  in  die  südwestlich  und  südlich  davon  abfallenden  Bezirke, 
die  heute  dem  Königreich  Preussen,  dem  Grossherzogthum  Sachsen  und 
den  Herzogthümern  S. -Meiningen  und  S.-Coburg  zustehen,  politisch  zwar 
noch  als  den  thüringischen  Staaten  angehörig  betrachtet  werden,  land- 
schaftlich aber  meistentheils  schon  zu  Franken  gerechnet  werden  müs- 
sen. Den  bei  Weitem  grössten  Theil  der  hiermit  zu  bezeichnenden  Ge- 
biete umfasstc  die  vormalige  Grafschaft  Henneberg. 

Vom  Kamme  des  thüringer  Waldes  aus  über  dessen  südwestlichen 
Abhang  bis  nach  Franken  hinein  erstreckte  sich  einst  die  gefürstete 
Grafschaft  Henneberg,  zur  Zeit  ihrer  grössten  Ausdehnung  im  vierzehn- 
ten Jahrhundert  über  fünfzig  Quadratmeilen  umfassend.  Nach  wieder- 
holten Theilungen,  öfterem  Besitzwechsel,  nach  mancherlei  Verpfändun- 
gen und  Veräusserungen  und  nachdem  sich  allmälig  viele  adelige  Le- 
hensträger reichsfrei  zu  machen  gewusst  hatten,  war  die  Grafschaft 
nicht  nur  in  ihrem  Gebiete  wesentlich  verringert  worden,  sondern  auch 
durch  die  Unwirthschaftlichkcit  ihrer  Herren  in  ansehnliche  Schulden 
gerathen.  Eben  dieser  Schulden  wegen  hatte  einer  der  letzten  Grafen, 
Wilhelm  VL  von  Henneberg,  nachdem  er  zuvor  schon  dem  Kurfürsten 
XIV.  '  8 
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Moritz  diu  Krlilolge  in  süincr  Grafschalt  ^'e;;cii  eine  bedeutende  Baar- 
zalihmi^  nnj,'el)()tcn,  mit  der  S.-Krncstinischen  Linie  1554  zu  Kahla 
einen  Krbverbrüderungsvertraff  abgeschlossen ,  in  Folge  dessen  gegen 
sofortige  Uebernahnie  einer  Schuldsumme  voti  1H0,470  V\.  G  Gr.  die 
Ernestiner  nach  dem  Aussterben  des  hennebergischcn  Hauses  dessen 
Lande  erhalten  sollten.  Im  Falle  der  Fortdauer  des  Ilau.ses  sollte  der 
genannte  Betrag  bis  zur  J Rückzahlung  nicht  nur  verzinst  werden  und 
dafür  die  Grafschalt  verpfändet  bleiben,  sondern  es  sollten  auch  selb.st 
nach  erfolgter  Ablösung  der  Pfandschaft  die  hennebergischcn  Lande  im 
Falle  des  Erlöschens  ihrer  Dynasten  zunächst  dem  Ernestinischen  Hause 
und  nach  dessen  Aussterben  dem  Albertinischen  oder  Kurhause,  event. 
dem  Landgrafen  von  Hessen  zufallen.  Dieser  Vertrag,  welcher  den 
P>nestinern  sehr  günstige  Aussicht  eröffnete,  war  von  Kursachsen,  Hes- 
sen und  dem  Kaiser  bestätigt  worden. 

Wirklich  starb  schon  im  Jahre  1583  mit  Georg  Ernst  das  einst  so 
mächtige  Dynastengeschlecht  der  henneberger  Grafen  aus;  allein  die 
Ernestiner  sollten  nicht  in  den  vollen  Genuss  der  gesammten  durch 
den  Vertrag  von  Kahla  ihnen  zugesicherten  Erbschaft  gelangen.  Nach 
dem  Tode  nämlich  Herzog  Johann  Wilhclm's  von  Weimar  hatte  Kur- 
fürst August  von  Sachsen  die  Vormundschaft  über  dessen  zwei  unmün- 
digen Söhne  usurpirt  und  zum  Nachtheil  seiner  Mündel  —  trotz  des 
von  ihm  früher  selbst  genehmigten  kahlaer  Vertrags  und  trotz  der  kai- 
serlicher Seits  ihnen  zugesicherten  Anwartschaft  auf  Henneberg  —  von 
dem  ihm  persönlich  befreundeten  Kaiser  Maximilian  IL  einen  Exspec- 
tanzbrief  für  sich  erwirkt,  der  ihm  fünf  Zwölftel  der  hennebergischen 
Erbschaft  zusicherte,  so  dass  also  nur  sieben  Zwölftel  den  eigentlich 
allein  berechtigten  Ernestinern  verbleiben  sollten"^").  Und  obgleich  1583, 
zur  Zeit  des  Aussterbens  der  hennebergischen  Dynastie,  Friedrich  Wil- 
helm, der  ältere  Sohn  Johann  Wilhelm's,  mündig  geworden  war,  so 
legte  doch  Kurfürst  August  die  Vormundschaft  nicht  nieder,  behielt  sie 
vielmehr  widerrechtlich  bis  zu  seinem  Tode.  \'on  den  hennebergischen 
Landen  kam  die  Herrschaft  Schmalkalden  an  Hessen,  verschiedene  Le- 

40)  Nach  einer  historischen  Darlegung  der  Erne^linisclien  Ansprüche  auf  die  ge- 
sammten hennebergistiieii  Lande  (weim.  geh.  Haupt-  und  Staatsarchiv  Nr.  2002  A.c.), 
in  welciier  das  unredliche  Verfaiiren  des  Kurfürsten  August  ausfüiirlich  und  mit  den 
Abschriften  der  bctrcftenden  Originalbclcge  nacligewiesen  wird,  wurden  an  baarem 
Gelde  134,-548.  Fl.  ausgezahlt,  „auch  sonslen  an  anderen  Aufwendungen  und  hohen 
hennebergischen  Schuldposlen  in  die  539,492  Fl.  (welche  guten  Tbeils  von  dem  fürst- 
lichen Hause  annocli  —  1659  —  verzinset  werden  müssen)  übernommen,  welche  bei- 
den Summen  insgesammt  673,040  Fl.  austragen  und  zu  5  pro  Cenlum  gerechnet,  auf 
33,652  Fl.  jährlicher  Nutzung  sich   erstrecken". 
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hen  fielen  an  das  Bisthum  Würzburg,  welches  überhaupt  schon  von  frü- 
herer Zeit  her  einen  ansehnlichen  Theil  der  ehemals  hennebergischen 
Besitzungen  in  Franken  absorbirt  hatte,  die  Stammlande  aber  blieben, 
da  sich  der  Kurfürst  mit  seinen  Mündeln  über  die  Theilung  nicht 
sogleich  einigen  konnte,  in  den  Händen  einer  Gesammtadministration, 
die  ihren  Sitz  in  Meiningen  hatte  und  bis  1660  währte. 

In  diesem  Jahre  erst  vereinigten  sich  die  Erbinteressenten  zu  einer 
definitiven  Theilung.  Da  jedoch  der  vorausgegangene  dreissigjährige 
Krieg  die  einzelnen  hennebergischen  Aemter  mehr  oder  weniger  ver- 
wüstet und  somit  deren  Ertrag  wesentlich  verändert  hatte,  so  galt  es, 
zuvor  neue  Aratsbeschreibungen**),  d.  h.  Beschreibungen  des  dermali- 
gen Standes  und  Ertrages  der  Aemter  festzustellen ,  auf  Grund  deren 
die  Theilungsportionen  mit  möglichster  Genauigkeit  gemacht  werden 
könnten. 

Weil  zur  Zeit  der  Aufstellung  dieser  Amtsbeschreibungen  von  1659 
die  Verhältnisse  der  Aemter  bezüglich  der  Einwohnerzahl,  der  bewohn- 
ten Häuser  und  der  Steuererträge  von  dem  langen  Kriege  her  noch  in 
einem  pathologischen  Zustande  sich  befanden,  so  sind  behufs  einer  rich- 
tigeren Taxation  die  normalen  Verhältnisse  vor  dem  Kriege  vergleichs- 
weise mit  herbeigezogen,  nämlich  die  Steuererträge  von  1594  und  1631, 
in  welchem  letzteren  Jahre  der  Krieg  zwar  schon  länger  als  ein  Decen- 
nium  getobt  hatte .  ohne  dass  jedoch  die  Integrität  der  Steuerverhält- 
nisse wesentlich  hierdurch  beeinträchtigt  worden  wäre.  Auch  in  Bezug 
auf  die  Zahl  der  Familien  und  »Feuerstätten«  wurde  das  Jahr  1631 
als  den  »guten  Zeiten«  angehörig  betrachtet. 

Diese  auf  Grund  möglichst  genauer  Untersuchungen  angefertigten 
amtlichen  Berichte  aus  verschiedenen  Jahren  sind  um  so  wichtiger,  weil 
sie  uns  die  Möglichkeit  eines  Vergleichs  der  statistischen  \'erhältnisse 
zum  Theil  vor  dem  Kriege,  hauptsächlich  aber  unmittelbar  vor  der  kri- 
tischen Zeit,  als  eben  die  wildesten  Verheerungen  dieser  Landschaften 
eintraten,    dann    unmittelbar   nach    dem    endlichen   Frieden   darbieten. 


41)  Diese  Amtsbesclireibungen  enthielten  folgende  Capitel :  Anschlag  des  Amtes 
und  was  für  Orte  dazu  geliören,  eigenlhümliclie  Häuser  und  Güter,  Fischwasser,  Teiclie 
(Streichteiche,  Slrecl<teiclie,  fisclibarc  und  wüste  Teiche),  Gehölze,  Städte  und  Dorf- 
schaften, ünterthanen  und  Feuerstätten  von  1631  und  1.659,  Gerichte,  Sieucrerträge 
von  1594,  1631  und  1659,  Pfarrer  und  Lehrer,  Besoldungen  derselben,  Palronats- 
rechle,  adelige  Güter,  Sölin-  und  Töciiterlelten,  Erblehen,  Reitliöfc  („welche  einen 
reisigen  Knecht  in  der  Herrschaft  Dienst  stellen  mnsslen"),  Ritterdienste  im  .\mle, 
Heerwagen.  Jagden,  Verzeichnisse  derjenigen  Stücke,  „so  caduk  und  wo  keine  Erben, 
noch  Hoffnung  vorhanden,  dass  sie  wieder  in  Anbau  zu  bringen,"  Gelreidezinsen, 
Amtsgebrechen,  Grenzangaben,  Grenzslreitigkeiten,  etwaige  Recesse. 
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schliesslich  aber  auch  —  und  dies  ist  von  besonderem  Werthe  —  das 
Jahr  1(15!)  mit  herbeiziehen.  Denn  gerade  die  statistischen  Feststellun- 
gen eines  späteren  Jahres,  in  welchem  sich  die  Zustände  einigennassen 
schon  wieder  geklärt,  geordnet  und  befestigt  hatten,  scheinen  mehr  ge- 
eignet als  die  Zeit  gleich  nach  Ifeendigtem  Kriege,  eine  richtige  Schä- 
tzung des  ^'erlustes  an  Menschen  und  Nationalvermögen  zu  ermöglichen. 
Für  die  JU'gründung  dieser  Behauptung  wird  sich  an  geeigneter  Stelle 
die  Gelegenheit  darbieten  *'^). 

Die  Grafschaft  Henneberg  umfasste  in  ihrer  damaligen  Ausdehnung 
gegen  achtundzwanzig  Quadratmeilen  und  bestand  aus  den  Aemtern 
Schleusingen,  Suhl,  Kühndorf  und  Benshausen,  die  jetzt  dem  König- 
reich Preussen,  aus  den  Aemtern  Themar  mit  Behrungen,  Meiningen, 
Massfeld,  Wasungen,  Sand  und  Fraueiibreitungen ,  die  jetzt  dem  Her- 
zogthum  Meiningen,  und  den  Aemtern  Kaltennordheim,  Fischberg  (Derm- 
bach)  und  Ilmenau,  welche  heute  dem  Grossherzogthum  Sachsen  ange- 
hören ^^j. 

(S.  Tabelle  auf  Seite  113  u.  114.) 

Aus  dieser  statistischen  Zusammenstellung  ergiebt  sich,  dass  die 
Familienzahl  des  preussischen  iVntheils  an  der  Grafschaft  Ilenneberg, 
des  jetzigen  Kreises  Schleusingen '*^),  von  1631  bis  1649  um  66.03  p.  Cent 
sich  gemindert,  von  da  an  aber  in  dem  nächstfolgenden  Jahrzehent 
wieder  um  78,37  p.  Cent  sich  erhöht  hat.     Diese  schnelle  Zunahme  der 


42)  Man  vergleiche  hierzu  „Slali.-lisches  aus  der  Zeit  des  dreissigjäln igen  Kriegs 
von  G.  Brückner"  in  dessen  Denknürdigkeilen  aus  Frankens  und  Thüringens  Ge- 
schichte und  Statistik.  Hildburgliausen  1852.  S.  299— 312  und  „Beitrag  zur  Statistik 
und  Geschichte  des  dreissigjährigen  Krieges  von  G.  Brückner"  in  der  Zeilschrift 
für  deutsclie  Kulturgeschichte  von  Müller  und  Falke.  Nürnberg,  Jalirgang  1857 
S.  207  —  238.  Der  um  die  Geschichte,  Statistik  und  Landeskunde  Thüringens  und 
Frankens  hochverdiente  Verfasser  liat  gleichfalls  aus  archivalischen  Quellen  seine  Mit- 
Iheilungen  geschöpft.  Wir  erlauben  uns,  dieselben  zu  benutzen,  soweit  sie  die  unse- 
rigen ,  die  in  anderen  Stücken  wieder  weiter  gehen ,  ergänzen.  Ein  Vergleich  der 
beiderseitigen  Mittheilungen  wird  zeigen,  dass  sie  in  ihren  Resultaten  aus  einander 
gehen,  was  bei  den  betreffenden  Punkten  erörtert  werden  wird. 

43)  In  der  Grafschaft  Henneberg  liegen  zwar  einige  adelige  Dorfschaften,  aber 
es  „hat,  wie  viel  Einer  oder  der  Andere  von  .\dcl  Unterthanen  und  Feuerstätten  be- 
sitzt,  nicht  in  Erfahrung  gebracht  werden  können".  Da  diese  adeligen  Ortschaffen 
eine  Steuer  an  die  Herrschaften  nicht  zu  entrichten  hatten,  so  fanden  die  henneber- 
gischen  Beamten  auch  keine  Veranlassung,  die  Zahl  der  Familien  und  Wohnhäuser 
zu  eruiren. 

47)  Ueber  alle  möglichen  statistisch  dar.-itelibaren  Verhältnisse  der  Gegenwart 
belehrt  die  „Statistik  des  Kreises  Schleusingen  von  Dr.  Herold,  königl.  Kreisland- 
rath.  Schleusingen  1864",  eine  Arbeit,  welche  an  Gründlichkeit,  Ausführlichkeit, 
Klarheit  und  Uebersicht  nichts  zu  wünschen  übrig  lässt. 
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Der  preussische  Antheil  an  der  Grafschaft  Henneberg. 


Zunahme  an: 

Namen 
der 

Familien. 

Wohnhäuser 

Fami- 

Häu- 

lien 

sern 

Ortschaften. 

von  1631-1867 

1631 

1649.1659 

1867 

1631.'1649.!16.59. 

'1867. 

inProc.  in  Proc. 

1. 

Stadt  und  Amt  ScMeusingen. 

1.  Srhleusingen  (SladI) 

398 

126 

263 

755 

403 !  205 

261 

344 

89,70 

-14.64 

2.   Hiiiteriialie      .     .     . 

98 

36 

42 

172 

86; 

48 

120 

75,51 

39,53 

3.  Silbach       .     .     .     . 

13 

5 

7 

23 

19 

8 

17 

76,92 

—10,53 

4.  Schleusinger- Neun- 

dorf   

25 

12 

19 

103 

33 

23 

64 

312,(10 

93,94 

5.  Frauenwald     .     .     . 

58 

23 

27 

180 

53 

25 

116 

210,34 

118,87 

6.  Slützerbach     .     .     . 

2 

4 

4 

162 

21 

3 

98 

8000,00 

4800,00 

7.  Schmiedefeld  .     .     . 

71 

15 

51 

444 

70 ; 

52 

267 

525,35 

281,43 

8.  Vesser    

7 

7 

7 

52 

7' 

7 

34 

642,86 

385,71 

9.  Raasen 

16 

11 

9 

33 

13 

10 

31 

10tj,25 

138,46 

10.  Breilenbach     .     ,     . 

103 

40 

61 

180 

102 

69 

98 

74,76 

-  3,92 

11.  Erlau 

86 

31 

47 

121 

86 

48 

88 

40,70 

2,33 

12.  Hirschbach       .     .     . 

28 

7 

12 

85 

22          1     16 

59 

203,57 

168,18 

13.  Altendainbach       .     . 

46 

10 

25 

102 

53  i              27 

65 

121,74 

22,64 

14    Suliler-  Netindoif     . 

95 

53 

65 

149 

95               65 

87 

56,84 

-  8,42 

15.  Treissbach       .     .     . 

13 

— 

— 

— 

12     —      — 



— 



16.  Fischbach  .     .     .     . 

10 

6 

8 

32 

10  j                9 

22 

220,00 

120,00 

17    Gelhles        .     .     .     . 

28 

12 

17 

48 

21               21 

35 

71,43     66,67 

18.  Zipgelhof    .     .     .     . 

3 

— 

— 

— 

3 

— 

—          

19.  Neunof 

8 

3 

5 

22 

9 

5 

15 

176,00,     66,67 

20.  Ahlstedt      .     .     .     . 

8 

4 

5 

14 

11 

6 

10 

75,00  —  9,09 

21.  Bischofrod       .     .     . 

25 

14 

18 

34 

27 

23 

27 

36,001       0,00 

22.  Eichenberg      .     .     . 

24 

1 

2 

35 

23 

5 

26 

45,83;    13,04 

23.  Rappelsdorf     .     .     . 

28 

11 

18 

71 

34 

25 

52 

153,57!     52,94 

24.  Geisenhöhn     .     .     . 

22 

6 

16 

29 

25  J          1     21 

25 

31,82       0,00 

25.  Gotlfriedsberg      .     . 

9 



4 

15 

9            i       6 

13 

66,67     44,44 

26.   Neuendambach     .     . 

20 

— 

4 

19 

20           1       6 

15 

—  5,00  —25,00 

27.  Gcriiardsgcreuth 

36 

8 

11 

56 

36               22 

45 

55,56     25,00 

28.  Wiedersbach    .     .     . 

40 

9 

18 

70 

40               35 

47 

75,00     17.50 

29.  Ralscber     .     .     .     . 

24 

11 

19 

35 

24               23 

26 

45,83 

8,33 

30.  Heckengereuth     .     . 

12 

6 

8 

15 

12! 

10 

12 

25,00 

0,00 

31.  Oberrod      .     .     .     . 

14 

5 

9 

15 

14 

8 

14 

7,14 

0,00 

32.  Waklau 

49 

10 

24 

126 

48 

24 

73 

563,16 

52,08 

33.  Schönau      .     .     .     . 

36 

12 

18 

62 

45 

23 

39 

72,22 

—13,33 

34.  Langenbach     .     .     . 

21 

5 

5 

45 

21 

6 

34 

114,29     61,90 

35.  Sleinbarli   .     .     .     . 

22 

6 

6 

51 

23                 4 

41 

133,33     78,26 

36.  Wickenhof      .     .     . 

(1) 

U) 

Summa 

1498 

509 

854 

3355 

1511     707  1  944 

2U59 

123,97     36,27 

2.    Sti 

idt  ui 

id  Am 

t  Suhla. 

37.  Suhia     (Stadt)     mit 

14001 

551 

936 

1996 

800     508 ;  816 

982 

42,57     22,75 

den    Hämmern")     . 

!           ! 

38.  Heinrichs  (Flecken) 

200 

76 

108 

306 

168      811  149 

173 

53,00       2,98 

39.  Albrechts    mit    Lin- 

1 

1 

senhof    

74 

38 

56 

272 

51      39  i     36 

152 

267,57i  198,04 

40.  Goldlauter       .     .     . 

52 

30 

67 

340 

62       39  i     46 

211 

553,85    240,32 

Summa 

1726 

695 

1167 

2914 

1081 

667 

1047 

1518 

68,83 

40,31 

44)  „Die  eigentliche  Anzahl  der  ünterllianen  anno  1631  kann  man  wegen   deren 
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O,   Kius, 


Xunaliiiic  an: 

Namen 
der 

t'aniilicri. 

...  ,    ,  -                     Fami-      Häu- 
lien        Bern 

Ortsrhafteii. 

von  1631— 1867 

1(i:J1.  164!).  1  ()-)!) 

1867. 

1631.  1649.  1659.  1867   in  Proc  in  Proc. 

41.  Kiilindort    . 

42.  Rohr       .     . 

43.  Dillstedt      . 

44.  Wiclitshaiisrn 

45.  Diel/.liansen 

46.  ]>1äbcndorf 

47.  Cliristes      . 

48.  Utendorf«) 


Summa 


3.  Amt  Kühndorf. 
156   26   71   216  143 


90 
45 
50 
26 
43 
56 


16 

5 

7 

5 

13 

22 


55 
10 
12 
10 
19 
32 


136  95 

108  45 

131  56 

79  34 

112  41 

56  57 


43 

61 

159 

38,64 

30 

56 

128 

65,25 

16 

51 

105 

51,11 

4 

11 

76 

140,00 

5 

12 

86 

162,00 

6 

8 

50 

203,85 

13 

22 

71 

160,47 

22 

33 

46 

0,00 

11,19 
0,00 
10,53 
68,89 
53,57 
47,06 
73,17 
-19,30 


584  119  268  1033  599  139  2.34  721   76,88   20,37 


4. 

Amt 

Benshausen. 

1)18)       . 

140 
95 
32 

95 

58 

6 

178 

108 

15 

397    142 

296     85 
67      30 

111 

64 
6 

125 

78 
10 

240 

198 

51 

183,57 
211,58 
109,38 

69,01 
132,94 

70,00 

Summa 

267 

159 

301 

760    257 

181 

213 

489 

184,64 

90,27 

49.  Bensliausen 

(Fleckei 

50.  Viernau 
61.  Ebertshausen 


Bevölkerung  tritt  besonders  hervor  bei  den  Acmtern  Kühndorf  mit 
125,21  p.  Cent  und  Benshausen  mit  89,31  p.  Cent.  Beide  Aemter  zu- 
sammen zeigen  eine  Vermehrung  von  104,68  p.  Cent.  Ihre  Bevölke- 
rung nährt  sich  vom  Ackerbau,  und  es  tritt  uns  schon  hier  die  Wahr- 
nehmung entgegen,  dass  die  Ackerbau  treibenden  Districte  sich  alsbald 
nach  dem  Kriege  schneller  bevölkerten,  als  die  unmittelbar  an  und  auf 
dem  thüringer  Walde  gelegenen  W'alddörfer.  welche  erst  in  späterer 
Zeit  mit  dem  Aufblühen  ihrer  Industrie  eine  dann  allerdings  auch 
rasche  Bevölkerungszunahme  erfuhren. 

Es  gilt  nun,  zunächst  die  Frage  zu  beantworten,  wie  diese  über- 
raschende Zunahme  der  Bevölkerung  von  1649  bis  1659  zu  erklären  ist. 
Die  Beantwortung  dieser  Frage  fällt  genau  zusammen  mit  der  Begrün- 
dung unserer  oben  aufgestellten  Behauptung,  dass  gerade  eine  spätere 


in  dem  anno  1634  geschehenen  feindlichen  kroatischen  Einfälle  und  auch  brandver- 
dorbenen Register  und  Stadtbücher  nicht  haben.  Es  erinnern  sich  aber  noch  alle 
Leute,  ^\ie  viel  vor  dem  Einfalle  an  erbgehuldigten  Unterthanen  ungefähr  gewesen 
seien." 

45)  Utendorf  wurde  erst  einige  Jahre  nach  erfolgter  hennebergischen  Theilung 
an  die  Ernestinische  Linie  herausgegeben  und  gehört  jetzt  zu  Sleiningen. 

46)  Die  auffallende  Bevölkerungszunahme  vom  J.  1659  gegen  die  familienzahl 
von  1631  in  den  Orten  Benshausen  und  Viernau  erklärt  sich  durch  den  während  des 
Kriegs  erfolgten  Zuzug  von  hennebergischen  Unterthanen  aus  Dietzhausen,  Mehlis, 
Herges ,   Stilla  und  Schwarza. 
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Zeit  nach  dem  Kriege  für  die  Schätzung  des  wirklichen  Menschenver- 
lustes von  Bedeutung  und  mehr  als  das  Jahr  1649,  geschweige  denn 
ein  solches  aus  den  schlimmsten  Kriegsjahren  hierzu  geeignet  sei.  Es 
ist  zu  bedauern,  dass  aus  dem  Jahre  1655  nur  von  drei  hennebergi- 
schen  Aemtern  statistische  Notizen  vorliegen ;  da  diese  nicht  weiter 
reichen,  so  müssen  wir  zu  den  aus  dem  Jahre  1659  vorhandenen  grei- 
fen, und  obwohl  der  Bogen  hierdurch  etwas  weit  gespannt  wird,  indem 
sich  bis  dahin  die  Bevölkerung  schon  etwas  aus  sich  selbst  heraus  ver- 
mehrt haben  konnte,  dürfte  doch  das  Richtige  eher  gefunden  werden, 
als  durch  den  Bevölkerungsstand  von  1649,  wie  eben  dargethan  wer- 
den soll. 

Die  ersten  Jahre  nach  dem  Frieden,  an  dessen  Bestand  man  kaum 
zu  glauben  wagte,  vermochten  die  Unruhe  und  Angst  der  Bevölkerung 
noch  nicht  zu  verscheuchen.  Unerschwingliche  Kriegssteuern  mussten 
erst  noch  aufgebracht  werden ,  zu  deren  Erpressung  die  Heerhaufen 
noch  in  verschiedenen  Ländern  liegen  blieben.  Die  Grafschaft  Henne- 
berg musste  ihrer  Seits  zu  der  den  Schweden  zu  zahlenden  Kriegsent- 
schädigung allein  26350  Fl.  beitragen.  Viele  Tausende  der  aus  der 
Heimath  geflüchteten  Bewohner  hatten  zum  Theil  in  weiter  Ferne  ein 
vorläufiges  Plätzchen  zu  ihrer  Sicherheit  gefunden,  von  wo  aus  sie  erst 
nach  und  nach,  nicht  selten  erist  nach  Jahren,  als  sich  die  Verhältnisse 
zu  klären  und  zu  befestigen  angefangen  hatten  und  als  Sicherheit  und 
Ruhe  allmälig  hergestellt  schienen,  in  die  alte  Heimath  zurückzukehren 
wagten.  Andere  schwärmten  noch  heimathlos  umher.  Diese  freiwilligen 
Exulanten,  dazu  herrenloses  Gesindel  aller  Art,  welches  »dem  Kriegs- 
wesen nachgezogen«,  ein  Strom  von  Bettlern,  Vagabunden,  Gaunern 
und  Räubern,  die  vom  Bettel,  von  Betrug  und  Raub  lebten,  vermischt 
mit  ehrlichen  Leuten,  bildeten  neben  dem  entlassenen  Kriegsvolke  und 
dem  ihm  anhängenden  Tross  von  Weibern  und  Kindern  eine  mobile 
Bevölkerung,  die  sich  nicht  sogleich  nach  dem  Frieden  dauernd  nieder- 
liess.  Auch  viel  ansässiges  Gesindel,  welches  nichts  zu  verlieren,  son- 
dern nur  zu  gewinnen  hofl'te,  sah  sich  in  jenen  l'agen ,  wo  die  schön- 
sten Landschaften  mit  ergiebigem  Boden  verödet  lagen  und  zur  Nie- 
derlassung einluden,  zum  Wechsel  des  Wohnorts  veranlasst. 

Immerhin  vergingen  Jahre,  bis  sich  diese  mobilen  Elemente  der 
Bevölkerung  da  und  dort  dauernd  ablagerten,  und  erst  nachdem  diese 
Ablagerungen ,  die  aller  Orten  vorkamen ,  sich  vollzogen  hatten ,  Hess 
sich  übersehen ,  was  an  Menschen  nach  dem  Kriege  übrig  geblieben 
war;  denn  jedes  Land  hatte  seinen  Beitrag  zu  dieser  Klasse  von  An- 
siedlern   geliefert.     Solche   Elemente   sind   zu   ihrem   Theile   natürlich 
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auch  der  GiafschaCt  Ilcnncberf,'  /u^'üHo.ssen ,  und  es  ist  von  derselben 
gewiss  nicht  zu  behaupten,  dass  sie  durch  Frnclitb.'irkeit.  de.^  Bodens 
oder  durch  den  natürlichen  Reichthum  und  (Umi  Kciz  ihier  Landschaft 
mehr  als  den  ihr  /ukihnnilicheu  Anthcil  an  <ler  beweglichen  Bevölke- 
rung hätte  an  sich  ziehen  können. 

Diese  aus  dem  Kriege  herridu'enden  Ablagerungen  sind  daher  eben- 
sowohl als  die  aus  dem  Kriege  gerettete,  sesshaft  gebliebene  Bevölke- 
rung mitzuzählen.  Und  wenn  wir  die  überraschende  Zunahme  der  Be- 
völkerung von  1649  bis  1659  betrachten,  welche  sich  in  dem  jetzt 
preussischen  Antheile  auf  78.37  }>.  Cent,  in  der  ganzen  Grafschaft  auf 
73,16  p.  Cent,  in  einzelnen  Aemtern  aber,  geschweige  denn  in  einzel- 
nen Ortschaften,  noch  viel  höher  beläuft,  wie  denn  allein  die  drei  an 
einander  liegenden  Aemter  Wasungen.  Sand  und  Frauenbreitungen  schon 
in  sechs  Jahren,  nämlich  von  164!)  bis  1655,  einen  Familienzuwachs 
von  100  p.  Cent  erfuhren:  so  vermögen  wir  auf  die  gewaltige  Masse 
des  Zuzugs  zu  schlicssen ,  gleichviel  ob  dieser  aus  der  früher  geflüch- 
teten Bevölkerung  oder  aus  den  oben  bezeichneten  Ablagerungen  her- 
rührte, während  wir  uns  zugleich  der  Ueberzeugung  nicht  entschlagen 
können,  dass  die  sesshafte  Bevölkerung  von  1649  aus  sich  allein  heraus 
und  in  so  kurzer  Zeit  nimmermehr  eine  Vermehrung  der  Familien  um 
so  viel  Procente  zu  Stande  gebracht  haben  konnte.  Heirathen  sollen 
zwar  nach  dem  Kriege  in  Menge  abgeschlossen  worden  sein ,  aber  die 
heirathslustigen  Leute  stellten  sich  erst  na(di  dem  Kriege  ein. 

Ständen  uns  statistische  Angaben  über  die  Ikvölkerung  aus  den 
unglücklichsten  Zeiten  des  Kriegs  von  1686  bis  1642  aus  dieser  Land- 
schaft zu  Gebote,  so  würde  der  Menschenverlust  ungleich  erschreck- 
licher erscheinen ,  aber  auch  nur  scheinen ;  denn  in  Wirklichkeit  war 
ein  sehr  ansehnlicher  Volkstheil  in  der  Fremde,  der  noch  lebte  und  an 
eine  einstige  Rückkehr  dachte.  Die  oben  mitgetheilten  Bevölkerungs- 
verhältnisse von  138  Ortschaften  in  Thüringen  aus  den  schlimmsten 
Zeiten  von  1640  und  1642  Hessen  erkennen,  wie  viele  Bewohner  ge- 
flüchtet waren,  wenn  allein  die  Stadt  Weimar  notorisch  über  viertausend 
■wohlgezählten  Landleuten  in  ihren  Mauern  Zuflucht  gewährte.  Es  würde 
also  gegen  die  W^ahrheit  laufen,  wenn  wir  die  in  loco  gebliebenen  Fa- 
milien oder  Einwohner  als  den  ganzen  Rest  der  früheren  Bevölkerung 
betrachten  wollten. 

Wie  bedeutend  hiernach  das  Resultat  des  durch  den  dreissigjähri- 
gen  Krieg  verursachten  Bevölkerungsverlustes  ditferiit,  jenachdem  wir 
bloss  die  Familienzahl  von  1649  berücksichtigen  und  den  allmäligen 
Niederschlag  jener  eben   geschilderten   mobilen  Bevölkerung  ignoriren, 
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oder  aber  nach  unserer  Ansicht  diese  Ablagerungen  als  zum  Rest  der 
Bevölkerung  gehörig  mit  in  Rechnung  ziehen.  —  das  wird  sich,  wenn 
wir  am  Schlüsse  die  Summe  ziehen,  ganz  augenscheinlich  ergeben. 

Die  Anzahl  der  bewohnten  Häuser  verringerte  sich  natürlich  pro- 
portional der  verminderten  Familienzahl,  ohne  dass  darum  die  unbe- 
wohnten sämmtlich  als  nicht  mehr  vorhanden  betrachtet  werden  müss- 
ten;  daher  stieg  auch  die  Häuserzahl  bis  1659  wieder  um  47,01  p.  Cent. 
Während  aber  die  Familienzahl  von  1659  bis  1867  um  211,25  p.  Cent 
wuchs,  stieg  die  Häuserzahl  nur  um  94,75  p.  Cent,  was  indessen  ge- 
wiss weniger  in  dem  materiellen  Unvermögen  der  Bewohner,  als  in  der 
später  mehr  hervortretenden  Neigung  derselben  zu  einem  engeren  Zu- 
sammenschliessen  seine  Begründung  linden  dürfte. 

Der  S.-Meiningische  Antheil  an  der  Grafschaft  Henneberg. 


Zunahme  an: 

Namen 

Fami-     Häu- 

Familien. 

rt'ohnl 

aus  er 

der 

lien        sern 

Ortschaften. 

von  1631—1867 

1631. 

1649. 

1659. 

1867. 

1631. 

1649.1659. 

1867. 

in  Proc.  in  Proc. 

Amt  Themar 

mit  Behrungen. 

52.  Themar  (Sladl)^«}  . 

298 

86 

127 

388 

278 

69 

127 

258 

30,20  —  7,19 

53.  Griiiunelsliausen 

34 

6 

15 

38 

35 

6 

20 

35 

11,76        0,00 

54.  Ehrenberg  .... 

44 

•7 

14 

39 

3S 

7 

18 

39 

-11,36       2.63 

55.  Siegritz       .... 

37 

8 

9 

43 

38 

7 

14 

40 

16,22        5,26 

56.  Reurielh      .... 

56 

21 

26 

101 

58 

20 

47 

102 

80,36      75,86 

57.  Dingslebeii       .     .     . 

70 

10 

24 

64 

74 

8 

25 

59 

8,57-20,27 

58.  Beiiiersfatit      .     .     . 

59.  St.  Bernliard   .     .     . 

jlOl 

10 

20 

93 
63 

102 

10 

22 

71 

48 

54,46      51,96 

60.  Obeiidorf    .     .  *  .     . 

28 

8 

17 

38 

34 

5 

24 

36 

3,57       5,88 

61.  Exdorf 

94 

29 

36 

115 

91 

29 

56 

80 

22,34  -12,09 

62.   Waclienbrunn       .     . 

29 

5 

9 

35 

34 

3 

13 

33 

20,69  -  2,94 

63.  Lengfeld     .... 

69 

24 

37 

85 

72 

21 

49 

75 

23,19       4.17 

64.   Tachbach     .... 

16 

10 

11 

24 

16 

8 

11 

24 

50,00       5,00 

65.  Grub      

18 

3 

7 

30 

19 

3 

7 

30 

66,67     57,89 

66.  Scliinelieim      .     .     . 

45 

13 

16 

68 

43 

14 

22 

53 

51,11      23,26 

67.  Behrungen  (Flecken) 

120 

58 

72 

130 

120 

23 

75 

121 

8,33       0,83 

Summa 

1059 

298 

440 

1354 

1052 

243 

530 

1104 

27,861       4,94 

48)  Dass  die  Berichte  der  Zeitgenossen  nicht  ohne  Vorsicht  aufzunehmen  sind, 
möge  als  Beispiel  nachfolgende  Relation  des  Sladtschreibers  Kaspar  Mai  beweisen, 
weiche  die  Grösse  der  von  der  Stadt  Themar  durch  die  Croaten  erlittenen  Verwü- 
stung darstellen  soll  und  deshalb  von  Brückner  cjtirt  wird.  Dieser  zeitgenössische 
Gewährsmann  bericiitet  (vergl.  Brückner  in  „Beitrag  zur  Slat.  und  Gesch.  des 
30jälirigen  Kriegs"  in  der  Zeitschr.  für  deutsche  Kulturgesch.  .lahrg.  1857  S.217f.), 
die  Stadt  Themar  habe  vor  der  Katastrophe  am  16.  Ocl.  1634  ausser  an  öffentlichen 
Gebäuden  besessen  „278  schöne  Wohnhäuser  und  zweimal  so  viel  \i'bengibäude ,  die 
sammt  fast  allen  öffentlichen  Bauten  bis  auf  69  der  geringsten  Häuslein  durch  Feuer 
vernichtet  wurden,  und  auch  diese  wären  vernichtet  worden,  wenn  die  Croaten  die- 
selben nicht  für  ihre  Winterquartiere   bewahrt   hätten".     Da  jedoch   heute   die  Stadt 
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0.    K  i  u  s 


Nanu'ii 

der 

Oilscliaflen 


F.imilirn. 


Wohnhäuser. 


/uiiahtiie   an: 

F;)mi-      Häu- 

lien        gern 

von  1631— 18«7 

1(;;{1.  ItJ'iÜ.  I(i5!).  t8l)7.  lti:n.  Iliül.  Iti')!).  18li7.  in  Pro.-,  in  Proc. 


69.  Vadulorf     . 

70.  L.'ulersdorf 

71.  OueionCeld 


Stadt 

und  Amt  Me 

iningen. 

.-<dl 

11. , 

()i2 

335 

360 

l.-)!)2 

612 

352 

389 

607 

147,98 

-  0,82 

liS 

49 

62 

141 

163 

59 

76 

122 

-  2,27 

-25,12 

68 

22 

31 

74 

69 

22 

40 

66 

8,82 

-  4,35 

112 

18 

39 

156 

123 

25 

84 

121 

39.29 

-  1,62 

Summa 

967 

424 

492 

1963 

967 

458 

589 

916 

103,00 

—  5,27 

72. 
73. 
74. 

75. 
76. 
77. 
78. 
79. 
80. 
81. 
82. 
83. 
84. 
85. 
86. 
87. 
88. 
89. 
90. 
91. 


L'nlermassfeUl 
Obermassfeld  . 
Einiiau.sen  . 
Belrieih       .     . 
HilsduMihnuscn 
Wöifersiiausen 
Neubrunn    . 
Jüchsen       .     . 
BeiUacli 
Siilzfeid      .     . 
Hennobcrg 
Hermannsfeld 
Siedlungen 
Wilmars"^') 
Bellenhausen  . 
Serba      .     .     . 
Herpf     .     .     . 
Slepfer.sliausen 
Solz  .... 
Dreissigacker  . 


Summa 


81 
70 
60 
75 
48 
36 
65 

190 
17 

136 
76 
42 
96 

(32) 

(l86 

150 

150 

46 

41 


12 
11 

8 

8 

10 

14 
21 

3 
17 
10 

1 


Amt  Massfeld' 

21   163 
23   96 


29 
17 

18 
12 
23 


76 
81 
59 
65 

81 


55  210 

8   114 


75  — 

71  10 

42  8 

74  8 

35  9 

53  - 

14  14 

184  21 

17  3 


16  101 
24   66 


38 
30 
16 

38 

(12) 


96 

128 
78 
65 


107 
79 
44 
54 

(33) 


8 
10 


28 
21 

18 
13 
27 
52 
5 
36 
27 
19 
30 
(12) 


75 
80 
54 
62 
80 
179 
105 
94 
99 
71 
64 


101,23 
37,14 

26,67 
8,00 
22,92 
80,56 
24,62 
10,53 
570,59 

-29,41 
68,39 
85,71 

-32,29 


34,40 

-  7,04 
78,57 

8,11 
54,21 
16,98 
14,29 

-  2,72 
517,65 
-12,15 

25,32 
61,36 
18,52 


27 
10 

76 

171 
30 

158 

27 
10 

56 

125 

30 

26 

48 

118 

120 

26 

44 

118 

33 

54 

134 

128 

31 

53 

113 

7 

22 

53 

40 

7 

19 

50 

19 

24 

71 

45, 

— 

22 

51 

1,90 
1,67 


8,06 

—21,33 

-10,67-11,72 
15,22  25,00 
73,17      13,33 


1565    245     552    1889  1475    198     510    1617       20,70        9,63 


Themar  (vergl.  BrücUner's  Landeskunde  des  Herzoglh.  Meiningen  Thl.  11  S.  234) 
nur  23  Hauptgebäude  und  210  „meist  zweistöckig  kleine,  wenig  slaltiiclie"  Wohn- 
und  17  Werkhäuser  in  ihren  Mauern  einschliesst,  so  erscheint  es  ganz  unbegreiflich, 
wie  auf  dem  schon  lange  vor  dem  dreissigjälirigen  Kriege  mit  einer  Mauer  umgrenz- 
ten Stadlgebiele  bis  1634  ausser  den  öflFenllichen  Gebäuden  278  schöne  Wohnhäuser 
mit  zweimal  so  viel  Nebengebäuden  Platz  gefunden  haben  sollen.  Dass  aber  von  den 
schönen  Wohnhäusern  die  Croaten  gerade  die  geringsten  Häuslein  vor  dem  Brande 
geschülzt  iiaben  sollen,  um  sie  für  ihre  Winterquartiere  zu  bewahren,  würde  von 
einer  Barbarenbescheidenheit  zeugen,  die  den  Croaten  sonst  wohl  nicht  nachgerühmt 
werden   kann. 

49)  Nach  einer  anderen  Angabe  waren  in  der  Stadt  Meiningen  1631  an  811  Un- 
terthanen  und  616  Feuerstätten  und  1659  an  365  Unterthanen.  Was  Meiningen  wäh- 
rend des  dreissigjährigen  Kriegs  zu  leiden  hatte,  schildert  Prof.  Dr.  \.  E  mm  rieh's 
Geschichte  der  Stadt  Meiningen  im  Osterprogramme  der  dortigen  Realschule  1869. 

50)  Während  im  J.  1649  vom  ganzen  Amte  Massfeld  nur  das  Dorf  Betfenhausen 
40  Schafe  hatte,  befanden  sich  1659  auf  dem  Kammergute  zu  üntermassfeld  neben 
22  Stück  Rindvieh  wieder  570  und  in  Jüchsen  360  Stück  Schafvieh. 

51)  Das  Dorf  Wilmars  gehört  jetzt  zu  Bayern. 
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Mehr  noch  als  der  jetzt  preu?sische  Antheil  an  der  ehemaligen 
Grafschaft  Henneberg  hatten  die  drei  jetzt  nieiningischen  Aemter  The- 
niar,  Meiningen  und  Massfeld  durch  den  Krieg  gelitten.  Im  October 
1634  nämlich  nach  der  Schlacht  bei  Nördlingen  erschien  Isolani  mit 
seinen  Croaten ,  brannte  Städte  und  Dörfer  nieder  und  brandschatzte 
das  Land,  welches  seine  Schaaren  bis  zum  Frühling  1635  unterhalten 
musste.  Die  Familienzahl  der  drei  Aemter  war  bis  1649  sogar  um 
73,07,  die  Häuserzahl  um  75,13  p.  Cent  gesunken;  jene  stieg  bis  1659 
nur  wieder  um  53,46,  diese  um  87,46  p.  Cent.  —  Das  an  Ortschaften 
reiche  Amt  Massfeld  hatte  zwar  84,35  p.  Cent  seiner  Bevölkerung  und 
86,58  p.  Cent  seiner  Häuser  verloren,  stieg  jedoch  bezüglich  seiner 
Familienzahl  bis  1659  wieder  um  125,31  p.  Cent,  d.  h.  auf  wenig  mehr 
als  ein  Dritttheil  seiner  früheren  Höhe,  während  das  Amt  Themar  und 
noch  mehr  Stadt  und  Amt  Meiningen  sich  nur  langsam  erholten.  Die 
Aemter  Themar  und  Massfeld  sind  auch  rücksichtlich  der  Jahre  1631 
bis  1867  nur  wenig  an  Familienzahl  gestiegen,  nämlich  jenes  um  27,86, 
dieses  um  20,70  p.  Cent;  nur  die  Stadt  Meiningen,  obwohl  sie  sich 
nicht  wieder  zu  ihrer  industriellen  Höhe  vor  dem  Kriege  schwingen 
konnte,  hat  als  spätere  Residenz  und  durch  den  Hinzutritt  anderer 
Factoren  bedeutend  (148  p.  C.)  an  Familienzahl  (ohne  Militär)  gewon- 
nen. Wenn  die  heutige  Zahl  der  Wohnhäuser  in  der  Stadt  Meiningen 
sogar  um  5  geringer  ist  als  1631,  so  deutet  der  Umstand,  dass  sie 
damals  nur  642,  jetzt  aber  1592  Familien  beherbergt,  auf  die  Unan- 
sehnlichkeit  jener  gewiss  meist  dorfartigeu  Häuser  •^'■^),  die  in  der  Regel 
nur  einer  einzigen  Familie  zur  Wohnung  dienten,  gegenüber  den  jetzt 
einer  Residenz  würdigen  Häuserreihen.  Ueberhaupt  haben  gerade  diese 
drei  Aemter  von  1631  bis  1867  nur  den  kleinen  Zuwachs  von  4,09 
p.  Cent  ihrer  Häuser  erfahren,  zeigen  dagegen  jetzt  in  den  wohlhaben- 
deren Orten  gewiss  auch  weit  stattlichere  Gebäude. 

(S.  die  Tabelle  aul"  folgender  Seite.) 

Aus  den  vormaligen  Aemtern  Wasungen,  Sand  und  Frauenbrei- 
tungen  sind  wir  so  glücklich  umfassendere  statistische  Nachrichten  zu 
besitzen.  Im  Dezember  1654  forderte  nämlich  die  gemeinschaftliche 
Regierung  in  Meiningen  die  genannten  Aemter  (und  wahrscheinlich  die 
übrigen  auch)  zum  Bericht  auf,  »wieviel  bei  Anfang  des  teutschen 
Krieges   in   Anno  1618   sich  jedes   Orts   in   Städten   und   Dorfschaflen 

52)  Die  Kleinheit  der  Häuser  in  der  Sladt  Meiningen  um  1631  springt  noch 
melir  in  die  Augen,  nenn  man  erwägt,  dass  die  damaligen  612  Häuser  auf  dem 
durch  die  Stadtmauer  eng  umgrenzten  Gebiete  Platz  fanden,  wälirend  die  iieutigen 
607  Wohniiäuser  sich  weit  über  die  Grenzen  des  alten  Stadlgebiels  hinaus  erstrecken. 
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0.   Kius. 


Natricii 

der 

Ortscliaflen. 

Faiiiilioii 

W 

Ollll 

länger. 

/uiioliine  an: 

Fatni- 
;     lien     ; 

Häu- 
sern 

od 

'X. 

I«  ; 

-r 

■-0 

^    1 

CO 

n 

^ 

-^ 

•0 

Ivon  1631 

—1867 

in  Proc.  in  Proc. 

Das  Amt  Wasungen. 


92.  Wasun^;en  (Sladl) 

93.  Scli\vaiiiiny;eii  . 

94.  .Metzeis  .  .  . 
9.'>.  Waiibycli  .  . 
9H.   Niederstlinialkatd 

97.  .Mehmels       .     . 

98.  Müokers.     .     . 

99.  Melkers  .     .     . 


3.V4  21)4  V.W  !().'')  2()i  557  215  136  148  323  1 10,98 

10110")   9  37  46  187  9.>  7  40  124  78,10 

77  90  27  37  43  93  97  25  42  70  3,33 

.50  52  8  10  16  55  52  8  17  42  5,77 

5  16    20  83  31  5  19    50  130,56 
9  17    16  90  29  9  18    59  114,29 

6  7     7  48  22  6  6    28  118,18 
4  6'     7  36  6  4  7    36  500,00 


3S  36 

42  42 

21  22 

7  6 


50.23 

30,53 

-27,84 

—19,23 

61,29 

103,45 

27,27 

500,00 


100. 
101. 

102. 
103. 
104. 
105. 
106. 
107. 
108. 
109. 
110. 
111. 


112. 
113. 
114. 
115. 
116. 
117. 
118. 
119. 
120. 
121. 
122. 


Friedelsliausen 
Hfiinpfersbausen  m.  Klo 
sler  Sinncrsliausen 
Kaitenlengsfeld 
Oepfershausen 
Oberkatz      .     . 
Unlerkafz     .     . 
Wabns 

Sclnvarzbach  . 
Eckards  .  .  . 
Rosa  .... 
Bernsliausen  . 
Georgenzell 


Summa  1600  617  198  2!);')  359  1149  547  200  297  732      86,22      33,82 
Das   Amt  Sand. 
[107    90    18   40    29    143   70    17    45 107     58,89     52,86 


89'  97     8'  30  34  89!  97, 

116  120    20  45  37  109  97 

106  101    20  30  36  137  99 

90    82'  12  41  44  92  64 

73   64i     4  25  28;  107;  55 

41i  38'     4  11  u:  109,  32 

64    51i     6  18  15  103  53 

57    50     6  16  16  77i  29 

51    60      2  10;  lOj  64|  60 

38   33     3  11  8  33  is 

15    13|  —  3  2  33!  13 


8  50101 

18  42  104 

19  46  116 
12  40    81 

5  30    76 
4  11    80 

6  16    71 
6  21    61 

2  12    49 

3  11    29 
—  6    27 


—  8,25 

—  9,17 
35,64 
12,26 
67,19 

186,84 

101,96 

54,00 

6,67 

0,00 

153,85 


4,12 

7,22 

17,17 

26,56 

38,18 

150,00 
33,96 

110,ai 

-18,33 
61,11 

107,69 


Summa  S847|799|103,280|270|1096|687|l00|330|902|     37,17|     31,30 


Das  Ami 

Frauenbreitungen. 

Frauenbreiliingen      .     . 

81i  79    21    23 

27 

137    62    10    22    91      73,42     46,77 

Altetibreitungen    . 

104141    11    42 

53 

230    91    10    44158     63,12     73,63 

Wernsliausen    .     . 

83    90'  13    30 

40 

193    581  13   33131    114,44    125,86 

Helmers  .     .     . 

27   29      3    15 

16 

64 

23      3    16;  48    120,69    108,70 

Hauenliof     .     . 

1      2|  -1     1 

1 

3 

2   —     1;     3     50,00      50,00 

Neuenbof     .     . 

3     3—1 

1 

12 

3!  —      1    11    300,00   266,67 

Beyeroda      .     . 

3     3 

—      3     3 

17 

3I  _!     3    16    466,67    433,33 

Knollenbarh 

2;     3 

-■  -!   1 

13 

2i  —1     1    12    333,33    500,00 

Meimers       .     . 

5     6 

-;     5!     5 

41 

6    -'     5    31    583,33   416,67 

Kraimer  .     .     . 

1      1 

-  1  -1     i 

3 

1'  -      1      3   200,00   200,00 

Farnbach      .     . 

2     3 

-;     2:     3 

21     3    -      3     2-33,33-33,33 

^ 

>un 

ima 

312|360 

48|122 

151 

715 

254|  36|130|506|     98,61 1     99,21 

Haushalte  befunden ,  auch  wieviel  deren  itzo  jedes  Orts  seien«.  Diese 
im  Herzogl.  S.-Goth.  Staatsarchive  noch  vorhandenen  Notizen  lassen  uns 
einestheils  ersehen,  dass  von  1618  bis  1631  mit  Ausnahme  der  Stadt 
Wasungen ,  welche  aus  unersichtlicher  Ursache  90  Familien  verloren 
hatte,  die  übrigen  dreissig  Ortschaften  wenigstens  in  ihrer  Gesammt- 
heit  nicht  zurückgegangen  waren,  sondern  sogar  einen  kleinen  Familien- 
zuwachs  von  1,14  p.  Cent  erfahren  hatten  j    anderer  Seits   zeigen   sie, 
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dass  die  durch  den  Krieg  sehr  hart  mitgenommenen  Aerater,  welche 
1649  auf  19,65  p.  Cent  reducirt  waren,  sich  in  der  kurzen  Zeit  von 
1649  bis  1655  wieder  um  100  p.  Cent  Familien  —  darunter  das  Amt 
Sand  um  171,85,  Frauenbreitungen  um  154.17,  beide  zusammen  aber 
um  166,22  p.  Cent  —  hinaufgeschwungen  hatten.  —  Wenn  nicht  schon 
die  oben  angezogenen  Vergleichungen  der  Familienzahlen  von  1649 
und  1659  zum  Beweise  der  Behauptung,  dass  noch  Jahre  lang  nach 
dem  Kriege  theils  die  früher  geflüchtete  Bevölkerung  heimkehrte,  theils 
aus  dem  Kriege  abgelagerte  Volkstheile  sich  niederliessen ,  hinlänglich 
genügten ,  so  würden  die  zuletzt  angeführten  Procentzahlen  bis  zur 
Evidenz  darthun ,  dass  bei  einer  so  enormen  Familienzunahme  an  eine 
Vermehrung  derselben  aus  sich  allein  heraus  nicht  zu  denken  ist.  Dass 
der  Strom  der  Ansiedler  noch  fortwogte  und  das  Suchen  nach  Wohn- 
sitzen selbst  nach  1655  noch  fortdauerte,  geht  ferner  daraus  hervor, 
dass  von  1655  bis  1659  die  Aemter  Wasungeu  und  Frauenbreitungen 
zwar  um  22,30  p.  Cent  zunahmen,  das  Amt  Sand  aber  in  derselben 
Zeit  3,57  p.  Cent  verlor.  In  der  Beschreibung  dieses  Amtes  vom  Jahre 
1659  wird  auch  ausdrücklich  erwähnt,  es  seien  zwar  Ansiedler  dage- 
wesen, aber  wegen  des  vielen  Sandes  und  Wildes  wieder  fortgezogen. 

Die  Bevölkerungszunahme  der  drei  Aemter  an  Familien  beträgt 
von  1659  bis  1867  zwar  279,49,  die  Zunahme  der  Wohnhäuser  aber 
nur  182,69  p.  Cent. 


Der  Sachsen- Weimarische  Antheil  an  der  Grafschaft 

H  e  n  n  e  b  e  r  g. 


Ztinaiime  an: 

Namen 

Fami-      Häii- 

der 

Familien. 

Hü  IUI 

läuser. 

lien        Sern 

Ortschaften. 

von  1631—1867 

1631.1 1649.[1659. 1867. 

163171649: 

1659.1867. 

in  Proc.jiii  Proc. 

Das  Amt  Kaltennordheim^). 

123.   Kaltennordheini 

1 

(Flecken)       .     .     . 

217 

26  I    65  !  327    223 

35 

61    248 

50,69      11,21 

124.   Kaltenwesllieini 

169 

39  I    82  i  115    171 

37 

84      95 

-31,95-44,44 

125.    Erbenliauscn      .     . 

81 

7 

16 

83     90 

8 

21      59 

2,47  -34,44 

126.    Reiclicnhatisen  .     . 

63 

8 

26 

52 

61 

4 

24      50 

-17,46-18,03 

127.    Oberweid.     .     .     . 

114 

33 

54 

127 

116 

39 

57     122 

11,40|       5,17 

128.   Unterweid      .     .     . 

80 

31      57 

83 

92      41 

55      83 

3,75i  -9,78 

129.   Kallensundlieim      . 

26 

26      26 

225      38      28 

26  •  154 

765,38!  305,26 

Summa 


750     170     326    1012    791     192     328     Sil        34,93        2,53 


53)  Bei  der  Erbliuidigung  1661  zeigte  das  Amt  Kaltennordheini  eine  ungewöhn- 
liche Vermehrung  der  Familien  gegen  1659. 
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().   Kius, 


Zunahme  an: 

Namen 
der 

Familien. 

„,  ,    ,  ..                     Fami-      Hau- 
AUln.l.auser.              ,j^„        ^^^^ 

Oilscli.iflcn. 

von  1631-1867 

I(i:5).  lüii).  H)59.  18(j7. 

1631.  Kiifl.  16">!).  1867.  in  Proc.  in  Proc. 

Das  i 

^mt  Fischberg  (Dermbach)''' 

)• 

Fi.^clibacli      .     .     . 

49 

8 

14 

72      54 

9 

20 

62 

46,94 

14,82 

Diedorf     .     .     .     . 

86 

7 

23 

81      87 

7 

26 

66 

-5,81  - 

-24.14 

Klings 

65 

8 

22 

92'    60 

!    10 

25 

80 

41,54 

33,33 

Empterlsliausen 

51 

i« 

15 

105     54 

(  ^ 

18 

75 

105,88 

38.89 

Andenliausen      .     . 

7 

6 

66'      9 

9 

55 

842,86 

511.11 

Biunnliaidsliausen  . 

66 

7 

14 

51      62 

7 

13 

45 

-22,73  - 

-27,42 

Neidliardsliausen     . 

60 

8 

30 

71      59 

12 

32 

62 

18,33 

5,08 

Üeimbacli  (Flecken) 

139 

9 

22 

254    143 

13 

33 

171 

82,73 

19,58 

IJnleralba       .     .     . 

96 

11 

26 

129    101 

13 

27 

99 

34,38 

-1,98 

Oberalba  .... 

30 

8 

12 

57      34 

8 

18 

46 

90,00 

35,29 

Urnshauscn   .     .     . 

123 

11 

28 

157    124 

16 

38 

127 

27,64 

2,42 

Wiesenthal    .     .     . 

171 

11 

40 

215    158 

15 

34 

165 

25,73 

4,43 

Summa 

943 

96 

252 

1350    945 

119 

293 

1053 

43,16 

11,44 

130. 
131. 
132. 
133. 
134. 
135. 
136. 
137. 
138. 
139. 
140. 
141. 


142.  Umenau  (Stadt) 

143.  Roda    .     .     .  . 

144.  Unlerpörlitz  .  . 

145.  Oberpörlitz    .  . 

146.  Wipfra   (halb)  . 
Kammerberg 
Stützerbacli  .  . 


Das  Amt  Ilmenau -^5) 
735    350 


147. 

148. 


Summa 


350 

247 

251 

49 

23 

31 

45 

13 

33 

29 

7 

9 

8 

5 

8 

9 

4  '      7 

2 

1   i      2 

492 

300 

341 

72 
144 
32 
36 
41 
89 


49 
45 
29 


222 

16 

17 

10 

2 

4 

3 


248 
31 
35 

18 

8 

7 


450 
64 

108 
30 
36 
27 
60 


110,00 
46,94 

220,00 
10,34 

350,00 

355,56 


28,57 

30,61 

140,00 

3,45 

350,00 

200,00 


4350,00  1400,00 


1149    494    274     351     775     133,54     56,88 

Die   drei   weimarischen   Aemter   Kaltennordheim ,   Fischberg  (jetzt 

Dernibach)   und  Ihiienau   weisen   die   grösste  Verschiedenheit  bezüglich 

der  im  Kriege  erlittenen  Verheerungen  auf,  was  in  der  von  den  beiden 


54)  Auf  Grund  einer  alten  Pfandversclireibung  an  die  Grafen  von  Henneberg 
vom  J.  1511  wurde  durch  Vertrag  von  1594  das  „Pfandami"  Fischberg  für  25,000  Fl. 
von  Neuem  dem  Gesammthausc  Sachsen  auf  31  Jahre  eingeräumt,  nach  deren  Ablauf 
dem  Stifte  Fulda  die  Wiedereinlösung  gestattet  sein  sollte.  Als  dieses  jedoch  1626 
die  Einlösung  ankündigte,  entstanden  hierüber  langwierige  Erörterungen,  welche 
weit  über  die  Zeilen  des  dreissigjälnigen  Kriegs  hinaus  fortdauerten.  Dass  dieses 
Amt  am  meisten  unter  allen  durch  den  Krieg  verwüstet  wurde,  findet  Brückner 
(Zeitschr.  f.  d.  Kulturgesch.  Jahrg.  1857  S.  227)  dadurch  veranlasst,  „dass  das  Stift 
Fulda  mit  dem  Beginne  des  Kampfes  seine  Kriegsschaaren  wiederholt  in  diesen 
District  einbrechen  liess,  um  den  durch  die  Grafen  von  Henneberg  daselbst  ein- 
geführten und  durch  deren  Erben  geschützten  Protestantismus  zu  entfernen".  Es 
ist  jedoch  wenig  wahrscheinlich,  dass  das  Slift  aus  Religionshass  dieses  Amt  habe 
verwüsten  lassen,  welches  zum  Tlieil  noch  katholisch  war,  dessen  Landsteuer  ihm 
verlragsmässig  zur  Hälfte  gehörte  und  das  es  durch  Einlösung  wieder  an  sich  zu  bringen 
im  Begriff  stand. 

55)  Bei  der  Erbhuldigung  von  1661  zählte  das  Amt  Ilmenau  wieder  403  Fa- 
milien, also  12,90  p.  Cent  mehr  als  1659. 
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ersten  Aemtern  weit  entfernten  und  au  und  fi'ir  sich  geschützteren  Lage 
des  Amtes  Ihnenau  seine  Erklärung  findet.  Die  beiden  ei-stgenannten 
Aeinter,  an  dem  Rhöngebirge  liegend  und  dem  damaligen  Bisthum 
Fulda  angrenzend,  gehörten  mit  zu  den  am  meisten  geschädigten.  Bis 
1649  hatte  Kaltennordheim  77,33  p.  Cent  seiner  Bevölkerung  und 
75,85  p.  Cent  seiner  Wohnhäuser  verloren;  die  Bevölkerung  stieg  zwar 
bis  1659  um  91,77  p.  Cent,  zeigte  aber  immer  noch  einen  wahren  \ev- 
lust  gegen  1631  von  56,53  p.  Cent.  Die  Häuserzahl  hob  sich  bis  1659 
wieder  um  64,82  p.  Cent,  betrug  aber  immer  nur  erst  58,53  p.  Cent 
gegen  1631.  —  Das  Amt  Fischberg  als  das  unglücklichste  von  allen 
hatte  sogar  bis  1649  an  Familien  89,82  p.  Cent  verloren,  erholte  sich 
zwar  bis  1659  um  162,50  p.  Cent,  blieb  aber  noch  um  73,28  p.  Cent 
gegen  das  Jahr  1631  zurück.  Beide  Aemter  wuchsen  von  1631  bis 
1867  an  Familien  zusammen  um  39,52,  an  Häusern  aber  nur  um 
7,37  p.  Cent.  —  Glücklicher  war  das  Amt  Ilmenau,  welches  durch 
seine  Lage  theils  auf  dem  thüringer  Walde,  theils  an  dem  nördlichen 
Abhänge  desselben  geschützt,  am  wenigsten  unter  allen  hennebergischen 
Aemtern  gelitten  hatte.  Es  hatte  nämlich  bis  1649  an  Familien  nur 
39,03  und  an  Häusern  44,53  p.  Cent  verloren,  die  Zunahme  war  daher 
auch  1659  entsprechend  gering.  Erst  mit  der  später  emporblühen  len 
Industrie  wuchs  die  Zahl  der  Familien  und  Wohnhäuser  ansehnlich. 

Zur  üebersicht  des  Verlustes  an  Familien  und  Häusern  von  1631 
bis  1659,  ebenso  der  Zunahme  beider  von  1659  bis  1867,  sowie  zur 
Vergleichung  der  Familien-  und  Häuservermehrung  von  1631 .  als  der 
Zeit  vor  der  Verwüstung,  bis  1867  diene  folgende  Tabelle,  welche 
Abgang  und  Zugang  in  Procentzahlen  angiebt. 


Namen 

der 

Städte  und  Aemler. 

Abgang     Zugang 

an              an 

Familien  Familien 

1631  bis     1659  bis 

1659.         1867. 

Abgang   Zugang 

an            an 
Wohn-     Wohn- 
häusern häuscrn 
1631  bis  1659  bis 
1659.       1867. 

Zugang   ^-=;"g 

an        „T  , 

Familien  ,^5  «'"'- 

1631  bis '"^"f/." 
i^jß-      1631  bis 

^^6^-       1867. 

1.  Stadt  und  Amt  Schleusingen 

2.  Stadt  und  Amt  Suhl  .     .     . 

3.  Amt  Külindorf 

4.  Amt   Bensliausen     .... 

5.  Stadt  und   Amt  Themar  .     . 

6.  Sladt  und  Amt  Meiningen   . 

7.  Amt  Massfeld 

8.  Sladt  und  Amt  Wasungen    . 

9.  Amt  Sand 

10.  Amt  Frauenbreitungen     .     . 

11.  Amt  Kallennordiieim  .     .     . 

12.  Amt  Fiscliberg 

13.  Stadt  und   Amt  Ilmenau  .     . 

42,99 
32,38 
54,11 
-12,77 
58,45 
52,37 
64,73 
41,82 
66,20 
58,06 
56,53 
73,28 
31,69 

292,86 
148,67 
285,45 
152,49 
207,73 
298,98 
242,21 
247,92 
305,93 
373,59 
210,43 
435,71 
236,95 

37.52  118,11 
3,24       44.99 

82,73      183,85 
17,12      129,58 
49,62     108,30 
39,09       55,52 
65,49     217,06 
45,70      146,46 
51,97      173,33 
48,82     289,23 

58.53  147,26 
68,99      259.39 
28,95     120.79 

123,97     36,27 
68,83     40.31 
76.88     20,37 

184.64      90,27 
27,86       4,94 

103,00    -5,27 
20,70        9,63 
86,22     33,82 
37,17      31,30 
98,61      99,21 
34,93  ,     2,53 
43.16  1  11,44 

133,54      56.88 

Summa 

50,35 

241,32 

45,44      127,01 

69,77     23,86 

124  0.  Kius, 

Um  die  Auslassung  der  Mittheilungen  vom  Jahre  1G40  zu  recht- 
fertigen. i)edarf  es  wohl  nicht  weiterer  Erklärung ,  da  oben  schon  aus- 
führlich aus  einander  gesetzt  worden  ist,  wie  dieses  Jahr  den  wahren 
Verlust  an  Familien  nicht  angeben  kann  und  von  den  Häusern  auch 
imr  die  bewohnten,  nicht  aber  die  ausserdem  noch  bewoimbaren  oder 
wenigstens  einer  Restauration  leicht  fähigen  aufzählt.  Und  hierbei  tritt 
die  Differenz  in  den  Uesultaten  ganz  augenscheinlich  zu  Tage,  indem 
der  Verlust  an  Familien,  wenn  wir  das  Jahr  104!)  mit  1031  vergleichen, 
sich  auf  74,10  p.  Cent  stellt,  wogegen  sich,  wenn  wii'  die  aus  der 
Fremde  erst  allmälig  zunickgekehrten  \'olksthcilo,  überhaupt  die  Massen 
der  mobilen  Bevölkerung  mit  in  Berechnung  zieiieii  und  also,  weil  uns 
aus  einem  anderen,  dem  Ende  des  Krieges  näher  liegenden  Jahre  keine 
über  das  ganze  hennebergische  Gebiet  sich  erstreckenden  Notizen  zu 
Gebote  stehen,  das  Jahr  IG.jü  zur  Grenze  setzen,  der  ganze  durch  die 
Verwüstungen  des  dreissigjährigen  Krieges  veranlasste  Familienverlust 
zwar  immer  noch  auf  50,35  p.  Cent,  aber  somit  doch  auf  eine  wesent- 
lich massigere  Höhe  sich  beläuft. 

Zwar  soll  dabei  keineswegs  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  in  den 
zehn  Jahren  von  1649  bis  1659  die  Bevölkerung  auch  aus  sich  allein 
heraus,  d.  h.  aus  den  an  Personenzahl  jedenfalls  auch  geschwächten 
Familien  verhältnissmässig  bedeutend  gewachsen  sein  mag;  aber  nehmen 
wir  selbst  eine  möglichst  schnelle  Bevölkerungszunahme  an,  so  bleibt 
uns  die  thatsächliche  und  unurastössliche  Vermehrung  der  Familien  von 
73,16  p.  Cent,  beziehungsweise  für  einzelne  Aemter  und  Orte  von 
mehreren  hundert  Procenten  dennoch  ganz  unfassbar.  Die  Familien- 
zahl der  ganzen  Grafschaft  betrug  nämlich  1643  nur  3364;  geben  wir 
eine  Vermehrung  von  10  p.  Cent  zu,  so  würde  sie  sich  auf  3700  be- 
laufen haben;  da  sie  aber  in  Wirklichkeit  5773  betrug,  so  bleibt  immer 
noch  eine  Vermehrung  von  56,03  p.  Cent  übrig,  die  wir  nur  durch 
den  nachgewiesener  Maassen  enormen  Zuzug,  wie  er  sich  allenthalben 
aus  den  amtlichen  Berichten  kundgiebt,  zu  erklären  vermögen.  Dies 
aber  ist  der  Punkt,  in  welchem  sich  die  vorliegende  Berechnung  von 
anderen  Angaben,  welche  nur  den  augenblicklichen  Verlust,  ohne  die 
später  folgende  Ausgleichung,  bei  ihrer  Untersuchung  in  Betracht  ziehen, 
unterscheidet. 

Der, Verlust  an  Häusern  von  1631  bis  1659  stellt  sich  mit  45,44 
p.  Cent  etwas  geringer  als  der  Familienverlust,  so  dass  sich  noch  ein 
kleiner  Ueberschuss  von  Wohnhäusern  ergiebt,  weil  eben  die  Menge 
der  nicht  ganz  verwüsteten  Häuser  die  Herstellung  erleichterte. 
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Eine  Vergleichung  der  Bevölkerung  vor  den  unheilvollen  Kriegs- 
jahren mit  der  heutigen  ergiebt  eine  Vermehrung  an  Familien  von 
69,77  p.  Cent,  jedoch  mit  grosser  Verschiedenheit.  Denn  während  die 
Aemter  Benshausen,  Ilmenau,  Schleusingen  und  Meiningeu  —  letzteres 
trotz  seiner  verminderten  Häuserzahl  —  einen  Zuwachs  von  184,64  bis 
103,00  p.  Cent  aufweisen,  erreicht  dieser  bei  Themar  und  Massfeld 
nur  20,70  und  27,86  p.  Cent.  Die  Gesammtvermehrung  kommt  somit 
noch  nicht  dem  Familienzuwachs  der  138  thüringischen  Ortschaften  von 
81,54  p.  Cent  (s.  S.  24)  gleich.  —  Die  Häuserzahl  hat  sich  von  1831 
bis  1867  nur  um  23,86  p.  Cent  vermehrt;  darunter  hatte  Amt  Brei- 
tungen einen  Zuwachs  von  99,21  und  Amt  Benshausen  von  90,27  p.  Cent. 
Meiningen  mit  seineu  drei  Amtsdörfern  hatte  sogar  eine  Abnahme  von 
5,27  p.  Cent. 

Es  ist  eine  sehr  verbreitete  Ansicht,  dass  durch  den  dreissig- 
jährigen  Krieg  eine  nicht  geringe  Anzahl  von  Ortschaften  eingegangen 
wäre,  die  unter  dem  Namen  von  Wüstungen  noch  in  den  Flurbüchern 
existiren ,  auch  als  besondere  Gemeinden  mit  ihrem  Scliulteisen  oder 
Vorstande  noch  fortgeführt  werden.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  zu 
untersuchen,  ob  diese  Wüstungen  durch  freiwilligen  oder  durch  Ele- 
mentarereignisse oder  durch  Krieg,  wie  in  Thüringen  durch  den  Bruder- 
krieg (1445 — 51),  veranlassten  Wegzug  der  Bewohner  entstanden  sind; 
gewiss  ist  indessen,  dass  in  Folge  des  dreissigjährigen  Krieges  unter 
den  oben  angeführten  thüringischen  Orten ,  von  denen  mehrere  gänz- 
lich von  ihren  Einwohnern  verlassen  waren ,  nicht  ein  einziges  Dorf 
zur  Wüstung  geworden  ist.  Auch  unter  den  sämmtlichen  henne- 
bergischen  Ortschaften  sind  nur  das  kleine  Dörfchen  Treisubach ,  wel- 
ches 1631  noch  12  Wohnhäuser  mit  13  Familien  hatte,  der  Ziegelhof 
mit  drei  und  der  Wickenhof  mit  einer  Familie  eingegangen,  Erschei- 
nungen, welche  mitten  im  Frieden  eben  so  wohl  beobachtet  werden. 
Dagegen  sind  in  ihrer  Familienzahl  zehn  und  in  ihrer  Häuserzahl  sechs- 
undzwanzig Ortschaften  zurückgegangen"''^),  während,  wie  die  Tabellen 
ausweisen,  nicht  wenige  Orte  in  Familien  und  Wohnhäusern  eine  \ai- 
mehrung  von  vielen  hundert,  ja  sogar  von  mehreren  tausend  Procenten 
erfahren  haben. 

Die  vergleichende  Betrachtung  der  Zahl  der  Häuser  und  Familien 
bietet  auch  den  Beweis  für  die  Richtigkeit  der  Behauptung,  welche 
bei   Untersuchunt»   der  Familienzahl    in   den  thüringischen   Ortschaften 


56)  Dieselben  sind    in  der  Tabelle    durch  —  (minus)    als  mit    negativem  Zugang 
bezeichnet. 

XIV.  9 
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(s.  S.  23)  iiiif'gostcllt  wurde,  dfiss  sich  aus  der  Zahl  der  Wolinhäuscr 
auf  diejenige  der  Familien  sciiliessen  lasse.  Es  belief  sich  nämlich  in 
den  di'eizehn  hennebergischen  Aenitern  im  .lahre  103 1  die  Zahl  der 
Wohnhiluser  auf  10,000,  die  der  Familien  auf  11,027,  welche  Zahl 
nach  Abzug  der  Städte  —  wie  denn  Suhl  allein  einen  üeberschuss  von 
000  Familien  über  seine  Häuserzahl  zeigt  —  sich  noch  so  weit  mindwt, 
dass  sie  die  lläuserzahl  nur  mehr  um  eine  Kleinigkeit  libertrifft.  Das 
Amt  Meiningen  hatte  1031  genau  so  viel  Vv'ohnhäuser  als  Familien;  das 
Amt  Schleusingen  sogar  13  Wohnhäuser  mehr.  Auch  die  Aemtcr  Kalten- 
nordheim,  Fischberg  und  Ilmenau  hatten  sämmtlich  einen  Üeberschuss 
von  zusammen  2,02  p.  Cent  an  Fläusern. 

Schon  aus  dem  Umstände,  dass  durchschnittlich  jede  Familie  ihr 
besonderes  Wohnhaus  hatte,  lässt  sich  schliessen,  dass  die  Häuser  in 
ihrer  Mehrzahl  einfach  und  klein  waren,  wenn  nicht  noch  ausdrücklich 
in  den  Amtsbeschreibungen  und  zahlreichen  Aktenstücken  die  vielen 
verlassenen  und  daher  meist  zerfallenen  Wohnstätten  fast  sämmtlich 
als  unansehnlich  und  dürftig  geschildert  würden.  Daraus  aber  zu  folgern, 
die  wohlgebauten  und  stattlichen  Wohnhäuser  wären  verwüstet  oder 
niedergebrannt  gewesen,  liegt  kein  Grund  vor.  zumal  die  wohlhabendere 
Bevölkerung,  d.  h.  die  Besitzer  der  besseren  Häuser,  am  wenigsten 
Haus  und  Hof  zu  verlassen  geneigt  war.  Dass  mit  der  Zunahme  der 
Bevölkerung  die  Zahl  der  Wohngebäude  nicht  gleichen  Schritt  hält, 
ist  eine  Erfahrung,  die  zwar  am  meisten  in  den  Städten,  aber  auch 
mehr  und  mehr  auf  dem  Lande  sich  geltend  macht ;  wohl  aber  wachsen 
mit  der  steigenden  Bevölkerung  intensiv  auch  die  Wohngebäude;  sic^ 
werden  räumlicher  und  ansehnlicher,  so  dass  sich  die  Annahme  recht- 
fertigt, dass  unsere  heutigen  Dörfer,  wenn  sich  auch  die  Anzahl  ihrer 
Häuser  nicht  wesentlich  vermehrt  hat,  dennoch  weit  mehr  das  Gepräge 
der  Wohlhäbigkeit  zeigen  als  die  Dörfer  vor  dem  dreissigjährigen  Kriege. 
Die  verhältnissmässig  geringere  Vermehrung  der  Wohnhäuser  gründet 
sich  nicht  auf  ein  materielles  Unvermögen  der  Bewohner,  vielmehr  auf 
die  Neigung  derselben  zu  engerem  Aneinanderschliessen. 

Zur  ßeurtheilung  des  vor  dem  dreissigjährigen  Kriege  vorhandenen 
Wohlstandes  giebt  die  Beschäftigung  der  Bewohner,  welche  sich  fast 
ausschliesslich  auf  Ackerbau  und  Viehzucht  erstreckte,  einen  ziemlich 
sicheren  >Anhaltspunkt.  Da  nämlich  der  Boden  zwar  in  den  Thälern 
fruchtbar,  sonst  aber  theils  von  mittlerer  Güte,  theils  steinig  und 
wenig  ergiebig  ist,  so  lässt  sich  nicht  annehmen,  dass  zu  jener  Zeit 
mehr  Wohlstand  geherrscht  habe  als  in  unseren  Tagen,  wo  mit  dem 
früher  unbekannten  Anbau   der  Futterkräutcr ,   mit  der  durch  Hebung 
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der  Viehzucht  (Rindviehzucht)")  vennehrteu  Düngerbereitung,  der  hier- 
durch gehobenen  Fruchtbarkeit  des  Bodens  und  dem  erhöhten  Ertrage 
der  Landwirthschaft,  sowie  in  Folge  des  erweiterten  und  gewinn- 
bringenderen Absatzes  der  landwirfchschaftlichen  Producte  eine  inten- 
sivere Bewirthschaftung  des  Bodens  Platz  gegriffen  hat.  Fügen  wir 
noch  hinzu,  dass  für  die  der  Mehrzahl  nach  holzreichen  Ortschaften 
der  ehemaligen  Grafschaft  Henneberg  sich  inzwischen  die  Gelegenheit 
zu  besserer  Verwerthung  ihres  Holzreichthunis  geboten  hat,  dass  die 
erhöhte  Industrie  (Schleusingen ,  Suhl ,  Ilmenau)  der  besitzlosen  Klasse 
der  Bevölkerung  weit  mehr  Gelegenheit  zu  Broderwerb  giebt,  dass  ferner 
in  der  den  früheren  Jahrhunderten  unbekannten  Kartoffel,  einem  Haupt- 
producte  dieser  Landschaft,  ein  höchst  wichtiges  Nahrungsmittel  er- 
wachsen ist:  so  werden  wir  nicht  weit  von  der  Wahrheit  fehlen,  wenn 
wir  für  die  Gegenwart  jenen  Ortschaften  einen  höheren  Grad  von  Wohl- 
stand vindiciren,  als  ihn  die  Zeit  vor  dem  dreissigjährigen  Kriege  auf- 
zuweisen hatte. 

Für  Abschätzung  des  Verlustes  an  Nationalvermögen  gewährt  ferner 
einen  ziemlich   sicheren  Maassstab  die  vergleichende  Zusammenstellung 


57)  In  dem  oben  angezogenen  Artikel  „Slalislisciies  aus  der  Zeit  des  dreissig- 
jälirigen  Krieges  mit  Bezug  auf  die  Gegenwart"  giebt  G.  Brückner  neben  der 
Häuser-  und  Familienzalil  audi  eine  Vt-rgleirliung  des  Vieiistandes,  wie  er  im  Jahre 
1634  vor  der  Plünderung  durcli  die  Croaten  in  dem  damaligen  Amte  Massfeld  vor- 
handen war,  mit  denijenigen  des  Jahres  1849.  Leider  sind  die  Notizen  aus  dem 
Jahre  1634  nur  unvollständig,  doch  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Zahl  der  Kühe 
in  17  Dörfern  um  42,23  p.  Cent  gestiegen,  diejenige  der  Schafe  in  12  Dörfern  sich 
fast  gleiciigeblieben,  die  der  Pferde  in  13  Ortschaften  dagegen  um  77,94  p.  Cent  ge- 
sunken ist.  Die  Zahl  der  Ochsen  von  7  Dörfern  ist  um  78,35  p.  Cent,  diejenige 
der  Schweine  (freilich  nur  von  zwei  Orten)  um  88,02  p.  Cent  gestiegen.  Ein  Haiipt- 
reichtluim  der  Bewohner  der  allen  Grafschaft  besteht  heute  in  der  Rindviehzucht, 
und  das  ansehnliche  Wachslhum  derselben  wird  um  so  gewichtiger,  als  sie  sich  auch 
intensiv  bedeutend  gehoben  hat ,  so  dass  der  gegenwärtige  Viehsland  ein  verliältniss- 
mässig  weit  grösseres  Kapital  repräsenlirt  als  derjenige  von  1634.  Mit  der  Abnahme 
des  Pferdebestandes  stieg  die  Rindviehzucht;  denn  der  fränkische  Bauer  weiss  sehr 
wohl  zu  bereclinen,  dass  er  mit  seinen  Ochsen  als  Zugvieh  weit  vorthcilhafter  wirlh- 
schaflet  als  mit  Pferden.  Es  ist  Thntsache,  dass  in  F'ranken  bis  ii\  das  Henne- 
bergischc  herein  der  wohlhabende  Bauer  den  Uindviehstall  als  seinen  Stolz  betrachtet, 
und  dass  daher  in  manchen  reichen  Dörfern  sich  kaum  ein  Pferd  vorfindet.  Die 
Schafzucht  hat  sich  zwar  nicht  vermehrt,  doch  aber  veredelt;  a\ich  die  Schweine- 
zucht, bei  welcher  freilich  nur  zwei  Orte  zum  Beweise  dienen  können,  ist  bedeutend 
gestiegen.  —  üeber  die  Verbesserung  der  Viehzucht  nach  allen  ihren  Zweigen  in 
dem  meiningenschen  .\niheile  der  ehemaligen  Grafschaft  Henneberg  ist  Ausführ- 
licheres zu  finden  in  der  Landeskunde  des  Herzogthums  Meiningen  von  G.  Brückner, 
Professor.     Meiningen  1851.     Th.  IS.  358  IT 

9* 
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0.   Kiiis, 


(1er  Steuerertrüj^e ,  '>\vas  ein  jedes  zu  einer  einfachen  Landsteuer  ge- 
geben« ,  wie  sich  solche  in  den  einzelnen  Orten  und  ganzen  Aemtern 
zu  verschiedenen  Zeiten  herausstellten.  Die  leider  nicht  vollständigen 
Angaben  aus  dem  Jahre  1594  geben,  verglichen  mit  denjenigen  aus 
dem  Jahre  IGBl ,  die  allmälige  und  fast  stetige  Zunahme,  wie  ferner 
aus  dem  Vergleiche  der  Erträge  von  1G31  und  1(159  der  eigentliche 
durch  den  Krieg  herbeigeführte  Verlust  hervortritt.  Bei  letzterem  Jahre 
wird  noch  besonders  unterschieden ,  wie  viel  an  Steuer  bereits  wieder 
gangbar  ist  und  wie  viel  in  nicht  allzu  ferner  Zeit  voraussichtlich  noch 
gangbar  werden  kann.  Der  Steuergulden  war  der  alte  meissnische 
zu  21  Gr. 


Namen 

der 

Orlscliaften. 


Anno 
1594. 

FL   Gr 


Anno 
1631. 

Fl.    Gr 


Anno 
Iboy.      ganj 

Fl.    G7.:  Fl. 


Davon  .Abgang 

bar.lungangbar. 
Gr!     Fl.      Gr. 


Proc. 


1. 


1.  Sclileusingen  (Sladt)   . 

2.  Hintcrnahe      .... 

3.  Silhacli 

4.  Sclileusinger-  Neundorf 

5.  Frauenwald     .... 

6.  Stützerbacli     .... 

7.  Schmiedefeld  .... 

8.  Vesser 

9.  Raasen 

10.  Breilenbacli     .... 

11.  Erlau 

12.  Hirschbacli      .... 

13.  Aliendambach      .     .     . 

14.  Siihler- Neundorf    .     . 

15.  Treissbach       .... 

16.  Fischbach 

17.  Gelhles 

18.  Ziegelhof 

19.  Neuhof 

20.  Ahlslädt 

21.  Bischofrod 

22.  Eichenberg      .... 

23.  Rappelsdorf     .... 

24.  Geisenliölin     .... 

25.  GoUfriedsberg     .     .     . 

26.  Neuendambach     .     . 

27.  Gerliardsgereuth      .     . 

28.  Wiedersbach   .... 

29.  Ratseber 

30.  HeckengereuUi     .     .     . 

31.  Oberrod'. 

32.  Waldau 

33.  Scbönau      

34.  Langenbach     .... 

35.  Sleinbach 


Stadt 

206 

38 

5 

12 

15 

13 

2 

36 

26 

3 

10 

16 

2 

5 

13 


4 
12 

6 
21 
10 

2 

4 
16 
20 
17 

6 
13 
26 
14 

5 


Summa 


und  Amt  Schleusingen. 
12   202  i  14    82      8    74 


35 
5 

12 
19 

17 

2 

2 

35 

30 

4 

10 

19 

2 

5 

10 

2 

5 

4 

8 

6 

21 

10 

2 

4 

15 

19 

17 

7 

13 

26 

14 

5 


19    18  1  19 


6 

10 
1 

12 

3 

2 

28 

15     24 

-      3 

17     10 

81  20 

141    5 

181  11 

4      1 


12 
3 

8i  2 
11  i  28 
10  24 
13      3 


2 

7 

8 
10 
10 

18; 

10  I 
1 

8 

2 

1? 


2 
15 

1 
19 


2 

9     15 

5  1  19    20 

13  1  —     10 

4 

5  !   4 

6 

11  i    6 

4 

-  |16 

9 

5  !    9 

3 

3      3 

^l 

9    14 

3 

0 

10 

4 

2 

12 

13 

4 


15    15  117  1  15 

15  i     9  I  19  9 

3  15  2 

2    15 !  1 

14     13  ,  12 

17  1  17  16 

13  !  19  i  13 

5  I    9  I  5 

8  111 
19  !    4 

9  12 
2  I  15 


8 

10 

9 

2 


4 

6 
13 
17 

2 

3 
19  I 

9 

11 : 
20 
10 
11 

4 


—        9 


-  3 

8  3 

-  12 
--  13 

-  13 

-  19 
2  11 
1  14 


2  4 

-  2 

-  4 

-  4 


63.44 

44,85 

i     20,69 

I     46,66 

56,17 

I  26,61 
l-4,92»8j 
15,25 
19,90 
21,08 
13,09 
10.13 

—0.49 

76,19 

8,40 

-3,94 
65.22 

— 6;54 

3,33 

-20,13 

100.00 
30,04 
13,33 

-7,84 
61,36 
19.87 
19,09 
21,50 
23.49 
34.90 
35.04 
34.75 
50,00 
50,00 


-    609  1 13  I  402  1 14  I  372  I    2  |    30    |     5  ]     38,79 


58)  Der  mit  —  (minus)  bezeichnete  .Abgang  i.st  als  Zugang  zu  belrachlen. 
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Namen 

der 

Ortscliaften. 


Anno        Anno        Anno  Davon 

1594.        Ibol.        1d59.    [gangbar,  ungangbar. 


Fl.  IGr.    Fl.   Gr.    Fi.  IGr.    Fl.  IGr.     Fl.    1  Gr. 


Abgang 

in 
Proc. 


36. 
37. 

38. 
39. 


40. 
41. 

42. 
43. 
44. 
45. 

46. 
47. 
48. 


49. 
50. 
51. 
52. 
53. 
54. 
55. 
56. 
57. 


58. 
59. 
60. 
61. 
62. 
63. 
64. 
65. 
66. 
67. 
68. 
69. 
70. 
71. 
72. 
73. 


74. 
75. 

76. 

77. 


Suhl  (Stadt) 
Heinriclis  . 
Alhreclils  . 
Goldlauler  . 


2.    Stadt  und  Amt  Suhl. 
255  1    4   177     5 


Summa 


54     14 


10 


31    12 

9:20 
12     9 


175  11  1 

30  3  1 

8  20  1 

12  8  — 


15 
9 


31,22 
52,90 
44,54 
-19,27 


-  1  —  I  345  1 15  I  m 
3.    Amt  Kühndorf. 


4  I  227  I  -  I      4    I     4  I     34,34 


Kühndorf  . 
Rohr .  .  . 
Dillstedt  . 
Wichlsliausen 
Dietzhausen 
Hläbendorf  . 
Heinrichs  . 
Christes  .  . 
Utendorf 


Summa 


-  84     8 
- ,  76  I    4 

—  I  44!    9 

-  17  !  16 

—  29 1    2 

-  j  12    10 

—  I  —    12 

—  :  14:10 

-  39    - 


56  1 

47  15 

34|18 

9  10 

14  12 

4  14 

4  17 

13  9 

23  2 


33  11 

41  2 

26  17 

8  4 

10  8 

4  6 

3  16 

12  8 

22  17 


21 
6 
8 
I 
4 

1 
1 


10 
13 
1 
6 
4 
8 
1 
1 
6 


59,15 
46,06 
39.66 
53;89 
64.32 
65.65 
•5.50;83 
14.47 
41,51 


—  I  318  I    8   207  1 14  1 163  )    5  |   44    |     9  !     48,81 


4.    Amt  Beashausen. 


Benshausen  .  . 
Viernau  .... 
Albrechts  .  .  . 
Ebertshausen  .  . 
Linsenhof  .  .  . 
Dietzhausen  .  . 
ftlehlis  .  .  .  . 
Herges  und  Stilla 
Schwarza     .     . 


Summa 


58  12 
39  19 
13 


42    16 
34    17 


39    10 


11 
1 

2 
2 


h 

10  1 

5 
10 

6 


17 

15 

5 


3 

19 

18 

5 


6 

14 
19 

18 


32,60 
16,94 
31,49 
56,22 
83,33 


„sind    itzo    nach    Benshausen    und 
Viernau   geschlagen". 


125  I    2  I    91 


83  I  13  i     7    I  15  I     33,16 


5.    Stadt  und  Amt  Themar. 


Themar  (Stadt)  . 
Grimmeishausen  . 
Ehrenbrrg  .  .  . 
Siegritz  .... 
Reurieth  .  .  . 
Ditigsleben  .  .  . 
Beinerstadt 
St.  Bernhard  .  . 
Obendorf  .  .  . 
Exdorf  .  .  .  . 
Wachenbrunn  .  . 
Lengfeld  .  .  . 
Tadibach     .     .     . 

Grub 

Schmeheim  .  .  . 
Belirungen  .  .  . 


141  — 
18  17 
13'  16 


13 
31 


37  13 
49  5 


11 
19 
52 
18 
31 
9 
10 
29 


158  7 
19  12 
14  17 
14  12 

33  !  16 
39  13 


60  6  49 


10  18 


41 
11 
22 
53 
17 
33 
10 
9 
30 


9 
11 

21 

28 


—  101  16 


10 
5 

15 
11 
42  14 
nachher 
20  20 
35  — 
13  12 
26'  3 
6;  19 


8 

7  3 

8  19 
10  2 
18  15 
22  — 
20    12 

mit  Beinerstadt 


10 
3 

1 

3 

6 

22 


19 

15 

12 

3 

11 

9 


5 
21 


20 

10 


58    12 


17 

13 

3 

7 

29 

1 

5 

20 

7 

16 

5 

17 

25 

19 

— 

6 

5 

18 

1 

1 

5 

1 

19 

20 

19 

— 

11 

50 

3 

8 

9 

68.81 
63,50 
43,09 
30,72 
44,57 
44,47 
50,85 
vereinitcl. 
22,10 
46.02 
55,95 
21,95 
41,98 
46.46 
31,41 
50.73 


Summa    487  |    1  |  612  ]  15  1  373  |    7  |  299  |    2  |    74    |  11  |     51.18 
6.   Stadt  und  Amt  Meiningen. 


V'achdorf 

Leutersiiorf 

Queienfeld 


(Sladh  .  .  . 

—  — 

235 

3  161 

11 

147 

11 

14 

— 

37.26 

69  14 

69 

16  54 

6 

51 

17 

2 

10 

25.73 

[ 

38  '  - 

38 

18   23 

16 

22 

10 

1 

6 

42.16 

48  1  18 

53 

-  43 

18 

36 

11 

7 

* 

31,09 

Summa 

—  1  — 

396 

16  1283 

9 

268 

7| 

25 

1  2 

~  34,89 
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0. 

K  i  (1  s . 

Ä' am  eil 
der 

Anno 
1594. 

.Anno 

Anno 
1659. 

g-iiig 

D 

?von 

gbar. 

Abgang 

)ar. 

iniKan 

in 

Oilscliaflen. 

Kl. 

(ir 

Fl.  AU. 

Kl. 

Gr. 

Fl. 

Gr. 

Fl. 

Gr. 

Pro«'. 

7. 

Amt  Slassfeld. 

78. 

Unlerinassfehl     .... 

U 

17 

42    11 

11 

6 

10 

16 

3 

11 

74,69 

79. 

Oberniassfeld 

45 

19 

52      6 

24 

5 

18 

20 

5 

6 

63,75 

80. 

Einliaiiscn 

32 

12 

42    10 

25 

19 

24 

2 

1 

17 

43,27 

81. 

Bcliii-Ili     .     . 

42 

14 

43      2 

25 

2 

12 

20 

12 

3 

69,99 

82. 

Rilsclit'nliaiiscii 

28 

17 

40     4 

16 

4 

13 

— 

3 

4 

67,65 

m. 

Wölfersliaiiscn 

'24 

14 

28     8 

10 

14 

3 

18 

6 

17 

86,41 

8'!.. 

Ncubnimi  .     . 

43 

2 

46     3 

28 

— 

13 

7 

14 

14 

71,10 

85. 

Jiiciiseri 

80 

13 

85     9 

63 

7 

32 

8 

30 

20 

60,90 

86. 

Borkacli     .     . 

4 

17 

7    16 

2 

19 

2 

19 

— 

— 

73,01 

87. 

Sülzfeld     .     . 

59 

7 

71     6 

43 

18 

23 

6 

20 

12 

67,33 

88. 

Heniieberg; 

24 

18 

26      7 

18 

14 

13 

11 

5 

3 

48,65 

89. 

Herniaiiiisleld 

18 

7 

35     9 

22 

1 

11 

10 

10 

12 

67,71 

90. 

Stedllingeii     . 

41 

10 

52     5 

39 

1 

21 

9 

17 

13 

58,98 

91. 

Wilinars     .     . 

9 

17 

10    12 

4 

5 

4 

— 

— 

5 

62,16 

92. 
93. 

Bettenliausen 
Serba    .     .     . 

64 
10 

n!-87    3 

61 

5 

44 

20 

16 

6 

48,42 

94. 

Herpf    .     .     . 

57 

17 

70     2 

61 

19 

44 

20 

16 

20 

35,87 

95. 

Slepfersliaiisen 

73 

10 

78     4 

51 

— 

36 

7 

14 

14 

53,53 

96. 

Sollz-'i«)     .     . 

29 

20 

34     4 

16 

8 

12 

4 

1 

63,93 

97. 

Dreissigacker 

15 

15 

17    19 

15 

5 

13 

15 

1 

11 

23.40 

Summa  |  750 

19 

871  |14 

544 

1    5 

358 

5 

186 

58,90 

8. 

Amt 

Wasung 

en. 

98. 

Wasungcti 

— 

— 

155    10 

68 

1 

59 

2 

2 

20 

61,99 

99. 

SchHallungen 

47 

5 

51    18 

25 

17 

20 

15 

5 

2 

60.06 

100. 

Met/eis      .     . 

50 

7 

57    14 

36 

5 

34 

2 

2 

— 

40,88 

101. 

Wallbach    .     . 

22 

10 

22   12 

11 

20 

8 

15 

3 

5 

60,97 

102. 

31elimels    .     . 

20 

13 

22    - 

12 

— 

6 

6 

5 

15 

71,43 

103. 

31  Ockers    .     . 

6 

6 

6    13 

5 

15 

2 

3 

3 

12 

67,63 

104. 

Niederrtclimalkalden 

11 

15 

13   15 

6 

20 

6 

13 

— 

7 

51,74 

105. 

Melkers     .     .     . 

SuiT 

— 

— 

6    15 

2 

15 

2 

15 

— 

— 

59,50 

imaGOj 

— 

- 

336  1  13 

169 

1    9 

140 

8 

22 

19 

58,30 

9.  Amt  Sanc 

l. 

106. 

Friedelsliausen   .... 

38 

5 

44    16 

17 

7 

12 

11 

4 

17 

72,02 

107. 

Hümpfersliausen 

34 

11 

37     7 

12 

3 

7 

10 

4 

14 

79,97 

108. 

Kalleiilengsfeld   . 

45 

14 

52    16 

29 

13 

21 

15 

7 

19 

58,84 

109. 

Oepfershausen 

38 

6 

44    16 

18 

9 

15 

15 

2 

15 

62,76 

HO. 

Oberkafz    .     . 

36 

5 

46    17 

17 

13 

16 

— 

1 

13 

65,82 

111. 

Unlerkalz  .     . 

33 

10 

35    14 

13 

1 

7 

10 

5 

12 

79,04 

112. 

Wahns  .     .     . 

14 

7 

18     8 

8 

17 

5 

12 

3 

5 

70,21 

113. 

Sclnvarzbach  . 

18 

4 

22    18 

12 

18 

7 

11 

5 

7 

67,08 

114. 

Eckardls    .     . 

18 

10 

21      8 

10 

9 

6 

15 

3 

15 

68,60 

115. 

Rosa     .     .     . 

23 

14 

22    15 

11 

17 

3 

19 

7 

19 

82,81 

116. 

Bernshausen  . 

11 

7 

12     7 

8 

19 

3 

3 

5 

16 

74.52 

117. 

Georgenzeil  . 

3 

6 

4    17 

2 

13 

— 

16 

1 

18 

84,16 

118. 

Wüstung  Dürrensolz 

8 

15 

8    14 

3 

3 

2 

1 

1 

2 

76,37 

>. 

S 

un 

ina 

324 

373!    5 

]  166 

|16 

110 

|12 

1     56 

1     4 

70,38 

Stücken   von  1  bis  8  Ackern), 
eben  so  viel  Hafer    Zins    geben 


59)  In  Sollz  waren  noch  1659  an  107  Acker    (in 
welche  6  Malter  5  Maas  und  iy4  Melzen  Korn    und 
mussten,  nicht  an  den  Mann  zu  bringen. 

60)  In  die  Aemler  Wasungen  und  Sand  steuerten  noch  mit  kleinen  Beträgen   die 
Wüslungen  Grub,  Reifendorf  und  Grimles. 
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Namen 

Anno 
1594. 

Anno 
1631. 

Anno 
lß59. 

Davon 

Abgang 

der 
Ortschaften. 

gangbar,  ungangbar 

in 
Proc. 

Fl.  |Gr. 

Fl.  |Gr. 

Fl.  |Gr. 

!  Fl.  |Gr.i    Fl.   1  Gr. 

10,  Amt  Frauenbreitungen. 


119.  Frauenbreitungen  .     .     . 

120.  Allenbreihingen      .     .     . 

121.  Wernsbausen      .     .     .     . 

122.  Helmers 

123.  Die  neun  Höfe  zusammen 


29 

60 

35 

6 

36 


-  31      1 

7;  62     6 

7!  33]    9 

10 !  7  1 12 

7  !  32    11 


43|14;  40   11 

18  i    9  1  18  I    4 

4  1 15  1  4     1 

18   —  :  10:20 


—  ;     5 

—  ;  14 

7  ;  1 


Summae'jjl67|  10|  166|  18  1    84|l7|    73  |  15  |    11 


11.    Amt  Kaltennordheim. 


124.  Kallennordlieim 

125.  Kaltenwesllseim 

126.  Erbeiiliausen 

127.  Reiclienhausen 

128.  Oberwei^l  .     . 

129.  UnterM-eid 

130.  Kallensundlieim 

131.  Slittelsdorf     . 

132.  Andenliausen 


109 
76 
31  i  14 

281  17 
42 1  2 
33    12 


28 
5 


3  1  122    10 
5  !    96    1 2 
39;    9 
34 :  20  I 
54  i  16  I 
47     1 
29      9  ' 
5   19i 

2|     8; 


35;  - 

29;    1 
15  i  18 

u;  3 
21 ;  12 

21|16 
14  !  16  j 

2:121 
2  ':  15  I 


25  3 
28  1  1 
11  6 
10!  20 
19!  16 
211  2 
6    — 

2  !  15 


18 

12 
4 
17 
14 
16 
12 


Summa  |  355  i  13  |  432  |  20  '  154  |    9  |  125  |  -  |    29    |     9 


79,49 
70,96 
71,38 
68,66 
63,91 
55,16 
79,29 
100,00 
—  14,00 
71,13 


13.    Amt  Fischberg  (Dermbach). 


133.  Fischbach       .     .     . 

134.  Diedorf      .     .     .     . 

135.  Empferlshausen 

136.  Kliiigs 

137.  Bruniiliardsliau.sen  . 
J38.  Neidliaidshausen 
139    WieseiiUial      .     .     . 

140.  Uriisliausen    .     .     . 

141.  ünlcralba  .... 

142.  Dermbacii       .     .     . 

143.  Obiralba    .... 


Summa  82j 


20 

9 

21 

9 

11    16 

8    17 

2 

20 

.58,89 

35 

13: 

29 

7 

17     2 

15    — 

2 

2 

48,86 

19 

14 

23 

1 

12    - 

8;  17 

3 

4 

61,78 

20 

171 

22 

5 

16    — 

13    18 

2 

3 

37,69 

19 

19! 

21 

7 

9  110 

61    8 

3 

2 

70.09 

24 

5 

28 

— 

17    19 

171    6 

— 

7 

38,33 

51 

11 

56 

12 

33    10 

14    16 

18 

15 

73,90 

39 

17 

46 

20 

29- 

14!  18 

14 

3 

74,44 

27 

121 

34 

4 

16     8 

9    18 

6 

11 

71.17 

53 

13  1 

72! 

1 

27      1 

13     4 

13 

18 

81,69 

9 

10 

13 

9 

9      3 

7:    — 

2 

3 

48,24 

322 

14  1 

368 

12  j 

199  1    6 

129|17| 

69 

1     4 

64,78 

13.    Amt  Ilmenau. 


144.  Ilmenau  (Stadt)      .     . 

145.  iMahlmüble  zu   Ilmenau 

146.  Roda 

147.  Unterpörlilz  .     .     . 

148.  Oberpörlilz    .     .     . 

149.  Kanimerberg  .     .     . 

150.  Wipfia 

161.  IVlancbach  .... 

152.  Slülzt-rbatli    .     .     . 


Sununa«^) 


121 


16 

155 

15 

82 

7 

— 

3     1 

1 

8 

— 

19 

3 

10 

11 

— 

16 

11 

12 

19 

— 

7 

15 

7 

7 

— 

1 

13 

1 

5 

— 

5 

— 

2 

— 

— 

— 

7 

_- 

9 

— 

2 

17 

— 

20 

75  7 
1  8 
9ll5 


121    16  I  211  1 19  I  119  I    2|106    20  |    12    |    2]     49,53 


—  16 

2  !  7 

1  I  19 

—  1  2 


51,62 
54,69 
49,25 
36,02 
29,63 
29,41 
60,00 
28,57 
66,10 


61)  In  das  Amt  Frauenbreitungen  sieueilen  die  l>örfer  Bardifeld  und  linmt-lborn 
1631  nocb  13  Fl.  2  Gr  ,  später  niclits  mehr. 

62)  „Von  solcher  Steuer  des  .Amtes  Fischberg  bekommt  der  Ab!   zu  Fulda   jedes- 
mal die  Hälfte." 

63)  Au.-:serdem  steuerten   noch   iirs   .Ami   Ilmenau    Ruclienlolic    und    Lange«  iesen, 
Burg  und  Obtrbehiingen  zusammen:  1631   l  Fl.  10  Gr.  und  1659  20  Gr. 
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Zusamnienstelluug    aus    .sämintlichen    Aemtern.     ..was    ein 

jedes  zur  einfachen  Landsteuer  getragen.'-  nach  dem 

S  t  e  u  c  r  V  c  r  1  u  s  t  c   geordnet. 


Namen 

der 
Aeriiler. 


Aiiiio        Anno        Anno  Davon  Abgang 

1594.        1()31.        1(559.     gangbar,  ungangbar.       '» 
Fl.  |Gr.    Fl.    Gr.    Fl.    Gr.    Fl.  jGr.     Fl.    |  Gr.     ^'"'^■ 


Bensliauscn  . 

Suhl     .     .  .  . 
ÄleiningtMi 

Wasungfii  .  . 
Sclileusingen 

Kiilindorf  .  . 

Ilmenau    .  .  . 

Tliemar    .  .  . 

Breilungen  .  . 

Massfeld   .  .  . 

Fischberg  .  . 

Sand    .     .  .  . 
Kaltennordheim 


125 


91 


83  13 


345  15  231  4  227  — 

396  16  283  9  258  7 

336  13  169  9  140  8 

609  13  402  14  372  2 

318  8  207  14  163  5 

211  19  1J9  2  106  20 

612,15  273  7  299  2 

167  10  166  18  84  17  73  15 

750  19  871  14  544  5  358  5 

322  14  368  12  199  6  129  17 

324  9  373  5  166  16  110  12 

355  13  432  20  154  9  125  - 


487     1 


7 

15 

33,16 

4 

4 

34,34 

25 

2 

34,89 

22 

19 

38,30 

30 

5 

38,79 

44 

8 

48,81 

12 

2 

49,53 

74 

11 

51,18 

11 

1 

55.82 

186 

— 

58,90 

96 

4 

64,78 

56 

4 

70,38 

29 

9 

71,13 

Summa 


2408|    3  |5170|    2  |2927|  14  |2448|    i  ]  600  |  —  |  52,65 

Da  bei  den  sieben  erstgenannten  Aemtern  die  einfache  Landsteuer 
von  1594  nicht  von  allen  Orten  angegeben  ist,  so  konnten  die  Beträge 
nicht  summirt  werden ;  allein  schon  die  Angaben  von  den  sechs  letzten 
Aemtern  zeigen  genügend ,  wie  mit  Ausnahme  des  Amtes  Breitungen 
der  Ertrag  der  Steuer  überall,  im  Ganzen  aber  um  17,35  y.  Cent  in 
den  37  Jahren  gestiegen  ist.  ^'on  1631  bis  1659  sinkt  der  Ertrag, 
dem  Abgang  an  Familien  ziemlich  entsprechend,  um  52,65  p.  Cent, 
wenn  bloss  die  bereits  gangbare  Steuer  in  Anschlag  gebracht  wird ;  mit 
Hinzurechnung  der  600  Fl.  Steuer,  welche  voraussichtlich  in  nicht  allzu 
später  Zeit  wieder  gangbar  werden  würden,  mindert  sich  der  Abgang 
auf  41,05  p.  Cent.  Die  drei  letztgenannten  Aemter  zeigen  über  100 
p.  Cent  Steuerabgang  mehr  als  die  drei  erstgenannten. 

Zum  Schlüsse  der  Statistik  der  Grafschaft  Henneberg  folge  der 
gesaramte  Ertrag  des  ganzen  Ländchens,  nachdem  zuvor  in  Erinnerung 
gebracht  worden,  dass  dasselbe  im  Jahre  1631  gegen  28  Quadratmeilen 
umfasste  und  in  sechs  Städten,  fünf  Flecken  und  (ohne  die  dem  Adel 
gehörigen  Ortschaften)  137  Dörfern  und  Weilern  11,627  Familien  und 
10,660  Häuser  zählte. 

(S.  die  Tabelle  aut  folg.  Seile.) 

Die  Schwankungen  in  den  Einkünften  der  Grafschaft,  welche  im 
Bruttoertrage  bis  nahe  an  100  p.  Cent,  im  Nettoertrage  aber  noch 
höher  stiegen,  mögen  durch  die  schwankenden  Getreidepreise,  welche 
sich  in  früheren  Jahrhunderten  in  einem  weiteren  Spielraum  bewegten, 
zu  erklären  sein.  Ein  grosser  Theil  der  Gefälle  bestand  in  Getreide- 
zins; die  baaren  Abgaben  konnten  nur  wenig  differiren. 
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Extract, 
was  die  Grafschaft  Henneberg  in  zwölf  Jahren   ertragen. 


Atino. 

Ganzei 

Eitr 

ag- 

Aus 

gäbe. 

Ueberschuss. 

Fl. 

Gr.  1 

Pf. 

FI. 

|Gr. 

Pf. 

Fl. 

Gr. 

Pf. 

1601 

62,779 

11 

9', 

15,776 

10 

1 

47.003 

1 

8,V 

1602 

63,526 

15 

6i 

9,552 

1 

1 

53,974 

14 

5i 

1603 

64,324 

8 

n 

14,249 

5 

4! 

50,075 

3 

5i 

1604 

66,358 

1 

dh 

10,706 

6 

9" 

55,651 

16 

1 

1605 

65,344 

9 

n 

11,286 

6 

2 

54,058 

2 

lU 

1606 

59,428 

16 

m 

17,985 

18 

9.i 

41,442 

19 

1" 

1607 

72,234 

15  ; 

4 

15,173 

10 

1 

57,061 

5 

3 

1608 

115,875 

11 

H 

14,349 

17 

4 

101,525 

15 

4" 

1609 

60,774 

1 

2 

17,642 

5 

10 

43,131 

16 

4 

1610 

70.433 

13 

2i 

17,976 

15 

1 

52,456 

19 

21 

1611 

64,008 

16 

n 

13.246 

1 

4" 

50.762 

14 

H 

1612 

73,456 

2 

7 

14,632 

6 

2^ 

58,823 

17 

H 

Summa 

838,544 

18  1 

9     i 

172,576 

1  20  1 

H 

665,967 

19 

n 

Duiclischnittlich 

69,878 

15  1 

H  1 

14,381 

1     8| 

8 

55,497  1 

6 

H 

Wie  schon  vor  dem  endlich  erreichten  Frieden  sowohl  die  fürstliche 
Regierung  in  Weimar,  als  auch  die  gemeinschaftliche  hennebergische  in 
Meiningen  ihre  Thätigkeit  darauf  gerichtet  hatten,  dem  Ruin  der  Häuser 
und  Güter  Einhalt  zu  thun  und  den  Wiederanbau  zu  fördern,  so  war 
noch  mehr  nach  dem  Kriege  der  landesherrlichen  Fürsorge  ein  reiches 
Feld  der  Thätigkeit  geboten.  Tausende  von  Häusern  auf  dem  platten 
Lande  waren  theils  niedergebrannt,  theils  vom  Winde  eingeworfen, 
theils  wegen  der  zusammengefallenen  Bedachung  unbewohnbar,  obwohl 
noch  Bewohner  aus  solchem  »mit  Stroh  schlecht  bedeckten  alten  Ge- 
mäuer krochen ,  wenn  die  executores«^  kamen.  Mit  diesem  Zustande 
der  Dörfer  durch  wiederholt  eingeforderte  Berichte  der  Schösser  und 
Ortsvorstände  hinreichend  bekannt,  suchte  die  Regierung  theils  die 
früheren  Besitzer  der  Hofstätten  und  Grundstücke  zu  ermitteln  und  zur 
Wiederbearbeitung  aufzufordern,  theils  Fremden  die  Niederlassung  in 
den  halb  verlassenen  Ortschaften  annehmbar  zu  machen.  Aber  Häuser 
und  Felder,  seit  Jahren  unbenutzt  und  in  gänzlich  verkommenem  Zu- 
stande, schienen  wenig  verlockend.  Bei  der  P'ülle  der  zur  Ansiedlung 
sich  darbietenden  Gelegenheiten  verlangte  der  Ansiedler  noch  besondere 
Vortheile.  Manchem  gefiel  es,  sein  verfallenes  Häuschen  zu  verlassen 
und  sich  unter  günstigeren  Bedingungen  ein  anderes  Eigenthum  zu  er- 
werben. Der  Thätigkeit  und  dem  Unternehmungsgeiste,  zumal  wenn 
er  von  einem  kleinen  Ka[)itale.  vielleicht  aus  der  Kriegsbeute  unter- 
stützt wurde,  war  der  freieste  SiMcIraum  geboten.  Die  ^'iedel•la^sung 
eines  Fremden,  dessen  Heimath  vielleicht  Niemand  kannte,  setzte  nicht 
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die  Erfülluii;,'  jenoi"  l.'ii/alil  von  Formalitiitcn  voraus,  welch«;  die  spatere 
Zeit  erst  hervoirief.  \'on  einem  VViderspruchsrecht  der  (iemcinde  war 
keine  iiede.  Ansiedlungslu.sti^e  kamen,  besahen  sich  die  \'erhältnisse 
und  blieben  oder  ^hiilmmi  wieder,  wenn  sich  ihnen  anderswo  bessere 
Hedinj^unj^en  boten. 

In  der  Natur  (h-r  Saciie  hv^;  es,  dass  zunächst  der  .Vrme  während 
de.s  Kriei;s  den  häuslichen  Herd  verliess,  weil  sich  ihm  zu  Hause  kein 
Verdienst  mehr  bot  und  weil  er  durch  seinen  Wej^'zug  wenig  oder  nicht> 
/u  verlieren  halte.  l)(;r  Wohlhabend«;  dagegen  fühlte  sich  an  seinen 
I5esitz  gebunden  und  hielt  aus,  werm  auch  mit  Verlust  seiner  beweg- 
lichen Habe.  Was  sich  also  an  Häusern  und  .Veckern  nach  (Umii  Kriege 
herrenlos  vori'and .  waren  theils  geringe,  tlieils  mit  schweren  Schulden 
belastete  Grundstücke.  Abgesehen  von  den  Iande.-<]u'irlichen  Abgaben 
aller  Art,  als  Amtszins,  Landsteuer,  llut'engeld,  Frohngeld,  Capitations-, 
Defensioiis- ,  Extraordinär-  und  Könierzugssteuern ,  Soldate:4"enanlagen, 
Contributionen  und  dergleichen,  di«;  aligemein  seit  vielen  Jahren  nicht 
entrichtet  und  zu  grossen  Summen  aufgelaufen  waren,  fanden  sich  viele 
Grundstücke  an  Gläubigei-  verpfändet,  die  solche  gewöhnlich  nicht  selbst 
annehmen  wollten ,  sondern  auf  Käufer  warteten  .  um  wenigstens  einen 
Theil  ihres  Geldes  zu  retten.  Das  Kai)ital  schien  mehr  begehrenswerth 
als  der  Grundbesitz,  dessen  Bearbeitung  jetzt  dojjpelte  Mühe  kostete 
und  von  welchem  im  besten  Falle  erst  nach  Jahren  eine  Rente  zu  er- 
warten stand. 

Der  neue  Ankömmling  befand  sich  im  Vergleiche  mit  dem  sesshaft 
gebliebenen  Landmanne  insofern  im  Vortheil.  als  dieser  die  Contiuuität 
alter  auf  seinem  Besitzthume  ruhenden  Lasten  nicht  bestreiten ,  jener 
aber  zur  Annahme  von  Grundstücken  erst  seine  Bedingungen  machen 
und  sich  dem  Landesherrn  oder  etwaigen  Gläubigern  gegenüber  \'or- 
theile  im  Voraus  sichern  konnte. 

Einen  l'^inblick  in  diese  Verhältnisse  gewährt  nachfolgendes  Patent, 
welches  1647  von  Weimar  erlassen  wurde: 

—  »Wir  mögen  Euch  in  Gnaden  nicht  bergen,  dass  wir  bisher 
vielfältig  gespüret,  welcher  Gestalt  beides,  die  in  unserem  Eürstenthum 
und  Land  Eingesessenen  sowohl,  als  Auswärtige,  welche  unter  uns 
Haus.  Hof,  Güter  und  dergi.  haben,  unerachtet  den  meisten  der  All- 
mächtige noch  gute  Mittel  zum  Anbau  bescheeret.  dennoch  solche  ihre 
Häuser  und"  Güter  und  was  dem  anhängig,  nur  um  deswillen,  damit 
sie  gleich  Anderen  die  Landesbeschwerungen  dai'an  nicht  tragen  helfen 
dürfen,  nicht  wiederum  in  Bau  und  geniesslichcn  Stand  bringen  wollen, 
welches    uns   zu   grossem  Abbruch   und  Schmälerung    unserer  Intraden, 
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auch  den  Anderen  zu  desto  grösserer  Beschwerung  gereichet:  daher 
wir  solches  keineswegs  länger  gestatten,  noch  dieser  Unbilligkeit  nach- 
sehen können.  Begehren  wir  demnach  gnädig,  es  wolle  eine  jede  Obrig- 
keit an  ihrem  Orte  sowohl  Auswärtige,  als  eingesessene  Eigenthums- 
herren  der  öde  und  wüste  liegenden  Häuser.  Höfe  und  Güter  und  was 
denen  anhängig,  für  sich  erfordern,  sodann  denselben  andeuten,  ent- 
weder zwischen  hier  und  künftig  Martini  solche  wiederum  in  Bau  und 
geniesslichen  Stand  /u  bringen  und  dagegen  nach  Inhalt  unseres  jüng- 
sten Landtagsabschieds  zwei  Jahre  lang  der  Steuer  frei  zu  sein,  das 
dritte  Jahr  aber  gleich  anderen  Unterthanen  die  Steuern  und  andere 
Gebührniss  zu  entrichten,  oder  aber  dass  solche  eingezogen  und  Anderen 
zum  Anbau  untergeben  werden  sollten,  unfehlbar  zu  gewarten.  Für's 
Andere  vernehmen  wir  auch  zu  sonderbarer  Befremdung ,  dass  etliche 
sich  des  unverantwortlichen  Betrugs  gebrauchen ,  weil  sie  vermerken, 
dass  sie  von  den  wüsten  Gütern,  welche  sie  innerlialb  zweier  Jahre 
angebauet ,  nunmehr  die  Steuer  wieder  geben  sollen,  liegen  lassen  und 
sich  nun  des  Anbauens  der  wüsten  Güter  allein  befleissigen.  Derowegen 
ist  unser  ferneres  gnädiges  Begehren  an  obgesagte  Obrigkeiten ,  sie 
wollen  allen  denen,  so  Betrug  gebrauchen,  auflegen,  dass  sie  sich  des- 
selben gänzlich  äussern  und  da  sie  befinden,  dass  nichts  desto  weniger 
von  ihnen  dawider  gehandelt  werde,  von  den  bisher  angebauten  Gütern, 
als  wenn  sie  solche  fortbaueten,  die  Steuer  und  andere  Schuldigkeit 
abzugeben  sie  durch  ernstlichen  Gerichtszwang  anhalten ;  wo  sie  auch 
vermerken  würden ,  dass  einer  oder  der  andere  Unterthan  sich  unter- 
winden wollte,  sich  anders  wohin  zu  wenden  und  die  Güter  liegen  zu 
lassen,  so  soll  ihnen  solches  ernstlich  verboten  und  daneben  angedeutet 
werden,  wofern  sie  nichts  desto  weniger  in  ihrem  \'orsatz  beharren 
würden ,  dass  sodann  die  Güter  eingezogen  und  alsobald  Anderen  zum 
Anbau  und  Abstattung  der  darauf  haftenden  onera  eingethan  werden 
sollen.«  — 

In  dem  amtlichen  Verfahren  wurde  dieser  Gang  eingehalten,  dass 
zunächst  die  Eigenthümer  der  Häuser  und  Güter  oder  deren  Erben 
auch  die  etwaigen  Gläubiger  sub  poena  praeclusionis  vor  Amt  be- 
schieden wurden,  um  ihre  Erklärung  abzugeben,  ob  sie  die  Grundstüke 
selbst  annehmen  oder  hierzu  Käufer  schatfen,  oder  ob  sie  sich  davon 
lossagen  wollten.  Gewöhnlich  erschienen  sie  entweder  nicht,  oder  ihre 
Antwort  war  ausweichend ,  weil  sie  sich  erst  Gewissheit  darüber  ver- 
schaffen wollten,  welcher  Naclilass  an  den  darauf  haftenden  Schulden 
ihnen  bewilligt  werden  sollte.  Im  Ablelnumgsfalle  wurde  Termin  zur 
Veräusserung  am  Brete  bekannt  gemacht  und  die  Grundstücke  wurden 
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erst  sul)  generali ,  dann  sub  speciali  liasta  auf  öftentlichoni  Markte  zu 
dreien  versdiiedcnen  Malen  ausgerufen.  JJei  den  Licitatiunen  in  den 
ersten  Jahren  fanden  sieh  in  vielen  Ortschaften  nicht  einmal  Liebhaber 
ein;  später  kamen  mehr  Verkäufe  zu  Stande.  Stellten  sich  Käufer  ein, 
so  begannen  die  Unterhandlungen,  welche  öftere  Anfragen  bei  der  Ue- 
gierung  nöthig  machten ;  denn  so  viel  dieser  an  dem  Anbau  gelegen 
war,  SU  wollte  sie  doch  nicht  auf  die  Nachzahlung  der  aufgelaufenen 
Zinsen  verzichten,  wenn  sie  sich  auch  zu  einem  Kilass  der  Steuern  auf 
zwei  bis  drei  -lalire  bereit  erklärte.  l)ie  kurfürstliche  Regierung  in 
hresden,  welche  ihre  Schö.sser  zu  schleuniger  \'ersteigerung  der  herren- 
losen (Jüter  in  den  jetzt  weimarischen  Aemtern  Weida .  Neustadt  a/0. 
und  Auma  drängte,  pflegte  auf  die  \'orschläge  derselben,  wie  durch 
den  Nachlass  der  aufgelaufenen  Steuern  die  Güter  wieder  an  den  Mann 
zu  bringen  wären,  nicht  einmal  zu  antworten.  Der  Schösser  von  Weida 
berichtete:  »Wenn  kurf.  Gn.  die  angeschwollenen  Retardaten  nicht  gänz- 
lich schwinden  lassen,  solche  fort  und  fort  unbemannet  und  unangebaut 
liegen  bleiben  dürften.«  War  keine  Hoftnung,  die  Grundstücke  wieder 
»gangbar«  zu  machen,  so  wurde  wohl  »von  Gemeinde  wegen  gebeten, 
dass  die  Herrschaft  solche  zu  sich  nehmen  möchte,  damit  nur  alljähr- 
lich das  Liquidiren  und  dahero  entstehende  Unkosten  wegbleiben;  wollte 
Einer  oder  der  Andere  dann  heut'  oder  morgen  solcher  Hofstätten  eine 
haben,  so  möchte  der  Herrschaft  er  den  Rauch  (Rauchhuhn)  bezahlen*. 
Ein  Herr  von  Lohma  versicherte  den  Kurfürsten,  dass  er  sich  alle 
Mühe  gebe,  wieder  possessores  für  die  wüsten  Güter  zu  bekonnnen, 
*und  wollte  gern  meine  auf  viele  Jahre  darauf  haftenden  Resta  oder 
rückständigen  Frohnen,  Erbzinsen,  Lehengeld,  wie  hoch  dieselben  auch 
aufgeschwollen,  gänzlich  vergessen  und  solche  Güter  bloss  um  künftige 
praestationes  den  Leuten  einräumen.  Möchten  sich  zwar  zumalen  bei 
dem  Gott  Lob  erhaltenen  Landfrieden  possessores  dazu  finden,  massen 
sich  denn  welche  bei  mir  angemeldet  haben ;  allein  einig  und  allein 
hält  sie  noch  davon  ab  dieses,  dass  sie  fürchten,  es  möchten  dermal- 
einst die  restirenden  alten  Steuern  oder  ins  Amt  Weida  gehörige  andere 
Gefälle  künftig  darauf  bei  den  posse.ssoren  gesucht  werden«.  Er  bekam 
nach  wiederholter  Anfrage  nur  die  Antwort,  man  solle  erst  noch  ein- 
mal die  subhastation  versuchen,  obwohl  die  ^'ersicherung  schon  gegeben 
war,  dass.  ein  »pinquior  emtor«  nicht  zu  erwarten  sei. 

Wie  die  Regierung  noch  bedeutende  Steuerreste  einzufordern  hatte. 
so  wurden  auch  Eordei'ungen  von  Unterthanen  an  sie  geltend  gemacht. 
Als  nämlich  im  Jahi-e  IGol  Kursachsen  zu  seinem  Schutze  ein  Heer 
aufbrachte ,    Hessen  sich  viele  gegen  den  versprochenen  Sold  von  5  Gr. 
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täglich  anwerben ;  da  aber  der  Sold  rückständig  blieb,  so  hatten  Manche 
»Defensionsrestzettel«*^*),  auf  70  und  mehr  Fl.  lautend,  in  den  Händen, 
die  sie  nach  dem  Kriege  producirten.  Als  Kaufgeld  für  Güter  wurden 
sie  zwar  abgewiesen ,  doch  sollten  sie  nach  Abschreibung  der  rück- 
ständigen Gefälle  zur  Cassation  angenommen  werden. 

Der  Adel  war  eifrig  bedacht,  den  kleinen  Rest  seiner  Unterthanen 
durch  Herbeiziehung  von  Ansiedlern  zu  vermehren ;  auch  die  Geistlich- 
keit hatte  ihr  Interesse.  Als  in  einem  Dürfe  auf  einer  Anzahl  von 
wüsten  Gütern  ein  Pfarr-  und  Kirchenkapital  stand,  so  suchte  der  Orts- 
pfarrer in  der  Absicht  das  Pfarr-,  Gotteshaus-  und  Kastenkapital  wieder 
gangbar  zu  machen,  einen  Käufer  zu  schalfen  und  Hess  den  Kurfürsten 
durch  den  Schösser  bitten,  »als  ein  Landesvater  und  Süugannne  der 
Kirchen  und  Schulen  auf  die  herrschaftlichen  Gefälle  zu  verzichten«. 

Die  an  die  kursächsischen  Aemter  angrenzenden  Herrschaften  boten 
den  Ansiedlern  günstigere  Bedingungen;  namentlich  waren  »die  Herren 
Reusser«  (Fürstenthümer  Reuss)  bereit,  nicht  nur  die  auf  den  wüsten 
Gütern  aufgelaufenen  Reste  zu  erlassen ,  sondern  auch  noch  auf  einige 
Jahre  Abgabenfreiheit  zu  gewähren.  Aus  dem  Reussischen  und  den 
oben  genannten  kurfürstlichen  Aemtern  lauten  die  Berichte  freilich  auch 
sehr  kläglich.  Dort  waren  während  des  »Stilllagers«  zu  Saalfeld  164ü, 
als  Erzherzog  Leopold  Wilhelm  mit  mehr  als  50,000  Mann  kaiserlicher 
Völker  und  ihm  gegenüber  der  schwedische  General  Bauer  mit  40,000 
Manu  bei  Saalfeld  lag,  zahllose  Güter  verwüstet  worden.  Ueber  ein 
Jahrzohent  unbebaut  liegend,  waren  sie  jetzt  mit  Buschholz  und  Birken 
bewachsen,  so  dass  der  Acker  »unter  einem  Jahre  nicht  wieder  zur 
Erde  zu  machen,  noch  weniger  etwas  davon  zu  nehmen«  war.  Auch 
die  Wiesen  waren  durch  Verwahrlosung  deteriorirt. 

Dieser  jämmerliche  Zustand  vieler  Aecker  und  Wiesen  veranlasste 
noch  nach  .lahren  (1659)  Ortsvorstände,  dass  sie  um  Erlaubniss  nach- 
suchten, diejenigen  Aecker,  welche  voraussichtlich  noch  lange  keine 
Anbauer  finden  würden,  aber  immer  mehr  mit  Busch-  und  Strauchwerk 
verwuchsen,  abbrennen  zu  dürfen,  damit  doch,  wenn  erst  die  Bewohner 
sich  wieder  gemehrt,  der  Anbau  nicht  allzu  sehr  erschwert  würde. 

64)  Diese  viel  genannli'u  und  oft  lange  iiacli  dem  Kriege  nocli  producirten  De- 
fensionsreslzeltel  waren  von  der  Ileiiiialhsbeliördc  ausgestellt  und  enthielten  die  An- 
gabe, auf  wessen  (Obersten)  Ordre  der  genannte  Inhaber  einberufen,  unter  welchem 
Hauptmann,  an  vvelclien  Orten  und  wie  lange  Zeil  er  im  Dien!*l  gestanden,  welchen 
Sold  er  zu  fordern  halle  und  welche  Summe  im  Ganzen  noch  in  Rest  stehe.  Diese 
Forderungen  aus  so  aller  Zeit  erweckten  meist  unangenehme  Erinnerungen  und  wur- 
den, so  wohl  begründet  sie  auch  waren,  ungern  respectirt,  auch  höchstens  nur  als 
Ausgleichung  für  die  aufgelaufenen  Steuerresle  angenommen. 
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Um  lOf)!)  faiuicn  sich  noch  bei  Weitom  nicht  alle  Güter  an  den 
Mann  gebracht;  freilich  waren  es  die  am  meisten  wüsten  und  die  un- 
fruchtbarsten, und  von  den  Hofstätten  diejenigen  der  Aennsten,  welche 
nicht  einmal  ein  (iiirtclien  hatten.  Sj)atcr  verfulir  man  stronf,'er  mit 
den  Säumigen  und  suchte  sie  durch  Drohungen  /um  Anbau  zu  zwingen. 
Hatten  sie  einige  Mittel  und  stand  ihnen  die  Hülfe  erwachsener  Kinder 
zu  Gebote,  so  hielt  man  es  für  '>Trotz.  Frevel  und  Muthwillen",  wenn 
sie  ihre  Aecker  wüste  liegen  und  «dadurch  Steuer,  Zinsen,  l-'rohnen 
und  andere  Gefälle  ganz  kaduk  werden*  liessen.  Noch  aus  dem  .Jahre 
1G87  kamen  dergleichen  Beschwerden.  Aber  während  noch  lange  Zeit 
hin  viele  Grundstücke  der  Wiederhei'stellung  harrten ,  ent.vpannen  sich 
Prozesse  über  andere,  die  unter  tieissigen  Händen  emporgekommen  waren. 
Oft  erwachte  nändich  nach  vielen  Jahren  noch  in  den  Kindern  und 
Enkeln  der  zur  Kriegszeit  Geflüchteten  die  Erinnerung  an  die  väter- 
liche Heimath  und  den  dort  zurückgelassenen  Besitz.  Die  nicht  seltenen 
Redamationen  zeigten ,  dass  bei  der  Eile .  mit  welcher  man  die  Güter 
wieder  an  den  Mann  zu  bringen  gesucht  hatte,  nicht  immer  alle  For- 
men beobachtet  worden  waren. 

■Wenn  es  vom  heutigen  Standpunkt  aus  befremdend  erscheint,  dass 
in  jenen  Zeiten  nicht  schon  die  Speciilation  in  Aussicht  auf  den  voraus- 
sichtlich wieder  steigenden  Werth  des  Grundes  und  Bodens  auf  den 
Ankauf  von  Grundstücken,  die  unter  so  günstigen  Bedingungen  er- 
worben werden  konnten,  gerichtet  war.  so  ist  nicht  zu  vergessen,  dass 
es  nicht  nur  an  baarem  Gelde  fehlte,  sondern  dass  auch  der  Käufer 
sich  verpflichten  nnisste.  sofort  die  Hofstätten  wieder  in  Stand  zu 
setzen  und  die  Güter  wieder  anzubauen.  Dazu  gehörten  aber  Arbeits- 
kräfte, die  eben  auch  mangelten.  Für  die  erworbenen  Grundstücke 
sollten  gleichwohl,  mochten  sie  auch  nicht  bebaut  sein,  nach  der  be- 
stimmten Frist  die  Abgaben  entrichtet  werden. 

Die  Mühe  und  Arbeitskraft,  welche  die  Herstellung  der  Felder, 
die  oft  »eher  einem  Walde  als  Aeckern«  glichen,  kostete,  veranlassten 
nicht  selten  die  aus  der  Fremde  gekommenen  Ansiedler  nach  kurzem, 
aber  mühevollem  Versuche  des  Anbaues  den  Stab  wieder  weiter  zu 
setzen ,  zumal  an  den  Orten ,  wo  »der  Ackerbau  nicht  austräglich  und 
das  Armuth  gross«  war.  Fast  überall  hatte  ferner  der  Wildstand  in 
einer  Weise  zugenommen .  dass  sich  der  Bauer  dessen  kaum  erwehren 
und  seine  Saaten  nicht  schützen  konnte  ^^). 


65)  Auf  den  damaligen  Wildstand,    der  sicii    gerade  uäliiend    der  Rriegszeit  so 
ausserordentlich    vennelirt    lialle,    lässt   sich   ein    Schluss    ziehen   aus    den    Berichten 
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In  jenen  Zeiten  des  dreissigjährigen  Krieges  geschah  es  auch,  dass 
der  Weinbau  an  vielen  Orten  zu  Ende  ging,  wo  man  heute  kaum  glau- 
ben würde,  dass  einstmals  die  Rebe  gepflanzt  worden.  Im  Amte  Mass- 
feld (Dreissigacker,  Stepfershausen ,  Herpf,  Bettenhausen),  ja  sogar  auf 
den  rauhen  Höhen  des  Amtes  Sand  hatte  sich  der  Weinbau  bis  in  die 
Kriegsjahre  erhalten.  Von  da  ab  fand  die  Arbeitskraft,  damals  doppelt 
werthvüll,  in  dem  Getreidebau  ein  dankbareres  Ziel  ihrer  Thätigkeit, 
als  in  der  Cultur  des  Weinstockes,  welche  in  jener  Gegend  wenigstens 
auch  die  späteren  Generationen  nicht  w^ieder  erneuerten. 


Eine  dritte  Gruppe  von  Ortschaften  bilden  am  südöstlichen  Abhänge 
des  thüringer  Waldes  bis  luich  Franken  hinein  eine  Anzahl  der  dem 
heutigen  meiningischen  Verwaltungsamtsbezirke  Sonneberg  und  dem 
coburgischen  Amte  Neustadt  an  der  Heide  angchörigen  Ortschaften. 
Aus  dieser  theils  auf  dem  Gebirge,  theiis  in  der  südlich  daran  an- 
stossenden  Ebene  liegenden  Landschaft  linden  sich  statistische  Auf- 
zeichnungen aus  der  Zeit  des  dreissigjährigen  Krieges  vom  Jahre  1638. 

Schon  in  den  ersten  Kriegsjaln-en  waren  die  damaligen  Aemter 
Sonneberg,  Neuhaus,  Schalkau  und  Neustadt  mit  Durchzügen  heim- 
gesucht worden.  Die  Herzöge  Adolf  von  Holstein  und  Franz  Albrecht 
von  Lauenburg,  »ein  gar  ungestümer  Herr«'^'^),  sowie  der  Oberst 
Colalto  führten  1623  ihre  Reiterschaaren  auf  dem  Marsche  nach  Nürn- 
berg durch  diese  Gegend.  Die  Croaten,  welche  im  Werrathale  herauf- 
gezogen kamen,  plünderten  namentlich  das  Amt  Schalkau;  überhaupt 
verlief  fast  kein  Jahr  ohne  Durchzüge  *^^) ,  wenn  auch  die  Heere  nur 
von  massiger  Stärke  und  die  Einquartierungen  von  nicht  langer  Dauer 

über    die   jährliclie    Jagdbeule    auf   den    lieriscliaflliclieii    .lagdcii.     In    der    Giafsdiall 
Hemieberg  wurden  erlegt: 

Im  .labre.       Hirsche.  St  Wild.     ,^'''''"       Rebe.       )^'''*!'       Wölfe.    Luchse.  ^//"■''' 

kalbcr.  schweine.  !  oltern. 


16M  79  82  36  87  105  1.)  —  26 

1G45  n  101  35  63  222  20  1  44 

1648  65  68  42      i      52  66  6  1  18 

164i|  57      ;        92  48       !      54      j        22      i      12  —  37 

1650  57      ,       4i  43      I      49      ,         3  18  4  21 

1G51  67  73  44  86  12  19  1  33 

Eine  niciit  geringe  Zahl    von  Hirsclnvild,    Reben  und  Schweinen   wurde   jährlich    von 
den  Wölfen  „geworfen".     Hirsche  von  16  bi.s  20  Enden  waren  nichl  selten 

66)  Ein  zeitgenössischer  Geschichtsclireiber  nennt  ihn  treffend  „den  Wetterhaiin 
einhcimisclier  Kriege,  welcher  bald  anf  diese,  bald  auf  jene  Seilen  sich  gesciilagen". 

67)  Die  sächsischen  Fiirslen  Job.  Casimir  und  .loh.  Ernsl  wandten  sich  deshalb 
um  Vermittlung  beim  Kaiser  an  den  Kurfürsten  von  Sachsen,  welciier  ihr\en  aucii 
als  Obersler  des  obersäciusisclien  Kreises  Salvaguardia- Briefe  zuslellle. 
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waren.  Seit  dem  Siege  der  Kaiserlichen  bei  Nördlinyen  \(\?A  nahmen 
jedoch  die  ^'el•heernn{,'cn  mit  jedem  Jahre  zu  und  hatten  Ki.SS  uocli 
niclit  den  höclisten  (Jrad  erreicht,  ol)wohl  die  Berichte  schon  von  un- 
{^eheiieren  Verlusten  zeut,'en.  \V(!nn  die  folgenden  statistischen  'lahellen 
somit  zwar  noch  nicht  die  ganze  Verwüstung  darstellen,  so  sind  sie 
doch  deshalb  von  nicht  geringem  Wcrthe,  weil  sie  nicht  nur  den  \'er- 
gleich  mit  den  »guten  Zeiten <-.  das  heisst  mit  der  Zeit  vor  dem  Kriege 
gestatten,  sondern  auch  die  überraschend  grosse  Zunahme  der  Ijevöl- 
kerung  und  des  Nationalvvohlstandes  zwisclien  der  Zeit  vor  dem  dreissig- 
jährigen  Kriege  und  der  Gegenwart  erkennen  lassen. 

Die  zunächst  folgende  Tabelle  zeigt  den  bis  1G38  durch  den  Krieg 
veranlassten  Verlust  an  Familien,  Wohnhäusern,  Pferden,  Rindvieh, 
Schafen,  Schweinen,  sowie  Ernte  und  Aussaat  des  genannten  Jahres. 


Namen 

Fa  ni  i  - 
lien: 

WoUn- 
liäuser: 

Pferde: 

Rind- 
vieh: 

Schafe:  S<=»'»fi- 
ne: 

B™tet,"t 

der 
Oitsciiai'teii. 

in  guten 
Zeiten. 

1638. 

in  guten 
Zeiten. 

1638. 

in  guten 

Zeiten. 

1638." 

in  guten 
Zeiten. 

1638. 

in  guten 
Zeiten. 
1638. 

in  guten 
Zeiten. 
1638. 

in 

Simmein 

1638. 

1.  Steinheid  (Flecken 

2.  Lausilia    .     .  . 

3.  Steinacli    .     .  . 

4.  Hämmern  . 

5.  Forscliengereiitli 

6.  i^lürsclinitz 

7.  Belleliiecken 

8.  Hönbach  .     .  . 

9.  Heubisch  .     .  . 

10.  Unteriind  .     .  . 

11.  Oberlind  .     .  . 

12.  Mablmerz      .  . 

13.  Köppelsdorf  .  . 

14.  Steinbadi       .  . 

15.  Älönclisberg  .  . 

16.  Heinersdorf  . 

17.  Jagdshof   .     .  . 

18.  Judenbacli 

19.  Neufang    .     .  . 


Summa 

20.  Neuhaus  (Flecken) 

21.  Schirschnitz  .     . 

22.  Sichelreuth   .     . 

23.  Gefeil 

24.  Roümar    ... 

25.  Weidhausen  .     . 

26.  Föritz  .... 

27.  Eichitz      .     .     . 

28.  Schwärzdorf 

29.  Buch  .  .  .  . 

Summa 


80,  25 

9  9( 

32  201 

39  i  15 


Amt  Sonneberg. 
42  27   1  — 
9   9 

32  i  24 
391  21 


2 

13  I 
16 
12 
151 
15 


60  ;  40, 
14  10 

35  j  4l 
28 1  81 
8  1  -i 
47  '  25 
16  10! 


52 

8 


46! 

5| 


2 

10 

7 
7 
7 

9 

60  28 

14;  10'  - 

34  i  -i  - 

28  8  — 

10  3 

47  25 

16  10 

52  46  20 

8'   5:  — 


70 

9i 
60 
601 


16  — 

9i  — 
25i  — 


3 


1  - 


40: 
30 
40 
25  i 
80 
6  1'  200 

-  50 

-  70; 

—\     12 
— i  400 

-  60 
8  200 

—:     20 


?!  = 

10,  — 
8  2.> 
7' 300 
13 1  25 
60  200 
12  — 
lOi  - 
12  25 


20 
20 
30 
20 
15 
80 
10 
20 
10 


3 
1 

40 

40 

115 


15 
35 
46 


100  2b 

60  21 

100  51 

60  16 


20  200  25  65 

15  _  _  12 

36  —  —  45 

6 3 


—  9 

—  15 

1  147 

—  30 


18 
10 

5i  50  25 


20 


501  247  461  258'  32  1  9  1498  277  775  25  357  6  790  284i 


A 

mt  ] 

NTeuhaus 

29     5 

29     19      3      1     99     18  155 

-     40  - 

39     26 

19     5 

19}  14!  _  j_|    86     23  130 

-     30  — 

26     15 

19     3 

19  i  191     1  1— :  152      9  200 

-     25  - 

6       8 

26      1 

26i  13    —  !-!l35       2  150 

-,    15  - 

4       2 

18     2 

18 

15    _  ;_i  125  i     5  150 

-i    10  — 

13     10 

10  1    2 

10 

7 

— 

-llOO      3    - 

_      9  - 

6       5 

91    7 

9 

9 





60     26     — 

-    10  - 

33     18 

6     2 

6{    6 





42     36    - 

-      6  - 

83     20 

5     4 

7    - 





30     10    — 

-      4  - 

13       9 

7     5 

7'  - 

1    _[    25       6  100 

-      3  - 

16  '     7 

148    36 

150 

102 

5 

1 

854  138  885 

-  152  - 

239    120 
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Namen 

der 

Ortschaften. 

Fami- 
lien : 

VVohn- 
liäiiser: 

Pferde:     ^.*" 
!    vie 

d- 
i: 

Schafe: 

Schwei- 
ne: 

^'■'<::i 

Ol     = 

oo 

CO 

CO 

CO 

CO 

1638. 
in  guten 
Zeiten. 

od 

CO 

CO 

in  guten 
Zeiten. 
1638. 

in  guten 
Zeilen. 
1638. 

in 
Simmern 

1638. 

Gericht  Neustadt  (jetzt  coburgisch). 

30. 

Neustadt  (Stadt)    . 

190 

40 

190 

36 



-    291 

28 

—    — 

130  12 

40     27 

31. 

Haarbrücken      .     . 

9 

5 

9 

5 



—      40 

3 

—    — 

10  — 

28      14 

32. 

Tliann 

10 

6 

10 

6 

1 

—      40 

1 

—    — 

10  — 

18       5\ 

33. 

Hleilsclinitz    .     .     . 

10 

4 

10 

4 

4 

—     40 

3 

—   , — 

10  — 

12       U 

34. 

Wellinersdorf 

11 

2 

11 

2 

4 

-,     62 

1 

25- 

16  - 

20       6" 

35. 

Feclilieim       .     .     . 

20 

3 

20 

3 

— 

-'     25 

— 

300- 

35  - 

19  :  10 

Kloster  Könchröden. 

36. 

Hlönchröden  .     .     . 

12 

5|    20      8      6 

—     80 

6 

—    

50  — 

75     21 

37. 

Keniniaten     .     .     . 

4 

3      5      3     2 

— i     16 

3 

—    — 

12  — 

74  1  24 

38. 

Boderndorf    .     .     . 

4 

2      4      2     2 

-      14 

2 

10  — 

74-1     2 

39. 

Kipfeiidorf     .     .     . 

10 

3     10      3     4 

—\     20 

1 

—  1  — 

121— 

3  !     6 

40. 

Weiniersdorf      .     . 

3 

2,      3      3    - 

-i       9 

1 

—  1 — 

6i- 

16       3 

41. 

Rütlmannsdorf  .     . 

3 

1|      3  1     31     3 

31       9 

1 

—   — 

6  - 

2         ^ 

42. 

Obervvasungen    .     . 

9 

2'      9      31     2 

-1     30 

— 

—     :  — 

25  - 

2       li 

Summa 

295 

78  304     81    28     3    676 

50 

325  — 

332  12 

309',  123  i 

Zusammenstellung  der  drei  Aemter. 

Am 

t  Sonneberg  .     .     . 

501 

247  461 

258    32     9  1498  277 

775  25 

357     6 

790    2841 

An 

t  Neuliaiis^^j . 

148 

36 i  150 

102     5     1    854:138 

885- 

152!- 

239  [120 

An 

t  Neustadt  mit  Klo- 

■ 

s 

ter  i\lönchröden69)  . 

295 

78  304 

81'  28     3    676 

50 

325- 

332  12 

309.M23I 

Siininia 

944 

361 

915 

441 

65 

13  3028  465  1985  25 

841  181338',  529 

Leider  lassen   die  ai'chivalischen  Quellen   die  bezüglichen  Verhält- 
nisse des  Hauptamtsortes  Sonneberg  ^'^)  nicht  mit  Sicherheit   erkennen, 


68)  Im  Amte  Neuliaus  gab  es  ausserdem  noch  acht  Gült-  und  Halbhöfe,  welclie 
letzteren  gegen  den  halben  Ertrag  „ausgethan"  waren,  nämlich  in  Neuhaus,  Schir- 
schnilz,  Kaulsrod,  Gefell,  Mark,  Gessendorf,  Alfeiiberg,  Wacliollern  (?),  die  zu- 
sammen in  guten  Zeiten  16  Familien,  9  Wohnhäuser,  14  Pferde,  129  St.  Rindvieii, 
655  Schafe  und  25  Schweine,  im  Jalire  1638  aber  nur  noch  2  Familien,  5  Wohn- 
liäuser,  8  St.  Rindvieh  nnd  weder  Pferde,  noch  Schafe  oder  Schweine  jiatlen.  Die 
Ernte  betrug  44,  die  Aussaat  29  Simmer  und  beides  erstreckte  sich  nur  auf  die 
Halbhöfc  in  Neuhaus  und  in  Mark;  die  anderen  waren  verödet. 

69)  In's  Amt  Neustadt  geliörlcn  nocli  zwanzig  Höfe,  meist  Gült-  und  Halbhöfe, 
welche  zusammen  in  guten  Zeilen  25  B'amilien,  25  Wohnliäuser,  88  (?)  Pferde, 
145  St.  Rindvieh,  670  Schafe  und  94  Scliweine ,  im  Jahre  1638  aber  nur  noch 
18  Familien,  2  Wohnhäuser,  3  Pferde,  1  St.  Rindvieh,  kein  Schaf  und  kein  Schwein 
mehr  hatten. 

70)  Zur  einfachen  Landstcucr  gab  die  Stadt  Sonneberg  nur  46  Fl.  14  Gr.  5  Pf., 
das  Amt  dagegen  440  Fl.  15  Gr.  ü'/j  Pf.  Die  Tranksteuer,  welche  Jalire  lang  aus- 
gefallen war,  betrug  in  der  guten  Zeit  (1630)  zu  Sonneberg  für  die  drei  Termine 
Quasim.,  Exaltat.  cruc.  und  Luciae  151  Fl.  18  Gr.  9  Pf.,  was  auf  eine  Bierproduclioii 

XIV.  lU 
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woslinll)  diese  Stadt  in  der  Tabelle  nicht  mit  auffj;enoninion  werden 
Ivoniite.  l)ie  iil)iij^eM  Oilsehaften  {\('>  liiernacli  benannten  Amtes  hatten 
schon  1()38  an  Familien  50.(1!).  :in  Wdliniiänsein  44, OH  p.  Cent  ver 
loreii.  Pl'enle  bcsass  das  Amt  nm-  in  ^erin^er  Zahl,  weil  die  Wald- 
orte, abgesehen  von  ihrer  änsserst  gei'ingen  Lnndwirthschaft.  schon  der 
iJodünbe.-chaftenheit  wegen  der  Pferde  sicli  nicht  be<liencn  können  .  die 
in  der  Ebene  liegenden  Orte  alirr  nach  tVänki.-cher  Art  zur  l'eldbe- 
stellung  das  Rindvieh  voi/.iehen;  aber  auch  die  wenigen  Pferde  waren 
auf  34,37  p.  Cent  rediicirt.  Der  llimlviehbestand  war  um  81,51,  das 
Schafvieh  um  !)(j,77.  die  Zahl  der  Schweine  um  98,32  p.  Cent  verringert. 
Eine  Ernte  war  in  den  eigentlichen  Walddörfern  überhaupt  nicht  ge- 
macht worden,  in  den  übiigen  Orten  aber  war  sie  so  gering,  dass 
35,05  p.  Cent  der  geernteten  Simmer  alier  Fruchtgattungen  zur  nöthi- 
geu  Wintei'saat,  soweit  eine  solche  möglich  war,  verwendet  werden 
mussten,  und  doch  konnten  überhaupt  nur  284  Acker  oder  Tagewerk 
bestellt  werden. 

Noch  grösser  war  der  Verlust  an  Familien  (75,68  p.  Cent.),  sowie 
an  den  verschiedenen  Viehgattungen  —  Schafe  und  Schweine  waren 
gänzlich  verschwunden  —  im  Amte  Neuhaus.  Hier  waren  mit  Hinzu- 
rechnung der  acht  Halb-  und  Gülthöfe  im  Ganzen  nur  231  Simmer 
Korn  und  eine  äusserst  geringe  Quantität  von  allerlei  Sommergetreide 
erw^achsen;  149  Simmer  wurden  wieder  über  Winter  bestellt,  »jedoch 
theils  auf  Arth  (?)  und  mit  halbem  Samen,  und  liegen  noch  unbestellt 
zu  3000  Simmer  in  diesem  Amt;  davon  werden  über  Sommer  bestellt 
25  Simmer  Feldes,  bleiben  demnach  defect  und  öde  2975  Simmer  oder 
Tagewerk«.  —  In  einem  gleich  traurigen  Zustande  befand  sich  Neu- 
stadt'"') mit  Kloster  Mönchröden,  welches  Amt  bezüglich  seiner  Häuser- 
zahl mit  73,36  p.  Cent  am  meisten  geschädigt  war  und  seinen  Vieh- 
bestand fast  gänzlich  verloren  hatte. 


von  797  Eimern  scliliessen  lässt,  weil  das  Gtbräu  zu  26  Eimern  mit  5  Fl. ,  al»o  der 
Eimer  mit  4  Gr.  versteuert  werden  miissle.  Die  Dorfschaften,  welche  Braugerech- 
tigkeit hauen  ,  versteuerten  das  Gebräu  zu  15  Eimern  mit  4  Fl. ,  also  den  Eimer 
mit  5  Gr.  7  Pf. 

71)  Di,e  Stadt  Neustadt  gab  zur  einfachen  Landsteuer  220  Fl.,  das  Gericht  Neu- 
stadt 140  Fl.  8  Gr.  3  Pf.  Die  Tranksteuer  betrug  1630  in  dieser  Stadt  für  alle 
drei  Termine  611  Fl.  1  Gr,  9  Pf.  Da  das  Gebräu  zu  36  Eimern  mit  6  Fl.  18  Gr., 
also  der  Eimer  mit  4  Gr.  versteuert  wurde,  so  belief  sich  die  Quantität  des  1630 
gebrauten  Bieres  auf  3203  Eimer. 
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Der  Gesammtveiiust  dei-  drei  an  einander  grenzenden  Aemter^^) 
mit  ihren  zwei  und  vierzig  Ortschaften  betrug  an  Familien  61,76,  an 
Wohnhäusern  51,80,  an  Pferden  80.00,  an  Kindvieh  84,64,  an  Schafen 
98,75  und  an  Schweinen  97,86  p.  Cent.  Die  für  die  drei  Aemter  so 
äusserst  geringe  Ernte  und  die  entsprechend  geringe  Quantität  des 
zur  Aussaat  verwendeten  Getreides,  528  Sinnuern,  welche  auf  die  gleiche 
Anzahl  von  bestellten  Tagewerken  deuten  würden,  wenn  nicht  auf  viele 
Aecker  nur  der  halbe  Samen  gekommen  wäre,  lassen  auf  die  Tausende 
von  unbestellten  Aeckern  schlicssen ;  hatte  doch  das  kleine  Amt  Neu- 
haus allein  nahe  an  drei  Tausend  öde  Tagewerke. 

Die  noch  weiter  folgenden  Kriegsverwüstungen  hatten  endlich  bis 
1642  ihren  Höhepunkt  erreicht,  wenn  auch  noch  in  späteren  Jahren 
(1644  und  1645)  durchziehende  Truppen  Spuren  von  Gewaltthaten 
zurückliessen.     Nach  dem  traurigen  Zustande  der  drei  Aemter .   wie  er 


72)  Aus  Sclialkau  beiichlel  der  Ceiilgraf  (Nov.  1638)  über  den  Verlust  an  Fa- 
milien und  Feuerslälten  .seiner  Inspeclion  ,  soweit  die  naclibenannten  Orte  säch- 
siäch  waren  : 


JVamen  der  Ortscbaflen. 


Familien  : 
vor  dem 
30jülirigen  1038 

Kriege. 


Wohnhäuser 


vor  dem 

30jährigen 

Kriege. 


1638. 


1.   Sclialkau  (Stadt)      .... 

65 

38 

65 

64 

2.  Heid 

8 

3 

9 

9 

3.   Görsdorf 

2 

1 

2 

2 

4.   Bachfeld 

12 

4 

12 

9 

5..   Truckendorf 

2 

2 

3 

3 

6.   .Almerswind 

6 

6 

6 

6 

7.   Fosslocli          

3 

3 

3 

3 

8.   Rückerswind 

6 

2 

5 

4 

9.   Mengersgereutli        .... 

9 

1 

9 

1 

10    EITelder 

4 

1 

4 

3 

11.   Blalterndorf 

9 

9 

9 

9 

12.   Sellcndorf        

8 

3 

8 

8 

13,   Wolchendorf 

4 

1 

3 

3 

14.  Truckenlhal     

10 

6 

10 

10 

15.   Neundorf 

5 

4 

4 

4 

Summa 

153 

84 

152 

138 

Ausserdem  begriff  das  Gericht  Schalkau  noch  acht  Dorfschaflen,  „die  alle  cenlbar, 
aber  mit  der  Voiglei  nnil  Steuer"  in  andere  säclisische  Aemter  oder  dem  Adel, 
namentlich  dem  Geschlecht  von  Schaumberg,  das  auch  an  den  oben  genannten  fünf- 
zehn Ortschaflen  Aniheil  halte,  gehörten.  Die  Landsteucr  war  hier  seit  1634  in's 
Stocken  g''ratlien,  und  die  Tranksleuer,  welche  sich  sonst  jährlich  auf  5—800  Fl. 
belief,  trug  kaum  noch  40  Fl.  Da  von  jedem  Gebräu  zu  60  Eimern  11  Fl.  9  Gr., 
also  pr.  Eimer  4  Gr.  gezahlt  wurden,  so  müssen  ia  früheren  Zeilen  2625  bis  4200 
Eimer  Bier  in  jedem  Jahre  gebraut  word-'n  sein. 

10* 
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sich  schon  1(138  fcststollte,  n;ö<^en  die  si)ütcrcii  V(Ml)eerun<.'('n  ihre  zer- 
störende Kraft  meist  auf  Verminderung  der  Einwohner  und  Wolmhäuser 
f;erichtet  haben,  da  ausser  einem  kleinen  liest  von  Rindvieh  sicli  kaum 
noch  etwas  zu  Raub  und  Phinderung  darbieten  konnte. 

Ein  recht  erfreuliclies  Bild  gewährt  dagegen  naclistehende  Tabelle, 
welche  die  Zunahme  der  Familien  und  Wohnhäuser,  sowie  des  Vieh- 
bestandes an  Pferden ,  Rindvieh ,  Schafen  und  Schweinen  aus  der  Zeit 
vor  dem  dreissigjährigen  Kriege  bis  zur  Gegenwart  illustrirt.  Die 
Anzahl  der  Familien  und  Wohnhäuser  ist  der  letzten  Zählung  von  1867 
entnomn)en;  leider  stand  dem  Verfasser  das  Resultat  dieser  letzten 
Zählung  für  den  Viehbestand  nicht  zu  Gebote,  weshalb  er  für  die 
meiningischen  Orte  zum  Jahre  1849  und  für  die  coburgischen  auf  1864 
zurückzugreifen  sich  genöthigt  sah.  ()b  nicht  die  neueste  Zählung  ein 
noch  günstigeres  Resultat  ergeben  hat,  muss  er  dahin  gestellt  sein 
lassen  ;  zur  Annahme  des  Gegentheils  liegt  wenigstens  kein  Grund  vor^^). 


Farm 

lieii  ; 

>Vo 

lii- 

Pferd 

e  : 

Riiid\ieli :    Sciu 

fe: 

Scluv 

eine : 

Namen 
der 

hall.« 

er: 

V.    d. 

v7d7 

^ 

V.  d. 

V,  d. 

.    iy.  d. 

._. 

v.d. 

Orlscliafti'ii. 

30j. 

CO 

CO 

30j. 

30j. 

05 

30j. 

1     30j. 

OS 

30j. 

QO 

Kr. 

•^ 

Kr 

Kr 

Kr. 

2      Kr. 

■" 

Kr. 

Amt  £ 

onnel 

berg. 

1. 

Steiiiheid  (FlccUeii) 

80 

246 

42 

179 

1 

— 

70 

157    — 

— 

— 

8 

2. 

Lausclia     .... 

9 

421 

9 

216 

_- 

3 

9 

220,  — 

— 

— 

37 

3. 

Sleinacli    .... 

32 

716 

32 

351 

— 

6 

60 

343!  _ 

8 



129 

4. 

Ilänmierii       .     .     . 

39 

243 

39 

235 

1 

2 

60 

98   - 

— 

3 

20 

;"). 

P'oisrlieiigi'rtnlh  '*) 

2 

75 

2 

63 

— 

— 

'2 

106   — 

7 

— 

46 

(). 

HlürsLiiiiilz     .     .     . 

13 

40 

13 

28 

1 

— 

40 

141   - 

153 

20 

32 

7. 

BeüelliccUeii       .     . 

16 

55 

16 

32 

— 

— 

30 

135   - 

229 

20 

28 

8. 

IIöiibHih    .... 

12 

45 

12 

33 

3 

— 

40 

289     25 

54 

30 

^4 

9. 

Hciibi.srli    .... 

15 

68 

15 

52 

— 

8 

25 

486  300 

107 

20 

143 

10. 

ünleiliiid  .... 

15 

64 

12 

45 

— 

— 

80 

281     25 

64 

15 

67 

11. 

Oberliiid    .... 

60 

222 

60 

162 

6 

6 

200 

622  200 

44 

80 

211 

12. 

Malilnicrz       .     .     . 

14 

33 

14 

26 

— 

2 

50 

90   — 

5 

10 

25 

13. 

Köj)|)clsdorf  .     .     . 

35 

103 

34 

79 

7 

70 

115    — 

5 

20 

35 

14. 

Steiiibacli 

28 

47 

28 

34 

— 

70 

142    25 

15 

10 

37 

15. 

Mönciisboig   .     .     . 

8 

13 

10 

12 

— 

— 

12 

94    - 

44 

4 

22 

16. 

Heinersdorf  .     .     . 

47 

245 

47 

157 

— 

__ 

400 

424  200 

29 

65 

66 

17. 

Jagdshof    .... 

16 

41 

16 

25 

— 

— 

60 

140    — 

22 

12 

17 

18. 

Judeubacli      .     ,     . 

52 

288 

52 

165 

20 

— 

200 

430    - 

22 

45 

81 

19. 

Neufang     .... 

8 

96 

8 

62 

— 

20 

93    - 

5 

3 

23 

Summa 

501 

3061 

461 

1956 

32 

34 

1498 

5406  775 

813 

357 

1081 

73)  Im  iahre  1849  war  zufällig  der  Rindvielibesland  etwas  geringer  als  1846. 

74)  Das.s  in  Forscliengereuth,  wie  in  Hämmern  auch  noch  einige  der  Herrschaft 
von  Schaumberg  zugehörige  Familien  sich  befanden,  alterirl  zwar  für  diese  Orte  den 
Grad  der  Bevölkerungszunahme,  ist  aber  für  das  Resultat  des  ganzen  Amtes  nicht 
von  Bedeutung. 
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Fam 

lien: 

Wo 

hn- 

Pferd 

e : iRindvieh : 

Seh 

afe: 

Schweine: 

Namen 
der 

häuser : 

V.    d 

( 

V.  d. 

1 

V.  d. 

.   V.  d.       . 

V.  d. 

V.   d. 

. 

Ortscliaftcn. 

30j. 
Kr. 

CO 

CO 

30j. 
Kr. 

1  t-^ 

i  ■» 
00 

i  3Üj. 
■  Kr. 

£  )  30j.    5     30j. 
CO  :  ,^  •*      OD      ,,  •* 
^    Kr.     -.      Kr. 

>* 
00 

30j. 
Kr. 

00 

•«H 

Amt 

Neuliaus. 

20. 

Neuliaus    (Flecken) 

29 

197 

29 

103 

3 

-      99     195,155 

47 

40 

60 

21. 

Schirschnilz  .     .     . 

19 

481 

19 

36 

— 

51     86     156t  130 

97 

30 

31 

22. 

Siclielreulli    .     .     . 

19 

49 

19 

38 

1 

-    lr>2    229  2U0 

133 

25 

51 

23. 

Gefeil 

26 

48 1 

26 

45 



--    135     241  150 

65 

15 

41 

24. 

Rotlniar     .     .     .     . 

18 

28! 

18 

25 

— 

-    125'  160il50 

9 

10 

47 

25 

Weidliausen  .     .     . 

10 

14! 

10 

12 

— 

—    100      851  — 

30 

9 

11 

26. 

Förilz 

9 

34 

9 

27 

— 

2     60      841  — 

25 

10 

8 

27. 

Eichilz      .     .     .     . 

6 

7' 

6 

7 

— 

—     42      61    — 

21 

6 

12 

28. 

Schwärzdorf       .     . 

5 

33 

7 

24 

— 

-i     30     133   — 

106 

4 

25 

29, 

Buch 

7 

19 

7 

12 

1 

-!     25      52il00 

2 

3 

12 

Siunma 

148 

477' 

150 

329 

5 

7|  854  1396  885 

535 

152 

298 

G 

Bricht 

Neustadt  mit  Kloster 

Mönchröden. 

30. 

Neustadt  (Sfadij    . 

190 

635 

190 

275 

— 

9 

291    456 

— 

32 

130 

472 

31. 

Haarbriicken       .     . 

9 

24: 

9 

20 

— 

2 

40    157 

— 

72 

10 

61 

32. 

Thann  

10 

I4i 

10 

14 

1 

— 

40    117 

— 

181 

10 

39 

33. 

Meilsclinilz     .     .     . 

10 

151 

10 

15 

4 

— 

40     145 

— 

78 

10 

39 

34. 

Welimersdorf     .     . 

11 

15 

11 

15 

4 

— 

62;  152 

25 

172 

16 

59 

35. 

Fechlieim       .     .     . 

20 

43' 

20 

35 

— 

2 

25     259 

300 

172 

35 

102 

36. 

Möncliröden  .     .     . 

12 

145 

20 

79 

6 

10      80'  181 

— 

323 

50 

137 

37. 

Kenimafen      .     .     . 

4 

10 

5 

10 

2 

—     16  i     94 

— 

95 

12 

25 

38. 

Boderndorf    .     .     . 

4 

13 

4 

13 

2 

2\     U     109 

— 

175 

10 

43 

39. 

Kipfendorf     .     .     . 

10 

23; 

10 

18 

4 

— 

20]     80 

— 

9 

12 

45 

40. 

Weiniersdüff       .     . 

3 

11 

3 

9 

— 

— 

9       26 

— 

3 

6 

22 

41. 

Rültmannsdorf    .     . 

3 

11 

3 

10 

3 

— 

9      63 

— 

9 

6 

21 

42. 

Oberwasungen    .     . 

9 

23 

9 

20 

2 

2     30     174 

— 

246 

25 

55 

Siiinmn 

295 

982 

304 

533 

28 

27    676  2013  325 

1567 

332 

1120 

Zusammenstellu 

ng  d 

er  drei 

Aemter, 

An 

t  Sonneberg  .     .     . 

501 

3061 

461 

1956 

32 

341498  i5406 

775 

813 

357 

1081 

Am 

1    Neuhaus       .     .     . 

148 

477 

150 

329 

5 

7l  854  1396 

885 

535 

152 

298 

Gericlit    Neusladl     mil 

1 

:         ! 

Kloster   Möiichrötlon 

295 

982 

304 

533 

28 
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Wie  die  gesiiiiiniten  Orte  des  ehemaligen  Amtes  Sonneberg  über- 
haupt, die  überraschende  Bevölkerungszunahme  von  510,98  p.  Cent  auf- 
weisen, so  zeichnen  sich  in  dieser  Beziehung  besonders  diejenigen  Orte 
aus,  welche  ihr  Emporwachsen  der  Industrie  verdanken.  Die  rasche 
Bevölkerungszunahme  einer  Stadt  wie  Sonneberg,  welche  den  Mittel- 
punkt für  die  ganze  gewerbliche  Thätigkeit  der  Umgebung  bildet,  ist 
weniger  auffallend,  als  die  Thatsache .  dass  das  Dorf  Lauscha  von  0 
Familien  auf  421  (21ÜH  Einw.)  und  der  heutige  Marktflecken  Steinach 
von  32  auf  71(i  Familien  (384.3  Einw.)  emporgewachsen  ist.  .\ber 
auch  die  nur  FandwirUischaft  betreibenden  Dörfer  dieses  Amtes  zeigen 
eine    Bevölkerungszunahme   von    meist   zwei-    bis    dieihundert  Procenl. 
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Dass  die  Häusorznhl  nicht  die  gleiche  Veniielirun;;  erfahren  hat.  am 
wenigsten  in  den  Oilen  mit  industrieller  Deviilkerurifi  kann  nicht  auf- 
fallen; doch  beträgt  auch  hier  die  Zunahme  324,2!)  p.  Cent. 

Den  llauptmaassstalj  fur  die  lieurtheilung  des  vermehrten  Wohl- 
standes im  Amte  Sonneherg  giebt  der  um  260.88  p.  Cent  gestiegene 
allerdings  meist  dem  Vorlande  und  der  Ebene  angehörende  liindvieh- 
bestand.  Während  nämlich  in  den  gros.sen  Waldorten  Steinheid,  Lauscha 
Steinach  und  Hännncrn  mit  zusannnen  über  IGOO  Fan)ilien  nur  wenig 
über  800  Stück  Uindvieh  gehalten  werden,  so  dass  also  auf  zwei  Fa- 
milien erst  ein  Stück  konmit,  giebt  es  in  der  Ebene  Dörfer,  in  rlenen 
auf  eine  Familie  sechs  bis  acht  Stück  treffen.  Die  Schalzucht  ist  heute 
noch  unbedeutend;  denn  auf  dem  Walde  gedeiht  das  Schaf  nicht  und 
in  dem  Vorlande  wird  es  aus  Bewirthschaftungsrücksichteii  allmälig 
verdrängt;  nur  drei  Dörfer  hatten  1840  Heerden  von  mehr  als  hundert, 
doch  nicht  über  220  Stück.  Dagegen  ist  die  Zahl  der  Schweine ,  von 
denen  freilich  auf  die  stark  bevölkerten  Waldortc  verhältnissmässig 
wenig  kommen,  um  188,57  p.  Cent  gestiegen. 

Eine  massigere  Zunahme  zeigt  das  kleine  (vormalige)  Amt  Meu- 
haus,  nämlich  rücksichtlich  der  Familien  222,23,  der  W" ohnhäuser  117,40, 
des  Rindviehes  03,47 ,  der  Schweine  96,05  p.  Cent.  Das  Schafvieh  ist 
hier  sogar  numerisch  um  39,55  p.  Cent  zurückgegangen.  —  Das  in 
seinem  Wohlstande  durch  den  dreissigjährigen  Krieg  so  hart  betroffene 
Amt  Neustadt  mit  Kloster  Mönchröden  ist  im  Vergleiche  zu  der  Zeit 
vor  dem  Kriege  bedeutend  emporgekommen.  Die  Bevölkerung  wuchs 
um  232,88,  die  Häuserzahl  um  75,33  p.  Cent.  Der  Rindviehbestand 
stieg  um  197,78,  die  Zahl  der  Schweine  um  237,35  p.  Cent,  und  auch 
die  Schafzucht,  für  welche  sich  hier  eine  bessere  Stätte  findet,  stieg 
um  382,16  p.  Cent. 

Das  Gesammtresultat  für  die  drei  Aemter  giebt  eine  Vermehrung 
der  Familien  um  379,87,  der  Wohnhäuser  um  207,98,  des  Rindviehs 
um  191.11,  der  Schweine  um  197,15  und  der  Schafe  um  48,87  p.  Cent, 
welches  letztere  schliesslich  günstige  Verhältniss  durch  Neustadt  mit 
Mönchröden  noch  herbeigeführt  wird.  Pferde  haben  die  drei  Aemter 
mit  ihren  zwei  und  vierzig  Ortschaften  nur  drei  mehr  als  vor  dem 
dreissigjährigen  Kriege,  nämlich  68  Stück,  also  nicht  mehr  als  ein 
einziges  iijässiges  Dorf  in  Thüringen. 

Bei  den  vorgenannten  vergleichenden  Procentzahleu  darf  übrigens 
nicht  übersehen  werden,  dass  dieselben  rücksichtlich  des  Viehbestandes 
nur  die  quantitative  Vermehrung  ausdrücken  und   dass   der  Wohlstand 
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jener  Aemter  sich  riocli  als  weit  grösser  herausstellt,  wenn  die  Quali- 
tät des  heutigen  Viehbestandes  mit  in  Rechnung  gezogen  wird. 

Um  sclilie.^.-lich  zu  einem  Enduitheile  über  die  Bevölkerungsdich- 
tigkeit in  der  Zeil  vor  ilem  dieissigjährigen  Kiiege  zu  gelangen,  werden 
die  dnrch  Vergleichung  gewonnenen  Resultate  der  letztgenannten  drei 
Aemter  wegen  der  besonderen  hier  obwaltenden  Verhältnisse,  insofern 
sich  im  Laufe  der  letzten  Jahrhiuulerte  eine  so  lebhafte  Industrie  da- 
selbst etablirte,  dass  anfänglich  unbedeutende  Orte,  denen  alle  Be- 
dingiingeij  der  Agricultur  versagt  waren,  zu  grosser  Bevölkerung  heran- 
wachsen konnten ,  nicht  massgebend  sein  können.  Aber  auch  auf  die 
Bevölkerungs-  und  Productionsverhültnisse  der  in  dem  Vorlande  des 
Gebirgs  liegenden  Ortschaften ,  sowie  auf  ihren  ganzen  Wirthschaits- 
betrieb  musste  das  angrenzende  Consumtionsgebiet,  welches  sich  durch 
die  immer  mehr  anwachsende  Industrie  der  Waldorte  intensiv  bedeu- 
tend vermehrt  hatte,  den  grössten  Einfluss  ausüben.  Daher  auch  hier 
sowohl  die  Bevölkerungszunahme,  als  auch  die  Vermehrung  des  Vieh- 
bestandes weit  ansehnlicher  ist  als  in  der  oben  geschilderten  thüringi- 
schen Landschaft  und  in  der  ehemaligen  Grafschaft  Henneberg. 

Insofern  die  Bewohner  der  letztgenannten  Districte  nur  zum  klei- 
neren Theile  der  Industrie  die  Förderung- ihrer  Bevölkerungszunahme 
verdanken,  bei  Weitem  zum  grösseren  Theile  aber  der  agrarischen  Be- 
schäftigung ihrer  Vorfahren  treu  geblieben  sind,  gewähren  sie  uns  eine 
zuverlässigere  Basis  für  die  Beantwortung  der  Frage  nach  der  Yolks- 
dichtigkeit  vor  dem  dreissigjährigen  Kriege.  Dieselbe  scheint  nämlich, 
da  sie  sich,  durch  äussere  Veranlassung  in  ihrem  Wachsthume  nicht 
gehemmt,  in  einer  Friedenszeit,  welche  nach  Jahrhunderten  zählte,  un- 
gestört und  stetig  entwickeln  konnte,  hinsichtlich  des  Raumes  eine 
ziendich  dichte  und  mit  Rücksicht  auf  die  Agriculturverhältnisse  da- 
maliger Zeit  mindestens  gesättigte  gewesen  zu  sein. 

Um  das  Bevölkerungs verhältniss  vor  dem  dreissigjährigen  Kriege 
in  Zahlen  auszudrücken ,  erinnern  wir  daran ,  dass  nach  einer  S.  24 
begründeten  Schätzung  in  den  138  thüringischen  resp.  weimarischen 
Ortschaften  (einschliesslich  der  kleinen  Städte,  aber  mit  Ausschluss 
der  Hauptstadt  Weimar)  die  Familienzunahme  81,54  p.  Cent  betrug. 
Da  ferner  jetzt  nach  dem  Ergebniss  der  letzten  Volkszählung  von  1867 
im  Grossherzogthum  S. -Weimar  auf  der  Quadratmeile  4288  Einwohner 
leben,  so  lässt  sich  zurückschliessen,  dass  vor  dem  dreissigjährigen 
Kriege  auf  demselben  Räume  2;U)2  Einwohner  gewohnt  haben.  —  Wenn 
feiner  die  Bevölkerungszunahme  der  148  Orte,  einschliesslich  der  nicht 
grossen  Städte,    in  der  ehenuiligen  Grafschaft   Henneberg    nacli  S.   125 
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09,77  p.  Cent  betni}^  und  zur  Zeit  daselbst  reichlich  4000  Seelen  auf 
die  Quadratmeile  treffen,  so  niuss  sich  die  Bevölkerung  vor  dem  dreissig- 
jährigon  Kriege  für  den  genannten  Raum  auf  'i/iöG  Kinwoliner  belau- 
fen haben.  Wenn  sie  also  in  diesen  208  Jahren  im  I)urchschnitt  jähr- 
lich nur  um  0,84  p.  Cent  zugenommen  hat,  so  ist  dabei  nicht  zu  über- 
sehen ,  dass  eine  vorzugsweise  Ackerbau  treibende  Bevölkerung  sich 
überhaupt  langsamer  vermehrt  und  dass  sie  in  diesem  langen  Zeiträume 
in  Folge  von  Krankheiten .  theuren  Zeiten  und  wiederholter  Hungers- 
noth  manchmal  zum  Stillstand  gekommen  oder  auch  wohl  zeitweise 
zurückgegangen  sein  mag. 


IV. 
Das  Rentenprincip  nach  Rodbertus'  Vorschlag 
und  seine  Bedeutung  für  die  Landwirthschaft. 

*  Von 

Dr.    J.    Conrad. 

Nachdem  wir  in  den  letzten  Jahrgängen ' )  eine  kurze  Darstelhing 
der  von  Rodbertus  ausgegangenen  Vorschläge  zur  Durchführung  des 
Rentenprincips  bei  Vererbung,  Verkauf  und  Verpfändung  von  Grund- 
besitz gegeben  und  ausdrücklich  auf  die  hohe  Bedeutung  derselben  auf- 
merksam gemacht  haben ,  wollen  wir  heute  die  Bedenken  vorführen, 
welche  uns  gegen  die  theoretische  Motivirung  wie  gegen  die  praktische 
Durchführung  seiner  Vorschläge  zu  sprechen  scheinen. 

R.'s  Ausführungen  stützen  sich,  wie  wir  sahen,  auf  folgende  Haupt- 
sätze, die  wir  zu  prüfen  haben: 

1)  Die  Kapitalisirung  des  Reinertrages  nach  dem  Zinsfusse  bei 
Schätzung  des  Grundbesitzes  ist  rechtlich  wie  volkswirthschaft- 
lich  unzulässig. 
2}  Vom  Grundbesitze  wird  bei  der  Verschuldung  nur  verlangt,  dass 
er  Kapital  abgäbe,  er  erhält  keines,  der  Landwirth  bedarf  daher 
des  Kapitalisten  nicht. 

3)  Die  Fluctuationen  des  Zinsfusses  sind  es,  welche  die  Creditnoth 
der  Landwirthe  herbeiführen ;  die  den  Reinertrag  der  Landwirth- 
schaft bedingenden  Factoren  treten  dagegen  in  den  Hintergrund. 

4)  Nur  die  Durchführung  des  Rentenprincips  vermag  den  nachthei- 
ligen Einüuss  der  Zinsschwankungen  resp.  die  Creditnoth  zu  be- 
seitigen. 

Nach  Betrachtung  dieser  Kernpunkte  der  R. 'sehen  Lehre  bleibt  uns 
schliesslich  noch  zu  untersuchen,  ob  die  Einrichtung  von  Creditanstalten, 
wie  R.  sie  vorschlägt,  die  Durchführung  zu  erleichtern  resp.  zu  er- 
möglichen im  Stande. 


1)  18«8  Bd.  XI  S  345  und   1869  Bd.  XIII  S.  274. 
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Betrachten  wir  /jiniicli>t  also  li.'s  KiiiwiiKliiuficii  ^(-'ticii  das  bis- 
herige Kai)italisati(>iisverJ'ahrcii  hei  Besit/wechsel  des  (iiiiiiil  und  Hodens. 

Kl-  geht  (laviiii  •,\\\<,,  der  Oiuiid  und  lioden  sei  nnr  Kentenlond 
nnd  sein  VVeitli  dürfe  daher  mir  in  meinem  Krtraj^e.  in  dei*  Kente.  die 
er  liefere,  znni  Ansdrnck  .gelangen,  nieht  aber  in  Kapital  nml  ebenso 
wenig  dtirfe  er  i'iir  Kiipita!  Nerplandet  werden.  I».  stellt  es  anf  die 
gleiche  Stnle,  wenn  man  von  einem  Grnndsliicke .  das  hypothekarisch 
verplilndet  ist,  Kapital  verlangt,  als  wenn  man  ein  Boss  zu  fliegen 
zwingen  wolle.  Er  bezeichnet  es  als  eine  Lüge,  wenn  ein  (iiundbesitzer 
sich  im  Ilypothekeiivertragc  zur  Zahlung  eines  Knintals  nach  erfolgter 
KiHidigung  verpflichtet,  da  er  es  nicht  ans  dem  Grund  und  Boden  heraus- 
nehmen könne. 

Man  kann  es  indessen  vollständig  einräumen,  dass  der  Grundbesitz 
Rentenfond  sei,  ohne  darum  die  gemachten  Schlüsse  für  gerechtfertigt 
zu  halten,  denn  auch  Kentenbriefe  können  verpfändet  werden.  Geschieht 
es  doch  alle  Tage,  dass  ein  Pfandbrief  bei  einer  Bank  deponirt  wird, 
um  darauf  ein  Kapitaldarlehen  aufzunehmen  und  noch  Niemand  hat 
das  für  unsinnig  erklärt,  selbst  wenn  der  Schuldner  nicht  die  Absicht 
hatte,  den  Pfandbrief  selbst  zu  verkaufen,  luii  damit  die  Schuld  zu 
decken.  Wer  ein  Gut  für  100,000  Thlr.  mit  nur  40,000  Thlrn.  An- 
zahlung kauft,  weiss,  dass  er  in  den  nächsten  10 — 20  Jahren  aus  dem 
Ertrage  des  Guts  die  ganze  Schuld  nicht  decken  kann.  Er  übernimmt 
das  liisiko  der  Kündigung  in  der  Hoffnung,  das  Kapital  dann  erforder- 
lichen Falls  von  einem  xVndern  zu  erhalten  und  vielleicht  theilweise  im 
Laufe  der  Zeit  durch  Erbschaft,  durch  Ersparnisse  u.  s.  w.  tilgen  zu 
können.  JX.  spricht  von  dem  Grundbesitzer,  als  könne  dieser  nie  auf  eine 
Kapitalabzahlung  rechnen;  wer  indessen  aus  seinem  Gute  3 — 5000  Thlr. 
an  reinem  Einkommen  bezieht,  wird  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen 
alljährlich  eine  Summe  zurücklegen  und  in  10  Jahren  wohl  einen  Theil 
der  Schuld  abtragen  können.  Vielfach  wird  daher  vom  Käufer  aus- 
gemacht, dass  die  rückständigen  Kaufgelder  nicht  vor  10  Jahren  ge- 
kündigt werden  dürfen,  um  Zeit  zur  Beschaffung  dciselben  zu  haben, 
sei  es  aus  eigenen ,  sei  es  aus  Anderer  Mitteln.  Es  muss  aber  aus- 
drücklich hervorgehoben  werden,  dass  es  hier  nicht  das  Gut  ist,  von 
dem  man  Heimzahlung  verlangt,  sondern  der  Besitzer,  und  ist  dieser 
nicht  dazu  im  Stande,  so  muss  er  das  Feld  einem  Andern  einräumen, 
der  seiner"  pecuniären  Lage  nach  der  Situation  mehr  gewachsen.  Das 
Gut  geht  ebenso  wie  der  verpfändete  Rentenschein  in  andere  Hände 
über,  wenn  der  ursprüngliche  Inhaber  seinen  übernommenen  Verpflich- 
tungen nicht  nachkommen  kann.  — 
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Man  ist  übrigens  gegenwärtig  allgemein  bestrebt,  die  Gefahr  der 
Kündigung  von  dem  Landwirthe  abzuwenden  und  die  Beschaffung  des 
Ersatzes  für  Kapitalien,  welche  die  Gläubiger  zurückziehen  wollen,  die 
bisher  der  Schuldner  übernonnnen  hatte,  einfach  dem  Gläubiger  selbst 
zu  überlassen,  so  dass  der  Uebelstand  .  der  dem  Landwirthe  aus  der 
Kündigung  erwächst ,  wenn  nicht  ganz ,  so  doch  zum  grossen  Theile  in 
der  Zukunft  beseitigt  werden  wird,  ohne  dass  man  zur  Einführung  des 
Rentenprincips  greift. 

R.  behauptet  aber,  die  Verschuldung  in  Kapitalform  wäre  deshalb 
eine  unnatürliche,  weil  man  von  dem  Grundbesitze  nur  verlange,  er 
solle  Kapital  abgeben,  bei  der  Vererbung  durch  Eintragung  der  Erb- 
antheile,  bei  Verkauf  durch  Eintragung  der  rückständigen  Kaufgelder, 
während  nur  selten  oder  nie  durch  Aufnahme  neuer  Kapitalien  dem 
Grund  und  Boden  ein  Zuschuss  gewährt  werde.  Es  seien  daher  die 
Hypothekargläubiger  nicht  unter  den  verschiedenen  Kapitalisten  zu 
suchen,  sondern  eben  unter  den  Miterben  und  den  Vorbesitzern,  welche 
Beide  nicht  x\nspruch  auf  Kapital,  sondern  der  Natur  des  Grundbesitzes 
gemäss  auf  Rentenantheil  hätten.  Er  hält  daher  alle  Verpfändungs- 
geschäfte für  rein  ^häusliche  Angelegenheit  der  Landwirthe«,  mit  der 
die  eigentlichen  Kapitalisten  durchaus  nichts  zu  thun  haben. 

W^as  zunächst  den  letzten  Punkt  anbetrifft,  so  hätte  die  Anschauung 
von  der  Entbehrlichkeit  der  Kapitalisten  für  den  Landwirth  eine  ge- 
wisse Berechtigung,  wenn  sich  nur  Käufer  und  Verkäufer,  Uebernehmer 
und  Miterben  gegenüber  ständen;  das  ist  indessen  nur  in  den  seltensten 
Fällen  der  Fall,  meistens  müssen  Vermittler  zwischen  beide  Parteien 
eintreten ,  und  das  sind  die  Kapitalisten.  —  Will  der  Verkäufer  ein 
anderes  Geschäft  unternehmen ,  wozu  er  sein  Geld  in  der  Hand  haben 
muss,  so  ist  er  geiiöthigt,  eine  hohe  Anzahlung  zu  verlangen,  und  ver- 
mag der  Kauflustige  sie  nicht  aus  eigenen  Mitteln  zu  schaffen,  so  muss 
er  einen  Vermittler  heranziehen,  der  ihm  die  entsprechende  Summe 
vorschiesst,  und  je  grössere  Annehmlichkeiten  demselben  geboten  werden, 
unter  um  so  günstigeren  Bedingungen  wird  dieser  sich  seinerseits  zu  dem 
Geschäfte  bereit  erklären. 

Ein  Gut  von  5000  Thlrn.  Reinertrag  soll  verkauft  werden.  Der 
Verkäufer  braucht  zu  seinen  Projecten  50,000  Thlr.  Bei  einem  Zins- 
fusse  von  5  Proc.  wären  100,000  Thlr.  für  das  Gut  zu  erlangen,  resp. 
die  betr.  Rentenscheine  i'iber  jene  5000  Thlr.  wären  für  100,000  Thlr. 
zu  versilbern.  Der  Kauflustige  besitzt  entweder  nur  HO. 000  Thlr.  oder 
wünscht  von  seinen  50,000  'J'hlrn.  noch  20.000  Thlr.  als  Betrieb.Nkapital 
in  der  Hand  zu   behalten.     Es  bleibt  ihm  daher  nichts  übrig,   als   die 
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fehlende  Snniine  vom  Kapitalisten  zu  borgen,  soll  der  Kauf  nicht  unter- 
bleiben. In  gleicher  Weise  wird  ohne  Zweifel  der  jetzige  Verkäufer 
vorgegangen  sein,  als  er  seinerseits  als  Käufer  auftrat  und  die  .00,000  Thir.. 
welche  auf  dem  Gute  stehen  ])lieljen,  gehiu'teii  nicht  ganz  seinem  \'or- 
gängcr,  sondern  wiederum  andern  Kapitalisten,  denn  die  meisten  Kauf- 
geschäfte beanspruchen  factisch  solche  Vermittler. 

Was  aber  die  Vererbung  betriftt,  so  können  wir  dieselbe  nicht 
anders  ansehen  als  den  Verkauf.  Der  Uebernehmer  tritt  einfach  als 
Käufer  auf  und  hat  den  Miterben  wie  Verkäufern  geiecht  zu  werden. 
Auch  dai)ei  wird  er  sich  meistens  an  Kapitalisten  zu  wenden  haben, 
um  mit  ihrer  Hülfe  die  Auseinandersetzung  mit  den  Miterben  zu  be- 
wirken, weil  sonst  zu  befürchten  steht,  dass  von  den  Betheiligten  auf 
Verkauf  gedrungen  wird.  —  Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  dass  der 
Ausspruch  R.'s  (S.  71)  nicht  als  richtig  anerkannt  werden  kann:  *die 
ursprünglichen  Gläubiger  des  Grundbesitzers  sind  überhaupt  keine  Ka- 
pitalisten, sondern  selbst  Grundbesitzer,  nämlich  Mitbesitzer  oder  Vor- 
besitzer« ,  sondern  dass  derselbe  einer  wesentlichen  Vervollständigung 
bedarf. 

In  den  vorgeführten  Fällen  ist  es  allerdings  nicht  das  Gut,  welches 
Kapital  empfängt,  sondern  der  Besitzer;  von  ihm  allein,  wir  wieder- 
holen es,  verlangt  man  aber  auch  dasselbe  zurück.  — 

Anders  scheint  die  Sache  bei  der  zwangsweisen  Amortisation  zu 
stehen.  Die  Idee,  von  der  man  dabei  ausgeht,  ist  offenbar  in  den 
meisten  P allen ,  dass  der  Besitzer,  welcher  hoch  verschuldet  ist,  nicht 
den  ganzen  ihm  verbleibenden  Ertrag  consumiren  darf,  sondern  einen 
Theil  davon  zur  Tilgung  anwenden  muss.  Auch  hier  wäre  es  der  Be- 
sitzer, nicht  das  Gut,  von  dem  man  erhöhete  Leistung  beansprucht. 
Nur  wenn  das  Darlehn  zu  Meliorationen  verwendet  ist ,  hält  man  sich 
für  berechtigt,  die  Rückzahlung  vom  Grundstücke  selbst  durch  Stei- 
gerung des  Reinertrags  zu  erwarten,  und  muss  das  thun,  weil  die 
Meliorationen  keinen  dauernden  Charakter  haben ,  sondern  allmälig 
ihren  Werth  einbüssen  und  unter  Aufwendung  neuen  Kapitiik  wieder- 
holt werden  müssen.  — 

R.  niimnt  nun  an,  die  Verschuldung  des  Grundbesitzes  werde  her- 
beigeführt ausschliesslich  durch  Besitzwechsel.  Die  Fixirung  des  Kapitals 
an  Grund  und  Boden  finde  nur  allmälig.  besonders  aus  dem  I'etriebs- 
kapitale,  statt  und  erhöhe  den  Ertrag  nur  unbedeutend,  sei  daher 
überhaupt  für  die  Verschuldung  ohne  Bedeutung. 

In  Bezug  auf  den  ersten  Punkt  ist  einzuräumen ,  dass  die  Ver- 
schuldung  gewöhnlich  bei    dem  Besitzwechsel    eintritt    und   vorzüglich 
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durch  ihn  veranlasst  \\ird.  Doch  ist  damit  nicht  gesagt,  dass  die  ^'er- 
schuldung  allein  behufs  Uebernahnie,  also  zur  Ergcänzung  der  Kauf- 
gelder resp.  zur  Auszahlung  der  Erben  geschieht,  sondern  in  allen 
Gegenden  mit  neu  aufblühender  Landwirthschaft  pflegt  dabei  stets  ein 
Theil  des  aufgenommenen  Kapitals  zur  Hebung  des  Gutes,  theils  aller- 
dings zur  Verbesserung  des  Inventars  u.  s.  w. ,  theils  aber  auch  aus- 
drücklich zur  Verbesserung  des  Bodens  wie  des  Gehöftes  reservirt  zu 
werden.  Ein  Gut  soll  z.  B.  für  100,000  Thlr.  gekauft  werden;  der 
Kauflustige  disponirt  nur  über  50,000  Thlr.  Es  wird  eine  Anzahlung 
von  50,000  Thlrn.  verlangt,  womit  das  Vermögen  des  neuen  Besitzers 
absorbirt  wäre.  Er  sieht  aber  ein,  dass  er,  um  das  Gut  entsprechend 
zu  heben,  noch  20,000  Thlr.  bedarf;  (iOOO  Thlr.  zur  Verbesserung  des 
gesammten  Inventariums,  8000  Thlr.  zu  umfassenden  Ent-  und  Be- 
wässerungsanlagen ,  6000  Thlr.  zur  Herstellung  von  neuen  Stallungen, 
in  Summa  20,000  Thlr.  Er  ist  also  genöthigt,  noch  20,000  Thlr.  über 
jene  50,000  Thlr.  gegen  hypothekarische  ^'erpfändung  aufzunehmen. 
Die  Verschuldung  hat  also  bei  Besitzwechsel  stattgefunden  und  ist 
durch  denselben  veranlasst.  Sie  hat  aber  nicht  allein  zur  Vervoll- 
ständigung der  Anzahlung,  sondern  zur  Hebung  des  Gutes  selbst  statt- 
gefunden; dass  aber  derartige  Fälle  in  den  östlichen  Provinzen  häufig 
vorkommen ,  ja ,  dass  sie  zur  Hebung  des  Landes  sehr  zu  wünschen, 
wird  Niemand  bestreiten ,  der  mit  jenen  Verhältnissen  genau  bekannt 
ist,  und  jenes  Beispiel  der  3  Güter,  welches  im  vorigen  Jahrgange  er- 
wähnt wurde  und  eine  höhere  Verwendung  zu  Meliorationen  wie  zum 
Ankauf  nachwies,  sollte  nur  den  Beweis  liefern,  dass  derartige  Kapitals- 
anlagen factisch  in  noch  weit  stärkerem  Masse ,  als  hier  angenommen 
wurde ,  vorkommen  ^). 

II.  fühlt  sich  nun  veraidasst.  erstens  die  Richtigkeit  der  Angaben 
anzuzweifeln ,  zweitens  zu  argw<)hnen  ,  dass  die  Verwendung  keine  ra- 
tionelle gewesen  und  drittens  dieselben  als  nicht  massgebend  zu  ver- 
werfen. 

Für  die  Richtigkeit  der  Angaben ,  d.  h.  da.ss  dieselben  der  Wirk- 
lichkeit entnommen  und  in  richtiger  Weise  zusammenge.stellt  sind,  dass 
also  nicht,  wie  R.  verdächtigt,  Reparaturkosten  mit  hinzugezogen,  wo 
nur  die  Kosten  für  Neubau  in  Betracht  kommen  können,  dafür  bürgen 
wir.  Weitere  Beweismittel  stehen  uns  dafür  nicht  zu  Gebote.  Die 
Namen  der  Güter  zu  nennen,  sind  wir  nicht  in  der  Lage;    wir  unter- 

2)  Wir  fiigen  zur  Ergiinziing  in  der  folgenden  Tabelle  nocli  die  belr.  Zalilen  für 
5  andere  Güler  liinzu,  säninillicli  auf  lOOÜ  Morgen  reducirt,  um  die  Vergleicliung 
zu  erleichlern. 
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lassen  es  auch  da,  wo  uns  die  Einwillii^nm;.?  der  Besitzer  dazu  gewiss 
ist,  da  bei  der  weit  verhieiteten  Scliuu  der  llen-en.  iliie  Wirtliscliafts- 
resuitate  der  OeHentliclikcit  /ii  iilicr^^ehen ,  jed(!  aiicli  nur  scheinbare 
Indiscretion  die  Suinndunj^^  weitem  Mateiials.  die  wir  fortdauernd  im 
Auge  belialteii ,  bedeutend  ersciiwcren,  wo  nicht  uinnögiich  maclieii 
wiiriU'.  —  Die  Nennun,^  der  Namen  ist  (dinehin  ul)erflüssig,  da  Nie- 
mand eine  (Jontrole  üben  kann  als  die  betreH'enden  P.esitzer  sell)St. 
welche  aus  der  geringen  Zahl  der  Beispiele  ihr  Kigenthum  leicht  heraus 
erkennen  können.  In  den  meisten  Fällen,  und  das  gilt  zugleich  für 
die  noch  später  zu  machenden  Angaben  ähnlicher  Art,  sind  die  Zahlen 
vom  Verf.  selbst  aus  den  Wirthschaftsbüchern  ausgezogen,  wo  das  nicht 
der  Fall,  war  ihm  doch  das  Gut  und  der  Besitzer  stets  genau  bekannt, 
so    dass    er    ein   Urtheil   über   die  Zuverlässigkeit   der   Zahlen    haben 


—  I 


Bezeiclinung 

der 

Gegend, 

in  der  das 

Gut 

gelegen. 

iDie  in  Rede  ste- 
hende Zeitdauer. 

Grundsteuer-Rein 

ertrag  mit  20  i<a- 

pitalisirt. 

VVerth  im  Beginni 
der  in  Rede  ste- 
henden Zeit. 

t Werlh  am  Sclilussi 

der  Periode. 

1 

Auf  Neubau  ver- 
wendete Summen. 

Auf  Meliorationen 
verwendete  Sum- 
men. 

Bemerkungen. 

VVestpreussen. 
1. 

2. 

1833-69 
1841-65 

i 
1000  25,100  14,000 

lOOO!  27,7001  24,000 

1            1      ' 

70,000 
80,000 

24,000     8,000 
11,2001    8,400 

j 

(Der  jetzige  Werlli 
|isl  bei  säiiiinll.  Gü- 
'tern  nur  arbitrSr. 

3. 

1853-68 

1000 

15,000|  25,000 

1 

60,000 

18,700  12,500 
1    incl. 

4. 

1836-69 

1000 

37,500 

700 
Pacht 

2,512 

Pacht 

Inventar 
17,500     3,950 

^ausserdem  4,lö0 
/Thlr.  für  Fnvent.Tr. 

5. 

1841-69 

1000 

26,600 

17,300 

73,000 

"""^ 

000 

6. 

1856-69 

1000 

22,000       ? 

2 

24,000 

5,000 

7. 

1862—69 

1000 

35,000 

? 

2 

7,600 

3,000 

^ausserdem  3,000 
^Thir.  für  Inventar. 

Pommern. 

8. 

1850-69 

1000 

27,700 

1,500 
Pacht 
gezaiill 

3,000 

Pacht 

geboten 

7,400 

7,800 

Auf  Nr.  7,  welches  mehr  als  2000  Morgen  unifassf,  wurden  in  7  Jahren  gegen 
30,000  Tlili'.  verwendet,  die  natürlich  nicht  dem  Ertrage  entnommen  sind.  Da  nun 
bei  dem  Ankauf  eine  weit  höhere  Summe  I13  potliekiiri.'^ch  aufgenommen  wurde,  so 
kann  mit  Rech!  gesagt  werden,  dass  30,000  Thlr.  zur  Fixining  am  Boden  geliehen 
wurden,  und  nur  dadurch  konnte  das  Gut  in  kurzer  Zeit  bedeutenden  Aufschwung 
gewinnen. 
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konnte.  —  Wir  müssen  in  gleicher  Weise  die  Annahme  zurückweisen. 
(lass  es  sich  dabei  um  extreme  Luxusbauten  u.  s.  \\.  handelte.  Wenn 
bei  dem  einen  Gute,  für  das  uus  ganz  detaillirte  Ertragsangaben  vor- 
liegen, welches  für  35.000  Thlr.  gekauft  war  und  in  welchem  für 
80,000  Thlr.  Neubauten  und  Meliorationen  ausgeführt  wurden,  eine 
Steigerung  des  Reinertiags  für  den  Durchschnitt  der  letzten  Jahre  auf 
10,000  Thlr.,  etwa  das  Fünffache  des  ursprünglichen  constatirt  werden 
konnte,  so  ist  damit  angegeben,  dass  sich  das  Anlagekapital  reichlich 
verzinste,  die  Verwendung  also  wohl  nicht  unrationell  gewesen  ist^). 
Dasselbe  ist  von  den  andern  Gütern  zu  sagen  ,  bei  denen  in  weit  kür- 
zerer Zeit  der  Werth  etwa  auf  das  Drei-  und  Zweieinhalbfache  ge- 
stiegen ist.  — 

Aber  die  Beispiele  sollen  nach  11.  nicht  als  massgebend  anzuerkennen 
sein.  —  Fasst  man  dieselben  so  auf,  wie  es  R.  thut,  als  präcisen  Nach- 
weis, wie  hoch  sich  in  der  ganzen  Provinz  die  Kapitalsfixirung  pr. 
Morgen  in  den  letzten  Jahren  herausstellt,  so  ist  das  allerdings  richtig. 
Es  ist  überhaupt  ein  Unding,  von  3  Gütern  auf  das  ganze  Land  schliessen 
zu  wollen.  Jene  Güter  sind  nicht  abnorm  »herunter«  gewesen.  Die 
ganze  Gegend  befand  sich  auf  derselben  tiefen  Stufe  der  Cultur.  Jenen 
3  Besitzern  stand  zur  Seite,  was  andern  Landwirthen  allerdings  viel- 
fach fehlte :  Intelligenz,  Geld  und  Credit.  Sie  konnten  daher  in  kurzer 
Zeit  die  nöthige  Verwendung  machen,  welche  sich  sonst  häutig  auf  die 
doppelte,  ja  drei-  und  vierfache  Reihe  von  Jahren  vertheilt.  Sie  haben 
damit  in  wenig  Jahren  ihre  Besitzungen  auf  eine  Höhe  der  Cultur  ge- 


3)  Um  noch  einen  genaueren  Einblick  in  die  Verhältnisse  jenes  Guts,  welches 
wir  mit  Villa  bezeichnen  wollen,  zu  gestatten,  bemerken  wir,  dass  es  gegenwärtig 
2500  Morgen  nutzbarer  Fläche,  d.  h.  Acker-  und  Wiesenfläche,  umfasst,  dass  diese 
Fläche  von  einem  Hauptgule  Vlllb  und  zwei  Vorwerken  aus  bewirthschaftet  wird, 
also  3  Gehöfte  umfasst,  deren  Neubauwerth  von  G0,000  Tiilrn.  schwerlich  als  ein 
unverhältnissmässig  hoher  bezeichnet  werden  kann.  Der  Rohertrag  ist  in  Folge  jener 
Verwendung  (Herstellung  eines  umfassenden  Grabennelzes,  Drainage,  Wergelung, 
Moderung  des  Ackers,  Eni-  und  Bewässerung,  sowie  Bekarrung  von  Wiesen)  von 
7916  Ctr.  Kornwerlh  im  Durchschnitt  der  Jahre  1833—40  auf  15,600  Ctr.  Kornwerth 
von  1860  —  69  gestiegen.  Wenn  R.  nun  erschreckt  ausruft:  Wo  soll  das  hinaus, 
wenn  mit  solcher  Kapitalfixirung  fortgefahren  wird,  der  Werlh  muss  ja  schliesslich 
unerschwinglich  werden?  so  ist  darauf  einfach  zu  erwidern,  dass  eben  in  Folge 
jener  Fi.xirung,  die  in  so  kurzer  Zeit  durciigefiilirl  wurde,  es  für  eine  längere  Zeit 
unnothig  geworden,  damit  fortzufahren,  bis  die  Gebäude  wieder  verfallen,  die  Mer- 
gelung  unwirksam  geworden,  die  Drainage  trotz  aller  Reparaturen  eine  Eri\euerung 
verlangt  u.  s.  w,~  Wir  sind  aber  gewiss,  dass  bis  zu  jenem  Zeitpunkte  das  Kapital 
aus  dem  erhöheten  Erlrage  aniortisirl  sein  wird. 
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braclit ,  welclic  Andere  vielleicht  erst  in  20  bis  30  Jahren,  überhaupt 
erst  dann  ei  reichen ,  wenn  die  nöthi^en  Mittel  beschaut  werden,  um 
aus  dem  alten  Schlendrian  herausgehen  und  umfassende  Verbesserungen 
in  der  Wirthschaft  vornehmen  /.ii  können.  J)ie  I)eisiiiele  beweisen  daher 
nicht,  dass  in  der  ganzen  Provinz  die  Fixiruiig  von  Kapital  in  den 
letzten  Jahren  eine  so  hohe  gewesen  ist,  sondern  dass  die  Sunnnen  sehr 
bedeutend  sind ,  welche  mit  dem  IJoden  vei'biindcn  werden  können  und 
sogar  verbunden  werden  müssen,  nin  die  Landwirthschal't  auf  die  /eit- 
gemässe  Culturstufe  zu  bringen "*),  und  wir  fügen  ausdrücklich  hinzu, 
dass  in  den  östlichen  Provinzen  noch  vielfach  jene  Verwendungen  nicht 
gemacht  sind,  sondern  dies  vielmehr  der  nächsten  Zukunft  vorbehalten 
bleibt,  und  wir  wiederholen  unsei-e  Behauptung,  dass  eben  hierzu  wie 
zugleich  zur  Hebung  des  Betriebskapitals  die  Beschaffung  der  Geldmittel 
und  zwar  durch  Besserung  der  Crediteinrichtungen  zu  bewirken  ist. 

Was  aber  das  Betriebskapital  anbetrifft,  so  ist  es  durchaus  richtig, 
wenn  U.  sagt:  dass  in  der  Landwirthschaft  die  zu  jeder  Jahresrente 
erforderliche  Bestellungsarbeit  nichts  als  Fixirung  von  Arbeit  (und  Kapital) 
sei,  die  noch  auf  weitere  Jahresernten  hinauswirke.  Wo  nun  eine  solche 
Fixirung  auf  ein  Mal  in  durchgreifender  Weise  vorgenommen  wird,  z.  B. 
in  der  Vertiefung  der  Ackerkrume  und  ihrer  Bereicherung  an  Dünge- 
stoffen u.  s.  w.,  da  vergehen  häufig  mehrere  Jahre,  ehe  eine  volle  Verzin- 
sung jener  Anlagen  und  eine  weit  grössere,  ehe  die  Amortisation  erfolgt. 
Ein  Theil  des  Betriebskapitals  resp.  der  Zinsen  desselben  ist  im  Boden 
abgelagert  und  kann  nicht  sofort  zurückerlaugt  werden ,  während  zu- 
gleich der  Werth  des  Gutes  dadurch  gestiegen  ist.  Es  wird  daher  viel- 
fach günstig  sein,  wenn  zur  Vermehrung  des  Betriebskapitals  Darlehen 
aufgenommen  werden  können  und  zwar  dauernde,  nicht  auf  Personal-, 
sondern  Realcredit,  wie  wir  das  bereits  im  vorigen  Jahrg.  a.  a.  0.  durch 


4)  Wir  können  es  uns  nicht  versagen,  liier  ausdrücklicii  iiervorzulieben ,  von 
welcher  Bedeutung  umfassende  Delailaufnahmen  über  die  Wirihschaflsverhältnisse 
der  Güter  verschiedener  Gegenden  sein  «ürden;  denn  jetzt  tappt  man  bei  allen  iiier- 
her  geliörigen  Fragen  fast  völlig  im  Dunkeln.  Nur  durch  die  Zusammenstellung  einer 
grössern  Zahl  facliscli  vorliegender  Wirthschaftsverliältnisse  wird  man  der  Erfahrung 
eines  Einzelnen  die  nöthigen  Anhaltepunkte  geben,  um  für  ein  ganzes  Land  gültige 
Schlüsse  aufzustellen.  Leider  reicht  die  Kraft  eines  Einzelnen  nicht  aus,  das  nö- 
Ihige  Material  zu  sammeln,  zumal  nur  persönliche  Bekanntschaft  mit  den  Besitzern 
die  Scheu  ülberwinden  kann,  dasselbe  mitzulheilen.  Hlöclilen  die  Landwirlhe  in 
nicht  zu  ferner  Zeit  erkennen,  dass  die  Zusammenstellung  derartiger  delaillirter 
Localaufnalimen  für  sie  selbst  von  Nutzen,  und  dass  sie  durch  die  Initiative  ihrer 
landwirthschaftlichen  Vereine  mit  verhältnissmässig  geringen  Kosten  dieselben  leicht 
herstellen  können! 
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Beispiele  darzulegen  sucliteu.  Das  wird  vielleicht  nicht  uöthig  sein,  wo 
die  Landwirthschaft  bereits  auf  einer  hohen  Culturstufe  steht,  wohl  aber 
in  Gegenden,  welche  der  Zeit  und  den  Nachbarn  nachzueilen  haben, 
wie  das  in  den  östlichen  Provinzen  der  Fall. 

Wenn  aber  R.  darin  eine  besondere  Gefahr  erblickt,  weil  die  so 
mit  dem  Boden  verbundenen  Gelder  bei  falscher  Calculation  unwieder- 
bringlich verloren  sind,  so  kann  das  in  keiner  Weise  als  gerechtfertigt 
anerkannt  werden.  Eine  jede  irrationelle  Kapitalsaulage  schliesst  Ver- 
luste ein,  gleichviel  ob  es  bei  industriellen,  bei  Handelsunternehmungen 
oder  in  der  Landwirthschaft  geschah.  Wäre  aber  das  Risiko  bei  der 
Landwirthschaft  auch  ein  hervorragendes,  so  muss  man  doch  davon 
ausgehen,  dass  es  vom  Betheiligten  in  seiner  ganzen  Grösse  gewürdigt, 
und  deshalb  doppelte  Vorsicht  von  ihm  bei  Vornahme  derartiger  Anlagen 
angewendet  wird.  Es  genügt  die  Thatsache,  dass  den  intelligenteren 
Wirtlien  derartige  Hülfe  zur  entsprechenden  Förderung  der  Land- 
wirthschaft sehr  nützlich,  ja  sogar  nothwendig,  um  sie  empfehlenswerth 
zu  machen ,  selbst  wenn  die  gleiche  Gewährung  einzelnen  schlechten 
Oekonomen  zum  Verderben  gereichen  kann.  Dergleichen  Kehrseiten 
hat  offenbar  jede  Crediterleichterung  und  doch  wird  man  sie  nicht  ohne 
W^eiteres  als  wirthschaftlich  verwerflich  bezeichnen  können. 

Von  gleichen  Anschauungen  geht  offenbar  die  westpreussische  Land- 
schaft aus,  indem  sie  für  derartige  Darlehen,  allerdings  unter  Ver- 
pflichtung zur  Amortisation,  selbst  das  Inventarium  als  passendes  Pfand- 
object  acceptirt,  und  es  wäre  für  jene  Provinz  ohne  Frage  ein  sehr 
beklagenswerther  Rückschritt,  wenn  dies  nach  R.'s  Vorschlage  beseitigt, 
und  der  Landwirth  in  jenen  Fällen  auf  den  meist  theurern  und  ungleich 
gefährlichem  Personalcredit  angewiesen  würde. 

R.  kennt  offenbar  jene  östlichen  Gegenden  nicht*),  er  beurtheilt 
ganz  Norddeutschland  nach  den  Mecklenburger  Verhältnissen.  Weil 
man  sich  in  Mecklenburg  begnügt,  die  Ersparnisse  zu  Meliorationen 
u.  s.  w.  zu  verwenden,  nachdem  die  hauptsächlichste  Arbeit  schon  frühere 
Generationen  durchgeführt  haben,  wird  das  als  ganz  allgemein  an- 
genommen. Weil  in  Mecklenburg  in  den  letzten  Jahren  die  landwirthschaft- 
liche  Production  nur  wenig  zugenommen  hat,    soll   das   in  ganz  Nord- 

5)  Ein  Gulsbesilzer  ans  VVcsIpiousseii  scliieibl  uns:  ,,dass  zur  Diillcullur  liier 
niciit  alle  Voraussetzungen,  wie  R.  S.  l(j  ineinl  ,  fehlen,  davon  könnte  er  sich  leicht 
überzeugen,  wenn  er  uns  einmal  mit  seinem  Bosuciie  beehren  wollle,  denn  nachdem 
vor  etwa  ü  —  7  Jahren  die  ersten  Drills  in  diesem  Theile  (Graudenz)  der  Provinz 
eingeführt  sind,  haben  sich  dieselben  so  vermehrt,  dass  man  sie  jetzt  auf  jedem 
dritten,  vierten  Gute  findet. 

XIV.  11 


I 


158  .1.    Conrad, 

(leutschland  dor  Fall  soln!  Weil  in  iMecklenburK  die  Pacht-  und  Gut er- 
l)rcisü  iiiituiitcr  zurückweichen,  niuniit  er  einen  solchen  Uiickj^ang  überall 
an,  und  doch  ist  Alles  dieses  für  die  östlichen  Provinzen  entschieden 
unrichtig-,  wie  nan)entlich  Letzteres  in  dem  Perichte  des  L.-Oek.-C(dlegiunis 
vom  vorigen  Jahre*^)  ausdrücklich  ausgespi'ochen  ist. 

Wird  uns  nun  eingewendet,  dass  auch  wir  ausschliesslich  eine  be- 
stimmte Gegend  vor  Augen  haben  und  diese  einseitig  vertreten,  so  machen 
wir  darauf  aufmerksam,  dass  P.  den  ganzen  norddeutschen  Bund  mit 
seinen  Vorschlägen  beglücken  will,  dass  sie  sich  also  auch  für  jene  von 
uns  vertretenen  Gegenden  eignen  müssen,  und  halten  sie  die  Kritik  nicht 
in  dieser  Hinsicht  aus,  lässt  sich  nachweisen,  dass  den  Eigenthümlich- 
keiten  der  dortigen  Landwirthschaft  nicht  genügend  Rechnung  getragen 
ist,  so  sind  jene  Einrichtungen  eben  nicht  in  der  proponirten  Allgemein- 
heit zu  acceptiren. 

Bevor  wir  auf  die  ol)en  an  die  Spitze  gestellten  Sätze  weiter  ein- 
gehen, wollen  wir  mehr  beiläufig  R.'s  Anschauungen  über  die  Grund- 
rente berühren ;  eine  ausführlichere  Erörterung  derselben  scheint  uns 
hier  nicht  am  Platze,  denn  unsere  Meinungsdifferenz  ist  für  die  prak- 
tische Seite  der  Frage  ohne  jede  Bedeutung.  Auch  Anhänger  seiner 
Theorie  können  Gegner  seiner  praktischen  Vorschläge  sein,  während 
die  Gründe,  welche  gegen  die  Theorie  sprechen,  keineswegs  zugleich 
seine  Vorschläge  über  den  Haufen  werfen.  Gerade  in  neuester  Zeit  ist 
ausserdem  das  Thema  der  Grundrente  so  vielfach  und  eingehend  be- 
handelt, der  Standpunkt  der  Parteien  so  klar  dargelegt,  dass  eine 
weitere  Besprechung  ohne  unerspriessliche  Wiederholung  kaum  möglich, 
und  der  ganze  Streit  in  einen  reinen  Wortstreit  auszuarten  droht.  Wir 
fürchten,  durch  näheres  Eingehen  darauf  in  den  acht  deutschen  Fehler 
zu  verfallen,  über  dem  Streben  recht  gründlich  zu  sein,  die  Ueber- 
sichtlichkeit  und  Klarheit  der  Darstellung  zu  opfern.  Daher  nur  wenige 
Bemerkungen. 

Fl.  will  den  gesammten  Pieinertrag  eines  Gutes  nach  Abzug  der 
Zinsen  für  das  Betriebskapital  »Grundrente«  nennen'')   und   dabei  eine 

6)  S.  Annal.  der  Landw.  von  v.  Salviali.  Berlin  1869.  Heft  .luli  -  .\ugust 
S.  (91). 

7)  Wir  Iialten  nacli  dem  1.  Tlieil  angenommen,  dass  R.  unter  ,, Grundrente" 
dasselbe  versteht  «ie  die  Aniiänger  der  sog.  Grundrentcnllieorie ,  da  er  eine  be- 
sondere Erklärung  darüber  nicht  abgiebt,  uns  seine  andern  Scluiften  erst  nachträglich 
In  die  Hände  gekommen  sind,  und  seine  Unterscheidung  des  städtisclien  und  ländliciien 
Grundcredits  die  Annahme  unbedingt  zu  bestätigen  scheint,  so  dass  wir  auch  niclit 
allein  in  den  Irrthum  verfallen  sind,  wie  u.  A.  die  im  vorigen  Jahrg.  besprochene 
Schrift  von  Jachmann  zeigt. 
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Scheidung  zwischen  der  Verzinsung  des  mit  dem  Boden  verbundenen 
Kapitals  und  der  sog.  natürlichen  Grundrente  in  keiner  Weise  gestatten; 
denn  es  habe  jenes  Kapital  durch  die  Verbindung  mit  dem  Boden  den 
Kapitalscharakter  verloren,  weil  Grundbesitz  unbeweglicher,  Kapital- 
besitz beweglicher  Besitz  sei,  und  was  der  Boden  überhaupt  an  Er- 
trag abwerfe,  wäre  nur  als  Arbeitsproduct  zu  bezeichnen,  weil  die 
menschliche  Arbeit  die  einzige  ürkraft  sei,  mit  der  die  menschliche 
Wirthschaft  haushält. 

Es  unterliegt  nun  keinem  Zweifel ,  dass  das  Kapital .  welches  in 
Bewässerungsanlagen,  in  Gebäuden  u.  s.  w.  am  Boden  fixirt  ist,  die 
bewegliche  Natur  verloren  hat,  sich  davon  nicht  trennen  lässt,  also  in 
vieler  Beziehung  anders  behandelt  werden  muss,  als  vor  der  Fixirung. 
Das  leuchtet  auch  dem  ein ,  welcher  der  alten  Terminologie  huldigt, 
wonach  Kapital  »Product  menschlicher  Arbeit«  genannt  wird,  »welches 
zur  weiteren  Production  verwendet  wird*.  —  Ist  aber  durch  R."s  De- 
finition darum  etwas  gewonnen? 

Er  stellt  es  als  ungereimt  dar,  die  Ackerkrume  als  Product  mensch- 
licher Arbeit  zu  bezeichnen,  während  er  es  bei  der  Stahlfeder,  dem 
Schlüssel  u.  s.  w.  angemessen  finden  dürfte,  obgleich  doch  die  Stahlfeder, 
der  Schlüssel  Metall  geblieben  sind,  wie  die  Ackerkrume  Erde,  das 
Material  hier  so  wenig  wie  dort  die  ursprüngliche  Natur  eingebüsst  hat. 

Uns  scheint  die  Fixirung  von  Arbeit  und  Kapital  bei  Meliorationen 
des  Ackers,  z.  B.  der  Drainage,  denselben  Charakter  zu  haben,  wie  bei 
dem  Bau  eines  Hauses  und  können  keinen  Unterschied  in  dieser  Hin- 
sicht entdecken,  ob  es  sich  um  Fundamentirung  eines  ländlichen  oder 
städtischen  Gebäudes  handelt.  R.  behauptet  dagegen,  im  länd- 
lichen Gebäude  ist  das  Kapital  unbeweglich  geworden ,  es  wirft 
daher  nicht  mehr  Kapitalgewinn,  sondern  Grundrente  ab;  das  Fabrik- 
gebäude, das  städtische  Haus  hat  dagegen  den  K  a  p  i  t  a  1  c h  a r  a  k  t  e  r 
behalten,  weil  das  erstere  leichter  zu  andern  Zwecken  verwendet  werden 
kann,  das  letztere  aber  unmittelbar  consumirt  wird,  während  das  länd- 
liche zur  Production  dient.  —  Diese  ganze  Unterscheidung  erscheint 
uns  so  durchaus  gesucht  und  erkünstelt,  dass  wir  in  derselben  der 
früheren  gegenüber  einen  Vorzug  in  keiner  Weise  erkennen  können. 

Für  die  praktische  Seite  der  Frage  kommt  es  ferner  auf  dasselbe 
hinaus,  wenn  wir  zwei  »Arten«  des  Grundwerthcs  unterscheiden,  die 
eine  verschiedene  Sicherheit  als  Creditbasis  bieten,  oder,  wie  Pt.,  zwei 
verschiedene  »Abschnitte«  von  ungleicher  Sicherheit.  Denn  dass 
bei  der  Taxation  die  natürliche  Grundrente  nicht  genau  festzustellen 
sei ,  haben   auch    wir  nicht  geleugnet.     Aber  nach  B.'s  eigener  Auffas- 
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sung  S.  119  folgt  daraus,  dass  beide  fast  uminterscheidliar  in  einander 
iibergelien,  noch  nicht  die  Hinfälligkeit  der  ganzen  Unterscheidung. 
Durch  das  Beispiel  jener  3  Güter  zeigten  wir  ausdrücklich,  dass  man 
bei  der  Schätzung  der  Grundrente  meist  zu  andern  Kesullaten  gelangt, 
als  man  beabsichtigt  und  das  fixirte  Kapital  zu  gering  veranschlagt; 
wir  griffen  deshalb  die  I5eschränkung  der  unkündbaren  Darlehen  auf 
den  sog.  reinen  Grundrcntenwerth  als  unzureichend  an ,  kommen  daher 
dabei  zu  demselben  praktischen  Resultat  wie  R.  —  R.  schreibt  ferner 
der  Arbeit  allein  Productivität  zu  und  nennt  sie  die  allein  productive 
Urkraft;  er  leugnet  aber  dabei  natürlich  nicht,  dass  sie  durch  die 
Natur  verschieden  unterstützt  wird.  Also  unter  gleichen  volkswirth- 
schaftlichen  Bedingungen  wird  die  gleiche  Quantität  Arbeit  von  ver- 
schiedenem Boden  verschieden  belohnt,  während  andrerseits  derselbe 
Boden  bei  verschiedenem  Arbeitsaufwande  gleichfalls  verschiedene  Er- 
träge liefert.  Wir  schlics!-:en  daraus,  dass  der  Urkraft  Arbeit  eine 
andere  Urkraft,  die  des  Bodens,  gleichberechtigt  gegenüber  steht.  Die 
Frage:  welcher  von  beiden  eine  grössere  Bedeutung  zuzuschreiben, 
scheint  uns  ebenso  zu  entscheiden,  wie  die,  welches  der  beiden  Ge- 
schlechter zur  Fortpflanzung  des  Menschengeschlechts  nothwendiger, 
das  männliche  oder  das  weibliche.  Isolirt  wird  keiner  der  Factoren  etwas 
hervorbringen,  und  auch  A.  Smith  hat  nicht  gemeint,  dass  der  Boden 
Rente  abwerfen  kann,  wenn  nicht  Menschen  da  sind,  die  ihn  benutzen 
und  die  erzielten  Producte  consumiren,  und  dass  die  Grundbesitzer 
Rente  bezielien  können ,  wenn  nicht  Pächter  da  sind ,  welche  Arbeit 
auf  den  Grund  und  Boden  verwenden.  Wenn  R.  S.  161  fragt:  »Ist 
denn  nicht  die  fette  Marsch  in  einem  unbewohnten  Lande  von  grösserer 
natürlicher  Productivität,  als  das  Sandland  vor  den  Thoren  Berlins?« 
so  liegt  die  Gegenfrage  nahe :  Hat  in  der  Nähe  Berlins ,  also  unter 
denselben  volkswirthschaftlichen  Bedingungen ,  ein  Stück  Sandboden 
denselben  Werth,  wirft  es  dieselbe  Rente  ab,  wie  ein  eben  so  grosses 
Stück  Weizenboden ,  auch  w  enn  auf  beide  die  gleiche  Arbeit  verwen- 
det wurde,  die  Urkraft  also  in  gleichem  Maasse  zur  Anwendung  kam?  — 
Der  Umstand,  dass  der  Ertrag  einer  Fabrik  bisher  nicht  in  der 
gleichen  Weise  eingetheilt  ist,  wie  der  der  Landwirthschaft ,  was  R. 
urgirt,  ist  offenbar  kein  Grund,  darum  jene  Eintheilung  für  unmöglich 
oder  unrichtig  zu  erklären.  —  Dass  diese  Eintheilung  aber  ihren  Werth 
(obgleich  viel  Missbrauch  mit  ihr  getrieben)  zur  Klarlegung  der  Be- 
deutung der  einzelnen  Productionsfactoren  hat.  zeigen  die  Yerirrungen, 
wozu  die  Annahme  jener  einen  Urkraft  neuerdings  geführt  hat,  und 
gegen  welche  R.  selbst  S.  168  und  292  zu  Felde  zieht. 
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Eingehender  haben  wir  den  dritten  Hauptsatz  zu  betrachten,  in 
dem  R.  den  Schwankungen  des  Zinsfusses  den  vorzüglichsten  Einfluss 
auf  die  Creditnoth  zuschreibt  und  damit  den  der  anderen  Factoren, 
welche  den  Reinertrag  der  Laudwirthschaft  bedingen,  unterschätzt. 

Es  soll  die  Creditnoth  also  dadurch  herbeigeführt  sein ,  dass  seit 
1855  der  Zinsfuss  um  1,  in  den  östlichen  Provinzen  sogar  um  IV2  Vo 
gestiegen,  und  damit  der  Werth  des  Grundbesitzes  entsprechend  ge- 
fallen ist,  da  die  Kapitalisation  des  Reinertrags  nicht  mehr  mit  20, 
sondern  I673  und  sogar  nur  mit  I5V2  ^^^^  der  Schätzung  vorgenommen 
werde,  während  die  hypothekarisch  als  Kapital  eingetragenen  Schulden 
die  gleiche  Höhe  behalten,  also  einen  höheren  Procentsatz  des  Werthes 
inne  haben. 

Wir  wollen  nun  zunächst  nachzuweisen  suchen,  dass  die  Höhe  der 
Productenpreise  für  den  Werth  des  Grund  und  Bodens  von  grösserer 
Bedeutung,  als  die  Höhe  des  Zinsfusses  ist  und  ein  Beispiel,  das  sich 
an  die  Wirklichkeit  anlehnt,  wird  hierzu  genügen. 

Stellen  wir  die  5jährigen  Durchschnittspreise  der  Perioden  von 
1851 — 55  und  1861 — 65  incl.  gegenüber,  so  finden  wir  nach  dem  preuss. 
Jahrbuch  für  amtliche  Statistik  IL  Theil  den  Preis  des  Scheffels  Rog- 
gen in  der  zweiten  Periode  auf  45,7  Sgr.  =  56  Sgr,  pr.  Centner  gegen 
61  Sgr.  pr.  Scheffel  =  75,3  pr.  Centner  in  der  ersten  Periode;  die 
Differenz  ist  also  19,7  Sgr.  Da  sich  bei  dem  Weizen  dieselbe  pro 
Scheffel  noch  höher,  nämlich  auf  28  Sgr.  ergiebt,  so  können  wir  für 
unsere  Berechnung  die  runde  Summe  von  20  Sgr.  annehmen.  Der 
Rohertrag  sei  in  beiden  Perioden  der  gleiche,  nämlich  15,000  Centner 
Kornwerth,  wovon  40  "/o?  also  6000  Centner  zum  Verkaufe  gelangten*). 
Jene  Preisreduction  bewirkt  also  einen  Ausfall  von  4000  Thlr.  in  der 
Einnahme  und  zwar,  da  die  Wirthschaftskosten  dieselben  blieben,  in 
der  Reineinnahme.  Bei  einem  Zinsfuss  von  5  7o  ^vtirde  das  eine 
Werthsverringerung  von  80,00()  Thlrn.  in  sich  schliessen.  Wer  nun 
Anfangs  der  50er  Jahre  den  Fruchtpreisen  gemäss  mit  nur  25  "/o  An- 
zahlung ein  Gut  kaufte,  wäre  unfehlbar  1865  bankerott,  selbst  im 
Fall  der  Zinsfuss  stabil  geblieben  wäre,  wenn  sich  nicht  der  Ertrag 
des  Gutes  bedeutend  gehoben  hätte.  Er  wäre  nicht  im  Stande,  die 
Zinsen  aufzubringen  ^). 

8)  Bei  dem  srlion  mehrfach  erwähnten  Gule  in  Wesipreussen  VIMn.  wurden  im 
Durchschnitt  der  4  .Jniirc  von  18G5— (39  15,140  Cinr.  Kornwerth  geernfet,  wovon 
4t),3%,  nämlich  7154  Ctnr.  verkauft  wurden;  ein  Verliällniss,  wie  wir  es  bei  einer 
grösseren   Zahl  ähnliciier   VVirlhsdiaflen   gleichfalls  gefunden  haben. 

9)  S.  80  sagt  nun  R.:    „Sie    (die  Grundbesitzer)  würden   dabei  auch  mit  ihrem 
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Nehmen  wir  nun  an ,  in  dieser  Zeit  wäre  wiridich  der  Zinst'uss 
von  T)  auf  (j  "/o  i"  ^'l'"  ö.^tlichen  Gegenden  gestiegen,  wie  li.  behauptet, 
was  wir  indess  bestreiten ,  so  würde  das  bei  jenem  (iute  mit  10,000 
Thh-n.  Reinertrag  eine  Werthverminderung  von  200,000  auf  16G,000. 
also  um  :j4,000  Thlr.  in  sich  schliessen.  Wären  nun  aber  auf  dem 
Gute  für  70,000  Tiilr.  Pfandbriefe  eingetragen,  also  der  dritte '1  heil  des 
Werthes  damit  belastet,  so  würde  diese  Schuld  sich  in  gleichem  Ver- 
hältniss  verringert  haben ,  d  h.  der  faktische  \'erlust  würde  sich  auf 
2/3  obiger  Sunnne,  also  etwa  auf  23, 000  'l'hlr.  belaufen,  eine  Sunmie, 
die  gegen  die  oben  gefundene  arg  zurücksteht  und  die  sich  noch  weit 
mehr  verringern  müsste,  wenn,  wie  es  ja  vielfach  der  Fall,  eine  über 
die  Pfandbriefe  hinaus  eingetragene  Schuld  für  eine  lange  Zeit  zu 
einem  festen  Zinsfuss,  etwa  5  "/oi  unkündbar  eingetragen  ist,  die  sich 
also  an  dem  Steigen  des  Zinsfusses  nicht  betheiligt  '"j. 

Wird  nun  hiergegen  eingewendet,  ein  öjähriger  Durchschnitt  der  Pro- 
ductenpreise  sei  für  den  Kaufwerth  nicht  maassgebend.  In  den  50er  Jahren 
würde  die  Furcht  vor  einem  Herabsinken  derselben  nicht  ein  Gebot  ha- 
ben aufkommen  lassen,  welches  dem  damaligen  Jleinertrage  entspräche, 
und  ebenso  würde  die  Hoffnung  auf  eine  Preiserhöhung  des  Getreides 
zur  Zeit  des  niedrigen  Standes  eine  entsprechend  höhere  Kaufsumme 
rechtfertigen,  so  räumen  wir  dies  allerdings  ein;  aber  in  derselben 
Weise  richtet  sich  auch  kein  Käufer  genau  nach  dem  momentanen 
Zinsfusse.  Die  Meisten  werden  anerkennen,  dass  der  jetzige  hohe 
Zinsfuss  durch  Ueberspeculation  so  geschraubt  ist,  dass  er  sich  auf 
die  Dauer  nicht  halten  kann,  und  einen  niedrigeren  bei  dem  Gebote 
in  Aussicht  nehmen.  Die  rationelle  Speculation  wird  hier  stets  eine 
Ausgleichung  herbeiführen  und  die  Extreme  abschwächen.   — 

Wir   fügen    hieran    noch    zur   Vervollständigung   obiger   Angaben 


Vermögen  von  25—30  %  ilires  Kaufkapitals  allen  sonstigen  naclMheiligen  Chancen 
der  landwirlhschaflliclicn  Reinerträge,  als  Fluctualionen  der  Ernten  und  der  Preise, 
zu  begegnen  vermochl  haben,  nenn  der  Zinsfuss  stabil  geblieben  wäre  oder  das 
Re  n  I  e  n  pr  i  n  ci  p  gegolten  liälle",  und  fügt  später  hinzu:  „Trifft  es  also  nicht 
besser  den  ISagel  auf  den  Kopf,  ist  es  nicht  logischer  zu  schliessen,  dass  das  Kapi- 
taiisalion.^princip  jene  Grundbesitzer  bankerott  gemacht,  als  dass  dies  durch  die  An- 
käufe mit  Vermögen  von  nur  25 — 30%  des  Kaufkapitals  geschehen  sei?  Unsere 
Einbildung  muss  nur  erst  recht  gewöiint  werden."  Wir  müssen  nach  dem  oben 
Gesagten  es  dem  Leser  überlassen,  zu  beurtheilen,  ob  hier  der  Nagel  getroffen  oder 
unversehrt  geblieben. 

10)  Wie  z.  B.  bei  dem  in  Rede  sielieiiden  Gute  bei  einem  Anfangs  der  60er 
eingetretenen  Erbfalle  Gelder  der  Miierben  der  teslainrnlarisclien  Verfügung  gemäss 
zu  4%  und   auf  10  Jahre   unkündbar   eingetragen   wurden. 
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einige  Zahlen,  um  den  Nachweis  zu  führen,  dass  in  den  Jahren,  welche 
zunächst  die  Creditnoth  der  Landwirthe  hervortreten  Hessen,  eine  nicht 
unbedeutende  Prcisreduction  bei  den  landwirthschaftlichen  Producten 
gegenüber  den  Vorjahren  factisch  stattgeiunden  hat.  Wir  entnehmen 
die  betreffenden  Ziffern  dem  preuss.  Jalnbuch  für  amtliche  Statistik  Bd.  IL 
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Noch  grösser  war  der  Rückgang  der  Preise  bekanntlich  bei  Wolle 
und  Spiritus.  —  Die  Preissteigerung  der  letzten  Jahre  hat  dagegen 
nicht  ausgereicht,  die  allgemeinen  Missernten  auszugleichen  und  ins- 
besondere von  der  Provinz  Preu.ssen  sagt  der  Jahresbericht  des  K. 
Landesökonomie-Collegiums  a.a.O.  S.  90,  dass  seit  1865  die  schlech- 
ten Ernten  einen  Stillstand,  wenn  auch  noch  keinen  Rückgang  der 
Güterpreise  herbeigeführt  haben.  —  Ist  aber  die  letzte  Angabe  richtig, 
so  kann  die  Creditnoth  offenbar  nicht  dadurch  herbeigeführt  sein,  dass 
das  Verhältniss  der  Verschuldung  zum  Werthe  durch  die  Steigerung 
des  Zinsfusses  ein  ungünstigeres  geworden;  es  hat  vielmehr  die  Zius- 
steigerung  bisher  auf  den  Grundwerth  keinen  EinHuss  gehabt.  — 

Die  Wirkung  des  Steigens  des  Zinsfusses  wird  von  R.  noch  in 
anderer  Weise  überschätzt,  auch  wenn  es  richtig  wäre,  dass  die  Kapitali- 
sirung  bei  der  Abschätzung  sich  stets  genau  dem  allgemeinen  Zinsfuss 
anschliesst,  und  wir  müssen  hier  auf  eine  schon  frülier  gemachte  Be- 
merkung ausführlicher  zurückkommen ,  da  er  die  Richtigkeit  derselben 
nicht  anerkennen  will.  Jene  Wirkung  kommt  bei  nicht  übermässig 
verschuhieten  Besitzern  nur  bei  Besitzwechsel  zur  Erscheinung.  Ebenso 
wie  der  Inhaber  von  Staatsschuldscheinen  durch  die  Coursschwankungen 
derselben  keine  Verluste  erleidet,  wemj  er  sie  nicht  veräussert,  sondern 
abwartet,  bis  sie  den  alten  Cours  erlangt  haben,  wird  auch  der  In- 
haber eines  Gutes  von  den  Fluctuationen  des  Zinsfusses  nichts  be- 
merken, wenn  er  nicht  verkaufen  will,  da  der  Bezug  seiner  Rente  da- 
durch nicht  moditicirt  wird.  Ein  häufiger  Besitzwechsel  dagegen  wird 
die  Verluste  ausgleichen.  Ein  Gut  von  5000  Thlrn.  Reinertrag  z.  B. 
wird   bei   einem  Zinsfuss   von  4%  für  125.000  Thlr.  verkaufl ;    darauf 
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beginnt  der  Zinsfuss  zu  steigen  in  15  Jahren  auf  5  "/„.  Der  Werth  des 
Gutes  hat  sich  in  15  Jahren  also  um  25,000  Thh-.  verringert;  das  Gut 
ist  nach  Ablauf  jener  Zeit  nur  noch  100,000  Thlr.  werth.  War  der 
Käufer  erst  am  Schlüsse  jener  Zeit  wieder  Veikäufer,  so  verlor  er 
allein  die  25,000  Thlr.  Hatten  dagegen  in  den  15  Jahren  3  Verkäufe 
oder  gar  5  stattgefunden,  gleichviel  ob  durch  Todesfall,  Bankerotte  u.  s.  w. 
veranlasst,  so  war  bei  jedem  Verkauf  der  Zinsfuss  erst  um  V^  resp.  '/s 
gestiegen  und  jeder  Besitzer  participirte  an  dem  Verluste  nur  mit 
8300  re.^).  5000  Thlrn.  Es  hat  mithin  eine  \'ertheilung  des  Verlustes 
stattgefunden.  Fand  andrerseits  nach  Ablauf  weiterer  15  Jahre  wie- 
derum ein  Sinken  des  Zinsfusses  auf  i  7o  ^tatt  und  das  Gut  war  in 
den  30  Jahren  in  derselben  Hand  geblieben,  so  war  überhaupt  jeder 
Verlust  ungeachtet  der  Schwankungen  des  Zinsfusses  vermieden. 

Wie  geht  aber  die  Kapitalisirung  bei  der  Schätzung  von  Grund 
und  Boden  in  der  Praxis  vor  sich ,  und  welcher  Zinsfuss  findet  dabei 
Berücksichtigung,  da  der  Reinertrag  in  der  Kegel  in  verschiedene  Hände 
fliesst,  welche  keineswegs  denselben  Zins  erlangen?  Wenn  z.  B.  in 
Frankreich  der  hypothekarische  Zinsfuss  der  mangelhaften  Gesetzgebung 
wegen  7  Vo  beträgt,  während  der  allgemeine  nur  auf  4<'/o  berechnet 
wird,  so  kann  bei  der  Kapitalisirung  offenbar  weder  der  eine  noch  der 
andere,  wenn  man  die  Verschuldung  als  Regel  annimmt.  au.sschliesslich 
zur  Verwendung  kommen .  sondern  der  erstere  für  den  Theil  des  Er- 
trags, welcher  an  die  Hypothekengläubiger  abgetreten  werden  muss, 
der  zweite  für  den  Rest. 

In  Norddeutschland  werden  ausserdem  auch  die  verschiedenen 
Arten  der  Verschuldung  besonders  betrachtet  werden  müssen. 

Man  strebt  jetzt  in  Preussen  allgemein  und  vielfach  mit  Erfolg, 
die  Verschuldung  bis  zur  Hälfte  des  Ertrages  durch  Pfandbriefe  ein- 
treten zu  lassen.  Trotz  des  Sinkens  der  Course  derselben  in  den  letzten 
Jahren  wird  der  Zinsfuss  für  diesen  Theil  allgemein  auf  5  **/o  anzuneh- 
men sein.  Es  wird  daher  die  Hälfte  des  Reinertrags  immer  noch  mit 
20,  mindestens  mit  19  kapitalisirt  werden  müssen.  Ein  zweiter  Theil 
richtet  sich  nach  dem  Zinsfuss  für  die  Individualhypotheken  und  ist 
je  nach  der  Sicherheit,  nach  der  Grösse  der  Smnme,  der  Gegend,  selbst 
nach  der  Veranlassung  der  \'erschuldung  sehr  verschieden. 

In  den,  testamentarischen  Verfügungen  wird  derselbe  für  die  hypo- 
thekarisch einzutragenden  Gelder  der  Miterben  sehr  willkürlich  ange- 
setzt und  bleibt  häufig  erheblich  hinter  dem  ortsüblichen  zurück.  Im 
Erbfalle  sowie  bei  Verkauf  u.  s.  w.  ist  es  ausserdem  sehr  häufig,  dass 
die  hypothekarischen  Darlehen  für   eine  grössere  Reihe  von  Jahren  zu 
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einem  festen  Zinsfiiss  unkündbar  eingetragen  werden,  sich  also  nicht 
sofort  den  Schwankungen  des  Kapitahiiarktes  anschliessen ,  wie  über- 
haupt die  Hypothekenkapitalien  in  dieser  Hinsicht  eine  grosse  Schwer- 
fälligkeit aufzuweisen  haben. 

Was  aber  den  Eest  des  Ertrages,  der  dem  Besitzer  verbleibt,  be- 
trifft ,  so  wird  auch  dieser  keineswegs  immer  nach  dem  allgemeinen 
oder  ortsüblichen  Zinsfusse  kapitalisirt.  Bei  Weitem  die  Meisten,  welche 
sich  gegenwärtig  ankaufen ,  begnügen  sich  mit  einer  weit  geringeren 
Verzinsung  ihres  Anlagekapitals.  In  dem  Berichte  des  Laudesökonomie- 
collegiums  wird  dieser  Umstand  entsprechend  gewürdigt.  Der  Provin- 
zialverein  für  die  Mark  Brandenburg  behauptet  ausdrücklich ,  dass  die 
Güterpreise  sich  besonders  deshalb  auf  der  alten  Höhe  erhalten,  weil 
die  Käufer  vielfach  keine  höhere  Verzinsung  des  Anlagekapitals  als  zu 
3  Vo  veiiangten,  für  Westphalen  werden  in  derselben  Schrift  sogar  nur 
2—3  "/o  in  demselben  Falle  angeführt.  Auch  in  den  östlichen  Provinzen 
möchte  schwerlich  Jemand,  der  sich  jetzt  ankauft,  auf  eine  Verzinsung 
seines  Vermögens  mit  6  7o  rechnen. 

Die  Nachfrage  nach  Grundbesitz  hat  das  Angebot  wol  in  ganz 
Norddeutschland  so  überstiegen,  dass  der  Käufer  auf  Bezug  des  orts- 
üblichen Zinsfusses  verzichten  muss,  und  die  Kapitalisation  bei  Schätzung 
der  Güter  richtet  sich  daher  auch  für  den  letzten  Theil  des  Ertrages 
keineswegs  genau  nach  dem  ortsüblichen  Zinsfusse ,  sondern  acceptirt 
ohne  Frage  einen  niedrigeren.  Da  aber  erst  in  der  neuem  Zeit  in 
Preussen,  Posen  u.  s.  w.  die  übermässige  Nachfrage  nach  Grundbesitz 
hervorgetreten  ist ,  so  kann  auch  dort  für  den  Kauf  in  Bezug  auf  das 
Anzahlungskapital  die  Zinssteigerung  nur  spurlos  vorübergegangen  sein. 

Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  dass  bei  der  Schätzung  des  Grund 
und  Bodens  eine  Menge  Umstände  Berücksichtigung  linden,  welche  die 
Schwankungen  des  Zinsfusses  nicht  zur  vollen  Geltung  kommen  lassen, 
ihre  Bedeutung  also  abschwächen. 

Betrachten  wir  aber  näher  die  Zinsschwankungen,  welche  die  Neu- 
zeit erfahren  hat,  und  untersuchen,  ob  die  Zeit  der  Zinssteigerung  n)it 
dem  Beginne  der  Creditnoth  so  zusammentraf,  dass  sich  der  Causal- 
zusammenhang  dabei  nachweisen  lässt,  wie  dies  R.  behauptet.    — 

Ueber  den  allgemeinen  Stand  des  Zinsfusses  geben  die  als  uu- 
bcdingt  sicher  anzusehenden  Creditpapiere  wie  die  preussischen  Staats- 
obligationen und  die  Pfandbriefe  genügenden  Aufschluss.  Wir  stellen 
daher  die  durchschnittlichen  Gourse  einer  Anzahl  Papiere  gegenübei'. 
die  theils  dem  Jahrbuch  für  amtliche  Statistik  theils  den  Börsenberichten 
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selbst,  in  doni  die  Coiirse  des  Krsten  jedes  Moiiatb  ausgesucht  wurden, 
eiitnonniien  sind  "j. 
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Es  ist  vor  Allem  bemerkenswerth ,  dass  die  preussischen  Staats- 
schuldscheine von  der  zweiten  zur  dritten  Periode  den  bedeutenden 
Rückschlag  von  nicht  weniger  als  1G%,  was  einer  Zinsfussschwankung 
um  V4V0  entsprechen  würde,  aufweisen,  seitdem  aber  nur  sehr  un- 
wesentliche Fluctuationen  erfahren  haben.  Bedeutender  sind  dieselben 
bei  jenen  Papieren  mit  mehr  provinziellem  Charakter.  —  Auch  dort 
bewirkte  die  Bewegung  am  Schlüsse  der  40er  Jahre  einen  wesent- 
lichen Rückgang,   von  dem  sie  sich  nie  wieder  erholt  haben.     Der  un- 


11) 


Staats-       Wesipreuss.    Kur-  und        Staats-       Wesipreuss.    Kur-  und 
scliuldscli      Pfandbriefe     JVeumärk.     anicilie  von    Pfandbriefe     Neumärk. 

3V2%-  ^V2%-  S'/jO/o.        1852  4  0/0.  i%.  i%. 


92 
96 
95] 

88Sr 

89^1 

85i 

8t 

81 

79 

82^ 

85" 

88 

85 

84 

«Ol 

77t\ 
761 
76i 
711 


1851 

87 

1852 

924 

1853 

92^ 

1854 

83i 

1855 

85 

1856 

854 

1857 

83] 

1858 

84^ 

1859 

82 

1860 

SU 

1861 

881 

1862 

m 

1863 

89  t 

1864 

■       90 

1865 

90i 

1866 

84i 

1867 

84 

1868 

83i 

1869 

81t 

96L 

— 

99 

— 

98  ,L 

— 

95 

— 

98 

— 

931 

961 

85J 

m 

85 

93,' 

82A 

94 

89 

93^ 

9?.! 

98  i 

92f 

100 

91 

97 

88J 

95| 

85i 

97i 

80t\ 

90 

77| 

90 

76f 

904 

731 

86 

90^ 



90:^ 

92i 

90; 

98 

95  i 

101 

99 

lOU 

97 

101 

9U 

99 

92^ 

97A 

85 

90i 

84 

88^^ 

821 

85^ 

80J 

82^ 

J 


Das   Rentenprincip   nacli  Rotlbertus'  Vorschlag  u.  s.  w.  167 

bedeutenden  Steigerung  der  nächsten  Periode  folgt  ein  Sinken  um  lO"/©, 
doch  darauf  eine  kurze  Erhebung,  um  dann  durch  das  Jahr  1866  aller- 
dings bedeutend  herabgestürzt  zu  werden.  —  Bis  zu  jenem  bedeutungs- 
vollen Jahre  sind  seit  1845  die  Fluctuationen  des  Zinsfusses  also  höchst 
unbedeutend  gewesen  und  können  unmöglich  auf  die  Güterpreise  irgend 
welchen  p]influss  gehabt  haben.  —  Jedenfalls  ist  R.'s  Annahme,  dass 
seit  den  dreissiger  Jahren  bis  zu  den  fünfzigern  ein  Sinken  des  Zins- 
fusses um  1  "/o  und  seitdem  ein  Steigen  um  ebensoviel  stattgefunden 
habe,  durchaus  falsch;  es  fällt  damit:  auch  die  Annahme,  dass  jener 
Umstand  das  Steigen  der  Gutspreise  und  deren  häutigen  Besitzwechsel 
hervorgerufen  habe.  Vielmehr  ist  für  die  ganze  Zeit  der  letzten  30 
Jahre  ein  allmäliges  Steigen  um  1  7o  wahrzunehmen.  —  In  zwei  Ab- 
schnitten tritt  eine  durchgreifende  Steigerung  ein,  das  ist  mit  dem 
Jahre  1848  und  1866.  Während  aber  in  der  ersteren  Zeit  der  Einfluss 
keineswegs  in  dem  Sinken  der  Güterpreise  oder  einer  sonstigen  land- 
wirthschaftlichen  Calamität  verspürt  wurde,  war  neuerdings  dieselbe 
schon  vorher,  nämlich  schon  im  Beginne  der  sechsiger  Jahre  constatirt, 
obwohl  von  1856  —  65  von  Hebung  des  Zinsfusses  nichts  zu  bemerken 
ist '2).  — 

Im  Gegensatz  zu  R.'s  Behauptung  war  ausserdem  eine  noch  schlimmere 
Grundcredit-  ja  Grundbesitzerisis  als  gegenwärtig  in  den  20er  Jahren 
in  Preussen  vorhanden,  ohne  dass  zu  gleicher  Zeit  ein  Steigen  des 
allgemeinen  Zinsfusses  wahrgenommen  ^Yorden  wäre,  Heisst  es  doch 
in  dem  Berichte  des  Landesökonomie -Collegiums  a.  a.  0.,  dass  in  der 
Provinz  Preussen  damals  der  gesammte  Grundbesitz  fast  völlig  ent- 
werthet  war. 

Was  nun  den  Hypothekenzinsfuss  betrifft,  so  geht  aus  vielfachen 
Angaben ,  die  uns  von  Männern  zukommen ,  deren  Berufsthätigkeit  sie 
zur  Beurtheilung  besonders  befähigt,  hervor,  dass  in  Westpreussen  seit 
den  30er  Jahren  für  kleine  Posten  auf  bäuerlichen  Grundstücken  6  Vo  der 
allgemeine  Zinsfuss  gewesen ,  wozu  damals  wie  jetzt  ein  Dannium  zu- 
zurechnen ist,  sobald  die  Sicherheit  als  nicht  zuverlässig  angesehen  wird. 
Selbst  Sparkassen  haben  durch  Vertheilung  der  Gelder  bei  sichern 
Hypotheken  seit  länger  als  20  Jahren  6"/o  erzielt  (z.  B.  im  Graudenzer 
Kreise),  ohne  darum  jetzt  noch  weiter  in  die  Höhe  gegangen  zu  sein. 
Die   Tendenz   einer  Zinssteigerung   liegt   gegenwärtig   für   den   kleinen 

12)  So  bfmeikt  der  Boriclit  dos  Landes  -  Oikoiiomii'- Collegiuius  a.  a.  0.,  da.«« 
in  den  öslliiiicii  Provinzen  die  Creditnolli  nitlil.  neu,  «enn  sie  sich  aucli  in  den 
Jaliren  seit   J8b5  wesenllich  vcrscliärll  hat.  —  Dasselbe   ist  nielirrach  in  der  Enquete 

liervorgcliuben.  — 
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Griuidbesitzer  uhne  Frage  vor  und  erreicht  bei  iimii;4<.'ln(lcr  Sicherheit 
hüuHg  eine  ganz  exorbitante  Höhe.  Hei  grösseren  (jütern  und  bedeutende- 
ren Summen  war  bis  zur  Neuzeit  hin  der  hypothekarische  Zins  seit  lange 
4'/2  —  -''Vo-  ^Vii'  fi'iiher  ()%  '^'i  ^^*^^^  Ausnahmen  gelierten,  so  ist  es 
jetzt  mit  4"/o  der  Fall.  Nach  eiiistinniiiger  Aussage  allei-  von  uns  be- 
fragten Orts-  und  Sachkundigen  haben  bei  völlig  sichern  Hypotheken  bis 
18GG  Zinsschwaiikungen  von  einschneidender  Bedeutung  seit  den  30er 
Jahren  nicht  stattgefunden;  erst  seit  jenem  bedeutungsvollen  Jahre 
beginnt  die  Zinssteigerung  sich  allgemeiner  bemerklich  zu  machen,  also 
erst  nachdem  die  Creditnoth  als  vorhanden  anerkannt  war.  Vorzugs- 
weise sind  es  die  unsichern  Hypotheken ,  welche  den  Durchschnitt  in 
die  Höhe  schrauben.  Aehnlich  wie  es  die  östreichischen  Staatsobligationen 
thun  würden,  wenn  man  den  durchschnittlichen  Zinsfuss  der  Staatspapicre 
Mitteleuropas  berechnen  wollte. 

Auch  für  andere  Gegenden,  z.  B.  yUtenburg,  Braunschweig,  Hannover, 
wurde  bei  der  Enquete  angegeben,  dass  erst  seit  186b  die  hypothekari- 
schen Darlehen  theurer  geworden  seien.  Uebrigens  ist  die  Behauptung 
von  R. ,  dass  in  den  östlichen  Provinzen  der  Zinsfuss  mehr  gestiegen 
sei  als  in  den  westlichen,  so  weit  es  die  sichern  Hypotheken  be- 
trifft, unbedingt  zu  bestreiten.  Eh  hat  vielmehr  eine  Ausgleichung  statt- 
gefunden. Schon  vor  20  Jahren  waren  5 — ö^o  in  Westpreussen  üblich, 
wo  in  Hannover,  Mecklenburg  und  a.  0.  o7o  allgemein  waren.  Je  mehr 
jene  östlichen  Theile  mit  dem  Weltverkehr  in  Verbindung  traten,  um 
so  mehr  wurden  von  hier  die  Producte  dorthin ,  von  dort  das  Kapital 
hierher  geführt  und  ein  Ausgleich  in  den  Preisen  der  Producte  wie  des 
Geldes  bewirkt. 

Der  Zinsfuss  der  sichern  Hypotheken  nähert  sich  im  Allgemeinen 
dem  der  soliden  Creditpapiere.  In  den  westlichen  Gegenden,  wo  die 
Hypotheken  bei  einem  wohlhabenden  Bauern-  und  Bürgerstande  besonders 
beliebt  sind ,  ist  der  erstere  niedriger,  weshalb  dort  die  Creditinstitute 
nicht  von  besonderer  Bedeutung  sind,  während  in  den  östlichen  Pro- 
vinzen der  Landwirth  namentlich  in  früheren  Jahren,  zum  grössten  Theile 
aber  noch  jetzt,  bei  der  Armuth  des  Landes  durch  Pfandbriefe  das 
Geld  billiger  erhält. 

Ist  die  Thatsache  also  auch  nicht  zu  bestreiten,  dass  in  neuester 
Zeit  der  Zinsfuss  eine  Steigerung  erfahren  hat,  so  geht  doch  aus  dem 
Gesagten  zur  Genüge  hervor,  dass  dieselbe  nicht  als  die  eigentliche 
Ursache  der  Verlegenheit  der  Landwirthe  anzusehen  ist,  sondern  theils 
eine  mehr  untergeordnete  Begleiterin  der  verschiedenen  Misshelligkeiten, 
welche  die  Neuzeit  über  die  Landwirthschaft  gebracht  hat ,   theils  eine 
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Folge  der  durch  jene  herbeigeführten  Calamität  ist.  Durch  die  be- 
deutende Preisreduction  der  landwirthschaftlichen  Producte  in  den  ersten 
fünf  der  60er  Jahre,  durch  die  Lasten  des  Kriegsjahres  1866  und  die 
Missernten  der  folgenden  Sommer  wurde  der  Credit  der  Landwirthe 
bedeutend  erschüttert  und  am  meisten  dort ,  wo  die  Verschuldung  eine 
sehr  hohe,  selbst  übertriebene  war.  Die  Folge  musste  sein,  dass  viele  hypo- 
thekarische Darlehen  zurückgezogen  wurden  und  der  Zinsfuss  derselben 
vielfach  über  den  der  Creditpapiere  hinausgetrieben  wurde. 

Während  R.  behauptet,  weil  der  Zinsfuss  stieg,  sind  die  Güter 
entwerthet  und  dadurch  die  Creditnoth  hervorrufen,  —  sagen  wir:  weil 
verschiedene  Umstände  eine  Calamität  der  Landwirthschaft  herbeiführten 
und  ihren  Credit  gefährdeten,  trat  in  den  letzten  Jahren  eine  über- 
mässige Steigerung  des  Zinses  für  Hypothekardarlehen  ein. 

Die  Hebung  der  landwirthschaftlichen  Production  hat  nun,  das 
bleibt  schliesslich  noch  zu  erwähnen,  in  neuester  Zeit  dem  Einfiuss  des 
steigenden  Zinsfusses  wirksam  entgegengearbeitet  und  in  höherem  Masse, 
als  es  R.  anzuerkennen  scheint.  Dieselbe  lässt  sich  natürlich  schon  im 
Allgemeinen  aus  der  Bevölkerungszunahme  schliessen,  welche  noch  fort- 
dauernd einen  bedeutenden  Export  von  Cerealien  gestattet.  Doch  wird  die 
Bedeutung  für  die  Landwirthschaft  erst  durch  Detailaufnahmen  klar  ge- 
legt. Wir  geben  hiermit  die  Wlrthschaftsresultate  von  sämmtlichen 
Gütern,  für  welche  wir  überhaupt  Angaben  erlangen  konnten,  ohne 
Auswahl  und  zwar  zusammengedrängt  in  einzelne  Zajilen ,  um  sie  so 
übersichtlich  als  möglich  zu  machen  und  ihnen  nicht  mehr  Platz  ein- 
zuräumen, als  ihrer  Bedeutung  entspricht,  und  ausserdem  berechnet 
pr.  100  Morgen  nutzbarer  Fläche. 

Die  Reduction  auf  Kornwerth  ist  nach  dem  auf  dem  dan/.iger  Markte 
ermittelten  Gewichte  der  Getreidearten  und  den  Grouven "sehen  Re- 
ductionstabellen  '^)  nach  dem  Futterwerthe  ausgeführt  und  es  sind  nur 
Früchte  berücksichtigt,  welche  der  Landwirth  allgemein  auf  den  Markt 
zu  liefern  pflegt,  also  kein  Stroh,  kein  Grünfutter,  kein  Heu,  sondern 
nur  die  gewöhnlicheji  Getreidearten  und  Wurzelgewächse. 

Die  Reduction  auf  einen  gemeinsamen  Nenner  erscheint  zur  \'er- 
gleichung  verschiedener  Güter  durchaus  nothwendig,  schliesst  aber 
andererseits  eine  Ungleichheit  vorzüglich  zwischen  den  auf  Kartoftelbau 
basirten  und  den  vorzugsweisen  Getreidewirthschaften  ein ,  da  bei  dem 
Kartoffelbau  ein  verhältnissmässig  höherer  Rohertrag  erzielt  wird.  Es 
hat  fernei-   eine  Berechnung   des   Ertrages   pr.    100  Morgen   und   zwar 

13)   Voiiiäge  über  Agriculluicliomic   von  Dr.  II.  G  r  o  u  v  e  ii.    Köln  1862,    S.  753. 
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nicht  nur  des  Ackers,  sondern  der  l)eniitzten  Acker-  und  Wiesenfläche 
sUittj-efuiiden .  welciic  um  so  nötliiger  war,  da  bei  einzehien  Gütern 
im  Laufe  der  Zeit  Zu-  oder  auch  Verkäufe  von  Ackerstücken,  wie  Ur- 
bannnchunf,^  von  Unlnnd  u.  s.  w.  die  benutzte  Fhiche  verändert  halten. 
Die  Wiesen  durften  nicht  unberücksichtigt  bleiben,  da  ihr  Vorhanden- 
sein oder  ihr  Mangel  die  Ausdehnung  des  Futterbaues  bedingt. 

Durch  die  vorliegenden  Zahlen  ist  aber  der  Fortschritt  keines- 
wegs genügend  zum  Ausdruck  gelangt,  welchen  jene  0 titer  factisch  in 
der  Production  gemacht  haben : 

1)  ist  die  gesammte  Itohproduction  in  höherem  Masse  gestiegen.  Der 
Futterbau  in  Klee.  Luzerne.  Mais.  Wicken  oder  Gemenge  zu 
Grünfutter  absorl)iren  jetzt  in  jedem  Jahie  weit  bedeutendere 
Flächen  als  fniher.  und  das  erzielte  Futter  repräsentirt  grosse 
Massen ,  welche  in  jenen  Zahlen  nicht  enthalten  sind .  und  durch 
Mästung,  Milcherei  u.  s.  w.  eine  hohe  und  fortdauernd  lukrativere 
Verwerthung  finden,  die  hier  nicht  zur  Erscheinung  kommt; 

2)  muss  man  im  Auge  behalten,  dass  die  erste  grosse  Zeitperiode, 
z.  B.  von  1830  —  40,  in  der  betr.  Zahl  bereits  das  Resultat  der 
ersten  Anstrengung  eines  tüchtigen  Wirthes  und  des  Aufwandes 
von  viel  Kapital  enthält;  also  jedenfalls  der  vorhergegangenen 
Periode  von  1820  —  30  unter  dem  vorigen  Besitzer,  welche  den 
Kaufpreis  bedingte,  meist  w^eit  überlegen   war; 

3)  ist  der  Anbau  gerade  der  edleren  Gewächse  bedeutend  vorge- 
schritten, besonders  greift  Weizen-  und  Oelfruchtbau  immer  mehr 
da  Platz,  wo  früher  nur  oder  fast  nur  Roggen  cultivirt  wurde, 
und  diese  Früchte  gelangen  nach  den  Grouven' sehen  Reductions- 
tabellen  nicht  so  zur  Geltung,  als  sie  es  dem  Preise  nach  dem 
Roggen  gegenüber  verdienen ,  d.  h.  man  bezahlt  sie  höher,  als  es 
der  Futterwerth  rechtfertigt^*); 

4)  waren  die  pecuniäreu  Resultate  verhältnissmässig  höher,  als  dies 
die  allgemeinen  Marktpreise  erwarten  lassen ,  weil  vorzüglich  in 
den  50er  und  60er  Jahren  durch  Eisenbahn  und  verschiedene 
Chausseen  die  Transportkosten  der  Absatzproducte  zum  Markte 
w'esentlich  verringert  wurden.  Daher  finden  wir  zuweilen  eine 
Vervierfachung  des  Reinertrages,  wo  obige  Zahlen  nur  eine  Ver- 
doppelung erwarten  lassen. 


14)  .4uf  dem  als  Villa  bezeichnelen  Gute  wiirdpn  z  B.  1868  —  69  ITOO  Schef- 
fel Weizen  und  840  Scheffel  Rübsen  gebaut,  wo  noch  Aiifnnäi'*  der  öOer  .lalire  der 
Boden  für  beide  Früchte  zu  dürftig  gehalten  Avurde. 
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1830 

1840 

1850 

1855 
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Wo  das 
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bis 

bis 

bis 
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Gut 

Bemerktingen. 

1840. 

1850. 

1855. 

1860. 

1865. 

gelegen. 

Provinz 

I. 
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II. 
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■)•> 

III. 
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749 

n 

IV. 
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••j 
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V. 
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728 
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VI. 
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■)■> 

VII. 

— 
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568 
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n 
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501 

466 
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IX. 

— 
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5? 

X. 

— 

210 

248 
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404 

r> 

XI. 

— 

356 

433 
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552* 

11 

*1860— 63 

XII. 

— 

230* 

330 

375 

449 

11 

*arbiträr 

XIII. 

— 

400* 
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536 

557 

11 

Provinz 

*1845— 50 

XIV. 

— 

335- 

375 

456 

530 

Ostpreussen 

*1847— 50 

XV. 

247 

265 

301 

403 

513 

11 

,,     -    ^„„ 

Provinz 

XVI. 

386 

390 

434 

514 

Sachsen 

Provinz 

XVII. 

— 

210 

233 

315 

292 

Brandenb. 

XVIII. 

— 

— 

445 

433 

500 

Kur-Hessen 

Die  vorliegenden  7  westpreussischen  Güter  zeigen  von  den  30or 
Jahren  bis  1865  eine  Verdoppelung  des  Ertrages,  eine  Steigerung  von 
342  Ctn.  auf  680  pr.  100  Morgen.  Das  Verhältniss  des  davon  zum 
Verkauf  gestellten  Theiles  erreicht  nach  genauen  Berechnungen  im 
Durchschnitte  der  ersten  Periode,  welche  allerdings  bei  den  verschiedenen 
Gütern  gewaltige  Schwankungen  zeigt,  35 "/o,  in  <^pi'  zweiten  46 "/o, 
während  sich  dagegen  die  Productionskostcn  pr.  Centner  von  ca.  14  auf 
19  Sgr.  gesteigert  haben.  —  Es  kamen  danach  in  der  ersten  Periode 
120  Ctn.,  in  der  zweiten  313  Ctn.  zum  Verkauf,  und  nehmen  wir  den 
Durchschnittspreis  der  ganzen  Zeit,  wie  er  für  Preussen  angegeben 
wird,  mit  70  Sgr.  pr.  Ctn.  Ptoggen  an,  so  war  der  Rohertrag  280  und 
730Thlr.,  wovon  in  Abzug  kommen  342  x  14  Sgr.  =  160Thlr.  und 
680  X  19  Sgr.  =  430,  bleibt  Reinertrag  120  und  300Thlr.,  eine 
Steigerung  um  180  Thlr.  unabhängig  von  den  Getreidei)reisen,  welches 
einem  Kapitalwerthe  von  3600  Thh-n.  pr.  100  Morgen  entspricht,  wäh- 
rend die  Erhöhung  des  Zinsfusses  von  4  auf  5  Vo  «i*»  1  Vo  hei  der  An- 
nahme des  gleichen  Ertrages  von  300  Thlrn.  (7500  auf  6000  Thlr.)  eine 
Werthsdifferenz   von   1500  Thlrn.,    also   etwa   der  Hälfte   der  obigen 
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Siiiimic  erf^iebt,  so  dass  in  dicscMi  Killleii  eine  doppelte  Kiliöluni!^'  des 
Zinsfusses  durch  die  Krtragssteigeniiij,'  aiisgegiiclien  wäie. 

Die  liier  vorgeführten  (jüter  gehöien  zu  den  hesser  bewirthschaf- 
teten  der  betreffenden  Gegend,  sind  aber  keineswegs  extreme  Beispiele. 
Den  Desit/ern  standen  mehr  Intelligen/  und  Geld  zur  Seite  als  na- 
mentlich den  bäueilicluni  Besitzern  im  Durchschnitte.  —  Die  in  gleicher 
Weise  für  die  ganze  Provinz  gefundenen  Zahlen  würden  daher  nicht 
ganz  dasselbe  Wachsen  der  Ernten  zeigen,  unbedingt  aber  auch  ein 
hinreichendes,  um  die  Wirkung  der  Zinssteigerung  allein  mehr  als  aus- 
zugleichen. — 

Aus  dem  Unistande,  dass  die  Zinsschwaid<ungen  bisher  nicht  die 
Bedeutung  für  die  Landwirthschaft  erlangt  haben,  die  11.  ihnen  zu- 
schreibt, folgt  aber  noch  nicht,  dass  dieselben  ganz  spurlos  an  ihr 
vorübergehen  und  nicht  wesentlich  nachtheilig  wirken  können.  —  Wir 
haben  nun  zu  untersuchen,  wie  weit  R.'s  Vorschläge,  diese  Kachtheile 
zu  beseitigen  im  Stande,  und  ob  sie  nicht  neue  Missstände  in  sich 
schliessen. 

S.  95  behauptet  R. ,  dass  durch  das  Rentenprincip  die  Gefahr 
eines  Kapitalverlustes  durch  das  Steigen  des  Zinsfusses  vollständig  be- 
seitigt werde. 

Wie  das?  Wird  durch  die  Möglichkeit,  die  rückständigen  Kauf- 
gelder nur  als  Rentenansprüche  eintragen  zu  lassen,  die  Kapitalisation 
nach  dem  Zinsfusse  bei  Schätzung  und  Kauf  überhaupt  beseitigt? 

Ein  Gut  mit  5000  Thlrn.  Reinertrag  kann  also,  um  uns  sofort 
R.'s  Vorschläge  ganz  anzueignen .  mit  einer  entsprechenden  Summe 
von  Landrentenbriefen  gekauft  werden.  Aber  jene  Landrentenbriefe 
müssen  ihrerseits  wiederum  nach  dem  Course,  also  bei  4"/o  fi'i' 
125,000  Thlr.  an  der  Börse  erstanden  werden.  Will  nun  der  Käufer 
nach  Ablauf  einer  beliebigen  Zeit,  in  welcher  der  Zinsfuss  auf  5  7o 
gestiegen  ist,  das  Gut  wieder  veräussern  und  zu  irgend  einem  andern 
Geschäfte  baares  Geld  in  die  Hand  bekommen,  so  muss  er  die  erhaltenen 
Rentenbriefe  an  der  Börse  versilbern  und  erhält  jetzt  nur  100,000  Thlr. 
dafür,  d.  h.  er  verlor  20 "/o,  obgleich  er  jene  von  R.  empfohlene  Pro- 
cedur  vorgenommen.  Die  Gesammtsumme  des  Verlustes  stellt  sich 
natürlich  geringer,  wenn  das  Geschäft  nur  mit  tlieilweiser  Anzahlung 
geschah.  -Das  ist  aber  auch  gegenwärtig  bereits  der  Fall,  wo  die 
mangelnden  Kaufgelder  wenn  auch  nach  dem  Kapitalisationsprincip  von 
einein  Pfandbriefinstitute  entliehen  wurden.  Die  Kapitalisation  ist 
keineswegs  unter  allen  Umständen  zu  verhindern  und  durch  die  Pfand- 
briefinstitute ist   ihre  Wirkung,   soweit  sie  überhaupt  bei  Verkauf  zu 
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beseitigen  ist,  in  der  That  aufgehoben.  In  jenen  Bemerkungen,  in 
welchen  R.  S.  55  gegen  eine  ähnliche  Behauptung  der  Gemeinde- 
Zeitung  zu  Felde  zieht,  ist  nichts  enthalten ,  welches  als  Widerlegung 
angesehen  werden  könnte,  und  ausserdem  zeigt  er  durch  die  Behauptung, 
dass  die  Pacht  bei  mecklenburger  Gütern  zurückgegangen  sei.  und 
zwar  seiner  Ansicht  nach  weil  der  Zinsfuss  gestiegen,  deutlich, 
dass  er  selbst  nicht  in  allen  Fällen  durch  das  Rentenprincip  die  Nach- 
theile zu  beseitigen  glaubt,  welche  die  Fluctuationen  des  Ziusfusses  mit 
sich  führen ,  denn  das  Kapital  des  Pächters  bleibt  auf  alle  Fälle  von 
der  llenteneinrichtung  unberührt.  Diese  unmittelbare  Wirkung  der 
Zinsfusssteigerung,  wie  sie  li.  bezeichnet,  wird  durch  das  Rentenprincip 
nicht  beeinträchtigt. 

Noch  schärfer  tritt  uns  die  Wirkungslosigkeit  des  Rentenprincips 
dort  entgegen,  wo  Kapitalien  an  Grund  und  Boden  tixirt  sind.  Wir 
verweisen  nochmals  auf  jenes  der  Wirklichkeit  entnommene  Beispiel, 
wo  auf  einem  Gute  seit  den  oOer  Jahren  in  solcher  Weise  80,000  Thlr. 
zur  Verwendung  kamen.  Soll  das  Gut  nun  durch  Verkauf  abgetreten 
werden,  so  wird  bei  einer  Steigerung  des  Zinsfusses,  selbst  wenn  der 
Ertrag  entsprechend  gehoben  ist,  eine  Einbusse  an  Kapital  statttinden, 
sobald  der  Verkäufer  sich  zur  Veräusserung  der  Rentenbriefe  ge- 
nöthigt  sieht. 

Auch  kommt  hier  jene  allmälige  Fixirung  von  Arbeit  und  Kapital, 
wie  sie  in  jeder  guten  Wirthschaft  stattfindet,  in  gleichem  Maasse  in 
Beti'acht.  Jahrelang  begnügen  sich  viele  Wirthe  mit  einer  massigen 
Verzinsung  ihres  Kaufkapitals,  weil  sie  wissen ,  dass  die  Ertragsfähig- 
keit des  Bodens  und  damit  der  Werth  desselben  durch  eine  so  sorg- 
same Bestellung  und  so  starke  Düngung,  wie  sie  nicht  sofort  in  der 
Ernte  Ersatz  findet,  fortdauernd  gesteigert  wird.  Die  Zinsen  werden 
damit  zum  Kapital  geschlagen  und  nichts  natürlicher,  als  dass  der  Be- 
sitzer bei  einer  Veräusserung  auch  das  Kapital  wieder  zurückverlangt, 
und  doch  können  ihn  durch  die  Zinssteigerung  Verluste  treffen  bei  dem 
Renten-  ebenso  wie  bei  dem  Kapitalisatiousprincip. 

Die  Kapitalisation  ist  aber  bei  Verkauf  nicht  zu  verhindern  und 
es  wird  deshalb  durch  die  Einführung  des  Rentenprincips  keineswegs 
so  viel  gewonnen ,  als  R.  aiminnnt.  Es  lässt  sich  nicht  durch  einen 
Federstrich,  durch  ein  Gesetz  ein  alter  Usus  ohne  Weiteies  beseitigen, 
es  ist  unmöglich,  den  Grundbesitz  aus  dem  geschäftlichen  Treiben  plötz- 
lich auf  eine  Isolirbank  zu  setzen,  wie  dies  geschehen  müsste.  wenn 
die  Kapitalisation  vermieden  werden  soll.  —  Dagegen  räumen  wir  ein, 
dass  bei  einer  Vererbung,  wenn  sich  alle  Theile  dazu  bereit 
XIV.  12 
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erklären,  dem  Grundbesitz  diudi  dio  ThoiUuig  allein  nach  dem  Kr- 
tragc  Vortlieilc  }];ewährt  worden.  Wie  verliiiit  sich  aber  die  Saclie  l)ei 
der  Verptiiiidungy 

Da  das  ilenteiiprincii)  die  Kiindbarkeit  sowie  die  zwangsweise 
Amortisation  ausschliesst,  wird  die  I»eleihnng  im  Allgemeinen  nicht  so 
hoch  sein  können,  als  gegenwältig,  d.  h.  freiwillig  wird  Niemand  sein 
Kapital  ebenso  hoch  auf  Grundstücke  ausleihen,  wenn  ilnn  die  Kiind- 
barkeit und  die  Aussicht  auf  eine  regelmässige  Hückzahlung  genommen 
wird. 

Alle  mit  dem  Boden  verbundene  Arbeit,  auf  welche  K.  selbst  ein 
hohes  Gewicht  legt,  ist  von  dem  Boden  nicht  mehr  zu  trennen,  aber 
zugleich  in  Gefahr,  bei  nicht  rationeller  Benutzung  resp.  Ergänzung 
fortdauernd  an  Werth  zu  verlieren.  Die  Be-  und  Entwässerungsan- 
lagen gerathen  leicht  in  Unordnung,  der  Düngerzustand  kann  sich  ver- 
schlechtern, der  Acker  verwildern,  die  Gebäude  verfallen.  So  weit  der 
Ertrag  des  Grundstücks  also  durch  jene  Anlagen  bedingt  ist,  wird  er 
sich  zu  einer  dauernden  ^'el•pfändung  nicht  eignen,  gleichviel  ob  man 
die  Gebäude  als  Gewinn  abwerfendes  Kapital  (wie  K.  bei  den  städtischen) 
oder  als  Grundrente  abwerfenden  Kentenfonds  (wie  R.  bei  den  länd- 
lichen Gebäuden)  bezeichnet,  die  Abnutzung  und  Entwerthung  geht 
ebenso  vor  sich,  die  Unsicherheit  als  Creditbasis  ist  die  gleiche.  R.'s 
Citat  aus  dem  Shakespeare  S.  113:  »Was  ist  ein  NameV  —  was  uns 
Rose  heisst  u.  s.  w.«  möchte  auch  hier  am  Platze  sein. 

Gegenwärtig  werden  aber  bekanntlich  von  den  Landschaften  nicht 
nur  die  Gebäude,  sondern  mitunter  :;Ogar  die  Mobilien.  das  lebende 
und  todte  Inventarium  als  Pfand  für  unkündbare  Kapitalien  acceptirt. 
weil  durch  die  zwangsweise  Amortisation  das  Risiko  fortdauernd  ver- 
mindert wird  und  die  Rückzahlung  des  Darlehns  erfolgt ,  bevor  das 
Pfaudobjekt  entwerthet  ist.  Das  erscheint  bei  dem  Renteuprincip  durch- 
aus unmöglich.  Es  wird  also  die  hypothekaiische  Verschuldung  nicht 
eine  solche  Höhe  erreichen  können  wie  bei  der  jetzigen  Einrichtung, 
es  wird  vielmehr  weit  früher  zu  dem  theuieren  und  für  den  Landwirth 
ungleich  gefährlicheren  Personalcredit  gegriffen  werden  müssen.  Dass 
aber  in  einer  Zeit  der  allgemeinen  Creditnoth  der  Landwirthe  die  vor- 
züglich bei  jenem  letzten  unsichern  Theile  der  Darlehen  vorhanden  ist, 
wo  nur  durch  eine  Vermehrung  resp.  Unkündbarmachung  desselben 
der  Ruin  einer  grossen  Zahl  von  Grundbesitzern  vermieden  werden 
kann,  ein  System  undurchführbar  ist,  welches  eine  Reducirung  der 
Hypotheken  zur  Folge  haben  müsste,  erscheint  unzweifelhaft. 

R.  stützt  seine  Vorschläge  einerseits  durch  eine  besondere  Orgaui- 
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sation  der  Creditinstitute ;  andrerseits  durch  das  Verlangen  von  ge- 
setzlichen Bestimmungen,  durcli  welche  Verkäufer  und  Erben  zur  Ge- 
währung der  Darlehen,  d.  h.  zur  Annahme  der  betreffenden  Renten- 
scheine, gezwungen  sein  sollen.  Beide  Punkte  haben  wir  noch  in's 
Auge  zu  fassen. 

Der  sichere  »Abschnitt«  des  Reinertrages  soll  mit  Landrenten- 
briefen belastet  werden  dürfen,  für  welche  der  gesaninitc  Grundbesitz 
haftet;  sie  würden  also  den  Pfandbriefen  in  dieser  Beziehung  gleich 
stehen,  lieber  den  Rest,  also  den  unsichern  Abschnitt,  der  jetzt  nur 
den  Individualhypotheken  anheimfällt,  wären  dagegen  (jutsrentenbriefe 
auszugeben,  denen  jede  andere  Bürgschaft,  als  die  des  verpfändeten 
Gutes  selbst,  fehlt. 

Die  Landrentenscheine  werden  aber  sicher  einen  niedrigeren  Cours 
haben  als  die  Pfandbriefe  oder  ähnliche  Crediti)apiere  und  ebenso  dem 
Landwirthe  Geld  nicht  billiger  verschaffen,  als  es  sichere  Lidividual- 
hypolheken  thun :  1)  weil  der  Geldmarkt  erfahrungsgemäss  sehr  be- 
deutende Sununen  gleichartiger  Papiere  nicht  verträgt,  die  sich  viel- 
mehr durch  ein  übergrosses  Angebot  selbt  entwerthen ;  2 )  weil  die 
Individualhypothek  bei  einem  grossen  Theile  des  Publikums  deshalb 
besonders  beliebtest,  weil  sie  ein  bestimmtes  Kapital  ausdrücklich  ga- 
rantirt,  während  bei  den  Rentenscheinen  die  Coursschwankungen  die 
Möglichkeit  eines  Verlustes  in  sich  schliessen ,  worauf  wir  gleichfalls 
bereits  früher  a.  a.  0.  hinzuweisen  Gelegenheit  hatten. 

Ganz  besonders  sind  es  die  grösseren  Institute,  wie  z.  B.  Ver- 
sicherungsgesellschaften, dann  Stiftungen,  Gemeinden  u.  s.  w. .  welche 
ihre  Gelder,  und  es  handelt  sich  dabei  um  bedeutende  Summen,  mit 
Vorliebe  zu  einem  niedrigeren  Zinsfusse.  aber  unter  Garantie  des  vollen 
Kapitals  anlegen.  .\ber  auch  der  wohlhabende  Bauer,  wie  der  spar- 
same Bürger,  welche  im  Westen  Deutschlands  über  sehr  bedeutende 
Kapitalien  disponiren ,  ziehen  die  Individualhypotheken  vor  und  be- 
gnügen sich  mit  geringen  Zinsen,  wenn  ihnen  jeder  Verlust  durch 
('oursdifferenzen  erspart  wird. 

Bei  der  neuerdings  in  Weimar  gegründeten  Landescreditkasse  hat 
man  in  Erwägung  dieses  Umstandes  es  vorgezogen,  den  auszugebenden 
Obligationen  nicht  den  Charakter  der  unkündbaren  Pfandbriefe,  son- 
dern der  Individualhyputhekenscheine  zu  geben,  und  sich  zur  Rück- 
zahlung des  vollen  Kapitals  nach  erfolgter  Kündigung  verptiichtet. 
Indem  man  nach  den  iMfahrungen  der  Altenburger,  Hannoveraner  u.  a. 
Banken  hoffte,  auf  diese  Weise  das  Geld  zu  einem  niedrigeren  Zins- 
fusse  zu   erhalten   und   dem  Landwirth   das  Darlehen   billiger   zu  ver- 

12* 
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Schäften,  wenn  man  ihn»  das  aus  den  Coursschwankunj-'cn  cntsijrin^'eiKlc 
Risiko  aul'biijdeto,  als  wenn  man  es  dem  Kapitalisten  zuscIidIj. 

Weit  schlimmer  ist  es  aber  mit  den  Gutsrcntenbriefen  bestellt. 
Erscheint  es  nicht  als  ein  Unding,',  ein  ewij^'es  Darlehn  t^e;i;en  ein  un- 
sicheres l'fand  zu  verlangen,  ebenso  wie  zu  gewähren V  Kein  Schuld- 
ner wird  ohne  Zwang  die  Gutsrentenbriefe  gegen  I.andrentenbriefe  ein- 
lösen, wie  lt.  dies  hott't,  da  für  beide  die  gleichen  Zinsen  zu  zahlen 
sind ,  dagegen  die  letzteren  zu  jeder  Zeit  zu  annehmbarem  Preise  ver- 
silbert werden  können,  die  ersteren  abei-  nicht,  der  Vortheil  des  Grund- 
besitzers also  ein  zu  grosser  ist.  die  Outsicntenbriefe  coursiren  zu 
lassen,  selbst  wenn  er  Landrentenscheine  in  der  Kasse  h;it.  Erst  dann 
ist  eine  Einlösung  jener  zu  erwarten,  wenn  sie  durch  irgend  einen 
Umstand  besonders  entwerthet  und  wesentlich  billiger  einzukaufen 
sind,  als  die  sich  einer  allgemeinen  Garantie  erfreuenden  Schwestern  ; 
also  nur  wenn  ein  empfindlicher  Kapitalverlust  für  den  Gläubiger  da- 
mit verbunden  ist,  der  nicht  einmal  in  der  allgemeinen  Zinssteigerung 
seine  Begründung  findet.  Oder  sollte  auch  in  diesem  Falle  von  Kapi- 
talsverlust nicht  gesprochen  werden  dürfen  ? 

Ohne  Frage  bietet  die  Einrichtung  eines  über  das  ganze  Land 
verbreiteten  Netzes  von  Kreisbanken ,  wie  K.  sie  anempfiehlt ,  eine 
wesentliche  P^rleichterung  der  Circulation  der  Scheine,  indem  jene  Ban- 
ken sehr  wohl  die  Zinszahlung  übernehmen  können  und  dadurch ,  dass 
sie  auch  die  Befriedigung  des  Personalcredits  übernehmen  und  Kassen- 
verwalterinnen der  Grundbesitzer  werden,  vorausgesetzt,  dass  die  Land- 
wirthe  sich  allgemein  dazu  entschliessen,  auf  den  Vorschlag  einzugehen, 
einerseits  eine  genaue  Controle  über  die  Vermögenslage  der  Schuldner 
gewinnen,  andrerseits  diese  zur  pünktlichen  Zinszahlung  zwingen,  um 
nicht  den  Personalcredit  einzubüssen.  Inde.ssen  was  hilft  die  Controle. 
was  das  Bewusstsein,  dass  eine  Entwerthung  des  Gutes  stattfindet, 
wenn  keine  Kündigung  eintreten  darf,  so  lange  die  Zinszahlung  ruhig 
fortgeht?  Eine  eintretende  Subhastation  kann  leicht  die  ganze  For- 
derung ammlliren. 

Sehen  wir  bei  den  unbedingt  sichern  Pfandbriefen  durch  jede 
Wolke  am  politischen  Horizont  den  Cours  sofort  gedrückt  und  oft 
recht  bedeutend;  wie  viel  mehr  wird  das  bei  den  jeglicher  Garan- 
tie entbehrenden  Gutsrenteuscheinen  der  Fall  sein,  zu  deren  Einlösung 
der  Schuldner  niemals  verpflichtet  sein  soll.  Die  Eröffnung  irgend 
einer  Eisenbahn  nach  Ungarn  oder  dem  südlichen  Russland .  welche 
den  Getreidetransport  aus  jenen  Gegenden  auf  unsere  Märkte  erleich- 
tert, jede  neue   Erfindung   zur   Conservirung   des   Fleisches,    wodurch 
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Südamerika  und  Australien  in  einen  näheren  Thünen 'sehen  Kreis  ge- 
rückt werden ,  niiiss  die  Furcht  vor  Preisreduction  der  land^Yirthschaft- 
lichen  Pruducte,  also  vor  P^rtragsverminderuug  und  Ent\Yerthung  des 
betretfenden  Gutes  anregen,  jene  Scheine  mithin  im  Cüurse  sinken  lassen. 

Es  ist  am  Platze,  daran  zu  erinnern  ,  welche  Werthsschwankungcn 
der  Grundbesitz  schon  in  diesem  Jahrhundert  durchgemacht  hat,  wozu 
wenige  Notizen''^),  die  wir  unten  folgen  lassen,  genügen  werden.  Nie- 
mand ist  sicher,  dass  noch  einmal  für  eine  Reihe  von  Jahren  eine  Eut- 
werthung  des  Grund  und  Bodens  eintreten  kann,  wie  sie  in  den  20er 
Jahren  stattgefunden  hat,  und  dieselbe  würde  ohne  Zweifel  einen  grossen 
Theil  der  Gutsreuienbriefe  vernichten.  R.  selbst  signalisirt  ja  bereits 
einen  Rückgang  der  Pacht,  also  des  Reinertrages.  Eingedenk  dieses 
Unstandes  wird  schwerlich  Jemand  anders  als  gezwungen  jene  Guts- 
rentenbriefe acceptiren. 

R.  meint  lum ,  dass  die  Ausgabe  von  Landrentenbriefen  über  die 
jetzige  Pfandbriefbeleihung  hinausgehen  könne,  acceptirt  aber  dabei 
den  Grundsteuerreinertrag  als  Grenze,  wodurch  in  vielen  Gegenden 
die  Ausgabe  jener  garantirten  Scheine  im  Gegentheil  übermässig  be- 
schränkt werden  dürfte. 

Wir  haben  im  Jahrg.  18t)8  a.  a.  0.  eine  Zusannnenstellung  der 
Grundsteuer  und  der  landwirthschaftlichen  Taxe  für  eine  grosse  Zahl 
von  Gütern  VVestpreusseus  geliefert,  und  zwar  sind  die  Taxen ,  wie  wir 
nachträglich   bemerken,   nach   den   gleichen  Principien   in   den   Jahren 


15)  Das  Gut  Nr.  VIII  a.  wurde  1801  fiir  73,000  Thlr.  verkauft,  1806  für  80,000 
1828  fiir  28,000,  1831  für  35,000.  —  Ein  anderes  uns  bekanntes  Gut  wurde  1830 
auf  der  Subhaslation  für  (3105  Thlr.  verkauft,  während  sich  auf  demselben  20,000  Thlr. 
hypothekarisch  eingetragen  befanden,  und  1848  24,000  Thlr.,  1856  42,000  dafür  ge- 
zahlt wurden.  —  In  dem  westpreuss.  Provinzialrechl,  herausgct?.  von  v.  Vegesack 
2.  Bd.  Danzig  1845  heissl  es  S.  184:  ,,VVie  die  Pfandbriefe  der  anderen  Provinzen 
standen  auch  die  westpreussischen  bis  zum  Jahre  1806  l-2Vo  über  dem  A'ennwerllie 
in  den  nächsten  Jahren  fielen  sie  auf  20,  erreichten  1813  mit  17%  ihren  niedrigsten 
Stand  und  haben  noch  1828  nicht  den  Paricours  erreicht.  —  Nach  Aufhebung  des 
allgemeinen  Indults  für  die  Gutsbesitzer  (von  Job.  1807—15)  musste  der  Kapilalien- 
indull  für  die  Landschaft  durch  Verordnung  vom  13.  Juni  1816  wiederlioll  und  selbst 
noch  1831  verlängert  werden,  bis  er  den  26.  Dec.  1832  ;iufgelü.>l  wurde.  —  In  den 
Jaliren  von  1807—15  balte  die  Landschaft  den  Pfandbricfinliabf rn  keine  Zinsen 
gezahlt,  noch  1821  konnte  sie  nicht  neben  den  laufenden  Zinsen  vierteljährliche  Ra- 
ten dieser  Zinsrückstände  aufbringen  und  nachdem  ausser  den  erwälinlen  Verord- 
nungen noch  die  vom  12.  Febr.  1825  der  Landscbafl  neue  Fristen  bewilligt  halle, 
hat  sie  erst  zu  Weihnachten  1833  die  letzten  dieser  Zinsrückstände  ge/.alilt  ,  so  dass 
sie  26  Jahre  lang  ausser  Stande  gewesen  ist,  ihren  \  e  r  p  f  1  i  c  li  t  u  n  g  e  n 
gegen  die  Pfandbrielsinhaber  in  vollem  .>lads.<e  nachzukommen. 
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1865  bis  H8,  also  unmittelbar  iiarh  (Ut  Grundsteuer- Fiiischätzung, 
durcli^^eftihrt.  Schon  eine  oljcrtlächliche  Ik't nullt uii;^  zei^;t .  dass  das 
Resultat  \m  Durclii'iilirun;^  von  K.'s  Ndrschlä^'en  doi  t  ein  t^'anz  anderes 
sein  würde,  als  er  erwartet. 

Ge{j;enwärtig  werden  IMandlirieie  hei  ileni  westpreuss.  ritterschaftl. 
Institute  bis  zu  '/jo  der  Taxe  und  zwar  zum  Tlieil  .")pro(;enti},'e  aus- 
gegeben. Wo  demnach  die  Taxe  das  4()()laehe  der  (irundsteuer  nur 
wenig  übersteigt,  kann  schon  der  ganze  (Jrundsteuer-Ucinertrag  von 
den  Zinsen  für  die  Pfandbrieie  absorbirt  werden.  Nun  sind  aber  von 
den  17  Kreisen,  welche  hier  in  lietracht  konnnen,  nicht  weniger  als 
11.  wo  nach  den  oben  angegebenen  Zahlen  die  Taxe  das  400fache  der 
Grundsteuer  libersteigt  und  in  dem  einen  Kreise  sogar  durchweg  das 
900fache.  .Jenen  Districten  wäre  nun  wahrlich  wenig  damit  gedient, 
wenn  durch  die  Realisirung  von  IJ.'s  Projecten  ein  so  bedeutender  Pro- 
centsatz ihrer  sichern  Pfandbriefe  in  völlig  unsichere  Kentcnbiiefe  ver- 
wandelt würde.  Man  vergegenwärtige  sich  die  Sache  an  einem  Bei- 
spiele, welches  der  Wirklichkeit  entnommen  ist.  Ein  Gut  im  Lübauer 
Kreise,  welches  von  der  Landschaft  auf  103,000  Thlr.  abgeschätzt  i.st, 
liefert  also,  da  man  dabei  die  Kapitalisation  mit  20  festzuhalten  hat, 
c.  5000  Thlr.  Pteinertrag.  Die  Landschaft  bezieht  jetzt  schon  —  oder 
könnte  docli  beziehen  —  über  2000  Thlr.  Zinsen.  Line  weitere  Ver- 
schuldung bis  zu  P)000  Thlr.  würde  nur  gerechtfertigt  erscheinen.  Da 
dasselbe  Gut  nur  ÜS  Thlr.  Grund.^teiier  zahlt,  so  würden  die  Land- 
rentenscheine nur  bis  1000  'Ihlr.  gehen.  Der  Besitzer  wäre  daher  in 
der  traurigen  Lage,  bei  einer  gesetzlichen  Einführung  des  Rentenprin- 
cips  weiteren  1000  Thlrn.  entsprechende  Pfandbriefe  und  denselben  Be- 
trag, der  vielleicht  in  Individualhypotheken  mit  Unkündbarkeit  auf  10 
Jahre  eingetragen  ist,  in  Gutsrentenbriefe  umwandeln  zu  müssen,  wel- 
chen keine  allgemeine  Garantie  zur  ^eite  steht,  welche  unkündbar  und 
keiner  Amortisation  unterworfen ,  dabei  noch  besonderen  Coursschwan- 
kungen anheim  gegeben  sind,  kurz,  mit  allen  Eigenschaften  versehen, 
welche  ein  solches  Papier  dem  Kapitalisten  weniger  angenehm  machen, 
als  irgend  ein  anderes  Creditpapier  und  daher  dem  Landwirthe  das 
Geld  weniger  billig  zuführen,  als  die  Pfandbriefe  und  die  Indivi  lual- 
hypotheken. 

Aber.vsagt  B.,  der  Landwirth  braucht  die  Kapitalisten  gar  nicht, 
der  Verkäufer  ist  gar  nicht  berechtigt,  für  die  rückständigen  Kauf- 
gelder, der  Miterbe  für  sein  Erbtheil  Kapital  zu  verlangen,  sondern 
beide  müssen  sich  die  Abfindung  in  Rente  gefallen  lassen.  Wir  ha- 
ben aber  bereits  üben  nachzuweisen  gesucht,  dass  beide  die  \'ermittler. 
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d.  h.  die  Kapitalisten,  nicht  enthehren  können,  dass  diese  viehnehr 
ebenso  nuth\Yen(iij>'  wie  das  Geld  zur  Vermittlung  des  Tausches,  dass 
ohne  sie  eine  Stockung  im  Verkehr  eintreten  muss.  Der  Kauflustige 
kann  ohne  ihre  Hülfe  nicht  kaufen,  der  bii^herige  Besitzer  nicht  ver- 
kaufen. Erbterer,  weil  er  nicht  die  nöthige  Anzahlung  leisten.  Letzterer, 
weil  er  sie  nicht  erhalten  kann.  Da  nun  das  Rentenprincip  den  Kapi- 
talisten wenig  Annehmlichkeiten  bietet,  so  werden  sie  dadurch  dem 
Grundbesitz  noch  mehr  entfremdet  als  jetzt;  die  Folge  davon  ist,  dass 
die  Verkäuflichkeit  des  Grundbesitzes  erschwert  ist.  Die  Nachfrage 
nach  Grund  und  Boden  nuiss  sich  verringern.  Wer  aber  von  den 
jetzigen  Besitzern  gezwungen  ist,  zu  verkaufen,  wird  es  daher  zu  einem 
niedrigen  Preise  thun  müssen,  d.  h.  die  Grundstücke  sind  entwerthet. 
In  derselben  Weise,  wie  die  Einführung  der  französischen  Hypotheken- 
gesetze hier  den  Grundbesitz  entwerthen  würde,  niüsste  es  aucii  durch 
die  des  Rentenprincips  geschehen.  — 

Ebenso  wie  für  die  Verhinderung  einer  zu  hohen  \'crschuldung 
sich  Gründe  anführen  lassen,  so  wird  man  auch  hier  zur  \'ertheidigung 
sagen  können ,  die  Preise  des  Grund  und  Bodens  sind  gegenwärtig 
durch  die  Erleichterung  der  \'erschuldung  übermässig  in  die  Höhe  ge- 
trieben, eine  Reduction  derselben  sei  daher  durchaus  angemessen,  ein  ge- 
ringer Druck  zur  Beschränkung  der  leichten  Verkäuflichkeit  sei  ohne 
Schaden.  Nach  allen  drei  Richtungen  mache  das  Rentenprincip  den 
Grundbesitz  solider  und  führe  vielleicht  zu  einer  grösseren  Ausbreitung 
des  Pachtsystems.  Das  aber  ist  wol  unbestreitbar,  dass  der  gegen- 
wärtige Moment  der  ungünstigste  von  der  Welt  zur  Durchführung  der- 
artiger Experimente,  denn  alle  diejenigen,  welche  bei  hoher  Verschul- 
dung gegenwärtig  im  Besitze  von  Gütern,  würden  dadurch  beeinträch- 
tigt und  vielfach  ruinirt,  die  ganze  Calamität  bedeutend  vermehrt. 

Wenn  aber  auch  wirklich  die  jetzigen  Gläubiger  der  Landwirthe 
sänmitlich  auf  Miterben  und  Vorbesitzer  zurückzuführen  wären ,  so  ist 
das  für  die  gegenwärtige  Lage  ilei'  Dinge  doch  insofern  durchaus  gleich- 
gültig, als  dieselben  jetzt  ohne  Frage  als  Kapitalisten  anzusehen  sind, 
welche  dem  Grundbesitzer  gegenüber  stehen ,  und  zum  grossen  Theile 
zur  Zurückziehung  ihrer  Darlehen  berechtigt  sind.  Werden  denselben 
nun  durch  das  Rentenprincip  nicht  dieselben  Annehmlichkeiten  geboten, 
die  sie  verlangen  resp.  die  sie  an  andern  Orten  linden ,  so  schreiten 
sie  einfach  zur  Kündigung  und  würden  dadurch  gleichfalls  die  Ver- 
legenheit der  Landwirthe  bedeutend  vermehren. 

Wenn  R.  hiergegen  Moser 's  Ausspruch  citirt:  »Jeder  wird  gern 
Rente  kaufen,  wenn  er  nicht  mehr  auf  Zinsen  leihen  kann«,  also  wenn 
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die  Individualliypotlioken  {gesetzlich  aufgehahen  sind ,  so  ist  das  j^anz 
rieht ijr.  Doch  ist  (hiiiiit  ikmIi  nicht  gesagt,  dass  sich  das  ganze  Puhli- 
kiini  ;ni  die  in  Ilede  stehenden  Uentenscheine  hält,  sonflern  es  wird 
sich  an  diejenigen  ("reditpapiere  halten,  die  am  liilligsten  sind,  und  das 
werden  gegenwärtig  noch  (iie  ausländischen  sein.  Tritt  schon  gegen- 
wärtig die  Neigung  des  Kapitals  in  fiir  X<trddeutschland  nachtheiliger 
Weise  hervor,  sich  vorzüglich  dem  Auslande  zuzuwenden,  so  wird  das 
noch  mehr  geschehen,  weiui  (hiich  das  Itciitcnpiinci])  alle  Annehndich- 
kcitcn  bei  der  Kapitalsanlage  gerauht  wer(h'n .  die  von  dem  heimath- 
lichen  IJoden  bisher  gewährt  wurden.  Unbegreiflich  erscheint  es  dabei, 
dass  11.  annimmt  und  fortdauernd  dabei  beharrt,  die  Summe  des  bis- 
herigen Ilyi)othekenkai)itals  sei  viel  zu  gross,  als  dass  sie  ein  anderes 
Unterkommen  linden  könnte.  Denn  es  ist  klar,  dass  nur  ein  kleiner 
Theil  zu  flüchten  braucht,  um  den  jetzigen  Besitzerstand  in  Besorgniss 
erregender  Weise  zu  gefährden.  R.'s  Anschauung  kommt  auf  dasselbe 
hinaus,  als  wollte  man  die  Unmöglichkeit  behaupten,  dass  der  londoner 
Markt  die  Weizenpreise  in  Deutschland  beeinflussen  könnte,  da  es  ja 
undenkbar  sei,  dass  aller  Weizen  Deutschlands  nach  London  verschickt 
würde,  und  die  verhältnissmässig  geringe  Quantität,  welche  factisch 
dorthin  gelange,  nicht  massgebend  für  den  viel  grösseren  zurückbleiben- 
den Theil  sei.  — 

Auf  jener  Annahme ,  dass  der  Landwirth  den  Kapitalisten  nicht 
braucht,  und  die  jetzigen  Grundgläubiger  sich  willig  einer  Convertirung 
fügen  werden  und  müssen,  beruht  aber  die  ganze  Durchführbarkeit  des 
Kentenprincips.  mit  ihr  muss  diese  aufgegeben  werden;  wenigstens  die 
obligatorische  Durchführung  in  einer  Zeit  der  Calamität.  Denn  wird 
auch  von  einer  plötzlichen  Convertirung  aller  Hypotheken  abgesehen 
und  nur  bei  Aufnahme  neuer  das  Rentenprincip  zwangsweise  zur  An- 
wendung gebracht,  so  würde  der  Effect  ein  ganz  ähnlicher  sein.  Ist 
die  Befürchtung  vor  Entwerthung  des  Grund  und  Bodens  die  Ursache 
der  Kündigung  von  Hypotheken,  so  wird  es  nach  dem  Gesagten  fin- 
den Landwirth  unmöglich  sein,  durch  Gutsrentenbriefe  Ersatz  zu  schaffen 
und  die  Folge  wäre  sein  Ruin.  — 

Selbst  bei  der  Vererbung  wird  der  Effect  ein  anderer  sein,  als 
R.  erwartet. 

Die  Miterben  werden  sich  so  viel  als  möglich  sträuben ,  die  Guts- 
rentenbriefe zu  acceptiren  und  lieber  zur  Theilung  des  Grundstücks 
selbst'^)  oder  zur  Veräusserung  schreiten,  um  das  zu  vermeiden.    Ein 

16)  Als   in    einem    thüringer    iandwirfhscliaflliclien    Vereine    die    Einfüluuiig    des 
Renlen})rin(i|)S  zur  Discussion  gestellt  wurde,  spraolie»  üicii  die  Vertreter  des  Bauern- 
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Gut  von  5000  Thlrii.  Reinertrag  ist  unter  4  Kinder  zu  theilen.  Die 
ersten  3000  können  mit  Landrentenbriefen  belastet  werden,  wovon 
bereits  2000  in  andern  Händen  circuliren,  die  übrig  bleibenden  1000 
sowie  die  2000  Thlr.  in  Gutsrentenbriefen  gelangen  zur  Vertheilung. 
Jedes  Kind  erhält  also,  wenn  wir  R.'s  Vorschlag  richtig  aufgefasst, 
über  250  Thlr.  Landrentenbriefe  und  über  500  Thlr.  Gutsrentenbriefe, 
wenn  eines  derselben  als  Uebernehnier  auftritt.  Wird  dagegen  das  Gut 
zum  Verkauf  gestellt,  so  ist  es  nicht  unmöglich,  dass  für  jene  3000  Thlr. 
Rente ,  die  den  Erben  verbleibt ,  volle  Anzahlung  geleistet  wird ,  für 
1000  Thlr.  in  Landrentenbriefen,  für  die  weiteren  2000  vielleicht  in 
baarem  Gelde,  und  da  hierbei  der  Käufer  bei  einem  Zinsfusse  von 
öVo  nur  40,000  Thlr.  baar  in  der  Hand  zu  haben  braucht,  um  ein 
Gut  von  100,000  Thlrn.  Werth  zu  erlangen,  der  Rest  in  Landrenten- 
briefen stehen  bleiben  kann,  so  möchte  ein  derartiges  Arrangement 
nicht  zu  den  ungewöhnlichen  gehören. 

Wäre  aber  bei  diesem  Erbfalle  noch  anderweites  Kapital  vorhanden, 
so  würde  eine  völlige  Gleichstellung  der  Betheiligten  erst  durchgeführt, 
wenn  auch  dieses  gleichmässig  unter  die  Erben  getheilt  würde.  Der 
Uebernehnier  hätte  demgemäss  keine  Verpflichtung,  den  Miterben  seinen 
Kapitalsantheil  abzutreten,  welche  vielmehr  nur  durch  Verkauf  des 
Gutes  den  Gutsrentenbriefen  entgehen  und  niemals  Aussicht  haben,  die- 
selben entsprechend  los  zu  werden  weder  durch  den  Schuldner,  der 
keine  Verpflichtung  hat,  sie  einzulösen,  noch  an  einen  Kapitalisten,  wenn 
sie  sich  nicht  mit  einem  sehr  niedrigen  Preise  begnügen  wollen. 

Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  dass  nach  der  Durchführung  des 
Rentenprincips  der  Verkauf  für  die  Miterben  stets  günstiger  sein  wird, 
als  die  Besitzantretung  durch  einen  Erben ,  so  dass  auch  der  Verkauf 
die  Regel  bilden  würde.  — 

Im  Erbfalle  würde  mithin  jeder  Zwang  undurchführbar  sein ,  man 
kann  sich  ihm  durch  Verkauf  entziehen.  Bei  Verkauf  wird  aber  der 
Nachtheil  der  Zinsschwankungen  durch  Acceptirung  des  Rentenprincips 
für  den  Landwirth  nicht  beseitigt,  dagegen  der  Grundwerth  beein- 
trächtigt, hei  Verpfändung  schliesslich  die  Höhe  der  hypothekarischen 
Beleihung  herabgedrückt.  Die  Einführung  desselben  kann  daher  nicht 
empfohlen  werden.  Ist  R.  dagegen  von  der  Vortreft'lichkeit  überzeugt, 
so  mag  er  es  versuchen,  ohne  die  Gesetzgebung  zu  Hülfe  zu  rufen, 
zunächst  durch  Errichtung  einer  Bank   auf  Grund   des  Rentenprincips, 


Standes  eiiistiinnii|i;  dahin  au?,  dass  dadurth  die   Tlieilung  des  Gnindbesilzes  bei  Krb- 
fällen  noch  allgeiiieiiirr  werden  würde  als  bislier. 
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wie  er  sie  im  Au^'e  li;it  ,  die  \'(tr/ii;ze  in  der  ^|■ilxi^  zu  hewei>en.  also 
einstweilen  mit  der  (icmi^^Mimkeit  ('.  v.  OveiTs  auftreten.  —  Dit*  l-imd- 
wirthe  wiiidcn  sich  ohne  /weih'l  l'rciwilli«^  zum  Anschluss  resp.  zur 
Naehnlnuiin^f  entsehlies>-en .  wenn  der  Beweis  schlagend  denn  fiir  ilireu 
Vortheil  iitle^fen  dieselluni   nicht   blind   /u  s«'ii).     - 

Ks  wurde  ohne  l'ra.^e  bei  der  Healisiruni,'  des  I'iojectes  bald  dabei 
sein  I^ewenden  haben,  dass  bei  den  j^arantirtcn  Scheinen  der  Nominal- 
wertli  nicht  zur  Nolirun^  gelan;;t,  was  als  .^chr  unwesentlich  erscheint, 
sobald  hier  die  zwanj^sweise  Amortisation  uiul  Ausloosun;.;  unterbleibt, 
die  auch  wir  verwerfen.  Die  ungarantirten  möchten  dagegen  nur 
gegen  die  ausdrückliche  Verptiichtung,  sie  nach  Ablauf  einer  bestinniiten 
Zeit  gegen  garantirte  einzutauschen,  also  unter  zwangsweiser  Amorti- 
sation in  Cours  zu  setzen  sein.  Da  nun  jene  nur  gegen  Kapitalzahlung 
an  der  Börse  zu  erlangen  wären,  so  wäre  die  Abgabe  von  Kapital  dem 
Grundbesitz  nie  erspart;  und  da  ferner  es  für  den  Landwirth  in  vielen 
Fällen  vortheilhafter  wäre,  selbst  die  Garantie  des  vollen  Kapitals  zu 
übernehmen,  so  niüsste  das  wenigstens  nicht  untersagt  werden.  — 

Mit  dem  llentenprincip  an  sich  ist  aber  die  Organisation  eines 
Bankeimetzes  nicht  verworfen,  wie  es  der  wirklich  geniale  Entwuif  von 
li  vorführt.  Wenn  überhaupt,  so  ist  in  dieser  Weise,  in  kleinen 
Kreisbanken,  die  unter  sich  in  Zusammenhang  stehen,  die  Vereinigung 
von  Personal-  und  Kealcrcditanstalten ,  die  ohne  Zweifel  viel  Vortheil- 
haftes  bietet,  durchzuführen.  Nur  durch  die  Lokalisirung  wird  die 
nöthige  Controle  der  Schuldner  möglich,  nur  durch  die  Vereinigung  der 
Institute  eines  ganzen  Landes  die  nöthige  Sicherheit  geboten.  Die 
Förderung  des  Personalcredits .  besonders  die  Verbreitung  der  Anwen- 
dung des  Contocorrentes  bei  den  Landwirthen  ist  eine  Hauptaufgabe 
der  Jetztzeit,  und  in  dem  hier  vorgelegten  Plane  das  vorzüglichste 
Mittel  dazu  geboten,  weshalb  derselbe  nicht  dringend  genug  der  Be- 
achtung aller  Betheiligten  empfohlen  werden  kann.  — 


V. 

lieber  die  Berechnung  der  sogenannten  Mittel, 

sowie  deren  Anwendung  in  der  Statistik  und 

anderen  Erf ahrun  gswissenschaften. 

Von 
Professor  Dr.  Ed.  )§egriiitz  *>. 

In  der  Statistik  wird  bekanntlich  ein  sehr  ausgedehnter  Gebrauch 
von  Mittel vverthen  gemacht,  ja  sehr  häufig  ist  es  gerade  der  Haupt- 
zweck statistischer  Ermittlungen,  zu  solchen  Durchschnittszahlen  zu 
gelangen;  selten  pflegen  jedoch  die  Schriftsteller  in  diesem  Fach  eine 
Definition  davon  zu  geben,  was  man  unter  jener  Bezeichnung  zu  ver- 
stehen habe,  indem  sie  dies  als  bekannt  voraussetzen.  Es  hat  mir  nun 
geschienen,  dass  man  den  fraglichen  Begriff  meistentheils  in  einem 
etwas  zu  beschränkten  Sinne  auffasst;  sowohl  in  den  wenigen  Fällen, 
wo  sich  der  Verfasser  eines  mehr  theoretisch  gehaltenen  Werkes  über 
Statistik  in  dieser  Beziehung  näher  ausspricht ,  als  auch  in  den  zahl- 
reichen Fällen  der  Anwendung  habe  ich  gefunden ,  dass  man  sich  vor- 
zugsweise, wenn  nicht  ausschliesslich  an  das  sogenannte  arithmetische 
Mittel  hält,  welches  doch  nur  für  eine  besondere  Art  der  gedachten 
Gattung  von  Grössen  gelten  kann.  Quetelet  unterscheidet  zwar') 
moyenne  proprement  dite  und  moyenne  arithmetique;  die  in  der  ersteren 
Weise  bezeichnete  Art  von  Mittelwerthen  ist  jedoch,  näher  betrachtet, 
nicht  wesentlich  verschieden  von  dem,  was  man  gewöhnlich  unter  arith- 


*)  Verstorben  am  6.  October  1869  als  Professor  an  der  landwirfliscliaftliclicn 
Akademie  in  Eldena. 

1)  Lellres  sur  la  llieorie  des  probabililes  appliqiice  aux  sciences  moraics  et  po- 
liliques.     Bruxelles  1846.     pa^;.  59  et  .suiv. 
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iiietischciii  Miltul  vci'.>Il'1iI,  iiikI  hat  iiberdics  \\v\\'\'^  oder  ;^:ir  keine 
Ucfleutiiii^'  für  die  Statistik.  Si'iiK^  Oclinitioii ;  -la  iiioycniK,'  (Tuiie 
Serie  d'observatioiis  s^ubtient  eii  divisaiil  la  soiiime  des  valeur.>  (jl)>er- 
vees  i)ar  le  nunibre  (le>^,obsejvati()iis«  \>l  meiner  Ansicht  nach  durch 
folgende  zu  ersetzen  ,  niunlicli : 

Mittel  ist  diejenige  constante  Grösse,  welche,  .statt 
einer    veränderlichen    Grösse   in    die    Ucchnung    ein- 
geführt,    das    Endresultat    der    letzteren    nicht    ab- 
ä  n  il  c  r  n  vv  ü  r  d  e. 
Aus  dieser  Erklärung  lässt  sich  allerdings   kein  allgemein  giltiges 
Uechnungsverfahren  aldeiten,  um  zu  dem  gesuchten  Mittehverth  zu  ge- 
langen;   ein  solches  existirt  aber  auch    in  der  'J'hat   nicht,   sondern   es 
hängt  (las  einzu.schlagendc  Verfahren  in  jedem  einzelnen  Falle  von  den 
Beziehungen  ab,    in  welchen  die  fragliche  veränderliche  Grö.ssc  zu  den 
übrigen  hier  in  Betracht  kommenden  Grössen  steht. 

Eines  der  einfachsten  Beispiele  zur  Erläuterung  des  Obigen  bietet 
der  Mittelpreis  einer  Waare.  etwa  des  Roggens  dar.  Der 
einem  gewissen  Bezirk  und  ■•'eitraum  entsprechende  Mittelpreis  ist  nichts 
Anderes  als  der  Preis,  welcher  für  einen  Schefiel  Boggen  hätte  gezahlt 
werden  müssen  unter  der  doi)pelten  \'oraussetzung,  dass  einmal  weder 
im  Laufe  der  Zeit  noch  von  einem  Centrum  andere  Preisschwankungen 
vorgekommen  wären ,  und  dass  zweitens  die  im  Ganzen  für  Roggen 
ausgegebene  Summe  dieselbe  geblieben  wäre,  wie  die  der  wirklich  ge- 
zahlton Preise.  Wir  erhalten  somit  den  gesuchten  Mittelpreis,  indem 
wir  diese  Summe   durch  die  Anzahl    der   verkauften  Scheffel   dividiren. 

oder  wenn  p,  p',  p",  p'" die  Preise  sind,  zu  welchen  beziehentlich 

die  Quantitäten  q,  q',  q",  q'",  ....  verkauft  worden  sind,  so  ist  der 
Mittelpreis 

pq  +  pV  +  pV4-rq^"+---        .,. 

Da  die  zur  vollständigen  Durchführung  einer  solchen  Rechnung  er- 
fordeilichen  Unterlagen  selten  vorhanden  sind,  so  müssen  wir  uns 
meistentheils  damit  begnügen ,  die  uns  bekannt  gewordenen  Fälle  in 
Rechnung  zu  ziehen;  wenn  wir  aber  hieran  weiter  die  Vermuthung 
knüpfen,  dass  das  auf  solche  Weise  festgestellte  Mittel  wenigstens  nahezu 
demjenigen  gleichen  weide,  zu  welchem  wir  gelangt  sein  würden,  wenn 
uns  vollständigere  Data  zu  Gebote  gestanden  hätten ,  so  ist  dies  nur 
unter  gewissen  Bedingungen  zuzugestehen;  dazu  gehört  namentlich  eine 
genügende  Anzahl  bekannter  Fälle,  und  eine  entsprechende  Aehnlich- 
keit  derselben  mit  den  übrigen,  also  Abwesenheit  von  Ursachen,  welche 
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die  eine  Gruppe  von  Fällen  wesentlich  anders  zu  gestalten  im  Stande 
sind,  als  eine  zweite  Gruppe,  wogegen  erhebliche  Abstände  in  der  Zeit 
und  räumlichen  Ausdehung  jenen  Schluss  stets  zu  einem  sehr  unsichern 
machen.  Bei  Feststellung  der  mittleren  Getreidepreise  verfährt  man 
häufig  in  der  Weise,  dass  man  zuvörderst  das  arithmetische  Mittel 
zwischen  dem  höchsten  und  niedrigsten  Preise  ninunt,  welche  an  einem 
gegebenen  Markt -Orte  und  Tage  vorgekommen  sind,  und  wiederum 
das  arithmetische  Mittel  aus  den  während  eines  Jahres  so  entstandenen 
Zahlen  als  den  Mittelpreis  für  den  betretfenden  Ort  und  Zeitraum  an- 
sieht. Dass  dieses  Verfahren  sehr  wenig  Bürgschaft  für  Erzielung  der 
wünschenswerthen  Genauigkeit  zu  bieten  vermag,  liegt  auf  der  Hand. 
Die  Preisunterschiede  an  einem  und  demselben  Markttage  haben  ihren 
Grund  hauptsächlich  in  der  verschiedenen  Qualität  der  Waare;  es  ist 
daher  anzunehmen,  dass  das  Minimum  des  Preises  der  geringsten  Qua- 
lität entspricht,  welche  vielleicht  nur  in  einer  ganz  kleinen  Quantität 
auf  den  Markt  gekommen  ist;  dieses  Minimum  wird  oft  weit  unter 
dem  wahren  Mittelpreise  liegen,  dagegen  glaube  ich  nicht,  dass  ein- 
zelne vorzügliche  Posten  in  demselben  Grade  über  den  Mittelpreis 
bezahlt  werden.  Aus  diesen  Gründen  halte  ich  vielmehr  für  wahr- 
scheinlich, dass  das  arithmetische  Mittel  aus  dem  Maximum  und  Mi- 
nimum in  der  Regel  niedriger  ausfallen  wird,  als  der  nach  Formel 
(1)  berechnete  Mittelpreis.  In  Bezug  auf  die  gewöhnliche  Methode 
dagegen ,  aus  den  Tagespreisen  das  Jahresmittel  abzuleiten ,  ist  zu  be- 
merken, dass  aus  naheliegenden  Gründen  die  höchsten  Preise  im  Jahre 
gewöhnlich  mit  denjenigen  Preisen  zusammenfallen  werden ,  wo  die 
Landwirthe  am  wenigsten  Getreide  auf  den  Markt  bringen ;  das  in 
dieser  Beziehung  übliche  Verfahren  wird  daher  auf  einen  höhern 
Mittelpreis  führen,  als  die  mit  Berücksichtigung  der  verkauften  Quan- 
titäten angestellte  Rechnung.  Hierin  liegt  wohl  auch  der  Grund,  wess- 
halb  man  in  vielen  Fällen,  wo  eine  gewisse  Classe  von  Interessenten 
durch  die  Annahme  zu  hoher  Getreidepreise  benachtheiligt  werden 
würde,  die  gesetzliche  Bestinmiung  getroÖen  hat,  dass  nicht  das  Jahres- 
mittel, sondern  die  Martinipreise  als  Anhaltspunkt  dienen  sollen;  wie 
man  sieht,  wirken  die  beiden  hervorgehobenen  Umstände  in  entgegen- 
gesetztem Sinne,  und  insofern  ist  ein  gegenseitiges  Aufheben  der  da- 
durch entstandenen  Unrichtigkeiten  wohl  denkbar,  aber,  wenn  es  ein- 
tritt, offenbar  rein  zufällig  und  eine  Garantie  dafür  in  keiner  Weise 
vorhanden. 

In  zahlreichen  Fällen  ist  der  auf  die  eine  oder   die  andere  Weise 
berechnete  Mittelpreis  einer  gewissen  Periode  dazu  bestimmt,  als  wahr- 


18*)  K.    Sptrnitz , 

sclioiiiliclicr  Preis  für  die  ii;idistfol^M;ii(l(!  zukiiiittiL^e  I'criode  zu  }-'('lteii; 
liierzu  eisdieint  ei>torer  Jedoch  nur  d;iiin  izeei^niet.  wenn  sieh  keine 
fortschreitende  Bewegini[(.  sondeiii  nur  auf-  und  niiderwof^ende  Schwan- 
kunj,'en,  ähnlieli  den  Osciilationen  eines  l'endel^  um  ^eine  (ileich^ewichts- 
lage,  in  den  l'reisen  der  i^ewühllen  Periode  kund  izehen.  Ist  diese 
Bedingung  erfiillt .  so  handelt  es  sich  weiter  inn  die  zweckuiässigste 
Länge  des  verliüssenen  Zeitraumes ,  welchen  wir  unserer  Rechnung  zu 
Grunde  zu  legen  haben;  man  fidüt  sofort,  dass  eine  allzu  kurze  und 
eine  allzu  lange  Periode  gleich  untauglich  sind,  hierzu  zu  dienen;  eine 
bekannte  Itegel  schreibt  voi-.  dabei  eine  kleine  Anzahl  sowohl  der 
theuersten  als  auch  der  wohlfeilslen  .lalue  auszuschliesscn.  Es  liegt 
durchaus  nicht  in  meinem  Plane,  die  hier  angeregton  Gegenstände 
weiter  auszufüiiren ,  oder  wohl  gar  erschöpfen  zu  widleii;  es  liegt  mir 
aber  daran,  die  Brauchbarkeit  und  Berechtigung  der  vorangestellten 
Definition  durch  einige  passende  Beispiele  daizuthun:  ich  wende  mich 
daher  zu  einem  zweiten  solchen  Beispiele. 

Moreau  de  Jonnes.  welcher  von  einem  seiner  Fachgenossen*) 
zu  den  bedeutendsten  Vertretern  der  mathemati.schen  h?chule  in  der 
Statistik  gezählt  wird,  berechnet  die  jährliche  relative  Bevöl- 
kerungszunahme im  Mittel  einer  mehre  Jahre  umfassen- 
den Periode  in  der  aus  folgendem  Beispiel •''j  ersichtlichen  Weise. 
Im  Jahre  549  nach  l-lrbauung  der  Stadt  Hom  betrug  die  Anzahl  der 
römischen  Bürger  und  ihrer  xVngehörigen  (olme  Sclavenj  1  Million 
7Ü,0U0,  zehn  Jahre  s])äter  1  Million  218,000;  hieraus  ergiebt  sich  eine 
Vermehrung  um  148,000  Seelen  bei  einer  mittleren  Bevölkerung  von 
1  Million  144,000  und  die  jährliche  relative  Zunahme: 

148000        _    1 
nrV  1144000  ■""  77 
Bezeichnen  wir,   um  dieses  von  dem  Verfasser  wiederholt  angewendete 
Verfahren  durch  eine   algebraische  Formel  auszudrücken,   die  anfäng- 
liche Bevölkerung  mit  po,   die  Bevölkerung  am  Ende  der  i  Jahre  um- 
fassenden Periode  mit   pi  und   die  gesuchte  relative   Zunahme   mit  z. 
so  haben  wir  zur  Berechnung  der  letztern  die  Gleichung 
^^2   ^pi-po 
1      pi  +  po 
Diese  Fonhel  ist  keinenfalls  genau;   um  zu  einer  solchen  zu  gelangen, 
sei  Zi   das  Verhältniss  der  Zunahme  im   ersten  Jahre  zur  anfänglichen 

2)  Jonäk,  Tlieoiie  der  Slalislik  S.  55  ff. 

3^  Man  sehe  desselben  Stalistique  des    peuples    de   l'anliquite    loine  II.  p.  364  et 
307. 
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Bevölkerung,  Zj  das  Verhältniss  der  Zunahme  im  zweiten  Jahre  zur 
Bevölkerung  am  Ende  des  ersten  oder  Anfang  des  zweiten  Jahres  u.  s.  f.. 
so  ist.  wenn  wir  im  Uebrigen  die  kurz  vorher  erwähnten  Bezeichnungen 
beibehalten, 

po  (1  4-  Z.)  (1  +  Z2)  (1  +  Z3)  . . .  .  (l  +  zi)  =  pi. 
Ohne  nun  der  bekannten  Streitfrage  vorzugreifen,  ob  in  der  Wirk- 
lichkeit der  Fall  vorkommt .  dass  die  relative  Bevölkerungszunahme 
eine  längere  Keihe  von  Jahren  gleich  bleibt,  oder,  mit  anderen  Worten, 
dass  die  Bevölkerung  nach  dem  Gesetz  einer  geometrischen  Reihe  wächst, 
kann  un.s  nichts  hindern,  zum  Behuf  der  anzustellenden  Rechnung  einen 
Augenblick  von  dieser  Hypothese  auszugehen;  in  der  That  scheint  die 
Frage  nach  einer  mittleren  Bevölkerungszunahme  ohne  eine  solche 
Voraussetzung  keinen  Sinn  zu  haben.     Setzen  wir  demnach 

Zi  =  Z2  —  Z3  —  •  •  ■  =  zi  =  z, 
so  verwandelt  sich  die  vorhergehende  Gleichung  in 

po  (1  +  v.y  —  pi 
oder: 

log.(l+z)— !    log.  -^....(3) 

o    V        I       /  1         "^      po  ^ 

und  mit  Hilfe  dieser   letztern  Formel   ist  z   leicht   zu  berechnen.     Aus 

derselben  lassen   sich  ferner  verschiedene  Ausdrücke  herleiten .   welche 

unter   der  Voraussetzung,   dass  die  scliliessliche  Bevölkerungszunahme 

(pi  —  po)  im  Vergleich  zur  anfänglichen  Seelenzahl  (po)  nur  klein  ist. 

wenigstens  genäherte   Werthe   für   die   gesuchte  relative  Zunahme  (z) 

liefern.     Die  Basis  der   in  Gleichung  (3)   vorkonuDenden  Logarithmen 

ist  willkürlich;  denken  wir  uns  unter  denselben  sogenannte  natürliche 

Logarithmen,  so  ist  bekanntlich  für  jeden  beliebigen  ächten  Bruch  z 

log.  (1  +  z)  =  z  —  -I  z2  +  1  z3  —  i  z*  + 

Da  nun 

Pi  __  1    ,   pi  — _P0 
po  '       po 

ist,  so  haben  wir  in  analoger  Weise: 

1    ri  ^  pi-ii"  _ ,  /PL-jp^V  4. .  /pi  -  pn' 

*=■  po        po        ^  V    po    y  ^  ^  V    po    / 

Ist  nun  nicht  nur  z,  sondern  auch  —  eine  so  kleine  Grösse,  dass 

po 

wir  bei  dem  ersten  Glicde  der  vorstehend  gefundenen  unendlichen 
Reihen  stehen  bleiben  können,  so  geht  Gleichung  (3)  in  die  Näherungs- 
formel : 
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pi  -     )H» 
Z  =  V        '      (4) 

1    •    )I0 

über.  Unter  riciiul/iing  eines  anderweiten  genäherten  Anxlrucks  für 
den  natiirliclu'ii  Lo^iuithnuis  eines  <,)iioti('nten.  dessen  sich  I'(»ncelet') 
bedient,  erhalten  wir  thigegen : 

i  i  «  po  ^  M)i  +  1>^'  "  l'i  *  ■  ■ 
Die  von  Moreau  de  Jonnes  angewendete  IJcrechnungsweise  scheint 
sich  hiernach  nicht  eiiunal  als  ein  approximatives  Verfahren  rationell 
bei^riinden  zn  lassen;  deniungeachtet  liefert  sie  für  kurze  Perioden 
Resultate,  welche  mit  den  Ergebnissen  einer  genauem  Rechnung  recht 
gut  übereinstimmen.  In  der  That  kommt  sie  auf  die  Methode  hinaus, 
welche  neuerlich  von  Babinet''*)  in  Anwendung  gebracht  worden  ist, 
um  kleine  Höhenunterschiede  aus  angestellten  Baronieterbeobachtungen 
zu  berechnen.     Setzen  wir  nämlich 

1    I   1"  ~  P^ 
pi  _  pi  +  PO 

PO        j  _  PA  — jo 
pi  +  po 
entwickeln  sowohl  den  Logarithmus  des  Zählers,   als  den   des  Nenners 
in  unendliche  Reihen,  und  ziehen,  da  der  Logarithmus  eines  Quotienten 
bekanntlich   gleich  ist  dem  Logarithmus   des  Dividendus  minus  Loga- 
rithmus des  Divisors,  beide  Reihen  von  einander  ab,  so  erhalten  wir: 

5 


log.  nat.  1"  =2S!i^-2°+4f!t-i'"Y  +  !Y!4-^l'<'Y 

po     (pi+po    'vpi+poy      \pi  +  poy 


+  ....! 


woraus,  wenn  wir  auch  hier  wieder  bei  dem  ersten  Gliede  der  in 
Klammern  eingeschlossenen  Reihe  stehen  bleiben,  sofort  die  Gleichung 
(2)  hervorgeht. 

Nach  Kolb's   vergleichender  Statistik*^)  betrug  die  Bevölkerung 
des  preussischen  Staates  im  Jahre  1849 

po  =  16  Millionen  397,448  Einwohner, 
wobei  Hohenzollern   schon  mit   inbegrififen  scheint,    da   die  in  dem  ge- 
nannten Jahre   veranstaltete  Zählung   ohne   diese   neue  p]rwerbung  nur 
16  Millionen   331,817  Einw.   nachgewiesen   hat;    im  Jahre   1852   aber 
belief  sich  die  Bevölkerung  auf 

pi  ^  16  Millionen  93.5,420  Einwohner. 

4)  Lelirbucli    der   Ainvendimg   der   Meclianik   auf   Mascliinen.     Deulsch    von    Dr. 
Schnuse.     Bd.  II   S.  16. 

5)  Man   selie  dessen  Calculs  pratiques  pag.  175,   oder:    Comples  rendus    T.  LH 
üo.  6  (11  Fevrier  1861)  p.  221. 

6)  Erste  Auflage.     Zürich  1857.     S.  111. 
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Hieraus  ergiebt  sich  nach  der  strengrichtigen  Formel  (3) 

z  =  0,010819 
oder   eine   jcährliche  Bevölkerungszunahme   um  1,0819  Procent   für  die 
beispielsweise    gewählte    dreijährige   Periode.      Moreau   de   Jonnes 
würde  bei  seiner  auf  Formel  (2)  beruhenden  Methode  für   diesen  Fall 
gefunden  haben : 

z  =  0,0107596 
oder  1,07596  Procent.     Die  Näherungsformel  (4)  dagegen  liefert 

z  =  0,010936 
oder  1,0936  Procent;  die  Poncelet'sche  Formel  (5)  endlich 

z  r=  0,0107605 
oder  1,07605  Procent.  Die  Abweichungen  unter  den  Resultaten  der 
verschiedenen  Berechnungsweisen  sind  hier,  wie  man  sieht,  nicht  be- 
deutend, aber  doch  schon  merklich,  und  bei  längeren  Zeiträumen  können 
sie  sehr  beträchtlich  ausfallen.  Andererseits  ist  zu  beachten,  dass,  wenn 
wir  anstatt  der  Formel  (3)  eine  der  angedeuteten  approximativen  Me- 
thoden in  Anwendung  bringen,  wir  lediglich  an  Genauigkeit  opfern, 
ohne  in  Bezug  auf  Kürze  der  Rechnung  irgend  einen  Vortheil  zu  er- 
reichen. Die  Division  mit  so  grossen  Zahlen  als  diejenigen,  mit  welchen 
wir  es  bei  diesem  Gegenstande  zu  thun  haben ,  wird  jedenfalls  am 
schnellsten  mit  Hülfe  der  Logarithmen  ausgeführt;  wir  werden  daher 
ohnedies  die  Logarithmentafeln  zur  Hand  nehmen ;  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  wir  die  Division  durch  die  Anzahl  der  Jahre  (i)  direct 
ausführen,  haben  wir  zwei  Logarithmen  aufzuschlagen  und  zu  einem 
Logarithmus  die  zugehörige  Zahl  zu  suchen,  wir  mögen  nun  nach  For- 
mel (2)  oder  (3)  rechnen ;  im  ersteren  Falle  kommt  aber  noch  eine 
Addition  und  eine  Subtraction  hinzu,  welche  wir  im  zweiten  Falle  er- 
sparen. Uebrigens  ist  es  sehr  zweifelhaft,  ob  Moreau  de  Jonnes 
die  vorstehenden ,  zur  Rechtfertigung  seines  Verfahrens  dienenden  Be- 
trachtungen mathematischer  Natur  wirklich  angestellt  hat;  nach  der 
Art  und  Weise  zu  schliessen ,  wie  er  die  Bevölkerungszunahme  der 
alten  Juden  während  ihres  Aufenthaltes  in  Aegypten  berechnet,  scheint 
dies  nicht  der  Fall  gewesen  zu  sein.  Es  ist  leicht  vorauszusehen,  dass 
jene  Näherungsformeln  auf  die  grössten  Abweichungen  führen  werden, 
wenn  wir  den  extremen  Fall  betrachten,  wo  eine  aus  wenigen  Individuen 
bestehende  Familie  während  des  fraglichen  Zeitraumes  zu  einem  zahl- 
reichen Volke  angewachsen  ist,  es  sinkt  dann  in  der  Formel 

i      Pi  +  Po 

XIV.  13 
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(li(;   ;iiiriiii;;li(lie  Hcvölkcniii;,'  p,,   zu   einer  ^'('freii    y,  vorschwiiKleiid  klei- 
nen Grösse  lieral).  und   es  verwandelt  sich  erstere  in 

2 

/.  :=  - 

I 

(l.  i.  eine  (jlleiclmn^,  aus  welcher  die  seliliessliche  Pie\(dkerung  pi   gänz- 
licii  eliminirt  ist! 

Der  X'erfasser  scheint  alleidinjfs  f^eiuliR  zu  haben  .  dass  das  vun 
ihm  in  analogen  Fällen  angewendete  Verfahren  hier  nicht  recht  an- 
wendbar i.>t;  er  sieht  sicli  dadurch  veranlasst,  dasselbe  diesmal  /u 
modificiren.  aber  in  einer  Weise,  dass  er  den  Fehler,  anstatt  ihn  zu 
verbessern,  noch  beträchtlich  vergrösscrt.  Er  bringt  nämlich  in  diesem 
Falle  nicht  wie  gewöhnlich  den  unterschied  zwischen  der  schliessliclun 
und  anfängliclien  Bevölkerungszahl,  sondern  den  Unterschied  zwi- 
schen der  schliesslichen  und  der  mittleren  Bevölkerungszahl  als  Ge- 
sammtzuwachs  in  Rechnung.  Die  Juden  zählten  bei  ihrem  Auszuge  aus 
Aegypten  l'/z  Million  Köpfe ;  die  mittlere  Bevölkerungszahl  betrug  mit- 
hin in  runder  Summe  750,000,  und  der  in  obiger  Weise  berechnete 
Gesammtzuwachs  natürlich  ebenfalls  750,000,  während  sich  die  Anzahl 
der  Jahre  i,  welche  sie  in  Aegyi)ten  zugebracht  hatten,  auf  43G  belief. 
Ohne  zu  bemerken,  dass,  zu  welcher  Höhe  auch  die  Bevölkerung  der 
Juden  angewachsen  sein  mochte,  sein  sehr  wenig  rationelles  Rechnungs- 
verfahren stets  zu  dem  Resultat 

—  ^  ~  J, 
^~'i  ~  430 

führen   musste,   fügt   Moreau   de  Jonnes^)    die   Bemerkung   hinzu: 

»C'est   un  terrae  dont  la  connaissance  est  fort  importante  ä  Tetude  de 

la  race  humaine ;  car  il  prouve  que  les  choses  se  passaient  alors  cumme 

actuellement,  et  qu'une  eflrayante  accumulation  de  3978  ans  n'y  a  ricn 

change   absolument.«     unter  Zugruudlegung    der    von    dem   Verfasser 

gleichzeitig   gemachten    Angaben ,    dass    die  Juden   als   eine    70   Köpfe 

starke  Faniilie  in  Aegypten   eingewandert   sind ,   berechnet  sich    deren 

jährliche   mittlere  Bevölkerungszunahme   wohl    zehnmal   so   gross  als 

sie  M.  de  J.  findet,  nämlich  aus 

,       ,,    ,     ,       log.  1500000— log.  70 
log.(l  +  z)z=     «---     ^ 

erhält  man 

z  =  0,02340..  =j2.46- 


7)  Slalistique  des  peuples  de  Tantiquite  ;  tome  I  page  107. 
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Nehmen  wir  an ,  dass  die  gegenwärtige  Bevölkerung  der  Erde 
von  einem  einzigen  Paare  abstammt,  welches  vor  GOOO  Jahren  gelebt 
hat,  so  lässt  sich,  ohne  die  Höhe  dieser  Bevölkerungszahl  auch  nur 
annähernd  zu  kennen,  leicht  übersehen,  dass  der  Verfasser  der  Sta- 
tistique  des  peuples  de  Tantiquite  nach  seiner  Methode  die  jährliche 
relative    Bevölkerungszunahme    im    Mittel    aller  Zeiten 

und  Länder  gleich   p^inn  S^funden    haben    würde;     dagegen    ergiebt 

sich,  die  Zahl  der  auf  unserer  Erde  lebenden  Menschen  zu  1200  Mil- 
lionen angenommen,  mit  Hülfe  der  Formel  (3)  für  diesen  P^all 

loa-,  eoo'oooooo 

z  =  num.  log.      ^     QQÖÖ ^  ~  0,0033744 

oder  etwas  mehr  als  '/s  Pi'ocent.  Die  entsprechende  Periode  der 
Verdoppelung,  auf  welche  die  Statistiker  ein  besonderes  Gewicht  zu 
legen  pflegen,  erhält  man  nach  der  Foi'mel 

,  _      log-  2       _       0,3010300 

''"~k)g:7r4-z)  —  iog.vuig.(i+z)  •  •  •  w 

gleich  205^4  Jahre  :  die  Zahl  der  Juden  aber  hat  sich  während  ihres 
Aufenthaltes  in  Aeg}i)ten  in  Zeiträumen  von  durchschnittlich  nicht 
ganz  30  Jahren  verdoppelt. 

Ein  drittes  Beispiel  endlich  für  die  Berechnung  und  Anwendung 
von  Mittelwerthen  wollen  wir  der  Meteorologie  entlehnen.  Man  ist 
neuerlich  von  verschiedenen  Seiten  bemüht  gewesen ,  die  nicht  zu  ver- 
kennenden Beziehungen  zwischen  d  e  r  T  e  m  p  e  r  a  t  u  r  u  n  d  E  n  t  - 
Wicklung  der  Pflanzen  durch  eine  mathematische  Formel  aus- 
zudrücken. Boussingault  stellt  in  dieser  Beziehung  den  Satz  auf.  dass 
die  Summe  der  täglichen  Wärmemittel,  vom  Erwachen  der 
Vegetation  im  Frühling  bis  zu  einer  gewissen  Entwicklungsstufe  ge- 
rechnet, für  jede  Pflanzenart  eine  Consta nte  Grösse  sei.  während 
Quetelet  dasselbe  von  der  Summe  der  Quadrate  jener  Wärme- 
raittel  behauptet;  von  Beiden  sind  nicht  zu  verwerfende  Belege  in 
der  Form  zahlreicher  Beobachtungen  für  ihre  Behauptungen  beigebracht 
worden ;  Andere  haben  noch  verschiedene  weitere,  von  den  obigen  mehr 
oder  weniger  abweichende  Ansichten  ausgesprochen.  Ohne  auf  diese, 
in  vieler  Beziehung  interessante  Frage  hier  näher  einzugchen,  will  ich 
nur  beiläufig  bemei'ken,  wie  die  Divergenz  zwischen  Boussingault 
und  Quetelet  vielleicht  darin  ihre  Erklärung  findet,  dass  Ersterer 
vorzugsweise  auf  die  lleife  der  Samen,  Letzterer  auf  die  Entwicklung 
der   Blüthe   sein    Augenmerk   gerichtet    hat     Adoptiren    wir   aber  das 

13* 


02 
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Q 11  H tele t 'sehe  Prinrip,  uiul  sehen  es  mit  dem  berühmten  Brüsseler 
Astnniomen  als  ein  NaturKfisetz ,  oder  weni^'stens  als  den  «renühcrten 
Ausdruck  eines  solchen  an.  dass  die  Kntwicklunj/  der  Ptianzen  niciit 
eildach  der  herrschenden  Teniix'iatur,  sondern  ihrem  (Quadrate  pro- 
])ortioiial  fortschreitet,  so  scheint  es  nicht  ganz  conseqnent.  wenn  wir 
uns  bei  den  zu  diesem  Beluife  anzustellenden  Rechnungen  der  in  der 
gewöhnlichen  Weise  festgestellten  täglichen  Wärmcmittel  bedienen. 
Dieses  Mittel  kann  als  die  Höhe  AH  (Fig.  1;  eines  Rechteckes  ARQR 
angesehen  werden ,  welches  mit  der  von  den  drei  Geraden  LA,  AR. 
RP  und  der  Curve  LMNOP  eingeschlossenen  Figur  die  gleiche  Basis 
und  gleichen  Flächeninhalt  hat.  wobei  wir  uns  die  bezeichnete  Curve 
in  der  Weise  entstanden  zu  denken  haben,  dass  in  den  Fndpunkten 
der  von  A  nach  R  gezählten  und  der  Zeit  proportionalen  Abscissen 
senkrechte  Ordinaten  errichtet  worden  seien,  welche  die  zu  den  be- 
treffenden Zeiten  beobachteten  Thermometerangaben  nach  einem  be- 
liebigen  Maassstabe   darstellen. 

Figur  1. 


K   l 


A  y 


Der  Flächeninhalt  derselben ,  auf  den  Zeitraum  eines  Tages  bezüg- 
lichen Figur  drückt  nun  nach  der  Theorie  von  Boussingault 
gleichzeitig  sowohl  die  Wärmemenge  aus ,  welche  der  Vegetation  wäh- 
rend des  betreffenden  Tages  zu  gut  gekommen  ist,  als  auch  die 
Fortschritte,  welche  die  Entwicklung  der  Pflanzen  inzwischen  ge- 
macht hat;  beide  Grössen  dürfen  wir  aber  nicht  mehr  als  propor- 
tional gelten  lassen,  sobald  wir  die  Ansicht  von  Quetelet  hierüber 
theilen;  die  Voraussetzung,  dass  die  Vegetation  an  allen  Tagen,  wo 
sich  eine  und  dieselbe  mittlere  Temperatur,  in  dem  gewöhnlichen  Sinne 
des  Wortes  genommen,  herausstellt,  auch  gleich  grosse  Fortschritte 
machen  werde,  ist  dann  nicht  mehr  statthaft.  So  lange  das  Minimum 
der  an  einem  Tage  vorgekommenen  Temperaturen  nicht  unter  eine 
gewisse  Grenze  sinkt,  bei  welcher  die  Pflanze  geradezu  leidet  und  be- 


Ueber  die  Berechnung  der  sogenannten  Mittel  u.   s.  w. 


193 


reits  gebildete  Organe  wieder  gestört  werden,  ist  vielmehr  — das  Qu e- 
telet'sche  Princip  als  richtig  vorausgesetzt  —  eine  um  so  raschere 
Entwicklung  der  Pflanzen  zu  erwarten ,  je  grösser  der  Unterschied 
zwischen  dem  Maxinniiii  und  Minimum  der  Temperatur  an  einem  Tage 
ausfällt.  Ist  das  fragliche  Gesetz  wirklich  dasjenige,  nach  welchem 
die  Entwicklung  der  Pflanzen  erfolgt,  so  wird  es  sich  nicht  nur  in 
längeren  Perioden,  sondern  auch  in  kürzeren  Abschnitten,  ja  in  jedem 
noch  so  kleinen  Bruchtheil  eines  Tages  geltend  machen.  Obschon  die 
obige  bildliche  Darstellung  hierauf  nicht  passt,  so  lässt  sich  die  von 
Quetelet  aufgestellte  Beziehung  zwischen  der  Wärme  und  den  Fort- 
schritten der  Vegetation  doch  ebenfalls  durch  ein,  den  veränderten 
Umständen  angepasstes,  graphisches  Verfahren  ausdrücken.  Es  bedarf 
hierzu  weiter  nichts  als,  dass  wir  die  vorhin  benutzten  rechtwinkligen 
Parallelcoordinaten  durch  sogenannte  P o  1  a r c o o r d i n a t e n  er- 
setzen. Theilen  wir  nämlich  die  Peripherie  des  Kreises  in  beliebig 
viele  —  etwa  den  24  Stunden  des  Tages  entsprechend  in  24  —  gleiche 
Theile,  schneiden  auf  den  nach  den  Theilungspunkten  gezogenen  Ra- 
dien vom  Mittelpunkt  C  (Fig.  2)  aus,  Stücke  GL,  LM  u.  s.  w.  ab, 
welche  den  jedesmaligen  Temperaturen  proportional  sind ,  und  ziehen 
die   Gurve   LMNO, 


so  ist  die  von  derselben  eingeschlossene  Fläche  das  Maass  für 
die  Entwicklung  der  Vegetation  während  des  betreffenden  Tages,  denn 
wählen  wir  zwei  beliebige  Elemente  (Gum  und  Crs)  dieser  Fläche, 
welche  gleichen,    aber    so    kleinen   Zeitintervallen    entsprechen,    dass 
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während  dersolboii  l<(!iiH:  lucrklifhc  'l'ciiiix'ialiiriiiKlcrmi;^  eintritt,  so 
verhalten  sich  (licsrll'cn  in  dci-  That .  wie  die  (,)nadiat('  (h-r  zu- 
gehörii^en  Teinjtcialui'cn .  wühicnd  die  analoiicn  I'.lcincnfc  (khnn  nnd 
pysr  V'v^.  1)  l»ei  der  ci'stint'n  l>ar>t('lhin^.s\v('ise  einlach  (h-n  'I'enipera- 
turen  selbst  proixntional  sind.  l'Va^^cn  wir  nun  mich  derjeni;;en  con- 
stantcn  'i"eini»eiatui' .  welche,  wenn  sie  gl  eich  massig'  den  iian/AMi  Taj^ 
hindurch  j^eherrscht  hätte,  die  \'ej;etation  in  deiselhen  Weise  j/ef<trdert 
haben  würde,  als  es  die  wechselnden  'reinperatuien  wirklich  Methan 
haben,  so  erhalten  wir  als  niitllere  Temperatur  im  Sinne  des 
Qu  et  el  et 'sehen  Gesetzes  offenbar  den  Kadius  (CK  Fig.  2)  eines 
Kreises,  welcher  mit  der  von  der  Temperaturcurve  LMNO  eingeschlossenen 
Figur  gleichen  Flächeninhalt  besitzt.  Es  lässt  sich  leicht  nachweisen, 
dass  diese  mittlere  Temperatur  stets  grösser  ausfallen  nmss  als  das 
gewöhnliche  arithmetische  Mittel. 

Denken  wir  uns,  dass  der  bewegliche  Punkt  m  (Fig.  2)  im  Laufe 
eines  Tages  die  Curve  LMNO  beschreibt,  so  dass  derselbe  nach  Ver- 
lauf von  24  Stunden,  wenn  auch  nicht  gerad  wieder  im  Punkte  L  an- 
langt, doch  die  Gerade  GL  von  Neuem  schneidet ;  bezeichnen  wir  fer- 
ner den  der  augenblicklichen  Temperatur  proportionalen  Radius  vector 
Cm  durch  q  und  den  der  vertiossenen  Zeit  proportional  wachsenden 
Winkel  LCm  durch  <p ,  so  haben  wir  zur  Berechnung  des  gesuchten 
Mittelwerthes  die  Gleichung 

l    I  g^öcp  =  nY^.  .  .  .  (7). 
^   j  0 

Die  hier  angedeutete  Integration  lässt  sich  natürlich  nur  ausführen, 
wenn  die  z^Yischen  dem  Puidius  vector  q  und  dem  Winkel  qi,  d.  h. 
zwischen  Temperatur  und  Zeit  bestehende  Relation  bekannt  ist.  Da 
sich  nun,  wie  man  gefunden  hat^j,  diese  Relation  am  besten  durch 
eine  Gleichung   von  der  Form 

(>  :=  ^  -f-  Ui  sin  ((f,  -1-  vt )  -|-  Uj  sin  ( 2(/  +  "^ ' 
+  U3sin(3^ -|-''3)+  •  •  •  • 
ausdrücken  lässt.  wobei 


8)  Siehe:  Kämtz,  Lehrbucli  der  Meteorologie,  Band  l  Seile  66. 
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die  mittlere  Temperatur  des  Tages  in  dem  gewöhnlichen 
Sinne  des  Wortes  bedeutet,  so  ergiebt  sich  dasjenige  Wärme- 
niittel,  von  welchem  Gebrauch  zu  machen  ist,  wenn  man 
die  von   Q  u  e  t  e  1  e  t  aufgestellte  Hypothese  a  n  n  i  m  m  t , 

Die  Construction  eines  Apparates,  welcher  die  gewünschte  Tem- 
peraturcurve  selbst  zeichnet,  würde  bei  den  gewählten  Polarcoordinaten 
keine  grösseren  Schwierigkeiten  haben ,  als  bei  den  sonst  üblichen  Pa- 
rallelcoordinaten ;  mit  Hilfe  eines  der  unter  dem  Namen  Planimeter 
bekannten  Instrumente  liesse  sich  dann  der  fragliche  Flächeninhalt  fest- 
stellen und  hieraus  der  Halbmesser  r  leicht  berechnen. 

Eine  andere  Methode,  um  zu  dem  gesuchten  Wärmemittel  zu  ge- 
langen, besteht  bekanntlich  in  der  Combination  der  Resultate ,  welche 
einige  wenige,  zu  passend  gewählten  Stunden  angestellte  Beobachtungen 
geliefert  haben.  Dieses  Verfahren  ist  auf  das  neue  Wärmemittel  eben- 
falls anwendbar;  es  sind  jedoch  dann  andere  Beobachtungsstunden  zu 
wählen.  Wie  gesagt  ist  das  neue  Wärmemittel  (r)  stets  grösser  als 
das  alte(i!/);  ziehen  wir  nun  zwei  Kreise  mit  den  Kadien  CD  :rz  ^  und 
CErr:^,  SO  wird  der  letztere  Kreis  die  Temperaturcurve  LMNO  in 
zwei  Punkten  schneiden ,  welche  dem  täglichen  Maximum  der  Wärme 
näher  liegen,  als  die  Durchschnittspunkte  derselben  Curve  und  des  mit 
dem  Radius  CD  beschriebeneu  Kreises,  d.  h.  mit  andern  Worten:  am 
Vormittag  tritt  zuerst  ein  Zeitpunkt  ein ,  wo  die  augenblickliche  Tem- 
peratur dem  arithmetischen  Wärmemittel  des  Tages  gleichkommt;  in- 
dem erstere  fortwährend  steigt,  erreicht  sie  etwas  später  das  Wärme- 
mittel im  Sinne  der  Quetele tischen  Theorie;  am  Nachmittag  geht 
umgekehrt  der  Zeitpunkt,  wo  die  Temperatur  mit  dem  letzteren  Mittel 
übereinstimmt,  demjenigen  voraus,  wo  das  Thermometer  das  arithme- 
tische Wärmemittel  zeigt.  Wollte  man,  um  den  einen  oder  den  andern 
der  beiden  Mittelwerthe  zu  erhalten,  seine  Beobachtungen  zu  den  bei- 
den Zeitpunkten  selbst  anstellen ,  wo  die  gedachte  Uebereinstimmung 
stattfindet,  so  würde  dies  den  Uebelstand  haben,  dass  die  Beobachtungs- 
stunden mit  den  Jahreszeiten  wechseln ;  jedenfalls  aber  darf  der  her- 
vorgehobene Umstand  bei  der  Wahl  dieser  Beobachtungsstunden  nicht 
unbeachtet  bleiben,  wenn  es  uns  darum  zu  thun  ist,  die  Que  tele t 'sehe 
Hypothese  auf  dem  Wege  der  Beobachtung  einer  Prüfung  zu  unter- 
werfen, und  es  sich  mithin  nicht  um  das  gewöhnliche,  sondern  um  das 
vorstehend  besprochene  Wärmemittel  handelt. 


Njiti()iiJilöl«)ii()iiiis('li('  (ios('tz.ti'olniii^'. 


Oesteix,  bctrcfroiid  dir  lI»iiiioversclic  liandes-Hredifanntjklt*). 

Vom  25.  Dezember  1869. 

§.  1.  Mit  (lern  1.  Jaiiiiur  1^70  srclicn  die  <,'^esainmUMi  Kcclilf  ihm]  Ver- 
hindliclikeitcn  des  Staates  liinsiclitiich  der  durch  das  liaiiiioverächo  Gesetz 
vom  18.  Juni  1842  geüiiindclen  I.aiides-Kredifanslall  zu  Hannover  mit  Fin- 
sehliiss  der  etwaigen  Anspriielu'  der  Staatskasse  auf  den  Reservefonds  (§.  .")5 
der  Statuten)  aul'  den  durcli  die  Verordnung  vom  22.  Auüu.st  1667  fGeselz- 
Samml.  S.  1349)  gebildeten  provinzialstandisciieu  Verband  der  Provinz  Han- 
nover über. 

Von  diesem  Zeitpunkte  ab  wird  die  l.andes-Kreditanstalt  als  eine  ständi- 
sche Anstalt  unter  Aufsiebt  und  uacii  den  Beschlüssen  des  Provinzial-Laudtages 
verwaltet. 

Die  Beamten  der  Landes-Kredilanstalt  übernimmt  der  provinzialständische 
Verband  mit  denselben  Rechten  und  rflicbtcn,  unter  welchen  sie  angestellt 
sind,  ihre  Besoldungen,  sowie  die  Pensionen  der  in  den  Ruliestand  tretenden 
oder  bereits  getretenen  Beamten  werden  nach  wie  vor  aus  dem  Fonds  der 
Anstalt  entrichtet. 

§.  2.  Die  im  §.  56  der  Statuten  der  Landes-Kreditanstalt  festgestellte 
Garantie  dauert  für  die  gegenwärtigen  und  künftigen  Verpflichtungen  der 
Anstalt  in  der  bisherigen  Höhe  von  500,000  Tlilr.  in  nachfolgender  Weise  fort. 

Für  die  zur  Zeit  des  Uebergangs  der  i.andes-Kreditanstalt  an  den  provinzial- 
ständischen  Verband  bestehenden  N'erbindlicbkeiten  bleibt  die  Staatskasse  bis 
zur  Summe  von  500,000  Thlr.  in  Gemässheit  des  §.  56  der  Statuten  der 
Hannoverschen  Landes-Kreditanstalt  vom  18.  Juni  1842  verhaftet;  der  provinzial- 
ständische Verband  übernimmt  jedocli  die  Vertretung  der  Staatskasse  für  alle 
aus  dieser  Verhaftung  herzuleitenden  Ansprüche  und  ist  verbunden  .  bis  zum 
31.  Dezember  187JI  die  Staatskasse  vollständig  ausser  Verbindlichkeit  zu 
setzen,  oder  durch  Deposition  einer  haaren  Summe  von  500.000  Thlr.  oder 
von  preussischen  diesen  Betrag  deckenden  Staatspapieren  bei  der  Staatskasse 
dieselbe  derart  sicher  zu   stellen ,  dass,  im  Fall   die   Staatskasse  zu   Zahlungen 

*)  Die  hcnstiiende  Anlipothic  gegen  sogenannte  Staatshüife  auf  wirtlischafllicheni 
Gebirle  iial,  in  Deiitsdiland  ein  ungereihltVrligles  Voiurlheil  gegen  staaflitlie  hypo- 
tliekarisolie  Credilanstaiten  erzeugt,  trotzdem,  dass  diese  jXnslalten  überall  wo  sie 
für  kleine  polilisclie  Gebiete  bis  jel/,t  best.milen,  nur  segensreicli  gewiikt  liaben. 
Wir  liabeii  uns  deshalb  schon  ntehrfacii  mit  der  Gesoliirlile  dieser  Anstalten  beschäf- 
tigt und  llieilen  jetzt  aucli  die  neuen  gesetzlichen  Bestinmiungen  mit,  welche  für 
dieselben  in  den  anneitirten  Provinzen  Preussens  von  nun  an  gelten.  Wären  in 
jeder  preu?sis:rlien  Provinz  ähnlirhe  Anstalten  mrlianden  gewesen,  so  würde 
schwerlich   von  einer  hypotliekarisclun  Credilnolli  die  Rede  sein. 
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veranlasst  werden  möchte,  dieselbe  befugt  ist,  diese  Summe  ohne  Weiteres 
aus   dem    deponirten   Betrage  zu   entnehmen. 

Für  die  Erfüllung  derjenigen  Verpflichtuniien,  welche  nach  dem  1.  Januar 
1870  entstehen,  übernimmt  der  provinzialständische  Verband  allein  diese 
Garantie.      Eine  Verhaftung  der  Staatskasse   findet  nicht  statt. 

Diese  ständische  Garantie  niuss  in  den  vom  1.  Januar  1870  auszugebenden 
Schuldverschreibungen   der  Landcs-Kreditanstalt  ausdrücklich   erv'iälint  werden. 

Die  durch  §.  56  der  gedachten  Statuten  begründete  Verpflichtung  des 
Staats,  der  Landes-Kredilanstalt  Vorschüsse  bis  zur  Höhe  von  100,000  Thir. 
zu  gewähren,  findet  vom  I.  Januar  1870  ab  nicht  ferner  statt,  die  Anstalt 
hat  vielmehr  die  erforderlichen  Betriebsmittel,  soweit  die  von  ihren  Schuldnern 
zu  leistenden  Rückzahlungen,  sowie  die  Belegungen  von  gerichtlichen  Deposital- 
geldern  hierzu  nicht  ausreichen,  vorbehaltlich  der  künftig  an  Stelle  des  Staats 
von  den  Provinzialständen  bis  zur  Höhe  von  100,000  Thlr.  in  Nothfällen  zu 
gewährenden  Vorschüsse  (§.  56  der  Statuten)  lediglich  durch  Aufnahme  verzins- 
licher Darleline  zu   beschaffen. 

§.  3.  Die  Forderungen,  welche  der  Staatskasse  aus  etwa  geleisteten 
Vorschüssen  am  1.  Januar  1870  gegen  die  Landes -Kreditanstalt  zustehen, 
müssen  derselben  bis  zum  31.  Dezember  dieses  Jahres  nebst  4  pCt.  Zinsen 
zurückgezahlt  werden. 

§.  4.  Die  Verpflichtung  der  Gerichte ,  die  disponiblen  Depositalgelder 
bei  der  Landes- Kreditanstalt  zu  belegen,  hört  mit  dem  1.   Januar  1870  auf. 

Die  Verbindlichkeit  der  Ansialt,  diese  Gelder  unter  den  bisherigen  Be- 
dingungen  annehmen  zu  müssen,   wird  hierdurch  nicht  berührt. 

§.  5.  Mit  demselben  Zeitpunkte  erlischt  die  Befugniss  und  die  Ver- 
pflichtung der  Anstalt,  Darlehne  zur  Ablösung  von  grund-  und  gutsherrlichen 
Lasten  u.  s.  w.  in  Gemässheit  des  §.  2,  Nr.  1  der  Statuten  vom  18.  Juni 
1842  zu  gewähren;  dagegen  wird  ihr  vom  1.  Januar  1870  ab  das  Recht 
beigelegt,  alle  Güter,  Höfe  und  Grundstücke  zu  beleihen,  ohne  Unterschied, 
ob  dieselben  bei  den  in  der  Provinz  Hannover  sonst  bestehenden  Kredit- 
instituten  aufnahmefähig  sind  oder  nicht. 

Die  Vorschriften  des  §.  21,  Nr.  1  der  Statuten  vom  18.  Juni  1842 
und    des  §.    1    des   Gesetzes  vom   9.  Juni   1848  treten   hiernach  ausser   Kraft. 

§.  6.  Unter  Abänderung  der  Vorschriften  des  §.  29  der  Statuten  vom 
18.  Juni  1842  und  des  §.  2  des  Gesetzes  vom  9.  Juni  1848  wird  die  Direktion 
der  Landes-Krcditaiistalt  ermächtigt,  von  einem  von  ihr  zu  bestimmenden 
Zeitpunkte  ab  die  jährlichen  Beiträge  der  jetzigen  und  künftigen  Schuldner 
der  Anstalt  allgemein  bis  auf  4^/^  Prozent,  oder  auch  über  diesen  Satz  hinaus 
der  Art  zu  erhöhen,  dass  durch  dieselben  gedeckt  werden:  1)  die  Zinsen 
des  bewilligten  Darlehns  nach  dem  Durchschnittsprozentsalz  der  Zinsen,  welche 
die  Anstalt  im  nächstvorhergegangenen  Jahre  ihren  Gläubigern  hat  entrichten 
müssen;  2)  die  Beiträge  zu  den  Administrationskosten  mit  ^12  Pi'ozent  und 
zu  dem  Re>ervelonds  mit  '/j|2  Prozent  jedes  bewilligten  Darlehns ;  3)  die  Bei- 
träge  zu  dem   Tilgungsfonds   mit   '/j  l'i'ozenl  von  jedem   bewilligten  Darlehne. 

Wegen  dieser  erhöhten  Beiträge  soll  die  Landcs-Kreditanstalt  dieselbe 
Sicherheit  geniessen ,  welche  ihr  für  die    ursprünglichen   Beiträge  zustand. 

Jede  Aenderung  dieser  Art  daif  von  der  Direktion  der  Anstalt  nur  ver- 
fügt werden,  ^^enn  sie  von  den  Provinzialständen  oder  dem  Vervvallungs- 
ausschusse    derselben    beschlossen    worden    ist    und  dieser  Beschluss  die  Ge- 
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ii(lmii<:iint;  iIcs  Ohcr-I  riisMiciiltii  der  Iioniii/.  er  ImiIIcii  IiüI.  Sc  \-[  in  di'm 
Aiiil.^lilullr  (Irr  l'rovin/,  lliiiiiinvn  iM-kiiiiiiiil  /.ii  iiiiirlieii ,  iiml  uinl  fiir  die 
Ijcreits  \  (irliiiiuicricii  Diiilcliiic  mit  dini  /.woilcii,  iiiirdic  lickiniiilriiiK  Iiiiiilt  rolLrcndiMi 
ZiiiNli'iniiiic  wirksam,  l'iills  diocllx-ii  iiiclit  vor  diesem  ZfitpiinklL'  /.iir  Kiuk- 
/.aliliJii^  an  drniscllicn  \<)n  den  Scliiildnt'i-n  acknndi^l  und  spalcstnis  /.u  die«eni 
Zt'il|iinikt(!  auch  v.u\iu\igv7,u\\\\  worden  sind.  Die  Sliinilalionen  der  Scliuld- 
iirkiindcn  oder  sonsliffc  Vcral)!  fdninreii  schliesseri  diese  Knndii.' niiL'slierujfniss 
der   Sclinlditcr  nicht  ans. 

besondere  Ik'iiaeln  ieliliunnücii  an  di*-  einzelnen  Srlmldiier  nnd  ander- 
weile  ölVenl liehe  Hekannlniaeiinnf^en  hangen  von  dem   Krmessen  der  Direktion  ah. 

§.  7.  Aus  den  Ueilräaen  der  Seliuhiner,  weiche  die  Anstalt  he/.iehl, 
sind  die  Zinsen  ,  welche  sie  ihrerseits  /,ii  entrichten  hat  ,  nnd  sämmtliche 
Verwaltungskosten  zu  hestreiten. 

Die  Uebersciiüsse  des  AdmiuislrHtion»ronds ,  die  hesonderen  Heitrage 
(§.  6),  sowie  die  ausserordentlichen  üiiinahmen  fliessen  in  den  KeserveftMids, 
welcher  mindestens  bis  zur  Höhe  von  liinf  Trozent  der  Verbindlichkeiten  der 
Anstalt  zu  hrinnen  ist,  und  welcher  dazu  dient,  etwa  riickständiire  .Amortisations- 
beilriige,    Zinsen    und  Koston  vorznschiessen ,  und   etwaige  Aust'alle   zu   decken. 

Dieser  Fonds,  welchem,  bis  er  diese  Höhe  erreicht  hat,  seine  eitrnen 
Zinsen  zuwachsen,  darf  nur  in  verzinslichen  preussischen  Staats-  oder  vom 
preussischen  Staate  garantirten  Papieren,  in  verzinslichen  Papieren  des  iNord- 
deutschen  Bundes,  in  Schuldverschreibungen  der  Landes  -  Kreditanstalt ,  in 
verzinslichen  Schuldverschreibungen  der  Provinzialstände,  der  ritterschaftlichen 
Kreditinstitute  der  Provinz  Hannover  nnd  in  Pfandbriefen  der  in  l'reussen 
bestehenden    Landschaften    heleiit   werden. 

§.  8.  In  derselben  Weise  ist  die  Direktion  ermächtigt,  diejenigen  Gelder 
zeitweilig  zu  belegen,  welche  zwar  nicht  dem  Reservefonds  angehören,  deren 
Verwendung  aber  nicht  nahe  bevorsteht.  Auch  ist  sie  befugt,  die  §.  7  be- 
zeichneten Papiere  und  solche  Papiere,  welche  bei  der  Preussischen  Bank 
und  deren  Konimanditen  die  Beleihungslahigkeit  haben,  mit  diesen  Geldern, 
allenfalls  gegen  Hinterlegung  von  Wechseln,  und  der  Regel  nach  auf  drei 
Monate  und  mit  einem  Abschlage  von  mindestens  zehn  Prozent  des  Cours- 
\\erthes,  jedoch  nie  über  den  Nominalwerlh  gegen  Verzinsung  zu  beleihen. 
Die   hierdurch   gewonnenen   Zinsen   fliessen   dem   Amortisationsfonds   zu. 

§.  9.  Die  Darlehne,  zu  deren  Gewährung  die  Landes-Kreditanstalt  in 
Gemässheit  des  §.  5  vom  1.  Januar  1870  ab  allein  befugt  ist,  dürfen  von 
diesem  Zeitpunkt  an  nur  unter  Innehallung  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes 
und  der  durch  dasselbe  nicht  aufgehobenen  Bestimmungen  der  Statuten  vom 
18.  Juni   1843   und   der  dieselben   ergänzenden   Gesetze  bewilliet  werden. 

§.  10.  Hypothekarische  Darlehne  können  nur  bewilligt  werden  auf  Grund- 
stücke ,  mit  Ausschluss  von  Bergwerks-Eigenthum ,  welche  in  der  Provinz 
Hannover  belegen  sind.  Sie  müssen  in  der  Regel  zur  ersten  Stelle  ein- 
getragen weVden  und  dürfen  die  Hälfte  des  Schätzungswerthes  nicht  über- 
steigen. 

§.  11.  Darlehne  an  Gemeinden,  Körperschaften  und  Verbände  (§.  1 
des  hannoverschen  Gesetzes  vom  12.  August  1846),  mit  Einschluss  der  Wege- 
verbände, sind  nur  zulässig,  wenn  dieselben  der  Provinz  Hannover  angehörig  sind. 

§.  12.  Die  Anstalt  ist  nur  befugt,  Darlehne  in  Courant  C§§-  10  und  11) 
und  gegen  Verzinsung  zu  gewähren. 
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Darlehne  iiitter  200  Tlilr.  werden  nicht  gewährt,  überschiessende  Be- 
trage  miissen   mit   50   abgernndet   werden. 

§.  13.  Für  die  Darlehne,  welche  die  Anstalt  in  Gemässheit  des  §.  2 
aufnimmt,  stellt  sie,  und  zwar  in  Höhe  von  50,  100,  200,  500,  1000 
und  5000  Thir.  auf  jeden  Inhaber  oder  nach  dem  Verlangen  des  Darleihers 
auf  den  Namen  desselben  lautende  Schuldurkunden  nach  dem  beigefügten 
Formulare  A.  oder  A.  1  in  Courant  aus.  Dieselben  werden  mit  Zins-Coupons 
auf  höchstens  fünf  Jahre  noch  dem  Formulare  B.  und  mit  einem  Talon  zur 
Erhebung  der  neuen  Coupon-Serie  versehen  (Formular  C).  Diese  Urkunden 
geniessen   bis   zur  anderweiten  gesetzlichen   Regelung  die   Stempelfreiheit. 

§.  14.  Die  Zinsen  werden  gegen  Einreichung  der  fälligen  Coupons 
nach  Verabredung  entweder  jährlich  am  2.  Januar  oder  am  1.  Juli,  oder 
halbjährlich  am  2.  Januar  und  am  1.  Juli  bezahlt.  Bei  welchen  Kassen, 
ausser  der  Haupikasse  und  den  Nebenkassen  der  Landes-Kredit-Anstalt ,  die 
Einlösung    der  Coupons   erfolgt,    hängt  von   dem  Ermessen   der  Direktion  ab. 

§.  15.  Die  Mortilikation  der  Schuldverschreibungen  erfolgt  nach  den 
vor  dem  Erlasse  des  Gesetzes  vom  29.  Februar  1868  (Gesetz-Samml.  S.  169) 
gültig  gewesenen  Vorschriften  über  die  Mortilikation  der  hannoverschen  Landes- 
Obligationen,  eine  Mortifikation  der  Zinscoupons  und  Talons  ist  nur  in  Ver- 
bindung mit  der  Schuldurkunde  selbst  zulässig.  Die  ersteren  verjähren  zu 
Gunsten  des  Reservefonds  der  Landes-Kreditkasse  nach  Ablauf  von  vier  Jahren, 
von  dem  letzten  Tage  des  Jahres  an  gerechnet,  in  welchem  sie  fällig  ge- 
worden sind.  Kann  der  Talon  nicht  vorgelegt  werden ,  so  ist  die  V^erab- 
folgung  der  neuen  Coupons-Serie  nur  statthaft  gegen  Vorlegung  der  be- 
treibenden  Schuldverschreibung. 

Streitigkeiten  zwischen  dem  Inhaber  des  Talons  und  dem  Inhaber  der 
Schuldverschreibung  entscheidet  der  Richter;  bis  zu  dieser  Entscheidung  werden 
die  Coupons  nicht  verabreicht. 

§.  16.  Die  Kündigulla-  der  Schuldverschreibungen  Seitens  der  Landes- 
Kreditanstalt  erfolgt  durch  Bekanntmachung  in  dem  Amtsblatt  der  Provinz 
Hannover. 

Diese  Bekanntmachung  ist  nur  dann  wirksam,  wenn  zwischen  dem  Tage 
ihrer  VeröHentlichung  und  dem  Tage,  an  welchem  die  Rückzahlung  erfolgen 
soll,  mindestens  ein  die  bedungene  Kündigungsfrist  umfassender  Zeitraum  liegt. 

Ausserdem  muss  sie  enthalten  die  Littera,  Nummer  und  den  Betrag  der 
gekündigten  Schuldverschreibung.  Bei  Kündigung  der  auf  Namen  lautenden 
Schuldverschreibungen  ist  neben  der  ötlentlichen  Bekanntmachung  eine  schrift- 
liche Benachrichtigung  an  den  in  den  Büchern  der  Anstalt  eingetragenen 
Gläubiger   nothwendig,   welche   durch   die   Post  zugefertigt  wird. 

§.  17.  Die  Kündiiiung  der  Schuldverschreibung  Seitens  des  Inhabers 
kann  nur  bei  der  Hauptkasse  der  Landes-Kreditanstalt  erfolgen.  Sie  ist  nur 
gültig,  wenn  mit  derselben  die  betrell'ende  Schuldverschreibung  vorgelegt 
wird  und   mindestens   die   bedungene  Kündigungsfrist  innegehalten  ist. 

Die  Legitimation  des  Präsentanten  einer  auf  Namen  ausgestellten  Schuld- 
verschreibung muss  der  Direktion  der  Anstalt  in  glaubhafter  Weise  geführt 
werden. 

Giebt  die  Kündigung  in  Gemässheit  dieser  Vorschriften  zu  Bedenken 
keinen  Anlass,   so  wird  die  Schiildverschreibuug    mit  dem  Kündigungsvermerke, 
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welcher  /.u$>:leicli  den  Tuir  dur  Hin  k/.itliliin  j  i  hIIkiIIch  miifs.  \<r.seliiii  iiml 
dem    l'riiseiilanten    zuritckjfOücibeii. 

§.  18.  I)i(!  trclvtiiidigtcii  ScIiiildserM  lirfiliiiiitreii  f§§.  I»)  und  17)  tniissen 
his  /.um  Kiic-k/.iililun^stairt;  jtn  ('i)iir-.faliii:;en  /usliuiilc  und  mit  den  an  dicüein 
Tai^c  iiDcli  niclil  fälligen  Cnii|)((ns  tiiigelielerl  wcrdi-n,  \vr)na(•ll^t  dann  die 
Zahlung  des  Kapilals  ^^ctien  (jniltuntr  des  Prasenlanten  aul'  der  Seliuld- 
verschrcihniig  uihI  zwar  hei  Schuldvcrsrlireihungen  auf  den  Inhalier  (»hne 
Prüfung"  seiner   Legitimation    eilolgl. 

Ist  die  Schiildverschreihnni;  nitlil  c  (uirsfühig,  s«  duiT  die  Zahlung  eist 
iiaeh  Beseili!.;uiig  des  Hindernisses  gclci>lel  werden.  Bis  zu  diesem  Zeil|uinkle 
bleibt   der  Betrag   hei   der   Kas^e  zinslos. 

Wird  die  Seliuldveisehrcihung  his  zum  Zahliingslage  nicht  eingereicht, 
oder  kann  sich  der  Priisenlanl  einer  aul  >anieu  lautenden  bis  zu  diesem  Tage 
nicht   legitimiren ,  so  hört   von   diesem  Tage  ah   die   Verzinsung  auf. 

Der  Betrag  der  fehlenden,  nicht  fälligen  Coupons  wird  jedenfalls  von 
der   Zahlungsvalula   in   Ahzug  gebracht. 

§.  19.  Die  ¥Au-  und  resp.  Hiicksendnng  der  Srhuldverschreihiiiigen, 
gleichviel  oh  zum  Behufe  der  Kiindigun.';  oder  zum  Zwecke  der  Biickzahlung, 
erfolgt  auf  Gefahr   und    Kosten   des   Gläul)i;;ers. 

§.  20.  Die  Stempelfreiheit  der  Ansialt,  soweit  sie  nicht  in  diesem 
Gesetze  ausdrücklich  anerkannt  ist,  und  die  l'ortofreiheit  derselben  erlischt 
mit  dem    1.   Januar   1870. 

§.  21.  Bis  zur  anderweiten  Organisation  der  Landes-Kredil-Anstalt  in 
Gemässheit  der  Beschlüsse  des  Provinzial-Landtages  (§.  1),  jedoch  höchstens 
bis  zum  1.  Januar  1872,  behält  es  bei  der  bisherigen  Funktion  der  mittel- 
baren und  unmittelbaren  Staatsbeamten  im  Interesse  der  Anstalt  sein  Bewenden. 
Ob  und  in  welchem  Umfange  diese  Beamten  von  da  ab  für  die  Kasse  mit- 
zuwirken haben,  hängt  von  der  Bestimmung  der  Königlichen  Slaatsregierung  ab. 

§.  22.  Die  Direktion  der  Landes-Kreditanstalt  ist  verpflichtet,  jedes 
Jahr  mindestens  einmal  den  Vermögenstand  des  Instituts  in  dem  Amtsblatte 
der  Provinz    Hannover   bekannt    zu   machen. 

§.  23.  Der  §.  42  der  Statuten  vom  18.  Juni  1842  wird  dahin  ge- 
ändert, dass  die  Beschwerde-Instanz  fortan  von  dem  ständischen  Verwaltungs- 
ausschusse, ui)d   in   eiligen  Fällen   von   dem   Landesdirektorium   gebildet  wird. 

§.  24.  In  dem  §.  58  der  gedachten  Statuten  tritt  die  Aenderung  ein, 
dass  fortan  bei  den  Ausfertigungen  der  Direktion  zwei  Unterschriften  der 
Mitglieder  derselben  nur  noch  erforderlich  sein  sollen:  1)  bei  den  Schuld- 
verschreibungen, den  Coupons  und  den  Talons,  2)  bei  den  in  Gemässheit 
des  §.   41   der   Statuten   auszustellenden   Ouitti'iffen. 

Die  in  den  bisherigen  Gesetzen  und  Verordnungen  u.  s.  w.  enthaltenen 
Vorschriften  über  die  Organisation  und  die  Geschäftsformen  der  Landes- 
Kreditanstalt  können,  unbeschadet  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  jederzeit 
mit  Genehmigung  des  Ober-Präsidenten  durch  den  Provinzial-Landtag  oder 
mit  dessen  Zustimmung  durch  den   Ausschuss   geändert  werden. 

Alle   diesem   Gesetz   entgegenstehenden   Bestimmungen  sind   aufgehoben. 
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II. 
CresetK,  betreffend  die  liandes-Kreditkns^e  in  Cassel. 

Vom  25.  Dezember  1869. 

§.  1.  Mit  dem  1.  Jaiuiur  1870  gelien  säiiiintliclie  Rechte  und  Ver- 
biiidliclikeiten  des  Staates  hinsichtlich  der  durch  das  kurhessische  Gesetz  vom 
23.  Juni  1832  errichteten  Landes-Kreditkasse  zu  Caivsel ,  vorbehaltlich  der 
Bestimnuuigen  im  i.  2  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  auf  den  kommiiiialständi- 
schen   Verband  des   Regierungsbezirks   Cassel   über. 

Von  diesem  Zeitpunkt  ab  wird  die  Landes-Kredilkasse  neben  Ausdehnung 
ihres  Geschäftsbereichs  auf  den  gesammten  Bezirk  der  Regierung  zu  Cassel 
als  eine  ständische  Anstalt  für  Rechnung  des  komniunalständischen  Verbandes 
unter  der  Oberaufsicht  des  Staates  und,  soweit  es  in  diesem  Gesetz  aus- 
drücklich vorgeschrieben  ist,  unter  Mitwirkung  der  Staatsbehörden,  im  Uebrigen 
aber  unter  Aufsicht  und  nach  den  Beschlüssen  des  Kommunal-Landtags  verwaltet. 

Die  Beamten  der  Landes-Kreditkasse  übernimmt  der  kommunalständische 
Verband;  ihre  Besoldungen,  sowie  die  Pensionen  in  den  Ruhestand  tretender 
Beamten  ,  werden   fortan   aus   dem  Fonds   der  Anstalt   entrichtet. 

§.  2.  Für  die  zur  Zeit  des  Ueberganges  der  Landes-Kreditkasse  an 
den  kommunalstäüdiNchen  Verband  bestehenden  Verbindlichkeiten  bleibt  die 
Staatskasse  verhaftet. 

Sollten  diese  Verbindlichkeiten  in  höherem  Betrage  geltend  gemacht 
werden,  als  die  Kapital-Rückzahlungen  und  Kapital-Abträge  auf  die  vor  dem 
1.  Januar  1870  bewilligten  Aktivdarlehne  ergeben,  auch  alle  bei  der  Landes- 
Kreditkasse  nach  Erfüllung  ihrer  sonstigen  Rechtsverbindlichkeiten  noch  ver- 
fügbaren neuen  Einzahlungen  zur  Deckung  dieser  übcrschiessenden  Rück- 
forderungen nicht  ausreichen  ,  so  hat  die  Staatskasse  auf  Grund  der  gc.etz- 
licben  Garantie  der  Landes-Kreditkasse  auf  Verlangen  den  erforderlichen  Vor- 
schuss  zu   leisten. 

Der  Kommunalverband  ist  zur  Rsickzahlung  dieses  Vorschusses  sammt 
Zinsen,  und  zwar  der  letzteren  zum  Fusse  der  getilgten  Schuldverschreibungen 
verbunden  ,  sobald  und  soweit  die  im  vorigen  Absatz  erwähnten  Kapital- 
Abträge  und  Rückzahlungen  den  Betrag  der  Rückforderungen  wieder  über- 
schreiten oder  die  neuen  Einzahlungen  bei  der  Landes-Kreditkasse  hierzu 
verfügbar  sind. 

Die  Zinsen  rückständiger  Vorschüsse  sind  der  Staatskasse  am  31.  De- 
zember jeden  Jahres   zu   zahlen. 

Auch  ist  der  Kommunalverband  verpflichtet,  zur  Deckung  eines  solchen 
Vorschusses  auf  Anfordern  des  Ober-Präsidenten  die  Kapital-Abträge  der  bis 
zum  1.  Januar  1870  bewilligten  Darlelnie  nach  Massgabe  des  §.  5  dieses 
Gesetzes  zu  erhöhen,  oder  aus  dem  Bestände  dieser  Darlehne  der  Staatskasse 
entsprechende  Forderungsbeträge  zurück  zu  überweisen  und  deren  Einziehung 
für  dieselbe  zu   bewirken. 

Jedenfalls  hat  der  kommunalständische  \'crband  die  Staatskasse  bis  zum 
1.  Januar  1895,  sowohl  wegen  des  etwa  geleisteten  Vorschusses  sammt 
Zinsen  vollständig  zu  befriedigen,  als  auch  bezüglich  ihrer  Garantie  überhaupt 
gänzlich   ausser  Verbindlichkeit  zu  setzen. 
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§.  .'i.  I'iir  die  Krriilliiii>4  duijcüiitfcn  Vt-rpllit  litiiiif^cii,  «elilic  iiacli  dem 
1.  .laniKir  187Ü  etitslulicii  ,  überiiimml  der  koiiiiniiriiilstütidisclie  Verhuiui  des 
Hetricruii^i.sbe/iirks  ("asscl  allein  die  (iiiniiilic ;  eine  Verhaltiiiitf  der  Stualskasse 
liiidt-l  iiiclil  stiitl.  Diese  stiiiidisclic  (iiiiiiiilit;  iiiiiss  in  den  vom  1.  Januar 
aiisziipf'hcnden  S(lMil(lv('r>(lircilMini.M-ii  der  Landes  -  Kredilkasse  ansdiiK  Klirli 
erwiilinl    werden. 

Auf  die  Alilierenin«^  von  Slaalsüeldern  und  auf  Zuselilisse  aus  dem  Slaals- 
vermoKen  (§§.  Ib  und  24  des  (ieselzes  vom  23.  Juni  1832)  hat  die  Landes- 
Krcdilkasse  ferneriiin   keinen  Anspruch. 

§.  1.  Das  Guthaben  der  Staatskasse  aus  den  in  (iemiisslieit  des  §.  18 
des  kurhessisehen  (iesetzes  vom  23.  Juni  1832  au  die  Landes-hreditkasse 
abfrecebeni  II  AhloMiiiffs-  und  Laudciiiialneldern  Itleihl  bis  zu  anderweiter 
geselzlielicr  Besliniinuntr,  und  zwar  zum  Zinslusse  von  4  pCt.,  bei  der  Landes- 
Kredilkasse  ani>elegl.  Ohne  besondere  ^'ereinharun^  mit  den  hommnnalslanden 
kann  jedoch  eine  Rückzahlung  dieser  Gelder  keinenlalls  zu  einem  höiicren 
Betrage  angeordnet  werden,  als  von  den  der  Landes-Kredilkasse  überlassenen 
Ablösungskapitalien  Seitens  der  Pllichtigen  wirklich  eingeffangen  isl.  Dieser 
Betrag  wird  nach  dem  Verhältnisse,  in  welchem  die  wirklichen  Einnahmen 
der  vorausgegangenen  Jahre  aus  A!)lösungskapilalicn  sich  auf  den  Laudemial- 
fonds  und  den  verbleibenden  Besland  des  Ablösungsfonds  verlheilen,  ermiltelt. 
Der  Zinsfuss  kann  nur  so  weit  erhöht  werden  ,  dass  der  Landes-Kreditkasse 
zur  Deckung  der  VcrwallungsUostcn  mindestens  ein  halbes  Prozent  von  dem- 
jenigen  Zinssatz  verbleibt,  welchen   sie  selbst  von   den   Pflichtigen  bezieht. 

§.  5.  Durch  Beschluss  des  Kommunal-Landtages  oder  des  Ausschusses 
desselben  und  mit  Genehmigung  des  Ober-Piäsidenten  können  für  die  bis 
zum  1.  Januar  1870  ausgegebenen  Schuldverschreibungen  die  Zinsen  jeder- 
zeit erhöht,  sowie  überhaupt  andere  Zins-  und  Hückzahiungsbediiigiingen 
mit   den   Inhabern    derselben   vereinbart  werden. 

Unter  denselben  Voraussetzungen  können  für  die  bis  zum  1.  Januar 
1870  gewährten  Darlehne  sowohl  die  Amortisationsbeträge  als  auch  der  Zins- 
fuss erhöht  werden  ,  letzterer  jedoch  nur  bis  zu  einem  halben  Prozent  über 
den  höchsten  Zinssatz,  welchen  die  Kasse  selbst  für  die  vor  dem  1.  Januar 
1870  von  Privaten  entliehenen  Gelder  (§.  15  Pos.  4  des  kurhessisehen  Ge- 
setzes  vom   23.  Juni    1832)  jeweilig  zu   zahlen   hat. 

Das  Pfandrecht,  welches  der  Landes-Kreditkasse  wegen  der  Zinsen  zu- 
steht,  erstreckt  sich   auch  auf  die   späteren   Zinserhöhungen. 

Jede  dieser  vorerwähnten  Aendernngen  ist  in  dem  Amtsblatt  des  Regierungs- 
bezirks Cassel  bekannt  zu  machen.  Soweit  es  sich  dabei  um  die  Aktivdarlehne 
(Absatz  2)  handelt,  beginnt  die  Wirksamkeit  mit  dem  zweiten  auf  die  Bekannt- 
machung  folgenden    Zinstermin. 

§.  6.  Die  Schuldner  der  Landes-Kreditkasse  sind  berechtigt,  das  Darlehn 
jederzeit  ganz   oder  theilweise  zurückzuzahlen. 

Sie  müssen  jedoch  zuvor  der  Direktion  der  Landes-Kreditkasse  Anzeige 
machen,  damit  dieselbe  der  betreffenden  Kasse  die  vorgeschriebene  Annahme- 
Ermächtigung  ertheilt.      Ohne   diese  Ermächtigung  ist  die  Zahlung    unwirksam. 

Auch  werden  solche  Zahlungen ,  wenn  sie  ausserhalb  eines  Zinstermins 
erfolgen,  bei  der  Zinsberechnung  erst  vom  nachfolgenden  Zinslermine  an 
berücksichtigt. 
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Umfasst  die  Rückzahlung  nicht  den  ganzen  Betrag  der  Schuld,  so  muss 
für  die  Umrechnung  des  Amortisationsplanes  und  die  neuen  Ausfertigungen 
desselben  eine  Gebühr  von  20  Sgr.  an  die  Kasse  entrichtet  werden,  wogeaen 
die  bisherige  Erhebung  von  2  Prozent  Zinsen  für  die  nächsten  3  Monate 
(§.    13    des   kurhessischen    Gesetzes   vom    23.   Juni    1833)   wegfällt. 

§.  7.  Auch  vom  1.  Januar  1870  an  bleibt  die  Landes-Kredilkasse  dazu 
bestimmt,  gegen  spezielle  Verpfändung  im  Regierungsbezirk  Cassel  gelegener 
Grundbesitzungen,  mit  Ausschluss  von  Bergwerkseigenllium,  Darlehne  zu  ge- 
währen. 

Die  Hypothek  muss  innerhalb  der  ersten  Hälfte  des  Schätzungswertlies 
ihre  Stelle  finden. 

Nur  an  Gemeinden  des  Regierungsbezirks,  dereü  Haushalt  dazu  die  ge- 
eignete Grundlage  bietet,  können,  wie  bisher,  auch  ohne  Bestellung  einer 
Spezialbypothek ,  Darlehne  bewillifit  werden. 

Darlehne  zum  Abtrag  von  Ablösungs-  oder  Entschädigungskapitalien, 
für  welche  lediglich  das  aufgehobene  Realreclit  als  Sicherheit  dient,  werden 
in   Zukunft  nicht  mehr  bewilligt. 

§.  8.  Der  Kommunal-Landtag  oder  dessen  Ausschuss  ist  mit  Genehmigung 
des  Ober- Präsidenten  berechtigt,  für  die  vom  1.  Januar  1870  an  zu  be- 
willigenden Darlehne  die  bisher  geltenden  Vorschriften  über  den  Zinsfuss, 
die  Rückzahlungsbedingungen  (siehe  jedoch  §.  6) ,  über  Inhalt  und  Form 
der  auszustellenden  Schuld-   und  Pfandverscbreibungen  anderweit  festzustellen. 

§.  9.  Die  erforderlichen  Betriebsmittel  hat  sich  die  Landes-Kreditkasse 
durch  Aufnahme  verzinslicher  Darlehne  gegen  Schuldverschreibungen  auf  den 
Inhaber  oder  gegen   Schuldscheine   zu    beschallen. 

Der  Kommunal-Landtag  oder  dessen  Ausschuss  hat  mit  Genehmigung  des 
Ober-Präsidenten  die  Zins-  und  Rückzahlungsbedingungen ,  soweit  nicht  in 
diesem  Gesetz  ausdrückliche  Vorschriften  enthalten  sind,  nach  freiem  Ermessen 
festzustellen. 

Bei  Ausgabe  solcher  Schuldverschreibungen,  welche  seitens  der  Inhaber 
unkündbar  sind,  werden  die  Rückzahlungs-3!odalitäten  mit  Genehmigung  des 
Ober-Präsidenten  in  dem  Emissionsbescbluss  dergestalt  festgestellt,  dass  minde- 
stens alljährlich  derjenige  Betrag  der  ausgegebenen  Schuldverschreibungen 
zur  Einlösung  kommt,  welcher  in  dem  vorausgegangenen  Kalenderjahr  auf 
die  mit  den  Schuldverschreibungen  bewerkstelligten  Darlehne  durch  ordent- 
lichen oder  ausserordentlichen  Abtrag  baar  eingegangen  ist  und  jederzeit 
mindestens   Ein   Prozent   der  Emission   betragen  muss. 

§.  10.  Bezüglich  der  Gelder  der  Haupt-Deposilenkasse  (§.  16  des 
kurhessischen  Gesetzes  vom  23.  Juni  1832)  hat  es  bis  auf  Weiteres  bei  den 
bisherigen   Bestimmungen    sein   Bewenden. 

Ueber  die  Annahme,  Verzinsung  und  Rückzahlung  von  Sparkassengeldern 
(§§.  17  und  19  des  cit.  Gesetzes)  soll  fortan  lediglich  die  Vereinbarung  mit 
den   betreuenden    Verwaltungen    massgebend   sein. 

Die  bisherige  Verpllichtung,  von  Vormündern  und  Kuratoren  Gelder  im 
Betrage  von  25  Thir.  zu  drei  Prozent  anzunehmen  (§  9  des  kurhessischen 
Gesetzes  vom  31.  Oktober  1833,  Zusätze  zu  dem  Gesetz  über  die  Landes- 
Kreditkasse   betreifend),   wird   aufgehoben. 
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^.  li.  Dir  iiiil  (h'ii  Inliulxr  luiileiidcii  Scliuldvui  sclireiliurii/eii  wunleri 
vom  I.  .liiiiiiai-  1870  ;ui  ,  und  zwar  in  Hctlie  von  50,  100,  200,  500  und 
l(M)0  llilr.  nach  di'ii  IxijrcCii^jloii  Forniulincn  A.  odiT  A.  1  au.s^eshlll.  i)ie- 
soIIk-ii  werden  mit  (l(;n  crrorderiiclii  ii  Zinscoupons  nucli  dem  i''()rmiiUir  IS. 
und  niil  einem  Talon  /,nr  Kriiehunt;  der  neuen  Coupons-Serie  Forniuhir  C. 
verseilen.  Diese  Urliundeu  ^^eniissen  his  zur  undcrvveilcii  L'eselzliehen  Heyelunjf 
die  Slempuirrcilicil. 

Fiir  die  in  (iemiisslieit  de.s  §.  1 .')  des  (ieselzcs  vom  HJ.  .\u<^usl  IbGT 
(Gesetz  -  Samml.  S.  14G0J  von  dir  DireMioii  der  Landes  -  Kredilkasse  uinge- 
sclirieheiien  älteren  Scliul(iveiselireil)un;;en  kommt  das  bisherige  Formular  zur 
Anwendiiny  und  wird  an  dem  reclilliclien  Charakter  derselheii  durch  die  Uin- 
schreihung  nichts  geändert. 

§.  12.  Aus  den  Zinsen,  welelie  dir  Kasse  heziehl  ,  sind  die  Zinsen, 
welche  sie  ihrerseits  zu  eiilriclilcn  hat,  und  siiminlliche  \  eiwallungskosteu 
zn   heslreilen. 

Aus  den  üeberschüssen ,  sow  ie  aus  den  etwaigen  ausscrurdentliciien 
Kinnalimen  ist  ein  Reservefonds  zu  bilden,  welcher  bis  zur  Höhe  von  fiiiil' 
Trozent  dir  N  erbindliclikeilen  dei'  Kasse  zu  bringen  ist,  und  welcher  dazu 
dient,  etwaige  rückständige  Amorlisationsbelräge,  Zinsen  und  Kosten  vor- 
zuschiessen  und  etwaige  Ausfälle  zu  decken.  Dieser  Fonds,  welchem,  bis 
er  die  angegebene  Höhe  erreicht  hat ,  seine  eigenen  Zinsen  zuwachsen  ,  darf 
nur  in  verzinslichen  preussischen  Staats-  oder  vom  preussischen  Staate  garan- 
tirten  Papieren,  in  verzinslichen  Papieren  des  Norddeutschen  Bundes,  in 
Schuldverschreibungen  der  Landes- Kreditkasse  oder  in  verzinslichen  Schuld- 
verschreibungen   der   Konimunalstände   belegt   werden. 

§.  13.  In  derseli)en  Weise  ist  die  Direktion  erniäclitigt ,  diejenigen 
Gelder  zu  belegen  ,  w  eiche  zwar  niclit  dem  lU'servefonds  angehören  ,  deren 
Verwendung  aber  nicht  nahe  bevorsteht.  Auch  ist  sie  befugt,  die  §.  12 
bezeichneten  Papiere  mit  diesen  Geldern  gegen  Hinterlegung  von  Wechseln, 
jedoch  höchstens  auf  drei  Monate,  und  mit  einem  Abschlage  von  mindestens 
10  Prozent  des  Courswerlhes,  jedoch  nie  über  den  Nominalwertb,  zu  beleihen. 
Die  hierdurch  gewonnenen  Zinsen  fliessen  dem  Reservefonds  zu,  so  weil  der- 
selbe nicht  die  in  dem  vorigen  Paragra])hen  festgesetzte  Höhe  bereits  er- 
reicht  hat. 

§.  14.  Eine  Amortisation  von  Zinscoupons  und  Talons  findet  nicht 
statt.  Die  ersteren  verjähren  zu  Gunsten  des  Reservefonds  der  Landes-Kredil- 
kasse  nach  Ablauf  von  vier  Jahren,  von  dem  letzten  Tage  des  Jahres  an  ge- 
rechnet,  in   welchem   sie  fällig  geworden   sind. 

Kann  der  Talon  nicht  vorgelegt  Averden ,  so  ist  die  Verabfolgung  der 
neuen  Couponsserie  nur  stallhaft  gegen  Vorlegung  der  betreffenden  Schuld- 
versclireibung. 

Streitigkeiten  zwischen  dem  Inhaber  des  Talons  und  dem  Inhaber  der 
Schuldverschreibung  entscheidet  der  Richter;  bis  zu  dieser  Entscheidung  werden 
die  Coupons  nicht  verabreicht. 

§.  15.  Bei  welchen  Kassen,  ausser  der  Landes-Kreditkasse ,  die  Ein- 
lösung der  Zinscoupons  erfolgt,  hat  die  Direktion  mindestens  acht  Wochen 
vor  dem  Fälligkeitstermine  durch  das  Amtsblatt  der  Regierung  zu  Cassel  be- 
kannt  zu  machen. 
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§.  16.  Die  Kündigung  der  Schuldverschreibungen  Seitens  der  Landes- 
Kreditkasse  erfolgt  durch  Bekanntmachung  in  dem  Amtsblatte  der  Königlichen 
Regierung  zu  Cassel. 

Diese  Bekanntmachung  ist  nur  dann  wirksam,  wenn  zwischen  dem  Tage 
ihrer  Veröflentlichung  und  dem  Tage,  an  welchem  die  Rückzahlung  erfolgen 
soll,  mindestens  ein  die  bedungene  Kündigungsfrist  umfassender  Zeitraum  liegt. 
Ausserdem  muss  sie  enthalten  die  Serie,  Mnmmer  und  den  Betrag  der  ge- 
kündigten Schuldverschreibung. 

§.  17.  Die  Kündigung  der  Schuldverschreibungen  Seitens  des  Inhabers 
erfolgt  bei  der  Landes-Kreditkasse  oder  an  den  von  der  Direktion  bezeichneten 
und  durch  das  Amtsblatt  bekannt  gemachten  Stellen.  Sie  verpilicbtet  die 
Kasse  nur,  wenn  mit  derselben  die  betreffende  Schuldverschreibung  vorge- 
legt wird. 

Giebt  die  Kündigung  zu  Bedenken  keinen  Anlass ,  so  wird  die  Schuld- 
verschreibung mit  dem  Kündigungsvermerke  versehen  und  dem  Vorzeiger 
zurückgegeben. 

§.  18.  Die  gekündigten  Schuldverschreibungen  (§§.  16  und  17)  müssen 
bis  zum  Rückzahlungstage  im  coursfähigen  Zustande  und  mit  den  an  diesem 
Tage  noch  nicht  fälligen  Coupons  eingeliefert  werden,  wonächst  dann  die 
Zahlung  des  Kapitals  gegen  Rückgabe  der  Schuldverschreibung  und  ohne 
Prüfung  der  Legitimation  erfolgt. 

Der  Betrag  der  fehlenden   Coupons  wird   in   Abzug  gebracht. 

Ist  die  Schuldverschreibung  nicht  coursfähig  ,  so  darf  die  Zahlung  erst 
nach  Beseitigung  des  Hindernisses  geleistet  werden.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkte 
bleibt  der  Betrag  bei   der  Kasse  zinslos. 

Wird  die  Schuldverschreibung  bis  zum  Zablungstage  nicht  eingereicht, 
so   bleibt   der  Betrag  bei  der  Kasse  ebenfalls   zinslos   liegen. 

§.  19.  Eine  etwaige  Ein-  beziehungsweise  Rücksendung  der  Schuld- 
verschreibungen, gleichviel  ob  zum  Behufe  der  Kündigung  oder  zum  Zwecke 
der  Rückzahlung,   erfolgt  auf  Gefahr   und   Kosten   des   Gläubigers. 

§.  20.  Bis  zur  anderweiten  Organisation  der  Landes-Kreditkasse  in 
Gemässheit  der  Beschlüsse  des  Kommunal-Landtages  (§.  1),  jedoch  höchstens 
bis  zum  1.  Januar  1872,  behält  es  bei  der  bisherigen  Funktion  der  mittel- 
baren und  unmittelbaren  Staats-Beamten  im  Interesse  der  Kasse  sein  Bewenden. 

§.  21.  Die  Direktion  der  Landes-Kreditkasse  ist  veri)tlichtet,  jedes  Jahr 
mindestens  einmal  den  Vermögensstand  der  Anstalt  in  dem  Amtsblatte  der 
Königlichen   Regierung  zu   Cassel  bekannt  zu   machen. 

§.  22.  Die  durch  die  kurhessische  Verordnung  vom  22.  Dezember 
1848  (kurhessische  Gesetz-Sammlung  S.  277)  der  Direktion  der  Landcs-Kredil- 
kasse  überlragenen  Geschäfte  der  Haupt- Depositenkommission  werden  nicht 
ferner  von  dieser  Dircktiop,  sondern  von  einer  unmittelbaren  Staals-Behörde 
mit  der  Firma  i^Königliche  Direktion  der  Haupt-Depositenkasse"  geführt  und 
verwaltet. 

§.  23.  Alle  diesem  GescI/.e  entgegenstehenden  Bestimmungen  sind  auf- 
gehoben. 

Die  in  den  bisherigen  Gesetzen  und  Verordnungen  u.  s.  w.  u.  s.  w. 
enthaltenen  Vorschriften  über  die  Organisation  und  die  Geschäftsformeu  der 
Landes-Kreditkasse  können  ,  unbeschadet  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes, 
XIV.  14 
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jederzeit  iriil  Geiieliniitfuiijf  des  Obei-PrasMlciileii  (liir(li   den  Koriitiiiiiiul-I.amllat? 
oder   dessen    Aiissciiiiss    (reüridcrl   werden. 


IM. 
OvHvt'ä.,  b«'tr<'fiViiil  dii'    IjaiMU'wbanli   In    HicMbadcii. 

Vom  26.  Dezember  18C9. 

A  I)  s  c  li  n  i  1 1    I . 

§.  1.  Mit  dem  1.  Jannar  1870  gehen  die  gesanimten  Hechte  und  Ver- 
bindlichiieiten  der  durch  das  Herzoglicli  nassauische  Gesetz  vum  IG.  Februar 
1849  erriclitelen  LandeshanU  in  Wiesbaden,  —  ausschliesslich  der  Forderungen 
der  l^andeshank  an  die  Staatskasse  und  der  Gegenforderungen  der  letzteren, 
über  deren  Ausgleichung  in  <len  folfiendcn  §§.  2  und  3  Bestinunung  gelrollen 
wird,  —  auf  den  durch  die  Verordnung  vom  26.  September  1867  (Gesetz- 
Sammlung  S.  IG;")!))  gebildeten  koninuinalständischeu  N'erband  im  iiegieruugs- 
bezirk  \\  iesbadcn  über.  Von  diesem  Zeilpunkte  ab  v,  ird  in  Gemiissheil  der 
Beslinimunsen  dieses  Gesetzes  neben  der  l>andesbank  eine  für  sich  bestehende 
Sparkasse  gegründet. 

Beide  Anstalten  werden  unter  Ausdehnung  ihres  Geschäftsbereichs  auf 
den  gesanimten  Bezirk  des  kommunalständischen  Verbandes  für  Rechnung  des 
letzteren  unler  der  Aufsicht  und  nach  den  Beschlüssen  des  Komnuinai-Landtages 
unter  den  Benennungen  5>.\assauische  Landesbank"  und  beziehungsweise 
iiNassauische  Sparkasse"  verwaltet.  Für  die  zur  Zeit  des  Uebergangs  an 
den  Kommunalverband  bestehenden  Verbindlichkeiten  der  jetzigen  Anstalt 
bleibt  die  Staatskasse  mit  verhaftet;  der  Kommunalverband  ist  jedoch  ge- 
halten ,  die  Staatskasse  gegen  alle  aus  dieser  Mitverhaftung  herzuleitenden 
Ansprüclie  zu  vertreten  und  die  eben  erwähnten  Verbindlichkeiten,  —  mit 
Ausnahme  derer,  welche  aus  der  Aufnahme  des  Landes-Kredilkassen-Anlehens 
von  drei  i\lillionen  Gulden  vom  22.  Juni  1840  und  22.  September  1842 
herrühren,  und  bezüiilicli  derer  der  bis  zum  .lahre  1S8G  reichende  Tiliiungsplan 
einzuhalten  ist,  —  längstens  bis  zum  31.  Dezember  1877  zu  tilgen,  oder 
den  Staat  auf  andere  Weise  von  seiner  i^iitverhaftung  zu  befreien.  Für  die 
Erfüllung  der  von  der  iXassauischen  Landesbank  und  der  iNassauischeu  Spar- 
kasse vom  1.  Januar  1870  ab  einzugehenden  Verbindlichkeiten  übernimmt 
der  kommunalständische  Verband  des  Regierungsbezirks  ^^'iesbaden  allein  die 
Garantie,   eine   Verhaftung  der  Staatskasse   findet  nicht  statt. 

Die  Beamten  der  Landesbank  übernimmt  der  Kommunalverband:  ihre  Be- 
soldungen, sowie  die  Pensionen  der  in  Ruhestand  versetzten  Beamten  der 
Landesbank  werden   aus  dem   Fonds  der  Anstalt   fortgezahlt. 

§.  2*  Von  der  Ueberweisung  an  den  Kommunalverband  bleiben  aus- 
geschlossen die  Forderungen  der  Landesbank  an  die  Staatskasse,  und  zwar 
sowohl  diejenige,  welche  ihr  aus  dem  Konto -Korrentverkehr  zusteht,  wie 
die  Forderungen  wegen  der  von  Zehnt- Ablösnngskapitalien  abgeschriebenen 
^/25  und  Avegen  des  Darlehns  zur  Ablösung  der  Gräflich  von  Bassenheim'schen 
Entschädigungsrente.  Diese  Forderungen  erlöschen  mit  dem  1.  Januar  1870, 
dagegen    erlöschen    andererseits    mit    demselben   Zeitpunkte    die   Forderungen 
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der  Domänenkasse  aus  Zehnt-  und  Grundzins-Ablösungskapitalien,  welche  bei 
der  LandesbanU  stehen  geblieben  sind  ,  sowie  der  Anspruch  der  Staatskasse 
auf  Ersatz  für  die  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  29.  Februar  1868  (Gesetz- 
Sammlung  S.  169)  von  ihr  seither  bewirkten  und  bis  auf  Höhe  von  1,407,653 
Thirn.  noch  ferner  zu  bewirkenden  Einlösung  der  Landesbanknoten.  Auch 
wird  der  Landesbank  das  in  dem  Stockbuche  der  Gemeinde  Wiesbaden  unter 
Artikel  689  mit  den  Nummern  10,708,  10,199f.,  330a.,  311a.,  312a.  auf 
den  Namen  des  Landessteuer-Fiskus  eingetragene  Grundstück  mit  den  darauf 
stehenden  Gebäuden  an  der  Ecke  der  Rhein-  und  Adolphstrasse  (Landesbank- 
gebäude)   als   Eigenlhum    überwiesen. 

§.  3.  Mit  dem  1.  Januar  1870  werden  die  nassauische  Landesbank 
und  die  nassauische  Sparkasse  Schuldnerin  der  Staatskasse  in  Höhe  von  1,300,000 
ThIrn.  Dieser  Betrag,  welcher  diesen  beiden  Instituten  bis  Ende  des  Jahres 
1877  zinsfrei  belassen  wird,  ist  vom  1.  Januar  1878  ab  in  zwanzig  gleichen 
Jahresraten  unter  Verzinsung  des  jedesmaligen  Rückstandes  mit  vier  Prozent 
jährlich   an   die   Staatskasse  zu   zahlen. 

In  welchem  Verhältnisse  zu  diesen  Zahlungen  jedes  der  beiden  Institute 
beizutragen  hat,  bleibt  dem  Beschlüsse  des  Kommunal-Landtages  überlassen, 
die  Staatskasse  ist  berechtigt,  jedes  derselben  in  Höhe  ihrer  ganzen  Forderung 
in   Anspruch  zu  nehmen. 

§.  4.  Sämmtliche  Rückzahlungen  bisheriger  Schuldner  der  Bank-  und 
Sparkasse  müssen  zur  Abbürdung  der  bisherigen  kündbaren  oder  sonst  fälligen 
Schuldverbindlichkeiten   der  Bank-  resp.   der  Sparkasse   verwandt   werden. 

Abschnitt  11. 

§.  5.  Die  Nassauische  Landesbank  hat  fortan  die  ihr  ausser  dem  vor- 
handenen Vermögen  erforderlichen  Betriebsmittel,  soweit  die  von  ihren 
Schuldnern  zu  leistenden  Rückzahlungen  hierzu  nicht  verwendbar  sind  (§.  4) 
oder  hierzu  nicht  ausreichen,  lediglich  durch  Aufnahme  verzinslicher  Darlehne 
zu   beschaffen. 

§.  6.  Mit  Genehmigung  des  Ober-Präsidenten  der  Provinz  Hessen-Nassau, 
welche  jedoch  nur  unter  Zustimmung  des  Kommunal-Landtages  oder  des 
Ausschusses  desselben  ertheilt  werden  darf,  ist  die  Direktion  der  Landesbank 
befugt,  in  den  von  der  Landesbank  bereits  ausgegebenen  und  künftig  aus- 
zugebenden Schuldverschreibungen  den  Zinsfuss  und  die  Bedingungen  der 
Rückzahlungen  nach  ihrem  Ermessen  und  nach  Vereinbarung  mit  den  Gläubigern 
festzusetzen.  Ebenso  wird  derselben  mit  Genehmigung  des  Ober-Präsidenten, 
welche  jedoch  ebenfalls  nur  unter  Zustimmung  des  Kommunal-Landtages  oder 
des  Ausschusses  desselben  ertheilt  werden  darf,  die  Befugniss  beigelegt,  den 
Zinsfuss  für  die  fortan  aus  der  Landesbank  zu  gewährenden ,  sowie  für  die 
aus  derselben  bereits  gewährten  kündbaren  Darlehne  so  weit  zu  erhöhen,  dass 
die  Zinsen,  welche  sie  ihrerseits  zu  zahlen,  sowie  die  Verwaltungskosten, 
welche  sie  zu  bestreiten  hat,  mindestens  vollständig  gedeckt  werden,  und 
soll  der  Landesbank  wegen  dieser  erhöhten  Zinsen  dasselbe  Pfandrecht  zu- 
stehen, welches  ihr  für  die  sonstigen  Zinsen  gebührt.  Endlich  erstreckt  sich 
diese  Befugniss,  vorbehaltlich  der  unter  denselben  Voraussetzungen  zu  er- 
theilenden  Genehmigung  des  Ober-Präsidenten ,  auch  auf  die  Erhöhung  der 
Amortisationsbeiträge. 

14* 
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.UmIc  AciKleruiit;  dieser  Art  ist  in  dem  Amtshialte  des  IU'gieruii<,'sl)ezirks 
Wieshadeii  hekiiiiiil  /.ii  iiiaclicii ;  sie  wird  Cur  die  hereils  vorliiiiMleiifii  Darlchiie 
mit  dein  /.weilen,  anl'  die  |{ekiiniiliiiac'lMni<:  lolgeiideii  Ziii^teriiiine  wirksam, 
l'alls  diesell)(;ii  niclit  vor  diesem  Z('il|iiiiikte  /.iir  Kiiekzaliliint^  an  demselheii 
von  den  Sclidldiiern  <;ekun(litrt  ^  und  ^pälestens  /.u  diesem  Zeilpiinkte  auch 
/.nriickge/>alill   worden   sind. 

Die  Stipulationen  der  Stliuliliii  kiindc  oder  sonstige  Verabredunj^en 
•scliliessen    diese   Kiindigunt?sl)erii<i;niss  der   Sriiiildiier   nieiit   aus. 

§.  7.  Aus  den  Zinsen,  welche  die  IJank  bezieht,  sind  die  Zinsen,  welche 
sie  ihrerseits  zu  enlriciilen  lial,  und  siimintliche  N  erwaltunsj^skosten  zu  be- 
streiten. 

Aus  den  Uebersclitissen,  sowie  aus  den  etwaigen  ausserordentlichen 
Einnahmen  ist  ein  Heservefonds  zu  bilden,  weiclier  mindestens  bis  zur  Höhe 
von  drei  Pro/.enl  der  Verbindlichkeiten  der  Hank  zu  bringen  i>t,  und  weicher 
dazu  dient,  etwa  rückständige  Amorlisalionsbeiträge,  Zinsen  und  Kosten  vor- 
zuschiessen,  und  etwaige  Auställe  zu  decken.  Dieser  Fonds,  welchem,  bis 
er  die  angegebene  Höbe  errciclit  hat,  seine  eigenen  Zinsen  zuwachsen,  dar!' 
nur  in  verzinslichen  preussischen  Staats-  oder  vom  preussiscben  Staate  garan- 
tirten  Papieren,  in  verzinslichen  Papieren  des  Norddeutschen  Bundes,  in 
Schuldverschreibungen  der  Landesbank  oder  in  verzinslichen  Schuldverschreibun- 
gen  der  Konimunaisfände   belegt   werden. 

Sofern  der  Hcservcfonds  die  erforderliche  Höbe  erreicht  hat,  haben  die 
Kommunalstände  zu  bestimmen ,  w  ie  die  jährlichen  Ueberschüsse  verwendet 
werden  sollen. 

§.  8.  In  derselben  Weise  ist  die  Direktion  ermächtigt,  diejenigen 
Gelder  zu  belegen,  welche  zwar  nicht  dem  Reservefonds  angehören,  deren 
Verwendung  aber   nicht  nahe   bevorsteht. 

Auch  ist  sie  befugt,  die  §.  7  bezeichneten  Papiere  mit  diesen  Geldern 
gegen  Hinterlegung  von  Wechseln,  jedoch  höchstens  auf  drei  Monate,  und 
mit  einem  Abschlage  von  mindestens  zehn  Prozent  des  Courswerthes,  jedoch 
nie  über  den  iNominalwerlh  zu  beleihen.  Die  hierdurch  gewonnenen  Zinsen 
fliessen  dem  Reservefonds   zu. 

§.  9.  Die  Landesbank  ist  vorbehaltlich  der  Vorschrift  des  §.  8  fortan 
nur  befugt,  die  folgenden  üarlebne  zu  gewähren:  1)  Zur  Abfragung  der 
Ablösungskapitalien,  welche  für  die  Ablösung  der  aus  dem  Erbieih- ,  Land- 
siedelleib- ,  Erbzins-  und  Erbpachtsverhältnisse  herrührenden  Leistungen  und 
der  nach  der  Gemeinheitstheilungs-Ordnung  vom  5.  April  1869  (Gesetz-Samml. 
S.  526)  ablösbaren  Dienstbarkeiten  rechtsverbindlich  festgestellt  sind.  Dar- 
lehne dieser  Art  müssen,  soweit  die  3Iitlel  der  Bank  reichen,  und  im  Falle 
der  Konkurrenz  mit  denen  zn  2  und  3  vorzugsweise  gewährt  werden.  Im 
Uebrigen  lindet  auf  dieselben  die  Vorschrift  des  §.  7  des  nassauischen  Ge- 
setzes vouf  16.  Februar  1849,  die  Errichtung  einer  Landesbank  betreffend, 
Anwendung.  2)  Hypothekarisch  sicher  gestellte  Darlehne.  3)  Darlehne  an 
Gemeinden   und  staatlich   genehmigte   Meliorationsverbände. 

§.  10.  Hypothekarische  Darlebne  können  nur  bewilligt  werden  auf 
städtische  und  ländliche  Grundslücke,  mit  Ausschluss  von  Bergwerkseigenthum, 
welche   im  Regierungsbezirke  Wiesbaden   belegen   sindj   sie   müssen   zur  ersten 
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Stelle  eingetragen  werden  und  dürfen  die  Hälfte  des  Schätzungswerthes  nicht 
übersteigen. 

§.  11.  Darlehne  an  Gemeinden  und  Meliorationsverbände  sind  nur  zu- 
lässig, wenn  die  Gemeinden  und  Verbände  dem  Regierungsbezirke  Wiesbaden 
angehörig  sind.  Sie  (die  Gemeinden  u.  s.  w.)  bedürfen  der  Genehmigung 
der  zuständigen    Aufsichtsbehörde. 

§.  12.  Die  Bank  ist  nur  befugt,  Darlehne  (§§.  9  und  10)  gegen  Ver- 
zinsung zu  gewähren.  Diese  Zinsen  müssen  mindestens  um  ^/2  Prozent  den- 
jenigen Zinsfuss  übersteigen  ,  welchen  die  Kasse  ihren  Gläubigern  zu  zahlen 
verpilichtet  ist.  Ob  das  Kapital  durch  Amortisation  oder  in  Raten,  zu  einem 
bestimmten  Termine  oder  nach  vorgängiger  Kündigung  zurückzuzahlen  ist, 
bleibt  der   Vereinbarung   überlassen. 

Darlehne  unter  50  Thalern  werden  nicht  gewährt,  überschiessende  Be- 
träge müssen   mit   10  abgerundet  werden. 

§.  13.  Auch  ausser  dem  Falle  des  §.  6  ist  jeder  Schuldner  eines  gegen 
Amortisation  oder  Ratenzahlung  gegebenen  Darlehns  berechtigt,  dasselbe  ganz 
oder  theilweise  zurückzuzahlen.  Die  Bank  ist  aber  nur  verpflichtet,  diese 
Ruckzahlung  anzunehmen ,  wenn  dieselbe  mindestens  sechs  Monate  vorher 
angekündigt  ist,  an  einem  hiernach  zu  bemessenden  Zinszahlungslermine  ge- 
leistet wird,  und  wenn  sie,  falls  sie  nicht  den  ganzen  Betrag  des  noch 
schuldigen  Darlehns  umfasst,  mindestens  die  Summe  von  50  Thalern  beträgt 
oder,  wenn  sie  diese  Summe  übersteigt,  in  der  im  §.  12  bestimmten  Weise 
abgerundet  ist. 

§,  14.  Die  Zinsen  der  Darlehne,  sowie  die  Amortisationsraten,  sind 
halbjährlich,  am  30.  Juni  und  am  31.  Dezember  jeden  Jahres,  zu  entrichten. 
Diese  beiden  Termine,  resp.  einer  derselben,  müssen  auch  bei  etwaigen 
Ratenzahlungen  inne  gehalten   werden. 

§.  15.  Für  die  Darlehne,  welche  die  Bank  in  Gemässlieit  des  §.  5 
zu  ihrem  Betriebsfonds  sich  beschafit,  stellt  sie,  und  zwar  in  Höhe  von  50, 
100,  200,  500  und  1000  Thirn.,  auf  jeden  Inhaber  lautende  Schuldurkunden 
nach  den  beigefügten  Formularen  A.  oder  A.  1  aus.  Dieselben  werden  mit 
Zinscoupons  auf  höchstens  fünf  Jahre  nach  dem  Formular  B.  und  mit  einem 
Talon  zur  Erhebung  der  neuen  Coupons-Serie  versehen  (Formular  C).  Diese 
Urkunden  geniessen  die  bisherige  Stempelfreiheit,  bis  durch  Gesetz  hierüber 
anders   bestimmt  wird. 

§.  16.  Die  Zinsen  werden  gegen  Einreichung  der  fälligen  Coupons 
jährlich  am  2.  Januar  oder  nach  Verabredung  halbjährlich  am  2.  Januar  und 
1.   Juli   bezahlt. 

Bei  welchen  Kassen  ausser  der  Landesbank  die  Einlösung  der  Coupons 
erfolgt,  hängt  von   dem   Ermessen   der  Direktion  ab. 

Sie  hat  diese  Zahlstellen  mindestens  acht  Wochen  vor  dem  Fälligkeits- 
termine durch  das  Amtsblatt  der  Königlichen  Regierung  zu  Wiesbaden  be- 
kannt zu   machen. 

§.  17.  Eine  Amortisation  von  Zinscoupons  und  Talons  findet  nicht 
statt.  Die  ersteren  verjähren  zu  Gunsten  des  Reservefonds  der  Landesbank 
nach  Ablauf  von  vier  Jahren,  von  dem  letzten  Tage  des  Jahres  an  gerechnet, 
in    welchem   sie   fällig  geworden    sind. 
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Kiinii  der  Talon  tiiclil  voisjclofcrt  wcrdi-ii  ,  so  ist  die  N  errililoli^uiig  der 
iiciicii  ('oiipoiis-Serie  nur  sliillliult  Keinen  Vorletfnnj  der  liclrelleiidcn  Stliuld- 
iii'luindc. 

Str<'ili<;k('iluii  /.wisrlirii  dein  Inhalier  des  iciloiis  und  dem  Inliulier  der 
Selinldiirkuiidc  entscheidet  der  lÜchler:  his  /.ii  dieser  l''.nl>(  lieidiiiiü  \>  erden 
die  Coupons  iiiciit  verabreicht. 

§.  18.  Die  Kündi^unti  der  Sehnldsclieiiie  Seiteiia  der  Landcshunk  er- 
l'olgt  diireh  Hekiiniilmiiehuiiii  in  dem  Aiiitshlalte  der  Königlichen  Hejricruii'; 
/,n    Wies  1)11  de  11. 

Diese  IJekaiiiilmiuliinu'  ist  nur  dann  «irksutn,  wenn  /.wischen  dem  Taue 
ihrer  Veroireiillichun^  und  dem  'age,  an  welchem  die  Hückzahliinif  erfolifen 
soll,  mindestens  ein  die  hedun<i:eiie  Kündigungsfrist  umfassender  Zeitraum 
liegt.  Ausserdem  niuss  sie  enthalten  die  Littera  ,  Nninnu-r  und  den  Iktrae 
des    «iekündigteii    Schuldscheins. 

§.  19.  Die  Kiindigiing  der  Schuldscheine  Seitens  des  liiiiahers  kann 
nur  bei  der  Laiideshank  erfolgen.  Sie  ist  dieser  jrecenüber  nur  verbindlich, 
wenn  mit  derselben  der  betrellende  Schuldschein  vorgelegt  \\\r(\  und  mindestens 
die   bedungene    Kündigungsfrist   innegehalten   ist. 

Giebt  die  Kündigung  in  Gemässheit  dieser  ^  orschrifteii  zu  Bedenken 
keinen  Anlass,  so  wird  der  Schuldschein  mit  dem  Kiliidigungsvernierke,  welcher 
zugleich  den  Tag  der  Kuckzahlung  enthalten  miiss,  versehen  und  dem  l'räsen- 
tanten   zurückgegeben. 

§.  20.  Die  gekündigten  Schuldscheine  (§§.  18  und  19)  müs.sen  bis 
zum  Hückzahlungstage  im  coursfähigen  Zustande  und  mit  den  an  diesem  Tage 
noch  nicht  falligen  Coupons  eingeliefert  werden,  wonächst  dann  die  Zahlung 
des  Kapitals  gegen  Quittung  des  Präsentanten  auf  dem  Schuldscheine  und 
ohne  Prüfung  seiner  Legitimation,  jedoch  nur  so  weit  erfolgt,  als  die  haaren 
Mittel  dir   Bank   hierzu   ausreichen. 

Ist  der  Schuldschein  nicht  coursfähig,  so  darf  die  Zahlung  erst  nach 
Beseitigung  des  Hindernisses  geleistet  werden.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkte 
bleibt  der  Betrag  bei   der  Kasse  zinslos. 

Wird  der  Schuldschein  bis  zum  Zahlungstage  nicht  eingereicht,  so  bleibt 
der  Betrag  bis  nach  Ablauf  eines  Jahres  bei  der  Bank  zinslos,  wonächst  er 
bei  dem  Kreisgerichte  zu  Wiesbaden  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Gläubigers 
Behufs   Aufgebots    und   Amorlisalion   des    Schuldscheins   deponirt   wird. 

Der  Betrag  der  fehlenden  Coupons  wird  jedenfalls  von  der  Zalihin<rsvaluta 
in   Abzug  gebracht. 

§.  21.  Die  Ein-  und  resp.  Bücksendung  der  Schuldscheine,  gleichviel 
ob  zum  Behufe  der  Kündigung  oder  zum  Zwecke  der  Rückzahlung,  erfolgt 
auf  Gefahr  und   Kosten   des   Gläubigers. 

V  Abschn  itt   III. 

§.  22.  Mit  dem  I.  Januar  1870  hört  die  Eigenschaft  der  l.andesbank 
als  Sparkasse  auf.  Mit  diesem  Tage  wird  vielmehr  und  kraft  dieses  Gesetzes 
eine  besondere,  auf  den  kommunalständischen  N'erband  des  Regierungsbezirks 
Wiesbaden  (§.  1)  sich  erstreckende  kommunalsfändischo,  von  dem  kommunal- 
ständischen  Verbände  garantirte  Sparkasse  gegründet,  welche  von  der  Direktion 
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(1er  Landesbank  als  besonderes  Institut,  welchem  hiermit  die  Rechte  der 
juristischen   Person   beigelegt  werden,   verwaltet   und   geleitet  wird. 

Die  Hechte  und  Verbindlichkeiten  der  bisherigen  Sparkasse  «eben  auf 
diese  Sparkasse  über.  Zu  diesem  Behüte  müssen  ihr  von  der  Landesbank 
liquide  Aktiva  in  solchem  Betrage  überwiesen  werden,  als  erforderlich  ist, 
um  die   Passiva   der  Kasse   vollständig  zu  decken   und  sicher  zu  stellen. 

§.  23.  Lediglich  von  dem  Beschlüsse  der  Kommunalstände  oder  des 
Ausschusses  ist  es  abhängig:  1)  welche  Beträge  mindestens  und  höchstens 
von  der  Sparkasse  angenommen  werden  müssen:  2)  in  welcher  Höhe  diese 
Einlagen  zu  verzinsen  sind,  ob  diese  Verzinsung  gleichmässig  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Betrag  der  Einlage  und  die  Dauer  derselben,  oder  je  nach  dem 
Betrage  und  der  Dauer  der  Einlage  verschieden  zu  normiren,  sowie  wann 
und  unter  welchen  Umständen  Zins  von  Zins  und  in  welcher  Höhe  zu  ge- 
währen ist;  3)  welche  Kündigungsfristen  Seitens  der  Einleger,  wie  Seitens 
der  Kasse  überhaupt,  oder  unter  Berücksichtigung  der  Höhe  der  gekündigten 
Summe  innezuhalten  sind;  4)  wann  die  Zinsen  der  Einlagen  bezahlt,  oder 
falls  sie  nicht  eingefordert  werden,  von  welchem  Tage  ab  sie  verzinst  werden  ; 
5)   wann   die   Verzinsung  beginnt,   und   wann   sie   aufhört. 

Diese  Beschlüsse,  sowie  die  jederzeit  zulässigen  Aenderungen  derselben 
sind  durch  das  Amtsblatt  des  Regierungsbezirks  Wiesbaden  ölfentlich  bekannt 
zu    machen. 

Werden  die  ursprünglichen  Anleihebedingungen  durch  Aenderungen  er- 
schwert, so  werden  dieselben  gegen  den  Einleger  erst  von  dem  Zeitpunkte 
ab  wirksam,  an  welchem  die  ihm  zustehende  Kündigungsfrist  abgelaufen  ist, 
ohne  dass   er  von   der  Kündigung  Gebrauch   gemacht  hat. 

§.  24.  Ueber  jede  Einlage  wird  ein  Sparkassenbuch  unter  Siegel  und 
Unterschrift  der  Direktion  ausgefertigt.  Dasselbe  muss  enthalten:  1)  die 
Nummer,  unter  welcher  die  Einlage  in  den  Büchern  der  Kasse  eingetragen 
ist;  2)  den  Betrag  der  Einlage,  so  wie  die  Höhe  der  für  dieselbe  zu  ge- 
währenden Zinsen  in  Zahlen  und  Buchstaben;  3)  die  Kündigungsfristen  der 
Kasse  und  des  Einlegers;  4)  den  Tag,  an  welcliem  die  Verzinsung  beginnt 
und  an  welchem  sie  im  Falle  der  Kündigung  aufhört:  5)  den  Manien  des 
Einlegers;  6)  die  ausdrückliche  Bestimmung,  dass  die  Kasse  zwar  berechtigt, 
aber  nicht  verpflichtet  ist,  die  Legitimation  des  Präsentanten  zu  prüfen,  und 
sie  also  befugt  ist,  an  jeden  Präsentanten  mit  voller  Wirkung  Zahlung  an 
Kapital   und   Zinsen  ganz   oder   Iheihveise  zu   leisten. 

Auf  den  Inhaber  dürfen  Sparkassenbücher  fortan  nicht  ausgestellt  werden. 

§.  25.  Zinsen  und  Kapitalzahlungren  werden  nur  gegen  Vorlegung  des 
Sparkassenbuches  geleistet.  Sie  werden  in  dem  Sparkassenbuclie  vermerkt. 
Umfasst  die  Zahlung  nicht  das  ganze  Kapital,  so  wird  das  mit  dem  Vermerke 
versehene  Buch  dem  Präsentanten  zurückgegeben;  bei  gänzlicher  Rückzahlung 
muss  das  Buch  quittirt  der  Kasse  belassen  werden.  Bei  jeder  Theilzahlung 
werden  die  bis  dahin  nach  den  Besiimmuniien  des  §.  23  fälligen  Zinsen  der 
ganzen  beziehungsweise  der  Resteinlage  gezahlt,  so  dass  die  Verzinsung  sich 
nur  noch   auf  die    Resteiiilage   erstreckt. 

§.  26.  Die  Kündigungen  Seitens  der  Kasse  werden  unter  .Angabe  der 
INumniern  und  des  Betrages  des  Sparkassenbuches  unter  inuehaltung  der  Kündi- 
gungsfrist   durch    das    Amtsblatt    der    Ivöniglicheu    Regierung    zu    ^"^  iesbaden 
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ölTcntlicIi  ht-kuniit  ^^cmuclit.  Die  Kuii(iii>;uii||j:  Seitens  der  Kinlei.'er  erfolgt 
unter  Vorlegung  des  Sparkussenbticlies  bei  der  SporUasse,  wonäc!  st  das  Bucb, 
mit  dem  Kündigiirigsveriiicrke  versehen,   dem  l'rüsentanten  zuruckuegeben  wird. 

§.  27.  Die  g<'kiin(lit,Men  und  zur  Nerfallzeit  nicht  ahirelidltencn  |{elr<ii;e 
werden    bis   zu    ilirer    Aiiszalilunü^    niclil    verzinst. 

Die  Kin-  und  ltti(-ksen<iun<(  der  Sparkassenbücher  bei  der  Kundiüuiig 
und    bei    der    l!uckziiiilun<(   erfolgt    auf  (lel'abr  und    Kosten  der    Inhaber. 

§.  2b.  Die  Bestünde  der  Sparkasse  müssen ,  soweit  nicht  ein  Haar- 
bestand  disponibel  gehalten  werden  muss,  so  bald  wie  möirlich  verzinslich 
derartig   angelegt  ^verden,   dass   durch  diese  Zinsen  bestritten    werden    können  : 

1)  die    Zinsen,   welche   die    Kasse    ihren  (iläubigern   zu    zahlen    %er|»llichtet    ist: 

2)  die  N  erwallutigsk(»sten ;  '.^)  ein  nach  und  nach  anzusammelnder  Keservefonds, 
über  dessen  Höhe  die  Komniunalslände  unter  (lenehmiiTUiig  des  Ober-Priisidenten 
zu    bestimmen    haben. 

Sofern  der  Reservefonds  die  erforderliche  Hohe  erreicht  hat,  haben  die 
Kommunalstände  zu  bestimmen,  wie  die  jährlichen  üeberschüsse  verwendet 
werden   sollen. 

§.  29.  Die  Belegung  dieser  Bestände  mit  Einschluss  des  Beservefonds 
darf  nur  erfolgen:  1)  durch  Ausleihung  und  zwar:  a)  gegen  hypothekarische 
Verpfändung  inneriialb  der  ersten  Werthshälftc  von  ländlichen  oder  städtischen 
Hrundstücken  mit  Ausschln>s  von  Zechen  und  Beri>\verken.  Diese  Darlehne 
können  auf  Amortisation  ,  Batenzahlung  oder  auf  bestimmte  Zeiten  mit  oder 
ohne  vorgängige  Kündigung  bewilligt  werden;  b)  gegen  spätestens  nach  drei 
Monaten  fällige  Wechsel,  wenn  ausser  dem  eiüenllich  Verpllichteten  zwei 
sichere  und  solide  ^'erptlichtete  wechselmässig  und  solidarisch  für  Kapital, 
Zinsen  und  Kosten  die  Verhaftung  übernehmen:  c)  gegen  Beleihung  von 
preussischen  Staats-  oder  vom  preussisclien  Staate  garantirten  Papieren,  von 
Papieren  au  porteur  des  Norddeutschen  Bundes,  von  Papieren  dieser  .Art, 
für  welche  der  Kommunalverband  die  Garantie  übernommen  hat ,  von  Pfand- 
briefen ,  welche  von  altländischen  Kreditverbänden  emittirt  worden  sind,  und 
endlich,  was  jedoch  nur  bis  zum  Ende  des  Jahres  1879  zulässig,  von  Papieren 
au  porteur,  welche  von  den  Staaten  Messen,  Baden,  Bayern  und  Württem- 
berg direkt  oder  unter  Garantie  dieser  Staaten  emittirt  sind.  Darlehne  dieser 
Art  dürfen  höchstens  auf  die  Dauer  von  drei  Monaten  und  stets  nur  so  ge- 
währt werden,  dass  ihr  Betrag  mindestens  fünfzehn  Prozent  hinter  dem  .Nominal- 
werth,  oder  wenn  der  Courswerth  niedriger  ist,  hinter  diesem  zurückbleiben 
muss.  Ueberdies  muss  das  Darlehn  durch  Wechselverbindlichkeit  des  Darlehns- 
nehmers  gesichert  sein;  d)  gegen  Verpfändung  von  Hypotheken,  welche  in 
der  unter  a.  bezeichneten  Weise  sicher  gestellt .  und  welche  eventuell  der 
Sparkasse  zu  cediren  sind,  höchstens  auf  die  Dauer  von  drei  )Ionalen:  e)  ge- 
gen Schuldschein  längstens  auf  ein  Jahr  mit  dem  Rechte  gegenseitiger  ein  viertel- 
jährlicher Kündigung,  wenn  zwei  sichere  und  solide  Einwohner  des  Regierungs- 
bezirks Wiesbaden  unter  Verzicht  auf  die  Einreden  der  gegen  den  Haupt- 
schuldner zu  erhebenden  Vorausklage  und  der  Theilung  unter  Mitbürgen  für 
Kapital,  Zinsen  und  Kosten  solidarisch  Büreschaft  leisten;  f)  vorübergehend 
in  laufender  Rechnung  an  kommunalständische  .Anstalten  oder  an  wohlthätige 
Anstalten,  Institute  und  Vereine,  soweit  bei  denselben  der  kommunalständische 
Verband    interessirl    ist,    unter    der   Voraussetzung,   dass    die   Stände    hierfür 
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die  Garantie  übernehmen;  2)  durch  Ankauf  der  unter  Ic.  bezeichneten  Papiere, 
jedoch  mit  Ausschluss  der  hessischen,  badischen,  bayerischen  und  württem- 
bergischen; 3)   durch   zinsbare  Belegung  bei   der  preussischen   Bank. 

Der  von  dem  Ober-Präsidenten  zu  genehmigende,  periodisch  zu  fassende 
Beschluss  der  Kommunalstände  resp.  des  Ausschusses  derselben  bestimmt,  in 
welchem  Verhältniss  diese  verschiedenen  Arten  der  Belegungen  stattzufinden 
haben. 

§.  30.  Bis  durch  das  Gesetz  ein  Anderes  bestimmt  wird,  ist  die  Spar- 
kasse verpflichtet,  die  gerichtlichen  Geld-Depositen  unter  den  in  §.  20  des 
Gesetzes  vom  16.  Februar  1849  und  in  den  erläuternden  Bestimmungen  desselben 
aufgestellten  Bedingungen  anzunehmen,  und  finden  die  vorstehenden  Vor- 
schriften, soweit  diese  von  den  gedachten  Bestimmungen  abweichen,  auf 
diese  Belegung  keine  Anwendung. 

Die  Berechtigung  und  Verpflichtung  der  Landesbank  zur  Annahme  dieser 
Depositen   hört  mit  dem    1.   Januar   1870  auf. 

Abschnitt   IV. 

§.  31.  Bis  zur  anderweiten  Organisation  der  Landesbank  in  Gemäss- 
heit  der  Beschlüsse  des  Kommunal- Landtages  (§.  1),  jedoch  höchstens  bis 
zum  1.  Januar  1872,  behält  es  bei  der  bisherigen  Art  der  Geschäftsführung, 
insbesondere  der  Funktion  der  mittelbaren  und  unmittelbaren  Staatsbeamten, 
im  Interesse  der  Bank  und  der  Sparkasse  sein  Bewenden.  Ob  und  in  welchem 
Umfange  diese  Beamten  von  da  ab  für  die  Kassen  mitzuwirken  haben,  hängt 
von  der  Bestimmung  der  Königlichen   Staatsregierung  ab. 

§.  32.  Die  Direktion  der  Landesbank-Kasse  ist  verpflichtet,  jedes  Jahr 
mindestens  einmal  den  Vermögensstand  der  Landesbank  und  der  Sparkasse 
in  dem  Amtsblatt  der  Königlichen  Begierung  zu  Wiesbaden  bekannt  zu  machen. 

Alle  diesem   Gesetze   entgegenstellenden    Bestimmungen   sind   aufgehoben. 

§.  33.  In  Betreff  der  administrativen  Exekutionsbefugniss  für  die  Landes- 
bank  behält  es   bei  den  bisherigen   gesetzlichen  Bestimmungen  sein  Bewenden. 


IV. 

Gesetz  über  ICrrichtune^  einer  liaiides-Uredit-Hasse  im  Oross- 
herzog^thuin  l§achseii-ll^eimar  vom  17.  IVovember  1869. 

§.  1.  Für  das  Grossherzogthum  Sachsen  -  Weimar- Eisenach  wird  eine 
Landes- Kredit- Kasse  errichtet,  welche  den  Zweck  hat,  zu  Förderung  des 
Real- Kredits  (Jeld  verzinslich  auszuleihen,  zugleich  aber  auch  verzinslich 
aufzunehmen. 

Dieselbe   hat   ihren   Sitz   in    Weimar. 

§.  2.  Die  Landes-Kredit-Ka.sse  ist  eine  unter  dem  Jiinisterial-Departe- 
ment  des  Innern  stehende  Staatsanstalt.  Der  Staat  haftet  für  die  Verbindlich- 
keiten derselben.  Die  Anlegung  vormundschaftlicher  Gelder  bei  derselben 
ist  erlaubt. 

§.  3.  Die  Landes -Kredit- Kasse  wird  von  einem  Norsland  eeleitet, 
welcher  aus  drei  Slitgliedern    zusammengesetzt  ist. 
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Dem    Vorslmid    isl 
<'iii    Kassirer,    ein    Uiiclihiilli  r    niiil    iiiu  li    Heilurf  ein    Knufrolciir ,    "»(»wi«- 
(Ins   soiisl   iKillii::«'    lliiirs-rcrsniKil 
ht'iziipchcii. 

Die  iMilülieder  <ics  Vursliiiidcs,  der  Kassirer,  liucliliiilter  und  Koiitroleiir 
weiden  v<ni  Uns  ernannt,  das  llnifs-i'ersonal  wird  von  dem  Slaats-Ministfrinni 
(§.    2)   angenommen. 

§.  4.  Der  Laiidtatr  ernnint  /.wei  sliindiüe  Kommissare  zu  L'eberwaeliung 
der  Landes  -  Kredit  -  Kasse  nnd  ihrer  Orj^aiie.  Diesen  Kommissaren  sieht  das 
Heelil  zn ,  jederzeit  Hinsieht  von  den  Biiehern  und  Akten  der  Anstalt  zu 
nehmen,  von  dem  N'orstaiid  AnsluinCt  iiher  den  Stand  der  Geschäfte  im  All- 
^remeinen  und  iiher  einzelne  (j'esehiillsgeji^eiislaiuh^  zu  erCordern,  den  Kassen- 
Kevisiorien  heiziiwohnen,  etwaij>e  ()rdnnn<>swi{iri<j;Keilen  hei  dem  Staats-.Ministe- 
rium  zur  Anzeii^e  zu  hringen  und  in  (jemeinsehan  mit  lelzlerni  die  jahrlieh  zu 
legende   Hcchnung  abzuhören   und   zu  justiliziren. 

Die  justifizirte  Hechnung  ist  demnächst  dem   Landtag  mitzutheilen. 

§.  5.  Die  Grossherzoglichen  Rethnunusiimter ,  mit  Ausnahme  des  am 
Sitz  der  Landes-Kredit-Kasse  helindliehen  Hechnnnüsamtes,  bilden  die  Agen- 
turen der  Landes-Kredit-Kasse  und  sind  insoweit  dem  N'orsland  der  letztem 
untergeordnet.  In  dem  Disziplinar-\  erhäifniss  derselben  zum  Finanz-Departe- 
ment des   Staats-iMinisferiums  wird   hierdurch   etwas   nicht  geändert. 

Disciplinar-Massregeln  gegen  dieselben  sind  daher  auch  von  der  Landes- 
Kredit-Kasse  bei  dem   Finanz-Departement   zu   beantragen. 

Die  Rechnungsämter  empfanden  für  ihre  im  Interesse  der  Landes-Kredit- 
Kasse  Staltlindende  .Miiliwallung  eine  von  dem  Ministerial- Departement  des 
Innern  im  Kinvernehmen  mit  dem  Finanz-Departement  festzustellende  Heniune- 
ration.  Die  Bezirks  -  Direktoren  und  (jemeindevorstände  haben  die  Landes- 
Kredit-Kasse  auf  Angehen   thunlichst  zu   unterstützen. 

§.  6.  Die  Ueberschüsse  der  Landes-Kredit-Kasse  dienen  zunächst  zur 
Bestreitung  des  Verwaltungsaufwandes  bei  derselben,  im  üebrigen  aber  bis 
auf  weitere  Vereinbarung  mit  dem  Landtag  zu  Ansammlung  eines  Reserve- 
Fonds,  welcher  den   Z^yeck  hat,   etwaige  Verluste   zu   übertragen. 

§.  7.  Die  Landes-Kredit-Kasse  leiht  an  Angehörige  des  Grossherzogthums 
ffegen  Bestellung  .«jenügender  Sicherheit  durch  im  Grossherzoglhum  belegene 
Grundbesitzungen  oder  den  Grundstücken  gleichgestellte  Berechtigungen,  sowie 
an  inländische  Gemeinden  unter  den  für  vornuindschaftliche  Gelder  geltenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  Kapitale,  jedoch  nicht  unter  50  Thalern,  ver- 
zinslich mit  der  Bedingung  aus,  dass  in  der  Rejrel  nicht  unter  ^/^i  Prozent 
jährlich,  neben  dem  Ueberschnss  des  fortlaufenden,  vom  ganzen  ursprüng- 
lichen Kapital  zu  zahlenden  Zinsenbetraes ,  zur  Tilgung  des  Kapitals  ver- 
wendet werde. 

§.  8.  Der  jährliche  Zins  für  die  verliehenen  Kapitale  beträgt  regelmässiir 
ein  halbes  Prozent  mehr,  als  von  der  Landes-Kredit-Kasse  für  die  von  ihr 
aufgenommenen   Kapitale  verwilligt  wird  (§.   15). 

Derselbe  ist  bis  auf  Weiteres  zu  4^/4  Prozent  festgesetzt  und  ist  zu- 
gleich mit  der  Tilgungs-Rate  bei  Kapitalen  von  2000  Thalern  und  darüber 
in  einvierteljähriyen,  bei  Kapitalen  unter  2000  Tlialern  in  halbjährigen  Ter- 
minen,   bezüglich  am  2.  Januar,    l.   April,   1.   Juli   und    1.   Oktober  zu   ent- 


Nationalökoiiomische   Gesetzgehuiig.  215 

richten.  Die  auf  die  Z^vischenzeit  vor  diesen  Tagen,  für  welche  eine  Tilgungs- 
Rentc  nicht  zu  zahlen  und  zu  berechnen  ist,  fallenden  Zinsen  sind  bei  der 
Auszahlung  des   Kapitals   an   den   Schuldner  zu   kürzen. 

Eine  Erhöhung  des  Zinsfusses  findet  nur  mit  Unserer  Genehmigung  statt, 
erstreckt  sich  dann  aber  auch  auf  die  bereits  vorher  verliehenen  Kapitale 
dergestalt,  dass  bei  den  letzteren  die  Erhöhung  von  dem  sechs  Monate  nach 
Bekanntmachung  der  diesfallsigen  Verfügung  eintretenden  ersten  allgemeinen 
Zinszahlungs-Termin   ab  erfolgt. 

Im  Fall  einer  Zinserhöhung  ist  der  Schuldner  nicht  verpllichtet ,  neben 
dem  erhöhten  Zins  die  volle  stipulirle  Amortisations-Rate  zu  zahlen,  sondern 
kann  eine  verhältnissmässige  Reduktion  derselben,  jedoch  höchstens  bis  auf 
V2  Prozent  des  schuldigen  Kapitals ,   verlangen. 

Eine  Ermässigung  des  Zinsfusses  kann  von  dem  Vorstand  der  Anstalt 
allein  beschlossen  werden,  jedoch  gehört  zu  einem  solchen  Beschluss  Ein- 
stimmigkeit der  Vorstandsmitglieder;  sie  hat  auf  die  bereits  verliehenen  Kapitale 
denselben  Einfluss   wie   eine  Erhöhung. 

§.  9.  Die  Kapitale  sind  von  Seiten  der  verleihenden  Kasse  in  der  Regel 
unkündbar. 

Die  Zurückziehung  derselben  ist  jedoch  nach  vorsusgegangener  drei- 
monatlicher Kündigung  gestattet: 

a)  sofern    der    Schuldner    seine    vertragt.niässigen    Verbindlichkeiten    nicht 
gehörig   und   pünktlich   erfüllt, 

b)  wenn  der  Schuldner  in   Konkurs  verfällt. 

Von  Seiten  des  Erborgers  sind  die  Kapitale  jeder  Zeit  einer,  jedoch 
nur  am  2.  Januar  und  1,  Juli  zulässigen,  sechsmonatlichen  Kündigung  unter- 
worfen ,   sofern   nicht  hei  der  Erborgung  etwas   Anderes  bedungen   worden. 

§.  10.  Die  zu  bestellende  Sicherheit  soll  regelmässig  der  für  Aus- 
leihung vormundschaftlicher  Gelder  geordneten  gleich  sein.  Die  Landes- 
Kredit-Kasse  darf  indess  ein  Fünftheil  des  Unterpfandes  nachlassen ,  wenn 
die  besondere  Zuverlässigkeit  und  wirthschaftliche  Tüchtigkeit  des  Erborgers 
nachgewiesen  ist,  das  Unterpfand  zur  ersten  Hypothek  eingesetzt  wird  und 
wenigstens  in  der  Höhe  des  Darlehns  aus  Feld-,  Wiesen-  und  Garten-Grund- 
stücken  besteht. 

§.  11.  Die  Gesuche  um  Verwilligung  von  Atilehen  sind  von  den  Be- 
iheiligten bei  dem  Grossherzoglichen  Rechnungsamt,  in  dessen  Bezirk  die 
dargebotenen  UnterpfandstücUe  belegen  sind,  und  was  den  Bezirk  des  Hechnungs- 
amles  Weimar  betrifft,  bei  der  Landes-Kredit-Kasse  unmittelbar  unter  Ueber- 
reichung  der  von  den  verptlichteten  Orts -Taxatoren  ausgefertigten  und  von 
dem  Gemeindevorstand  legalisiiten  Würderungsscheine  über  die  zum  Unter- 
pfand bestimmten  Gegenstände,  so  wie  der  Erwerbsurkunden,  Steuer-Kataster- 
Auszüge  und  —  bei  Gebäuden  —  der  Brandversicherungs-Scheine  anzubringen, 
unter  gleichzeitiger  Erklärung  über  die  Höhe  der  zu  übernehmenden  Tilgungs- 
Rente,  demnächst  aber  von  dem  Rechnungsamt  nach  Massgabe  einer  zu  er- 
theilenden  Instruktion  gehörig  vorbereitet  an  die  Landes- Kredit- Kasse  zur 
Schlussfassung  einzusenden. 

§.  12.  Unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  sind,  wenn  es  in  dem  Augen- 
blick an  iVlitteln  gebricht,  um  alle  Darlehnsuchenden  zu  befriedigen,  die  nach- 
gesuchten kleineren   Darlehne  vorzuziehen. 
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§.  i;{.  Dil!  Laiidcs-Krodit-Kossc  i?.l  /,u  Ahlcliiiun-  mmi  |),ii  Iclnistf csnf hcii 
ohnr  weitere   Aiij(iil)e   vnii    (Irdiidcn    hcreelilifft. 

§.  II.  ^Vi^(l  duifcrjjeri  die  Gewaliniiit  des  Uurleliiis  von  <ler  l.uiide.s- 
Krcdil-Kas.se  l)esclil().s.seii  ,  so  iNl  aiicli  hiervon  das  helrellende  lUMliiinnirsamt 
licliiirs    der    Ifeselieidunü    des    Darlelinsiicliers    zu   beiiacliriclitiifen. 

Die  Auszahlunjj  des  Kapitals  und  die  demnachslitje  Einzaiilunj^  der  Zinsen, 
sowie  die  HiicUzaliliin«,'-  des  Darlehns  lindct ,  sofern  und  solange  niclit  etwas 
Anderes  hestimml  ist,  in  den  riescliärtsraiinicn  der  Landes- Kredit-Kasse  oder 
der   Agenturen   derselheji   (§.   5)   statt. 

§.  15.  Die  I.andes-Kredit-Kasse  nininil  zu  (ic\vinnun<;  der  .>lillel  liir 
ihre  Ausleihungen  mit  2')  llieilbare  Kapitale,  jedoeli  im  Betrag  von  nicht 
niiler  100  Thalerii  ,  gegen  Selinldveischreihuiigen  anlehnsweise  anl',  welche 
nach  Wunsch  des  (Jläuhigers  entweder  auf  den  .Namen  oder  auf  den  Inhaber 
ausgestellt  werden. 

Die  Schuldverschreibungen,  welche  auf  den  Namen  lauten,  können  jeder- 
zeit in  Scbuldverschreibnngen  ,  welche  auf  den  Inhaber  lauten,  und  die  auf 
den  Inhaber  lautenden  Sebuldverscbreibungen  in  Scluildversehreihiingen  auf 
den  Namen  lautend  umgewandelt  werden.  Die  Umwandlung  der  auf  den 
Inliaber  lautenden  Schuldverschreibungen  erfolgt  ohne  weitere  Trufung  der 
l.egilimalion  des  Inhabers.  Bei  der  Umwandlung  der  auf  den  Namen  lautenden 
Schuldverschreibungen  in  Obligationen  auf  den  Inhaber  ist  die  Kredit-Kasse 
zwar  berechtigt,  aber  nicht  verpilichlel,  über  die  Identität  der  die  Umwandlung 
beantragenden  Person  mit  der  in  den  Biicberu  der  Anstalt  als  Inhaber  der 
Kapital- Forderung  eingetragenen   Person   Aachweisung  zu  verlangen. 

Die  der  Landes-Kredit-Kasse  für  solche  Umwandlungen  zu  vergiitenden 
Kosten   werden   von   der  Verwaltung   festgestellt. 

Die  Anlehen  sollen  rea^elmässig  und  bis  auf  Unsere  weitere  Beslimmung 
mit  4'/4  Prozent  auf  das  Jahr,  und  zwar  bei  Posten  von  1000  Thalern  und 
darüber  in  halbjährigen  Terminen,  bei  Posten  unter  1000  Thalern  in  jähr- 
lichen Terminen,  verzinst  werden  und  in  der  Regel  einer,  beiden  Tbeilen 
freistehenden  halbjährigen,  jedoch  nur  am  2.  Januar  und  1.  Juli  zulässigen 
Kündigung     unterliegen. 

Auf  Grund  eines  einsfiirimigeu  Beschlusses  des  Vorstandes  der  Landes- 
Kredit-Kasse  darf  unter  Umständen  eine  andere  Kiindigungsfrist  vereinbart 
werden.  Auch  steht  es  der  Landes-Kredit-Kasse  frei,  die  Unkündbarkeit 
des  Kapitals  von  Seiten  des  Darleihers  auf  die  nächsten  zwei  Jahre  von  Zeit 
der  Einzahlung   an   zu    bedingen. 

Die  Zinszahluugs-Termine  sind  je  der  2.  Januar,  i.  April,  1.  Juli  und 
I.  Oktober;  die  auf  die  Zwischenzeit  fallenden  Zinsen  sind  bei  der  Einzahlung 
des  Kapitals   durch   den  Gläubiger  auszugleichen. 

Den  Schuldverschreibungen  sind,  unbeschadet  der  festgestellten  Kündi- 
gungsfristen, Zinsscheine,  vorerst  bis  zum  Jahr  1874,  beizugeben,  v>elche 
nach  Ablauf  jener  Zeit  von  vier  zu  vier  Jahren  gegen  Vorzeigung  des  Schuld- 
briefs erneuert  werden. 

Aus  der  Haupt- Staatskasse  an  die  Landes-Kredit-Kasse  geleistete  Vor- 
schüsse werden  wie   die  von  Privaten   anfaenommenen   Kapitale   verzinst. 

§.  16.  Zur  Giltiakeit  der  Schuldverschreibungen  ist  erforderlich,  dass 
dieselben   von   zwei  Slilgliedern   des  Vorstandes  der  Landes-Krdil-Kasse  eigen- 
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händig  vollzogen,  mit  dem  Stempel  der  letztern  bedruckt,  auch  von  dem 
Kassirer  und  Buchhalter  bezüglich  deren  vorher  bekannt  gemachten  Stell- 
vertretern mit  dem  Zeugniss  der  erfolgten  Einzahlung  und  Buchung  ver- 
sehen sind. 

Zur  Gilligkeit  der  Zinsscheine  genügt  die  im  Druck  nachgebildete  Unter- 
zeichnung eines  Direktors  und  die  Beidruckung  eines  Stempels  der  Landes- 
Kredit- Kasse. 

§.  17.  Cessiouen  der  auf  den  Namen  lautenden  Schuldverschreibungen 
erhalten  für  die  Landes -Kredit- Kasse  erst  durch  die  Ueberschreibung  der 
Schuldbriefe  auf  den  neuen  Besitzer  in  den  Büchern  der  Anstalt  und  auf 
den   Schuldbriefen  selbst  verbindliche   Kraft. 

Abhanden  gekommene,  auf  den  Xamen  lautende  Schuldurkunden  können 
für  ungiltig  erklärt  und  durch  neue  ersetzt  werden ,  v\^enn  auf  eine  von 
der  Landes -Kredit -Kasse  nach  Vorschrift  des  §.  22  in  einem  Zeitraum  von 
vierzehn  Tagen  erlassene  zweimalige  Bekanntmachung  innerhalb  dreissig  Tagen 
nach   dem    Erscheinen   des   letzten   Aufrufs   ein   Widerspruch  nicht   erfolgt. 

Hinsichtlich  der  auf  den  Inhaber  lautenden  Schuldverschreibungen  der 
Landes-Kredit-Kasse,  sammt  den  dazu  gehörigen  Talons  und  Koupons,  linden 
die  Bestimmungen  des  Gesetzes  zur  Sicherstellung  des  Eigenthums  an  den 
auf  den  Inhaber  lautenden  Staats-Schuldurkunden  des  Grossherzogthums  vom 
19.  April  1833  und  des  Gesetzes  über  die  Verjährung  zum  Besten  derjenigen, 
welchen  Staats-Schuldurkunden  auf  den  Inhaber  lautend  abhanden  gekommen 
sind,  vom   26.   April    1839,  Anwendung. 

Die  abhanden  gekommenen  Zinsscheine  unterliegen  der  Amortisation  nicht. 

§.  18.  Die  fälligen  Zinsscheine  werden  an  deren  blossen  Inhaber  ohne 
Prüfung  der   Legitimation   desselben   ausgezahlt. 

Dieselben  sollen  nicht  nur  bei  allen  Grossherzoglichen  Kassen  als  Zahlung 
angenommen,  sondern  auch  bei  den  Grossherzoglichen  Rechnungsämtern,  soweit 
deren   Baarbestände  solches   gestatten,   eingelöst  werden. 

§.  19.  Die  vier  Jahre  nach  dem  Anfall  unerhoben  gebliebenen  Zins- 
beträge  sind  zu   Gunsten  der  Landes-Kredil-Kasse  verjährt. 

§.  20.  Die  Rückzahlung  der  Kapitalien  findet  bei  Schuldscheinen,  die 
auf  den  Namen  lauten  ,  gegen  gerichtlich  oder  notariell  rekognoszirte  Quit- 
tungen der  Gläubiger,  bei  Schuldscheinen,  welche  auf  den  Inhaber  lauten, 
gegen  Rückgabe  der  Obligationen  ohne  Prüfung  der  Legitimationen  des  In- 
habers an  Letztern  in  den  Geschäftsräumen  der  Landes-Kredit-Kasse  oder 
deren  Agenturen   statt. 

Bei  der  Rückzahlung  sind  die  zu  der  betreffenden  SchuMvorschreihnng 
gehörigen,  noch  nicht  angefallenen  Zinsscheine  mit  zurückzugeben.  Soweit 
dies  nicht  geschieht,  sind  die  diesfallsigeu  Beträge  von  dem  Kapital  abzuziehen. 

Für  die  gerichtlichen  Rekognitionen  der  0"itt"iigt"i  der  Gläubiger  mit 
Einschluss  der  Bescheinigung  über  die  Legitimation  der  Nachfolger  ursprüng- 
licher Gläubiger  sollen  von  den  Grossherzogliclien  Behörden  Sportein  nicht 
berechnet  werden. 

§.  21.  Anerbietungen  von  Darleihun<>en  können  unmillelbar  bei  der 
Landes-Kredit-Kasse  oder  bei  dem  Grossherzoglichen  Rechnungsamt,  in  dessen 
Bezirk   der   Betheiligte   wohnt,  geschehen. 
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Wird  (las  Arierl)i<-l*;ii  ;iiit;rii(iiiiiiii'ii  iirnl  für  den  citiKcIneti  Füll  etwas 
Anderes  niclil  verabredet,  so  erlolel  die  Aiirialiirie  <les  Kapitals  und  beginnt 
die  Ver/.insniiff  desselben  nacli  \ Orsi  brill  des  §.  15  zu  Knde  des  dritten 
Älonals  niuli  der  Aiinabnieerklarnnü.  Auf  den  Wunsch  des  Darleiher.-,  kann 
indess  bis  ani'  Weiteres  auch  die  alsiialdii^e  Annalune  des  Kapitals  treffen  eine 
d  r  e  i  prozenliye  jälirlielit-  NCr/.insun}^  liir  die  Zeit  der  ersten  drei  Munate  ge- 
schehen. 

Ist  die  AiimeldnniT  in  dom  einen  wie  in  dem  andern  Fall  bei  einem 
{irossher/.ojjliebeii  Heelinnngsanit  erfolj^t,  so  hat  dieses  sofortii^e  Anzeige  bei 
der  Landes-Kredil-Kasse  zu  machen  und  nach  Befinden  die  F-rniiicbtiti^nnir  zu 
F^nipliingnabnie  des  Kapitals  <regen  Ausslellunu  einer  Interims  -  (Juilluriü  zu 
gewart  ijLien. 

§.  22.  Die  I5ekannliniicliungen  der  Laiides-Kredit-Kasse  in  den  ol'liziellen 
.Nachrichtsbliittern  des  Grossherzogthums  (jetzt  die  Weimarische  Zeituntr)  gelten 
auch  hinsichtlich  der  mit  dem  Institut  in  Vertrairsverhältnissen  stehenden  Per- 
sonen als  genügend  erlassen.  Namentlich  gelten  die  in  diesen  Blättern  er- 
lassenen Knndiirnngen  der  von  der  Laiides-Kredit-Kasse  aulgenommenen  Kapita- 
lien als  verbindlich  für  den  Gläubiger,  sofern  nur  hinsichtlich  der  auf  den 
Inhaber  lautenden  SchuUiverschreibungen  deren  Bezeichnung  nach  Serie  iimt 
Nummer  angegeben   ist. 

§.  23.  Die  Landes-Kredit-Kasse  ist  berechtigt,  zu  dem  Reserve-Fonds 
(§•  6)  gehörige  Baarbestände  auf  I'rioritäts-Obligationen  und  Stamm-i'rioritäts- 
Aktien  solcher  Kisenbahuen ,  welche  im  Gebiet  des  Norddeutschen  Bundes 
gelegen  und  hinsichtlich  der  gesammten  Zinsen  staatlich  bedingungslos  garau- 
tirt,  oder  deren  Stamm-Aktien  in  den  letzten  beiden  Kalender-.lahren  an  der 
Berliner  Börse  über  ihren  Neiinwerlh  bezahlt  worden  sind,  und  solche  den 
Staaten  des  Norddeutschen  Bundes  angehörige  Staats  -  Schuldbriefe ,  welche 
an  der  Börse  zu  Berlin  regelmässig  einen  Kurs  haben,  sowie  auf  Renten- 
Briefe  und  landschaftliche  Pfandbriefe  innerhalb  des  Norddeutschen  Bundes 
anzulegen,  andere  Baarbestände  jedoch,  welche  nicht  iiii  Sinn  des  Zwecks 
der  Anstalt  zeitige  Verwendung  linden,  in  eben  solchen  Papieren  nur  bis 
zur  Höhe  von  '/lo  ''^^  Betriebs -Kapitals  und  überhaupt  höchstens  bis  zum 
Betrag  von  20,000  Thalern  ,  ausserdem  für  kürzere  Zeit  auf  pupillarisch 
sichere  hypothekarische  Schuldverschreibungen  ohne  Feststellung  einer  Til- 
gungs-Rente. 

Ueber  jeden  vollzogenen  Ankauf  von  Werthpapieren  ist  den  ständigen 
Kommissaren   des  Landtags   sofort  Mittheilung  zu   machen. 

§.  24.  Das  Staats -iMinisterium  ist  mit  der  Ausführung  des  Gesetzes 
beauftragt. 


Litteratur. 


III. 

Versuch  einer  kritisclien  Itog^ineii^esehichte  der  Or>indrente. 
Von  Eduard   ISerens.     Leipzig;  1868.     399  Seiten. 

Eine  1866  von  der  historisch -pliilologischeii  Facultät  der  Universität 
zu  Dorpat  gekrönte  1^-eisschrift ,  deren  Resultat  die  vollständige  Festhaltung 
der  Ri  cardo 'sehen  Grundrententheorie  in  jeder  wesentlichen  Beziehung  ist. 
Bei  einem  Rückblicke  —  S.  268  —  auf  eine  grosse  Reihe  von  Schrift- 
stellern findet  Bereus,  dass  auch  keinem  einzuigen  Gegner  es  nur  im  Minde- 
sten gelungen  sei,  das  Princip  der  Ri  cardo' sehen  Lehre  zu  erschüttern;  die 
Meisten  haben  sogar  nur  gegen  die  praktische  Giiltigkeit  des  in  ihr  gelehrten 
Naturgesetzes  poleniisirt;  es  konnte  also  nur  der  Moment  des  Fortschrittes 
Ricardo  gegenüber  betont  werden,  während  doch  grade  Ricardo  es  ist,  der 
dies  am  ersten  berücksichtigte;  seine  Theorie  bleibe  unwiderlegt,  «so  lange 
es  nicht  erwiesen  wird,  dass  es  entweder  gar  keine  Rente  gebe  oder  diese 
auf  eine  andere  Weise  als  durch  die  Differenz  der  Productionskosteii  bei 
gleichbleibendem   Preise  gebildet  werde". 

Eingeleitet  wird  die  Berens'sche  Abhandlung  durch  ein  Vorwort 
A.  Wagner 's,  welches,  abgesehen  von  einer  unbedeutenden  formalen  Be- 
mängelung, in  jeder  Beziehung  ein  Lob  der  R  i  car  d  o'schen  Arbeit  ist. 
IJie  äussere  Gliederung  des  Buches  ist  folgende:  Einleitung  —  ältere  Ansichten 
über  die  Grundreute  —  Grundrentenlehre  der  Physiocraten  —  weitreichender  Ein- 
lluss  der  physiocratischen  Lehre  —  Darlegung  der  Ricard  o -T  h  ü  n  e  n  '  sehen 
Theorie  —  deren  Erweiterung  und  bedeutende  Anliänger  —  der  Antagonis- 
mus gegen   diese  Theorie    —    als   Anhang  statistische   iNotizen.    — 

Die  Einleitung  zu  diesem  weit  angelegten  Werke  will  wenig  befriedigen: 
sie  giebt  keinen  allgemeinen,  noch  weniger  einen  präcisen  üeberblick  der 
sachlichen  Verschiedenheiten  der  Grundrententheorie  in  wissenschaftlicher 
oder  socialer  Bedeutung,  sondern  ein  mit  oft  weit  abschweifenden  Bemerkungen 
versehenes  Tableau  der  Leidenschaften,  welche  die  oft  diametral  aus  einander 
gehenden  Anschauungen  über  die  Natur  der  Grundrente  erregt  haben.  Miiss 
es  auch  geboten  erscheinen,  auf  die  Wichtigkeit  der  qu.  Theorie  hinzuweisen, 
so  geschieht  dies  sicherlich  am  geeignetsten  durch  eine  klare  Darlegung  ihrer 
inneren  Bedeutung,  keinesfalls  aber  verdient  eine  Methode  Billigung,  welche 
einleitungsweise  ohne  irgendwelche  systematische  Behandlung  an  deu  ver- 
schiedensten  Stellen   kritische  Bemerkungen   einflicht.      Den    ganz    speciell    in 
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die  Frage  Kingewcihtcn  mag  dies  uciiii'«;r  nIuiimi,  jeder  Andere  alier  iiiiiss 
einen  unklaren  verwirrenden  l^indruek   erliallen.  Ziemlich    oder  ganz  tiber- 

nii.ssi<>  erseliieii  uns  der  'i,.  Aliselinilt  der  Kinlei(un<r.  liier  lianrjelt  es  sieh 
naniiicli  um  Lösung  der  alluerneinen  iMuge:  was  er/,en!jr(  und  hestimmt  den 
NNiM-lh?  Der  einCaehe  Salz,  dass  nur  die  Arheil  VVerlli  erzeuue  oder  dass 
die    iNatur   hlos    uatnrire  zeuge         ,    der   Mensch    dagegen    producire ,    soll 

die  ßasis  der  ganzen  Abhandlung  bilden.  Zuvörderst  drangt  sich  hiergegen 
die  Bemerkung  auf,  dass  muh  dieser  Darlegung  es  scheinen  muss  ,  als  ob 
die  Frage  •'  was  ist  (irundrenle  und  welchen  Gesetzen  unterlietit  dieselbe? 
auf  (irnud  allgenieinor  |)liilos()i)liischen  Haisonnenients  gelöst  werden  könne, 
während  j^erade  die  Grundrentenlrage  rein  itraKtiscIi,  wie  teehniseh  aulirerassl 
sein  will.  NN'as  aber  die  Art  der  Ausführung  obigen  Satzes  in  Bezug  auf 
die  Grundrente  belriin ,  so  scheint  uns  dieselbe  nicht  glücklich  zu  sein. 
Da,  wo  Berens  von  dem  Unterschiede  zwischen  S  lo  ffge  wä  li  ru  n  g  und  Pro- 
duction  handelt,  behauptet  er,  dass  die  Natur  nach  allgemeinen  Gesetzen 
unentgeltlich  wirke,  dass  an  sich  die  grössere  oder  geringere  ünlerslutzunir 
der  Natur  nicht  dem  einzelnen  Producenten  und  auch  nicht  dem  einzelnen 
lirwerbszwcige  ,  sondci  ii  nur  dem  Ganzen  zu  Gute  komme.  Ein  Salz  der 
zugegeben  werden  muss,  sobald  die  Wirkung  der  .Xaturkräfle  unbeschränkt 
ist,  —  ein  Salz,  der  die  Bedeutune:  verliert,  sobald  das  Gegenlheil  eintritt. 
Da  nun  diese  Beschränkung  in  der  Erzeugung  landwirthschaftlicher  Producte 
besteht,  —  in  welchen  Salz  sich  die  Worte  auflösen:  «dass  die  \atur  bei 
ihrer  iMannigfaltigkeit  auch  in  einem  Wirthschaftszweiije  verschieden  mit- 
wirken kann",  —  so  wird  die  gegebene  Lösung  der  auftrestellten  Frage  be- 
deutungslos. Auch  kann  nicht  unerwähnt  gelassen  werden,  dass  Bicardo 
vor  B.  in  dieser  Frage  mit  Unrecht  als  Autorität  für  seine  Behauptung 
angeführt  w  ird  ;  denn  Bicardo  behauptet  w  oh!  i  m  Gegen  sa  tze  z  u  A.  Smith, 
dass  der  Tauschwerth  eines  Gutes  sich  nicht  nach  der  Summe  der  damit 
eintauschbaren  Arbeit  bestimme,  sondern  im  Allgemeinen  nach  der  zu  dessen 
llervorbriugung  nöthigen  Arbeit,  nirgends  aber  führt  er  aus,  dass  ein  be- 
stimmtes Tauschobject  seinen  Werth  durch  die  auf  dasselbe  wirklich  ver- 
wendele  Arbeit  erhalte.  Schlagender  Beweis  ist  grade  die  Existenz  der  Boden- 
rente, da  der  Tausclnvcrth  der  betrelTenden  Producte  zwar  durch  die  Hervor- 
bringuugsarbeit  bestimmt  wird,  aber  durch  die  Arbeit,  welche  zur  Erlangung 
der  unter  den  schwierigsten  Verhältnissen  noch  zu  erzeugenden  Producte 
erforderlich    ist. 

iNach  dieser  zum  Theil  sehr  speciellen,  zum  Theil  sehr  allgemeinen  Ein- 
leitung kömmt  B.  zur  Darlegung  seiner  kritischen  Dogmengeschichte.  Referent 
schwankte  anfänglich  bei  Abfassung  seiner  in  diesen  .lahrbüchern  erschienenen 
Abhandlung  über  die  Grundrente,  ob  er  Geschichte  und  Kritik  einander 
durchdringen  lassen  oder  von  einander  getrennt,  auf  einander  folgend  zur  Dar- 
stellung brjngen  solle.  Im  Gegensatze  zu  B.  kam  ich  zu  dem  Resultate,  dass 
es  der  KlaVheit  förderlich  ist,  ja  dass  deren  Interesse  unbedingt  die  Ein- 
schlagung des  letzteren  Weges  fordert.  Man  erreicht  dann  zweierlei  Vor- 
theile ,  die  bei  Einhaltung  des  anderen  Weges  verloren  gehen  müssen. 
Zunächst  ist  es  dem  Leser  möglich,  den  Entwicklungsgang  der  Theorie  ohne 
fremde,  vielleicht  subjective  Einstreuungen  kennen  zu  lernen;  es  wird  sich 
demnach  in   seinem   Geiste   ein   klares,    mit  keinen   fremden   Farben   versetztes 
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Gemälde  der  allmäligen  Entwicklung,  also  auch  des  gegenwärtigen  Standes 
der  Theorie  hilden.  Erfolgt  aber  das  Gegentheil,  werden  alle  Augenblicke 
kritische  Zulhaten  eingestreut,  ehe  der  Leser  zu  einem  vollständigen  Ueber- 
blick  gelangt  ist,  so  kann  dies  nur  störend  wirken;  in  vielen  Fällen  werden 
moderne  Anschauungen  den  älteren  schroff,  unvermittelt  gegenüberstehen, 
selbst  die  Richtigkeit  der  kritischen  Betrachtungen  angenommen.  Aus  jenem 
ersten  Vortheil  rcsultirt  zugleich  auch  der  zweite.  Hat  der  Leser  einen  klaren 
Einblick  erlangt,  so  wird  man  bei  Erfüllung  der  kritischen  Aufgabe  freier 
und  sachentsprechender  zu  Werke  gehen  können;  man  kann,  ja  muss  schon 
Vieles  voraussetzen  und  wird  deshalb ,  ohne  Unklarheit  oder  Störung  be- 
fürchten zu  müssen,  Streiflichter  werfen ,  Parallelen  zielien  können  u.  s.  w. 
—  Man  wende  gegen  diese  Polemik  nicht  ein ,  dass  eine  wissenschaftliche 
Abhandlung  nicht  für  Anfänger  bestimmt  sei.  Das  ist  selbstverständlich;  trotz- 
dem wird  es  jedem  National-Occonomen,  der  nicht  ganz  speciell  in  die  betr. 
Frage  eingeweiht  ist,  erwünscht  sein,  eine  scharfe  Darlegung  des  geschicht- 
lichen Entwicklungsganges  zu  erhalten.  Grade  das  muss  man  von  Mono- 
graphieen  verlangen:  Zeitersparniss  für  Andere  durch  gehörige  Reproduction 
eines  complicirten   Stoffes. 

In  der  vorstehenden  Ausführung  sind  die  Mängel  angedeutet,  die  sich 
durch  das  B.'sche  Werk  hinziehen.  Bei  dieser  Gelegenheit  kann,  um  mit 
der  aligemeinen  Charakteristik  zum  Schlüsse  zu  kommen,  ein  ähnlicher  durch- 
laufender Uebelstaiid  beregt  werden.  Er  besteht  darin  ,  dass  B.  sehr  damit 
zu  kämpfen  hat,  die  wesentlichsten  Hauptgedanken  scharf  und  nackt  hervor- 
zuheben, ebenso  mit  der  nöthigen  Präcision  deren  Kritik  zu  vollziehen;  viel- 
mehr liebt  er  eine  gewisse  Breite,  die  sehr  geeignet  ist,  den  Leser  zu  er- 
müden. Dagegen  ist  gern  anzuerkennen,  dass  B.  mit  rühmlicher  Ausdauer 
bemüht  gewesen  ist,  alle  Schriftsteller  von  Bedeutung  in  den  Kreis  seiner 
Dogmengeschichte  aufzunehmen ,  ebenso  dieselben  in  oft  gelungener  Weise 
zu  krilisiren.  Dass  freilich  einer  der  bedeutendsten  Schriftsteller,  Rodbertus, 
nicht  mit  behandelt  worden,  ist  eine  empiindliche  Lücke,  da  grade  in  ihm 
viele  originelle  Anschauungen,  scharfe  Durchführungen  strittiger  Punkte,  wie 
in  einem  Brennpunkte  zusammenlaufen,  doch  darf  man  dem  Verf.  wohl  kaum 
einen  Vorwurf  machen,  da  nach  einer  Stelle  in  der  Vorrede  demselben 
?5ein    Einhiick   in   die    j^socialen   Briefe"    nicht  verstattet  war". 

Bei  einem  Referate  über  ein  Werk  wie  das  vorliegende,  das  ja  selbst 
nur  eine  Reprodiiclion  und  Kritik  der  Tlieorieen  einer  fortlaufenden  Reihe 
von  Schriftstellern  ist,  kann  es  sich  nicht  um  eine  detaillirle  Betrachtung 
der  einzelnen  Abhandlungen  handeln,  wir  werden  uns  vielmehr  mit  einem 
allgemeinen    Ueberblick   begnügen   müssen. 

Weiter  oben  wurde  zur  vorläufigen  Oiientirung  die  äussere  Gliederung 
der  B. "scheu  Abliaiidlung  reproducirt.  Von  grösserer  Wichtigkeit  ist  die 
Frage,  welche  Grundideen  B.  in  die  Entwicklung  der  Tlieorieen  hineinlegt, 
nach  welchen  leitenden  Gedanken  er  eine  Gruppirung  derselben  vornimmt? 
Diese  lernen  wir  kurz  aus  folgenden,  je  an  der  Spitze  der  einzelnen  Ab- 
handlungen  stehenden   Sätzen   kennen: 

a.  iN'ur  die   Naiur  ist  productiv   (Grundgedanke   der  Physiocralen). 

b.  Der  Mensch   producirt,  aber   auch   die  Natur,   und   das  Product  derselben 
ist  die   Rente   (Smith,   Say   u.    s.   w.). 

XIV.  15 
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c.  Allein  der  Mensch  prodiicirt ,  da  aher  die  Mitwirkunef  der  iNatur  ver- 
siliiedeii  ist,  so  sind  es  auch  die  Kosten.  Daher  die  Kentt!  ein  Kr- 
gehniss   der  Distribnlion   (h  i  e  a  rd  o -Tli  n  n  e  n 'sehe   Tlieorie). 

d.  Alles  in  Allem  der  .Menseli,  Nichts  die  .Natur,  ah(,'eselien  mhi  ihrer 
selhstv'erslandliehen    passivctn    Milw  irhniiff  fCareyj. 

Diese  Kinlheilnntf  ist  voilsliindii:  (^eeit^net ,  die  yanze  (jrundrenlenl'ratje 
in  eine  falsche,  mindestens  scliiel'e  Beleuchtung:  zu  scixen.  W^ir  kommen 
hier  wieder  auf  die  Kinpanes  bereiste  FraL'^c,  nach  welcher  es  den  Anschein 
hatte,  als  ob  die  Losunu  des  Problems  \ves<Mitlich  |)liiloso|)hischen  Characlers 
sei,  wahren<l  das  ahsolnle  (ieirenllieil  der  Fall  ist.  Wo  ist  in  der  That  irgend 
ein  westnllicher  Uiilerscbied  zwischen  b  und  (;?  Bei  c  ist  von  der  verschiede- 
nen Mitwirkung  der  .\alur  im  l'rodiictionsprocesse  die  ({ede ,  bei  b  davon, 
dass  auch  die  iNatur  prodncire.  Wirkt  nun  aber  die  Naturkrall  einmal  mehr, 
einmal  weniger,  so  kann  derselben  das  Prädicat  „productiv"  nicht  abge- 
sprochen werden,  um  so  weniger,  als  es  Falle  in  Fülle  giebt,  wo  die  .\atur 
ohne  irgend  eine  Mitwirkung  des  Menschen  producirt;  man  müsste  denn 
die  Arbeit  des  Einsanimelns  als  wesentlichsles  iMoment  betonen,  so  dass  erst 
hierdurch  der  Begrill'  55|)rodaciren"  eiilstiinde.  Kine  Anschauung  freilich, 
die  so  naiv  wäre,  dass  man  sich  der  Mühe  der  Widerlegung  für  enthoben 
erachten  könnte.  —  Wird  die  Sachlage  nicht  unendlich  klarer,  wenn  man 
die  aus  den  Anschauungen  über  die  Natur  der  landwirlhschaftlichen  Ver- 
hältnisse entspringenden  Unterschiede  greifbar  hinstellt!  Darnach  würde  der 
Unterschied  der  Smith  "sehen  und  H  i  ca  rd  o  "sehen  Theorie  einfach  in  fol- 
genden Siit/.en  liegen:  nach  Hicardo  entspringt  die  Heute  aus  der  Dillerenz 
der  Grundstückserträge  und  is(  lediglicii  Folge  abnehmender  Frucblbarkeit : 
nach  Smith  dagegen  wird  die  Landwirlhschaft  prodncliver,  die  trotzdem 
bestehende  Rente  ist  das  Resultat  starker  Nachfrage.  —  Die  Nationalökonomie 
würde  sicherlich  nichts  verlieren,  wenn  die  Ueberfülle  philosophischer  Ab- 
stractionen  in  Misscredit  käme,  wenn  man  vielmehr  die  Dinge  selbst  reden 
Hesse,  die  ihnen  zukommenden  Eigenschaften  klar  und  nackt  hinstellte.  Ist 
es  doch  eine  nicht  seltene  Erscheinung,  dass  die  hitzigsten  Debatten  auf 
philosophische  Spitzfindigkeiten  hinauslaufen,  während  im  Wesentlichen  und 
dann,  wenn  das  Gebiet  müssiger  Speculalion  verlassen  wird,  in  Fragen  prakti- 
scher Natur  —  und  diese  sind  schliesslich  doch  von  alleiniger  Bedeutung 
—  Uebereinstimmung  herrscht.  —  Im  vorliegenden  Falle  ruht  der  Schwer- 
punkt in  der  Frage:  welchen  Einfluss  hat  die  Vermehrung  der  Menschheit 
und  die  daraus  folgende  Consumtioussteigerung  auf  die  Productivität  des 
Landbaues?  Das  ist  die  Frage,  von  deren  Beantwortung  der  Standpunkt 
in  der  Grundrenlenfrage  wesentlich  bestimmt  wird.  Ausserdem  sind  noch 
von  Bedeutung  verschiedene  nationalökonomische  Sätze  über  den  Einfluss 
der  Nachfrage,  der  iMacht  des  Eigentliums  u.  s.  w. ;  sie  sind  aber  im  Ver- 
hältnisse zur  vorangestellten  Frage  von  nebensächlicher  Wichtigkeit,  sie  ver- 
halten sich  gewissermassen  wie  die  Form  zum  Inhalte.  Die  Untersuchung 
wird  daher  von  selbst  auf  das  Gebiet  der  Statistik  geführt;  hier  ist  der  einzige 
Schlüssel  zur  endgültigen  Lösung  der  Frage  verborgen.  B.  hält  die  Schwierig- 
keiten in  solchem  Masse  überwiegend,  dass  er  erst  am  Schlüsse  der  Ab- 
handlung einige  statistische  Notizen  mitlheilt,  jedoch  ohne  dass  er  unter- 
nimmt,  ein  bindendes  Ergebniss  zu   erzielen.      Und  doch  ist  ohne  ein   solches 
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eine  definitive  Entscheidung  der  Grundrentenfrage  nicht  zu  ermöglichen,  — 
ein  positiver  Standpunivt  kann  nur  durch  die  Hülfe  der  Statistik  erlangt  werden. 
In  welcher  Weise  Heferent  versuchte,  einen  solchen  zu  gewinnen,  wird  den 
Lesern  seiner  Abhandlung  erinnerlich  sein. 

Dass  die  oben  besprochene  B.'sche  Eintheilung  das  Wesen  der  Sache 
nicht  erschöpft,  geht  ferner  noch  daraus  hervor,  dass  er  Carey  als  den- 
jenigen bezeichnet,  welcher  der  Mitwirkung  der  Natur  fast  keine,  eben  nur 
eine  passive  Mitwirkung  heimesse.  j^Alles  in  Allem  ist  der  Mensch."  Wenn 
auch  Carey  einen  Hauptnachdruck  auf  die  fortschreitende,  auf  die  mehr 
und  mehr  erstarkende  Associalionskraft  des  Menschen  legt,  so  betont  grade 
er  auf  der  anderen  Seite  mehr  als  irgend  ein  anderer  Schriftsteller  die  damit 
Hand  in  Hand  gehende  Mitwirkung  der  Natnrkräfte.  Beruht  doch  seine  ver- 
meintliche Widerlegung  Ricardo 's  nur  auf  dem  Satze,  dass  der  Mensch  nicht 
gezwungen  werde,  seine  Arbeitskraft  auf  die  Bebauung  unfruchtbareren  Bodens 
zu  verschwenden.  Es  liegt  hier  also  der  iNachdruck  gl^ichmässig  auf  dem 
Eintlusse  der  Menschen-   und   der  Aaturkraft. 

Noch  ein  Wort  über  die  B.'sche  Kritik  der  Carey 'sehen  Theorie  sei 
gestattet.  Sie  gehört  zu  den  weniger  gelungenen  Theilen.  Das  Streben,  die 
Auslassungen  jenes  originellen  Denkers  als  ausnahmslos  verfehlt  hinzustellen, 
sind  unfruchtbar;  es  ist  manches  Korn  Wahrheit  darin  enthalten,  wofür 
die  Wissenschaft  Dank  schuldet,  wenn  auch  in  letzter  Linie  die  Ca  rey 'sehe 
Kritik  der  Grundrenlentheorie  weit   über  sich,  in's  Schattenhafte  hinausgreift. 

Weimar.  Dr.   Trunk. 


IV. 

Staatswirthschaftliehe  Untersuchiini^en  von  Dr.  Friedrich 
Bened.  Wilh.  v.  Hermann,  k.  bayer.  Staatsrath  im  o.  Dienste, 
0.  ö.  Universilälsprofessor  und  Vorstand  des  stallst.  Bureaus  u.  s.  \v.  Zweite 
nach  dem  Tode  des  Verfassers  erschienene,  vermehrte  und  ver- 
besserte Auflage.     Münclien  1870.     E.  A.  Fleischniann'sche  Buchhandlung. 

Dieses  Buch  erschien  zuerst  im  Jahre  1832  und  fand  damals  unter  der 
deutschen  Gelehrtenwelt  wegen  der  scharfsinnigen  Genauigkeit  und  umsich- 
tigen (iründliclikeit ,  womit  die  darin  enthaltenen  Abhandlungen  gearbeitet 
waren,  allseitigen  Beifall.  Um  die  Mitte  der  vierziger  Jahre  vergrilfeu,  wie 
die  Vorrede  der  jetzigen  Ausgabe  berichtet,  wurde  es  vom  ^  crfasser,  welcher 
in  dem  dazwischen  liegenden  langen  Zeiträume  zu  mannichfaltigen  und  wich- 
tigen Amisstellungen  berufen  wurde,  erst  in  den  letzten  Jahren  zu  neuer 
Auflage  umgearbeitet,  jedoch  von  diesem  selbst,  da  ihn  der  Tod  nach  kurzer 
Krankheit  aus  einem  reichen  und  langen  Lei)en  hiuwegnahm,  nicht  zum  Ab- 
sciiluss  gebracht.  Es  ist  somit  ein  unvollendetes  ^^  erk ,  w  elches  von  den 
Herausgebern,  Dr.  Helferich  und  Dr.  Mayr,  dem  riiblikum  zugänglich 
gemacht  wird;  indessen  ergiebt  die  Vorrede,  dass  der  Verlasser  selbst  die 
Absiciit  hatte,  die  im  Ganzen  unbearbeitet  aus  der  ersten  Ausgabe  herüber- 
genommenen Abschnitte  in  der  Hauptsache  unverändert  wieder  abdrucken 
zu  lassen.  Es  sind  dies  die  Abhandlungen  über  den  Gewinn,  das  Einkommen 
und    den  Verbrauch   der    Güter;    ungefähr  <las  (ileiche   gilt   auch  von   der  Ab- 

15* 
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hiiiulluiig  iihcr  den  Preis.  Die  Ahliaiulliing  über  den  Lolin  i^t  formell  neu, 
j(;(i()ili  nn\  (»Hendel;  es  l'eliit  die  l-lroitcniiin:  der  Kin\\  iikini'/ .  wiUlie  der 
Lohn  von  Seilen  des  Aiisirehols  der  Aiheil  oder  von  den  Arheitirn  selbst 
irfaliil.  Die  ersten  lünl'  Absclinille  das^eKcn  —  Grnndlepnng ,  Hediirfnisse, 
(iiiter,  Wirliiselialt ,  i'rodnclion  —  sind  vom  Verfasser  dnrebgehends  neu 
gearbeitet  und  aneli  in  der  llanptsaclie  drurkfcrlig  bintcrlassen  worden,  in 
ihnen  coneentrirt  sich  daher  vorwiegend  die  Verscliiedeiiheit  der  zweiten 
Auflage  von  der  ersten,  insbesondere  die  Vermebrnnjr  des  (jcsamnitumfantjres, 
der,  ohne  Anrechnnnt^  des  grosseren  Formals  der  7-vveilen ,  von  37  1  auf 
(J37  Seiten  gestiegen  ist.  Kndlieli  ist  auch  der  jetzigen  Ausgabe  ein  sehatzens- 
werlhes  Verzeiehniss  der  Werke,  Abhandlungen  und  Hecensionen  llermanrrs 
beigegeben. 

Wir  müssen  unser  gerade  dureli  die  Leclüre  des  Bnelies,  insbesondere 
des  vom  Verfasser  selbst  besorgten  Theiles  bestätigtes  Bedauern  darüber  aus- 
sprcehen,  dass  derselbe  nicht  seine  wissenschaftliehe  Müsse  zur  Abfassung 
eines  Werkes  von  mehr  praklisebem  Inhalte  verwandte,  wozu  eerade  er 
bei  dem  grossen  neiehliium  seiner  praktisehcn  Kenntnisse,  bei  seiner  rtiehen 
Geschäftserfahrung  und  hei  der  sorgsamen  firümilielikeit  seines  Wesens  ganz 
besonders  berufen  gewesen  wäre;  ein  ^^'erk  von  Hermann,  etwa  wie 
Porters  Progress  of  the  nation,  über  die  P^ntwickiung  und  die  Zustände  des 
deutschen  Wirthschaftslebens  wäre  sicherlich  allgemein  erwünscht  gewesen 
und  würde  zu  dem  VortrelTlichsten  gehört  haben,  was  in  dieser  Art  er- 
schienen ist.  Das  vorliegende  Werk  ist  rein  theoretisch;  es  behandelt  mit 
ungemeiner  Ansführlichkcit  die  allgemeinen  GrnndbegrilVe  und  Grundlehren 
der  Wirthschaft  und  es  sind  nur  in  die  theoretische  Untersnchung  als  Bei- 
spiele und  zur  Belehrung  praktische  Bemerkungen  und  Ausführungen  ein- 
geflochten, wobei  wir  bemerken  müssen,  dass,  abgesehen  von  der  Grund- 
legung, gerade  in  jenen  letzteren  hauptsächlich  die  Umgestaltung  der  neuen 
Auflage  zu  suchen  ist.  Dieser  Theil  der  Arbeit  bietet  aus  den  Erfahrungen 
des  täglichen  Lebens  und  aus  verschiedenen,  insbesondere  technischen  Wissens- 
gebieten ein  mannichfaltiges ,  höchst  schätzbares  Material  der  Belehrung  dar 
und  muss  in  nicht  geringem  Grade  das  Interesse  der  Leser  gewinnen.  Von 
dieser  Seite  betrachtet  ist  das  Werk  eine  höchst  werthvolle  Leistung,  die 
dem  Verfasser  bei  der  einsichtsvollen  und  beharrlichen  Art  seines  Wesens 
besonders  gelingen  musste. 

Wir  würden  jedoch  unserer  Pflicht  schlecht  genügen ,  wenn  wir  über 
der  Bewunderung  dieser  Vorzüae  die  Frage  vergässen ,  ob  das  Werk  auch 
seinem  theoretischen  und  principiellen  Inhalte  nach  dem  jetzisen  Standpunkte 
der  Wissenschaft  entspricht  und  einen  Fortschritt  derselben  begründet?  Diese 
Frage  muss  verneint  werden.  Vor  nahezu  40  Jahren  waren  die  subtilen 
Untersuchungen  Hermann's  eine  hervorragende  Erscheinung;  jetzt  dagegen 
verlangt  das  Leben  Leistungen  anderer  Art.  In  dem  letzten  Decennium  be- 
sonders ist  die  moderne  Kultur  und  damit  die  Theorie  des  socialen  Lebens 
in  ein  neues  Stadium  eingetreten,  in  welches  Hermann,  wie  sein  Werk 
zeigt,  nicht  mit  eingetreten  ist.  Hermann  war  kein  Mann  der  grossen 
Ideen,  wohl  aber  von  klug  rechnendem  Verstände  und  niichterner  Erwägung 
des  Privatnutzens;  eine  Untersuchung  der  grossen  gesellschaftlichen  Ver- 
hältnisse,   welche    in   geschichtlicher  Entwicklung    das  Wirthschaffsleben   der 


Litteratur.  225 

Völker  bestimmen,  lag-  ihm  fern.  Sein  Standpunkt  ist  der  des  gebildeten 
Praktikers  und  Geschäftsmannes,  der  die  grossen  Verliältnisse  als  begeben 
annimmt  und  in  der  geschäftlichen  Sphäre  die  Regeln  der  Oekonomie  buch- 
halterisch 7A\  durchdringen  strebt.  Sein  Werk  enthält  mit  einem  Worte 
nicht  Staats-  oder   volks-,   sondern   privatwirthschaftliche   Untersuchungen. 

Hermann  hatte  keinen  richtigen  Begriff  von  der  Wirthschaft;  wir 
weisen  darauf  besonders  hin,  weil  gerade  auf  dieser  irrlhünilichen  Grundlage 
neuerdings  von  gewisser  Seite  weiter  zu  hauen  versucht  wird.  Er  definirt 
die  ^A  irthschaft  als  die  quantitative  (Jeberwachung  der  Herstellung  und  Ver- 
wendung der  Guter  in  einem  gesonderten  Kreise  von  Bedürfnissen:  das  gilt 
zunächst  für  die  Einzelwirthschaft ,  allein  die  Volkswirthschaft  ist  nach  ihm 
nur  ein  Aggregat  von  Einzelwirthschaften.  Hier  ist  nun  zuvörderst  zu  be- 
merken, dass  Hermann  keinen  Massstab  angiebt  für  jene  (juantitative  Be- 
messung; offenbar  kann  dies  nur  der  Werth  sein,  allein  den  Werth  leitet 
er  aus  der  Brauchbarkeit  ab,  welche  aber,  wie  er  selbst  einräumt,  keinen 
allgemeinen  Slassstab  abgiebt.  Seine  „Grösseniehre  der  Güter" ,  was  nach 
ihm  wie  nach  Anderen  die  Wirthschaftslehre  sein  soll,  schrumpft  daher  zur 
Anwendung  der  banalen  Regel  zusammen,  mit  vorhandenen  Jlitteln  möglichst 
viel  auszurichten.  Diese  Regel  ist  freilich  nicht  unwahr,  aber  sie  trifft  so 
wenig  das  besondere  Princip  der  Wirthschaft,  dass  sie  vielmehr  nur  ein 
Ausdruck  der  allgemeinen,  das  ganze  Universum  durchziehenden  Wahrheit 
ist,  wozu  Alles  nach  Mass  und  Zahl  geordnet  erscheint.  Es  mangelt  daher 
der  Theorie  Hermann's  an  einem  klaren  und  sicheren  Fundamente;  und 
dadurch  erklärt  sich  wohl  auch  die  auffallende  Kürze,  mit  der  er  den  Werth 
behandelt,  während  vielen  minder  wichtigen  Dingen  die  sorgfältigste  Aus- 
führlichkeit gewidmet  wird.  Ebenso  ungenügend  ist,  was  über  den  Begriff 
der  Volkswirthschaft  gesagt  wird.  Er  spricht  zwar  mehrfach  von  einer  durch 
Verbindung  von  Arbeit  und  Vermögen  in  unzähligen  Einzelwirthschaften 
mittelst  des  Tausches  hervorgebrachten  einheitlichen  Gesammtthätigkeit ;  allein 
hier  ist  nicht  nur  der  radicale  Irrthum  hervorzuheben,  dass  zwischen  Ver- 
mögen und  Arbeit  ein  Tauschverhältniss  bestehen  soll,  sondern  es  wird 
auch  nicht  angegeben,  worauf  denn  jene  lebensvolle  Einheit  beruht,  ja  es 
wird  sogar  die  Erörterung  der  socialen  Verhältnisse,  welche  die  Wirthschafts- 
thätigkeit  eines  Volkes  oder  Culturverbandes  einheitlich  gestalten,  ausdrücklich 
abgelehnt.  Daher  meint  der  Verfasser  auch,  es  lasse  sich  nicht  einsehen, 
dass  es  für  den  ökonomischen  Verkehr  zwischen  zwei  Ländern  eine  wesent- 
liche Differenz  bilde,  ob  sie  Provinzen  desselben  Staates  oder  verschiedene 
Staaten  sind;  eine  Meinung,  welche  im  Grunde  darauf  zurückzuführen  ist, 
dass  es  nach  dem  System  der  Smithianisten  eine  eigentliche  Volkswirthschaft 
gar  nicht  giebt,  weil  sie  die  einzelnen  Theile  nur  aus  sich  selbst  und  nicht 
aus  dem  Ganzen   erklären. 

Da  der  Verfasser  seine  früheren  Ansichten  im  Wesentlichen  unverändert 
beibehalten  hat  und  dieselben  längst  allgemein  bekannt  sind,  so  ist  es  nicht 
nölhig,  darüber  noch  des  Näheren  zu  referiren.  Man  kann  zwar  mit  vielen 
seiner  Anschauungen  nicht  einverstanden  sein ;  insbesondere  erscheint  das, 
was  er  über  die  Arbeit  (als  Lebensaufopferiing) ,  über  die  Bedürfnisse,  die 
Güter,  über  Preis,  Lohn,  Einkommen  und  Kapital  vorträgt,  vielfach  in 
hohem  Grade  bedenklich   und   irrtliümlieh ;   seine   l'olemik  gegen   das   deutsche 
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Scliiihvoscii  und  die  dciitsclic  [iildunt^  /.ciul,  dass  er  liir  die  IJcdiirfnisÄC  des 
dfiilsrlicii  (icistes  kein  volles  Vcrsliitidniss  liiillc;  iilx-i  liiiiipt  kiiiiti  soiii)-  ganze 
Mclliitdc,  die  iibcriil!  mehr  den  rcrlinciidcii  (icscliiifl-siiiii,  ii|>  den  iiiiivprsellfn 
(icisl  der  VVissciischari  vciiiitli,  iiiclil  rcclil  hcfricdiuiii.  Audi  isl  es  nirlil 
zu  billiiTon  ,  dass  in  dem  ganzen  NN Cike  aiiC  die  Literatur  last  gar  keine 
Kiicksielit  {jeiioMinu'it  wurde;  eir.e  Narhaliniiiiiif  aiislaiidiseher  Oriirinahverke, 
die  weder  der  deiilxlKMi  wissenseliaflliclieii  Sille ,  noeli  dem  Inhalte  des 
Werkes  aiiycniessen  sclieinl.  Trol/,  alledr-in  bleibt  [|  e,  r  m  a  n  ii  eine  hervnr- 
ratrende  KrsclH'iniiiiir  imler  (icii  Oekonoiiiisteii  der  letzten  Periode  und  sein 
Biieli  wird  in  der  Hibliolliek  der  (ielelirlen  rorldaiieriid  eitle  ehrenvolle  Stelle 
behaupten.  Wir  wollen  nielit  mit  ihm  dariiber  reehten,  dass  an  die  Wissen- 
schaft des  socialen  Lebens  neue  Aul'jraben  beran^zetrelen  sind,  denen  sein 
Werk  fremd  geblieben  isl.  Wir  (iiiden  nur  an  ihm  die  NN'ahrbeil  bestätigt, 
dass  die  Wissenschaft  unendiieb  ist  und  unaufhaltsam  auch  über  bedeutende 
rersönlichkeiten   liinwegschreilet.  Hr. 


V. 
lUeueste  l^iteraitiir  Kiir  CiJe«eliit'li<o  des  deu<8t>heii  ZollnesciiM. 

,1  o  b  a  II  n  e  s    Kalke,   Geschichle   des   doutsclieu   Zoli\\esens.     Von    seiner  Knt- 

stehuiig  bis   zum   Abschluss    des   deulsehen    Zollvereins. 
W.   Weber,     k.    bayer.    vStaalsrath ,     Der    deutsche    Zollverein.       (ieseliichle 

seiner  Entstehung   und  Entwicklung. 
(Beide  Werke   sind   erschienen   im   Verlag  von  Veit  &  Comp.    Leipzig  1869.) 

Die  volle  Bedeutung  des  Zollwesens  bat  erst  die  neuere  Zeit  zur  Er- 
kenntniss  gebracht.  Während  dasselbe  bis  zum  18.  Jahrhundert  überall  nur 
als  ein  untergeordnetes  IVliltel  der  Finanzwirthschaft  des  Staates  erscheint 
und  sich  gegeniiber  der  Volkswirthschaft  nur  als  Fessel  und  Hemmniss  heraus- 
bildete, versuchte  das  18.  Jabriiunderf  mit  dem  staatsw  irfhschaftlicben  einen 
volkswirthsciiaftiiciien  Zweck  zu  verbiiulon,  schlug  aber,  da  jener  noch  der 
beherrschende  blieb,  einen  Weg  ein,  auf  dem  der  eine  nicht  erreicht  und 
der  andere  verfehlt  wurde.  Das  19.  Jahrhundert  machte  auf  Grundlage  einer 
besseren  Erfahrung  eine  gleichgemessene  Vereinigung  beider  Zielpunkte  zur 
Thatsache ,  durch  die  Bildung  eines  Zollwesens,  das  die  Volkswirthschaft  in 
erster  Linie,  die  Einnahmen  des  Staates  aber  in  zweiter  Linie  in  Rücksicht 
stellte,  ein  Verhaltniss,  das  in  seiner  Symmetrie  zu  bewahren,  als  Aufgabe 
jetzt  dem  deutschen  Zollparlament  zugewiesen  ist.  Noch  ein  weiteres  Mo- 
ment ist  zu  dieser  Bedeutung  des  Zolhvesens  hinzugetreten  ,  durch  die 
politische  Gesammtlage  Deutschlands  hervorgerufen  und  bestimmt,  mit  der 
weiteren  Eptwickelung  dieser  als  ein  ursprünglich  fremdartiges  Element  wieder 
in  den  Hintergrund  zu  treten.  Neben  den  wirthschaftlichen  Zwecken  hat 
das  deulsclie  Zollwesen  den  politischen  in  sich  aufgenommen.  NNährend  im 
18.  Jahrhundert  das  Spcrrzollsystem ,  im  Anschluss  an  die  herrschende  Po- 
litik im  Reieiie,  die  Treniiiing  zwischen  den  Gliedern  desselben  vervoll- 
ständigte, ist  das  Schutzzollsystem  der  Gegenwart  das  einzige  staatsrechtliche 
Band  geblieben,   welches  das  politisch   getrennte   Deutschland   noch  verbindet. 
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Diese  vielseitige,  weit  in  die  Zukunft  reichende  Bedeutung  des  gegen- 
wärtigen deutschen  Zollwesens  spiegelt  auch  wieder  in  unserer  historisch- 
politischen Literatur.  Während  jedoch  die  Zeit  des  Zollvereins,  seine  Ge- 
schichte und  seine  Vorgeschichte,  schon  eine  ziemliche  Anzahl  Schriften 
hervorgerufen  hat  und  man  von  allen  Seiten  sicli  bemüht,  hier  die  Lücken 
der  Erkenntniss  auszufüllen ,  hat  die  ältere  Geschichte  des  deutschen  Zoll- 
wesens bis  zum  19.  Jahrhundert  seit  v.  Ulmenstein's  im  Jahre  1798 
erschienenen  und  nur  noch  für  Fachgelehrte  bemerkensw  erthen  j^pragmatischen 
Geschichte  der  Zölle"  u.  s.  w^  keine  Bearbeitung  im  Ganzen  und  nur  in 
kleineren  Abschnitten  eine  gelegentliche  Erforschung  und  Darstellung  ge- 
funden. Und  doch  bietet  schon  längst  das  seit  der  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts und  besonders  durch  den  gründlicheren  Fleiss  der  Gegenwart  heraus- 
gearbeitete geschichtswissenschaftliche  3Iaterial  für  die  ältere  Zeit  die  um- 
fassende Grundlage  und  für  die  Erforschung  der  neueren  Zeiten  die  zu- 
gänglicher gewordenen  Archive  eine  dankenswerthe  Gelegenheit.  Beide  Arten 
von  Quellen,  die  Urkundenwerke  und  quellenmässig  gearbeiteten  Geschichts- 
darstellungen wie  die  Acten  der  letzten  vier  Jahrhunderte  hat  Johannes 
Falke  bei  dem  oben  angeführten  Werke  benutzt,  um  mit  genauer  Nachwei- 
sung der  Quellen  den  ganzen  Umfang  der  deutschen  Zollgeschichte  in  vier, 
aus  der  Entwicklung  des  deutschen  Zollwesens  selbst  hervorgegangenen  Zeit- 
abschnitten  darzustellen. 

Der  erste  Zeitraum,  gleichsam  die  Einleitung  zu  einem  deutschen  Zoll- 
wesen, umfasst  die  Zeit  des  Frankenreiches  unter  der  Herrschaft  des  mero- 
vingischen  und  karolingischen  Hauses,  da  das  Zollwesen,  wie  es  war,  aus 
dem  zerrütteten  Römerreiche  übernommen  und  in  dem  überkommenen  Zu- 
stand als  ein  dem  Gesetze  nach  nur  vom  absoluten  königlichen  Willen  ab- 
hängiges, in  Wirklichkeit  aber  demselben  mannichfach  entstrebendes  Be- 
steuerungsmittel des  Handels  und  der  Frachtfuhr  fortgeführt  wurde.  Die 
Stellung  der  verschiedenen  Herrscher  aus  diesen  Geschlechtern  zu  dem  Zoll- 
wesen,  sein  Entwachsen  aus  dem  Zustande  absoluter  Gebundenheit,  seine 
Zertrennung  in  eine  ganze  Anzahl  Ab-  und  Unarten,  sein  Ursprung  im 
Römerreich  und  seine  hier  schon  vollendete  überkünstelte  Ausbildung  bilden 
den  Inhalt  dieses  ersten  Abschnittes.  Der  zweite  Zeitraum  erstreckt  sich 
von  der  Begründung  des  deutschen  Reiches  bis  zum  Verschwinden  des 
Reichszollwesens,  von  Anfang  des  10.  bis  zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts. 
Während  dieser  Zeit  entschlüpfte  das  reichsgesetzlich  zuerst  an  das  Reichs- 
oberhaupt als  seine  einzige  Rechtsquelle  gebundene  Zollwesen  den  Händen 
der  Kaiser  mit  und  ohne  ihre  Schuld ,  die  Oberhoheit  im  Zollwesen  ging 
in  der  Hauptsache  auf  das  kurfüstliche  Collegium  und  der  Zollbesitz  ganz 
und  gar  in  die  Gewalt  der  Landesherren  und  Reichsstände  über.  Diese  Ent- 
wicklung wird  in  drei  Abschnitten,  «das  Reichszollwesen",  iidas  Zollwesen 
der  Landesherren",  i:das  Zollwesen  der  Städte",  und  in  einem  vierten,  «die 
Zollverwaltung  und  Hünrichtung  bis  zum  16.  Jahrhundert"  dargestellt.  Den 
Schluss  dieses  Zeitraums  bildet  der  bekannte  Versuch  des  Reichsoberhauptes, 
zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  ein  Reichszollwesen  in  neuer  Form  wieder 
herzustellen.  Einen  ersten  Versuch  dazu  machte  Kaiser  Friedrich  l\.  CHI-), 
indem  er  den  gesammten  deutschen  Grosshandel  auf  den  Messen  zu  Frank- 
furt a.  M.   zum  Vortheil  des  Reichs  zu  besteuern  beabsichtigte.    Unter  Karl  V. 
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um  (las  .lalir  1522  \>iir(l(;  dieser  l'laii  in  der  Weise  enieueil,  dass  eine 
soIcIk;  ncsleueriin^r  nun  durcli  eine  die  Grcn/.cn  des  Keiehs  uniuübende  Linie 
von  neuen  ZollslaUen  scjllte  erlidlieu  werden.  NVie  Falke  S.  59  ir.  aus- 
fuhrt, wäre  damit  \\(»lil  eine  bis  daliiii  neue  (ireii/,/,ulHitiie,  aher  weder  eine 
Bessenintr  des  Zollwcsens  nueli  ein  dauernder  Vorflieil  für  das  Meicli  ^e- 
W(ninen  worden,  da  liir  jenes  keinerlei  l'.rleiilileruntf  ireboleii  wurde  und 
die  neuen  ZollsUitlen  (gleich  den  allen  unter  den  (lamali;;en  politiselieii  N fr- 
hälliiissen    doch   nur   den   Landesherren   anheim   i^^ct'allen    wiiren. 

Der  drille  Zeitraum  uml'asst  die  Zeil  der  r.kuriürsllichen  l'raeminen/,  in 
Zollsaciien"  vom  Jahre  1523  —  1648,  da  der  Kurlurstenralh  auf  diesem 
(iehiele  wie  in  allen  Fraisen  der  Reiehspolitik  die  Ohcriiand  f^ewoiinen  halle, 
den  Willen  des  Kaisers  in  den  Heiehsanffeleiienheilen  hand,  dafür  aher  aiieli 
in  fast  eben  so  vielen  Fällen  von  diesem  an  jeder  durchgreifenden  Wirk- 
samkeit behindert  wurde.  Die  Absicht  der  KuriVir>len  war,  dem  iibei  hand- 
nehmenden Zollunwcsen  eine  bleibende  Schranke  zu  bauen,  eine  Absicht, 
die  auch  auf  allen  Heichstagen  und  in  allen  Rcichsabschieden  mit  Hartnäckig- 
keit wiederholt  und  festgehalten  wurde,  der  aber  die  thalsächlichen  ^'e^- 
hältnisse  so  wenig  wie  diesen  die  über  diesen  Zeitraum  bei  Historikern  und 
Staalsrechtslehrern  bis  jetzt  herrschenden  Ansichten  entsprachen.  Auf  Grund- 
lage der  Acten  des  dresdener  liauptslaalsarchivs  weist  dieser  Abschnitt  nach, 
dass,  während  auf  der  einen  Seite  das  kurfürstliche  Colleg  bis  zum  Eigensinn 
hartnäckig  jede  Erlaubniss  einer  Zollaufrichtung  und  Sleiirerung  versacle, 
sich  dasselbe  doch  auf  der  andern  Seile  keineswegs  jeder  solchen  Erlaubniss 
entziehen  konnte  und  theils  aus  Hiicksicht  auf  die  Mitglieder  im  Colleg, 
theils  und  besonders  aber  aus  Ohnmacht  und  Unlust  zu  einem  tiiatkräfligen 
Auftreten  iiberall  im  Reiclie  ein  gesetzw  idriues  Entslehen  neuer  Zolle  und 
immer  höherer  Zollst-  igeruni^en  zulassen  musslc ,  so  dass  gerade  diese  all- 
gemeine Steigerung  der  Zolltarife  auf  das  Drei-  und  Vierfache  diesen  Zeil- 
raum  kennzeichnet. 

Der  vierte  Zeitraum,  vom  Jahre  1648—  1834  entwickelt,  wie  aus 
diesem  durch  den  westfälischen  Frieden  bestätigten  und  bestärkten  Wirrwarr 
des  deutschen  Zollwesens,  da  jeder  Landesherr  sich  in  den  innern  Angelegen- 
heiten vollständig  unabhängig  von  jeder  tiberragenden  Reichsgewalt  fühlte 
und  der  Kaiser  sowohl  wie  die  mächtigsten  Reichsfürsien  ein  allgemeines 
Interesse  des  Reichs  auch  bei  so  tief  einschneidenden  Schädigungen ,  wie 
bei  der  Sperrung  des  Rheins  und  der  Elbe  durch  die  .Nachbarn ,  in  ihrer 
Politik  thatsächlich  nicht  anerkannten ,  in  den  grösseren  Reichsläudern  all- 
mählich die  Sperrzollsysteme  emporwuchsen  und  sich  Hand  in  Hand  mit  dem 
Streben  jener  nach  politischer  Selbständigkeit  in  einer  für  die  einzelnen 
Glieder  wie  die  Gesammlheil  des  Reichs  gleich  rücksichtslosen  Weise  ent- 
wickelten. Während  im  Süden  des  Reiches  Oeslerreich  zueist  durch  Auf- 
richlung  eines  solchen  Zollsystems  zu  seiner  volksw  irlhscliaftlichen  Trennung 
vom  Reiche-  den  Grund  legte,  enspann  sich  in  der  nördlichen  Hälfte  zwischen 
Preussen  und  Sachsen  mit  dem  Ringen  um  das  politische  Uebergewicht  auch 
ein  mit  den  Siilteln  des  Sperrzollsystems  durchgeführter  wirthschaftlicher 
Kampf,  der  alle  Mittel  und  Folgen  desselben  in  der  eindriuülichsten  und 
lehrreichsten  Weise  zur  Darlegung  brachte.  Diesen  Kampf  stellt  ein  be- 
sonderer Abschnitt  (S.   269  —  320)  in   seinem  ganzen   \  erlauf  aus  den  Acten 
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dar.  —  Die  französischen  Kriege  unterbrachen  die  wirthschaftliche  Entwick- 
lung des  deutschen  Reichskörpers.  Als  nach  schweren  Leiden  in  glänzen- 
den Siegen  der  Friede  für  Deutschland  zurückkehrte,  war  ein  anderes  Ge- 
schlecht aufgewachsen ,  das  statt  der  früheren  Zertrennung  die  Vereinigung, 
statt  der  Fesselung  an  allen  Gliedern  Befreiung  nach  allen  Richtungen, 
statt  der  Unterdrückung  überall  eine  ungehinderte  Entfaltung  aller  ihm  inne- 
wohnenden Kräfte  verlangte,  im  Gegensatz  zu  solchem  Yolkssinn  und  Volks- 
willen waren  aber  die  inneren  politischen  und  wirthschaftlichen  Verhältnisse 
Deutschlands  um  nichts  gebessert  und  auch  das  deutsche  Zollwesen  in  so 
viele  von  einander  unabhängige  Theile  zerschnitten ,  als  es  noch  deutsche 
Staaten  gab.  In  diesem  Zustand  der  Trennung  gab  es  zwei  Gruppen,  denen 
freilich  jeder  Zusammenhang  der  einzelnen  Glieder  wieder  fehlte,  Gruppen, 
deren  eine  die  mehr  oder  minder  schrolfen  Sperrsysteme  des  18.  Jahrhunderts, 
die  andere  aber  das  systemlose  Zollwesen  des  Mittelalters  mit  allen  Aus- 
schweifungen beibehalten  hatten.  Wie  beide,  trotz  alles  Widerstrebens  im 
Einzelnen,  durch  die  ^othwendiakeit  an  einander  gezogen  wurden,  wie 
Freussens  zuerst  von  allen  Seiten  bekämpftes  neues  Zollsystem  vom  Jahre 
1819  den  Kern  für  eine  nach  und  nach  weiter  greifende  Crystallisation  der 
deutschen  Bundesländer  bildete,  bis  sich  im  Jahre  1834  dieser  wirthschaftlich- 
politische  Umgestaltungsprocess  durch  den  Abschluss  des  Zollvereins  vollzogen 
hatte,  schildern  uns  diese  beiden  letzten  Abschnitte,  welche  insbesondere 
noch  Preussens  sogleich  von  Anfang  an  ans;;esprochene  Absichten  auf  Er- 
streckung seines  Zollsystems  über  andere  Bundesglieder  (S.  354  0.)  so^^  ie 
die  Verhandlungen  wegen  Sachsens  Anschluss  durch  Beibringung  neuen 
Materials   klarer   stellen.    — 

Die  Ueberzeugung-,  die  sich  in  diesem  Buche  überall  zu  Tage  legt,  dass 
das  deutsche  Zollwesen,  je  weiter  das  deutsche  Reich  sich  in  seinen  eigen- 
thnmlichen  Verfassungsverhältnissen  entfaltet,  in  eine  um  so  engere  und 
wirkungsvollere  Wechselbeziehung  zu  den  politischen  Verhältnissen  tritt, 
findet  auch  durch  das  zweite  Werk,  die  Geschichte  des  deutschen  Zollvereins 
von  W.  Weber,  seine  Bestätigung.  Und  trotz  dieses  Verfassers  schliess- 
licher  Einrede  ist  es  in  der  That  nicht  anders.  Neben  der  ursprünglichen 
staatswirthschaftlichen  Bedeutung  hat  das  deutsche  Zollwesen  durch  den  auf 
ein  gemässigtes  Schutzzollsystem  begründeten  Zollverein  für  Deutschland 
eine  hervorragend  volkswirtlischaftliche  und  zu  gleicher  Zeit  in  Folge  einer 
politisch  machtlosen  Bundesverfassung  und  noch  mehr  der  Umwälzungen  im 
Jahre  1866  auch  eine  steigende  politische  Bedeutung  erhalten,  die,  so 
fremdartig  dieselbe  einem  Zollwesen  von  Anfang  an  sein  mag,  für  Deutsch- 
land seine  Wirkung  nicht  verlieren  wird,  so  lange  nicht  die  Verfassungs- 
verhiiltnisse  den  politischen  Bedürfnissen  der  Nation  in  derselben  Weise  ent- 
sprechen wie  der  Zollverein  den  volkswirtliscliaftlichen,  so  lange  nicht  dieser 
durch  jene  überfl'.issig  gemacht  ist.  —  Weber 's  Werk  hat  alle  die  Vor- 
züge, die  Schriftstellern  eigen  zu  sein  pflegen,  welche  deti  (iegensfand 
ihrer  Darstellung  mit  thätiger  Theilnahme  durchlebt  haben,  die  Lebhaftigkeit 
und  Schärfe  der  Auffassung,  die  Beherrschung  und  richtige  Vertheilung  des 
Sloll'es ,  die  wirkungsvolle  Hervorhebung  der  eigentlichen  Kernpunkte  der 
Verhandlungen  und  Handlungen  bei  kurzer  Berührung  nebensächlicher,  wenn 
auch   stets   wieder  vordrängender   Umstände.      Aber  auch    ihre    Nachtlieile   hat 
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diese  Slellunu  des  Sclirillslelleis  zu  seiiiein  (ii'censliiiKi ,  deren  einer  darin 
besteht,  dass  oft  das  l)  r  t  h  e  i  I  genupen  soll,  wo  durchaus  Belege  nothig 
sind.  Die  ersten  zehn  Kiipilel  di\s  Werkes  yehen  eine  üiMlriiiitftc  Darstt-Iluiit; 
von  ({ar  Vorffeschichte  des  Zollvereins,  woran  die  tiio  hsHolucndeii  den  An- 
schiiiss  der  spiiler  hinziinelreli-nen  l'dindfsslaalen  ,  die  erste  innere  Kntwiek- 
liniK  des  V('reins  und  seine  ersten  lliindris-  und  Sehilliahrtsvertratfe  knii|)ren. 
Kine  l)(■lllerK(•ll^\^  cillic  riereiclieniiiü  in  der  l*-rkenntniss  dieser  Nerhällnisse 
(fiel)l  dieser  AhsehiiitI  dnreh  eine  htsliinnitere  und  lieler  einjfeliende  Kenn- 
zeielinunfj  (\vv  Slellune  Bayerns  zu  der  I5ildiiiiir  'les  Zollvereins,  eine  Stellung, 
deren  historische  Hedentuiiü  nie  mehr  verkiinnl  werden,  und  kiinflitr  in  einer 
entsprechenden  politischen  Stellung  Bayerns  zu  den  deutschen  N  erfassun^s- 
vcrhiillnissen  eine  elieiisii  nolhwendige  wie  dankenswerlhe  .NachColge  linden 
möge.  Bei  dem  l'rtheil  iiher  die  Stelliiiijr  Badens  und  seines  Ncrlreters 
Nebenius  vermissen  wir  eben  die  Belege,  die  nolhw endig  gegeben  sein 
mussten,  um  die  herrschende  Ansicht  in  ihr  grades  Gegentheil  verwandeln 
zu  können.  Hier  ist  eine  von  den  dunkeln  Stellen  in  der  Vorgeschichte 
des  Zollvereins  und  darum  lebhaft  zu  wünschen,  dass  von  Baden  selbst,  wo 
die  politische  Bedeutiiuir  des  Zollvereins  einer  lebhaften  AiKirkennung  nicht 
ermangelt,  die  Klärung  mit  Hülfe  unbestreitbarer  Beleire  bald  versucht  werden 
möge. 

Der  zweite  Abschnitt  des  Werkes,  vom  21.  Kapitel  bis  zum  Schluss, 
die  Darstellung  der  5izweiten  Vereinsperiode"  vom  Jahre  1842  bis  1867 
übertriflt  den  ersten  weit  in  der  eingehenden  Behandlung  der  Einzelheiten. 
Mit  wachsendem  Interesse  folgt  man  der  Darstellung  eines  Mannes,  der  mit 
fertiger  Geschäflskennlniss  die  lebhafteste  Theilnahmc  und  mit  dieser  eine 
im  Ganzen  unbefangene  und  unparteiische  Auffassung  vereinigt.  Der  Kampf 
zwischen  Schutzzoll  und  Freihandel  ,  der  aber  doch  wohl  noch  lange  nicht 
seinen  Abschlnss  gefunden  hat,  die  Verhältnisse  Oesterreichs  zum  Zollverein, 
deren  Schilderung  die  ungetrübte  Anschauungsweise  des  Verfassers  am  klarsten 
darlegen,  die  Verhandlungen  mit  Belgien  und  den  iS'iederlanden,  mit  Hannover 
und  Oldenburs:,  die  beiden  Krisen  des  Zollvereins  mit  den  parallel  laufenden 
preussischen  Verhandlungen  mit  Oesterreich  und  Frankreich,  von  denen  jene 
durch  den  in  seinen  Folgen  kraftlosen  Vertrag  vom  19.  Februar  1853  einen 
nur  scheinbaren,  diese  durch  den  Handelsvertrag  mit  Frankreich  vom  August 
1862  einen  folgenreichen  Abschluss  erhielten,  und  endlich  die  innere  Ent- 
wicklung des  Vereins  bis  zu  der  nach  den  neuesten  Erschütterungen  im 
.lahre  1867  zu  Stande  gekommenen  jüngsten  Organisation  —  alles  dies  wird 
uns  hier  in  spannungsvoller  Darstellung,  mit  scharfer  Zeichnung  der  drei 
politischen  Parteien  des  deutschen  Bandes,  deren  Gegeneinanderstellung  die 
Katastrophe  vom  Jahre  1866  unvermeidlich  machte,  mit  Anziehung  des 
Wichtigsten  aus  den  \  erhandlungen  und  Verträgen  wie  mit  klarer  Kenn- 
zeichnung der  wirthschaftlichen  Bedeutung  derselben  vorgeführt.  Was  im 
Einzelnen  An  Lücken  und  dunkeln  Stellen  geblieben  sein  mag,  wird  erst 
ausgefüllt  und  geklärt  werden  können,  je  mehr  das,  was  jetzt  noch  als 
wirkungsvolle  Beirebenheit  uns  beherrscht,  unter  die  Reihe  der  abgeschlossenen 
historischen   Tliatsachen   zurücktritt.    — 
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Jahres -Bericht    üe»   nordainerikanischen    Finanz- Ministers 
Oeors^e  !§.  Boutwell  vom  6.  December  1869. 

Auch  für  das  Jahr  1869  liegen  wieder  zwei  Jahresberichle  der  höchsten 
Finanzbeaniten  der  nordamerikanisthen  Union  vor,  die  vom  allgemeinsten 
nationalökonomischen  Interesse  sind,  der  Bericht  des  Finanzministers  und 
der  Bericht  des  Specialsteuer- Commissars.  Der  erstere  steht  zwar  an  Ge- 
halt denen  des  früheren  Finanzministers  nach,  giebt  aber  nicht  nur  über 
die  Finanzverwaltung  der  Union,  sondern  auch  über  die  gegenwärtigen 
Tendenzen  des  Finanzministeriums  Aufschluss  und  beweist,  wie  weit  der 
praktische  Amerikaner  von  einem  principiellen  Festhalten  des  Grundsatzes 
des  „laissez  faire"  entfernt  ist.  Er  schlägt  sogar  den  Erlass  eines  Gesetzes 
vor ,  welches  den  Banken  die  Verzinsung  der  Depositen  verbietet.  Der 
letztere  Bericht  enthält  ein  sehr  reichhaltiges  Bild  der  wirthschaftiichen  Zu- 
stände Nordamerika's  und  entwickelt  die  nachtheiligen  Einflüsse,  welche  die 
gegenwärtige  extreme  Schutzzollpolitik  auf  diese  ausgeübt  hat.  Im  Nach- 
folgenden theilen  wir  zunächst  den  ersteren  nach  der  Beilage  zu  Nr.  1032 
der  New  -  Yorker  Handelszeitung  mit. 

Steuer  -  und  Zollwesen. 
Der  Bericht  des  Bundes-Steuer-Commissärs  ist  der  Beachtung  des  Con- 
gresses  achtungsvollst  empfohlen;  seit  Ernennung  des  jetzigen  Commissars 
hat  sich  die  Verwaltung  dieses  Departements  fortwährend  gebessert.  Die 
Vermehrung  der  Einnahmen  während  der  ersten  fünf  Monate  des  laufenden 
Fiscaljahres  um  D.  14,43 1,333  06  gegen  den,  in  den  Parallelmonaten  des 
Vorjahrs  eingegangenen  Betrag  ist  ein  höchst  befriedigender  Beweis  für  die 
Fähigkeil  und  Integrität  der  in  diesem  Departement  des  Staatsdienstes  be- 
schäftigten Personen.  Die  für  I'j'hebung  der  Zölle  ausgestellten  Zahluims- 
Anweisungen  im  Fiscaljahr,  beendet  am  30.  Juni  1868,  beliefen  sieh  auf 
D.  6,378,385  43  gegen  D.  5,376,738  13  im  Fiscaljahr,  beendet  am  30.  Juni 
1869,  mithin  für  das  letztere  Fiscaljahr  eine  Abnahme  von  D.  1,001,647  30 
ergebend.  Die  Abnahme  in  den  Erhebunirskosten  der  Bundes  -  Einkünfte  hat 
den  Dienst  im  Departement  selbst  in  keinerlei  Weise  beeinträchtigt.      Anderer- 
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scils  isl  iiiaii  iil)i'i/.i'iigl,   dass  die  Millcl  Im    l'^ntdiickunji    von  Scliiiuij^gel  hesspr 
sind   iils  je   /iiv(ir   und   dass   der  Zolldieiisl   sich   ehoiiruils    lorl«  iilireiul   besserl. 

Incompetente  Abschätzungs  -  Beamte. 
Ks  sollli-  liclviiiiiit  sein,  da.-<s  die  li:in)iliniltei  j'iir  Kriiel)iitii.'  dir  lliindes- 
l'ünknnrte  und  strcnifsle  Ausi'iilii'un^  der  Sleuerjfescl/.e  in  der  \  crNMiitiintr  des 
:vA|>|>riiis('r"  -  Depaileinenls  ri)c|)iirlenieiil  IVir  slcner-  und  /(illiimtliche  Ab- 
sehiil/.iintf  von  WiiaienJ  /ii  linden  sind.  Die  ans  lliul>iieliiicli('ni  SchinnifUM'l 
lesnilirenden  Betrii<»"eroien  und  Nerlnsle  sinri  nnhedeutcnd  im  NCrgleicIi  zu 
den  N'erlnsten,  welche  diircli  incompetenle  und  unelirliclie  Kxarninaloren  und 
Ahsciiiilznngsheanile  (Appraisers)  vernrsücht  werden.  Angenommen  ,  dass 
eiiriiclic  Leute  fiir  diese  wichtigen  l'osten  zu  dem  gegenwartigen  (iehaite 
gefunden  werden  Uonnen ,  so  ist  es  doch  unzweifelhalt ,  dass  ein  incompe- 
tenter  Appraiser  oder  E.vaminator  der  UeLMernng  läirlich  Verluste  bereiten 
kann,  die  sein  Gehalt  bei  Weitem  iibersleigen.  l'nlcr  den  jetzt  in  Kraft 
belindliclien  Gesetzen  sind  gewisse  Stenerbeamle  und  andere  l'ersonen,  welche 
als  Denuncianten  auftreten,  zu  einem  Antlieil  an  den  Strafgeldern  und  dem 
lürlös  ans  den  confiscirten  VVaaren  berechtigt.  W;'lirend  des  Fiscaljahrs  1868 
bis  1869  zahlte  das  Sclialzamts-Departement  an  solche  Beamte  und  Denuncian- 
ten die  Summe  von  I).  286,073  61  in  den  verschiedenen,  aus  Verletzung 
der  Zoll-  und  Sleuergesetze  entstandenen  Processen,  aus.  Eine  weitere  be- 
deutende  Summe   wurde   durch  das    Bnndessteuer- Departement  ausgezahlt. 

Abschaffung  des  Denunciations  -  Systems  empfohlen. 
Die  derartige  Denunciations-Gebiihren  betreireMden  Gesetze  basiren  sich 
auf  <lie  \'oraussetzung,  dass  Regierungsbeanite  dadurch  zu  grösserem  Eifer 
in  der  Entdeckung  von  Betrügereien  angefeuert  werden  und  die  Schuldigen 
um  so  sicherer  die  Strafe  ereilt.  Es  kann  kein  Zweifel  darüber  herrschen, 
dass  solches  die  Wirkung  dieser  Politik  ist,  doch  hat  mich  die  Erfahrung, 
die  ich  im  Schatzdepartement  gehabt,  überzeugt,  dass  die  üebel,  mit  denen  ein 
solches  System  behaftet  ist,  grösser  sind,  als  die  aus  demselben  entspringenden 
Vortlieile.  Es  kommt  häufig  vor,  dass  Steuerbeamte  veranlasst  wurden,  An- 
•priiche  Seitens  der  Re;^ieruiig  geltend  zu  machen,  welche  sowohl  jeder  recht- 
lichen als  auch  der  tbatsächlichen  ße^riindung  der  respectiven  Fälle  entbehren 
und  wenn  wirklich  begründete  Ansprüche  existiren ,  ist  es  oft  im  Interesse 
der  Denuncianten  und  der  Beamten,  welchen  ein  .\ntiieii  nn  den  Strafgeldern 
zufällt,  den  Fall  der  Regierung  fälschlich  so  vorzulegen,  dass  sie  für  ihre 
eigene  Person  grösseren  Vortheil  geniessen.  Aber  ein  noch  ernstlicherer 
Uebelstand  ist  in  der  ziemlich  allgemeinen  Gewohnheit  zu  suchen,  dass  man 
Personen  Schleichwege  und  Betrug  gestattet,  bis  ein  Resultat  erreicht  ist, 
welches  den  Beamten  und  Denuncianten  Nutzen  abwirft,  statt  gleich  beim 
Beginn  solch"  strafbaren  Handlungen  hindernd  in  den  Weg  zu  treten.  Es 
ist  unmöglich,  mit  Worten  genau  die  Uebel  zu  characterisiren,  die  aus  dem 
jetzigen  System  entspringen;  ich  bin  jedoch  völlig  davon  überzeugt,  dass 
die  Regierung  von  ihren  Staats -Beamten  eine  getreuliche  Erfüllung  ihrer 
Pflichten  erwarten  sollte,  auch  ohne  dieselben  durch  irgend  welche  Ncben- 
Emolumente  dazu  an,:ufeuern.  Ich  habe  an  anderer  Stelle  eine  Gehalts-Erhöhung 
für  Zollbeamte  vorgeschlagen  und  die  AbschalTung  des  Systems,  durch  welches 
denselben    ein   Antheil    an  den   Strafgeldern    und    dem  Erlös    aus    confiscirten 
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Waaren    gewährt    wird,    ist    ein   weiterer  Gruiul   für  eine  Erhöhung   der   Ge- 
halte  in   diesem   Departement  des   Staatsdienstes. 

Eingeschlichene  Missbräuche. 
Es  hat  sich  der  Missbrauch  eingeschlichen,  dass  Unterbeamte  und  andere 
Personen,  welche  im  Finanz-Departement  angestellt  waren^  als  Agenten  oder 
Anwälte  für  Personen  functionirten,  welche  Ansprüche  gegen  das  Departement 
geltend  zu  machen  hatten  ,  und  es  ist  Grund  zu  der  Annahme  vorhanden, 
dass  dieselben  in  manchen  Fallen  die  Information ,  welche  sie  sich  wä'irend 
ihrer  Beschäftigung  im  Staatsdienst  verschallten,  zu  Gunsten  der,  solche  An- 
sprüche geltend  machenden  Personeu  verwandten.  Ohne  alle  Einwendungen 
gegen  diesen  Jlissbrauch  aufzuzählen,  mache  ich  achtungsvoll  den  N'orschlag, 
dass  ein  Gesetz  erlassen  werde,  welches  Personen  verbietet,  vor  dem  Finanz- 
Departement  als  Agenten  oder  Anwälte  aufzutreten  in  Processen,  welche 
anhängig  waren  zu  der  Zeit,  als  solche  Personen  im  Doparlemont  angestellt 
waren. 

Zahl  der  Subaltern  -  Beamten. 
Im  März  d.  J.  waren  im  Finanz-Departement  in  Washington  28  18  Snbaltern- 
Beamte,  Boten  und  Arbeiter  mit  einem  Monatsgehalt  von  D.  285,921  51  an- 
gestellt; gegenwärtig  beläuft  sich  die  Zahl  der  Angestellten  auf  2441  und 
deren  üonatliches  Gehalt  auf  D.  238,280  84,  was  einer  Verminderung  der 
jährlichen  Ausgaben  um  D.  571,688  04  gleichkommt.  Es  stellte  sich  jedoch 
während  der  erwähnten  Perioden  die  Nothvvendigkeit  ein,  die  Zahl  der  Subaltern- 
Beamten  im  Bundessteuer-Bureau  und  im  Bureau  des  ersten  Comptrollers  zu 
vermehren,  wodurch  eine  jährliche  Mehr- Ausgabe  von  D.  80,440  veranlasst 
wurde.  Dies  bezieht  sich  jedoch  nicht  auf  das  im  Graveur-  und  Druck-Bureau 
beschäftigte   Personal. 

Spezial  -  Agenten. 
Im  März  d.  .1.  befanden  sich  zwei  und  sechzig  Spezial-Agenten  im  Dienst 
des  Departements,  welche  zusammen  eine  Remuneration  von  D.  371  10  pro 
Tag  emplingen.  Jeder  dieser  Agenten  sandte  dein  Departement  seine  Berichte 
ein  und  handelte  nach  direct  empfangenen  Ordres;  gegenwärtig  sind  vier 
und  fünfzig  Spezial-Agenten  im  Dienste  und  deren  Remuneration  beträgt 
D.  368  85.  Die  Bezahlung  dieser  Agenten  wurde  durchgeliends  erhöht  in 
der  Holfnung,  bessere  Dienstleistungen  zu  empfangen.  Die  Meeresküste  und 
die  Grenzen  des  Landes  wurden  in  sechszehn  Spezial-Agentur- Districte  ge- 
theilt  und  jeder  District  unter  einen  Superintendenten  gestellt.  Assistenten 
wurden  ernannt  und  zum  Dienst  unter  den  verschiedenen  Dislricls- Agenten 
beordert.  Die  Ordres  des  Deparlements  \^erden  in  allen  Fällen  dem  Agenton, 
unter  welchem  der  betrelfendc  Dislrict  steht,  übersandt  und  dessen  Assistenten 
haben  an  ihn  Bericht  zu  erstatten.  Der  Agent  hat  allmonatlich  einen  Bericht 
einzureichen  über  dos,  was  er  selbst  und  seine  Snballern-Beamten  gelhan; 
die  bereits  bis  jetzt  erzielten  Resultate  scheinen  die  Einliihrung  dieses  neuen 
Dienstzweiges  zu   rechtfertigen. 

Herstellung  von  Regierungs  -  Papier. 
Es    wurden    Arrangements   gelroll'cn ,    um    das    für  Papiergeld    und    andere 
papierne  Zahlungsversprechen  der  Yer.  Staaten  notbwendige  Papier  herzustellen 
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und  zu  bedrucken,  wodureli  die  l\ctin-rnuu  vor  uiiuesetzliciien  Emissionen 
von  Al)drück(  II  von  eclilcn  i'lallen  melir  t^eschül/.l  ist.  Unter  Section  1  1 
des  (ieselzcs  vom  'M).  Juni  1S(»1,  hetrelleiid  die  Bescliairiintr  von  Mitlfln 
und  Wogen  fiir  den  ünlciliiilt  der  licuierunjf  und  Cur  iiiidcre  Zwecke, 
wurde  eine  Ijcsondere  Art  l'a|ii(;r  als  5:Hci,'ieruni,fs  -  l'apier"  (government 
paper)  Iiezeielinel  und  durch  dassellie  (iesetz  wird  es  als  strafbares  Vergehen 
llir  irgend  ciiu'  Person  erklärt,  irgend  welches  ähnliche  Papier  im  Besitz 
zu  hallen  oder  zu  helialleii,  welches  geeignet  ist  zur  Herstellung  irgend 
einer  Bundes-Ohligatioii  (ulcr  eines  VVerlhpapieres  der  \  er.  Staalen ,  ausser 
wenn  sie  vom  Finanzmiiiister  oder  einem  andern  compelcnten  Hundesheamlen 
dazu  ermächtigt  ist.  Kiir  llerslelliing  dieses  Papiers  wurden  mit  den  Herren 
VVilcox  iV  Co.  in  der  Niihe  \oii  Phil;td(l|»liia  Arraniieiiienis  uetrollen  und  die 
von  dieser  P'iiiiia  geeiiiiicleii  l'apieniiiililcii  ,  welche  ausschliesslich  für  diesen 
Zweck  arbeiten,  wurden  unter  Ober-Aufsicht  eines  Bundes- Beamten  gestellt 
und  derartige  \'orsichtsmassregeln  für  die  Bewachung  von  Theilen  der  .Maschinen 
ergriffen,  dass  die  Erlangung  dieses  besonders  zubereiteten  Papiers  auf  be- 
trügerische Weise  unwahrscheinlich  ist.  Es  wird  von  einem  ;in  den  Papier- 
mülilen  slationirten  Huiidcsbeaniten  in  Empfang  genommen  und  auf  Bequisition 
des  Departeiiicnis  an  die  iN'alional-Bank-.Nole-Company ,  die  American-Bank- 
iSote-Compaiiy  und  das  Druck-Bureau  des  Schatz-Departements,  je  nach  Er- 
forderniss ,  versandt.  Arrangements  wurden  ferner  mit  jeder  der  oben  er- 
wähnten beiden  Compagnien  getroffen,  um  für  jede  Emission  von  Papiergeld 
oder  anderer  papierner  Werthzeichen  je  einen  Satz  von  Platten  herzustellen  ; 
das  Gravir-  und  Druck -Bureau  in  Washington  liefert  den  dritten  Satz  von 
Platten  und  auf  jedes  iiapierne  Werthzeichen  hat  jedes  dieser  drei  Etablissements 
einen  Abdruck  zu  machen.  Die  Meldung  über  Absenduiig  des  Papiers  vom 
Agenten  an  den  Papiermühlen  und  über  Empfang  bei  den  verschiedenen 
lilablissements,  über  Ablieferung  von  diesen  an  das  Siegel-Bureau  im  Schatz- 
Departement  und  endlich  über  Ablieferung  an  den  Ver.  Staaten-Schalzmeisler 
wird  täglich  auf  telegraphischem  oder  brieflichem  Wege  gemacht,  und  am 
nächstfolgenden  Tage  haben  die  Rechnungsführer  des  Schatz- Departements 
eine  Aufstellung  anzufertigen,  in  welcher  über  Verwendunir  eines  jeden  Bogens 
des  hergestellten  Papiers  Auskunft  ertheilt  ist.  Im  Monat  November  wurde 
das  Papier  in  den  Papiermühlen  und  in  jedem  der  verschiedenen  Druck-Etablisse- 
ments sorgfältig  gezählt  und  das  Resultat  mit  den  Belegen  im  Schatz-Departe- 
ment verglichen.  Bei  einer  Gesammtsumme  von  ca.  sieben  Millionen  Bogen, 
welche  der  an  den  Mühlen  stationirte  Agent  empfangen,  stellte  es  sich  heraus, 
dass  sechszig  Bogen  für  Kleingeldnoten  bestimmtes  Papier  fehlten,  für  deren 
vollen  Werth  die  Compagnien,  von  welchen  die  Arbeit  ausgeführt  wurde, 
haftbar  sind. 

Man  hält  sich  überzeugt,  dass  diese  Arrangements  grössere  Sicherheit 
als  bisher  gewähren  gegen  betrügerische  Emission  von  Papiergeld  und  anderen 
papiernen  'Werthzeichen  der  Regierung  durch  Gebrauch  der  Originalplatten 
und  Stempel,  und  das  System  häufiger  Examinationen  der  verschiedenen 
Etablissements,  denen  die  Arbeit  übergeben  wurde,  wird  sofort  irgend  welche 
Abweichungen  von  den  Belegen  an"s  Licht  hringen.  Es  ist  nicht  wahr- 
scheinlich, dass  die  eingeführten  Veränderungen  eine  Verminderuno-  der  Aus- 
gaben verursachen  werden,   im  Gegentheil  sind  thatsächlich  die  Kosten  grösser, 
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als  sie  sein  würden,  falls  die  Arbeit  in  allen  Zweigen  vollständig'  im  Schatz- 
Departement  selbst  verrichtet  würde.  Meiner  Ansicht  nach  jedoch  ist  die 
vermehrte  Sicherheit  für  die  Regierung  von  grösserer  Wichtigkeit,  als  das  ge- 
ringe Geld-Ersparniss   in   den   Gravir-   und  Druckkosten. 

Marine  -  Hospitäler. 

Der  Marine -Hospital- Dienst  des  Landes  im  Allgemeinen  ist  in  einem 
unbefriedigenden   Zustand. 

Verschiedene  Hospitäler  sind  an  Punkten  errichtet,  wo  dieselben  augen- 
blicklich nicht  erforderlich  sind,  während  grosse  Handelsplätze,  wie  \ew- 
York,  Philadelphia  und  Baltimore  kein  derartiges  Institut  zur  Aufnahme  kranker 
und  verkrüppelter  Seeleute  besitzen.  Diese  Institute  wurden  durch  Dr.  Stewart, 
einen  Agenten  des  Schatz-Departements  und  Dr.  Billings  von  der  Ver.  Staaten 
Armee  einer  sorgfältigen  Prüfung  unterworfen.  Das  Resultat  derselben  be- 
weist, dass  die  Leitung  einiger  Hospitäler  zu  wünschen  übrig  lässt,  dass 
andere  geschlossen  und  dass  Hospitäler  in  New-York,  Baltimore  und  Philadelphia 
errichtet  werden  sollten.  Maassregeln  behufs  Verkauf  von  Hospitälern  an 
Plätzen,  wo  dieselben  nicht  erforderlich,  sind  ergrilfen  worden.  Das  Hospital 
in  New-Orleans  wird  in  Folge  unpassender  Lage  und  anderer  Umstände  als 
unzulänglich  geschildert.  Das  Kriegs-Departement  besitzt  in  New-York  wie 
in  New-Orleans  passende  Hospitäler,  welche,  wie  ich  höre,  nicht  länger 
nothwendig  sind.  Ich  empfehle  daher,  dass  diese  an  das  Schatzamt  über- 
tragen werden. 

Zoll  -  Cutter  -  Dienst. 
Das  System  der  Zoll -Cutter  ist  ein  wichtiger  und  kostspieliger  Zweig 
des  Zoll-Systems.  Im  Ganzen  gehören  dem  Departement  sechs  und  dreissig 
Schiffe,  nämlich  zwölf  Segelschifle  und  vier  und  zwanzig  Dampfer.  Ihr  Tonnen- 
gehalt variirt  zwischen  vierzig  bis  vierhundert  und  achtzig  Tons  Zur  Be- 
mannung dieser  Schilfe  sind  173  Ofliciere  und  824  Seeleute  erforderlich  deren 
Unterhaltungskosten  sich  auf  ca.  D.  865,000  pro  Jahr  belaufen.  Während 
sie  fortwährend  an  Werth  verlieren ,  betragen  ihre  jährlichen  Unterhaltungs- 
kosten ca.  D.  70,000.  Die  jetzt  im  Dienste  befindlichen  Schiffe  sind  zu  ver- 
schiedenen Zeilen  gekauft  und  gebaut  worden,  und  soweit,  wie  ich  ersehen 
kann ,  ohne  spezielle  Rücksicht  auf  den  von  ihnen  zu  verrichtenden  Dienst, 
sicherlich  aber  ohne  jede  vorherige  reillicbe  Ueberlegung.  Die  Hälfte,  ja 
fast  drei  Viertel  derselben  sind  für  den  Dienst  nicht  passend.  Der  Congress 
appropriirte  kürzlich  D.  300,000  für  den  Bau  vier  weiterer  Schüfe ;  es  wurde 
kraft  der  dem  Finanzminister  übertragenen  Autorität  zur  Finreichung  von 
Geboten  aufgefordert,  doch  bis  jetzt  auf  die  eingelaufenen  Olferten  keine 
Contracte  zugeschlagen.  Eine  Prüfung  dieses  Gegenstandes  hat  mich  über- 
zeugt, dass  es  nicht  ralhsam  ist,  zu  der  Verausgabung  zu  schreiten,  bis  das 
Departement  sich  im  Besitz  genauerer  und  vollständigerer  Information  befindet. 
Ich  werde  daher  das  Gutachten  eines  Comite's  coinpelcnler  Ofliciere  über 
folgende  Punkte  einfordern:  Erstens,  welche  Grösse  und  Eigenschaften  er- 
fordert der  zu  verrichtende  Dienst  von  diesen  Schilfen?  zweitens,  sollten 
dieselben  aus  Eisen  oder  Holz  oder  aus  beiden  zusammen  construirl  sein? 
Sobald  der  Bericht  der  Commissäre  sich  in  meinen  Händen  betinden  wird,  werde 
ich    zu    Offerten   fiir  den    Bau    von    vier   SchillVn ,   wie   aiilorisirt,   aulfordern. 
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Münze  und  Zweigmünzen. 

Ausser  der  in  i'lnludelpliia  hc-^leliciKicii  Ilaiipl-Münxe  sind  scclis  Zwei^- 
i^Iünzcri  in  vorsiliicdencn  Tlicilcn  des  I>iind(;s ,  eine  in  Süii  Francisco,  eine 
in  ,\e\v-()rleans ,  eine  in  (Iliarlolle,  N.  C,  eine  in  l)ulilone<(a ,  Ga. ,  eine  in 
l)eii\t;r,   ('uloiaild ,    nnd   eine;   in    l'(»rtland,   Oregon,   etuhlirl   worden. 

Seil  IJcfiinn  des  Krieges  sind  die  Zwciy-Münzen  in  i\e\v-()rleans,  Daliioncga 
und  Churlttlte  gesclilossen  {gewesen.  Kin  Münz-Wardein's-Bureau  wird  walir- 
sclu'inlicli  den  Anfordernnsen  der  Minen-Inleressen  Colorado's  ^eniiten,  und 
in  l'orlland  für  den  Au^^enhlick  nur  ein  hcscliriinkles  Geschürt  slalliiiiden. 
Ich  hin  in  der  Thiil  der  Ansicht,  duss  in  Fol^e  des  ßunes  von  Kisenhahnen 
und  der  daraus  erwachsenen  Coniniunicalions-Krleichteruni^en  das  Mun/.en  der 
Kdelinetalle  ^rrösstenlheils  in  einer  iiliin/.e  an  der  |>acinschen  und  in  einer 
iMünze  an  der  allantischen  Küste  geschehen  wird.  Gemäss  Congress-Geselz 
vom  23.  Juli  1866  werden  Vorbereitungen  zum  Verkauf  der  .Münzen  in 
Cliarlolle  und  Dahlonega  getroffen.  Der  Gewinn  und  das  Münzen  edler 
Metalle  bilden  jetzt  ein  so  grosses  nationales  Interesse,  dass  sie  mehr  Auf- 
nierksanikeit  als  bisher  verdienen.  Augenhiicklieh  helindet  sicli  im  Schatz- 
Departement  zu  Washington  kein  Burciiu  oder  Beamter,  welcher  mit  der 
Leitung  dieses  grossen  Interesses  specicll  betraut  ist.  Ich  empfehle  daher, 
dass  Maassregeln  zur  Ernennung  eines  geeigneten  Beamten  ,  welchem  dieser 
Zweig  des  öUentlichen  Dienstes  unter  Anweisung  des  Finanzministers  zu  über- 
tragen  wäre,  getrolfen  werden. 

Der  Betrag  des  von  den  Ver.  Staaten  gemünzten  Geldes  hat  in  Fol<ie 
der  geringeren  Münzkosten  in  Fluirland  und  Frankreich  abgenommen.  Es 
würde  unzweü'elhaft  darauf  hinwirken,  den  Export  von  Edelmetallen  zu  ver- 
hindern ,   wenn   die   Münzkosten  rediicirt    oder  gänzlich  ahgeschallt  würden. 

Pacht  -  Contract  zu  annulliren. 
Ein  Contract  wurde  am  11.  Februar  1869  zwischen  dem  Finanzminister 
als  Repräsentanten  der  Ver.  Staaten  einerseits  und  gewissen  Personen  in 
Californien  andererseits  über  ein  Stück  Land  in  San  Francisco,  bekannt  als 
das  Zollhaus- Gevieit ,  für  den  Zeitraum  von  fünf  und  zwanzig  Jahren  ab- 
geschlossen. Dieser  Pachlcontract  ist  der  Bestimmung  unterworfen  ,  dass  er 
ungültig  sein  soll,  falls  der  Congress  am  oder  vor  dem  1.  Januar  1870 
demselben  seine  Sanction  verweigert.  Angesichts  des  langen  Zeitraums  des 
Pachtcontraclas  und  da  ich  der  Ansicht  bin,  dass  die  Regierung  die  Controlle 
über  Eigeiithum  behalten  sollte,  welches  zu  ötfentlichen  Zwecken  erforderlich 
ist,   halle  ich  es   für  ralhsam,  dass  der  Congress  diesen  Pachteoniraet  annullire. 

Neue  Post-  und  Schatzamts  -  Gebäude. 
Das  Fundament  des  Postgebäudes  in  iNew-York  und  des  Postgebäu<les 
und  unabhängigen  Schatzamtes  in  Boston  hat  bedeutende  Fortschritte  gemacht 
Der  besichtigende  Architekt  des  Schatzamts  ist  der  Ansicht,  dass  das  Mauerwerk 
sowie  die  Bedachung  dieser  Gebäude  im  nächsten  Jahre  vollendet  sein  können, 
falls  hinreicheiule  Appropriationen  hierzu  gemacht  werden.  Da  die  Arbeit 
einmal  unternommen  ist,  so  bin  ich  der  Ansieht,  dass  aus  ökonomischen 
Rücksichten  die  nothwendigen  .\ppropriationen  behufs  deren  schneller  Vollen- 
dung gemacht  werden  sollten. 
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Handels -Marine. 


liu  Laufe  des  Monats  Deceniber  wird  das  Departement  im  Stande  sein, 
einen  Bericht  über  den  Stand  unserer  Handelsmarine  vorlegen  zu  können. 
Aus  diesem  Bericht  wird  ersichtlich  sein ,  dass  die  maritimen  Interessen  des 
Landes  sich  noch  nicht  von  den  Verlusten  erholt  haben,  welche  sie  während 
des  Krieges  erlitten ,  und  dass  geeignete  Massregeln  behufs  ihrer  Wieder- 
herstellung ergriffen   werden  sollten. 

Gehalte  der  Beamten  des  Departements. 

Ich  kann  nicht  unterlassen,  den  Congress  auf  die  unzureichenden  Salaire 
der  Beamten  des  Schatzamtes  aufmerksam  zu  machen;  die  Regierung  ist  für 
die  Handlungsweise  derselben  verantwortlich  und  durch  sie  werden  direct 
die  Ausgaben  und  die  Einziehung  der  Revenuen  besorgt.  Einige  Salaire 
wurden  festgestellt  bei  der  Organisation  der  Regierung,  andere  sobald  neue 
Stellungen  creirt  wurden  und  nur  v^eiiige  sind  seitdem  in  der  letzten  Zeit 
erhöht  worden.  Es  ist  unbestreitbar  wahr,  dass  Personen,  welche  gleiche 
Fähigkeiten  besitzen  und  mit  derselben  Verantwortlichkeit  betraut  sind, 
eine  bedeutend  höhere  Vergütung  für  ihre  Dienste  von  Individuen  und  Corpo- 
rationen  empfangen  und  obgleich  viele  Beamte,  welche  sich  jetzt  im  Staats- 
Dienste  befinden,  darin  verbleiben  werden  und  zwar  weil  sie  durch  ihre  jetzige 
Stellung  dem  gewöhnlichen  Gesohäftsleben  entfremdet,  so  empfehle  ich  doch 
auf's  Wärmste,  als  einen  Act  der  Gerechtigkeit  und  im  Interesse  der  Regierung, 
eine  Erhöbung  der  Salaire.  Im  Allgemeinen  gesprochen  sollte  diese  Erhöbung 
der  Salaire  auf  Zoll-  und  Steuerbeamte  wie  Collectors,  Surveyors ,  Zoll - 
Marine-Beamte  und  besonders  auf  Abschätzer  und  Examinatoren  im  Ab- 
schätzungs- Departement  ausgedehnt  werden.  Sollte  die  Empfehlung,  die 
Gesetze  zu  widerufen,  welche  öffentlichen  Beamten  einen  Antheil  an  auf- 
erlegten Strafen  und  conliscirten  Gütern  zukommen  lassen,  adoptirt  werden, 
so  wird  es  notbwendig  sein,  die  Salaire  von  Collectoren,  Zoll-Marine-Beamten 
und  Surveyors  an  allen  Haupt -Häfen  des  Landes  zu  erhöhen.  Es  ist  nur 
Wahrheit,  dass  die  Regierung  nicht  mit  Recht  die  Dienste  solcher  competenten 
Leute  wie  Abschätzer  und  Examinatoren  zu  den  jetzigen  unzureichenden  Salairen 
erwarten  kann.  In  grösseren  Städten  sind  dieselben  für  den  Unterhalt  einer 
Familie  nicht  ausreichend  und  unter  solchen  Umständen  trägt  die  Regierung 
eine  gewisse  Verantwortlichkeit,  wenn  sie  ihre  Beamte  so  situirt  ,  dass  sie 
zwischen  Unredlichkeit  einerseits  und  Mangel  andererseits  zu  wählen  haben. 
Die  Salaire  der  Assistenz- Schatzmeister  und  anderer  Haupt -Beamten  sollten 
ebenfalls  und  zwar  aus  denselben  Gründen  erhöht  werden.  Es  war  während 
der  letzten  Jahre  nur  dann  möglich ,  die  tüchtigsten  Clerks  des  Schatzamts 
im  Dienste  zu  behalten,  wenn  ihre  gesetzlichen  Salaire,  aus  einer  Appropriation, 
welche  dem  Finanzminister  zu  diesem  Zweck  zur  Verfügung  gestellt  war, 
erhöbt  wurden. 

Die  Verlheilung  dieser  Appropriation  ist  eine  unangenehme  Pflicht  für 
den  Finanzminister  und  kann  nicht  erfüllt  werden,  ohne  Eifersüchteleien  und 
Unzufriedenheit  unter  den  Beamten  des  Departements  hervorzurufen.  Im 
Allgemeinen  kann  gesagt  werden,  dass  die  Bureau-Chefs,  Ilaupt-Clerks  und 
Clerks,  welche  den  verschiedenen  Abiheilungen  vorstehen,  eine  unzureichende 
Vergütung  für  die  von  ihnen  geleisteten  Dienste  erhalten.  Das  laufende 
XIV.  16 
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(icscliiift  (li's  Dciiiirlcniciith  luuiii  in  /.ulri((l»-iisli:IU'n(ler  Weise  durch  Clerks, 
wcIcIk;  (Iun  jctxt  diirili  diis  (iccl/,  l)i'!,liiiiiiil<'  Saliiir  erlutlteti,  bfsdrt.'l  werden, 
aber  Männer,  iinl'  deren  Distrelion  und  gesundes  Urllieil  ;.icli  die  He^ierung 
behufs  f,H'h6ri<;er  N'erritiiluni;  der  (iesehufle  des  Landes  verlasst  und  deren 
Arbeiten  niclit  durch  die  <,'e\vohnlirhen  (ie cliüfls.stunden  liniilirt  werden,  sollten 
eine    hitireichende    Vergutunir    fnr   ihre    Dienste    erliulten. 

Vorgeschlagene  Reformen. 

Zwei  Aendernngen  in  der  ()rt,niuiMition  des  Finanz- Departements  halte 
ich  IVir  äusserst  wichlig.  Die  erste  Nerandernntr ,  die  icli  hier  meine,  ist 
die  Anstellung  eines  Ober- Controlleurs  des  Schatzamtes,  welcher  die  Be- 
lugniss  haben  soll,  das  System  der  Hcchnungsruhrung  durch  die  verschiedenen 
Auditeurs  und  Controlleurs  zu  überwachen  und  an  welchen  alle  Keclamationen 
zu  richten  sind,  die  durch  Streitigkeiten  in  den  Kechnungs-ßureaux  hervor- 
gerufen werden.  Durch  die  Anstellung  eines  solchen  Beamten,  bekleidet  mit 
den  erwähnten  Machtvollkommenheiten,  wird  in  das  Ik'chnunüs-System  Gleich- 
förmigkeit gebraciit  und,  wie  ich  (est  glaube,  der  betreuende  Beamte  dadurch 
in  den  Stand  gesetzt  werden,  dieses  System  zu  Nereinfachen  und  die  Aus- 
gaben   des   Departements   wesentlich   zu   verringern. 

Die  zweite  Aenderung,  auf  welche  ich  hinweise,  ist  meiner  Meinung 
nach  noch  wichtiger.  Augenblicklich  existiren  im  Bureau  des  Finan/.-Ministe- 
riums  acht  Abtheilungen,  deren  Arbeiten  sich  ausschliesslich  auf  das  Einfuhrzoll- 
System  beziehen.  Bis  jetzt  ist  der  Finanz-Minister  die  einzige  Persönlichkeit, 
welche  durch  das  Gesetz  autorisirl  ist,  in  Streitigkeiten,  die  aus  der  Hand- 
habung der,  die  Einfuhrzölle  betrelTenden  Gesetze  entspringen,  ein  endgültiges, 
oder  überhaupt  entscheidendes  Urlheil  zu  fällen.  Gegenwärtig  ist  das  Ein- 
kommen aus  den  Einfuhrzöllen  ebenso  bedeutend,  wie  das  aus  dem  Bundes- 
steuer-System. Die  Zahl  der  in  jener  Branche  angestellten  Beamten  ist  bei- 
nahe ebenso  gross  wie  in  dieser.  Es  i>t  für  den  Finanzminister  eine  Un- 
möglichkeit, allen  den  verschiedenen  Fragen,  die  in  der  Administration  jener 
Branche  ihren  Ursprung  haben,  die  Aufnierk.-^amkeit  zu  widmen,  welche  für 
den  ölTentlichen  Dienst  nothwendig  ist.  Die  Pflichten,  welche  aus  der  Ober- 
aufsicht über  die  Collectirung  der  Einfuhrzölle  entspringen,  sind  so  mannig- 
faltig, so  delicater  .\alur  und  so  wichlii; ,  dass  sie  die  ausschliessliche  Auf- 
merksamkeit einer  der  fähigsten  Persönlichkeiten,  deren  Dienste  gesichert 
werden  können,  rechtfertigen   und   erfordern. 

Bundes  -  Zoll  -  Commissär. 

Die  Erfahrung  dieses  Jahres  in  der  Verwaltung  und  der  Collectirung 
der  Bundes- Steuern  berechtigt  zu  der  Ansicht,  dass  die  Creirung  des  Amtes 
eines  Commissärs  der  Einkünfte  aus  den  Import-Zöllen,  dessen  Machtbefugnisse 
und  Stellung  denen  des  Commissärs  der  Einkünfte  aus  den  Bundessteuern 
entspreche(id  sind,  und  die  Ernennung  eines  fähigen  Commissärs  die  Hand- 
habung deV  auf  die  Einfuhrzölle  bezüglichen  Gesetze  viel  wirksamer  und 
übereinstimmender  machen  würde,  als  dies  bisher  der  Fall  war,  während 
die  Einkünfte  wahrscheinlicherweise  um  viele  Millionen  jährlich  vergrössert, 
die  Ausgaben  hingegen   kaum  ersichtlich   vermehrt  werden   würden. 
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Beduction  der  Bundes  -  Schuld 
Einsclilicsslicli  fälliger  noch  iiiciit  bezahlter  Zinsen  und  abzüglich  des 
Cassenbeslandes  im  .Sciiatz  betrug'  die  Schuld  der  Ver.  Staaten  am  1.  3Iärz 
dieses  J;ilires  D.  2,525,463,260  Ol  und  unter  gleichen  Bedingungen  wie  oben 
bei  Beginn  des  laufenden  Monats  0.2,453,559,735  23,  demnach  eine  Ab- 
nahme von  D.  71,903,524  78  ergebend.  Diese  hier  sich  zeigende  Abnahme 
ist  geringer  als  die  wirkliche.  Beträchtliche  Summen  sind  bezahlt  worden, 
herrührend  noch  aus  dem  Krieg  und  von  anderen  alten  Ansprüchen,  welche 
bisher  nicht  festgestellt  und  desshalh  in  keinem  Schuldausweis  aufgeführt 
worden  waren.  Die  Hechnung  vom  1.  März,  nach  der  Dringlichkeit  des  Falles, 
schloss  nur  die  aufgelaufenen,  doch  zu  jener  Zeit  nicht  fälligen  Zinsen  ein, 
während  gleichzeitig,  wie  natürlich,  überfällige  Zins-Coupons  noch  ausstanden, 
und  diese,  im  Belauf  von  vielen  Millionen,  sind  seitdem  aus  den  gewöhn- 
lichen Einkünften  bezahlt  Morden.  Früher,  vor  dem  t.  März,  wurden  für 
die  verschiedenen  Anleihen  keine  Zinsen-Conti  geführt,  seitdem  sind  jedoch 
die  erforderlichen  Maassnahnien  getrollen,  um  den  genauen  Betrag  der  fälligen 
Zinsen  jeder  Zeit  ermitteln  zu  können.  Die  Obligationen  ,  welche  von  den 
Ver.  Staaten  zur  Unterstützung  von  Eisenbahnen  emittirt  wurden,  im  Gesammt- 
betrage  von  D.  62,625,320 ,  ihrer  Natur  nach  ein  Darlehen,  sind  nicht  in 
obiger   Aufstellung   eingeschlossen. 

Verwendung  des  Ueberschusses  in  den  Einnahmen. 
Während  des  am  30.  Juni  1869  beendeten  Fiscal-Jahres  ergaben  die 
Einnahmen  über  die  Ausgaben  ,  einschliesslich  der  Zinsen  auf  die  ölfentliche 
Schuld,  einen  Ueberschuss  von  D.  49,453,149  46 ;  von  diesem  Ueberschuss 
kommen,  so  genau  sich  jetzt  ermitteln  lässt,  D.  12,992,370  03  auf  die  Zeit 
vom  1.  Juli  1868  bis  zum  1.  März  dieses  Jahres,  die  restirenden  D.  36,460,779  43 
auf  die  Zeit  vom  1.  März  bis  30.  Juni.  Dieser  Ueberschuss  wurde  von  Zeit 
zu  Zeit  zum  Ankauf  von  Fünf-  Zwanziger  Obligationen  verwandt;  der  seit 
dem  1.  Juli  erzielte  Ueberschuss  in  den  Einnahmen  wurde  in  gleicher  Weise 
angelegt.  Die  Gesanimt- Ankäufe  bis  zum  30.  November  beliefen  sich  auf 
D.  75,47  6,800.  Da  ein  grosser  Tlieil  dieses  Ueberschus.ses  aus  Gold  bestand, 
so  wurde  von  Zeit  zu  Zeit  Gold  verkauft  und  der  Erlös  daraus  zum  Ankauf 
von   Obligationen   benutzt. 

Oold  -  Verkäufe. 

Mit  Ausnahme  des  Verkaufs  massiger  Beträge  von  Gold  in  Chicag^o, 
New  -  Orleans ,  St. -Louis  und  Baltimore,  wurden  sänimtliche  Gold-Verkäufe 
und  Obligations-Ankäufe  gleichförmig  durch  das  Ver.  Staaten  Unter-Schatzamt 
in  New-York  besorgt,  ohne  irgend  welche  andere  Unkosten  für  die  Regierung, 
als  den  verhältnissmässig  kleinen  Betrag  für  Aufforderung  zur  Einreichung 
von  Olferten  durch  Zeitungs- Annoncen.  Das  Durchschnitts- Agio  auf  das 
seit  1.  März  verkaufte  Gold  war  32'*/jq°/o,  auf  die  angekauften  Obliaationen 
16**/iqq*'/q,  so  dass  fiir  letztere,  obige  (Jold-Verkäufe  und  Oblii>ali(tns-Ankäufe 
als  Basis  angenommen,  der  Durchschnitls-Preis  von  88^*/jooo  i"  Gold  bezahlt 
worden  ist. 

Amortisations  -  Fond. 

Durch  das  Gesetz  vom  25.  Februar  1862  wurde  bestimmt,  dass  von 
dem     für    Einfuhrzölle     eingenümmenen     Gold      so      viel     zi\r     Bildung    eines 
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Amorlisatioiis-Foiids  /.uriickgelcgt  werden  solle,  wie  ein  l'rocent  der  Gesammt- 
>chuld  der  Ver.  Staalcri  beträgt.  In  Uebereinstiniiniini,'  mit  den  AnfordcrunLion 
dieses  (leselzcs  liabc  icii  Obligationen  im  Heiuuf  von  I).  20,044,800  angekauft 
und  dieselben  als  zum  Amorlisalions  -  Fond  geliörig  bezeiclinet.  Diese  An- 
küul'e  sind   eine   Ibatsäeliliclic   Ausführung    des  Statuts   vom   4.   März    1869. 

ich  fiir  meine  l'erson  war  weder  berechtigt ,  noch  auch  fiihlte  ich  das 
Verlant;en,  für  die  Zeil,  die  seit  dem  Frlass  obigen  Gesetzes  bis  zuni  Beginn 
der  gegenwiirligen  Administration  verslricben  ist,  für  den  zur  Verfngung 
stehenden  Ueberlhiss  an  Mitteln  Ndrkelirunficn  zu  IreilVn.  Ich  hübe  Obiigalionen 
ausser  den,  für  den  Amorlisulions-Fond  bestimmlen,  im  Belauf  von  I).  5'), 432, 000 
angekauft.  Diese  stehen  als  ein  Spczial-Fond  zur  Verfügung  des  Congresses, 
und  erlaube  ich  mir,  anzuempfehlen,  dass  dieselben  für  den  Amortisalions- 
Fond  bestimmt  werden,  und  das»  irgend  welche  fernere  Ankäufe  gleicherweise 
verwandt  werden,  bis  der  Brutto  -  Betrag  einen  Fond  von  der  Hohe  bildet, 
welche  derselbe  erreicht  haben  würde,  wenn  in  der  Ausführung  des  Gesetzes 
keine  Verzögerung   eingetreten    wäre. 

Entwerthung  des  Papiergeldes. 

Die  Entwerthung  des  Papiergeldes  hat  ihren  Grund  in  zwei  Ursachen. 
Erstens  in  einer  übermässigen  Emission ,  zweitens  in  dem  31angel  an  Ver- 
trauen in  die  liegierung.  In  wie  weit  die  erstgenannte  Ursache  Einwirkung; 
hat ,  lässt  sich  nicht  eher  feststellen ,  als  bis  die  zweite  Ursache  beseitigt 
ist;  mit  anderen  Worten,  wir  werden  genauer  über  die  Ausdehnung  einer 
Ueber-Emission  von  Papiergeld  urtheilen  können ,  wenn  unser  Credit ,  im 
Inland  wie  im  Ausland,  so  weit  gekräftigt  ist,  dass  Inhaber  unserer  Obligationeo 
geneigt  sind,  dieselben  auch  dann  zu  behalten,  wenn  die  öffentliche  3Ieinung 
über  finanzielle  Fragen  aufgeregt  ist.  Es  ist  gleichfalls  sehr  wahr,  dass  der 
genaue  Betrag,  welcher  für  das  Geschäft  des  Landes  erforderlich  ist,  sich 
nicht  mit  Sicherheit  bestimmen  lässt.  Seit  Beendigung  des  Krieges  sind  die 
Bedürfnisse  der  Süd-Staaten  grösser  geworden,  folglich  sind  grosse  Summen 
Papiergeld  aus  anderen  Landestheilen  weggezogen  worden,  um  dem  dortigen 
Bedarf  zu  genügen.  Der  Betrag,  welchen  der  Süden  nöthig  hat,  wird  für 
die   nächsten  zwei  Jahre   noch   in   stetigem   Wachsen   begriffen   sein. 

Der  Bau  der  Pacilic-Eisenbahn  dürfte  zur  Folge  haben,  dass  auch  bei 
der  Bevölkerung  an  der  Küste  des  Stillen  Oceans  Papiergeld  für  Münze  sub- 
stituirt  wird.  Es  ist  anzunehmen,  dass  der  hierzu  erforderliche  Betrag  von 
Papiergeld  nicht  hinter  D.  30,000,000  zurückstehen  wird.  Als  eine  Folge 
würde  ein  sehr  bedeutender  Betrag  von  Goldmünze  dort  aus  der  Circulation 
zurückgezogen  und  so  in  Wirklichkeit  der  Betrag  von  Gold  an  der  Küste 
des  Atlantischen  Oceans  vermehrt  und  die  Papiergeld-Circulation  in  den  östlich 
von  den  Rocky  Mountains  gelegenen  Staaten  erheblich  vermindert  werden. 
Diese  Veränderungen  werden  zur  Folge  haben,  die  Differenz  zwischen  Papier 
und   Gold   zu   verringern. 

Wann  Baarzahlung  aufzunehmen  ist. 

Die  Fähigkeit   des  Landes,    Baarzahlung  aufzunehmen,    wird   von    keiner 

auf  diesen   Gegenstand  gerichteten   Gesetzgebung  abhängig   sein,   sondern   von 

dem  Stande    seiner  Industrie   und  finanziellen  Beziehungen  zu  anderen  Ländern. 

Letztere,  natürlicherweise,  werden  durch  die  allgemeine  Politik  der  Regierung 
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bedingt.  Der  Krieg  erschöpfte  den  Reichthum  des  Landes  und  die  Süd-Staaten 
waren  buchstäblich  verarmt.  Eine  nothwendige  Bedingung  für  Wiederaufnahme 
der  Baarzahlung  war  die  Entwickelung  der  Industrie  der  Nation,  im  Norden 
wie  im  Siiden,  und  die  daraus  hervorgehende  Anhäufung  von  transportirbaren 
Producten  der  Industrie  in  solcher  Ausdehnung,  dass  deren  Export  unserem 
Import  im  Wesentlichen  gleichkommt.  So  lange  es  nöthig  ist,  für  die  hier 
importirten  Waaren  durch  Aussendung  von  Bundes-Obligationen  und  anderen 
Schuld-Obligalionen  an  andere  Länder  Zahlung  zu  leisten,  so  lange  wird 
eine  Wiederaufnahme  und  Beibehaltung  der  Baarzahlung  unausführbar  sein. 
Wenn  die  von  hier  exportirten  Industrie -Erzeugnisse  im  Wesentlichen  im 
Werthe  den  von  anderen  Ländern  importirten  Producten  gleichkommen,  dann 
wird  sich  kein  Bedarf  für  Gold  zeigen,  um  dasselbe  auszuführen ;  ausgenommen 
etwa  aus  dem  Umstand,  dass  unsere  Obligationen,  die  im  Auslande  gehalten 
sind,  zurückgesandt  und  hier  verkauft  werden  und  für  den  Erlös  in  Gold 
remittirt  wird.  Wenn  der  Credit  unseres  Landes  in  Europa  völlig  hergestellt 
sein  wird  und  man  keinen  Zweifel  weder  an  unserer  Fähigkeit,  noch  an 
unserem  Entschluss  hegt,  alle  unsere  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen,  dann 
werden  Obligationen,  die  sich  jetzt  in  grosser  Ausdehnung  in  Händen  von 
Kaufleuten  und  Banquiers  befinden ,  von  Capitalisten  zu  dauernder  Anlage 
benutzt  werden.  Wenn  diese  Veränderung  eingetreten  sein  wird,  dann  ist 
die  Wahrscheinlichkeit,  dass  man  unsere  Obligationen,  unter  dem  Einfluss 
politischer  oder  finanzieller  Wirren  in  Europa,  zurücksendet,  sehr  gering, 
und  wenn  dann  unser  Export,  mit  Ausnahme  von  Bundes-Obligationen,  dem 
Import  gleichkommt,  dann  kann  die  Baarzahlung  aufgenommen  werden,  ohne 
auch   nur  vorübergehende  Störungen  im   Geschäfte  des  Landes  zu   verursachen. 

Hebung  der  Schifffahrts  -  Interessen. 

Eines  der  wichtigsten  Mittel,  um  das  Land  in  seinen  finanziellen  Beziehungen 
zu  anderen  Nationen  zu  kräftigen,  ist  die  Entwickelung  unserer  Handelsflotte. 
Die  Listen  des  Zollamtes  zeigen,  dass  ein  sehr  bedeutender  Theil  des  fremden 
Handels  sich  in  englischen  Händen  befindet.  Wir  sind  in  Folge  davon  nicht 
allein  auf  die  fremde,  mit  uns  rivalisirende  Nation  für  die  Geschäfte  des 
Handels  angewiesen ,  welche  in  unseren  eigenen  Händen  sein  sollten ;  auch 
unsere  Fähigkeit,  die  Baarzahlung  wieder  aufzunehmen,  wird  nicht  wenig 
dadurch  geschwächt.  Befände  sich  der  ganze  fremde  Handel,  sowohl  Export 
wie  Import,  im  Besitze  americanischer  Schilfe,  so  würde  der  Verdienst  der- 
selben nicht  weniger  als  D.  75,000,000  pro  .Jahr  betragen.  Gegenwärtig 
betragen  die  Frachtgelder  americanischer  Schilfe  im  fremden  Handel  nur 
n.  28,000,000.  Befände  sich  das  Geschäft  ausschliesslich  in  americanischen 
Händen ,  so  würde  ein  bedeutender  Theil  der  Differenz  von  D.  47,000,000 
americanischen  Bürgern  aus  fremden  Ländern  zukommen.  Dieser  Betrag  würde 
dann  um  so  mehr  unsere  Fähigkeit  vergrössern ,  aus  fremden  Ländern  be- 
zogene Waaren  zu  bezahlen.  Kauft  z.  B.  ein  amerikanischer  Bürger  in  New- 
York  1000  Fass  Mehl  für  D.  fiOOO  und  exportirt  sie  nach  Liverpool  in  einem 
amerikanischen  Schiffe ,  und  wird  das  Mehl  daselbst  für  D.  7000  verkauft, 
so  kann  eine  Tratte  für  den  ganzen  Betrag  gezogen  und  mit  dieser  Tratte 
eine  Factura  in  England  gekaufter  Waaren  von  D.  7000  bezahlt  werden,  ob- 
gleich dann  die  Bücher  des  Zollamtes  in  New-York  eine  Differenz  von  D.  1000 
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gesell  (Ins  Lund  er^jcbcii  wiirdon.  GcIipii  auf  der  iinderen  Seite  die  100(1 
Fass  Melil  in  einem  en^lisclien  Seliill'e  nacli  Liverpiiol  ,  so  wurde  der  dalnr 
in  New -York  realisirte  lU-trufj,  weUlicr  zur  BezaliliinLr  eriKÜM-lier  Waaren 
ver\>an(ll  werden  kann,  nur  D.  (iOOO  sein,  und  die  DillVren/,  treiben  das  Land 
würde  nielit  blos  anscheinend,  sondern  in  Wahrheit  I).  1000  heiraten.  Dieses 
einfache  Beispiel  »cigt  die  j^anze  Wichtitikeit  einer  Wiederherslellunp  unserer 
kaiifniiinnischen  Macht  auf  dem  Ocean ,  und  ich  hetraclite  es  desshalb  als 
höchst  wichtig  für  unsere  Prosperitat,  dass  die  ScIiillTahrlsinteressen  gekräftigt 
werden,  nicht  hios  als  eine  Schule  für  Sceleule,  sondern  als  eine  grosse 
Macht  in  den  ilimdcn  der  Regierung,  Baar/.ahliing  wieder  aufzunehmen  und 
zu  hehaupten.  üie  Kntwickelung  dieses  Interesses  ist  eben  so  wichtii.'  fur 
die  Stauleu,  welche  entfernt  von  der  Küste,  wie  für  die,  welche  derselben 
nahe  liegen.  Jede  neue  Erleichterung  für  den  Export  der  Productc  des  Innern 
ist  ebenso  vorlheilhaft  für  die  Producenten,  wie  für  die  Kaufleute  und  Schills- 
bauer  der  Küste.  Und  wenn  ich  auch  nicht  erwarte,  dass  es  nothwendig 
sein  wird,  die  Wiederaufnahme  der  Baarzahlung  zu  verzögern,  bis  wir  unsere 
alte  Stellung  auf  dem  Ocean  wieder  eingenommen,  so  bin  ich  doch  überzeugt, 
dass  die  Entwickelung  der  SchilTsbau-  und  Schulfahrt- Interessen  den  Credit 
des  Landes  verbessern  und  den  Rcichlhum  rasch  vermeiiren  wird.  Üie  An- 
deutungen, welche  ich  gemadit,  zeigen,  dass  es  meiner  .Meinung  nach  nicht 
angerathen  wäre,  die  Baarzahlung  wieder  aufzunehmen,  so  lange  ein  so  be- 
deutender Theil  der  5-20er  Bonds  in  Händen  europäischer  Kaufleute,  Banquicrs 
und  Fabrikanten  sich  beliudef.  Fragen,  welche  aufgekommen  sind  über  die 
Art  der  Verbindlichkeiten ,  welche  die  Regierung  bei  Ausirabe  der  Bonds 
übernommen  hat,  haben  ohne  Zweifel  viele  Personen  absreschreckt ,  sie  als 
permanente  Anlage  zu  kaufen,  und  werden  die  Bonds  in  Folge  davon  in 
grossen  Betragen,  sowohl  in  Europa  wie  hier,  von  Speculanten  gehalten, 
die  sie  wieder  auf  den  Markt  werfen  werden,  sobald  sie  einen  angemessenen 
Nutzen  erzielen  können ,  oder  sobald  politische  ftder  finanzielle  Ereignisse 
eine  Frage  nach  Geld  für  andere  Zwecke  hervorrufen.  Es  ist  wahrscheinlich, 
dass  zwischen  700  und  900  Millionen  dieser  Bonds  jetzt  in  Europa  gehalten 
werden  und  grossentheils  von  Leuten,  die  sie  wieder  verkaufen  werden,  wenn 
die  angedeuteten  Gründe  eintreten  sollten.  Dies  geschah  zum  Beispiel  in  Eurojja 
im  Jahre  1866  im  Beginne  des  Oisterreich-Preussischen  Krieges  und  würde 
ein  ähnlicher  Zustand  auch  für  die  Zukunft  zur  Folge  haben,  dass  ein  genügender 
Betrag  Bonds  von  Europa  zurückgesandt  wird ,  um  hier  die  geschäftlichen 
Zustände  zu  verwirren  und  um,  wenn  bereits  die  Wiederaufnahme  der  Baar- 
zahlung stattgefunden  haben  sollte,  von  Neuem  die  Banken  zur  Einstellung 
ihrer  Zahlungen   zu   zwingen. 

Verminderung  des  Ver.  Staaten  Papiergeldes. 

Es  ist  desshalb  meiner  Ansicht  nach  wichtig,  dass  ein  grosser  Theil  der 
Fünf-Zwanziger  Bonds  zurückgezogen  und  durch  andere  Bonds  ersetzt  werde, 
deren  Emissions-Bedingungen  so  klar  sind,  dass  sie  keinen  Zweifel  zulassen. 
Mit  einem  Worte,  die  wirkliche  Frage  beschränkt  sich  nicht  blos  auf  die 
Wiederaufnahme  der  Baarzahlung  —  als  eine  Maassregel  für  sich  ist  dies 
nicht  schwierig  — ;  die  Schwierigkeit  liegt  aber  darin,  unter  welchen  Ver- 
haltnissen   die  Zahlungen    wieder   aufzunehmen,   daiS  man  sie  auch  beibehalten 
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kann,  nicht  bloss  in  ruhigen,  sondern  auch  in  bewegten  und  gefährlichen 
Zeiten.  Unser  Weg  scheint  mir  dessiiaib  klar  zu  sein.  Jeder  Schritt,  den 
die  Regierung  tliut ,  sollte  darauf  gerichtet  sein,  den  Werth  unseres  Papier- 
geldes zu  heben.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  dazu  schliesslich  eine  Verminde- 
Tung  in  dein  Volumen  desselben  nothwendig  sein  wird,  und  ich  erlaube  mir 
daher,  vorzuschlagen,  dass  dem  Finanzniinister  das  Recht  ertheilt  werde,  die 
Circulation  von  Ver.  Staaten  'Voten  bis  nicht  über  zwei  Millionen  in  einem 
Monat  zu  vermindern.  Das  Land  wird  dadurch  allmälig  und  ohne  ruinirt  zu 
werden  in  eine  Lage  gebracht,  in  welcher  die  Wiederaufnahme  der  Baar- 
zahlung   nicht  allein   leicht,   sondern    vielleicht  unvermeidlich   sein    wird. 

Amortisation  der  Bundes  -  Schuld. 
Am  1.  December  1869  betrug  die  Schuld  der  Ver.  Staaten,  ohne  Abzug 
der  disponiblen  Bonds  und  baaren  Gelder,  D.  2,605,286,789  82.  Davon  be- 
stehen D.  356,113,258  50  in  Noten,  die  keine  Zinsen  tragen.  Der  grösste 
Theil  derselben  wird  für  die  Circulation  gebraucht,  der  Betrag  kann  aber 
aus  den  gewöhnlichen  Revenuen  reducirt  werden  ,  wenn  der  Congress  dies 
für  angemessen  erachten  sollte.  Der  Betrag  des  circulirenden  Kleingeldes 
ist  D.  38,885,564  68  und  dürfte  keine  Veranlassung  vorliegen,  die  darüber 
bestehenden  Gesetze  zu  verändern.  Ausserdem  stehen  aus  Certificate  für  im 
Schatze  deponirtes  Gold  bis  zum  Betrage  von  D.  36,862,940.  Diese  Certifi- 
cate sind  bei  Präsentation  einlösbar.  Diese  drei  Posten  betragen  zusammen 
D.  431,861,763  18  und  brauchen  nicht  berücksichtigt  zu  werden  bei  etwaigen 
Maassregeln  für  die  Tilgung  der  öffentlichen  Schuld.  Von  der  Anleihe  vom 
1.  Januar  1861  sind  D.  7,022,000  noch  ausstehend  und  am  1.  Januar  1871 
fällig.  Die  Anleihe  von  1858  von  D.  20,000,000  ist  fällig  1873.  Die 
sogenannten  Zehn  -  Vierziger  Bonds,  D.  194,567,300  betragend,  sind  nicht 
vor  1874  rückzahlbar.  Die  sechsprocentigen  Bonds,  zahlbar  1881,  be- 
tragen D.  283,677,600.  Da  die  sogenannten  1881er  und  Zehn- Vierziger 
Bonds,  zusammen  D.  478,244,900  betragend,  nicht  fällig  sind  und  nicht  vor 
1874  resp.  1881  bezahlt  werden  können,  so  brauchen  auch  sie  bei  einer 
neuen  Anleihe  nicht  berücksichtigt  zu  werden.  Die  Fünf- Zwanziger  Bonds, 
zusammen  D.  1,602,671,100  betragend,  sind  entweder  fällig  oder  werden 
bald  fällig  sein,  und  es  ist  diese  Classe ,  und  diese  Classe  allein,  worauf 
die  Aufmerksamkeit  gerichtet  sein  sollte.  Von  dem  letztgenannten  Betrage 
sind  seit  März  D.  75,477,800  gekauft  worden  und  jetzt  in  Händen  der  Reijie- 
rung.  Ehe  irgend  eine  Maassregel,  die  Fünf-Zwanziger  Bonds  zu  fnndiren, 
durchgeführt  werden  kann  ,  wird  die  Regierung  wenigstens  D.  75,000,000 
mehr  gekauft  haben.  Es  werden  also  am  1.  Juli  1870  ungefähr  D.  1,450,000,000 
Fünf-Zwanziger  Bonds  in  den  Händen  der  öffentlichen  Gläubiger  sein ,  und 
würde  von  der  gesammten  Schuld  nur  der  geringe  Betrag  von  D.  27,000,000 
vor  anno   1874  fällig. 

Fundirung  der  Bundes  -  Schuld  durch  Emission  einer  neuen  Anleihe. 
Unter  diesen  Umständen  scheint  es  mir  nicht  rathsam  zu  sein,  die  Fundirung 
des  ganzen  Betrages  von  5  —  20  Bonds  zu  autorisiren ,  welcher  der  Wahr- 
scheinlichkeit nach  am  nächsten  1.  Juli  ausstehen  wird;  es  sollten  wenig- 
stens ü.  250,000,000  ausstehend  gelassen  werden,  um  vor  1874  eingelöst 
oder  aufgekauft  zu  werden.      Sollte   dieser  Betrag   für   einen   ähnlichen  Zweck 
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zuriickpelasspn  werden,  so  befanflc  sich  für  Kiin/.e  Schuld  in  einer  Position, 
die  leiclil  ihre  Kiiilosiiiii;  K''>li'tl''l<'  Z\\is(heii  1874  und  iHHl  koiiiileii  <lie 
10-  4()er  Bonds  ho/.iihll  und  ebenso  Ansliillen  (relrollVii  «erden,  um  die 
Bonds  ein/.ulosen,  welclie  im  Jiihre  IHHI  liillie  sind.  Ks  wäre  vielleiilit 
angemessen,  die  proponirle  Anleihe  üiiI  I).  1,000, 000, 000  zu  hcsehränken, 
was  dann  zur  Einlösuny-  vor  1881  den  lielraji  von  unfjefiihr  D.  670,000,000 
liesse ,  oder  kaum  0.(50,000,000  per  .lahr.  Aiiffenommen ,  dass  die  pro- 
ponirle Anleihe  einen  Bciray  von  nicht  iiher  I).  1,200,000,000  uii  fassle, 
wiirde  ich  vorsclilau:en  ,  sie  in  drei  Cliissen  von  je  I).  100,000,000  aiizu- 
hieten;  die  erste  von  1).  100,000,000  lalliff  in  15.lahren  und  zahlbar  in  20 
Jahren;  die  zweite  Classe  von  D.  400,000,000  lallit  in  20  .lahrcn  und  zahlbar 
in  25  Jahren  «nd  die  dritte  Classe  von  D.  400,000,000  falliir  in  25  und 
zaiilbar  in  30  Jahren.  Die  Hanptbedinj^ungen  der  neuen  Anleihe  scheinen 
mir  die  folgenden  zu  sein:  Krsten<,  Capital  und  Zinsen  sind  in  Gold  zahlbar 
zu  machen;  zweitens,  die  sogenannten  5  —  20er  Bonds  sind  für  die  neuen 
Bonds  in  Zahlung  zu  nehmen;  drittens,  das  Capital  ist  zaiilbar  in  den  \'er- 
einigten  Staaten  und  die  Zinsen  zahlbar  entweder  in  den  Vereinigten  Staaten 
oder  in  Europa,  wie  die  Kaufer  es  wünschen;  viertens,  der  Zinsfu:s  darf 
^VzVoP-  3-  nicht  übersteigen;  fünftens,  der  Käufer  in  Europa  erhalten  ihre 
Zinsen  in  London,  Paris,  Berlin  oder  Frankfurt  a.  M  ,  wie  sie  es  vorziehen  ; 
sechslens,  die  Obligationen,  Capital  und  Zinsen,  sind  frei  von  allen  Steuern, 
Abgaben  oder  Verkürzungen  irgend  welcher  Art,  wenn  es  nicht  angemessen 
erachtet  werden  sollte,  Bürgern  der  Ver.  Staaten  eine  gleiche  Steuer  auf 
ihr  Einkommen  von  diesen  Obligationen  aufzuerlegen,  wie  sie  nach  den  Ge- 
setzen der  Ver.  Staaten  auf  ihr  Einkommen  von  anderen  Geld -Anlagen  zu 
bezahlen  haben.  Es  giebl  zwei  Gründe,  und  beide  scheinen  mir  von  grösstem 
Gewicht  zu  sein,  wesshalb  die  Obligationen  der  Ver.  Staaten  frei  von  Slaats- 
und  Local- Abgaben  sein  sollten.  Sind  sie  nicht  frei  davon,  so  wird  der 
Betrag  der  Abgaben,  die  von  den  Local-Behörden  auferlegt  werden,  den 
Zinsen  hinzugefügt  werden  müssen,  welche  die  Bundes-Begierung  zu  bezahlen 
haben  wird,  und  dies  wird  die  letztere  zwingen,  Anschaffungen  für  die  von 
den  Local-Behörden  auferlegten  Abgaben  zu  machen.  Zweitens,  in  An- 
betracht, dass  die  Fähigkeit,  Anleihen  zu  machen,  unter  manchen  Verhältnissen 
von  grosser  Wichtigkeit  für  die  Erhaltung  der  Regierung  sein  dürfte,  sollte 
die  Macht,  diese  Fähigkeit  selbst  in  Zeiten  des  Friedens  und  der  Prosperität 
auszuüben  nicht  beschränkt  werden  durch  Concessionen,  durch  welche  einzelne 
Staaten  das  Recht  erhalten,  die  Mittel  zu  besteuern,  durch  welche  die  Bundes- 
Regierung  erhalten  wird.  Das  Recht ,  alle  ihr  zustehenden  gesetzlichen  (ie- 
walten  ohne  eine  Bedingung,  Einschränkung  oder  Einspruch  eines  Anderen 
auszuüben,  ist  ein  wichtiger  Bestandtheil  der  Souverainität ,  und  sollte  die 
Bundes -Regierung  nie  in  dieser  Hinsicht  ihre  Macht  in  Frage  ziehen  oder 
aufgeben.     , 

Bei  dei*  Emission  dieser  neuen  Anleihe  sollten  den  Bürgern  und  Unter- 
thanen  anderer  Länder  die  stärksten  Versicherungen  gegeben  werden,  dass 
die  Zinsen  und  das  Capital  in  gemünztem  Gelde,  in  Uebereinsliinmung  niit  den 
Bedingungen  der  Anleihe  ohne  irgend  eine  Kürzung  oder  einen  Abzug  bezahlt 
werden.  Ebenso  empfehle  ich,  um  der  Nothwendigkeit ,  .Agenten  für  den 
Verkauf  der  Anleihe  anzustellen,   überhoben   zu  sein,   dass   Subscribenten   eine 
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angemessene  Provision  erhalten,  und  dass  Diejenigen,  welche  zuerst  zeichnen, 
des  Recht  haben ,  die  Classe  Bonds  zu  wählen  ,  in  denen  ihre  Subscription 
ausgeführt  werden  soll.  Ich  empfehle  ferner  in  Verbindung  mit  dieser  An- 
leihe, dass  die  unter  dem  Gesetze,  iiein  nationales  Circulationsmittel  zu 
gründen"  ,  etablirten  Banken  aufgefordert  werden  ,  die  neuen  Boiids  gegen 
die  alten  umzutauschen  ,  welche  jetzt  als  SicherstellunfT  für  ihre  Banknoten 
deponirt  sind.  Sollte  sich  eine  Bank  weigern,  diese  neue  Bedingung  an- 
zunehmen, so  sollten  Bestimmungen  getroffen  werden,  dass  die  sich  weigernde 
Bank  ihres  Freibriefs  verlustig  wird  und  sollte  dann  das  Recht,  neue  Banken 
an   Stelle  der  so   aufgelösten   zu   gründen,   gegeben   werden. 

Eine  Hauptbedingung  für  den  Erfolg  der  neuen  Anleihe  ist  das  Fort- 
bestehen des  gegenwärtigen  Steuergesetzes.  Der  Hauptbeweggrund,  der  an- 
gewandt werden  kann,  um  die  gegenwärtigen  Inhaber  von  5  — 20er  Bonds 
zu  veranlassen,  ihre  alten  Bonds  aufzugeben  und  neue  zu  einem  geringeren 
Zinsfuss  und  mit  einem  längeren  Zahlungstermin  dafür  zu  nehmen,  ist  die 
durch  den  grossen  Umfang  der  National-Revenuen  gebotene  Gewissheit,  dass 
die  Bonds  bald  werden  eingelöst  werden.  Wir  müssen  bereit  sein ,  ihnen 
die  Alternative  zu  stellen ,  entweder  den  neuen  Bond  mit  einem  geringeren 
Zinsfuss   oder  Zahlung   des   Capitals  der  alten   Bonds   zu   nehmen. 

Sobald  die  5  —  20  Bonds  bis  zum  Betrage  von  D.  1,000,000,000  oder 
D.  1,200,000,000  fundirt  sind,  können  die  Revenuen  bedeutend  vermindert 
und  doch  noch  genügende  Einkünfte  erzielt  werden,  die  gewöhnlichen  Aus- 
gaben der  Regierung  zu  bestreiten,  die  Zinsen  auf  die  öffentliche  Schuld  zu 
bezahlen  und  einen  Tilgungs-Fond  von  D.  25  —  50,000,000  jährlich  anzulegen. 
Sollte  der  Erfolg  in  dem  Verkaufe  der  neuen  Anleihe  meinen  Erwartungen 
entsprechen,  welche  letztere  auf  das  Factum  basirt  sind,  dass  die  Fähigkeif 
und  der  gute  Wille  des  Volkes  der  Ver.  Staaten,  seine  Schulden  zu  bezahlen, 
genügend  sind,  um  anzunehmen,  dass  die  Bonds  der  Ver.  Staaten  den  höchsten 
Preis  an  den  Börsen  der  Well  bedingen,  so  werden  wir  beim  Beginn  nächster 
Congress-Sitzung  in  der  Lage  sein ,  das  Werk  der  Reduction  der  Steuern 
zu  beginnen. 

Einlösung  der  dreiprocentigen  Certificate. 

Am  30.  Juni  1868  war  der  Betrag  der  ausstehenden  3  •*/(,  Certificate  und 
convertirbaren  Zinseszinsnoten  in  3  °/o  Certificate  D.  71,604,890,  am  30.  Juni 
1869  standen  aus  D.  54,991,410,  was  mithin  eine  Verminderung  von  D.  16,- 
613,480  dieser  Classe  der  Schuld  ist.  Am  1.  December  1869  war  der 
Betrag  weiter  auf  D.  49,716,150  vermindert,  mithin  eine  Reduction  von 
D.  21,888,740  im  Ganzen  für  17  Monate.  Die  3%  Certificate  sind  in  be- 
deutendem Maasse  ein  Ersatzmittel  für  Ver.  Staaten  Noten,  daher  sie  grössfeu- 
theils  von  den  Ranken  als  Theil  ihrer  Reserve  gehalfen  werden,  und  dadurch 
indirect,  wenn  auch  nicht  fiir  ihren  vollen  Betrag  das  Volumen  der  Circulations- 
miltel  vergrössern.  Ich  empfehle  daher,  dass  Anstalten  getroffen  werden, 
die  3  "/o  Certificate  innerhalb  einer  angemessenen  Zeit  einzulösen  und  als 
Ersatzmittel  für  die  so  geschaffene  Verminderung  des  circulirenden  Geldes  den 
Banken  in  den  Staaten,  wo  das  Bank-Capital  geringer  ist,  als  der  Betrag, 
zu  dem  der  Staat  berechtigt  sein  würde,  eine  Vermehrung  der  Circulation 
zu  gestatten,   welche  jedoch  zusammen  D.  35,000,000  nicht  übersteigen   sollte. 
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Die  Kinlösiiii(>:  der  3"/„  (!crtificale  iiiiil  die  Vcrnifhrunu  des  Bank  -  Capitals 
Koiinlc  so  cinfccriclilcl  vvi  rdcii  ,  dass  dadiiicli  keine  bedeutende  L'mwälzunjf 
in  den  Finaii/.eii  oder  in  dem  (ieseliiH't  des  Limdes  entstände  ;  dadurch  wurde 
i'iii  ver/4rössertt's  Baiik-Ca|)ilal  den  Tlieilen  des  Landes  gesichert,  die  desselben 
bedürfen,  und  dies  geschähe  oluie  irj^ond  eine  Vermehrung  in  dem  Volumen 
der   Cireiilalionsiiiillel. 


Uebel  des  jetzigen  Bank -Systems. 

Das  gegenwärtige  Banksystem  hat  zwei  Uebel,  denen  proiiipte  und  dureh- 
jireilViide  Alibtiife  Aolh  thiil.  Das  erste  ist  die  Gewolinlieil  der  Banken,  auf 
Depositen  Zinsen  zu  zahlen.  Die  Folge  dieser  Gewohnheit  ist,  dass  Gelder 
in  Händen  von  Privaten,  die  sonst  für  kaufmännische  oder  sonstige  Geschafts- 
zw  ecke  würden  ausgeliehen  werden ,  jetzt  den  Banken  überleben  werden 
auf  Grund  der  Annahme,  dass,  wenn  die  dafür  erlangte  Sicherheit  auch  nicht 
besser  ist,  so  doch  das  (jeld  jeden  Augenblick  zuriickgezogen  werden  kann. 
Banken  im  Innern  des  Landes  oder  fern  von  den  Centralpunkten  des  Ge- 
schäftes, die  Geld  auf  Depositen  nehmen  und  Zinsen  dafür  vertrüten,  übertragen 
diese  Fonds  an  andere  Banken,  von  denen  sie  einen  gleichen  oder  höhern 
Zinsfuss  erhalten.  Sie  sehen  in  der  Hauptsache  nur  darauf,  ihre  Fonds  in 
einer  solchen  Lage  zu  haben ,  dass  sie  zu  allen  Zeiten  darüber  verfügen 
können.  Hieraus  folgt,  dass  stets  grosse  Summen  auf  Depositen  in  den  Banken 
der  grösseren  Städte  liegen,  namentlich  der  Stadt  New-York ,  des  grossen 
Ceiifraipunkls  fiir  Finanz -Gescliäflc  aii  der  Atlantischen  Küste.  Schon  im 
gewöhnlichen  Verlaufe  der  Dinge  hat  das  Geld  eine  Neigung,  nach  den 
Städten  zu  lliessen,  und  es  ist  nicht  vernünftig,  diese  Tendenz  durch  künst- 
liche Mittel  zu  vergrösserii.  Das  Uebel  endet  aber  nicht  blos  mit  der  Verar- 
mung des  Landes.  Da  die  Banken  in  den  Städten  zu  irgend  einer  Zeit  ge- 
zwungen werden  können,  die  Tratten  ihrer  Depositoren  zu  bezahlen,  so 
müssen  sie  refusiren,  die  ihnen  so  zugeflossenen  Fonds  zum  Discontiren  von 
Geschäftswechseln  zu  verwenden,  die  nicht  ä  vista  zahlbar  sind,  und  müssen 
vielmehr  darauf  bestehen,  sogenannte  «call  loans"  mit  Regierungs-Obligationen 
oder  anderen  F'onds  als  Sicherheit  zu  machen.  Kaufleule  borgen  in  der  Regel 
nicht  grosse   Summen  ,  die   «on   call"   rückzahlbar  sind. 

Die  Folge  ist,  dass  die  so  in  den  Stadibanken  angehäuften  Gelder  an 
Personen  ausgeliehen  werden,  die  sie  für  Speculationen  gebrauchen.  Der 
Umfang  dieses  Uebels  kann  aus  dem  Factum  ersehen  werden,  dass  von  den 
Darlehen  der  Banken  in  der  Stadt  ^'ew-York  im  October  1868  D.  98,000,000 
auf  kaufmännische  Wechsel  und  D.  68,000,000  5,on  call"  gegen  Sicherheit 
in  Obligationen  gegeben  wurden;  im  October  1869  D.  99,000,000  auf  Wechsel 
und  D.  59,000,000  t,oü  call".  Im  ersteren  Jahre  waren  also  41  "/o  und  im 
letzteren  37°/o  aller  Darlehen  'lOn  call-'.  Eine  weitere  Folge  ist,  dass 
Personen,  die  Geld  auf  Wechsel  für  legitime  Geschäflszwecke  leihen  wollen, 
3  — 6''/(,  mehr  Zinsen  zahlen,  als  Personen,  die  Geld  für  Speculationszwecke 
gebrauchen. 

Ich  empfehle  desshalb ,  ein  Gesetz  zu  erlassen,  das  den  Banken  absolut 
verbietet,  Zinsen  für  Depositen  zu  bezahlen,  das  ebenso  den  Betrag  aller 
Darlehen  „on  call"  gegen  Sicherheit  auf  10°/o  ihres  Capitals  limilirt.  Ich 
bin    ferner    überzeugt,    dass    die  Gewohnheil,    Checks   zu   certiliciren ,    selbst 
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wenn  der  Aussteller  Fonds    in    der  Bank    für    den   Betrag    hat,    mit  grossem 
Naclitlieil   verbunden  ist,   und   dass   dies   gänzlich   verboten   werden    sollte. 

Bundes  -  Einnahmen  und  Ausgaben  während  des  am  30.  Juni   1869  beendeten 

Fiscaljahres. 

Einnahmen. 

Zölle D.  180,048,436   63 

Bundessteuern 158,356,460   86 

Ländereien 4,020,344   34 

Directe  Steuern 765,685    61 

Diverse   Quellen 27,752,829   77 

Gesammt- Einnahmen  ,   excl.   Anleihen D.  370,943,747   21 

Ausgaben. 

Civildienst D.  56,474,061    53 

Pensionen  und  Indianer      ....  35,519,544   84 

Departement   des    Krieges    ....  78,501,990    61 

Departement  der  Marine      ....  20,000,757    97 

Zinsen   auf  die   Bundesschuld  .      .      .        130,694,242   80 
Främien  auf  7-30er  Schatzamts-Aoten  300,000  00 

Gesammt- Ausgaben ,   excl.   Anleihen D.  321,490,597   75 

Ueberschuss   der  Einnahmen   über  die  Ausgaben     .      .      .      D.  49,453,149   46 

Bundes-Einnahmen  und  Ausgaben  während  des  am   30.  September   1869  beendeten 

Quartals. 

Einnahmen. 

Zölle D.  52,598,921    86 

Bundessfeuern 47,926,352   51 

Ländereien 893,864   08 

Diverse 7,412,483  57 

Gesammt- Einnahmen ,   excl.   Anleihen D.  108,831,622   02 

Ausgaben, 
nach  Abzug  der  von  Ver.  Staaten  Zahlmeistern  und  .\nderen  gemaclilen  Rückzahlungm. 

Civildienst D.  15,102,202   05 


Indianer  und   Pensionen 
Departement   des    Krieges    . 
Departement   der   Marine 
Zinsen   auf  die    Bundesschuld 


13,547,942  79 

13,595,468  05 
5,782,630  96 

37,452^70  74 

Gesammt- Ausgaben ,   excl.    Anleihen D.  85,480,514   59 

Ueberschuss   der  Einnahmen    über  die   Ausgaben      .      .      .      D.  23,351,107   43 


Voranschlag    der  Einnahmen    und  Ausgaben    für   die   letzten    drei   Quartale    des    am 
30.  Juni  1870  beendeten  Fiscaljahres. 

E  i  II  n  a  b  m  0  n- 

Zölle D.  135,000,000   00 

Bundessteuern 127,000,000   00 

Ländereien 4,000,000   00 

Diverse   Onellen 20,000,000   00 

Gesammt-Einnahmen D.  286,000,000  00 
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Ausgaben 

(iMldi.-ii.sl I).  40,000,000   00 

r.iisMMHii    iiihl    Itidiuiier       ....  21,000,000    00 

l)e|)urUiii»iit    d«!.-,    Kriem's    ....  10,500,000   00 

Doparlcmeiil   der   Mariru;      ....  11,000,000   00 

Ziii.seii   auf  die   lUiiidessiliiild  .      .      .  93,750,000   00 

Gesammt-Aii.spiihen I).  209,250,000   00 

Vcranschlairter  U('l)er.s(  liiiss  der  KiiiniilitiM'ii  iih.  die  Aiis(ral)eii      i).  76,750,000   00 

Voranschlag  der  Bundes-Einnahmen  und  Ausgaben  für  das  am  30.  Juni   1871  beendete 
Fiscaljabr,  basirt  auf  jetzt  bestehende  Gesetze. 

K  i  II II  n  li  III  (■  II. 

Zölle n.  185,000,000   00 

Bundi'ssleuern 175,000,000  00 

Kändereien 5,000.000   00 

Diverse   Quc.Uen 28,000,000  00 

Gesammt- Einnahmen D.  393,000,000  00 

Ausgaben. 
Civildienst ,    fremde    Gesandtschaften 

und  Diverse 1).  60,000,000  00 

Departement     des     Innern,     Indiiiiier 

und   Pensionen 36,000,000  00 

Departement  des   Krießes    ....          50,000,000  00 

Departement   der  Marine      ....           18,000,000  00 

Zinsen   auf  die   Bundesschuld  .      .              127,000,000  00 

Gesammt -Ausgaben  .  .  .  .~'~.  .  .  .  ^  D.  291,000,000  00 
Veranschlagter  Ueberschuss  der  Einnahmen  üb.  die  Ausgaben   D.  102,000,000   00 

Bei  vorstehendem  Voranschlag  der  Einnahmen  wurde  angenommen,  dass 
die  jetzt  in  Kraft  belindlichen  Zoll-  und  Steuer- Gesetze  nicht  derartig  ver- 
ändert werden,  um  die  Bundes- Einkünfte  wesentlich  zu  afficiren,  während 
der  Voranschlag  für  die  Ausgaben  auf  die  Erwartung  basirt  ist,  dass  keine 
extra-ordinairen    Appropriationen   werden   gemacht  werden. 


i^iatistische  JVIittheilitngen   über  das   Fürfltenthiini   Reusa 

älterer   liiiite. 


Das  Fürstenthum  Reuss  ä.  L.  hat  nur  einen  Umfang  von  4,99  □Meilen 
und  ist,  wenn  man  vom  Gebiet  der  Hansestadt  Bremen  mit  4,67  □Meilen 
absieht,   der  kleinste  Staat   im  norddeutschen   Bunde. 

Dennoch  nimmt  es  in  wirtlischafflicher  Beziehung  eine  sehr  heachlens- 
werthe,  ja  hervorragende  Stellung  ein.  Es  ist  trotz  seiner  ausgedehnten 
Waldungen  eine  der  bevölkertsten  und  industriereichsten  Gegenden  Deutsch- 
lands,  es   ist  der  Sitz  der   deutschen   Tibelfabrikation. 
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Schon  1861  ,  als  die  letzten  gewerblichen  Erhebungen  im  Zollverein 
gemacht  wurden ,  gab  es  hier  nicht  weniger  als  fünf  Kammgarnspinnereien 
mit  10,448  Feinspindeln,  42  Fabrikanten  für  wollene  Gewebe,  4863  Web- 
stühle für  wollene  und  1236  für  baumwollene  und  halbbaumwollene  Stoffe 
und  endlich  3087  selbstständige  Webermeister  mit  2859  Geliülfen.  Seitdem 
hat  diese  Industrie  sich  bedeuten<l  erweitert.  Nach  zuverlässigen  Quellen 
werden  gegenwärtig  dort  auf  circa  7000  Handstühlen  und  einigen  mecha- 
nischen Webstühlen  jede  Woche  durchschnittlich  1000  Centner  wollenes 
Kammgarn  zu  Tibet  verwebt  und  dafür  eine  Summe  von  12,000  Tlilrn.  als 
Arbeitslohn  ausgezahlt.  Da  das  verwebte  Kammgarn  einen  Durchschnitts- 
preis von  40  Sgr.  hat,  so  beträgt  der  Werlli  des  verarbeiteten  Kammgarns 
wöchentlich  133,000  Thlr.  oder  jährlich  6,650,000  Thlr.  und  der  jährliche 
Arbeitslohn  600,000  Thlr.  Unter  diesen  Umständen  erscheint  es  nicht  un- 
wichtig, die  Bevölkerungsverhältnisse  dieses  Ländchens  und  ihre  Bewegung- 
näher  kennen  zu  lernen,  zumal  dadurch  in  der  Bevölkerungsstatistik  Thü- 
ringens"') und  Deutschlands  eine  bisher  schmerzlich  empfundene  Lücke  aus- 
gefüllt wird. 

Nach  amtlichen  Quellen  ergab  die  Volkszählung  im  Jahre  1837  eine 
Zollabrechnungsbevöikerung  des  Fürstenthums  von  31,500,  im  Jahre  1867 
dagegen  von  44,172  Köpfen.  Die  Einwohnerzahl  war  demnach  in  31  Jahren 
um  nicht  weniger  als  40,2 ''/o  gewachsen,  d.  h.  stärker  als  in  allen  übrigen 
Staaten  Thüringens.  Diese  Zunahme  ist  aber  in  selir  ungleichen  Trogressioneii 
vor  sich  gegangen,  wie  eine  Vergleichung  der  dreijährigen  Zählungsresultate 
ergiebt. 

Sie  betrug : 

von  1837  bis  1840  (33,062  Einw.)  4,96% 

-  1840  -  1843  (33,803  -  )  2,24  - 

-  1843  -  1846  (35,159   -  )  4,01  - 

-  184«  -  1849  (36,274  -  )  3,17  - 

-  1849  -  1852  (37,752  -  )  4,07  - 

-  1852  -  1855  (39,202  -  )  3,84  - 

-  1855  -  1858  (39,397  -  )  0,49  - 

-  1858  -  1861  (42,130  -  )  6,93  - 

-  1861  -  1864  (43,924   -  )  4,26  - 

-  1864  -  1867  (44,172  -  )  0,56  - 

Wir  sind  gegenwärtig  nicht  in  der  Lage,  diesen  Wechsel  der  Volks- 
vermehrung mit  dem  Gange  der  Ernten  und  der  industriellen  Erfolge  des 
Ländchens  zu  vergleichen  und  die  Ursachen  zu  erforschen  ,  welche  ihn  her- 
vorgerufen haben.  Aber  die  geringe  Zunahme  in  dem  letzten  hier  in  Be- 
tracht gezogenen  Triennium  stimmt  so  überein  mit  dem  gleichzeitigen  Gange 
der  Bevölkerung  in  den  übrigen  thüringischen  Staaten,  dass  man  hier  ebenso 
wie  dort  oline  Zweifel  die  Wirkung  des  Kriegs-  und  Cholerajalirs  1866  zu 
erkennen  hat.  Einen  Beweis  dafür  bietet  auch  die  ausnahmsweise  starke 
Sterblichkeit    der    Jahre   1865—1867.      Im    Dun  li.^chnitr    der    30  Jalire    von 

*)  Bekanntlicl)  ist  Uni-;s  ä.  L.  diT  rinzijic  llMirin^ist  he  Staat,  welcher  sich 
nicht  an  dem  statistischen  Bureau  vereiitigter  liiüriiigisi  her  Staaten  in  Jena  beiiieiliftt 
hat,  so  dass  die  amtlichen  Publikationen  dieses  Bureaus  namentlich  ,,Die  Statistik 
Thüringens.    Jena  1867"    dieses  Ländchen  nicht  mit  berührt. 
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1838  —  1867    stürben   jiilirlirli    \oii    1000    IcIil-ikIcii    Mcrisdu-ii    nur   28,01,    in 
diesem   letzlen   Trienniuni   (liiy^f'Hen   30,37    und    im   .liihre    1867    .soj,'iir    32,24. 

Die  Dicliti^ikeil  der  Hevciikerun«  i>l  weitaus  die  sliirksle  in  Thurintren 
und  wird  im  t;iiu/.cn  Zullveiciii  nur  von  der  im  Kdhit.' reich  Sachsen  und  in 
dem  |)renssiselien  |{et;ieriinirslti'/.irk  Diis.seldDrr  nherlrullen.  1837  wohnten 
0313    lind    1867    8852    Mensehen    jiul'  der   □Meile. 

I'iililisehe  (Jemeindeii  umliissl  diis  L;in(l(lnn  78,  nämlich  die  beiden 
Städte  (ii'eiz  mit  10,661  Kiiiw.  und  Z  i- ii  I  e  ii  r  o  d  a  mit  658.'^  Kin«.  und 
76  Landgemeinden.  Aul'  der  [J.\Ieile  exislireii  demnach  (li»rl  durehschiiittlieh 
15,63  |)olilische  (jemeiiiden  ,  und  eine  |)oiili.sche  (iemeinde  zahlt  durch- 
schniltlich    563    Kinwohner. 

Leber  die  Bewegung  der  Bevölkerung  lie^jt  uns  der  nachlolgende  amt- 
liche Auszug  aus  den  Kircheiibiichern  für  die  drei  .lahrzehnle  von  1838  l)i> 
1867  vor.  Zieht  man  aus  den  dort  aut't;ereihlen  .lahressummen  der  Trau- 
ungen, Geburten  und  Stcrhefälle  die  Durchschnitte  für  jedes  der  drei  De- 
tennien  und  vergleicht  dieselben  mit  der  durchschnittlichen  Bevölkerung 
dieser  Decennien,  so  ergiebt  sich  eine  erhebliche  N  erbesserung  sämmtlicher 
Factoren  der   Bevölkeriinüszunahme :    fJelraut  wnrden 

1838--1847    bei   einer   Durchschnillsbevölkernnu    von    33,3^1    256    Paare 

oder   7,67    auf  1000   Einwohner, 
1848—1857    hei   einer  Dnrchschnittsbevölkerung   von    37,743    315    l'aare 

oder  8,34   auf   1000    Kinwohner, 
1858—1867    bei    einer   Durchschnillshcvölkerung   von    42.406    355    Paare 
oder   8,38   auf   1000    Kinwohner. 
Die  Trauungen    sind   also    hier    mit    der   zunehmenden    Dichtiiikeit    der   Bevöl- 
kerung    um     0,71  "/oo    gewachsen.       Ebenso     hat    sich    die    (jeburtszilfer    um 
0,73^/00    vergrössert.      Während    im    ersten   .laiirzehnt    1355    Kinder   jährlich 
im    Durcinchnitt   oder    auf  1000   lebende   Menschen  40,59,    im    zweiten    1536 
Kinder   oder   40,69  per    1000   Menschen    geboren    werden,    betrug   im   dritten 
Deceiiniiim    die    GeburtszitVer    41,32    per    1000  Lebende,    da    durchschnittlich 
1752  jährlich    geboren   waren.      Dagegen    hat    sich    sowohl    die   Sterblichkeit 
als   auch   die   Zahl   der  Todfgebonien    vermindert. 

Im    1.   Decennium   starben     977  jährlich   oder  29,27   per    1000   Lebende 

-  2.  -  -        1025        -  -      27,16     -        - 

-  3.  -  -  1162  -  -  27,41  -  - 
Allerdings  ist  die  SterblichkeilszifVer  des  letzten  Decenniums  nur  im  Ver- 
gleich mit  der  des  ersten  Decenniums  von  29,27  auf  27,41  gesunken,  aber 
im  Vergleich  mit  der  des  zweiten  Jahrzehnts  wieder  etwas  gestiegen,  allein 
diese  Steigerung  ist  nur  eine  Wirkung  der  ausnahmsweise  grossen  Sterblich- 
keit des  einen  Jahres  1867.  Lässt  man  dieses  Jahr  aus  der  Rechnung,  so 
ergiebt  sich  für  die  übrigen  neun  Jahre  1858  bis  Ende  1866  eine  durch- 
schnittliche jährliche  Sterblichkeit  von  1133  Personen  oder  von  26,71  per 
1000  Einwohner,  also  eine  Verringerung  der  SterblichkeitszilTer  im  Vergleich 
mit  der  des  zweiten  Jahrzehnts  von  0,45  "/oo-  Die  absolute  Zahl  der  Todt- 
gebornen  ist  fast  constant  geblieben,  sie  betrug  im  ersten  Jahrzehnt  71  und 
in  jedem  der  beiden  letzten  Jahrzehnte  72  und  sank  im  Vergleich  mit  der 
Bevölkerung  in  den  drei  Decennien  von  2,13  auf  1,90  und  1,70  per  1000 
Lebende  oder  im  Vergleich  mit  der  Zahl  sämmtlicher  Geburten  ausgedrückt 
von  5,34  7o  auf  4,69  "/g  und  4,ll7o  der  Geburten. 


M  is  cel  I  e  n. 


251 


Nur  in  einem  Punkte  ergiebt  sich  eine  Verschlechterung  der  Bevöl-- 
kerungszustände,  nämlich  in  der  Zahl  der  uneheliciien  Geburten.  Sie  stiegen 
von  12,17  "/o  sämmtlicher  Geburten  im  ersten  Decennium  auf  13,47  °/o  im 
zweiten  und  14,04  "/o  im  dritten  Decennium,  indessen  ist  im  Jahre  1867 
wieder  eine  rückgängige  Bewegung  bis  auf  13,3  "/o  eingetreten,  wie  die 
hier  folgende   Uebersicht  der  absoluten   Zahlen  nachweist. 
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Eingesendete  Schriften. 

Die  gclion  unter  „Lillcralur"  aiigerülirlen  Scliriflcii  sind  liier  aus^eBclilossfn  ;  auf  die 
mit  einem  *  bezeicliiieten  werden  wir  in  einem    der    foli^enden   Hefte   zurückkommen. 

0.    Hase,   Die    Kobiiiyer   liiitlilianditrt'iimilie   zu    .Nürnberg.      Kine   Darstellung 

des    deulsciien    Buciihanduls    in     der   Zeit    des    Uehcrgangs    von    der    sclio- 

laslisciien   Wissensclialt   zur  Helorrnation.      Lei|)zig    18G9. 

Eine  belehrende,  auf  griiiidliclien  Quellenforncliungen  beruhende  Darstellung:  der 

linlwickelunij    des    deutschen    Buchhandels,     nathgewii.sen    an    der    bekannten    Buch- 

liändlerfamiiie  der  Koburger  in  Nürnberg,  über  deren  Geschäftsbetrieb,  namentliih  über 

die    Druckerei,  den   Verlag,  den   Vertrieb  inlcreHsante  Aufschlüsse  gewährt  werden. 

Erwin  Nasse,  lieber  die  milt(?ialterliche  Feldgeineinscliaft  und  die  Kin- 
hegungen  des  sechszelinten  Jahrhunderts  in  Kngland.  Bonn  1869.  71  S.  4*'. 
VorsI  eilende  Abhandlung  zeigt  den  wichtigen  Enlw  ickilungsgang  von  den  allen 
wirthschafilichen  Gemeinschaften  bis  zur  Bildung  eines  völlig  frei  benutzbaren  Grund- 
eigenlliums  in  England,  welche  letzlere  liier  wesenilich  zur  Beseitigung  oder  starken 
Verminderung  des  kleinen  Grundeigenthunis  beigetragen  hat.  Denn  verschwunden 
ist  es  noch  nicht,  ja  es  leben  noch  Dorfschaflen  in  der  mittelalterlichen  Gemeinschaft 
der  Dreifelderwirlhschafl  verbunden  (common  fields).  Zur  Zeil  der  Angelsaciisen 
war  indessen  diese  Wirlhschaftsform  allgemein;  nur  Haus  und  Hof  war  eingehegt, 
mit  einem  tun  (wovon  town)  umgeben.  Ebenso  war  es  in  der  normannischen  Periode, 
nur  dass  hier  die  Frohnhöfe  die  freien  Bauernschaften  überwuchert  hallen.  Die  dienst- 
pflichtigen Bauern  standen  aber  in  einem  engen  Verbände.  Da  die  einzelnen  Be- 
sitzungen sehr  klein  waren  und  nicht  auf  jeder  derselben  das  nölliige  Arbeitsvieh 
gehalten  werden  konnte,  so  war  eine  gemeinsame  Bestellung  üblich;  nebenbei  be- 
stand auch  hier  Gemenglage  und  durch  Flurzwang  geregelte  Bewirthschaftung  des 
—  damals  sehr  parcellirten  —  Ackerlandes.  Auch  die  Weiden  waren  gemeinschaft- 
liche für  die  Gulsunterlhanen.  Hier  hatte  aber  der  Grundherr  erhebliche  Anrechte; 
er  durfte  Theile  in  Sondernulzung  nehmen,  während  die  Bauern  für  ihre  Benutzung 
ihm  Abgaben  schuldig  waren.  In  dieser  bevorrechtigten  Stellung  des  Grundherrn 
zur  Weide  liegt  das  Moment,  welches  für  die  agrarischen  Umwandlungen  bedeutungs- 
voll wurde.  Der  Umstand,  dass  die  Bauern  nicht  mit  ihm  zu  gleichen  Rechten  an 
der  Weide  Theil  nahmen,  brachte  es  mit  sich,  dass  er  auch  kein  Interesse  an  dem 
Fortbestand  der  Unterthanen  hatte.  Zu  dem  kam,  dass  in  der  Viehhaltung  und  Vieh- 
zucht der  Herr  ausserordentlich  gegen  letztere  begünstigt  war;  er  hatte  das  Recht, 
eine  Schafheerde  zu  hallen  und  die  Hürden  auf  seinen  eigenen  Feldern  zu  ihrer 
Düngung  aufzuschlagen,  wobei  die  Bauern  ihre  Schafe  mit  den  gutsherrlichen  ein- 
pferchen lassen  mussten.  .Als  dann  schon  früh  im  14.  Jahrhundert  die  Geldwirthschaft 
sich  in  England  entwickelte,  begann  sich  auch  die  naturaiwirthschaftliche  Einheit 
des  Frohnhofs  und  der  Ortsgemeinde  aufzulösen  und  es  kam  zu  einem  Zeilpaclit- 
verhäitnisse ,  bei  dem  sich  anfänglich  die  Lage  der  Bauern  verbesserte,  das  aber  mit 
dem  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  für  sie  verderblich  zu  werden  begann.  (Bei- 
läufig sei  hier  die  interessante  Thatsache  bemerkt,  dass  die  Geldwirthschaft  damals 
schon  so  weit  gediehen  war,  dass  man  bei  Aufnahme  der  Grundbücher  für  alle  Be- 
standtheile  der  Höfe  den  jährlichen  Reinertrag  oder  Pachtzins  angeben  konnte.) 
Dieser  nachtheilige  Umschwung  leitet  sich  mit  dem  Bestreben  der  grösseren  Grund- 
besitzer ein,  ihre  Grundslücke  aus  der  Feldgemeinschaft  auszuscheiden.  Hiermit 
beginnen  denn  die  Einhegungen  und  das  Uebergewicht  der  Weidevvirthschaften,  wenn 
gleich,  wie  der  Verfasser  nachzuweisen  sucht,  die  Ackerwirlhschaft  auf  dem  Lande 
noch  zum  Theil  fortbestand.  3Iit  diesen  Ausscheidungen  und  Einhegungen  der 
grösseren  Güter  und  der  Ausdehnung  der  Vieh-  und  namentlich  Schafzucht  war  der 
Untergang  des  kleinen  Grundbesitzes  besiegelt.  Er  verschwindet  zusehends,  die 
Kleinbauern  gerathen  in  Armuth  ,  es  erheben  sich  aller  Orten  Klagen,  gegen  welche 
alle  Massregeln  der  Regierung  keine  Hülfe  und  eine  Zurückführung  in  die  frühere 
agrarische  Lage  erwirken  können.  Die  Arbeit  zeugt  von  grossem  Fleisse  und  eifrigem 
Quellenstudium ,  welchen  sich  der  Verfasser  an  Ort  und  Stelle  gewidmet  hat. 
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Mitglied  des  Ehstländischeji  statistischen  Coinite's. 

Bis  zum  Jahre  1848  gab  es  in  den  meisten  Staaten  noch  keine 
eigentliche  Administrativ-Statistik ,  sondern  nur  schwache  Ansätze  der- 
selben, lia  brach  die  Revolution  herein.  Sie  erschütterte  die  meisten 
europäischen  Staaten  in  ihren  Grundfesten,  setzte  schlummernde  Staats- 
kräfte in  Bewegung  und  selbst  nach  ihrer  Unterdrückung  machten 
sich  heilsame  Prinzipien  geltend.  Die  liegierungen  suchten  die  Ruhe 
mit  Hülfe  von  Reformen  auf  dem  Gebiete  der  materiellen  Entwickelung 
des  Staats  wiederherzustellen.  Freilich  konnte  man  nun  nicht  mehr 
probiren,  wie  während  des  philosophischen  Zeitalters ;  hierzu  fehlte  es 
an  Geld.  Man  durfte  ebensowenig  Massregel  auf  Massregel  häufen, 
um  nicht  von  Neuem  chaotische  Zustände  herbeizuführen.  Ein  dauei"- 
hafter  Neubau  that  mindestens  für  sännntliche  wirthschaftlichen  Lebens- 
gebiete Noth.  Kr  erforderte  eine  genaue  Kenntniss  de)'  thatsächlichen 
Verhältnisse  sowie  der  zeitigen  Bedürfnisse  ,  zu  welcher  mir  die  Sta- 
tistik die  Hand  bot.  Zu  dem  Zweck  wurden  die  in  einzelnen  Staaten 
vorhandenen  statistischen  Centralstellen  (Bureau's)  erweitert,  in  anderen 
wo  sie  noch  fehlten ,  gegründet.  Diese  neuen  Schöpfungen  erwiesen 
sich  sehr  nützlich.  Sie  beschäftigten  sich  mit  allen  für  sie  fassbaren, 
vorzüglich  mit  den  gegenwärtigen  Zuständen  des  Staats  und  schufen 
so  erst  in  Wirklichkeit  die  administrative  Statistik,  die  sich  bald  zur 
wichtigsten  Branche  dieser  Disci])lin  erhob.  Doch  rasch  sah  man  ein, 
dass  die  blosse  Kenntniss  eines  einzigen  Staates  nicht  ausreichte .  son- 
dern dass  man  einer  Vergleichung  der  wichtigsten  Kräfte  sännntlicher 
Staaten  unter  einander  dringend  bedurfte,  um  den  Wrrth  der  eignen 
XIV.  17  ' 
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richtig  absdiiit/cn  zu  ktinncn.  liei  dcM-artiffcn  \ Cisuclicn  (.'r^al)C'ii  sich 
viele  und  grosse  MiUl^M)i.  Kaum  (üne  der  liauptsacliliclisfcn  statisti- 
schen Braiiclicn  wurde  in  ;ilk'n  Stauten  (»Inie  An.-naiiine  hearbeitet;  man 
verwendete  vielmehr  willkürlich  hier  auf  die  einen,  doit  jiuf  dieiindern 
Aufmerksand<eit.  Zudem  waren  die  denselben  (ie^,'en^tand  betretlenden 
Aufnahmen  von  verschiedener  Ausführlichkeit  und  /ei^^len  bald  grössere, 
bald  geringei-e  Lücken.  Al)er  selbst  die  vorhandenen  wenigen  Zalilen 
aus  sonst  völlig  übeix'instinnnenden  Gebieten  entbehrten  in  der  liegel 
der  Conformität,  woran  die  \erschiedenheit  der  zu  ihrer  Gewinnung 
angewandten  Methoden  die  Schuld  tiug.  Alle  diese  und  manche  andere 
üebelslände  wurden  schwer  empfunden.  Der  Wunsch  nacii  vergleich- 
baren statistischen  Daten  wurde  immer  allgemeiner.  Da  verfiel  Adolph 
Quetelet  auf  den  Gedanken  eines  internationalen  statistischen 
Congresses,  dessen  Aufgaben  l)  die  Herbeiführung  gemeinsamer 
Aufnahmen  in  allen  civilisirten  Staaten  und  2)  die  Bearbeitung  der 
durch  diese  Aufnahmen  gewonnenen  Daten  nach  ein  und  derselben 
Methode  sein  sollten.  Erstere  bezweckt  die  Beseitigung  der  bisherigen 
Lückenhaftigkeit  sowie  der  Wiederholung  der  statistischen  Arbeiten  in 
jedem  einzelnen  Staate,  die  zweite  suchte  eine  Gleichförmigkeit  der 
statistischen  Angaben  aus  den  verschiedenen  Staaten  anzuiiahnen  zur 
Umgehung  zeitraubender  Umrechnungen  und  weitläufiger  Umarbei- 
tungen. —  Inwiefern  diese  Absichten  des  berühmten  Altmeisters  der 
Statistik  in  Betreff  der  statistischen  Congresse ,  namentlich  des  jüngst 
im  Haag  stattgefundenen,  erreicht  worden  sind,  werden  wir  am  Schluss 
dieses  Aufsatzes  sehen. 

A.     Allgemeine  Vorbemerkungen. 

Nach  den  anfänglichen  Bestimmungen  sollte  dei-  internationale  sta- 
tistische Congress  alle  zwei  Jahre  tagen.  Kriegs-  und  andere  Ereig- 
nisse hatten  jedoch  öfters  den  Termin  verschoben.  Der  vom  3.  bis  13. 
Sept.  1869  dauei-nden  Sitzungsperiode  im  Haag  waren  sechs  voraus- 
gegangen, nämlich:  1853  in  Brüssel,  1855  in  Paris,  1857  in  Wien, 
1860  in  London,  1863  in  Berlin,  1867  in  Florenz.  Hier  hatte  sich 
die  italienische  Vorbereitungscommission  —  denn  dem  Herkommen  ge- 
mäss obliegt  derjenigen  des  vergangenen  die  Bestimmung  des  Vereini- 
gungsortes für  den  nächsten  Congress  —  unter  selbstverständlicher 
Berücksichtigung  des  inzwischen  verlautbarten  Wunsches  am  30.  Juni 
1868  für  den  Haag  entschieden.  In  Folge  dessen  ernannte  König 
Wilhelm  III.  der  Niederlande  durch  ein  Beeret  vom  17.  October 
1868  Se.  Königliche  Hoheit,  den  Prinzen  vonOranien.  zum  Ehren- 
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präsideDten  der  siebenten  Sitzungsperiode  des  Congresses  und  beauf- 
tragte den  Minister  des  Innern,  C.  Fock,  als  wirklichen  Präsidenten 
mit  der  Bildung  einer  aus  den  Spitzen  der  Staatsbehörden  und  durch 
ihre  wissenschaftlichen  Verdienste  hervorragenden  Männern  zusammen- 
gesetzten Organisationscommission,  welcher  auch  M.  M.  v.  Baumhauer, 
Director  der  allgemeinen  Statistik  des  Königreichs  der  Niederlande, 
angehörte  und  deren  Secretär  H.  Jacob i,  Chef  des  statistischen  Bu- 
reaus der  Provinz  Nordholland,  war.  Der  Minister  übertrug  S.  Vis- 
sering,  Professor  der  juristischen  Facultät  der  Universität  Leyden. 
unter  dem  Titel  eines  Vicepräsidenten  seine  Stellvertretung. 

Die  Berathungsgegenstände  für  die  siebente  Sitzungsperiode  w^aren 
durch  drei  Schriften  vorbereitet  worden.  Herr  v.  Baumhauer 
hatte  auf  Anregung  des  Ministers  des  Innern  am  3.  November  1868 
eine  Broschüre:  »Idees-meres  ou  plan  motive  d'un  programme  pour 
la  septieme  Session  du  congres  international  de  statistique.  La  Haye.« 
(82  S.  8")  verfasst,  in  welcher  er  leitende  Gesichtspunkte  für  einige 
Fragen  aufstellte,  die  er  auf  die  Tagesordnung  des  nächsten  Congresses 
gesetzt  zu  sehen  für  geeignet  hielt.  Diese  Baum  hau  er 'sehen  Grund- 
ideen nahm  die  Organisationscommission  zur  Basis  ihrer  Arbeiten  und 
gab,  indem  sie  noch  eine  Anzahl  Gegenstände  hinzufügte,  zu  Anfang 
des  Jahres  1869  ein  »Projet  du  programme«  (18  S.  gr.  8»)  heraus, 
welcher  die  zu  verhandelnden  Themata  in  allgemeinen  Umrissen  skiz- 
zirte.  Er  enthielt  zugleich  in  der  Absicht,  »eine  Entnationalisirung 
des  Programmes« ')  herbeizuführen,  auf  Baumhau  er 's  Anregung  die 
Aufforderung  an  die  auswärtigen  Forscher,  ihre  Bemerkungen  über 
ihn  bis  zum  15.  April  1869  der  Commission  einzusenden.  Im  August 
1869,  etwa  drei  Wochen  vor  Eröffnung  des  Congresses,  erschien  das 
definitive  »Programme«  (IV  und  200  S.  gr.  4"),  welches  mit  Ausnahme 
der  »Verhältnisse  der  ehelichen  Geburten  zu  den  Trauungen«  sänimt- 
liche  Gegenstände  dos  Programmentwurfes  in  meist  ziemlich  ausführ- 
licher Behandlung  wiederholt,  der  sich  die  motivirten  Propositionen 
anreihen.  Am  Schluss  jedes  Abschnittes  stehen  als  Anhang  die  von 
den  Statistikern  des  Auslandes  eingelaufenen  Bemerkungen,  welche  bei- 
nahe in  allen  Theilen  des  Progranuns  von  Mayr,  sowie  für  einzelne 
von  Valpy,  David,  Baichen,  MaxWirth,  Rieckc  und  Yvernes 
gemacht  worden  waren. 

Die  Betheiligung  an  dem  Congress  war  eine  sehr  bedeutende. 
Nicht  nur  hatten  die  verschiedenen  Regierungen  in  üblicher  Weise  ihre 

1)  Vgl.  (M.  M.  von  Baumliauer)  Idecs- mores  pag.  81. 
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Vertreter  entseiidet,  sondern  es  waren  aucli  eine  Men;^e  Privat;^tatistiker 
1111(1  (iehOirtcr  den  an  sie  ergangenen  Kinladungen  gefolgt  nnd  die  Hol- 
länder seihst  hatten  von  dem  ihnen  znstelienden  Rechte,  sich  gegen 
eine  Gehühr  von  5  Fl.  niederländisch  unter  die  (Jongre.ssniitglieder  auf- 
nehmen zu  lassen,  in  grosser  Zahl  Gehrauch  gemacht.  Im  Ganzen  be- 
suchten den  Congress  der  officiellen  Liste  zufolge  471  Personen,  unter 
denen  die  adhärircndcn  ^)  Mitglieder  nicht  mitinbej^riftcn  sind.  Selbst- 
redend bestand  das  Gros  jener  aus  den  300  Holländern;  ferner  waren 
aus  Baden  2,  Baiern  1,  Belgien  IG,  Dänemark  2,  Frankreich  13, 
Griechenland  1,  Grossbritannien  1!),  Hamburg  1,  Hessen  1,  Italien  8, 
Mecklcnl)urg- Schwerin  2,  Nord- Amerika  4 ,  Norwegen  1.  Oe.sterreich 
(cisleithanische  Reichshälftej  5,  Preusscn  7,  Rumänien  2,  Russland  10, 
dem  Königreich  Sachsen  1,  Schweden  3,  der  Schweiz  4,  Serbien  1, 
Spanien  2 ,  Ungarn  (transleithanische  Iveichshälfte)  3  und  Würtemberg 
2  Theilnehmer  eingetroffen.  Somit  war  der  Grad  der  Internationalität 
der  im  Haag  abgehaltenen  Sitzungsperiode  ein  entschieden  günstiger, 
da  von  der  Gesanmitzahl  76,43  "/o  einheimische  auf  23,.ö7  %  fremde 
Mitglieder  kamen,  während  letztere  in  Florenz  nur  ll,8°/o^)  betrugen. 
Als  officielle  Delegirte ')  hatte  abgeordnet:  Baden  den  Legationsrath 
Dr.  Hardeck;  Baiern  den  Professor  Dr.  Mayr;  Belgien  den  Director 
der  königlichen  Sternwarte  und  Präsidenten  der  statistischen  Central- 
Commission  Quetelet,  den  Secretär  denselben  Commission  Heusch- 
ling und  den  Bergrath  Yisschers;  Dänemark  den  Finanzminister  a.  D. 
David;  Frankreich  Legoyt,  den  Chef  des  statistischen  Bureaus  beim 
Ministerium   der   Justiz   und   des    Cultus  Yvernes.    das  Mitglied   der 


2)  31it  diesem  Namen  werden  diejenigen  Slylistikcr  bezeichnet,  welciie,  aus 
niannigfaclien  Gründen  an  der  Heise  zum  Congress  verliinderl,  demselben  biieflirli 
ihre  Sympaliiieen  ausdrücken  nnd  daher  in  dem  Milgliederverzeiciiiiiss  des  später 
ersclieinenden  „Cornpte  rendu"  des  Congresses   ebenfalls  anfget'ührl  zu  werden  pflegen. 

3)  Die  Angaben  für  die  übrigen  Congresse  finden  sich  ebenfalls  in  einer  Ab- 
iiandiung  von  Dr.  Engel:  „Der  internationale  statistische  Congress  in  Florenz."  In 
der  von  Dr.  Ernst  Engel  redigirten  Zeilschrift  des  königlich  preussischen  statisti- 
schen Büreau's.  8.  Jahrgang,  Berlin  1868.  Nr.  1,  2  n.  3,  S.  84. 

4)  Wir  geben  hier  keineswegs  ein  vollständiges  Verzeichniss  derselben,  sondern 
führen  nur  diejenigen  auf,  welche  entweder  schon  von  früheren  Congressen  her 
bekannt  sind,  oder  die  an  den  Verhandhingen  im  Haag  hervorragenden  Anlheil  nah- 
men. Dassell)«  giit  in  noch  höiierem  Waasse  von  den  Vertretern  der  Communen, 
der  wissenschafilichen  Vereine  nnd  den  Gelehrten.  Zugleich  verweisen  wir  den  Leser 
für  die  Folge  auf  diese  üebersicht,  da  wir  später  den  Namen  der  Redner  keine 
weitere  Erklärungen  hinzuzufügen  beabsichtigen.  Die  bei  jedem  Lande  zuerst  ge- 
nannten Delegirtcn  ohne  Be/.eiclinung  ihrer  amtlichen  Stellung  sind  mit  Ausnahme 
des  Herrn  Hugglos  Direclore  der  stat.  Bureaus  ihrer  Staaten. 


Die  7.  Sitzungsperiode  des  internationalen  stat.  Congresses  im  Haag.      257 

Akademie  der  Wissenschaften  Wolowski  und  den  Professor  Worms; 
Griechenland  den  Divisionschef  Man  so  las;  Grossbritannien  für  Eng- 
land den  Chef  der  statistischen  Abtheilung  des  allgemeinen  Registrir- 
amtes  (Registrar-general  Office)  Dr.  Farr  und  den  Chef  der  statisti- 
schen Abtheilung  des  Flandelsamtcs  (Board  of  Trade)  Yalpy,  für  Ir- 
land Donnelly;  Hamburg  den  Senator  Dr.  Vers  mann;  Hessen  den 
Obersteuerrath  Fabricius;  Italien  den  Dr.  Maestri,  dessen  Sections- 
chef  Anziaui,  das  Mitglied  des  statistischen  Centralcomites  Staatsrath 
Correnti  und  für  das  Finanz  -  Ministerium  den  Dr.  Castiglioni; 
Mecklenburg -Schwerin  den  Oberzollrath  Boccius  und  den  Kanzlei- 
rath  Faull;  Nordamerika  Samuel  B.  Ruggles;  Norwegen  Kjaer; 
Oesterreich  (und  die  Stadt  Wien)  den  Regierungsrath  Dr.  Ficker; 
Preussen  den  Geheimen  Ober -Regierungsrath  Dr.  Engel;  Rumänien 
A.  Pencovich  und  den  General  - Inspector  des  Ackerbaus  Jonesco; 
Russland  den  Director  des  statistischen  Centralcomites,  wirkl.  Staatsrath 
V.  S  e  m  e  n  0  w ,  das  Mitglied  des  statistischen  Centralbureaus  v.  B 1  a  r  a  m  - 
berg,  für  Finnland  den  Dr.  Ignatius,  für  das  Finanz -Ministerium 
den  wirkl.  Staatsrath  v.  Buschen  und  den  Gesandtschafts -Attache  zu 
Berlin  v.  Rumänin,  für  das  Ministerium  der  Reich.sdomainen  den  Vice- 
Director  des  Ackerbau-Departements  und  wirkl.  Staatsrath  v.  Weschnja- 
kow;  das  Königreich  Sachsen  Dr.  Petermann;  das  Grossherzogthum 
Sachsen- Weimar  in  Verbindung  mit  Sachsen- Coburg  und  Gotha,  mit 
Sachsen- Altenburg  und  mit  den  Schwarzburgischen  und  Reussischen 
Fürstenthümern  den  Director  des  statistischen  Bureaus  vereinigter 
thüringischer  Staaten,  Professor  Dr.  Hildebrand  in  Jena,  der  aber 
durch  Erkrankung  von  der  Theilnahme  am  Congress  abgehalten  wurde ; 
Schweden  den  Geheimrath  Dr.  Berg  und  den  Secretär  des  statistischen 
Centralbureaus  Baichen;  die  Schweiz  Dr.  Max  Wirth;  Serbien 
Jakschitsch;  Spanien  Balaguer;  Ungarn  den  Regierungsrath 
Keleti  und  den  Professor  Hunvalvy;  Würtemberg  den  Oberfinanz- 
rath  Riecke.  An  Städten  waren  ausser  Wien  noch  vertreten  Paris 
durch  Dr.  Maurice  Block,  Berlin  durch  Dr.  Schwabe  und  Brüssel 
durch  Dr.  Janssens.  Die  Londoner  statistische  Gesellschaft  wurde 
durch  ihren  Präsidenten  M.  Newmarch,  den  Präsidenten  des  »Insti- 
tute of  Actuaries«  Samuel  Brown,  J.  F.  Ha  mm  ick  und  noch  einige 
Mitglieder;  die  Pariser  durch  den  Dr.  Bourdin  reiiräscntirt.  Von 
bekannten  Statistikern  und  sonstigen  Gelehrten  nennen  wir  den  Heraus- 
geber der  »Revue  de  droit  international«  und  Advocaten  H  uliin 
Jacquemins  aus  Gent,  Pascal  Duprat  und  den  Arzt  Dr.  .luglar 
aus  Paris,  den  früheren  Chef  des  »Board  of  Health*  Edwin  Chadwick 
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aus  London,  die  I'ifjfessoreii  (l(;r  Statistik  Dodio  aus  \'enedig  und 
Dr.  Jonak  aus  Vn\'^,  dun  lleratis^'oher  des  »statistischen  Ccntralarchivs« 
und  Dircctor  der  preussisclien  lJy]totlienversicherun^'s^fosellschaft  Dr. 
Otto  Ilübner  aus  Berlin.  Mehrere  grö.s.sere  DUitter.  /,.  II  das 
^Journal  ofticiel«  in  Paris,  die  »Independance  I»elge«  in  Brüssel  und 
die  "Vo.ssischc  Zeitung«  in  IJerlin,  hatten  eigene  Correspondenten  ab- 
geschickt. Zur  Aufzeichnung  der  Verhandlungen  waren  von  der  Or- 
ganisationscomniission  aus  Brüssel  fünf  französische  Stenographen  herbei- 
gerufen worden. 

Hier  niuss  noch  Einiges  über  das  äussere  Ceremon  iell  bemerkt 
werden.  Jede  Sitzungsperiode  des  internationalen  statistischen  Congresses 
zerfällt  in  zwei  Hauptabschnitte:  1)  den  Vorcongress  (Avant -Congres), 
an  welchem  nur  die  officiellen  Delegirten  und  die  speciell  eingeladenen 
Gelehrten,  d.  h.  mit  verhältnissmässig  unbedeutenden  Ausnahmen  sänimt- 
liche  Statistiker  von  Fach,  theilzunehmen  berufen  sind,  sowie  2)  den 
Congress  selbst,  dessen  Plenum  vorzüglich  Gelehrte  aller  übrigen  Disci- 
plinen  und  die  sehr  grosse  Zahl  derjenigen  Personen  angehören,  welche 
den  Congress  mehr  wegen  gesellschaftlicher  als  wegen  wissenschaftlicher 
Zwecke  mitmachen.  Für  die  Sitzungsperiode  im  Haag  war  noch  ein 
Nachcongress  (Apres-Congres)  in  Vorschlag  gebracht,  der  übrigens  dieses 
Mal  noch  nicht  zu  Stande  kam.  Der  eigentliche  Congress  zerfällt  wiede- 
rum in  die  Sitzungen  der  Plenarversannnlung  (Assemblee  generale),  welche 
ihn  einleiten  und  beschliessen .  und  in  diejenigen  der  Sectionen .  mit 
denen  die  wirklichen  Arbeiten  des  Congresses  erst  beginnen.  Was  die 
Zeiteintheilung  anlangt,  so  waren  entspi-echend  der  in  Holland  üblichen 
Lebensweise  zu  den  Verhandlungen  die  Stunden  von  9  oder  lo  Dir 
Morgens  bis  12  oder  1  Uhr  Mittags  und  von  1  oder  2  bis  4  oder  i'/a 
Uhr  Nachmittags  angesetzt.  Zwischen  den  Vor-  und  Nachmittagssitzungen 
pflegte  eine  1  -  bis  2stündige  Pause  einzutreten.  Die  Nachmittage  von 
41/2  Uhr  ab  sowie  die  Abende  waren  den  vielen  T'esten  gewidmet,  welche 
die  mannichfaltigste  Abwechslung  und  Unterhaltung  boten.  Unter  ihnen 
sind  besonders  hervorzuheben:  das  von  der  Stadt  Haag  den  officiellen 
Delegirten  und  den  speciell  Eingeladenen  Sonntag  den  5.  September 
im  Saal  der  königlichen  Acclimatisirungsgesellschaft  dargebrachte  Bankett, 
die  vom  Minister  des  Aeussern  Roest  van  Limburg  am  Dienstag  Abend 
7.  September  zu  Ehren  derselben  Personen  gegebene  Soiree;  sämmtliche 
Congressmitglieder  konnten  sich  hingegen  Mittwoch  8.  September  am 
Nachtfest  der  »Societeit«  mit  Musik  und  Illumination  im  berühmten 
Haager-Bosch  (Park),  ferner  gegen  12  Fl.  Entree  am  Subscriptionsdiner 
im  grossen  Badehaus  zu  Scheveningen  Donnerstag  9.  September  und  au 
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der  von  dieser  Stadt  selbst  veranstalteten  Festfahrt  nach  Amsterdam 
betheiligen,  welche  nach  dem  Schluss  des  Conj^resses  Sonntag  12.  Septenv 
ber  zum  Abschied  der  Fremden  vom  gastfreien  Holland  stattfand.  Von 
Erholung  konnte  unter  solchen  Umständen  schwerlich  die  Rede  sein. 
Weit  weniger  Sympathieen  bezeugten  dem  Congresse  der  König,  die 
Königin  und  der  Prinz  von  Oranien,  welche  keiner  einzigen  Sitzung 
beiwohnten,  sondern  sich  blos  auf  den  Empfang  der  officiellen  Delegirten 
(und  —  gegen  alle  Traditionen  —  nicht  ebenfalls  wenigstens  der  speciell 
eingeladenen  Ausländer)  beschränkten. 

Litt  er  arische  Gaben  wurden  den  Congressmitgliedern  zahlreiche 
und  verschiedenartige  dargeboten.  Beina^ae  täglich  erschien  während 
der  Sitzungsperiode  ein  »Bulletin*,  im  Ganzen  8  Nummern,  das  neben 
einem  kurzen  ßesume  sämmtlicher  Verhandlungen  auch  Bekanntmachungen 
sowie  allerlei  nützliche  Nachweise  und  Anzeigen  enthielt.  P^inem  von  der 
Organisationscommission  im  Progrannnentwurf  kundgegebenen  Wunsche 
um  Zusendung  der  besonders  in  den  beiden  letzten  Jahren  erschienenen 
Publicationen  statistischen  Inhalts  und  von  Kartenwerken  hatten  fast 
sänmitliche  Staaten  und  viele  Privatpersonen  entsprochen.  Diese  Ein- 
gänge waren  bei  einer  sehr  geeigneten  Anordnung  in  zwei  Sälen  zur 
Ansicht  der  Congressmitglieder  ausgestellt  worden,  unter  welche  zudem 
Zweck  ein  »Catalogue  de  Texposition«  nebst  einem  »Premier  Sup- 
plement« ^)  desselben  zur  Vertheilung  gelangte.  Seit  dem  Berliner  Con- 
gress  war  der  durchaus  zweckmässige,  leider  bisher  von  wenigen  of- 
ficiellen Delegirten  beobachtete  Brauch  aufgekommen,  mit  den  Be- 
richten über  die  Entwickelung  der  amtlichen  Statistik  in  ihren  Staaten 
nicht  bis  zum  Erscheinen  des  »Compte  rendu«  zu  warten,  sondern  sie 
bereits  während  des  Congresses  allen  Mitgliedern  gedruckt  überreichen 
zu  lassen.  Diese  lobenswerthe  Sitte  wurde  auch  im  Haag  von  den  Ver- 
tretern Baiern's,  Finnland's,  des  grossbritannischen  Handels-Amtes,  Nor- 
wegen's,  Oesterreich's,  liumänien's,  des  Königreichs  Sachsen,  Spanien's 
und  Ungarn's  befolgt.  Nicht  unerwähnt  bleiben  soll  die  Freigebigkeit 
mancher  Staaten  und  Privatpersonen ,  welche  ihre  statistischen  Ver- 
öffentlichungen häufig  in  zahlreichen  Exemplaren  zur  Verfügung  der 
Theilnehmer  des  Congresses  gestellt  hatten.  In  dieser  Beziehung  ge- 
bührt besonders  Holland,  dem  Verein  für  niederländische  Statistik, 
Oesterreich    und   Finnland,    sowie   den  Herren    v.  Baumhauer,    van 


5)  Weitere  Ergaiizungs  Calaloge  sind  niclil .  ersoliioiien.  I>ie  uäluend  des  spa- 
teren Verlaufs  des  Congresses  überreiclilen  Werke  und  Karlen  sollen  den  Intentionen 
der  Organisationscominission  zufolge  übrigens  in  dein  in  den  „Compte  rendu"  auf- 
zunelnnenilen  vollslanüigen  Verzeichnisse  mit  aufgeführt  werden. 
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den  r>L'rgli  v.iii  Kysiii^a,  de  (jniyt(;i'.  Harnn  Sloet  van  de 
Becle,  Gebrüder  vanStoIk,  Mayr,  David.  \V<ilnwsl<i,  Freiherr 
V.  Czörnif^,  Fi c kor  und  v.  Wescli  nj  akow  I)aiik.  Fine  inter- 
nationale Ver.sanmdun^  hol  natürlich  auch  zur  Vcrhreitnn;/  von  allerlei 
Flugschiiften  die  beste  Gelcf^enheit.  Hierin  zeichnete  sich  namentlich 
die  -ligue  internationale  et  permanente  de  la  paix«  ans.  welche  den 
(Jonj^'ress  mit  verschiedenen  Pamphleten  mit  schreckenerregenden  Titeln, 
z.  H.   »la  giierre  s'en  va«  ,  förmlich  überschüttete. 

l"'reilag  l).  September  7  Uhr  Abends  fand  im  geschmackvoll  deco- 
rirten  Saale  der  (lesellschaft  -de  Vereeniging«  der  Fmpfang  der  ofh- 
ciellen  Delegirten  und  der  ^peciell  eingeladenen  Gelehrten  statt.  Der 
Minister  des  Innern  Fock  und  der  Finanzen  van  Bosse  sowie  der 
Bürgermeister  des  Haag  Jonkher  (Junkerj  Geyers  Dcynoot,  umgeben 
von  der  Organisationsconnnission ,  bewillkommneten  die  fremden  Gäste 
durch  mit  lel)haftcm  Beifall  aufgenommene  Reden,  welche  Namens  jener 
unter  warmer  Anerkennung  der  ihnen  seitens  de)"  Regierung  und  des 
Volkes  der  Niederlande  gewordenen  herzlichen  Aufnahme  Wolowski 
und  Lord  Houghton,  Peer  von  England,  erwiedertcn.  Nach  wechsel- 
seitigen Begrüssungen  zwischen  alten  Bekannten,  von  denen  sich  manche 
nach  Jahren  wiedersahen,  und  einer  sehr  animirten  Unterhaltung,  an 
welcher  sich  bald  auch  die  zum  ersten  Male  auf  dem  Congress  Erschienenen 
betheiligten,  trennte  man  sich  gegen  10  Uhr.  Am  Sonnabend  4.  Sep- 
tember um  10  Uhr  Morgens  versammelten  sich  dieselben  Personen  im 
nämlichen  Saale  zum  Vor  congress.  Dieser  besitzt  insofern  eine  ge- 
wisse Bedeutung,  als  er,  sämmtliche  tonangebenden  Mitglieder  um- 
fassend ,  dem  eigentlichen  Congress  durch  vorläutige ,  von  letzterem 
stets  acceptirte  Entscheidung  von  Personalien  und  der  Geschäftsordnung 
so  zu  sagen  seine  Dircctive  giebt.  Ausserdem  werden  auf  ihm  allerlei 
ausschliesslich  die  amtliche  Statistik  betreffende  Angelegenheiten  be- 
sprochen und  erledigt.  Auf  Vissering'S,  der  den  Minister  des  Innern 
vertritt,  und  den  Vorschlag  verschiedener  Anwesender  wird  das  Bureau 
aus  Q u  e  t e  1  e  t  als  Präsidenten .  V  i  s s  e  r  i  n  g ,  Wolowski.  F  a  r  r ,  Engel, 
Maestri,  Legoyt,  F  ick  er,  vonSemenow  und  Rüg  gl  es  als  Vice- 
präsidenten,  sowie  Worms,  Mayr.  Jacobi  und  van  Soest,  einem 
Beamten  des  holländischen  Ministeriums  der  Colonieen.  als  Secretären 
durch  Acclaraation  gebildet.  Nach  einigen  geschäftlichen  Mittheilungen 
Vissering's  und  zwei  kurzen,  vonKjaer  undQuetelet  angeregten, 
aber  zu  keinem  Ergebniss  führenden  Debatten  geht  man  zu  der  (im 
Programm  S.  5  und  6  enthaltenen)  Tagesordnung  über.  Davil  hatte 
folgenden  von  der  Organisationscomniission  unterstützten  Antiag  gestellt: 
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*1)  Die  Berichte  der  Sectionen  sollen  in  der  Generalversamndung  vor- 
getragen und  erörtert  \Yerden;  jedes  Mitglied  darf  Verbesserungsvor- 
schläge  zu  den  Schlussfolgerungen  der  Berichte  machen ,  welche  Ver- 
besserungsvorschläge auch  von  der  General versanunlung  erörtert  werden 
können ;  aber  sie  ist  keineswegs  abzustimmen  oder  Beschlüsse  zu  fassen 
berufen.  2)  Die  Delegirten  der  verschiedenen  Länder  und  die  Gelehrten, 
welche  durch  die  Organisationsconiniission  eingeladen  worden  sind,  bleiben 
zwei  Tage  lang  nach  dem  Schluss  der  Verhandlungen  am  Sitz  des  Con- 
gresses  vereinigt,  um  die  Schlussfolgerungen  der  Berichterstatter  der 
Sectionen  und  die  durch  sie  veranlassten  Erörterungen  in  den  Sitzungen 
der  Generalversannnlung  in  ernste  Erwägung  zu  ziehen,  und  jene  Ver- 
sammlung giebt  nach  neuen  Debatten  über  alle  im  Schoosse  des  Con- 
gresses  behandelten  Eragen  ein  endgültiges  Votum  ab.  Diese  Voten 
werden  als  die  Entscheidungen  des  Congresses  betrachtet  und  durch 
die  Vermittelung  der  ofticiellen  Delegirten  vorgestellt  sowie  der  Zu- 
stimnmng  der  resp.  Regierungen  ihrer  Länder  empfohlen*.  Ohne  Zweifel 
war  dieser  Antrag  von  grösster  Tragweite,  weil  seine  Annahme  das 
ganze  Wesen  der  Congresse  verändert  und  ihnen  anstatt  ihres  bisher 
mehr  allgemein  wissenschaftlichen  einen  ziemlich  exclusiv  officiellen  Cha- 
rakter verliehen  hätte.  So  war  es  denn  kein  Wunder,  dass  sich  über 
denselben  eine  zweieinhalbstündige,  sehr  erregte  Discussion  entspann. 
David  selbst  iu)tivirt  ihn,  worauf  Legoyt,  von  Baumhauer,  Farr, 
V.  S  e  m  e  n  0  w ,  M  a  y  r  und  H  o  u  g  h  t o  n  für  ihn  Partei  ergreifen,  während 
Wolowski,  Visschers,  Maestri  und  Worms  ihn  mit  aller  Ent- 
schiedenheit bekämpfen.  Vier  erheblich  aus  einander  gehende  Amende- 
ments werden  von  Visschers,  Ruggles,  v.  Semenow  und  Heusch- 
ling eingebracht,  ohne  dass  auch  nur  ein  einziges  durchgängigen  Bei- 
fall gefunden  hätte.  Vissering  sieht  sich  durch  Aeusserungen  ge- 
wisser Redner  hinsichtlich  des  Eintrittsrechtes  zur  Bemerkung  veranlasst. 
dass  die  eingeladenen  Privatgelehrten  dieselben  Rechte  wie  die  ofticiellen 
Delegirten  besässen.  Maestri  protestirt  energisch  gegen  jegliche  wissen- 
schaftliche Aristokratie,  welche  die  einzuführenden  Neuerungen  be- 
zweckten. Sie  involvirten  Vorwürfe  gegen  den  Congress  zu  Florenz, 
welcher  in  keiner  Beziehung  den  Eingebungen  der  Politik  gehorcht  habe, 
sondern  vielmehr  bemüht  gewesen  sei,  den  Bedürfnissen  der  Wissen- 
schaft im  weitestem  Umfange  Genüge  zu  leisten.  Schliesslich  erklärt 
Engel:  es  lasse  sich  nicht  so  leicht  entscheiden,  wer  als 
officieller  Delegirter  anzusehen  sei.  Er  beantragt,  dass 
über  diesen  Begriff  eine  Enquete  von  der  Organisations- 
commission  des  gegenwärtigen  Congresses  angestellt  und 
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(1  ci'je  II  i^*'"  'l^^  k  li  n  ft  if^'oii  im  t  cih  rci  tct  svcideii  solle.  Nach 
den  Auslasstin^^eii  einiger  noii  den  voii^cii  Ucdneni  koniint  <•■>  zu  i'iiiein 
(l('i'iiifi^;('ii  I'csclilus.s.  Ks  l)liL'l)  als(j  Alles  lieiiii  Alten  und  der  im  I'ro- 
{^lainni  nach  dem  Sciduss  des  ('(»ngi'esscs  eventuell  auf  Montag'  \'A.  uiul 
Dienstag  11.  September  angesetzte  Nachcongress  war  zu  Wasser  ge- 
worden. In  der  Nachmitlagssitziin^'  ergreift  liegoyt  das  Wort,  niclit 
sowohl  um  auf  den  havid'schen  \'or>chlag  zuriicJ\zul<ommen,  als  viel- 
mehr um  die  Dele^irteii  zu  einer  freiwilligen  Vereinigung  nach  dem 
Schluss  des  Congre.sses  behufs  einer  Prüfung  der  in  den  General- 
versanmdungen  getroffenen  Kntscheidungen  einzuladen.  Die  Ziisamnicn- 
kiinft  Sülle  einen  rein  berathenden  Charakter  haben  und  keine  Kevision 
der  Congressbeschlüsse  erstreben,  sondern  bloss  den  Delegirten  geeignet 
scheinende  Bemerkungen  zulassen.  Diese  von  Berg  unterstützte,  von 
V.  Buschen  und  Engel  angegriffene  Proposition  gelangt  in  folgender 
Fassung  zur  Annahme:  »Die  zum  Vorcongress  vereinigten 
officiellen  Delegirten  bestimmen,  sich  nach  der  Vollen- 
dung der  Arbeiten  des  Congresses  zu  versammeln,  um  eine 
Special  Untersuchung  der  Entscheidungen  der  (jeneral- 
versanimlung  anzustellen  und  damit  solche  Bemerkungen 
zu  verbinden,  welche  sie  für  geeignet  erachten  werden. 
D i  e s  e  B  e  m  e  r  k  u  II  g  e  n  werden  den  b  e  t  h  e  i  1  i  g  t  e  n  R  e  g  i  e  r  u  n  g  e  n 
gleichzeitig  mit  den  Congressbes'chlüssen  übermittelt.« 
Alsdann  werden  die  einzelnen  Punkte  des  Geschäftsordnungsentwurfes 
für  die  7.  Sitzungsperiode  rasch  erledigt.  Nur  Pmdvt  3  Alinea  2, 
welcher  zugleich  die  Berichte  der  Delegirten  über  die  Organisation 
und  die  Fortschritte  der  amtlichen  Statistik  ihrer  Länder  betrifft,  giebt 
zu  einer  etwas  längeren  Debatte  Anlass.  Auf  den  früheren  Coiigressen 
waren  dieselben  meist  in  den  Generalversammlungen  von  ihren  Ver- 
fassern verlesen  wonlen.  Da  in  l'olge  dessen  viel  kostbare  Zeit  und 
ausserdem  das  in  ihnen  enthaltene  Detail  beim  mündlichen  Vortrage 
verloren  ging,  so  wurde  vorgeschlagen,  ihm  zu  entsagen  und  sich  mit 
dem  Abdruck  derselben  am  Schluss  des  Rechenschaftsberichtes  des  Con- 
gresses zu  begnügen.  Für  diese  Ansicht  sprechen  sich  aus  v.  Baum- 
hauer, Wolowski,  Engel  und  Vissering,  während  Legoyt,  Jo- 
nesco  und  Ficker  für  den  bisherigen  Usus  eintreten.  Nachdem 
V.  Weschpjakow  einen  \'ermittelungsvoischlag  gemacht,  nämlich  dass 
die  Delegirten  ihre  Berichte  gleich  gedruckt  in  einer  hinlänglichen  An- 
zahl von  Exemplaren  mitbringen  und  unter  die  Congressmitglieder  ver- 
theilen  möchten,  wie  es  schon  in  Berlin  geschehen  sei,  und  Visschers 
unter  Aurathen  möglichster  Kürze  sich  ebenfalls   in   diesem  Sinne  ge- 
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äussert,  wird  das  Verlesen  der  Berichte  in  der  Generalversammlung 
abgelehnt  und  sie  werden  in  die  Rechenschaftsberichte  allein  verwiesen. 
Auf  den  von  Farr  unterstützten  Vorschlag  Wolowski's  wird  ferner 
die  jedem  Redner  eingeräumte  Frist  von  15  auf  10  Minuten  herab- 
gesetzt. Zu  bemerken  ist  noch,  dass  die  französiche  Sprache  zur  ofü- 
ciellen  dieser  Sitzungsperiode  erhoben,  obgleich  die  deutsche  und  eng- 
lische auch  zugelassen  wurde  ^).  Der  letzte  Punkt  der  Tagesordnung 
bezieht  sich  auf  die  Portofreiheit  für  den  Austausch  statistischer  Docu- 
mente.  Bei  dieser  Gelegenheit  machen  verschiedene  Bemerkungen  oder 
geben  zustimmende  Erklärungen  ihrer  Regierungen  v.  Baumhauer, 
Mayr,  Maestri,  Berg,  Visschers,  David,  Worms,  Legoyt, 
Ficker,  Keleti  und  Farr  ab.  Hiermit  waren  die  Berathungsgegen- 
stände  des  Vorcongresses  erschöpft  und  die  im  Programm  auf  den 
Sonntag  anberaumte  Sitzung  desselben  überflüssig  geworden. 

Die  erste,  hauptsächlich  allerlei  Formalien  gewidmete  Sitzung  der 
Generalversammlung  fand  Montag  6.  September  statt.  Im  grossen 
schön  geschmückten  Saale  der  Ritter  von  St.  Jacob  hatte  sich  eine 
zahlreiche  Versammlung  zusammengefunden,  an  welcher  sich  die  elegante 
Damenwelt  stark  betheiligt  hatte.  Sie  wird  durch  den  Minister  des 
Innern  in  Vertretung  des  Prinzen  von  Oranien  mit  einer  feierlichen 
Rede  erött'iiet.  welche  sich  über  die  früheren  Sitzungsperioden,  die 
historische  Entwickelung  der  Statistik  in  den  Niederlanden  und  die 
Aufgaben  des  gegenwärtigen  Congresses  sehr  eingehend  verbreitet. 
Zunächst  fungiren  die  Mitglieder  der  Orgauisationscommission  als  pro- 
visorisches Bureau.  Vicepräsident  Vissering  bringt  den  Geschäfts- 
ordnungsentwurf zur  Verhandlung,  dessen  Artikel  ohne  weitere  Dis- 
cussion  einzeln  der  Reihenfolge  nach  genehmigt  werden.  Es  folgt  die 
Verlesung  der  Liste  der  Delegirten  der  fremden  Staaten.  Vissering 
fordert  die  Versammlung  auf,  ein  definitives  Bureau  zu  ernennen. 
Unter  lebhaftem  Beifall  stimmt  dieselbe  Farr 's  Vorschlage,  die  Or- 
ganisationsconimission  dazu  zu  erklären,  bei.  Vissering  dankt  in 
deren  Namen  für  dieses  Zeichen  des  Vertrauens;  aber  er  erinnert  zu- 
gleich an  das  Herkommen .  dass  alle  ofticiellen  Delegirten  geborene 
Ehren-Vicepräsidenten  des  Congresses  seien.   Viele  derselben  entsprechen 


6)  Von  dieser  Erlaubniss  maclilen  ülMigens  nur  ganz  wenige  Redner  Gebrauili, 
80  dass  das  Frani^ösische  im  Haag  entschieden  doniinirte.  Obwulil  die  Holländer  den 
Traditionen  des  Congresses  zufolge  herechligl  gewesen  wären,  die  Zulassung  ihrer 
Landessprache  für  die  7.  Sitzungsperiode  zu  beanspruchen,  so  verzichteten  sie  doch 
hierauf  aus  freien  Slüclien,  indem  die  Kenulniss  des  Französischen  unler  ihren  ge- 
bildeten Ständen  seit  den  Zeilen  Luduig's  \IV.  allgemein  verbreitet  ist. 
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dic^fi"  AulTDidcniii;.'  .  iikIcih  :>i(j  aiil'  ilcr  fiir  dii.-.  lUircfui  errichteten 
l']stru(l(!  I'l.it/  neliiiirii  Aul  \' isseri ii ;;"s  Antra},'  werdvii  forner  die 
beiden  ehrwiirdi^^en  iiltesteii  Con^rcssniit^liedcr.  Quetclet  und  David, 
unter  einniiitlii^^eni  A|»|>laus  /.n  lüircnpräsidenten  sowie  Mayr,  Wurms, 
JSaniuel  IJrown,  Iiodio,  v.  Huschen  und  Pet ermann  zu  Secretären 
erwählt.  Nach  verschiedenen  Mittheihini^en  und  ^'etroft'enen  Hestini- 
niun^'en  erinnert  Vissering  die  (jenei'alversannnlung  an  die  schmerz- 
liche rtlicht,  das  yVndenken  der  seit  der  letzten  Sitzungsperiode  dahin- 
geschiedenen ehemaligen  C^ongressmitglieder  und  bedeutenden  Fach- 
genossen zu  ehren.  Ks  erstatten  Ficker  über  den  wirklichen  Geheimen 
Rath  Freiherrn  v.  Hock  zu  Wien,  Mayr  über  den  Staatsrat!!,  üni- 
versitätsprofessor  und  Vorstand  des  statistischen  Bureaus  F.  H.  W. 
V.  Hermann  zu  München,  Visschers  über  den  (lencralinspector  der 
Gefängnisse  und  Wohltliätigkeits -Institute  Belgiens  Fd.  Ducpetiaux 
zu  Brüssel,  Engel  über  den  Geheinicrath,  riiiversitätsprofessor  Schu- 
bert zu  Königsberg,  Max  Wirth  über  den  Profe.ssor  Cherbuliez 
am  Polytechnikum  zu  Zürich  und  Legoyt  über  den  Dr.  Boudin  die 
üblichen  Nekrologe.  Hieran  schliessen  sich  noch  Lobieden  auf  mehrere 
namhafte,  am  Gongress  aus  verschiedenen  Gründen  theilzunehmen  ver- 
hinderte Statistiker  sowie  auf  während  des  verflossenen  Bienniums  er- 
schienene verdienstliche  statistische  Werke,  worauf  sich  die  Versamm- 
lung behufs  der  inzwischen  in  den  Sectionen  vorzunehmenden  Arbeiten 
bis  Freitag  vertagt.  Die  Ergebnisse  der  beiden  am  10.  und  Sonnabend 
11.  September  stattgefundenen  Sitzungen  der  Generalversammlung  werden 
wir  im  folgenden  Abschnitt  kennen  lernen. 

B.     Arbeiten  und  Beschlüsse  des  Congresses. 

Der  Schwerpunkt  des  ganzen  Congresses  liegt  in  den  Sectionen. 
In  ihnen  erfolgt  die  Durcharbeitung  der  einzelnen  im  Programm  ent- 
haltenen Belichte  nebst  den  an  diese  sich  knüpfenden  Schhissfolgerungen 
und  Vorschläge.  Mit  scharfem  Blick  hatte  v.  Baumhauer  eines  der 
Hauptübel  der  früheren  Sitzungsperioden  erkannt,  welches  in  den  über- 
eilten, ebenso  schädlichen  wie  nichtssagenden  en-bloc- Abstimnmngen 
wegen  Ueberladung  an  \'orlagen  bestand,  und  die  Beschränkung  so- 
wohl der  Zahl  der  letzteren  als  auch  der  Sectionen  bewirkt.  Er  hoffte 
dadurch  eilie  grössere  Gründlichkeit  und  mehr  wirkliche  Resultate  der 
Verhandlungen  zu  ermöglichen'^).  Die  Organisationscommission  hatte 
seinen  Intentionen   gewillfahrtet   und  sich  mit  5  Sectionen ,   welche  zu- 

7)  Vgl.   (M.   .>!.  V.  Baumliauerj  hiees  -  iiiereä  pag.  3  et  4. 
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sammen  19  Fragen  untersuchen  sollten,  zufrieden  gegeben.  —  Bevor 
wir  auf  die  Arbeiten  des  Congresses  näher  eingehen,  müssen  wir  nocli 
der  Montag  6.  September  Nachmittags  geschehenen  Constituirung  der 
Sectionen  mit  zwei  Worten  gedenken.  Die  erste  für  »Theorie  der 
Statistik  und  Anwendung  statistischer  Daten«  ernannte  Quetelet  zum 
Ehrenpräsidenten,  v.  Baum  hau  er  zum  Präsidenten  —  Beide  unter 
Anerkennung  ihrer  grossen  Verdienste  um  den  statistischen  Congress 
und  die  gegenwärtige  Sitzungsperiode  —  alle  anwesenden  Delegirten 
der  Kegierungen  zu  Ehren- Vicepräsidenten ,  sowie  Bourdin.  Brown, 
Mayr,  Peter  mann  und  Bodio  zu  Secretären.  Die  zweite  Section 
für  »Civil-  und  Handels-Justiz-Statistik«  bildete  ihr  Bureau  aus  dem 
Rathe  des  obersten  Gerichtshofes  der  Niederlande  JoUes  als  Präsi- 
denten, Visschers  und  Yvernes  als  Vicepräsidenten,  dem  Beisitzer 
im  französischen  Staatsrathe  Ameline  und  dem  Advocaten  van  Geuns 
im  Haag  als  Secretären.  Die  dritte  Section  für  »Finanzen«  wählte 
Wolowski  zum  Präsidenten,  den  Staatsrath  Bachiene  und  den 
Finanzminister  a.  D.  Dr.  Vrolick  zu  Vicepräsidenten,  den  Vorsteher 
<les  Secretariats  der  niederländischen  Bank  zu  Amsterdam  Baert  zum 
Secretär;  die  drei  Letzteren  sind  Holländer.  Die  vierte  Section  für 
»Fischerei  und  Handel«  entschied  sich  für  Block  als  Präsidenten, 
Versmann,  Bodio  und  v.  Weschnjakow  als  Vicepräsidenten,  den 
ausserordentlichen  Staatsrath  und  Professor  an  der  Juristenfacultät  zu 
Leyden  Buys  und  den  Abtheilungschef  im  niederländischen  Finanz- 
Ministerium  Verkerk  Pistorius  als  ihren  Berichterstattern.  Die 
fünfte  Section  für  »die  Statistik  der  überseeischen  europäischen  Be- 
sitzungen« übertrug  den  Vorsitz  dem  Secretär  der  englischen  Gesandt- 
schaft im  Haag  Hovell  Thurlow,  den  stellvertretenden  Vorsitz  dem 
holländischen  General -Lieutenant  van  Swieten,  dem  Chef  des  ost- 
indischen Sanitätswesens  Dr.  Dumonticr  und  dem  Professor  am  in- 
dischen Collegium  zu  Leyden  Vcth,  das  Schriftführeramt  dem  Secretär 
und  Bibliothekar  der  indischen  Gesandtschaft  im  Haag  Boudewynse, 
die  Berichterstattung  van  Soest.  Diese  Sectionen  hielten  von  Montai; 
ü.  bis  Fieitag  10.  September  in  den  Säälen  des  Palais  der  zweiten 
Kammer  der  General -Staaten  täglich  ein  bis  zwei  Sitzungen,  die  wir 
übrigens  nicht  getremit  aufführen,  sondern  deren  Ergebnisse  wir  wegen 
der  grösseren  Uebersichtlichkeit  im  Zusammenhange  betrachten  werden. 
Wir  befolgen  hierbei  die  Anordnung,  dass  wir  die  Arbeiten  der  Sec- 
tionen nicht  in  chronologischer  Aufeinanderfolge,  sondern  nach  Materien 
behandeln.  Bei  jedem  Gegenstande  giebt  der  erste  Absatz  einen  Aus- 
zug aus  dem  Progranun,    dei-   zweite   aus    den   Sectionsverhandlungen 
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nebst  eincM-  kmzon  Hemerkun^'  ul)('r  die  Kntscliciduiif,'  (l(;r  Gcneral- 
versamiiiliMi^.  I)ie  von  letzterer  «^'efassten  definitiven  Hesolutionen. 
vvcIcIk!  tlu'ils  aus  den  rroj^Maniiiicii.'  tlieils  aus  den  Sectiunslx'rathunficn 
stammen,  sind  an  der  betretVcnden  Stelle!  durch  ^'esiicnte  Scliiil't  her- 
vorgehoben worden. 

I.  Sectioii.    Theorie  der  Statistik  iiiiil  Aiiweiidiiug 
statistischer  Daten. 

1.     Grenzen    der    Statistik. 

Vi  ssering  erörtert  die  so  oft  ventilirte  Kräfte ,  ob  die  Sta- 
tistik eine  selbstständige  Wissenschaft  oder  eine  Methode  oder  ob 
sie  Beides  zugleich  sei  und  welche  Objecte  man  ihr  zuertheilen 
müsse.  —  Zu  dem  Zweck  schickt  er  eine  historische  Auseinander- 
setzung der  verschiedenen  in  der  Statistik  herrschenden  Richtungen  seit 
Conring,  mit  welchen  die  verschiedensten  Definitionen  dieser  Wissen- 
schaft Hand  in  Hand  gehen ,  voraus.  Von  letzteren  hange  natürlich 
auch  Inhalt  und  Umfang  der  Statistik  ab  und  zwar  schlicsst  er  sich 
der  Moreau  de  Jonn  es 'sehen  an:  »Die  Statistik  ist  die  Wissen- 
schaft der  in  Zahlenangaben  ausgedrückten  socialen  Thatsachen  >.  Aber 
ihr  erster  Theil  ist  ihm  zu  unbestimmt .  der  zweite  zu  beschränkt ,  ob- 
gleich er  völlig  mit  dem  Grundgedanken:  »dass  die  Statistik  die  Wissen- 
schaft der  natürlichen  Thatsachen  sei«,  übereinstimmt.  Präciser  sei 
schon  die  Ausdrucksweise  von  Ch.  de  Brouckere:  »Die  Statistik  be- 
schreibt das,  was  ist;  sie  hat  zum  Object  die  ganze  menschliche  Ge- 
sellschaft«. Darauf  giebt  er  folgende  vollständigere  eigene  Definition: 
»Die  Statistik  ist  die  Wissenschaft  dei-  durch  die  Action  der  Kräfte 
der  Natur  und  des  menschlichen  Lebens  innerhalb  eines  socialen  Cen- 
trunis  hervorgebrachten  Thatsachen,  der  Resultate  dieser  combinirten  Hand- 
lung für  die  Gesellschaft  und  der  beständigen  oder  periodischen  Natur- 
erscheinungen,  welche  sich,  bestimmt  durch  diese  Handlung,  im  so- 
cialen System  erzeugen.«  Auf  Grundlage  derselben  verwirft  er  die  An- 
sicht, als  ob  die  Statistik,  welche  sich  freilich  der  ZilTern  als  Darstellungs- 
mittel bediene,  aber  keineswegs  im  einfachen  Gruppiren  von  Einheiten 
bestehe,  eine  Methode  wäre;  sie  sei  vielmehr  eine  durchaus  selbständige 
Wissenschaft.  Er  schildert  die  verschiedenen  Functionen  der  Statistik, 
nach  denen  sie  in  ebensoviel  Zweige  zerfällt,  nämlich  die  individuelle, 
vergleichende  und  philosophische  oder  Moral-Statistik  sowie  die  Theorie 
der  Wahrscheinlichkeiten,   welche   sich   sämmtlich   mit  den  das  sociale 
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Leben  des  Menschen  betreffenden  Thatsachen  beschäftigen.  Nach  einer 
Auseinandersetzung  der  Bezieliungen  der  Statistik  zu  den  descriptiven 
Wissenschaften,  d.  h.  zu  der  Geschichte,  Geographie,  Ethnographie  und 
den  Naturwissenschaften,  verbreitet  er  sich  über  ihr  Verhältniss  zu  den 
speculativen  Wissenschaften  und  zur  Mathematik.  Zum  Schluss  formu- 
lirt  er  seine  Vorschläge  folgendermassen :  »Die  Statistik  ist  keineswegs 
einfach  eine  Methode:  sie  ist  berechtigt,  einen  Rang  unter  den  Wissen- 
schaften einzunehmen.  Ihr  Nutzen ,  ja  sogar  ihr  vorzüglichster  Nutzen 
beschränkt  sich  nicht  darauf,  andern  Wissenschaften,  welche  in  ihren 
Darlegungen  die  unnahraten  Ziffern  und  die  Tabellen  gebrauchen,  als 
Hülfsmittel  zu  dienen.  Sie  hat  ihre  unabhängige  Existenz,  ihren  eige- 
nen Gegenstand  und  ihren  besonderen  Zweck.  Indem  sie  in  verschiedenen 
Richtungen  wirkt  und  bestimmte  Namen  in  Anspruch  nimmt,  ist  sie  nicht 
ein  Gemisch  mehrerer  Wissenschaften.  Durch  ihren  Gegenstand  und 
ihren  Zweck  ist  sie  eins  und  untheilbar.  Ihr  Gegenstand  und  ihr 
Zweck,  welche  ihre  Natur,  ihre  individuelle  Lage  und  ihre  Grenzen 
bestimmen ,  ist  die  gründliche  Kenntniss  der  Thatsachen  des  socialen 
Lebens  eines  Volkes  und  der  Völker  überhaupt.  Sie  bildet  einen  Theil 
der  Gruppe  der  beobachtenden  Wissenschaften.  Aber  ihre  mehr  oder 
minder  intimen  Beziehungen  zu  anderen  Wissenschaften,  mögen  es  nun 
Natur-,  speculative  oder  exacte  Wissenschaften  sein,  rühren  mir  von 
dem  gemeinsamen  Zusammenhange  her,  welcher  alle  Zweige  des  mensch- 
lichen Wissens  unter  einander  verbindet.« 

In  der  L  Section  entspinnt  sich  eine  langwierige  Debatte  über  das 
Wesen  der  Statistik,  an  welcher  nur  von  Interesse  ist,  dass  Heusch- 
ling für  die  Trennung  der  Statistik  in  zwei  Schulen  eintritt,  während 
Quetelet  eine  solche  Eintheilung  einer  Wissenschaft,  welche  noch 
nicht  einmal  existire,  bekämpft.  Von  anderer  Seite  wird  betont,  da.ss 
die  Statistik  sich  an  die  Praxis  und  nicht  an  die  Theorie  zu  halten 
habe.  Man  möge  den  Regierungen  Sorgfalt  in  der  Wahl  der  mit  der 
Statistik  betrauten  J^ersonen  empfehlen ,  welchen  man  durch  den  Aus- 
tausch der  Beamten  unter  den  verschiedenen  Staaten  eine  grössei-e 
Erfahrung  verschaffen  könne.  Naclulem  die  Discussion  eine  Weile  ge- 
dauert, ohne  irgend  ein  Resultat  zu  ergeben,  erklärt  P^ngel,  dass  er 
eine  Definition  der  Statistik  für  unmöglich  halte;  er  allein  habe  bei 
der  Leetüre  statistischer  Werke  bereits  180  verschiedene  angetroffen. 
Die  Statistik  sei,  vom  höchsten  Gesichtspunkt  aus  betrachtet,  die 
Physik  der  menschlichen  Gemeinschaften.  Da  aber  diese  Gemeinschaften 
variiren ,  so  müssten  auch  die  Definitionen  je  nach  dem  Standpunkte, 
den  man  einnehme,    von  einander  abweichen.     Man   könne  noch  lange 
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über  diese  Kraj^'C  vüiIuukIüIii.  dIiik;  /u  einem  praktischen  Krgebniss  zu 
gclanj^en.  weshalb  er  folgenden  Vorschlag  mache:  -I)ie  1.  Section, 
indem  sie  Heim  Vissering  ihre  grösste  Erkenntlichkeit  für 
eine  Arbeit  über  den  Gegenstand  und  die  (Ireuzen  der  Sta- 
tistik, welche  durch  ihre  Klarheit  und  (Milelirsanikeit  be- 
merkcnswcrth  sei,  ausdrückt,  ist  der  Meinung,  dass  weder 
der  eine  noch  der  andere  dieser  Tunkte  sich  zu  einer  Ver- 
handlung oder  zu  Beschlüssen  für  irgend  eine  Versammlung 
eigne.  Das  Object  und  die  Grenzen  der  Statistik  sowie 
die  Stellung  dieser  Wissenschaft  gegenüber  den  übrigen 
Wissenschaften  müssen  der  freien  Forschung  aller  Derer 
überlassen  bleiben,  welche  sich  mit  ihnen  beschäftigen.« 
Dieser  von  Legoyt,  Karr  und  Semenow  unterstützte  Antrag,  dem 
sich  Vissering  ebenfalls  anschloss,  wurde  angenommen  und  sein  Ur- 
heber zum  Berichterstatter  für  die  Generalversammlung  ernannt,  welche 
nach  einigen  Bemerkungen  Wolowski's  ihm  ebenfalls  zustimmte. 

2.    Methodologie  der  Statistik. 

M.  M.  V.  Baumhauer  nennt  die  Methodologie  die  praktische  Seite 
der  Frage  oder  die  Geschichte  der  statistischen  Arbeit.  Es  sei  dies  ein  Car- 
dinalpunkt.  von  dem  alle  übrigen  abhängen  und  welche  im  Zusammenhange 
sowie  in  allen  ihren  Details  während  keiner  Sitzungsperiode  des  Congresses 
zur  Verhandlung  gekommen  sei.  Er  stellt  die  Behauptung  auf.  dass 
die  Kunst,  die  Thatsachen  oder  die  Daten  zu  sammeln  und  zu  grup- 
piren,  ebenso  wie  die  Anfertigung  von  Tabellen  die  schwierigste  Arbeit 
in  der  Statistik  sei.  P^in  handwerkn)ässiger  Bureaubeamter  addire  die 
Ileihen  ihm  zuvor  vorgelegter  Zahlen ;  er  ziehe  Linien  füi-  die  Tabellen, 
indem  er  maschinenmässig  dem  vorgeschriebenen  Modelle  folge.  Der 
statistisch  gebildete  Bureaubeamte  hingegen  erfinde  die  Gruppirung  der 
Ziffern,  nachdem  er  den  Stoff  in  allen  seinen  Einzelheiten  studirt  habe; 
er  entwerfe  seine  Modelle  und  Tabellen,  nachdem  sie  reiflich  verabredet 
und  unter  allen  Gesichtspunkten  diskutirt  worden  sind.  Die  Anfertigung 
eines  einzigen  Modelles,  einer  einzigen  Tabelle,  welche  die  Elemente 
zur  Lösung  mehrerer  Probleme  umfassen  soll,  erfordere  oft  das  Zu- 
sammenwirken mehrerer  Specialitäten  und  mache  die  Nothwendigkeit 
der  Centralisirung  der  statistischen  Arbeit  und  der  Errichtung  von 
Central -Commissionen  einleuchtend.  Hieran  knüpft  er  folgende  Vor- 
schläge: »a)  Lidem  der  Congress  die  in  einem  gegebenen  Augenldick 
ohne  wissenschaftlichen  Zweck  verlangten  Ausweise  missbilligt,    ist   er 
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der  Meinung:  1)  dass  die  statistischen  Ausweise  und  Documente  sowohl 
der  Wissenschaft  als  auch  der  Verwaltung  dienen.  2)  dass  die  Re- 
gierungen eingeladen  würden,  zur  Zeit  des  Entwurfs  der 
statistischen  Modelle  oder  der  Tabellen  sowohl  das  In- 
teresse und  die  Bedürfnisse  der  Verwaltung  als  auch  die- 
jenigen der  Gesellschaft  und  der  Wissenschaft  in  ernste 
Erwägung  zu  ziehen.«  Er  fordert,  dass  die  Zahlen  in  den  sta- 
tistischen Tabellen  ein  treues  Bild  der  Wirklichkeit  der  Thatsachen 
geben  sollen.  Folglich  müsse  man  jede  überflüssige,  sogenannte  sta- 
tistische Arbeit  vermeiden,  welche  gar  keine  oder  bloss  solche  Resultate 
ergäbe .  welche  durch  die  im  socialen  Leben  beobachteten  Thatsachen 
widerlegt  würden.  Mit  lobenswerthem  Eifer  sei  man  bemüht  gewesen, 
die  Tabellen  zu  vervollständigen ,  und  schon  der  Londoner  Congress 
habe  deshalb  die  Bevölkerungsdaten  für  einen  jeden  Staat  in  unerläss- 
liche  und  erlässliche  getheilt.  Er  geht  zur  Bemerkung  über,  dass  sich 
der  statistische  Congress  mit  der  physischen  Statistik,  welche  Fragen 
aus  der  Ciimatologie,  Orographie,  Pflanzengeographie  u.  s.  w.  unter- 
suche, nicht  zu  beschäftigen  habe,  sondern  dass  er  sich  seinem  ur- 
sprünglichen Zweck  gemäss  auf  die  Beobachtung  der  socialen  Thatsachen 
oder  auf  die  Physiologie  des  Menschengeschlechts  und  der  Gesellschaft 
beschränken  müsse.  Als  Beobachtungswissenschaft  bediene  sich  die 
Statistik,  ebenso  wie  die  andern  Beobachtungswissenschaften,  namentlich 
die  Naturwissenschaften ,  der  Zahlen  oder  der  Ziftern  als  Darstellungs- 
niittel.  Letztere  seien  wohl  unerlässliche  Werkzeuge  der  Statistiker, 
jedoch  keineswegs  ausschliessliches  Erkennungszeichen  der  Statistik, 
deren  Gebiet  vielmehr  die  Gesellschaft  in  ihren  natürlichen,  socialen, 
intellectuellen  und  moralischen  Gesetzen  (Ordnungenj  bilde.  Die  Natur- 
wissenschaften hätten  zum  Ausgangspunkt  das  Gesetz,  zum  Zweck  die 
Bewegkräfte,  welche  das  Gesetz  veranlassen,  kennen  zu  lernen.  Der 
Ausgangspunkt  der  Statistik  seien  die  Einheiten  oder  unzusammcn- 
häiigenden,  isolirten  Thatsachen,  deren  Massenbeobachtung  die  Ent- 
deckung einer  regelmässigen  Reihenfolge,  einer  Theorie  der  Beständig- 
keit, einer  Periodicität,  einer  motivirten  Veränderlichkeit  bewirke.  Er 
weist  den  Vorwurf,  als  ob  die  Statistik  bloss  eine  Hülfswissenschaft 
anderer  Wissenschaften  wäre,  zurück;  zu  diesem  Irrthum  sei  man  durch 
eine  Verwirrung  der  Methode  mit  den  Principien  gelangt  und  habe  so 
missbräuchlicherweise  eine  physische,  mathematische,  medicinische, 
Moral  -  Statistik  u.  s.  w.  gebildet.  Er  schlägt  folgende  Resolution  der 
Section  vor:  »h)  Der  Congress  ist  in  Anbetracht  der  Berathungen 
während  der  vorhergehenden  Sitzungspci'ioden  über  einige  wissenschaft- 
XiV.  '  IS 
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liclio  (it'j^'cii.stände,  von  (hüiuii  ur  nicht  glaubt,  dass  sie  in  sein  Gebiet 
lind  zum  Ziel  seiner  Stiftung'  ^,'eh("»ren,  der  Ansicht,  dass  es  vorzuziehen 
wäre,  von  jetzt  an  nur  solche  l'r.i^en  zu  den  l'ro^'raunnen  zuzulassen, 
die  in  directer  IJcziehun^f  zu  der  l'hv■.^iolo^,Me  das  Men.-chen  und  der 
Gesellschaft  stehen-^.  Hierauf  koinnit  er  zu  den  Methoden  selbst,  deren 
es  8  f;cbe:  die  materielle,  die  i)raktisclie  und  die  wissenschaftliche 
Operation.  1)  I)ie  materielle  Operation  sei  die  Kunst,  die 'ihatsachen 
zu  sammeln  und  zu  ermitteln,  und  erfoidere  nicht  mir  eine  peinliche 
Sorgfalt  und  ein  lichtiges  Gefühl  im  llnt werfen  der  Tabellen,  sondern 
auch  eine  genaue  Kenntnis«  der  gesammeilen  l)aten  und  besonders  eine 
systematische  Organisation  der  Arbeit  in  den  untern  Verwaltungs- 
Instanzen.  Kr  unterbreitet  daher  der  Section  folgenden  Vorschlag: 
»c)  Der  Congress  ist  in  Anbetracht  dessen,  dass  für  die  Ya- 
mittelung  der  Thatsachcn,  für  die  Genauigkeit  und  Ver- 
vollkommnung der  statistischen  Angaben  die  vorbereitende 
Arbeit  der  subalternen  \'erwaltungsbeamtcn  von  der  grössten 
Wichtigkeit  sei,  der  Ansicht,  dass  es  den  Regierungen  be- 
sonders darauf  ankomme,  sich  der  Fähigkeit  und  des  Ei- 
fers dieser  Beamten  zu  versichern  und  die  Mittel  an  die 
Hand  zu  geben,  um  ein  directes  und  fortdauerndes  Band 
herzustellen  zwischen  den  Beamten  und  dem  statistischen 
Centralbureau  oder  der  Centralverwaltung,  von  welcher  sie 
nothgedrungen  ihre  Instructionen  und  ihre  Tabellen  oder 
Modelle  für  jeden  Stoff,  welcher  die  statistischen  Daten 
betrifft,  empfangen  müssen.«  Hiermit  verbindet  er  den  Wunsch, 
dass  der  Congress  »eine  fortwährende  Controle  der  von  den  unteren 
Behörden  gesammelten  socialen  Thatsachen  zur  Constatirung  der  Ge- 
nauigkeit und  des  Grades  der  Vollkommenheit  für  uneiiässlich  erkläre«. 
2)  Die  praktische  Operation  oder  die  Methode  der  Anwendung  umfasse 
die  Arbeit  der  verschiedenen  statistischen  Bureaus.  Sie  setze  die  That- 
sachen neben  einander,  vergleiche,  kritisire,  discutire  den  Werth  der 
bereits  gesammelten  und  ziehe  aus  ihnen  liesultate.  Diese  Arbeit  sei 
nicht  nur  eine  der  schwierigsten,  sondern  auch  der  wichtigsten,  w^il 
sie  die  Regierungen  über  die  Lage  des  socialen  Lebens  aufkläre,  den 
Gesetzgebern  über  die  Wirksamkeit  der  Gesetzesbestimmungen  Auf- 
schluss  gebe  und  die  Wissenschaft  in  ihren  socialen  Untersuchungen 
zum  Nutzen  der  Menschheit  unterstütze.  Er  beantragt  folgende  Re- 
solution:  »d)  Der  Congress  ist  in  Anbetracht  der  hohen  Wich- 
tigkeit der  Genauigkeit  und  der  Deutlichkeit  in  den  sta- 
tistischen   Documenten    sowohl    im    Interesse    der    Wissen- 
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schfift  als  auch  wegen  eines  die  Regierungen  betreffenden 
lind  internationalen  Zweckes  der  Ansicht,  dass  eine  deut- 
liche und  übersichtliche  Auseinandersetzung  der  den  Stoff 
regelnden  Gesetzgebung,  der  administrativen  Instruk- 
tionen, d e r  M 0 d e  1 1  e  u n d  T a b e  1 1  e n  in  d e r  E r k  1  ä r u n g ,  welche 
diesen  Tabellen  vorangehe,  ein  unerlässlicher  Bestand- 
theil  eines  jeden  officiellen  statistischen  Documents  sei.« 
Man  fände  ferner  in  den  statistischen  Publikationen  der  verschiedenen 
Länder  die  absoluten  Zahlen  bald  auf  Procente,  bald  auf  Verhältniss- 
zahlen reducirt,  wodurch  häutig  behufs  von  Vergleichungen  langwierige 
Umrechnungen  erforderlich  würden.  Er  selbst  erklärt  sich  für  die  An- 
gaben iu  Procenten  und  schlügt  vor:  »e)  dass  der  Congress  sich 
über  die  N o t h w e n d i g k e i t  a u s s j) r e c h e ,  in  den  statistischen 
Documenten  die  Berechnung  der  Elemente  nach  Procenten 
anzunehmen,  indem  er  jedoch  die  Möglichkeit  offen  lässt, 
dass  man  sich  gleichzeitig  des  Elements  als  Einheit  be- 
diene, indem  man  das  Ganze  oder  die  Gesa  m  m  t  h  e  i  t  d  u  r  c  h 
das  Element  t heilt.«  Hieran  knüpft  er  den  Vorschlag:  »f)  Der 
Congress  richtet  in  Anbetracht  des  grossen  Einflusses  der  Verhältniss- 
zahlen (rapports)  auf  die  Ableitung  der  Ptesultate  die  Aufmerksamkeit 
auf  die  hohe  Wichtigkeit,  die  Genauigkeit  und  die  Identität  der  Vcr- 
hältnisszahlen.«  Er  hebt  dann  ein  Beispiel  hervor,  nämlich  die  bisher 
übliche  Methode  der  Berechnung  der  Eruchtbaikeit  der  Ehen,  welche 
er  verwirft,  und  macht  zum  Behuf  einer  von  ihm  mitgetheilten  besseren 
folgenden  Vorschlag:  »g)  Der  Congress  drückt  den  Wunsch 
aus:  dass  in  jedem  Geburtsregister  das  Alter  der  Mutter 
des  Kindes  angegeben  werde  und  dass  man  diese  Daten  in 
monatlichen  Tabellen  dem  Alter  nach  sammle,  indem  man  die 
verheirathcten  Frauen  von  den  un verheiratheten  Müttern 
trennt.«  —  3)  Die  wissenschaftliche  Operation  beschäftige  sich  mit 
der  Ermittelung  der  mehr  oder  minder  gleichmässigen  Regeln,  welche 
das  sociale  System  beherrschen.  Die  nationalen  Thatsachen  unter- 
scheiden sich  sowohl  durch  ihre  Anzahl  (Quantität),  als  auch  durch 
ihren  Innern  Werth  (Qualität).  In  der  Anwendung  der  Theorie  der 
Wahrscheinlichkeitsrechnung  auf  die  statistischen  Daten  gingen  diese 
])eiden  Hauptelemente  mit  einander  Hand  in  Hand.  Die  grossen  Zahlen 
hätten  in  der  Statistik  einen  sehr  relativen  Werth.  Sie  dienten  nur 
den  physischen  Untersuchungen  als  Prüfstein,  während  der  W'erth  oder 
die  Qualität  der  Zahlen  für  die  moralischen  und  humnnitarischen  Be- 
strebungen  massgebend   sei.     Aus   diesem   Grunde    genügt   den   natur- 
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wissciischnftliclii'n  Forscliim;;iii  cuir  riiilacliu  'Ilicorio  der  Wahrschcin- 
liclikcitsrcchiiui)';;  dir;  Stiitistikci-  und  Moriilistcii  liiiigc^ci»  nuissteii  sich 
von  cinci'  zusannnenf^osetztcn  loilcn  las^-cn.  Nach  einer  näheren  Aus- 
filhnin^r,  l>e,L;r(in(hin;4  und  Xeranschaulichiin^f  dieses  (jcdankcns  durch 
nejsjiieh',  wolx'i  er  (h'r  v<»n  I'rof.  A.  v.  Oet  ti  n^'on ")  entwickelten 
Methode,  die  yVbwcichiin^jen  und  Sch\vankunf,Tn  vom  Mittel  /u  berechnen, 
vor  allen  ühri^^^en  den  \'or/UL,'  ^'ieht,  räth  er  der  Section  zu  foli^endeni 
Beschlüsse:  '>h)  Ij  In  allen  statistischen  Un tersuchun;:en 
kommt  es  darauf  an,  sowohl  die  Zahl  der  !'>  eobacht  un^'en 
als  auch  die  (jualiliit  und  die  Natur  der  beobachteten 
Thatsachen  kennen  /. u  lerniüi.  2)  In  einer  Reihe  jirosser 
Zahlen  misst  sich  der  (pialitative  Werth  durch  die  Be- 
reclinunt,^  der  Abweichung  dieser  Zahlen,  sowohl  unter 
einander  als  auch  von  der  aus  dieser  Reihe  abgeleiteten 
m  it  t  leren  Zahl.« 

Die  Wahl  des  zweiten  Gegenstandes,  mit  welchem  die  1.  Section 
sich  zu  beschäftigen  hatte,  war  ebenfalls  keine  glückliche.  In  Folge 
der  soeben  gemachten  Erfahrungen  sah  man  gänzlich  von  seiner  Erörte- 
rung in  theoretischer  Beziehung  ab  und  beschränkte  sich  bloss  auf  die 
von  Herrn  v.  Baumhauer  an  verschiedenen  Stellen  seiner  Arbeit  ge- 
machten praktischen  Vorschläge.  Nach  einer  Discussion  zwischen 
Heuschling,  Semenow,  Vissering,  Farr,  v.  Baumhauer,  Hun- 
valvy  und  David  wird  die  in  obigem  Auszuge  mit  a)  bezeichnete  Propo- 
sition nach  Streichung  iln'cs  1.  Punktes  angenonnnen  und  desgl.  noch 
zwei  neue,  nämlich  eine  von  Legoyt:  »Es  ist  zu  wünschen,  dass 
in  de  n  I^  ä  n  d  e  r  n ,  wo  keine  C  e  u  t  r  a  1  -  C  o  m  m  i  s  s  i  o  n  o  d  e  r  k  e  i  n 
Central-Bureau  für  Statistik  besieht,  die  Erhebungen  (en- 
quetes)  über  diese  Gegenstände  immer  durch  das  statistische 
Bureau  unter  Mitwirkung  der  interessirten  Verwaltungs- 
Bureaus  geschähen«  und  die  andere  von  Semenow:  »Es  ist 
wünschenswerth,  dass  keine  Zählung  oder  periodische  Er- 
hebung in  einem  Lande,  das  eine  statistische  Ceutral- 
Coramission  besitzt,  geschehe,  ohne  dass  diese  zuvor  wegen 
der  statistischen  Modelle  und  Tabellen,  welche  von  den 
Regierungen    gefordert   würden   oder    für   die   sie  sich  ent- 

ö)  Derselbe  isl  Professor  der  InUierisclien  Dogmalik  an  der  Universität  Dorpat 
und  niachle  in  seiner  rasch  berüliint  gewordenen  SloralstalisliU  einen  höchst  geist- 
vollen Versuch,  der  neuerdings  durch  die  Aatiirwissenschallen  und  3Ioralstatislik 
hart  angefochtenen  cliristliclien  Sillcnlehre  mit  Hülfe  der  letzteren  neue  Stützen  zu 
verleihen. 
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schieden  hätten,  um  Rath  gefragt  würde.«  Der  Vorschlag  b) 
des  Berichtes  wird  nach  den  zwischen  Engel,  Semen ow,  Qiietelet 
und  Mayr  gepflogenen  Erörterungen  abgelehnt,  weil  es  unstatthaft  sei, 
das  Programm  der  zukünftigen  Congresse  zu  begrenzen ,  und  weil  mau 
den  Organisationskommissionen  die  Sorge  überlassen  müsse,  zu  unter- 
suchen, ob  sie  es  für  zweckmässig  halten,  dem  von  Herrn  v.  Baum- 
hauer geäusserten  Wunsche  Rechnung  zu  tragen.  Auf  den  Antrag 
Semenow's  wird  die  Resolution  c)  unter  Äeuderung  des  Ausdrucks 
»subalterne  Verwaltungsbeamte«  in  »Beamte  der  Commuual-  und 
Pr 0 vi nzial- Verwaltungen«  genehmigt.  Ebenso  findet  allgemeine 
Zustimmung  Heuschi  in  g's  Vorschlag,  an  dieser  Stelle  der  Cougress- 
beschlüsse  einen  Satz  aus  dem  (sogleich  folgenden)  Ob reen 'sehen 
Memoire  über  die  graphische  Methode,  nach  dem  er  durch  das  Amende- 
ment von  Bourdin  folgende  Redactiou  erhalten  hat:  »Die  Einfüh- 
rung der  statistischen  Unterweisung  in  den  Schulen  aller 
Lehrstufen  vom  Elementarunterricht  an  bis  zu  den  üni- 
versitätsstudien  ist  sehr  zu  wünschen«,  einzuschalten.  Hierauf 
wird  der  Vorschlag  d)  angenommen  und  auf  Antrag  der  Herreu  Berg 
und  Legoyt  folgender  angeschlossen:  »Der  Congress  äussert 
gleichzeitig  den  Wunsch,  d  a  s  s  die  die  verschiedenen 
statistischen  Docoumente  begleitenden  Erklärungen  und 
Einleitungen,  wenn  s  i  e  i  n  e  i  n  e  r  w  e  n  i  g  v  e  r  b  r  e  i  t  e  t  e  n  S  p  r  a  c  h  e 
verfasst  sind,  ebenso  wie  die  Köpfe  der  Colonnen,  in  einer 
der  verbreitetsten  Sprachen,  wie  z.  B.  das  Deutsche, 
französische,  Englische,  übersetzt  werden  möchten.«  Die 
Section  stimmt  auch  den  Vorschlägen  e)  und  g)  zu ,  streicht  aber  aus 
letzterem  das  Wort:  »monatlichen«  und  fügt  nach:  »das  Alter  der 
Mutter«  hinzu:  »und  für  die  ehelichen  Kinder  auch  das- 
jenige des  Vaters«.  Desgleichen  nimmt  sie  die  Proposition  h)  und 
einen  Zusatz  Mayr 's  an,  dahin  lautend:  »P]s  sei  zu  wünschen, 
d  a  s  s  man  nicht  nur  die  Mittel,  sondern  auch  die  Zahl 
der  S c h w a n Iv u n g e n  berechne,  u m  die  mittlere  Ab w e i - 
c  h  u  n  g  der  Zahlen  einer  Reihe  vom  Mittel  dieser  Reihe 
selbst  kennen  zu  lernen.«  —  Auf  die  Befürwortung  des  Be- 
richterstatters Semenow  wurden  die  hier  mitgetheilten  Sections- 
beschlüsse  von  der  Generalversanmdung  gebilligt. 

3.     Die  graphische  Methode. 

Diese  Frage   hat  J.  M.  Ob  reen.    Director   des  Kartendepots,    in 
aller  Kürze  behandelt.     Sie  bildet  eine  Erbschaft  aus  früheren  Sitzungs- 
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liL'iiodcii  des  (loiij^iresses,  der  über  dieselbe  noch  nicht  schlüssig  gc- 
woi'doii  ist,  obwohl  die  Nothweiidigkoit,  Kc^icin  liir  die  ^raj)hischen 
Durstelhinj^en  aufzustellen,  von  den  meisten  Peixtiu'n .  welche  sich  mit 
ihnen  beschält ij^ten,  anerkannt  wuide.  —  Die  Tabellen,  welche  allein 
die  nöthige  (Jenauij^keit  besässen  und  aus  deren  absoluten  Zahlen  man 
alle  erlorderliclien  Verhältnisse  ableiten  könne,  würden  sie  der  Ansicht 
des  Uefei-enten  zufol.^e  nicht  ersel/jMi.  Aber  sie  seien  von  grossem 
Nutzen,  wenn  man  die  Resultate  in  ihrem  Ziisannncnwirken  übersehen 
wolle.  Weil  die  Zeichnung  zu  den  Aussen  rede  und  sich  leicht  dem 
(iedächtniss  einpräge,  sei  die  graphische  Methode  zur  allgemeinen  Ver- 
breitung der  Statistik  sehr  geeignet.  Mit  ihier  Ihdl'e  sollte  Letztere 
ein  IIaui)tbelelirungsmittel  von  dem  Elementarunterricht  an  bis  herauf 
zu  den  Universitätsstudien  werden.  Die  statistischen  Karten  müssten 
von  den  geographischen  oder  topographischen  alle  Daten  entnehmen, 
welche  der  darzustellende  statistische  Gegenstand  zulasse,  z.  B.  die 
Grenzen  des  Staats,  der  Provinzen,  Cantone,  den  Lauf  der  Flüs.se. 
Indess  dürften  diese  ^Entlehnungen  nicht  übermässige  sein  und  es  wäre 
wünschenswerth,  dass  sie  mit  einem  Maassstabe  unter  Angabe  der  offi- 
ciellen  Karte  versehen  wären,  welcher  man  die  Daten  entnahm.  Eine 
Keihe  derartiger  brauchbarer,  in  gleichmässigen  Zwischenräumen  wieder- 
holter statistischer  Karten  über  denselben  G(!genstand  und  für  dieselbe 
Gegend  würde  eine  kostbare  Sannnlung  von  Documenten  zum  Studium 
der  Schwankungen  in  den  statistischen  Daten  bilden.  Sei  keine  so 
grosse  Genauigkeit  erforderlich,  so  könnten  die  Karten  durch  Skizzen 
(croquis)  ersetzt  werden,  welche  als  temporäre  oder  provisorische  Do- 
cumente  selir  nützlich  wären  und  in  wenig  Augenblicken  und  mit  ge- 
ringen Kosten  hergestellt  werden  könnten.  —  Die  graphischen  Tabellen 
(diagrammes),  obgleich  viel  einfacher  als  die  graphischen  Karten,  er- 
forderten doch  keine  mindere  Genauigkeit  und  Sorgfalt  in  der  Aus- 
führung. Die  statistischen,  meteorologischen  und  anderen  Thatsachen, 
welcher  man  sich  oft  gleichzeitig  in  ein  und  demselben  Diagrannne  be- 
diene, seien  durch  grade  Linien  (lignes  droites),  meist  mit  JSeziehung 
auf  die  Zeit,  darzustellen.  Für  diese  verschiedenen  unabhängigen 
Grössen  könne  man  beliebige  Einheiten  wählen;  doch  wäre  ein  Ueber- 
einkonunen  über  die  Länge  dieser  lunheiten  zur  Erleichterung  der 
Vergleichung  dav  Diagramme  über  denselben  Gegenstand  wünschens- 
werth.  Der  Dei'ichterstatter  meint,  dass  die  gebrochenen  Linien  (lignes 
brisees),  welche  sich  den  Curven  (lignes  courbes)  mehr  oder  minder 
nähern  und  den  Lauf  einer  physischen  oder  statistischen  Begebenheit 
vorstellen,  womöglich  in  Farben  ausgeführt  werden  könnten  dergestalt, 
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dass  jede  Farbe  eine  unveränderliche  Bedeutung  hätte.  Zur  Vermei- 
dung der  grossen  Kosten  des  P'arbendrucks  könnte  man  nach  einem 
geistreichen  Vorschlage  Babbage's  die  Farben  durch  unterbrochene 
Linien  (lignes  tracees)  mit  verschiedenartiger  Combinatiou  ihrer  Ele- 
mente je  nach  Bedürfniss  ersetzen.  Die  Darstellungsmittel  für  die 
graphische  Statistik  seien  die  Farben,  die  Risse  (traces)  und  die  sta- 
tistischen Zeichen.  In  Betreff  ihrer  Anwenduugsmethoden  verweist  er 
auf  die  bezüglichen  Verhandlungen  in  den  vorangegangenen  Sitzungs- 
perioden des  Congresses.  Da  manche  Personen  die  Farbennüancen 
schwer  unterscheiden,  scheint  es  nothwendig,  eine  Farbenleiter  aufzu- 
stellen und  zur  graphischen  Darstellung  desselben  Gegenstandes  stets 
die  nämlichen  Farben  anzuwenden.  Die  statistischen  Zeichen  könnten 
theils  bildliche,  theils  durch  Uebereinkommen  festgestellte  (conveu- 
tionels)  sein.  Jene  hätten  den  Vorzug,  dass  sie  an  die  darzustellende 
Sache  erinnern;  aber  sie  seien  bei  einem  kleinen  Maassstab  schwer 
verständlich.  Deshalb  müsse  man  sich  für  diese  entscheiden,  deren 
eine  grosse  Zahl  aus  den  meteorologischen,  hydraulischen  und  geologi- 
schen in  die  statistischen  Karten  zu  entnehmen  wären.  Dazu  kämen 
noch  die  ebenfalls  anwendbaren  einfachen  geometrischen  Figuren. 

Der  Umstand ,  dass  man  obiges  Thema  auf  die  Tagesordnung  des 
Congresses  gesetzt,  hatte  die  Einsendung  von  zahlreichen  kartographi- 
schen und  graphischen  Darstellungen  aus  den  verschiedensten  Gebieten 
der  Statistik  aller  Staaten  zur  Folge  gehabt.  Sie  waren  zur  Orientirung 
der  Congressmitglieder  sehr  zweckmässig  in  einem  besondern  Zimmer 
ausgestellt  und  gewährten  ein  vortreffliches  Bild  der  in  Bezug  auf  sie 
in  den  letzten  Jahren  gemachten  bedeutenden  Fortschritte.  Neben  den 
meist  gelungenen  Hessen  freilich  auch  manche  verfehlte  Versuche  er- 
kennen ,  wie  man  diese  Methode  nicht  zur  Ausübung  bringen  dürfe 
und  wo  sie  überhaupt  nicht  gut  anwendbar  sei.  —  Dessenungeachtet 
erklärt  der  Verfasser  des  soeben  im  Auszuge  mitgetheilten  Berichtes 
Obreen  in  der  Sectionsberathung,  dass  diese  Frage  seiner  Ansicht 
nach  noch  nicht  hinlänglich  gezeitigt  sei ;  er  habe  bloss  Erklärungen 
Derjenigen,  welche  sich  mit  dieser  Methode  beschäftigt,  hervorrufen 
wollen.  Indessen,  von  dem  Nutzen  ihres  Gebrauches  überzeugt,  mache 
er  folgenden  V orschlag  :  »Der  C o n g r e s s  drückt  in  A n b e t r a c h t 
dessen,  dass  die  graphische  Methode  zur  Unterweisung 
und  Verallgemeinerung  der  statistischen  Wissenschaft  sehr 
geeignet  sei,  den  Wunsch  aus,  dass  die  wichtigsten  officiel- 
len  statistischen  Documente  von  Karten  und  Diagrammen 
begleitet   sein   mögen.«     Derselbe    wird    nach  einiLH^ii  interessanten 
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Bemerkungen  von  Mayr,  I-, n^'nl.  Junsscns,  Quetelct  und  Henie- 
How  anjj;(;noniinen ;  dcsj^MoicIicn  ein  /weiter  von  lOn^iel:  "Der  Con- 
gress  (Irilckl  den  Wunsch  aus,  das.s  die  Orj^'anisat  ionscoin- 
mission  des  künftigen  Congresses  eine  Den kscli ritt")  über 
die  in  der  Statistik  gebrauchten  verschiedenen  praphisclien 
Methoden  und  über  die  geeigneten  Mittel,  um  die  Darstel- 
lungen gleich l'(i r m ig  und  unter  einander  verein b a r  /. u  ni a c h e n, 
vorbereiten  möge.« —  Die  Generalversanmdung  tritt  nach  Anhörung 
des  lU'richtes  des  Herrn  Janssens  beiden  Sectionsbeschlüsscn  bei. 

4.  Die  Frage  der  Todtgebornen  in  ihren  Beziehungen  zur 
Bevölkerungsbewegung. 
.Sie  ist  im  rrogranim  wm  .).  A.  Boogaard.  Prüf,  e.xtraord.  der 
medicinischen  Facultät  zu  Leyden,  und  L.  J.  E geling,  Inspector  des 
Sanitätsweseus  von  Süd-IIoihind,  vollkonnnen  im  Einklänge  mit  dem 
gegenwärtigen  Standpunkt  der  AYisssnschaft  bearbeitet.  —  Die  gi-osse 
Verschiedenheit  der  Registrirung  der  Todtgeburten  in  den  verschiedenen 
Ländern  und  häufig  sogar  der  Mangel  an  Gleichförmigkeit  in  ein  und 
demselben  Lande  fälsche  die  Verhältnisse  zwischen  den  Geburten, 
Todtgeburten  und  Stcrbefällcn.  In  den  Ländern  des  Coile  Napoleon, 
nämlich  in  den  Niederlanden,  Belgien,  Frankreich ,  Italien  und  einigen 
Theilen  Deutschlands,  obläge  die  Eintragung  der  Geburten  und  Todes- 
fälle den  Civilstaudsofficieren ,  vor  welchen  die  Erklärung  der  Geburt 
innerhalb  der  drei  ersten  Tage  nach  derselben  geschehen  müsse.  Eine 
Unterscheidung  der  wirklich  Todtgebornen  —  nämlich  der  vor  oder 
während  der  Geburt  gestorbenen  Kinder  —  von  den  lebend  geborenen 
aber  vor  der  Geburtserklärung  gestorbenen  Kindern  sei  in  diesen  Re- 
gistern nicht  erlaubt.  In  Folge  dessen  ergebe  sich  in  den  erwähnten 
Ländern  ein  zu  ungünstiges  Verhältniss  der  Todt-  zu  den  Lebendge- 
borenen, während  in  andern  Ländern,  z.B.  in  Oesterreich,  wo  das 
Civilrecht  jedes  Kind,  dessen  Tod  im  Augenblick  der  Geburt  nicht  er- 
wiesen sei,    als  lebendgeboren   betrachte,    das   Gegentheil   stattfände. 


9)  Siclierem  Vernehmen  natli  stellt  das  Ersclieinen  einer  solclien,  vom  Dr.  jiir. 
H.  Schwabe,  Direclor  des  slatislischen  Bureaus  der  Stadl  Berlin,  verfassten  dem- 
nächst bevor  und  würde  wohl  als  geeignetste  Unterlage  für  die  Beralhungen  des 
nächsleu  Congresjfies,  um  diese  Frage  zum  Äbschluss  zu  bringen,  dienen.  Dr.  S  c  h  wa  b  e 
hat  nicht  nur  sein  unzweifelhaftes  Geschick  in  der  Handhabung  der  graphischen 
Methode  in  seinen  ,, Resultaten  der  Berliner  Volkszahlung  vom  3.  Dcc.  1867,  Berlin 
18b9"  hinlänglich  bewiesen,  sondern  auch  während  des  Congresses  telbsl  die  er- 
wähnte  .\usstellung  zum  Gegcnst.inile  der  eiiigehentlstcn  Studien  gemacht. 
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In  Baieru  befolge  man  die  beste  Methode:  Die  Todtgeborenen  würden 
apart  notirt  und  sowohl  den  Geburten  als  auch  den  Todesfällen  hin- 
zugefügt. In  der  ersten  Sitzungsperiode  des  Congresses  1853  zu  Brüs- 
sel sei  der  Beschluss  gefasst  worden :  »als  Todtgeborene  alle  Diejeni- 
gen anzusehen,  welche  vor,  während  oder  unmittelbar  nach  der  Geburt 
gestorben  seien.«  Diese  Bestimmung  entscheide  die  Frage  in  keiner 
Weise.  Als  todtgeboren  müssten  diejenigen  Kinder  gelten ,  welche 
während  einer  Epoche  der  Schwangerschaft  zur  Welt  kamen ,  in  der 
man  die  Kinder  im  Allgemeinen  als  lebensfähig  ansehen  kann ,  und 
vor  oder  während  der  Geburt  starben.  Eine  Unterscheidung  dieser 
beiden  Kategorieen  sei  zwar  nicht  ohne  wissenschaftliches  Interesse; 
jedoch  ohne  Autopsie  würde  man  keine  zuverlässigen  Daten  hierfür 
erhalten  und  eine  solche  wäre  namentlich  in  den  Landgemeinden  un- 
ausführbar. x\lle  lebendgeboreneu,  aber  bald  nach  dem  Verlassen  des 
Mutterschoosses  noch  vor  der  Geburtserkläruug  vor  dem  Civilstands- 
officier  gestorbenen  Kinder  seien  ohne  Rücksicht  auf  die  Kürze  des 
extrauterinen  Lebens  selbstverständlich  als  lebendgeborene  zu  betrach- 
ten '").  Nur  durch  eine  derartige  präcise  Definition  der  Todtgeborenen 
gelange  man  zu  einer  genauen  Kcnntniss  der  Bevölkerungsbewegung. 
Letzterer  ständen  die  in  den  verschiedenen  Ländern  abweichenden, 
gegenwärtigen  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  zwei  heterogene  Ele- 
mente confundiren ,  entgegen.  Sollte  das  sociale  Interesse  ihre  Auf- 
rechthaltung erfordern,  woran  die  Berichterstatter  zweifeln,  so  machen 
sie  im  wissenschaftlichen  Interesse  folgende  Vorschläge.  In  den  Staa- 
ten mit  französischem  Recht  könnte  die  Verwaltung  die  Civilstands- 
officiere  zur  Führung  eines  Separatregisters  1)  der  wirklich  Todtge- 
borenen und  2)  der  nach  der  Geburt,  aber  vor  der  Declaration  Ge- 
storbenen verpflichten.  Die  Eintragung  in  dieses  Register  sollte  nur 
auf  die  schriftliche  Declaration  eines  autorisirten  Arztes  oder  einer 
Ilebeammc,  welche  bei  der  Geburt  zugegen  war,  geschehen.  Diese 
Declaration  müsse  constatireu:  1)  ob  das  für  todt  erklärte  Kind  vor 
der  Geburt  gelebt  habe  und  2)  im  Bejahungsfälle,  wie  lange  es  gelebt 
und  welches  die  wahrschei  sliche  Ursache  des  Todes  gewesen.  Habe 
die  Entbindung  ohne  Assistenz  eines  Geburtshelfers  oder  einer  Hebe- 
annne  stattgefunden  und  sei  das  Kind  vor  seinem  Tode  von  keinem 
Arzt  besichtigt  worden,  so  scheine  die  Besichtigung  der  Leiche  durch 
einen  Arzt,  ausgenommen  bei  zu  vorgeschrittener  Fäulniss,    unerlässlich 


10)   Vgl.  E.   Kluge,    ßioaialiU    der   SluH   lU'v.il    iiiul    iliics    l.niulkirclisiirfincls 
Uli  die  jHlire  1834— löü2.     Rcval  löÖT,  I.  S.  23  u.  fl. 
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Ulli  /u  cniiiltclii .  ol)  (l;is  Kind  scIkjii  V(jr  der  (ii'biirt  todl  war.  Der 
Bericht  schliosst  mit  dein  XOrschhiKC  die  Ucgiurungen  zum  Krlass  nach- 
stehender Maassregehi  cinziihiden:  1)  ..dass  man  in  den  Ländern,  wo 
(his  (iesetz  auf  die  'l'odt^eborcnen  nieht  achtet,  sondern  l)loss  die  leb- 
los Voi'f^estcllten  ud(.T  lü'klärten  kennt.,  und  wo  man  das  (iesetz  zu 
ändern  nicht  für  ^iei;i,iiet  hält,  die  (.  ivil.-,taiidsofhciere  mit  einer  ge- 
trennten Kinzeichnung  der  wirklich  'J'odtgeborenen  und  der  nach  der 
Geburt,  aber  vor  der  Declaration  (iestorbenen  in  ein  besonderes  Re- 
gister beauftrage.  2)  dass  man  sich  in  den  Ländern,  wo  das  Gesetz 
sich  in  diese  Materie  nicht  hineinmische,  auf  das  \'erzeichnen  der 
Todtgeborenen  in  ein  besonderes  Register  beschränke  und  alle  Lebend- 
geborenen,  aber  vor  der  Declaration  Gestorbenen,  wie  kurz  oder  wie 
momentan  auch  ihre  Lebensdauer  sei,  sowohl  in  die  Geburts-  als  auch 
in  die  Sterberegister  eintrage." 

Kein  Element  der  Bevölkerungsbewegung  bedurfte  vielleicht  dringen- 
der einer  Reform  seiner  Erhebungen  als  die  Todtgeborenen.  Wie 
schon  bemerkt,  hatte  der  Brüsseler  Congress  leider  die  Sache  ganz 
verfahren  und  den  Begriff"  der  Todtgeborenen,  anstatt  ihn  durch  eine 
einfache  Scheidung  der  Letzteren  von  den  lebendgeborenen,  bald  nach 
der  Geburt  gestorbenen  Kindern  zu  präcisiren,  vielmehr  durch  die  Aut- 
stellung der  bekannten  drei  Kategorieen  noch  mehr  verwirrt.  Zu- 
gleich musste  sich  die  intendirte  Trennung  de)'  »vor  und  während 
der  Geburt  Todtgeborenen"  nothgedrungen  als  absolut  unzuveilässig 
erweisen.  Die  deutsche  Statistik  hatte  sich  gUicklicherweise  nie  son- 
derlich nach  jenem  Beschlüsse  gerichtet,  welcher  für  sie  ein  offenbarer 
Rückschritt  gewesen  wäre.  Derselbe  äusserte  jedoch  in  den  romanischen 
Staaten  die  wohlthätige  Wirkung,  dass  man  den  Aufnahmen  der  Todt- 
geborenen mehr  Aufmerksamkeit  zuzuwenden  begann ,  und  da  konnte 
es  nicht  ausbleiben ,  dass  n]an  sich  mit  zunehmender  Vollständigkeit 
des  Erhebungsobjectes  immer  entschiedener  von  der  Unzweckmässig- 
keit  der  angeordneten  Maassregel  überzeugte.  Diese  Erkenntniss  war 
eine  so  allgemeine,  dass  sich  kein  Redner  während  der  sehr  eingehen- 
den Verhandlungen  der  Section  über  diesen  Gegenstand  für  den  frühe- 
ren Beschluss  eine  Lanze  zu  brechen  gemüssigt  fand.  —  Die  Berathuug 
in  der  Section  nahm  die  von  beiden  Verfassern  zum  Schluss  ihres  Be- 
richtes beantrugten  zwei  Resolutionen  zum  Ausgangspunkt.  Legoyt 
erklärt  sich  gegen  die  erste,  deren  Anwendung  in  Frankreich  und  im 
Geltungsbereiche  der  Länder  des  Code  Napoleon  unmöglich  sei,  welcher 
aus  civilrechllichen  Erwägungen  festzustellen  verbiete,  ob  das  todt 
präsentirte  gelebt  habe  oder  nicht.     Ferner  zeigt  er,  wie  die  Ermittelung 
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ob  ein  Kind  vor  oder  während  der  Geburt  gestorben  sei.  so  bedeu- 
tende Schwierigkeiten  verursache ,  dass  sie  seitens  einer  grossen  Zahl 
von  Praktikern  für  unausführbar  angesehen  werde.  Bourdin  be- 
merkt, dass  die  Schwierigkeiten,  welchen  man  in  den  Gesetzge- 
bungen und  auch  sonst  begegne,  den  Congress  an  einem  Votum  nicht 
hindern  dürften ,  da  sein  Zweck  in  deutlicher  Aufklärung  der  Re- 
gierungen und  Bevölkerungen  sowie  in  ihrem  Antriebe  zum  Fort- 
schritt bestände.  Um  dem  Einwände  der  Schwierigkeit  in  Betreff  der 
Ermittelung  der  Todtgeborenen  zu  begegnen,  unterbreitet  er  der 
Section  folgende  Vorschläge:  »Für  Kinder  müssen  diejenigen  Erzeug- 
nisse des  Empfängnisses  angesehen  werden ,  deren  Geschlecht  er- 
kennbar ist.  Als  todtgeboren  werden  die  leblos  aus  dem  Mutter- 
schooss  hervorgegangenen  Kinder  erklärt.  Die  Todtgeborenen  wer- 
den nur  in  das  Register  der  Sterbefälle  eingetragen;  man  wird  den 
Tag  und  die  Stunde  des  Todes  angeben.  Die  lebend  geborenen  Kin- 
der müssen,  wie  kurz  auch  immer  ihre  Lebensdauer  sei,  in  das  Register 
der  Geburten  und  in  das  Register  der  Sterbefälle  eingetragen  werden. 
In  beiden  Fällen  wird  der  Civilstandsofficier  das  Datum  und  die  Stunde 
der  Geburt  und  des  Todes  erwähnen.«  Auf  Legoyt's  Verlangen 
kommt  es  unter  den  Repräsentanten  der  verschiedenen  Länder  zu 
einer  Art  Enquete  über  die  Gesetzgebung  ihrer  Heimath  in  Betreff 
der  Ermittelung  der  Todtgeborenen.  Dergleichen  Auskünfte  ertheilen 
David  für  Dänemark,  H  u  v  ä  1  v  y  für  Uesterreich  und  Ungarn ,  H  a  r  - 
deck  für  Baden,  Mayr  für  Baiern,  Jansse ns  für  Belgien,  Farr 
für  England,  M  a  n  s  o  1  a  s  für  Griechenland,  A  n  z  i  a  n  i  für  Italien,  F  a  u  1 1 
für  Mecklenburg-Schwerin,  P  e  n  c  o  v  i  t  z  für  Rumänien,  von  S  e  m  e  n  o  w 
für  die  Angehörigen  der  griechisch-russischen  Kirche  Russlands,  Kluge 
für  die  protestantischen  Glaubensbekenntnisse  in  Russland,  Kjaer  für 
Norwegen,  Engel  für  Preussen,  Peter  mann  für  Sachsen,  J  a  k  s  c  h  i  t  s  c  h 
für  Serbien,  Berg  für  Schweden.  Ausserdem  sucht  Kluge,  Mitglied 
des  Ehstländischen  statistischen  Comites,  die  Aufmerksamkeit  der  Ver- 
sammlung auf  die  todtgefundeuen  Kinder  zu  lenken ,  deren  Zahl  in 
manchen  Ländern  bis  zu  V5  sänuntlicher  Todtgeborenen  erreicht,  ohne 
dass  man  häufig  wegen  zu  vorgeschrittener  Fäulniss  constatiren  könne, 
ob  sie  lebend  oder  todt  zur  Welt  gekommen  seien.  Es  wiril  jedoch 
auf  diese,  obwohl  zu  einer  genauen  Statistik  der  Todtgeborenen  in 
nächster  Beziehung  stehenden  Frage  nicht  weiter  eingegangen.  Nach 
einigen  ferneren  Bemerkungen  zieht  Bourdin  seinen  zuvor  gestell- 
ten Antrag  zurück.  Hierauf  gelangen  die  beiden  Schkisssätze  des 
Programniberichts   in    veränderter    Ausdrucksweise   zur   Annahme,    uml 
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zwar  der  orste  in  fol^'ciidei'  von  Le^'oyt:  -Die  Kcj^ieriin  j;  cii  der 
in  15e/n-  iiuf  die  Mrklürung  der  (' i  v  ilstands- A  et  cn  vom 
Code  X;ii)uleo  n  lieherrseli  ten  Länder  werden  aufgefordert 
diejenigen  Mass  regeln  /u  ergreifen,  welche  ihnen  am 
Geeignetsten  erscii einen,  um  die  Zahl  \)  der  todt  zur  Welt 
gekommenen  und  2)  der  lebend  geborenen,  aber  voi  Er- 
klärung der  Geburt  gestorbenen  Kinder  zu  erforschen: 
als  todtgeboren  wird  ein  Kind  betiachtet,  welches  wenig- 
stens sechs  Monate  fötalen  Lebens  besitzt."  Der  zweite  Satz 
lautet  in  der  Fassung  David's:  »Für  die  übrigen  Länder,  wo 
das  Gesetz  die  wirklichen  Tod  tgeboren  en  anerkennt, 
uiögen  die  Ci  vilsta  ndsofficiere  dazu  angehalten  werden, 
die  T  0  d  t  g  e  b  0  r  e  n  e  n  g  e  t  r  e  n  n  t  v  o  n  den  L  e  b  e  n  d  g  e  Ij  o  r  e  n  e  n  , 
zu  welcher  Zeit  des  Lebens  s i (^  auch  gestorben  seien, 
wie  kurz  es  auch  immer  gewesen,  in  die  1\ e g i s t c r  als 
solche  einzutragen").«  Schliesslich  stinniit  die  Section  noch 
einer  dritten  von  Heuschling  und  Jaiissens  beantragten  und  von 
Legoyt  veränderten  Anordnung  zu:  »Der  Congress  drückt  den 
Wunsch  aus,  dass  die  Todtgeburten  in  den  offici eilen 
Erhebungen  der  Bevölkerungsbewegung  eine  besondere 
A  b  t  h  e  i  1  u  n  g  bilden  ni  (3  c  h  t  e  n  und  weder  unter  den  Gebur- 
ten noch  unter  den  Sterbefällen  auftreten.«  —  Nach  ver- 
nommener Motivirung  des  Berichterstatters  Mayr  pflichtet  die  Ge- 
neralver;:;ammlung  diesen  drei  Resolutionen  bei. 

5.     Die  Constructionsmethoden   und   die  Berechnung   der  Vitalitäts-  und 

Mortalitäts  -  Tafeln. 
Auch  diesen  Bericht  verdankt  der  Congress  Herrn  v.  Baumhauer, 
einem  der  cüni[)etentesten  und  ausgezeichnetsten  Forscher  gerade  auf 
diesem  Gebiete.  —  Li  der  Theorie  verursache  die  Constraction  von 
Vitalitäts-  und  Mortalitäts -Tafeln  keine  Schwierigkeit.  Auf  die  Zahl 
der  gesanunten  Bevölkerung  und  diejenige  ihrer  verschiedenen  Alters- 
Classen  üben  jedoch  mehrere  Nebenursachen ,  wie  Epidemieen ,  zeit- 
weilige Versetzungen,  einen  Einfluss  aus.   Die  Beweglichkeit  einer  Bevölke- 

11)  Es  ist  ,  höclist  eigeiUliüiiilidi ,  das«  diese  Massregeln  in  Betreff  der  Todl- 
geboreiuMJ  erst  so  spät  angeordnet  werden  konnten,  obwolil  siei\  die  Ueberzeugung 
von  ilircr  Notlnvendigkeil  längst  Balin  gebrociien.  Der  Verfasser  dieses  Aufsatzes 
hat  die  sowohl  in  dem  Progranimbericlit  entwickelten,  als  auch  endlich  vom  Congress 
adoptiiten  Prinzipien  für  die  Statistik  der  Todigeburten  bereits  in  seiner  Bioslalik 
(vgl.  das  vorige  Citatj   aufge.c;tellt  und  durchgeführt. 
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ruug  oder  die  grosse  Zahl  ihrer  Wohnungs-  oder  Wohnortsveränderungen 
verhindere,  jedem  Individuum  von  seiner  Geburt  ijis  zu  seinem  Tode 
zu  folgen.  Die  Vitalitäts-  und  Mortalitäts- Tafeln  hätten  zum  Zweck, 
für  jedes  Alter  das  mittlere  Verhältniss  der  Gestorbenen  zu  den  dein 
Sterben  ausgesetzten  Lebenden  kenneu  zu  lernen.  Die  Geburten,  die 
Bevölkerungen  und  die  Sterbefälle  nach  dem  Alter  seien  die  Elemente 
der  Construction ,  und  zwar  hätten  sich  die  Methoden  bald  eines,  bald 
zweier,  bald  gleichzeitig  aller  dreier  derselben  bedient.  Er  geht  nun 
kurz  die  Methoden  vonHalley,  Moser,  Guillard,  Hermann  und 
Quetelet,  welchem  Letzteren  sich  auch  lierg  und  Farr  angeschlos- 
sen ,  durch  und  erwähnt  bei  jeder  die  ihr  anhaftenden  Mängel.  Keine 
von  ihnen  erfülle  die  an  eine  wirkliche  Mortalitätstafel  zu  richtende 
Anforderung,  dass  die  Zahl  der  Gestorbenen  in  alle  dem  Tode  Aus- 
gesetzten getheilt  würde.  Zwischen  den  Gezählten  und  den  Gestorbenen, 
d.  h.  zwischen  einer  Bevölkerung  nach  dem  Alter  an  einem  bestimmten 
Tage  und  den  Gestorbenen  nach  dem  Alter  während  eines  ganzen  Jahres, 
könne  es  kein  identisches  Verhältniss  geben.  Hierauf  setzt  er  seine 
eigene,  für  die  Niederlande  construirte  Älortalitätstafel  aus  einander. 
Sie  beruhe  auf  der  Unterscheidung  der  vor  und  nach  dem  Zählungs- 
tage Gestorbenen  und  auf  der  Hinzufügung  der  ersteren  nach  dem  Alter 
(da  sie,  obwohl  einen  Theil  der  Bevölkerung  bildend,  welcher  während 
eines  grösseren  oder  geringeren  Theils  des  Jahres  gelebt  habe,  in  der 
Zählung  nicht  mitinbegriffen  wären)  zur  gezählten  Bevölkerung,  indem 
man  schliesslich  für  jedes  Alter  diese  vermehrte  Bevölkerung  durch  die 
Todesfälle  theile.  Bei  der  Substituirung  der  Totalität  der  in  jedem 
Alter  im  Laufe  des  ganzen  Jahres  dem  Sterben  ausgesetzten  Bevölkerung 
für  die  gezählte  Bevölkerung  nach  dem  Alter  adoptire  man  die  bei 
den  Tafeln  der  Versicherungsgesellschaften  befolgte  Methode,  in  welchen 
man,  um  die  Verhältnissmässigkeit  der  Gestorbenen  zu  den  Versicherten 
kennen  zu  lernen,  die  Gestorbenen  in  die  Gesanuntzahl  der  vereinigten 
lebenden  und  gestorbenen  in  die  Register  eingetragenen  Versicherten, 
und  nicht  bloss  in  die  zur  Zeit  der  Berechnung  noch  lebenden  theile. 
Ebenso  ermittele  num  die  Sterblichkeit  der  Gefängnisse,  Hospitäler 
u.  s.  w.  Nach  dieser  Methode  sollte  man  auch  das  jährliche  Verhältniss 
der  Gestorbenen  zur  Bevölkerung  berechnen.  Der  Dr.  Bertillon  sei 
durch  die  Entwickeluug  einer  mathematischen  l''ormel  zu  demselben 
Resultat  in  seinem  Memoire  über:  »das  Maass  des  menschlichen  Lebens 
in  Frankreich  und  der  Giroudc«  gelangt.  Herr  von  Baumhau  er 
zeigt  alsdann,  wie  eine  jede  Bevölkerung  aus  einer  primitiven  Zitier 
zusammengesetzt  sei,  welche  sich  durch  Geburten  und  Einwanderungen 
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als  Zu-  und  durch  Todesfälle  und  Auswiinderunfioii  als  Abgängen  ver- 
ändere. Diu  die  walu'e  Zahl  der  dem  Sterben  wählend  einer  Keilie 
von  Ta^en  oder  .iahren  aust^esetzten  Personen  kennen  zu  leriuMi  sei  die 
richtige  Abschätzung  des  Einflusses  jedes  dieser  Ijeideii  Kleiiieiite  auf 
die  Ijevölkerung  von  höchster  Wichtigkeit.  Zur  N'erehifachuiiLi  dei'  Lösung 
dieser  Frage  schlägt  er  vor,  alle  z.  !>.  in  Januar  Gei)Oieneii  oder  (Ge- 
storbenen als  in  der  Mitte  des  .Januar  gebt^en  oder  gestorben  anzusehen. 
so  dass  sie  ^'Vzi  ^l^^  Jahres  dem  Tode  ausgesetzt  gewesen  wären. 
Nachdem  er  die  Anwendung  seiner  Methode  in  dieser  Weise  auf  die 
Bevölkerungsbewegung  für  den  Zeitraum  eines  ganzen  Jahres  illustrirt 

und   seine   Formel        j"    '    entwickelt    hat.    welche   die  durch    die   vor 

der  Zählung  Gestorbenen  vermehrte  Bevölkerung  oder  die  dem  Tode 
Ausgesetzten  dividirt  durch  die  Sterbefälle  ausdrücke,  bemerkte  er, 
dass  man  bei  einer  Theilung  der  Sterbefälle  sowohl  in  die  Bevölkerung 
an  einem  bestimmten  Tage  als  auch  in  die  halbe  Summe  der  Bevölke- 
rung am  ersten  und  am  letzten  Tage  des  Jahres  eine  im  Mittel  um 
ein  halbes  Procent  zu  grosse  Sterblichkeit  erhalte.  Obgleich  er  eine 
Einigung  über  die  wahre  Constructions- Methode  der  Vitalitäts-  und 
Mortalitäts-Tafeln  für  wenig  wahrscheinlich  hält,  schlägt  er  dem  Con- 
gress  doch  in  Betreif  derselben  folgende  Grundprincipien  vor:  »a)  1)  Ein 
gründliches  Studium  der  Identität  der  Verhältnisse  ist  zu 
einer  richtigen  Schätzung  der  Grundsätze  (elements)  der 
Construction  der  Vitalitäts-  und  Mortalitäts-Tafeln  u n er- 
las sl  ich.  2)  Die  Gestorbenen  nach  xiltersk lassen,  welche 
in  der  Tabelle  die  Gestorbenen  eines  jeden  Alters  wäh- 
rend des  ganzen  Jahres  oder  während  der  ganzen  Reihe 
von  Tagen,  aus  denen  das  Jahr  zusammengesetzt  ist,  vor- 
stellen, müssen  mit  allen  dem  Sterben  Ausgesetzten  eines 
jeden  c  o  r  r  e  s  p  o  n  d  i  r  e  n  d  e  n  Alters  währen  d  der  ganze  n 
Reihe  von  Tagen,  a  u  s  d  e  n  e  n  d  a  s  J  a  h  r  sich  zusammensetzt, 
aber  keineswegs  mit  einer  Bevölkerung  nach  Altersklassen  an  einem 
bestinnnten  Tage  i  n  B  e  z  i  e  h  u  n  g  gesetzt  werden.«  Er  macht  noch 
auf  einen  Uebelstand  aufmerksam ,  der  darin  läge ,  dass  man  in  den 
Tabellen  die  Geburten  nach  dem  Jahre  und  Monat  des  Kalenders, 
während  map  die  Gestorbenen  nach  dem  Alter,  d.  h.  nach  Monaten 
oder  Jahren  ihrer  Lebensdauer,  zur  Zeit  des  Todes  eintrage.  Zur  Beseiti- 
gung des  hierdurch  entstandenen  Fehlers  müsse  man  jede  Alterscolonne 
in  zwei  (heilen ,  nämlich  in  eine  für  die  Eintragung  der  Gestorbenen, 
welche  im  vorhergehenden,   und   in  eine  andere  für  diejenigen,   welche 
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in  demselben  Jahre  geboren  sind.  Als  einziges  praktisches  Mittel,  um 
die  Sterbefälle  jeder  Generation,  wenigstens  für  die  Kinder  in  niedrigem 
Alter,  kennen  zu  lernen,  schlägt  er  vor,  »bj  dass  sich  der  Con- 
g  r  e  s  s  f  ü  r  die  N  o  t  h  w  e  n  d  i  g  k  e  i  t ,  i  n  den  T  o  d  t  e  n  1  i  s  t  e  n  nicht 
nur  das  Alter,  sondern  aucii  das  (iehurUjalir  der  Ge- 
s  1 0  r  h  e  u  e  n  anzugeben,  a  u  s  s  p  r  c  c  h  e. «  Ausser  einer  genauen  Ein- 
tragung der  Geburten  und  Sterbefälle  in  die  Civilstandsregister  käme 
es  bei  der  Construirung  der  Mortalitätstafeln  auf  die  mittlere  Bevölke- 
rung nach  Altersklassen  an,  deren  Ermittelung  grosse  Schwierigkeiten 
verursache.  Letztere  geschehe,  indem  man  die  Daten  zweier  oder  mehre- 
rer periodischer  "Volkszählungen  dem  Alter  nach  addire  und  alsdann 
durch  die  Anzahl  der  addirten  Volkszählungen  dividire.  Jedoch  ab- 
gesehen von  den  den  Bevölkerungsaufnahmen  anhängenden  Auslassungen 
seien  die  auf  diese  Weise  gewonnenen  Bevolkerungsmittel  von  sehr 
zweifelhaftem  Werthe.  weil  eine  Zählung  nach  oder  während  einer  Epi- 
demie stattfinden  könne,  welche  vorzüglich  Personen  eines  gewissen 
Alters  fortralfe  und  für  dasselbe  eine  Lücke  in  der  gezählten  Bevölke- 
rung zurücklasse.  Schliesslich  betont  er  die  Nothwendigkeit,  dass  man 
sich  für  die  Construction  der  Vitalitäts-  und  Mortalitäts- Tafeln  nach 
Geschlecht  und  Civilstand,  für  die  Unterscheidung  der  Sterblichkeit 
der  dicht  und  zerstreut  lebenden  Bevölkerung,  sowie  für  die  Berück- 
sichtigung des  iMutlusses  von  Klima  und  Buden  auf  die  Sterblichkeit 
eines  jeden  Alters  entscheide. 

Die  vorliegende  Frage  ist  im  gesammten  Gebiete  der  Bevölkerungs- 
Statistik  unbedingt  die  schwierigste.  Sie  erheischt  nicht  nur  eine  vor- 
zügliche Vollständigkeit  und  ausserordentliche  Sorgfalt  bei  der  Erhebung 
der  Daten  über  die  Geborenen,  Gestorbenen  und  Bevölkerung,  sondern 
sie  lässt  auch  verschiedene  Lösungen  zu.  Dazu  kommt  noch,  dass 
bis  heute  keine  der  mannigfachen,  von  einander  oft  sehr  abweichenden 
Absterbeorduungen  ein  unbestrittenes  Ansehen  erlangte,  so  dass  sie  sich 
allgemein  eingebürgert  hätte.  An  allen  werden  vielmehr  mit  Fug  und 
Hecht  bald  grössere,  bald  geringere  Ausstellungen  gemacht.  vVuch  der 
Ba umhaue r'schen  hat  es,  obwohl  sie  mit  bedeutendem  Scharfsinn 
entworfen  ist  und  zu  den  besten  gehört,  an  solchen  nicht  gefehlt.  Herr 
V.  Baumhau  er  urtheiltc  daher  ganz  sachgemäss.  wenn  er  gegen  den 
Schluss  seines  Berichtes  die  Vereinbarung  einer  definitiven  t'onstructions- 
methode  der  Vitalitäts-  und  Mortalitäts -Tafehi  auf  diesem  Congresse 
bezweifelte  und  sich,  ancrkennenswerthen  praktischen  Sinnes,  mit  der 
Förderung  der  ihm  von  jeher  am  Herzen  liegenden  Sache,  insoweit  sie 
zur  Zeit  überhaupt  möglich  war,  begnügte.     Die  von  ihm  unter  a)  beau- 
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ti-agten  beiden  Grundprinzipien  veranlasston  in  der  Section  eine  sehr 
lange,  eifrige  Debatte,  an  welcher  sich  von  151  n  ra  m  berg,  Mayr, 
Q u  e t  e  1  e t ,  Berg,  Sa ni u e  1  Ji r o  w n ,  Fan-.  H  a  1  c h  e n ,  S e - 
nienow,  Kjaer,  Legoyt.  Engel,  Maestri  und  noch  einige 
Andere  betheidigten.  /ulet/t  /iclit  von  Dauuihauei"  in  Veran- 
lassung verschii.'dener  ihm  widert'alnener  Einwendungen  aus  dem  Satze 
2)  seiner  Motion  die  Worte  ->aber  keineswegs  mit  einer  Bevölkerung 
nach  Alterskla:?sen  an  einem  bestimmten  Tage<'  zurück,  worauf  sie  an- 
genommen wird.  Ein  von  Berg  gemachter  und  von  Legoyt  amen- 
(1  i rtei'  Vorschlag :  -Der  C  o  n  g  r  e  s  s  ä  u  s  s  e  r  t  den  W  u  n  s  c  h ,  d  a  s  s 
in  Zukunft  jedes  Land,  welches  officielle  Mortalitäts- 
tafeln veröffentliche,  in  der  P u b  1  i c a t i o n  selbst  die  Me- 
thode, nach  w-elcher  diese  Tafeln  berechnet  worden  sind, 
zur  Kenntniss  bringe«,  sowie  ein  zweiter  von  Kjaer:  »dass  man 
in  den  zukünftigen  Volkszcählungen  die  Einwohner  nach 
den  Geburtsländern,  nach  d  e  m  G  e  s  c  h  1  e  c  h  t  u  n  d  A 1 1  e  r  s  o  n  - 
dem  möge«  werde  hinzugefügt.  Auch  der  Antrag  b)  des  Programm- 
berichts wird  gut  geheissen.  —  Nach  Anhörung  des  Vortrages  von 
Samuel  Brown  bestätigt  die  Generalversammlung  die  erwähnten 
Sectionsbeschlüsse. 


IL  Section.    Civil-  mul  Handels  -  Justiz  -  Statistik. 

1.     Unentgeltliche  ßechtshülfe. 

Diese  Materie  hat  J.  A.  Jollcs  sehr  sachgemäss  bearbeitet.  —  Sie 
sei  für  die  Niederlande  durch  die  Artikel  855  —  875  der  Civilprocess- 
Ordnung  geregelt.  Ihr  Grundprincip  bestände  darin ,  dass  Kläger  wie 
Beklagte,  welche  den  Beweis  liefern,  sie  seien  ausser  Stande,  die  Kosten 
eines  Processes  zu  bezahlen,  vom  Ptichter,  welcher  den  Gegenstand 
desselben  kennen  nuiss,  die  Ermächtigung  unentgeltlich  zu  plaidiren 
erhalten  können.  Von  dieser  Vergünstigung  blieben  nur  die  dürftigen 
Fremden  sowie  die  Verwaltungen  der  Kirchen-  und  Wohlthätigkeits - 
Institute  ausgeschlossen,  wofern  es  nicht  durch  ausdrückliches  Ueberein- 
kommen  anders  festgesetzt  sei.  Hierauf  geht  der  Berichterstatter 
die  gegenwärtig  für  die  unentgeltliche  Rechtshttlfe  massgebenden  Be- 
stimmungen einzeln  durch  und  schliesst  ihnen  noch  eine  üebersicht  der 
im  Entwurf  der  neuen  (niederländischen)  Processordnung  im  Titel  12 
des  1.  Buches,  welcher  vom  Recht  der  Armen  handelt,  enthaltenen  refor- 
mirten  an.     Nach  einigen  flüchtigen,  Frankreich,  Hannover  und  Baiern 
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betreffenden  Bemerkungen  erklärt  er,  seine  obige  Darstellung  zeige  die 
Nothwendigkeit,  die  bezügliche  Gesetzgebung  der  übrigen  Staaten  eben- 
falls kennen  zu  lernen.  Betiachte  man  die  unentgeltliche  Rechtshülfe 
vom  Gesichtspunkte  der  unter  den  Bewohnern  verschiedener  Länder 
stattfindenden  Beziehungen,  so  werde  dieselbe  zu  einer  internationalen 
Frage,  deren  Lösung  ein  vei'gleichendes  Studium  sowohl  der  legislativen 
Verordnungen  als  auch  der  statistischen  Belege  erheische.  Sie  gäbe 
Veranlassung  zu  folgenden  Fragen:  »a)  Entsprechen  die  gesetzgebenden 
Bestimmungen  über  die  Kechtshülfe  den  Bedürfnissen  der  dem  Gerichts- 
stande Unterworfenen  (justiciablesj,  bieten  sie  besonders  den  Armen  eine 
genügende  Garantie,  ihre  Interessen  in  Betreff  der  Ptechtspflege  gehörig 
vertreten  zu  sehen?  b)  Sind  nicht  die  durch  mehrere  Gesetzgebungen 
gewährten  Rechtswohlthaten  ausschliesslich  zu  Gunsten  der  eigentlichen 
Armen?  Wäre  es  nicht  statthaft,  sie  auf  die  wenig  bemittelten  Personen 
auszudehnen?  Auf  welchem  Wege  oder  durch  welche  statistische  Daten 
könnte  man  in  diesem  letztern  Falle  den  Vermögensstand  dieser  Personen 
ermitteln?  Nach  welchen  gleichmässigen  Grundlagen  und  unter  welchen 
Einschränkungen  könnte  man,  wenn  man  ihn  kennt,  diesen  Stoff  vom 
gesetzgebenden  Gesichtspunkte  aus  regeln?  c)  Ist  es  zweckmässig,  diese 
Rechtswohlthaten  Fremden  nur  vermittelst  Gegenseitigkeit  zuzugestehen? 
d)  Empfiehlt  sich  das  Princip,  welches  den  Richtern,  die  später  von 
der  Angelegenheit  Kenntniss  nehmen  müssen,  das  Urtheil  über  die  Ein- 
gaben um  unentgeltliche  Rechtshülfe  beilegt,  durch  die  F.rfahrung? 
Benachtheiligt  seine  Anwendung  nicht  die  Entscheidung  des  Haupt- 
processes?  e)  Kann  man  dafür  Thatsachen  beibringen,  dass  eine  zu 
freigebige  Gewährung  der  Rechtswohlthat  den  Interessen  der  dem  Gerichts- 
stande Unterworfenen  schädlich  geworden  wäre?  f)  Darf  man  den  in 
Betreff  der  unentgeltlichen  Rechtshülfe  getroffenen  Entscheidungen  den 
Weg  der  Berufung  zugestehen?  g)  Darf  man  im  Princip  zulassen,  dass 
die  mildthätigen  Institute  oder  die  Kirchenverwaltungen,  um  diese  Rechts- 
wohlthat zu  erlangen,  ihre  Bedürftigkeit  nachweisen  müssen?  h)  Muss 
die  Wohlthat  des  unentgeltlichen  Verfahrens  durch  das  Gesetz  denjenigen 
Personen  zugestanden  werden,  welche  in  der  Eigenschaft  von  Vormün- 
dern oder  Verwaltern  thätig  sind,  wenn  die  pecuniäre  Lage  ihrer  Ver- 
waltung eine  wenig  günstige  ist?«  Es  folgt  eine  Tabelle  der  von  den 
Provinzial-,  den  Bezirks-  und  Kreisgerichtshöfen  der  Niederlande  wäh- 
rend der  zehn  Jahre  1857  — (iG  bewilligten  und  zurückgewiesenen  Ge- 
suche um  unentgeltliche  Rechtshülfe  sowie  um  unentgeltliche  Ermächti- 
gungen. iMittheilungen  über  den  Gegenstand  von  David  für  Dänemark 
und  von  Mayr  für  Baiern,  welche  letzteren  von  statistischen  Angaben 

XIV.  19 
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für  die  Pfalz  während  der  7  Jahre  1861 — 08  begleitet  sind,  schliessen 
den  Bericht. 

Zu  liej,nnu  der  Veriiaiidhingen  stellt  der  Verfasser  i^etztereii  der 
2.  Section  mit  einigen  besonders  die  Niederlande  betreffenden  Erwägungen 
vor.  Da  der  Gegenstand  für  diesen  Staat  von  grosser  Wichtigkeit  ist, 
so  betheiligen  sich  die  Holländer  an  der  Debatte  sehr  lel)haft.  Zunächst 
loben  die  Jo  lies 'sehe  Arbeit  Visschers  sowie  Yvernes  und  dieser 
giebt  eine  lange  Auseinandersetzung  der  einschlägigen  französischen 
Gesetzgebung.  Jonkher  de  Witte  van  Gitters,  Advocat  im  Haag, 
ist  der  Ansicht,  dass  die  Mehrzahl  der  im  Berichte  enthaltenen  Fragen 
durch  den  statistischen  Gongress  nicht  entschieden  werden  könnte;  die- 
selben gehörten  vielmehr  zum  Gebiete  eines  Gongresses  der  socialen 
Wissenschaften.  Die  Hauptsache  wäre,  zu  erforschen,  ob  die  unentgelt- 
liche liechtshülfe  den  Interessen  der  dem  Gerichtszwange  Unterworfenen 
schädlich  sei  (Frage  e).  Ihm  tritt  Professor  Asser  aus  Amsterdam 
entgegen.  Die  2.  Section  habe  sich  allerdings  mit  vergleichender  Gesetz- 
gebung zu  beschäftigen  und  für  dieselbe  Tabellen  aufzustellen,  welche 
der  Statistik  als  Basis  dienen  könnten.  Visschers'^j  zufolge  befinden 
sich  die  Congressmitglieder  nicht  in  der  Lage  von  Bureaubeamten,  son- 
dern von  liechtsgelehrten  und  Meistern  der  Wissenschaft,  welche  damit 
betraut  seien,  Belehrung  zu  geben  und  nicht  zu  empfangen.  Durch 
Untersuchung  der  Ergebnisse  der  Statistik  und  Befragung  der  Gesetz- 
gebungen würden  sie  eine  reiche  Erndte  von  Thatsachen  zur  Verbesse- 
rung der  Gesetzgebung  der  einzelnen  Länder  machen.  Coninck  Lief- 
sting,  Richter  am  Bezirkstribunal  zu  Leyden,  stellt  in  Abrede,  dass 
die  unentgeltliche  Rechtshülfe  dem  Rechte  der  Armen  zum  Siege  ver- 
helfe (Fr.  a)  und  befürchtet,  dass  dieselbe  nur  die  Möglichkeit  zu  Miss- 
bräuchen gewähre,  welche  er  näher  entwickelt.  Diese  Besorgnisse  werden 
von  Yvernes  nicht  getheilt;  aber  sein  Vorredner  besteht  auf  ihnen, 
worauf  Am eline  für  die  unentgeltliche  Rechtshülfe,  wie  sie  in  Frank- 
reich organisirt  sei,  Partei  ergreift.  Nachdem  Dr.  Waddlowe,  Ab- 
geordneter der  Abtheilung  für  Jurisprudenz  der  englischen  Gesellschaft 
für  die  Beförderung  der  socialen  Wissenschaften  zu  London,  erwähnt, 
dass  in  England  die  Berechtigung  der  unentgeltlichen  Rechtshülfe  nur 
diejenigen  hätten,  welche  überhaupt  nicht  mehr  als  5  L.  besässen,  und 
Rollin  Jacquemins  die  bezügliche  belgische  Gesetzgebung  dargelegt, 
beklagt  sich^de  Witte  van  Gitters,  dass  ihm  noch  nicht  gesagt  wäre, 

12)  Es  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  dass  sich  dieses  Congressmitglied, 
obwohl  germanischer  Abstammung,  vor  allen  übrigen  durch  ein  äusserst  elegantes 
Französisch  auszeichnete. 
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wie  man  sich  vermittelst  der  Statistik  vergewissern  könne,  ob  es  zweck- 
mässig sei,  die  Vergünstigung  der  unentgeltlichen  Rechtshülfe  den  Fremden 
zuzugestehen  (Fr.  c).  Er  erhält  von  Asser  die  gewünschte  Auskunft. 
J olles  kann  sich  die  grosse  Verschiedenheit,  welche  zwischen  der 
Statistik  der  Stadt  Paris  und  denjenigen  anderer  Länder  hinsichtlich 
der  unentgeltlichen  Rechtshülfe  bestehe,  nicht  erklären,  worüber  Yverues 
ihm  einige  Erklärungen  giebt.  Um  der  internationalen  Statistik  einen 
grösseren  Einiluss  auf  die  vergleichende  Gesetzgebung  zu  verleihen, 
schlägt  van  Hamel,  Advocat  zu  Leyden,  die  Beschränkung  des  Gegen- 
standes auf  einige  Hauptprincipien  vor.  In  Uebereinstimmung  mit  ihm 
meint  Visschers,  dass  die  2.  Section  der  Generalversammlung  in 
3,  4  oder  5  Artikeln  die  Angabe  der  wesentlichen  Thatsachen  unter- 
breiten solle,  welche  in  jedem  Lande  gesammelt  werden  können  und 
müssen.  Coninck  fordert  Aufschlüsse  wegen  des  Unterschiedes  der  Zahl 
der  Eingaben  um  unentgeltliche  Rechtshülfe  in  Frankreich  von  derjenigen 
in  andern  Staaten.  Der  Chef  des  statistischen  Bureaus  im  Haag  Voorduin 
hält  die  Entscheidung  der  Gesuche  durch  die  Richter  (Fr.  d)  für  un- 
bedenklich. Herr  van  Eck,  Mitglied  der  zweiten  Kammer  der  General- 
Staaten,  will  nicht,  dass  die  milden  Stiftungen  von  der  Beweisführung 
ihrer  Bedürftigkeit  ausgenommen  werden  sollen  (Fr.  g)  und  redet  ferner 
von  den  Fristen.  Auf  Visschers'  Antrag  wird  Yvernes  zum  Bericht- 
erstatter ernannt  und  es  werden  ihm  die  obigen  Bemerkungen  von  Rollin 
Jacquemins,  welche  dieser  nochmals  kurz  wiederholt,  auf  Befür- 
wortung des  Vorsitzenden  zur  Berücksichtigung  überwiesen.  Beide  sollen 
sich  mit  einander  mündlich  benehmen.  Das  Ergebniss  waren  nachstehende, 
von  Yvernes  aufgesetzte,  von  der  Section  und  Generalversammlung 
genehmigte  Resolutionen:  »Der  Congress  drückt  den  Wunsch 
aus,  dass  die  amtlichen  Statistiken  in  einer,  den  auf  die 
unentgeltliche  R  e  c  h  t  s  h  ü  1  f  e  bezüglichen  T  a  b  e  1 1  e  n  v  o  r  a  u  s  - 
gehenden  Notiz  in  GemässheitderGesetzgebung  desLan- 
des die  Antworten  auf  folgende  Fragen  liefern  möchten: 
1)  W  e  1  c  h  e  s  s  i  n  d  d  i  e  P  e  r  s  o  n  e  n  ,  d  i  e  d  e  n  B  e  i  s  t  a  n  d  v  e  r  1  a  n  g  e  n 
können?  2)  Welche  Bedingungen  sind  n o t h  w e n d i g ,  um  den 
Beistand  zu  erlangen'?  (Besonders  m ü s s t e  m an  anzeigen, 
ob  die  A r m u t h  eine  a b s o  1  u t e  o d e r  r e  1  a t i  v e  i s t.)  8)  K ö n n e n 
die  Fremden,  die  m  i  1  d  t  h  ä  t  i  g  e  n  Institute,  die  Kirchen- 
Verwaltungen,  die  Vorm  ü  n  d  e  r ,  die  C  u  r  a  t  o  r  e  n  die  Rechts- 
w  0  h  1 1  h  a  t  des  ]^>  e  i  s  t  a  n  d  e  s  g  e  n  i  e  s  s  e  n  u  n  d ,  i  m  B  e  j  a  h  u  n  g  s  - 
falle,  unter  welchen  B  e  d  i  n  g  u  n  g  e  n  V  4)  V  o  n  w  e  m  u  n  d  u  n  t  e  r 
welcher    Form    muss    die    Rechts  hülfe    gesucht    w(Mden? 

19* 
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5)  Welcher  Obrigkeit  ist  die  En  tsclie  id  ii  n  j4  über  den  Bei- 
stand anvertraut?  ('))  Welches  ist  das  v  o  r  s  c  h  r  i  f  t  s  ni  ä  s  s  i  g  e 
Verfahren?  7)  G  i e b t  es  II  ii  1  f  s i  n s t i  t u t  i o n  e n  (unentgelt- 
liche Pierathungsbu  reaux  u.  s.  w.j?  8j  Welches  sind  die 
W i r k u n g e n  d  er  Z ii  1  a s s u  n g  / u r  W o h  1 1 h a t  d e r  Rechts h ü  1  f  e ? 
9)  Kann  diese  Wohlthat  zurückgezogen  werden?  auf 
wessen  F  o  r  d  e  r  u  n  g  und  in  w  c  1  c  h  e  n  !<'  ä  1 1  e  n  ?  I  n  B  e  t  r  e  f  f  d  e  r 
Tabellen  wäre  es  nützlich,  in  denselben  für  jede  Instanz 
der  Gerichtsbarkeit  zu  f  in  den:  a )  d  i  e  A  n  z  a  h  1  d  e  r  G  e  s  u  c  h  e 
um  Beistand  zusammengestellt  mit  derjenigen  der  a b - 
g  e  u  r  t  h  e  i  1 1  e  n  Sachen,  b)  das  E  r  g  e  b  n  i  s  s  dieser  Gesuche 
verglichen  mit  der  Natur  der  Streitfrage,  c)  den  Stand 
und  womöglich  die  Nationalität  der  Person,  welche  um 
Beistand  ansucht,  d)  die  Lage  dieser  Person  in  dem  künf- 
tigen P  r  o  c  e  s  s  e  (a  n  d  e  r  s  ausgedrückt:  wird  d  e  r  E  m  p  f  ä  n  g  e  r 
der  Ptechtshülfe  als  Kläger  oder  Beklagter  auftreten?), 
e)  das  E r g e b n i s s  des  P r o c e s s e s  vor  der  c o m p e t e n t e n  Ge- 
richtsbarkeit mit  Unterscheidung  der  Processe,  in  wel- 
chen d  e  r  U  n  t  e  r  s  t  ü  t  z  t  e  w  e  g  e  n  s  a  c  h  1  i  c  h  e  r  E  r  w  ä  g  u  n  g  e  n  (p  a  r 
des  considerations  sur  le  fond),  unterlag  von  denjenigen, 
in  welchen  im  G e g e n t h e i  1  das  U r t h e i  1  durch  formelle  E r - 
w  ä  g  u  n  g  e  n  (p  a  r  des  c.  sur  1  a  f  o  r  m  e )  b  e  g  r  ü  n  d  e  t  w  a  r ,  f )  d  i  e 
Zahl  der  Z  u  r  ü  c  k  z  i  e  h  u  n  g  e  n  der  zuerkannten  R  e  c  h  t  s  h  ii  1  f  e 
mit  Angabe  der  Personen,  welche  um  dieselbe  e i n k a m e n , 
und  der  Gründe,  welche  sie  rechtfertigen«. 

2.     Die  todte  Hand. 

Baron  J.  B.  van  Hugeupoth  tot  den  Berenclaauw,  Rath 
des  Provinzial-Gerichtshofes  von  Nord -Brabant,  hat  diese  Vorlage  mehr 
ausführlich  als  leicht  fasslich  betrachtet.  Derselbe  versteht  unter  der 
todteu  Hand  »alle  Institutionen,  Stiftungen  und  Gemeinschaften,  so- 
wohl geistliche  als  weltliche,  welche  ewige  sind  und  welche  durch 
Substituirung  von  Personen,  die  angesehen  werden,  als  ob  sie  stets 
dieselben  wären ,  keine  Veränderung  durch  Todesfälle  erleiden.«  Die 
sachliche  wie  auch  die  persönliche  todte  Hand  hätte  ihren  Ursprung 
im  Faustrecht.  Er  schildert  die  historische  Entwickelung  der  herr- 
schaftlichen todten  Hand  (Mainmorte  seigneuriale)  bis  zu  ihrer  Ab- 
schaffung durch  die  französische  Revolution  von  1789  und  der  Auf- 
hebung der  Leibeigenschaft  in  Russland  durch  den  Ukas  Alexander  IL 
vom  2.  März  1864.     Mit  ihr  sei  die  lehnsherrliche  (f^odale),   d.  h.  die 
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stufenvveisen ,  nach  einander  folgenden,  ewigen  und  untheilbaren  Fidei- 
commisse  von  ehemals  nicht  zu  verwechseln,  die  unter  dem  Namen  der 
Majorate  bekannt  wären.  Von  diesen  und  den  Ritterorden ,  welche 
beide,  ihres  politischen  Charakters  beraubt,  nunmehr  zum  Gebiete  des 
Privatrechts  gehörten ,  existirten  noch  in  einigen  Ländern  Reste  und 
nur  in  England  beständen  erstere  unverändert  fort.  Um  sich  ein 
richtiges  Urthcil  über  den  Unterschied  der  todten  Hand  der  Vergangen- 
heit von  derjenigen  der  Gegenwart  zu  bilden,  müsse  man  sich  die 
Antithese  vergegenwärtigen:  dass  die  Gesellschaft  des  Mittelalters,  in 
welchem  sich  die  todte  Hand  entwickelte,  vom  Princip  gut  zu  ster- 
ben ausging,  während  die  moderne  Gesellschaft  durch  den  Grundsatz 
gut  zu  leben  in  Thätigkeit  gesetzt  werde.  Daher  rühre  die  Ten- 
denz jener,  Menschen  und  Sachen  ausser  Umlauf  zu  setzen,  sowie  das 
Bestreben  dieser,  durch  deren  Belebung  die  Vervollkommnung  des  so- 
cialen Lebens  zu  begünstigen.  Die  Statistik  müsse  die  Wirkung  der 
todten  Hand  auf  Letzteres  erforschen  und  es  käme  dabei  auf  4  Punkte 
an:  1)  Die  Stiftungen,  Corpor  ationen  und  Gemeinschaften, 
welche  Güter  zur  todten  Hand  besässen.  Dies  seien ,  so  zu  sagen,  die 
an  Stelle  der  früheren  getretenen  Personen  der  todten  Hand  unserer 
Zeit,  welche  dem  Interesse  der  Gesellschaft  und  den  sie  veranlassen- 
den Bedürfnissen  Rechnung  tragen.  Sie  könnten  nicht  ohne  gesetz- 
liche Bestätigung  existiren ,  und  das  Gesetz  sie,  wenn  es  ihm  gefalle, 
durch  Rücknahme  derselben  wieder  aufheben.  Die  Institutionen  der 
todten  Hand  zerfielen  in  öffentliche,  welche  in  directer  Beziehung  zum 
Staate  ständen  und  zu  administrativen  oder  Staatszwecken  geschaifen, 
ihr  Bestehen  dem  Gesetze  verdanken,  sowie  in  private,  die  dem  Nutzen 
von  Privatpersonen  dienten  und  welchen  das  Recht  ihres  Daseins  auf 
Grundlage  von  Stiftungen  oder  Uebereinkünftcn  vom  Gesetz  bewilligt 
würde.  Hiermit  fielen  alle  Schwierigkeiten  bei  der  Unterscheidung 
dieser  zwei  Kategorieen  fort.  Die  erstere  besässe  Eigenthum  sowohl 
vermöge  des  öffentlichen ,  als  auch  des  Privat-Rechtes.  Beide  Besitz- 
titel seien  wegen  der  Erfordernisse  des  Fiscus  auseinander  zu  halten; 
denn  die  den  öffentlichen  Institutionen  gehörigen  Staatsdomänen  müssten 
steuerfrei  sein,  während  die  beweglichen  und  unbeweglichen  Güter  der- 
selben privatrechtlicher  Natur  und  diejenigen  der  privaten  Institutionen 
billigerweise  den  gleichen  Abgaben  wie  Privatpersonen  für  ihr  Besitzthum 
zu  unterwerfen  wären.  2)  Die  c  i  v  i  1  r  e  c  h  1 1  i  c  h  e  Per  s  o  n  i  f  i  c  a  t  i  o  n 
(personnification  civile)  verleihe  den  genannten  Institutionen  alle  Ivcchte 
von  wirklichen  Personen.  In  dieser  Hinsicht  müsse  man  die  Gemein- 
schaften oder  Gesammtheiten  von  Personen  trennen  von  den  Stiftungen 
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oder  Gemeinschaften  von  Sachen,  welchen  Ictzteien  im  Gef^ensatz  zu 
den  ersteren  —  wenigstens  nach  der  französischen  iiml  niederländischen 
Gesetzgebung  —  die  Eigenschaft  von  juristischen  l'er  unen  nicht  inne- 
wohne. Die  Privatgenieinschaften,  d.  h.  die  eigentlichen  Gesellsciiuften, 
deren  Mitglieder  im  Todesfalle  ihre  Uechto  und  ihren  Antheil  am  Ge- 
sellschaftsverniögcn  ihren  natüi'lichen  Erben  ül)ertnigen,  von  denen  der 
Fiscus  aus  diesem  Grunde  wie  für  alles  übrige  Eigenthum  des  Ge- 
storbenen die  Erbschaftssteuer  (droit  de  mutation)  erhebe,  gehörten 
hingegen  nicht  in  den  Rahmen  der  todten  Hand;  es  sei  denn,  dass 
bei  ihnen  ebenfalls  eine  dauernde  Substituirung  von  Personen  eintrete. 
3)  Bei  Bestinnnung  des  Charakters  von  Gemeinschaften  sowie  von  Stif- 
tungen käme  es  bloss  auf  den  Hauptzweck  an,  da  der  Neben- 
zweck nur  ihre  Wirkung  etwas  modificiren  könnte.  Dennoch  wäre 
es  nothweudig,  auch  nach  diesen  zu  forschen,  weil  sie  zur  Beurthci- 
lung  der  Nützlichkeit  und  Gesetzmässigkeit  der  privaten  Institutionen 
wesentlich  beitrügen.  Der  die  factischen  moralischen  Körperschaften 
(corps  moraux  de  fait),  welche  unter  der  Form  eines  Gesellscliafts- 
vertrages  ihren  Hauptzweck  zu  verheimlichen  trachten  um  einem  Ver- 
bot durch  das  Gesetz  vorzubeugen  oder  auf  einem  Umwege  die  Wohl- 
thaten  der  civilrechtlichen  Personification  zu  erlangen,  verhüllende 
Schleier  müsste  zur  Verhütung  des  Vorwandes  für  Abgabenfreiheit  und 
eine  dauernde  Existenz  gelüftet  werden.  4)  Viele  derartige  Institutio- 
nen übertrügen  ihre  Güter,  um  eine  zu  grosse  Kundbarkeit  zu  ver- 
meiden und  sich  gegen  alle  Eventualitäten  zu  schützen,  untergescho- 
benen Personen  —  bald  Mitgliedern  der  Gemeinschaft,  bald  Dritten. 
Selbstredend  sei  bei  solchen  Besitzungen  eine  specielle  Werthangabe 
wünschenswerth.  In  einigen  Staaten ,  wie  in  den  Niederlanden  und 
Belgien,  zahle  die  todte  Hand  keinerlei  Gebühr,  welche  die  auf  den 
Besitzveränderungen  lastenden  Auflagen  ersetzten ;  in  anderen ,  z.  B. 
Frankreich  und  Italien ,  habe  man  die  Ungerechtigkeit  dieses  Privi- 
legiums eingesehen  und  den  Grundbesitz  jener  mit  einer  Taxe  belegt. 
Nachdem  der  Referent  mehrere  den  Gegenstand  betreftende  statistische 
Daten  und  Tabellen  beigefügt,  spricht  er  sein  Bedauern  darüber  aus, 
dass  das  bewegliche  Vermögen  zur  todten  Hand  bisher  in  keinem  ein- 
zigen Lande  einer  Besteuerung  unterliege.  Diese  Unbilligkeit  rühre 
wohl  von  der -Schwierigkeit  her,  den  Werth  von  dergleichen  P_]igenthum 
in  Erfahrung  zu  bringen.  Als  geeignetstes  Mittel  zur  Erhebung  der 
für  die  Statistik  der  todten  Hand  erforderlichen  Daten  räth  er  an,  dem 
Vorgange  Kaiser  Carl  V.  und  Maria  Theresia's  folgend,  die  In- 
stitutionen der  todten  Hand  selbst  um  die  Ausdehnung  ihrer  Besitzungen 


Die  7.  Sitzungsperiode  des  internationalen  stat.  Congresses  im  Haag.      291 

ZU  befragen.  Einer  Verweigerung  von  Auskünften  könnte  durch  der- 
selben zuvorkommende  gesetzliche  Massregeln  begegnet  werden .  die 
im  Staatsinteresse  vollkommen  gerechtfertigt  wären.  Der  Genauigkeit 
wegen  niüsste  die  Arbeit  in  den  Communen  oder  doch  nur  für  ziemlich 
beschränkte  territoriale  Umgrenzungen  angefertigt  werden,  da  zu  der- 
selben Localkenntniss  unerlässlich  sei.  Die  Controle  der  Angaben 
könnte  mit  Hülfe  der  Staatsbeamten ,  der  Normal-Steuerrollen ,  der 
Grundsteuer-,  der  Bevölkerungs-  und  anderer  öffentlicher  Register  ge- 
schehen. Auf  demselben  Wege  würde  auch  die  Frage  der  Besteuerung 
des  beweglichen  Vermögens  zur  todten  Hand  gelöst.  Baron  Hugen- 
poth  lässt  seinen  Auseinandersetzungen,  denen  zwei  umfangreiche,  zu 
den  betreffenden  Aufnahmen  bestimmte  Tabellenschemata  beigefügt 
sind,  als  Nutzanwendung  einen  Abriss  der  Statistik  der  todten  Hand 
für  Holland  folgen.  Er  schliesst  seinen  Bericht  mit  dem  Antrage: 
»dass  der  Congress  die  Kenntniss  der  todten  Hand  für  dringlich  er- 
kläre und  den  Wunsch  ausspreche:  dass  die  Regierungen  die  Daten  zu 
einer  ofliciellen  Statistik  (sc.  derselben)  sammeln  mögen.« 

lieber  obiges  Thema  entsteht  ebenfalls  eine  langandauernde  Dis- 
cussien.  Der  Berichterstatter  unterwirft  es  einer  weitläufigen  Betrach- 
tung, in  welcher  er  denjenigen  Institutionen  der  todten  Hand,  welche 
sich  mit  dem  Zeitgeiste  unseres  Jahrhunderts  nicht  vertragen ,  den 
Krieg  erklärt  und  auch  im  Uebrigen  keine  neuen  Gesichtspunkte  ent- 
wickelt. Hierauf  dankt  ihm  Newmarch  für  seine  interessante  Arbeit 
und  bemerkt,  dass  in  England  die  öffentliche  Meinung  der  todten 
Hand  nicht  minder  feindlich  gegenüber  stehe.  Desgleichen  rühmt 
Heemskerk,  holländischer  Minister  des  Innern  a.  D.,  den  Hugen- 
poth 'sehen  Aufsatz,  welchen  er  jedoch  in  verschiedenen  Punkten  be- 
kämpft. In  den  vorgeschlagenen  Massregeln ,  deren  Dringlichkeit  ihm 
nicht  genugsam  bewiesen  ist,  erblickt  er  eine  Beeinträchtigung  der 
religiösen  und  der  Handeisfreiheit;  das  gegenwärtig  für  einen  Jeden 
unbeschränkte  Belieben,  sein  Testament  zu  machen,  könne  nicht  ohne 
grosse  Gefahren  abgeändert  werden.  Baron  Hugenpoth  vertheidigt 
seine  Darlegungen :  die  religiöse  Freiheit  kiüipfe  sich  nicht  an  etliche 
Thaler.  Wenn  dem  Staat  das  Recht  zukäme,  die  unbeweglichen  Güter 
zu  kennen,  so  habe  er  es  ebenso  in  l^ctreff  der  beweglichen.  Wa- 
rum solle  eine  durch  eine  gesetzliche  Handlung  geschai^ene  Person 
andere  Rechte  besitzen  als  eine  gewöhnliche  bürgerliche?  Die  beiden 
eben  geäusserten,  einander  gegenüberstehenden  Ansichten  werden  von 
Roll  in  Jacqucmins  nicht  völlig  gelheilt.  Stifte  der  Staat  civil- 
rechtliche  Personen,  so  habe  er  auch  das  Recht,  seiner  Schöpfung 
Grenzen   zu   setzen   und  die  todte  Hand  müsse  wegen  der  Bedürfnisse 
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der  lebenden  Bevölkerung  eingeschränkt  werden.  Eine  Statistik  sänimt- 
liclier  Güter  der  todteii  Hand  anfertigen,  lieisse,  eine  unmögliche  Sache 
wollen;  man  sollte  vielmehr  eine  Statihitik  der  Processe  auistellen, 
welciie  das  Vorhandensein  von  eingebildeter  todter  Hand  bewiesen. 
Dies  veranlasst  van  llugenpoth  zu  einigen  Aufklärungen  über  seine 
vorigen  Ausführungen,  in  denen  er  namentlich  alle  inquisitorischen 
Massrcgeln  verwirft.  Nach  Visschers  ist  die  ehemals  gefährliche 
todte  Hand  jetzt  zu  einem  Gespenst  geworden;  je  mehr  gesetzliche 
Institutionen  derselben  es  gebe,  um  so  geringer  sei  die  Gefahr.  Ihre 
Innnobilien  können  nicht  verborgen  bleiben.  Baron  de  Bieberstein, 
Gerichtsbeamter  am  Bezirkstribunal  zu  Eindhoven,  glaubt,  dass  die 
Frage  der  todten  Hand  mehr  zum  Gebiete  der  Finanz-  als  zu  dem  der 
Justiz-Section  gehöre.  Der  Delegirte  der  Londoner  statisti.schen  Ge- 
!;cllschaft  Hey  wo  od  macht  Mittheilungen  über  den  Stand  der  Frage 
in  England.  Sie  ist  Lord  H  o  u  g  h  t  o  n  zufolge,  welcher  B  i  e  b  e  r  s  t  e  i  n  "s 
Aeusserung  bekämpft,  freilich  Sache  der  Section.  In  England  bestimme 
ein  Gesetz  die  bei  den  Institutionen  der  todten  Hand  zu  beobachten- 
den Vorschriften  und  eine  besondere  Commission  überwache  deren 
Ausführung.  Asser  will  eine  leichte  Verwirrung  beseitigen,  welche 
sich  in  die  Debatte  eingeschlichen  habe.  Man  dürfe  nämlich  die  civil- 
rechtlichen  (civiles)  und  Handelsgesellschaften  nicht  unter  die  Insti- 
tutionen der  todten  Hand  miteinbegreifen ,  obwohl  unter  diesen  solche 
existiren,  die  sich  als  jene  verkleidet  hätten.  Um  nun  die  Thatsachen 
so  vollständig  wie  möglich  zu  ermitteln,  müsse  man  die  die  erste  Ka- 
tegorie von  Institutionen  betreffenden  statistischen  Daten,  soweit  die- 
selben ohne  inquisitorische  Nachforschungen  zu  beschaffen  seien,  sam- 
meln, während  zu  einer  Statistik  der  andern  in  der  Gestalt  von  Ge- 
sellschaften rnit  einer  Gesammthrma  (en  noni  collectif)  die  Oeffentlich- 
keit  der  Gründungsverträge  mehrere  Elemente  liefere.  Es  handele 
sich  bloss  um  die  Entscheidung,  ob  diese  Angaben  in  die  Statistik  der 
todten  Hand  oder  in  die  der  Gesellschaften  aufgenommen  werden  sol- 
len. Auch  Roll  in  Jacquemins,  der  den  Anschauungen  des  Vor- 
redners beipflichtet,  erklärt  sich  für  einen  Anhänger  sämmtlicher  sta- 
tistischer Daten,  welche  man  ohne  Verletzung  der  Freiheit  sammeln 
könne,  nach  dem  Spruche:  »Amica  statistica  sed  magis  aniica  veritas.« 
Indem  er  auf  die  Mittel  zur  Herstellung  einer  Statistik  der  todten 
Hand  eingeht,  erkennt  er  keine  Nothwendigkeit,  sich  für  die  (am 
Schlüsse  des  Berichtes  geforderte)  Dringlichkeit  der  Sache  zu  ent- 
scheiden. Er  beantragt:  »Der  Congress  äussert  den  Wunsch,  dass  die 
Regierungen    die  Angaben  für  eine   officielle  Statistik   sowohl   der  Ge- 
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setzgebung ,  welche  'die  todte  Haud  beherrscht ,  als  auch  des  gegen- 
wärtigen Standes  derselben  sammeln  mögen.«  Nach  einigen  Bemer- 
kungen des  Lord  Houghton  macht  er  noch  darauf  aufmerksam,  dass 
die  Kenntniss  der  einschlägigen  Gesetzgebung  für  die  Beurtheilung  der 
Zahlen  unentbehrlich  sei,  und  kommt  auf  seine  vorhin  gethane  Aeusser- 
ung  zurück,  dass  die  Statistik  der  Processe  ein  vortreffliches  Mittel 
abgebe,  um  den  Stand  der  todten  Hand  zum  Theil  kennen  zu  lernen. 
Unter  dem  Wunsche  einer  Abänderung  schliesst  sich  Heemskerk 
seinem  Vorschlage  an.  Hugenpoth  verzichtet  auf  die  Dringlich- 
keitserklärung, besteht  aber  auf  der  Annahme  der  übrigen  von  ihm 
formulirteu  Schlussfülgerungen.  Dennoch  macht  die  Section  die  Pro- 
position Eollin's  zur  ihrigen  und  ernennt  ihn  auf  Vorschlag  des 
Präsidenten  zum  Berichterstatter.  —  Derselbe  motivirt  in  der  General- 
versammlung seine  Ptcsolution,  zu  welcher  jedoch  Baron  Hugenpoth. 
Pascal  Duprat  und  Bourdin  verschiedene  Amendements  stellen. 
Der  Erste  und  Letzte  treten  nach  einer  erhitzten  Debatte  demjenigen 
Pascal  Duprat 's  bei,  welches  nacii  einer  Abstimmung  in  folgender 
P'assung  angenommen  wurde:  »Der  Congress  ladet  in  Anbe- 
tracht, dass  e  s  b  e  i  d  e  m  g  e  g  e  n  w  ä  r  t  i  g  e  n  Z  u  s  t  a  n  d  e  E  u  r  o  p  a  's 
von  d  e  r  h  0  c  h  s  t  e  n  Wichtigkeit  ist,  eine  s  o  g  e  n  a  u  e  K  e  n  n  t  - 
uiss  der  Institutionen  der  todten  Hand  als  möglich  zu 
besitzen,  die  Regierungen  ein,  vergleichende  Tabellen 
der  Institutionen  der  todten  Hand  aufstellen  zu  lassen 
u  n  d  d  e  r  e  n  g  e  g  e  u  w  ä  r  t  i  g  e  n  S  t  a  u  d  unter  alle  n  ¥  o  r  m  e  n  m  i  t  - 
zutheilen.« 

3.     Fallissements  und  Bankerotte. 

Sie  wurden  mit  Bezug  auf  die  bei  ihnen  sich  ergebenden  haupt- 
sächlichsten Gesichtspunkte  von  A.  de  Vries,  Rath  des  Provinzial- 
Gerichtshofes  von  Nord-Holland,  nur  ganz  im  Allgemeinen  geprüft. 
Nach  einer  Auseinandersetzung  der  Dienste,  welche  die  Statistik  bei 
der  Werthschätzung  der  für  die  Fallissements  zur  Anwendung  gelangen- 
den Rechtsgrundsätze  leistet,  fühlt  derselbe  diejenigen  Fälle  auf,  wo 
jene  ungeachtet  aller  Genauigkeit  der  Daten  dazu  ausser  Stande  ist. 
Man  käme  z.  B.  zu  ganz  falschen  Schlussfolgcrungcn ,  wenn  man  das 
grössere  oder  geringere  Gedeihen  des  Handels  nacli  einer  Statistik  der 
Fallissements  beurtheilen  wolle,  weil  sie  nur  über  die  Massen  von  ge- 
ringerem Umfange  durch  richterliches  Urtheil  ausgesprochen  werde, 
währeiul  die  Angelegenliciteu  in  Betretf  der  beträchtlicheren  ohne  ein 
solches  zu  endigen  pflegen.     Fr  befürwortet  die  Frage,  wekiio  Länder 
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Statistiken  über  dii;  I'alli.sseiiients  l)esäs.scn  sowie  nach  dem  Zweck 
denselben,  den  auf  dem  C'(»!if,'re.sse  anwesenden  Dele^iitcn  vorznkgen 
und  hält  namentlicii  seitens  dieser  eine  kurze  und  klare  Angabe  der 
ilefurmen  ihrer  lieimischen  (ieset/gebungen  über  die  Fallissements,  die 
man  der  Aufklärung  durch  statistische  Daten  verdanke,  für  wünschens- 
wertli.  Zwei  Vorbedingungen  seien  zur  Anbahnung  einer  internatio- 
nalen Statistik  der  Fallissements  nöthig:  l)  dürfe  man  bei  den  sta- 
tistischen Ausweisen  nicht  zu  sehr  in's  Detail  gehen,  weil  man  sich 
durch  eine  ängstlich  genaue,  öfters  völlig  nichtssagende  Individualisirung 
der  Thatsachen  von  deren  Zusammenhange  unter  einander  entferne  und 
2)  müsse  man  die  Einheit  der  Principien  und  Formen  der  betretfen- 
den  Gesetzgebung  in  den  einzelnen  Ländern  begünstigen.  Die  Lösung 
der  letzterem  Erforderniss  entgegenstehenden  Schwierigkeiten  würde 
durch  die  Durcliführung  des  ersteren  wesentlich  unterstützt,  da  durch 
Beseitigung  überflüssiger  Einzelheiten  die  Zahl  der  in  Betracht  kommen- 
den Materien  sich  verringere  und  man.  je  mehr  man  sich  auf  ;lie  all- 
gemeinen Grundzüge  beschi-änke,  auch  desto  mehr  Coincidenzpunkte  in 
den  scheinbar  sehr  auseinandergehenden  Fallissementsgesetzen  der  ver- 
schiedenen Staaten  entdecke.  Sie  wären  nämlich  alle  dem  lebhaft  ge- 
fühlten Bedürfniss  entsprungen,  sich  der  Activa  des  Schuldners  als 
eines  Unterpfandes  im  gemeinsamen  Interesse  der  Gläubiger  zu  ver- 
sichern, indem  man  Jenem  die  Begünstigung  zugestehe,  sich  von  seinen 
Verptiichtungen  entweder  durch  Uebergabe  und  Liquidition  der  Activa 
oder  durch  gerichtlich  bestätigten  Vertrag  befreit  zu  sehen.  Obwohl 
die  Statistik  das  vergleichende  Rechtsstudium  nicht  ersetzen  könne,  so 
seien  doch  ihre  Daten  als  ebensoviele  Prüfsteine  für  die  Abschätzung 
der  in  den  gesetzlichen  Bestimmungen  zum  Ausdruck  gelangenden 
Rechtsgrundsätze  von  unbestreitbarem  Nutzen.  Zur  vollständigen  Ge- 
währung desselben  müssten  jedocli  die  Tabellen  von  einem  ausführlich 
erklärenden  Texte,  d.  h.  (mit  Anwendung  auf  den  vorliegenden  Fall) 
von  einer  kurzen  und  deutlichen  Auseinandersetzung  der  im  vorge- 
schriebenen Gesetze  sich  kundgebenden  Principien  sowie  der  Tragweite 
seiner  Hauptformen  begleitet  sein.  —  Nach  diesen  und  ähnlichen  Va- 
riationen eines  und  desselben  Thema's  kommt  der  Berichterstatter  end- 
lich zur  Sache,  der  er  einige  Bemerkungen  widmet.  Er  schlägt  vor, 
bei  den  beregten  statistischen  Erhebungen  besonders  drei  Punkte  zu 
berücksichtigen:  a;  Die  Zahl  der  Fallissements -Erklärungen  diene 
dieser  Materie  als  Basis.  Um  einen  Conflict  mit  Rechtstheorieen  von 
grösster  Wichtigkeit  zu  vermeiden,  müsse  man  in  den  Tabellen  von 
einer  Unterscheidung  der  fallirt  habenden  Individuen  und  Gesellschafts- 
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firmen  absehen.  Obwohl  es  feiner  logisch  richtiger  sei,  die  Zahl  der 
anhängigen,  d.  h.  der  bereits  vor  dem  1.  Januar  erklärten  (und  der 
im  Laufe  des  Jahres  neu  hinzugetretenen)  Fallissements  zu  ermitteln, 
so  spricht  er  sich  doch,  zumeist  aus  dem  praktischen  Grunde  der  bes- 
sern Vergleichbarkeit  der  Daten  für  verschiedene  Jahre  unter  einander, 
für  die  alleinige  Aufnahme  der  vom  1.  Jannar  bis  zum  31.  December 
stattgefundenen  aus.  Das  Verzeichnen  der  auf  Einspruch  oder  Be- 
rufung aufgehobenen,  das  Fallissement  erklärenden  Erkenntnisse  an- 
langend, sei  es  vom  juristischen  Standpunkte  freilich  weit  angemessener, 
dieselben  von  den  übrigen  abzuziehen;  da  aber  die  in  einem  Jahre 
erlassenen  richterlichen  Liquidationsbefehle  häutig  noch  im  folgenden 
cassirt  werden  könnten,  so  empfehle  es  sich  mehr,  die  Annullirung  als 
einen  Modus  der  Beendigung  des  Fallissements  anzusehen.  Auch  die 
Eintheilung  der  Fallissements  nach  den  Berufsarten  der  Schuldner  verwirft 
er,  weil  sich  einerseits,  wenn  man  jeder  eine  besondere  Coloune  anweise, 
wegen  des  nothwendigen  Wechsels  der  letzteren  kein  bleibendes  Schema 
festhalten  lasse  und  man  andrerseits  durchaus  keine  Bürgschaft  für  die  Ge- 
nauigkeit der  erforderlichen  Angaben  habe.  Eine  solche  Classilication  sei 
zudem  vollständig  gleichgültig,  b)  Die  v  e  r  s  c  h  i  e  d  e  n  e  n  P  h  a  s  e  n  des 
Verfahrens  in  Bezug  auf  die  Fallissements  und  eine  Anzahl  der  sie  betref- 
fenden Einzelheiten.  Hier  käme  es  vorzüglich  auf  die  Proportion  der 
durch  gütliche  Vereinbarung  und  durch  Insolvenzerklärung  beendeten  Fal- 
lissements an.  Jene  liefere  anscheinend  günstigere  pekuniäre  Ergebnisse, 
weil  die  Verträge  durch  fremde  tinanzielle  Hülfsmittel  unterstützt  wür- 
den, während  die  gesetzmässige  Liquidation  nur  da  einzutreten  pflege, 
wo  die  Activa  im  Vergleich  zur  Schuldenmasse  zu  geringfügige  seien. 
Unter  Berücksichtigung  dieser  Thatsache  müsse  man  auch  bei  beiden 
Modalitäten  das  Verhältniss  der  Gerichtskosten  zu  der  unter  den  Gläu- 
bigern zur  Vertheilung  gelangenden  Dividende  beurtheilen.  c)  Die 
Wiedereröffnung  des  Fallissements.  Sie  biete  den  Gläubigern 
eine  Sicherheit  für  die  redliche  Ausführung  des  Vertrages  von  Seiten 
des  Schuldners,  welcher  im  Falle  künftiger  Solvenz  die  Zahlung  der 
Dividenden  oder  Reste  derselben  zu  leisten  habe.  Aus  diesem  Grunde 
bilden  die  statistischen  Daten  über  die  Ungültigkeitserklärungen  der 
Uebereinkommen  wegen  Betruges  oder  nicht  erfüllter  Bedingungen 
ebenso  viele  Zeugnisse  für  die  grössere  oder  mindere  Zuverlässigkeit 
der  durch  das  Gesetz  in  Bezug  auf  die  Vollziehung  der  Verträge  ge- 
währten Garantieen.  —  Schliesslich  räth  er  noch  zu  den  in  keiner 
Hinsicht  schwierigen  Erhebungen  der  stattgehabten  Ivehabilitirungen 
sowie  der  Verfolgungen  und  Verurtheilungen  wegen  Bankerottes,  welche 
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man  mit  der  Anzahl  der  Fallissements  ver^^leichen  müsse  um  den 
Grad  der  auf  Letztere  einwirkenden  restringirenden  Gewalt  der  lian- 
kerottgesetzgeljung  zu  ei'messen. 

In  der  Section  beleuchtet  zuerst  der  Verfasser  des  Berichtes  an 
die  Vorbereitungsconnnissiüii  denselben  sehr  eingehend.  Ueber  die 
jährlich  in  Frankreich  id)liclien  statistischen  Erhebungen  zu  Gunsten 
der  Statistik  der  Fallissements  verbreitet  sich  Yvernes.  Sic  gäben 
Itechenschaft  über  den  Rückstand,  die  Zahl  der  durch  Vertiag,  ver- 
einbarte A'erwaltung  (regime  de  l'union),  wegen  Unzulänglichkeit  der 
Activa  u.  s.  w.  beendigten  Fallissements  und  gestatteten,  den  Verlauf 
derselben  für  jedes  Tribunal  zu  verfolgen;  es  wäre  schw^ierig,  dass  sie 
genau  deren  Ursachen  bezeichneten ,  dennoch  lieferten  sie  sogar  hier- 
für einige  brauchbare  Fingerzeige.  Worms  würde  die  Unmöglichkeit, 
in  die  Ursachen  der  Fallissements  tiefer  einzudringen,  sehr  bedauern, 
weil  eine  derartige  Enthüllung  von  grossem  Nutzen  wäre.  Belgien 
veröffentlicht  nach  Visschers  alle  zehn  Jahre  einen  Ausweis  über 
die  Fallissements  und  Kolli n  Jacquemins  setzt  die  Aufgabe  der 
Curatoren  der  Masse  daselbst  aus  einander.  Vor  Allem,  meint  der 
Präsident,  käme  es  auf  die  Feststellung  der  Zahl  der  Insolvenzerklä- 
rungen an.  Mit  der  Section  übereinstimmend  verlangt  de  Vries, 
dass  die  Staaten  in  ihren  amtlichen  Statistiken  bei  den  Fallissements 
über  deren  Ursachen  und  nähere  Umstände  soviel  Erläuterungen  als 
möglich  hinzufügen  möchten.  Roll  in  Jacquemins  hält  ähnliche 
Angaben  wegen  zu  grosser  Unsicherheit  und  Lückenhaftigkeit  für  un- 
möglich und  Worms  pflichtet  ihm  bei.  Auf  den  Vorschlag  von  de 
Vries  erachtet  die  Section  es  für  zweckmässig,  dass  die  Statistiken 
die  Erkenntnisse  und  die  Personen,  über  welche  das  Fallissement  ver- 
hängt ist,  zugleich  umfassen  sollen.  Jonkher  van  den  Velden, 
Vicepräsident  des  hohen  Gerichtshofes  der  Niederlande,  hält  die  Auf- 
nahme des  Berufes  der  Schuldner  für  sehr  interessant,  wenn  man  nur 
etwaige  Unverständlichkeiten  durch  erklärende  Anmerkungen  beseitige. 
Hinsichtlich  der  Dauer  des  Verfahrens  wünscht  die  Section,  dass  die- 
selbe ebenfalls  in  den  officiellen  statistischen  Publicationen  enthalten 
sei.  Nach  einer  Discussion  zwischen  de  Vries,  Worms,  Visschers, 
Yvernes  und  J  olles  wird  beschlossen,  die  Schemata  so  einzurichten, 
dass  sie  eii^e  Vergleichung  der  erwähnten  Statistiken  der  verschie- 
denen Länder  gestatten.  Eine  lange  Debatte  entspinnt  sich  zwischen 
den  nämlichen  Rednern  noch  über  die  Frage,  ob  mau  die  Ursachen 
der  Fallissements  aufzählen  solle ,  und  diese  wird  verneint.  —  Die 
Section    vertraut    den  Bericht  Worms   an.    welcher   in    ihrem   Namen 
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der  Generalversammlung  den  nachstehenden,  von  derselben  gutgeheisse- 
nen  Beschluss  unterbreitet :  »Ausser  den  bereits  gebräuchlichen 
verschiedene  an  d  e r e  C o  1  o  n n e n  einzurichten,  u m  in  ihnen 
d  e  r  R  e  i  h  e  nach  u  n  t  e  r  A  n  d  e  r  e  m  d  i  e  Z  a  h  1  d  c  r  F  a  1 1  i  s  s  e  m  e  n  t  s 
und  der  F  a  1 1  i  r  t  e  n ,  den  C  h  a  r  a  Ix  t  e  r  des  L  i  q  u  i  d  a  t  i  o  n  s  b  e  - 
fehles,  die  persönliche  Lage  des  Fall  irten ,  die  Art  des 
betroffenen  Handels,  die  Dauer  der  dem  Fallissement 
folgenden  Verwaltung,  die  Thcilung  der  Activa  und 
Passiva,  die  Verurth  ei  hingen  für  einfachen  Bankerott, 
die  Verurtheilungen  für  betrügerischen  Bankerott,  die 
Ursachen  dieser  Verurtheilungen,  insofern  sie  aus  der 
Angabe  der  Straf  Verfügung  hervorgehen,  und  die  Zahl 
der  in  Folge  völliger  Freisprechung  des  F a  1 1  i r t e n  er- 
kannten Rehabilitirungen  aufzunehmen.« 

4.     Actiengesellschaften. 

T.  M.  C.  Asser,  Professor  des  Civil-  und  Handelsrechts  am 
Athenaeum  illustre  zu  Amsterdam,  hatte  dieselben  einer  äusserst  prä- 
cisen  und  gediegenen  Untersuchung  unterzogen.  Eins  der  charakteri- 
stischsten Symptome  unserer  Zeit  sei  die  ungeheure  Entwicklung  der 
Handelsverbindungen  in  Gestalt  der  Actiengesellschafteu.  Vom  juristi- 
schen Gesichtspunkte  aus  unterschieden  sie  sich  unter  einander  durch 
die  Begrenzung  der  Verantwortlichkeit  eines  jeden  Mitgliedes  und 
durch  die  Uebertragbarkeit  der  Actien ,  d.  h.  des  Theilnehmerrechtes. 
Die  in  mehrfacher  Hinsicht  nützliche  Statistik  der  Actiengesellschafteu 
müsse  umfassen:  1)  die  sogenannten  anonymen  Gesellschaften,  welche 
nur  eine  begrenzte  Haftbarkeit  gegen  Dritte  bis  zum  Betrage  des  Ge- 
sellschafts-Capitals  gewähren,  und  2)  die  Commandit- Gesellschaften 
auf  Actien,  welche  neben  derjenigen  dieses  Capitals  noch  die  persön- 
liche, unbeschränkte  Verantwortlichkeit  der  geschäftsführenden  Theil- 
haber  festsetzen.  In  Bezug  auf  die  Uebertragbarkeit  zerfielen  die 
Actien  in  solche,  die  auf  einen  bestimmten  Namen  oder  auf  den  (jewei- 
ligen) Inhaber  lauten.  Nachdem  der  Berichterstatter  einerseits  ent- 
schieden für  das  System  der  begrenzten  Haftbarkeit  eingetreten,  weil 
es  die  freie  Entwicklung  der  für  Handel  und  Industrie  unentbehrlichen 
Actiengesellschafteu  fördere,  und  andrerseits  die  Frage,  ob  das  Ab- 
fassen des  Statuts  der  Commanditgescllschaften  ohne  Feststellung  von 
Normativbestimmungen  allein  dem  Uebereinkonnnen  der  Älitglieder 
anheinuustellcn  sei,  offen  gelassen,  erklärt  er  sich  für  die  Nothwendig- 
keit  der  Aufnahme  auch  solcher  Actiengesellschafteu    in   eine  Statistik 


298  K.   K  I  11  (i-  e  , 

ilerselbon,  welche  oliiie  den  Ilandelszweck  bloss  deren  Form  besitzen 
und  sich  z.  li.  mit  dem  Erwerb  von  Inniiobilien  zun)  Wiederverkauf 
oder  mit  der  Ausbeutung  von  Bergwerken,  Gruben  und  Steinbriiclien 
befassen.  Denn  derartige  Oi)eratiünen  trügen  das  Gepräge  der  Speeu- 
lation  und  die  wesentlichen  Merkmale  des  Handels  an  sich.  Aus  der 
in  Anregung  gebraciiten  Statistik  wären  auszuschliessen:  1)  Die  nicht 
handeltreibenden  Verbimlungen  und  Corporationen,  sei  es,  dass  sie  die 
äussere  Gestalt  von  Handelsgesellschaften  angenonnnen  haben  während 
ihre  Einkünfte,  nicht  als  Dividende  unter  den  Mitgliedern  vertheilt. 
vielmehr  wissenschaftlichen,  künstlerischen,  religiö.sen,  mildthätigen  und 
andern  Interessen  dienen,  oder  sei  es,  dass  sie  bei  analogen  Zwecken 
nicht  einmal  jene  Form  besitzen  und  zum  Gebiet  der  todten  Hand 
gehören.  Ferner  müssten  die  neuerdings  spärlich  in  Fi'ankreich,  Eng- 
land und  Deutschland  in's  Leben  getretenen  Arbeiter-,  Erwerbs-  und 
Wirthschaftsgenossenschaften  den  Gegenstand  einer  besonderen  Statistik 
bilden,  mit  welcher  sich  der  Congress  bereits  zu  Berlin  '^j  beschäftigt 
habe.  2)  Die  gegenseitigen  Versicherungs-  und  ähnliche  Gesellschaften, 
welche  nicht  vermittelst  eines  Gesellschaftscapitals  in  Actien  einen  Ge- 
winn erzielen,  sondern  bloss  die  Gefahr  von  Verlusten  für  jeden  Ein- 
zelnen vermindern  wollen.  Dafür  wären  jedoch  die  im  Auslande  ge- 
gründeten Gesellschaften,  welche  ihre  Haupt-,  Nebenetablissements  oder 
irgend  einen  Sitz  in  dem  die  bezeichneten  statistischen  Erhebungen 
veranstaltenden  Lande  hätten,  ebenfalls  zu  berücksichtigen,  weil  sie 
dessen  commercielle  und  industrielle  Bewegung  mit  beeinflussen.  Nach 
dieser  Feststellung  des  Umfanges  und  der  Grenzen  der  statistischen 
Ausweise  für  die  Actiengesellschaften  auf  Grundlage  der  wichtigsten 
einschlägigen  Gesetze  der  hauptsächlichsten  Staaten  bringt  er  für  die- 
selben auch  ein  Schema  in  Vorschlag.  Man  müsse  sie  eintheilen : 
1)  »nach  ihrem  Gegen  stände  (Banken,  Versicherungs-, 
Eisenbahn -Gesellschaften  u.  s.  w.);  2)  nach  ihrer  gesetz- 
lichen Beschaffenheit  (Commandi t-Gesellschaften  und 
Gesellschaften  mit  begrenzter  Verantwortlichkeit  für 
alle  Mitglieder).«  Es  käme  vor  Allem  darauf  an,  zu  er- 
fahren: »a)  den  Betrag  des  Gesellschafts-Capitals;  b)  den 
Betrag   einer  jeden   Actie;   c)  den    Betrag  der  geleisteten 


13)  Vgl.  Dr.  Engel,  Rechenschaflsberichl  über  die  5.  Silzungsperiode  des 
inlernalionalen  statislischen  Congresses  zu  Berlin.  2  Bde.,  Berlin  1865,  die  1.  Ab- 
theilung der  V.  Seclion  über  „sociale  Selbstliülfc"  im  Bd.  l  S.  140 — 153  und  die 
vielen  betreffenden  Stellen  im  Bd.  II,  namentlich  S.  560—569. 


Die  7.  Sitzungsperiode  des  internationalen  stat.  Congresses  im  Haag.      299 

und  noch  zu  leistenden  Einzahlungen;  d)  den  Betrag  der 
Dividenden  und  das  Verhältniss  zwischen  diesem  Betrage  und  dem- 
jenigen des  Gesellschaftscapitals ;  e)  die  Zahl  der  constituirten 
Gesellschaften;  i)  die  Zahl  der  aufgelösten  Gesellschaften, 
indem  man  diese  Rubrik  in  C o  1  u m n e n  t h e i  1 1 ,  nach  den 
Ursachen  der  Auflösung,  wie:  Ablauf  des  durch  den  Ge- 
sellschaftsvertrag bestimmten  Termines  —  specieller  Be- 
schluss  der  Mitglieder  —  Verlust  eines  gewissen  Theiles 
des  Capitals,  welcher  die  Auflösung  der  Gesellschaft 
herbeiführt,  sei  es  kraft  des  Gesetzes,  oder  sei  es  kraft 
einer  besondern  Klausel  der  Statuten  —  Fallissement  — 
Auflösung  durch  einen  Act  der  Regierung  in  denjenigen 
Ländern,  wo  die  Regierung  dieses  Recht  besitzt  u.  s.  w.«  — 
In  einem  Anhange  bemerkt  er,  dass  die  von  den  Gesetzgebungen  vie- 
ler Länder  den  Acticngeselhichaften  vorge?^chriebene  obligatorische 
Oefientlichkeit,  deren  Hauptpunkte  er  nach  den  Handelsgesetzbüchern 
der  Niederlande,  Deutschlands,  Italiens,  Englands  und  Frankreichs 
angiebt,  nicht  nur  ein  wirksameres  Palliativ  als  das  System  der  ad- 
ministrativen Bevormundung  gegen  etwaige  Missbräuche  bilde,  sondern 
dass  sie  auch  die  für  diese  Branche  der  Statistik  erforderlichen  Ele- 
mente liefere. 

Da  die  Verhandlungen  über  die  vorangegangenen,  namentlich  über 
die  beiden  ersten  Materien  fast  sämmtliche,  der  Section  zugemessene 
Zeit  absorbirt  hatten,  so  musste  mau  sich  bei  den  zwei  letzten  sehr 
kurz  fassen.  Glücklicherweise  machte  sich  dieser  Uebelstand  nicht  so 
fühlbar,  weil  die  durchaus  nicht  schwierige  Erledigung  derselben  duich 
trefi'liche  Vorlagen  vorbereitet  war.  Ass er  erläutert  die  seinige,  wobei 
er  nach  einander  di-ei  Hauptpunkte  behandelt,  nämlich:  den  Nutzen, 
die  Grenzen  der  Statistik  der  Actiengesellschaften  und  die  Mittel  zur 
Erlangung  der  benöthigten  Ziffern.  Es  entwickelt  sich  über  den  Gegen- 
stand eine  kleine  Debatte  zwischen  ihm,  de  Vries,  Visschers,  dem 
Präsidenten,  dem  Abtheilungschef  im  niederländischen  Justiz-Ministerium 
de  Pinto,  dem  Advocaten  van  G  i g c h  und  Jacobson  aus  dem  Haag, 
dem  Professor  der  Statistik  Laspeyres  aus  Dorpat  und  Jonkher 
Beclaerts  van  Blokland  aus  dem  Haag,  welche  keine  bemerkens- 
werthen  Momente  bietet.  —  Auch  für  die  Generalversammlung  zum 
Berichterstatter  ernannt,  beginnt  Ass  er  seinen  Vortrag  in  derselben 
folgendermassen :  »Die  2.  Section  hat,  nachdem  sie  sich  mit  der  un- 
entgeltlichen Rechtshülfe  —  der  Statistik  der  Armen,  mit  der  todten 
Hand  —  der  Statistik  der  Roiclien  und  den  Fallissements  —  der  Stati- 


HÜO  K.    Kluge, 

stik  der  arm  ^'cwordencn  Kelchen  beschäftigt,  sich  der  Fiagc  der  Actien- 
gesellschaften  —  der  Statistik  (h-r  nach  Keichtiiimi  strebenden  Armen 
sowie  oft,  ach!  der  Ueichen,  welche  auf  dem  Wege  sind,  arm  zu  werden, 
genähert-.  Hierauf  weist  er  auf  den  Nutz(m  einer  Statistik  der  Actien- 
gesellschaftcn ,  nicht  mir  als  eines  Elementes  der  allgemeinen  Ilandeis- 
Statistik,  sond(nii  auch  zur  Aufklärung  der  Gesetzgeber,  hiu  und  gieljt 
mit  aller  Schiudligkeit  eine  Auseinandersetzung  der  Principien,  auf  wel- 
chen die  gegenwärtigen  Gesetzgebungen  beruhen.  Hoffentlich  werde 
die  Beredsamkeit  der  Zahlen  zur  Annahme  des  liberalen  Princips  bei- 
tragen, welches  in  der  Ersetzung  der  Kegierungs-Controle  durch  die 
der  Betheiligten  bestehe.  Kedner  erwähnt,  dass  Frankreich  bereits  die 
Initiative  zu  einer  Statistik  der  Actiengesellschaften  ergriffen  habe, 
welche  als  der  erste  Schritt  zur  vollständigen  Eireichung  dieses  Zieles 
angesehen  werden  könne.  Seine  zuletzt  verlesenen  und  von  der  General- 
versannnlung  genehmigten  Propositionen,  welche  sich  genau  an  den 
Inhalt  des  Programmberichtes  anschliessen,  lauten  :  »1)  Eine  Statistik 
der  Actiengesellschaften  aufzustellen.  2)  In  dieser  Sta- 
tistik zu  umfassen:  a)  die  G  es  ellschaften  mit  begrenzter 
Verantwortlichkeit,  b)  die  Commandit-Gesellschaften 
auf  Aktien.  3)  Darin  mit  einzuschliessendie  diesen  beiden 
Katego rieen  angehörenden  Gesellschaften,  selbst  wenn 
es  nicht  i h r  Z w e c k  ist,  H a n d e  1  s u n t e r n e h m u n g e n  i m  S i n n e 
der  Handelsgesetzbücher  zu  machen.  4)  In  diese  Statis- 
tiken nicht  miteinzubegreifen:  a)  die  Verbindungen  und 
die  C  0  r  p  0  r  a  t  i  0  n  e  n ,  welche  nicht  den  Nutzen  der  T  h  e  i  1  - 
n  e  h  m  e  r  z  u  m  Z  w  e  c  k  h  a  b  e  n ,  b)  die  gegenseitigen  Versiehe- 
rungs-  und  andere  Gesellschaften.  5)  In  eine  besondere 
R  u  b  r  i  k  d  i  e  i  m  A  u  s  1  a  n  d  e  e  r  r  i  c  h  t  e  t  e  n  A  c  t  i  e  n  g  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  e  n 
aufzunehmen,  welche  jedoch  ihren  Hauptsitz  oder  ein 
N e b e n e t a b  1  i s s e m e n t  in  dem  Lande  haben,  welches  die 
S  t  a  t  i  s  t  i  k  a  u  f  s  t  e  1 1  e  n  1  ä  s  s  t. »  Punkt  6,  welcher  zunächst  die  Classi- 
fication der  Actiengesellschaften  betrift't,  stimmt  genau  mit  den  obigen 
Sätzen  in  gesperrter  Schrift  überein.  Dasselbe  gilt  auch  hinsichtlich 
des  Scheraas  mit  der  einen  Ausnahme,  dass  die  Piubrik  »a)  das  Jahr 
der  Gründung«  neu  hinzugekommen  ist  (worauf  die  übrigen  um 
einen  Buchstaben  weiter  fortgerückt  wurden),  sowie  mit  der  andern, 
dass  c  (früher  d)  modificirt  wurde  in:  »den  Betrag  des  Reinge- 
winn s  m  i  t  A  n  g  a  b  e  d e r  D i V i d e n d e  u n d  d e r  an  d i e  R e s e r v e - 
kasse  abgeführten  Summen«. 
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5.     Die  Justizorganisation. 

Auch  diesen,  in  den  einzelnen  Ländern  abweichenden  Gegenstand 
hatte  J.  A.  J olles  vorbereitet.  Derselbe  giebt  zuerst  eine  sehr  treffende 
Uebersicht  der  Gerichtsorganisation  der  Niederlande,  auf  welche  wir 
nicht  näher  einzugehen  brauchen,  da  die  ihr  zu  Grunde  liegenden  Haupt- 
principien  sich  nicht  sehr  wesentlich  von  denen  anderer  Staaten,  z.  B. 
Frankreichs  oder  Preussens,  unterscheiden.  Im  Anschluss  hieran  theilt 
er  die  Formulare  der  vier  ersten  Tabellen  '*)  für  die  Statistik  der  Civil- 
reclitspflego  in  den  Niederlanden  mit;  die  drei  letzten  beziehen  sich 
auf  die  Fallissements.  Die  erste  behandelt  die  Jurisdiction  des  hohen 
Gerichtshofes  mit  P^intheilung  nach  den  Gerichtshöfen  und  Tribunalen, 
welche  die  angefochtenen  Urtheile  gefällt  haben,  und  umfasst  die  am 
1.  Januar  zu  richten  verbliebenen  und  die  im  Laufe  des  Jahres  hinzu- 
gekommenen Sachen,  die  Resultate  der  eingelegten  Berufungen,  die 
Colonial-Angelegenheiten,  die  Rechtssprüche  erster  Instanz,  die  Revisionen, 
die  Verzichtleistungen  auf  fernere  Ansprüche,  die  am  3L  December  zu 
richten  verbliebenen  Sachen.  Die  elf  Provinzial-Gerichtshöfe  mit  Unter- 
scheidung nach  den  Gerichtshöfen  und  Tribunalen,  welche  die  angegriffenen 
Entscheidungen  erliessen,  betrifft  die  zweite  Tabelle.  Sie  enthält  die  am 
L  Januar  seit  drei  oder  mehr  Jahren,  die  seit  weniger  als  drei  Jahre 
zu  richten  verbliebenen  sowie  die  während  des  Jahres  neu  angemeldeten 
Sachen,  die  Bescheide  in  Folge  einer  Appellation,  die  Urtheile  erster 
Instanz,  die  im  Laufe  des  Jahres  beendigten,  die  am  3L  December 
zu  richten  verbliebenen  Sachen  und  die  Beschlüsse  auf  Bittschriften. 
Der  nach  Tribunalen  geordneten  Gerichtsbarkeit  der  123  Bezirkstribunale 
dient  die  dritte  Tabelle,  welche  die  am  L  Januar  zu  richten  verbliebenen, 
die  in  das  Verzeichuiss  seit  drei  Jahren  und  darüber  oder  seit  weniger 
als  drei  Jahre  eingetragenen  Sachen,  die,  ohne  in  die  Liste  eingeschrieben 
zu  sein,  zur  Vei-handlung  gebrachten  Sachen,  die  auf  Appellation  er- 
folgten Bescheide,  die  Rechtssprüche  erster  Instanz,  die  im  Laufe  des 
Jahres  erledigten  und  nicht  erledigten  Sachen,  die  Urtheile  gesondert 
nach  Materien,  die  Entscheidungen  auf  Gesuche,  die  Sprüche  auf  kurze 
Frist  und  die  in  der  Gerichtscanzlei  niedergelegten  Entscheidungen  der 
Schiedsrichter  aufführt.  Nach  Kreisen  wird  die  Thätigkeit  der  Kreis- 
gerichte in  der  vierten  Tabelle  zusammengestellt,  welche  sich  über  die 
zu  richten  verbliebenen  sowie  die  während  des  Jahres  neu  angemeldeten 


14)  Selbstredend  müssen   wir   uns  hier  auf  die  üauptrubriken  beschränken  und 
verweisen  wegen  deren  Unlerablheilungen  auf  das  Prograiniii. 
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Sachen,  die  Rcclitssprüchc,  die  beendigten  sowie  die  am  31.  Deccniber 
abziiurtheilen  verbliebenen  Sachen,  die  endgültigen  Entscheidungen  auf 
Eingaben,  die  Verhöre  und  gerichtliche  Verhandlungen  verschiedener 
Art  verbreitet.  Referent  endigt  mit  dem  Moynier  zu  Genf  entlehnten, 
vollkommen  zutreffenden  Hinweis,  »dass  die  ausserordentliche  Verschieden- 
heit der  Civil-  und  Ilandelsgesetzgebungen  den  Entwurf  von  l''ormularen 
vereitele,  welche  für  alle  Staaten  anwendbar  seien.  Man  dürfe  sich 
nicht  schmeicheln,  von  jetzt  ab  eine  internationale  Statistik  der  Civil- 
und  Ilandels-Justiz  zu  erhalten.  Das  sei  vielmehr  Aufgabe  der  Studien 
der  vergleichenden  Gesetzgebung,  welche  die  Gesetze  der  verschiedenen 
Länder  gleichförmig  zu  machen  streben,  worauf  man  gegenwärtig  hin- 
zielen müsse«.  Um  also  eine  brauchbare  internationale  Justiz-Statistik 
anzubahnen,  beantragt  er  beim  Congress:  »dass  synoptische  Tafeln  auf- 
gestellt würden,  welche  die  Einrichtungen  der  Gerichtsverfassung  in 
den  verschiedenen  Staaten  anzeigten.« 

Ueber  den  letzten  Berathungsgegenstand  wird  ebenfalls  in  der  Section 
eigentlich  gar  nicht  verhandelt.  Nach  einem  llesume  desselben  seitens 
des  Referenten  geben  die  von  ihm  gezogenen  Schlussfolgerungen  zu 
einer  rasch  endenden  Debatte  zwischen  ihm,  Visschers,  Yverues, 
Eyssell  aus  dem  Haag,  de  Witte  van  Gitters  und  van  Eck 
Anlass.  Hierauf  gelangen  seine  Anträge,  nachdem  sie  verschiedene 
Abänderungen  erfahren,  in  nachstehendem  Wortlaut  zur  Annahme: 
»1)  Die  Regierungen  zu  ersuchen,  den  Rechenschafts-Be- 
richten, welche  sie  über  die  Verwaltung  der  Civil-  und 
Handels-Justiz  veröffentlichen,  eine  Uebersicht  oder 
summarische  Darstellung  der  G  er ichts- Verfassung  vor- 
angehen zu  lassen;  2)  in  dieser  Uebersicht  besonders  die 
Zahl  der  Gerichtshöfe  und  Tribunale,  ihre  Zusammen- 
setzung und  ihre  Competenz  für  jede  Gerichtsbarkeit, 
die  territoriale  Ausdehnung  und  die  Bevölkerung,  den 
Betrag  der  Grundsteuer,  die  Zahl  derBeamten  desMini- 
steriums u.  s.  w.  zu  erwähnen.«  —  Die  Generalversammlung  tritt, 
nachdem  er  Bericht  erstattet,  denselben  bei. 

(Schluss  folgt  im  nächsten  Heft.) 


VII. 

Zur  Geschichte   der  volkswirthschaftlichen 
Verhältnisse  Niederösterreichs. 

Von 
Dr.  Adalbert  Horawitz  ia  Wien. 

I. 

Mein  Freund  S aller  veranlasste  mich  noch  kurz  vor  seinem  Tode, 
Forschungen  in  dem  wohlgeordneten  Archive  der  Städte  Krems  und 
Stein  anzustellen,  um  ihm  über  die  nationalökonomischen  Verhältnisse 
dieser  gewiss  bedeutenden  österreichischen  Handelsstädte  Material  her- 
beizuschaffen. Ich  war  aber  bei  einer  Durchsicht  der  Archive  trotz 
aller  entgegenkommenden  Freundlichkeit  der  Vorstände  nicht  sehr 
glücklich,  da  ich  von  den  werthvollen  Acten  des  Schlüsselamtes 
nichts  wusste.  Um  so  willkommener  sind  mir  die  reichen  Stoffmit- 
theilungen der  eben  erschienenen  Chronik  von  Krems,  Stein  und 
Umgebung.  Herausg.  von  Josef  Kinzl,  Superior  in  der  Besser- 
ungsanstalt zu  Stein-Krems  1869.  Es  ist  kaum  zu  denken,  dass  dieses 
fleissig  gearbeitete,  aber  etwas  dickleibige  Werk  (637  Seiten)  weit  über 
Niederösterreichs  Grenzen  Verbreitung  finden  werde,  um  so  mehr  mag 
es  sich  rechtfertigen,  wenn  ich  es  im  Folgenden  unternehme,  die  Re- 
sultate meines  Suchens  nach  volkswirthschaftlichen  Notizen  darzulegen, 
wobei  ich  nicht  umhin  kann ,  mit  lebhaftem  Danke  des  Interesses  zu 
gedenken,  mit  dem  Kinzl  u.  A.  die  Hollen  der  Zünfte  beobachtete, 
die  er  denn  auch  abdrucken  Hess  (Seite  532 — 612). 

Krems  und  Stein  waren  bis  zum  dreissigjährigen  Krieg  reiche 
Städte,  ihr  Wohlstand  hob  sich  namentlich  im  fünfzehnten  Jahrhun- 
derte, er  entstand  durch  Weinbau  und  Handel.  Schon  in  einem 
Privileg  Iludolf  III.  (24.  Juni  1305)  wird  für  den  Weinbau,  als  der 
Hauptlebensquelle  der  Bürger,  ein  besonderer  Schutz  versprochen,  und 

20* 


304  A.   Horawilz, 

gewünscht,  dass  Niemiind  mit  unhilligcn  GeVjührcn  belastet  werde,  da- 
mit er  seinen  Grund  hei  Bau  erhalten  könne.  Kifersüclitig  wachen 
die  Bürger  darüber,  dass  Niemand  ausser  den  Berechtigten  Wein 
schenken  dürfe'),  und  jammern  über  schlechten  Wein,  so  z.B.  1392 
und  14G5  über  den  '>Zirnlzett«  und  ''Beifbei.sser«.  Um  1548  scheint 
der  Weinbau  etwas  verfallen  zu  sein,  wol  erklärlich,  wenn  mau  weiss, 
wie  die  Spanier  um  1532  als  »Freun(ie<'  hausten  u.  s.  w.,  -sie  schnit- 
ten nicht  allein  die  Frucht,  sondein  auch  das  Holz  sammt  den  Früch- 
ten ab  und  verdarben  somit  die  Ernte  auf  viele  Jahre.«  Aber  auch 
in  anderen  Verhältnissen  sieht  man  den  Verfall,  wie  die  Weingarlen- 
ordnung  Kaiser  Ferdinand  I.  von  lö4ö  anzeigt.  Darin  nämlich, 
dass  so  viele  Ledige  und  Fremde,  die  nichts  verständen  oder  sich  nicht 
recht  der  Sache  annehmen,  W'eingärten  bebauen,  man  setzt  deshalb 
den  Ledigen  einen  Jahres-Termin ;  sind  sie  danach  nicht  verhei- 
rathet,  so  wird  ihr  Weingarten  mit  Beschlag  belegt.  Andererseits 
scheinen  viele  llauerknechte  ihrer  Pflicht  ungetreu ,  mitten  in  der 
Arbeit  derselben  überdrüssig  geworden  zu  sein  und  lieber  sich  beim 
Kegelspiel  oder  anderswo  herumgetrieben  haben.  Dem  gegenüber  be- 
stimmt die  Ordnung  die  Arbeitszeit  von  früh  bis  Abends  mit  zwei 
Raststunden.  Neue  Weingärten  auszusetzen,  ist  verboten,  weil  die 
Aecker,  Weiden  und  die  alten  W^eingärten  dadurch  leiden.  Auch  die 
Hauer  und  Herrn  der  Weingärten  unterstehen  einer  Controle ,  die  da- 
rauf zu  sehen  hat,  dass  der  Herr  den  W^eingarten  gut  und  verständig 
bebaue^).  Hie  und  da  bot  der  fleissige  Betrieb  des  W'einbaus  freilich 
so  wenig,  dass  die  Ausfuhr  desselben  verboten  werden  musste,  wie 
gross  die  Fechsung  in  einem  guten  Jahre  war,  zeigt  z.  B.  die  Notiz 
zum  Jahre  1589,  nach  der  13,725  Eimer  und  zum  Jahre  1590,  in 
welchem  21,000  Eimer  in  Krems  gefechst  wurden.  Wie  schlecht  es 
übrigens  noch  mit  dem  Vertrieb  des  W^eines  stand,  ersieht  man  daraus, 
dass  um  das  Jahr  1C81  vor  üebertiuss  an  Wein  in  den  Kellern  kein 
Platz  mehr  war  und  die  Bürger  mehrere  1000  Eimer  alten  Wein  auf 
die  Strasse  schütten  mussten. 

Der  Handel  war  sowohl  activ  als  passiv.  Wir  hören  von  Böh- 
men, die  Waareu  einführen,  von  krakauer  Kaufleuten,  die  um  1587 
neunzig  Centner  Stahl  nach  Krems  bringen  u.  s.  w. ,  ebenso  auch  von 


i)  Wer  ungarischen  Wein  nach  Krems  bringt,  dem  lässt  man  denselben  auf 
dem  Markte  auslaufen  (um  1305). 

2)  Ein  eigenes  Verbot  des  Bieres  als  Handelsartikel  beschränkte  dessen  ge- 
fährliche Concurrenz  mit  dem  Weine  (um   1453  und  1588i. 
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Eisenexport  nach  Polen  (um  1566);  die  Unschlittausfuhr  wird  im  sel- 
ben Jahre  strengstens  verboten.  Offenbar  lag  die  Sache  so,  dass  die 
Kremser  die  Eisenproducte  der  steirischen  Gewerke  oder  den  Wein 
den  böhniisclien  Kaufleuten  verkauften,  welche  hinwider  Tuchwaaren 
mitbrachten.  Doch  um  1574  wird  auch  der  F.isenexport  in's  Ausland 
verboten,  man  fürchtet,  dass  es  d.urch  Polen  in  die  Türkei  gehe.  »Die 
eigenen  Landsleute«  sagt  der  k.  Befehl,  »leiden  Maugel,  das  Eisen 
soll  übrigens  auch  nicht  mehr  nur  nach  Buschen ,  sondern  nach  dem 
Gewichte  verkauft,  Niemand  aber  wie  bisher  gezwungen  werden,  zu 
jedem  Colli  Eisen  auch  eine  Quantität  Stahl  abzunehmen.  Mehr  er- 
fahren wir  über  den  Handel  in  den  Städten  selbst,  auf  das  Innigste  — 
wie  natürlich  —  hängt  er  mit  dem  Mauth-  und  Zollwesen  zu- 
sannnen,  und  es  lassen  sich  auch  hier  gute  Beiträge  zu  Johannes 
F  a  1  k  e  's  vortrefflicher  Geschichte  des  deutschen  Zollwesens  liefern.  Schon 
in  dem  Streite  zwischen  Stein  und  Krems  um  1493  wird  auch  die 
Mauthfrage  berührt.  Da  Stein  an  der  Donau  liegt,  hatte  es  die  gün- 
stigere Position ,  die  es  auch  —  wenn  man  die  Gravamina  der  Krem- 
ser glauben  darf  —  unbillig  ausnützte.  Sie  Hessen  nämlich  den  Krem- 
sern nur  den  Kleinhandel  mit  Salz  und  Getreide ,  gestatteten  es  nicht, 
dass  grössere  Quantitäten  zu  den  letzteren  kämen ,  küffelweise  mussten 
sie  u.  A.  das  gmundner  Salz  aus  Stein  holen,  sie  hinderten  den  Ver- 
kehr auf  alle  Weise,  Hessen  kein  Schiff  Nachmittags  mehr  nach  Krems 
passiren ,  was  die  letztere  Stadt  dagegen  nach  Wien  führen  wollte  an 
Käse,  Schmalz  und  Oel,  musste  man  an  die  Mauth  von  Stein  bringen, 
die  mehr  eingetragen .  als  die  krcmser  Jahr-  und  Wochenmärkte. 
Nicht  einmal  die  Lohe  konnten  die  kremser  Lederer  auf  ein  Mal  aus 
Stein  fortführen,  sondern  mussten  es  kleinweis  thun  und  was  derglei- 
chen kümmerliche  Vexationen  mehr  waren.  —  Es  gab  verschiedene 
Mauthen,  landesherrliche  und  städtische.  Schon  um  1277  besitzt  Krems 
die  Mauth  der  Brücke  unter  dem  Stein,  1308  gewinnen  beide  Städte 
die  Wagenmauth  in  Stein,  als  altes  Kammergefäll  wird  um  1392  die 
Brodmauth  auf  dem  kremser  Markt  genannt,  um  1349  wird  auf  Bitte 
der  Kremser  die  Mauth  an  der  langen  Brücke  über  der  Kamp  auf- 
gehoben, um  1492  die  Stadt  Krems  von  der  Brückenmauth  zu  Stein 
befreit,  1487  erhielt  sie  die  Mauthfreiheit  für  ihre  Weine  und  Waareii 
in  allen  Erbländern.  Um  1539  zahlt  man  in  Krems  einen  Durch- 
gangszoll namentlich  für  Wein,  desshalb.  wie  die  Bürgerschaft  sagt, 
weil  der  Magistrat  die  Wege  und  Strasse  zur  Lösezeit  in  0)-dnung 
haben  und  das  Pflaster  alljährlich  ausbessern  muss,  welches  durch  die 
grosse  Zahl  der  Wein-  und  Maischwägen  schadhaft  werde.     Da  war  es 
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denn  begreiflich,  dass  um  das  Jalir  15G5  eine  eigene  Brück-  und 
Pflastenuauth  zu  Krems  bestand,  die  von  jedem  Wagen  1  d.,  von 
jedem  Pferde  1  ol).  begehrte  und  dafür  jährlich  100  Pf.  Scliatzsteuern 
zahlte.  Der  Ausfuhrzoll  auf  Wein  betrug,  um  1458  per  Fuder  1  Pf. 
Höchst  wichtig  ist  nun  der  Zolltarif  von  1523  (S.  102  ff.).  Für 
Specereien,  Sammt,  Atlas,  'i äffet,  gesponnen  Gold  und  Silber,  Sei- 
dentücher, Schiesspulver  u.  s.  w.  zahlt  man  pr.  Centiier  2  d..  für 
Hanf  und  Haar  2  J.,  für  Leinbat  per  Stück  1  d.,  für  bcliciuibisches 
Tuch  vom  Stuckh  4  (J. ,  von  Stahl  und  Eisen,  so  man  nach 
Böheimb  führt  (Schwerter,  Messer,  eiiigefasste  Klingen,  Hufeisen, 
Pflugeisen  u.  s.  w.)  p.  Ctnr.  2  ö.,  vom  Hundert  Härmel,  Fuchspälg, 
Elteispälg,  Khünigl,  Aichhorn  4  c). ,  von  einem  nürnberger  Fass 
8  (J. ,  von  einem  Stockfisch  IG  d.,  von  einem  Wagen  Kotzen  8  d.. 
von  einer  Thonnen  Honig,  Häring,  Höchten,  Allen  4  ö. ,  von  einer 
Truchen  Pameräntschen  oder  Margaran  Aepfel  9  ö. ,  von  einer 
Truchen  mit  Messgewandt,  Creitzen  und  dergleichen  16  d. ,  von 
einem  Wagen  Nuss,  Kietzen  16  d. ,  mit  lebendigen  Vischen  7  d. 
Von  einem  Kramer,  der  die  Khramb  auf  einem  Ptoss  fucrt  und  am 
Wochenmarkt  feil  hat,  4  d. ,  von  einem  Khörbl  Kramer,  der  den 
Khorb  auf  dem  Ruggen  tregt,  2  ö.  Ein  Thündl  Bier  2  J.,  ein  emer 
Prandwein  4  <J. ,  ein  Mülstein  2  ö.,  ein  Schliefstein  1  ö.  Durch- 
fuhrszoll  für  die  Behaimb  und  die  von  Lintz  4  d.  vom  Stuck,  von 
einem  Oxen  2  d. ,  von  einem  Boss  4  d. ,  von  einer  Khue,  Schwein, 
Kalb,  Khitz,  Schof,  Lamp,  Spensau,  Gannss,  10  jungen  Hienern,  10 
PäntI  Vögl,  1  Hasen  1  d>. ,  von  einer  Oxen-,  Khue-,  Hirschen-  oder 
Elendshaut,  sie  sei  geworcht  oder  ungeworcht,  1  d.,  von  10  Fellen  1  d. 
Als  Standgeld  für  die  Jarmärkte  werden  im  Allgemeinen  8  d.  ver- 
langt, die  Sailer,  Hueterer,  die  Stand  mit  helzernen  Schisselu,  Percht- 
holdsgadnerarbeit  und  Dräxhverch,  fremde  Hafner,  Buechfürer  zahlen 
pr.  Stand  —  32  d.  Von  allem  Getreid,  so  man  auf  Schiffen  führt, 
giebt  man  von  einem  Metz  2  gehäufte  Mässl  und  darzu  4  6.  (4  Mässl 
machen  eine  Metze  und  16  Gupf  auch  eine  Metze).  Von  1  Metze 
Meli,  hier  verkauft  oder  an  der  Müll  gekauft,  gibt  man  Meli  recht 
30  d.  Von  Arbeiss  (Erbsen)  Voglhanif  oder  Magen  (papaver)  gibt  1 
Mutz  ein  Castenmassl  und  4  ö.  Für  die  Einheimischen  gewährte 
Ferdinand  I.  1546  die  wichtige  Zollbefreiung  von  den  zum  Haus- 
bedarf gehörigen  Producten,  eine  Maassregel,  die  auf  Kosten  der  Be- 
gierung  zu  bedeutenden  Missbräuchen  geführt  hat.  Die  Verkäufer  lie- 
fen nämlich  den  böhmischen  Händlern  und  den  Bauern  vor  das  Thor 
entgegen,   kauften   ihnen  Alles  ab  und  boten  es  dann  am  Markte  feil, 
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wofür  sie  als  Einheimische  keinen  Zoll  zu  geben  brauchten.  Die  Bür- 
ger kauften  auch  im  Gey  (rus,  in's  gey  gehen  =  aus  Städten  auf  das 
platte  Land  gehen.  Sc  hm  eil  er,  Bayerisches  Wörterbuch  II.  2),  Wei- 
zenmehl auch  um  billigere  Preise,  weil  sie  dem  Bauer  dafür  bedeu- 
tende Vorriithe  von  Producten  zollfrei  zum  Verkaufe  in  die  Stadt 
schwärzten,  was  sie  auch  für  die  fremden  Kaufleute  thaten.  um  ihnen 
den  Durchgangszoll  zu  ersparen  u.  s.  w.  Ja.  eigene  Händler  entstan- 
den ,  die  Fleischhauerknechte  z.  B  kauften  in  den  Fasten  Häringe, 
Aale  u.  s.  w.  und  hatten  sie  auf  dem  Wochenmarkt  feil,  ohne  Zoll  zu 
zahlen.  Man  suchte  durch  sirengere  Controle  an  den  Thoren  dieser 
Beeinträchtigung  entgegenzuwirken,  üeber  den  Markt  selbst  erfahren 
wir,  dass  um  1598  auf  dem  Korngriess  die  Körnerfrüchte,  die  Kupfer- 
waaren  und  Gwäntler,  auf  dem  hohen  Markte  die  Tuchhändler,  auf 
dem  Haarmarkt  die  Hafner,  auf  dem  Dominikanerfreythof  die  Lein- 
wandhütten sich  befanden.  Um  1655  standen  die  Getreidewägen  auf 
dem  Korngriess  im  Winter  von  7 — 9,  Sonnner  von  5—8,  Niemand 
durfte  mehr  als  1  Muth  kaufen .  Holz-,  Latten- ,  Schindl- ,  Kraut-  und 
Puibenwägen  stehen  vor  dem  Prukner-  und  Höllthor;  was  nicht  ver- 
kauft wird,  darf  nicht  mehr  ausgesetzt  werden.  Um  1662  stockte 
plötzlich  der  kremser  Handel ,  da  für  jeden  Gulden  Werth  von  den 
Kaufleuten  4  d.  Aufschlag  bezahlt  werden  musste.  Dadurch  abgeschreckt 
wandten  sich  die  Kaufleute  auf  den  znaimer  Markt,  die  Stadt  aber 
kaufte  endlich  diese  drückende  Abgabe  um  65,000  Fl.  ab.  Um  1701 
hatte  die  Stadt  wieder  mit  den  mährischen  Juden  Weiterungen,  die 
eine  Reihe  von  Klagen  gegen  die  Stadt  vorbrachten,  den  Bann  über 
sie  aussprachen^)  und  von  den  Märkten  wegblieben,  die  Stadt  ver- 
theidigte  sich  in  einer  6  Bogen  starken  Schrift,  aus  der  zu  sehen,  dass 
die  Juden  häutig  die  Stadt  um  das  Schutzgeld  u.  A.  betrogen  und 
überhaupt  die  Solidität  des  Handels  arg  gefährdeten.  — 

Noch  um  1573  nennt  Kaiser  Maximilian  II.  Krems  und  Stein  die 
bedeutendsten  Städte  Niederössterreichs  nach  Wien,  Städte,  in  denen 
sehr  viele  wolhabende  Leute  wohnen,  der  dreissigjährige  Krieg,  der 
auch  sie  heimsuchte  u.  A.  mit  wiederholter  Belagerung,  die  entsetz- 
lichen Eincpuirtierungen  und  Strafgelder  wegen  des  treuen  Festhaltens 
an  der  augsburgischen  Confession  brachten  sie  später  sehr  herab.  Um 
1551  aber  war  das  Einkommen  der  Stadt  Krems  nach  einer  Grund- 
buchaufzeichung  folgendes :  Das  Waghaus  brachte  zwischen  82  und 
172  ti.  ein,  die  Gewölbe  im  llathhause  und  die  neuerbaute  Stadtkuchel 


3)  Bestand  darin,  dass  kein  Jude  mit  einem  Gebannten  Handel  trieb. 


308  A.   II(.  rawilz  , 

251 — 300  Fl.,    dor   Brodladcn    im  Rathhause  (da  jeder  der  11   Flacker 

1  Fl.  zahlte)  11  Fl.,  dreizehn  Prälalcn  zaliiten  l)ieii-t  (wie  viel  ist 
leider  nicht  angegeben),  viele  Andere,  die  keinen  iJicii.-t  zaliiten,  gaben 
dagegen  von  jedem  Üreyling  Most,  den  sie  liereinlührleii  und  pressen 
Hessen,  2  ß.  Jeder  der  14  Fleischhauer  niusste  von  jedem  Uestandploch 
am  Samstag  vor  dem  Ostertage  G  ß  geben.  JJie  übrigen  Dienste,  die 
angegeben  sind ,  betragen  sunnnirt  82  Fl.  3  ß.  Fs  ist  aber  offenbar 
noch  nicht  Alles.  Betracliten  wir  dagegen  die  Steuern,  soweit  wir 
von  ihnen  Kunde  haben.  Um  1359  führt  Herzog  Rudolf  das  verhasstc 
Ungeld'')  ein  (es  ist  ein  Fehler,  dass  die  im  krcmser  Archive  befind- 
liche Quittung  von  1414  über  bezahltes  Ungeld  niclil  abgedruckt  ist;, 
um  1448  erhält  die  Stadt  nebst  Gericht  Thormauth  und  Zoll,  auch 
den  Ungeldkasten  um  1500  Pfund  jiihrlicli  auf  4  Jahre  in  Bestand. 
Um  1559  trug  das  Ungeld  jährlich  700  Pfund,  der  Magistrat  zahlte 
dafür  690  Pfund  Bestand. 

Unter  den  übrigen  Steuern  wird  zum  Jahre  1431  eine  Hussiten- 
steuer  im  Belaufe  von  300  Pfund  genannt,  um  1566  betragen  die 
Steuern  der  Stadt  Krems  3956  Pfund  5/3.  4  J. ,  ausserdem  nmssten 
sie  4000  Pfund  ohne  Interessenauf  3  Jahre  an  die  Regierung  leihen. 
Der  Steueranschlag  von  1599  liefert  folgendes  Ergebniss  der  Haussteuer: 
Prukner  Viertl  102  Häuser  2780  Fl.,  Hüll  V.  50  Häuser  1696  Fl., 
Hülber  V.  57  Häuser  1700  Fl.,  Wartberg  V.  87  Häuser  664  Fl.  Also 
für  296  Häuser  6840  Fl.  Beiläufig  erwähne  ich  noch  einer  1097  au.s- 
geschriebenen  Luxussteuer,  die  für  die  Erlaubniss,  Gold  und  Silber  zu 
tragen,  10  Fl.  forderte,  9  Personen  machten  davon  Gebrauch.  Wenden 
wir  uns  zu  dem  wichtigen  Kapitel  der  Preise,  so  ist  diess  nicht  so 
vollständig  und  reich,  wie  es  sein  müsste,  wenn  Kämmereireclmungen 
benützt  worden  wären ,  es  fragt  sich ,  ob  solche  in  Krems  aufbewahrt 
wurden,  in  Oesterreich  scheinen  nur  die  Klöster  diese  löbliche  Gewohn- 
heit gehabt  zu  haben.  Doch  mag  immerhin  folgen,  was  sich  zusammen- 
stellen Hess.     1313  kostete  der  Motzen  Getraide  6  J.,  Korn  4  d.,  Hafer 

2  d.  (Wolfeilheitspreise).  Dagegen  war  um  1402  der  Metzen  Ge- 
traides  nur  um  7  Pfund  zu  haben ,  also  hoher  Theuerungspreis ,  um 
1433  musste  der  Getreideverkauf  wegen  der  Theuerung  sogar  verboten 
werden.  Auch  um  1551  waren  Getreide,  Wein  und  Fleisch  so  iheuer 
geworden,    *dass  der  gemeine  Mann  sich  kaum  des  Hungers  erwehren 


i)  Ungelt  heissl  eigentlich  jede  ausseroidenlliclie  Auflage,  wird  aber  im  späteren 
MX.  und  namentlich  in  Oesterreich  als  eine  Auflage  auf  „essende  und  trinkende  speise" 
und  weist  als  Tranksteuer  aufgefasst. 
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konnte«.  Um  1565  kostet  das  Pfund  Fleisch  6  d. ,  der  Eimer  Wein 
2  FL  Theuerungen  und  ihren  Folgen  sucht  die  Regierung  um  1573 
so  zu  begegnen,  dass  man,  so  lange  Nvuhlfeil  zu  kaufen  ist,  einkauft,  um 
dann  immer  hinlänglich  Getreide  auf  dem  Kasten  zu  haben,  Krems 
hielt  damals  200  Muth  bereit.  —  Der  fleissige  Herausgeber  hat  den 
Preisen  nicht  viel  Interesse  zugewendet,  erst  zum  Jahre  1712  kommt 
wieder  eine  Raittung,  aas  der  ich  folgende  Preise  heraushebe:  2'/2  ^ 
Karpfen  22  Kr.  2  ö.);  4  Mass  Wermuth  IG  Kr.;  1  Ctr.  20  %  Rind- 
fleisch ä  4V2  Kr.,  1  %k  Schweinfleisch  5  Kr.,  10  U  Kalbfleisch  1  Fl.  1 1  Kr., 
11  %  Schüöfleisch  44  Kr.,  46  Pratwirst  1  Fl.  32  Kr.,  15  %  Leber 
45  Kr.,  14  %  Hasenbraten  42  Kr.,  6  Genss  ä  42  Kr.,  4  Fl.  12  Kr., 
2  Spanfcärkl  1  Fl.  9  Kr.,  ^U  %  Baumöl  17  Kr.  3  Mass  Salz  24  Kr., 
Vs  Schmalz  57  Kr.,  1  Färtl  Holz  1  Fl.  24  Kr.  ,  3  Eimer  fertiger  Wein 
9  Fl.,  3  Eimer  heurigen  6  FL,  18  Mass  Wermuth  1  Fl.  12  Kr.  Eine 
Klafter  weiches  FIolz  kostet  um  1722  drei  Gulden  20  Kr.  —  Zinsfuss 
um  1658  sechs  Percent.  Kärglich  sind  auch  die  Notizen  über  Arbeits- 
lohn und  Besoldung.  Um  1497  klagt  der  kremser  Magistrat,  dass 
die  Arbeiter  lieber  in  die  Herrenhöfe  und  Klöster  laufen,  weil  sie 
dort  besser  bezahlt  werden,  denn  wenn  sie  vom  Magistrate  4  ö.  Tag- 
lohn bekämen,  erhielten  sie  dort  5 — 6  ö.  Als  fester  Tagiohn  wird 
um  1516  vom  Magistrate  für  den  Löser  6  ö.,  den  Buttenträger  8  d. 
taxirt,  um  1722  betrug  er  bei  den  Hauern  bis  Michaeli  15  Kr.  und 
1/2  Wein,  von  Michaeli  bis  Georgi  12  Kr.  und  1  Seitl  Wein,  bei  den 
Maurern  von  Michaeli  bis  Georgi  6  Groschen,  von  Georgi  bis  Michaelis 
7  Groschen ;  der  Tagwerker  erhielt  das  ganze  Jahr  hindurch  denselben 
Taglohn  von  4  Groschen.  Der  Pfarrer  des  Sjjitals  erhielt  um  1610 
ausser  freiem  Quartier  und  Kost  zu  jeder  Malzeit  3  Seitl  Wein  und 
wöchentlich  1  FL,  der  Stadtmedicus  bekommt  um  1614  jährlich  60  FL 
baar,  20  Gulden  Quartiergeld,  10  Eimer  heurigen  Wein  und  6  Klafter 
Holz.  (Damals  waren  2  Apotheker  in  Krems.)  Der  um  1724  auf- 
genommene Advocat  beider  Städte  erhält  60  FI.  Wenig  flndet  sich 
auch  für  die  I^)pulationistik,  ich  mache  hierbei  zugleich  aufmerk- 
sam, welche  wichtige  Quelle  dafür  die  sogenannten  Geschäftsbücher 
bilden,  aus  denen  sich  neben  den  Vermögeusverhältnissen  der  Bürger- 
schaft auch  die  Anzahl  der  Sterbcfälle,  der  Familienglieder  u.  s.  w. 
bestimmen  lässt.  Eine  einzige  Notiz  aber  kann  ich  in  dieser  Hinsicht 
aus  der  Chronik  geben;  um  1587  wurden  jährlich  60  Geburten  notirt, 
1862  jährlich  248!  Dass  es  schon  früh  auch  Proletariat  gegeben, 
versteht  sich  von  selbst,  um  1588  äussert  sich  aber  erst  die  Besorgniss 
der   gemain    Pöfl    werde  sich    erheben   (vergl.   zum   Jahre    1347  eine 
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Stolle  beim  Anonymus  Loobieiisis  Pcz  Scriptores  Herum  Austriacarum  I. 
S.  971,  in  welcher  von  dem  Juden  mordenden  püfel  von  Stein  und 
Krems  die  Hede  istj,  um  lö'JO  ersehnt  man  »zur  Dempfung  des  frechen 
Gesindels  tüchtige  Obrij^keit.  denn  die  Frechheit,  Ti'utz,  Muetwill 
und  Ungehorsam  bey  den  gemainen  Leuten  nimmt  so  überhand ,  dass 
sogar  schon  Entlaibungen  vorgekommen.-  Dem  innner  stärker  werdenden 
Bettel  begegnet  man  einerseits  durch  das  Austheilen  der  Armensuppe 
u.  s.  w.  im  Spital  (1563),  anderseits  durch  Ausweisung  aller  Eremiten,  Pil- 
grime  und  vom  Türken  Gefan.Lienen,  die  Ausländer  sind  (109.')).  Dennoch 
blieben,  nachdem  diese  1)5  fremden  Hettler  abgeschafft  waren,  noch  84 
Einheimische  übrig,  denen  man  erlaubte,  alle  I'reitag  von  Haus  zu  Haus 
betteln  zu  gehen,  einmal  im  Monat  ging  auch  ein  Sannnlcr  für  sie  in 
der  Stadt  herum.  Ein  solcher  Vorgang  minderte  freilich  nicht  den 
Pauperismus,  im  Jahre  1724  wurden  täglich  19  Männer  mit  4  Kr., 
48  Weiber  mit  3  Kr.  und  13  Kinder  mit  2  Kr.  auf  städtische  Kosten 
unterstützt,  und  ausserdem  gab  es  noch  so  Viele,  dass  die  Sammlungen 
weitaus  nicht  ausreichten.  Für  die  Verbrecherstatistik  bieten  nur 
die  Jahre  1687 — 89  Anhaltspunkte,  es  werden  nur  zehn  Verbrecher 
aufgewiesen,  darunter  drei  Frauen.  Die  Verbrechen  sind  die  des 
Kindesmordes,  Diebstahls,  körperlicher  Beschädigung,  falscher  Münze, 
unter  den  Gravirten  sind  übrigens  drei  Wiener.  —  Schliesslich  mag 
noch  erwähnt  werden,  dass  der  Magistrat  aus  sehr  zureichenden  Grün- 
den um  1593  gegen  die  Errichtung  eines  Glückshafens  protestirte, 
er  erklärte  ihn  für  Betrug,  der  die  Liederlichkeit  des  Volkes  nur  ver- 
mehre. Neben  dieser  modernen  Auffassung  sei  auch  einer  modernen 
Massregel  Erwähnung  getlian ;  die  Schuhmachergesellen  nämlich  machen 
um  1713  eine  Art  Strike,  werden  aber  ausserordentlich  bestraft.  — 
So  viel  Interessantes  das  Buch  Kinzl's  geboten,  so  ist  denn  doch  in 
Hinsicht  auf  statistische  Verwerthung  die  Kenntniss  des  vollständigen 
archivalischen  Materiales  sehr  wünschenswerth ;  hoffen  wir,  dass  sich 
auch  für  etwa  vorhandene  Känuncreirechnungen,  Geschäfts-  und  Grund- 
bücher ein  Herausgeber  oder  besser  noch  ein  mit  den  volkswirthschaft- 
lichen  Theorieen  vertrauter  Bearbeiter  finde. 


VlII. 

Bedeutung  der  Religionsunterschiede  für  das 
physische  Leben  der  Bevölkerungen. 

(Nachtrag    zu    Jahrbücher    Bd.  XI.    Seite   24  ff.j 

Von 
Dr.  Adolf  Frautz. 

In  der  mit  Nr.  10,  11,  12  Jahrg.  1869  der  »Zeitschrift  des  kgl. 
Preuss.  Statistischen  Bureaus«  als  Beilage  ausgegebenen  Umarbeitung 
der  Abhandlung :  »Beiträge  zur  Kenntuiss  der  Bewegung  der  Bevöl- 
kerung innerhalb  der  evangelischen  und  der  katholischen  Landeskirche 
des  preussischen  Staats  in  den  Jahren  1859  bis  1867.  Vom  Privatdoc. 
Dr.  j.  et  ph.  Aph.  C.  Hilse  u.  s.  w.«  (S.  305  ff.  Jahrg.  1869  derselben 
Zeitschrift)  —  sind  die  früher  von  mir  gegen  die  dortigen  Schluss- 
folgerungen bezüglich  der  Mehrungs-  und  Entwicklungsfähigkeit  des 
Katholicisnms  in  Preussen  vorgebrachten  Einwendungen  in  einer  Weise 
kritisirt,  die  mich  zu  folgender  Erwiderung  und  Berichtigung  veranlasst. 

Zunächst  habe  ich  nicht,  wie  S.  306  Anmerk.  6  a.  a.  0.  gesagt 
wird,  dem  Dr.  Hilse  vorgeworfen,  dass  er  die  in  der  neunjährigen 
Periode  1859 — 67  vorgekommenen  störenden  Einflüsse  nicht  berück- 
sichtigt habe.  Vielmehr  ging  mein  Einwand,  —  nicht  »Vorwurf«,  — 
nur  dahin,  dass  die  Schlussfolgerungen  des  Dr.  IL  schon  aus  der  drei- 
jährigen Periode  1865 — 67  hergeleitet  und  einzig  und  allein  auf  die 
Ergebnisse  der  Volkszählung  von  Ende  1867  gestützt  werden.  Eür 
die  Annahmen  und  Behauptungen  des  Dr.  H.,  dahin  gehend,  >der  Ka- 
tholicismus  besitze  nicht  mehr  die  überwiegende  Zunahmefähigkeit  wie 
zu  Beginn  unserer  Periode ,  stelle  also  ein  künftiges  Zurückbleiben 
gegen  den  Protestantismus  in  sichere  Aussicht«,  sprechen  nur  die  Min- 
derungsziffern der  Katholiken  in  der  Periode  1865 — 67,  festgestellt 
durch  die  Ergebnisse  der  Zählung  von  1867,  in  den  Provinzen  Preussen. 
Pommern,  Sachsen,  Rheinland  und  Westfalen,  in  den  drei  letzten  Pro- 
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vinzcn  auch  ilie  ZiiTcrii  der  liciden  N'oiiiicüiiiien.  I)(ich  ist  diese  Min- 
derung der  drei  westlichsten  Troviii/en  (hirch  die  Mehrung  in  den 
übrigen  aus;^eglichen ,  so  dass  also  von  einer  Minderung  des  Kalholi- 
cisnius  im  Allgenieincn  bis  1864  nicht  die  llede  sein  kann  und  dem 
Dr.  II.  fiir  seine  Annahme  nur  die  kurze  dreijährige  Periode  von 
1865—67  übrig  bleibt. 

Diese  Periode,  behaujjten  wir  wiederholt,  genügt  niclit,  um  den 
Beweis  der  Minderung  der  Zuiialunefähigkeit  der  Katholiken  für  alle 
Zukunft  in  sichere  Aussicht  zu  stellen,  weil  in  dieser  kurzen  Peiiode 
so  viele  und  so  störende  ausserordentliche  Ereignisse  und  Verhältnisse 
auf  die  Bcvölkerungs-Bevvegung  eingewirkt  haben,  wie  sonst  nicht  in 
neunjähi'igen  und  längeren  Perioden  vorgekonnnen  sind. 

Der  Behauptung,  dass  diese  Ereignisse  u.  s.  w.  beide  Confessionen 
gleichmässig  betrofi'en  haben,  widerspricht  die  Thatsache,  dass  beide 
Confessionen  in  den  einzelnen  Provinzen  in  ganz  verschiedenem  Ver- 
hältnisse vertheilt  und  dass  die  einzelnen  Provinzen  in  ganz  verschie- 
denem Grunde  und  Umfange  von  jenen  ausserordentlichen  Störungen 
afficirt  sind.  Es  ist  erst  noch  nachzuweisen,  dass  Missernte,  Cholera, 
Krieg,  Militär-Pieorganisation  und  Dislocation,  Gesetzgebungs-Refonnen, 
Annexion  neuer  Provinzen  u.  s.  w.  auf  alle  Provinzen  und  in  ihnen 
auf  beide  Confessionen,  trotz  der  verschiedenen  Vertheilung,  gleich- 
massig  eingewirkt  haben.  Bis  zu  diesem  statistischen  Nachweise  ist 
die  Annahme  des  Dr.  H. ,  der  Katholicismus  habe  an  Mehrungskraft 
verloren,  eine  grundlose  Hypothese. 

Die  Grundlosigkeit  derselben  schon  jetzt  anzunehmen,  berechtigt 
die  Thatsache,  dass  die  Katholiken  selbst  im  Triennium  1865 — 67  im 
Geburtsüberschuss  den  Evangelischen  überlegen  waren,  und 
zwar  überlegener,  als  in  den  beiden  Vortriennien.  Es  betrug  nämlich 
(nach  der  Angabe  des  Dr.  Hilse): 


im  Jahre 

der  Evangclisci)en               |              der  Kaliioliken 

Triennium 

Anzahl 

Geburtsüberschuss 

.„,„,.,       1        Geburls- 
^"^^•''       !       übersdiuss 

1858—61 

1862-64 

1865—67 

gegen  1858—61 

10,848,510 

11,298,294 

11,736,734 

weniger 

447,815 
471,517 
319,417 
128,398 

4,13 
4,17 
2,72 
1,48 

6.618,979  :  285,957 

6,906,988  1  291,031 

7,201,911  :  229,952 

weniger   |    56,005 

4,32 
4,21 
3,19 
1,13 

Die  Evangelischen  haben  also  1865 — 67  einen  um  1,48,  die  Ka- 
tholiken dagegen  einen  nur  um  1,13  schwächeren  Geburtsüberschuss  als 
im  Anfang  des  ganzen  Zeitraums  1858 — 67.  Der  Geburtsüberschuss 
der  Katholiken   übersteigt  denjenigen   der  Protestanten    1858 — 61    um 
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0,19,  1862—64  um  0,04,  dagegen  1865—67  sogar  um  0,47,  also  fast 
272^^1  so  stark  als  1858 — 61.  Wie  man  solchen  Thatsachen  gegen- 
über von  Abnahme,  von  stetiger  Abnahme  der  Ziinahmefähigkeit  der 
Katholiken  als  Statistiker  reden  kann,  weiss  ich  nicht.  Will  Dr.  H. 
in  unserer  confessionell  erregten  Zeit  bezüglich  confessioneller  Lebens- 
Verhältnisse  so  unhaltbare  Hypothesen  vorbringen,  macht  er  sich  beiden 
Confessionen  gegenüber  verantwortlich.  —  Der  Statistiker  hat  stets 
und  überall  Thatsachen ,  nicht  die  Täuschungen  der  Wünsche  zu  sich 
reden  zu  lassen. 

Was  den  Dr.  H.  zu  seiner  Anschauung  der  Bewegung  innerhalb 
der  beiden  Hauptconfessionen  Preussens  hauptsächlich  veranlasst  zu 
haben  scheint,  ist  die  bedeutende  Differenz  zwischen  den  durch  offi('ielle 
Berichte  der  Geistlichen  u.  s.  w.  bekundeten  Convertiten.  Die  Un- 
genauigkeit  der  bezüglichen  Ermittelungen  giebt  aber  Dr.  H.  selbst  zu, 
und  ausserdem  ist  es  bekannt,  dass  die  Uebertritte  evangelischer  Ein- 
wohner (namentlich  auch  Kinder)  zur  katholischen  Kirche  häufiger 
sind,  als  hier  im  Inlande  bekannt  wird.  Wie  häufig  aber  auch  die 
Uebergänge  von  Katholiken  zu  den  Evangelischen  sein  mögen,  so  zeigt 
eben  der  Geburtsüberschuss  der  Katholiken  selbst  in  der  für  die  Volks- 
mehrung im  Allgemeinen  höchst  ungünstigen  Periode  18G5 — 67,  dass 
dieselben  ohne  alle  Bedeutung  sind,  wenn  und  so  weit  es  sich  um  eine 
stetige  Abnahme  der  »Zunahmefähigkeit«  der  Katholiken  handelt. 
Dieser  Geburtsüberschuss  und  seine  Stetigkeit  ist  vom  Dr.  H.  einer- 
seits nicht  genügend  gewürdigt,  anderseits  nicht,  wie  es  sehr  zu  wün- 
schen gewesen,  in  seinen  Gründen  untersucht  worden,  eine  Untersuchung, 
die  um  so  interessanter  war,  da  der  Geburtsüberschuss  der  Katholiken 
neben  einer  grossen  Anzahl  von  katholischen  Cölibatären  und  gegen- 
über der  weit  geringern  Zahl  der  Mehrgeburten  auf  Seiten  der  Evan- 
gelischen auffallen  muss. 

Die  Zeit,  welche  Dr  H.  für  seine  Untersuchungen  gewählt  hat, 
ist  zudem  höchst  ungünstig  für  Schlüsse  und  Vermuthungen  bezüglich 
der  Zukunft.  Die  zahlreichen  und  tiefeingreifenden  Reformen  der 
Gesetzgebung  in  Preussen  und  Deutschland  seit  1866  würden  allein 
genügen,  Schlüsse  über  künftigen  Stand  und  künftige  Aenderungen  der 
Bevölkerung  und  ihrer  Confessionsgenossenschaften  zu  widerrathen. 

Jedenfalls  wird  die  Freizügigkeit  sowie  die  in  Folge  von  Coalitio- 
nen  und  obligaten  Strikes  der  Arbeiterklassen  eintretende  Bewegung 
der  Bevölkerung  nicht  ohne  P^influss  auf  das  numerische  VcrhäUniss 
der  Confessionen  bleiben.  Ebenso  wird  das  Ergebniss  der  \'olkszählung 
von   Ende  1867   überhaupt   noch   der   Bestätigung   nachfolgender  Zäh- 
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lungen  bedürfen.  Als  Statistiker,  der  eine  praktische  Erfahrung  von 
fast  zwei  Deccnnien  der  Beschäftigung  mit  der  prcussischen  Statistik 
hat,  muss  ich  die  Annahmen  und  Schlussfolgerungen  des  Dr.  II.  in 
dem  fraglichen  Aufsatze  für  ebenso  unsicher  als  gewagt  erklären  'j. 


1)  Mit  Bezug  auf  die  oben  gegebenen  Procentsiifze  des  GeburtsüberschusseB 
beider  Confcssioneii  ist  zu  beaclilen,  dass  Dr.  Hilse  für  die  Evangelischen  dieselben 
höher,  nämlich  (S.  313  a.  a.  0.)  auf  4,20  —  4,19  —  2,<JÜ  für  die  drei  Perioden, 
angiebt,  —  wie  die  Berechnung  beweist,  unriclilig. 


Natioiijilr)k(iii()iiiiselie  Gesetzi^'elnmA'. 


V. 
Preussiisches  Geneix  ü1>er  die  Handelskammern. 

Vom  24.  Februar  1870. 

§.  1.  (Bestimmung- und  Errichtung  der  Handelskammern.)  Die  Handels- 
kammern haben  die  Bestimmung,  die  Gesammtinteressen  der  Handel-  und 
Gewerbetreibenden  ihres  Bezirkes  wahrzunehmen,  insbesondere  die  Behörden 
in  der  Förderung  des  Handels  und  der  Gewerbe  durch  thatsäcliliche  Mittlieilungen, 
Anträge  und  Erstattung   von   Gutachten  zu   unterstützen. 

§.  2.  Die  Errichtung  einer  Handelskammer  unterliegt  der  Genehmigung 
des  Handels-Ministers. 

Bei  Ertheilung  dieser  Genehmigung  wird  zugleich  über  die  Zahl  der 
Mitglieder  und,  wenn  die  Errichtung  für  einen  über  mehrere  Orte  sich  er- 
streckenden Bezirk  erfolgt,  über  den  Sitz  der  Handelskammer  Bestimmung 
getroffen. 

§.  3.  (Wahlberechtigung  und  Wählbarkeit.)  Zur  Theilnahme  an  der 
Wahl  der  Mitglieder  sind  diejenigen  Kaufleute  und  Gesellschaften  berechtigt, 
welche  als  Inhaber  einer  Firma  in  dem  für  den  Bezirk  der  Handelskammer 
geführten   Handelsregister  eingetragen   stehen. 

Mit  Genehmigung  des  Handcis-Ministers  kann  jedoch  für  einzelne  Handels- 
kammern nach  Anhörung  der  Betheiligten  bestimmt  werden,  dass  das  Wahl- 
recht ausserdem  durch  die  Veranlagung  in  einer  bestimmten  Klasse  oder  zu 
einem   bestimmten   Satze  der  Gewerbesteuer  vom   Handel   bedingt  sein   soll. 

§.  4.  Zur  Theilnahme  an  der  Wahl  der  Mitglieder  sind  ferner  berechtigt 
die  im  Bezirke  der  Handelskammer  den  Bergbau  treibenden  Alleineigenthünier 
oder  Pächter  eines  Bergwerkes,  Gewerkschaften  und  in  anderer  Form  organi- 
sirten  Gesellschaften  —  einschliesslich  derjenigen ,  welche  innerhalb  der  in 
den  §§.  210,  211  des  Allgemeinen  Berggesetzes  vom  24.  .luui  1865  (G.-S. 
S.  749),  im  §.  1  des  Gesetzes  vom  22.  Februar  1869  (G.-S.  S.  401)  und 
im  Artikel  XII  der  Verordnung  vom  8.  Mai  1867  (G.-S.  S.  603)  bezeichneten 
Landestheile  Eisenerz-,  beziehungsweise  Stein-  oder  Braunkohlen  -  Bergbau 
betreiben,  —  insoweit  die  Jahresproduktion  einen  von  dem  Handels-Minisler 
nach  den  örtlichen  Verhältnissen  für  die  einzelnen  Handelskammern  /.u  be  • 
stimmenden   Werth  oder   Umfang  erreicht. 
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Die  fiskalischen  Bergwerke  sind  von  der  Thcilnahmc.  an  der  Wahl  aus- 
geschlossen. 

§.  5.  Die  Wahlstimme  einer  Aklieii^-cscllschaft  oder  einer  Genossen- 
schaft darf  nur  durch  ein  im  Handelsrefristcr  eingetragenes  Vorstandsmitglied, 
die  jeder  anderen  im  §.  3  bezeicliiielcn  Geseilstliart  liur  durch  einen  ebcn- 
diisell)sl  eingelrogenen  persönlich  Iiaftcnden  Gesellsciiafter,  die  einer  Gewerk- 
schalt  oder  anderen  im  §.  1  hozciclineteii  Gesellschaft  nur  durcii  den  Hepräsen- 
tanten  oder  ein  Vorstandsinilglied ,  die  einer  Person  weiblichen  Gesclilechls, 
oder  einer  unter  Vormundschaft  oder  Kuratel  stehenden  Person  nur  durch 
den   im   Handelsregister  eingetragenen   Prokuristen   abgegeben   werden. 

§.  6.  Wer  nach  vorstehenden  Bestimmungen  (§§.  3  —  5)  in  demselben 
Handelskanimerbezirke  mehrfach  stimmberechtigt  ist,  darf  gleichwohl  nur  eine 
Wahlstimme  abgeben  und  hat  sich,  wenn  er  gleichzeitig  in  mehreren  Wahl- 
kreisen des  Handelskammer-Bezirks  (§.  10)  stimmberechtigt  ist,  vor  Ablauf 
der  zu  Einwendungen  gegen  die  Wählerliste  bestimmten  Frist  (§.  11)  zu 
erklären ,   in  welchem   Wahlkreise   er  seine  Stimme  ausüben  will. 

§.  7.  Zum  Mitgliede  einer  Handelskammer  kann  nur  gewählt  werden, 
wer  1)  das  fünfundzwanzigste  Lebensjahr  zurückgelegt  hat,  —  2)  in  dem 
Bezirk  der  Handelskammer  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hat,  —  3)  a.  in 
dem  für  den  Bezirk  der  Handelskammer  geführten  Handelsregister  entweder 
als  Inhaber  einer  Firma  oder  als  persönlich  haftender,  zur  Vertretung  einer 
Handelsgesellschaft  befugter  Gesellschafter,  oder  als  Mitglied  des  Vorstandes 
einer  Aktien-Gesellschaft  oder  Genossenschaft  eingetragen  steht,  b.  oder  bei 
einer  der  im  §.  4  bezeichneten  Bergbau -Unternehmungen  im  Bezirke  der 
Handelskammer  als  Allein-Eigenthümer,  Repräsentant  oder  Vorstandsmitglied 
betheiligt  ist. 

§.  8.  Mehrere  Gesellschafter  oder  Vorstandsmitglieder  einer  und  der- 
selben Gesellschaft  dürfen  nicht  gleichzeitig  Mitglieder  derselben  Handels- 
kammer sein. 

§.  9.  Diejenigen,  über  deren  Vermögen  der  Konkurs  (Falliment)  eröffnet 
ist,  sind  bis  nach  Abschluss  dieses  Verfahrens,  und  diejenigen,  welche  ihre 
Zahlungen  eingestellt  haben,  während  der  Dauer  der  Zahlungseinstellung  weder 
wahlberechtigt  noch  wählbar. 

§.  10.  (Wahlverfahren.)  Mit  Genehmigung  des  Handels-Ministers  kann 
ein  Handelskammerbezirk  zum  Zwecke  der  Wahl  der  Mitglieder  in  engere 
Bezirke  eingetheilt  werden ,  insofern  sich  aus  den  örtlichen  Verhältnissen 
hierzu  ein   Bedürfniss  ergiebt. 

§.  11.  Für  jeden  Wahlbezirk  ist  bei  Einrichtung  einer  Handelskammer 
von  der  Regierung,  sonst  von  der  Handelskammer  selbst  eine  Liste  der  Wahl- 
berechtigten aufzustellen.  Dieselbe  wird  zehn  Tage  lang  ölTentlich  ausgelegt, 
nachdem  die  Zeit  und  der  Ort  der  Auslegung  in  den  letzten  zehn  Tagen 
vorher  ölTentlich   bekannt  gemacht   sind. 

Einwendungen  gegen  die  Liste  sind  unter  Beifügung  der  erforderlichen 
Bescheinigung  bis  zum  Ablauf  des  zehnten  Tages  nach  beendigter  Auslegung, 
wenn  die  Handelskammer  eingerichtet  werden  soll,  bei  der  Regierung,  sonst 
bei  der  Handelskammer  selbst  anzubringen.  Rekurs  gegen  die  Entscheidung 
der  Handelskammer  ist  innerhalb  zehn  Tagen  bei  der  Regierung  einzulegen. 
Letztere  entscheidet  in  allen  Fallen  endgültig. 
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§.  12.  Nach  erfolgter  Feststellung  der  Wählerliste  hat  für  jeden  Wahl- 
bezirk bei  Einrichtung  der  Handelskammer  ein  von  der  Regierung,  sonst  ein 
von  der  Handelskammer  aus  der  Zahl  ilsrer  Jlitglieder  zu  ernennender  Kom- 
missarius   den   Wahltermin   zu   bestimmen   und   ötrentlich  bekannt  zu  machen. 

§.  13.  In  der  Wahlversammlung  führt  der  ernannte  Kommissarius  (§.12) 
den  Vorsitz.  Es  wird  ein  Walilvorsland  gebildet.  Zu  demselben  gehören, 
ausser  dem  Vorsitzenden,  ein  Stimmeiisammler  und  ein  Schriftführer,  welche 
von   den   anwesenden   Wahlberechtigten    aus  ihrer  Mitte  gewählt  werden. 

§.  14.  Die  Wahl  erfolgt  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  durch  ge- 
heime Abslininuing  mittelst  Stimmzettel,  welche,  ausser  den  im  §.  5  er- 
wähnten Fällen  ,  von  den  Stimmberechiigten  persönlich  abzugeben  sind.  Bei 
Stimmengleichheit  entscheidet  das  Loos.  Ergiebt  sich  bei  einer  Wahl  in  der 
ersten  Abstimmung  weder  eine  absolute  Stimmenmehrheit,  noch  Stimmen- 
gleichheit, so  werden  diejenigen,  welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben, 
in  doppelter  Anzahl  der  zu  Wählenden  auf  die  engere  Wahl  gebracht.  Falls 
mehr  1  ersonen  als  die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  die  relativ  meisten 
Stimmen  erhalten,  entscheidet  bei  Feststellung  der  Liste  der  auf  die  engere 
Wahl  zu  Bringenden  unter  denen,  welche  gleichviele  Stimmen  haben,  das 
Loos.  lieber  die  Gültigkeit  der  Wahlzettel  entscheidet  der  Wahlvorstand. 
Das  VVahlprotokoll   ist  von    dem   Wahlvorstande  zu   unterzeichnen. 

§.  15.  Die  Handelskammer  hat  das  Ergebniss  der  Wahl  öirentlicb  be- 
kannt  zu    machen. 

Einsprüche  gegen  die  Wahl  sind  binnen  zehntägiger  Frist  bei  der  Handels- 
kammer anzubringen   und  von   der  Regierung  endgültig  zu  entscheiden. 

§.  16.  (Dauer  der  Funktion  und  Wechsel  der  Mitglieder.)  Die  Mit- 
glieder der  Handelskammern  versehen  ihre  Stellen  in  der  Regel  drei  Jahre 
lang.  Am  Schlüsse  jeden  Jahres  werden  durch  Neuwahl  zunächst  die  durch 
den  Tod  oder  sonstiges  Ausscheiden  vor  Ablauf  der  gesetzlichen  Zeit  erledigten 
Stellen  wieder  besetzt.  Im  Uebrigen  scheiden  von  den  Mitgliedern  am  Schlüsse 
jeden  Jahres  so  viele  aus,  dass  im  Ganzen  der  dritte  Theil  sämmtlicher  Stellen 
zur  Wiederbesetzung  gelangt.  Die  Ausscheidenden  bestimmt  das  höhere  Dienst- 
alter und   bei   gleichem  Alter  das   Loos. 

Geht  die  normale  Gesammtzahl  der  Mitglieder  einer  Handelskammer  bei 
einer  Theilung  durch  drei  nicht  voll  auf,  so  wird  die  nächst  höhere  Zahl, 
welche  eine  solche  Theilung  zulässt,  der  Berechnung  des  ausscheidenden 
Drittheils  zu  Grunde  gelegt. 

Die  Ausscheidenden   können   wieder  gewählt  werden. 

§.  17.  Jeder  in  der  Person  eines  Mitgliedes  eintretende  Uuistand,  welcher 
dasselbe,  wenn  er  vor  der  Wahl  vorhanden  gewesen  wäre,  von  der  \\  ähl- 
barkeit  ausgeschlossen  haben  würde,  hat  das  Erlöschen  der  Mitgliedschaft 
zur  Folge. 

§.  18.  Die  Handelskammer  kann  ein  Mitglied,  welches  nacli  ihrem  Ur- 
theile  durch  seine  Handlungsweise  die  öllVnlliclie  Achtuna'  verloren  hat,  nach 
Anhörung  desselben  durch  einen  mit  einer  Mehrheit  von  wenigstens  zwei 
Drittheilen  ihrer  Mitglieder  abzufassenden  Beschluss  aus  ihrer  Mitte  entfernen, 
es  steht  jedoch  dem  Betheiligten  gegen  einen  solchen  Beschluss  der  Rekurs 
an  die  Regierung  ollen. 

XIV.  21 
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§.  19.  In  derselben  Art  (§.  18)  kunn  dif!  Hiitidelskammer  ein  Mitglied, 
gegen  welcbes  ein  gcrichtliclies  Stralvfrlabnii  crolliicl  wird,  bis  niuli  Ab- 
schluss   desselben    von    seinen    Fniiklidnen    vorlaiilii«;    enlliei)en. 

§.  20.  (Kosteniuifwaiid.)  Die  llandelskatnnier  bescbiiesst  lilx-r  den  zur 
Erliilluiifr  ilirer  peselzlicben  Aufgabe  erCorderlicbeii  Kostenaufwand  und  ordnet 
ilir  Kassen-    und   Hecbnun^swesen    selbständig. 

Sie  nimmt  die  von  ibr  für  erforderlicb  eracbteten  Arbeitskräfte  an,  setxt 
die  Vergütung(!n    für  dieselben    fest   und    bescbailt  die  nölbiücn  Häunilicbkeilen. 

§.  21.  üie  Mitglieder  verseben  ibre  (iestliäfte  uiienti^eltlicb.  Nur  die 
durch  Kriedigung  einzelner  Aufträge  erw  acbscnden  baaren  Auslagen  werdi-n 
ihnen   erstaltet. 

§.  22.  Die  Handelskammer  bat  alijäbriicb  einen  Etat  aufzustellen,  öllcnt- 
lich    bekannt  zu    machen    und   der   Hegierung    milzutbeilen. 

§.  23.  Die  etatsmässigen  Kosten  werden  auf  die  sämmtlicben  Wahl- 
berechtigten nach  dem  Fusse  der  Gewerbesteuer  vom  Handel  veranlagt  und 
als   Zuschlag  zu   dieser   erhoben. 

Üie  nicht  zur  Gewerbesteuer  vom  Handel  veranlagten  Wahlberechtigten 
werden  von  der  Handelskammer  alljäbilicb  nach  dem  Umfange  ihres  Geschäfts- 
betriebes im  vorhergehenden  Jahre  auf  einen  fingirlen  Satz  der  Gewerbesteuer 
vom  Handel  eingeschätzt  und  in  diesem  Verhältnisse  zu  den  Kostenbeiträgen 
herangezogen.  Die  Betbeiligten  werden  Seitens  der  Handelskammer  von 
dieser  Einschätzung  benachrichtigt.  Beschwerden  darüber  sind  binnen  zehn- 
tägiger Frist  bei  der  Handelskammer  anzubringen  und  unterliegen  der  end- 
gültigen  Entscheidung    der  Regierung. 

Die   Erhebung  der  Beiträge  geschieht  auf  Anordnung  der  Regierung. 

§.  24.  Einer  vorgängigen  Genehmigung  der  Regierung  bedarf  es,  wenn 
die  Beschaffung  des  Aufwandes  für  ein  Jahr  einen  zehn  Prozent  der  Gewerbe- 
steuer vom  Handel  übersteigenden  Zuschlag  zu  derselben  erfordert,  oder 
wenn   der   vorgelegte  Etat   überschritten   werden   soll. 

Im  ersteren  Falle  kann  die  Regierung  die  etatsmässigen  Kosten  in  der 
Gesammt-Summe  so  weit  herabsetzen,  dass  der  zu  ihrer  Deckung  erforderliche 
Zuschlag  nicht   mehr  als  zehn  Prozent  der  Gewerbesteuer  vom  Handel  beträgt. 

§.  25.  Die  Kostenbeiträge  können  unter  Genehmigung  der  Regierung 
auf  Antrag  der  Handelskammer  der  Gemeindekasse  oder  der  Staatssteuerkasse 
am  Sitze  der  Handelskammer  überwiesen  werden.  Die  betreffende  Kasse  hat 
alsdann  in  den  Grenzen  des  Etats  auf  die  Anweisungen  der  Handelskammer 
die  Zahlungen   zu   leisten   und   darüber  Rechnung  zu   legen. 

Die  Rechnungen  werden  von  der  Handelskammer  geprüft  und  abgenommen. 

§.  26.  (Geschäftsgang.)  Zu  Anfang  jeden  Jaiires  wählt  die  Handels- 
kammer aus  ihrer  Mitte  einen  Vorsitzenden  und  einen  Stellvertreter  desselben. 
Im  Falle  des  Ausscheidens  des  Vorsitzenden  oder  seines  Stellvertreters  vor 
der  gesetzlichen   Zeit  erfolgt  eine   Neuwahl   für  den   Rest  dieser   Zeit. 

§.  27.  Die  Handelskammern  können  die  Oeffentlichkeit  ihrer  Sitzungen 
bescbliessen.  Jedenfalls  sind  sie  verpflichtet,  den  Handel-  und  Gewerbe- 
treibenden ihres  Bezirks  durch  fortlaufende  Mittheilung  von  Auszügen  aus  den 
Berathungs-Protokollen,  ferner  am  Schlüsse  jeden  Jahres  in  einer  besonderen 
Uebersicbt    von    ihrer  Wirksamkeit    und    von    der  Lage    und  dem   Gange  des 
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Handels  und  der  Gewerbe,  sowie  summariscl»  von  ihren  Einnahmen  und  Aus- 
gaben  durch   die   öffentlichen   Blätter   Kenntniss   zu   geben. 

Ausgenommen  von  der  öffentlichen  Berathung  und  31ittheilung  bleiben 
diejenigen  Gegenstände,  welche  in  einzelnen  Fällen  den  Handelskammern  als 
für  die  Oeffentlichkeit  nicht  geeignet  von  den  Behörden  bezeichnet  oder  von 
ihnen   selbst  zur  Veröffentlichung  nicht  geeignet  befunden  werden. 

§.  28.  Die  Beschlüsse  der  Handelskammern  werden  —  ausser  den  in 
den  §§.  18,  19  bestimmten  Fällen  —  durch  Stimmenmehrheit  gefasst.  Bei 
Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden.  Bei  Wahlen 
findet  das  im  ersten  Absätze  des  §.  14  bestimmte  Verfahren  statt.  Zur  Ab- 
fassung eines  gültigen  Beschlusses  ist  die  Ladung  aller  3Iitglieder  unter  Mit- 
theilung der  Berathungsgegenstände  und  die  Anwesenheit  von  mindestens  der 
Hälfte  der  Mitglieder  erforderlich. 

Ueber  jede   Berathung  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen. 

§.  29.  Die  Handelskammern  führen  ein  den  heraldischen  Adler  ent- 
haltendes  Siegel  mit  der  Umschrift:   „Handelskammer  zu   (für) " 

Ihre  Ausfertigungen  werden  ausser  von  dem  Vorsitzenden  oder  dessen 
Stellvertreter  noch   von   mindestens   einem   Mitgliede   vollzogen. 

§.  30.  Die  näheren  Bestimmungen  über  den  Geschäftsgang  werden  von 
der  Handelskammer  in  einer  der  Regierung  mitzutheilenden  Geschäftsordnung 
getroffen. 

§.  31.  (Geschäftskreis.)  Der  Geschäftskreis  der  Handelskammern  wird 
im   Allgemeinen   durch  ihre   Bestimmung  (§.    1)   begrenzt. 

§.  32.  Alljährlich  bis  spätestens  Ende  Juni  haben  die  Handelskammern 
über  die  Lage  und  den  Gang  des  Handels  während  des  vorhergegangenen 
Jahres   an   den  Handels -Minister  zu   berichten. 

Auch  in  anderen  Fällen  ist  ihnen  gestattet,  ihre  Berichte  unmittelbar 
an   die   Central-Behörden   zu   erstatten. 

In  allen  Fällen  haben  sie  von  den  an  die  Centralbehörden  erstatteten 
Berichten  derjenigen  Provinzial-Beliörde,  in  deren  Geschäl'tskreis  der  Gegen- 
stand  fällt,   Jlitllieilung  zu    machen. 

§.  33.  An  denjenigen  Orten,  an  welchen  Handelskammern  ihren  Sitz 
haben,  werden  von  diesen  die  Handelsmäkler  —  unter  Vorbehalt  der  Bestäti- 
gung der  Regierung   —    ernannt. 

§.  34.  Börsen  und  andere  für  den  Handelsverkehr  bestehende  öffent- 
liche Anstalten  können  unter  die  Aufsicht  der  Handelskammer  gestellt  werden. 

§.  35.  (Uebergangs-  und  Sclihissbestimmungen.)  Die  Verfassungen 
und  Einrichtungen  der  bestehenden  Handelskammern  sind  mit  diesem  Gesetze 
in  Uebereinstimmung  /,n  bringen.  Der  Handels-Minister  hat  die  hierzu  erforder- 
lichen Anordnungen,  insbesondere  auch  über  den  Sitz,  die  Bezirke  und  die 
Zahl  der  Mitglieder  der  einzelnen  Handelskammern  zu  treffen.  Bis  zu  den 
in  Verbindung  mit  diesen  Anordnungen  zu  bestimmenden  Zeitpunkten  bleiben 
für  die  bestehenden  Handelskammern  die  über  ihre  Verfassungen  und  Ein- 
richtungen ergangenen  Gesetze,  Verordnungen  und  sonstiiicn  Bestimnuingen 
in   Kraft. 

§.  36.  Auf  die  zu  Berlin,  Stettin,  Magdeburg,  filsit,  Königsberg, 
Danzig,  Memel  und  Elbing  bestehenden  kaufmännischen  i\or|)orationeu  und 
auf  das   Kommcrzkoliegium  zu  Altona,   llndet  dieses  Gesetz   keine  Anwendung. 

21  * 
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§.  37.  Die  in  diescni  Gesetze  den  Ue{?iei  un^eii  zu{fe\\  iescnen  Funlttionen 
werden  von  den  iU'/irltsrejrieriiiij^eii  ,  und  \v(i  diese  nicht  bestehen,  V(im  den 
ilinen   entsprechenden    l^andespoli/.eihehörden    Hiis(reiiht. 

§.  38.  Unbeschadet  der  IJeslinimung  des  §  35  treten  ausser  Kralt  : 
die  Verordnung  über  die  Krrichlunu  von  Handeiskaniinern  vom  11.  Februar 
1848  (G.-S,  für  die  Königlich  preussischen  Staaten  S.  63j,  —  die  Verordnung 
über  die  Errichtung  von  Handelskammern  vom  7.  April  1866  (G.-S.  für  das 
Königreich  Hannover  S.  99),  —  die  \'er()rdnung  vom  17.  Oktober  1863 
(Verordnungsblatt  des  Herzogthums  iVassau  S.  307),  —  die  Verordnung  über 
die  Organisation  der  Handelskammer  der  freien  Stadt  Frankfurt  vom  20.  >lai 
1817  (Ges.  und  Stat.  Samml.  1.  S.  113)  —  so  wie  die  sämmtiichen,  zur 
Vollziehung  und  Ausfiihning  dieser  Verordnungen  ergangenen  Bestimmungen, 
—  endiicii  alle  allgemeinen  und  besonderen,  den  Vorschriften  des  gegen- 
wärtigen  Gesetzes   entgegensteii(;nden   Gesetze   und   Verordnungen. 
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VI. 

Das  g^eistijspe  Eigenthiim  an  l§clirifteii ,  Kunstwerken  und 
Erfindung^en  nach  Pr  eussis  cli  em  und  internationalem  Rechte 
dargestellt  von  Dr.  R.  Klosterm  ann,  Oberbergrath.  II.  Band. 
Patentgesetzgebung.  —  Musterschulz.  —  Waarenbezeichnungen. 
Berlin  bei  I.  Gutteutag  1869. 

Von  diesem  zweiten  Bande  gilt  im  Allgemeinen  dasselbe,  was  wir  be- 
reits über  den  ersten  Band  geäussert  haben :  Mangelhafte  Erfassung  und 
DurchfVihrung  der  Principien,  aber  schätzbare  Klarheit  und  Vollständigkeit 
in  der  Darstellung  des  Materials.  Mit  besonderer  Ausführlichkeit  ist  die 
Patentgesetzgebuiig  aller  Länder  aufgeführt  und  dadurch  erlangt  dieser  zweite 
Band  gerade   für  die  Gegenwart  ein   hervorragendes   Interesse. 

Der  Verfasser  stellt  sich  in  dem  Streit  für  oder  gegen  die  Erfindungs- 
patente auf  die  erstere  Seite,  und  ist  der  Ansicht,  dass  die  hervorgetretenen 
Uebelstände  des  Patentwesens  durch  Reformen,  insbesondere  durch  Anwendung 
gemeinsamer  Grundsätze  der  Patentgesetzgebung  Seitens  sämmtliclier  gewerb- 
treibender  Staaten  sich  heben  lassen.  Letzteres  dürfte  seine  Schwierigkeiten 
haben,  da  gleiche  Gesetzgebung  auch  gleiche  Verhältnisse  voraussetzt.  Wir 
glauben ,  dass  der  Verfasser  den  Erfindungspatenteii  einen  zu  absoluten 
Rechtscharakter  beilegt  und  mit  seinen  Argumenten  für  die  Fortdauer  der 
Erfindungspatente  zu  abstract  verfährt.  Das  Patent  ist  eine  administrative 
Berechtigung  und  in  gewisser  Beziehung  dem  Zollschutz  zu  vergleichen ;  es 
ist  daher  wohl  denkbar,  dass  der  Patentschutz  zu  einer  Zeit  angemessen  und 
erwünscht,  und  zu  anderer  Zeit  lästig  und  hemmend  werden  kann.  Auch 
ist  es  unrichtig,  wenn  der  Verfasser  die  Erfindungspafente  als  eine  Species 
des  geistigen  Eigenthums  bezeichnet;  zwischen  beiden  bestehen  vielmehr 
die  wesentlichsten  Verschiedenheiten,  obgleich  sie  zusammen  unter  eine  ge- 
wisse allgemeine  Rechtskalegorie,  aber  nicht  die  des  geistigen  Eigenthums 
gebracht  werden  können.  Es  ist  daher  wohl  möglich,  dass  das  geistige 
Eigenthum   fortdauert,   während   die   Patente  allmählich  verschwinden. 

Hinsichtlich  des  Verfahrens  bei  der  Patentertheilung  schlägt  Verfasser 
eine  umständliche  Combination  des  amerikanischen,  englischen  und  prcussischen 
Rechtes  vor  mit  dem  Endresultate  der  Unanfechtbarkeit  der  ertheillen  Patente. 
Wir  halten   das  Anmeldungssystem    für    richtiger  und  glauben,    dass    es    den 
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Bellieilißlf'ii  iil)cila  seil  werden  kiiiiri ,  die  Hereeliliiiiiiirr  eines  bcliaupteten 
PateMls  zu  liesIreitcMi,  würden  jedoeli,  iil)erniiils  im  Ge((en.sHlz  zum  Verfiisser, 
da  das  Patent  Kein  l'rivatreelil  isl,  (li(!  (iiillit;keil  eines  (jesjen  den  l'alent- 
inhalier  erlanj^len  ürtlieiles  nielil  IjIos  auf  die  slreil(  iidcn  l'arteien  be- 
scliriinkcn.    — 

Der  IVlusler-  und  Forinenscluilz  bezieht  sieli  nicIil  auf  alle  Arten  der 
induslriellen  {iel)ilde,  sondern  nur  auf  fiewisse,  hei  denen  ein  liölierer  Auf- 
schwung der  hetrell'cnden  lnduslriez\>  eige  liaiiptsächlich  dureh  die  Vollendung 
der  Form  hedin«;!  isl,  iiiimlieh  insbesondere  auf  die  Musler  für  Gewebe  und 
andere  Textilien  und  sodann  auf  die  lectoiiisciien  Formenmusler.  Die  Ge- 
selzgehung  hierüber  isl  noch  schwankend;  doch  besieht  dieser  Schulz  fast 
ailenlhalben,  mil  Ausnahme  des  Zollvereins,  wenn  man  von  der  preussischeii 
Hheinprovinz  absieht,  wo  die  französische  Muslerschutzgeselzgebung  Geltung 
behalten  hat.  Der  Verfasser  (indel  die  Berechtigung  des  Musterschutzes 
zweifclliaft ;  wir  wüssten  aber  nicht,  was  dagegen  eingewendet  werden 
könnte,  wenn  man  einmal  das  Princip  eines  Industrieschutzes  im  Inneren, 
wie  es  auch  in  den  Erlindungspalenlen  u.  s.  w.  enthalten  ist,  zugiebt. 
Allerdings  unterscheiden  sich  industrielle  Formen  von  Flrdndungen  und  reinen 
Geistesproduclen,  allein  dieser  Unterschied  beweist  eben  nur,  dass  die  Natur 
der  Sache  für  die  Ausführung  des  Princips  verschiedene  rechtliche  Ver- 
zweigungen erfordert.  Besonders  für  die  deutsche  Industrie,  welche  auf 
die  Form  im  Vergleich  mit  anderen  Industrieen  noch  viel  zu  wenig  Sorgfalt 
verwendet,  würde  uns  die  Einführung  dieses  Schutzes  höchst  zweckmässig 
dünken.  —  Wieder  anderer  Art  ist  der  Schutz  der  Fabrikzeichen  und  iMarken, 
der  unseres  Erachlens  nicht  sowohl  aus  dem  Recht  der  Firma  und  der  Per- 
sönlichkeit, als  vielmehr  aus  dem  allgemeinen  Frincip  eines  Induslrieschutzes 
abzuleiten  ist  für  solche  Waaren ,  die  nach  den  Grundsätzen  des  Patent- 
und  Formenschutzes  u.  s.  w.  nicht  geschützt  wären.  Der  Schutz  bezieht 
sich  freilich  nur  auf  den  Gebrauch  des  Zeichens,  nicht  auf  die  Fabrikation 
der  Waare  selbst;  allein  es  ist  genügend,  wo  eben  gerade  der  individuelle 
Urspruna  der  Waare  den  Absatz  bedingt.  —  Um  diese  gesammte  Bechls- 
bildung  genügend  zu  verstehen,  muss  von  den  Anschauungen  des  Privatrechls, 
insbesondere  dem  Standpunkte  des  Eigenlhums  abgegangen  werden,  obgleich 
unzweifelhaft  eine  Erstreckung  der  Eigenthumsidee ,  jedoch  über  das  Gebiet 
des  Privatrechts  hinaus,  in  ihr  enthalten  ist.  Isolirt  und  ohne  inneren  Zu- 
sammenhang mit  dem  System,  wohin  sie  gehören,  sind  diese  Erzeugnisse 
der  neueren  Rechtsentwicklung  dem  MissvcrsUindniss  und  der  schiefen  Be- 
handlung nur  zu  leicht  ausaeselzt.  Andererseits  liegt  gerade  in  ihnen  ein 
Beweis  dafür,  wie  wenig  der  den  Eckstein  der  bisherigen  Nationalökonomie 
bildende  Satz ,  dass  freie  Concurrenz  auf  dem  Boden  des  Privatrechls  für 
Alles  ausreiche,  begründet  ist  und  wie  sehr  vielmehr  die  Concurrenz  be- 
stimmter Rechlsformen  bedarf,  um  überhaupt  in  positiver  Gestalt  auftreten  zu 
können.  Gerade  auf  diesem  Gebiete  zeigt  es  sich,  dass  .lurisprudenz  und 
Nationalökonomie,  von  einander  getrennt,  für  sich  allein  den  Gegenstand 
nicht  beherrschen.  Wir  sind  weit  davon  entfernt,  den  Verfasser  für  diese 
viel  tiefer  liegende  und  weiter  zurückreichende  Trennung  verantwortlich  zu 
machen ;  es  ist  aber  zu  wünschen ,  dass  gerade  so  tüchtige  und  kenntniss- 
reiche Schriftsteller,   wie   er,   mit  zur  Aufhebung  dieser  Trennung  beitragen. 
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Wir  niiisseii  uns  es  liier  versagen,  auf  das  reichhaltige  Detail  seines  vor- 
treflliclien  Werkes  einzugehen,  und  die  Leser  in  dieser  Beziehung  auf  dieses 
selbst  verweisen.  Wir  kennen  keine  Arbeit,  welche  die  angegebenen  Materien 
auf  Grund  des  positiven  Materials  mit  solcher  Anschaulichkeit  und  Klarheit 
behandelt  und  die  Kenntniss  des  bestehenden  Rechtszustandes  so  gründlich 
ermöglicht,  und  sind  überzeugt,  dass  der  Erfolg  dieses  höchst  brauchbaren, 
in   gewisser  Beziehung   unentbehrlichen   Buches   allenthalben   gesichert  ist. 


VII. 

Die  Selbi^tverwaltiinis;  des  Steuerweüiens  im  Allgemeinen  und 
die  russische  Steuerreform.  Zuglcicii  ein  Beitrag  zur  Kennt- 
niss inner  russisch  er  Zustände  und  Parteien  von  Dr.  Carl 
ü^'rtlcker,  Privatdocenten  der  politisclipn  Oekononiie  an  der  Universität 
Dorpat.     Berlin  1869      Verlag  von  W.  Peiser. 

Der  erste  Theil  dieser  Schrift,  welche  richtiger  Steuerwesen  und  Selbst- 
verwallung betitelt  wäre,  soll,  wie  die  Vorrede  sagt,  ein  kurzes,  dem  gegen- 
wärtigen Stande  der  Wissenschaft  entsprechendes  Lehrbuch  des  Steuerwesens 
sein,  welches  sowohl  für  Studireiide  als  für  gebildete  Leser  überhaupt  be- 
stimmt sei.  3Ian  muss  indess  sehr  ernstlich  bezweifeln,  dass  die  Schrift 
diese  Bestimmung  zu  erfüllen  fähig  ist.  Nicht  nur  entbehrt  sie  die  richtige 
Haltung  und  gründliche  Umsicht,  die  man  für  ein  Lehrbuch  verlangt;  sondern 
sie  setzt  auch  beim  Leser  viel  zu  viel,  insbesondere  eine  viel  zu  eingehende 
Kenntniss  der  verschiedensten  in  Zeitschriften  und  sonst  zerstreuten  mono- 
graphischen Arbeiten  voraus,  und  zeigt  nach  allen  Seiten,  dass  es  dem  Autor 
nicht  um  Belehrung  des  Lesers,  sondern  vielmehr  um  ölTentliches  Eintreten 
für  gewisse  Parteiprincipien ,  zu  denen  er  sich  bekennt,  zu  thun  ist.  Ob- 
gleich manche  der  darin  ausgesprochenen  Ansichten,  die  übrigens  nicht  neu 
sind,  beachtenswerth  erscheinen,  so  können  wir  doch  dieser  Art  von  Arbeiten 
keinen  wi  senschaftlichen  Werth  beilegen.  Die  Wissenschaft  soll  die  Gesetz- 
müssigkeit  der  Dinge  darlegen,  und  sich  nicht  zum  Werkzeug  der  l'arleien 
machen.  Wer,  wie  der  Verfasser,  so  rücksichtslos  ohne  tiefere  und  unbefangene 
Prüfung  für  die  Parteiforderungen  des  Tages  die  Stimme  der  Wissenschaft 
erhebt,  wer  so  parteilich  den  Ansichten  der  Einen  beitritt,  und  über  Andere, 
die  er  als  feudal  oder  pseudoliberal  u.  s.  w.  bezeichnen  zu  müssen  glaubt, 
so  ungenirt  abspricht,  wer  die  wichtigsten  Verwaltungsprobleme  in  so  aphoristi- 
scher und  obertlächlicher  Weise  abmacht^  dessen  Arbeit  kann  der  Wissen- 
schaft und  dem  Publikum  keinen  Nutzen  bringen.  Was  soll  z.  B.  die  ab- 
surde Analogie  der  Steuertheorieen  mit  den  Strafrechtstheorieen  ?  Was  ist 
gewonnen,  wenn  die  Steuerpflicht  der  Einzelnen  aus  ihrer  unendlichen  Ver- 
pflichtung gegen  die  Menschheit  deducirt  wird  und  hiermit  ein  besonders 
ethisches  Steuerprincip  entdeckt  sein  will?  Was  soll  es  heissen,  wenn  alle 
indirecten  Steuern  einfach  verworfen  und  durch  eine  einzige  Kinkonintensteuer 
ersetzt  werden  sollen,  die  noch  dazu  in  der  Ilaupisache  eine  coninuinalc  sein 
und  die  Staatsbedürl'nisse  nur  durch  Zuschläge  decken  soll?  Bei  der  Bereiliuuni» 
der  im  Einkommen  liegenden  Sleuerfähigkeit  sollen  die  Schulden  principiell 
zum  Abzug  kommen,  als  üb  der  Staut  bei  der  Ausmessung  ütVenllicher  Pflichten 
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sidi  iirn  Privalverhällnissc  zu  küniincrii  liiille  und  als  ob  iiiclil  aiuli  aiidoic 
Privalvci'hällnisso  «»leicIuMi  Anspruch  auf  15»'nicksicliti((uiii!  cilichcii  Uöiiiitcii: 
der  Vcrlasscr  sielit  nicht,  dass  damit  die  ^an/.a  Slcucrpllic iil  iihcrliaiipt  iiin- 
gcworl'en  werden  könnte,  lieber  Sell)stvcrwaltung  ^vird  viel  herumgeredet, 
doch  ohne  Verständniss  ilires  Wesens,  denn  sie  ist  nicht,  wie  der  \  erfasser 
meint,  aus  einem  Auftrag  von  Slaatspllichten  herzuleiten,  eine  solche  Ver- 
leitung" hebt  vielmehr  das  Wesen  der  Selbstverwaltung:  geradezu  auf.  VN'enn 
ferner  so  viel  von  Ehrenämtern  als  Ergänzung  der  Steuerleislunuen  die  Hede 
ist,  so  miissle  dodi  vorher  entschieden  sein,  ob  das  Ehrenamt  in  die  modernen 
gesellschaftlichen  Zustände  passt  und  ob  die  reichen,  zur  Ruhe  gelangten 
Rentiers,  die  in  allen  Städten  anzutrell'en  sein  sollen,  auch  dazu  die  geeigneten 
Persönlichkeiten  sein  würden.  Es  wäre  zu  wünschen  gewesen,  dass  statt 
der  vielen  Eragen,  (iie  in  dem  Buche  cursorisch  und  ohne  Gewinn  abgemacht 
werden,  liei)er  einige  wenige,  aber  gründlich  und  unbefangen  behandelt 
worden  wären.  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass,  wie  die  Nationalökonomie, 
so  auch  die  Kinanzwissenschaft  in  Stagnation  gerathen  ist  und  eines  lebendigen 
Eortschreilens  im  Anschluss  an  die  Probleme  der  Gegenwart  dringend  bedarf; 
ebenso  wird  nicht  zu  läugnen  sein,  dass  die  allgemeinen  Besteuerungs- 
grundsätze statt  wie  bisher  aus  dem  dürren  Satze  über  das  reine  Einkommen 
wesentlich  aus  dem  principiellen  Wesen  und  System  der  Verwaltung  abgeleitet 
werden  müssen.  Auch  das  vorliegende  Buch  zeigt,  dass  Finanz-,  insbesondere 
Steuerfragen  ohne  Eingehen  auf  die  Aufgaben  und  Grenzen  der  Verwaltung 
nicht  mehr  bearbeitet  werden  können  und  dass  die  Wissenschaft  des  Ver- 
waltungsrechts ein  unerlässliches  Bedürfniss  ist.  Bestände  diese,  dann  könnte 
das  journalistische  Besprechen  grosser  Fragen  wenigstens  nicht  den  Anspruch 
wissenschaftlicher  Leistungen  erheben.  —  lieber  den  zweiten  Theil  der  Schrift, 
der  von  russischen  Steuerverhältnissen  handelt^  enthalten  wir  uns  des  Urtheils, 
da    wir    die    bezüglichen   Ausführungen   nicht  zu   kontroliren   im   Stande  sind. 

Rr. 


VIll. 

Die  iiatioiialökonoinische  fjitterattir  in  der  iieriodisehen 

Presse. 

E  u  g  1  a  n  d. 

Commercial  history  and  review  of  186  9.  Supplement  to  Ihe 
Economist  of  March  12.   1870. 

Wir  schlössen  die  Uebersicht  über  die  ökonomische  Geschichte  des 
Jahres  1868  mit  den  Worten:  ^nlVIan  geht  in  England  olFenbar  einer  auf- 
steigenden Periode  entgegen.  Die  Anzeigen  lassen  sich  bereits  sammeln." 
Dies  ist  eingetroffen,  denn  die  wirthschaftliche  Bewegung  des  Jahres  1869 
ist  für  England  eine  erfreuliche. 

Wir  ziehen  in  den  Kreis  der  nachstehenden  Uebersicht  auch  einige 
wirthschaftliche  Daten  anderer  Länder  aus  dem  Jahre  1869.  Später  gelingt 
es  uns  vielleicht,  nach  dem  Muster  und  Vorgang  der  Jahresübersichten, 
welche    der  Londoner    Economist    seit    einer  Reihe   von    Jahren    gewöhnlich 
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im  März  zu  bringen  pflegt,  einen  allgemeinen  Ueberblick  über  die  wirth- 
schaftlichen  Ereignisse  der  hauptsächlichsten  Länder  in  Europa  und  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  für  das  nächst  rückliegende  Jahr  ent- 
werfen zu  können.  Nur  genau  constatirte  Thatsachen  haben  für  solche 
Uebersichten  wirklichen  Werth ,  noch  aber  fehlt  für  die  meisten  Länder  die 
zeitige  Publication  derselben.  Nur  England  und  die  Vereinigten  Staaten 
liefern  reichliches  Material  zur  Zeit. 
Im  Nachstehenden  sprechen  wir: 
1)    von    den    Ernteergebnissen    von    1869,    den    Weizenpreisen    und    der 

Zufuhr  von   Weizen; 
3)    den  Resultaten    der  Agriculturstatistik  für  Grossbritannien   und  Irland 
im   Jahre    1869; 

3)  von   den   Engrospreisen   der  Hauptwaaren ; 

4)  von   der  Baumwolle   und  ihrer  Industrie; 

5)  von   der  Eisenindustrie; 

6)  von   den  Banken ; 

7)  von   der  Ausfuhr  und   Einfuhr  von    Gold   und   Silber; 

8)  von  den  Eisenbahnen  von  Grossbritannien  und  den  Vereinigten  Staaten; 

9)  vom   Geldmarkt; 

10)    von   den   Staatseinnahmen  und   der  Staatsschuld. 

1)   Die  Ernteergebnisse    für   186  9.     Weizen  preise    und  Wei- 
zen e  i  n  f  u  h  r. 

Während  die  Ernte  von  1868  für  England  eine  au-nehniend  günstige 
war,  fiel  die  Weizenernte  für  1869  auf  10  — lö^/o  unter  eine  gewöhnliche 
Durchschniltsernte.      Gegen    die   von   1868  war  sie   um   25  — SO^/o  geringer. 

Die  stärkste  Zufuhr  kam  diesmal  aus  den  Vereinigten  Staaten.  Trotz 
der  geringeren  Ernte  in  England  fiel  der  Weizenpreis  bis  zum  26.  October 
1869  auf  46  s.  2  d.  der  Quarten  Am  23.  April  1870  war  er  herunter 
gekommen  bis  auf  42  s.  7  d.  Der  Economist  nahm  Anfang  1869  den  Durch- 
schnittspreis des  Weizens  für's  Jahr  1869  auf  50  s.  den  (juarter  an,  wir 
schätzten  denselben  auf  45  s.  Es  ergab  sich  ein  Durchschnittspreis  von 
48  s.   2  d.   für's  Kalenderjahr   1869. 

Die  Preise  des  "Weizens  unmittelbar  nach  der  Ernte  und  die  Durchschnittspreise  eines 

jeden  Kalenderjahres. 

Nach  der  Ernte. 
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Der  Mehrbetrag  der  Wcizencinfuhr  fiir  das  Kalenderjahr  1869  gegeu- 
liber  dem  Vorjahr  fällt  allein  auf  die  Vereinigten  StaaUMi  von  iNord- 
amerika. 
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Ks   bctiHjil   die   VN  eizciicinriilir   \oii 

1«»)8.  18f)9. 

nusslaiid Ctr.  10,053,017  ;),ir)^,33t 

Danemark »  (551, 41!)  549,811 

rreusscn :■,       4,584,7  12  4,635,111 

Sclileswiü,  llolsleiii  und  l,;iii(iil)iirg         t)  45,412  57,454 

Meckleiihiirg ,-  647,205  6!)0,1  17 

llaiisesliidle :■,  756,654  736,134 

iM-aiikrcicIi ••  56,414  468,274 

lllyricn,   Croatioii    und    Dalinali.n  .         •-        1,004,701  1,030,563 

Türkei,  Wallachci,   Moldau       .      .        „       3,049,088  2,361,878 

Egypfeii V       3,219,536  1,004,479 

Vereinigte  Staaten r,       5,908,149  13,181,507 

Britisch  iNordamerika       ....        „  557,443  2,723.053 

Andere   Länder ••  792,813  531,979 

Trotzdem  aber  kostete  der  Mehrbedarf  Fiiüiands  an  Weizen  vom  Aus- 
land weniger,  als  im  Jahre  1868  der  geringere  Bedarf.  Während  sich  die 
Weizeneinfuhr  1868  auf  die  Gesammtsunime  von  22,069,353  L.  beziffert, 
kommen  auf's  Jahr  1869  nur  19,515,758  l>.  So  viel  trug  der  Preisabfail 
aus.  Das  Jahr  1869  eröllnete  mit  einem  Preis  von  51  s.  11  d.  und  schloss 
mit  43  s.  9  d.  Für  den  englischen  Farmer  war  daher  das  Jahr  1869  ein 
liöchst  ungünstiges,  niedrige  Preise  bei  geringer  Frnte.  Man  berechnet, 
dass  der  Ernteausfall  1H69  2  Millionen  Quarter  unter  einer  Durchschnitts- 
ernte betrug. 

Der  Economist  räth  den  Landeigenthümern  und  Pächtern,  sich  den  Ver- 
hältnissen zu  füge«  und  den  Weizenbau  auf  den  für  ihn  günstigen  Boden 
zu  beschränken.  Er  weist  namentlich  auf  die  unbescliränkte  Nachfrage  nach 
Vieh  hin.  Beachtet  er  aber  auch,  dass  die  Landwirfhschaft  nicht  mit  einem 
iMale  umgestaltet  werden  kann  ,  und  dass  sie  ausserdem  unter  ihren  eigenen 
Gesetzen  und  Regeln  sieht?  Noch  empfindet  der  Farmer  ausserdem  die  Folgen 
der  Rinderpest,   namentlich   durch  das   Tödten  jungen   Viehs,  spem   gregis. 

Der  Wegfall  des  letzten  Ueberbleibsels  von  Kornzöllen  in  England  im 
Jahre  1869  ist  für  den  Getreidepreis  in  England  von  kaum  irgend  welcher 
Bedeutung. 

2)  A  g  r  i  c  u  1 1  u  r  s  t  a  t  i  s  t  i  k  auf's   Jahr   1869. 

Xach  den  Berichten  des  Handelsamts  betrug  die  Gesammtsumme  von 
Aeckern  mit  allen  Arten  von  Getreide,  Brachen  und  Gras  46,100,153  Acker 
im  Jahre  1869  gegen  45,652,545  Acker  im  Jahre  1868,  was  einen  .Mehr- 
anbau zu  Gunsten  von  1869  gegen  1868  ergiebt  von  447,608  Acker  Land. 
Von  dem  Totalbetrag  des  bebauten  Landes,  was  im  Jahre  1869  aufgenom- 
men wurde,  Maren  mit  Getreide  bestanden  (einschliesslich  Bohnen  und  Erbsen) 
12,000,111  Acker,  wovon  auf  Grossbritannien  9,758,037  und  2,207,970 
auf  Irland  fallen.  Mit  Griiiifrucht  (green  crops) ,  einschliesslich  Kartoffeln, 
bestanden  waren  5,065,933  Acker,  wovon  3,575,067  in  Grossbritannien  und 
1,468,895  in  Irland.  Unter  reiner  Brache  waren  761,369  Acker,  wovon 
738,836  in  Grossbritannien  und  20,981  in  Irland  waren,  und  mit  Klee 
und     anderen     gesäelen     Grasarten      bestanden     5,149,552    Acker,      wovon 
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3,448,726  in  Grossbritaiinien  und  1,669,800  in  Irland.  Von  bleibender 
Weide,  welche  sich  im  Gesammtbetrag  auf  22,811,284  Acker  bezifferte, 
kamen  auf  Grossbritannien  12,735,897  Acker,  auf  Irland  allein  10,046,877 
Acker  Land. 

Nach  den  statistischen  Aufnahmen  für  1869  vertheilte  sich  das  mit  Ge- 
treide bestellte  Land  in  Grossbritannien  im  Gesammtbetrage  von  9,758,037 
Acker  auf 

Weizen       ....     3,688,357  Acker  oder  nahezu  38  »/o 

Gerste 2,251,480      „  ,,  „        23  „ 

Hafer 2,782,720       „  ,,  „        28  „ 

Roggen       ....  64,099       t,  ,i  i-,       0,6  „ 

Bohnen        ....  575,204       „  w  n  6  ,, 

Erbsen 396,177       n  ii  it  4  ii 

In  Irland  ist  für  die  Getreidearten  ein  ganz  anderes  Verhältniss,  der 
Weizenbau  tritt  ganz  zurück.  Von  der  Gesammtsumme  von  2,207,970 
Acker  Getreideland   wird  gebaut: 

Weizen auf     218,117  Ackern   oder  ungefähr   13% 

Gerste 55       223,338        55  »  n  10  55 

Hafer v    1,684,788        „  „  «  76  „ 

Roggen,     Bolinen     und 
Erbsen    zusammen   nur       ■>■,  18,727         55  r>  n  1   « 

Was  die  Grünfriichte  anbelangt,  so  kommen  in  Grossbritannien  von 
einer  Totalsumme  von  3,575,067  Ackern  585,211  oder  16%  auf  Kartoffeln, 
in  Irland  von  einer  Totalsumme  von  1,468,895  Ackern  im  Jahre  1868 
1,041,837   oder   71%  auf  Kartoffeln. 

Vergleicht  man  die  Uebersichteii  von  1869  mit  denen  von  1868,  so 
zeigt  der  Gesammtackergehalt  von  Getreideland  in  Grossbritannien  einen  Zu- 
wachs von  324,505  Ackern.  Für  Irland  ist  gegen  1868  für  den  Getreide- 
bau  nur  eine   unbedeutende   Steigerung  eingetreten. 

Flachs  wurde  in  Grossbritannien  im  Jahre  1869  auf  20,923  Ackern 
gebaut  gegen  17,543  im  Jahre  1868.  Dagegen  in  Irland  im  Jahre  1869 
auf  229,000  Ackern. 

Bezüglich  des  Viehstandes  zeigen  die  statistischen  Aufnahmen 
fur's  Jahr  1869  für  Grossbritannien  einen  Rückgang.  Mangel  an  Ilerbst- 
und  Winterfutter,  theueres  Getreide  und  Viehkranklieiteii  sind  die  Gründe 
der  Reduction  des  Viehstandes.  Das  Rindvieh  in  Grossbritannieu  zeigt  für 
1869  gegen  das  Vorjahr  einen  iMinderbetrag  von  110,000  Stück.  Die  Zahl 
der  Schafe  sinkt  um  1,17  3,000.  Schweine  sind  in  Grosshritannien  im  .lalire 
1869  um  378,000  Stück  weniger  als  1868  aufgezeichnet  worden.  Irland, 
dessen  Viehsland  im  Jalire  1868  sehr  gesunken  war,  zeigt  ein  anderes  Bild. 
Auch  an  Schafen  werden  1869  liier  174,000  weniger  vorüefunden  als  186'-'. 
Dagegen  steigt  die  Zahl  des  Rindviehs,  und  die  Zahl  der  Schweine  ist  um 
217,000  Stück  grösser  im  Jalire  1869  gegen  das  Vorjahr.  Die  Differenz 
in  der  verhältnissmässigen  Anzahl  von  Schafen  und  Rindvieh  in  Grossbri- 
tannien und  Irland  ist  sehr  gross.  Auf  jedes  Stück  Rindvieh  in  Gross- 
britannien  kommen   uugel'ahr   ö'/j   Schafe.      In  Irland   nur   l'/4  Schaf. 
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Man  sagt,  dass  in  Irland  die  Schweine  sehr  zahlreich  sind,  aber  die 
Durchschnittszahl  der  Schweine  anl'  je  100  Acker  hehantes  Land  ergiebt  nur 
einen  geringen   Unterscliied   zwisciien   England   und   Irland. 

3)   Die   Engrospreise   der   11  a  ii  |»  I  w  a  a  r  e  n. 

Der  Unterschied  zwischen  den  W'aarenpreisen  am  1.  Januar  1S70  und 
1.  Januar    1869   sind    nur   unbedeutend.      Wir   geben    nachstehend 

die  Engrospreise  in  London.  Vergleichung  derselben 
vom  1.  Januar  1869  mit  drei  früheren  Daten,  wobei  in 
l'rocenten  angegeben  ist,  um  wie  viel  die  Preise  am 
1.  Januar  1869  höher  oder  niedriger  waren,  als  die 
Preise  zu  den   aufgeführten   drei   früheren   Zeiten: 


Höher 

Niedri- 
ger 

Höker 

Niedri- 
ger 

Höher 

Niedri- 
ger 

Höher 

Niedri- 
ger 

Artikel. 

a 

Is 

a 

Is 

a 

s 

a 

s 

1.  Jan 

1868. 

1.  Jan. 

1867, 

1.  Jan 

1864. 

I.Juli 

1857. 

Proc. 

Pro.-. 

Proc. 

Proc. 

Proc. 

Proc 

Proc. 

Proc. 

Kaffee 

5 





10 



12 



12 

Zucker 

12 

— 

24 

— 

— 

5 

— 

35 

Thee 

— 

3 

— 

~ 

— 

— 

— 

— 

Weizen 

— 

17 

— 

33 

6 

— 

— 

35 

Fleisch      ..... 

5 

— 

1 

— 

5 

— 

15 

— 

Indigo  '    

1 

— 

3 

— 

20 

— 

28 

— 

Oel 

— 

1 

— 

10 

— 

3 

— 

10 

Bauholz 

2 

— 

5 

— 

3 

— 

4 

Talg 

— 

5 

— 

1 

12 

— 

— 

35 

Leder  

— 

6 

— 

— 

— 

4 

— 

24 

Kupfer 

— 

7 

— 

14 

— 

30 

— 

35 

Eisen 

5 

— 

— 

— 

— 

15 

— 

27 

Blei 

— 

— 

— 

4 

— 

10 

— 

24 

Zinn 

10 

40 

— 

4 

— 

— 

17 

Baumwolle     .... 

4 

— 

20 

— 

80 

50 

— 

Flachs   und  Hanf 

— 

6 

— 

— 

— 

15 

— 

4 

Seide 

— 

4 

— 

5 

25 

— 

— 

15 

Wolle 

— 

8 

— 

35 

— 

60 

— 

50 

Tabak        

— 

— 

16 

— 

50 

— 

20 

Baumwollenstoffe     . 

4 

— 

— 

30 

— 

55 

25 

— 

Die     gesammte     Bank- 

notencirculation   von 

Grossbritannien    . 

1 

— 

1 

— 

8 

— 

9 

— 

Die  Veränderung  der  Preise,  wie  diese  Uebersicht  ergiebt,  ist  gering 
zwischen  dem  1.  Januar  1870  und  dem  1.  Januar  1869.  Der  Fall  ist 
aber  beträchtlich,  wenn  man  drei  Jahre  mit  einander  vergleicht,  1.  Januar 
1870    mit    1,  Januar    1867.      Der  Fall    wird    noch   beträchtlicher,  wenn   man 
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6  Jahre  zurückgeht,  bis  1.  Januar  1864,  und  im  höchsten  Fall  merkwürdig 
ist  die  Vergleichung,  wenn  man  13  Jahre  mit  einander  vergleicht  und  vom 
1.  Januar  1870  bis  zum  1.  Juli  1857  zurückgeht.  Hier  zeigt  sich  durch- 
schnittlich ein  Preisrückgang  von  ungefähr  Y3  (33  "/q)  ,  wenn  man  die  ex- 
ceptionellen  Baumwollen-  und  Indigopreise  ausser  Ansatz  lässt.  Nur  allein 
in   den   Fleisclipreisen   iindet   eine  fortwährende   Steigerung  statt. 

4)   Die   Baumwolle   und   ihre   Industrie. 

Die  Baumwollenindustrie  leidet  ini  Jahr  1869  fast  noch  mehr  als  im 
Jahr  zuvor.  In  unserm  vorjährigen  Bericht  wiesen  wir  bereits  dara^if  hin, 
dass  „die  Spindel-Macht  nicht  Schritt  hielt  mit  dem  Verbrauch".  .Noch 
stärker  tritt  dies  im  Jahr  1869  hervor.  Während  dieses  Jahres  war  daher 
die   Lage  der  Laiicashirer   Industrie  noch   bedrängter   und    unheilvoller. 

Es  sinkt  der  Verdienst  an  gefertigten  Producten ,  und  zuletzt  gegen 
Ende  des  Sommers  wird  die  kurze  Arbeitszeit  als  alleiniges  3Iittel  ange- 
wendet, um  noch  grössere  Verluste  zu  vermeiden.  Der  Gewinn  an  Fabri- 
katen wird  so  unbedeutend,  dass  nur  Spinnereien  der  neuesten  Construction, 
versehen  mit  den  besten  Maschinen  und  in  Händen  von  reichen  und  erfah- 
renen Männern  den  Druck  der  Zeit  aushalten  können.  Aeltere  und  kleinere 
Spinnereien  und  selbst  nicht  wenige  von  den  besseren  verändern  ihre  Be- 
sitzer mit  grossen  Verlusten  derselben,  Erscheinungen,  wie  sie  1869  häuüg 
auch  in  Deutschland  vorkamen.  Es  werden  Fälle  erzählt,  wo  Spinnereien 
für  6-  oder  7000  Pfund  verkauft  werden,  die  40,000  gekostet  haben.  Der 
Hauptgrund  ist  der  zu  hohe  Preis  der  Roh-Baumwolle,  dieser  ist  durch- 
schnittlich für   1869   um   15  »/o  höher  als   1868. 

Wir  geben  zunächst  eine  Uebersicht  des  jährlichen  Durchschnittspreises 
der  Baumwolle,  des  jährlichen  Geldwerthes  und  der  Jahresconsumtion  derselben. 

Jährlicher  Werlh  der 
consumirten 


Jahre 


Durchschnitts- 

Import- 

Preis 

11  Vi« 

pr.  Ib. 

9V8 

55 

lOVs 

55 

13V2 

55 

15V4 

55 

22 

55 

207« 

55 

Baumwo 

lle 

44 

Mill. 

L. 

41 
41 

55 

55 

52 
47 

55 
55 

52 

55 

41 

55 

Gesammle  jährliciie 
Consumtion 


940 

Mill 

.  Ibs. 

996 

55 

954 

55 

891 

55 

718 

55 

561 

55 

476 

55 

1869  .  . 

1868.  . 

1867.  . 

1866  .  . 

1865  .  . 

1864.  . 

1863  .  . 
Durchschnitt  j 
auf  5  Jahre  ! 
1856-1860) 

Im  Jahre  1869  beträgt  die  gesammte  Einfuhr  von  Rohbaumwolle  in 
England  nur  10,903,813  Ctnr.  gegen  11,857,893  Ctnr.  im  Jahre  1868. 
Die  Mindereinfuhr  aus  den  Vereinigten  Staaten  veranlasste  den  Ausfall,  denn 
während  no.ch  1868  aus  den  Vereinigten  Staaten  5,128,971  Ctnr.  eingeführt 
werden,   gehen   von   da   1869   nur  4,083,562   Ctnr.   ein.      Es   betruuen 

die    amerikanischen   B  a  u  nM\'  o  1 1  e  n  -  E  r  n  t  e  n 
1866—1867  bis   1868-1869  (in   lOOOen  von  Ballen)! 


6V2 


25 


900 
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(jesunmile   Kriitc    .    . 

Auülulir  nach  Gross- 
britannieii    .    .    .    . 

Ausfulir  nach  Frank- 
reich   

Ausfuhr  nach  andern 
I. hindern 


181)!)     1870 
Scliiil/iiiig 

2,665 
1,275 


Consuintion  in 
iNordslaaten  . 

Consunitiun  in 
Siidstaiiten    . 

Vorrath      am 
der   Saison 


den 


den 
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lbG8-  IHIi!» 

ltiG7  — 18)J8 

18G(i  -1867 

2,411 

2,577 

2,204 

990 

1,229 

1,210 

225 

198 

198 

233 

230 

130 

1,448 

1,057 

1,544 

839 

819 

723 

153 

146 

128 

2,440 

2,622 

2,404 

Ende 


.   .  -  11  37  82 

Die  Baumwollen-Ernten  und  Baumwoilen-Consumtion  in  den  Verejnisjlen 
Staaten  vor  dem  Kriege  und  der  Export  nach  Grossbritannien  in  dieser  Zeit 
war,  wie   folgt: 

(in  lUOOeu  von  Ballen) 
CoMsunüion  in 
Jahre  Ernleertrag      den   Vereinigten 

Staaten 

1856-1857   .   .      2,939  702 

1857-1858   .   .      3,113  469 

1858-1859   .   .      3,851  771 

1859—1860   .   .      4,675  810 

1860-1861    .   .      3,656  669 

Wir  geben   nun   im   Nachstehenden   zunächst  eine   üebersicht 

der  Factoreien  im  Vereinigten  Königreich  und  der .  in  ihnen 
beschäftigten  Personen,  nach  den  ofliciellen  Aufnahmen  für 
1856,    1861    und    1868. 


Ausfuhr  nach 
England 

1,428 
1,809 
2,049 
2,669 
2,175 


Preis  in 
Liverpool 

7% 

7^8 


Factoreien. 


Art  der  |  lEngiandio  ,    ,, 

„  f  I  j      Scholl 

Manu-      Jahr.       und 

Idctur     I  Wales 


l;uul, 


Irland 


Gesanimt 
zaiil. 


Beschäftigte  Personen. 


^"S'?"^  Schott-  !         ,  ^'\ 

und  ,      I        Irland  sammt- 

ir   1  'an"-  1  1 

Wales.  zahl 


1185612,046 

ß™-186l|  2,715 

^^"^    '1868   2,405 

Wolle,  U&56   1,793 

Woistad/l86l!  1,968 

"^'""'''>|  1868!  2,211 

Flachs  '|1856|   139 

Hanf  u.  /*i&6l|   143 

•'"'^  I1868I   155 


152 

12 

163 

9 

131 

13 

204 

33 

201 

42 

207 

47 

168 

110 

192 

105 

169 

148 

2,210 

2,887 

2,349 

2,030 

2,211 

2,465 

417 

440 

472 


341 

407 

357 

156 

160 

233 

20 

20 

25 


35 
41 

40 
10 
13 
18 
32 
39 
52 


3 
3 
4 
1 
1 
1 
29 
34 


380 
451 
401 

166 
173 
253 
80 
94 
135 


Die  nächste  Üebersicht  zeigt  die   Vermehrung  der  Spindeln. 
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Facloreien  im  Voreinigten  Königreich.     Officielle  Aufnahmen  auf  die 
Jahre  1856,  1861  und  1868  iiher  die  Spind el- Mac  ii  t  (spindle  power). 

(OOüe  weggclasspn,  25,818  lies  25,818,000.) 


Jalue. 

Spind 

ein. 

Art  der  Manu- 
faclur. 

England 
und    Wales. 

Scholl- 
land. 

Irland. 

Gesain  nit- 
betrag. 

Vermehrung 
oder  Vermin- 
derung pro  Celli. 

Zahl. 

Zahl. 

Zahl. 

Z.hl. 

1  1856 

25,818 

2,041 

150 

28,010 

— 

Baumwolle 

1861 

28,352 

1,915 

120 

30,387 

8 

1  1868 

30,478 

1,397 

124 

32,900 

6 

Wolle,  Worstad 
und    Shoddy 

1856 
1861 

2,798 
3,092 

293 
356 

20 
23 

3,111 
3,471 

12 

1868 

6,045 

385 

26 

6,455 

9 

Flachs,  Hanf 
und  Jute 

l  1856 

441 

278 

567 

1,288 

— 

1861 

345 

312 

594 

1,252 

3 

^  1868 

448 

331 

900 

1,670 

30 

In  England  und  Wales  vermehrten  sich  die  Baumwollen-Factoreien  in 
den   Jahren   1856—1861    um  669  mit  2'/2   Millionen   Spindeln. 

Zwischen  1861  und  1868  minderten  sich  die  Bauiuwollen-Facloreien 
zwar  um  310,  trotzdem  aber  nahm  die  Zahl  der  Spindeln  um  weitere  2  Mil- 
lionen Spindeln  zu,  was  beweist,  dass  viele  ältere  Spinnereien  aufgegeben 
wurden  und  neuere  entstanden  mit  vollkommenerer  Maschinerie  und  bedeu- 
tenderer Grosse. 

Die  Verluste  rechnen   sich   nach   Millionen  auf. 

Nach  einem  Bericht  von  Ellison  und  Haywood  in  Liverpool,  einer 
der  ersten  Autoritäten  im  Baumwollengeschäft,  wollen  wir  in  wenigen  Zügen 
die  innere  Geschichte  und  die  Gründe  der  jeweiligen  Bedrängnisse  der  Baum- 
wollenindustrie zu  skizziren  versuchen.  In  Folge  der  Theuerung  der  Baum- 
wolle liel  der  Wollen-  und  Leinenindustrie  namentlich  in  England  die  Be- 
friedigung eines  Theils  der  Bedürfnisse  zu,  die  bei  wohlfeileren  Baumwollen- 
producten  der  Baumwolleiiindustrie  zu  Gute  gekommen  wäre.  In  die  Periode 
seit  dem  amerikanischen  Krieg  fällt  merkwürdiger  Weise  die  Periode  wohl- 
feiler Wollenpreise  namentlich   in  den  letzten   Jahren. 

Die  wunderbare  BUithe  der  Baumwollenmaiiufactur  vor  dem  amerikani- 
schen Krieg  war  das  Besiiltat  reichlicher  Zufuhr  des  Rohmaterials  zu  nie- 
drigen Preisen.  Der  Bückgang  dieses  Aufschwungs  war  die  Folge  vermin- 
derter Einfuhr  und  bedeutend  erhöhter  Preise.  Für  die  ersten  sechzig  Jahre 
des  gegonwärtisfen  Jahrhunderts  verdrängte  der  Fortschritt  der  Baumwollen- 
industrie die  der  andern  Gewebe;  so  ersetzte  Kattun  in  grossem  Maassstabe 
sowohl  Leinen-  als  WolleiistoHe.  Der  relative  Fortschritt  in  der  Zufuhr 
der  Bohstoll'e  Inr  die  drei  Arten  von  Geweben  zeigt  sich  in  den  l'olaenden 
Zahlen,  welche  die  durchschnittliche  Einfuhr  von  Baumwolle  und  Flachs 
und  die  durchschnittliche  Einfuhr  und  heimische  Erzeugung  von  Wolle  wäh- 
rend der  fünf  Jahre,  endend  mit  1825,  und  der  fünf  Jahre,  endend  mit 
1860,  geben.  Die  heimische  Production  von  Wolle  wird  angenommen  als 
100  Millionen   Pfunde   in  1821-1825,  und   als  143  Millionen  in  1856-1860. 
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Jährliche  Einfuhr  und  Produclion. 

Bauiiiwülle  Wulle  Flachs 

Mill.  Pfd.  xMill.   Pfd.  Mill.  Pfd. 

1820-1825 169  \M  78 

1850—1860 Jl^^^  '^"^^  ^^"^ 

Gesaininl-Vermeliriing  933  140  95 

Gesamml-Proceiile  .   .  552  104  122 

ücr  Kricg^  indessen  veräiiderle  vollstiiiKÜg  die  relative  .Slelluiij^  der 
Gewebe,  und  Bauriiwolle  wurde  aus  dem  w  ohUeilsleii  der  llieueiste  Klei(luu{4^- 
arliiiel.  Wollene  Kleider  ersetzten  die  Kattune,  Wollen-  und  W(*rslad- 
Anzüge  nalnnen  die  Stelle  ein  von  baumwollenen  Ünieksaeiien,  und  obsclioii 
der  Preis  der  Baumwolle  merklicli  gesunken  ist  vom  höelislen  Punkt,  so  ist 
er  doch  noch  mit  50  Procent  über  der  Stufe,  welche  ihm  vorher  das  voll- 
ständige Ucbergewicht  gab  über  die  andern  Gewebe.  Wie  vollständig  die 
Hevolution  in  dieser  Beziehung  gewesen  ist,  das  zeigt  die  naclitstehende 
Uebersiebt ,  welche  eine  Zusammenstellung  giebt  von  der  diirchsclinittlichen 
Production  und  Consumtion  von  Baumwollen-,  W  ollen-  und  Leinenlabrikaten 
während  der  vier  Jalire ,  welche  dem  amerikanischen  Kriege  vorhergingen 
und  der  vier  Jahre  nach  Schluss  desselben.  Die  Zahlen  über  die  Wolle 
sind  ausschliesslich  der  Shoddy-Artikel  und  der  Wolle  von  geschlachteten 
Thieren,  wovon  man  keine  genaue  Statistik  hat.  Die  heimische  Woll- 
Produclion  wird  angenommen  zu  145  Mill.  Pl'd.  in  der  Periode  1858—1861 
und  zu  180  iMill.  Pfd.  in  der  Zeit  von  1866  —  1869.  Die  Production  von 
Flachs  in  Irland  wird  zu  62  31ill.  Pfd.  in  der  ersten  Periode  gesetzt  und 
zu   122  Mill.   Pfd.   in   der  zweiten. 

Von  dem  Gesammtverbrauch  von  Wolle  sind  27  Procent  und  von  dem 
von  Flachs  20  Procent  für  den  Verlust  während  des  Processes  der  Bearbei- 
tung angenommen. 

Durchschnittliche  jährliche  Production. 

1858-1861  1866-1869 

Gesammtbetrag  Gesammtbetrag 

iMill.  Pfd.         Procent  Bliil.  Pfd.         Procent. 

Baumwolle 888            71,8  827               63,6 

Wolle 179            14,5  241                18,5 

Leinen 1^69         J^3^7  ^               17,9 

Gesammtbetrag       1,237          100,0  1,300             100,0 

Durchschnittliche  jährliche  Ausfuhr. 

Baumwolle 689            78,2  684  70,4 

Wolle 106            12,1  162  16,7 

Leinen 84              9^  125  12,9 

Gesammtbetrag           881          100,0  971  100,0 

Durchschnittliche  heimische  Jahresconsumtion. 

Baumwolle 198            55,6               142  43,5 

Wolle 73            20,6                  78  23,9 

Leinen 84            23,8                106  32,6 

Gesammtbetrag          356          100^              328  100,0 
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Diese  Zahlen  zeigen  ,  dass,  während  die  Production  von  baumwollenen 
Gütern,  verglichen  mit  der  Gesammtproduction  aller  Gewebe,  ung-efähr  um 
8  "/o  zurückblieb,  die  wollenen  und  leinenen  Güter  ungefähr  4  "/q  gewannen. 
Sie  zeigen  ebenso,  dass,  während  die  Erzeugung  von  baunn\  ollenen  Gütern 
eine  Verminderung  von  7  "/o  erfuhr,  die  von  wollenen  eine  Vermehrung  von 
45  "/o  und  die  von  leinenen  eine  Vermehrung  von  31  °/o  zeigt.  Zum  Schluss 
geben  wir  noch  eine  Zusammenstellung  der  Wollen-  und  Baumwollenpreise 
am    1.  Januar  der  letzten   zehn  Jahre. 

Preise  am  1.  Januar. 


1861    1862    1863      1864      1865      1866      1867      1868     1869     1870 


Baumwolle  — 
middlingiNew- 

Orleans 
Wolle  —  eng- 
lische ge- 
waschen 
Ostindien,  ge- 
wöhnliche 

gelbe 
Australien 
Durchschnitts 
preis,  ge- 
waschen 


7% 


21 


7^4 


24 


d. 

d. 

d. 

d. 

d. 

d. 

d. 

d. 

12 

24 

28 

27 

21V4 

15^8 

7V4 

11 

20 

2IV2 

24 

28 

251/2 

20 

14 

16 

8 

10 

10 

9% 

IOV4 

7^4 

7V2 

8 

22 

23 

23V2 

22V2 

24V2 

221/2 

20V2 

I9V2 

11V4 

141/2 

6V2 

18 


Man  berechnet,  dass  die  Minderung  der  Consumtion  von  Baumwolle  in 
Europa  ungefähr  5  ^o  betrug.  In  England  war  der  Fall  ungefähr  5^/4  "/o, 
in  Deutschland  ungefähr  4^/4  und  in  andern  Districten  zwischen  1^/4  und 
2^/4  "/o-  Die  Klagen  der  deutschen  Spinner  sind  ein  Wiederhall  der  eng- 
lischen ,  nur  dass  man  in  Deutschland  solchen  Erscheinungen  weniger  Be- 
achtung  schenkt,    und   handelte  es  sich  auch  um  den  Verlust  von  Millionen. 

5)  Die  Eisenindustrie. 

Nach  den  Handelsberichten  zeigt  das  Jahr  1869  eine  allmählige,  aber 
stetige  Besserung  des  Eisengeschäfts.  Die  vermehrte  Nachfrage  nach  Eisen- 
bahnschienen ,  welche  bereits  im  Jahre  1868  begann,  nahm  immer  grössere 
Dimensionen   an  und  führte  gegen   den  Schluss   des  Jahres   zu  höheren  Preisen. 

Die  Handelsamtstabellen  zeigen  eine  merkwürdige  und  fast  noch  nicht 
dagewesene  Vermehrung  des  Eisenexports.  Während  der  ersten  1 1  Monate 
von  1869  wurden  2,397,710  Tonnen  exportirt ,  gegen  1,798,690  Tonnen 
im  Vorjaiire  in  derselben  Periode.  Die  Vermehrung  bestand  in  300,000 
Tonnen    Eisenbahnschienen    und  300,000   Tonnen    Blöcken,    Stangen    n.    s.    w. 

Die  stärksten  Abnehmer  für  Schienen  waren  Russland  mit  251,104 
Tonnen  (1868:  101,286  Tonnen)  und  die  Vereinigten  Staaten  277,765 
Tonnen   (1868:   248,246  Tonnen). 

6)  Die  Banken. 

Wir  beschränken  uns  für  den  gegenwärtigen  Bericht  auf  die  schottischen 
Banken. 
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Die  elf  schottischen  Bankgesellschaften  mit  Notenemissionsbefugniss, 
(leren  Capital  iM/j  .)lill.  I,.  betragt,  erzielten  im  Jahre  1869  einen  Gewinn 
von  1,141,000  L.  oder  12  l'rocent.  Ihre  sämmtlichen  Depositen  stiegen 
his  auf  63'/2  Millionen.  Dio  schottischen  Banken  geben,  abweichend  von 
den  grossen  enylisclien  Banktui,  Zinsen  sowohl  von  den  Depositen  als  beim 
Contocorrent.  Daher  bilden  sie  denn  noch  in  weit  höherem  )Iasse  als  in 
Kngland  die  Sammelpläl/e  des  lliissiffen  Capitals.  Sie  ruhen  bekiiiintlich  auf 
dem  l'rincip  der  unheschränklen  llaltverbindlichkeit  der  Gesell>ehaflen.  Ihre 
Notenausgabe  ist  beschränkt.  Weitere  Notenausgabe  über  die  durch  das 
Gesetz  bestimmte  Summe  erheischt  Hinterlegung  in  Gold  zum  vollen  Betrag 
der  weiteren   Ausgabe. 

7 )    Aus-      u  n  d     K  i  n  f  u  ii  r     \  o  n     G  o  I  d  -     u  n  d     S  i  I  b  e  r  b  u  1 1  i  o  n      u  n  d 
S  p  e  c  i  e. 

Es  betrug  die  Einfuhr  nach  England  in  den  beiden  Jahren  1868  und 
1869,   wobei  OOOe   weggelassen   (410   lies   410,000  L.). 

Gold. 

1868.  1869. 

Australien 6,985  7,889 

Vereinigte  Staaten     ....     6,972  1,827 

Andere  Länder 3,174  4,050 

Zusammen    17,131  Zusammen    13,766 

Silber. 

1868.  1869. 

Mexico  ...:....     3,200  2,530 

Brasilien 222  121 

Continent 1,678  2,892 

Andere  Länder 2,711  1,182 

Zusammen      7,81  1  Zusammen   6,725 

Dagegen   die  Ausfuhr: 

Gold. 

1868.  1869. 

Continent 8,049  4,530 

Indien   und   Egypten  .      .      .      .      1,496  1,524 

Brasilien   und   Südamerika    .      .      1,459  802 

Andere   Länder 1,701  1,597 

Zusammen    12,705  Zusammen   8,463 

Silber. 

1868.  1869. 

Indien   und  Egypten  ....      1,336  2,360 

Vereinigte   Staaten     ....          —  2 

Continent 5,358  4,321 

Andere  Länder 815  1,233 

Zusammen      7,509  Zusammen   7,916 
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Es  sind  die  beiden  Zittern  des  Exports  nacli  Indien  und  Egypten  an 
Gold  und  Silber  im  Jabre  1869  auffällig-.  Es  übersteigt  die  Ausfuhr  dabin 
für  1869,  trotzdem  dass  der  abessynische  Krieg  vorüber,  noch  die  des 
Vorjahrs. 

8)   Die  Eisenbahnen   von    G  r  o  s  s  b  r  i  t  a  n  n  i  e  u   und   de»  \  e  r  e  i  n  i  g  - 
ten  Staaten   von   Nordamerika. 

Die  Gesammteinnahmen  der  englischen  Eisenbahnen  betrug  im  Jahre 
1869  41,025,661  L.  gegen  1868:  39,223,286  L. ,  eine  Vermehrung  von 
1,802,363  L.;   1868  gegen  1867    war  der  Zuwachs   nur   903,728  L. 

Die  Meilenzahl  der  bis  /.um  Schluss  1869  eröffneten  Bahnen  war 
14,414  Jleilen  (1868:  14,223  M.,  1867:  14,020  M. ,  1850:  6,753  M., 
1842:   1,630  M.). 

Staunenerregend  ist  die  Entwicklung  der  amerikanischen  Eisenbahnen. 
Wir  geben   nur  wenige  Zittern. 

Am  1.  Januar  der  nachstehenden  Jahre  betrug  die  Meilenzahl  der  er- 
öffneten  Bahnen   in   den   Vereinigten   Staaten: 


Meilenzahl. 

Meilenzahl. 

1850      . 

7,475 

1867      . 

.      36,896 

1855      . 

.      17,385 

1868      . 

.     38,822 

1860      . 

.      28,771 

1869      . 

.      42,272 

1865      . 

.     34,442 

1870     . 

.     48,862 

1866     . 

.     35,351 

Grossbritannien  baute  in  den  letzten  15  Jahren  noch  nicht  so  viel  Bahnen 
wie   die  Vereinigten   Staaten   im   letzten  Jahre  ! 

9)  Der  Geldmarkt. 

Der  Discontsatz  bei  der  englischen  Bank  im  Jahre  1869  hält  sich 
zwischen  3  und  4^0  5  der  niedrigste  Stand  war  vom  19.  August  bis  3.  No- 
vember 2'/2Vo5  der  höchste  Stand  4'/2  Vo  '•om  6.  Mai  bis  10.  Juni.  Die 
Durchschnittshöhe  3V8Vo?  während  sie  in  Paris  und  Brüssel  nur  2'/2  Vo?  '» 
Frankfurt  3  "/o  betrug.  Bei  der  preussischen  Bank  war  sie  ^^U^lo,  in  Wien 
i^/g^lo,  i»  Petersburg  ^^/s'^/o-  Bereits  in  unserem  vorjährigen  Berichte 
erlaubten  wir  uns,  auf  das  stetige  Sinken  der  englischen  Slaatspapiere  hin- 
zuweisen. Das  Jahr  1869  giebt  uns  weitere  Bestätigung  der  Beobachtung. 
Die  Consols  fallen  im  Januar  von  92^^  auf  92'/8  '•"  December,  die  neueren 
Dreiprocentigen  von  9374  ^"f  ^^Vs-  Auch  die  Bankstocks  gehen  von  243 
auf  236  am  Schlüsse  des  Jahres  zurück.  Dagegen  fahren  die  Colonial- 
sicherheiten  auch  im  Jahre  1869  fort  zu  steigen.  Von  12  aufgezeichneten 
Stocks  sinkt  nur  ein  einziges,  Kap  der  guten  Hottnung  6  "/o  von  104  auf 
102,  während  eins,  Ceylon  6^/0,  auf  dem  Stand  von  110  verbleibt,  alle 
übrigen   steigen,   und   zwar  die  meisten   um   mehrere  Procente. 

10)  Die  Staatseinnahmen   und  die  Staatsschuld. 

Für  das  am  31.  März  1870  abgelaufene  Fiscaljahr  ergiebf  sich  eine 
Slaatseinnahme  von  75,434,252  I..  gegen  eine  Einnahme  im  Vorjahr,  mit 
31.  März  1869  endigend,  von  72,591,991  L.  Es  sind  die  Ziffern  der  ein- 
zelnen  Einnahmen  : 
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Jahr 
endend  31.  März  1870. 

Zölle 21,529,000  I-. 

Accise 21,763,000 


Jalir 
endend  31.  .Mär/.  1869. 


22,42  1,000   I,. 

20,462,000  „ 
9,218,000  „ 
3,494,000  « 
8,618,000  „ 
4,660,000   „ 


Stempel      ....        9,248,000 

Ahschätzungssteuern        4, ."300, 000 

Einkommensteuer     .      10,044,000 

i'ost 4,670,000 

Telegraphendienst     .  100,000 

Kronland  ....  375,000   „  360,000   „ 

Verschiedene.     .     .        3,205,253j,  3,355,991    „ 

Zusammen      7"5,434,252T.  72,591,991    L 

Es  zeigt  eine  Vermehrung  gegen  das  Vorjahr  besonders  die  Accise 
1,301,000  L.  ,  ferner  Abschätzunsssteuern  1,006,000  und  die  Einkommen- 
steuer 1,426,000.  Neu  dazu  gekommen  ist  die  Einnahme  aus  dem  Tele- 
graphendienst. Im  Jahre  1869  übernahm  der  Staat  für  ungefähr  7  )lill.  I,. 
die  Telegraphenlinie  von  der  British  und  Irish  iMagnetic,  Telegraph  Company, 
Reuter's  Telegramm  Company  u.  s.  w.  Der  Telegraphendienst  ging  Ende 
.lanuar  1870  an  die  Post  über.  Die  Einnahmen  beweisen,  dass  das  .lahr 
1866  völlig  überwunden  ist.  Bereits  giebt  sich  das  englische  Volk  der 
Hoffnung  hin ,  nun  baldigst  in  ähnlichen  Progressionen  wie  die  Vereinigten 
Staaten  die  Nationalschuld  abstossen  zu  können  und  wir  werden  demnächst, 
wenn   kein   Krieg  eintritt,   Vorschläge  mancherlei  Art   deshalb   hören. 

K-n. 
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IV. 

Die  Bevölkerung  der  grö$iseren  iStädte   der  im  Reichsrathe 
vertretenen  I<änder  Oesterreichs. 

Nach  den  Ergebnissen  der  Volkszählung  vom  31.  December  1869. 

Bekanntlich  hat  am  Schlüsse  des  vorigen  Jahres  in  Oesterreich  eine 
Volkszählung  stattgefunden,  deren  allgemeinste  Ergebnisse  uns  durch  die 
Freundlichkeit  der  statistischen  Centralcommission  in  Wien  zugekommen  sind. 
Indem  wir  uns  über  die  Blethode  dieser  Volkszählung  und  ihre  speciellen 
Resultate  näheren  Bericht  vorbehalten ,  theilen  wir  in  der  nachfolgenden 
Zusammenstellung  zunächst  die  Bevölkerung  der  Städte  mit,  welche  über 
10,000  Einwohner  zählen,  und  fügen  eine  Vergleichung  derselben  mit  den 
Ergebnissen   der  vorhergehenden   Volkszählung  vom  Jahre   1857   hinzu. 


Städte. 


Einwohner: 


1857. 


1869. 


Zunahme: 


absolut,     j    in  "/q. 


Oesterreich  unter  der  Enns. 
Wien   (Stadt)      ....... 

Vororte  Wien's. 

Hernais 

Fünfhaus    

Rudolfsheim 

Ottakring 

Währing 

Unter- Meldung 

Simmering 

Gaudenzdorf    

Sechshaus  

Neulerchenfeld 

Die   übrigen   8  Vororte       .      .      .      . 
Summa  der  Vororte 

Sonstige  Gemeinden. 
Wiener -Neustadt 


476,222     622,087 


145,865   I   30,63 


14,437 

13,639 

15,211 

12,468 

5,107 

5,882 

6,467 

8,750 

7,529 

9,052 

15,388 

113,930 

14,544 


33,189 
27,065 
22,814 
21,269 
16,023 
13,776 
11,900 
11,692 
11,050 
10,068 
24,232 
203,078 

18,077 


18,752 

13,426 
7,603 
8,801 

10,916 
7,894 
5,433 
2,942 
3,521 
1,016 
8,844 

89,148 


'129,89 

98,42 

49,98 

70,58 

213,74 

134,21 

I   84,01 

33,62 

46,77 

11,22 

57,47 

78,25 


3,533      24,29 
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Kiiiwoliiier  : 
IHÖT.  18(i!). 


/iiiialiiiii'  : 
.iKoliit  in  %. 


Oesterreich  ob  der  Enns. 


Sleier 


Salzburg. 

Salzburg- 

Steiermark. 

(jratz 

Marburg     

Kärnthen. 

Klagent'iirl 

Krain. 

I.aibuch 

Triest,   Görz  und  Gradisca,  Istrien. 

Triest  (samml  Gebiet)    .... 
Görz 


Tirol  und  Vorarlberg. 


Iiiiibbruck 
Trient   . 


Böhmen. 


Prag 
Pilsen    . 
Reichenberg-    . 
Budweis 
Smichow    . 
Warnsdorf 
Eger 

Karolinenthal  . 
Kuttenberg 
Kladno 
Aussig  . 
Teplitz  . 
I.eitmeritz  . 


Mähren. 


Brunn    . 

Iglau 

Prossnic 

Olmütz 

Sternberg 

Znaim   . 


27,Ü28  30,.')  1!) 

10,752  13,392 

17,253  19,325 

Ü3,I76  80,732 

6,294  13,085 

13,479  15,200 


20,747   23,032 


104,707   120,050 
13.297    16,823 


14,224 
14,347 


142,588 

14,269 

18,854 

14,811 

9,147 

11,977 

11,012 

12,048 

12,727 

5,499 

6,956 

6,854 

7,488 


58,809 
17,427 
12,542 
13,997 
12,665 
8,676 


16,810 
17,000 


157,275 
23,681 
22,394 
17,465 
15,401 
14,400 
13,441 
13,387 
12,764 
11,066 
10,933 
10,174 
10,023 


73,464 
20,112 
15,717 
15,231 
13,479 
10,600 


2,891  10,46 

2,640  24,55 

2,072  12,01 

17,556  27,79 

6,791  107,90 

1,721  12,77 

i 

2,285  11,01 


15,343        14,65 
5,326       26,52 


2,586        18,18 
2,653        18,47 


14,687 
9,412 
3,540 
2,654 
6,254 
2,423 
2,429 
1,339 
37 
5,567 
3,977 
3,320 
2.535 


14,655 
2,685 
3,175 
1,234 
814 
1,924 


10,30 
65,96 
18,78 
17,92 
68,37 
20,23 
22,06 
11,11 
0,29 
101,24 
57,17 
48,44 
33,86 


24,92 
15,41 
25,31 

8,82 

6,43 

23,18 
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S  tadle. 


Einwohner; 

18577 


18(59. 


Zunahme 
absohlt. 


in  o/o 


Schlesien. 

Troppau  .... 
Bielitz 

Galizien. 
Lemberg-     .... 
Drohobycz 

PrzemysI  .... 
Jaroslaw  .... 
Sniatyn  .... 
Horodenka 

Bukowina. 
Czernowitz 


13,861 

8.699 


70,384 

11,324 

9,806 

8,773 

10,663 

8,4.'3l 


17,134 
11,059 

87,105 
16,884 
15,400 
11,166 
10,598 
10,000 


3,273 
2,360 

16,721 
5,560 
5,594 
2,393 
-  65 
1,549 


23,61 
27,13 

23,76 
40,91 
56,53 
27,28 
-0,69 
18,33 


26,345       34,000 


7,655        29,05 


Eingesendete  Schriften. 

Die  schon  unter  „Lilleralur"  angeführten  Schriften  sind  liier  ausgeschlossen;  auf  die 
mit  einem  *  bezeichneten  werden  wir  in  einem    der    folgenden  Hefte   zurückkommen. 

Lotterieen    und  Prämienanleihen   nach   volkswirthschaftlichen   Grund- 
sätzen   und   Erfahrungen    von   ür.   V.    Böhmert.      Berlin   (Stilke   und    van 
Muyden)   1869.      63   SS. 
Ein  sehr  beachten-swerthes  zeitgemässes  Schriftclien,  in  welchem  der  naclilheiiige 
Einfluss  aller  öffentlichen  Glücksspiele  auf   die  sittlichen   Grundlagen    des  Volkswohl- 
standes beleuchtet  wird.     In    den  Anlagen    ist    auch    der  Wortlaut    der  Gesetze    mil- 
getheilt ,  welche  in  Frankreich  und  England  alle  Lotterieen  verbieten. 

W.   Besobrasof,    Et  u  des    sur   les   revenus   public  s.      Impots  sur   les 

actes.      I   u.  II.      St.   Pertersburg   1866   u.   1867.      4.      50   u.  48   SS. 
—    —    Hevenus   des   mines.      I.      St.   Petersburg   1870.      4.      36  SS. 

In  der  ersteren  Schrift  giebt  der  Verfasser  und  zwar  in  ihrem  ersten  Abschnitte 
einen  Ueberblick  über  die  heutige  Stempelgesetzgebung  in  den  vorzüglichsten  Staaten 
wie  über  die  Erträge,  welche  sie  denselben  einbringen;  im  zweiten  Abschnitte  wendet 
er  sich  vorzugsweise  der  russischen  Stempelgesetzgebung  zu  ,  legt  ihrei\  Entwick- 
lungsgang dar  und  stellt  sie  anderen  Staaten  gegenüber. 

Die  zweite  Schrift,  über  die  Einkünfte  aus  den  Bergwerken,  welche  erst  in 
ihrem  ersten  Tlieile  vorliegt,  beschränkt  sich  vollständig  auf  russische  Verhältnisse 
und  gewährt  neben  den  entsprechenden  sachlichen  Erläuterungen  eine  detaillirte 
statistische  Uebersicht  über  die  Ausbeute  der  im  Besitze  der  Krone  befindlichen 
Bergwerke,  sowohl  ihren  Roli-  wie   Reinerträgen  nach. 

G.     E  b  e  r  t  y  ,     Die     (i  e  w  e  r  b  e  -  G  e  r  i  c  h  t  e     und     das     gewerbliche 
Schiedsgerichtswesen   in   ihrer  gesetzlichen  Entwickelung  und  ihrem 
gegenwärtigen  Stande.      Berlin  1869.      8.      49   SS. 
Diese    kleine  Schrift    zeigt    in    übersichtlicher  Weise   den  Entwickelungsgang  der 

Gesetzgebung    und    Institutionen    hinsichtlich    der    scliiedsrichterlichen    Behörden    in 

Gewerbesaclien  in  Preussen ,   dem  Norddeutschen  Bunde,    Oesterreich ,   England  und 

Frankreicli. 
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C.      AI.      VVitticIi,      (i  r  n  II  (1 .1  u  l/.  c     /,  u  r     W  t- r  l  li  >.  c  li  a  l  z  u  ii  g     des     der 

1  a  n  d  w  i  r  t  li  s  c  li  a  r  1 1  i  (•  li  e  n     B  e  n  u  t  y-  u  n  jf     ii  ii  l  c  r  w  o  r  f  e  n  e  n     Grund 

ti  n  (I    H  ()  (I  e  n  s    d  e  r    «  r  ö  s  s  c  r  c  n    und    kleineren    I,  a  n  d  ir  ii  l  e  r    d  e  r 

l'rovin/,    S  c  li  1  e  s  i  e  n    mit  Ge<ieniil)ersleiiiiny^   des   wirllisclialllielien    W  er- 

llies   y.n   dem    l<eineri.raf,'^e    der   na(  li    dem    (iesetze    vom    '21.   .Mai    1861     er- 

foIg:lcn   Steiierveraiila<?iin<>.      Kin    uncMtiicIniielies    Ilaiidbiieli   liir   Gutskaufer, 

Kapitalisten,    llyiiollieken-lnlialxr    und   ('(»mmiiiialbcliordcii.      Breslau    187Ü. 

8.      95    SS. 

Eine    seiir  lltis.'.ige    und    grüinliiclie  Arbeit,    ueiclie    es    sich    zur  Aufgribe  marlil, 

.Mangels    neuerer    slaalliclier    Krlicbungen    über    dm    Bodenwerlli    Aidiallepunkle    zu 

geben,    denselben   bcredinen    zu   können.      Der   Veif.isstr    hat    seinen   L'nlersucliungen 

über    die    Sltig<ruiig    des    Bodenwcrllies    die    Auf/.eitiinungen    über    die    Preise    von 

Weizen,    Roggen,    Gerste  und   Hafer    in    der  Stadi  Liegnilz  wälirend    der  Jalire    von 

1830  bis  18(i7   zu   Grunde  gelegt. 

C.    V.    C  zornig,     Die    Besteuerung    der    Wechsel    und    anderer 
dem   kaufmännischen   Verkehre   dienenden   l'rivaturkunden 
in    den    europäischen    Staaten.       Ein    Beitrag     zur    vergleichenden 
Finanzgesetzkunde.      Triest   1870.      8.      33  SS. 
Wir  hallen    schon    im    vorigen  Jalire    der    verdienstlichen  Zusammenstellung  des 
Verfassers  über    die  Abgaben  der  Ueberlragungen   des  unbeweglichen  Eigcnthums    zu 
gedenken;    in  der  vorliegenden    reiht    er    ihr    eine    ähnliche   L'ebersicht  über  die  Be- 
steuerung der  Wechsel  in    der  iMehrzahl  der    europäischen  Staaten  au.     Er  hat  hier- 
durch sowohl  für   die  vergleichende  Statistik   schätzbares  Alaterial  geliefert,   wie  dem 
kaufmännischen  Publikum  Gelegenheit  geboten,    sich  über  diesen,  dasselbe  stark   in- 
teressirenden  Gegenstand  leicht  zu  orienliren. 

Vierteljahrs- Hefte  des  Königlich  Preussischen  Staafs-An- 
zeigers.      II.  .Jahrg.      Berlin   1869.      Heft  3   u.   4. 

Dieselben  fahren  fort,  aus  den  verschiedenen  Gebieten  des  Wissens  kurze,  aber 
zum  Theil  recht  gediegene  Aufsätze  zu  bringen.  Doch  haben  in  den  vorliegenden 
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IX. 

Zur  Frage  des  Sachwerths  des  Geldes 
im  Älterthum. 

Von 
Rodbertus. 

Im  1.  Bande  des  III.  Jahrgangs  dieser  Jahrbücher  —  S.  877  — 
sage  ich,  »dass  der  Sachwerth  des  Geldes  im  Älterthum  be- 
kanntlich weit  höher  als  heute  gewesen«. 

Dem  tritt  Friedländer  im  1.  Bd.  des  VII.  Jahrg.  ■—  S.  306  — 
entgegen,  unter  Berufung  auf  den  Engländer  Jacob  und  den  Franzo- 
sen Dureau  de  la  Malle,  die  der  Ansicht  seien,  »dass  der  Preis 
des  Brodkorns  zur  Zeit  des  altern  Plinius  in  Italien  der- 
selbe oder  ein  wenig  niedriger  gewesen  als  im  19.  Jahr- 
hundert in  London.«  —  Fr.  selbst  glaubt,  »in  der  Zeit  von  Nero 
bis  Trajan  den  Preis  desModius  Weizen  in  Rom  und  Italien 
mit  ziemlicher  Sicherheit  auf  4  bis  5  S  est  erzen  bestimmen 
zu  können«,  vergleicht  dann  diesen  Preis  mit  dem  Preise  des  Rog- 
gens in  dem  Zeitraum  von  18G1 — G5  in  Königsberg,  der  zwischen  32^4 
und  60  Sgr.  geschwankt  habe  und  kommt  danach  zu  dem  Schluss, 
»dass  der  Sachwerth  des  Geldes  dort  und  damals«  —  also 
im  Römischen  Älterthum  in  der  Zeit  von  Nero  bis  Trajan  —  »nicht 
nur  nicht  höher,  sondern  sogar  geringer  gewesen  sei,  als 
gegenwärtig  in  Ostpreussen  und  in  Norddeutschland  über- 
haupt.« 

Ich  glaube,  dass  sich  gerechte  Ausstellungen  gegen  die  Beweis- 
führung Fr.'s  machen  lassen  und  halte  daher  meine  Behauptung  aufrecht. 

Fr.  beginnt:  »Die  einzige  mir  bekannte  Art,  den  Sach- 
werth des  Geldes  zu  bestimmen,  ist  eben  die  Ermittlung 
seines  Verhältnisses   zum  Brodkorn.« 

In  so  fern  —  wie  es   scheint  —  die   Ermittlung   dieses   Verhält- 
nisses  zum  Geldpreise   des  Brodkorns   verstanden   werden   soll,   ist 
schon  diese  Behauptung  nur  unter  Voraussetzungen  zuzugeben. 
XIV.  23 
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|)('i-  Stand  oder  die  VeräiidtMUii};  des  (i  cldiiiMMscs  einer  Waare 
kann  -owolil  von  dem  Stande  oder  der  Verandeiimf^  des  Sachweiths 
des  (ieldes,  als  auch  von  dem  Stande  orler  der  Voründerunj,'  des  Sach- 
weiths der  Waare  beeiiiHusst  sein.  Im  All,t;emeinen  ist  der  (iehlpreis 
der  Waare  lioch  rcsp.  niedrijz,  wenn  der  Sachwerth  des  Geldes  niedrig 
resj).  hoch  ist;  ebenso  aber  auch,  wenn  der  Sachwerth  der  Waare  sell)st 
iiocli  resj).  niedrig,'  ist.  Wenn  also  der  (ieldpreis  einer  Waare  hoch  re>p. 
niedrig  ist,  (huf  man  noch  niciit  immer  schlie.isen.  dass  dei'  Sachwerth 
des  Geldes  niedrig  resp.  hoch  gewesen  sei;  es  kann  der  Sachwcrlh 
der  Waare  selbst  hoch  resp.  niedrig  gewesen  sein. 

Es  giebt  Fälle,  in  denen  es  sofort  einleuchtet,  auf  welcher  Seite 
—  ob  der  Waare  oder  des  (jeldes  -  dit;  Ursaclu!  des  Standes  des 
Geldpreises  zu  suchen  ist. 

Wenn  nach  ein  Paar  sehr  reichen  Krnten  ein  sehr  niedriger  (ie- 
treidepreis  eintritt ,  wird  Niemand  sofort  auf  einen  lioluMi  Sachwerth 
des  Geldes  schliessen.  Es  ist  der  Sachwerth  des  (jetreides,  der  in 
diesem  Falle  niedrig  ist.  —  Ebenso  wenig  wird  man,  wenn  ein  Pfund 
Seide  im  Alterthum  ein  Pfund  Gold  galt,  oder  im  Jahre  4:)  v.  Chr.  in 
Laodicea,  wo  Dolabella  eingeschlossen  war,  der  Medinmus  Weizen  auf 
12  Drachmen  stieg  —  Marquardt,  Uöm.  Altertli.  111.  2.  Anm.  424  — 
sagen  dürfen,  dass  der  Sachwerth  des  Geldes  niedrig,  sondern,  dass 
der  der  Seide  und  des  Weizens  hoch  gewesen  sei. 

In  diesen  oder  ähnlichen  Fällen  springt  es  auch  sofort  in  die  Au- 
gen, dass  die  Ursache  des  niedrigen  oder  hohen  Geldpreises  der  Waa- 
ren  am  Sachwerth  der  Waaren  selbst  und  nicht  des  Geldes  gelegen  hat. 

Allein  es  giebt  Fälle,  in  denen  dies  nicht  gleich  auf  den  ersten 
Blick  einleuchtet,  in  denen  es  aber  eben  so  falsch  sein  würde,  aus 
dem  hohen  Geldpreis  der  Waare  sofort  auf  einen  niedrigen  Sachwerth 
des  Geldes  zu  schliessen. 

Solche  Fälle  bieten  Länder,  in  denen,  wie  man  zu  sagen  pflegt, 
das  Leben  theuer  ist.  In  solchen  Ländern  finden  wir  stets  die 
Preise  der  landwirthschaftlichen  Producte  und  namentlich  des  Getreides 
hoch.  Man  würde  aber  auch  hier  irren,  die  Höhe  dieser  Preise  auf 
den  niedrigen  Sachwerth  des  Geldes  allein  zu  schieben;  zum  bei 
weitem  grösseren  Theil  rührt  sie  von  dem  hohen  Sachwerth 
dieser  Pro.ducte  selbst  her. 

Diese  Behauptung  bedarf  aber  eines  ausführlichen  Nachweises. 

Länder,  in  denen  das  Leben  theuer  ist,  sind  bisher  in  der  Ge- 
schichte noch  immer  die  »reichen«  Länder  gewesen. 

Peiche    Länder    sind    wieder,    i^o   lan^e   die   Gesellschaft    auf   der 


Zur  Frage   des  Sacliwertlis   des  Geldes  im   Alterthum.  343 

Basis  des  bisherigen  Eigenthums  wirthschaftet  und  zugleich  ihren 
Tauschverkehr  durch  Edehnetall  vermittelt,  auch  immer  geldreiche 
Länder,  selbst  dann,  wenn  sie  keine  eigenen  Minen  besitzen.  Dass 
reiche  Länder,  selbst  dann,  wenn  sie  keine  eigenen  Minen  besitzen, 
geldreiche  Länder  sind ,  kann  verschiedene  Gründe  haben  und  hat 
in  der  Geschichte  verschiedene  Gründe  gehabt.  —  Im  Alterthum  waren 
es  Eroberung  und  Plünderung ,  die  den  Geldreichthum  in  solchen 
Ländern  aufhäuften.  —  Heute,  wo  der  Reichthum  eines  Landes  nicht 
mehr  auf  Eroberung  und  Plündeiuiig  fremder  Völker,  sondern  auf  der 
eignen  nationalen  Arbeit  beruht,  werden  solche  Länder  dadurch  geld- 
reich, dass  sie  in  der  Productivität  derjenigen  Waaren,  die  auf  den 
Weltmarkt  kommen,  andern  Ländern,  die  ebenfalls  noch  den  Weltmarkt 
damit  versorgen,  voraus  sind.  Sie  machen  also  einen  höheren  Gewinn 
und  dieser  bemisst  sich  und  wird  schliesslich  eingenommen  in  Gold 
und  Silber.  —  Dieser  grössere  Geldreichthum  solcher  Länder,  mag  er 
nun  aus  Plünderung  oder  Productivität  herrühren ,  bewirkt  nun  aller- 
dings, dass  auch  der  Sachwerth  des  Geldes  etwas  niedriger  in  ihnen 
steht,  als  gleichzeitig  in  andern  Ländern  und  dass  deshalb  auch  -der 
Geldpreis  aller  Waaren  die  Neigung  haben  muss,  etwas  höher  zu  gehen; 
es  geschieht  hier  dasselbe,  was  in  den  Productionsländern  des  Edel- 
metalls zu  geschehen  pflegt,  wo  auch  der  Sachwerth  des  Geldes  niedri- 
ger und  der  Geldpreis  der  Waaren  höher  steht  als  anderswo. 

Allein  diese  Thatsache ,  dass  in  solchen  Ländern ,  in  denen  das 
Leben  theuer  ist,  deshalb,  weil  sie  als  reiche  Länder  auch  zugleich 
geldreiche  Länder  sind,  der  Sachwerth  des  Geldes  etwas  geringer  ist 
und  daher  die  Preise  der  Waaren  Neigung  zu  steigen  haben ,  genügt 
noch  nicht,  die  Preise  dieser  Länder  vollständig  zu  erklären.  Wir 
finden  sogar,  dass  in  den  Ländern,  die  ihren  Geldreichthum  durch 
grössere  Productivität  gewonnen  haben,  die  Preise  der  Fabrikate, 
ungeachtet  des  gefallenen  Sacliwertlis  des  Geldes,  doch  gleichfalls  ge- 
sunken sind  und  noch  niedriger  als  anderswo  stehen,  wo  der  Sach- 
werth des  Geldes  etwas  h(')lier  ist,  die  Preise  der  landwirthschaft- 
lichen  Producte  und  namentlich  des  Getreides  aber  noch  in  weit 
höherem  Maasse  gestiegen  sind,  als  der  Sachwerth  des  Gel- 
des gefallen  ist,  —  während  in  den  Ländern,  die  ihren  Geldreich- 
thum durch  Plünderung  erlangt  haben,  die  Preise  aller  Waaren  —  von 
Fabrikaten  wie  von  landwirthschaftlichen  Productcn  —  noch  über  das 
Maass  des  gefallenen  Sachwert  lis  des  Geldes  gestiegen  sind. 

Die  eine  Erscheinung,  dass  in  den  Ländern,  die  ihren  Geldreich- 
thum durch  einen  Vorsprung  in  der  Productivität  gewonnen,  der  Preis 
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der  Fal)iil<<at(3  doch  noch  iiiclir  als  der  Sachworth  des  Geldes  (gefallen 
ist,  liefet  daniii ,  dass  el)eii  der  Sachvvertli  der  Fabrikate  selbst  iiucli 
mehr  als  der  des  Geldes  gefallen  ist,  weil  jene  die  Waaren  sind,  in 
denen  eben  iliese  Länder  in  der  Productivitiit  voraus  sind,  in  denen 
sie  gleichsam  ihre  Silberbergwerke  besitzen.  Die  in  solchen  Ländern 
aus  dem  l''allen  des  Sachwert hs  des  Geldes  entspringende  Neigung  der 
l'reise  aller  Waaren,  /u  steigen,  ist  daher  in  diesen  J>ändern  bei  den 
Fabrikaten  wirksam  paralysirt  worden.  In  den  Fändern  hingegen,  die 
ihien  Geldrcichllium  duich  J'lünderung  erlangt,  hat  solche  Gegen- 
wirkung bei  keiner  Waare  statigelunden  —  ausgenommen  vielleicht 
dann  und  wann  bei  den  Sklaven  —  und  deshalb  steigen  hier  auch 
die  Preise  der  Fabrikate  im  \'crliältni.^s  des  Fallens  des  Sachwertiis 
des  Geldes. 

Die  andere  Erscheinung  aber,  dass  in  den  Ländern  beiderlei 
Art  die  Preise  der  landwirthschaftlichen  Producte  und  namentlich  des 
Getreides  noch  weit  höher  steigen,  als  der  Sachwerth  des  Geldes  ge- 
fallen ist,  hat  schwerer  zu  erkennende  Ursachen,  für  deren  Erklärung 
ich  mir  aber  deunoch  den  Raum  erbitten  muss,  weil  dadurch  mit 
über  die  Frage  entschieden  wird,  wie  viel  in  den  Getreide- 
preisen, die  Friedländer  aus  der  Zeit  von  Nero  bis  Trajan 
zur  Bestimmung  des  Sachw-erths  des  Geldes  gebrauchen 
will,  auf  (las  Steigen  des  Sachwertiis  des  Getreides  selbst  zu 
setzen  und  also  roni  Sachwerth  des  Geldes  abzuziehen  ist. 

Lei  dieser  Erscheinung  kommen  zwei  Ursachen  in  Betracht. 

Die  eine  ist,  dass  solche  reiche  Länder,  in  denen  das  Leben 
theuer  ist,  auch  innner  volkreiche  Länder  gewesen  sind. 

Dass  reiche  Länder  auch  immer  volkreiche  Länder  gewesen  sind, 
findet  darin  seinen  Zusammenhang,  dass  diese  Länder  nur  dadurch 
das  Ansehen  von  Reichthum  gewinnen ,  dass  es  eine  Menge  grosser 
und  hervorragender  Einzelvermögen  in  ihnen  giebt.  Solches  Einzel- 
vermögen producirt  sich  aber  kein  Besitzer  durch  seine  eigne  Thä- 
tigkeit  allein.  Sie  entstehen  immer  nur  aus  der.  zusammenwirkenden 
Arbeit  anderer  Producenten.  Weil  diese  aber  auch  leben  wollen  und 
solche  Vermögen  also  nur  durch  die  Product  über  Schüsse  über  den 
eignen  Unterhalt  der  Producenten  entstehen  können  —  im  Wege  der 
Rente,  sei  es  der  Grund-  oder  Capitalrente  —  gehört  auch 
immer  eine  grosse  Summe  solcher  Productüberschüsse  andrer  Produ- 
centen und  deshalb  eine  Menge  Producenten  dazu,  um  auch  nur  ein 
einziges  grosses  Einzelvermögen  zu  bilden.  Wenn  also,  damit  ein 
Land  das  Ansehen  von  Reichthum  gewinne,  sich  viele  grosse  und  her- 
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vorragende  Einzelvermögen  darin  finden  müssen  und  aus  dem  oben 
berührten  Grunde  zu  jedem  grossen  Einzelvermögen  auch  eine  Menge 
von  Menschen ,  die  es  herstellen,  gehören,  so  muss  auch  ein  sogenann- 
tes reiches  Land  immer  ein  volkreiches  Land  sein.  Je  volkreicher 
aber  ein  Land  ist,  desto  mehr  Nahrungsmittel  und  namentlich  Getreide 
braucht  ein  solches  Land ,  da  Getreide  ein  Hauptnahrungsmittel  der 
Menge  ist,  die  die  grossen  Einzelvermögen  herstellt. 

Die  andere  Ursache  ist  verwickelterer  Art,  denn  sie  liegt  in 
der  Vertheilung  des  Nationaleinkommens  und  der  dadurch 
bedingten  Gestaltung  des  Nationalbedürfnisses  und  der 
Nationalproduction  in  solchen  Ländern. 

Bisher  nämlich  in  der  Geschichte  ist,  so  lange  es  reiche  Länder 
gegeben  hat,  die  Vertheilung  des  Nationalreichthums  auch 
noch  immer  die  Lebensfrage  der  Gesellschaft  gewesen.  Sie  wird  dies 
deshalb,  weil  in  demselben  Maasse,  als  die  Summe  des  Nationalreich- 
thums zunimmt,  auch  noch  immer  die  Ungleichmässigkeit  der  Verthei- 
lung desselben  sich  gesteigert  hat.  Würde  sich  in  solchen  Ländern 
die  Kluft  zwischen  Arm  und  Reich  nicht  zugleich  immer  mit  der  Stei- 
gerung des  Nationalreichthums  erweitern,  würde  vielmehr  die  Proportion 
zwischen  den  höheren  und  niederen  Individualeinkommen  dieselbe  blei- 
ben; vertheilte  sich  also  der  jährliche  nationale  Reichthumszuschuss 
immerfort  gleichmässig  zwischen  Arm  und  Reich,  so  würde  bei  der 
althergebrachten  Gewohnheit  eines  solchen  Abstandes  des  Güterbesitzes 
in  der  Gesellschaft  die  Zunahme  des  Nationalreichthumes  auch  niemals 
eine  Beunruhigung  oder  Zerrüttung  der  Gesellschaft  nach  sich  ziehen. 
Aber  jetzt  entbehrt  eben  die  Gesellschaft  solcher  Gleichmässigkeit  der 
Vertheilung  des  jährlichen  Reichthumszuschusses.  Uebergrosses  und 
noch  immerwährend  steigendes  Einkommen  auf  den  Höhen  der  Ge- 
sellschaft und  zunehmend  unzureichendes  P^inkommen  in  ihren  Nieder- 
ungen, —  das  ist  schliesslich  die  immer  deutlicher  hervortretende 
vülkswirthschaftliche  Signatur  noch  aller  reichen  Länder  gewesen,  sie 
mochten  nun,  wie  im  Alterthum,  auf  der  Rechtsbasis  des  Mens  che  n - 
eigenthums  wirthschaften  und  durch  Plünderung  oder,  wie  in 
unserer  Zeit,  auf  der  Rechtsbasis  des  Grund-  und  Kapital  eigen- 
thums wirthschaften  und  durch  Producti vität  der  nationalen  Ar- 
beit reich  geworden  sein.  Die  unseligen  Folgen  dieser  merkwürdigen 
Erscheinung  liegen  auf  der  Hand.  Die  Laster  der  steigenden  Genuss- 
sucht auf  der  einen  und  die  Leidenschaften  der  zunehmenden  Entbeh- 
rung, des  Neides  und  des  Hasses  auf  der  andern  Seite,  zerrütten  dann 
gleichen  Maasses    die    Denk-  und  Emptindungsweisc  der  Nation    und 
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sicllcii  s'u;  schliesslich  als  das  JJild  eines  lialliiii;,'sl().-('ii  Menschen  hin, 
(lei-,  mit  ciiicin  eben  so  schwnclien  als  leidenschaftlichon  Charakter, 
die  Kämpfe  des  Lel)enH  —  liier  der  Geschichte  —  bestehen  soll. 

P>isher  hat  auch  die  Rtaatskunst ,  wie  f,a'saj,'t.  diese  LebenstVa^'C 
aller  reichen  Länder  noch  nicht  zu  lüsfüi  vermocht.  Die  i)raktischen 
Hocialisten  der  allen  Welt,  namentlich  die  eiu'r^,Mscheren,  Moses  und 
Lykurg',  versuchten  es  auf  Kosten  der  Zunahme  des  Nationalrcich- 
thums  und  schliesslich  doch  uiif^enügend.  Die  j^'eniässigteren,  Selon 
und  die  socialistischen  Gesetz;j;eber  Konis,  letztere  in  ihrer  Zins-  und 
agrarischen  Gesetzgebung,  ihren  Alimentations-  und  Frumentations- 
niaassregeln  und  vor  Allem  ihren  novae  tabulae,  gingen  von  Anlang  an 
nur  mit  Palliativen  vor.  —  Im  Mittelalter  und  der  spätem  germani- 
schen Zeit  ruhte  die  Frage.  Hier  hatte ,  ebenfalls  auf  Kosten  der 
Summe  des  Nationalreichthums,  Jedermann  in  seinem  Stande  sein 
rechtlich  umfriedetes  Einkommen.  Seit  die  rechtlichen  Schranken  der 
Stände  und  damit  auch  die  wirthschaftlichen  Hemmnisse  der  nationalen 
Productivkräftc  gesprengt  sind,  seit  die  Nationalproduction  sich  frei 
in  der  Fülle  ihres  productiven  Vermögens  äussern  und  ergie.ssen  darf, 
taucht  sie  auch  sofort  wieder  von  Neuem  auf.  Was  indessen  die  mo- 
dernen socialistischen  Thcorieen  zu  ihrer  Lösung  vorgeschlagen,  ist 
bis  jetzt  noch  immer  schon  im  Entwurf  als  unbrauchbar  verworfen 
worden  und  so  tritt  diese  Lebensfrage  der  Gesellschaft  heute,  wo  das 
Smith 'sehe  System  seine  Unfähigkeit  gezeigt,  ja  otien  bekannt  hat, 
diese  grösste  aller  nationalökonomischen  Fragen  auch  nur  fassen,  ge- 
schweige lösen  zu  können,  als  das  Problem  eines  neuen  nationalökono- 
mischen oder  vielleicht  socialen  Systems  auf. 

Wie  dem  sein  mag,  für  unsere  Frage  ist  nachzuweisen,  wie 
diese  inmier  ungleicher  werdende  Vertheilung  des  Nationalreichthums 
auf  die  Yertheuerung  des  Lebens,  d.  h.  auf  die  Steigerung  des 
Sachwerths  aller  Bodenproducte,  namentlich  des  Getreides, 
und  damit  auch  die  Steigerung  der  Geldpreise  dieser  Produete 
wirkt,  ohne  zugleiqli  den  Sachwerth  des  Geldes  zu  erhöhen.  — 

Es  muss  zuvörderst  einleuchten,  dass  der  Gang,  den  diese  innner 
ungleichere  Vertheilung  eines  steigenden  Nationalreichthums  nimmt, 
das  ganze  Nationalbedürfniss  in  seinem  Marktbegehr,  und 
in  Folge  de.-^sen  auch  die  ganze  Nationalproduction  in  ihrer 
Markt  zufuhr  nach  und  nach  vollständig  umgestalten  muss.  Denn 
die  Production  richtet  sich  lediglich  nach  dem  wirksamen  Begehr  — 
nach  demjenigen  Begehr,  der  auch  die  Mittel  zu  zahlen  besitzt  —  und 
dieser  wirksame  Begehr  hängt  wieder  von  dem  Einkommen  ab.  über 
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das  Jemand  zu  gebieten  hat.  Einem  Nationaleinkommen,  das  sich  in 
viele  Individualeinkommen  mittlerer  und  massiger  Grösse  vertheilt, 
wird  iiothwendig  eine  anders  gestaltete  Nationalproduction  gegenüber 
stehen  wie  einem  Nationaleinkonnnen  von  im  Ganzen  gleicher  Grösse, 
das  sich  aber  in  wenig  übermässig  hohe  und  in  eine  Menge  sehr  ge- 
ringer Eiidvommcn  vertheilt.  Dort  werden  hauptsächlich  Güter  mitt- 
leren Comforts,  hier  des  raffinir testen  Luxus  und  des  mi- 
serabelsten Ausschusses  zu  Markt  gebracht  werden. 

Dieser  Einfluss  der  Vertheilung  des  Nationaleinkom- 
men s  auf  die  Gestaltung  der  Nationalproduction  ist  es 
nun.  der  sich  vorzüglich  in  der  Steigerung  des  Sacliwerths 
der  B  0  de  11  pro  du  et  e  selbst,  und  deshalb  auch  einer  Steigerung  der 
Geldpreise  derselben,  noch  weit  über  das  Maass  des  gefallenen  Sach- 
werths  des  Geldes  hinaus,  bemerklich  macht.  In  solchen  Gesellschafts- 
zuständen,  wie  die  bezeichneten,  greifen  nämlich  Luxus  und  Schlemmerei 
tiefer  ein,  als  man  auf  den  ersten  Blick  zu  glauben  geneigt  ist.  Es 
werden  Producte  begehrt,  die  entweder  die  gewöhnlichen  menschlichen 
Nahrungsmittel  der  unmittelbaren  Verwendung  zu  menschlicher  Ernäh- 
rung entziehen,  weil  sie  als  Mittel  zur  Erzeugung  luxuriöser  Gegen- 
stände dienen,  oder  die  auch  den  Nahrungsmitteln  den  Platz  zum  An- 
bau  selbst  beschränken').     Zugleich   werden  die  Nahrungsmittel,   die 


1)  Der  Zusammenhang  leuchtet  nicht  immer  sofort  ein  ,  aber  er  bestellt.  Ein 
Beispiel:  Bekannliich  werden  heute  überall  grosse  Flächen  zu  Rapsbau  und  Kar- 
toffelspirituserzeugiing  verwandt.  Diese  Producte  beschränken  natürlich  um  eben  so 
viel  die  Herstellung  von  Nahrungsmitteln,  sei  es,  dass  sie  diesen  den  Platz 
zum  Anbau  rauben,  sei  es,  dass  sie  dem  Boden  die  Stoffe  entziehen,  die  sonst  zu 
menschlicher  Nahrung  geworden  wären.  Verfolgt  man  nun  weiter,  in  der  Techno- 
logie oder  auch  in  der  unmittelbaren  Consumtion,  wozu  Oel  und  Spiritus  verwandt 
werden,  so  wird  man  leicht  finden,  dass  die  Nachfrage,  durch  welche  in  dem  gegen- 
wärtigen Umfang  die  Erzeugung  von  Raps  und  Spiritus  veranlasst  und  den  Nahrungs- 
mitteln der  Anbauraum  entzogen  wird,  zum  grossen  Tlieil  der  bestehenden  immer 
ungleicher  werdenden  Einkommensverlheilung  entspringt.  Einleuchtender  wird  aller- 
dings die  Sache,  wollten  die  Grundeigenihiuner  eines  Landes  die  Hälfle  ihrer  Be- 
sitzungen plötzlich  zu  Wildparks  einschonen.  Auch  dann  würde  der  Anbauraum  für 
die  Nahrungsmittel  um  so  viel  beschränkt  werden.  Setzt  man  nun  auch  in  diesem 
Fall  einen  gewissen  Grad  von  Voiksdichligkcit  voraus,  wie  er  bei  einer  ungleicher 
werdenden  Veiiheilung  des  Nationalreirhtliuiiis  immer  besteht,  so  ist  klar,  dass  in 
dem  einen  wie  in  dem  andern  Fall  die  Nahrungsmitlei  ausserordentlich  verlheuert 
werden  müssen,  da  der  verbliebene  .\nbauraum  nicht  mehr  zu  hinreichender  Er- 
nährung der  gestiegenen  Volksmenge  genügt.  Sie  müssen  daher  fortan  mit  grossen 
Kosten  von  auswärts  herbeigeschatll  werden.  Die  Einschonung  zu  Wildparks  und 
der    Anbau    zu    Lu.xusartikeln   haben   also    in    der   vorliegenden    Beziehung  denselben 
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gohiuit,    wcrduii ,    /um    j^roshcii    'l'licil    in    einer    \  ur/.ii^lic;liki'it    lje;;L*hit, 
die  nur    durch  die   j,'rösste  und   niiilisfiinste  Arbeit  liervor/uliriii^cn  ist. 

Erfolg,  her  l'ntiiscIiitMl  hcsltlil  iiiii  (l.iiiii,  d.iss  <ltr  fitiuiss  i-iiic-!  NVilil|»ark-  wt-nig 
ricmd»!  Arheil  in  Bt'wcniini,'  scl/l,  der  Giiiiihs  aruIrtT  l.iixii-i.trlikfl  .iln-i  in  ilrr  lU-gel 
vii'l  Arixil  kostcl,  iiiitl  dasK  aUo  im  lel/lnii  K.ill  die  Ail)»;ilcrhc\ölktruiiK'  sich  an 
diesen  LuxuMprodiicIionen  den  I.oiin  vtidifhl,  inn  di(;  veillicueilcii  Nahiunghniillel — 
xvolil  oder  iiliil  ,  alin  niiMKlcns  sehr  übel  —  sellisl  kaufen  zu  können.  —  Zufällig 
lese  icti  .ludi  norli  in  der  OstseezeitunR ,  Nr.  2  1870,  folgenden  Artikel,  der  den 
Oediinkiii,  den  i.h  habe  .lusdiikktn  wollen,  sehr  t;ul  klar  machl.  Er  laulel :  „Indien. 
Der  Bombay  Guardian  ttiebt  in  seiner  Nummer  v. '21.  Nov.  die  folgenden  bemerken.s- 
werllien  Ulittheiliiiigen  über  die  l5auiii\vol!encullur  und  iiire  Beziehungen  zu  der 
N  a  h  r  u  n  g  s  f  r.i  ge  in  Indien:  ,„,Zu  unserem  Leidwesen  lernen  «ir  aus  einem  amt- 
liihen  Berichte,  dass  das  unter  Baumwoilencullur  bclindliche  Areal  im  «esllithcn 
Indien  dieses  Jahr  um  fast  eine  .Millicn  Acres  grösser  ist,  als  im  vorigen.  Zu  unserem 
Leidwesen  hören  wir's,  weil  Ausdehnung  der  Ba  u  m  w  o  lle  n  c  u  1 1  u  r  H  u  n  gers- 
iiolli  bedculel.  Eine  iMillion  Acres  mehr  für  Baumwolle  heisst  eine  Million  .Acres 
weniger  für  Cerealien.  In  Getreide  ist  das  Gleichgewicht  zwischen  Vorralli  und  Be- 
darf hier  in  Indien  immer  so  delicaler  Nalur  gewesen,  dass  die  geringste  Störung 
eine  Ilungersnoth  in  irgend  einem  Tlieüe  des  Landes  mit  sich  bringt.  3Iil  dein 
Antriebe,  welcher  der  Baiimwollencultur  vor  7  Jahren  gegeben  wurde,  haben  wir 
Fälle  von  Hungersnoth  in  iMadras,  Orissa,  den  mittleren  und  den  nordwestlichen 
Provinzen,  sowie  in  der  Radschiuilana  gehabt.  Es  wird  uns  deutlich  gesagt,  dass 
eine  Ursache  für  die  schreckliche  Hungersnoth,  welche  die  Bevölkerung  von  Hadsch- 
putana  nicht  decimirt,  sondern  tesliirt,  die  Verdrängung  des  Getreidebaus  durch  die 
Baumwollcultur  war,  und  das  Nämliche  wurde  uns  gesagt,  als  anderthalb  iMilliönen 
Menschen  in  Orissa  vor  Hunger  umkamen.  Die  guten  Leute  von  Manchester  halten 
Meetings  ab  und  fassen  Resolutionen,  dahin  lautend,  dass  es  die  Pflicht  der  Regie- 
rung sei,  ihnen  alle  die  Baumwolle  zu  verschaflen,  deren  sie  bedürfen;  und  die  in- 
dischen Regierungen  messen  sich  die  Mahnungen  der  Leute  von  .Manchester  mit 
Ehrfurcht;  aber  es  ist  nur  zu  viel  Grund  zu  der  Furcht  vorhanden,  dass  die  Ein- 
mischung der  Regierung  Indien  mehr  kostet  als  den  Gewinn,  der  den  Baumwoll- 
hiindlern  hier  und  in  England  zufällt.  Hier  zu  Lande  können  die  Leute  sich 
besser  ohne  Ba  u  m  woll  en  waar  e  n  als  ohne  Nahrung  behelfen.""  — 
So  der  Bombay  Guardian.  —  Aber  warum  sollten  die  Leute  in  Bengalen  und  .Madras 
nicht  hungern  können,  da  unsere  Damen  theuere  iMulikleider  bezahlen  können!  In- 
dessen die  Manchesterschule  beweist,  dass  so  schlimm  die  Sache  gar  nicht  steht. 
Sic  beweist,  dass  es  ein  nalionalökonomischer  Irrthum  sei,  wenn  die  Leute  dort 
hungerten  oder  gar  Hungers  stürben.  Denn  —  deducirt  sie  —  die  Cerealien  = 
producenlen  in  Ostindien  würden  ja  gar  nicht  zur  BaumwoUenproduction  über- 
gehen, wenn  sie  nicht  grösseren  V  ortheil  davon  hätten,  Baumwolle  statt  Reis 
oder  Mais  zu  bauen.  In  dem  grösseren  Vortheil  ist  aber  auch  der  Ersatz  für 
die  Verlheuerung  der  Cerealien  vorgesehen,  die  dadurch  entsteht,  dass  das  aus  der 
Ausdehnung  der  Baumwoilencullur  entspringende  Manco  an  Nahrungsmitteln  aus 
entfernteren  Gegenden  herbcigescliafft  werden  muss  ;  sonst  würden  sie  beim  Cerealien- 
bau  bleiben.  Der  Ccrealienproducenl  isst  allerdings  jetzt  etwas  theuereres  Brod, 
aber  er  hat  auch  aus  der  BaumwoUenproduction  mehr  Einkommen,  um  das  theuerere 
Brod  bezahlen    zu    können.     Er    kann    also  gar  nicht  hungern.  —    Leider    schleicht 
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Alles  das  wirkt  aber  zusammen,  dass  entweder  Getreide  und  andere 
Nahrungsmittel  ihren  besten  Boden  verlieren,  oder,  anstatt  unmittelbar 
den  menschlichen  Hunger  zu  stillen,  zu  ausgesuchtester  Fleischproduction, 
Mästung  des  feinsten  Geflügels  u.  s.  w.  dienen,  oder  auch  selbst  Gegen- 
stand eines  wählerischen  Feingeschmacks  werden  und  deshalb  au  sich 
mehr  Mühe  und  Arbeit  kosten. 


sich  aber  in  diese  Argumeiilalion  der  sonst  so  nüclilernen  Manclicslersciiult;  eine 
mythische  Figur  ein.  Der  Cerealienproducent,  der  bisher  Cerealien  baute,  diese 
verkaufen  konnte  und  nun  zur  BauniMollpiiproduction  übergeht,  weil  die  Preise  der 
Baumwolle  ihm  gestalten,  theucrere  Cerealien  kaufen  zu  können  und  doch  noch 
mehr  übrig  /.u  behalten  ,  — dieser  e  i  nii  e  i  I  ii  c  li  e  B  e  si  t  z  er-P  r  o  d  u  c  e  n  t  oxistirt 
nur  in  der  Pitantasie  der  herrschenden  Sciiule.  In  der  Wirklichkeit  fällt  Ein  sol- 
ciier  phantastischer  Cerealienproducent  in  Einen  Landbesitzer,  dem  Cerealien 
und  Baumwolle  allein  geiiören,  und  lausend  Arbeiter,  die  die  Cerealien  und 
die  Baumwolle  gegen  Lohn  produciren,  auseinander.  Der  Eine  Be~ 
sitzer  hat  allerdings  den  gerühmten  Vortheil  aus  dem  Uebergange  von  der  Brodsloff- 
zur  Kattunstoffproduction  und  kann  deshalb  auch  allerdings  das  Iheuerere  Brod  für 
sicli  und  seine  Familie  bezahlen  uud  behält  noch  etwas  übrig,  was  ihn  eben  zu  jenem 
Uebergange  verlockte,  —  hingegen  die  tausend  Arbeiter,  die  zwar  Cerealien  und 
Baumwolle  produciren,  aber  selbst  weder  vor  dem  Uebergange  Cerealien,  noch 
nach  dem  Uebergange  Baumwolle  zu  vertausciien  haben,  sondern  nur  „Loiin"  be- 
kommen, um  sich  Brod  zu  kaufen,  erhalten  gleichzeitig  mit  diesem  Uebergange  noch 
nicht  den  höheren  Lohn,  der  den  fortan  gesteigerten  Preis  des  zu  ihrem  Unter- 
Iialt  noliiwendigen  Quantums  Cerealien  zu  decken  vermöchte,  —  sie  müssen  erst  so 
lange  hungern  und  insoweit  verhungern,  bis  ein  hinlänglicher  Mangel  an 
Arbeitern  auch  den  Geldlohn  angemessen  steigert.  —  —  Aber  wie 
dem  sein  mag:  Unstreitig  wird  aus  solchem  Uebergange  von  der  Cerealienproduction 
zur  Baumwollenproduclion  eine  dauernde  und  durclischnidliche  Preiserhöhung  der 
Cerealien  in  Ostindien  hervorgehen;  —  würde  nun  wohl  ein  späterer  Scliriftsteller 
aus  diesen  gehobenen  Durchsciiniltspreisen  auf  ein  Fallen  d  es  S  a  ch  w  e  r  I  hs  des 
CrCldes  in  Ostindien  schliessen  dürfen?  —  —  Selbst  in  den  Hungersnöthen, 
passt  dies  Beispiel  auf  Rom. —  Bekannt  ist  aus  Sueton  und  Tacilus,  dass  grade 
im  Zeitalter  des  Augustus  und  Tiberius  Italien  unter  öfteren  Hungerjahren  zu 
leiden  hatte,  während  doch  Tiberius  dem  Senat  nachwies,  wie  er  weit  mehr  Gelreide 
jährlich  in  Rom  einführen  läse,  als  je  vorher  geschehen  sei.  Aber  Varro  —  der 
bekanntlich  sein  Buch  d.  r.  r.  im  spätesten  Alter,  als  sich  Augustus  Herrschaft 
schon  befestigt  hatte,  schrieb  —  und  Columella  erklären  uns  die  Sache.  Aus 
beiden  gehl  hervor,  dass,  wie  heule  in  Ostindien  zur  Baumwollenculliir ,  so  damals 
zu  einer  .'lienge  Liixuscnlluren  Getreideland  überging,  \Mid  die  allgemeinen  volks- 
wirthschafilichen  Verhältnisse  besagen  auch,  warum  dies  geschah.  Die  hohen  Cerea- 
lienpreise  und  die  Hungersnölhe  in  Italien,  unter  Augustus  und  Tiberius,  sind 
also,  in  Ursache  und  Wirkung,  die  hohen  Cerealienpreise  und  die  Hungersnölhe  in 
Madras,  Orissa  und  der  Radschputana  in  unseren  Tagen,  und  die  damaligen  hohen 
Getreidepreise  in  Italien  hatten  so  wenig  mit  einem  Fallen  des  Sachwerllis  des 
Geldes  etwas  zu  thun,   als  die  heutigen  höheren  Cerealienpreise  in   Ostindien. 


Hl)()  IJn.lh.-rt  ii.s, 

So  wirken  itlsd  in  xiIcIkmi  LiindiTii  ZNvci  l'isacla'n  /iisaniinen. 
I)ie  (iine  ist,  dass  iciclic  Liindcr  iincli  ininicr  volkreiclic  Länder  sind 
1111(1  (Icslialb  viel  Nalii  iin;^>initlel .  namentlich  (ietreide  lieditrfen;  die 
andeic,  dass,  in  Folue  der  rn^leiclilicit  dei- N'ertlieilun;^  des  Nutional- 
einkunnnens,  doch  wicider  die  jieiinge  Zahl  dci-  lleiehen  den  ^lössten 
Theil  i\v<^  I')()(lens  zu  ihren  Lnxnspiodnetionen  in  {{e.-ehlag  ^,'enoinnien 
hat  nnd  desiialb  die  l'rodnetion  dvr  Xahiiing>inittei  für  die  Menj,'e 
im  eignen  Lande  allzu  sehr  beschränkt  wird.  Das  Kesultat  dieses  un- 
seligen Widerspruchs  ist  natürlich,  dass  diese  Nahrungsmittel  für  die 
zahlreiche  Menge,  und  namentlich  das  (Jetreide.  aus  entfernten  Ländern 
herbeigescliartt  werden  müssen,  dass  deshalb  natürlich  auch  die  Kosten 
dieser  Producle.  mit  den  Kosten  auch  deren  8achwertli .  und  mit  dem 
Sachwerth  auch  endlich  deren  (Jeldpreise  noch  in  weit  höherem  Maa.-se 
gesteigert  werden  müssen,  als  es  durch  den  in  Folge  des  Geldreich- 
thums  dieser  Länder  gefallenen  Sachwerth  des  Geldes  allein  ge- 
schehen wüiule. 

In  solchen  Ländern  also,  in  denen,  wie  man  zu  sagen  pflegt,  das 
Leben  theuer  ist,  besitzen  wir  die  Erscheinung,  dass  die  Getreidepreise 
hoch  sind,  dass  aber  deren  Höhe  nicht  allein  aus  dem  niedrigen  Sachwerth 
des  Geldes,  der  allerdings  in  Folge  des  Geldreichthums  dieser  Länder 
hier  etwas  gefallen  ist,  sondern  noch  weit  mehr  aus  dem  hohen  Sachwerth 
des  Getreides  selbst  herrührt,  der  seiner  Seits  noch  wTit  mehr  gestie- 
gen, als  der  Sachwerth  des  Geldes  gelallen  ist.  Sie  springt  nach  Ur- 
sache und  Wirkung  nur  nicht  so  deutlich  in  die  Augen,  wie  die  Preis- 
steigerung in  Laodicea,  denn  sie  wird  nicht  durch  eine  ausnahmsweise, 
vorübergehende  Veranlassung,  sondern  durch  die  sociale  Entwicklung 
selbst  erzeugt.  Sie  kann  daher  Jahrhunderte  hindurch  bestehen,  ja 
so  lange,  bis  der  Staat  selbst  an  ihren  Ursachen  zu  Grunde  geht,  was 
auch  schliesslich  inniier  geschieht,  wenn  diesen  Ursachen  nicht  ab- 
geholfen wird  ^). 


'2)  In  meinem  dritten  sociaitii  Brief  Iiabe  icli  bei  dieser  Frage  „Weslialb  in  reichen 
Ländern  das  Leben  so  theuer  ist"  das  crslere  Moment,  das  Fallen  des  Saciuverllis 
des  Geldes,  zu  sehr,  und  das  letztere  Moment,  das  Steigen  des  Sachvverllis  der 
Bodenproducte  in  Folge  der  uiigleiehmässigen  Vfrlliciliing  des  Reichlhums,  zu  wenig 
hervorgeliohcn..  Aber  jcdenralls  «äre  es  unrichlig,  zu  sagen,  dass,  ivo  solche  Ver- 
hällnisse  obwalten,  die  Rol\production  und  nameiillich  d  i  e  L  a  nd  w  i  r  t  ii  sc  h  a  f  l  un- 
producliver  geworden  wäre.  Der  Begriff  der  Productivilät  bezieht  sich  auf 
die  Quantiläl  des  Products.  Die  Arbeil  wird  productiver  oder  unproducliver,  jenach- 
dem  mit  derselben  Quantität  .\rbeil  eine  grössere  oder  geringere  Quantität  Producl 
derselben  Qualität    hergestellt    wird.     Wird    aber    Product  erzeugt,  das  seiner  verän- 
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Solche  Länder,  wie  die  skizzirten,  sind  heute  England  mit  London 
und  war  damals  Italien  mit  Rom,  Ausgangs  der  Republik  und  die 
ersten  Jahrhunderte  der  Kaiserzeit.  Beide  waren  und  sind  reiche 
Länder,  beide  auch  geldreiche  Länder,  nur  dass  England  zu  seinem 
Geldreichthum  durch  Productivität,  Rom  durch  Plünderung  gekommen 
ist.  Beide  sind  auch  volkreiche  Länder  und  in  beiden  bestimmt  die 
ungleichmässigste  Vertheilung  des  Nationalreichthums  die  Nationalpro- 
duction.  In  beiden  Ländern  sehen  wir  daher  den  Sachwerth  des  Geldes 
etwas  niedriger  als  zu  gleicher  Zeit  in  andern  Ländern  und  müssen 
aus  diesem  Grunde  die  Preise  aller  Waaren  Neigung  zu  steigen  haben. 
Allein,  weil  England  seinen  Geldreichthum  durch  Productivität  er- 
worben, wird  hier  bei  den  Fabrikaten  diese  Neigung  wirksam  para- 
lysirt,  denn  deren  Sachwerth  ist  noch  mehr  gefallen,  als  der  des 
Geldes,  während  dies  in  Rom  nicht  der  Fall  war.  In  beiden  müssen 
aber  die  Preise  der  landwirthschaftlichen  Producte  noch 
über  den  gefallenen  Sachwerth  des  Geldes  hinaus  steigen,  da  deren 
Sachwerth  noch  mehr  gestiegen,  als  der  des  Geldes  gefallen  ist.  In 
Rom  war  mithin  seiner  Zeit  das  Leben  verhältnissmässig 
noch  th  euer  er  als  heute  in  England,  weil  dort  auch  nicht  ein- 
mal die  Fabrikate  wohlfeiler  geworden  waren. 

England  mit  seinen  Bevölkerungs-  und  Geldverhältnissen;  seinen 
Privatreichthümern  ä  la  Marquis  von  Westminster  und  seinem  Hunger- 
typhus selbst  bei  guten  Ernten ;  seinen  Fabrikatpreisen ,  mit  denen  es 
auf  den  Markt  der  ganzen  Welt  drückt  und  seinen  Getreide-  und 
Fleischpreisen,  die  eine  fortgesetzte  Einfuhr  dieser  Producte  aus  der 
ganzen  Welt  veranlassen;  —  England  liegt  uns  vor  Augen. 

Ein  gleiches  Bild  vermögen  wir  uns  aber  auch  in  den  detaillir- 
testeu  Zügen  von  Rom  und  Italien  aus  den  Quellen  zusammenzusetzen. 
Auch  hier  ein  Geldreichthum ,  dass ,  wenn  plötzlich  einmal  die  Beute 
in  Rom  zusammenströmte,  auch  plötzlich  alle  Grundstücke  in  Italien 
im  Preise  stiegen  und  der  Zinsfuss  eben  so  reissend  herabging!  Auch 
hier  eine  gedrängte  Bevölkerung  und  dabei  die  schärfste  Zersetzung 
des  Nationalreichthums  in  wenig  colossale  Privatvermögen  und  die  zu- 
nehmend verarmenden  »Tribus« !  Auch  hier  der  höchste  Luxus  neben 
der  tiefsten  Noth !  Die  Couverts  des  Vitellius  kosteten  zu  jeder  Mahl- 
zeit über  2ü,üO()  Thlr.  —  400,000  Sest.  — ;    aber   ebenso  konnte  man 

dcrten  Qualität  wogen  nielir  Arbeit  erfordert  oder  werden  gar  einem  Product  die 
Anbauinillel  entzogen,  so  i<ann  man  nicht  von  unprocincliverer  Arbeit  spreclien.  — 
Icli  füge  dies  gegen  einige  Einwendungen  liinzu ,  die  an  einem  andern  Ort  gegen 
meine  Grundrcnlenllieorie  erhoben  sind. 


3f)2  n<Ml  I).  rl  II  .. 

.'iiicli  zu  II  IT.  in  Kolli  >ii(',isc'ii  —  "Ca\)()  mio  ;issu  vciiiili"  !  -  I>ji  I'li- 
iiiiis  ;iii  (IcrseUxMi  Slclk'  s;ij^t.  Obst  iiiul  (jciiiiisü  wären  im  ilic  Annen 
zu  tlieuer  —  »-in  liis  {|no(|ue  :ili(in;i  sibi  inisci  tribus  ne^MiiU  —  so  niuss 
(bis  Ksscn  eines  (Jouverls  /n  (i  Pf.  (binacb  f<evvesen  sein.  —  Aiicb  hier 
Uebergan;^'  des  I>uileiis  zu  Luxiisprodiictionen  —  Wildparks,  IMerde- 
ziiclit,  feinster  Fleischproduction  u.  s.  w. !  Auch  hier  (bis  ganze  Land 
eine  (iartencultiir,  -iit  tota  poniariuin  videatm-/ 1  Obst  und  Gemüsebau 
in  einer  Vollkoniinenheit,  dass  wahre  KüclienwuiKb'r  —  -heu  prodi^ria 
venti'is!*  —  gezogen  wurden!  Aber  dem  gemäss  auch  hier  die 
c  n  t  s  p  )■  e  c  h  e  n  d  e  B  e  s  c  h  r  ä  n  k  u  n  g  d  v.  s  A  n  b  a  u  s  d  e  r  N  a  h  r  ii  n  g  s  - 
mittel  der  Menge,  namentlich  des  Getreidebaus!  In  Folge 
dessen  eine  regelmässige  colossale  Getreideeinfuhr  aus  alh'ii  iibrigen 
Ländern  des  Mittelineers  und  eine  Vervollkommnung  der  noch  be- 
tiieb(Mien  Landbau])ro(luctionen.  Mithin  eine  enorme  Verlheucruiig 
aller  Bod  cnj)  r  od  u  c  tc,  selbst  des  Obstes  —  >'Ut  nee  poma  pau- 
peribus  nascerentur«  —  und  des  Gemüses  —  »ut  pauperis  men.sa  non 
capint«  — ;  aber  natürlich  eine  Vertheuerung  nicht  aus  dem  ge- 
f  a  1 1  e  n  e  n  S  a  c  h  w  e  r  t  h  des  Geldes,  sondern  dem  gestiegenen 
S  a  c  h  w  e  r  t  h  der  T  r  o  d  u  c  t  e  s  (^  1  b  s  t !  —  Und  zur  K rönung  d ieser 
Zustände  denn  endlich  auch  der  socialistische  Hass:  »Miruni  esset  non 
licere  pecori  carduis  vesci,  non  licet  plebi!«^). 

Es  ist  auch  annähernd  zu  erkennen,  wie  gross  in  solchen  Län- 
dern derjenige  Theil  des  Preises  dieser  Producte  ist,  der  nicht  mehr 
auf  Rechnung  des  niedrigeren  Sachwerths  des  Geldes,  sondern  des 
hohen  Sachwerths  der  Producte  selbst  zu  setzen  ist.  Er  beträgt  bei- 
nahe so  viel,  wie  der  Unterschied  in  den  Preisen  dieser  Producte  in 
den  Import-  und  den  Exportländern  beträgt.  Vollständig  deshalb 
nicht  so  viel,  weil  eben  ein  geringer  Theil  jener  hohen  Productpreisc 
auf  den  etwas  geringeren  Sachwerth  des  Geldes  in  den  Importländern 
zu  setzen  ist,    aber   dieser  Theil  kann  wieder  niemals   mehr  betragen, 


3)  Den  blossen  Nachweis  der  Stellen  darf  ich  mir  wolil  sparen,  nährend  deren 
Abdruck  in  einiger  Vollständigkeit  zu  viel  Raum  fortnehmen  würde.  —  Das  ge- 
zeidinete  Bild  weicht  allerdings  von  der  bisher  ziemlich  allgemein  angenommenen 
Ansicht,  dass  schon  mit  dem  letzten  Jahrhundert  der  Republik  die  I^a  ii  d  w  i  r  t  h - 
Schaft,  und  namentlich  der  Ackerbau,  in  Italirn  in  Verfall  gekommen  wäre, 
ab.  Allein  diese  abweichenden  Züge  glaube  ich  schon  in  meiner  Abhandlung  ,,Zur 
Geschichte  der  agrarischen  Entwickliing  Roms  —  Jahrg.  II.  Bd.  1.  3.  und  -i.  Heft 
dieser  Jahrbücher  —  ausführlich  begründet  zu  haben  und  verweise  also  darauf.  — 
Landwirlhsciiaft  und  Ackerbau  verfallen  noch  nicht,  wenn  die  Nachfrage  bewirkt, 
dass  der  Getreidebau  beschränkt  wird  und  dafür  das  Land  einen  Gartencharakler 
annimmt. 


Zur  Fraffe  des  Sachwerths  des  Geldes  im  Alterthum. 


353 


als  höchstens  die  Transportkosten  des  Edelmetalls  aus  jenen  Im- 
portländern zu  den  Exportländern  der  Produkte  betragen  würde ,  und 
dieser  Transportkostenbetrag  des  Geldes  selbst  wird  heute  noch  wieder 
durch  den  Wechselcurs  niedrig  gehalten.  Aber  jedenfalls  ist  der  Unter- 
schied zwischen  den  P  r  o  d  u  c  t  preisen  solcher  Import  -  und  Export- 
länder, aus  dem  —  vorbehaltlich  der  Reduction  desjenigen  geringen 
Theils,  der  auf  den  niedrigem  Sachwerth  des  Geldes  in  den  Import- 
ländern der  Producte  zu  setzen  ist  —  auf  den  Sachwerth  der  Producte 
selbst  in  den  Importländern  geschlossen  werden  kann,  ausserordentlich 
bedeutend,  selbst  dann,  wenn  nicht  Landwege,  sondern  Wasserstrassen 
das  Import-  und  Exportland  mit  einander  verbinden,  und  obwohl 
Wasserfracht  zu  allen  Zeiten  die  billigste  Fracht  gewesen  ist. 

lieber  die  Bedeutung  dieses  Unterschiedes  belehrt  folgende  Tabelle, 
die  ich  den  »tabellarischen  Uebersichten«  zu  »von  Gülich's  Ge- 
schichtlicher Darstellung  des  Handels«  u.  s.  w.  entnehme: 


U e b e r s i c h t  der  W e i z e n p r e i s e  in  London  und  D a n z i g  von 
17  0  0  —  18  2  6,  nach  englischem  G  e  1  d  e  und  Q  u  a  r  t  e  r. 


Jahre. 

In  London. 

In  Danzig. 

sh. 

pence. 

sh. 

pence. 

Von 

1700—1709 

34 

9 

21 

10 

- 

1710  —  1719 

43 

5 

26 

3 

- 

1720—1729 

37 

4 

20 

2 

- 

1730  —  1739 

31 

7 

19 

3 

- 

1740—1749 

31 

10 

23 

2 

- 

1750  —  1759 

37 

9 

22 

5 

- 

1760—1769 

41 

5 

24 

3 

_ 

1770—1779 

45 

3 

28 

3 

- 

1780—1789 

45 

9 

28 

5 

- 

1790—1799 

55 

11 

37 

3 

- 

1800  —  1809 

77 

6 

56 

5 

- 

1810  —  1819 

75 

— 

45 

3 

- 

1820  —  1826 

57 

4 

27 

1 

Das  danziger  Getreide  geht  grössten  Theils  nach  England.  Damit 
es  nach  Danzig  kommt,  hat  es  schon  bedeutende  Transportkosten  ver- 
ursacht, da  viel  Landfracht  mit  unterläuft.  Danzig  und  London  sind 
durch  Schififfahrt  verbunden;  die  Transportkosten,  die  auf  diese  Weise 
das  Getreide  vertheuern,  sind  die  billigsten  der  Welt.  Dennoch  besteht 
fortgesetzt  ein  Unterschied  in  den  Preisen  der  Import-  und  Exportstadt, 
der,  in  ersterem  Orte,  in  jedem  Jahrzehnt  mehr  als  die  Hälfte  des 
Preises    in  der  Exportstadt,    im    letzten  Deccnnium    der  angeführten 


'\')'\  H  (»  (I  I)  (Tt  II  s  , 

Periode  iiu'lir  als  das  Dojjpelto  ljeträ{j;t.  Da  die  i^lriicndi-  /ollscala, 
die  in  diesem  .lalirlmiidert,  liiiiji;(;re  Zeit  liiiidiirch  das  Koni  in  Kiif^laiid 
vertli('iicit(!,  erst  iiacii  (lein  allLieiiieiiieii  l-riedeii  eiii'^eliihrt  ward,  so 
k()iiii(!ii  solche  rridiihitivmassrenelii  aiieli  nur  in  jenem  let/teii  Jahizelint 
auf  lalioliiin^  des  I'ieises  ^Mnvirkt  halten.  I)ei-  l'nter>ehied  im  Sacli- 
wertli  des  lieldes  in  LoihImii  und  |)an/.i;^  kann  alter  nii'lit  allein  die 
^ros.sc!  l'reisdilTeren/  an  beiden  (»iMeii  tsr/eimt  halten,  denn  dann  wiirde 
Danzi^^  von  Litiithtii  aus  mit  (ield  iilteisehwemmt  worden  sein,  da  iin- 
niüglich  die  'rrans|i()rtk(t>ten  des  (ieldtis  selbst  so  viel  wie  jene  Dill'e- 
reiiz  betragen  haben  würden.  lUeibl  ;ilso  nur  der  Schluss  übrig,  dass 
last  die  ganze  l)it1'erenz,  um  wcIcIk;  die  (letreideitreise  in  London  höhe«- 
als  in  Danzig  stehen,  nicht  ;iuf  llechnung  des  geringeren  Sachwcrths 
des  (Jeldes,  S(tndern  des  höheien  Sachwert hs  des  Weizens  selbst  in 
Jjondon  zu  setzen  ist. 

Ebenso  wird  es  sich  seiner  Zeit  mit  den  Oetreideprcisen  in  Rom 
und  Italien  verhalten  haben.  —  JUm-  SchiHsweg  von  Spanien  und  Afrika 
nach  Ostia  ist  zum  Theil  kürzer  als  der  von  Danzig  nach  London, 
aber  auch  die  Kunst  der  Schitt'fahrt  stand  damals  viel  niedriger  als  in 
neuerer  Zeit,  und  es  hat  sicherlich  —  Schiflisbau  und  Schitft'ahrt  zu- 
sammengerechnet —  damals  mehr  Mühe  und  Arbeit  gekostet,  1000 
Quarter  von  den  Ufern  des  Iberus  nach  Rom,  als  heute  von  Danzig 
nach  London  zu  bringen.  Zwischen  den  Weizenpreisen  der  ungeheuren 
Importstadt  Rom  und  den  Weizenpreisen  der  Exportstädte  Alexandrien, 
Carthago  und  Tarraco  wird  also  auch  keine  minder  grosse  Differenz 
bestanden  haben  als  heute  zwischen  denen  Danzigs  und  Londons,  und 
auch  von  dieser  Differenz  wird  also  damals  der  grösste  Theil  nicht  auf 
den  niedrigeren  Sachwerth  des  Geldes  in  Rom,  sondern  den  höheren 
Sachwerth  des  Weizens  alldort  zu  setzen  sein. 

Alles  in  Allem  sind  also  auch  die  G e t r e i d e p r c i s e  aus 
solchen  Ländern  und  Zuständen,  wie  ich  soeben  s  k  i  z  z  i  r  t 
habe,  nicht  ohne  Weiteres  zur  B  e  s  t  i  m  m  u  n  g  des  S  a  c  h  - 
werths  des  Geldes  ihrer  Zeit  zu  gebrauchen.  Sie  würden 
zwar  etwas  besser  dazu  dienen,  als  der  Seideupreis  im  Alterthum  oder 
der  Belagerungspreis  von  Laodicea,  denn  jene  Zustände  sind  keine 
ausnahmsweisen ,  sondern  tragen  eine  längere  Dauer  in  sich.  Sie  wür- 
den sogar,'  wenn  Umfang  und  Schwierigkeit  des  Imports  stationär 
blieben,  dazu  dienen,  die  etwaige  Veränderung  des  Sachwerths 
des  Geldes  in  den  verschiedenen  Perioden  solcher  Zustände  selbst  er- 
kennen zu  lassen.  Z.  B.,  würde  sich  bei  einer  gleich  grossen  und  gleich 
schwierigen  Zufuhr  und  bei  gleichgebliebenen  Consumverhältnissen  nach 
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und  nach  dennoch  der  Geldpreis  des  Getreides  ändern,  so  würde  man 
mit  Sicherheit  schliessen  können,  dass  sich  der  Sachwerth  des  Geldes, 
umgekehrt  wie  der  Preis,  verändert  hätte.  Allein  zur  Erkenntniss  des 
damaligen  Sachwerths  des  Geldes  an  sich  und  deshalb  zur  Ver- 
gleichung  desselben  mit  dem  Geldsachwerth  anderer  Zeiten  und  anderer 
Länder  können  dieselben  nur  mit  grosser  Vorsicht  und  unter  grossen 
Reductionen  angewendet  werden.  —  — 

In  de r  T hat  ist  der  Sachwerth  d  e s  G e  1  d e s  nicht  an 
den  G  e t r  e i d  e p  r  e i s e n  überhaupt,  sondern  nur  an  den- 
jenigen G  e t r  e i d  e p r  e i s e n  zu  erkennen,  welche  durch  die 
(land  wirthschaf  tl  ichen)  Productionskostcn  des  Getrei- 
des bestimmt  werden,  an  dem  ii a t ii r  11  c li e ii  Preise  des  ti e - 
li'eides.  Denn  nur  deshalb  kann  man  überhaupt  den  Getreide- 
preis und  z.  B.  keinen  Fabrikatpreis  zum  Maasse  des  Sachwerths  ge- 
brauchen, weil  man  zum  Maasse  eines  Veränderlichen  ein  Festes  haben 
nmss,  Fabrikate  aber  in  ihren  Productionskostcn  rasch  wechseln,  Ge- 
treide hingegen  auf  die  Dauer  noch  stetiger  darin  ist,  als  das  Edel- 
metall selbst.  Deshalb  würde  man  auch  keinen  Brod preis  dazu  nehmen 
können,  weil  Brod,  zu  einem  grossen  Theil  seiner  Productionskostcn, 
Fabrikat  ist.  Ja,  genau  genommen,  müsste  man  noch  die  agrarischen 
Verhältnisse  in  Anschlag  bringen ,  unter  denen  producirt  wird ,  weil 
auch  dadurch  die  Productionskostcn  des  Getreides  bedeutend  beeinilusst 
werden.  Ich  meine  hier  nicht  sowohl  die  Fruchtbarkeit  des  Bodens 
und  die  Segnungen  des  Himmelsstrichs  als  vielmehr  das  landwirth- 
schaftliche  System ,  unter  dem  producirt  wird  und  verweise  dieserhalb 
auf  die  berühmten  Untersuchungen  Thünens  über  die  Verschiedenheit 
der  Productionskostcn  des  Getreides  unter  dem  Dreifeldersystem,  der 
Koppelwirthschaft  und  der  Fruchtwechselwirthschaft.  Die  Römer  hatten 
mm  gar  noch  Drillwirthschaft  und  lernten  die  breitwürfige  Saatbestellung, 
wie  ich  anderswo  nachgewiesen,  erat  zu  des  älteren  Plinius  Zeit  bei 
den  Deutschen  kennen.  Der  Unterschied  in  den  Getreideproductions- 
kosten  der  Dreifelderwirthschaft  und  der  Drillwirthschaft  dürfte  aber 
kaum  weniger  bedeutend  sein ,  als  die  durch  die  Transportkosten  er- 
zeugte Differenz  der  Getreidepreise  in  Tarraco  und  Rom.  Zu  verglei- 
chender Bestimmung  des  Sachwerths  des  Geldes  in  verschie- 
denen Zeiten  und  Ländern  würden  also  auch  nicht  einmal  die 
natürlichen  Getreidepreise,  die,  welche  hier  und  dort  durch  die  Pro- 
ductionskostcn bestimmt  werden,  unbedingt  genügen,  man  nüisste  sogar 
noch  zusehen,  ob  nicht  verschiedene  Anbausysteme  einen  Unterschied 
auch  in  diesen  natürlichen  Preisen  erzeugt  haben  und,    wenn  dies  der 


';\')C)  H  fidhertiis, 

Fall,  (li(!  ^M-össcrcii  rroductionskostüii  dos  ciiiien  Systems  ebenso  in  Aii- 
sclila;,'  und  \h/.u<^  hriiigcn  wie  die  Transportkosten  aus  dem  Export- 
land"*). Aber  wenn  wir  auch  von  diesem  letztern  Moment  absehen 
wollten,  —  jedenfalls  leuchtet  ein,  dass  uns  nur  die  natürlichen 
(letreidepreise,  nur  Preise,  die  durch  keine  andern  Momente,  wie  die 
I  a  II  il  w  i  r  I  li  s c h a  rill c h  e  n  1*  r  o d  u c  t  i  o  n  s k  o s  t  e n  bestimmt  werden, 
zmu  Maase  des  Sachwertlis  des  Geldes  dienen  können,  denn,  wollten 
wir  noch  die  Transportkosten  des  Getreides  oder  die  lirod- 
fabr  i  ka  t  ionskosten  mit  /u  jenen  Preisen  ziehen,  so  würden  wir, 
weil  wir  ein  weit  veränderlicheres  Prciselement,  als  landwirthschaftliche 
I'roductionskosten  sind,  mit  hineinzögen,  den  grossen  Fehler  be- 
gehen, mit  einem  veränderlichen  M a a s s s t a b  zu  messen 
und  würden  nicht  viel  richtiger  handeln,  als  wenn  wir  den  Sachwerth 
d(!s  Geldes  an  reinen  Fabrikatpreisen  messen  wollten. 

Aber  solche  natürliche  Getreidepreise  zu  ermitteln,  hat  grosse 
Schwierigkeiten,  und  zwar,  weil  wir  sie,  wenn  uns  nicht  ganz  genaue 
Productionsrechnungen  vorliegen ,  nur  durch  das  Medium  der  Markt- 
l)reise  zu  erkennen  vermögen,^  auf  die  Marktpreise  aber  auch  regel- 
mässig und  dauernd  —  nicht  blos  vorübergehend  wie  in  Laodicea 
—  Umstände  einwirken  können  und  einzuwirken  piiegen ,  die  einen 
natürlichen  Preisstand  gar  nicht  aufkommen  oder  erscheinen  lassen. 
Ausser  dem  Wechsel  der  Erndten  können  dies  noch  besondere  volks- 
wirthschaftliche  und  wirtlischaftspolizeiliche  Umstände  sein.  Deshalb 
können  uns  zur  Erkeuntniss  natürlicher  Preise  nicht  blos  nur  lang- 
jährige Durchschnittspreise  nützen ,  in  denen  die  aus  dem 
Wechsel  der  Evndten  herrührenden  Preisschwankungen  sich  ausgleichen, 
sondern  wir  müssen  auch  noch  bei  diesen  Durchschnittspreisen  den 
Einfluss  solcher  etwaiger  regelmässiger  und  dauernder  volkswirthschaft- 
licher  und  wirthschaftspolizeilicher  Umstände,  die  auch  noch  ihrer  Seits 
eigene  Preisschwankungen  erzeugen  oder  den  natürlichen  Preisstand 
alteriren,  in  Anschlag  bringen.  Erst,  wenn  das  geschehen,  werden 
wir  den  natürlichen  Getreidepreis  ermittelt  und  damit  einen  brauch- 
baren Maassstab  für  die  Bestimmung  des  Sachwertlis  des  Geldes  ge- 
wonnen haben. 


4)  In  vve'Jcliem  Verliältniss  —  nacii  Arbeit  gemessen  —  die  landivirlli- 
schaflliclieii  Produclionskosfen  des  Getreides  im  AUcrtlium  und  der  Neuzeit  zu  ein- 
ander stehen,  würde  sicii  aus  den  landwirtliscliaflliclien  Scliriflsfeilern  der  damaligen 
und  der  heutigen  Zeit  ermitteln  lassen,  allein  mir  gebrach  es  an  Zeit,  diese  nicht 
uninteressante  Arbeil,  die  auch  nicht  einmal  zur  Beslimniung  des  Sachwerthes  des 
Geldes  in  beiden  Zeilen  dienen  könnte  ,  hier  vorzunehmen. 
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Allein,  wenn  das  schon  für  die  Neuzeit  grosse  Schwierigkeiten  hat, 
so  sind  diese  für  das  Alterthum  geradezu  uuiiborwindlich. 
Und  zwar  aus  folgenden  Gründen : 
I.  Ein   in   den  Quellen  selbst  ausdrücklich  als  Durch- 
schnittspreis a  n  e  r  k  a  n  n  t  e  r  G  e  t  r  e  i  d  e  p  r  e  i  s  ist  uns  aus 
dem  ganzen  römischen  Alterthum  nicht  aufbewahrt; 
ja,  wir  besitzen  sogar  aus  keiner  Periode  desselben 
auch  nur  die  k  1  e  i  n  s  t  e  z  u  s  a  rn  m  e  n  h  ä  n  g  e  n  d  e  R  e  i  h  e  von 
J  a  h  r  e  s  p  r  e  i  s  e  n ,     aus    denen    wir    überhaupt    irgend 
einen    Durchschnittspreis    zu    ziehen     ver m ö c h t e n ; 
wir  besitzen  vielmehr   aus  einer   fast   tausendjähri- 
gen  Periode   kaum   drei   Dutzend   P  r  e  i  s  n  o  t  i  z  e  n ,   die 
uns  noch  dazu,  fast  sämmtlich,  als  Ausnahmep reise 
ausdrücklich  überliefert  werden. 
II.  Es  giebt  im  Alterthum  besondere  ökonomische  Um- 
stände   —    ökonomische    im     antiken    Sinne    —    die 
heute  nicht  existiren,  die  aber  die  aus  dem  Wechsel 
d  e  r  E  r  n  d  t  e  n  herrührenden  P  r  e  i  s  s  c  h  w  a  n  k  u  n  g  e  ii  noch 
in  hohem  Grade  steigern. 
III.  Es  bestehen   im  Alterthum  w i r t h s c h a f t s p o I i z e i  1  i c h e 
Einrichtungen,     die,     unausgesetzt,     in    jeder     der 
grossen   A c k e r b ü r g e r c o m m u n e n ,    in   welche  die  an- 
tike Gesellschaft  zerfällt,   die  Getreidepreisc  noch 
weit     stärker,     als     dies     heute     etwa     durch    eine 
Zollgesetzgebung     geschieht,     beeinflussten ,     und 
deshalb    auch     das    Aufkommen     eines     natürlichen 
Preisstandes   überhaupt   verhinderten. 
Zu  I.  ergeben  für  das  Alterthum  die  Notizen,  die  mir  zur  Hand 
sind,  folgende  Preise,  die  ich  nacli  der  Zeitfolge  hier  auffiihi-e: 

1)  I.  J.  d.  St.  (V)  Manius  Marcius  primum  frumentum  populo  in 
modios  assibus  donavit;  PI.  H.  N.  18,  4. 

2)  I.  J.  d.  St.  .314  Minutius  Augurinus  in  trinis  nundinis  prctium 
ad  assem  redegit.     Ibid. 

3)  Im  Jahr  d.  St.  (?)  Trebius  assibus  populo  frumentum  praestitit. 
Ibid.     Diese  3  Preise  waren  Staatspreise. 

4)  I.  J.  d.  St.  004  —  assibus  singulis  farris  modios  fuisse.  Ibid. — 
Dies  war  ein  Marktpreis  nach  gesegneten  Ernten;  nach  Moiniii- 
sen  U.  G.  I  S.  SIC)  4  gr.  der  proussische  Scheffel. 

5)  I.  J.  d.  St.  .542  der  Modius  10  Scst. ;  also  der  preussisclie 
Scheffel  nach  heuligem  Metallwerth  3  Thlr.  0  Gr.     Polyb.  IX,  44. 

XIV.  ü4 


■\')H  H  o  (ll).Tlii  s, 

(i)  I.  .1.  (I.  St.  ')')'2:  Aiiiioikk;  vilita>  liiit,  weil  die  Aodilcii  iiiaj,'- 
)iam  villi  IVuiiK'iiti  e\  His]»niiia  iiii^saiii  (|iiat(;niis  aeris  vicatiin 
popiilo  descriii.sermit.  l.iv.  \XX,  20.  —  liier  werden  Staats- 
uiul  Marktpreis  gleicli  ge>taiideii  liabeii;  also  jetzt,  der  A.ss  zu 
'/i6  l^iiiiar  angenoiiinien,  12  }<r.  der  preussisehe  ScliefVel. 

7)  1.  .1.  d.  St.  552  heisst  es  wiedei'  vom  den  Aedileii:  Irmiieuti 
villi  iiij^eiiteni,  (|Liod  ex  .\frica  1'.  Scipio  iiiiserat,  (|uateriiis 
aeris  p^ijulo  diviseriiiit.     I>iv.  XXI,   15. 

H)  1.  .1.  (I.  St.  554  lieis.st  es:  Aiinoiia  pervilis  fuit.  Fruiiieiiti  viiii 
iiia^Miaiii  ex  AiVica  advectam  aediles  biiiis  aeris  in  niodius  ]>u- 
]»ul()  diviserunt.  L  i  v.  XXI.  5().  Al.su  (>  Ur.  der  preus.^i>clie 
Sclienci  und  wahrscheinlich  der  Marktpreis  wie  der  lStaat>pr('is. 

!l)  I.  ,1.  d.  St.  55b  wurde  abermals  sicilisches  Korn  zu  2  Ass  der 
Mudius  vertheilt.     Moinnisen,  It.  (j.  2.   AuH.  1  S.  814. 

10)  Uurs  Jahr  d.  St.  üOO  ^alt  im  eisalpinischen  (jallien  der  Modius 
oft  nur  F/g  Ass;  der  preussische  Schefiel  B'/a  (j»"-  rulyi).  II. 
15.  Mommsen  a.  a.  0.  S.  SIG.  —  Das  waren  Marktpreise. 

11)  1.  J.  d.  St.  032  konnnt  der  Ciracchische  Staatspreis  von 
Ve  Ass  vor;  Böckh,  Metrul.  Unters.  S.  419.  Mommsen, 
Die  römischen  'I'ribus  S.  17U  nimmt  hier  indessen  G'/a  Ass  an. 
Ich  komme  unten  auf  diesen  Preis  zurück. 

12)  I.  J.  d.  St.  G54  hat  die  lex  Apuleja  wieder  den  Staatspreis  von 
Ve  Ass. 

in)  Kurz  vor  Verres'  sicilischer  Proprätur,  also  in  den  70er  Jahren, 
des  7.  Jahrhunderts  Roms,  war  vor  der  Einte  der  Marktpreis 
in  Sicilien  20  Sest.  tler  Modius ;  der  preussische  Scheffel  also 
G  Thlr.  12  Gr. 

14)  Ebenfalls  kurz  vor  dieser  Proprätur  hatte  die  lex  Terentia  et 
Cassia  den  Preis  für  die  alterae  decumae  in  Sicilien  auf  3 
Sest. ;  für  das  frumentum  emtum  auf  3'/2  Sest. ;  und  hatte  ein 
Senatsbeschluss  den  Preis  für  das  dem  Verres  ad  cellam  zu 
liefernde  Getreide  auf  4  Sest.  festgesetzt ;  ward  also  der  preussische 
Scheffel  den  Siciliern  zu  resp.  28  Gr. .  1  Thlr.  3  Gr. ,  1  Thlr. 
8  Gr.  vergütet"'^). 


5)  In  de"tn  Salz  von  ä'/j  tVir  das  fium.  emt.  folge  icli  Zumpl  zu  Verres  III 
§.  163.  Niclil  bloss,  weil  nach  ihm  zu  §.  179  alle  Handschriften  HS.  XXI  haben 
und  diese  Zahl  auch  für  §.  163  S'/j  crgiebt,  sondern  auch,  weil  es  billig  war,  dass 
das  ad  cellam  imperirle  Korn  oder  frum.  aestimatum  höher  als  das  nacii  Rom  im- 
perirlc  oder  frum.  cmt.  vergiitet  ward,  denn  es  halte  sich,  wie  C  i  c.  a.  a.  0.  §.  170 
aus  einander  setzt,  der  usus  eingeschlichen,  dass  die  üouverneurc,  weil  sie  die  Lie- 
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15)  Unter  Y  er  res  —  also  Anfang  der  achtziger  Jahre  des  T.Jahr- 
hunderts —  war  der  {Marktpreis  in  Sicilien  2 — 3  Sest.,  Cic.  in 
Verr.  III,  also  der  preussische  Scheffel  18  bis  28  Gr. 

16)  In  einem  Theuerungsjahr  unter  Augustus  stieg  der  Preis  auf 
7  Thlr.  8  Gr.     Mom rasen,  R.  Gesch.  I  S.  81G  Anmerk. 

17)  I.  J.  n.  Chr.  65  unter  Nero  kommt  ein  Staatspreis  von  3  Sest. 
für  den  Modius  vor;  Tac.  Annal.  XV,  39.  Ich  komme  auf  die- 
sen Preis  unten  ausführlich  zurück. 

18)  In  einem  Epigramm  Martial's  —  s.  Friedländer  a.  a.O.  — 
also  unter  Titus  oder  Domitian,  kommt  wieder  ein  Markt- 
preis von  4  Ass  vor,  also  wieder  12  Gr.  der  preuss.  Scheffel. 
Fried  länd er  ist  der  Ansicht,  dass  dies  Epigramm  in  Bilhilis 
verfasst  und  also  spanische  Marktpreise  verstanden  seien.  Ich 
lasse  das  dahin  gestellt.  Allein  P)ilbilis  lag  im  cantabrischen 
Gebirge  in  dem  von  Strabo  III.  14  rauh  und  unfruchtbar  ge- 
schilderten Keltiberien.  Wäre  jener  Preis  von  P)ilbilis  verstan- 
den, so  müsste  er  in  dem  benachbarten  und  fruchtbaren  Tarra- 
conaStr.  III.  7  seq.,  noch  weit  wohlfeiler  gewesen  sein.  Dieser 
Landestheil  war  auch  vom  Iberus  durchströmt,  den  PI.  H.  N. 
amnis  navigabilis  commercio  divcs  nennt;  auch  ging  durch  diese 
Gegenden  die  gi'osse  liömische  Heerstrasse,  die  Strabo  ibid. 
14  beschreibt.  Unter  allen  Umständen  konnte  also  Getreide 
von  allen  Seiten  aus  diesen  Gegenden  billig  an's  Meer  kommen 
und  von  hier  leicht  nach  Italien  verschifft  werden,  denn  von 
den  Säulen  bis  Tarraco  fehlten  zwar  die  Häfen,  aber  von  hier 
an  war  die  Küste  sehr  hafenreich,  Strabo  ibid.  8.  —  Wenn  also 
auch  Martial  von  einem  Marktpreise  in  Bilbilis  si)rechen  sollte, 
was  doch  noch  nicht  erwiesen  ist,  das  Getreide,  das  aus  Spa- 
nien  nach  Rom   kam,   muss   damals   an   seinen  Productions- 


fening  des  ad  cellam  imperirlen  Korns  nadi  jedem  beliebigen  Ort  ihrer  Provinz 
aussciireiben  durften,  um  von  den  Liefernden  zu  erpressen,  den  für  diese  ent- 
legensten und  llieuerslen  Ort  wählten.  In  andern  Provinzen  als  dem  kleinen  Si- 
cilien war  de.shalb  der  Unterschied  zwischen  den  Vergülungsprei>en  des  frum.  emt. 
und  des  aesl.  noch  grosser,  denn  Cic.  sagt  §  194,  auf  den  sicilischen  Marktpira/en 
diflferirten  die  Geireidepreisc  höch-itens  um  1  S  ,  in  andern  Provinzen  weit  mehr. 
Hierin  scheint  auch  der  Grund  gelegen  zu  haben,  weshalb  der  Prei^  für  die  altera« 
decumae  und  dasjenige  frumentum  emtuni,  das  nach  Rom  ging,  durch  die  lexTerenlia 
et  Cassia  selbst  fesigeselzl  oder  ,, constitutum*'  war,  des  ad  cellam  imperirlen  Korns 
aber  durch  Senalusconsult  fcsigesct/.l  ward,  und  „aesiimalum"  war.  Es  kam  bei 
diesem  letzteren  Lieferungsquantum  eben  noch  auf  wechselndere  l'mslände  an.  Vergl. 
Cic.  a.  a.  0.  §§.  lt)3,  174,  188. 

2  i  * 


orten  noch  billifier  iil^  in  lÜlliili-  ^cwc-cn  >n\\  luid  konnte  dnieh 
den  Transport  nach  Italien  niemals  nni  das  I)oji|(clte  veilheuert 
werden.  Ks  hätte  sonst  auch  nicht  di(!  niaj^na  vis  frunienti  ex 
llispania  missa  im  .lahre  öo'i  (s.  oben  Nr.  (i)  /n  4  Ass  in  Ilom 
abj^e^'eben  werden  können.  Jedenfalls  n)(isste  also  um  diese 
Zeit  der  Marktpreis  in  Koni  wieder  viel  hilliger  gewesen  sein, 
als  der  s.  Nr.   17  erwähnte  Neronische  Staalspreis. 

r.l)  Aus  dieser  späteren  Zeit  Hndet  sich  auch  noch  eine  Inschrift  — 
(irut.  4.34.  1.  —  nach  welcher  einem  L.  Mävius  Kufus  ein 
Denkmal  errichtctt  wird  von  den  municii)es  et  incolae  ob  merita 
ejus,  quüd  annona  cara  fruinent.  denario  modiuiii  praestitil. 
Friedländer  a.  a.  0.  Die  Einwohner  dankten  also  dem  Rufus. 
(las.s  er  in  einem  Theuerunji^sjahr  den  preussischen  Scheffel  zu 
1  Thlr.  3  Gr.  abliess.     Auch  hier  liegt  ein  amtlicher  Preis  vor^j. 

20)  Aus  dem  Jahre  368  n.  Chr.  erwähnt  Ammian.  Marc.  XXVIIl. 
1.  18.  neben  einander  eines  Preises  von  Vso  solid,  und  von  Vio 
solid,  für  den  Modius,  also  24  Gr.  und  2  Thlr.  12  Gr.  für  den 
preussischen  Scheffel,  mit  folgenden  Worten:  Cum  Africam  pro 
consule  regeret  (Hymetius).  Carthaginiensibus  victus  inopia  jam 
lassatis  ex  horreis  llomano  populo  destinatis  frumentum  dedit : 
])aulloque  postea,  cum  provenisset  segetum  copia.  integre  sine 
Ulla  restituit  mora.  Verum,  quoniam  denis  modus  singulis  soli- 
dis  indigentibus  venumdatis.  emeret  ipse  tricenos  intcrpretii 
compendium  ad  Principis  aerarium  misit.  Itaque  Valentinianus 
per  nundinationem  parum,  quam  oportuerat,  missum,  cum  bo- 
norum parte  multavit.  Mommsen  Ed.  d.  Dioclet.  s.  v.  W. 
schliesst  daraus :  '/so  Sül.  sei  »ein  mittlerer  oder  niedriger*.  Vio 
sol.  ein  hoher  Preis  gewesen.  Dass  der  Preis  von  Vio  sol.  ein  hoher 
Preis  gewesen,  wenn  auch  der  Marktpreis  noch  höher  gewesen 
sein  muss,  da  sonst  den  Carthagern  keine  Wohlthat  erwiesen  wäre  — 
ist  richtig.    Dass  aber  der  Preis  —  und  wahrscheinlich  doch  des 


6)  Mommsen.  Das  Edict  Diocielian's  .«.  v.  Weizen  hat  nocli  für  das  Jahr  363, 
bei  dem  Ri'ukzu|?  aus  Persicn ,  einen  Preis  von  Vio  sol.  angemerkt.  Ammian. 
Marc.  XXV  8,  15  iieisst  es  aber:  Die  Xoth  sei  so  gross  gewesen,  dass,  wenn  niclil 
das  gefallene  Vieh  verzehrt  worden  wäre,  die  iMenschen  sich  selbst  verzehrt  haben 
würden,  und' dann:  Adeo  enim  alroci  tabuimus  fame,  ut ,  si  usquam  modius  unus 
farinae  fuisset  repertus  (quod  raro  contigeret)  aureis  decem  mutaretur  ut  minus. 
Hier  ist  also  von  einem  unerhört  hohen  Mehl  preise  die  Rede,  der,  wenn  auch  da- 
mals die  Melilfabrikation  sehr  Iheuer  war  —  s.  Plin.  H.  X.  XVIII.  20.  2  —  doch 
nocli  auf  einen  höheren  Kornpreis  als  Vio  sol.  srhliessen  lä^st.  Jedenfalls  war  dies 
aber  ein  ganz   exzeptioneller  Preis,  den   ich  deshalb  nicht   mit  aufnehme.   — 
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Jahres  vorher  —  von  V30  ^ol.  »ein  mittlerer  oder  niedriger«  ge- 
wesen wäre,  ist  nicht  ersichtlich,  denn  Animian  sagt  nur,  dass 
Hynietius  dafür  eingekauft  habe.  Dieser  Preis  kann  also  immer 
noch  ein  mehr  als  mittlerer  gewesen  sein.  Auch  macht  ja  der 
Kaiser  dem  Hymetius  den  Process,  weil  ihm  die  Marktpreise 
nicht  mit  dessen  Gewinnberechnung  übereinzustimmen  scheinen. 

21)  »Julian  verkaufte  in  theurer  Zeit,  als  gleich  nach  der  Ernte 
der  Scheitel  Vio  ^t)l.  stand  und  für  den  Winter  gar  leicht 
auf  Ys  solidus  hätte  zu  stehen  konimen  können,  den  Antiochiern 
das  Korn  billig  zu  V15  sol.  den  Scheffel«.  Mo m rasen  a.  a.  0. 
Unter  Scheffel  ist  hier  Modius  zu  verstehen ;  die  Preise  für  den 
preussischen  Scheffel  waren  also  resp.  2  Thlr.  12  Gr.  und  1  Thlr. 
20  Gr.  Dass  der  letztere  Preis  billig  gewesen  sei,  ist  natürlich 
nur  verhältnissmässig  zu  verstehen. 

22)  Nach  Chr.  Geb.  443  soll  der  Soldat  in  Afrika  den  Modius  mit 
V40S0I.  bezahlen,  Nov.  Valent.  III  de  trib.  fisc.  tit.  XVIII  1  u.  4, 
was  für  den  pr.  Scheffel  18  Gr.  machen  würde.  Mommsen 
a.  a.  0.  fügt  hinzu:  »was  ein  Spottpreis  ist«.  Die  betreffende 
Stelle  heisst:  Ne  vero  nccessitatis  occasione,  in  expeditione  mi- 
liti  constituto,  carioris  cuiquam  vendere  liceat  pretia  necessa- 
riarum  rerum  sub  hoc  modo  quo  annonara  adveramus  jubemus 
inferri:  id  est  tritici  ad  singulos  solides  Italicos  modius  quadra- 
ginta  —  und  begründet  also  die  Ansicht,  dass  dies  ein  Spott- 
preis gewesen  ,  nicht.  Der  ungefähre  damalige  Marktpreis  war 
es  jedenfalls  denn  nach  dem  Marktpreis  wurden  die  Natural- 
anweisungen möglichst  inmier  adärirt.  Vergl.  die  Tit.  des  cod. 
Th.  de  erogat.  milit.  und  de  publ.  comparat. 

23)  Zu  Theodor  ich 's  Zeit  galt  der  Modius  Y^o  ^<^l-i  Mommsen 
a.  a.  0.,  der  preussische  Scheffel  also  12  Sgr. 

24j   Basilius   Macedo  (866-886)   gab   in    theurer  Zeit   den  Mo- 
dius zu  Yj2  sol.  ab;  —  Mommsen  a.  a.  Ü. —  den  preussischen 
Scheffel  also  zu  2  Thlr. 
25)   Desgleichen  Nikephorus  Phokus  (1)63 — 969)   zu  Y2  «^l-  iil^ 
er  auf  dem  Markte  1  sol.  kostete.     Mommsen  a,  a.  0. 
Allgemeine  Andeutungen  über  die  l*reisschwankungen  im  Alterthum 
enthalten  eniUich  noch:  Cic.   Verr.  ill.  92,  214  und  215,  wo  vor  der 
Ernte   der   sub  Nr.  13   notirte  Pieis    von    ,'>  Denar    für  den  Medimnus 
erwähnt  wird,  nach  der  Ernte  aber  gleich  summa  vilitas  eintritt,    also 
vielleicht  wieder  ein  einassiger  Preis  galt,  wie  sub  Nr.  8,  wo  die  annoiui 
pervilis  war;    und:  Cic.  ibid.  ^  216,  wo  von  2  aufeinander  folgenden 


8(12  li  u  (I  It  .■  r  I  II  s, 

Julnx'ii  ^Ooiij^L    wird.   (I:\>.>  ullci"  aiiiins   in   vilitatc.   aller   in  >iiiiiiii;t  cari- 

N'orstcilunKl  werde  ich  .so  zioiiilicli  alle  (jcticidcjjii'i.^e  aul;i(.'fiilirt 
lialuMi.  di(!  wir  aii^  dem  loiiiisclicn  Altcrtlniin  hoitzcii.  K-.  .sind,  wie 
man  sieht,  /.um  llicil  h(»(li>t(!  Thciicriin^^preise,  /um  'l'licil  kiinstliche 
(hirch  die  Staats{,'e\valt  ^,'eiiiaelite  l'reise,  /um 'Ilieil,  wo  sie  von  etnijzer 
Dauer  ^^ewesen  zu  sein  .scheinen,  wie  die  von  Cicero  in  den  Verriuen 
erwähnten,  (loch  unter  so  eigentliümlichen  Umständen  ;j;eltende  Treise, 
wie  nur  die  Vcrwaltunf;  eines  V  er  res  mit  sich  fUlircüi  konnte.  Als 
l)uichschnittsi)reis  ist  keiner  anzusehen.  Sie  bieten  auch  keine  zu- 
sannuenhängendg  lieihe,  um  daraus  einen  Durchschnitt  ziehen  zu  können. 
tSie  sind,  fast  sämmtlich,  nicht  einmal  als  natürliche  Jahres-rrei.se 
anzusehen.  Nur  die  von  Polybius  sub  Nr.  10  und  von  Martial 
sub  Nr.  IS  angeführten  Preise  sind  solche,  die  nicht  unmittelbar  durch 
ungewöhnliche  oder  künstliche  Umstände  hervorgebracht,  die  nur  das 
natürliche  Krgebniss  reicher  Erndten  gewesen  zu  sein  scheinen.  Sie 
sind  aber  sehr  niedrige  Preise  gewesen,  und  ob  sie  einen  hinrei- 
chenden Aiiliall  zu  annähernder  Ermittlung  eines  natürlichen  Durch- 
schnittspreises abgeben,  möchte  ich  dahin  gestellt  lassen.  Wollte 
man  sie  indessen  solcher  Ermittlung  zum  Grunde  legen,  und  zwar 
nach  Maassgabe,  wie  sich  in  der  neuern  Zeit,  in  einer 
Periode  von  über  250  Jahren,  in  England,  —  doch  d a s 
Land,  das  noch  am  ersten  mit  Kom,  zur  ersten  Kaiserzeit 
zu  vergleichen  wäre  —  die  Durchschnittspreise  über  die 
niedrigsten  Preise  gestellt  haben,  so  würde  man  zu  einem  Re- 
sultat kommen,  das  von  dem  von  Er.  für  die  Zeit  von  Nero  bis 
Trajan  angenonnnenen  Durchschnittspreise  ausserordentlich  abweicht. 
Nach  diesen  englischen  PrcistabcUen  nämlich,  auf  die  ich  unten  noch 
näher  eingehe,  zeigt  sich,  dass  die  höchsten  Jahrespreise  in  dem 
Zeitraum 

von  151)4  bis  1764  nur  viermal, 

von  1764  bis  1826  nur  dreimal, 

von   1826  bis  jetzt  nur  doppelt 
so  viel  betragen  haben,   als  die   niedrigsten   derselben  Perioden.     Der 
Durcliscliniltsprcis    liegt    natürlich    noch    inmitten    dieser 


7)  \u{  den  miltleron  .Mehlprris,  den  Plinius  H.  N.  XVIII  89  u.  90  miltlieilt, 
und  denjenigen  Getreidepreis,  den  Fried  ländej-  a.  a.  0.  aus  den  Alimenlalions- 
slillungen  Trajan's  und   der   Macrina  folgern    zu  dürfen  glaub»,  konmie  ich  unten  aus- 

fiilirlicli  zurück. 
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beiden  Extreme.  Er  beträgt  selbst  in  tlein  Zeitraum  von  1094  bis 
1764,  wo  die  Schwankung  das  Vierfache  beträgt,  nicht  das  Doppelte 
des  niedrigsten  Pr(>ises;  in  den  beiden  folgenden  Perioden  viel  weniger. 
Wollte  man  nlso,  nnch  Maassgabe  dieser  der  Neuzeit  entlehnten  Preis- 
schwankung, aus  dem  von  Polybius  mitgetheilten  niedrigen  Preise 
den  damaligen  Durchschnittspreis  berechnen,  so  würde  dieser  noch  ein 
äusserst  geringer  sein ,  nämlich  nicht  2  Sgr.  für  den  Modius  betragen. 
Wollte  man  den  so  gefundenen  damaligen  Durchschnittspreis  dann 
auch  noch,  von  Polybius  bis  Nero,  so  steigen  lassen,  wie  sich  in 
den  letzten  200  Jahren  die  Durchschnittspreise  in  England  gesteigert 
haben,  so  würde  er  auch  dann  noch  nicht  einmal  2  Sest.  zu  Nero's 
Zeit  betragen  haben. 

Zu  einem  ähnlichen  Resultat  gelangt  man,  wenn  man  den  von 
Martial.  etwa  aus  der  Zeit  Domitian's  mitgetheilten  Preis  zu  Grunde 
legt,  mag  er  nun  für  Italien  oder  Bilbilis  gegolten  haben.  Um  für 
die  neuere  Zeit  den  ungefähren  Durchschnittspreis  einer  längeren  Pe- 
riode zu  bekommen,  dürfen  wir  nicht  mehr  als  50%  dem  niedrigsten 
Jahrespreise  hinzufügen.  Aber  nehmen  wir  auch  hier  das  Doppelte 
an.  ziehen  aber  dann,  wenn  der  Preis  für  Italien  gilt.  30  7o  i'i'ausport- 
kosten  ab.  um  den  natürlichen  (Jetreidepreis  zu  erhalten,  so  kommen 
wir  auch  dann  noch  nicht  über  einen  Durchschnittspreis  von  2  Sest. 
für  Italien  hinaus.  Gilt  aber  der  Preis  für  Pilbilis,  so  muss  er  an 
den  Ufern  des  Iberus,  in  dem  fruchtbaren  Tarragonien,  von  wo  nach 
Rom  ausgeführt  ward,  noch  weit  billiger  gewesen  sein;  wir  werden 
also  auch  unter  dieser  Voraussetzung  zu  ungefähr  demselben  Resultat 
gelangen. 

Zu  II.  bezweifelt  freilich  Mommsen,  Römisch.  Gesch.  2.  Aull. 
B.  III  C.  12  S.  816  Anm.,  dass  im  Alterthum  die  Getreidepreise  stärker 
als  in  der  Neuzeit  geschwankt  hätten.  Indessen  lässt  sich  dafür  ein 
mathematischer  Beweis  beibiingen. 

Zuvörderst  wird  man  Schwankungen  in  einer  fortlaufenden  Reihe 
von  jährlichen  Durchschnittspreisen  von  Schwankungen  inner- 
halb desselben  Jahres,  vor  und  nach  der  Erndte,  unterschei- 
den müssen.  Indessen  werden  beiderlei  Schwankungen  durch  alle  die- 
jenigen Umstände  gefördert  und  gesteigert  werden,  die  nach  Ort 
oder  Zeit  die  Ausgleichung  des  Preises  verhindern. 

Hier  spielen  zunächst  die  Communicationsmittel  eine  ent- 
scheidende Rolle;  denn  bei  der  \erschiedenheit  der  Erndten  auf  dem 
Erdkreise  bewirkt  eine  Verhinderung  oder  Eischwerung  des  Transports, 
dass  die  Erndte  da,  wo  sie  reichlich  ausgefallen,  der  Preis  um  so  mehr 


:5(i4  ii  II  (II)  er  (  IIS, 

drückt,  da,  wo  sie  siiärlich  ausgefallen,  um  .-^o  mehr  steigert.  Mau  mag 
also  in  der  einen  oder  der  andern  (iegend  die  Preise  verfolgen,  sie 
Nvcnicii  in  hcidcii  immer  grössere  Sclnvaid<ungen  zeigen,  als  wenn  der 
'liiiii  ]M»i(  die  Ausgleieliung  von  (iegend  zu  (Jegend  gestattet  hätte. 

\('rgleiclien  wir  nun  unter  dem  Gesiehtspuidvt  der  ( ■ommunication.s- 
niilti'l  das  Alterthum  mit  dem  Mittelalter,  so  fällt  der  \'ergleich 
unzweilelliaft  zu  (iunsten  des  römischen  Alleithums  aus,  denn  dies 
Mittelmeerreich,  in  welchem  alle  Kü>teidän(ler  des  ungeheueren  Ilinnen- 
sees  di(!  fniclitbarsten  Kornländer  waren,  besass  nicht  hlo.ss  ein  weit 
grösseres  Communications  gel)  i  et .  sondern  auch  in  seiner  au>ge(lehiifen 
Wasserfracht  weit  leichtere  Connnunicationsmi  1 1  cl  als  irgend  ein  gleich 
grosses  Getreidehandelsgebict  im  Mittelalter,  —  mochten  auch  Pira- 
ten und  widrige  ^Vinde  noch  so  oft  die  römischen  KoiiiHotteu  hindern.  — 
Ganz  anders  aber  bei  einem  \'ergleich  des  Alterthums  mit  der  Neu- 
zeit. —  Heute,  wo  auch  schon  Amerika  in  den  europäischen  Getreide- 
markt —  und  oft  beherrschend  —  eingreift,  und  Dampfschifffahrt  und 
Eisenbahuen  auch  den  Einfiuss  widriger  Winde  und  der  Landentfeinungen 
aufheben,  halten  römisches  Conimunicationsgebiet  und  Transportwesen 
auch  nicht  im  Entferntesten  den  Vergleich  mit  den  unsrigen  aus.  Schon 
aus  diesem  allgemeinen  Grunde  (des  Transportationsgebiets  und  der 
Transi)ortationsnnttel)  müssen  also  die  Getreidepreise  in  römischer  Zeit 
mehr  geschwankt  haben,  als  bei  uns. 

Aber  es  kommen  nun  noch  besondere,  dem  Alterthum  eigen- 
t  h  li  m  1  i  c  h  e ,  v  o  1  k  s  w  i  r  l  li  s  c  Ji  a  f  1 11  c  h  e  ii «  d  I  a  ml  w  i  r  l  li  s  c  b  a  f  1 1  i  c  li  e , 
Gründe  hinzu,  die  eben  einen  Zahleubeweis  liefern,  dass  — auch 
gleiche  Erndten  und  gleiche  Bevölkerungen  vorausgesetzt  —  dennoch 
im  Alterthum  sowohl  die  Schwankungen  in  den  jährlichen  Durchschnitts- 
preisen ,  wie  innerhalb  des  Jahrespreises  vor  und  nach  der  Erndte. 
bedeutend  grösser  waren  und  sein  mussten,  als  heute  bei  uns. 

Um  die  Preisbewegung,  die  im  Alterthum  durch  diese  volks- 
wirthschaftlichen  Verhältnisse  beherrscht  ward,  genügend  zu  würdigen, 
nmss  man  bis  auf  den  Oikos  zurückgehen. 

In  der  antiken  Volkswirthschaft  wurden  bekanntlich  in  Einer 
Oekonomie  Landwirthschaft,  Eabrication  und  Handel  betrieben  und 
der  Besitz  von  Grund  und  Boden,  Kapital  und  selbst  Arbeitern  fiel  in 
dem  Einen  "Oikenbesitz  des  Hausherrn  zusammen.  Dies  wirthschaft- 
liche  ürundverhältniss  führte  wichtige  Eolgen  für  den  Marktverkehr 
mit  sich.  Die  erste  war,  dass  immer  zuerst  für  das  Haus  producirt 
ward  und  nur  die  verschiedenartigen  Productüberschüsse  auf  den  Markt 
kamen;  die  zweite,  dass  die  ganze  arbeitende  —  ackerbauende,  fabri- 
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cirendc  und  traiisportirende  —  Bevölkeruug  von  der  freien  MitbcNver- 
bung  auf  dem  Markt  ausgeschlossen  war  und  im  Hause  Natural- 
verp flegung  erhielt;  die  dritte,  dass  die  ganze  Consumtion  dieser 
ausscheidenden  Bevölkerung  nach  den  Grundsätzen  von  Productions- 
kosten  geregelt  ward  und  deshalb  Jahr  für  Jahr  ein  gleiches  Quantum, 
nämlich  so  viel  um  die  Arbeiter  bei  Kraft  zu  erhalten,  betrug. 

Diese  Folgen  wären  auch  von  dem  entschiedensten  Einfluss  auf 
den  G  e  t  r  e  i  d  e  V  e  r  k  e  h  r. 

Zuerst  ist  hier  die  grosse  Bedeutung  der  penus,  des  Hausvor- 
raths,  hervorzuheben,  den  deshalb  auch  der  religiöse  Sinn  der  Piömer 
der  Vorsehung  eigner  Götter,  der  Penaten,  empfahl.  Die  penus  enthielt 
alle  Vorräthc  »quae  esui  potuique  sunt«  und  zwar  »quantum  ad  an- 
nuum  usum  sufficeret« ;  enthielt  diesen  Jahresbedarf  für  alle  antiken 
Familienglieder  —  Freigelassene  und  Sklaven  des  Hauses  —  ja  selbst 
für  die  Tliiere  des  Kutschstalles,  »jumenta  quae  dominici  usus  causa 
parata  sunt«;  enthielt  also  Vorräthe,  die  in  Folge  der  Grösse  der 
antiken  Hausstände  auch  sehr  grosse  Quantitäten  betrugen  und  sich 
«leshalb  auch  von  denen,  >'quac  in  promptuario  sunt«  —  die  sich  eher 
mit  unseren  heutigen  Keller-  und  Speisekammervorrätheii  vergleichen 
lassen  —  bedeutend  unterscheiden^).  Dass  wieder  unter  diesen  ver- 
schiedenartigsten Vorräthen  frumentum  der  Hauptbestandtheil  war, 
leuchtet  ein.  — 

Auf  dem  Vorhandensein  dieses  jährlichen  Hausbedarfs  beruhte  da- 
mals noch  weit  mehr  die  wirthschaftliche  Wohlfahrt  der  Nation,  als 
auf  hinreichender  und  regelmässiger  Marktzufuhr.     Denn  der  Theil  der 


S)  Mail  yelic  den  Digesleiililel  ,,(le  penii  legata".  Welches  isiodeiiie  Civilrrdit 
entliäll  wohl  Voischiit'lun  über  Veimächtnisse  von  Speiskaiiiinervorräliicii  !  Alur 
eine  vennachlc  penus  war,  wie  man  sich  aus  jenem  Tilel  überzeugt,  ein  Verniäehl- 
niss  von  sehr  belräciilliclieni  Umtauge,  das  auch  dieses  Unifangs  wegen  Anlass  zu 
vielen  Rechlsslieiligkeilen  gab.  — Man  mag  von  hier  aus  auch  noch  einen  Blick  auf 
den  GiundribS  des  röniihclien  Hauses  werfen.  Wir  sind  geneigl,  uns  über  die  Menge 
gesonderler  Gelasse  uud  Rüunilichkeiten  zu  wundern,  die  rings  den  Hof  eines  an- 
tiken Hauses  einscliliesson.  Würdigt  man  die  Bedeutung  der  penus,  so  niuss  die 
Verwunderung  aufiiören.  —  In  dem  Baustil  jeder  Zeit  spiegeln  sich  in  der  Thal  die 
Grundzüge  des  volkswirthsciiaftliclien  Lebens  wieder.  Das  römische  Haus,  das  niiltel- 
aiieriiche  städtische  Bürgerhaus  mit  seinen  Speicherräunun  unter  dem  Giebeldatii 
und  das  moderne  Familien-  und  ^alonhaiis  sind  bezei(  linende  Marksteine  einer 
dritlhalbtausendjäiirigen  volkswirlhsdiiifllichen  Entwicklung,  denn  keine  Kun^l  slehl 
in  grösserer  Aldiängigkeil  von  den  socialen  Veriiiilliiissen  als  die  Baiikun-I,  und  man 
hat  daher  mil  Kcchl  gesagt:  einen  neuen  charakteristischen  Baustil  erhalten  wir 
erst  mil  neuen  socialen  Grundlagen, 


:)()()  W  n  <l  I.  (    r  I  II  s  . 

Ilcvölkcniii^' ,  der  ;iiit'  (\\r.  imihi^  iiii;.'f\\ic>cii  war.  war  iiiclit  IjIoss  bc- 
(IcuIcikI  ^Tössor,  al  der.  der  auf  den  Markt  ari;.:owic'M'n  war  -  fiir 
die  .\ati(»iiali)r<>(lii(ti()ii  war  er  auch  noch  weit  wichti;ier.  dciiii  er 
enthielt  den  ganzen  Arljciterstand.  d.  h.  die  nationale  rrDdiictivkralL 
.sell)st.  die  erlialien  sein  will,  wenn  die  Nationaliiroduction  nicht  t^e- 
sclmiälert  werden  ^oll.  l-eldte  es  daher  an  der  Markt/.nliihi'.  so  war 
nur  aiinona  ciira,  es  litt  nur  der  vei  llaltnis^nläs^i^  kleine  'iheil  der 
Hevöikerun^,  der  auf  den  Markt  an^ewieM'u  war.  Fehlte  e.s  aber  an 
der  peuus.  so  war  piMiuria  der  Au-dnick  l'iii'  das  denkbar  grö^^^ite 
wirtlischaftliche  Flend  im  Allertluini.  Das  spricht  der  Klimax  sehr 
gut  aus,  den  Cicero  in  seiner  l'rumentarischen  liede  gegen  \' er  res 
—  c.  54  i;.  12()  —  dein  Uericht  des  Met  eil  us  entlehnt:  *Claniat  Me- 
tellus:  nisi  litte  ras  misissem!  Nonestsatis:  nisi  praesens 
c o n  f  i  r m a s s e ni !  Ne  id  quidem  sat is  est :  r e li (j  u o s ,  inquit ,  a r a  - 
tores!  lieliquos!  prope  lugubri  verbo  calamitatcni  proviuciae,  Siciliac 
signiticat.  Addit:  aratoruni  penuria«!  Dass  Verres  die  ganze 
ackerbauende  Bevölkerung  Siciliens  decimirt  hat,  ist  in  Cicero 's  Au- 
gen eine  geringere  Schuld  als  dass  der  Rest  sich  in  penuria  befindet, 
was  jeder  Kanmierredncr  bei  uns  undvehren  würde.  — 

Die  Ansammlung  dieser  Vorräthe,  und  namentlich  des  darin  be- 
griffenen jäiirlichen  G  etreidequan  tunis  war  dalier  auch  die  erste 
Sorge  tler  antiken  Oekonomie. 

Dies  in  der  penus  jeder  Haushaltung  reservirte  und  natürlich  auch 
in  natura  an  die  Mitglieder  des  Hausstandes  ausgetheilte  Getreide- 
quantum war  aber,  wenn  nicht  etwa  die  Erndte  total  fehlschlug,  so  dass 
eben  penuria  eintrat,  ein  festes,  gleich  grosses,  die  Erndte  mochte 
besser  oder  schlechter  ausfallen.  Denn  die  Mitglieder  der  Familie 
selbst,  in  dem  heutigen  beschränkten  Sinne,  die  eigentlichen  Eigen- 
thümer,  werden  bei  schlechteren  Erndten  ohnehin  nicht  weniger  con- 
sumirt  haben;  diejenigen  Familienmitglieder  aber,  die  die  Arbeiter 
bildeten,  zählten  zum  K  a  p  i  t a  1  u  n  d  w  u  r  d  e  n  eben  a  u  s  R ü  c  k  s i  c h  t 
auf  ihre  K  a  p  i  t  a 1 n  a  t  u  r  nach  schlechten  Erndten  nicht 
schlechter  und  nach  guten  Erndten  nicht  besser  gehal- 
ten, —  ebenso  wie  wir  heute  unsere  Pferde  gleich  stark  füttern,  die 
Erndte  mag  gut  oder  schlecht  gewesen  sein .  oder  unsere  Maschinen 
jedes  Jahr  gleich  gut  schmieren,  das  Oel  mag  billig  oder  theuer  sein^). — 


9)  Der  Veigleicli  klingt  furclilbar  genug,  ist  aber  desiialb  niclit  weniger  walir. 
Die  Slerbiiciikeil  unter  unsern  Pferden  ist  in  gewölinlictien  Ttieuerungsjalireii  nicht 
merklicii   grösser    als    sonst;    unter   unserer    arbeitenden  Bevölkerung   hingegen,    die 
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Bekanntlich  betrug  das  feste  Quantum  Jahr  für  Jahr  4  —  5  Modius 
pro  Kopf  und  Monat. 

Demzufolge  kam  auch  im  Alterthuni,  was  hier  festzuhalten  ist, 
immer  nur  dasjenige  Getreidequantum  auf  den  Markt,  das,  gleiche  Be- 
völkerungsverhältnisse vorausgesetzt,  die  von  Jahr  zu  Jahr  gleich  grosse 
penus  von  den  wechselnden  Erndteerträgen  übrig  Hess,  und  stand 
diesem  nach  dem  Wechsel  der  E  r  n  d  t  e  n  selbst  wechseln- 
den Quantum  derjenige  sich  gleichbleibende  Theil  der 
Bevölkerung  mit  ihrem  Marktbegehr  gegenüber,  der  eben  nicht  in 
den  grossen  Hausständen  des  Alterthums  eine  immer  gleiche  Natural- 
verpflegung  erhielt.  — 

Ganz  andere  Productions-,  Vertheilungs-  und  Consumtionsverhält- 
nisse  bestehen  heute. 

Heute  geht  die  Production  ausser  dem  Hause  vor,  und  die  Haus- 
wirthschaft  ist  nur  noch  Coiisumtionswirthschaft.  Ausserdem  werden 
llohproduction ,  Fabrikation  und  Handel  von  verschiedenen  Besitzern 
betrieben  und  die  Arbeiter  sind  frei.  In  Folge  dessen  wird  in  allen 
Productionswirthschaften  nicht  mehr  zunächst  für  das  Haus,  sondern 
von  vornherein  für  den  Markt  producirt,  und  hat  jeder  Arbeiter  und 
jeder  Besitzer  —  und  der  eine  antike  Oikenbesitzer  hat  sich  jetzt  noch 
wieder  in  den  Grundbesitzer,  den  Fabrikbesitzer  und  den  Kaufmann 
gespalten  —  sein  Geldeinkommen,  mittelst  dessen  er  sich  seine  Be- 
dürfnisse auf  dem  Markte  einkauft.  Von  Aufspeicherung  einer  penus 
in  den  Familien  kann  daher  heute  nicht  mehr  die  Rede  sein ;  unsere 
penus  liegt  in  den  tausend  Speichern,  Lagerräumen  und  Läden  unserer 
Kaufleute.  Wie  das  von  allen  Producten  gilt,  so  auch  namentlich  vom 
Getreide.  Der  ganze  Erndteertrag  mit  verhältnissmässig  geringer  Aus- 
nahme kommt  auf  den  Markt  und  fast  die  ganze  Bevölkerung  kauft 
hier  auch  ihren  Bedarf  ein.  Das  hat  aber  in  Bezug  auf  das  Quantum, 
das  nun  Jedermann  consumirt,  einen  eigenthümlichen  Erfolg,  der  von 
dem  der  Vertheilungsweise  des  Alterthums  sehr  abweicht.  Nach  ge- 
segneten Erndten,  wenn  die  Preise  niedrig  sind,  consumirt  Jeder- 
mann  mehr:    nach    spärlichen    Erndten,    wo    die    Preise    hoch    sind, 


nicht  mehr  durcli  das  [ntcresse  des  Capilals  geschützt  ist,  sondern  mit  einem  be- 
schränkten Geldeinkommen  auskommen  und  ihr  Brod  auf  dem  .»arkle  einkaufen  soll, 
ist  sie  bedeutend  grösser.  Der  Grund  ist  »alürlich,  dass  der  Eigentliiimer  der  Pferde 
das  Fulterquantum  nicht  mindert,  die  Arbeiter  aber  ihre  Nahrungsquautitiit  bis  zur 
Ungcnüge  einschränken  uiiisscn.  Erst  wenn  wir  wegen  mangelhafter  Erndle  unser 
Vieh  schlachten  müsslen  ,  würde  eine  der  penuria  ähnliche  Notli  eingetreten  sein. 


:m;h  I'. (mI  he  riN  ^. 

sclniiiikt    sich  .1  cd  cniiii  ii  ii    in    .seiiK^-  ('oiisuiiilioii   ein'").  llci  der 

iiiitilaM»    \'c'it.lu'iluiigswüise   kam    also   nur   ein   Tlicil    dos  jedesmaligen 


10)  Wenn   CS    liililii;    isl  ,    iIihs    im    Alli-rlliiitii    der    Pri\Hliiaiirtel ,    iiariieiillicli    in 
Gi'lri'iilc  ,    aussoi"  flmdi   ,,(l.i.s   N;iliiralsli'iicisy.-Iriii ,    das  liaii|)l'<rii  lili<  h   Grireidc  rrliob 
und  dc.xiijill)    ilfiii   Pi  i\nlli;(nii(l    niilil    viel    ül)ii(j;    lit-ss"    noch    durch    dir  Cunrurren/. 
„dfs  Slaats",  wie  Hirsrlifold:    „Uie  Gi-Ircidcvtruallung  in  dt-r  röfiiisdicn   Kaisi-i- 
zeil"  S.  2!J  Anni.  33  sagt,    hccinliäi  lili^t  ward,    8o   diiiflo    die  |ipnus    und  üiierhaupt 
die  Naluralwirlhschafl    des    nntlkfu  Hauses    wohl   noch    als   ein  driltrr    und    vielleicht 
der  Ilanplconcuirenl    in    dieser   Sciiniälerung    des   PrivalhandeU    zu    hclrachlen    sein. 
Die  antiken  und  die   modernen   Pt  ivatwirlliscliaflen,  je   in   ihrem  Zusammenhange,   *er- 
liallen   sich   wie   aus   gro-sen  Slinken   gefülltes   lockeres  C'onglomerat    und  feinkörniges, 
aber  festes   Gesliin.     Die   Intensität    unseres   Flandels    i.st    die    starke   .Allraciion^krafl, 
die  die  aufgelösicn  Elemente   des  üikos   zu   unserm  feineren   w  irthschaflliciien    Gefiige 
so   le.'-l  wieder  an  einander  bindet,  während  im  Alterthum  der  innere  Handel  zwischen 
den    grossen  Hauswirthschaften ,  mit  ihrer  verhältnissmässigea  Autarkie,  fast   uiiäcrm 
internationalen   Handel    ähnlich  sieht,    der  bei    aller    scheinbaren  Gtüsse    doch    gegen 
unsern  innern   Handel  weil    zurücksieht.     Und    ebenso    hält    auch    wieder    der    inler- 
nalionale  Handel   im   Allerthum,  da  er  Zug  um  Zug  beirieben  und  durch  Nichts,  was 
unseini    inlernalionalen    AVecliselverkehr    ähnlich    sieht,    unterstützt    ward,    den   Ver- 
gleich mit  der    Intensität    unseres    inlernalionalen  Handels    nicht    im  Eniferntesleii 
aus.     In    dieser    Beziehung    ist    charakteristisch    für    das    Allerthum,    dass    der    erste 
Handelsvertrag,    der    in    der  Geschichte    abgeschlossen    ward,    negativen    Inhalls    ist 
Polyb.  III.  22:    Römer  und  Carlhager  vereinigten  sich   über  eine  Demarcationslinie 
im  Mitlelmeer,    die  kein  Handelsschiff  der   andern    Nation  überschreiten  durfte.     Das 
Alles  lag  eben  am  Oikos.     Nach  der  Natur  dieses  wirthschafllichen  Eiemenlarorganis- 
inus  der  antiken  Gesellschaft,  mit  dessen  Beleuchtung  und  Begründung  Aristoteles 
daher  auch  sein  Werk  über  Politik  bc^'innt  ,    lag  es  in  der    absoluten  Unmöglichkeil, 
dass  der  damalige  Privathandel    die  heulige  Biüthe  erreichen  konnte    und    alle  Schil- 
derungen ,    die  wir    in   den   Quellen  über    solche  Biüthe  finden  ,    sind    nur    relativ  zu 
nehmen.     Aus  dem  Oikos  floss  dann   auch  wieder  das  ganze  Naturalsteuersystem ,  das 
den  Staat    zum  Getreidehändler    macheti    mussle.     Die    Beschränktheit    des    antiken 
Privathandels  —  auch    des  Gelreidehandels  —   und    die  Concurrenz    des  Slaats    darin 
scheinen  mir  daher  milir  eine  gemeinschaftliche  Wurzel  zu  liaben,  als  dass  die  erstere 
der  letzteren   entsprungen  wäre.     Deshalb,  weil  der  Privathandel  im   Alterthum  über- 
ii.iii|it  nicht  die  Bedculiing  halle  und  haben  konnte,  die  er  iieule  hat,  kann  ich  mich 
auch  nicht  davon  überzeugen,    dass  es   hauptsächlich  der  Staatskornhandcl  und  über- 
haupt die   res  frumentaria  Rcm's  gewesen  sei,    die  die    italische  Bauerschafl 
ruinirl  hätte,    denn  bei   keinem   Besitzer    im  Alterthum,    auch  den    kleineren 
niciit,    ging  der  Ilauptlheil    des  Einkommens    durch    die  Geldforin.     Gerade    für    die 
Besitzer  war    al;.o    der   Stand    der  Jlarklprcise    unerheblicher.     Heute    allerdings    ist 
der    Landmaiin  niinirt,  wenn  er  seine  Producle  nicht  gehörig  bezahlt  bekommt,  denn 
auch  alle  seine  Aufgaben  gehen  wieder  durch  die  Geldform,    aber  es  ist  eben 
nur  diese   Vorstellung,    die  wir  irrlhümlich  aus  unsern  ganz  andern  volkswirtliscliaft- 
lichcn  Vcrhällnissen  auf    i'as  Allerlhum    übertragen,    die    uns    den    damaligen  Staats- 
kornhandel   und  Überhaupi  das  ganze   FrumentalionsMesen  Rom's    so  verderblich    für 
dei»  damalig.!!  Grundbesitz  erscheinen  lassen.     Es  halle  vielmehr  seine    rein    „frei- 
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Erndteertrags  auf  den  Markt  und  nur  ein  Theil  der  Bevölkerung  trat 
ihm  gegenüber;  für  den  grössten  Theil  derselben  ging  von  vornherein 
Jahr  für  Jahr  ein  bei  guten  und  schlechten  Erndten  gleich  grosses 
Quantum  des  Erndteertrags  von  der  Marktzufuhr  ab.  Bei  der  modernen 
Yertheilungsweise  hingegen  kommt  immer  der  ganze  jedesmalige  Erndte- 
ertrag  auf  den  Markt,  die  ganze  Bevölkerung  tritt  ihm  hier  gegenüber, 
und  auch  derjenige  Theil  der  Bevölkerung,  der  im  Alterthum  nach 
guten  und  schlechten  Erndten  mit  einem  gleich  grossen  Verbrauchs- 
quantum vorabging,  gebraucht  nach  guten  Erndten  mehr,  nach  schlech- 
ten weniger. 

Es  ist  aber  klar,  dass  jede  dieser  verschiedenen  Vertheilungs- 
weisen  —  selbst  bei  gleichen  Erndteerträgen  und  gleichen  Bevölkerungen 
—  ein  ganz  verschiedenes  Verhältniss  von  Angebot  und 
Nachfrage  begründet,  von  welchem  Verhältniss  doch  zunächst  allein 
der  Stand  des  Marktpreises  abhängt.  Denn,  wenn  nach  guten  wie  nach 
schlechten  Erndten  stets  ein  gleich  grosses  Quantum  von  Getreide  für 
einen  bestimmten  Theil  der  Bevölkerung  abgeht  und  mit  diesem  zu- 
gleich vom  Markte  ausscheidet,  so  müssen  liest  der  Erndte  und  Rest 
der  Bevölkerung  eine  andere  Proportion  bilden,  als  wenn  immer  der 
ganze  Erndteertrag  und  die  ganze  Bevölkerung  die  Marktzufahr  und 
den  Marktbegehr  ausmachen  und  auch  jener,  im  Alterthum  ganz 
und  stets  mit  demselben  Verbrauchsquantum  ausscheidende  Theil  nach 
guten  Erndten  mehr,  nach  schlechten  Erndten  weniger  consumirt.  Und 
zwar  muss  nothwendig  diese  Veränderung  der  Proportion  dahin  aus- 
schlagen, dass  bei  der  antiken  Vertheilungsweise  nach  guten  Erndten 
das  Marktangebot  im  Verhältniss  zum  Marktbegehr  grösser,  nach 
schlechten  Erndten  geringer  wird  als  heute,  dass  also  auch  nach  guten 
Erndten  sich  die  Marktpreise  niedriger,  nach  schlechten  höher  stellen 
als  bei  der  modernen  Vertheilungsweise.  Im  Alterthum  hätte  also 
schon  dieser  halb  der  Marktpreis  nach  guten  lu-ndten  mehr  sinken 
und  nach  schlechten  Erndten  mehr  steigen,  also  auch  schon  deshalb 
die  Differenz  der  Getreidemarktpreise  um  so  viel  grösser  sein  müssen 
als  in  der  Neuzeit. 

Aber  damit  nicht  genug!  Es  ist  ein  u  n  umstösslicher 
wirthschaftl icher  Erfahrungssatz,  dass  der  Marktpreis 
von  Getreide  in  slürkcrcm  Verhältniss  sinkt  resp.  steigt, 


hüiidlerisclien"  Giiiii(l»>,  dass,  «ie  liciilc  il.ts  k  1 1- i  n  ••  C  a  p  i  l  ,i  1  \oin  grossen  au(- 
gesogeu  wird,  so  damals  der  Meiiii'  (i  r  ii  ii  d  h  es  i  t  z  vom  grossen  verschlungen 
ward. 
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jilh  (liis  Aii;;cl)()t  im  \' c  ili  ä  1 1  ii  i  ss  zum  15  ciichr  grösser  odcir 
k  I  (fi  II  ei'  w  i  itl. 

Niich  (ieorg  Kiiig's  Ixkaiuiter  liciccliiniiig  stellt  >i(li  (liest;  \'er- 
iiiiilfriing  der  Proportittii  so: 
Wenn  fcliloii 

Uli   (l(!r  i;ri)(lt('.    loVü,   ^t<'i^l  'It'i"  •'i'""''  mi'  -'^OVo, 

20  -  ,       -          -         -  -     80  - , 

-  -          -        30  -  ,       -         -         -  -   KiO  -  , 

-  -          -        40  -  ,       -         -         -  -  280  - , 

50  -  ,  -  -  -  -  450  - . 
Aii^cnoiiiiiicn  also,  10  Sclicti'i'l  wäre  die  ^icwöhiiliche  Ourclisclinitts- 
consumtioii  pro  Kupi'.  aber  auf  eiiu.'  Million  üevrilkening  würden  mir 
!)  Millionen  Sclietrel  geenidtet,  so  wiinlen  unter  iiiisern  Veiliältnisseii 
nocii  immer  !»  Schetl'el  pro  Kopf  zu  Markt  gebraclit  werden;  das  An- 
gebot wäre  nur  um  '/lo  gtitall^'" ,  'It'i'  Treis  würde  also  nur  um  ^|^Q 
steigen.  Hingegen,  wenn  unter  den  antiken  Verhältnissen  ^j^  der 
Ijevölkerung  mit  der  Durchschnittsconsunitiun  von  10  Scheti'eln  vorab- 
gegangen wäre,  so  würden  nur  nocli  IV2  Million  Scheffel  für  250,000 
Köpfe  übrig  bleiben,  das  Angebot  wäre  um  ^/lo  gefallen,  der  Preis 
müsste  also  um  2%o  steigen.  So  gewiss  also  die  hervorgehobene  Ver- 
schiedenheit der  Vertheilungsweisen  Alterthuni  und  Neuzeit  charakteri- 
sirt ,  so  gewiss  mussten  bei  gleichem  Bevölkerungsstande  und  gleichem 
Erndteertrage  die  Schwankungen  der  Getreidepreise  im  Altertluim 
grösser  als  in  der  Neuzeit  sein  ' '). 


11)  Deshalb  konnten  damals  auch  aus  einer  einzigen  rechtzeitigen  Speciilalion 
mit  dergleichen  Produclen  so  ernornie  Gewinne  abfallen,  wie  sich  deren  in  Petro- 
nius'  Satiren,  Cap.  76,  Triinalchio  riiiiml:  Uno  cursii  centies  Seslertium  corro- 
lundavi;  obgleich  uno  cursu  hier  aucii  hcissen  kann:  in  Einem  Anlauf,  ohne  Unter- 
brechung. Er  sciiliesst  die  Erzählung  seiner  erfolgreichen  „Jagd  nach  dem  Glück" 
mit  den  Worten:  Crcdile  mihi:  assem  liabeas,  assem  valeas;  habes,  habeberis.  Sic 
amicus  vesler,  qui  fuil  rana,  nunc  est  Rex!  —  Passen  diese  Worte  nicht  buch- 
stäblich auch  auf  unsere  Zeit  und  so  manchen  unserer  Börsenkönige?  —  Der  Anfang 
von  Trimalchio's  Carricre  war  allerdings  etwas  anders,  als  wie  es  heute  unsere 
Sitten  zulassen.  Er  erzählt:  Tamen  ad  delicias  femina  ipse  mei  Domini  annos  qua- 
tuor  deeim  fui ;  nee  turpe  est,  quod  Dominus  jubet.  Ego  tamen,  et  ipsi  meae  Do- 
ininae  satisfaciebam.  Doch  würden  sich  heute  in  dem  „Eine  Hand  wäscht  die  an- 
dere" auch  zu  solchem  Anfang  die  Analogieen  finden  lassen.  —  Uebrigens  kannte 
Augustus  sehr  wohl  den  Einfluss  der  penus  auf  eine  summa  Caritas,  denn  den  grossen 
Tlieuerungen,  die  gegen  das  Ende  seiner  Regierung  eintraten,  suchte  er  dadurch 
zu  begegnen,  dass  er  parlem  serviliorum ,  also  einen  Tlieil  derjenigen  Bevölkerung, 
die  gerade  von  der  penus  lebte  und  dadurch  die  Marktzufuhr  schmälerte,  aus  der 
Stadt  entfernte i    Uio  55.  26  und  Suel.  Oct.  42.   —    Ich  komme    hier   noch    einmal 
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Dies   sind   die   volkswi  r  thschaftlichen    Gründe,    welche    in) 
Alterthuni   weit  grössere  Getreidepreisschwankungen   nach   sich   ziehen 


auf  die  Ursachen  der  vielen  Tiieuenmgsjaiire  zurüci«,  die  um  diese  Zeil  und  unler 
Tiberius  die  römische  Boölkeruiig  drückicri  Ihre  Erklärung;  liegt  allein  in  jener 
V  ol  ks  wirlhsciiafllichen  Enhvicklung  Roms  nnd  Italiens  um  diese  Zeil,  von  weif  her 
schon  oben,  wo  ich  das  ,,theuere  Leben"  in  Rom  beleuchlr,  die  Rede  gewesen  isl. 
Nach  dem  Aufhören  der  Bürgerkriege  vermehrten  sich  Rcichlhum  und  Be\ölkerung 
in  Rom  und  Italien  ausserordentlich;  damit  auch  die  Sklavenschaaren ,  denn  der 
Haupttheil  des  antiken  Reichthums  bestand  in  Sklaven.  In  Folge  des  sicli  aufhäufen- 
den Reiciithunis  veränderte  sich  also  einer  Seils  der  Begehr  nacii  landwirlii'^Lliaft- 
lichen  Producten:  der  Kornbau  musste  Gartenculturen  und  Liixusbauen  Platz  machen. 
Anderer  Seits  nahm  wieder  in  den  ungeheuren  Hausständen  dieser  Reichen  die 
penu<  um  so  grössere  Gelreidevorräihe  vorweg.  Jede  Misserndte  musste  also  aurli 
fortan  um  so  unheilvoller  wiiken  und  dies  in  immer  grösseren  Theuerungen  sicIi 
äussernde  Unheil  musste  so  lange  andauern,  bis  die  Kaiser  begrifien,  dass  es  keine 
vorübergeilenden  Ursachen  seien,  welche  diese  zuneiunenden  Theuerungen  erzeugten, 
und  demnach  auf  eine  regelmässige  Versorgung  Roms  durch  Einrichtung  der  classis 
Africana  und  der  cl.  Aegyptiaca  Bedacht  nahmen  Alter  die  Neuern  irren,  wenn  sie 
diese  Theuerungen  auf  den  Verfall  der  italischen  L  a  n  d  w  i  r  t  li  s  ch  a  ft  schieben, 
denn  die  Landwirtlischaft  verfällt  noch  nicht,  nenn  statt  Broiistoffe  mehr  Fleisch, 
Geflügel,  Gemüse,  Oel  und  Wein  producirl  wird.  Wenn  aucli  nach  Sueton  a.  a.  0 
Auguslus  geäussert  haben  soll:  impetum  se  cepisse,  f  r  um  en  ta  li  o  n  e  s  publicas 
in  perpeluum  obolendi ,  quod  earum  fiducia  cullura  agroruni  cessaiet, 
neque  tamen  perseverasse  quia  certum  haberet,  posse  per  anibitionem  quandoquc 
reslilui,  so  liegt  darin  noch  kein  Verfall  der  Landwirthschaft  angedeutet,  denn 
unter  dem  „agrorum"  sind  eben  nur  Getreideäcker  zu  verstehen,  und  in 
dieser  Stelle  wird  also  nur  gesagt,  dass  der  Kornbau  sich  in  Italien  verminderte, 
was  eben  mit  der  oben  bezeiclineten  v  o  I  ks  wirlhschaftlichen  Entwicklung  Italien» 
nothwendig  zusammenhing.  Aber  freilich  auch  Auguslus  irrte,  wenn  er  diese  Ver- 
minderung des  Kornbaus  auf  die  Frumenlationen  schob.  Wir  sehen  ja  in  England 
dieselbe  Erscheinung  ohne  Frumentationen.  In  der  Thal  hätte  auch  .\uguslus  den 
Vorsatz,  die  Frumentationen  aufzuheben,  gar  nicht  ausführen  können,  denn  diese 
waren  mit  dem  Staatskorn,  das  Staatskorn  mit  dem  Zehnten,  der  Zehnte  mit 
dem  N  a  tu  ralsleu  e  rsy  s  l  em  ,  das  Naturalsleuersystem  mil  der  N  a  l  u  r  a  1  w  i  r  I  h - 
Schaft,  die  Natural» irlhschaft  mit  dem  Oikos  und  der  Oikos  mit  der  Sklaverei 
nothw  eil  dig  gegeben,  einer  Sklaverei  ,  die  nicht  blos,  wie  jüngst  noch  in 
Amerika,  Plantagensklaven,  sondern  alle  artifices  umfasste.  Der  antike  Staat  hätte 
also  mit  diesen  seinen  Getreidemassen,  wenn  er  sie  nicht  zum  Theil  zu  Frumen- 
tationen hätte  anwenden  wollen,  handeln  müssen,  wie  ein  gewöhnlicher  privativer 
Kornspeculant ,  was  aber  die  Bürgerschaft,  die  doch  der  Staat  war,  y;ar  nicht  er- 
tragen haben  würde.  Auguslus  kam  denn  auch  von  seinem  Vorsatz  zurück,  denn 
Sueton  berichtet  weiter:  Atque  ila  poslhac  rem  temperavit,  ut  non  minorem  ara- 
torum  ac  n  ego  t  ia  n  t  i  um  ,  quam  populi  rationem  duceret.  Das  licisst  aber  nicht, 
wie  Casaub.  will,  er  iiätte  fortan  aucii  Landleute  und  Gewerbtreibende  zu  den 
Frumentationen  zugelassen;  und  auch  nicht,  wie  Baum  garte  n-Crusius  will,  er 
liätle  die  Frumentationen  eingeschränkt  und  dadurch  den  Fublicanen,  die  die  Domänen- 
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niusstcn,  als  wie  in  neuerer  Zeit  hei  uns  vorkoniinen.  l'nd  nutiirlich 
mussten  sich  diese  Schwanknn^'en  sowohl  in  den  dnrthscliiiittlichen 
.Iahresi)reisen  wie  aiicli  in  (h-n  Piciseii  demselben  .hihres,  vor  und  nach 
der  Mrudte,  lienierklieh  machen.  Nun  kamen  aber  auch  noch  land- 
w  i  r  thscli  a  t't,  1  i  ehe  (iründe  hinzu,  widehe  wenigstens  die  Schwan- 
kuni!;en  der  letztem  Art  noch  bedeutend  steigern  mussten. 

Diese  land  w  i  rthscluiftl  ichen  (iründe  lagen  in  der  i'hiidte- 
weise  der  Alten. 

Im  Alterthuni  wurde  yleich  die  ganze  Erndtc  im  Freien  auf  ein 
Mal  ausgedroschcn '^).  Scheuren,  das  Getreide  im  Sti(jh  aufzubewah- 
ren, gab  es  also  nicht;  es  gab  nur  cellae  und  horrea  für  die  Körner. 
Wenn  aber  Scheuren  vorhanden  sind,  so  macht  die  Aufbewahrung  des 
(ietreides  im  Stroh  gar  keine  Kosten  weiter,  die  in  Körnern  dagegen 
noch  fortgesetzte  sehr  bedeutende  Dearbeitungskosten.  Diese  mu.ssten 
noch  dazu  in  den  heissen  Ländern  des  Mittelmeerreichs  weit  gi-össer 
sein,  als  bei  uns.  Wenn  nun  schon  dadurch,  dass  wir  den  grössten 
Theil  unserer  Erndte  noch  mindestens  sechs  Monate  im  Stroh  liegen 
lassen  und  nur  allmählich  ausdreschen,  schon  eine  gleichmässigere  Markt- 
zufuhr bewirkt  wird,  so  mussten  im  Alterthum  die  grossen  Kosten  der 
Körneraufbewahrung  wieder  ein  Motiv  sein ,  sich  des  Ueberschusses 
über  den  eigenen  Bedarf  baldigst  zu  entledigen,  —  ein  Motiv,  das 
otfenl)ar  die  Preisschwankungen  innerhalb  desselben  Jahres  noch  steigern, 
zu  äusserst  billigen  Preisen  nach,  und  weit  theuercren  Preisen  vor 
der  Erndte  führen  njusste  '^). 

äcker  gepachtet  liälten,  Arbeiter  zun»  Kornbau  verschafft.  Sondern  die  Stelle  heissl: 
Auguslus  sei  von  der  ersten  Absiclil,  die  Frumentationen  ganz  einzustellen  ,  zurück- 
gekommen, weil  er  die  Ueberzeiigung  gewonnen,  die  Concurrenz  (per  ambifioneni) 
werde  mit  der  Zeit  alles  gut  inaclien,  und  er  habe  daher  nur  solche  Massregeln  ge- 
troffen, die  den  Interessen  der  Korn  bau  er  (ar.itorum)  und  der  Kornhändler  (ne- 
güliantium)  eben  so  viel  Rechnung  getragen,  wie  denen  des  Volk>,  sc.  dem  er  die 
Frumentationen  ferner  zukommen  Hess.  Worin  diese  Begünstigungen  der  aratorum 
in  Italien  bestanden,  wissen  wir  nicht  ;  vielleicht  hat  Suet.  das  tribut.  soli  im  Sinn, 
das  Aug.  bekanntlich  zuerst  auch  in  Italien  einfüliren  wollte,  während  er  sich  nach- 
her mit  der  Erbschaftssteuer  begnügte.  Die  Begünstigungen  der  negotiantium  werden 
aber  ähnliche  gewesen  sein,  wie  später  Claudius  —  Suet.  18  —  und  Nero  —  Tac. 
Ann.  XIII.  f)!  —  ihnen  zukommen   Messen. 

12)  Das  "benutzte  z.  B.  Verres  zu  einem  Erpressungsmanövre ;  III.  14. 

13)  Uebrigens  haben  sich,  seit  Einführung  der  Dreschmaschinen  in  Norddeulscli- 
land,  die  hier  berührten  Verhältnisse  auch  bei  uns  schon  nach  dieser  Richtung  hin 
verändert.  —  Schon  die  Pferdedreschmaschinen  machten  es  möglich,  vor  und  während 
der  Herbstsaatzeit,  weil  grössere  Quantitäten  Getreide  auf  den  Markt  zu  bringen, 
als  dies   sonst    beim  Handdresrhen  geschehen    konnte.     Seil    einigen  Jahren    arbeiten 
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Diese  allgemeine  Ausführung  findet  auch  ihre  Bestätigung,  wenn 
wir  die  Getreidepreise  des  A 1 1 e r t h u m s ,  des  Mittelalters  und  der 
Neuzeit,  bezüglich  ihrer  Schwankungen,  mit  einander  vergleichen. 

Aus  dem  römischen  Alterthum  sind  uns  freilich  nur  die  oben 
angeführten  wenigen  Preise  bekannt  geworden,  indessen,  wenn  wir 
deren  mehrere  besässen,  so  könnten  doch  die  Schwankungen,  die  schon 
jene  wenigen  Preise  zeigen,  nur  grösser,  aber  nicht  kleiner  werden. 

Aus  dem  Mittelalter  besitzen  wir  die  Fleet wood'sche  Ta- 
belle, die  Adam  Smith  mittheilt,  die  den  Zeitraum  von  1202 — 1601 
mit  84  Jahrespreisen  umfasst  *^^).  Ferner  die  sog.  Blasianische 
Fruchttaxe  der  Stadt  Biaunschweig  . —  v.  Gülich's  Geschichtl.  Dar- 
stellung des  Handels  u.  s.  w.  Tabell.  Uebers.  Heft  I.  — ,  die  mit  1325 
beginnt  und  die  fortlaufenden  fünfjährigen  Durchschnittspreise  bis  zum 
Jahre  1819  enthält. 

Aus  der  neueren  Zeit  erwähne  ich  die  Windsortabelle ,  die 
ebenfalls  A.  Smith  mittheilt,  die  die  ununterbrochenen  Jahrespreise 
von  1595 — 1764  enthält.  Auch  für  diesen  Zeitraum  ist  der  betreffende 
Abschnitt  der  Blasianischen  Tabelle  zu  vergleichen.  Endlich  aus 
noch  neuerer  Zeit,  namentlich  vom  Jahre  1764  bis  zum  Jahre  1826, 
und  für  England  beziehe  ich  mich  auf  die  Preisliste,  die  ebenfalls 
V.  Gülich  a.  a.  0.  »für  London  und  die  Nähe  der  Stadt«  bringt,  für 
den  Zeitraum  von  1700  bis  1826  und  die  »wichtigsten  europäischen 
Seestädte«  auf  die  ebenfalls  a.  a.  0.  gebrachte  Liste  der  10jährigen 
Durchschnittspreise. 

Vergleicht  man  die  Preislisten  dieser  verschiedenen  Perioden  mit 
einander,  so  bestätigt  es  sich,  dass  im  Alterthum  die  Schwankungen 
sowohl  in  den  Preisen  desselben  Jahres  vor  und  nach  der  Erndte,  als 
auch   in    den   Jahrespreisen   höchst   bedeutend    waren.     In    dem    etwa 


aber  auch  in  Norddeutschland  eine  Menge  Dampfdresclimasdiinen.  iMan  fährt  das 
Gelreide,  dass  für  dieselben  beslimml  ist,  nithl  nifhr  in  die  Sciieuren  ,  sondern  in 
„>liellien"  auf  dem  Felde  zusammen  und  drischt  diese  dann  auf  dem  Felde  möglichst 
bald  aus,  nalüriich  um  das  Gelreide  gleich  zu  verkaufen,  wozu  aucii  immer  mehr 
die  Nolh  den  Landmann  drängt.  Viele  hunderttausend  Sciieflel  kommen  auf  diese 
Weise  wieder  früher  in  den  Handel,  als  sie  selbst  beim  Pferdemaschinendrusch,  ge- 
schweige beim  Handdrusch  gekommen  wären.  Dass  dies  Verfahren  grö.«iscre  Preis- 
scliwankungen  im  Laufe  desselben  Jahres  zur  Folge  haben  muss ,  dass  die  Preise 
nach  der  Erndte  rascher  und  tiefer  fallen  müssen,  um  dann  wieder  gegen  die  Zeit 
der  neuen  Erndte  um  so  mehr  zu  steigen,  leuchtet  ein.  Auch  darf  man  das  be- 
deutende Sinken  der  Gelreidepreise  in  Norddeutschland  nach  der  Erndte  von  1869 
zum  Thcil  auf  Rechnung  des  Maschinendreschens  setzen. 
13a)  Um  4  Jahre  ergänzt  sie  A.  Smith  selbst. 
XIV.  25 
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nOjüliri^^'cn  Zeiträume,  der  die  oben  suh  '»  und  10  niitp'cthoilten  Jahres- 
prci.se  entliüit,  finden  wir  eine  Schwankung  um  das  2«fache.  In  dem 
etwa  njährigcn  Zeiträume,  der  die  Preise  sub  13  und  15  enthält,  eine 
soklie  um  etwa  das  11  lache.  In  dem  Zeitraum,  der  die  sub  13  und 
IG  umfasst,  eine  um  das  12taclie. 

Das  Mittelalter  übertrifft  jedoch  in  dieser  Beziehung  das  Alter- 
thum  noch  bedeutend.    Aus  der  Fleet  woud  "sehen  Tabelle  ergiebt  sich 
aus  dem  13.  Jahrh.  eine  Schwankung  um  das  102fuche 
-      14.       -  -  .  -       -       25    - 

-  -      15.       -  -  -  -       .       16    - 

-  -      10.       -  -  -  -       -       10|- 

Es  sind  entschieden  die  mangelhafteren  Communikationsmittel  des 
Mittelalters,  die  diese  grösseren  Schwankungen  zur  Folge  haben.  Zu- 
gleich erkennt  man,  wie  in  dem  Verhültniss.  in  welchem  sich  die 
geldwirthschaftlichen  Zustände  der  germanischen  Zeit  VDn  Jahrhundert 
zu  Jahrhundert  mehr  entwickeln ,  die  Stärke  der  Schwankungen  ab- 
nimmt. In  der  ßlasianisclien  Tabelle  gleichen  sich  dieselben ,  weil 
nur  5jährige  Durchschnittspreise  gegeben  sind,  von  1325— IGOl,  etwas 
mehr  aus.  Die  höchste  ist  eine  42fache,  zwischen  den  Preisen  des 
Jahres  1353  und  IGOO.  Die  nächstbedeutende  ist  eine  21  fache  zwischen 
den  Jahren  1450  und  1600. 

Was  die  neuere  Zeit  betrifft,  so  ist  unter  den  auf  einander 
folgenden  1G9  Jahrespreisen  der  Windsuitabelle  der  höchste  Preis  pro 
Quarter  4  Pfd.  5  Sh.,  der  niedrigste  1  Pfd.  4  Sh.  10  p.  Die  Schwankung 
beträgt  also  in  diesem  Zeiträume  nur  noch  das  4fache.  —  In  dem  Zeit- 
räume von  1764 — 1826  fällt  der  niedrigste  Preis  in  das  Jahr  1779 
mit  1  Pfd.  3  Sh.  8  p.,  der  höchste  in  das  Jahr  1801  mit  5  Pfd.  7  Sh. 
9  p.  Die  Schwankung  beträgt  wenig  mehr  als  das  3fache.  —  Endlich 
fällt  in  die  neueste  Zeit,  seit  dem  allgemeinen  Frieden,  das  grosse 
Nothjahr  1847,  aber  —  vergl.  »Die  Nationalökonomie  der  Gegenwart 
und  Zukunft«  von  B.  Hildebrand  S.  191  —  der  Fruchtpreis  ist 
nirgends  über  das  4faclie  des  bisherigen  niedrigsten  Preises,  und  in 
England  sogar  nicht  über  das  Doppelte  gestiegen'*).  Eben 
so  wenig  haben   wir,   wie  Jedermann  weiss,    in  der  neuesten  Zeit,    in 


14)  Das'  Werk  ist  1848  erschienen.  Wir  haben  aber  seitdem  keine  höheren 
Preise  gehabt.  —  Dass  auf  dem  Conlinent  der  Preis  um  das  Vierfache,  in  England 
kaum  un)  das  Doppelte  geschnankl  hat,  kann  nur  daran  liegen,  dass  die  Zustände 
in  England  noch  geldwirlhschaftlicher,  als  wenigstens  bei  uns  in  Norddeulschland 
sind,  wo  die  ländlichen  Arbeiter  doch  vielfacii  mit  Naturalien,  und  zwar  nach  guten 
und  schlechteu  Erndten  gleich ,  gelohnt  werden. 
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demselben  Jahre,  nach  und  vor  der  Erndte,  so  bedeutende  Schwankungen 
wie  im  Altertlium  und  Mittelalter.  Die  Regelmässigkeit  und  Gleich- 
mässigkeit  des  heutigen  Getreidehandels  iässt  den  Preis  weit  allmählicher 
steigen  oder  fallen. 

Dass  also  die  Getreidepreise  im  Alterthum  bei  Weitem  mehr 
schwankten,  und  auch,  wegen  der  eigenthünilicheu  damaligen  ökono- 
mischen Verhältnisse,  mehr  schwanken  mussten,  als  in  der  neueren 
und  neuesten  Zeit,  scheint  mir  unwiderleglich  dargethan  zu  sein. 

Zu  III.  In  diesen  in  der  That  durch  die  antike  Volkswirth- 
schaft  selbst  bedingten  ausserordentlichen  Schwankungen  der  Getreide- 
preise lag  natürlich  noch  ein  Grund  mehr  für  die  Frumeütations- 
massregeiii  Roms,  die,  weil  sie  sich  in  jeder  Municipalstadt  wieder- 
holten, auch  ihrer  Seits  einen  natürlichen  Durchschnittspreis  kaum  auf- 
kommen Hessen,  geschweige  uns  heute  einen  solchen  erkennen  lassen. 

Auf  die  Geschichte  des  römischen  Frumentationswesens,  scheint 
mir,  übertragen  wir  noch  immer  zu  sehr  die  aus  unser n  wirthschaft- 
lichen  Gemeinschaftsformen  geschöpften  Vorstellungen  und  nehmen  des- 
halb für  blosse  Künste  der  Demagogie,  was  die  nothwendige  Consequenz 
der  wirthschaftlichen  und  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der  damaligen 
Zeit  war  '^j.  Ich  bin  daher  gezwungen ,  auf  das  Frumentationswesen 
Roms  tiefer  einzugehen. 

Unter  den  Kaisern,  wissen  wir,  theilte  sich  die  res  frumentaria 
in  die  eigentliche  cura  annonae,  d.  h.  die  Massregeln,  die  den 
Schwankungen  des  Getreidepreises  entgegenwirkten  und  einen  massigen 
Marktpreis  herstellen  sollten,  und  die  publicae  frumentationes  oder 
die  Gratis -Getreidevertheilungen  an  die  Armen  Roms.  Allein  in 
dieser  ausgebildeten  Gestalt  trat  das  Frumentationswesen  nicht  sofort 
iu's  Leben.  Es  hat  vielmehr  seine  mehrhundertjährige  Entwicklungs- 
geschichte, in  der  sich  drei  charakteristische  Perioden  unterscheiden 
lassen:  1)  bis  C.  Gracchus,  2)  von  da  bis  Clodius,  3)  von  da  ab 
die  ganze  Kaiserzeit  hindurch.  — 

Ursprünglich  knüpft  sich,  nach  meiner  Ansicht,  die  res  frumen- 
taria an  das  Natural  Steuersystem  Roms  —  namentlich  an  den 
Getreidezehnten,  den  die  eroberten  Länder  entrichten  mussten  — 
und  hatte  zuerst  nicht  sowohl  die  Absicht  als  den  Erfolg,  auf  die  Ge- 
treidepreise zu  wirken.  Denn  die  naturalen  Ausgaben,  die  Rom  an 
Getreide  zu  machen  hatte  —  Verpflegung  der  Heere,    der  öftentlichen 


15)  Vergl.  0.   H  i  rschf  eld,    Die  Gelreideverwalliing  in    der   römisclien  Kaiser- 
zeil, Pliilülügus  Bd.  XXIX   II.  1,  dem  itli  hier  in  vielen  PunkUii  folge. 

25* 
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Sklaven  u.  s.  w.  —  waren,  unter  >onst  gleichen  Verhältnissen,  in  ihreu 
Ijeträgen  feststehende  Ausgaben,  4 — ')  Modi!  für  den  Kopf,  der  Zehute 
indcissen  lieferte  ein  nach  dem  Wechsel  der  Krndten  wechselndes  Quan- 
tum. Nach  guten  Enuiten  blieb  also  (jl{!treide  übrig,  und  da  Getreide 
sich  nicht  lange  aufbewahren  lilsst,  auch  in  den  älteren  Zeiten  Roms, 
bei  den  damaligen  HesitzverhiUtnissen ,  ein  Maga/inirungssysteni  für 
N'othjahre  noch  gar  nicht  geboten  war,  so  blieb  nichts  zu  thun  übrig, 
als  dass  der  Staat,  dem  der  Zehnte  gehörte,  den  jedesmaligen  Ge- 
treideüberschuss  verkaufte  l>ies  konnte  aber  wieder  nur  zu  *Spott- 
preisen«  geschehen,  denn  gerade  dann,  wenn  diese  \'erkäufe  geschahen, 
waren  die  Erndten  ja  reichlich  gewesen,  der  Getreidepreisstaiul  dann 
ohnehin  niedrig,  und.  wenn  dann  noch  die  Zehntüberschüsse  auf  den 
Markt  kamen ,  musste  der  Preis  um  so  mehr  gedrückt  werden.  Wenn 
also  das  N a t u r a It r i b u t s y s t e m *^ )  eine  politische  N o t h w e n d i g - 
keit  war,  weil  die  Naturalwirt hschaf t  im  Alterthum  eine  so- 
ciale N  0 1  h  vv  e  n  d  i  g  k  e  i  t  war ,  so  war  es  auch  eine  finanzielle 
Noth wendigkeit,  dass  der  Staat  zu  Zeiten  zu  billigsten  Preisen 
Korn  verkaufte.  Daraus  ist  denn  auch  zu  erklären,  weshalb  diese 
Staatsgetreideverkäufe  bis  in  die  ältesten  Zeiten ,  bis  Servius  TuUius, 
hinaufreichen  und  —  wie  Mommsen,  Die  röm.  Irib.  S.  179  Anm.  2 
sagt  —  »das  Korn  nie  umsonst,  sondern  immer  nur  zu  Spottpreisen 
weggegeben  wird«.  Diese  Staatsverkäufe  waren  eben  gerade  so  alt, 
wie  die  Zehnteinrichtung  selbst,  d.  h.  wie  die  Eroberungen  Roms,  und 
geschahen  nicht  umsonst,  sondern  mussten  zu  Spottpreisen  geschehen, 
weil  einer  Seits  damals  noch  kein  civiler  Pauperismus  Gratisvertheilung 
nothwendig  machte,  und  anderer  Seits  die  Verkäufe  von  selbst  in  die 
Zeit  billiger  Preise  fielen. 

Allein,  was  ursprünglich  nur  ein  natürliches,  factisches  Verhält- 
niss  w^ar,  musste  bald  die  Tendenz  einer  wirthschaftspolizeilichen  Mass- 
regel annehmen.  Und  hiezu  trugen  wiederum  antike  Volkswirthschaft 
und  antikes  Staatsrecht  gleicher  Massen  bei. 

In  wirth  schaftlich  er  Hinsicht  war  es  die,  mit  den  zunehmen- 
den Wirkungen  des  Freihandels  auch  zunehmende  Besitzlosigkeit  rö- 
mischer Bürger,  welche  die  mit  der  penus  ohnehin  verbundenen 
starken  Getreidepreisschwankungen  desto  empfindlicher  machen  musste 
und  also  die  in  den  Umständen  selbst  gegründeten  Staatsgetreide- 
verkäufe nunmehr  unter  einen   wirthschaftspolizeilichen   Gesichtspunkt 


16)  Siehe  meine  Abhandlung    „Zur  Gesciiiclite   der  röniisrhen  Tribulsleuein  seit 
Augustus"  in  diesen  Jahrbüchern. 
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auffassen  Hess.  —  Die  Zehntüberschüsse  konnten  offenbar  dazu  benutzt 
werden,  um  die  annona  zu  reguliren. 

In  rechtlicher  Hinsicht  war  es  die  von  der  abstracten  Staats- 
idee der  Neuzeit  durchaus  abweichende,  leiblich  und  fassbar  in  dem 
herrschenden  römischen  Volksstamm  sich  verkörpernde  Staatsidee, 
welche  diese  aus  den  Eroberungen  entspringenden  Getreideüberschüsse 
auch  als  das  Eigenthum  —  eben  nicht  eines  die  Gesellschaft  repräseu- 
tirenden  abstracten  Staatswesens  —  sondern  eben  dieses  leiblichen 
Staats  Volks,  Mann  für  Mann,  erscheinen  Hess.  So  lange  die  natio- 
nalen Besitzverhältnisse  günstig  waren  und  die  Meisten  selbst  ihr  Brod- 
korn bauten,  mochte  die  Obrigkeit  dieses  den  Staat  repräsentirenden 
Volksstammes  das  überschüssige  Tributgetreide  zu  Preisen  verkaufen, 
wie  sie  eben  waren;  hingegen  von  da,  wo  sich  die  Besitzverhältnisse 
in  der  angedeuteten  Weise  änderten,  musste  sich  nicht  blos  die  Rechts- 
idee vordrängen,  dass  dies  Getreide  diesem  leiblichen  Staat,  Mann  für 
Mann,  gehörte,  und  also  auch,  wenn  erforderlich,  zu  v er th eilen  sei, 
sondern  auch  der  Gesichtspunkt,  dass  diese  Vertheilungen  nach  der  wirth- 
schaftlichen  Piücksicht  vorzunehmen  seien,  um  der  Noth  jenes  verarmten 
und  aus  Gründen  der  beschriebenen  antiken  Marktverhältnisse  jetzt  um  so 
öfter  darbenden  und  zu  jenen  Getreideüberschüssen  doch  wieder  so  voll 
berechtigten  Bevölkerungstheil  wirksam  zu  begegnen.  —  Wie  bedeutend 
auch  die  Mittel  waren,  die  in  dieser  Beziehung  den  Aedilen  zu  Gebote 
standen,  zeigt  am  besten  die  Intrigue,  die  zwischen  Sp.  Manlius  und  Mi- 
nutius  Äugurinus  spielte  —  PI.  H.  N.  XVIII.  4  —  und  die  mit  einem 
Wucherinteresse  der  grossen  Grundbesitzer  in  weit  näherer  Beziehung  zu 
stehen  scheint  als  mit  einem  Streben  des  Manlius  nach  der  Königs- 
krone. Sp.  Manlius  zwang  nämlich  durch  seine  Handelsoperationen 
den  Minutius  Äugurinus,  in  noch  nicht  drei  Wochen  einen  Theuerungs- 
preis  zu  einem  Marktpreis  von  1  Ass  herabzumindern,  wofür  er  freilich 
mit  dem  Leben  büsste. 

Indessen  machten  es  die  grossen  Eroberungen  des  4.  und  5.  Jahr- 
hunderts, die  massenhaften  Kornsendungen,  welche  die  glücklichen 
Feldherrn  aus  Sicilien,  Spanien  und  Afrika  nach  Rom  schickten  und 
endlich  die  Erweiterung  des  Zehntgebiets,  welche  noch  rascher  zunahm 
als  die  Besitzlosigkeit  in  Rom,  einstweilen  noch  nicht  nöthig,  System 
in  die  Erumentationen  zu  bi-ingen.  Vielmehr  scheinen  Marktoperationen 
zur  Regulirung  der  Preise  und  Vertheilungen  des  vorräthigen  Quantums 
an  alle  Bürger,  »populo«,  Reiche  wie  Arme,  umsonst  oder  zu  einem 
niedrigen  Preise,  in  dieser  Zeit  noch  bunt  durch  einander  gelaufen 
zu  sein. 
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C.  Gracchus  war  der  Erste,  der  das  rnuiientationswosen  ^'e- 
setzlicli  rof,ailirte  und  zwar  so:  ut  seiiiis'<c  et  frictifc  fruincntum 
pl('l)i  daretur,  Liv.  ei)it.  üO.  —  Drei  Neu  er  u  u  jj;en  enthielt  danach 
entschieden  diese  erste  1.  frunientaria.  Der  I'reis  tur  das  Staats^,'etreide 
ward  der  Willkür  der  Aedilen  entzogen  und  sollte  fortan  ein  immer 
gleicher  und  zwar  Vo  ^^^  ^l''"  ;  '^-^^  diesem  Preise  sollte  fortan  nur  noch 
an  die  plebs  vertheilt  werden;  —  es  wurde  ein  rcf^el  massiges 
Quantum  —  5  Modius  monatlich  —  für  den  idehejischen  Bürger 
festgesetzt,  das  in  dieser  Weise  zur  Vertheilung  kam '^). 

Mochten  die  Motive  des  Gracchus  zu  diesem  Gesetz  sein,  welche 
sie  wollten,  gegen  den  Inhalt  desselben  war  rechtlich  und  wirthschaft- 
lich  nicht  viel  zu  sagen.  Wirthsc haftlich,  war  entschieden  eine 
regelmässige,   in  Quantität  und  Preis  gesetzlich  bestinnnte  Vertheilung 

17)  Anderer  Ansicht  Mominsen,  Die  Rom.  Trib  und  Hirsclifcld  a.a.O.  — 
Was,  erstens,  den  Preis  betrifft,  so  nimmt  liier  >!.,  gegen  die  bisherige  An- 
naiime,  6V3  .\ss  an.  Indessen,  dass  die  ic.v  Apuleja  späler  wieder  Ve  Ass  hat,  ist 
kein  Grund,  dass  die  1.  frunientaria  des  C.  Gracctius  niciil  auch  die.sen  Preis  ge- 
liabt  haben  sollte,  da  inzwischen  letztere  wieder  aufgehoben  war.  Auch  wäre  Ge- 
treide zu  6'/3  Ass  wohl  kaum  ein  „Geschenk",  um  die  Plebs  zu  gewinnen,  zu 
nennen  gewesen,  wie  Plinius  allerdings  die  einässigen  Preise  des  4.  Jahrhunderts 
nennt.  Henii  uni's  Jahr  6ÜÜ  standen  dieselben  im  cisalpinischen  Gallien  oft  nur  auf 
IV9  Ass,  und  e.s  ist  nicht  erwiesen,  dass  der  Preis  von  3  Sest.  zu  Cic.  Zeit  „ein 
niedriger  gewesen".  —  Was,  zweitens,  die  Beschränkung  auf  die  Plebs  betrifft, 
so  hat  Liv.  bis  daliin  bei  den  Getreideverlheilnngen  immer  „populo".  Auch  findet 
sich  keine  weitere  Spur  in  den  Quellen,  zu  welcher  Zeit  sonst  die  unter  Cäsar  und  August 
schon  feststehende  Ausgeschlossenheit  der  Patricier  und  des  Ritlerstandes  von  den 
Gelreidevertheilungen  hätte  eingeführt  sein  können.  Zudem  stützte  sich  ja  die  ganze 
Gracdii.sche  Bewegung  noch  auf  den  Gegensatz  von  Patriciern  und  Plebejern. 
Dass  sich  der  Consular  Piso  persönlich  bei  der  Getreidevertheilung  einfand  —  Cic. 
Tusc.  III.  20.  48  —  ist  kein  Grund  dagegen  —  wie  Moni  ms  en  a.  a.  0.  S.  180 
Anm.  8  meint  —  denn  die  Calpurnier  waren  plebejisch;  s.  Druniann  unter  Cal- 
purnii.  Einen  ausdrücklichen  und  positiven  Beweis  scheint  mir  aber  Cic.  Sext.  48 
zu  enthalten.  Hier  stellt  Cic.  der  1.  agraria  des  T.  Gracchus  die  1.  frunientaria  des 
C.  Gracchus  gegenüber.  Von  jener  sagt  er:  grata  erat  populo;  von  dieser:  ju- 
cunda  res  plebi  Ronianae.  Die  I.  agraria  bezog  sich  aber  auf  das  ganze  Volk, 
palricischen  oder  plebejischen  Standes;  es  rechlferligl  sich  also  auch  der  Gegensalz, 
dass  die  frunientaria  nur  die  Plebejer  betroffen  liätle.  —  Endlich  ward  natürlich  auch, 
wenn  der  Verlheilungspreis  fixirt  und  die  Empfangsberechtigung  näher  bestimmt  war, 
noch  die  Festsetzung  des  auf  den  Kopf  kommenden  Vertheilungsquantums  nothwendig, 
und  höchst  wahrscheinlich  schon  in  dem  Sempronischen  Gesetz  auf  5  Modii  ange- 
iiominen  ,  wie  mir  namentlich  aus  den  von  Monimsen  a.  a  0.  S.  181  citirlen  sich 
auf  die  .\ufhebung  der  Frumentationen  durch  Sulla  beziehenden  Stelle  des  Sallusl : 
populus  Romanus  exutus  imperio  gloria  jure  agitandi,  inops  despectusque  ne  servilia 
quidem  alimenta  reliqua  habet,  hervorzugehen  scheint. 
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desjenigen  Getreidequantums,  das  nun  einmal  dem  Staat  zufloss,  rich- 
tiger, als  die  bisherigen  Willkürmassregeln  der  Aedilen;  und  recht- 
lich, war  es  nur  eine  billige  Compensation .  dass  die  plebs,  die  eben 
so  gut  mit  ihrem  Blut  den  ager  publicus  erkauft  hatte  wie  die  Patri- 
cier,  aber  nicht  die  Mittel  besass.  ihn  zu  occupiren  und  zu  cultiviren, 
dafür  vom  ager  decumanus  durch  ein  bestimmtes  wohlfeiles  Getreide- 
quantum entschädigt  ward. 

Welchen  Wechselfällen  diese  frumentarische  Gesetzgebung  dann 
weiter  in  den  Sullanischen  Bürgerkriegen  unterlag,  gehört  nicht  hier- 
her, aber  klar  ist.  dass.  wenn  auf  die  vorerwähnte  Weise  regelmässige 
Getreidevertheilungen  an  den  grössten  Theil  der  Bevölkerung  Roms 
gesetzlich  angeordnet  waren .  es  auch ,  bei  dem  Wechsel  der  Erndten. 
vorkommen  konnte .  dass  der  Zehnte  keinen  dazu  genügenden  Ueber- 
schuss  darbot.  Dann  musste  also  der  Staat,  der  bis  dahin  vorzugs- 
weise Getreide  verkauft  hatte,  nunmehr  Getreide  kaufen.  Diese  Ein- 
käufe regelte  im  Jahre  681  die  lex  Terentia  et  Cassia.  Sie  bestimmte, 
vorkommenden  Falls,  den  Ankauf  einer  alterae  decumae  und  auch  noch 
eines  weiteren  jährlichen  Einkaufsquantums,  frum.  emtum,  zu  fest- 
gesetzten Preisen  von  den  Provinzialen.  Cic.  Verr.  III.  98  ^.  227 
enthält  die  angedeuteten  Motive  des  Gesetzes  ausdrücklich  in  den 
Worten:  Totae  autem  res  rusticae  ejusmodi  sunt,  ut  eas  non  ratio  ne- 
que  labor,  sed  res  incertissimae  venti  tempestatesquc .  moderentur. 
Hinc  cum  unae  decumae  lege  et  condicione  detrahantur;  alterae  novis 
institutis  propter  annonae  rationem  imperentur;  ematur  praeterea  fru- 
mentum  quotannis  publice;  postremo  etiam  in  cellam  magistratibus  et 
legatis  imperatur!  —  Ich  komme  auf  dies  Gesetz  noch  zurück.  — 

Allein ,  wenn  einmal  so  weit  auf  diesem  Wege  vorgegangen  war. 
so  war  es  doch  eine  Ungeheuerlichkeit ,  auch  noch  reiche  Leute .  blos 
weil  sie  Plebejer  waren ,  wie  der  Consular  Piso ,  zu  Vertheilungen  zu- 
zulassen ,  die  unter  Umständen  jetzt  den  grössten  Staatsaufwand  ver- 
ursachten. Das  C 1 0 d i s c h e  Gesetz  von  696  r e m e d i r t e  in 
dieser  Beziehung.  Fortan  wurden  die  Getreidevertheilungen  ganz 
umsonst  gegeben,  aber  nur  an  arme  Bürger'^).    Aber  es  ist  sicher- 


18)  Dio  Iiat  ausdrücklicli  tols  dnoQoig.  Ehenso  Irilt  von  jelzl  an  in  fast  allen 
anderen  Schriftstellern  die  Dürftigkeit  der  Empfangsbereciitiglen  hervor.  —  Dass 
erst  von  diesem  Clodischen  Gesetz  an  sich  die  res  frumonlaria  so  aus  einander  zweigte, 
dass  ein  Theil  des  Slaatskorns  umsonst  verlheiU  «ard,  wäiirend  bis  daliin  immer 
nocii  der  niedrige  Gracchische  Preis  gegolten;  ein  anderer  Theil  aber  noch  fort- 
gesetzt zur  Regulirung  der  31arktpreise  durch  verhältnissmässig  billigen  Verkauf 
dienlc,    geht,    zum  ersten  Theil,    uuuideileglich    aus  Cic.  Sext.  23    hervor;    zum 
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lieh  kein  Zufall,    dass   nun   in   (leni  fol^'enden  Jahre  eine  lex  Cornelia 
et  Caecilia  dem  rompejus  eine  eura  annonae  überträtet.     Wenn  auf 


andern    Tlicil    bedarl"    es    k«-inei    besonderen    BcHtissttllcn ,    da    die    ganze  Kaiüer- 
gescliiclile  dafür  zeugt.  —  Aus  Cic.  Sexl.  25  —  ul  reminsis  semissibus  cl  Irienlibus, 
qiiinia   prope  pars  vcciigaliiim  lollerelur  —  «örde,    beil;uifig  ge-agl,    auch    noch  an- 
nälurnd     /u    erniitlcln    sein,     »ic    viel     N  a  l  u  r  a  I  g  e  I  r  e  i  d  e    Hom     «laiiialB    in 
Reinem    Zehnten    einnaiim.     Denn    vecligaliuin    sclieinl    sicli    hier    nur    auf    das 
'/.  chntgetr  eide  —  auf  die  Slaalsfuder  —  zu   bezieiien  und    die  Stelle    will  also 
nicht  sagen,    dass  der  Staat  durch   Aufhebung    de»  %  Asspreises    den    fünften  Theil 
seiner    Einnahme   verloren    habe,    sondern    dass,    nachdem  Clodius    den    Va  Asspreis 
aufgehoben,  ein  Fünftel  des  ganzen  Staatskorns  auf  die  Gratisvertheilung  aufgegangen 
sei.     Nehmen  wir  dann  weiter  an,    dass  Ciodius,    der  doch    sicherlich,    um  sich  An- 
hang   zu  verschaffen  ,    mit    der   Verlheilung    nicht    kargte   —  wie    ihm  das    auch    von 
Cic,    nr.  doni.  10,    vorgeworfen  wird  —  an   so    viele    wirkliche    oder  vermeintliche 
Arme,    wie  Cäsar  bei  seinem    recrnsus  vorfand  —  nämlich  320,000  Köpfe  —  Gratis- 
korn auslheille  —    so  betrug    damals    die  Njituialkoriieinnahme   Roms   320,000  X  60 
X  5  =  96  Millionen  Modii,    ungefähr  16  Millionen  preuss.  Scheffel  und  wären  also 
etwa  3  Millionen  Scheffel  unter  Clodius   auf  Armenkorn    aufgegangen.  —    Dass  diese 
Gratisvertheilung  fortan  nur    an  Arme    geschah,    dafür    silieiiit   auch    weiter   noch 
die  Theuerung  z<i  sprechen,  die,  nachdem  Clodius  sein  Gesetz  durchgebracht,  während 
Cicero's  Verbannung,  in  Rom  herrschte  —  pr.  dorn.  2—10.     Sie  endigte  bekannt- 
lich mit  jener  ausserordentlichen  Vollmacht,  durch  welche  dem  Clodius  die  Annonen- 
verwaltung    entwunden    und    dem    Pompejus    übertragen    ward;    und    war    entstanden 
Iheils  durch  die  Missverwaltung   des  Cl. ,    der   auch    an  Andere  als    blos  Arme,    na- 
mentlich  auch    an    seine  Banden,    Staalskorn   vertheilte,   theils    durch    die  fntriguen 
der  optimales  oder  locupletes  selbst,  die  auf  ihren,  Quadralmeilen  grossen  Provinzial- 
poäsessioncn  hinreichende  Vorräthe  bcsassen,    aber,    um  eben    dem   Clodius  jene  ge- 
fährliche  Waffe    der  Gunsibuhlerei    zu    entwinden,    sie    nicht   zu  Markt   brachten,  — 
denn  sowie  Pompejus  seinen   Auftrag    bekommen  halte,    hörte  auch  die   Hungersnoth 
auf.     Dies    gehl    aus   den   Vorwürfen    hervor,    mit    denen    sich  Cicero    und  Clodius 
gegenseitig  in  dieser  Angelegenheit  überschütten.    Nun  müssen  aber  doch  die  Klagen 
über  diese  Theuerung,  die  in  der  Thal  Senat  und  Volk  bewogen,  dem  Pompejus  die 
ausserordentliche  Vollmacht   zu    ertheilen ,    noch  von  Andern    gekommen    sein,    als 
denen,    die    eben    durch  Clodius  Armenkorn    erhielten.  —    Dass    übrigens    eine    In- 
Iriguc,    dem  Pompejus  eine    ausserordentliche  .Macht    zuzuwenden,    mitspielt,    tliut 
meiner  Auffassung,  dass  von  diesem  Auftrag  an  die   res  frumenlaria  in  zwei  Branchen 
zerfiel,    die    Arnienkornverwallung    und    die    Markipreisverwaltung,    keinen    Eintrag, 
denn,  wenn  auch  in  Folge  jenes  ausserordentlichen  Auftrages  die  Verwaltung  beider 
Zweige  in  Pompejus'  Hände    allein   gelegt   wurde,    hörten   doch    die    materiellen  Be- 
stimmungen   des  Clodischen  Gesetzes   nicht    wieder   auf.     Vielmehr   blieb   unter    und 
nach  Pompejus —  bis  zum  Untergange  des  Reichs  selbst  —  die  Einrichtung  bestehen, 
dass  in  der  Stäatskornverwaltung  ein  Theil    des  Staalskorns    zur  Vertheilung    an  die 
Armen  und    ein    anderer  Theil    /ur  Regulirung    de.s   Marktpreises    verv\ endet    wurde. 
Bei    der   strengen  Elalisirung   des    Staai.»liaushalls    uiiler   den    Kaisern    wurde   diese 
Verwaltung  nur  noch    dahin  geordnet,    dass    den    grösseren   Hauptstädten  ein    gesetz- 
liches Deputat  —  Canon  —  überwiesen  ward,  mit  dem  die  Verwaltung  beide  Zwecke 
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der  einen  Seite  aus  den  frumentarischen  Massregeln  ein  reines  Armen- 
gesetz geworden  war,  so  blieb  auf  der  andern  Seite  die  eigentliche 
cura  annonae  eben  neu  einzurichten ,  —  und  so  sehen  wir  denn  auch 
von  dieser  Zeit  ab  sich  die  res  frumentaria  Roms  in  die  beiden 
oben  erwähnten  Zweige  spalten:  die  publicae  frumentationes  oder  Armen- 
kornvertheilungen,  zu  denen  die  Zahl  der  Empfangsberechtigten  in  der 
Regel  wechselte,  und  die  cura  annonae,  die,  durch  Handelsoperationen 
und  dergl.,  auf  den  Marktpieis  einwirkte. 

Diese  Eintheilung  der  res  frumentaria  in  zwei  Branchen  finden 
wir  also  von  jetzt  an  bleibend  das  ganze  Kaiserreich  hindurch.  Die 
eine  hat  es  mit  der  Verwaltung  des  Gratis-  oder  Ärmenkorns,  die  an- 
dere mit  der  cura  annonae  im  engern  Sinne  zu  thun.  Beide  Verwal- 
tungszweige sind  seit  Clodius  —  und  namentlich  unter  den  Kaisern  — 
immer  aus  einander  zu  halten,  sowohl  was  die  Personen  der  Betheiligten. 
als  auch  was  die  Art  und  Weise  der  Vertheilung  betriift. 

Was  die  Arm  enkorn  Verwaltung  —  das  eigentliche  irum.  publi- 
cum —  betrifft,  so  wird  dasselbe  seit  Clodius  immer  umsonst  ge- 
geben. —  Empfangsberechtigt  sind  nur  die  Armen,  und  zwar  nur 
die  Armen  der  plebs  urbana,  also  nicht  die  Mitglieder  des  sena- 
torischen oder  Ritterstandes,  aber  auch  nicht  einmal  die  Ver- 
mögenderen der  pl.  urbana,  sondern  nur  der  dürftige  und  vom 
Staat  wirklich  als  dürftig  anerkannte  Theil  dieser  städtischen  Plebs. 
Nur  dieser  Theil  der  pl.  urbana  heisst  pl.  frumentaria 
oder  pl.  quae  frumentum  publicum  accipit.  Plebs  frumen- 
taria und  plebs  urbana  sind  also  nicht  Inbegriffe,  die  sich  numerisch 
decken'^).     Die  Bürgerzahl  der  ganzen  plebs  urbana  war  bedeutend 


zu  verfolgen  halle,  ein  Deputat,   das  z.  B.  bei  Rom  täglich  75,000  Modii  betrug  — 
Sparlian,    Sever  23  — ;    und    das   aucii    bei    Konslantinopel    und  Alexandrien    er 
wähnt  wird,   wenn  wir  auoli  liier  die  Summe  nicht  kennen. 

19)  Ich    versuche    einen    ausführlichen    Beweis    dafür    in    dieser    Anmerkung    zu 
liefern. 

Dass  das  Gratis-    oder  Armenkorn  —  oder  die  lesserae    seit  August  —  nur 
an  römische  Bürger,    audi  nur  an  Stadtbürger,    auch    nur    an  Sladibürger   ple- 
bejischen Standes   vcrfheilt  ward,    darüber  sind  jet/.t  die   Meisten  einig.     Dagegen 
hat  in  neuerer   Zeit  die   Meinung  Boden    gewonnen,    dass    sämmlliche    plehejiscbc 
Sladibürger    dies  Graliskorn    empfangen    hallen    und    ist    dadurch    die    ältere  Ansicht, 
dass  nur  die  Dürftigen  in  der  pl.  urb.   mit  dieser  Austheilung  bedacht  gewesen,    fast 
verdrängt  worden.     Ich  folge  indessen  wieder  der  älteren  .\nsicht  und  nehme  an: 
1)  dass    plebs    urbana    und    plebs    frumentaria    oder    plebejische    Stadibürger   und 
städtische  GraÜskornempfänger  sich  nicht  numerisch  deckten,    dass  also  z.B., 
wenn  Cäsar   in    seinem  Rtcensus  —  Suet.  41  —  die    auf  3*0, UOO  Köpfe  ge- 
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grosser    als    die    Biir^erzahl    (k'r    pl.    fnuiieiitaria .    denn    sie    b('{,'riff 

slirgciH'  Z.ilil  tl«'i  Ai  mnilMii  hcinpl.iMgfr,  iiiilil  ;iiif,  soinliin  um  ITjOiDOO  («it- 
0  11  (1  fiido  i|) ,  H  11  li  II I»  r' II ,  NVollf,  15 1 II III 15  a  I  I  f  II  -  C  r  II  s  i  im  dii-  Slflli- 
riclilig  veisleluii)  licialj-ifl/lr ,  ir  ihnnil  iiocli  niilil  die  Zahl  der  |il.  uibana 
so  Hfil  iKMabsely.lc; 
2)  dass  nur  dio  wirklirli  IJ  »•  d  li  i  1 1  i  t;  <•  m  in  ilti  (»I.  iiib.  das  Ai  nieiikoiii  er- 
iiielli'ii. 
tiid    zwar  bpsliiiimcii   iiiicli   folgende   (Jiünde   zu   diesen   beiden   Annahmen. 

Au  1.  bemerke  idi,  da«s  Cäsar's  recensus  anerkannter  Maagaen  kein  orderitlirlier 
i-eiisus,  sondern  eine,  nach  einer  ganz  andern  Melliode  (viralim  per  doniinos  inüii- 
laruin)  vorgenommene  .^Iiislerung  war.  von  welcher  iiirhls  »veiler  erzählt  v»ird, 
als  dass  Cäsar  die  Zahl  der  „f  r  um  en  l  ii  m  publicum  a  er  i  p  i  en  t  i  um"  —  wie 
Suelon  ausdiücUiieh  sagl  —  um  150, ÜOU  herabsetzte  Davon,  da«.s  dieser  recensus 
eine  Revision  des  allgemeinen  Bürgercensus  gewesen  wäre  und  da»s  also  C  die  Zahl 
der  pl.  urbana  so  weit  herabgesetzt  habe,  sagl  Suetun  kein  Wort.  .Man  folgt 
hier  nur  einer  vorgefassten  Ansicht,  die  duirli  die  missver^landenen  Stellen  Plut. 
Ca  es.  25  und  Appian.  Cic.  2  102  und  endlich  durcii  die  doch  keinen  Falls  von 
Livius  selbst  herrührenden  Epitom.  des  Liviiis,  CXV,  wo  es  lieisst:  Recensum  egit 
quo  rensu  sunt  civium  capita  CL  millia,  sowie  durch  Freinsheim's  Ergänzungen  zu 
begründen  versuchl  wird.  Aber  dabei  wird  schon  von  vornherein  angenommen,  was 
erst  zu  beweisen  gewesen  wäre,  >ind  auch  noch  irrlhümlich  150,000  stall  170,000 
gesetzt.  Auch  Dio,  der  ii.  21  von  derselben  Massregel  spricht,  hat  nicht  die 
entfernteste  Andeutung,  aus  der  sich  diese  Ansicht  schöpfen  Hesse;  im  Gegentheil, 
aus  dem  ganzen  Zusammenhange,  in  welchem  D.  zuerst  mittheilt,  dass  Cäsar  grosse 
Getreide-  und  Oelverlheiliingen  vorgenommen,  und  dann  fortfährt,  er  hätte  aber 
nicht  blos  freigebig  sein,  sondern  auch  Strenge  üben  wollen  und  hätte  deshalb  die 
Liste  der  Kornempfänger  einer  Revision  unterworfen  und  ungefähr  auf  die  Hälfte 
rcducirt  —  gehl  deutlich  genug  hervor,  dass  es  sich  um  keinen  eigentlichen  Census- 
acl,  um  keine  Revision  der  plebejischen  Bürg  er  rolle,  sondern  eben  nur  der  Liste 
der  Kornempfänger  innerhalb  der  plebejischen  Bürgerrolle,  handelte.  Die  andere 
Auslegung  hat  in  der  Thal  auch  zu  viele  Gründe  gegen  sich  —  Suelon  —  a.a.O. 
—  fährt  nämlich  fort:  „Achlzigtausend  Bürger  hatte  Cäsar  damals  in  überseeischen 
Provinzen  angesiedelt"  —  Sollte  sich  unter  diesen  nur  italische  und  nicht  auch 
städtische  Plebs  befunden  haben  ?  Wenn  aber  doch  gewiss  letzteres  der  Fall  war, 
wie  das  weitere  Urbi  exhauslae  bezeugt,  so  wurde  ja  eben  nicht  die  Bürgerliste, 
sondern  nur  die  Empfängerliste  herabgesetzt,  denn  von  den  Kornempfängern  werden 
keine  zu  Colonisten  abgenommen  sein.  —  Ferner:  Sollte  Cäsar  nur  die  städtische 
Bürgerliste  so  unnachsichtlich  purificirt  haben,  und  nicht  zugleich  die  ganze  ita- 
lische Bürgerliste,  in  allen  Municipien  ?  Ein  Census ,  in  welchem  über  das 
Bürgerrecht  entschieden  wurde,  uinfassle  ja  immer  die  ganze  civile  Bevölkerung, 
auch  ausserhalJ)  Roms.  Es  wäre  dies  in  der  Thal  wenig  slaalsklug  von  Cäsar  ge- 
wesen; und  doch  ist  nur  von  einer  städtischen  Ausmerzung  bei  Sueton  und 
Dio  die  Rede.  —  Weiter:  Wie  kann  man  glauben,  dass  Cäsar,  wenn  er  auch,  als 
erstes  administratives  Genie  der  Welt,  Ordnung  in  die  Kornverwaltung  bringen 
wollte,  da  er  doch  seine  Herrschaft  befestigen  und  auf  das  Volk  sich  stützen  musste, 
-durch    einen    ganz    oberflächlichen,    formlos    durch    die    Hauseigen- 
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noch  diejenige  grosse  Btirgerzahl,  die  zwar  nicht  das  zum  Rittercensus 


lliümer,  vicatim,  gehaltenen  Census  150,000  .Männern  in  Rom  das  Bürgerrecht 
liätte  enizielien  können  und  wollen?  Aber,  dass  die  domini  insu  lamm  —  in 
welchen  letzteren  casernenartigen  Gebäuden  das  arme  Volk  zur  Dlielhe  woiinle  — 
bei  Feststellung  der  Armenliste  Hülfe  leisteten,  lag  nahe.  —  Endlich:  wenn  sich 
die  Ansiclil  nicht  abweisen  lässt,  dass  nur  bei  einem  regelrechten  Lustrum  eine 
solche  Entziehung  des  Bürgerrechts  gewagt  werden  konnte,  so  geht  ja  aus  dem 
Mon.  Ancyr.  II.  v.  3  hervor,  dass  das  letzte  Lustrum  vor  Augustus  in's  Jahr  683 
fiel.  —  In  der  That,  wie  sich  in  den  Quellen  keine  ausdrückliche  Notiz  findet,  die 
für  diese  neuere  Ansicht  spricht,  so  finden  sich  deren  viele,  die  so  gut  wie  aus- 
drücklich für  die  ältere  sprechen.  —  Zuerst  ist  klar,  dass  bei  einem  recensus  der  Bürger, 
sei  er  zu  einem  Zwecke  angestellt,  zu  welchem  er  wolle,  sich  immer  die  Gelegen- 
heit finden  musste  ,  im  Armenkornwesen  Vorkehrungen  zu  treffen,  wie  denn,  nach 
Suelon  Oclav.  40,  auch  Auguslus  bei  Gelegenheit  eines  recensus,  den  er  eben- 
falls vicatim  vornimmt,  die  Einrichtung  der  Vertheilung  von  Kornmarken  auf  je 
4  Monate  traf,  womit  sich  natürlich  von  da  an  dreimal  im  Jahre  wie  von  selbst 
eine  Revision  der  Empfangsberechtigten  auf  dem  Grunde  der  Bedürftigkeit  verband. 
—  Aber,  ich  möclite  behaupten,  dass  beide  recensus  überhaupt  zu  keinem 
andern  Zwecke  als  der  Revision  der  A  r  in  e  ii  k  o  r  ii  e  m  p  f  ä  n  g  e  i- 1  i  s  l  e 
angestellt  gewesen  seien,  da  wir  nichts  weiter  bei  ihnen  als  solche  Revision  er- 
wähnt finden,  ja,  stelle  die  Vermulhung  auf,  dass  recensus  oder  recensio ,  seit 
Clodius,  gerade  die  lechnisrhen  und  staatsrechtlichen  Ausdrücke  lediglich  für  die 
Ausmusterung  der  .Armen  aus  der  städtischen  Plebs  Behufs  der  Em- 
pfangnahme des  Graliskorns  waren. 

Die  Gründe,  die  mich  zu  dieser  Mulhmassung  bestimmen,  sind  eben,  dass  das 
Wort  recensus  oder  recensio  nirgends  in  den  Quellen  klar  und  deutlich  in  der  Be- 
deutung von  census,  im  Sinne  von  Aufnahme  der  B  ü  r  g  er  rollen ,  oder,  wie  man 
wohl  der  Sylbe  re-  wegen  angenommen  hat,  von  Revision  dieser  Rollen,  bezüglich 
des  Bürgerrechts,  vorkommt.  Die  Epit.  des  Livius  zähle  ich  nicht  zu  den  unver- 
dächtigen Quellen.  In  den  beiden  angeführten  Stellen  des  Suelon  kommt  es  nur, 
wie  gesagt,  bei  Gelegenheit  oder  zum  Zweck  eines  f  r  um  en  t  ar  i  s  ch  en  Actes 
vor:  —  Suet.  Vesp.  9  hat  allerdings  recenso  oder  recensito  senatii  et  equite  ;  aber 
Bürger  blieben  diejenigen  doch  auch,  die  nicht  mehr  den  Rittercensus  erfüllten;  also 
auch  hier  steht  das  Wort  nur  für  eine  Revision  in  Bezug  auf  die  V  ermöge ns- 
veriiältnisse,  wenn  auch  zum  Zweck  der  Legitimation  zur  Ritlerwürde.  —  Eine  re- 
censio servorum  kommt  in  einem  ganz  andern  Sinne  in  dem  Digestentitel  Ad  ex- 
hibendum  vor.  —  Dagegen  findet  sich  eine  für  meine  Ansicht  sprechende  Spur  bei 
Cicero  —  pr.  Milon.  27.  —  Er  sagt  hier  von  Clodius,  dem  Urheber  des  Ge- 
setzes, dass  Staatskorn  gratis  an  die  Armen  vertheilt  werden  sollte:  eum,  qui 
aedem  Nynipharum  incendit,  ut  memoriam  publicam  recensio  nis  tabulis  publicis 
impressam ,  extingueret.  Diese  Stelle  scheint  mir  für  meine  Mulhmassung  wichtig. 
Jetzt  wird  sie  allerdings  so  verstanden  —  Marquardt,  Rom.  All.  II.  2  S.  206  — 
dass  die  tabulae  consoriae,  die  „in  früherer  Zeil  jedenfalls"  in  dem  Atrium 
Libertatis  aufbewalirl  wurden,  später,  „wie  sich  aus  der  obigen  Erwähnung  schlies- 
sen  lasse"  in  dieser  aedes  Nympharum  befunden  hätten.  Wäre  dieser  Schluss  der 
Uebersiedelung    des    Censorischen    Archivs    aus    dem  .Atrium  Liberialis    in    die    aede» 
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iiütliit^e  Vennö^'on  M)1i    Kjo.OOO  S(^^t. .    aber  doch  iiiulii'  besass,  als  um 
t'iir  des  Armenkonis  bedürftig'  zu  gelten. 


^'ympli.  liclitig ,  ho  würde  man  aiirli  aus  »liesn  SIelli;  abiiflimeii  dürfen,  das«,  weil 
MJcli  hier  der  Ausdiiick  receiisiü  iiiil  den  lalxilae  censuriae  verbindet,  derselbe 
aiicli  iii  der  Beiieuliin^  einer  Keviulon  der  Bürger  tollen  aufzufassen  ivi.  Allein 
icli  liaUe  es  für  äusüersl  gevuigt,  lediglich  aus  dieser  Slellc  auf  eine  solche  Umsiedlung 
des  censorischen  Archivs  aus  einem  Tempel  in  einen  andern  zu  schliessen.  Die  Itö- 
mer  wecliselten  nicht  gern  solche  Einrichtungen  und  Gewühnheiten  und  dann ,  na; 
hätte  die  /,üt;ellosigkeit  selbst  eines  Clodiiis  davon  gehabt,  das  ganze  ccnsorisclie 
Archiv  und  damit  die  Büigerrolien  von  g.inz  Italien  zu  verbrennen  !  Ein  solches 
Verbrechen  vvünle  denn  doch  noch  von  Cicero  zu  gewaltigerer  I>eklamalion  benutzt 
worden  sein,  als  zu  diesem  kurzen  Vorwurf.  Ich  stelle  daher  eine  andere  Conibina- 
tion  auf.  —  Clodius  setzte  bekanntlich  dis  Volkstribun  seine  bekannten  vier 
Rogationen  durch,  deren  eine,  nach  Uebereinslimmung  der  meisten  Schriftsteller, 
eben  die  war,  an  die  j%rin('>ii  der  städtischen  Plebs  fortan  umsonst  Staatskorn 
auszulheilen.  Aus  C  i  c.  pr.  dorn.  10  wissen  wir  denn  auch,  da^s  Clodius,  als 
Volkstribun,  dieser  ganzen  Slaalskorn- Verwaltung  und  Verlheilung  selbst  vor- 
stand. Diese  wäre  auch  überhaupt  nicht  Sache  der  Censoren,  sondern  im  regel- 
mässigen Gange  der  Staatsgeschäfte  der  Aedilen  gewesen.  —  Aber  wie  sollte  es 
Clodius,  in  diesem  seinem  ausserordentlichen  Auftrage,  machen,  um  aus  der  gan- 
zen städtischen  Plebs  die  Armen,  die  fortan  zu  Graliskorn  berechtigt  waren, 
herauszufinden?  Er  mussle  oflenbar  eine  Durchmusterung  der  plebs  zu  die- 
sem besondern  Zweck  der  Gra  l  i  sfrumenlation  vornehmen.  Dies  geschah 
nun  durch  eine  ,,receiiiNio",  eine  recensio  in  demselben  Sinne,  wie  Cäsar  Suet. 
41  und  Augustus  Suet.  40  sie  vornahmen,  und  so,  meine  ich,  wurde  denn  auch 
diese  Ausmusterung  von  Anbeginn  an  ohne  weitern  Zusatz  fortan  genannt.  Sie 
war  offenbar,  wenn  Clodius  sie  zu  diesem  Zweck  vornahm,  keine  Revision  der 
Bürgerrollen  bezüglich  des  Bürgerrechts  (dazu  halle  er  weder  Recht  noch  Auf- 
trag), sondern  sie  war  eben  nur  die  Durchmusterung  der  Bürgerschaft  bezüglich 
des  Armenrechts,  zur  Erfüllung  de»  neuen  Verlheilungsgeselzes.  Dass  mit  dem 
Clodischen  Gesetz  —  wenn  die  Mehrzahl  der  allen  Schriftsteller  darin  Recht 
hat,  dass  den  Armen  das  Staatskorn  fortan  gratis  vertheilt  werden  sollte  —  eine 
solche  Ausmusterung  nolhw  endig  war,  versteht  sich  ja  von  selbst,  und  dass  die- 
selbe sehr  wohl  kurzweg  recensus  oder  recensio  genannt  werden  konnte,  ist  auch 
nicht  zu  bestreiten.  —  Gehen  wir  aber  auf  dieser  Spur,  dass  eine  recensio  dieser 
Art  zur  Erfüllung  des  Clodiichen  Gesetzes  nothwendig  war,  weiter  vor,  so  kom- 
men wir  auch  darauf,  weshalb  wohl  Clodius  die  aed.  Nymph.  anzündete.  Er  wollte 
seine  R  ece  ns  i  o  n  s  register,  die  Liste  derer,  denen  er  Armenkorn  ausgetheill ,  ver- 
nichten. Denn,  die  Annonenvcrwallung  wurde,  wie  wir  gesehen,  bald  darauf  wieder, 
wegen  der  entstandenen  Hungersnoth ,  dem  Pompejus  in  ausserordentlichem  Auf- 
trage überwiesen;  —  dem  Clodius  wird  I.  c.  von  Cicero  vorgeworfen,  dass  durch 
seine  schlechte  Armeuverwaltung  die  Hungersnoth  entstanden  sei ;  —  dass  Clodius, 
um  sich  Anhang  zu  verschaffen,  Staatskorn  an  eine  .Menge  Unberechtigter  vertheilt 
und  dadurch  zur  Entstehung  der  Hungersnuth  mit  beigetragen  habe,  lässt  sich  aucli 
annehmen;  —  dass  die  Zahl  und  wahrscheinlich  auch  die  Namen  der  Empfänger  sol- 
cher Auslheilungen   imprimirt    oder   incidirt   und    die  Register   der    impressi    oder 
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Ja,  wir  dürfen  aus  den  Daten,  die  uns  über   die  Zahlen   der  Em- 


incisi  in  öffentlichen  Gebäuden  bewahrt  wurden,  ist  aucli  bekannt;  —  dass  endlich 
diese  Armenregister  nicht  in  das  Ressort  censorischer  Verwaltung,  sondern  nur 
der  ädilicischen  Verwaltung  —  wenn  nicht  etwa  eines  ausserordentlichen  Jlagistrals  — 
fiel,  wissen  wir  ebenfalls;  —  warum  sollte  es  also  nicht  nahe  liegen,  aus  dieser 
Stelle  zu  schliessen ,  dass  Clodius  nur  seine  Recens  io  nsregister,  d.  h.  die  Do- 
kumente seiner  Armenverwallung  vernichten  wollte,  um  sich  bei  seiner  sinkenden 
Macht  einer  Verantwortung  zu  entziehen?  Ist  aher  dieser  Schluss  gerechtfertigt 
so  ist  es  auch  der  weitere,  dass  die  tab.  censoriae  bei  diesen  Recen^ions- 
registern  gar  nicht  in's  Spiel  kamen  und  dass  also  auch,  weil  nur  diese  Recen- 
si  0  nsregister  in  den  aed.  Nymph.  aufbewahrt  wurden  und  Clodius  diese  hier 
verbrennen  wollte,  noch  kein  Grund  vorliegt,  daraus  zu  schliessen,  dass  das  cen- 
sorische  Archiv,  das,  wie  wir  wissen,  „jedenfalls"  früher  im  Atrium  Libert.  auf- 
bewahrt ward,  später  in  die  aed.  Nymph.  übergesiedelt  worden  wäre?  Wenn  aber 
die  Schlussfolgerung,  der  ich  hier  das  Wort  rede,  plausibler  ist,  als  die  angefoch- 
tene, so  wäre  auch  ein  genichtiger  Grund  mehr  für  meine  Muthmassung,  dass  re- 
census  oder  recensio  in  den  vorliegenden  Beziehungen  nur  der  technische  Aus- 
druck, nicht  für  Dürge  r  n  a  chm  u  s  t  er  u  n  g,  sondern  für  Armenausmu- 
sterung  war,  geliefert. 

Sodann  liefert  aber  auch  das  Monum.  Ancyr.  einen  schlagenden  positiven  Beweis, 
dass  die  plebs  urbana  und  die  Armenkornempfänger  sich  nicht  numerisch  deckten. 
Hier  zählt  nämlich  Augustus  —  Tab.  III  —  die  Congiarien  auf,  die  er  der  städtischen 
Plebs  schenkte.  Bei  ihnen  heisst  es  stets,  er  habe  sie  der  pl.  viritim  gegeben, 
das  iieisst,  jeder  plebejische  Bürger  habe  das  Geschenk  erhalten.  Von  der  letzten 
vi  r  i  lim  -  Vertheilung  heisst  es  dann  V.  15:  Tribuniciae  potcstatis  duodevicesimum, 
Consul  XII,  trecentis  et  viginti  millibus  plebei  urbanae  sexagenos  denarios  viritim 
dedi;  und  bald  darauf  V.  19:  Consul  terlium  decimum  sexagenos  denarios  plebei, 
quae  tum  frumentum  publicum  acceperunt,  dedi:  ea  millia  hominum  paulo 
plura  quam  ducenta  fuerunt.  Durch  diesen  Gegensatz:  Plebs  viritim  und 
plebei,  quae  tum,  frumentum  publ.  acceperunt,  und  den  dabei  angeführten 
Zahlen  scheint  mir  die  Ansicht  Mommsen's  —  Die  Rom.  Tribus,  S.  189  —  voll- 
ständig widerlegt  zu  werden.  Hier  iieisst  es:  ,,Zu  der  grossen  Geldspende  (nämlich 
Cäsar's)  an  die  Bürger  in  der  Stadt  (Dio43,  21),  die  unmittelbar  dieser  Revision 
vorherging,  iiatlen  sich  320,000  angebliche  Bürger  gemeldet;  von  diesen  waren 
aber  nur  150,000  wirklich  berechtigt  und  die  übrigen  170,000,  also  die  (grössere) 
Hälfte  (Dio  43.  21  fin.)  in  Folge  der  Unruhen  und  des  seit  ,,24  Jahren  unterbliebenen 
Census  in  die  Bürgerrolle  ohne  Berechtigung  eingedrungen".  Diese  Ansicht 
ist  aber  mit  jenen  beiden  Stellen  des  iM.  A.  schwer  zu  vereinigen.  Denn  in  diesen 
sagt  .\ugustus:  In  seinem  12.  Consulat  habe  er  ein  Geldgeschenk  von  tiO  Denar 
an  320,000  Köpfe  der  plebs  urbana  gegeben;  in  seinem  13.  Consulat  habe  er  ein 
Geldgeschenk  von  60  Denar  derjenigen  plebs,  die  damals  Gratiskorn  eiy^pfangen 
(frum.  publicum),  gegeben,  und  diesseien  etwas  mehr  als  200,000  Köpfe  gewesen. 
Nun  kann  man  aber  nicht  glauben,  dass  sich  in  4  Jahren,  von  749  bis  752  i.  J.  d.  St., 
die  Zahl  der  pl.  urbana  um  beinahe  120,000  Köpfe  vermindert  gehabt  haben  sollte.  Denn 
auch  Dio  55.  10  erzählt  grade  ausdrücklich  von  dieser  Zeit,  Augustus  habe  die 
Zahl   der  Gra  liskor  n  empfänger    auf  200,000  beschränkt.  —  Oder    will    man    auch 
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l)faiig.sb('reditigten   aufbewahrt  sind,    annehmen,    dass   es  über  die  zum 

hier  in  (Jen  320,(100  Köjifcn  der  erslen  Stelle,  die  natli  Aiijcusl's  eignen  Worten 
pleb.-i  urbana  sind  und  das  (ieldge.sclienk  von  ihm  erliallen  ,  „angebliche  Bürger"  er- 
biicknn  ,  die  sicli  nur  melden.  —  Gewi«»  nicht!  —  Für  AugtiKtus'  Zeitalter  kann 
es  also  gar  keinen  überzeugenderen  Beweis  dafür  geben,  daii.s  sich  plebs  urbana  und 
plebs  frumentaria  nicht  numerisch  deckten,  als  dans  es  nach  der  ersten  Stelle  320,000 
Köpfe  pl.  uri)ana,  und  nach  der  zweiten  200,000  Köpfe  pl  frumentaria  sind, 
denen  das  Geldgeschenk  gegeben  wird.  Nun  eni^Miel  sich  zwar  der  von  >1  o  m  m  s  e  n 
hervorgehobene  Fall  in  C  ä  s  a  i 's  und  der  von  mir  beleuchtete  in  Augusl'n  Zeit- 
aller;  aber  beide  Fälle  sehen  sich  so  sprechend  ähnlich,  dass  man,  was  von  dem 
letzteren  wahr  ist,  auch  auf  den  ersteren  übertragen  darf.  —  Eben  so  spricht  Dio 
55.  26  gegen  die  Identität  der  pl.  urbana  und  der  pl.  frumentaria.  In  dieser 
Stelle  werden  ausdrücklich  solche,  die  das  Korn  unentgeltlich  empfangen,  von 
der  Menge  derer  unterschieden,  die  an  Frumenlafionen  zu  niedrigeren  Preisen 
Iheiinahmen.  Nun  «ird  man  aber  unter  den  letzteren  nicht  bloss  Senatoren  und 
Kitter  ver.slehen  wollen;  —  also  gehörte  auch  noch  der  vermögendere  Theil  der 
plebs  urbana  dazu  und  demnach  dieser  Theil  auch  nicht  zur  pl.  frumentaria, 
die  das  Korn  umsonst  bekam.  —  Vergleicht  man  die  oben  angeführte  Stelle  aus 
Dio  mit  Sueton  Octav.  41,  so  ergiebt  sich  ein  neuer  Beweis.  Die  erstere  heisst: 
xal  ngoaitt  xal  ävöges  VTtarevxöreg  eni  re  rov  airov  xdi  im  tov  agrov  xareaTtjaav, 
coare  raxrdv  txdatco  nt^oaaxeadai.  intbcoKe  uiv  yoQ  yal  TtQOixa  ö  'Avyovaros  Totj 
anodoTOvuivoLg  Toaovtov  eregov  oaov  du  kkdttßavov.  Die  zweite  lautet:  Frumen- 
lum  quoque  in  annonae  difficullatibus  saepe  levissimo  interdum  nullo  pretio,  virilim  ad- 
mensus  est,  I  es  s  e  r  asq  u  e  nummarias  duplicavit.  —  Was  den  Namen  tesserae 
nummariae  betrifft,  so  braucht  derselbe  nicht  viele  Schwierigkeiten  zu  machen.  Es 
sind  dies  nicht  Marken,  auf  die  Geld  zu  bekommen,  sondern,  welche  Anweisungen 
vorstellten,  die  so  gut  wie  Geld  waren,  geldartige  Marken,  nach  dem  Ausdruck 
nummos  signare.  Dass  diese  Marken  vorliegend  auf  Korn  anwiesen,  ist  bekannt,  dass 
sie  nur  zur  Empfangnahme  des  Armen-  oder  Gratiskorns  legitimirten,  also  auch 
an  Niemand  anders  als  die  zum  Armenkorn  Berechtigten,  d.  h.  an  die  pl.  frumen- 
taria, vertheilt  wurden,  geht  aus  dem  vorangegangenen  Kapitel  Sueton's  und  aus 
der  Vergleichung  der  hier  beleuchteten  Stelle  und  der  D  i  o 's  hervor,  die  beide  von 
derselben  Begebenheil  sprechen.  Aus  der  Nachricht  Sueton's,  dass  August  die 
Zahl  der  .A  rm  enko  r  n  m  a  rken  verdoppelte,  gehl  nun  aber  auch  hervor,  dass 
obige  Stelle  Dio's  nicht  so  zu  übersetzen  ist,  als  ob  August  jedem  Armenkorn- 
empfänger  eine  doppelle  Portion  hätte  reichen  lassen,  sondern  nur  so,  dass  er  das 
Getreidequantum,  das  für  A  r  m  enk  or  n  em  p  f  äng  er  bestimmt  war,  ver- 
doppelte und  also  nun  doppelt  so  viel  Bedürftige  als  bisher  dasselbe  erhielten;  — 
denn,  es  ist  nicht  anzunehmen,  dass,  da  die  Marke,  wie  man  allgemein  glaubt,  auf 
4—5  Modii  anwies  und  diese  Portion  als  der  Getreidebedarf  eines  Erwachsenen  an- 
gesehen ward,  Augustus,  noch  dazu  in  einer  Theurung,  die  Portion  jedes  Empfängers 
unnöthig  verdoppelt  haben  sollte.  Dann  leuchtet  aber  auch  sofort  ein,  dass,  indem 
.Augustus  die  Zahl  der  tesserae  verdoppelte,  er  dies  Mal  mehr  plebejische 
Sladtbürger  zum  .Armenkorn  zuliess ,  und  dass  also  auch  bis  dahin  in  e  ll  r 
pl.  urbana  als  frumentaria  dagewesen  war.  Denn  aus  welchem  Stande  hätte 
er  sonst  die  Zahl  verdoppeln  können?  Nimmt  man  die  damalige  gewöhnliche 
Zahl    der    publ.  frum.  accipient.    auf    etwa    200,000  Köpfe    an,    wie  Augustus  selbst 
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ArmeDkornberechtigten   noch   eine  sehr  ansehnliche  Zahl   von  Bürgern 


im  M.  A-  sagt,  so  eriiölite  er  sie  jetzt  auf  400,000,  aut  nocli  80,000  mehr,  als  Cäsar 
bei  seinem  recensus  vorfand.  Senatoren  und  Ritler  zusammen  betrugen  nur  einen 
kleinen  Bruclitiieil  dieser  Zuwacliszaiil.  Aus  den  Siilaven,  deren  einen  Tbeil  er  bei 
dieser  Gelegenheit  sogar  aus  der  Stadt  trieb,  wird  er  die  Verdoppelung  nicht  vor- 
genommen haben.  Bleibt  also  nur  die  pl.  urbana  übrig  und  ist  damit  auch  der 
deutlichste  Beweis  geliefert,  dass,  ehe  die  Theuerung  eintrat,  die  pl.  urb.  die  pl. 
pl.  fr  um.  mindestens  um  das  Doppelte  überstieg,  denn  fraglich  bleibt  auch  dann 
noch ,  ob  A.  bei  den  gleichzeitigen  andern  Fr umentationsmaass regeln, 
von  denen  Dio  und  Sueton  übereinstimmend  berichten,  alle  Mitglieder  der  pl. 
urbana  in's  Armenkorn  mit  aufgenommen,  auch  die,  welche  nur  eben  nicht  den  Ritler- 
census  erfüllten,  also  noch  etwa  27,000  Thlr.  Vermögen  halten.  — 

Dieser  Auslegung  des  duplicavit  stehen  auch  nicht  die  Ziffern  der  plebejischen 
Bürgerschaft,  so  weil  wir  dieselben  aus  dem  recensus  des  Cäsar  und  dem  >lon. 
Ancyr.  III  kennen  lernen,  entgegen.  Cäsar  findet  320,000  Armenkornempfänger 
vor;  die  ganze  pl.  urbana  hat  also  noch  mehr  Köpfe  gezählt.  Nach  beendigtem 
Bürgerkriege  —  a.  725  —  beim  ersten  Congiarium  findet  freilich  Augustus  nur  nocIi 
eine  Gesammtzahl  von  250,000  Köpfen  vor;  dergestalt  hatten  die  Kämpfe  des 
zweiten  Triumvirats  die  männliche  Plebejerzahl  gelichtet.  Aber  wir  sehen  auch  aus 
dem  M.  A.,  wie  sich  unter  Augustus  die  Zahl  wieder  vermehrt:  a.  749  beträgt  sie 
schon  wieder  320,000  Köpfe.  Das  Theuerungsjahr ,  in  welchem  A  die  Zahl  der 
Kornmarken  verdoppelt,  fällt  keinen  Falls  vor  759  —  unter  oder  nach  dem  Consulal 
des  Aemilius  Lepidus  und  Lucius  Arruntius.  —  In  einem  solchen  Jahre  konnte 
leicht  die  Zahl  der  Gratiskornempfänger  an  die  Gesammtzahl  der  pl.  urbana  nahe 
heranreichen.  Aber  es  ist  auch  die  Annahme  erlaubt,  dass  von  749  bis  759  sich  die 
plebejische  Bürgerzahl  auf  über  400,000  Köpfe  gehoben  halle,  da  wir  aus  Sueton 
wissen,  wie  massenhaft  grade  unter  Augustus  die  Freilassungen  —  also  die  Bürger- 
rechtsertheilungen  —  statt  fanden,  grade  zu  dem  Zwecke,  an  den  Aden  der  kaiser- 
lichen  Liberalität  theilzunehmen. 

Zu  weiterer  Bestätigung  des  Erwiesenen  mag  auch  noch  die  Tabul.  Heracleens. 
lin.  10— 19  —  siehe  MarquardI,  Rom.  Allerlh  III.  2.  S.  97  Anm.  458  —  dienen, 
wo  von  einer  professio  römischer  Bürger  die  Rede  ist,  welche  nicht  Gelreide  be- 
kommen; denn  zu  den  Fruinenlationen  der  A  nn  o  n  e  n  Verwaltung,  versteht  sich  von 
selbst,  hatten  auch  sie  Theil,  diese  Frunientalionen  mochten  zu  irgend  welchen 
Preisen,  wenn  selbst  umsonst,  ausgetheill  werden.  Die  „Exspectantenlisle"  91  omni - 
sen's  scheint  mir  doch  auch  hier  gesuchter,  als  die  Erklärung,  die  durch  so  viele 
Stellen  glaubwürdig  gemacht  »ird,  dass  pl.  urbana  und  pl.  frumentaria  numerisch 
verschiedene  Begriffe  waren. —  Endlich  steht  die  .\nsiclil,  dass  die  ganze  pl.  urbana 
Armenkorn  empfangen  ,  mit  der  andern,  in  der  Kegel  damit  verbundenen  Ansicht, 
dass  Cäsar  die  Zahl  der  Empfänger  mit  150,000  geschlossen  habe,  auf  die 
ich  ausführlich  zurückkommen  werde,  in  directeslem  Widerspruche,  denn  wenn  sich 
auch  damals  schon  die  pl.  urbana  wahrscheinlich  nicht  mehr  durch  Geburlszuwachs 
vermehrte,  so  doch  entschieden  dunh  Zuzug  und  Freilassung.  Es  hallen  aber  Frei- 
zügigkeit und  Freilassung  aufgehoben  sein  müssen,  was  doch  nicht  der  Fall  war, 
wenn  die  Armenkornempfängerzahl  geschlossen  gewesen  sein  und  doch  immer  die 
städtische  Plebszahl    gedeckt    haben  sollte.     Und  dieser  Widerspruch  wird  auch  nichl 
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(1er  1)1.  urbiuia  f,'ab.   wenn    auch  ilic  Iicchniing  vnn  II  (ick.    im  2.  Kx- 

(Jiircli  (lif  .\iior(liiuiit;  Cäsar's  —  S  ii  c  l  42  —  dasa  quolaimis  in  (Icinorluorum  locuin 
ex  iis  ,  qui  iprtnsili  noii  cssont ,  »nbsorlilio  a  Praelon;  ficn-l  —  ((ilioben  ,  vitlrnflir 
gellt  ans  der  .nubsorlino  klar  hervor,  dass  noch  plehejisrhe  Bürger  ziinickbicibcn,  die 
nicht  Arineiikorn  empfingen.  —  Ja,  weslialb  Hub^orlilio  und  nicht  blos  sorlitio, 
da  doch  Suelon  sonst  mit  Worten  und  Sylben  kargt?  —  Weil  nicht  au«  dem 
ganzen  Re.st  der  pl.  urbana  die  Nachloo.sung  stattfand,  sondern  üu.h  den  Dürftigen, 
die  bei  der  vorausgegangenen  sorlitio  noch  nicht  so  glücklich  gewesen  waren, 
in  die  Empfangsliste  hinein  zu  kommen.  Denn  eine  Hubsortilio  Armer  setzt 
eine  vorangegangene  sorlitio  derselben  voraus,  wie  die  subsortitio  judicum  eine 
erste  sortilio  derselben  voraussetzt  —  und,  da  Cä:>ar  nur  170,000  Aimenkornslellen 
haben  wollte,  ein  freibändleriscber  üesellschaftszustand  sich  aber  nicht  an  eine  fixirte 
Armenzalil  kehrt,  auch  damals  der  Dürftigen  schon  weit  mehr  waren,  so  blieb  auch, 
der  Natur  der  Sache  nach,  nichts  übrig,  als  die  170,000  Freistellen  augzuloosen, 
anstatt  ihre  Verlbeilung  der  >Vilikülir  der  Magistrale  zu  überlassen.  Ausser  den 
wirklichen  Emplangern,  der  e  i  g  en  l  Ii  ch  e  n  pl.  f  r  u  m  e  n  ta  r  ia,  gab  es  also  unter  Cäsar 
sogar  noch  städtisclie  arme  Plebs,  die  nicht  recensirt  war,  weil  eben  C. 
nur  170,000  Freisteilen  offen  gelassen,  aus  der  nur  jährlich,  bei  Abgang  aus  den 
170,000,  nachgeloost  wurde,  und  gab  es  dann  über  diese  hinnuN  na- 
türlich noch  p  1.  urbana,  die  zwar  noch  nicht  den  Rittercensus  erfüllte,  aber 
doch  bei  10,000,  15,000,  25,000  Thir.  Vermögen  nicht  für  ortsarm  gelten  konnten, 
wenn  sie  auch  von  den  Vortheilen  der  A  n  n  o  ii  en  Verwaltung  so  gut  und  gern  pro- 
filirlen,  wie  Senatoren  und  Hitler. 

Wird  die  Ansicht,  dass  alle  ^Mitglieder  der  städtischen  Bürgerplebs  Gratis- 
korn  empfangen,  wie  mir  scheint,  durch  die  Quellen  selbst  zurückgewiesen,  so  macht 
sich  auch : 

ad  2  von  selbst  die  weitere  Ansicht  geltend,  dass  die,  welche  Armenkorn  em- 
pfangen, nur  die  Bedürftigen  in  der  pl.  urb.  gewesen.  Damit  wird  also  aber- 
mals bestätigt,  dass,  wenn  wir  lesen,  dass  bei  einem  recensus  die  Zahl  der  Korn- 
empfänger herabgesetzt  wird,  deshalb  noch  nicht  die  Zahl  der  pl.  urbana  herab- 
gesetzt wird,  sondern  innerhalb  dieser  blos  jene  Zahl;  entweder,  weil,  wie 
Cäsar  wollte,  der  Hülfsfonds  übeihaupt  beschränkt  werden  sollte,  oder,  weil  die 
fortan  Zurückgewiesenen  nicht  mehr  als  hülfsbedürftig  angesehen  waren.  In  einer 
ungeheuren  Stadt,  in  welcher  vollständige  Verkehrsfreiheit  herrscht,  ist  ja  die 
Zahl  der  Unterstützungsbedürftigen  die  schwankendste,  die  man  sich  denken  kann. 
Die  bei  einem  recensus  Zurückgewiesenen  brauchten  sich  also  gar  nicht  mit  Unrecht 
in  die  Armenkornempfänger-Listen  eingeschlichen  zu  haben,  noch  viel  weniger  hatten 
sie,  wie  gesagt,  sich  in  die  Bürgerlisten  eingeschlichen,  —  ihr  Vermögensstand 
hatte  sich  einstweilen  blos  verbessert.  Appian,  Dio  und  Andre,  wie  ich  schon 
angeführt,  sprechen  bei  diesen  Gratisvertheilungcn  auch  immer  nur  ausdrücklich 
von  den  dnaQOLi  und  niviiai.  —  Was  soll  aber  dagegen  die  Einwendung  be- 
deuten: „Diese  Schriftsteller  hätten  nur  die  fac tischen  Zustände  im  Auge  ge- 
habt". Welche  factischen  Zustände?  Dass  nur  die  wirklich  Dürftigen  sich  das 
Korn  geholt,  die  dazu  berechtigten  Vermögenden  es  aber  unterlassen?  Das  hätte 
den  Römern  nicht  ähnlich  gesehen.  Ich  will  gar  nicht  an  den  Consular  Piso  er- 
innern,   dem   C.  Gracchus  vorwarf,    nicht  dass   er  sich    als    reicher  .Mann  Staatskorn 
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curs  seiner  Rom.  Gesch.  sich  allerdings  auf  ein  unrichtiges  Verständ- 
niss  der  betreffenden  Stelle  des  Mon.  Ancyr.  gründet  ^'^). 

Natürlich  war  auch  damals  in  Rom  die  Armenzahl  so  wandelbar, 
wie  sie  es  heute  in  jedem  Kirchspiel  von  London  ist.  Deshalb  ist  gar 
nicht  daran  zu  denken,  dass,  wenn  auch  Cäsar  wirklich  zuerst  die 
Absicht  gehabt  haben  sollte,  den  Armenetat  für  immer  auf  170,000 
Freistellen  abzuschliessen,  diese  Einrichtung  schon  damals,  so  zwingen- 
den Thatsachen,  wie  einer  fortgesetzten  Zunahme  der  Bevölkerung  und 
des  Pauperismus,  gegenüber,  hätte  Bestand  haben  sollen,  wenn  auch 
später,  um  die  Zeit  der  Severe,  wo  die  Bevölkerung  schon  zurückging, 
in  einem  Theil  des  Getreidecanons  der  Stadt  eine  solche  Einrichtung 
getroifen  gewesen  zu  sein  scheint  und  auch  getroffen  werden  konnte. 
Vielmehr  sollte  auch  wohl  Cäsar 's  fester  Etat  von  170,000  Empfängern 
nur  bis  zum  nächsten  census  oder  recensus  gelten,  womit  sich  immer 
noch  in  der  Zwischenzeit  eine  jährliche  subsortitio  verbinden  liess. 
Wenigstens  finden  wir  nach  dem  Mon.  Ancyr.,  einige  Decennien  später, 
schon  wieder  ganz  andre  Etatzahlen,  die  dann  auch  veränder- 
lich bleiben.  — 

Ueber  das  nähere  Verfahren  bei  Aufnahme  der  Listen  und   der 


holte,  sondern  dass  er  es  Uiue,  da  er  sich  doch  der  betreffenden  le.\  widersetzt,  — 
wir  wissen  ja  aus  Dio  und  Sueton,  dass  die  reichen  Römer  schaarenweise  ihre 
Sklaven  fieiliessen,  um,  bei  dem  bestehenden  Clientelverhällniss ,  von  vorllieilhaften 
Frumentalionen  desto  nielir  zu  profitiren.  Wenn  die  factisclien  Verhältnisse  nicht 
die  rechtlichen  gewesen  wären,  hätten  sich  Appian  und  Dio  gar  nicht  so  aus- 
drücken dürfen,  denn  ein  Bürger  von  etwa  380,000  Sesterz.  wäre  noch  nicht  arm  zu 
nennen  gewesen. 

20)  Die  Stelle  heisst  nämlich  nach  Zumpt  und  Franz:  Quae  mea  congiaria 
pervenerunt  ad  (homi)  num  niillia  nunquam  minus  quinquaginta  ac  ducenta.  Hock 
liest,  statt  hominum,  nach  Churchill  sesterlium,  versteht  unter  ,,sestertium  niillia 
quinquaginta  ac  ducenta"  eine  Summe  von  bis  millies  et  quingenties  und  berechnet 
nun  danach  die  Bürgeizalil  der  ganzen  pl.  urbana.  Nach  dem  Werth  der  betreffen- 
den Handschriften  zu  urlheilcn,  würde  sich  in  der  That  das  Wort  scslertiuni  mehr 
empfehlen  als  hominum,  denn  nur  dio  ?chlcchle  Bosbequianischc  Handschr. 
hat  .  .  .  NUM,  aber  gleich  hinterher  etwas  Verderbtes,  während  die  andern  bessern 
Handschrftn.  .  .  UM  oder  .  .  JUM  und  gleich  hinterher  das  richtige  niillia  haben. 
Auch  dürfte  nicht  zuzugeben  sein,  was  Zumpt  gegen  Hock  einwendet:  Deniqiie 
consuetum  est  Latine,  ut  pecunia  ad  homines  pcrveniat,  non  pecunia  ,  hominibus 
divisa ,  ad  sunimam  aliquam;  denn,  so  gut  wie  Cäsar  bell.  civ.  I,  52  sagen  kann: 
annona  ad  dcnarios  quinquaginta  porvencral,  würde  auch  .\ugustus  haben  sagen 
können,  congiaria  niea  pervenerunt  ad  die  Summe  von  u.  s.  w. ;  aber  freilich, 
wie  iMommsen  die  rom.  Trib  S.  l!ll  hervorhebt,  2;J0  Millionen  Sest.,  die  Hock 
z\ir  Grundlage  seiner  Berechnungen  annimmt,  sind  auf  Lateinisch  nicht  quinquaginta 
millia  et  ducenta  sestertitim,  sondern  eben  bis  millies  et  quingenties. 
XIV.  2G 
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liC'fiitiinatioii  der  Kinpi'ängcr  sind  wir  aus  der  ersten  Zeit  der  Kin- 
lichtun^f  niclit  unterriclittt,  allein,  da  das  Annenkorn  monatlich  ver- 
t heilt  ward,  scheint  die  nfionatliche  Legitimation  ebenso  den  liehörden 
wie  den  Emi)fängern  viel  Zeit,  Müh(!  und  Arbeit  gekostet  /u  haben. 
Augustus  luhrte  daher  in  seinen  späteren  Kegierungsjahren  die  Ge- 
treidemarkcn  ein.  Dreimal  im  Jahr,  also  gleich  für  1  .Monate, 
wurden  von  jetzt  an  solche  Oetreidemarken  an  di(;,  welche,  als  hedüif- 
tig,  am  Armenkorn  theil  haben  sollten,  vertheilt.  Jeder  berechtigte 
erhielt  also  4  Marken,  auf  deren  eine  er  dann,  nach  wie  v(»r  monat- 
lich, seine  Portion  Korn  eihob.  So  Hossen  in  4  Monaten  die  Marken 
an  das  Kornmagazin  zuiiick,  um  dann  wieder  an  eine  vielleicht  ganz 
andere  Zahl  von  Bedürftigen ,  resp.  Empfangsberechtigten  vertheilt  zu 
werden '''). 

21)  Auch  diese  Auffassung  der  Markeneinrichtung  bedarf  einer  genaueren  Be- 
gründung. 

Es  wird  durcti  die  Zahlen,  die  in  den  Quellen  vorkommen,  unwiderleglich  be- 
släligt,  dass  die  Zahl  der  pl.  frumentaria  oder  der  frunienlum  e  publice  accipienlium  — 
die  der  Armenkornempfänger  —  wechselte.  —  Cäsar  —  Suel.  41  —  reducirl 
sie  zuerst  nm  150,000.  —  Wiederum  wäre,  wenn  die  Gelehrten,  deren  Ansichten 
ich  hier  bekämpfe,  darin  Recht  hälfen,  dass  Congiarienempfänger  auch  immer  Arineii- 
kornempfänger  sind,  in  Aug.  früheren  Regierungsjahren,  bei  allen  Congiarien  — 
Mon.  .\nc>r.  Tab.  HI  v.  7 — 14  —  die  Zahl  der  .armenkornempfänger  niemals  unter 
250,000  gewesen,  hätte  aber,  wie  aus'dieser  Ausdriicksweise  hervorgeht,  verschiedent- 
lich darüber  gestanden.  —  Später  findet  sich  unter  Auguslus  —  HI.  A.  III  v.  21  — 
eine  Empfängerzahl  von  200,000,  wie  auch  Dio  53.  10  sie  herabsetzen  lässt.  Zu 
allen  Malen,  wo  sie  herabgesetzt  wird,  war  sie  also  auch  vorher  grösser  gewesen.  — 
In  der  grossen  Theurung  gegen  das  Ende  seiner  Regierung  erhöhte  sie  Auguslus 
einmal  auf  über  400,000,  —  denn  so  ist,  wie  ich  oben  gezeigt,  das  duplicavit  in  der 
betreffenden  Stelle  nur  zu  verstehen  —  Unter  Septimius  Severus  bestand  sie  wieder, 
entweder  ans  200,000  —  Marquardt  a.  a.  0.  —  oder  aus  160,000  Köpfen,  —  0. 
Hirschfeld  a.  a.  0.  S.  4.  —  Da  wir  aber  eine  so  wechselnde  Zahl  finden,  so 
kann  dieselbe  niemals  eine  dergestalt  geschlossene  gewesen  sein, 
„dass  sie  fürdie  Folgezeit  unverändert  bleiben  und  nur  die  vacan- 
ten  Stellen  hätten  besetzt  werden  sollen".  Wie  ich  schon  oben  berührt, 
kann  auch  die  Einrichtung  Cäsar's  so  verstanden  sein,  dass  nur  von  einem  recens. 
zum  andern  die  Zahl  geschlossen  sein  sollte.  Denn  wie  soll  man  sich  solche  für 
immer  geschlossene  Armeneinrichtung  vorstellen?  Etwa  so,  dass  diese  Zahl  zwar 
nicht  hätte  überschritten  werden,  aber  doch  nur  wirklich  Dürftige  hätte  enthalten 
sollen?  Dass  also,  wenn  einer  wieder  zu  Vermögen  gekommen  wäre,  er  hätte  aus- 
scheidenmüssen, um  einem  Andern  den  Platz  zu  räumen?  Oder  so,  dass  er  dennoch 
hätte  darin  bleiben  dürfen ,  und  dass  also  die  Möglichkeit  gegeben  gewesen  wäre, 
dass  die  Vermögenden  von  der  pl.  urbana  Armenkorn  und  die  Armen  nichts  be- 
kommen hätten?  Eine  solche  Einrichtung  halte  sich,  wie  sdion  angedeutet,  einer 
damals  noch  stark  wachsenden  (durch  Zuzug  und  Freilassung)  städtischen  Bürger- 
znhl  und    zugleich    stark   lloltirenden   Armen  zahl    gegenüber    gar    nicht    aufrecht 
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Die  Annonenver waltung   im  speciellen  Sinne  war  diejenige 


erhallen  lassen;  erst  bei  stark  zurückgehender  Bevölkerung  und  deshalb,  wenn  auch 
relativ  ,  doch  nicht  mehr  absolut  zunehmender  Armenzahl  würde  eine  solche  ge- 
schlossene Einriciilung  möglich  sein.  Deshalb  scheinen  mir  aucii  die  betreffenden 
Stellen,  aus  denen  man  eine  solche  hat  folgern  wollen,  falsch  verstanden.  Die  Haupt- 
steile  ist  die  schon  erwähnte  Suet.  Jul.  41.  Es  heisst  hier  zuerst:  Recensum  po- 
puli,  nee  more,  nee  loco  solilo,  sed  vicatim  per  dominos  insularum  egit :  atque  ex 
viginli  trecentisque  miliibus  ancipienlium  frumentum  e  publico,  ad  centum  quinqiia- 
ginta  retraxit.  So  weil  ist  diese  Stelle  schon  oben  beleuchtet.  Dann  heisst  es 
weiter:  Ac  ne  qui  novi  coetus  recensionis  causa  moveri  quandoque  possent, 
instituit,  quotannis  in  demorluorum  locum  ex  iis  qui  recensili  non  essent, 
subsortitio  a  praetore  fieret.  Das  heisst:  Und  damit  doch  nicht  wieder  (novi) 
der  Armenaufnahme  wegen  sich  die  Volksmenge  zu  versammeln  veranlasst  werden 
könnte,  traf  er  die  Einrichtung,  dass  jährlich  aus  denen,  die  noch  keine  Aufnahme 
gefunden,  eine  Nachloosung  für  die  durch  Tod  Abgegangenen  erfolgen  solle".  —  Um 
sich  nun  ein  klares  Bild  von  dieser  Einrichtung  Cäsar's  zu  machen,  muss  man  sich  erst 
den  richtigen  Begriff  von  recensus  und  von  subsortitio  vergegenwärtigen.  —  Eine  Hera  b  - 
Setzung  der  Armenzahl  liegt  durchaus  nicht  in  dem  Begriff  recensus.  Es  liegt  im  All- 
gemeinen nur  der  Begriff  der  Durchmusterung  darin,  wer  wohin  gehört,  hier  der 
Durchmusterung,  ob  Jemand  zu  den  Armen  gehört.  Dabei  kann  so  gut  aufgenommen 
als  ausgestossen  werden,  konnte  also  die  Armenzahl  vermehrt  und  vermindert  wer- 
den. So  bei  dein  recensens,  bei  dem  Augustus  die  Kornmarken  einführte,  wie  er 
diese  denn  auch  —  Dio  55.  26  —  bei  der  grossen  Theurung  verdoppelte.  In  der 
Steile  Suet.  Vesp.  9:  recenso  Senatu  et  Equite  geht  unmittelbar  voran  supplevit- 
que  und  folgt  unmittelbar  summotis  indignissimis  et  honestissimo  quoque  Italicoruni 
ac  provincialium  allecto.  In  unserer  obigen  Hauptslelle  kommt  das  Wort  recensiti 
sogar  nur  in  der  Bedeutung  von  Aufnahme  unter  die  Zahl  der  Armenkornempfänger 
vor.  —  Der  Begriff  subsortitio  setzt  dann,  wie  schon  oben  angeführt,  eine  sorlilio 
voraus,  und  n  i  c  h  t  A  1 1  c  kommen  wieder  zur  subsortitio,  sondern  n  u  r  d  i  e ,  welche 
vorher  bei  der  sortitio  herausgekommen  waren.  —  Hält  man  diese 
Bedeutungen  von  recensus  und  subsortitio  fest,  so  ergiebt  sich,  dass  die  Einriciitung 
Cäsar's  höchst  wahrscheinlich  folgende  war.  —  Von  Clodius  ,  von  dem  ja  die  Ein- 
richtung des  recensus  in  diesem  Sinne  überhaupt  erst  datirt,  bis  zu  dieser  neuen 
Anordnung  Cäsar's,  war  es  mos  solitus  gewesen,  die  Armenaufnahme  in  coetus  zu 
veranstalten.  Cäsar,  in  dessen  Sinn  ,  seitdem  er  Dictalor  war,  solche  coetus  nicht 
mehr  waren,  schlug  ein  andres  Verfaliren  zur  Ermittlung  der  ArmenKalil 
ein,  nämlich  vicatim,  per  dominos  insularum.  Bei  dieser  Aufnahme  der  Armen- 
zahl  fielen  also  schon  die  coetus  fort.  Cäsar  wollte  aber  auch  nicht  länger  Armen- 
korn nach  einer  jede  Woche  schwankenden  Zahl  austlieilen,  sondern  nur  ein  be- 
stimmtes Quantum  Armenkorn  jährlich.  Aus  der  vicatim  ermittelten  Armen  zahl 
erhielten  also  nur  so  viele  Köpfe  Armenkorn,  als  der  Divisor  von  4  oder  5  Mo- 
dius  in  jenes  Quantum  monatlich  ergab.  >Vie  war  nun,  da  sich  zeigte,  dass  die  bis- 
herige Armenkorncmfängerzahl  (32(1,000)  weit  grösser  war  als  zu  der  Cäsar's  Etat 
hinreichte  (170,000),  das  Verfaliren,  um  aus  der  vicatim  ermittelten  .\rmenzahl  die 
kleinere  Zahl  der  glücklichen  Kmpläiiger  heraiiszu/.iehen  ?  Es  fand  unter  den  vicalim 
ermittelten  Armen  eine  sortitio  statt  (noch  keine  subsortitio,  wohl  aber  gehl  es 
aus   diesem    von  Sucton    gebrauchten  Wort   hervor,    dass  jene  sortitio  vorausging). 

2G* 
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I);i  nun  aber  doch  jülirlicli  von  den  170,000  fCrnpfüiigern  virle  slarlun  und  also 
Arnicnkornporlionen  vacanl  wurden,  so  (raf  er,  daniil  auch,  dieser  N  a  chaufnalinie 
weisen,  keine  novi  coelus  veranlasst  würden,  die  weitere  Einrichtung^,  dass  unter 
den  früher  vicatim  unter  die  Armenzahl  AufK^enommenrn,  aber  niclit  durch  die  Ror- 
lilio  zur  Pcrccption  Gelangten,  eine  subsorlitio  vorgenommen  würde.  —  Zeitweilig 
wurde  also  von  Cäsar  allerdings  —  im  Etat  —  ein  bestimmtes  Armenkornquanlum 
leslgesel/t  und  damit  auch  wiihrend  der  Zeit  des  laufenden  Etats  die  Em- 
|)füngerzahl  fixirl  und  beschränkt,  aber  entfernt  nicht  als  eine  für  immer  gc- 
Kohlossene  Zahl,  sondern  nur  bis  zum  nächsten  recen-us,  resp.  nächster  Elali- 
siriing,  wie  eben  die  nach  dem  31.  A.  so  wechselnde  Armenzahl  unter  Augustus  mir 
deutlich  zu  beweisen  scheint.  — 

Cäsar's  Einrichtung  scheint  so  lange  bestanden  zu  haben,  bis  Augustus  in  seinen 
späteren  Regierungsjahren  die  tesscrae  nummariae  einführte.  Dass  dies  erst  jetzt 
geschah,  scheint  mir  daraus  hervorzugehen,  dass  wir  diese  IMar  k  en  e  inric  h  t  u  n  g 
früher  nicht  erwälint  finden,  und  dass  sie  Cäsar's  sortitio  und  subsorlitio  ver- 
drängte, daraus,  dass  wir  diese  Loosungen  später  nicht  mehr  erwähnt  finden.  — 
Ueber  die  Bedeutung  der  t.  nummariae,  die  später,  in  den  Rechisqucllcn,  spe- 
ciell  beim  Armenkorn,  immer  frumentariae  heissen ,  da  in  der  That  t.  nummariae, 
als  allgemeiner  Begriff  solcher  Anweisungsmarken,  auch  auf  andere  Gesclienke  aU 
auf  Korn  lauten  und  anweisen  konnten,  habe  ich  schon  oben  gesprochen.  —  Aus 
Suet.  Octav.  40  lernen  wir  dann  auch  die  Einrichtung,  wie  ihr  .Motiv,  im  All- 
gemeinen kennen.  Die  Stelle  heisst:  Populi  recensum  vicatim  egit;  ac,  ne  plebs 
frumentalionum  causa  frequenlius  a  negotiis  avocaretur,  ter  in  annum  qualernum 
mensium  tesseras  dare  destinavit :  sed  desideranli  consuetudinem  vetercm  concessit 
rursus ,  ut  sui  cujusque  mensis  acciperet.  Zu  übersetzen:  „Die  Armenausmuslerung 
hielt  er  vicatim  ab"  (also  insofern  behielt  er  Cäsar's  Einrichtung  bei);  „indessen, 
damit  das  Volk  nicht  so  oft  von  seiner  Arbeit  abgerufen  werde,  bestimmte  er  es  so, 
dass  dreimal  auf's  Jahr,  für  je  4  Monate,  iMarken  ausgetheilt  werden  sollten;  da 
aber  das  Volk  die  alle  Vertheilungsweise  beizubehalten  wünschte,  gab  er  wieder  so 
weit  nach,  dass  Jeder  allmonatlich  seine  Portion  sich  holen  konnte".  Ich  verstehe 
also  die  Stelle  nicht,  wie  Andere,  so,  dass  A.  in  der  31  ar  k  en  verl  hei  1  ung  auf 
je  4  Monate  nachgegeben  habe,  sondern  so,  dass  dies  nur  in  der  monats weisen 
K  or  n  aus  theilung  geschehen  sei.  Zuerst  scheint  nämlich  A.  die  .\bsiclit  gehabt 
zu  haben,  dass,  damit  das  Volk  nicht  zu  oft  von  seiner  Arbeit  abgerufen  würde, 
Jeder  sich  auf  seine  Marke  gleich  eine  Viermonatsrale  holen  solle.  Aber  gleich  20 
iModios  Weizen  auf  ein  Mal  aufzubewahren,  hätte  doch  viele  Arme  in  Verlegenheit 
gesetzt  —  denn  die  wohlthätige  Einrichtung  Alexander  Sever's,  öffentliche  horrea 
für  die  Aufnahme  von  Privatvorrällien  zu  bauen,  war  damals  noch  nicht  getroffen  — 
und  A.  gab  also  wenigstens  darin  nach,  dass,  wenn  auch  die  Marke  n  vertheilung 
auf  je  4  Monate  blieb,  doch  die  Kor n vertheilung  allmonatlich  statt  fand.  Damit 
wurde  doch  noch  immer  zum  grossen  Tlieil  der  Zweck  erreicht ,  dass  das  Volk  nicht 
unnöthig  viel  in  seiner  täglichen  Beschäftigung  gestört  ward,  denn  ohne  solche 
IM  a  r  kenaustheilung  musste  ja  jeder  Arme  zur  Empfangnahme  persönlich,  seiner 
Legitimation  wegen,  kommen,  und  dies  mussten  durchschnittlich  250,000  .Menschen 
monatlich  thun;    nachdem  aber  die  Marken  eingeführt  waren,  konnte,  wenn  A.  auch 
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in  den  Moiialsralen  nachgab,  doch  Einer  gleich  für  Fünfzig  holen,  denn  die  Mar- 
ken wurden  natürlich  bei  der  K  o  r  n  e  m  p  f  a  n  g  n  a  h  m  e  abgeliefert.  — 
Aber  auch  noch  eine  andere  Folge  hatte  diese  Nachgiebigkeit.  Hätte  A.  seine  ur- 
sprüngliche Absicht  festgehalten,  so  hätte  jede  Marke  auf  eine  Viermonatsrate  ge- 
lautet, jeder  Arme  hätte  bei  der  dreimaligen  Vertheilung  im  Jahre  immer  nur  Eine 
31arke  bekommen;  jetzt,  wo  zwar  die  dreimalige  Markenaustheilung  im  Jahre  bei- 
behalten ,  aber  die  Kornerhebung  in  Monatsraten  nachgegeben  ward ,  musste  auch 
jeder  Arme  vier,  je  auf  eine  Monatsrate  lautende  Marken  erhalten.  Nach  vier 
Monaten  waren  dann  die  Kornmarken  an  die  Magazine  zurückgeflossen  und  eine 
neue  Vertheilung  fand  statt.  Dass  aber  wirklich  diese  Marken  immer  ab- 
geliefert und  nicht  blos  vorgezeigt  wurden,  liegt  sowohl  in  den  Worten  Sueton's, 
wie  in  der  Natur  solcher  Einrichtung,  und  deshalb  anch ,  dass  jedes  Dritleljahr  eine 
neue  Auslheilung  statt  fand. 

Daran  knüpfen  sich  aber  wieder  mehrere  nothwcndige  Folgerungen. 

Es  geht  daraus  hervor,  dass,  wie  niemals  gegen  blosse  Vorzeigung  der  les- 
sera  das  Armenkorn  gegeben  ward,  auch  Niemandem,  damals  wenigstens  eine 
solche  auf  Lebenszeit  gegeben  wurde,  dass  also  auch  eine  tessera  nicht  den  un- 
bestimmten Kornbetrag    einer    nicht   vorauszusehenden  Lebensdauer   repräsenlirte.  

Dennoch  konnte  sich  ein  Handel  an  die  tessera  knüpfen.  Wer  eine  tessera  halte 
war  natürlich  Mitglied  einer  Stadttribus,  denn  nicht  ein  civ.  Rom.  schlechthin,  son- 
dern nur  ein  in  Rom  domicilirender  plebejischer  Bürger  konnte  zu  einer  3Iarke 
berechtigt  sein  und  darauf  Gratiskorn  erhalten.  Aber  die  Mitgliedschaft  einer  Stadt- 
tribus verlieh  noch  nicht  eo  ipso  die  tessera  ;  das  fhat  nur  der  recensus  unter  den 
römischen  Sladlbürgern,  die  Armenausmusterung.  Mit  der  Mitgliedschaft  einer  Stadt- 
tribus waren  aber  auch  noch  mehr  commoda  et  principales  liberalilates  —  1.  35  pr. 
D.  32  —  verbunden,  als  die  eventuelle  Empfangnahme  einer  tessera,  wenn  man  als 
Armer  recensirt  war,  z.  B.  billigeres  Getreide,  seit  Trajan  dafür  Mehl  bei  den 
Staatsmüllern;  billigeren  Wein,  Ocl  und  Fleisch  bei  den  Staatsschenken  und  den 
Staatsfleischern  ;  seit  Aurelian  Schweinefleisch  umsonst.  Natürlich  waren  die  Por- 
tionen pro  Kopf  bestimmt,  denn  sonst  hätte  ein  Armer  einen  vortheilhaften  Handel 
mit  diesen  Producten  treiben  können.  —  Wer  also  im  Besitz  einer  tessera  und  damit 
auch  jedenfalls  Mitglied  einer  Stadttribus  war,  genoss  auch  diese  andern  Emolumente. 
Die  tessera  also  war,  weil  auf  sie,  wenn  auch  nur  von  einem  recensus  zum  andern, 
ein  Quantum  Armenkorn,  und  daneben  auch  die  andern  commoda  fielen,  eine  geld- 
wcrthe  Sache,  die  sich  für  diesen  bestimmten  Zeitraum  laxiren  Hess.  Sie  liess  sich 
also  auch  in  so  weit  übertragen  und  verkaufen.  —  Und  zwar  konnte  dieser 
Handel  doppelter  Art  sein.  —  Entweder  verkaufte  ein  Stadtbürger  Roms, 
weil  er  in  die  Provinz  ziehen  wollte,  seine  Recensusmarken  an  einen  fremden  civ. 
Roman.,  der  fortan  in  Rom  domiciliren  wollte,  oder  auch  an  einen  von  einem  Stadt- 
bürger Roms  Freigelassenen.  Dadurch  schied  der  Verkäufer  aus  der  Stadttribus  aus 
und  der  Provinziale  (nach  Ertheilung  des  allgemeinen  Bürgerrechts)  oder  der  Neu- 
bürger traten  ein,  denn  die  tessera  in  diesem  Sinne  konnte  nur  von  einem  in  Rom 
domicilirenden  Stadtbürger  und  in  Rom  selbst  realisirt  werden;  dieser  Handel 
Iiiess  deshalb  auch  bald  tesscram  emerc,  bald  tribuui  emere.  —  Oder  —  die  andere 
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Arl  ll.iiiilcl  —  ein  Stadibürger  vcrknnflt;  an  einen  andern  Sladlbürger  eine  ein- 
zelne oder  ein  Paar  einzelne  .MonatHinarkcn.  Ein  Fall  dioH*r  I  e  l  / 1  e  r  ii  Art  lip|^l 
Juvciial  VII.  ,,1^1"  ^'or:  Kummiila,  qua  vilis  Icsscra  vacnil  friiiiirnli.  In  die8(-in 
Fall  war  iiiclil  die  Milt^lii-dHcliaft  einer  Stadlir ibiM  milgekaufl  —  die  benass  vieliriclil 
der  Käufer  schon  und  jcdeiifallH  war  drr  Verkäufer  niclil  ausgescliieden  —  sondern  es 
waren  nur  die  f)  Modii  einer  Monalsmarke  verkauft.  —  Fälle  der  erste  ren  Arl 
sind  die  II.  52  §.  1  D.  5.  1  ;  4iJ  §.  1  u,  87  pr.  D.  30;  35  pr.  D.  32.  Der  Handel 
dieser  Arl  kann  aber,  wenn  man  bedenkt,  dass  ca.  200,000  Personen  in  Rom  les- 
seras  empfingfu,  und  dn-(s  nicht  blos  rechtlich  —  damals  noch  —  volle  F'rei- 
züb'iKkeil  bestand,  sondern  auch  factisch  ein  immerwährendes  Hin-  und  Herlluthen 
der  Bevölkerung  aus  der  Sladl  Rom  in  die  Provinzialslädte  und  umgekehrt  vorkam, 
nicht  unbedeutend  gewesen  sein.  Bekanntlich  kommt  das  Iribum  emere  oder  tcs- 
seram  cmcrc  dieser  Art  hauptsächlich  bei  Freilassungen  und  als  Gegensiaiid  eines 
Vermächtnisses  vor.  Der  Freigelassene  selbst ,  wenn  der  Patron  nicht  etwa  in  der 
Provinz  lebte,  wurde  nicht  blos  civ.  Rom.,  sondern  gleich  Sladtbürger  Roms,  was, 
abgesehen  vom  Kornwertli  der  Icsscra  bis  zum  nächsten  recensus  und  den  übrigen 
mit  dem  Stadlbürgerthum  verbundenen  Emolumenten ,  nicht  allein  für  ihn  selbst 
werihvoll  war,  sondern,  bei  dem  dauernden,  mit  Rechten  und  Pflichten  ausgestatteten 
Gcgenseitigkeilsverhältniss  zwischen  Palron  und  Freigelassenen  —  ein  Verhällniss, 
das,  seit  Augustus  es  neu  geordnet,  von  so  liefer  Bedeutung  für  die  Gesellschaft 
des  römischen  Kaiserreichs  ist,  dass  man  es  in  vielen  Beziehungen  dem  modernen 
Communalverbande  gleichstellen  könnte,  das  mir  aber  leider  noch  keine  genügende 
Behandlung  gefunden  zu  haben  scheint  —  auch  für  denjenigen  Possessor,  der  seine 
grössteii  Bcsilzlliümer  in  den  Provinzen  halle  und  in  Rom  Inslitoren  zum  Verkauf 
seiner  Producte  haben  wollte,  grosse  Vortheile  mit  sich  brachte. 

Wenn  also  auch  lesserae  verkauft  und  vermacht  wurden  und  in  dem  einen  Fall 
werthvollc  Accessorien  damit  verbunden  waren,  so  muss  man  dagegen  wieder  zweier- 
lei festiialten ;  erstens,  dass  die  Namen  derer,  welche  auf  tesserae  Graliskorn 
empfingen,  diese  noch  immer  flotlirende  Armenzahl,  nicht  imprimirt  oder 
incidirt  waren;  zweitens,  dass  niemals,  wenigstens  keinen  Falls  vor  der  Zeil 
der  christlichen  Kaiser,  eine  .Marke  eine  immerwährende  „Freistelle"  oder 
an  den  Besitz  dieser  Marke  geknüpftes  immerwährendes  Recht  auf  eine  bestimmte 
Quaiililät  Freikoru  bezeichnete,  ein  Recht,  das  mit  dem  Besitz  dieser  Marke,  wenn 
sie  nicht  zufällig  verkauft  worden,  wie  jedes  andere  Vermögensstück  auf  die  Nach- 
kommenschaft übergegangen  wäre.  Ich  wenigstens  habe  keine  klare  und  über- 
zeugende Stelle  für  das  eine  oder  das  andere  finden  können. 

Dass,  erstens,  bis  zu  der  Einrichtung  der  tesserae  die  Namen  der  Armen- 
korn empfänger  imprimirt  wurden,  bin  ich  überzeugt;  was  ich  oben  über  die  aedes 
Nympharum  gesagt,  die  Clodius  ansteckte,  um  die  Kenntniss  der  impressi,  die  unter 
seiner  Annoneijverwallung  Armenkorn  empfangen,  zu  vernichten,  macht  es  sogar 
ziemlich  gewiss;  allein  bei  der  Markeneinrichtung  war  diese  Art  der  Registrirung 
der  einzelnen  Namen  offenbar  nicht  mehr  nöthig,  ja,  um  die  damit  verbundenen 
Legilimationsschwierigkeiten  zu  vermeiden,  traf  ja  Aug.  diese  Einrichtung.  Dagegen 
wurden  alle  diejenigen  Kornempfänger  namentlich  regisirirt,  d.  h.  imprimirt  oder 
incidirt,    die  nicht  aus  dem  Armenlitel,    sondern  aus  irgend  einem  andern  dauernd 
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fach,  bestand  aber  —  bis  Diokletian,  der  zuerst  versuchte  zu  gewissen 


fruinentalionsberechtigt  waren.  Und  dieser  andern  Titel  gab  es  viele  —  ich  komme 
gleich  unten  und  noch  öfter  auf  dieselben  zurück  —  und  die  Empfänger  dieser  Art 
konnten  das  Korn  ebenfalls  umsonst  oder  auch  zu  einem  billigeren  Preise  zu  em- 
pfangen berechtigt  sein  ;  es  kommen  in  den  Quellen  Fälle  der  einen  und  der  andern 
Art  vor. 

Zweitens  vererbten  nicht  die  tesserae  in  der  Nachkommenschaft  des  Be- 
sitzers. —  Wenn  eine  tessera  Jemand  vermacht  wurde,  so  war  ihm  damit  allerdings 
in  dem  einen  der  oben  von  mir  hervorgehobenen  Fälle  auch  die  Mitgliedschaft  der 
römischen  Stadttribus  erkauft  und  damit  auch  die  verschiedenartigen  Emolumente 
eines  römischen  Sladibürgers  ;  diese  Mitgliedschaft  c.  commod.  dauerte  allerdings 
so  lange,  als  der  Betreffende  lebte  oder  in  Rom  wohnen  blieb;  allein  das  auf  die 
tessera  fallende  Armenkorn  erhielt  er  nur,  so  lange  er  recensirt  war  und  deshalb 
tesseras  empfing.  Andern  Falls,  wenn  eine  tessera,  also  das  Recht  auf  ein  be- 
stimmtes Quantum  Freikorn,  in  der  Familie  fortgeerbt  hätte,  wie  hätte  sie  taxirt 
werden  sollen?  Wie  will  man  sich  dann  den  Verkauf  vorstellen?  Namentlich 
wenn  die  Marke  auf  zwei  Augen  stand?  Genug,  die  Ansicht,  dass  die  tessera  in 
der  Familie  vererbt  worden,  scheint  mir  ein  Abweg,  der  in  unauflösliche  Schwierig- 
keiten führt.  In  dem  Fall  1.  35  pr.  D.  32  wird  nicht  die  tessera  weiter  vererbt, 
sondern  der  Betrag  der  Nutzung,  welche  dem,  dem  eine  tessera  vermacht,  aber  noch 
nicht  verschafft  worden,  auf  Grund  dieser  tessera  bis  zu  seinem  Tode  zugefallen 
wäre  —  Anders  scheint  freilich  Mommsen,  Die  Rom.  Trib.  S.  201 ,  diese  Stelle 
zu  verstehen.  —  Die  Vererbung  eines  Rechtes  auf  Gratisbrod  in  der  Nachkommen- 
schaft beginnt  erst  mit  Aurelian  —  Vopisc.  35  — ,  der  bei  einer  speciellen  Ge- 
legenheit für  die  damaligen  Sladtbürger  Roms  und  deren  Nachkommenschaft  — 
niclit  als  Arme,  sondern  als  Zeitgenossen  seiner  asiatischen  Siege  —  eine  bestimmte 
Quantität  Freibrod  in  einer  bestimmten  Form  stiftete.  Diese  Stiftung  beschränkt 
sich  auch  nur  auf  dieses  Brod  und  diese  Familien.  Dies  Freibrod  bezogen  mithin 
auch  reiche  Plebejerfamilien.  Aehnlich  stiftete  bekanntlich  Constantin  der  Gr.,  um 
den  Häuserbau  in  Konstantinopel  zu  heben,  Freibrodberechtigungen,  die  mit  einem 
Ha\isbesilz  verbunden  waren  und  die  auch  nur  mit  dem  Hause  verkauft  werden 
konnten.  Aus  solchen  und  ähnlichen  Stiftungen  gingen  die  panes  civicae  et  gra- 
diles  hervor,  die  aber  an  sich  mit  der  Armenkorneinrichtung  nichts  gemein  haben. 
Die  Berechtigten  dieser  Art  empfingen  auch  Behufs  der  Erhebung  keine  tesseras, 
sondern  waren  incidirt.  Was  Salmasius  zu  Vopisc.  Aurel.  35  und  Gothofred 
zu  tit.  16  1.14  C.  Tb.  von  dieser  Ansicht  Abweichendes  vorbringen,  indem  sie  fort- 
während die  Armenkorn-  resp.  Tesseraeinrichlung  in  die  Frumentalionsstiftungon  der 
obigen  Art  hineinziehen,  halte  ich  für  unbewiesen  und  falsch,  wenn  es  auch  wahr- 
scheinlich ist,  dass,  wann  und  wo  die  Austheilungen  der  einen  Art  slalt  f.inden, 
auch  die  der  andern  Art  vorgenommen  wurden  und  möglicher  Weise  Armen  korii 
ebenfalls  zuletzt  Armenbrod  wurde.  L.  2  C.  Th.  14.  26,  wo  von  der  annona 
t,'raluila  die  Rede  ist,  werden,  als  ein  Kaiser  einmal  das  Armenkorn  der  Stadt 
Alexandrien  vermehrt  oder  den  Armenetat  erhöht,  auch  neue  tesserae  dazu  aus- 
gegeben; und  I.  5  C.  Th.  14.  17,  wo  einer  ganz  bestimmten  Gattung  und  Anzahl 
von  Frumenlalionsberechliglen  eine  Erleichterung  im  Preise  gewährt  wird,  sollen 
deren  Namen  incidirt  werden,    so  dass    sich  also    noch  in   spätester  Zeil  die  Armen- 
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Zeiten  iinti  /.ii  eiiicin  l)estiininten  Zweck  —  ich  koiiiine  auf  das  bekannte 
Edict  zurück  —  den  Marktjjreis  unmittelbar  festzusetzen  —  der  Haupt- 
sache nach  darin,  und  konnte  auch  der  Hauptsache  nach  nur  (hirin 
bestehen,  Staats  körn  an  den  Markt  zu  werten.  Im  liesitz 
solchen  an  den  Markt  zu  wertenden  Getreides  musste  sich  unter  den 
Kaisern,  l)ei  einer  einif^er  Maassen  guten  Wirtlischaft,  der  Staat  immer 
befinden,  da  ja  in  allen  Provinzen  der  Zehnte,  in  Kj,'ypten  und  Pa- 
lästina sogar  der  Fünfte  vom  Getreide;  erhoben  ward.  —  Wie  dies  an 
den  Markt  gebrachte  Staatskorn  in  die  Hände  der  Consumenten  über- 
ging, hing  wieder  von  den  Umständen  ab.  Der  gewöhnliche  Weg  war 
wohl ,   dass   der  Staat  als  Verkäufer  zu  herabgesetztem  Preise  '^'^)  con- 

einrichtiing  von  den  übrigen  Friimciitationseinriclilungen  unlersclieidel  uud  als  Eii^jen- 
lliiinilicliki'it  der  crslercn  iniiner  nocli  die  lesseiac  aufirelen. 

Aber  auch  Verfall  ist  EnUvitkliing.  Keine  polilisclie  oder  polizeiliche  Einrich- 
lung  erhält  sich  vier  Jahrhunderte  hindurch  ganz  unverändert,  und  so  werden  auch 
die  vierhundert  Jalirc  des  Kaiserreichs  nicht  spurlos  an  der  Armenkorneinrichtung 
vorübergegangen  sein.  Hier  sind  vier  Momente  hervorzuheben,  die  von  entschei- 
dendem Eiiitluss  sein  mussten.  Erstens  wurde  mehr  und  mehr,  bei  der  genauen 
E  ta  t  s  wirlhschaft  der  Kaiser,  von  der  es  Beispiele  giebt,  die  kaum  der  acten- 
niässige  Schematismus  des  heutigen  „grünen  Tisches"  erreicht,  für  die  grossen 
Städte,  zum  Zweck  der  Annonenverwallung ,  ein  canon  frument.  festgesetzt  und 
auch  möglichst  in  der  festgesetzten  Summe  beibehalten,  aus  dem  die  Armen  ver- 
sorgt und  zugleich  das  Stiflskorn  abgegeben  und  der  Marktpreis  ermässigt  ward ; 
zweitens  verringerte  sich  in  den  letzten  Jahrhunderlen  des  Kaiserreichs,  nimmt 
man  einige  neue  grosse  Gouvernemenisstädle  aus,  überall  die  Bevölkerung, 
namentlich  auch  die  Roms;  drittens  räumte  der  Freihandel,  gerade  wie  heute, 
immer  mehr  unter  den  31itlelvermügen  auf  und  nahm  deshalb  der  Pauperismus 
immer  mehr  zu,  jedenfalls  also  auch  die  relative  Armenzahl,  während  dennoch 
die  absolute  Armenzahl,  der  stark  sinkenden  Bevölkerung  wegen,  schon  wieder 
abnahm;  viertens  endlich  trat  im  Laufe  der  Kaiserzeit,  und  gerade  nach  der  all- 
gemeinen Bürgcrrechlsertiicilung ,  der  Unterschied  zwischen  cives  (im  Sinne  von 
Municipal-  oder  Stadtbürgern)  und  incolae  von  blos  im  Orte  domicilirenden  römi- 
schen Bürgern  ,  bezüglich  der  Tlieilnalime  an  den  .Municipalmuncren  und  Municipal- 
präcipuen,  immer  stärker  hervor.  Die  in  diesen  vier  Elementen  ausgesprochenen 
Thalsachen  halte  ich  für  erwiesen,  obwohl  ich  hier  von  ihrem  Beweise  absehe.  Er- 
wägt man  aber,  bei  einem  feststehenden  Getreidecanon,  die  Mitwirkung 
der  letzleren  drei  Momente,  so  konnte  es  nicht  blos,  sondern  musste  es  dahin 
kommen,  dass  zuletzt  die  ganze  Sladtplebs  Graliskorn  auf  lesserae  empfing,  und 
diesen  Eindruck  machen  denn  auch  die  Berichte  der  spätesten  Zeit. 

22)  Dies  .geht  überzeugend  aus  Tac.  Ann.  15.  17  hervor:  Quibus  perpelralis 
Nero,  et  concione  mililum  habita,  bina  nummum  niiilia  viritim  manipularibus  divisit 
addidilque  sine  pretio  frumentum ,  quo  ante  ex  modo  aiiiionae  ute- 
bantur.  Hier  wird  das  frum.  sine  pretio  dem  ex  modo  annonae  scharf  entgegen- 
gesetzt, woraus  offenbar  erhellt,  dass  das  frum.,  das  e.x  modo  annonae  ausgegeben 
ward,  wenn  auch  ofl  levissimo  pretio,  doch  nicht  sine  prelio  ausgetheilt  ward. 
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currirte  und  Jedermann  bei  ihm  nach  Belieben  kaufen  konnte.  Für 
den  Augenblick  musste  dadurch  natürlich  der  Marktpreis  herab- 
gedrückt werden,  obwohl  er,  wenn  nun  die  Privatverkäufer,  die  doch 
wohl  den  jedesmaligen  Staatskornbestand  kannten,  darin  richtig  spe- 
culirten ,  sich  einstweilen  vom  Markt  zurückzuziehen ,  hinterher  um  so 
mehr  in  die  Höhe  schnellen  musste;  —  die  Theuerung,  die  Veran- 
lassung ward,  dem  Pompejus  ein  ausserordentliches  Mandat  zu  tiber- 
tragen und  deren  Entstehungsgründe  ich  schon  beleuchtet  habe,  illustrirt 
das.  —  In  grösseren  Theuerungszeiten  ward  aber  auch  so  verfahren, 
dass  von  der  Quantität  Korn,  die  zur  Zeit  zur  Piegulirung  der  annona 
bestimmt  war,  jeder  römische  Bürger,  auch  andere  als  die  plebs 
frumentaria,  das  pro  Kopf  bestimmte  Quantum  in  Empfang  nahm, 
wieder  entweder  zu  einem  festgesetzten  niedrigen  Preise,  oder,  aber  wohl 
selten,  umsonst.  Frumentationen  dieser  Art,  die  allerdings  mitunter 
auch  aus  eignen  Mitteln  der  Aedilen  und  natürlich  um  so  mehr  auch 
der  Kaiser  geschahen,  und  also  Geschenken,  Congiarien  gleich  zu  achten 
waren  —  wie  z.  B.  die  im  Mon.  Ancyr.  erwähnten  zwölf  Frumentationen 
des  Aug.  —  hatten  mit  dem  Armenkorn  nichts  zu  thun,  sondern  griffen 
in  die  Annonenverwaltung  ein  und  wurden  deshalb  auch  nicht  auf  Ge- 
treidemarken verabfolgt ,  sondern ,  wie  es  von  jeher  geschehen ,  unter 
Aufsicht  eigens  dazu  bestellter  Beamten  vorgenommen.  —  Die  Kaiser 
bedienten  sich  aber  auch  oft  noch  anderer  Mittel,  auf  den  Marktpreis 
zu  wirken,  als  dieses  gewöhnlichen,  Staatskorn  billig  zu  verkaufen.  — 
Tiberius  zahlte  einmal  den  Privatverkäufern  2  Sest.  auf  den  Modius 
zu.  —  Claudius  übernahm  einmal  umsonst  die  Assecuranz  der  Korn- 
schiffe. —  Auch  Nero  gewährte  den  Kornhändlern  Steuererleichterungen 
und  sonstige  lockende  Vortheile.  — 

Jedenfalls  aber  lässt  sich  von  Clodius  bis  zum  Untergange  des 
weströmischen  Pieichs,  innerhalb  der  allgemeinen  Annonenverwaltung, 
der  Unterschied  dieser  beiden  neben  einander  bestehenden  Einrich- 
tungen —  der  Armen  Verwaltung  und  der  Annonenverwaltung  im  be- 
sondern Sinne,  welche  letztere  in  Massregeln  zur  Regulirung  des 
Marktpreises  bestand  —  verfolgen  und  nachweisen ,  wenn  auch  natür- 
lich eine  halbtausendjährige  Geschichte  beide  Einrichtungen  nach  und 
nach  inodificiren  musste.  —  Die  Abzweigung  einer  solchen  eignen 
Armen  Verwaltung  aus  der  allgemeinen  Annonenverwaltung  durch 
Clodius,  glaube  ich,  habe  ich  oben  wahrscheinlich  gemacht.  —  Zur 
Zeit  des  Augustus  finden  wir  dann  beide  Einrichtungen  neben 
einander,  Dio  55.  26  und  Suet.  üct.  41,  erwähnt.  Denn  beide 
Schriftsteller  sprechen  in  diesen  einander  ergänzenden  Stellen,    die  ich 
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ol)CMi  schon  aiis^rülegt ,  von  zwei  verschiedenen  Openitioncn,  einem 
Staats  V e r  k a u  f  und  einer  (i  ratisvertheihuiK,  aber  von  beiden  bei 
ein  und  derselben  Veranhxssung,  nämlich  der  Theuerung  in  den 
letzten  Uegierungsjahren  des  Augustus.  —  Für  die  Zeit  der  Severe 
geht  das  Nebeneinanderbestehen  beider  Kinrichtungen  aus  Spart. 
Sever.  23  hervor,  wo  die  Grösse  des  jährlichen  römischen  Cancjns 
auf  27,375,000  Mod.  angegeben  wird.  iMar(|uardt  a.  a.  O.  III.  2 
sagt  dazu:  >'I)a  unter  demselben  Severus  die  Zahl  der  Getreideenipfänger 
nur  200,000  betrug,  der  genannte  disponible  Vorrath  aber  für  400,000 
Personen  ausreichte,  so  muss  ein  grosser  Theil  des  als  Abgabe  ein- 
gehenden Getreides  für  llechnung  des  Staats  vorkauft  sein.*  Zwölf 
Millionen  Modii  gingen  also  damals  in  der  Armenvcrwaltung  darauf 
und  über  15  Millionen  dienten  der  zweiten  Einrichtung,  den  Markt- 
preis zu  reguliren;  —  natürlich,  so  lange,  wie  dies  mit  diesem  Vorrath 
anging,  denn,  wenn  nach  Joseph us  Rom  jährlich  60  Millionen  brauchte, 
so  genügten,  wenn  annona  cara  oder  gar  penuria  war,  15  Millionen 
nicht,  diesen  Dienst  zu  leisten  und  die  Kaiser  konnten  damit  zwar 
in  etwas  auf  die  Preise  einwirken ,  aber  nicht  aus  Theuerungspreisen 
niedrige  machen.  —  Endlich  sind  für  das  Nebcneinanderbe.stehen  beider 
Einiichtungen  noch  in  den  letzten  Jahrhunderten  der  Kaiserzeit  die 
schon  mehr  angezogenen  Titel  des  14.  Buchs  des  C.  Th.  beweisend. 

Wieder  etwas  Anderes  als  diese  beiden  Zweige  der  allgemeinen 
Annonenverwaltung  —  die  Annenverwaltung  und  die  Marktpreisregu- 
lirung  —  waren  die,  meistens  von  den  Kaisern  eingeführten  besonderen 
Erumentationsstiftungeu.  Sie  enthielten  Korn -Freistellen  zu 
einem  bestimmten  Zweck,  z.  B.  zur  Erziehung  oder  Salarirung.  Sie 
sind  aber  zu  unterscheiden  von  den  A 11  in e n t a t i o ii s s t i f - 
tungen,  welche  Freistellen  für  den  ganzen  Unterhalt 
enthielten.  Ich  komme  auf  diesen  Unterschied  unten  zurück,  wo 
ich  nachzuweisen  suche,  dass  die  Schlüsse,  die  Friedländer  aus  dem 
Betrage  einer  solchen  Alimentationsfreistelle  auf  den  durchschnittlichen 
Weizenpreis  ziehen  will,  unrichtig  sind.  Die  Inhaber  solcher  Freikorn- 
stellen des  Staats  erhielten  ebenfalls  keine  tesserae,  sondern  waren 
nach  ihren  Namen  incidirt. 

Endlich  sind,  wie  schon  erwähnt,  die  Gong iarien — gelegent- 
liche Geschenke  an  die  pl.  urban.  und  zwar  Geschenke  aller  Art, 
aber  meistens  doch  Geldgeschenke  —  sowohl  von  dem  regelmässigen 
Armenkorn,  wie  von  den  Frumentationen  zur  Regulirung  des  Markt- 
preises, wie  endlich  von  dem  Stiftungskorn  zu  unterscheiden.  Sie  waren 
nicht  ausserordentliche  Zulagen  zu  den   Getreidevertheilungen.     Die 
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angeführten  beiden  Stellen  des  M.  Ancyr.  III.  v.  15  u.  19  scheinen 
diese  Ansicht  zurückzuweisen ,  denn  das  erstere  Congiarium  erhalten 
320,000  Köpfe,  bei  denen  nicht  gesagt  ist,  dass  sie  auch  Getreide- 
empfänger  gewesen,  das  zweite  erhalten  die  Getreideempfänger,  deren 
Zahl  etwas  über  200.000  betragen  habe;  zwischen  beiden  Congiarien 
liegen  aber  nur  4  Jahre  ^^). 

Man  muss  also  in  der  res  frumentaria  unter  den  Kaisern  unter- 
scheiden : 

1)  die  Armenkorneinrichtung; 

2)  die  FruraentationsHiassregeln  zur  Regulirung  der  Marktpreise; 

3)  die  Alimentations-  und  Frumentationsstiftungen ; 

4)  die  Congiarien. 

Keine  dieser  Einrichtungen  deckt  die  andere,  weder 
numerisch ,  noch  nach  Art  oder  Zweck ,  wenn  auch  zufällig  einmal  1 
und  4  zusammenfielen  und  die  Einrichtung  ad  2  insofern  auch  noch 
den  Personen  ad  1  zu  gut  kam,  als  auch  diese  zu  den  wohlfeileren 
Staatspreisen  kaufen  konnten,  wenn  sie  Geld  hatten. 

Aber  wie  sehr  nun  auch  die  Meinungen  über  die  Einzelheiten  der 
res  frumentaria  auseinandergehen  mögen,  darüber  werden  Alle  einig 
sein,  dass,  weil  dies  constante  Einrichtungen  des  antiken  Staats  waren, 
auch  die  Marktpreise  im  Alterthum  durchweg  nur  künstliche  waren, 
noch  ganz  andere  waren,  als  sie,  bei  gleichen  Erndten  und  Bevölkerungen, 
selbst  bei  gleichen  haus-  und  landwirthschaftlichen  Verhältnissen,  wie 
die  unsrigen  gewesen  sein  würden,  wenn  keine  solche  fortwährende  Ein- 
mischung der  Staatsgewalt  statt  gefunden  hätte.  Es  tritt  damit  offen- 
bar noch  ein  neues  Moment  hinzu,  das  abermals  die  Erkenntniss  des 
natüi'lichen  Getreidepreises  aus  den  Marktpreisen  des  Altcrthums  noch 
mehr  erschwert. 

Man  darf  auch  nicht  glauben ,  dass  diese  künstlichen  ^Marktpreise, 
welche  die  res  frumentaria  zur  Folge  hatte,  durchschnittlicli  niedriger 
gewesen  wären,  als  die  freien  Marktpreise  gewesen  sein  würden,  dass 
man  also,  hätten  solche  Massrcgeln  nicht  bestanden,  noch  höhere  Ge- 
treidepreise in  Rom  gefunden  haben  würde,  und  dass  also  die  freien 
Marktpreise  auf  einen  noch  niedrigeren  Sachwerth  des  Geldes  würden 
haben  schliessen  lassen.  Ich  bestreite  das  sogar  bei  den  Locali)reisen 
derjenigen  einzelnen  Stadt,  zu  deren  Besten  solche  Massregeln  ge- 
troffen wurden.  Denn,  wenn  Privateigenthum  existirt,  hat 
doch   kein  Staat  für  eine  Localität  wie  Rom   den  Marktpreis  Tag  aus 


23)  Anderer  Aiisidil  Momiiiscn  a  a.  0.  S.  195  und  Uiisclifo  I  tl  a.  ;i.  0.  S.O. 
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Tilg  ein  in  seiner  Gewalt,  nnd  /war,  weil  der  Staat  unter  jener  Vur- 
aussetzung  niniinerniehr  den  f,'anzen  Privathandel  an  sich  reissen  kann, 
sondern  diesen»  innner  noch  einen  verhältnissnjässigen  Platz  neben  sich 
einräumen  niuss.  Nun  keimen  die  Koniliändler  das  Kingsche  (besetz 
aus  Instinct  und  sind  deslialb  schon  oft  Koriiwuclierer  genannt  worden. 
Indem  sie  sich  also  einstweilen  bis  zu  dem  Moment  vom  Markt  zurück- 
ziehen, wo  die  Staatsvorräthe  gering  werden,  bekonunen  sie  i)lötzlich 
den  (Jetreidepreis  in  ihre  Gewalt  —  gleich  wie  die  'Pullen-  das  Gold- 
agio in  New- York  —  und  dann  dictiren  sie  ihr  vae  victis.  Der  Korn- 
prcis  steigt  dann  wieder  um  so  viel  höher ;  um  so  schwerer  wird  es 
wieder  dem  Staat,  ihn  zu  drücken,  und  endlich  ist  der  durch- 
schnittliche Localpreis  durcli  jene  Massregel  eher  höher  als  nie- 
driger geworden.  Aber  würde  selbst  dieser  Local])reis  durch  solche 
Staatsmassregeln  etwas  niedriger  gehalten,  so  w^nig  wie  sich  aus  einem 
einzelnen  Jahrespreis  eines  ganzen  Landes  auf  den  Sachwerth  des  Geldes 
schliessen  liisst,  so  wenig  auch  aus  dem  Durclischnittspreis  einer  ein- 
zelnen Localität,  die  durch  Staatspreise  beeinflusst  wird.  Der  Getreide- 
preis in  Rom  konnte  ja  nur  dadurch  niedrig  gehalten  werden,  dass 
man  andern  Theilen  des  lieichs  das  Getreide  fortnahm,  um  in  Ptom 
den  Preis  damit  zu  drücken.  In  diesen  andern  Theilen  musste  also 
auch  der  Preis  um  so  viel  steigen.  In  dem  Durchschnittspreise 
des  Landes  Wcäre  also  der  niedrigere  Localpreis  doch  wieder  auf- 
gewogen worden. — 

Durch  alles  Bisherige  dürfte  also  die  Unmöglichkeit  erwiesen  sein, 
aus  den  Nachrichten,  die  uns  aus  dem  Alterthum  über  die  Getreide- 
preise zugekommen  sind ,  auf  den  damaligen  Sachwerth  des  Geldes  zu 
schliessen.  Um  für  solchen  Sachwerth  einen  Maassstab  zu  erlangen, 
bedarf  es  des  iiatiirlichen  Getreidepreises,  eines  Preises,  in 
welchem  weder  die  Mehl-  und  Brodfabrikationskosten  überhaupt,  noch 
die  Transportkosten  zu  einem  bedeutenden  Theil  eine  Stelle  einnehmen, 
m.  a.  W.  des  Productionskostenpreises,  Unmittelbar  nach  dem  Be- 
trage dieser  Productionskosten  den  natürlichen  Preis  des  Getreides  zu 
bestinnneu,  ist  überhaupt  schwer;  ihn  im  Alterthum  danach  zu  berechnen, 
dazu  fehlen  uns  die  meisten  Daten.  Wir  vermögen  überhaupt  und  ver- 
möchten auch  im  Alterthum  höchstens  aus  den  Marktpreisen  darauf  zu 
schliessen.  Dazu  könnten  aber  wieder  nur  freie,  von  der  Staats- 
gewalt unbeeinflusste  Marktpreise  dienen.  Diese  müssten  uns  dann 
auch  noch  in  einem  langen  ununterbrochenen  Zusammenhange  vorliegen, 
damit  die  aus  der  natürlichen  Verschiedenheit  der  Erudten  entspringen- 
den Schwankungen   ausgeglichen   werden   könnten.    Im  Alterthum  gab 
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es  aber  noch  andere  Schwankungselemente ,  für  die  uns  ein  genauerer 
Maassstab  fehlt,  weil  wir  das  numerische  Verhältniss  von  Freien  und 
Sklaven,  und  unter  den  Freien  von  Vermögenden  und  Unvermögenden 
nicht  kennen.  —  Nun  besitzen  wir  aber  aus  dem  römischen  Alterthum. 
aus  einem  tausendjährigen  Zeitraum,  kaum  drei  Dutzend  Preisnotizen 
und  die  Marktpreise  waren  im  Alterthum  überall  keine 
freien.  Wie  will  man  durch  ein  solches  Dunkel  hindurch  den  na- 
türlichen Getreidepreis  des  Alterthums  aus  den  überlieferten  Geld- 
preisen entnehmen  können? 

Wenn  es  also  schon  für  jede  Zeit  seine  grossen  Schwierigkeiten 
hat,  aus  den  blossen  Marktpreisen  den  natürlichen  Getreidepreis, 
der  doch  nur  allein  zum  Maassstab  des  Sachwerths  des  Geldes  dienen 
kann,  herauszukenncn-;  wenn  diese  Schwierigkeiten  für  das  Alterthum 
aus  den  so  umständlich  entwickelten  Gründen  an  Unmöglichkeit  gren- 
zen, —  so  erhöhen  sich  diese  Schwierigkeiten  noch  bedeutend,  wenn 
man  die  Getreidepreise  dazu  benutzen  will,  um  den  Sachwerth  des 
Geldes  in  zwei  weit  auseinanderliegenden  Zeitaltern  und  durchaus  ver- 
schiedenen Socialzuständen  miteinander  zu  vergleichen.  Und  nicht 
blos  deshalb,  weil  sich  für  zwei  solche  Perioden  die  Schwierigkeiten 
verdoppeln,  —  es  treten  bei  solcher  Vergleichung  noch  neue,  ander- 
artige Schwierigkeiten  hinzu.  —  Ich  glaube,  gezeigt  zu  haben,  einen 
wie  grossen  Einfluss  der  sociale  Entwicklungsgrad  auf  die  Höhe 
der  Getreidepreise  hat;  —  um  also  zu  einem  einiger  Maassen  richtigen 
Ergebniss  zu  kommen,  müssen  auch  die  Getreidepreise  zweier  solcher 
Perioden  unter  zutreffende  Vergleichungsmomente  gestellt  sein.  Man 
darf  z.  B.  nicht  Durchschnittspreise  aus  einer  kurzen  mit  solchen  aus 
einer  langen  Durchschnittsperiode,  nicht  Nahrungsmittel  von  grösserem 
Nahrungswerth  mit  solchen  von  geringerem,  nicht  Preise  aus  einem 
dünn,  mit  solchen  aus  einem  dicht  bevölkerten  Lande,  nicht  Preise 
aus  einem  Exportland  mit  solchen  aus  einem  Importland ,  überhaupt 
nicht  Preise  aus  volkswirthschaftlichen  Zuständen  mit  einander  ver- 
gleichen, die  einen  sehr  verschiedenen  socialen  Entwicklungsgrad  an 
sich  tragen.  Man  muss  m.  c.  W.  aus  verschiedenen  Zeitaltern  nur 
Preise  aus  möglichst  analogen  Zuständen  mit  einander  vergleichen.  Um 
dies  sofort  einleuchtend  zu  machen ,  bedarf  es  nur  des  Fingerzeigs, 
dass  alle  eben  hervorgehobenen  Momente  den  grössten  Eintluss  auf  den 
Marktpreis  des  Getreides  haben,  ohne  in  gleichem  Grade  den  na- 
türlichen Preis  desselben  zu  beeinflussen.  Wollten  wir  also  jene 
Vorsicht ,  die  Getreidepreise  nur  unter  analogen  Verhältnissen  zu  ver- 
gleichen ,    nicht  anwenden ,    so  würden   wir   auch  den  Sachwerth   des 
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Geldos  in   zwei    verschiedenen   Zeitaltern    mit    nn^'leiclieni    Maass   nnd 

Gewicht  messen. 

Alles  dies  vorausgeschickt,    gehe  ich  jetzt  /u  der  l'rage  über,    ob 

i''r  i  edländer  den  Heweis  geführt  hat: 

'>dass  der  Sacliwcrlli  des  (icldcs  in  Italien  in  der 
Zeit  von  Nero  bis  Trajan  nicht  nur  nicht  höher, 
sondern  sogar  geringer  gewesen  ist,  als  gegen- 
wärtig in  Ostpreussen  nnd  in  Nord  deutsch  land 
überhaupt.«' 
Diese  Frage  löst  sich  otl'cnbar  in  die  beiden  andern  Fragen  auf: 

A.  Sind  die  Getreidepreise,  die  Fr.  zur  IJestimmung 
des  Sachwerths  des  Geldes  für  die  damalige  Zeit 
anwendet,  solche,  die  als  iial  iirlicli  c  anzusehen 
sind  V 

und : 

B.  S i n d  die  V e r g  1  e i c h u n g s p u n k t e ,  unter  denen  Fr. 
diese  für  das  Altcrthuni  gefundenen  Getreidepreise 
mit  unseren  heutigen  zusammenstellt,  so  richtig 
getroffen,  dass  man  an  den  vergl  ichenen  Getrei  de- 
p  reisen  einen  gieicheu  Maasssl  ab  für  den  Sachwerth 
des  Geldes  in  beiden  Zeitaltern  besitzt? 

A.  Was  die  erstere  Frage  betrifft,  so  glaubt  Fr.  aus  mehreren 
Preisnotizen  für  die  Zeit  von  Nero  bis  Trajan  den  Durchschnitt.spreis 
des  Modius  Weizens  »mit  ziemlicher  Sicherheit  auf  4  bis  5  Sest.  be- 
stimmen« zu  können.  Diesen  vermeintlichen  Durchschnittspreis  hält  er 
denn  auch  zum  Maassstab  für  den  damaligen  Sachwerth  des  Geldes 
geeignet. 

Ich  behaupte  dagegen, 

1)  dass  sich  aus  jenen  Notizen  kein  so  hoher  Durchschnitt.spreis 
entnehmen  lässt ; 

2)  dass,  wäre  dies  selbst  der  Fall,  ein  solcher  Durchschnittspreis 
immer  noch  nicht  der  natürliche  Getreidepreis  sein  und 
deshalb  nimmermehr,  ohne  bedeutende  lieduction,  zum  Maass- 
stab des  Sachwerths  des  Geldes  würde  dienen  können. 

Zu  1.  Die  Notizen,  aus  denen  Fr.  auf  jenen  Durchschnittspreis 
schliessen  will,  sind  folgende: 

a)  Tacit.  Ann.  15.  39.  —  Die  Neronische  Feuersbrunst  hat  Rom 
in  Asche  gelegt  und  nun  heisst  es  vom  Kaiser:  Sed  solatium  populo 
exturbato  et  profugo  campum  Martis  ac  monimenta  Agrippae,  hortos 
quin  etiam   suos   patefecit,   et  subitaria  aedificia  exstruxit,   quae  nml- 
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titudinem  inopem  acciperent:  subvectaque  utensilia  ab  Ostia  et  pro- 
pinquis  muuicipiis,  pretiumque  frumenti  minutura  usque  ad 
ternos  nummos. 

Diese  Stelle  verschuldet  in  der  That  die  meisten  falschen  Vor- 
stellungen über  die  römischen  Getreidepreise  der  damaligen  Zeit.  — 
Sie  hat  Garnier  in  seiner  Histoire  des  Monnaies,  und  in  Folge  dessen 
auch  Say  in  den  späteren  Ausgaben  seines  bekannten  Werks,  bestimmt, 
3  Sesterzen  für  den  mittleren  Durchschnittspreis  für  diese  Zeit  zu 
nehmen.  —  Sie  giebt  Dureau  de  la  Malle  sogar  die  Bemerkung 
ein :  Tac.  regarde  comme  une  munificence  extraordinaire,  d'avoir  abaisse 
le  prix  du  ble  pour  le  peuple  jusqu'ä  3  sesterces.  —  Sie  veranlasst 
Böckh  —  Metrolog.  Unters.  S.  420  —  zu  dem  Ausspruch:  »Im  Jahr 
der  Stadt  818  galt  der  Preis  von  3  Sest.  für  den  Modius  zu  Rom  als 
besonders  gering.«  —  Ebenso  Mommsen  —  d.  Ed.  des  Diocletian 
s.  V.  Weizen  — :  »Zu  Nero's  Zeit  war  der  Preis  von  3  Sest.  =  Vioo 
eines  Neronischen  Aureus  von  6  Thlr.  11  Sgr.  r=  5V2  Sgr.  ein  niedriger.« 
—  Sie  lässt  auch  Marquardt  sagen:  »Zu  Nero's  Zeit  war  3  HS 
r-  3/jpp  eines  Neronischen  aureus  =  5'/2  Sgr.  (der  preussische  Scheffel 
etwa  1  Thlr.)  ein  niedriger  Preis.«  —  Sie  lässt  auch  Fr.  schliessen: 
»Wenn  nach  dem  Brande  Roms  im  Jahre  64  (unter  andern  zu  augen- 
blicklicher Linderung  der  Noth  ergriffenen  Massregeln)  der  Preis  des 
Getreides  für  den  Modius  auf  3  Sest.  herabgesetzt  wurde,  so  muss 
der  damalige  Marktpreis  mindestens  jene  Höhe  gehabt 
haben.« 

Aber  ich  frage:  Wenn  der  Ausnahmepreis,  den  unzweifelhaft  un- 
mittelbar nach  dem  Brande  das  Getreide  in  Rom  haben  musste,  6  Sest., 
der  gewöhnliche  Durchschnittspreis  aber  nur  1,  V/^  oder  2  Sest.  be- 
tragen hätte,  würde,  wenn  der  Kaiser  nun  den  Preis  auf  3  Sest.  ge- 
mindert, Tacitus  nicht  doch  haben  sagen  können  und  müssen:  pretium- 
que frumenti  minutum  usque  ad  ternos  nummos?  Tacitus  berichtet 
also  nur  die  einfache  Thatsache,  dass  der  Kaiser  damals  in  der  Noth 
den  Preis  auf  3  Sest.  herabgemindert  habe.  Aber  was  berechtigt, 
diesen  für  den  gewöhnlichen  mittleren  Preis  oder  gar  für  einen 
niedrigen  Preis  anzunehmen?  Der  »damalige«  momentane  Markt- 
preis muss  allerdings  bedeutend  höher  gewesen  sein,  denn  er  war  ja 
eben  ein  Nothpreis,  aber  dass  der  damalige  gewöhnliche  d  u  r  c  h  - 
schnittliche  Marktpreis  mindestens  jene  Höhe  gehabt 
haben  sollte,  ist  schlechterdings  nicht  aus  der  Stelle  abzunehmen. 
Nothpreise  auch  nur  zu  mindern,  hat  schon  seine  Schwierigkeiten,  und 
jede  erkleckliche  Minderung  wird  auch  schon   als  Wohlthat  empfunden 
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werden,  alhiin  solche  Preise  gleich  auf  den  j^ewöhnlichen  Durchsclinitts- 
l)reis  oder  gar  auf  einen  niedrigen  I*rei.sstand  herab/uset/en ,  überstieg 
—  namentlich  um  diese  Zeit  —  doch  auch  die  Omnipotcnz  der  römi- 
schen Kaiser,  sowie  die  Kunst  jeder  Aiinoncnverwaltung.  Das  hatte 
'ril)erius  schon  empfunden.  Dessen  IiCgiiMimg  ward  durch  eine  Jieilie 
von  schlechten  Krndtcn  heimgesucht;  Tac.  Ann.  II.  87,  IV.  (i.  \I.  1-}. 
Oben  habe  ich  die  allgemeinen  (Ininde  erörtert,  weshalb  im  Alterthum 
auf  den  Marktverkehr  Misserndten  verderblicher  wirken  mussten  als 
heute  und  weshalb  dies  namentlich  unter  Augustus'  und  Tiberiu.s'  Re- 
gierung der  Fall  sein  mu.sste.  'J'ib.  griff  daher  schon  in  seinen  ersten 
llegierungsjahren  zu  der  Massrcgel ,  den  Preis  dadurch  /u  mindern, 
dass  er  den  Getreidehändlern  aus  Staatsfonds  2  Scst.  auf  den  Modius 
zulegte.  Aber  dass  auch  damit  noch  kein  mittlerer  Durchschnittsi)reis 
oder  gar  ein  niedriger  Preis  zu  erzielen  war,  ja  dass  dies  bei  aller 
ungeheuren  Getreideaufspeicherung  in  Ptom  doch  gänzlich  ausserhalb 
der  Macht  des  Kaisers  lag,  und  in  solchen  Jahren  auch  liegen  musste, 
geht  eben  aus  VI.  13  hervor,  wo  die  Bevölkerung  Pioms  durch  die 
Theuerung  fast  zum  Aufstand  getrieben  wird  und  der  Kaiser  gewisser 
Maassen  sein  Unvermögen,  derselben  abzuhelfen,  bekennt,  indem  er 
dem  Senat  nachweist:  quibus  c  provinciis  et  quanto  majorem  quam 
Augustus  rei  frumentariae  copiam  advectarct.  Aber  es  half  nicht : 
Herabmindern  konnte  er  wohl  die  Thcuerungspreise ,  aber  nicht  auf- 
heben. Mich  dünkt,  Kaufleute  und  Nationalökonomen  müssen  das 
fühlen. 

b)  Aus  demselben  Grunde  beweisst  auch  die  von  Fr.  angezogene 
Inschrift  Grut.  p.  424.  1.  »von  den  municipes  et  incolae  ob  merita 
ejus,  quod  annona  cara  frument.  denario  modum  praestitit«  nichts  für 
seine  Ansicht.  Fr.  fügt  zwar  hinzu:  »Hier  muss  dahin  gestellt  bleiben, 
ob  der  Preis  von  einem  Denar  =  4  Sest.  der  Durchschnittspreis  war 
oder  noch  unter  diesem  stand.«  Aber  weshalb  sollte  man  nicht  auch 
sagen  können:  »Hier  muss  dahin  gestellt  bleiben,  wie  hoch  dieser  Preis 
von  einem  Denar  noch  über  dem  Durchschnittspreis  blieb.«  Denn, 
wenn  der  Theuerungspreis  nur  annähernd  dem  von  Polybius  mit- 
getheilten  Preis  von  221  v.  Chr.  gleich  kam,  welche  Wohlthat  für  die 
Bevölkerung^  wenn  die  Behörde  densell)en  auf  4  Sest.  regulirte,  mochte 
er  dann  auch  noch  100 "/o  über  dem  Durchschnittspreis  stehen!  In  den 
Worten  der  Inschrift  selbst  liegt  nichts,  das  diese  meine  Auslegung 
nicht  eben  so  gut  zuliesse,  wie  die  von  Fr.;  die  allgemeinen  Gründe 
aber,  die  ich  eben  erörtert,  geben  ihr  den  Vorzug,  denn  es  übersteigt 
eben   die  Macht  der  ]\Ienschen,    Theuerungspreise   auf   niedrige  oder 
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auch  nur  auf  Durchschnittspreise  herabzusetzen,  wenn  mau  sie  auch 
durch  künstliche  Mittel  auf  allgemeine  Unkosten  an  einem  Ort  in  Et- 
was erniedrigen  kann  2*). 

c)  Ein  Hauptgewicht  legt  Fr.  auf  die  Alimentationsstiftungen 
Trajan's,  von  monatlich  16  Sest.  für  den  Unterhalt  eines  Knaben 
und  12  für  den  eines  Mädchens,  und  der  Macrina,  von  monatlich 
20  Sest.  für  den  Knaben  und  16  Sest.  für  ein  Mädchen.  Aus  diesen 
Geldrenten  glaubt  Fr.  einen  Weizendurchschnittspreis  von  4  bis  5 
und  von  5  Sest.  abnehmen  zu  können. 

Wäre  es  richtig ,  dass  solche  zur  Alimentation  bestimmte  Geld- 
renten nur  frumentum  hätten  gewähren  sollen,  so  wäre  allerdings  aus 
obigen  Stiftungsurkunden  ein  triftiger  Schluss  auf  verhältnissmässig 
hohe  Durchschnittspreise  des  Getreides  für  die  Zeit  Trajan's  zu  ziehen. 
Allein  es  ist  ein  Irrthum,  Alimentation  und  Frumentation  für 
gleichbedeutende  Begriffe  zu  nehmen  und  demnach  in  den  Geldrenten 
einer  Alimentationsstiftung  nur  einen  hinlänglichen  Betrag  für  das 
Brodkorn  zu  erblicken.  Die  Römer  unterschieden  vielmehr  sehr  scharf 
alimenta  und  frumentum.  Nur  im  frumentum  ist  Brodkorn  allein  be- 
griffen; in  den  alimenta  aber,  ausser  frumentum,  auch  noch  sul,  vinum, 
oleum,  überhaupt  cibaria,  vestitus  und  selbst  habitatio.  Demnach  hatten 
die  Römer  auch  zweierlei  Stiftungen :  A 1  i  m  e  n  t  a  t  i  0  n  s  Stiftungen  und 
Frumentationsstiftungen.  Jene  gewährten  eine  Rente  für  den 
gesammten  Lebensunterhalt,  diese  nur  den  nothwendigen 
G  e  t  r  e  i  d  e  b  e  t  r  a  g. 

Dafür  giebt  es  hinreichende  Beläge  in  den  Quellen. 

Vor  Allem  die  beiden  Digestentitel  de  alimentis  vel  cibariis  legatis 
und  de  transactionibus.  Hier  sagt  Javolenus  1.  6  des  ersteren  Tit.: 
Legatis  alimentis,  cibaria  et  vestitus  et  habitatio  debebitur,  quia  sine 
his  ali  corpus  non  potest;  caetera,  quae  ad  disciplinam  pertinent,  le- 
gato  non  continentur.  Ebenso  Paulus  1.  ult.  ej.  tit.  So  ferner  1.  8 
§.  24  d.  transact.,  wo  der  Begriff  des  alimentarius  klar  wird  und  selbst 
der  Gegensatz  zwischen  den  allgemeinen  alimenta  und  dem  besondern 
frumentum  in  den  Worten  hervorgehoben  wird  :  Si  cui  non  n  u  m  ni  u  s 
ad  alimenta,  sed  frumentum  atcpie  oleum  fuerint  rclicta. 

Eben  so  scharf  wurde  fr  um.  aufgefasst.  Auch  noch  von  fruges 
wird  es  unterschieden.  Frumentum  autem  id  esse,  (piod  nrista  se 
teneat  recte   Gallum   definisse:   lupinum   vero  et   fabam  fruges  i»otius, 

24)  Desliall)  inaclicn  sclion  Böckli  und  vor  ihm  Letroniic,  den  ich  nicht  zur 
Hand  habe,   darauf  aufmerksam ,    dass    man    aus    solchen   gclep;enllichen  Gclreidever- 
käufen  und  Proissfeslselzunpcn  keinen  MiUei    oder  Durdischnitlsprois  entnehmen  kann. 
XIV.  27 
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(|ui.'i  nun  iiiista.  scd  sili(|ua  coiitiiK'iitiir.  —  hois^t  es  I.  77  I).  do  verb. 
sign.  I)e.shall)  bcideulct  auch  l'niiiiciitatio  in  der  Kcchtsspraciio  niclifs 
als  Getreidevertheilung     -  1.  12  ij.  j  I).  lo.  :;. 

Khen  so  deutlich  t,'ciit  der  (Jegeiisnt/.  von  Aliui(>ntati(»n  und 
l'runientatioii  aus  Capit.  Ant.  I'h.  11  hervor,  liier  heissl  es:  I)eali- 
niüutis  publicis  nmlta  luiidenter  invenit.  unini(|ue  1  r  u  ni  en  t  ar  i  ae 
rei  consuluit.  Die  alinienta  ])ulilica  und  die  res  IVunientaria  werden 
hier  als  zwei  besondere  Verwaltunj^szweige  genau  unterschieden.  Aus 
1.  8  I).  12.  15  sieht  man  auch,  welche  neuen  Einrichtungen  Antonin 
im  AI  i  mentations  Wesen  traf.  Stiftungen  dieser  Art  sjjielten  da- 
mals eine  grosse  Rolle  im  socialen  lieben  Itoms  und  M.  Aurel  stellte 
alle  Privatstiftungen  dieser  Art  unter  Oberaufsicht  des  Staats"^,  und 
veranlasste  dadurch  eine  Menge  Specialbestinunungen. 

Dieselbe  Bedeutung  hat  denn  auch  noch  alimenfa  in  der  Ccjnstan- 
tinischeu  Zeit,  wie  tit.  27  IIb.  XI  Cod.  Th.  zeigt. 

Zu  solchen  Aliuientationsstiftungen,  die  in  ihren  Geld  reuten 
nicht  blos  frum.,  sondern  den  ganzen  Lebensunterhalt  gewähren 
wollten,  gehörten  denn  auch  die  Stiftungen  Trajau"s  und  der  Ma- 
crina.  Dafür  zeugt  eben,  dass  diese  Stiftungen  auf  Landgütern  ra- 
dicirte  Geld  reuten  abwarfen,  dass  in  den  betreffenden  urkundlichen 
Stellen  nur  von  alimenta  im  Allgemeinen  die  Rede  ist,  dass  alimenta. 
wie  gezeigt,  ein  technisch-juristischer  Begrift"  war,  und  dass  also  auch 
nicht  anzunehmen  ist ,  dass  die  Römer ,  in  S  t  i  f  t  u  n  g  s  u  r  k  u  n  d  e  n  . 
welche  doch  Rechte  und  Pflichten  zuwiesen,  diesen  Ausdruck  anders, 
wie  in  juristischem  Sinne  genommen  haben  sollten.  Auch  in  den  Geld- 
renten der  obigen  beiden  Stiftungen  war  also  nicht  blos  Brod- 
korn, sondern  der  ganze  Lebensunterhalt  gegeben.  Des- 
halb heisst  es  auch  Ael.  Spart.  Adrian. :  Pueris  ac  puellis,  quibus  etiam 
Trajanus  alimenta  detulerat.  in  cremen  tum  li  beralitatis 
adjecit.  Dass  der  Kaiser  nur  das  frumeutum  erhöht,  steht  nicht  da, 
sondern  es  heisst  im  Allgemeinen,  er  erhöhte  die  Dotation. 

Ich  weiss  nun  zwar,  dass  man  schon  seit  lange,  jedenfalls  seit 
Casaubon.  her,  die  Frumentation  und  die  Alimentation  identificirt, 
und  dass  auch  heute  noch  einige  unserer  besten  Philologen  und  Histo- 
riker dies  thun,  —  ich  nenne  eben  Fried länd er,  Marquardt, 
Hirsch  fehl,   Moni  ms  en  —   allein,    jenen  klaren   gesetzlichen  Be- 

25)  Deslialb  ist  es  auch  iiiclil  iiötliig,  wie  Casaiib. ,  mit  Beztignaiime  auf  den 
angefühlten  Digestenlitel ,  will,  in  der  Stelle  des  Capit.  zu  lesen:  De  aliinentis 
publicis  et  privatis.  Zu  Capitol.  Zeit  waren  sie  durch  diese  Oberaufsicht  sämmt- 
lich  publica  geworden. 
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Stimmungen  gegenüber,  müssten  doch  die  schlagendsten  Gründe  vor- 
handen sein,  wenn  man  dennoch  A 1  i  m  e  n  t  a  t  i  o  n  s  Stiftungen  für  blosse 
Fruraentationsstiftungen  nehmen  und  namentlich  in  den  mit  Geldrenten 
ausgestatteten,  ausdrücklich  auf  Alimente  anweisenden  Stiftungen  Tra- 
jan's  und  der  Macrina  dennoch  Stiftungen  erblicken  wollte,  die  nur 
auf  frum.  hätten  anweisen  sollen. 

Die  Philologen  glauben  nun  auch  allerdings,  Gründe  für  diese 
ihre  Ansicht  zu  haben,  allein,  bei  näherer  Prüfung,  scheinen  mir  die- 
selben so  wenig  haltbar  zu  sein,  dass  sie  vielmehr  eine  neue  schlagende 
Bestätigung  für  meine  Ansicht  enthalten  dürften. 

Die  Gründe,  welche  darthun  sollen,  dass  Alimentations- 
stiftungen  dennoch  nur  auf  eine  f r um ent arische  Perception  an- 
wiesen, sind  folgende.  —  Capitol.  Ant.  Pius  8  heisst  es:  Puellas 
a  1  i  m  e  n  t  a  r  i  a  s ,  in  honorem  Faustinae,  F  a  u  s  t  i  n  i  a  n  a  s  constituit.  — 
Ferner  heisst  es  Capit.  Ant.  Philos.  7:  Ob  hanc  conjiinctionem  pue- 
ros  et  puellas  novorum  nominum  (nach  der  richtigen  Lesart 
des  S  a  1  m  a  s  i  u  s)  f  r  u  m  e  n  t  a  r  i  a  e  p  e  r  c  e  p  t  i  o  n  i  ascribi  praece- 
perunt.  —  Dann  heisst  es  26  ibid.  von  Ant.  Philos.:  Novas  puellas 
Faustinianas  instituit  in  honorem  uxoris  mortuae.  —  Endlich  finden 
sich  in  der  Inschrift  Orel.  3365  die  Schlussworte  Inc.  Fr.  Publ.  Div. 
Faust.  Junior  —  zu  lesen  Incisae  ^^)  frumento  publico  Divae 
Faustinae  Junioris,  sowie  noch  andere  Inschriften,  die  sowohl  von 
Alimentation s-  als  auch  von  Frumentationsberechtigten  her- 
rühren ■'"^). 

Was  die  erste  Stelle  —  Ant.  Pius  8  —  anbelangt,  so  handelt 
es  sich  hier  unzweifelhaft  von  einer  Alimentationsstiftung  —  puel- 
lae  alimentär iae  —  die  der  Kaiser  zu  Ehren  seiner  Gemahlin 
Faustina  einsetzte.  Es  kommt  auch  keine  Stelle  in  den  Quellen 
vor,  dass  diese  Alimentationsstiftung  nur  Frumentation  gewährt  hätte, 
denn,  wie  ich  gleich  unten  zeigen  werde,  die  Faustin  ische  Stiftung 


26)  Ich  folge  liier  Hirsclifeld  a.  a.  0.  S.  10  Anm.  13,  der  stall  Ingenuae, 
wie  Orelli  und  Henzen  lesen,  Incisae  setzt. 

27)  So  sagt  Marquardt  III.  2  S.  115  von  den  A  1  im  eu  t-S  tif  t.  Trajan's: 
„Von  diesen  Zinsen  wurde  einer  beslimmten  Anzalil  von  Knaben  und  Mäticlien 
der  Commune  monatlich  freies  Getreide  oder  statt  dessen  eine  be-ilimuite 
Geldsumme,  in  Vellcja  den  Knaben  16,  den  iMädchen  12,  anderswo  (nach  der  Stif- 
tung der  Macriita)  den  Knaben  20,  den  Miidclien  16  Sesl.  verabfolgt";  und  fügt 
Anm.  689,  mit  Be/ugnalime  auf  C.ipil.  Ant.  Phil.  7,  liinAii:  ,,nie  alimt-nta  beslohcn 
in  einer  pcrceplio  frumenlaria.  Die  puellae  Fauslinianae  erhielten  nur  Getn-ide  Or. 
3365;  und  .\nm.  590,  zum  Testament  der  Macrina:  „In  Terracina  halte  wahrschein- 
lich das  Getreide  wegen  der  Nähe  Roms  einen  höheren  Preis." 

27* 
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der  Iiisclir.  Or.  3305  ist  eben  eine  andere,  ist  eine  Stiftiiiif,'  zu  Khren 
der  (ieiiialiliii  M.  AiireTs,  die  auch  Faustina  hicss,  und  diese  an- 
dere ebenfalls  Faustinisclie  Stiftung',  ist  allerdinj<s.  wie  wir  sehen 
werden,  eine  blosse  Frunie  n  ta  ti  onsstiftun^'. 

Was  dann  die  zweite  Stelle  -  Ant.  I'hil.  7  betrifVt,  so  ist 
hier  allerdings  von  Stiftungen  die  Rede,  die  nur  auf  fiii  nient  arische 
Ferception  anwiesen,  allein  bei  dieser  kommt  wieder  kein 
Wort  vor.  dass  sie  AI  inientc  gewährt  hätten.  Vielmehr  gehl 
aus  den  Worten  der  Stelle  selbst  hervor,  dass  M.  Aurel  eben  eine 
neue  (lattung  blos  f r umentarischer  Stiftungen  schuf.  — 
In  dieser  Beziehung  ist  zuerst  das  novorum  nomirmni  zu  erwägen.  — 
Nomen  steht  hier  nicht  in  der  Bedeutung  von  Eigenname,  so  dass 
das  novorum  nominum  auf  die  Namen  der  pueri  und  puellae  ginge. 
Es  geht  auch  nicht  einmal  auf  etwaige  neue  Namen  der  neuen  Stif- 
tungen, —  dieser  Sinn  wäre  von  Capitol.  noch  schlechter  so  aus- 
gedrückt worden.  Sondern  nomen  steht  hier  im  Sinne  1.  (i  pr.  l).  de 
verb.  sign.:  Nominis  appellatio  ad  omnem  contractum  et  Obligationen) 
l)ertiiiet,  wie  es  im  Corp.  Jur.  unzählige  Male  vorkonnnt.  Das  novo- 
luni  nom.  bedeutet  hier  also :  Der  Kaiser  stiftete  pueros  et  puellas  mit 
einer  neuen  Art  von  Dotationsansprüchen.  —  Worin  die.se 
neuen  Dotationsansprüche  bestanden,  sagen  dann  ausdrücklich  die 
Worte:  frumentariae  perceptioni ;  sie  enthielten  das  Recht  zum 
Bezug  von  Getreideraten  aus  dem  öffentlichen  Getreide- 
fonds lloms.  Denn  perceptio  ist  der  juristische  Ausdruck  für  den 
Bezug  von  Gehalt  jeder  Art,  bestehe  dasselbe  in  Geld  oder  Naturalien. 
Perceptio  frumentaria  ist  daher  nichts  als  ein  Getreidebezug  aus  den 
betreffenden  Kassen,  resp.  Magazinen.  Auch  ist  es  ja  bekannt,  dass 
bei  dem  grossartigen  Magazinirungssystem  des  römischen  Reichs  alle 
verschiedenen  Naturalgüter ,  die  in  Gehältern  oder  sonstigen  Bezügen 
vom  Staate  verausgabt  wurden,  ihre  besondern  Etats  hatten,  auf  welche 
die  Berechtigten  speciell  angewiesen  wurden.  —  Die  Stelle  erzählt  also 
nur ,  dass ,  in  Abweichung  von  den  vielen  vorangegangenen  a  1  i  m  e  n  - 
t arischen  Kinderstiftungen,  M.  Aurel  eine  neue  Gattung  derselben, 
nämlich  f rumentarische,  schuf.  —  Anders  scheint  die  Stelle  nicht 
zu  verstehen  zu  sein.  —  Namentlich  kann,  wie  hervorgehoben,  weder 
das  nov.  nominum  auf  die  Namen  der  neu  aufgenommenen  pueri  und 
puellae  gehen,  noch  ist  es  denkbar,  obschon  Salmasius  diesen  Irr- 
thum  theilt,  dass  es  die  f rumentarische  Perception  der  bis- 
herigen AI  imen  tati  onsstiftungen  sei,  der  die  pueri  und  puellae 
novorum  noniiruim  zugeschrieben  worden.  —  Denn  zur  Zeit  M.  Aurel's 
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existiiten  ja  die  Namen  der  alten  Empfänger  unter  Trajan  sämmtlich 
nicht  mehr,  viehnehr  traten  von  jeher  in  vacante  Stellen  neue  Namen 
ein,  und  eben  so  wenig  würde  man,  wenn  es  sich  hier  um  eine  Ver- 
mehrung der  Stiftsstellen  hätte  handeln  sollen  .  die  neuen  Stelleu  nach 
den  Namen  der  Neuaufgenommenen  bezeichnet  haben .  da  ja  eben  die 
Namen  bei  jeder  Vacanz  wechselten.  Das  novor.  nom.  auf  die  Namen 
der  puer.  und  puell.  zu  beziehen,  hat  also  keinen  Sinn.  —  Und  was 
die  Ansicht  des  Salmasius  betrifft,  diese  neuen  puer.  und  puell.  seien 
der  f  r  u  m  e  n  t  a  r  i  s  c  h  e  n  Terception  jener  A 1  i  m  e  n  t  a  t  i  o  u  s  Stiftungen 
zugewiesen,  so  melden  die  Quellen  von  einem  Getreideaustheilungsfonds 
dieser  Stiftungen  kein  Wort,  wie  es  denn  auch  eine  willkürliche  An- 
nahme ist,  die  Berechtigten  hätten  ^monatlich  freies  Getreide  oder 
statt  dessen  Geld«  empfangen,  sondern  diese  Stiftungen  bestanden 
urkundlich  in  auf  Landgütern  radicirten  Kapitalien,  deren  Zinsen 
unter  die  Stiftsstellen  nach  einem  bestimmten  Satz  vertheilt  wurden. 

Was  die  dritte  Stelle  —  Ant.  Phil.  26  —  betrifft,  so  wird 
darin  mitgetheilt,  dass  M.  Aurel,  also  derselbe  Kaiser,  der  die  fru- 
mentarischen  Stiftungen,  nach  der  ersten  Stelle,  überhaupt  erst  schuf, 
zu  Ehren  seiner  verstorbenen  Gemahlin,  die.  wie  die  Gemahlin  des 
Ant.  Pins ,  ebenfalls  Eaustina  hiess ,  eine  neue  F  a  u  s  t  i  n  i  a  n  i  s  c  h  e 
Mädchenstiftung  gründete.  Aber  diese  zweite  Faustinianische  Stif- 
tung war,  im  Gegensatz  der  älteren  von  Ant.  P.  gegründeten,  die 
ausdrücklich  als  Ali mentar Stiftung  erwähnt  ward,  eine  Frumentar- 
stiftung  der  neuen  Gattung.  Dies  geht  aus  dem  novas  puell.  hervor. 
Denn  novas  steht  hier  in  demselben  Sinne,  wie  oben  novurum  nominum 
—  wie  schon  Salmasius  zu  dieser  Stelle  sagt,  nur  dass  dieser  das 
nominum  nicht  richtig  versteht,  nicht  als  die  neue  Gattung  von  Stif- 
tungen mit  Korndotationen  auffasst. 

Dies  Letztere  —  dass  nämlich  die  von  i\I.  Aur.  gegründete  neue 
Faustinianische  Stiftung  eine  Frumentarstiftung  war  —  wird  denn 
auch  durch  die  vierte  Stelle  —  die  letzten  Worte  der  Inschrift  Or. 
8365  —  ausdrücklich  bestätigt.  Diese  Worte  sind  zu  lesen:  Incisau 
frumento  publico  Divae  Faustinae  Junior is.  Es  handelt  sich  also  in 
dieser  Inschrift  nur  um  die  jüngere,  aber  nicht  die  ältere  Fausti- 
nianische Stiftung,  nur  um  jene  novae  puellae  Faustiniaiiae  des  M.  Au- 
rel, der  eben  auch  die  luieros  et  puellas  novorum  nominum  ^chuf, 
die  nur  der  frumcntarischen  Perception  adscribirt  waren,  aber 
keine  (ieldrenten  zur  Alimentation  bezogen.  Aus  dieser  Inschrift  aber 
auch  auf  eine  blos  frumeutarische  Perception  der  älteren,  ausdrück- 
lich als   alimentarisch   bezeichneten  Faust inianischen  Stiftung,    und 
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(hiiDi  wieder  weiter  von  dieser  .ml  alle  Aliiiicntarstiftungcn .  und  na- 
inentlicli  auch  die  'riajan^  und  der  Macrina.  zu  sehliessen  und  /u 
sagen,  -die  aliiuiMita  Gestanden  nur  in  (mikm-  fVuiuentari>chon  l'er- 
ception«',  ist  nicht  im  I-intlciiitestcn  gerechtfertigt.  N'iehiichr  he.itätigt, 
umgekehrt,  der  Zu.^anuneidiang  dieser  vier  Stellen  und  namentlich  das 
Zeugniss  der  Insciirift,  die  nur  von  der  jiingern  rau^tiniunisciien  Stif- 
tung spricht  und  nur  von  dieser  den  lie/ug  von  frum.  i)ublicum  er- 
wähnt, dass  eben  jene  novae  puellae  und  jene  novorum  nominum 
})ueri  et  i)uellae,  l)ei  welclien  letzteren  auch  nur  ein  Getreidebezug 
hervorgehoben  wird,  dass  diese  Stiftungen,  abweichend  von  den 
früheren  Aliinentationsstiftungcn,  nur  Frumentar Stiftungen  waren, 
bestätigt  also  nur,  was  aus  den  angeführten  Kechts(iuellen  ohnehin  als 
selbstverständlich  hätte  angesehen  werden  sollen,  dass  A  limentations- 
stiftungen,  wie  die  Trajan's  und  der  Macrina,  in  ihren  Geldrenten 
auch  auf  mehr  als  blos  frum.  anweisen  sollten. 

Es  giebt,  behaupte  ich,  auch  keine  andere  Inschrift,  die  der  vor- 
stehenden Ausführung  widerspräche,  obwohl  mir  augenblicklich  nur  die 
Orelli-Henzen'sche  Sammlung  zur  Hand  ist.  Hier  finden  sich,  wie 
es  solche  Kinderstiftungen  zweierlei  Art  giebt,  auch  Inschriften  so- 
wohl von  Solchen,  die  sich  als  Alimentationsberechtigte,  als  auch  von 
Solchen,  die  sich  nur  als  Frumentationsberechtigte  bezeichnen.  So 
gehören  zu  den  ersteren  Or.  3364  und  33GG,  llenzen  GGG4  und 
G669;  zu  den  zweiten  eben  Or.  3365.  Aber  wie  hier  in  den  Inschrif- 
ten der  Alimentationsberechtigten  nicht  frumentum ,  und  in  denen  der 
Frunientationsberechtigten  nicht  alimenta  vorkommt  so  bezweifele  ich 
auch,  dass  es  überhaupt  eine  Inschrift  giebt,  aus  der  unzweifelhaft 
hervorginge,  dass  der  Alimentationsberechtigte  nur  frum.  empfangen 
habe  oder  das  Benefiz  der  nur  Frumentationsberechtigten  als  alimenta 
bezeichnet  sei. 

Eine  genauere  Untersuchung  lässt  also  aus  den  Geldrenten  der 
Alimentationsstiftungen  Trajan's  und  der  Macrina  auf  einen  ganz 
andern  Durchschnittspreis  des  Weizens  sehliessen,  als  wie  Fr.  annimmt. 
Muss  man  festhalten,  dass  resp.  16  und  20  Sest.  für  den  Knaben  und 
12  resp.  16  Sest.  für  das  Mädchen  nicht  blos  zu  Brodkoru,  sondern 
zur  gesammten  Alimentation  eines  Monats  hinreichte ,  so  werden  sich 
höchstens  2  .Sest.  als  Durchschnittspreis  des  frumentum  herausstellen 
und  jene  Stiftungsiirkunden  sind  ein  schlagender  Beweis  für  die  »Wohl- 
feilheit« des  Lebens  und  also  den  hohen  Sachwerth  des  Geldes  im  Alter- 
thuni,  wenn  dabei  auch  immer  noch  bestehen  bleibt,  dass,  wie  ich 
oben  ausgeführt  habe,  verhältniss massig  —  d.  h.  im  Vergleich  zu 
andern  Gegenden  des  römischen  Reichs  — ,   in  Rom  und  Italien, 
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das  Loben  doch  so   »theuer«  war.   dass  die  Menge  kaum  »Obst  und 
Gemüse  essen  konnte«. 

d)  Den  Preis  von  4  Ass.  den  Martial  angiebt  und  den  Fr.  eben- 
falls für  seine  Ansicht  anzieht .  habe  ich  schon  oben  beleuchtet. 

e)  Friedländer  sagt  endlich  noch:  »Vielleicht  sind  Sachver- 
ständige auch  im  Stande,  aus  den  von  PI.  H.  N.  XVIII.  89  und  90 
angegebenen  Durchschnittspreisen  des  Weizenmehls  (similagoj  auf  den 
des  Weizens  zu  schliesseu.«  —  Indessen  dürfte  dies  unmöglich  sein. 

Die  gewöhnlichsten  drei  Getreidearten,  von  denen  sich  die  Römer 
nährten,  waren  far,  siligo  und  triticum,  PI.  H.  N.  XVIII.  19.  Von 
diesem  glich  nur  far  unserm  Weizen.  Siligo  und  triticum  waren  Spelz- 
arten, wie  daraus  hervorgeht,  dass  nur  sie  beide  auch  als  castratae 
vorkommen,  was  so  viel  heisst,  als  dass  die  Körner  abgeputzt  oder 
»kurz«  gemacht  wurden,  eben  so  wie  wir  durch  sogenanntes  »Bakern« 
die  Hülsenspitzen  der  Gerstenkörner  abstumpfen  und  die  Gerste 
»kurz«  machen.  Es  gehen  dann  bedeutend  mehr  Körner  in  den  Schef- 
fel ;  dieser  hat  ein  grösseres  Gewicht  und  giebt  mehr  und  besseres  Mehl. 
Weizen  lässt  sich  aber  nicht  bakern  oder  kurz  machen ,  denn  er  hat 
keine  Hülsenspitzen. 

Siligo  wurde  in  folgender  Weise  gemahlen:  Aus  einem  Modius 
kamen  72  Modius  Flos;  ausserdem,  wenn  der  siligo  castrirt  war,  4, 
wenn  uncastrirt  5  Sextaren  feinstes  Mehl,  ebenfalls  siligo  genannt; 
dann  4  Sextaren  einer  zweiten  Sorte  Mehl;  endlich  4  Sextaren  Kleie. 

Aus  dem  Modius  Triticum  wurden  gemahlen:  V2  Modius  simi- 
lago;  5  Sextaren  pollen ;  4  Sextaren  zweiter  Sorte;  4  Sextaren  Kleie. 

Man  sieht  also,  das  similago-Mehl  des  triticum  entsprach  dem 
tios-Mehl  des  siligo,  —  von  beiden  nämlich  V2  Modius;  das  pollen- 
Mehl  des  triticum  dem  siligo -Mehl  des  siligo;  endlich  betrugen  bei 
beiden  Spelzsorten  die  zweiten  (secundären)  Sorten  und  die  Kleien  je 
4  Sextaren.  Alles  dies  geht  aus  PI.  H.  N.  18.  20  hervor.  —  Alsdann, 
nachdem  gesagt  worden,  Panis  vero  e  modio  similaginis  CXXII,  e  tioris 
modio  CXVII,  heisst  es  unmittelbar  weiter:  Pretium  huic.  amiona 
media,  in  modios  farinae  XL  asses  similagini  castratae  duplum. 

Friedländer  bezieht  das  huic  blos  auf  similago,  aber  es  scheint 
eben  so  sehr  auf  das  vorangehende  fios  zu  gehen  und  ist  daher  zu 
übersetzen:  Hei  mittleren  Mnrktpreisen  gelten  similago-  und  tlos-Mehl 
der  Modius  40  Ass,  ist  das  similago-Mohl  von  castrirtem  Korn,  so  gilt 
der  Modius  8  Ass  mehr.  Siligo -Mehl  von  castrirtem  Korn  gilt  aber 
sogar  das  Doppelte.  Ein  Modius  similago-Mehl,  der  aus  2  Modius 
triticum,  und  ein  Modius  tlos-Mehl,  der  aus  2  Modius  siligo  gewonnen 
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wild,  <,'nlt('ii  also  je  10  Sesterzen,  ein  Modius  .silit,'o-Melil  aus  cabtrir- 
tciii  Kolli  liber  24  Sesterzen.  Denn,  wie  wir  f^esi.'hcii  lial)t'ii,  (^ab  der 
Moiliiis  castrlrten  Silif,'o's  nur  4  Sexfaren  siligo-Melil-.  Dieses  Mehl 
war  also  das  feinste  und  tlieueistr;,  weil  4  Modius  ca.-triiten  Sili;:o's 
da/ii  ;;('hörten ,  uiii  cincii   Modius  solchen  Mehl^  zu  liefern. 

Wüssten  wir  nun,  wie  sich  die  damali^^en  labrikatioii-ko-ten  des 
Mehls  stellten,  so  könnten  wir  aus  den  von  I'l.  mitizfitiieilten  mittle- 
ren Mehlpreisen  allerdings  den  durchschnittlichen  Koiiipieis  be.itinnneii. 
Allein,  wir  wissen  nur,  dass  dieselben  ausserordentlich  viel  höher  ^^e- 
wescn  sein  müssen,  als  heute,  da  es  nuch  nicht  einmal  Windmühlen 
gab.  Hier  kann  daher  eine  Vergleichung  auch  zu  keinem,  der  Wahr- 
heit nur  entfernt  annäherndem  Resultat  führen.  Wollte  man  sie  aber 
dennoch,  ungeachtet  des  überaus  dürftigen  Materials,  anstellen,  so 
würde  selbst  jener  ausserordentlich  hohe  Mehlpreis  des 
Plinius  doch  auf  einen  sehr  niedrigen  Getreidepreis  hin- 
deuten. 

Im  Herbst  18G9  wurde  in  meiner  Kreisstadt  der  Sack  feinstes 
Weizenmehl,  zwei  Centner,  mit  9^/3  Thlr,  bezahlt,  der  Centner  also 
mit  4  Thlr.  25  Sgr. ;  der  Scheffel  Weizen,  a  90  Pfund,  kostete  3  Thlr., 
der  Centner  Weizen  hätte  also  3  Thlr.  10  Sgr.  gekostet.  Die  Fabri- 
kationskosten haben  also  diese  Art  Mehl  noch  nicht  um  die  Hälfte  des 
Getreidepreises  vertheuert. 

Andererseits  liefert  aber  M.  Chevalier  in  seinem  Cours  d"Eco- 
nomie  politique  Deux.  Legon  p.  63  sqq.  eine  Vergleichung  der  antiken 
und  der  modernen  Mehlfabrikationskosten.  Er  sagt:  Im  Alterthum 
hätte  es  Eines  Menschen  bedurft,  um  für  25  Menschen  das  Getreide 
zu  mahlen;  heute,  bei  dem  vorgeschrittenen  Mahlverfahren  bedürfe  es 
nur  Eines  Menschen,  um  für  3600  das  nöthige  ^lehl  zu  liefern  -**).  Er 
berechnet  also  den  Fortschritt  in  der  Mehlfabrikation  auf  1  :  144. 
Wollte  man  also  dies  Verhältniss  dem  mittleren  Mehlpreis  des  Pli- 
nius zum  Grunde  legen,  würde  ein  Modius  siligo-Korn  sogar  nur  l'/s 
Ass  gegolten  haben,  was  indessen  für  diese  Zeit  nicht  denkbar  ist.  — 
Chevalier 's  Rechnung  kann  also   nicht  ganz  richtig  sein  ^'^j.     Wenn 


28)  Chevalier  meint,  wenn  man  in  der  Kaiserzeit  die  Bevölliernng  Roms 
auf  1  Million  annehmen  wolle,  so  halle  es  Tag  aus  Tag  ein  der  Arbeil  von  40,000 
Sciaven  hedurft ,  um  das  Melil  für  diese  Bevölkerung  zu  malilen. 

29)  Ich  habe  hier  freilich  angenommen ,  dass  die  .Mehlfabrikalionskosten  sich 
stets  in  einer  Quote  des  Gelreidewerthes  ausdrücken,  was  auch  bei  unserii  Wind- 
mühlen, welche  immer  den  12.  Theil  „meUen",  richtig  ist.  Bei  unsern  grossen 
Wasser-  und  Dampfmühlen   wird  dies  indessen    nicht    zutreffen,    da    hier    die  Fabri- 
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sie  aber  auch  nur  annähernd  richtig  ist,  so  ist  doch  auch  aus  dem 
Mehlpreis,  den  Plinius  als  einen  mittleren  angiebt  und  der  in 
der  That  sehr  hoch  ist,  doch  jedenfalls  auf  einen  weit  niedrigeren 
mittleren  Getreidepreis  zu  schliessen,  als  wie  Fr.  annimmt.  Der  Schluss 
würde  den  verhältnissmässig  niedrigen  Getreidepreis  bestätigen,  der 
aus  dem  Alimenten  betrag  der  Stiftungen  Trajan's  und  der  Macrina 
zu  folgern  ist. 

Zu  A.  1.  glaube  ich  es  also  wahrscheinlich  gemacht  zu  haben,  dass 
sich  aus  den  Preisnotizen,  die  Friedländer  für  die  Zeit  von  Nero 
bis  Trajan  bringt,  k e i  u  D  u  r  c h  s  c  h  n  i  1 1  s  p  r  e i  s  von  4  —  5  und  5  S e s t. 
entnehmen  lässt ,  dass  vielmehr  die  Notiz,  auf  die  Fr.  das  meiste  Ge- 
wicht zu  legen  scheint,  der  Alimentenbetrag  der  Trajansstiftung  auf 
einen  kaum  halb  so  hohen  Preis  schliessen  lässt. 

Zu  A.  2.  kann  ich  mich  kürzer  fassen,  nachdem  ich  Eingangs 
dieser  Abhandlung  weitläufig  ausgeführt,  dass  nur  der  natürliche 
Getreidepreis  einen  Maassstab  für  den  Sachwerth  des  Geldes  ab- 
geben kann,  dass  aber  selbst  die  Durchschnittspreise  Roms  und 
Italiens  um  die  Zeit  Nero's  und  Trajan's,  wenn  sie  auch  keine  immer- 
fort durch  die  Staatsgewalt  erkünstelte  und  dabei  noch  den  eigen- 
thümlichsten  Schwankungen  ausgesetzte  Preise  gewesen  wären ,  wie  sie 
es  doch  in  der  That  waren,  —  bei  den  hohen  Transportkosten,  die  in 
ihnen  enthalten  sind ,  die  Eigenschaft ,  zu  einem  solchen  Maassstab  zu 
dienen,  vollständig  verloren  hatten.  Wäre  also  selbst  Fr. 's  Durch- 
schnittspreis richtig  —  es  müsste  noch  viel  davon  abgezogen  werden, 
ehe  er  zu  solchem  Maassstab  brauchbar  würde.  Wie  viel,  —  dürfte 
aber  nicht  zu  ermitteln  sein. 

B.  Mir  scheint  aber  auch,  dass  Fr.  in  den  Vergleichungs- 
p unkten  der  damaligen  und  der  heutigen  Kornpreise  fehlgegriffen  hat. 

Zur  Erlangung  eines  gemeinschaftlichen  Maassstabes  für  den  Sach- 
werth des  Geldes  für  das  Alterthum  und  dici  Neuzeit  vergleicht  Fr. 
mit  einander  die  Preise 

a)  von  Weizen  und  Roggen; 

b)  aus  einem  6  3jährigen  und  einem  4jährigen  Zeitraum; 

c)  in  einem  kor  nein  führ  enden    und    einem   kornausführen- 
den Lande; 

d)  für  die  Zeit   der  höchsten   materiellen  Blüthe   des   einen 
Staats,  wo  Bevölkerung,  Reichthum,    Productpreisc  verhältniss- 

kationskosteii  bei  hohen  und  niedrigen  Gelreidepreisen  {gleich  hereihnet  «erden  diirf- 
len.  Aber  auch  dniin  koniinl  ki-inenlMlIs  bei  den  lioheii  !\Ielil])reisen  des  Plinius 
ein  hoher  Gelreidepre is ,  bei  media  annona,  lieraus. 


n  i  nudh.riii.s, 

iniissit;  lioch  >t.('li('ii .  iiml  die  Zeit  ciiiei'  u  ii  l  l' r^^co  rd  not  crun 
K  n  t  w  i  c  k  1 11 II 14  s  s  t  u  IC  dos  andern  Staats,  wo  Hovölkening,  iicich- 
thuin,   l'roduct preise  veiiKiltuissiuäs.sig  iiiedri;^  stehen. 

Icli  t^laube  indessen,  diiss .  zu  dem  bcahsicli t i^ten  /weck, 
eine  solche  Verf^leichunu,  in  jeder  d(.'r  hervorgehobenen  He- 
/iehunt.,'en,  unzuhissiu  ist. 

a)  Zu  der  Verj^leiehnnt,'  von  Wfi/en  und  Ku^ycn  .sagt  Fr.: 
»Zur  liestininiung  des  rehitiven  (ieidwertlis  nnissen  aber  die  l'reise  der 
Getreidearten  verglichen  werden,  die  das  Brodkorn  liefern,  weil  nur 
so  sich  ergiebt .  an  welchem  Ort.  resp.  zu  welcher  Zeit  mit  derselben 
(jeldsumme  eine  grössere  Anzahl  von  Menschen  ernährt  werden  kann  ; 
das  Brodkorn  ist  aber  bei  uns  nicht  Weizen  sondern  Roggen.«  Ich 
glaube  nicht,  da.ss  das  richtig  ist.  —  denn  man  würde,  bei  diesem 
(jirundsatz,  für  die  Kartotiel  in  Irland  und  den  Reis  in  Bengalen  zu 
unzutreffenden  Resultaten  gelangen  —  allein  ich  will  es  hier  zugeben. 
Aber  jedenfalls  ist  dann,  und  nur  deshalb,  »weil  nur  so  sich  ergiebt, 
an  welchem  Ort  und  mit  welcher  Geldsuinme  eine  grössere  Anzaiil  von 
Menschen  ernährt  werden  kann«,  vorher  noch  der  .Valiruiigswcrt  li 
von  Weizen  und  Roggen  auszugleichen.  Das  wird  dann  eben- 
falls zuzugeben  sein.  —  Nach  unserer  »Technischen  Instruction  für 
Oekonomie-Commissarien« ,  nach  welcher  alle  unsere  Separationen  und 
Ablösungen  geregelt  werden  —  §•  lö  —  verhält  sich  aber  der  Werth 
von  Roggen  und  Weizen  wie  12  zu  IG.  Der  von  Fr.  angenommene 
Roggenpreis  würde  also  schon  aus  diesem  Grunde  um  SS'/sVo  ^u  er- 
höhen sein. 

bj  Es  dürfte  auch  unzulässig  sein,  4jährige  Durchschnittspreise  mit 
solchen  zu  vergleichen ,  die  einer  Oojährigen  Periode  entnommen  sind. 
Denn  in  einem  kurzen  Zeitraum  können  zufällige  und  vorübergehende 
Umstände,  sei  es,  den  Preis  steigernd,  sei  es,  ihn  erniedrigend,  ein- 
wirken ,  die  sich  in  einem  langen  Zeitraum  ausgleichen.  Man  darf 
daher  nur  Preise  aus  gleich  langen  Perioden  gegen  einander  tiberstellen. 
Dreiundsechszigjährigc  Durchschnittspreise  aus  der  neuesten  Zeit ,  oder 
auch  nur  höchster  und  niedrigster  Preis  aus  einem  (iojährigen  Zeitraum, 
würden  sich  aber  ganz  anders  stellen,  als  die  von  Fr.  herausgegriffenen 
Preise  des  Zeitraums  von  1861  bis  1865.  Für  einen  so  langen  Zeit- 
raum liegt  mir  für  Königsberg  augenblicklich  das  Material  nicht  vor. 
Aber  es  bedarf  dessen  auch  nicht.  Schon  eine  andere  kurze  Bemerkung 
wird  zum  Beweise  genügen,  dass  die  Periode  von  1861 — 65  zu  keiner 
richtigen  \'ergleichung  mit  den  Preisen  jener  römischen  63jährigen 
Periode  geeignet   ist.     Die  Jahre  63  und  64   waren  nämlich   die  wohl- 
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feilsten  Kornjahre,  die  Norddeutschland  seit  1850  gehabt  hat.  Die 
vorangehenden  beiden  Jahre  61  und  62  hatten  zwar  hohe  Preise.  Aber 
Fr.  hätte  nur  noch  drei  Jahre,  nämlich  bis  1867,  weiter  zu  greifen 
brauchen ,  um  einen  noch  viel  höheren  lioggenpreis  für  Königsberg  zu 
finden,  als  den  von  60  Sgr.  für  November  1861.  Die  Zeitschr.  des 
Königl.  Preuss.  Stat.  Bureaus  von  Engel  1867  Nr.  7,  8  und  9  giebt 
nämlich  für  1867  den  Roggenpreis  in  Königsberg  für  Mai  auf  70  Sgr., 
Juni  71  und  Juli  8  0  Sgr.  an.  Wollte  mau  von  1865  bis  1855  zurück- 
gehen, so  würde  sich  aus  diesem  11jährigen  Zeitraum  noch  ein  weit 
höherer  Preis,  als  80  herausstellen.  Nimmt  man  aber  auch  nur  die 
siebenjährige  Periode  von  1861  bis  1867  an,  so  steht  auch  dann  schon 
der  höchste  Roggen  preis  in  Königsberg  nicht  »erheblich  tiefer«,  son- 
dern erheblich  höher  (ungefähr  15  7o)  als  der  von  Fr.  auf  68  Sgr. 
angenommene  höchste  römische  Weizenpreis  in  der  Zeit  von  Nero  bis 
Trajan.  Dass  aber  von  1865  bis  1867  der  Sachwerth  des  Geldes  um 
15  "/o  gesunken  sei,  wird  man  nicht  behaupten  wollen.  Zu  den  33  "/o, 
die  man  schon  wegen  des  höheren  Nahrungswerths  des  Weizens  zu  dem 
von  Fr.  zu  Grunde  gelegten  Roggenpreis  hinzurechnen  musste,  würden 
noch  abermals  15Vo  zuzuschlagen  sein. 

c)  Unzulässig  zu  dem  beabsichtigten  Zweck  scheint  ferner,  die 
Preise  aus  einem  kornausführenden  und  einem  korneinführen- 
den Lande  zu  vergleichen.  —  Rom  war  eine  der  grössten  Importstädte, 
die  es  je  gegeben;  setzen  wir  statt  Königsberg  Danzig,  was  keinen 
grossen  Unterschied  ausmacht,  so  ist  Danzig  eine  der  grössten  Export- 
städte, die  es  je  gegeben.  Lediglich  der  Transportkosten,  der  Ver- 
sicherungskosten und  aller  Handelsspesen  wegen,  die  die  Ueberführung 
von  Getreide  aus  einem  getreidereichen  Exportland  in  ein  getreide- 
bedürftiges Importland  verursacht,  aber  nicht  der  Verschieden- 
heit des  Sachwerths  des  Geldes  wegen,  werden  die  Getreide- 
preise in  dem  einen  Lande  höher  stehen,  als  in  dem  andern.  Wie  sich 
in  der  neueren  Zeit  diese  Differenz  zwischen  der  grössten  Importstadt 
—  London  —  und  dieser  grossen  Exportstadt  —  Danzig  —  stellt, 
habe  ich  oben  für  einen  125jährigen  Zeitraum  gezeigt.  Sie  beträgt 
mindestens  50  %  des  Preises  der  Exportstadt.  Im  Alterthum  waren 
Schifffahrtskosten ,  Assecuranz  und  Spesen  —  wegen  des  niedrigen 
Standes  der  Nautik  und  des  höheren  Standes  des  Zinsfusses  —  sicher- 
lich nicht  niedriger,  sondern  höher  als  heute  —  natürlich  im  Vergleich 
zum  Kornpreise.  Die  Differenz  zwischen  den  Preisen  von  Rom  einer 
Seits,  und  von  Alexandrien,  Carthago  und  Tarraco  anderer  Scits  wird 
also  noch  eher  mehr  als  50  "/o  des  Preises  der  Exportstadt  als  weniger 
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betrafen  liabcii.  \ Oii  di-iii  \üii  I'i'.  l'ür  lioin  lierccliiictrii  N\  eizciiprcis 
iiiüssten  also  danacli  iiiiii(l(\stnns  S-S^g  abgezüj^jeu ,  odor,  uii»  dem  bis- 
herigen Reclimuigsinudiis  treu  zu  bleiben,  müssen  abermals  ÖO^o  zu 
dem  angenommenen  Königsberger  Iidggcnjireis  zugeschlagen  werden. 
Damit  haben  wir  aber,  um  auch  nur  annähernd  einen  richtig  ver- 
gleichenden Maas.sstai)  des  Sachwerths  des  Geldes  für  di(!  heutige  Zeit 
zu  gewinnen,  schon  eine  Krhölunig  von  zll^amlnen  ca.  lOO»,,  (antreten 
las.sen  müssen. 

d)  Endlich,  scheint  mir.  darl  man  /u  dem  vorliegenden  Zweck, 
nur  aus  analogen  Entwickliuigspha.-icn  ver^chied('ller  Staaten  die  Ge- 
treidei)reise  mit  einander  vergleichen,  aber  nicht  aus  der  Zeit  der 
ülütlie  des  einen  und  einer  niedrigeren  Kntwicklungsstufe  des  andern. 
Denn  oben  ist  weitliiutig  ausgeführt,  da.ss  unter  den  bisherigen  Kigen- 
thumsverhältnissen  das  Leben  mit  steigender  socialer  Entwick- 
lung Iheuerer  wird,  was  sich  namentlich  in  den  Preisen  aller  land- 
wirthschaftliclien  Producte  ausspricht.  Der  Sachwerth  tles  Geldes 
kann  aber  ganz  unbendirt  von  dieser  Kornineissteigerung  bleiben. 
denn,  wenn  die  Minen  zur  Zeit  der  Blüthe  des  Staates  noch  zu  gleichen 
oder  gar  geringeren  Pruductionskosten  Edelmetall  liefern,  wie  auf  jener 
niedrigeren  Entwicklungsstufe,  so  ist  der  Sachwerth  des  Geldes  in  der 
Regel  gleich  geblieben  oder  sogar  noch  gefallen,  und  nur  der  Sach- 
werth des  Getreides  ist  gestiegen.  Auch  aus  diesem  Grunde  ist 
also  die  Vergleichung  ostpreussischer  Preise,  selbst  aus  der  heutigen 
Zeit,  mit  den  römischen  Preisen  der  Nero-Trajanischen  Zeit  unzu- 
lässig. Die  Provinz  Preussen  ist  diejenige  Provinz  Norddeutschlands, 
in  welcher  die  sociale  Entwicklung,  die  hier  in  Rede  steht,  am  wenig- 
sten fortgeschritten  ist,  in  der  das  Leben,  im  obigen  Sinne,  am  wohl- 
feilsten ist.  Das  erkennt  man  schon  bei  einer  Vergleichung  ihrer 
Preise  mit  denen  der  Rheinprovinz,  wo  die  Entwicklung  in  dieser 
Richtung  schon  weiter  vorgeschritten  ist.  Die  Differenz  ist  nicht  un- 
bedeutend ,  denn  die  ostpreussischen  Getreidepreise  sind  immer  die 
niedrigsten  im  ganzen  preussischen  Staat.  Nach  den  mir  zur  Hand 
befindlichen  Notizen  —  Dieterici,  Statist.  Uebers.  1.  Th.  S.  268 
und  Engel  a.  a.  0.  S.  249  —  betrugen  sie  für  Roggen  pro  Scheifel 
und  in  Silbergroschen: 

1831.  1832.  1833.  1834.  1835.  183(i.  18^;;.  18??. 
in  der  Prov.  Preussen  42/.^  'Sd^^  83y..-  32,»y  33^%  23/^  52^.^^  SS^'j 
in  der  Rheinprovinz  .  68/2  65  ^'^  43-j\  36^^  37  ,»5  38|§  56  73|a 
Der  Durchschnitt  ergiebt  —  mit  Weglassung  der  Pfennige  jedes  Jahres- 
preises : 
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für  die  Provinz  Preussen  39  Sgr., 

für  die  Piheinproviiiz  .  .  52  Sgr., 
also  abermals  SS'/aVo-  vliu  die  der  ostpreiissische  Roggenpreis  erhöht 
werden  müsste,  um  nur  den  Unterschied  der  socialen  Entwicklung,  der 
schon  zwischen  Ostpreussen  und  Rheinland  in  dieser  Beziehung  be- 
steht, auszugleichen.  Aber  zur  Aufhebung  dieses  Unterschiedes  zwischen 
Königsberg  und  Rom  würden  SSVaVo  ^och  lange  nicht  genügen,  denn 
die  Rheinprovinz  führt  noch  nach  Holland  und  P)elgien  aus.  —  Es 
giebt  in  der  That  heute  nur  ein  Land,  das  mit  dem  damaligen  Rom 
in  Parallele  zu  stellen  wäre,  —  das  ist  England.  London  mit  Eng- 
land verhält  sich  heute  und  in  vorliegender  Beziehung  zu  den  übrigen 
Ländern  der  Erde  ungefähr  so,  wie  damals  Rom  mit  Italien  zu  seinem 
orbis  terrarum.  Hier  in  London  und  England  allein  sind  die  betreffen- 
den Zustände  den  damaligen  und  dortigen  analog.  Hier  findet  eine 
ähnliche  Aufhäufung  von  Bevölkerung  und  Reichthum  statt;  hier  ist 
derselbe  Gegensatz  von  Pauperismus  und  Opulenz;  hier  besteht  ein 
analoges  Anbauverhältniss  des  Bodens  in  Beschränkung  der  Production 
von  Brodstoffen  und  Ausdehnung  von  Fleischproduction  und  Luxus- 
culturen;  hier  werden  deshalb  gleichfalls  Getreide-  und  Landbau- 
producte  aus  allen  Theilen  der  Welt  importirt;  hier  herrscht,  mit 
einem  Wort,  dasselbe  t heuere  Leben,  wie  damals  verhältnissmässig 
in  Rom.  Deshalb  übersteigen  auch  noch  die  englischen  Preise  die 
höchsten  norddeutschen  sehr  bedeutend.  Dieterici  a.  a.  0.,  Erste 
Fortsetzung,  enthält  S.  204  eine  vergleichende  Uebersicht  der  Weizen- 
preise in  Berlin  —  der  grössten  Consumstadt  Norddeutschlands  — 
und  England,  aus  dem  fünfzigjährigen  Zeitraum  von  1791  bis  1840. 
Der  Durchschnitt  mit  Weglassuug  der  Pfennige  der  Jahrespreise  er- 
giebt  für  den  preuss.  Scheffel  und  in  Silbergroschen  einen  Preis  für 
Berlin  von  2  Thlrn.  7  Sgr.,  für  England  von  4  Thlrn.  Deshalb  durf- 
ten von  Fr.,  um  Preise  aus  nur  einiger  Maassen  analogen  Zuständen 
einander  gegenüberzustellen,  nur  Getreidepreise  aus  London  und  Eng- 
land zum  Maassstab  für  den  heutigen  Sachwerth  des  Geldes  genonnnen 
werden.  Um  so  mehr,  da  auch  in  England  Weizen  das  Hauptbrod- 
korn ist.  Auch  dann  nuiss  man  noch ,  wenn  man  für  Rom  einen  63- 
jährigen  Durchschnitt  anninnnt,  für  England  einen  (jSjährigen  Durch- 
schnitt annehmen,  aber  darf  nicht,  wie  J  a  c  o  b  und  D  u  r  e  a  u  d  e  1  a  M  alle 
thun,  einer  blos  zehnjährigen  Periode,  —  von  1820  bis  1830  — 
in  welcher  die  Preise  niedriger  waren,  als  30  Jahre  vorher  und  30 
Jahre  nachher,  das  Maass  entnehmen.  Ich  komme  auf  diese  Preise 
unten,  wo  ich  J.  und  D.  d.  1.  M.  zu  berichtigen  suche,  zurück.   Genug, 


41«  Hodbcrlus, 

jedeiil'iills  wird  man  ziif^chcn  imissoii .  dass,  wenn  seihst  der  von  Fr. 
filr  lloni  lind  die  Ncro-'Jrajanisclio  Zeit,  statiiirte  Wei/ciipreis  richtig 
wäre  —  was  mir  •;anz  unbewiesen  /ii  sein  sclioint  —  man  doch  un- 
gleiches Maass  und  (ie wicht  anwendet,  wenn  man  diesem 
\Veizeni»reisc,  /iir  llrmittlung  des  verliultnis.smässif,'en  Sachwerths 
des  Geldes  bei  uns,  einen  vierjährigen  Roggen jn-eis  in  Königs- 
berg gegenül)erstellt.  —  Aber  wer  verbürgt  nun  gar  die  liichtigkeit 
des  von  Kr.  angenommenen   VVeizenpreisesV  — 

in  der  That,  bei  der  bis  zur  Unmöglichkeit  schwierigen  Ermittlung 
des  natürlichen  (ietreidepreises  im  Alterthum.  niu.ss  man  zur  Ije- 
urtheilung  des  verhältnissmässigen  Sachwerths  des  Geldes  in  der  da- 
maligen und  heutigen  Zeit  zu  andern  Mitteln  seine  Zuflucht  nehmen 
als  zur  Vergleichung  der  Getreidepreise. 

Diese  andern  Mittel  können  nur  darin  bestehen ,  dass  man  den 
Werth  des  Edelmetalls,  je  im  Alterthum  und  in  der  Neuzeit,  an  sich 
selbst  prüft  und  dann  mit  einander  vergleicht;  mit  andern  Worten, 
dass  man  die  Gründe  untersucht,  die  damals  wie  heute  die  Verkehren- 
den bestimmten ,  dem  Edelmetall  einen  hohen  oder  niedrigen  Werth 
beizulegen ,  d.  h.  verhältnissmässig  wenig  oder  viel  Metall  für  alle 
anderen  Waaren  hinzugeben. 

Hierüber  —  ob  man  wenig  oder  viel  Metall  für  andere  Waaren 
hingiebt  —  werden  zwei  Momente  entscheiden : 

erstens,  die  Productionskosten  des  Edelmetalls, 
zweitens,  das  Bedürfniss  nach  Edelmetall. 

Dass  die  Productionskosten  ein  durchschlagendes  Element  des 
Tauschwerths  jeder  Waare  und  also  auch  des  Edelmetalls  sind,  na- 
mentlich wenn  Freiheit  des  Verkehrs  besteht  und  zugleich  kein  natür- 
liches Monopol  die  Production  beschränkt,  leuchtet  ohne  Weiteres 
ein,  denn  weder  producirt  Jemand  in  irgend  einer  Branche  immerfort 
zu  seinem  Schaden ,  noch  gestatten  die  Andern ,  dass  er  es  immer- 
fort in  seiner  Branche  mit  grösserem  Vortheil.  als  sie  in  den  ihrigen, 
thut. 

Beim  Bedürfniss,  als  dem  andern  bestimmenden  Moment  des 
Edelmetalls,  ist  mehr  hervorzuheben. 

Bei  einer  Waare,  die,  wie  das  P^delmetall,  als  Geld  fungirt,  kom- 
men zwei  Verschiedenartige  Bedürfnisse  in  Betracht,  die  zu  dieser 
Bestimmung  mitwirken:  einmal,  das  Bedürfniss  Behufs  eines  con- 
sumtiven  Gebrauchs,  als  eines  Genussmittels,  wie  anderer  Genuss- 
mittel, zweitens,  das  Bedürfniss  Behufs  seiner  Circulation  zum 
W  a  a  r  e  n  u  m  t  a  u  s  c  h. 
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Nach  der  Zusammenwirkung  jener  beiden  Elemente  —  der  Pro- 
ductionskosten  und  dieses  doppelten  Bedürfnisses  —  wird  die  Ent- 
scheidung über  den  Sachwerth  des  Geldes  ausfallen. 

Tritt  ein  verhältnissmässig  starkes  Bedürfniss  nach  Edelmetall  zu 
verhältnissmässig  hohen  Productionskosten  hinzu .  so  muss  dies  jeden- 
falls bewirken,  dass  der  Werth  des  Edelmetalls  hoch  steht,  dass  man 
also  für  verhältnissmässig  kleine  Quantitäten  Metall  verhältnissmässig 
viel  andere  Waaren  bekonmit,  dass  also  auch  der  Sachwerth  des  Geldes 
hoch  steht.  Umgekehrt  natürlich,  wenn  zu  einem  verhältnissmässig 
geringem  Bedürfniss  auch  geringe  Productionskosten  treten. 

Das  eine  Element  kann  aber  auch  das  andere  paralysiren. 

Ein  starkes  Bedürfniss  nach  Edelmetall  kann  den  Werth  desselben 
über  den  Productionskostenbetrag  hinaus  steigern,  und  also  verhältniss- 
mässig niedrige  Productionskosten  in  Bezug  auf  den  Werth  des  Pro- 
ducts unwirksam  machen.  Dagegen  kann  ein  geringes  Bedürfniss  nach 
Edelmetall  nicht  wohl  dessen  Werth  auf  die  Dauer  unter  die  Pro- 
ductionskosten hinabdrücken,  denn  man  würde  aufhören,  es  zu  pro- 
duciren. 

Wiederum  können  niedrige  Productionskosten  des  Edelmetalls  und 
damit  verbundene  vermehrte  Ausbeute  der  Minen  dem  aus  einem  star- 
ken Bedürfniss  entspringenden  Impulse  zur  Werthsteigerung  mit  Erfolg 
entgegenwirken  und  also  dennoch  den  Werth  niedrig  halten.  Dagegen 
können  wieder  hohe  Productionskosten  dem  aus  einem  schwachen  Be- 
dürfniss nach  Edelmetall  entspringenden  VVerthdruck  desselben  nicht 
wirksam  entgegentreten,  die  Minenbesitzer  würden  Edelmetall  auf  dem 
Lager  behalten  oder  werden  es  unter  dem  Kostenpreis  abgeben  müssen. 

Nach  diesen  allgemeinen  Grundsätzen  muss  sich  auch  für  ver- 
schiedene Zeitalter  klar  herausstellen,  in  welchem  der  Sachwerth  des 
Geldes  grösser  oder  geringer  ist. 

Ist  das  Bedürfniss  nach  Edelmetall  in  dem  einen  Zeitalter  nicht 
schwächer  als  in  dem  andern,  sind  aber  die  Productionskosten  dort 
höher  als  hier,  so  nuiss  dort  ganz  entschieden  auch  der  Sachwerth  des 
Geldes  höher  sein ,  als  hier.  Und  ist  in  dem  andern  Zeitalter  das 
Bedürfniss  nach  Edelmetall  nicht  stärker,  als  in  dem  ersteren,  sind 
aber  dabei  die  Productionskosten  viel  niedriger,  so  muss  in  diesem 
andern  Zeitalter  der  Sachwerth  des  Geldes  auch  viel  niedriger  stehen. 
Bei  ungefähr  gleicher  Intensität  des  Bedürfnisses  nach  Edelmetall  ent- 
scheiden also  über  den  Sachwerth  des  Geldes  inuner  die  Productions- 
kosten des  Edelmetalls.  Und  zwar  entscheiden  sie  über  diesen  Werth 
um   so   mehr  nach    ihrer   eigenen   Richtung  hin,  je  mehr  ihre 
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IIölic  mit  (lor  Stärke  des  Bcfliirfnisscs  liberein-tinuiit .  zu  hohen  Pro- 
(hictioiispreisen  ein  starkes  liedililniss.  zu  nicdri^'cn  I'roductioiispreisen 
ein  schwaches  Bedürfniss  tritt.  — 

Ich  hcliaupte  nun  —  wenn  auch  in  den  vorlicj^'cndtMi  I'ieziehunf^'en 
l'ilr  (las  Alteitluun  die  Quellen  noch  so  dürftig  Hiessen  —  wir  besitzen 
(loch  der  allgemeinen  Daten  genug,  um  zu  erkennen: 

I.  da  SS  die  Prod  u  et  ions  kosten  des  Kdeimetalis  im 
Alterthum  ausseroi-den  tl  i  ch  viel  höher  als  in  der 
Neuzeit  gewesen  sind; 
II.  da  SS  auch  das  Bedürfuiss  nach  Edelmetall  im  Al- 
terthum eher  stärker  als  schwächer  denn  in  der 
Neuzeit  gewesen  ist. 

(Soliluss  folgt  im   nüclisten  Bande.) 
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IX. 
Zeitschrift  des  könig^lich  balrischen    statistischen  Bureaus. 

Redi^irt  von    dessen   Vorstand   Dr.  Georg  Jüayr.    Erster  Jahr- 
gang.   1869.     Nr.  1  und  2. 

Die  Veröffentlichungen  des  königlich  bairischen  statistischen  Bureaus 
haben,  auch  seitdem  die  Anstalt  nicht  mehr  ui»ter  Hermann's  Leitung 
steht,  nicht  aufgehört,  den  soliden  und  bedeutenden  Charakter  zu  bewahren, 
welchen  dieser  unvergessliche  Mann  der  ganzen  bairischen  Statistik  auf- 
gedrückt hat.  Und  gerade  ist  Hermann 's  Tod  in  eine  Zeit  gefallen,  in 
welcher  sich  ein  neuer  Aufschwung  der  bairischen  Statistik  vorbereitete. 
Dieser  hat  sich  seitdem  vollzogen  durch  die  Einsetzung  einer  statistischen 
Centralcommission ,  die  bessere  Dotirung  des  Bureaus,  die  Gründung  neuer 
Publikationsorgane.  Die  statistische  Centralcommission  ist  im  Januar  1869 
in's  Leben  gerufen  und  besteht  gegenwärtig  aus  acht  ordentlichen  3Iitgliedern 
(den  Vertretern  der  Ministerien  und  dem  Bureauvorstande)  und  einem  ausser- 
ordentlichen. Sie  soll  sich  regelmässig  ein  Mal  im  Monat  versammeln  und 
hat  folgende  Befugnisse  :  1)  neue  statistische  Erhebungen,  sowie  Ergänzungen 
der  Beschrankungen  der  bisherigen  zu  beantragen  ;  2)  vorzuschlagen,  welchen 
Antheil  an  den  allgemeinen  statistischen  Erhebungen  jedes  Staatsministerium 
zu  übernehmen,  dann:  ob  und  wie  weit  die  letzten  Zusammenstellungen 
das  statistische  Bureau  oder  das  betr.  Staatsministerium  zu  maclien  hat; 
3)  die  Formulare  zur  Ermittelung  der  statistischen  Daten  zu  berathen  und 
im  Einverstäiidniss  mit  den  bezüglichen  Staafsministerien  festzustellen ;  4)  dar- 
über zu  wachen,  dass  das  eingehende  Material  im  statistischen  Bureau  ge- 
sammelt, geprüft,  bearbeitet  und  veröffentliclit  werde;  5)  den  Staatsminisle- 
rien  die  ihnen  benöthigten  statistischen  Aufschlüsse  auf  kürzestem  Wege 
und  in  möglichster  Vollständigkeit  zu  liefern ,  die  von  denselben  in  dieser 
Beziehung  ihr  zukommenden  Auftiäge  zu  vollziehen  und  über  vorgelegte 
Fragen  Gutachten  zu  erstatten;  6)  in  jeder  Richtung  dahin  zu  streben,  dass 
ein  einheitliches  Zusammenwirken  zwischen  den  verschiedenen  Zweigen  der 
Staatsverwaltung  und  der  administrativen  Statistik  Statt  finde.  Diese  der 
Commission  vorgezeichneten  Zwecke  werden  gewiss  erreicht  werden,  wenn 
die  Tlieilnahme  der  Behörden  an  den  Arbeilen  des  Bureaus  eine  den  bis- 
herigen Leistungen  desselben  entsprechende  ist.  Und  diese  Leistungen  sind 
um  so  mehr  hervorzuheben  ,  als  sie  mit  Mitteln  ausgeführt  wurden ,  welche 
offenbar  nur  bei  sehr  energischer  und  geschickter  Arbeitsanwenduiig  dazu 
ausreichen  konnten.  Mit  5500  FI.  hätten  Wenige  Aehnliches  geschaffen, 
und  auch  die  jetzige  Dotation  von  9500  Fl.  erscheint  den  Leistungen  und 
Aufgaben  des  Instituts  noch  wenig  entsprechend.  Aber  wenigstens  zcMigt 
doch  die  Einsetzung  der  Centralcommission  und  die  Erhöhung  der  Dotation 
von  einer  Werthschälzung  der  Statistik  an  massgebender  Stelle,  welche  das 
XIV.  28 
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H(;sl(!  Iiolloii  Ihssl.  Diese  Vcriiii(l(!rnin{cii,  iiml  iiiirni;iilli(  li  die  iiumnclir  Iht- 
ticstclllc  vimv\i\  V('rl)iiiilutiir  des  slutislisclicn  liiircHiis  mit  den  samriilliclicii 
MiiiistericMi  ,  liiiheii  dusscllie  nun  uiicli  hewuf^t-n  und  in  den  Stund  trcset/.t, 
eine  Kiweiterunff  seiner  ruhlikalionen  eintreten  zu  lassen.  Zu  den  bisherigen 
/.vvun^^iosen  liellen  (uucli  in  diesen  .lulMhucliern  schon  oller  besprochen :  s. 
nutnentlicli  1806  Bd.  VI)  werden  sich  l'ortan  \)  ein  jährlich  herauszugehen- 
der statistischer  Ahriss  für  das  Königreich  iJaiern  und  2)  eine  alle  drei 
Monate  erscheinende  Zeilschril't  des  Köniuilichen  statistischen  IJiireaus  iresellen. 
Die  ersten  htideu  Hefte  fiir  das  zweite  llalhjulir  des  Vorjahres  haben  uns 
den  Titel  zu  dieser  Bcsprechunjr  geliefert  und  wir  freuen  utis,  conslalireu 
zu  können,  dass  der  Inhalt  derselben  «ranz  den  Hrwartungen  entspricht, 
welche  wir  von  bairischen  \  eröllenllichuugen  zu  hegen  gewohnt  sind.  Das 
bairische  Bureau  hat  sich  von  jeher  nicht  nur  durch  die  Güte,  sondern  auch 
die  Schnelligkeit  seiner  Publikationen  ausgezeichnet  und  der  izrösste  Ibeil 
der  Beiträge,  welche  in  den  vorliegenden  Heften  geliefert  »erden,  kann 
sieh  dieses  Vorzuges  gleichfalls  im  höchsten  Maasse  rühmen.  \N'as  die  auf 
den  140  Folioseilen  behandelten  (jlcirenstände  selbst  betrilft,  so  sind  die- 
selben natürlich  dem  Zweck  einer  solchen  Zeitschrift  gemäss  zu  verschieden, 
um  sich  zu  einer  zusammenfassenden  Besprechung  zu  eignen.  Wir  miisseii 
uns  deshalb  begnügen,  den  Inhalt  der  hauptsächlichen  Artikel  hier  anzu- 
führen. Im  ersten  Hefte  findet  sich  unter  Anderem  Folgendes :  Die  Fllie- 
schliessungen  1862—1868;  Mobiliarfeuerversicheruu!»'  1865—1868;  die  l'r- 
wablen  zur  baierischen  Kammer  und  zum  Zollparlament:  Bierbrauereien, 
Branntweinbrennereien  u.  s.  w.  1868;  Ein-  und  Auswanderungen  1860  bis 
1868.  Im  zweiten  Heft:  Die  Bevölkerung  von  München  nach  Alter  und 
Civilstand  bei  der  letzten  Volkszählung;  das  Armenwesen  in  Baiern  1868; 
Sparkassen  1868;  Immobiliarfeuerversicheruug  1843  —  1868:  Bergwerks-, 
Hütten-  und  Salinenbetrieb  1858—1868;  Tabakbau  1868  und  1869:  und 
in  beiden  Heften :  der  Verkauf  von  Getreide  auf  den  bairischen  Schrannen 
nach  Mengen  und  Durchschnittspreisen  für  die  ersten  9  .Monate  1869.  — 
Wir  haben  diesem  Allen  nur  noch  den  Wunsch  hinzuzufügen,  dass  es  dem 
königlich  bairischen  statistischen  Bureau  gelingen  möge,  so  erfolgreich  wie 
bisher  seine   Arbeiten   fortzusetzen.  H.   v.   S. 


X. 

Dr.   Otto    Brnsche,    Beitra;^    Kur    illetliode    der   Sterblicii- 
keitfiibereehnunf;^  und  Kiir  Mortalitäts-^^tatistik  Riisslaiidsi. 

31  it  einer  lithographischen   Ta  fei.     Würzburg  1870.     S».     60  Seilen. 

Das  Heft,  welches  zwei  Abhandlungen,  eine  theoretische  und  eine  prak- 
tische, enthält,  verdient  einige  Beachtung,  weil  hier  zum  ersten  31al  ein 
Schriftsteller,  der  nicht  Mathematiker  ist,  dennoch  Rücksicht  nimmt  auf  die 
so  leicht  fassbaren  Ergebnisse  der  mathematischen  Untersuchungen.  Es  ist 
nicht  die  Absicht  des  Verfassers,  etwas  i\eues  zu  bieten  (S.  3),  er  scheint 
vielmehr  nur  eine  Probe  seiner  Sachkennlniss  ablegen  zu  wollen  und  in 
diesem   Sinne   hat  er  mehr  als   das  Gebräuchliche  jreleistet. 

Die  erste  Abhandung,  nZuv  Methode  der  Sterblichkeitsberechnung",  soll 
den  Process  der  Bevölkerungsbewegung  klar  macheu.  Es  wird  daher  aus- 
einandergesetzt ,  dass  in  jedem  Zeitpunkt  Geborene  in  die  Bevölkerung  ein- 
treten   und    dass     in    jedem    Zeitpunkt    Sterbefälle   jedes   Alfers    vorkommen 
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können.  Daraus  folgt,  dass  sich  die  sog.  drei  Hauplgesammtheiten  der  Ver- 
storbenen wesentlich  von  einander  unterscheiden.  Der  Verfasser  betrachtet 
nur  den  Fall,  wo  die  Strecken,  welche  zur  Bestimmung  einer  Gesanimtheit 
dienen,  gleich   lang  sind   (nämlich  immer   1    Jahr  lang)   und   zeigt: 

1.  dass  die  aus  einem  Geburtsjahr  stammenden,  in  einer  einjährigen  Alters- 
classe  Verstorbenen  äu  suchen  sind  in  zwei  auf  einander  folgenden 
Sterbejahren ; 

2.  dass  die  aus  einem  Geburtsjahr  stammenden  in  einem  Kalenderjahr 
Verstorbenen  sich  in  zwei  einjährige  auf  einander  folgende  Alters- 
classen   vertheilen ; 

3.  dass  die  in  einem  Kalenderjahr  Verstorbenen  einer  einjährigen  Alters- 
classe  herstammen   aus   zwei  auf  einander  folgenden   Geburtsjahren. 

Es  wird  dann  das  Formular  mitgetheilt,  wonach  allein  es  möglich  ist,  die 
Sterbefälle  so  zu  erheben,  dass  man  zugleich  die  aus  einer  Generation  Ver- 
storbenen nach  Altersclassen  erhält.  Hieran  schliesst  sich  die  Erläuterung 
durch  eine  Zeichnung,  und  die  Anleitung,  wie  man  so  entstandenes  3Iaterial 
zur  Berechnung  der  Sterblichkeit  einer  Generation   zu   verwenden   habe. 

Ausser  den  Schriften,  die  der  Verfasser  im  Vorwort  erwähnt  hat,  wäre 
noch  zu  nennen  gewesen:  Zeuner,  Abhandlungen  aus  der  mathem.  Statistik. 
Leipzig  1869,  worin  auf  S.  45  fi".  dieselben  Entwickelungen  in  strengerer 
Fassung  gegeben  werden ,  und  wo  sogar  die  Grundzüge  der  graphischen 
Darstellung  des  Verfassers  bereits  vorkommen  (vergl.  a.  a.  0.  S.  51  die 
Figur,  insbesondere  die  XV-Ebene).  Uebrigens  soll  die  Selbständigkeit  des 
Verfassers   nicht  in   Frage  gestellt  werden. 

Vielleicht  ist  es  dem  Verfasser  angenehm,  nachträglich  auf  diesem  Wege 
zu  erfahren,  dass  auch  das  von  ihm  mit  Recht  in  Erinnerung  gebrachte 
Formular  bereits  einmal  praktisch  angewendet  ist;  Herr  Reg. -Rath  Dr. 
A.  Lange  hat  in  Anhalt  den  Versuch  gemacht  (vergl.  Knapp,  Sterblich- 
keit in  Sachsen.  Leipzig  1869.  S.  115  If.),  so  dass  es  ein  Leichtes  gewesen 
wäre,   die  allgemeinen   Beispiele  durch  Zahlenbeispiele  zu   vervollständigen. 

In  derselben,  soeben  angeführten  Schrift,  worin  noch  weniger  Gebranch 
von  den  jninpopulären"  mathematischen  Zeichen  gemacht  wird,  als  in  dem 
vorliegenden  Heft,  ist  (S.  12  IV.)  dargelegt,  dass  man  nicht  ausreicht,  wenn 
man  nur  das  Problem  5iSterblichkeit  einzelner  Generationen  nach  dem  Alter" 
zulässt;  sondern  dass  vielmehr  noch  andere  Probleme,  insbesondere  -Sterblich- 
keit in  einzelnen  Zeiträumen"  selbständig  daneben  bestehen.  .Nur  dadurch 
dürften  die  Unklarheiten  zu  vermeiden  sein,  welche  sich  in  der  zweiten  Ab- 
handlung  unseres   Werkleins   linden. 

Sie  ist  überschrieben  5,Zur  Morlalitäts  -  Statistik  Russlands"  und  giebt 
zunächst  Material  aus  den  Gemeinden  Ober-  und  i\  i  e  d  e  r-B  a  r  ta  n  in 
Curland,  welche  etwa   10,000  Einwohner   zählen,   und  zwar: 

Auszüge    über  die    in    jedem   Kalenderjahr   Geborenen    vom  Jahr    1737   bis 

1861  ;    ferner: 
Auszüge    iiber    die    im    Zeitraum     1834    bis     1861,    zusammengenommen. 
Verstorbenen   nach   einjährigen   Altersclassen. 

Ein  so  beschalVenes  Material  würde  geeignet  sein  zur  Lösung  folgender 
Aufgabe:  Aus  welcher  Sterblichkeit  erklären  sich  die  im  Zeitraum  1834  bis 
1861     Verstorbenen'.''     und    als    Hilfsmittel    bietet    sich    die    >og.    Anliiiltisclie 
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Alclhodfdur,  welche  in  K  ii  n  p  p  ,  l-jinillcliintr  «Ifr  Slerhlic  liktit.  I,i'i|»/.it^  1868. 
S.  80  II'.    i^cffcbeii    ist. 

Anstutt  .sich  aber  eiiit;r  Icslcii  Slul/.e  /.ii  bedienen  ,  reeiinet  der  N  er- 
JH-sscr  iin  (lern  Material  hcnnn  —  man  verzeihe  den  Ausdruck  —  wobei  er 
/.war  nicht  sinnlos  verführt,  aber  doch  in  allerlei  Dnnkellieiten  und  ZweiTel 
verstrickt  wird.  üie  Krj^ebniss«;  ents|)rechen  anlaniis  seinen  l'>\vartnn(^en 
nicht,  und  werden  daher  zum  zweiten  Mal  vnnij^ereclinel- :  zulet/.l  wird 
noch  die  von  Fischer  allerdinffs  empfohlene  .\iist,'leicliiinff  an<.n'\\ endet. 
und  so   eine    iMorlalitätslarel"   hergestellt. 

Ans  eigener  Krlahrniiir  weiss  der  Kel'erent,  dass  so}>ar  bei  NoIlUoiunien- 
stcr  Bekanntschaft  mit  den  Methoden  der  Messung  gleichwohl  das  Verarbeiten 
eines  gegebenen  Malerials  sehr  schwierig  ist ;  und  insofern  durfte  .Nachsicht 
am  Orte  sein,  wenn  man  sich  nicht  fragen  niusste:  warum  hat  der  Ver- 
fasser, der  noch  dazu  die  indirecten  Methoden  der  Messung  niclil  ganz  be- 
herrschte     -    warum   hat   er    liberhaupl   den    Versuch   gewagt? 

Und  dies  Bedenken  möchte  man  noch  stärker  empfinden .  wenn  neben 
der  mathematischen  Seite  noch  die  physikalische  Seile  des  Gegenstandes  er- 
wogen wird.  Was  bedeutet  eine  Sterblichkeitstafel  für  Bartau?  Während 
wir  wissen,  dass  die  Sterblichkeit  so  verschieden  ist  nach  den  Eigenschaften 
der  Individuen  und  auch  nach  den  Zeiträumen,  was  bedeutet  da  eine  —  wenn 
auch  noch  so  gebräuchliche  —  Tafel  der  mittleren  Sterblichkeit  überhaupt  ? 
Der  Beferent  ist  der  Ansicht,  dass  die  physikali-clie  Fragestellung  bei  den 
Untersuchungen  über  Sterblichkeit  ebenso  unentwickelt  ist,  als  es  früher  die 
mathematische  Fragestellung  war,  und  gerade  die  hier  zur  Klarung  dienenden 
Arbeilen   sind   dem  Verfasser   unbekannt  geblieben. 

H)s  dürfte  sich  hiernach  das  Urlheil  herausstellen  ,  dass  die  Schrift,  so- 
weit darin  die  Verarbeitung  von  Material  geboten  wird,  nicht  genügt,  ja 
nicht  einmal  leistet,  was  nach  Vorbildern  hätte  geleistet  werden  können:  so- 
weit aber  im  ersten  Theil  der  Process  der  Bevölkerungsbewegunjj  und  die 
directe  Flrmittelung  der  Sterblichkeit  dargestellt  werden,  ist  die  .Arbeit  viel- 
leicht nicht   scharf  genug,   aber  doch   im   Ganzen    richtig   und   klar. 

.ledenfalls  ist  hier  der  willkommene  Beweis  geliefert,  dass  es  auch  für 
das  nicht  mathematisch  gebildete  Publikum  möglich  ist,  die  Ergebnisse  der 
Theoretiker  zu  verstehen  und  zu  benutzen ;  möchte  diese  Erfahrung  endlich 
für  die  statistischen   Bureaus   fruchtbar  werden. 

Leipzig.  G.   F.    Knapp. 

XI. 

H.  m'eibezahn,  Kriti^^ehe  l^iiij^ohaii  auf  dein  Crobiete  der 
Vorsehläge  leiir  deiitsehen  inünxreforin.  Köln  und  Leipzig  1870, 
80  Seiten.   S». 

Das  vorliegende  Heft  ist  polemischen  Inhalts  und  verfolgt  einen  doppel- 
ten Zweck.  Bekanntlich  hatte  im  Jahre  1867  der  bleibende  Ausschuss  des 
deutschen  Handelstages  eine  Preisfrage  darüber  ausgeschrieben,  welche  Vor- 
bereitungsmassregeln bei  einem  Uebergange  von  der  Silber-  zur  Goldwährung 
in  Beziehung  auf  die  Erfüllung  bestehender  Zahlungsverbindlichkeiten  zu  er- 
greifen sein  würden.  Zu  den  gekrönten  Schriften  gehörte  auch  die  unseres 
Verfassers  (Zur  deutschen  Münzreform),  der  seine  Ansichten  alsdann  in  einer 
weiteren  Broschüre  (Der  Goldgulden  als  die  deranächstige  deutsche  Rechnungs- 
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münze)  näher  ausführte.  Die  Beurtheilung  seiner  Arheit  seitens  des  Preis- 
richteramtes war  aher  eine  solclie,  dass  sie  —  obschon  sie  «wegen  des 
energischen  Denkprocesses,  aus  welchem  sie  hervorgegangen"  als  preis- 
würdig erklärt  —  doch  als  auf  einem  Grundirrthum  beruhend  bezeichnet 
wurde.  Der  Vorwurf  der  Preisrichter  und  speciell  des  Referenten  Meyer- 
Breslau  slüt/.te  sich  darauf,  dass  der  Verfasser  als  Consequenz  seines  an  die 
Spitze  gestellten  Satzes:  Geld  ist  Waare .  dahin  gelangt  sei,  Geld  mit  dem 
in  einem  Lande  circulirendeii  Edelmetall  für  identisch  zu  halten.  Hiergegen 
legt  nun  der  Letztere  in  vorliegender  Schrift  Verwahrung  ein ,  indem  er 
nachweist ,  wie  er  diese  Behauptung  weder  dem  Wortlaute  noch  dem  Sinne 
nach  aufgestellt   habe.      Dies    der  eine  Zweck   seiner  Abhandlung. 

Der  andere  und  jedenfalls  interessantere  ist,  wie  schon  der  Titel  an- 
deutet, einen  kritischen  Ueberhlick  über  die  Literatur  zu  geben,  welche 
auf  eine  bevorstehende  Münzreform  in  Deutschland  Bezug  hat  und  entweder 
dem  Ausschreiben  des  bleibenden  Ausscliusses  des  Handelstages  ihre  Ent- 
stehung verdankt  und  von  ihm  veröfFentlicht  ist  ((»rote,  Millauer)  oder 
in  Folge  der  schwebenden  Frage  einer  .Neugestaltung  hervorgerufen  wurde 
(X  e  1 1  e  r ,  A  u  g  s  p  u  r  g ,  N  o  t  h  o  m  b ,  Schultz,  P  r  i  n  c  e  -  S  m  i  t  h  ,  F  a  u  c  h  e  r , 
Soetbeer,  Mosle).  Der  Verfasser  versucht  hier  nun,  den  in  seinen  oben 
angeführten  Schriften  vertretenen  Standpunkt  den  übrigen  Schriftstellern 
gegenüber  aufrecht  zu  halten  und  die  ihm  widerstreitenden  Ansichten  zu 
entkräften.  Man  würde  daher  irren,  wenn  man  in  seiner  Arbeit  eine  aus- 
führliche, motivirte  Darstellung  seiner  Grundsätze  erwartete.  Dieserhalb  ver- 
weist er  auf  seine  beiden  voraulgegangenen  Arbeiten,  die  hier  eine  werthvolle 
Ergänzung  erhalten.  Sein  Standpunkt  gegenüber  den  anderen  namhalt  ge- 
machten  Autoren   ist  im   Kurzen   folgender. 

Wie  sämmtliche  Schriftsteller  ist  er  von  der  Heformbedürftigkeit  unserer 
dermaligen  Münzzuslände  durchdrungen.  Es  genügt  ihm  jedoch  nicht,  blos 
zwei  freilich  sehr  fühlbare  Mängel :  den  Abgang  eines  einheitlichen  Systems 
und  einer  decimalen  Gliederunsi  gehoben  zu  sehen.  Den  Kern  dos  zeitweiligen 
Uebelstandes  erkennt  er  mit  Recht  in  der  Silberwährung  und  zwar  wegen  der 
übersrosssen  Menge  papierener  Circulationsmittel  und  dem  zeitweiligen  Ab- 
gaiiije  der  für  den  gewöhnlichen  Tagesverkehr  erforderlichen  Courantmünzen. 
wie  sie  diese  Währung  mit  sich  bringt,  namentlich  aber  deswegen,  weil  von 
den  vier  ersten  Handelsstaaten  der  Welt  nur  Deutschland  noch  das  Silber 
als  Werthmesser  und  Hauptzahlungsmittcl  verwendet,  wodurch  der  Verkehr 
Deutschlands  mit  den  übrigen  Ländern  nicht  nur  belästigt,  sondern  unter 
Umständen  ausserordentlich  vertheuerl  wird.  Sein  Zielpunkt  ist  daher  der 
Uehergang  zur  Goldwährung.  Hinsichtlich  der  Grundlage,  welche  dem  neuen 
Münzsystem  zu  geben  ist,  bestehen  aber  Meinungsverschiedenheiten  :  die  einen 
und  unter  ihnen  der  Verfasser  empfehlen  den  Anschluss  an  den  französischen 
(ieldmünzfuss,  von  anderer  Seite  (iNothoml))  wird  befürwortet,  durch  einen 
Vertrag  zwischen  Deutsciiland  ,  England  und  Nordamerika  eine  Ueberein- 
stimmung  ihrer  Mütizsysleme  auf  der  Grundlage  von  1  (iramm  Feingold  her- 
beizuführen. Erscheint  unserem  Verf.  dieser  Vorschlag  auch  als  der  theo- 
retisch rationellste  ,  so  glaubt  er  doch ,  dass  er  praktisch  unerreichbar  sein 
würde.  Er  selbst  fordert,  wie  gesagt,  Anschluss  an  das  französische  Münz- 
systeni  und  zwar  bezeichnet  er  den  zehnten  Theil  des  goldenen  25-Franken- 
slücks   unter    dem   Namen    nGoldgulden«    als    künftige   BechnungsmUnze.      Der 
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(i()l(l<,nilfleii  sollte  alsdiinn  in  100  Krfuzcr  r^  20  Sjjr.  zerfallen.  Es  wurde 
liifitiiicii  (lif  |{(;(liK  tioii  eine  sehr  ciiifiiclie  und  leichte  sein,  du  uenau  50  Kr. 
zzz  10  Spr.,  20  Kr.  =  4  Sjrr.  nnd  10  Kr.  =  2  Sgr.  und  aufsleitfend  3  Gold- 
pulden  :=.  2  Tlilr.  oder  (>  (Jolduulden  -r:  7  Fl.  süd.  W.  ausmachten.  Der  Verl". 
(;lauht  deshalb  auch  die  andern  Vorsclilä(re  hinsichtlich  der  Keclinungs- 
niiinze,  wie  sie  nanieiillich  von  Grole  (1  Guinee  m-  5  (loldfranlieri j  nnd 
von    Augspurfj   ((ioldCranken)   auruesleill   sind,   verwerfen    zu   iniissen. 

Kine  weitere  Streiirratfe,  die  die  Sclirifl  heriilirl,  ist  die,  -ol)  der  (ie- 
selzffeher  eine;  Zwanffs-Conversion  s  ä  m  m  1 1  i  c  h  e  r  heslehcnder  Zahluni^sver- 
hindlichheilen  auszusprechen  und  weiter  auch  einen  IHr  alle  Forderungen 
gültigen  Convertirungsmaassstab  aufzustellen  habe-'.  Die  Grole'sche  i'reis- 
schrili  stellt  hier  die  Forderung  auf,  dass ,  weil  die  Kinführung  der  (iold- 
walirnng  eine  (inanzlLlie  und  nalioiu»l(»k<»ii<iniisilie  Massreixel  sei,  mit  welcher 
jurislische,  auf  privalrechtliclie  \  erpilirhluniicn  beziigliclie  Folgen  an  sich  i:ar 
nicht  verbunden  seien,  der  Staat  auch  keine  Veranlassung  habe,  Zwangs- 
beslimniungen  eintreten  zu  lassen ,  sondern  dass  die  Hegeliing  dieser  privat- 
rcciitlichen  Verhältnisse  dem  üebereinkommen  der  Betiieiligten  vorbehalten 
bleiben  müsse.  Dem  gegenüber  und  zwar  in  Uebereinstimmung  mit  der  Mehr- 
zahl der  Autoren  vertiieidigt  H.  W eibezahn  die  Zulässigkeit  einer  gesetz- 
lichen Hegelung  des  Convertirungsmaassstabes.  Gleich  wie  bei  der  Ablösung 
von  Zins,  Zehnt  und  sonstigen  Abgaben  die  Intervention  des  Staates 
unumgänglich  nothwendig  war  und  als  gerechtfertigt  anerkannt  wurde,  so 
hält  er  sie  auch  hier  erforderlich,  wenn  nicht  die  schreiendsten  Missstände 
und  Benachtheiligungen  herbeigeführt  werden  sollen.  Sind  nun  auch  die  .Mehr- 
zahl der  Schriftsteller  hinsichtlich  einer  Zwangsconvertirung  einig,  so  gehen 
sie  doch  wieder  in  ihren  Vorschlägen  über  das  zu  Grunde  zu  legende  Ver- 
hältniss  von  Silber  zu  Gold  aus  einander.  Eine  Reihe  von  Autoren  hat  sich 
für  die  Werthrelalion  von  1  :  15,5,  andere  von  1  :  15,65  ausuesprochen. 
Herr  W  e  i  b  e  z  a  h  n  will  den  Durchschnitt  der  letzten  20  Jahre  als  Maassstab 
angelegt  wissen,  wonach  sich  das  Verhältniss  von  1  :  15,32  herausstellt.  Rr 
hält  dies  um  so  empfehlenswerther ,  weil  bei  dieser  Relation  der  Thaler  als 
der  süddeutsche  Gulden  vermöge  der  günstigen  Verhälfnisszahlen  von  2  :  3 
resp.  von  7  :  6  in  den  Goldgulden  (:=:  '/lo  ^^^  goldenen  25-Frankenstücks) 
umgewerthet  werden   könne. 

Was  nun  den  Vollzug  des  Ueberganges  betrifft,  so  sei  hier  nur  noch 
hervorgehoben,  dass  von  der  Mehrzahl  der  von  Herrn  Weibezahn  besproche- 
nen Autoren  als  Vermittelungsstadium  einer  Misch-  oder  Do|)pelwährung  be- 
fürwortet wird ,  dass  aber  von  jedem  derselben  wieder  hierbei  besondere 
Modalitäten  in  Vorschlag  gebracht  werden.  Herr  Weibezahn  will  dagegen 
den  directen  Uebergang  zur  Goldwährung.  Wir  verweisen  besonders  auf 
diesen  Theil  seiner  Abhandlung,  als  denjenigen,  in  welchem  er  mit  Scharf- 
sinn die  Nacbtheile,  welche  die  Doppelv^  ährung  im  Gefolge  hat,  darstellt 
und  die  Irrthümer  seiner  Gegner  am  gründlichsten  widerlegt,  l'eberhaupt 
hat  die  vorliegende  kleine  Schrift  das  unverkennbare  Verdienst,  jedem  l.eser 
einen  klaren  Ueberblick  über  die  streitenden  Ansichten  zu  geben,  welche 
sich  in  Bezug  auf  die  bevorstehende  deutsche  Münzreform  in  der  jüngsten 
Zeit  geltend  gemacht  haben.  X. 
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Auszug;   aus   dein   Bericht   Aes  nordaiuerikanischeii   iSiiecial- 

Sleuer-Coinmissärs  l>avid  A.  I¥ell8  über  Industrie,  Handel, 

Gewerbe  und  Steuern  in  den  Vereinigten  Staaten  von  IVord- 

amerilia  für  das  Jahr  1869. 

Nach  der  Exlra -Beilaü;e  zu  \r.  1086  (Iit  Xcw- Yorker  Haiidelszeitung. 

Rückblick  auf  die  Fortschritte  der  Nation  im  Jahre  1869. 
Dieselbe  rascli  und  utuuiflialtsain  fortschreitende  Eiitwickeiun« ,  welche 
mit  Ausnahme  der  Kriegs-Periode  das  letzte  Viertel-Jaiirhundert  der  Geschichte 
unserer  Nation  kennzeichnet,  cliaracterisirt  auch  das  letzte  Jahr  derselben. 
Die  Steuer-Einnahmen  haben,  wie  in  den  letzten  Jahren,  so  auch  in  diesem 
die  Ausgaben  der  iNation  weit  iiber.stieg-en ;  eine  arbeitskräftige  und  Wohl- 
stand schattende  Einwanderung  strömte  vom  Osten  und  Westen  zu:  reicher 
Erntesegen,  der  Lohn  ausgebreiteter  Bodencultur,  wurde  uns  zu  Theil;  das 
Netz  unserer  Eisenbahnen  zeigt  eine  weitgreifendere  Entwickelung-  als  je 
zuvor  und  lebendiger  täglicher  Verkehr  pulsirt  zwischen  den  beiden  Oceanen  ; 
der  Wohlstand  des  Südens  hat  sich  mächtig  gehoben;  an  unseren  Grenzen 
herrscht  Friede;  Arbeit  und  Erwerb  bieten  sich  Jedem:  kurzum,  die  gross- 
artige Lebenskraft  der  Nation,  ihre  enormen,  in  stetiger  Entwickelung  be- 
grittenen  Hilfsquellen  und  ihr  rastloser  Unternehmungsgeist  versprechen  eine 
baldige  gänzliche  Heilung  der  durch  den  Krieg  geschlagenen  Wunden  und 
garantiren   eine   segensreiche   Zukunft. 

Das  Verhältniss  der  Bundes  -  Einnahmen   zu  den  Bundes  -  Ausgaben 

zeigt   nachstehende  Tabelle   für  die 

Fiscaljahre:  Einnalinien.  Ausgaben.  Surplus. 

1865-66   .   .   .     D.  558,032,620  06      D.  520,750,940  48      D.  37,281,679  58 
1866-67...         490,634,010  27  346,729,129  33        143,905,880  94 

1867-68...         405,638,083  32  377,340,284  86  28,297,798  46 

1868-69...         370,943,747  21  321,490,597  75  49,453,149  46 

Verminderung  der  Bundes -Schuld. 
Die   Bundes-Schuld   belrua:  am    1.   September   1865,   wo   sie  ihren   Höhe- 
punkt erreichte,    abzüglich   Cassenbesland    im   Schatze,   D.  2,757,689,57 1   43, 
dagegen    am   1.   December    1869,    abzüglich    Cassenbestand    im    Schatze    und 
Amürtisatiüus-Füud,    D.  2,453,559,735  23,   hat   mithin   seit  jenem   Datum   um 
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I).  304,1 29,836  20    abffcMommcn ;    die    Abnahme     der    Scliuld     im     laureiidcii 
Kuleiidcrjalir  betrug   Ü.  87,1 47,466  02. 

Die  OesammtkoBten  de«  Krieget 

erpiebl  folgende,   thtinliclist  genaue   Aufstellung : 

IJundesschuld   am   7.  Miirz    1861 I).  76,45."), 2!>'J    28 

Total- Einnahmen    wahrend    der    vier   Kriegsjahre,    vom 

1.  April    1861    bis   zum   1.  April    1865 675,799,691    94 

Total-Kiunahmen  vom  1.  April  1865  bis  zum  30.  Juni 
18(>9,  in  welcher  Periode  der  grös.ste  Theil  der  Aus- 
gaben  direct   durch   den   Krieg  veranlasst  wurde   .  1,908,567,625   09 

Biindesschuld   am   30.  Juni   1H69   exci.  Cassenbestand  im 

Schatze   und   Amortisations  -  Fond 2,489,002,480   58 

Abzüglich  der  beim  Ausbruch  des  Krieges  ausstehenden 
Bundesschuld,  D.  76,455,299  28,  ergiebt  sich  als  die, 
für  Kriegszwecke  angeliehene  und  nicht  aus  vorstehen- 
den  Einnahmen   zurückgezahlte  Summe 2,412,547,181    30 

Mithin   Gesammt- Ausgabe    (von  Anleihen    und   Bundes- 

Einnahmen)  für  8V4  Jahre  seit  Ausbruch   des  Krieges  D.  4,996,914,498   33 

Abzüglich  der  im  Falle  des  Friedens  wahrscheinlich 
während  derselben  Periode  von  der  Regierung  ge- 
machten Ausgaben  auf  D.  100,000,000  pro  Jahr  ver- 
anschlagt       825,000,000   00 

bleibt     .      .  d74,171,914,498  33 

welche    Summe    die    Gesammtkosten     des    Krieges    bis    zum    30.   Juni    1869 

repräsentirt.      Hierzu    kommen    noch    die    anliisslich    des     Krieges    gezahlten 

Pensionen,    die    einer    Capitalschuld    von    ca.     D.  200,000,000    entsprechen. 

Ferner    sind    in   Vorstehendem    nur    die    der  Bundesregierung  durch   den 

Krieg    erwachsenen   Kosten   veranschlagt;    ausser   diesen   aber   sind   noch   dem 

Volke  direct  enorme  Verluste  erwachsen,  die  sich  ohne  Uebertreibung  folgender- 

massen  specificiren   lassen  : 

Zunahme   der  Schulden   der  Einzel-Staaten   in  Folge   des 

Krieges D.  123,000,000  00 

Zunahme  der  Schulden  der  Counties  und  Städte  in  Folge 

des   Krieges   (schätzungsweise) 200,000,000   00 

Kriegs- Ausgaben    der    Einzel  -  Staaten ,     Counties    und 

Städte,  die  in  deren  fundirter  Schuld  nicht  inbegrif- 
fen  (schätzungsweise) 600,000,000   00 

Verlust  der  Nord-Staaten   durch   Hemmung   von   Handel, 

Industrie     und     Schifffahrt     in     Folge      des     Krieges 

(schätzungsweise) 1,200,000,000  00 

Directe  Ausgaben  und  Verluste  der  Süd-Staaten  in  Folge 

des  Krieges  (schätzungsweise) 2,700,000,000  00 

Dies  Alles  zusammengefasst  ergiebt  als  Totalkosten  des  Krieges  die  Summe 
von  nahezu  Neuntausend  3Iillionen  Dollars,  also  mehr  als  die  officiell 
festgestellte  Vermehrung  des  Eigenthums  der  ganzen  Nation  während  des  Jahr- 
zehents  von   1850—  1860. 
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Die  Einwanderung 

in   die   Ver.   Staaten   ergiebt  für  die   letzten   14  Jahre   nachfolgende  Zahlen: 

1856  ....     200,436             1863  ....  176,282 

1857  ....      251,306             1864  ....  193,418 

1858  ....      123,126             1865  ....  248,120 

1859  ....      121,282             1866  ....  318,554 

1860  ....      153,640              1867  ....  298,358 

1861  ....        91,920             1868  ....  297,215 

1862  ....        91,987             1869  .     .     .     .  352,569 

Zusammen  2,918,213 
Davon  kommen  auf  die  mit  30.  Juni  1869  beendeten  5  letzten  Jahre 
1,514,816  Personen.  Die  Einwanderung  von  Chinesen  stieg  von  4733  im 
Jahre  1856  auf  12,874  in  diesem  Jahre  und  beträgt  für  die  letzten  14  Jahre 
78,817  Personen.  Die  Zunahme  der  Bevölkerung  durch  Fortpflanzung  und 
Immigration  zusammen  muss  auf  mindestens  1,100,000  .^eclen  pro  Jahr  veran- 
schlagt werden. 

Eisenbahnen. 
Es  wurden  in  diesem  Jahre  gegen  5000  Meilen,  seit  Beendigung  des 
Krieges  ca.  13,000  Meilen  Eisenbahnen  gebaut;  nimmt  man  an,  dass  eine 
Bahn  15  Meilen  Landes  an  jeder  Seite  oder  pro  31eile  30  Quadratmeilen 
Landes  dem  Verkehr  und  der  Culfur  eröftnet,  so  sind  durch  die  in  den  letzten 
5  Jahren  gebauten  Eisenbahnen  nicht  weniger  als  390,000  Quadratmeilen 
Landes  —  mehr  als  das  ganze  Areal  Frankreichs  und  über  dreimal  mehr  als 
das  von  Grossbrifannien  ~  für  allgemeine  Productionszwecke  als  hinzu- 
gewonnen   zu   betrachten. 

Die  Telegraphen 
der  Union  haben  im   letzten  Jahre   einen  Zuwachs  von   mindestens  7000  Meilen 
Drahten  erhalten,   gegen  6000,   3000  und  2000  Meilen   in  den   drei  Vorjahren. 

Die  Wiederbelebung  und  Entfaltung  des  Südens 
liefert  den  schlagendsten  Beweis  für  den  Keichthum  dieses  Landes  und  die 
Thatkraft  seiner  Bewohner.  Der  Süden  repräsentirte  1860  fast  ein  Drittel 
der  Gesammt-Bevölkerung  und,  abgesehen  vom  Werthe  der  Sclaven ,  fast 
Äwei  Siebentel  des  Gesammt-Eigenlhums  der  Union.  Das  den  Krieg  beendende 
Jahr  1865  sah  den  Süden  in  einem  Znstande  vollständiger  Vernichtung,  in 
jeder  Beziehung  gelähmt,  ohne  Kraft,  ohne  Muth,  ohne  Mittel,  ohne  Ver- 
fassung. Die  beiden  folgenden  Jahre  waren  wegen  der  enormen  Umwälznuiren 
in  den  Arbeitsverhältnissen  fast  resullatlos;  erst  1868  zeigten  sich  Symptome 
der  Wiederbelebung;  die  Ernte  dieses  Jahres  halte  einen  Werth  von  wenig- 
stens 300  Millionen  Dollars  und  dieser  erossartige  Segen  ernuithifite  das 
Volk  des  Südens  zu  neuem  Streben  und  SchallVii  und  entriss  es  seiner  Lethargie. 
Dem  Ackerbau,  den  Eisenbahnen,  der  Industrie,  der  SchilVfahrl  wurde  die 
ganze  Aufmerksamkeit  zugewandt  und  mit  wunderbarer  Schneiliiikeil  erblühte 
neues  Leben  überall  aus  den  Trümmern.  Das  gegenwärtige  Jahr  endlich  hal 
eine  noch  viel  reichere  Ernte  und  lohnende  Preise  gebracht;  die  diesjährige 
Production  von  Reis  in  Georgia  und  Nord-  und  Süd-Carolina  beträgt 
■L.  B.  55,000  Tierces  gegen  35,000,   von  Zucker  80,000  Oxh.  gegen   37,647 
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Oxh.  im  Vorjahre.  .\»u:li  fehlt  es  «lern  Siiflen  an  hiiireirheiider  Arheitskrafl 
7,iir  Aiisheiitiiiiji^  seiner  rciclieri  Niitiirjjuhen ,  aber  die^elhe  hfun'nl  jctzl  ,  v(»n 
Kiiropa  und  Cliinu  iniiclilii;  herrin/.ustroinen.  Und  selt)st  wenn  dies  nicht  der 
Fall,  so  würde  dennoch  der  Süden  aus  eitrcner  Kraft,  durch  den  (iewinn 
aus  dem  jahrlich  /.ninliiiieiuleri  Kxport  seiner  l'roducte  und  die  diesem  auf 
dem  Fusse  foltrenden  Forlschrille,  sich  hinnen  Kur/.em  wieder  zu  Wohlstand 
und  Machl  heraulznat  heilen  vermöt>;en.  Die  aus  den  grossen  F>nten  reali- 
sirten  und  nicht  mehr  wie  l'niher  zur  (Inlerhalliuisj  der  Seluven  iKjthiifen  Miltel 
werden  ausser  auf  den  Ackerhau  auch  auf  alle  Zweiire  der  Industrie  helehen- 
den  Einfluss    ühen   und  besonders  bald   ein    re^es  Fahrikweseri  entstehen   lassen. 

Untrügliche  Anzeichen  wahren   Gedeihens. 

Nach  dem  \ Orherjresatften  liei^^l  es  nahe ,  zu  l'rairen  :  rWenn  aber  das 
Alles  Wahrheit  und  nicht  uberlriehen  ist,  wenn  die  Productions-  und  He  laura- 
tionskrall  des  Landes  wirklich  eine  so  enorme,  was  hcdarfs  da  einer  rruliirur 
und  Heforni  des  Steuer-Systems,  was  brauchen  wir  da  von  den  Uebeln  einer 
uneinlösbareu  Papierwährung'  zu  sprechen?-  Statt  der  Antwort  weise  ich 
auf  Thatsachen.  Die  (lesamml-l'roduction  der  vierzig  )lillioncn  starken  Bevölke- 
rung eines  fruchtbaren  und  reich  gesegneten  Landes  muss  nothwendig  eine 
sehr  grosse  sein:  dahingeijen  dehnt  sich  aber  auch  der  jährliche  Zuwachs, 
verstärkt  noch  durch  eine  durchschnittliche  Kinwaiideruna  von  3()(),000  Seelen, 
mit  Nothw  endigkeit  iiber  das  cnlti\irte  Areal  des  Landes  hinaus,  macht  eine 
verstärkte  Production  von  Lebensmitteln  nöthig,  vermehrt  die  Arbeitskraft 
und  folgeweise  das  Capital  des  Landes:  und  letzteres  Moment  lindet  in  Kr- 
richtung  von  Wohn-  und  Handelshäusern  und  der  Ausdehnung  der  Communi-- 
cationsmittel   seinen   Ausdruck. 

Die  Fragen  des  Augenblicks. 

Stillstand  ist  H  tickschritt  auf  unserem  Gebiete:  wir  dtirfen  uns 
desshalb  nicht  damit  begnügen,  die  einzelnen  Daten  unserer  Production  ledijr- 
lich  festzustellen  und  aufzuzählen,  sondern  wir  haben  zu  fragen:  1)  In 
w  e  1  c  h  e  m  V  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  steht  d  i  e  P  r  o  d  u  et  i  o  n  z  u  d  e  m  C  o  n  s  u  m  o  d  e  r 
den  Ausgaben  der  Nation?  2)  Sind  d  i  e  H  i  I  fsq  u  e  lle  n  undVor- 
Züge,  welche  Boden,  Klima,  Abstammung  und  N  e  r  f  a  s  s  u  n  g  bieten, 
von  der  Nation  bestmöglichst  benutzt  worden?  —  3)  und  gan z 
besonders:  Hat  die  bestehende  Gesetzgebung  das  Ziel  im  Auge, 
die  jährliche  Production  von  Arbeit  und  Capital  auf  eine,  dem 
Gesammtinteresse  des  Volks  möglichst  förderliche  Weise  zu 
vertheilen?  Die  sorgfältige  Beantwortung  dieser  Fragen  ist  für  eine  gründ- 
liche Untersuchung  des  National-Wohlsfandes  unerlässlich ;  eine  ,\uslassung  der- 
selben würde  dem  Versuche  üleichstehen ,  aus  dem  Credit -Conto  allein  den 
Stand  eines  Geschäftshauses  feststellen  zu  wollen;  und  nur  zu  oft  geben  die 
Schwächen  allein  den  richtigen  Massslab  für  die  Stärken.  —  Die  erste  Frage 
bietet  selbstredend  dem  Forscher  wenig  Gelegenheit  zu  einer  genügenden 
und  erschöpfenden  Beantwortung.  Den  Uebergang  zur  zweiten  Frage  bildet 
folgende   Betrachtung: 

Gegenwärtiger  Werth  des  Grund-  und  beweglichen  Eigenthums  der  Nation. 

Derselbe  wurde  nach  dem  Census  von  1860,  worin  der  ^^'erth  der 
Sclaven   nicht   in  Anschlag  gebracht,   auf  D.  1 4,183,215,628  geschätzt,   ferner 
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der  Werth  der  jährlichen  Production  auf  D.  3,804,000,000,  die  Durchschnitts- 
Production  pro  Kopf  der  Bevölkerung  auf  D.  121  03  und  das  Durchschnitts- 
Eigenthum  pro  Kopf  auf  D.  451  26.  Vergleichsweise  beträgt  nach  genauesten 
Schätzungen  in  England  der  Gesammtwerth  alles  Eigenthums  D.  30,000,000,000, 
die  jährliche  Brutto -Einnahme  D.  4,070,000,000,  die  iS'etto-Einnahme  gegen 
D.  3,000,000,000,  die  Durchschnitts -Production  pro  Kopf  D.  134  und  das 
Durchschnitts -Eigenthum  pro  Kopf  gegen  D.  1000.  Nimmt  man  die  jetzige 
Bevölkerung  der  V^er.  Staaten  auf  39  3Iillionen  und  das  Durchschnitts-Eigen- 
thum  pro  Kopf  auf  D.  451  26  Gold  im  Jahre  1860  oder  D.  600  Papier  im 
Jahre  1869  —  1870  an,  so  würde  der  gegenwärtige  Werth  des  Eigenthums 
der  Ver.  Staaten  D.  23,400,000,000  betragen,  mithin  seit  1860  eine  Zu- 
nahme von  D.  9,216,784,370  oder  65  8  Procent  ergeben.  Der  Zuwachs  des 
National-Eigenthums  von  1850(0.  6,174,000,000)  bis  1860(0.14,1 83,000,000) 
betrug  129  Procent,  wovon  jedoch  Viel  auf  Rechnung  sorgfältigerer  und 
eingehenderer  Zählungen  zu  schreiben  ist.  Eine  genaue  Vergleichung  des 
Census  von  1850  mit  dem  von  1860  ergiebt  eine  Zunahme  von  etwa  65  —  80 
Procent;  unter  Annahme  derselben  Verhältnisse  würde  der  Gesammtwerth  des 
Eigenthums  im  Jahre  1870  D.  25,529,000,000  Gold  oder  (Gold  ä  130  an- 
genommen) D.  33,188,000,000  Papier  betragen;  nach  Abzug  der  als  Gesammt- 
kosten  des  Krieges  angenommenen  D.  9,000,000,000  würde  die  Vermehrung 
des  Gesammt-Eigenthums  für  jenes  Jahrzehend  auf  D.  24,188,000,000  anzu- 
schlagen  sein. 

Verzögerung  der  nationalen  Entwickelung. 
Die  Fortschritte  der  nationalen  Entwickelung  im  letzten  Jahrzehend  waren 
im  Allgemeinen   nicht  befriedigend   und   entsprechen  durchaus   nicht  den   hoch- 
fliegenden  Träumen   des   oberflächlich  Unterrichteten.      Zum  Belege   Dieses  be- 
ziehe ich  mich   auf  nachstehende,  aus  officiellen   Statistiken  entnommene 

Aufstellung 

der  Wälller-    und  Häuserzalii ,    des    beweglichen    und   Grundeigentlninis    und    der    Be- 
steuerung von  .Massachusetts  vom  1.  Mai  1861  bis  1.  Mai  1868. 

Wähler.  Häuser.  Bewegliches  Grund-              Gesammt-  Be- 

Eigenthum.  Eigenliium.             Werth.  Steuerung. 

1861  280,855  178,194  D.309,397.669  D.552,087,749  D.861,485,418  D.7,ß00,501 

1862  276,443  178,450  315,311,213  543,669,113        858,980,326  8,605,511 

1863  275,758  183,528  343.500,267  553,650,716        897,150,983  10,599.097 

1864  281.220  18.1.232  324,584,847  577,298,256         901,883.103  12,876,850 

1865  287,655  188,005  3H6,079,955  605,761,946         991,841,901  16,800,332 

1866  306,993  190.439  430,272,-298  651.043,703  1,081,316,001  15,694,039 

1867  315,742  195,388  457,728,296  708,165,117  1,165,893,413  19.104.074 

1868  332,759  200,267  469,775,322  750,723,617  1,220,498,939  16,056,193 

Für  die  von  mir  aufgestellte  Behauptung  spricht  am  deutlichsten  das  aus 
dieser  Tabelle  ersichtliche  Factum,  dass  die  Zunahme  von  Häusern  nicht 
gleichen  Schritt  hält  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung:  so  kamen  1861 
auf  je  100  Häuser  157  Wähler,  dagegen  nach  8  .lahren  166  Wähler,  oder 
m.  a.  W.  es  waren  während  jener  Periode  9  Wähler,  vielleicht  Familienväter, 
aus  industriellen  Ursachen  der  Unabhängigkeit  und  Bequemlichkeit,  welche 
ein  eigener  Haushalt  bietet,  beraubt  worden ;  der  arme  Theil  der  Bevölkerung 
war  also  ärmer  geworden,  einerlei  wie  reich  die  Beichen.  Die  in  obiger 
Tabelle    gegebenen   Resultate  sind   um   so   erstaunlicher,    wenn    man    bedenkt, 
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(lass  der  llaiiplroicIitlMiiii  von  M  a  s  sn  c  li  ii  sei  t  s  in  FHlirikcn  l>cslclil,  und  der 
IJneiiigcweilile  vi-rniiillicti  solllc,  sein  VViililsluiid  sei  dcssliiilh  in  iKtlicni  (irade 
durch  den  bestehenden  soff,  i-, Schul/,- -Tarif  ^'el'orderl,  den  drückendsten  und 
rigorosesten,  der  jemals  zum  \\  ohie  einer  munni^lalli^en  Industrie  ersonnen 
worden.  Ich  beahsii  hlitrc  hier  nicht,  irgendwelche  Bel'urchtungen  oder 
Zweifel  hetreH's  der  Nation  wachzurufen,  sondern  ich  will  nur  tonslatiren, 
dass  die  Kntwickelune  der  Nation,  t^enau  helrachlel,  nur  sehr  langsame  Forl- 
schrille gemacht  hat.      Zu   dem   lüide   verweise  i(  li    ikkIi   auf  fiiliiciKJc 

Tabelle. 
Go.<!;HnriilHerth    des    b(>\veg;lii'|i<'n    und    Grund-   Prorciitsalz    .\is  Basis 
Staaten.  Eigeiilliums  nacli  Ausweis  der  StnalskaUsler :     d.Ziinalime    aiiftcnoiii. 

18Ü1.  18»)5  18(i8  s.-il  18H1.      Golilagiu. 

Rhode  i.sland     D. 121,1  I8,12t)      |).l87,tj97,r)!M  .■»5  3') 

Connecticut.         224,9(52,514      ;jl2,r)74,408         39  35 

Ohio 892,850,084      I,l43,4til,38»)         28  35 

Indiana  .  .  .         441,5(52,339      587,970,549  33  35 

Pennsylvania         569,049,8b7     1>.  595,591, 994       ij  35 

New -York  .      1,441,7(59,430      1,70(5,089,140         22^  35 

Wie  man  sieht,  erreicht  in  nur  zwei  der  aufgeführten  .Staaten  der  I'rocent- 
salz  der  Eigenthums-Zunahme  das  angenomniene  Gold-Ajj;io ,  dessen  Durch- 
schnitt für  1868  sich  ausserdem  sogai-  auf  39,6  stellt.  Wollte  man  die,  hier 
unberücksichtigte,  Vermehrung  der  Bevölkerung  jener  Staaten  noch  in  Be- 
tracht ziehen,  so  würde  sich  wohl  für  keinen  eine  Zunahme  des  steuerbaren 
Eigenthums  herausstellen.  Diese,  lediglich  in  der  oben  ausgesprochenen 
Absicht  gemachten  Angaben  haben  indessen  weniü  Anspruch  auf  Correctheit 
wegen  der  iMangeliiaftigkeit  des  americaiiischen  Kaiaster- Systems  und  weil 
unendlich   viel  Privat- Kigenthnm  der  Besteuerung  gänzlich  entzogen   wird. 

Factoren,    welche  eine  rasclie  Zunahme  des  National-Reichthums  hindern. 

Unter  dieser  Hubrik   ist  aufzuführen 

1)   Die   Lage  unseres    Handels   in  i  t   dem    Auslande. 

Beim  Ausbruch  des  Krieges  wurden  aus  Misstrauen  in  die  Zukunft  dieses 
Landes  fast  sämmtliche  in  anderen  Ländern  gehaltenen  americanischen  Securi- 
täten  —  des  Bundes,  der  Einzel-Staaten  und  der  Corporationen  —  fast  zu 
jedem  Preis  retournirt,  so  dass  im  Jahr  1863  fast  keine  mehr  im  .\uslande 
gehalten  wurden.  Seil  jener  Zeit  sind  von  den  Ver.  Staaten  Obligationen 
im  Betrage  von  annähernd  D.  1,400,000,000  wieder  in"s  Ausland  gegangen, 
die  sich   etwa  folgendermassen   classiliciren   lassen : 

Bundes  -  Obligationen. 
Ueber  den  Betrag  der  seit  1862-1863  ins  .Ausland  gegangenen  Bundes- 
Obligationen  weichen  europäische  und  americaniscbe  Banquiers  stark  von 
einander  ab;  als  3Iinimum  wird  jedoch  von  beiden  sieben  bis  acht  hundert 
Millionen  angegeben.  Nachstehende  Aufstellung  ist  mir  von  dem  New- 
Yorker  Hause  Jay  Cooke  *  Co.  geliefert  und  hat  gegründeten  -Anspruch 
auf  Bichtigkeit. 
Fiinfprocentige   Obligationen   pro   1871    und    1874      .      .      .        D.  15,000,000 

Sechsprocentige  -  pro    1881 90,000,000 

Fiinf-Zwanziger  von   1862 380,000,000 

do.  von    1S64 30,000.000 
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Fünf-Zwanziger  von   1865  (Coupon  fällig  Mai  u.  November)  D.  120,000,000 

de.              von    1865  (Coupon  fällig  Januar  u.  Juli)    .  200,000,000 

do.              von    1867 120,000,000 

Zehn-Vierziger 25,000,000 

Beg-istrirte   Obligationen    aller  Emissionen          20,000,000 

Total d7T7oOO,000^00 

Andere  Obligationen. 

Der  Betrag  der  im  Auslande  gehaltenen  Obligationen  von  Einzel- 
Staaten  ist  nach  meinen  Forschungen  über  ü.  100,000,000.  Durch  die 
betr.   Staatsbehörden    positiv   festgestellt  sind   nur  folgende   Zahlen: 

Alabama D.  1,483,260 

Georgia 72,000 

Illinois 1,400,000 

Louisiana 5,235,933 

Massachusetts 12,277,500 

Michigan 800,000 

Missouri 1,500,000 

l\ew-York 2,440,999 

Ohio 3,500,000 

Pennsylvania 9,458,600 

Virginia __J^^^^^^ 

Total 0745,691,792 

Diese  Zahlen  umfassen  jedoch  nur  die  ursprünglich  durch  bestimmte 
Staats-Agenturen  an  fremde  Märkte  gebrachten  Obligationen,  nicht  aber  die 
vielen  im  Laufe  der  Zeit  hinausgeschickten,  so  dass  meine  Schätzung  jeden- 
falls nicht  übertrieben  ist.  Von  Eisenbahn-Obligationen  und  Actien 
werden  nach  meiner,  zum  grössten  Tlieil  auf  authentische  Angaben  ba- 
sirten  Ueberzeugung  D.  130,000,000  ,  resp.  D.  1 13,000,000,  zusammen  also 
D.  243,000,000  im  Auslande  oder  für  ausländische  Rechnung  gehalten.  Von 
diversen  Securitäten  hält  das  Ausland  folgende,  tbeils  constatirle,  theils 
geschätzte,  Posten: 

Stadt-Obligationen D.  7,500,000 

Canal-Obligationen 5,063,967 

Minen-Obligationen    und   Actien      .        10,000,000 
Hinzuzufügen  sind  noch  :  europäisches  Capital,  wegen  der  dortigen  niedrigen 
Zinsrate  hier  in  Wechseln,  Credit-Saldi  etc.   angelegt,  D.  50,000,000;  cubani- 
sches,   wegen   der  Hcvolution   zeitweilig  transferirtes   Capital,  D.  25.000,000, 
und   fremdes   Geld  in   hiesigen   Hypotheken   etc.   I).  25,000,000. 

Recapitulation. 

Obligationen   der   Einzelstaaten 0.  100,000,000 

Eisenbahn-Obligationen 130,000,000 

Eisenbahn- Actien 113,000,000 

Minen-Obligationen    und   Actien 10,000,000 

Stadt-Obligationen 7,500,000 

Diverse   Obligationen   und  Actien 5,000,000 

Zeitweilig   hier   angelegtes   fremdes   Capital    ....  50,000,000 
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Cubanisches   Capital D.  25,000,000 

Hypotliekcn 25,000,000 

Tolal I).  105,500,001) 

Zuziiglicli    der   oben    iiimcriiliit.n    Hiiiidis  -  Ohliiiulioncii        1,000,000,000 
l(clriiirl   die    (iesainrnlscliiild    der   iNalioii   an    das  Aiisliiiid  i).  1,405,0(10,000 
vvoranl'    nach    der   Durciiscliiiillsrate    von   0"/(,  jälirlieli    I).  H7,'J.'J0,000    Zitisen 
7M   enlriclilen   sind    und   circa    1).  80,000,000   regelmässig   gezahlt   werden. 

Unser  Debet-Conto  mit  dem  Auslande  für  das  Jahr  1868     1869. 
So    enorm    .sciion    vorstehende    Siiniiiie    ist,    sleij^ert     sich    doch    unsere 
Verschuldung    dem    Auslande   ae^euiiher  lortwahrcüid ,    >\  ie   aus    t'oiji^ender    ia- 
helle   lür   das  mit  dem    30.   Juni    1869    beendete   Fiscaljahr  ersichtlich: 

Import   von   Waaren   (Goldwährung) I).  41  7.371 ,765 

Kxporl   ((Joldwährung) I).  275,61  1,591 

Ue-Kxporl 10,907,753    -    286,519,344 

[).  130,852,421 
Ahzüglich  Ueberschuss  unverzollter  fremder  Waaren  im  Jahre 

1869   gegen   1868 14,702,079 

Bleibt  Debet   für  Waaren   für    1868-1869 D.  116,1 50,342 

Import  und  Export  gemünzten  und  ungemünzten  Edelmetalls. 

Export D.  42,915,966 

Re-Export 14,2^2,414 

Zusammen D.  57,138,380 

Import 19,654,776 

Mithin  Verlust  an  gemünztem  und  ungern ünztem  Edelmetall      D.  37,483,604 
Angenommen  selbst,  letzterer  Posten  könnte  ausschliesslich  auf  Hechnung 
des  Waaren -Contos  geschrieben   werden,    so    bliebe    doch    noch  ein   Debet 
von    D.  78,666,738. 

Hierzu   kommen   noch   folgende   Posten: 
Zinsen    auf    amerikanische   Papiere    im   Besitz    des   Auslandes 

(schätzungsweise) D.  80,000,000 

Mehrbetrag  der  durch   fremde   Schiffe  verdienten  Fracht")      .  24,000,000 

Ausgaben    von   Amerikanern    im  Auslände    (25,000   mehr  im 

Auslande    reisende    Amerikaner    als    Amerika     besuchende 

Ausländer  angenommen   zu  durchschnittlich  D.  1000)    .      .  25,000,000 

Angenommen,   dass  Schmuggel  und  Betrügereien  beim  Import   und  Export 

sich    gegenseitig    aufheben,    würde    demnach    das   Gesammt-Debet-Conto    der 

Union    sich   jetzt  auf  annähernd  D.  210,000,000   pro   Jahr  belaufen.      Diesem 

stets   wachsenden   Schulden -Conto    kann   nur  durch  Ausstellung  von   Schuld- 

Certilicaten    —    des    Bundes,    der    Einzelstaaten    wie    der    Corporationen    — 

begegnet    werden ,    und    dies    geschieht  auch   zweifelsohne  Monat  für  Monat, 

Jahr  für  Jahr.      Zu   untersuchen,    wohin    dies    zuletzt    führen   wird,    ist  hier 

nicht  meine  Aufgabe;   ich  will  hier  nur  constatiren,   dass  wir  vor  dem  Kriege 

unsern  ganzen  Import  mit  unserer  eigenen  Production  nicht  nur  völlig  deckten, 

sondern    sogar  nur  so   viel   Gold   in's  Ausland   sandten ,    als    für    uns    nutzlos 

*)  Die  in  unserem  Gesammtiiandel  verdiente  Fracht  betrug  1859  D.  695,557,592, 
dagegen  1809  D. 876,364,060,  davon  kamen  auf  anierikanisclie  Schiffe  resp.  0.465,741,381 
und  D. 288,916,927. 
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oder  sogar  schädlich  gewesen  wäre;  jetzt  aber  steht  unsere  Gesammt-Pro- 
duction  nicht  mehr  in  dem  Verhältniss  zu  unserem  Gesammt-Consum.  Ferner 
sei  noch  bemerkt,  dass  Ausstellung  von  Obligationen  nur  Aufschiebung  der 
Zahlung  ist,  und  dass  wir  also  mit  der  Production  späterer  Jahre  den  Import 
nicht  nur  jener,  sondern  auch  früherer  Zeit  werden  zu  decken  haben.  Product 
gegen  Product,  das  ist  die  einzig  gesunde  Basis  internationalen  Handels- 
Verkehrs. 

Zersplitterung  und  Entartung  unserer  Industrie. 
Ein  anderer  Beleg  für  das  Aufhören  des  früheren  gesunden  Verhältnisses 
zwischen  der  Production  und  dem  Consum  der  Xation  ist  der  Umstand,  dass 
in  den  letzten  .Jahren  ein  grosser  Theil  der  Bevölkerung,  geblendet  durch 
die  während  der  Periode  des  Papiergeld-Ueberflusses  erzielten  grossen  Ge- 
winne auf  mercantilem  Gebiete,  seine  frühere,  direct  Reichthum  producirende 
Beschäftigung  (als  z.  B.  Handwerker)  aufgegeben  und  sich  dem  Handel  und 
der  Speculation  zugewandt  hat;  die  Geschäfte  der  Banken,  Makler,  Versiche- 
rungs- Gesellschaften ,  ferner  Commissions- Geschäfte,  Agenturen  und  alle 
Branchen  der  Speculation  sind  desshalb  überfüllt  mit  Kräften.  Dieses ,  fast 
ausschliesslich  auf  eine  voluminöse,  aber  entwerthete  Papierwährung  zurück- 
zuführende vSymptom  ist  aber  durchaus  kein  Zeichen  gesunder  Entwickelung. 
Die  nationale  Production  leidet  darunter:  direct  durch  Entziehung  grosser 
Arbeitskräfte  von  productiver  zu  weniger  oder  gar  nicht  productiver  Beschäfti- 
gung, und  indirect  durch  Erzeugung  eines  Geistes  der  Unzufriedenheit  unter 
Denen,  die  beim  Handwerk  oder  Ackerbau  zurückgeblieben  sind,  welcher 
die  Quantität  wie  die  Qualität  ihrer  Production  beeinträchtigt.  Sorgfältige, 
von  competenten  Männern  in  den  verschiedensten  Theileu  der  Union  einge- 
zogene Erkundigungen  ergeben,  dass  durchschnittlich  der  Arbeiter  (Hand- 
werker) von  heute  quantitativ  zwischen  10  und  30  Procent  weniger  producirt 
als  der  von  1860,  bei  ungefähr  gleicher  Qualität  der  Arbeit.  Nur  ein  Bei- 
spiel für  Tausende:  In  den  i^Morgan  Iron  Works"  in  New-York  wurde  1858 
eine  Dampfmaschine  gebaut,  die  inclusive  Prolit  des  Fabrikanten  D.  23,000 
kostete  und  2323  Arbeitstage  in  Anspruch  nahm;  1869  erforderte  eine  Ma- 
schine genau  derselben  Arbeit  und  Grösse  3538  Arbeitstage  und  kostete 
D.  40,000,  wobei  die  Fabrik  noch  D.  5000  Schaden  erlitt.  Der  Arbeiter 
verdient  nicht  mehr  in  dem  Grade  seinen  Lohn  und  er  hat  nicht  mehr  das 
Interesse  an  seiner  Arbeit  wie  früher.  Fragte  man  mich  nach  dem  Grunde 
dieser  Erscheinung,  so  würde  ich  antworten:  ^Der  Grund  ist,  dass  ein  ent- 
werthetes  Papiergeld  und  eine  ungleichmässige  Besteuerung  dem  Arbeiter 
einen  Theil  des  Resultates  seiner  Arbeit  cnizieht,  ohne  ihm  ein  Aequivalent 
zu  geben.  Der  Arbeiter  fühlt  dies,  aber  er  sieht  nicht  den  wahren  Grund, 
und  er  sucht  in  Aussländen,  Achtslundengesetzen  und  dergleichen  eine  künst- 
liche Abhülfe,  während  die  natürliche  einfach  sein  würde,  ihm  gutes  Geld, 
einen  gesunden  VYerthmesser ,  zu  geben  und  ferner  Gesetze,  welche  eine 
gleichmässige  Vertheilung  des ,  aus  dem  Ueberschuss  der  Production  über 
den   Consum    resultirenden  jährlichen  Surplus  sichern." 

Die  Abnahme  des  Viehstands  in  einzelnen  Regionen 
ist    ein    fernerer  Beleg    für  das   oben   angeführte   Zurückbleiben    unserer  Pro- 
duction  gegenüber  dem   Consum   und  der  Bevölkerung.      Nach   ofliciellen   Be- 
richten zählte  mau  z.   B.   im  Staate  Ohio  in  diesem  Jahre   1,416,205  Schafe, 
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356,629  Schweine,  19,085  Kinder  und  3!»1  Maullliiere  weniger  als  im  Vor- 
jahre; die  anC  die  ganxe  Union  sich  erstreckende  Abnahme  der  Schafe  wird 
von  Saciikundiffen  auf  4,000,000  Stück  im  letzten  Jahre,  auf  25*'/(,  des 
ganzen  Bestandes   während  der   letzten   2  Jahre  geschätzt. 

VerhältnisB  zwischen  Capital  und  Product. 
Kin  weiterer  Factor,  der  die  rroduclivilät  dieses  Landes  iäiiuit,  ist  der 
erhöhte  Preis  aller,  für  industrielle  Zwecke  erforderlichen  Geräthe,  Instrumente 
und  andere  hier  einschlasierideii  Kecjuisitcn,  der.  «ie  jeder  Geschaftstnanii 
weiss,  seit  1860  auf  das  Doppelle  jieslief(en  ist.  In  der  |{aumwollM|)innerei 
z.  B.  kostete  1860  die  .Maschinerie  ])vu  Spindel  I).  15  —  17  (loid,  jetzt  daffeuen 
l).  30--33  Papier,  was  bei  einem  Agio  von  25  einer  Preissteigerung;  von 
50"/o  gleichstellt.  Dazu  kommt  noch,  dass  das  somit  erforderliche  grossere 
Capital  sich  mehr  und  mehr  der  Industrie  entzieht  und  auch  dadurch  deren 
Kntwickelung  hemmt;  1858  kostete  eine  Kiste  fertiger  Stiefel  D.  27  25,  sechs 
Monate  Ziel;  jetzt  hingegeh  wird,  obgleich  durch  verbesserte  Maschinerien 
etc.  die  Productionsftiliigkeit  des  einzelnen  Arbeiters  in  diesem  Zweige  um 
mindestens  25  "/o  erhöht  ist,  für  dieselbe  Kiste  D.  41  pro  Cassa,  mithin  50''/o 
mehr,  bezahlt.  Indircct  hat  der  erhöhte  Preis  aller  industriellen  Be(|uisile 
die  weitere  üble  Folge,  dass  er  die  Arbeit  mehr  dem  Capital  unterordnet 
und  es  dem  Arbeiter  weit  schwieriger  macht,  sich  zur  Stellung  eines  unab- 
hängigen Producenten  emporzuschwingen.  Die  Industrie  concentrirt  sich  unter 
diesem  Drucke  mehr  und  mehr  in  enorme  Etablissements ,  die  in  gewisser 
Ausdehnung  allerdinffs  ihre  Vorlheile  haben ,  in  ihrem  jetzigen  Umfange 
aber,  weil  die  Notb,  nicht  der  freie  Wille  des  Arbeiterstandes  sie  geschalfen, 
nur  schädliche  F^intUisse  üben.  Und  dies  Uebel  erhöhter  Productionskosten 
schadet  nicht  nur  der  Gegenwart,  es  trägt  auch  eine  schwere  und  stets 
wachsende  Bürde  auf  die  Zukunft  hinüber.  Ein  anderer  Beleg  für  obige 
Behauptungen  drängt  sich  auf.  Das  für  einen  grossen  Waarenladen  erforder- 
liche (importirte)  Fensterglas  kostet  D.  29,000  Papier;  ein  Viertel  dieser 
Summe  repräsentirt  die  Entwerthung  unserer  Valuta,  ein  Drittel  des  Restes 
den  darauf  erhobenen  Zoll ,  so  dass  als  Preis  des  Artikels  am  ausländischen 
Markt  incl.  Transportkosten,  Profite  etc.  D.  14,500  bleiben;  diese  lOO^/o 
betragende  Vertheuerung  wird  natürlich,  so  lange  jener  Laden  besteht,  die 
in  ihm  verkauften  Waaren  ebenfalls  entsprechend,  wenn  nicht  mehr,  ver- 
theuern  und  ausserdem  noch  andere  Industriezweige  durch  grössere  Capitals- 
entziehung  schädigen. 

Die  Nutzbarmachung  unserer  natürlichen  Hülfsquellen  und  Vortheile 
lässt,  abgesehen  von  einzelnen  durch  die  'vatur  oder  unseren  Eründungsgeist 
besonders  begünstigten  Artikeln,  wie  Baumwolle,  Petroleum,  Edelmetalle, 
Mähmaschinen  und  Feuerwaffen,  Vieles  zu  wünschen  übrig.  Der  Transport 
roher  Baumwolle,  deren  Hauptquelle  die  Ver.  Staaten  früher  waren  und 
bald  wieder  sein  werden,  nach  ausländischen  Spinnereien  kostet  fast  ebenso 
viel  Arbeit  und  Capital,  wie  die  einheimische  Manufactur  dieses  Welt-Stapel- 
artikels; der  Export  einheimischer  Baumwollstoffe  ist  trotzdem  seit  1860  auf 
ein  Viertel  zusammengeschrumpft.  Die  Union  würde  in  einheimischen  Web- 
stoffen erfolgreich  mit  allen  Nationen  concurriren  können,  wenn  die  Fabrikations- 
kosten sich  ca.  1 5*^/0  reduciren  Messen :  das  ist  aber  bei  den  gegenwärtigen 
Preisen  von  Nahrung,    Kleidung,    Wohnung  und  Feuerung,   wo  der  Fabrik- 
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arbeiter  nur  grade  sein  Leben  fristen  kann,  nicht  möglich,  wenn  nicht  die 
Gesetzgebung  durch  die  schon  oft  betonten  Mittel  jene  Lebensbedürfnisse 
billiger  macht.  Es  ist  ferner  der  Wunsch  des  Volkes,  die  Wollindustrie 
zu  beleben  und  auszudehnen;  aber  eine  fürsorgliche  Regierung  hält  es  für 
gut,  den  americanischen  Fabrikanten  gerade  des  Vortheils  zu  berauben,  den 
alle  seine  ausländischen  Concurrenten  vollständig  geniessen ,  nämlich  eine 
unbeschränkte  Zufuhr  aller  Varietäten  des  Rolimaterials;  so  liegt  unsere  Woll- 
spinnerei natürlich  danieder  und  unser  Export  von  Wollstoffen  hatte  im 
letzten  Fiscaljalir  den  lächerlichen  Werth  von  D.  160.000,  während  der  vom 
kleinen  Grossbritannien  D.  129,000,000  betrug.  Ferner:  ein  americanischer 
Stiefel  war  im  Jahre  1858  der  billigste  und  beste  der  Welt;  jetzt  aber, 
trotz  verbesserter  Maschinen  und  Erfindungen,  kostet  er  mehr  als  damals; 
in  Folge  dessen  haben  die  übrigen  Nationen  sich  anderen  Märkten  dieses 
Artikels  zugewandt  und  unser  Rheder  verliert  dadurch  seine  Fracht,  unser 
Fabrikant  seinen  Profit,  unser  Arbeiter  seine  Beschäftigung.  Dieser  Industrie- 
zweig ist  also  unterdrückt,  anstatt  gehoben  zu  werden,  und  der  Werth  des 
Exports  ist  seit  1863  von  D.  1,329,000  auf  D.  475,050  i.  J.  1869  gesunken 
Schon  diese  Beispiele,  deren  ich  noch  viele  geben  könnte,  zeigen  zur  Ge- 
nüge, dass  die  natürlichen  Ressourcen  dieses  Landes,  Dank  der  Einsicht 
unserer  gesetzgebenden  National- Oeconomen ,  nicht,  wie  sie  könnten  und 
sollten,  ausgebeutet  und  nutzbar  gemacht  werden.  Auf  die  Exportfrage  kann 
nicht  Gewicht  genug  gelegt  werden ;  denn  da  ein  Export  nur  denkbar,  wenn 
der  betr.  Artikel  so  billig  geliefert  werden  kann ,  wie  irgend  eine  andere 
Nation  ihn  liefert,  so  ist  die  Fähigkeit  eines  Staates  zu  exportiren ,  der 
sicherste  Maassstab  für  seine  Fähigkeit,   den  einheimischen  Markt  zu  versorgen. 

Vertheilung  des  jährlichen  Beingewinns  von  Arbeit  und  Capital. 
Ich  gehe  zu  der  dritten  Frage  über:  «Hat  die  bestehende  Gesetzgebung 
das  Ziel  im  Auge,  den  jährlichen  Gewinn  aus  Arbeit  und  Capital  auf  eine, 
dem  Gesammtinteresse  des  Volks  möglichst  förderliche  Weise  zu  vertheilen?" 
Zuvor  jedoch  ein  kurzer  Blick  auf  die  Entwickeking  der  menschlichen  Gesell- 
schaft, die  ich  in  Producenten  und  Nicht-Producenten  eintheile:  Jene  Eigen- 
thum  schaffend.  Diese  einen  möglichst  grossen  Theil  davon  ziehend,  Jene 
in  grösserer  Anzahl,  aber  weniger  intelligent.  Diese  in  kleiner  Zahl,  aber 
thätigeren  Geistes.  Im  ersten  Stadium  der  Gesellschaft  existirt  Eigenthum 
gar  nicht  oder  nur  als  Gemeingut;  im  zweiten  treten  individuelle  Rechte  auf, 
aber  es  herrscht  Faustrecht,  der  Stärkste  ist  der  Besitzer;  im  dritten  wird 
zwar  die  Gewalt  unterdrückt,  aber  an  ihre  Stelle  tritt  Diebstahl  und  Betrug; 
im  vierten  Stadium  endlich  —  und  in  diesem  leben  wir  —  verschwinden  jene 
groben  Mittel,  Eigenthum  zu  übertragen,  und  die  i\icht-Producenten ,  jetzt 
die  grössere  Classe,  greifen  zu  unendlichen  Listen  und  Kniffen.  Zwar  wider- 
setzt sich  der  Producent  instinctmässig,  so  gut  er  kann,  wie  er  früher  der 
Gewalt  und  dem  Diebstahl  sich  widersetzte;  aber  sein  Gegner  macht  die  Ge- 
setze des  Landes  und  spinnt  seine  Anschläge  auf  des  Andern  Habe  so  fein, 
dass  Jener  sie  nicht  durchschaut.  So  geht  der  alte,  seit  dem  ersten  Dämmern 
der  Civilisation  alle  Nationen  durchziehende  Kampf  weiter,  der  Producent 
sucht  festzuhalten,  sein  Gegner  an  sich  zu  raffen,  und  dieser  wird  reich, 
jener  aber  ärmer.  —  Ich  will  das  Gesagte  practisch  illustriren.  Armnth  in 
America  ist  nicht  der  umfassende  Begriff  wie  in  Europa,  wo  ihre  letzte 
XIV.  29 
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Slufc  der  lliiiifjcrldd  :  Ariiiiilli  IxmIciiIcI  hier  nur  diis  I'.nllMlircii  von  Bc(|uenili«  li- 
keit  und  I.uxiis.  Mit  den  Wniien:  «unsfic  Arnn-ti  werden  urnier,"  will  icli 
safifcn,  dass  licutzuliiffi!  ihre  absolulcn  Lelierishcdurruissc;  (;ine  ^rrossert-  (Jimlf 
ihres  Erwerbes  crtordern  nls  fVuiier;  die  Kosten  des  UnterliulLs  liulten  sich 
verdoppeil,  der  Krwerl)  aber  isl  nur  um  die  Hälfte  testieren.  Hier  nur 
eiuijre  Heispicii;.  In  AI  a  s  s  a  c  h  u  s  c  I  f  s ,  wie  schon  ohen  t^ezeiyl,' kamen  thOS 
auf  je  hundert  lliiiiser  9  Wüliler  mehr  als  t8(il.  Die  Hauniwollspinnerei 
und  die  l""al)rikatioii  von  Slieleln,  Schuhen  und  Hiilen  haben  niciil  nur  ab- 
genommen ,  sondern  auch  der  einheimische  ("onsuni  jener  Artikel  hat  nacli- 
jirelussen.  Der  Umstand,  dass  ein  Fallen  der  liaumwollpreise  selbst  die  j,'r6ssten 
Lügner  räumt,  beweist,  dass  bei  gewöhnlichen  l'reisen  -Millionen  unseres  Volkes 
sich  diesen  unentbehrlichsten  und  billifr.sten  Kleidunt^ShtoH'  versat^en  mussrn. 
Die  Gehalte  unserer  Prediircr  und  Lehrer  sind  seit  1801  zwar  (restiegen. 
aber  nicht  im  Verliiillniss  zu  der  N'ertheuerung  aller  l.ebensbedürrnisse.  Die 
Ausweise  der  S|)arl)aukeu,  dem  oberlliichlichen  |{eobachter  einen  erlVeulichen 
Fortschritt  zeigend,  bekräftigen  bei  genauer  Triil'ung  nur  die  NN  ahrheit  meiner 
liehauplunii.  In  Massachusetts  betrugen  die  Depositen  1860  D.  IT), 000, 000. 
186!)  D.  71,000,000,  die  Zunahme  also  in  acht  Jahren  D.  26,000,000  oder 
sechs   Millionen   weniger,    als    die   Depositen    von    1860    mit   Zinsozinscu    zu 

7  "/o  jetzt  betragen  würden.  Die  Depositen  der  Sparbanken  im  Staat  New- 
York    betrugen    1861    D.  67,000,000,    und    1869   D.  127,000,000,    also    für 

8  Jahre  nur  12  Millionen  mehr,  als  die  Depositen  von  1861  mit  Zinseszinsen 
würden  betragen  haben ;  steht  dies  im  Verhältniss  mit  der  Zunalime  der  Bevölke- 
rung dieses  Staates  während  jener  Periode?  Noch  draslischer  würden  diese 
Facta  hervortreten,  wenn  ich  anstatt  der  angenommenen  Einheit  des  Papier- 
Dollars  das  Aequivalent  desselben  in  Lebensbedürfnissen  für  die  Jahre  1860 
und  1869  gesetzt  hätte.  Die  Hanptdepositoren  der  Sparbanken  waren  früher 
die  für  Tages-  und  Wochenlohn  hart  arbeitenden  Leute,  jetzt  grade  das 
Gegentheil.  Ferner  ist  zu  erwägen,  dass  die  Sparbanken  einen  grossen  Theil 
ihres  Zuflusses  den  durch  entwcrihetes  Papier  und  unvernünftiae  Besteuerung 
enorm  angewachsenen  Preisen  von  Grundbesitz  und  Häusern  verdanken  .  die 
dem  Arbeiter  verwehren,  sich  und  den  Seinen  einen  eigenen  Herd  zu  gründen; 
das  in  ihnen  ruhende  Capital  wartet  nur  auf  bessere  Zeilen  —  niedrigere 
Preise  und  geregelte  Werlhe :  wahrlich,  kein  Zeichen  gesunder  Zustände!  Ich 
schliesse  diese  Betrachtung  mit  folgender 

Tabelle  der  von  Gemeinden    des  vierten  D  i  s  l  r  i  c  l  s    von   Maine    in    den 

Jahren     1861    und     1868    für    Armenpflege    verausgabten     Gelder    im 

Vergleich  zur  Zahl  ihrer   Wähler. 

^        .    ,  Verausgabte  Summen.  ^  Wähler  .^ 

Gemeinden.  ^g^,^  ^ggg  l^yT^  1868: 

1.  Brewer     .     .     .  D.577  45  D.  1,573  üü                532                            609 

2.  Dover  ....  782  00  1,367  00                401                            421 

3.  Cornish    .     .     .  610  42  1,057  10  Nicht  angegeben.  Nicht  angegeben. 

4.  Dexter      .  ,  .     .  476  16  1,166  74               314                           536 

5.  Orono  .     .    '.     .  1,000  00  1,500  00  Nicht  angegeben.  Nicht  angegeben. 

6.  Honiton    ...  613  32  1,630  97                387                            431 

7.  Lincoln     .     .     .  600  00  800  00  Nicht  angegeben.  Nicht  angegeben. 

8.  Presque  Isle  .     .  45  00  300  96  Nicht  angegeben.  Nicht  angegeben. 

9.  Oldlown    .     .     .  1,636  83  4.087  30                645                            688 
10.  Bangor     .     .     .  11,204  05  13,931  62             3,335                         3,336 

Total    .     .     .D.  17,545  23      D.  27,417  69 
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Factoren,  welche  eine  gleichmässige  Vertheilung  des  National  -  Reichthums  hindern, 
sind  zwei,  nämlich  eine  voluminöse,  e  n  t  w  er  th  ete,  u  neinlösbare 
Papierwährung  und  eine  übertriebene,  ungleich  massige  Be- 
steuerung. Bis  jetzt  sind  die  colossalen ,  durch  den,  eine  nationale  Ver- 
armung drohenden,  Krieg  herbeigeführten  Verluste  durch  den  Ueberfluss  von 
Papiergeld  und  eine  gesteigerte  industrielle  Begsamkeit  dem  Auge  des  grossen 
Publikums  mehr  oder  weniger  verhüllt  gewesen;  jetzt  aber,  bei  allmäliger 
Bückkehr  zu  normalen  Verhältnissen,  beginnen  Einflüsse  sich  geltend  zu  machen, 
die  bislang  unbeachtet  geblieben.  Eine  forcirte  Sparsamkeit  beschränkt  den 
Consum  und  lässt  folgeweise  unsere  Märkte  mit  den  verschiedensten  Artikeln 
überfüllt;  dieser  Umstand  übt  wiederum  einen  Druck  auf  die  Production,  die 
in  grosser  Ausdehnung  aufgehört  hat,  gewinnbringend  zu  sein.  Ich  will  nun 
im  Folgenden  untersuchen,  wie  jene  beiden  Factoren  eine  ungleichmässige 
Vertheilung  des  National -Reichthums  herbeiführen;  wie  sie  die  Massen  ver- 
armen lassen,  die  natürliche  Entwickelung  der  Industrie  hemmen  und  alle 
segenbringenden   commerziellen   Beziehungen   zum  Auslande  zerstören. 

Nachtheile    einer    entwertheten ,    uneinlösbaren  Papierwährung   und   ungleichmässiger 
Besteuerung  für  den  Farmer. 

Die  Production  von  BrodstotVen  in  den  Ver.  Staaten,  wo  die  Farmer 
mit  ihren  Familien  die  Hälfte  der  Bevölkerung  ausmachen ,  übersteigt  den 
heimischen  Consum  bei  Weitem;  der  enorme  üeberschuss  muss  also  an  das 
Ausland  verkauft  werden.  Aber  wegen  der  nahen  Concurrenz  der  Ostseeländer 
und  Süd -Russlands  kann  der  Farmer  nicht  seine  Preise  bestimmen,  sondern 
die  Preise  bestimmen  ihn;  Versuche,  durch  Zurückhalten  dieses  Ueberschusses 
vom  Markte  die  Preise  zu  forciren ,  sind  nicht  nur  stets  erfolglos  gewesen, 
sondern  haben  noch  grösserere  Verluste  herbeigeführt;  denn  wo,  wie  hier, 
die  Farmer  nach  Hunderttausenden  zählen,  ist  einmüthiges  Zusammenwirken 
in  dieser  Richtung  eine  Unmöglichkeit.  Es  muss  also  verkauft  werden  und 
zwar  zu  jedem,   von   den  grossen  Stapelplätzen  des  Auslandes  dictirten   Preise. 

Verhältuiss  des  Ackerbaus  zu  einzelnen  Industriezweigen. 
Es  ist  eine  irrige  Ansicht,  dass  ein  günstiger  einheimischer  Markt  für 
die  Producte  des  Ackerbaus  durch  die  Blüthe  einzelner  specieller  Industrie- 
zweige bedingt  sei.  Nach  einem  sehr  liberalen  Anschlage  consuniircn  alle, 
in  den  Baumwoll-  und  Wollspinnereien  und  den  Eisenwerken  dieses  Landes 
beschäftigten  Leute  zusammen  4,1  "/o  der  Gesammtproduction  von  Brodstoffen; 
einen  weit  grösseren  Consum  repräsentiren  dagegen  die  gewöhnlichen  Ar- 
beiter, die  Künstler  und  Diejenigen,  welche  bestimmten  Professionen  folgen, 
mit  ihren  Familien.  Da  aber  schon  der  Staat  Illinois  allein,  wenn  völlig 
cultivirt,  die  ganze  Bevölkerung  der  Union  genügend  mit  BrodstolVen  zu 
versorgen  vermag,  so  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  selbst  von  unseren  Mittel- 
ernten der  grössere  Tlicil  auf  ausländische  Märkte  angewiesen  ist:  und  da 
ein  und  derselbe  Artikel  auch  nur  einen  und  denselben  Preis  haben  kann, 
so  ist  der  Exportpreis  hier  stets  massgebend  für  den  am  einheimischen  Markt. 
Aber  dieser  zu  exportirende  Üeberschuss  würde  mehr  werlh  sein,  wenn  wir 
eine  geregelte  Valuta  und  geringere,  gleichmässige  Besteuerung  hätten.  Die 
Transport-  und  Lagerkosten  etc.  des  Artikels  sind  wenigstens  10 ''/q  höher, 
als   sie  bei   normaler  Valuta   und   Besteuerung  sein  würden ;   da  der  Exporteur 
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nicht  weiss,  wie  liocli  iiacli  (50  o<ier  1)0  Tuffen  das  Gold- Agio  sein  wird, 
so  sichert  er  sich  j?t'f?«"  Verluste,  welche  die  Fiiictiiutidnen  des  Goldes  drolien, 
durch  einen  yViilschlaj^  von  1  —  4 "/(, ;  da  aher  ferner  das  Ausland  den  l'reis 
diclirt,  so  fallt  dieser  Aufschlag  als  Verlust  auf  den  Prodiiccntcn  xuriick, 
und  /.war,  nach  dein  ehcii  aufgestLlllcn  Principe,  nicht  nur  fiir  den  zu  exporti- 
renden  Theil  des  l'roducts,  sondern  fiir  die  ganze  Krnte.  So  steht  der 
americunische  Farmer  beim  Verkauf:  sehen  \Nir  nun,  wie  er  einkanit.  Kr 
will  fiir  sein  Froduct  nicht  Geld,  sondern  das,  was  er  mit  dem  Gelde  kaufen 
kann,  haben,  z.  B.  Salz,  Kohlen,  wollene  Decken.  Das  Salz  könnte  er  in 
Liverpool  oder  Cadix  für  15  — lüO  C.  pro  Bushel  kaufen,  aber  Dank  unserem 
Papiergelde  und  unserem  Tarif  steht  er  sich  besser,  wenn  er  aniericanisches 
für  40-45  C.  pro  Bushel  kauft,  <l.  Ii.  die  halbe  (Juanlitat  für  dasselbe  Geld 
und  ohne  dass  die  Begierung  einen  erheblichen  Nortlieil  daraus  zöge.  Von 
Kohlen  könnte  er,  wenn  er  z.  B.  in  Maine  lebte,  20  Tons  aus  Nova  Scotia 
für  D.  100  bekommen,  aber  die  auf  dem  Import  lastende  Steuer  von  D.  1  25 
Gold  pro  Ton  macht  es  ihm  billiger,  D.  1  50  pro  Ton  Transportkosten  für 
Kohlen  aus  Pennsylvania  zu  bezahlen ;  so  werden  D.  30  für  unnöthigen  Trans- 
port ausgegeben,  die  Begierung  hat  nicht  mehr  Einnahmen,  aber  der  Farmer 
weniger  Kohlen.  Die  wollenen  Decken  würden  ihn  in  Liverpool  gerade  die 
Hälfte  von  dem  kosten,  was  Papiergeld  und  Tarif  ihn  in  New -York  dafür 
bezahlen  lassen;  will  ersieh  dann  mit  dem  Gedanken  trösten,  dass  der  Begie- 
rung sein  Geld  zu  Gute  kommt  und  seine  Opfer  die  Tilgung  der  ßundes- 
schuld  näher  bringen,  so  lindet  er  die  Zolleinnahmen  auf  wollene  Decken 
unter  gegenwärtigem  Tarif  wie  folgt  verzeichnet: 
1862  D.  612,283;  1866  D.  485,978:  1867  D.  207,598;  1868  D.  25,288. 
Kurzum,  wo  immer  er  für  sein  Product  andere  Bedürfnisse  einlauschen 
will,  da  zwingt  ihn  die  Begierung,  zu  nehmen,  was  er  nicht  will,  oder  aber 
weniger  zu   nehmen,   als  er  sonst  bekommen  könnte. 

Der  Farmer  als  Producent. 
Es  bleibt  uns  noch  übrig,  die  Stellung,  welche  der  Farmer  als  Produ- 
cent einnimmt,  eingehend  zu  betrachten.  Er  zieht  seine  Producle  unter  einer 
Papier-Währung,  welche  Arbeit  und  sonstige  Produclions-Bedingungen  ver- 
theuert  und  Speculanten  täglich  Gelegenheit  giebt ,  ihn  zu  plündern:  unter 
einem  Steuer-Tarif,  der,  ohne  ihm  irgendwelche  Compensation  dafür  zu  ge- 
währen ,  seine  nöthigsten  Lebensbedürfnisse  auf  einen  enormen  Preis  stellt. 
—  Weizen,  unter  solchen  Bedingungen  gezogen,  kostet  mehr,  als  der 
in  anderen,  von  solchen  Hindernissen  befreiten  Ländern  gebaute,  ohne  sich 
desshalb  tbeurer  zu  verkaufen.  Gewiss  giebt  es  dem  Producenlen  keine  Genug- 
thuung,  zu  sehen,  dass,  während  er  die  Concurrenz  anderer  Länder  zu  be- 
kämpfen hat,  ausserdem  seinen  Theil  zu  den  Steuern  beiträgt,  er  auch  noch 
gezwungen  ist,  für  seine  nöthigsten  Lebensbedürfnisse  viel  grössere  Opfer 
zu  bringen,  und  dies  nicht  etwa  zum  Besten  der  Staats-Einkünfte,  sondern 
für  den  Nutzen  einer  begünsligteren  Industrie,  als  die  seinige  ist,  damit  die- 
selbe vor  der  Concurrenz,   die  er  zu   ertragen   hat,    beschützt   bleibe. 

Verhältniss  der  Steuern  zu  den  Netto -Einkünften  des  Landes. 
Es   ist  nicht    nöthig,   für  solche   Betrachtungen,   wie  obige   ist,   einzelne 
Punkte  auszuwählen;  das  Uebel  ist  allgemein;   die  Darstellungen   können  dess- 
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halb  auch  allgemein  gehalten  werden.  —  Wie  wir  oben  zeigten,  beträgt  der 
jährliche  Netto- Ueberschuss  nicht  über  0.600,000,000.  Es  ist  interessant, 
zu  beobachten,  welche  Einflüsse  bei  Vertheilung  desselben  in  Betracht  kommen. 
—  Nehmen  wir  zuvörderst  Roheisen  an.  Der  gegenwärtige  jährliche  Ver- 
brauch dieses  Artikels  in  den  Ver.  Staaten  ist  ca.  1,837,000  Tons.  Wäre 
der  Preis  des  einheimischen  Productes  geringer  als  der  des  fremden  incl.  des 
Zolles  von  D.  9  Gold,  so  brauchten  wir  keines  zu  importiren;  in  Wirklichkeit 
ist  dies  der  Fall,  denn  der  ganze  Import  von  fremdem  Eisen  blieb  auf  112,000 
Tons  geringerer  Qualität  beschränkt,  das  seiner  grösseren  Schmelzbarkeit 
wegen,  als  das  hiesige  sie  besitzt,  für  Industrie-Zwecke  unentbehrlich  ist. 
Es  folgt  daraus,  dass  americanisches  Eisen  D.  9  Gold  oder  D.  1 1  Papier 
thcurer  bezahlt  wurde,  als  fremdes  sich  herstellen  lässt,  wodurch  eine  Summe 
von  D.  20,000,000  in  die  Hände  der  verhältnissmässig  geringen  Anzahl  von 
Eisenhütten -Besitzern  geflossen  ist.  Dieser  Betrag  repräsentirt  3Y4V0  <^cs 
gesammten  Netto-Gewinnes  der  Nation,  aus  den  Händen  Derer,  die  ihn  wirk- 
lich erzeugt  haben,  in  den  Besitz  von  ca.  tausend  Eisenhütten-Besitzern  über- 
gegangen. —  Ein  gleiches  Verhältniss  besteht  bei  Salz,  worauf  ein  Import- 
zoll von  18  Cents  Gold  pro  100  Pfund  ruht.  Der  Preis  für  diesen  Artikel, 
wovon  ca.  39,000,000  Bushel  pro  Jahr  consumirt  werden,  ist  dadurch  von 
20  —  23  Cents  in  1860  auf  40  — 50  Cents  isi  1869  gesteigert  worden.  Haben 
wir  so  durch  Auflegung  einer  Steuer  von  80— 108  "/o  den  Kostenpreis  pro 
Bushel  nur  um  10  Cents  erhöht,  o  werden  dem  Netto-Gewinn  der  Nation 
fernere  D.  3,900,000  entzogen.  — -  So  ist  es  mit  fast  allen  Artikeln  ohne 
Ausnahme.  Die  Wirkungen  dieses  Systems  lassen  sich  weder  ableugnen, 
noch  durch  Bezugnahme  auf  Einzelheiten  verringern.  Es  ist  sicher,  dass 
der  Kostenpreis  einer  einzelnen  Tasse  Caffee  durch  die  höhere  Besteuerung 
kaum  erwähnenswerth  zugenommen  hat,  doch  wenn  eine  jede  Kleinigkeit 
theurer  bezahlt  werden  muss,  als  früher,  so  wird  die  Gesammtlast  eine  äusserst 
drückende  und  fast  unerträgliche.  —  Die  häuügen  Ausbrüche  der  Unzufrieden- 
heit der  wirklich  producirenden  Classe  gegen  die  Bedrückungen  des  Capitals 
während  der  letzten  Jahre  sind  von  vielen  Seiten  als  unbegründet  und  un- 
gerechtfertigt betrachtet  worden  ,  indem  man  die  Erhöhung  der  .\rbeitslöhne 
dagegen  hält.  Doch  wenn  wir  bedenken,  wie  klein  im  Verhältniss  der  Netto- 
Gewinn  einer  Nation  im  Vergleich  zu  ihren  Brutto-Einnahmen  ist,  so  können 
wir  leicht  verstehen,  wie  schwer  es  für  einen  ohne  Capital  beginnenden 
l'roducenten  sein  muss,  seine  ersten  Ersparnisse  zu  machen.  —  Zu  verwundern 
ist  daher  weniger,  dass  die  Arbeit,  sich  bedrückt  fühlend  und  die  Ursache 
ihres  Leidens  nicht  deutlich  einsehend,  iustinctmässig  revollirt  und  das  Capital 
anklagt,  als  dass  diese  Revolution  und  Anklagen  nicht  heftiger  und  drohender 
gewesen  sind.  —  Als  Antwort  auf  ein  Circulär,  in  welchem  ich  um  ver- 
gleichende Aufstellung  von  Ausgaben  in  den  Jahren  1860  und  1869  bat, 
wurde  mir  von  einem  Vorsteher  eines  Gelehrten-Seminars  mitgetheilt,  dass 
sich  jetzt  alle  seine  Ausgaben  vergrössert  haben  ,  während  die  einzige  Zu- 
nahme in  seinen  Einnahmen  aus  den  höiieren  Pensions  -  Preisen  der  bei  ihm 
logirenden  Studenten  entspringen.  Um  1869  auf  gleichen  Fuss  mit  1860 
zu  bringen ,  müsse  er  eher  anfangen  und  später  aufhören  zu  arbeiten  und 
jedem  früher  genossenen  Luxus,  als  Blumen.  Bücher,  Reisen  während  der 
Ferien   etc.   entsagen. 
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Die  Bespreihung  der  Heilmittel 
diese»  Zustandes   der   Dinge   T.c'ml,    duss  die  lluupttirsuclien   der  herr!«clicnden 
Calamitül   in  der   Papier- Wiiliriiiit?   und   dem    jfi;i,M',nwärli(^cn   Sleuer-Syslern    zu 
suchen    .sind    und   dass    nur  <liircli    Keformeii   uuT  diesem    Gehiete   sich    Ahliulfe 
des    Uehels  erwarlen   lüsst. 

Oeldverhältnisse. 
Die   MeinuM(ren    liinsicliliich  der  belrelTs   unserer   Geidverliäilnisse    einzn- 
schlapcnden   Schritte  sind   so   manniglullitr ,    dass  es   wiinschenswerlh   ist,    auf 
die    all<>i'mcinsteti    (jrniid- Priniipicn    iiix'rhaupt    xuriick/.ugehcn.  Geld    hat 

s(!in('n  Ursprung  in  der  Arhcilsllieilunir.  Kin  .Mann  allein  kann  seine  saninit- 
liehen  Bedurlnisse  nicht  selbst  bcf'riediiren  und  in  seiner  Zuiliichtsnahine  zu 
Anderen  und  vice  versa  heirinnt  der  VVaarenauslausch.  Dieser  ist  ili  grösserer 
Ausdehnung  nur  so  lange  möglich  ,  als  die  gesellscliartlichen  Beziehungen 
noch  in  ihrer  frühesten  Kindheit  sind;  mit  dem  ersten  Vorwärtsschreiten  der 
Civilisalion  machte  sich  die  Nothwendigkeit  eines  gleichmassigen  Tauschmittels 
lühlhar  und  dies  führt  uns  zu  einem  ^chluss ,  der  zu  irgend  einer  correcten 
Idee  über  diesen  Gegenstand  unumgänglich  nöthig  ist.  Geld  ist  ein  Mittel 
zum  Zweck;  dieser  Zweck  ist  nicht  in  sich  abgeschlossen,  sondern  es  ist 
der  Auslausch  von  Bedarfs- Artikeln.  —  Sonach  ist  Geld  nichts  Anderes  als 
ein  Werkzeug,  als  eine  Arbeil  sparende  Maschine.  Der  Nutzen,  den  es  für 
die  Gesellschaft  hat,  ist  demnach  auf  die  Arbeit  beschränkt,  die  es  vollbringt, 
und  ist  daher,  wie  von  irgend  einem  anderen  Instrument,  auch  davon  nicht 
mehr  nöthig,   als  zu  der  zu  leistenden   Arbeit  gebraucht  wird. 

Verhältniss  des   Geldes  zum  Handel. 

Es  wird  vielfach  behauptet,  dass  der  Zuwachs  von  Geld  den  Handel 
von  selbst  schalft;  doch  da  Handel  nichts  Anderes  ist,  als  der  Austausch  vor- 
handener Artikel,  je  nach  den  Bedürfnissen  der  Gesellschaft,  so  kann  eine 
Vermehrung  des  Geldes  keine  Vergrössernng  des  Volumens  der  umzutauschenden 
Artikel  zur  Folge  haben,  sondern  höchstens  einen  öfteren  Umtausch  nach 
sich  ziehen.  Der  einzige  Zweck  des  Umtausches  aber  ist,  das  Product  vom 
Producenten  auf  den  Consumenten  zu  übertragen;  dasselbe  durch  unnöthige 
Hände  passiren  zu  lassen,  ist  nichts  Anderes,  als  die  Unkosten  darauf  zu  ver- 
grössern. 

Nöthiger  Betrag  von  Circulationsmitteln. 

Wenn  behauptet  wird,  dass  augenblicklich  nicht  mehr  Geld  im  Lande 
circulirt,  als  nöthig  ist,  um  das  bestehende  Gescliiifl  fortzuführen,  so  ist 
dies  eine  unbestreitbare  Wahrheit ;  und  was  noch  mehr  ist,  dies  wird  immer 
so  sein.  Wenn  das  gegenwärtige  Volumen  der  Circulationsmittel  erhöht 
würde,  so  würde  die  relative  Sachlage  dieselbe  bleiben,  indem  höhere  Preise 
und  vermehrter  Umsatz  jeden  Ueberschuss  absorbiren  würden.  —  Es  darf 
ferner  nicht  vergessen  werden,  dass  uneinlösbares  Papiergeld  im  eigentlichen 
Sinne  des  Wortes  kein  Geld  ist,  dass  demnach  durch  Emission  irgend  eines 
Betrages  uneinlösbaren  Papiergeldes  dem  Volumen  wirklichen  Geldes  kein 
Cent  zugeführt  wird.  Im  Gegentheil  würde  die  W^irkung  einer  übermässigen 
Emission  uneinlösbaren  Papiergeldes  die  sein ,  den  Betrag  des  wirklichen 
Geldes  durch  Speculation  zu  vermindern.  Hieraus  folgt  die  Erklärung  des 
scheinbaren  Paradoxons,  dass   in  den   Ver.  Staaten   Geld  gerade  zu  einer  Zeit 
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knapp  ist,  in  der  das  Volumen  der  Circulationsmittel  eine  so  bedeutende 
VergTösserung  erfahren  hat;  sowie  des  Factums ,  das  sich  in  allen,  mit  dem 
Fluche  eines  uneinlösbaren  Papiergeldes  belasteten  Landes  zeigt,  dass  der 
Zinsfuss  der  höclnte  dann  ist,  wenn  der  grösste  absolute  Betrag  von  «Geld" 
in   Circulation   ist. 

Uebermässiges  Volumen  der  gegenwärtigen  Circulationsmittel. 
Dass  das  gegenwärtig-t'  Volumen  unserer  Circulationsmittel  ein  übennassig-es 
ist,  wird  bewiesen:  1)  Durch  die  unbestreitbare  Thatsache ,  dass  die  Preise 
einheimischer  Artikel  viel  höher  sind,  als  in  anderen  Ländern  und  ausser 
allem  Verhältniss  zu  den  Preisen  vor  dem  Kriege  stehen.  —  Die  ziemlich 
allgemeine  Ansicht,  dass  dieser  Aufschlag  in  Preisen  in  gewissem  Grade  der 
vermehrten  Gold-Production  zuzuschreiben  sei,  wird  durch  die  Erfahrung 
zur  Genüge  widerlegt.  2)  Durch  das  Factum,  dass  der  Betrag  der  Circula- 
tionsmittel während  der  letzten  acht  .lahre  willkürlich  mehr  als  verdoppelt 
ist,  währeiid  Bevölkerung,  Produclion  und  allgemeiner  Wohlstand  in  viel 
geringerem  Maasse  zugenommen  haben.  Es  wird  ferner  behauptet,  dass,  im 
Fall  man  das  gegenwältige  Volumen  der  Circulationsmittel  unverändert  lässt, 
die  Zunahme  des  Geschäfts  und  die  Entwickelung  des  Landes  den  hestehenden 
Ueberschuss  nach  und  nach  absorbiren  würde.  Hierauf  ist  zu  erwidern,  dass 
in  diesem  Fall  nur  die  Speculation  gefördert  werden  würde,  welche  die 
wirkliche  Entwickelung  nur  hemmen  kann.  In  den  85  Jahren  von  1835  bis 
1860  wurde  die  Papiorgeld-Circnlation  von  103  Millionen  auf  207  Jlillionen, 
oder  4,36  Procent  pro  Jahr  erhöht;  sollte  der  zukünftige  Bedarf  in  gleichem 
Grade  steigen ,  so  würde  es  einen  Zeitraum  von  40  Jahren  erfordern ,  um 
das  Bedürfniss  des  Landes  mit  der  gegenwärtigen  Circulation  in  Ueberein- 
stimmung  zu  bringen;  in  der  Zwischenzeit  würde  das  Papiergeld  wahrschein- 
lich  uneinlösbar   bleiben. 

Reduction  und  ihre  Folgen. 

Als  einfaches,  vernunftgemässes  Heilmittel  gegen  die  Nachtheile  der 
üeber- Emission  erscheint  uns  daher  eine  reine,  rückhaltlose  Reduction. 
Man  widersetzt  sich  derselben  wegen  der  unmittelbaren,  nachlheiligen  Folgen, 
die  dieselbe,  wie  man  meint,  nach  sich  ziehen  muss.  Doch  diese  gefiirchfeten 
Uebelstände  sind  unvermeidlich  und  müssen  über  kurz  oder  lang  doch  ein- 
treten. Der  Unterschied  ist,  dass  wir  auf  der  einen  Seite  durch  vorüber- 
gehendes Ungemach  dauernde  Erleichterung  erzielen ,  während  wir  auf  der 
anderen  Seite  zwecklos  leiden  und  die  Wurzel  des  üebels  ungestört  und  un- 
geschwächt bleibt.  —  Wie  wir  bereits  gesehen  haben,  hat  unsere  Verschuldung 
an  das  Ausland  im  verllossenen  Jahre  um  mehr  als  I).  200,000,000  zugenommen. 
Seit  dem  Kriege  waren  wir  gewohnt,  unsere  Unter-Bilanzen  durch  Aussendung 
von  Werthpapieren  zu  decken,  doch  ist  leicht  begreiflich,  dass  diese  Art 
der  Deckung  nicht  in's  Unendliche  fortgesetzt  werden  kann.  Wenn  sie  aber 
aufhören  muss,  dann  können  nur  zwei  Dinge  eintreten:  entweder  der  Import 
muss  abfallen,  oder  wir  müssen  für  den  Ueberschuss  in  anderer  Weise  als 
bisher  bezahlen.  Nun  aber  besteht  unser  Import  hauptsächlich  aus  Luxus- 
Artikeln  und  aus  Rohmaterialien.  Der  Einfuhr  der  letzteren  aber  Hindernisse 
zu  bereiten,  hiesse  einen  gleichen  Betrag  unserer  Industrie  brach  legen,  wäh- 
rend   der    gegenwärtige  Zustand    der   Dinge    es    dem   Reichen  gestattet,    sich 
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jene  selbst  auf  Kosten  der  (inneren  Classen  zu  verscliafTen.  Ein  Abfall  der 
Einfulir  ist  deniiiacli  iiiciit  /,u  erwarten,  wübrend  eine  Fortdiiuer  derselben 
auf  ihrem  jel/,i}reii  Kusse  eine  baldin«  Krseliopliinp  der  aus/.usendeiidcn  NN'erlli- 
|)a|)iere  und  Edelmetalle  nacb  sieh  zieht,  der  eine  empRndiiehe  KntwerlhuuK 
aller  Preise  für  einheimische  Froduete  und  vollstandij^e  Umwalzunjj  in  den 
Ilandelsverbätlnissen  auf  dem  Kusse  folijcn  inuss:  gerade  die  Ursachen,  aus 
denen   man  sicii  einer   Reduclion   vviderseUt. 

Was  wir  durch  Wiederaufnahme  der  Baarzahlung  erreichen. 
lieber  die  Wirkungen  der  Wiederaultialime  der  Baarzaiilung  selieiiien 
durchschnittlich  sehr  irrige  Ansichten  zu  herrschen.  Wenn  dieselbe  nieiit 
mit  Heduction  verbunden  ist,  kann  sie  nur  einem  kleinen  Tlieil  der  herrschenden 
Uebelstände  abhelfen;  wenn  wir  für  die  jetzt  eirculirenden  0.700,000,000 
Papier  U.  700,000,000  Gold  substituiren  und  letztere  immer  im  Lande  be- 
halten könnten,  so  würde  dieselbe  Vertheuerung  aller  Preise,  derselbe  Unter- 
schied zwischen  Import  und  Export,  dieselbe  Unmöglichkeit  exisliren,  ein- 
heimische Producte  an  fremden  Jiärkten  zu  placiren.  Gold  würde  immer 
bleiben,  was  es  ist:  das  billigste  Tauschmittel,  das  wir  besitzen  und  das  von 
fremden  Ländern,  in  denen  es  theurer  ist,  als  hier,  vorzugsweise  gern  ge- 
nommen wird.  Die  sehr  verbreitete  irrige  Ansicht,  dass  England  uns  mit 
fremden  VVaaren  von  allen  Ländern  am  meisten  überiluthet,  findet  ihre  ^^'ider- 
legung  im  Bericht  des  «British  Board  of  Trade'-' ,  nach  welchem  der  Export 
von  den  Ver.  Staaten  nach  England  zu  dem  Import  nacb  den  Ver.  Staaten 
von  England  im  Verhältniss  wie  2  :  1  steht;  dagegen  kommt  hier  in  Be- 
tracht, dass  wir  unsere  Schulden  an  andere  Länder,  die  unsere  Producte 
wegen  ihrer  hohen  Preise  nicht  nehmen,  in  Wechseln  auf  England,  oder  in 
englischen  Producten,  die  in  englischen  Fahrzeugen  über  See  gebracht  werden, 
zu  bezahlen  haben,  und  so  durch  ersteren  Umstand  Banquier-Commissionen, 
durch  letzteren  Waarenverdienst  und  Fracht  verlieren.  —  So  lange  dies  ab- 
norme Verhältniss  besteht,  ist  an  eine  Wiederaufnahme  und  Fortsetzung  der 
Baarzahlung  nicht  zu  denken,  da  über  kurz  oder  lang  der  letzte  Gold-Dollar 
exportirt  sein  würde.  Wir  müssen  desshalb  unsere  Preise  so  weit  reduciren, 
dass  es  fremde  Länder  in  ihrem  Interesse  finden ,  Product  gegen  Product 
umzutauschen,   und  dieses  Ziel  ist  einzig  durch  Reduclion  zu  erreichen. 

Der  zur  Wiederaufnahme  der  Baarzahlung  erforderliche  Betrag  von  Gold 
hängt  lediglich  von  dem  Umfang  der  Beduction  des  Papiergeldes  ab. 
D.  700,000,000  Papiergeld  könnten  mit  nicht  weniger  als  D.  700,000,000 
Gold  eingelös't  werden,  da  Papiergeld  in  solchem  Betrag  unausbleiblich  ent- 
werthet  sein  müsste  und  Gold  in  Folge  dessen  mit  einem  Agio  bezahlt  werden 
würde.  Bei  D.  400,000,000  Papiergeld  dagegen  würden  D.  100,000,000 
Gold  voraussichtlich  genügend  sein,  da  jenes,  indem  es  die  Bedürfnisse  des 
legitimen  Geschäfts  nicht  überschreitet,  voraussichtlich  keiner  Entwerthung 
ausgesetzt  sein  würde.  Ebenso  unhaltbar  ist  die  Ansicht,  dass 
irgend  ein  Schritt  zur  Baarzahlung  dadurch  gethan  wird,  dass 
die  Regierung  das  Capital  der  öffentlichen  Schuld  durch 
Ankäufe  von  Bu  n  d  es  -  0  b  liga  ti  o  n  en  reducirt.  Es  ist  nicht  der 
Credit  einer  Nation,  der  das  Vorhandensein  und  den  Stand  eines  Gold-Agio's 
bedingt,    wie    das    Beispiel    von   Italien,    Oesterreich    und    Russland    beweist, 
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sondern  das  Verhältniss  seiner  Papiergeld -Emission.  —  In  Erwägung  alles 
oben  Gesagten  bin  ich  daher,  so  unpopulär  die  Erklärung  sein  mag,  der 
festen  Jleinung,  dass  directe,  riickhaltslose  Reduction  das  ist,  was  die  Sach- 
lage gebieterisch  erfordert:  das  einzige  Heilmittel  für  die  bestehenden  Uebel- 
stände,  in  so  fern  als  die  Papierwährung  deren  Ursache  ist;  dass  sich  die 
Nation  nicht  aus  ihren  Verlegeniieiten  und  Schwierigkeiten  befreien  kann, 
ehe  nicht  die  Gesetzgebung  und  die  Verwaltung  das  Ehrgefühl  und  den  Muth 
besitzen,  die  Einführung  der  Reduction  auf  sich  zu  nehmen  und  zu  Ende 
zu  führen. 

Besteuerung 
ist  selten  so  sehr  von  freier  Wahl,  als  von  der  iNothwendigkeit  abhängig; 
nicht  das  Vernunftgemässe  der  Sache,  sondern  die  zwingenden  Bedürfnisse 
der  Regierung  entscheiden  die  Frage  von  Steuerauflagen.  Glücklicherweise 
sind  die  Ver.  Staaten  jetzt  in  den  Stand  gesetzt,  zwischen  den  Steuern  zu 
wählen  und  auf  rein  öconomische  Principien  hin  zu  entscheiden ,  welche 
Steuern  abgeschafft  und  welche  beibehalten  werden  sollen.  Mit  einem  Ueber- 
schuss  von  D.  50,000,000,  nachdem  für  Reduction  der  Schuld  reichlich  ge- 
sorgt ist,  der  auf  Reduction  der  Steuern  verwendet  werden  kann,  würde  es 
unentschuldbar  sein,  wenn  nicht  sehr  grosse  Vortheile  für  die  Industrie  ge- 
sichert und  die  Lasten   des   Volkes   in   etwas  erleichtert  werden   würden. 

Der  Ueberschuss 
der  Einnahmen  über  die  Ausgaben  betrug  während  des  am  30.  Juni  1869 
beendeten  Fiscal- Jahres  in  runder  Summe  D.  94,000,000  und  darf  für  das 
laufende  Jahr  ebenso  hoch  veranschlagt  werden;  hierzu  kommen  noch  zwei 
Ausgabe-Posten  des  Jahres  1868 — 1869,  die  in  das  diesjährige  Budget  nicht 
aufgenommen  sind,  nämlich:  D.  13,000,000  für  ßounties,  die  jetzt  ziemlich 
geordnet  sind,  und  D.  7,200,000  Gold  (gleich  D.  9,350,000  Papier)  als  Kauf- 
summe für  Alaska. 

Elasticität  der  Einnahmen. 
Die  Elasticität,  d.  h.  die  Expansionskraft  der  Einnahmen  ist  ein  anderer 
wichtiger  Factor  bei  Bestimmung  des  künftigen  üeberschusses.  Wiewohl 
der  Anwachs  des  zur  Reproduction  geeigneten  Capitals  nicht  so  bedeutend 
sein  dürfte,  wie  in  England,  so  erlaubt  doch  die  gleichere  N'ertheilung  des 
Reichthums  in  den  Ver.  Staaten  einen  grösseren  Consum  derjenigen  Artikel, 
welche  die  höchsten  Steuersätze  tragen  können.  Die  Einnahmen  Englands 
haben  in  dem  Zeitraum  von  1860  bis  1866  jährlich  um  2'/2Vo  zugenommen, 
welcher  Zuwachs  auf  Verminderung  der  Steuern,  hauptsächlich  der  Einkommen- 
Steuer  verwendet  worden  ist.  Haben  wir  nun  ziemlich  gleich  grosse  jähr- 
liche Einnahmen  in  beiden  Ländern,  und  einen  bestimmten  Grad  der  Zunahme 
derselben  in  dem  einen,  so  kommen  für  Beantwortung  der  Frage,  ob  wir 
in  dem  andern  Lande  eine  gleiche  Zunahme  erwarten  dürfen ,  vorzüglich 
zwei  Gesichtspunkte  in  Betracht.  Erstens,  ist  die  gegenwärtige  Besteuerung 
hier  drückender  als  dort?  und  zweitens,  ist  für  beide  Länder  eine  Zunahme 
der  Bevölkerung  in  gleichem  Jlaasse  zu  erwarten?  —  Beide  dieser  Punkte 
begünstigen  hier  die  Erwartung  einer  freieren  und  weiteren  Entwickelung. 
Die  gegenwärtige  Scala  der  Besteuerung  drückt  hier  weniger  schwer  auf  das 
Volk    als    in    England,    wo    sich    der    Reiche    in  Folge    der    aristokratischen 
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IW^iricrun^shirni  noch  liir  liiiiut-  /cit  hin  dein .  iliiii  t^ebiihi  enden  Antheil  an 
den  ollenllichen  Kasten  eiil/.iehen  uird.  (ileichzeiliif  ist  es  eine  aiierkunnte 
Thulsaclie,  dass  der  Zuwiichs  der  iJesolkerunii  liier  weit  hedenlender  ist,  als 
in  Knclund.  Alles  in  Ail<Mn  genommen  hin  icli  daher  der  Ansieht,  dass  der 
jiihrliche  Zuwaciis  nn>ercr  üetreriw  aiiijfcn  i'iiniiiilinien  den  von  Kntfland  uber- 
Irell'en  nnd  ca.  D.  12, ()()(), (tüO  bis  L).  15,00U,UUÜ  helraf,'en  wird.  Trill  dieser 
Fall  wirklich  ein  ,  so  ist  es  in  Foljre  einer  freieren  Entwickeluntr  des  Ver- 
kehrs, der  besseren  N  erlheilunu  des  Heichthnnis  des  Landes  und  der  i^rösseren 
Kate  der  Znnuhme  der  Bevölkerung  /.n  einer  Zeit,  in  welcher  die  disponiblen 
Arl)eitskriifle  nui-  {ianz  vorübergehend  den  Bedarf  uberstieiren.  Dies  findet 
seine  Bestäliuunu;  dadurch,  dass  seit  iHtj.').  wenn  immer  Steuern  abpeschalft 
oder  vermindert  worden  sind,  der  \usf;ill  in  den  Kinniilinien  nie  im  \er- 
liällniss   zur   Beduclion    yoslanden    lial. 

Gewinn  aus  der  Reform  der  Steuer  -  Verwaltung. 
Nehmen  wir  die  niedrigste,  als  Zuwachs  der  Einnahmen  von  uns  zu 
(irunde  gelegte  Summe  an,  so  wird  dadurcli  der  Ueberschuss  um  D.  12,000,000 
vergrössert.  Ein  fernerer  Gewinn  entspringt  aus  der  wirksameren  Handhabung 
der  Gesetze  und  Eincassirung  der  Steuern,  und  wird  derselbe  vom  i-Commissioner 
of  Internal  Revenue",  jedenfalls  viel  zu  niedrii>-,  auf  D.  15,000,000  geschätzt. 
Da  die  Steuer- Einnahmen  während  des  verflossenen  Fiscaljahres  gleiciifalls 
einen  sehr  bedeutenden  Zuwachs  erfaiiren  haben,  so  kann  man  vielleicht  mit 
ziemlicher  Sicherheit  zur  Beurtheilung  des  üeberschusses  in  Bezug  auf  Ermässi- 
gung der  Steuern,  die  Einnahmen  aus  dieser  Oiie'le  auf  1).  180,000,000 
annehmen.  Die  Hlrfahrnngen  der  letzten  fünf  Monate  lassen  diese  .\nnahme 
eher  als    zu  niedrig  erscheinen. 

Verminderung  der  Ausgaben. 
Der   Gewinn    aus    dieser    Quelle,    einschliesslich    der   N'erniinderung    der 
Zinsenlast  in   Folge  der  Reduction   des  Capitals  der  Staatsschuld ,    wird    vom 
Finanzminister    auf  D.  26,000,000  veranschlagt. 

Total-Ueberschuss. 
Wenn   wir  alle  obigen   Summen   zu   dem   Ueberschuss  des   letzten   Jahres 
hinzufügen,    so    stellt    sich    der  Gesammtbetrag    nach   genauester  Berechnung 
auf  D.  124,000,000,  vorausgesetzt,  dass  unsere  Steuer-  und  Industrie-Verhält- 
nisse  dieselben   bleiben. 

Verwendung  des  Üeberschusses. 

Der  Besitz  eines  so  bedeutenden  Üeberschusses  führt  zu  der  Frage:  Sollen 
wir  denselben  ungeschmälert  auf  Abtragung  der  Bundesschuld,  oder  wenigstens 
theiivveise  auf  Erleichterung  der  Lasten  des  Volkes  verwenden?  Ich  scliliesse 
mich  unbedingt  der  letzleren  Ansicht  an  und  halle  dieselbe  von  der  iNolh- 
wendigkeit  dringend  geboten.  Meiner  Meinung  nach  sollten  die  Steuern  in 
Höhe  von  D.  50,000,000  reducirt  und  sollte  dabei  darauf  Rücksicht  genommen 
werden,  dass  die  Industrie  in  den  Stand  gesetzt  wird,  sich  die  nöthigen  Roh- 
materialien möglichst  billig  anschaffen  zu  können,  ferner,  dass  die  Verlheue- 
rung  der  nöthigsten  Lebensbedürfnisse  in  etwas  gehoben  wird,  in  dieser 
Beziehung  haben  wir  zunächst  in  Betracht  zu  ziehen,  welche  von  den  directen 
Steuern   am  besten  abgeschafft   oder  ermassigt  werden  kann.      Die  drei  Haupt- 
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Einnahmequellen  aus  den  directen  Steuern  sind  die  Steuern  auf  geistige  Ge- 
lränke, auf  Taback  und  die  Einkommensteuer;  die  beiden  erstgenannten  haben 
sich  bisher  als  sehr  gewisinbringend  erwiesen  und  können  keine  Veränderung 
erleiden,  ohne  die  Interessen  des  Staatsschatzes  wenigstens  vorübergehend 
zu  schädigen. 

Die  Einkommen  -  Steuei" 
dagegen  ist  verschiedenen  Characlers  und  erfordert  wesentliche  Modificationen. 
Ich  würde  vorschlagen,  schon  von  der  nächsten  Erhebung  an  die  jetzige 
Hate  von  5  %  ''"f  ^"/o  herabzusetzen;  ersfere  Rate  betrachte  ich  als  unbedingt 
zu  hoch  und  würde  dieselbe  von  anderen  Nationen  nie,  ausser  im  Fall  ausser- 
ordentlich dringender  Anforderungen  erhoben  werden.  Ausserdem  würde  die 
Steuer  von  S^/o  dem  Schatz  wahrscheinlich  eine  beinahe  ebenso  grosse  Summe 
einbringen,  wie  die  bis  jetzt  erhobene;  denn  bisher  haben  Viele  sich  der  Zah- 
lung der  Steuer  gänzlich  zu  entziehen  gewusst,  Andere  ihr  Einkommen  zu 
niedrig  angegeben,  was  bei  einer  Herabsatzung  der  Rate  wenn  nicht  gänz- 
lich wegfallen,  so  doch  in  geringerem  Maasse  stattfinden  würde.  Ferner 
empfehle  ich,  dass ,  während  die  absolute  Steuerfreiheit  für  Einkommen  bis 
zu  D.  1000  beibehalten  bleibt,  für  Steuerfreiheit  auf  Grund  von  Hausmiethe 
ein  bestimmter  Satz  angenommen  werden  sollte,  bis  zu  einem  Betrag,  der 
die  Hausmiethen  der  arbeitenden  Classen  steuerfrei  lässt.  Durch  diese  Jlaass- 
regel  würde  dem  Schatz  meiner  Ansicht  nach  eine  Einnahme  erwachsen,  die 
den  Unterschied,  weicher  aus  der  Herabsetzung  der  Steuer  von  5  <*/(,  auf  S^/q 
völlig  ausgeglichen  würde.  —  In  Bezug  auf  die  von  vielen  Seiten  empfohlene 
gänzliche  Abschaffung  der  Steuer  weise  ich  darauf  hin,  dass  aus  der  ganzen 
Bevölkerung  der  Ver.  Staaten  nur  250,000  Personen,  mit  ihren  Familien 
höchstens  ca.  1,000,000  Seelen  repräsentirend,  mit  einem  Gesammt-Einkommen 
von  D.  800,000,000  die  Steuer  bezahlten.  Diese  allein  sind  in  der  Abschaffung 
der  Steuer  interessirt ,  während  für  den  aus  881/2  Millionen  Köpfen  be- 
stehenden Rest  der  Bevölkerung  die  Beibehaltung  derselben  nur  wünschens- 
werth  sein  kann. 

Diverse  Steuern. 
Es  bleibt  noch  eine  Anzahl  kleinerer  und  minder  wichtiger  directer 
Steuern  übrig,  die  im  Jahre  1868  weniger  als  D.  50,000,000  einbrachten. 
Von  diesen  empfehle  ich  die  Abschaffung  der  Steuer  auf  Uhren,  Silbergeräth, 
Piano's,  Billards  und  Wagen;  dieselben  sind  inquisitorischen  Characters  und 
anstössig  bei  Eincassirung,  während  ihr  Ertrag  nur  unbedeutend  ist.  Ich 
empfehle  ferner   die   Abschaffung  folgender   Steuern : 

1)  Aller  sogenannten  Specialsteuern  oder  Licenzen ,  ausgenommen  der 
von  Banken,  Banquiers  und  Fabrikanten  und  Händlern  in  Spirituosen, 
Bier  oder  Taback  erhobenen.  Der  Ausfall  würde  nicht  über  D.  10,000,000 
betragen. 

2)  Der  auf  die  Brutto -Einnahmen  von  Eisenbahnen,  Omnibus- Linien, 
Versicherungs-,  Telegraphen-  und  Express-Compagnien,  Canälen,  Fähr- 
böten,  See-,  Fluss-  und  Dampfschiffen  erhobenen  Abgaben.  Ausfall 
höchstens   D.  7,000,000. 

3)  Der  Steuern  auf  den  Verkauf  aller  nicht  anderswo  besteuerter  Artikel; 
Ausfall   ca.   D.  8,000,000. 
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Durch  Aniialinie  iiller  dieser  Vcrun(li'rtiiin»ii  « iirdi-ii  ilcin  V<ilk  hImi  <  u. 
I).  26,OÜ(),()0()   ers|)nrt   werden 

Der  Taiif. 

NN  ir  koiiiriioii  /.iimielisl  /,u  der  Belriicliliiii^  des  Nutzens,  \>clclien  Nrrütide- 
ruii^eii  des  Tarifs  dem  gegen»  artigen  Slaiide  der  induslrie  getrenuber  mit 
sicli  bringen.  Diese  Fragen  haben  bisher  nie  /,ur  Discus.sion  gelangen  können, 
da  das  Gesclirei  derjenigen  Industriellen,  /,u  deren  specicllem  Nutzen  die 
meisten  Steuern  erhoben  \\er(!en.  iille  \  erhan<liuiigen  verhinderte.  Die  zu 
beantwortenden  l'rasien  sind  rein  |»raetiselie  und  beziehen  sieh  blos  auf  die 
Brauchbarkeit   individueller   und    spcn  ifisrhcr   .'-steuern. 

Es  handelt  sich  in  jedem  Kiille  ihm  den  wirklichen  oder  eingebildeten 
iNulzeii ,  welcher  aus  der  Beibeliallung  einer  Steuer  entsprinirl  und  um  «lie 
Krleichterung,  welche  deren  Ahscbalfuni»  gewahrt.  NN  as  auch  dafiir  oder 
dagegen  gesagt  werden  mag,  es  ist  nnunistösslich  wahr,  dass  irgend  eine 
Steuer,  die  zur  Beschiitznng  eines  Induslrie -Zweiges  wirklich  nöthig  war, 
vorzüglich  wenn  dieser  Industrie-Zweig  viele  Arbeiter  besebäftiffte  und  Artikel 
directen  und  unmittelbaren  Consums  in  hinreichender  Quantität  producirte, 
zu  jeder  Zeit  vom  amerikanischen  NOIk  stets  günstig  aufircnoiiimen  ist.  Doch 
ist  es  andererseits  ebenso  unbestreifi)ar  wahr,  dass  «alirend  der  letzten  zwei 
Jahre  die  Kenntnisse  des  amerikanischen  Volkes  sich  so  vergrössert  und 
verändert  haben,  dass  es  bei  einer,  unnöthigerweise ,  nur  zum  Schutze 
bevorzugter  Industrien  erhobenen  Steuer  sein  Recht,  über  dieselbe  zu  denken 
und  zu  sprechen,  ausüben,  und  ein  unparteiisches  Urtheil  darüber  abgeben 
wird,  wie  weit  eine  Steuer  reducirt  werden  soll,  unbekümmert  um  die  fein 
organisirlen  Gesellschaften  von  Capitalislen. 

Die  vernunftgemässen  Grundlagen  für  Tarif- Reformen. 

Die  Erfahrungen  der  letzten  Jahre  haben  bewiesen,  dass  es  |)ractisch 
unausführbar  ist,  den  ganzen  Tarif  in  seiner  Gesammtheit  auf  einer  und  derselben 
Basis  zu  reconstruiren.  Nach  demselben  Princip  sollte  der  Satz  als  Grund- 
lage festgehalten  werden,  dass  die  A  u  fre  e  h  t  er  h  a  1 1  u  n  g  eines  Durch- 
schnitt s  z  o  1 1  e  s  von  47  "/o  5  wie  unter  dem  gegenwärtigen  Tarif, 
auf  alle  steuerbaren  Importen,  übermässig  und  un  nöthig  ist 
und  ebenso  sehr  den  Interessen  der  C i  v i  1  i s a  t  i o  n  ,  wie  dem  ge- 
sunden VVachsthumehei mischen  Handels  und  heimischerlndustrie 
widerstreitet,  und  dass  von  jetzt  ab  unter  keinen  Umständen 
eine  S  t  e  u  e  r  e  r  h  ö  h  u  n  g  bewilligt  werden  sollte,  es  sei  denn,  um 
gewisse  Mängel  im  Wortlaut  von  bestehenden  Gesetzen  zu  er- 
gänzen, oder  einzig  und  allein  zur  Erhöhung  des  Einkommens. 
Auf  einer  solchen  Basis  würde  das  NVerk  der  Reform  in  zwei  Classen  zer- 
fallen:  1)  in  Reformen  im  Interesse  des  Einkommens  und  der  Verwaltung; 
2)  in  Reformen,  die  die  Erleichterung  der  Industrie  zum  Zweck  haben.  In 
Bezug  auf  die  erstere  Classe  können  nicht  viel  verschiedene  Ansichten  herrschen, 
da  die  einzige  Frage,  die  über  irgend  einen  Vorschlag  erhoben  werden  kann, 
sich  nur  auf  dessen  Vollständigkeit  und  Gründlichkeit  beziehen  kann.  Als 
Grundbedingung  für  diesen  Punkt  ist  ferner  festzuhalten,  dass  die  Anzahl  der 
verschiedenen  Auflagen   so  beschränkt  werden   sollte  wie   möglich. 


Miscelien.  449 

Das  Volk  der  Ver.  Staaten  kann  keine  Steiierauflag-e  tragen,  die  weniger 
als  eine  halbe  Million  jäisrlich  ergiebt,  indem  dieselbe  die  Unkosten,  die  dem 
Verkehr  erwachsen,  sowie  die  Schwierigkeiten  und  Ausgaben  der  Eintreibung 
nicht  decken  würde.  Andererseits  sollte  die  Regierung  möglichst  vermeiden, 
irgend  welche  Gelegenheit  zum  Schmuggel  zu  geben,  wodurch  der  ehrenhafte 
Importeur  dem  gewissenlosen  gegenüber  in  IVachtheil  geräth.  Den  Handel 
durch  kleinliche  Hindernisse,  wie  der  bestehende  Tarif  so  viele  darbietet  und 
die  zu  amerikanischer  Industrie  oder  den  allgemein  anerkannten  staatsökonomi- 
schen Grundsätzen  in  keiner  Beziehung  stehen,  zu  stören  und  zu  hindern, 
ist  nutzlos  und  nachtheilig.  Die  Erfahrung  jeden  Jahres  liefert  neue  Beweise, 
dass  in  fast  jedem  Fall,  in  welchem  Artikel,  die  in  kleinem  Volumen  importirt 
werden,  unverhaltnissmässig  hoch  besteuert  wurden,  der  Verkehr  darin  aus 
den  Händen  des  legitimen  Geschäfts  in  die  Hände  von  Schmugglern  über- 
gegangen ist.  Von  den  ca.  zweitausend  als  steuerpflichtig  bezeichneten  Artikeln 
könnte  ohne  grossen  Schaden  für  den  Schatz,  dagegen  zum  grössten  Nutzen 
für  Geschäft,  Industrie  und  31oral,  wenigstens  ein  Drittel  sofort  auf  die  Frei- 
liste gesetzt  werden.  —  Die  Inauguration  und  Durchführung  von  Reformen 
erster  Classe  würde,  wie  gesagt,  wenig  illeinungsverschiedenheiten  hervorrufen  : 
anders  ist  es  bei  den  Reformen  zweiter  Classe,  die  eine  Reduction  der  Preise 
heimischer  Producte  in  ihrem  Gefolge  haben  würde;  jedes  Sonderinteresse, 
das  sich  in  irgend  einer  Weise  geschädigt  glaubte,  würde  sich  dagegen  er- 
heben; und  der  Satz  wird  offen  hingestellt,  dass  irgend  ein  Gesetz,  was  für 
einige  Wenige  vortheilhaft  ist,  für  die  Mehrzahl  wenigstens  keine  Xachtheile 
in  sich  schliesst.  Und  gerade  die  Folgen  einer,  auf  diesen  Grundsatz  basirten 
Gesetzgebung  seit  1862  sind  es,  von  denen  das  Land  jetzt  Erleichterung  ver- 
langt. Und  obgleich  dies  eine  durch  vielfache,  von  mir  bereits  früher  bei- 
gebrachte Beweise  festgestellte  Wahrheit  ist,  so  ist  dieser  Gegenstand  doch 
zu  wichtig,  als  dass  ich  hier  nicht  die  im  Laufe  des  letzten  Jahres  gemachten 
Erfahrungen  in   iNachstehendem   mittheilen   sollte. 

Einfluss  der  Erhöhung  des  Zolles  auf  Kupfer. 

Einen  schlagenden  Beweis  für  den  schädlichen  Einlluss,  welchen  die 
Begünstigung  einer  Branche  unter  mehreren  zusammenhängenden  und  ver- 
wandten Industrien  ausübt,  liefert  die  Erhöhung  des  Importzolls  auf  Kupfer 
von  10  auf  25  "/q.  Der  Artikel  „Dutch  metal-'  oder  „Florence  leaf",  der  hier 
in  ausgebreitetem  Maassslab  zur  Tapetenfabrikation  verwandt  wird,  ist  eine 
werthlose  Legirung  von  Kupfer  und  Zink,  die  mit  der  Hand  ausgeschlagen 
wird.  Es  kann  der  hohen  Arbeitslöhne  wegen  hier  nicht  fabricirt  werden 
und  wird  zum  grössten  Theil  von  Deutschland  importirt.  Die  Vertheuerung 
dieses  an  und  für  sich  werthlosen  Artikels  hat  im  Tapeten- Geschäft  eine 
empfindliche  Stockung  herbeigeführt  und  so  einen  Industrie-Zweig  gelähmt, 
der  im  Jahre  1860  über  ein  Fünftel  mehr  Arbeiter  beschäftigte,  als  der 
Kupferbergbau. 

Stellung  des  Tarifs  zur  Leder  -  Manufactur. 

Eine  ähnliche,  doch  ausgedehntere  Illustration  des  schädlichen  lüinflusses, 
welchen  die  ursprün<>liili(;  und  spiilcr  aufrecht  erhaltene  Bisleueruiig  ausübt, 
liefert  die  Leder-Maniil'aclur  und  ihre  haiipfsächlichstcu  Producte.  —  Im  .lalire 
1868  betrug  der  Werth  der  Leder-Productiou   in  ihren  verschiedenen  Branchen 
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in  den  Ver.  Slaatcii  I).  12 1,()()0,()00:  cii.  D.  10  ()()0,000  da^scr  SiirimH;  Imheii 
ihren  Ursprunj»'  in  der  IJesluiiernnef  des  Holiproducles  und  der  Zuliertilun^s- 
niatcriiilien ,  wiilireiid  die  Sleiiereiniiiiliincn  uns  dieser  Onelle  I).  2,500,000 
l)elrn(>eii  .  so  diiss  der  ('on^unieiil  eines  uneiilhclirliilien  Artikels  irezwutijfen 
worden  ist,  liir  jede  I).  2'/2  l'eslfjeselzler  Steuer  noch  indirecl  I).  T'/j  zu  l)e- 
zulilen;  dabei  ist  die  Lederlubrikulion  in  den  Ver.  Staaten  so  weit  forlfjeschritlen 
und  die  Zubereitungsmateriulien  sind  in  solclier  Fülle  vorhanden,  dass  eine 
Iremde  Concurrenz  nicht  zu  belürchten  ist;  vor  dem  Kriege  wurde  amerikani- 
sches Leder  in  grosser  iMenge  exporlirt;  seit  der  hohen  Besleuerunj^  jfMloch 
hat  dieser  Ivxport  last  aul'sieliört.  —  Wenden  wir  unsere  Aufmerksiimkeit  jetzt 
der  Schuh-  und  Stiefel-Fabrikation  zu.  Im  Jahre  1H68  wurden  5 1 ,.')()(), 000 
l'aar  iManner-  und  Knabenschuiie  itu  (jesammtwerth  von  U.  12'J, 7.50, 000  un- 
^el'ertif^t:  auf  denselben  lastet  ein  Zoll  von  T^l^^lo-)  'J'''^''  ^f"  niehr  als  0.  900,000; 
Kinder-,  Frauen-  und  iMadchenscIuihe  wurden  47,000,000  Paar  fabricirl,  im 
Wertlie  von  Ü.  98,500,000;  nehmen  wir  für  dieselben  eine  gleiche  Besteue- 
rung an,  so  ergiebt  das  eine  Summe  von  0.7,387,500  oder  im  Total  eine 
Belastung  der  Consumeuten  von  Schuhwerk  in  den  Ver.  Staaten  von  mehr 
als  ü.  16,000,000.  —  Angesichts  dieser  Thatsacben  würde  ich  emplt-hlon. 
I)  in  Zukunft  auf  alle  Arten  von  Häuten,  Fellen  und  Leder,  mit  Ausnahme 
von  Luxus -Leder,  den  Einfuhrzoll  aufzubeben,  indem,  abgesehen  von  der 
Erleichterung  der  auf  dem  Volke  ruhenden  Last  nur  hierdurch  der  fast  gänz- 
lich erloschene  Export  wieder  in's  Leben  gerufen  werden  kann;  um  so  mehr, 
als  die  Herstellungskosten  von  Leder  hier  verhältnissmässig  gering  und  Gerhe- 
stolle  im  Ueberfluss  vorhanden  sind.  Ich  würde  2)  empfehlen,  den  Einfuhr- 
zoll auf  alle  Arten  von  Lohe,  auf  Sumach  und  auf  Lasting  und  Serge,  wenn 
dieselben  zur  Schubfabrikation  schon  vorbereitet  importirt  werden,  aufzuheben. 

Einfluss  des  Tarifs  auf  den  Preis   von  Eisen. 

Dieser  Artikel  liefert  eine  Anzahl  von  Beispielen,  wie  eine  uiinöthige 
und  übertriebene  Besteuerung  den  Preis  von  Artikeln  vertheuert,  die  zur 
Betreibung  anderer  Industrie-Zweige  unentbehrlich  sind  und  letztere  dadurch 
unnötbig  erschwert  und  zwar  in  einem  Jlaasse,  dass  der  dadurch  verursachte 
Schaden  irgend  welchen  aus  der  Maassregel  ents|)ringenden  Nutzen  weit  über- 
wiegt. Bobeisen  liefert  davon  ein  hervorragendes  Beispiel.  Die  Herstellungs- 
kosten einer  Ton  Boheisen  belaufen  sich,  vielen  Zeugnissen  zufolge,  in  den 
Ver.  Staaten  höchstens  auf  D.  24  —  26  Papier.  Der  Durchschnittspreis  des 
besten  Boheisens  in  England  für  das  Jahr  1867  —  1868  war  L.  4  3  s.  9d.  gleich 
D.  27  12  Papier  (Gold  ä  133);  der  Durchschnittspreis  aller  Arten  Boheisen 
in  den  Ver.  Staaten  war  von  D.  35  25  — D.  38;  es  ist  demnach  der  Preis  von 
Roheisen  für  den  Consnmenten  unnöthiger  Weise  um  D.  8 — 10  vertheuert 
worden,  so  dass,  während  die  Herstellungskosten  hier  geringer  sind,  als  in 
irgend  einem  Theile  Europa's  mit  alleiniger  Ausnahme  von  England,  wir  doch 
für  Roheisen"  einen  höheren  Preis  bezahlen,  als  man  in  irgend  einem  andern 
Theil  der  civilisirten  Welt  bezahlen  muss.  Auf  die  gewöhnliche  und  einzige 
Einw^endung,  die  diesen  Aufstellungen  gemacht  wird ,  erwidere  ich  lediglich, 
dass  eine  Herabsetzung  oder  Abschaifung  der  gegenwärtigen  Steuer  die  Eisen- 
Manufactur  in  keiner  Weise  beeinträchtigen  kann ,  sondern  nur  den  daraus 
gezogeneu  Gewinn  in  Uebereinstimmung  mit  dem  aus  anderen  Industrie-Zweigen 
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gezogenen  bringen  müsste;  dass  eine  solche  Reduction  keine  grössere  Ini- 
porlation  fremden  Eisens  zur  Folge  haben  würde,  indem  der  amerikanische 
Producent  seine  Preise  lierabsetzen,  und  sich  dadurcli  die  Herrschaft  über  den 
Markt   sichern   würde. 

Es  wird  oft  gefragt:  warum  wird,  wenn  die  Eisen-Production  so  gewinn- 
reich ist,  nicht  mehr  Capital  darin  angelegt?  Hierauf  antworte  ich:  Es 
wird  so  viel  Capital  in  der  Eisen-Production  verwandt,  wie  in  Rücksicht 
auf  den  gegenwärtigen  Stand  derselben  möglich  ist,  und  zwar  verhältniss- 
mässig  meiir,  als  auf  irgend  einen  anderen  Industrie-Zweig.  Die  gegenwärtige 
Zunahme  des  Consums  von  Roheisen  ist  ca.  10 "/o  oder  170,000  Tons  pro 
.lahr,  zu  deren  Gewinnung  nicht  allein  sämmtliche  bestehenden  Hochöfen  in 
Betrieb  gehalten,  sondern  jährlich  noch  28  neue  von  einer  Capacität  von  je 
6000  Tons  gebaut  werden  müssen,  d.  h.  mit  anderen  Worten,  es  müssen 
jährlich  ü.  5  —  7,000,000  neues  Capital  darin  angelegt  werden;  irgend  ein 
Abfall  in  diesen  Proportionen  der  Production  würde  Mangel  verursachen. 
VN'elche  Zunahme  des  Consums  wir  noch  zu  erwarten  haben,  mag  daraus 
hervorgehen,  dass  der  Consum  in  England  und  Belgien  189  Pfd.  pro  Kopf 
beträgt,  hier  dagegen  nur  100  Pfd.  —  In  Anbetracht  aller  dieser  Thatsachen 
empfehle  ich  eine  Herabsetzung  des  Einfuhrzolles  auf  Roheisen  von  D.  9  auf 
D.  3  und  bin  fest  überzeugt,  dass  dieser  Vorschlag  bei  allen  Eisenhüttenbesitzern, 
die  nicht  direct  bei  der  Gewinnung  von  Roheisen  betheiligt  sind,  vollen  Bei- 
fall  findet. 

Salz,    Kohlen  und  Holz. 

Ich  wiederhole  meinen  Vorschlag,  den  Zoll  auf  Salz  zu  erniedrigen  und 
auf  Kohlen   und   zubereitetes  Holz   gänzlich  abzuschaffen. 

Salz.  Dass  dieser  Artikel  übermässig  hoch  besteuert  wird,  geht  am 
einfachsten  daraus  hervor,  dass,  wenn  die  Steuer  in  natura  erhoben  würde, 
ein  Schiff  mit  Salz  von  einem  anderen  Fahrzeug  von  gleicher  Tragfähigkeit 
und  von  einem  dritten  kleineren  von  ca.  50  "/o  der  Tragfähigkeit  des  ersteren 
begleitet  sein  müsste,  um  die  Abgaben  zu  transportiren.  Dieser  hohe  Zoll 
ist  nicht  erforderlich,  um  die  heimische  Salz-Industrie  zu  schützen,  wie  daraus 
hervorgeht,  dass  die  Ver.  Staaten  jährlich,  aller  Concurrenz  zum  Trotz,  über 
500,000  Bushel  nach  den  Brittischen  Besitzungen  oxportiren.  In  einem  der 
Gradirwerke  am  Ohio  betrugen  die  Gewinnungskosten  eines  Busheis  im  Jahre 
1868  22,95  Cents:  im  Jahre  1860  betrugen  die  Kosten  in  demselben  Gradir- 
werke 13,38  Cents  Gold,  zum  Cours  von  133  =  1 7,84  Cents  Papier.  Der 
Durchschnittsmarktpreis  für  Salz  im  Jahre  1860  war  20  —  23  Cents  Gold,  zum 
Cours  von  133  =  26'/3— 332/3  Cents  Papier;  im  Jahre  1868  war  der  Preis 
von  Salz  48  C. ;  während  also  seit  1860  die  Productionskosten  um  5  Cents 
zugenommen  haben,  ist  der  Marktwerth  in  demselben  Zeitraum  um  17  —  22 
Cents  in  die  Höhe  gegangen;  der  Leser  kann  sich  daraus  einen  Begriff 
machen ,  welchen  Gewinn  unsere  Salzwerke  auf  Kosten  der  Gesammtheit 
realisiren. 

Holz.  Folgende  Tabelle  zeigt  den  Aufschlaff  der  Holzpreise  in  Chicago 
pro  Ladung"  in  dem  Zeitraum  von  1861  —  1868. 
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Jalir  endpiid   nm  :  Durclischnillsprcis  : 

31.  Dcccinbcr    18f)l D.  6    50   pro    1000   Fuss. 

31.  ftlarz    186Ü 1 4   80   pro    1000   Fuss. 

31.  ftlärz    1867 17    70   pro    1000    Fuss. 

31.  März    1868 1.5    10   pro    1000   Fuss. 

Foltjeiide  von  William  G.  Tliomas  in  All)iiny,  \.-Y.,  ungefertigte 
iiibelle  zei>rl  den  relativen  VVertli  von  Tiiniiciiliol/,  inn  dorligen  .Markt  vom 
Jiilir    18.'j9  liis   1868  incl. : 

Per  Ä1.  Fu»8.  Per  »1.  Fus« 

1859  .   .   .   .   I).  15  94  1864   .   .   .   .   D.  31  21 

1860  ....    16  23  1865  ....    22  12 

1861  ....    14  46  1866   ....     29  83 

1862  ....    15  02  1867   ....    27  42 

1863  ....          23   69  1868      ....          25   95 
Diese   Tabelle    beweist    Hie    Hichtigkeit  der    in    meinem   Cnilieren    Berieht 

für  das  Jahr  1867  —  1868  aufgestellten  Behauptung,  »dass  die  Steigerung 
der  Preise  von  Bauholz  seit  Beginn  des  Krieges  bei  Weitem  grösser  war  als 
die  Steigerung  der  Arbeitslöhne  oder  der  Preise  für  andere  Lebensbediirfnissse". 
Aus  obiger  Tabelle  erhellt  ferner,  dass  Preise  wesentlich  stiegen,  als  im  Friih- 
jiihr  1866  der  Rcciprocitäts-Vertrag  mit  Canada  aufhörte  und  ein  Eingangs- 
zoll von  20  l'rocent  auf  Bauholz  erhoben  wurde.  Da  aber  in  Canada  Preise 
ebenfalls  in  die  Höhe  gingen  und  die  Umsätze  von  Jahr  zu  Jahr  bedeutender 
wurden,  ist  es  einleuchtend,  dass  der  amerikanische  CoDsument  den  Zoll 
ausschliesslich  zu   bezahlen   hat. 

Kohlen.  Ich  erneuere  hier  meinen  Vorschlag,  den  Zoll  auf  Kohlen  gänz- 
lich aufzuheben,  da  derselbe  nicht  zu  rechtfertigen  ist  oder  doch  nur  in 
solchen  Ausnahmsfällen  zu  rechtfertigen  wäre,  wo  ein  Zoll  auf  Brotstoile 
und  andere  Lebensmittel  des  Volkes  ebenfalls  gerechtfertigt  ist.  Solch'  ein 
Ausnahmsfall  kann  eintreten,  doch  nur  von  kurzer  Dauer  sein.  Die  Ein- 
wendungen gegen  Erhebung  eines  Zolles  auf  Kohlen  sind  kurz  folgende: 
Kohlen  sind  ein  Lebensbedürfniss  —  für  unser  Klima  ebenso  nothwendig  wie 
Lebensmittel,  da  ohne  beides  das  Leben  nicht  erhalten  werden  kann.  Das 
allgemein  anerkannte  Princip  der  Besteuerung,  dass  nur  entbehrliche  Artikel 
zu  besteuern  sind,  verbietet.  Dasjenige  zu  besteuern,  was  für  den  Armen  wie 
den  Reichen  in  gleichem  Grade  unenlbehrlich  nothwendig  ist.  Kohlen  aber 
gehören  nicht  nur  zu  den  Lebensbedürfnisse!!,  sie  sind  zur  Dampf-Erzeugung 
unentbehrlich;  eine  Besteuerung  der  Dampfkraft,  in  allen  Zweigen  der  Indu- 
strie das  Element  des  Schaffens,  ?5um  heimische  Industrie  zu  fördern",  scheint 
—  das  Gegentheil  von  Weisheit  zu  sein.  Wurde  die  im  Jahr  1862  auf 
Kohlen  gelegte  Steuer  von  S'/^j  später  5  und  dann  6  Cents  sobald  als  thun- 
lich  und  als  eine  der  ersten  abgeschalTt,  so  liegt  kein  Grund  vor,  warum 
der  Eingangszoll  nicht  ebenfalls  abgeschafft  werden  sollte,  zumal  derselbe 
nur  von  den  wenigen  Staaten,  welche  selbst  arm  an  Kohlen  oder  Waldungen, 
wie  New-York,  die  New-England-Staaten  und  die  Staaten  an  der  Küste  des 
atlantischen  Oceans ,  bezahlt  wird  und  somit  im  Widerspruch  steht  mit  dem 
(irundsatz,  dass  eine  Steuer  ungerecht  ist,  welche  nur  auf  einem  Theil  des 
Landes  lastet,  während  die  anderen  Theile  gänzlich  davon  befreit  sind.  Berück- 
sichtigt man,  dass  Eiseii-Iudustrie   und  andere  Fabrikzweige,  bei   denen  Kohlen 
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in  bedeutenden  Quantitäten  verbraucht  werden,  in  New-York  und  den  New- 
England- Staaten,  erfolgreich  mit  diesen  Industriezweigen  in  kohlenrcichen 
Staaten  concurriren,  so  wird  die  Ungerechtigkeit  einer  Steuer  auf  die  Productions- 
kraft  ausschliesslich  eines  Theiles  des  Landes  noch  einleuchtender.  Ein  Zoll 
auf  Thee,  Caffee  oder  Gewürze  wird  gleichmässig  vom  ganzen  Lande  getragen; 
würde  der  jetzige  Zoll  auf  Kohlen  (D.  1  25  Gold  pro  Ton)  von  jeder  Tonne, 
die  verbraucht  wird,  .erhoben,  so  würden  die  Einnahmen  aus  dieser  Steuer 
Ü.  25,000,000  pro  Jahr  betragen  und  mit  dieser  ungeheueren  Steuer  sind 
thatsächlich  die  kohlenarmen  industriellen  Staaten  am  atlantischen  Ocean  be- 
lastet. Auch  als  Schutz-Zoll  ist  der  Zoll  nicht  zu  rechlferligen,  denn  von 
einem  Schutz  der  heimischen  Industrie  kann  füglich  nicht  die  Bede  sein, 
wenn  die  Industrie  einzelner  Staaten  hart  besteuert  wird,  um  einen  speciellen 
Industriezweig  anderer  Staaten  scheinbar  profitabler  zu  machen.  Scheinbar 
desshalb,  weil  der  durch  den  Schutzzoll  bedingte  höhere  Preis  der  Kohlen 
nicht  den  Grubenbesitzern  und  Arbeitern  in  Pennsylvanien  zu  Gute  kommt, 
sondern  die  Kosten  des  Transports  deckt,  eines  Transports,  der  bei  dem 
billigeren  Bezug  von  fremden  Kohlen,  falls  der  Zoll  aufgehoben  wäre,  unnütz 
würde;  der  höhere  Preis  repräsentirt  daher  nicht  einen  Profit,  sondern  nur 
die  Kosten  einer  unnöthigen  Arbeit  —  ist  mithin  vogeudetes  Geld.  Die 
Pro  f  ec  tiv-Th  eo  r  ie,  auf  Kohlen  angewandt,  lässt  sich  somit  kurz  wie 
folgt  definiren :  Um  amerikanische  Industrie  zu  fördern,  ist  das  Element  der 
Dampfkraft  zu  vertheuern,  die  Production  in  demselben  Grade  zu  verringern 
—  damit  nutzlose  Arbeit  bezahlt  werde!  Kann  es  irgend  etwas  Wider- 
sprechenderes geben? 

Wolle  und  wollene  Webstoffe. 

Im  März  1867  passirte  der  Congress  ein  Gesetz,  durch  welches  der 
Zoll  auf  Wolle  und  wollene  Webstoffe  in  einem  beispiellosen  Grade  und 
weit  über  das  Verhältniss  der  Durchschnittsraten  des  damals  bestehenden 
Zolltarifs  erhöht  wurde.  Man  bezweckte  eine  Förderung  der  Interessen  der 
VV'oil-Prodiicenten  und  Woll-Spinnereioii ;  das  erzielte  Resultat  aber  entsprach 
den  gehegten  Erwartungen  so  wenig,  dass  ein  näheres  Eingehen  ai:f  die 
Gründe  als  ein  ßeitra-  zur  Staats-Oekonomie  als  Wissenschaft  von  höchstem 
Interesse  ist,  da  hierdurch  auf's  Neue  der  schlagendste  Beweis  geliefert  wird, 
wie  unklug  und  unpolitisch  es  ist,  den  oft  erneuten  Versuch  zu  wiederholen, 
Handel  und  Industrie  durch  Gesetzgebung  in  unnatürlicher  Weise  beeintlussen 
zu   wollen. 

Bei  Ausbruch  des  Krieges  im  Jahr  1861  stieg  der  Preis  für  ^^  olle  und 
wollene  WebstoH'e  im  Verhältniss  zu  der  immensen  Preissteigeruna  der  Bainii- 
wolle  hier  sowie  in  Europa  höchst  bedcutciid  und  Fabrikanten,  welche  grosse 
Vorräthe  hatten,  zogen  ans  denselben  während  der  ersten  Kriegsjahre  einen 
colossalen  Nutzen.  Als  bei  Schluss  des  Krieges  Woll-Preise  wesentlich  wichen, 
fassten  Wollzüchter  oder  besser  gesagt  Schafzüchlcr  die  Idee,  Kriegspreise 
dadurch  aufrecht  zu  erhalten,  dass  der  Import  fremder  Wollen  praktisch  zur 
Unmöglichkeit  gemacht  würde.  Besitzer  von  Wollspinnereien,  durch  die  in 
Aussicht  stehende  Vcrnnndernng  der  Zufuhr  alarmirl,  schlössen  sich  den  Woll- 
züchtern  an,  um  ausschliesslich  für  ihre  P  r  i  va  tzw  e  c  kc  die  Legislatur 
zu  beeinllussen.  Die*  gelang  nur  zu  gut,  wie  der  jetzt  in  Kraft  belindlichc 
XIV.  30 
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Prohibitivzoll  Ijeweisl,  der  auf  wollene  Webslolle  durchsclinittlicii  fünfzif^ 
Cents*')  pro  Pfund  und  lunf  und  drcissig-  Procent  ad  valorem  betrtij^t.  Fast 
zwei  Jahre  sind  diese  S  c  h  u  l  z  -  Massreycln  in  Kraft,  hinreiciieiid  lansre,  iitii 
(las  Prin(i|)  auf  die  Probe  zu  stellen:  was  aber  hat  beut"  die  Krlaliiuiig  üelebrlY 
i)  Der  Schafzuebter  eiii|)rans:t  niedrigere  (joldpreise  für  seine  Wolle  als 
jemals  früher:  in  den  Jahren  1827  bis  lH(i2  war  d(;r  Dur«  bs«  bnitlspreis  für 
jfewaachene  amerikanische  Aliltehvollen  42'*/io'^  («old  pro  Pfund,  wahrend  der 
Durchschnittspreis  für  Ohio  Wollen  im  Jahre  lb(i8  auf  Gold  reducirt  nur 
35^'/ioflC  beträg^t,  welcher  Preis  niedritjer  ist  als  im  Jahre  1858  nach  der 
verbänniiissvollen  Crisis  von  1857,  welche  einen  j^rossen  Theil  der  VVoll- 
S|)innereien  des  Landes  zur  g;änzli(-lien  Kiiistellunir  des  Betriebes  zwang.  |m 
Jahre    I8(i9  galten    Ohio   iMittelwollen    diircbscbnitllich    43c  Papier. 

2)  Kine  Abnahme  in  der  Zahl  der  in  den  \  er.  Staaten  geziichteten  Schafe 
nach  An<rabe  des  Aj^ricultur-Coniniissärs  um  v  i  e  r  iM  i  1 1  i  o  n  e  n  allein  im  Jahr 
1868,  nach  anderen  Autoritäten  um  volle  25  Procent  seit  Passirung  des 
Well -Tarifs.  Selten  lautete  für  einen  amerikanischen  Industriezweig  ein 
Bericht  entmulhigender  als  der  Bericht  des  Agricultur- Departements  für  die 
Monate  März  und  April  1869:  auf  sieben  Seiten  wird  von  der  Schafzucht 
in  170  Counties  von  21  Staaten  ein  höchst  trauriges  Bild  entworfen  und 
nur  in  dem  einzigen  Staat  Missouri  erfreut  sich  dieser  Industriezweig  einer, 
obwohl  höchst  massigen  Prosperität.  In  den  meisten  Counties  wurde  ein 
grosser  Theil  der  Schafe,  manchmal  der  dritte  Theil  der  Heerden,  geschlachtet 
—    um   Talg  und  Vliesse   zu   gewinnen. 

3)  Ein  Verkommen  der  Woll-Induslrie  wie,  mit  alleiniger  Ausnahme  des 
SchilTsbau's,  bei  keinem  anderen  Industriezweig  in  den  Ver.  Staaten  eingetreten. 
Geringer  Prollt  für  einige  Wenige,  schwere  Verluste  für  Viele  und  zahlreiche 
und  fortwährende  Fallissements.  Im  November  1869  wurde  eine  Woll- 
spinnerei, welche  mit  einem  Capital  von  D.  700,000  begründet  worden  war, 
für  D.  105,000  verkauft,  musste  also  nach  vier-  bis  fünfjährigem  Betriebe 
mit  fünf  und  achtzig  Procent  Verlust  losgeschlagen  werden. 

4)  Eine  Zunahme  des  Imports  wollener  Webstoire;  im  Fiscaljahr  1868 
betrug  derselbe  nach  zollamtlicher  Aufstellung  D.  32,458,884,  im  Fiscaljahr 
1869  dagegen   D.  34,620,943. 

5)  Erniuthigung  des  Schmuggelhandels  und  dessen  systematische  Betreibung. 
Bezeichnend  hierfür  ist  der  Umstand,  dass  im  Jahre  1867,  dem  ersten  Jahre, 
in  welchem  erhöhter  Woll-Tarif  in  Kraft  war,  von  England  nach  Canada  für 
D.  8,012,439  wollene  Webstolfe  importirt  wurden  gegen  D.  5,489,039  im 
Jahr  1865,  sowie  ferner,  dass  die  Bostoner  Handelskammer  in  ihrem  Bericht 
für  Januar  1869  darauf  hinweist,  jodass  Kleiderbändler  in  Canada  sich  öffent- 
lich zur  Lieferung  von  billigen  Kleidern  erbieten."  Endlich  hat  auch  der 
Import  von  Cap- Wolle,  welcher  unter  dem  jetzigen  Tarif  in  Ver.  Staaten 
Häfen  zur  Unmöglichkeit  geworden,  nach  Canada  in  höchst  bedeutendem 
Maasse    zugenommen;    ein   Beweis,    dass   die   hier  erfödtete   Industrie  jenseits 

*)  Als  wichtiger  Präcedenzfall  für  eine  gewisse  Classe  amerikanischer  Staats- 
Oekonomen  ist  zu  erwähnen,  dass  im  Jahre  1519  Karl  V.  von  Spanien  eine  ähnliche 
Steuer  von  resp.  50  Cents  auf  alle  nach  Spanien  imporlirtcn  Tuclie  legfe  und  dass 
unter  dem  Einfluss  dieser  und  ähnlicher  Massregeln  die  Wollproduction  und  Tuch- 
fabrikalion  Spanien's  nach  und  nach  zur  ünbedeulendheit  herabsank. 
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der  Grenze  wieder  auflebt;  die  Fabrikale  dieser  Industrie  aber  werden,  wie 
Sachkenner  versichern,  ihren  We^  nach  den  Ver.  Staaten  finden,  ohne  irgend 
welchen   Zoll   zu   bezahlen. 

Wie  gerechtfertig^t  meine  frühere  Behauptung  war,  dass  eine  weitere 
Erhöhung  des  Zolles  auf  Cap-Wolle  den  Verkehr  mit  dem  Cap  der  guten 
Hoffnung  und  Aeu-Seeland  wesentlich  beeinträchtigen  würde,  erhellt  aus 
folgender  vergleichenden  Zusammenstellung  des  Gesamnitwerths  des  Imports 
und  Exports  während  des  Fiscaljahres  1859  — 1860  und  1867  —  1868,  welche 
die  an  dem  Handel  mit  dem  Cap  der  guten  Hofl'nung  und  i\eu-Seeland  haupt- 
sächlich  betheiligten   amerikanischen   Firmen   lieferten : 

Artikel.  18.59  —  1860.  1867  —  1868. 

Importen.  Quantität.  AVerfh  Quanlilät.  Wertli. 

Wolle Ballen  9,226      L.  137,197        Ballen  2,749      L.  34,464 

Schaffelle -     4,625  44,076  -         577  3,841 

Ziegenfelle      ....       -      1,958  34,394  -         298  9,024 

Häute -   17,249  18,322  -      1,381  318 

Hörner -         945  20  —  — 

Aloe -        —  532  —  — 

Weinstein       ....    Pfd.  13,062  442  —  — 
Arrowroot      ....      -     3,763                    90                      —  — 
Straussenfedern   ...                —                      365                       —                  — 
Gesammtwerth    des    Im- 
ports                     —         L.  271,438                      —        L.  47,647 

Exporten. 
Ackergeräthe  und  Werk- 
zeuge      —  D.  66,527  —        D.  75,497 

Kleider  und  Tuche  .      .  —  56,649  —  — 

Baumaterial  und  Möbel  .  —  85,763  —  28,553 

Holzwaaren    ....  —  4,017  —  9,974 

Fabrikate  aus  Holz   und 

Eisen —  21,993  —  7,135 

Provisionen    und   Brod- 
stoffe       —  182,987  —  23,476 

SchifFsbedürfnisse     .      .  —  7,778  —  1,763 

Tabak —  103,876  -  15,715 

Diverse —  8,848  —  1,434 

Gesammtwerth    des   Ex- 
ports    ....  —         D.  533,438  —      D.  163,547 

Die  Ursachen,  wesshalb  der  jetzige  exorbitante  Zoll  auf  fremde  Wollen 
eine  Ausdehnung  der  heimischen  Woll  -  Industrie  verhindert  und  Preise  für 
heimische  Wolle  erniedrigt,  liegen  in  dem  Umstand,  dass  in  den  Ver.  Staaten 
hauptsächlich  nur  Merino- Wollen,  und  zwar  zu  einem  Kostenpreis,  der  jede 
fremde  Concurrenz  unmöglich  macht,  gezogen  werden,  dass  der  Woll-Spinner 
sich  in  Folge  dessen  in  seiner  Auswahl  des  Rohmaterials  beschränkt  sieht 
und  hierdurch  gezwungen  wird,  ausschliesslich  eine  .\rt  von  Slolfon  zu 
fabriciren,  welche,  weil  der  Markt  damit  überfüllt,  iinnatiirlic  li  niedrige  Preise 
bringen.      Mit  vollem   Hecht  weisen   die   Ver.   Staalen-Conimissäre   zur   pariser 
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Welt  -  Ausstellung;  im  Jolir  1807  in  ilircin  Heritlit  uhrr  ,•  Wolle  iirul  wollene 
WcbstoHe"  rauf  den  unberechenbaren  Vortheil  hin,  dt  n  die  c  n  ro  [ni  i- 
.s  c  h  e  W  0  1 1  -  I  n  (I  u  s  t  r  i  e  d  ii  d  u  r  cli  jjj  e  n  i  e  s  s  l ,  d  a  s  s  i  li  r  K  o  li  m  a  t  e  r  i  a  I 
jeder  Art  in  unbeschränkten  Massen  /,  o  1  N  r  e  i  zu  (i  e  I)  o  l  e  steht. 
Kuropaische  Heyieruntren  richten  ihr  Haupt  -  AuüennierU  darauf,  die  Falirik- 
Industrie  in  ihien  Slaalcn  xn  liehen  und  deren  -Melhode,  dieser  Schutz  an- 
tjedcihcn  zu  lassen,  ist  zollfreie  Hinfuhr  von  Hohniafrrial  und  Brodstolfen." 
Kntweder  niuss  der  WoU-Industrie  der  Ver.  Staaten  dieser  „n  n  h  c  r  e  cli  e  n - 
bare  Vortheil"  geboten  werden,  —  oder  dieselbe  muss  bei  Beibebaltunp 
des  Tarifs  mit  „unberechenbaren  .\  a  c  b  t  h  ei  1  e  n"  kämpfen  und  stets 
eine  armselige  Existenz  fristen;  dass  man  sich  aber  dir  Letzteres  entscheiden 
sollte    —    geht  völlig    über  mein   Bcg'rillsvermögen. 

Doch  man  kann  die  Frage  aufwerfen:  hat  der  Woll-I'roducenl  keinen 
Anspruch  auf  Schutz?  Die  Antwort  hierauf  ist  sehr  einfach:  lis  ist  Thalsache, 
dass  t)  Treise  für  amerikanische  Wollen  unter  dem  jetzigen,  von  den  W'oll- 
Producenten  selbst  empfohlenen  Tarif  einen  niedrigeren  Punkt  erreicht  haben 
als  jemals  früher  und  2)  die  höchsten  (joldpreise  für  Wolle  in  den  Jahren 
erzielt  wurden,  in  welchen  die  Zölle  am  niedrigsten  waren  ,  wie  z.  B.  vom 
Jahr  1858  bis  1860.  Letzlerer  Umstand  lindet  darin  seine  Erklärung,  dass 
amerikanische  Fabrikanten  billig  einkaufen  und  daher  billig  verkaufen  konnten, 
wodurch  sich  der  Consum  in  gleichem  Verhältniss  steigerte,  so  dass  die 
Production  einheimischer  Wollen  für  den  Bedarf  nicht  mehr  ausreichte.  Die 
Absclialfung  des  Zolles  auf  importirle  Wollen  in  Eiiiiland,  gegen  welche  s.  Z. 
die  englischen  Woll-Producenten  aufs  Heftigste  opponirten,  hat,  wie  Jeder- 
mann weiss,  die  englische  Woll-Industrie  von  Jalir  zu  Jahr  gehoben.  Eine 
Reduction  der  Zölle  in  Frankreich  hat  nach  dem  Bericht  B  au  dr  i  1  la  r  d 's 
an  den  Kaiser  ebenfalls  wesentlich  zur  Hebung  der  französischen  Woll-Industrie 
beigetragen.  Dieser  Bericht  schliesst  mit  den  beherzigenswerthen  Worten : 
5:Hohe  Zölle  bedingen  niedrige  Preise,  massige  Zölle  oder  gänzliche  Befreiung 
von   Zöllen   hohe  Preise  für   einheimische   Wollen." 

Wie  ich  in  meinem  früheren  Bericht  für  das  .iahr  1866  mit  wahrerer 
Prophetengabe  voraussagte,  hatte  der  im  März  1867  in  Kraft  getretene  Zoll- 
tarif zur  Folge,  dass  von  diesem  Zeitpunkte  an  Preise  für  fremde  Wollen 
in  Europa  anhaltend  fielen,  wodurch  Fabrikanten  sich  in  den  Stand  gesetzt 
sahen,  durch  billigeren  Klinkauf  des  Hohproductes  ihren  Import  nach  hier  in 
ungeschwächtem  Maasse  fortzusetzen.  Der  französische  Commissär  der  pariser 
Welt-Ausstellung  giebt  in  seinem  olficiellen  Bericht  den  Ausschluss  fremder 
Wollen  von  den  amerikanischen  3Iärkten  als  einen  der  Hauptgründe  für  das 
Weichen  der  Wollpreise  an  und  Herr  Helmuth  Schwartze  in  London, 
einer  der  grössten  Woll-Makler  der  Welt,  ist,  wie  aus  dessen  letztem  Markt- 
bericht ersichtlich,  derselben  Ansicht,  insofern  er  dagegen  erhobene  Ein- 
wendungen  mi^t  den   Worten   widerlegt: 

5:Es  wird  von  einigen  Seiten  behauptet,  dass  die  in  die  Ver.  Staaten 
importirte  Quantität  von  Wolle  im  Vergleich  zu  der  in  Europa  ver- 
kauften so  unbedeutend  sei,  dass  Preise  dadurch  hier  nicht  afficirt  werden 
können:  solche  Leute  vergessen,  dass  es  die  letzte  Million  Pfund  ist, 
welche  Mangel   oder   Ueberfluss   verursacht.'' 
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In  welchem  Grade  Preise  in  den  Productionsländern  wichen ,  erhellt 
beispielsweise  aus  den  Preisen,  welche  für  Cap-  oder  süd-al'rikanische  Wollen 
im  Exporthafei!  bezahlt  wurden:  Im  Jahr  186t  galten  dieselben  19,4C.  pro 
Pl'd.,  in  Folfie  der  Erhöhung  des  Zolles  im  Jahre  1868  10,9C.  pro  Pfd.,  wo- 
durch europäische  Fai)rikanten  in  den  Stand  gesetzt  wurden,  diese  Wollen 
zu  einem  billigeren  Preise  einzukaufen,  als  der  Zoll  in  den  Ver.  Staaten  be- 
trägt, welcher  im  Frühjahr  1867  auf  IOC.  pro  Pfd.  und  1 1  Vo  a^l  valorem 
erhöht   wurde. 

Während  Preise  für  wollene  VVehstoffe  bei  gleichzeitiger  Erhöhung  der 
Arbeitslöhne  in  den  Fabriken  mindestens  zwanzig  Procent  niedriger  sind,  als 
im  Jahre  1860,  hat  der  amerikanische  Consumeut  dieselben  und  zum  Theil 
wesentlich  höhere   Preise   zu   zahlen. 

Zur  Wiederbelebung  der  Woll-Industrie  ist  es  daher  in  kurzen  Worten 
nothwendig,  alle  Zölle  auf  fremde  Wollen  und  Färbepräparate  abzuschaffen 
und  die  Zölle  auf  wollene  Webstolfe  aller  Art  auf  25  Procent  ad  valorem 
zu  reduciren;  auf  dieser  Basis  ist  nach  Ansicht  der  erfahrensten  Fabrikanten 
des  Landes  eine  Hebung  der  Woll-Indusy-ie  durch  gesteigerten  Consnm  allein 
möglich. 

Durch  Concurrenz  hervorgerufene  Reduction  der  Preise. 

Eine  Classe  amerikanischer  Staats-Oekonomen  ist  der  Ansicht,  dass  eine 
durch  Gesetzgebung  künstlich  hervorgerufene  verstärkte  Production  eines  be- 
stimmten Artikels  durch  die  dadurch  bedingte  Preisreduction  dem  Lande  zum 
Vortheile  gereiche.  Dass  diese  Ansicht  eine  vollständig  irrige,  wird  nach 
einiger  Ueberlegung  Jedem  einleuchten.  Sobald  die  Production  eines  Artikels 
durch  Gesetzgebung,  wie  z.  ß.  Erhöhung  der  Zölle,  plötzlich  profitabler  ge- 
macht wird,  streichen  Diejenigen,  welche  bedeutende  Vorräthe  und  ihre  Fa- 
briken im  Gange  haben,  einen  grossen  Profit  ein.  Hierdurch  angelockt,  werfen 
sich  Viele,  oft  mit  ungenügendem  Capital,  auf  die  Production  desselben  Artikels; 
in  Folge  dessen  wird  der  Markt  überfüllt,  Preise  niedriger  und  die  Qualität 
schlechter,  während  Arbeitslöhne  bei  dem  in  Amerika  stets  fühlbaren  Mangel 
an  geschickten  Arbeitern  steigen,  bis  endlich  die  grössere  Anzahl  der  Fabri- 
ken sich  zur  Arbeitseinstellung  gezwungen  sieht.  Hierauf  tritt  naturgemäss 
eine  Heaction  ein;  Diejenigen,  welche  die  schlimmsten  Zeiten  glücklich  über- 
standen haben,  streichen  abermals  ihren  Profit  ein  und  derselbe  Kreislauf  be- 
ginnt von  Neuem.  Eine  naturgemässe  Entwickelung  wird  auf  diese  Art  ge- 
hemmt und  was  das  Volk  als  Consumeut  durch  die  vorübergehend  niedrigem 
Preise  gewinnt,  geht  durch  Verlust  von  Capital  und  Vergeudung  an  Arbeits- 
kraft in  einer,  sich  jeder  Berechnung  entziehenden  Weise  verloren.  Durch 
diese  übel  angebrachte  Gesetzgeberei  sind  amerikanische  Fabrikanten  dahin 
gekommen,  dass  sie  im  Gegensatz  zu  europäischen  von  einer  Sjjccial-Gesetz- 
gebung  Hülfe  erwarten  und  die  Idee  gänzlich  aufgegeben  zu  haben  scheinen, 
sich  durch  Herstellung  billigerer  und  besserer  Arbeit  selbst  zu  helfen.  Ausser 
für  Woll-Industrie,  wie  in  Vorhergehendem  gezeigt,  gilt  dies  namentlich  von 
der  Papier-Fabrikation  und  zwar  in  einem  solchen  Grade,  dass  sich  bei  Ge- 
legenheit des  im  October  1869  herrschenden  Begensturmes,  in  Folge  dessen 
eine  Ueberschwemmung    eintrat,    die    viele    Papierfabriken   zerstörte,   eine  in 
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den   Papier- ['"alirik  -  Disfriclcii   der   Ncu-KiiKliind-Slaiiten   ersrlieinpndc    Zeitung 
7J1   der   lkMiiei-kun(r   veranlasst   sah : 

51  Wir    zweifeln    niclil,    dass   die    Fabriken,    welche    slelien    lilieben  ,    in 

Fol<(e  der  venniiiderten  I'rodiu  tion  ein  besseres  (iesehafl  maelien  werden. '^ 

Mit   aiidereii  Worten    lieisst   dies:      iJie  La{?e   dieses  Artikels    ist   eine  der- 

urliji;   (iedriiekle,   dass   seihst   ein    grosses   (Iiif^liiek    und    ZerstoriiiiK   von   Kitfen- 

Ihiiin    in  aiisyedeliiilcsleni  Maassslaije   von  Kiiiijfen    als    Neuen    belraclitel   wird. 

Vorschläge  im  IntereEse  der  heimischen  Industrie  im    Allgemeinen. 

Auf  Ho  h  e  i  s  e  n  ist  der  Zoll  auf  L).  3  00  pro  Ton  zu  erniassitren.  Bei 
dem  jetziffeii  Zoll  von  I).  9  00  pro  T(mi  ^ringen  im  Fiscaljahr  1867  -  18(jR 
D.  1,011,109  96  ein. 

Auf  Kisc  nah  fall  ist  der  Zoll  auf  0.3  00  pro  Ton  zu  ermassigen; 
bei  dem  jetzigen  Zoll  von  D.  8  00  pro  Ton  betrugen  die  Hlinnahmen  im  Fiscal- 
jahr   1867-1868  I).  640,294  69. 

Auf  Salz,  ollen  (in  bulkj  9  C.  |iro  100  I'fd.  ,  auf  Salz  in  Sacken 
12  C.  pro  100  rid. ;  jetziger  Zoll  18  resp.  24  C. ;  Rinnabmen  im  Fiscal- 
jahr 1867-1868  D.  395,955  f7  resp.  D.  740,270  59,  zusammen 
D.  1,136,225  76. 

Die  Reduction  des  Zolles  auf  Roheisen  würde  die  Zolleinnahmen  um  ca. 
D.  750,000  vermindern,  aber  bei  einem  heimischen  Verbrauch  von  D.  1,800,000 
Tons  würde  eine  I'reisrcduclion  von  D.  6  00  pro  Ton  die  Steuerlast  des 
Landes  um  jährlich  D.  10,800,000  verringern.  Die  Heduction  des  Zolles  auf 
Eisenabfall  wiirde  in  den  Zolleinnalimen  einen  Ausfall  von  D.  400,000  verur- 
sachen, jedoch  durch  die  ermöglichte  billigere  Herstellung  von  Stabeisen  die 
Kisen-Induslrie  wesentlich  heben.  Der  Verlust,  den  die  Zolleinnahmen  durch 
Heduction  des  Zolles  auf  Salz  erleiden  werden,  betragt  schätzungsweise 
I).  600,000;  bei  einem  heimischen  Verbrauch  von  39,000,000  Bsh.  Salz  pro 
Jahr  und  einer  Preisreduction  von  IOC.  pro  Bsh.  wiirde  die  Steuerlast  des 
Landes  jährlich   um   D.  3,900,000   vermindert  werden. 

Bauholz  aller  Arten  ist  gänzlich  zollfrei  einzuführen;  bei  dem  jetzigen 
Zoll  von  20  Procent  belrugen  die  Einnahmen  im  Fiscaljahr  1867  —  1868 
D.  1,262,020  47 ;  ganz  abgesehen  von  den  Schranken,  welche  der  sinnlosen 
Zerstörung  der  amerikanischen  Waldungen  hierdurch  gesetzt  werden  würden, 
ist  der  directe  Gewinn  der  A'ation  durch  Verminderunii  der  Kosten  von  Bau- 
holz auf  jährlich   D.  16,000,000  anzuschlagen. 

Kohlen  —  zollfreie  Einfuhr;  jetziger  Zoll  auf  Anthracit  40  C.  pro 
Ton,  auf  bituminöse  D.  1  25  pro  Ton  ;  Zoll-Einnahmen  im  Fiscaljahr  1867 — 1868 
von   Anthracit  D.  30  40,  von  bituminöser  D.  492,526  56. 

Brennholz  ~  zollfreie  Einfuhr ;  jetziger  Zoll  20  Procent,  Einnahmen 
im   Fiscaljahr   1867-1868  D.  42,605  12. 

Kupfererz  —  zollfreie  Einfuhr;  jetziger  Zoll  3  C.  pro  Pfd.  reinen 
Kupfers,  welches  darin  enthalten;  der  Zoll  wirkt  auf  den  Import  thatsächlich 
prohibitiv.  Eine  Folge  dieses  S  c  h  u  tz  -  Zolles  ist  Einstellung  des  Betriebs 
in  zwei  grossen  Schmelzhütten  in  Baltimore  und  Boston,  eine  Beschränkung 
in  der  Fabrikation  von  Papiertapeten  durch  erhöhte  Preise  für  sog.  «holländisch 
Metall"  und  schliesslich  ein  Weichen  der  Preise  für  Ingot-Kupfer  von  26  a  27  C. 
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vor  Passirung  der  Kupferbill  auf  den  jetzigen  Preis  von  23  ä  23  C. ''').  Kupfer 
ist  für  die  Ver.  Staaten  eher  ein  Export-  als  ein  Import-Artikel  und  der 
Versuch  einer  Regulirung  der  Preise  durch  Zölle  musste  demnach  naturgemäss 
gänzlich  fehlschlagen.  Ausserdem  tritt  aber  an  Stelle  von  Kupfer  in  den 
Künsten  und  Handwerken  immer  mehr  der  Gebrauch  billigerer  Metalle  wie 
Eisen  u.  s.  w.  und  der  Versuch,  ein  theures  für  ein  billiges  Metall  zu  substituiren, 
muss  der  Aatur  der  Sache  nach  fehlschlagen.  Special-Gesetzgebung,  um  den 
Preis  zu  reguliren,  hat  daher  gerade  die  entgegengesetzte  Wirkung,  als  be- 
absichtigt wurde.  Eine  Reduction  des  Zolles  auf  Kupfer- Fabrikate  von  45 
Procent  ad  valorem  auf  25  Procent  ad  valorem  wird  ebenfalls  in  Vorschlag 
gebracht,  da  die  jetzigen  Zölle  prohibitiv  wirken.  Bei  einem  Zoll  von  35 
Procent  ad  valorem  betrugen  im  Fiscaljahr  1867  —  1868  die  Zoll-Einnahmen 
volle  fünf  und  dreissig  Cents,  da  der  Zoll  jetzt  auf  45  Procent  ad 
valorem  erhöht  ist,  dürfte  selbst  dieser  Betrag  nicht  mehr  eingehen.  Ich 
.  muss  ferner  darauf  aufmerksam  machen,  dass  die  Preise  für  Kupfer  und  Kupfer- 
Fabrikate  in  New- York  um  10  ä  10'/2C.  pro  Pfd.  höher  sind  als  in  England. 
Jute  und  „Sun"  Hanf  —  zollfreie  Einfuhr;  jetziger  Zoll  D.  15  pro 
Ton,  Einnahme  im  Fiscaljahr  1867  —  1868  D.  57,542  75~  Die  Abschaffung 
der  Zölle  wird  empfohlen,  um  zu  einer  Industrie  zu  ermuthigen ,  welche  in 
Europa  bereits  eine  sehr  bedeutende  Ausdehnung  erreicht  hat,  hier  aber  noch 
fast  gänzlich  schlummert.  Im  Jahr  1868  betrug  der  Import  von  Jute  nach 
England  218  Millionen  Pfund,  während  in  den  Ver.  Staaten  nur  8  Millionen 
Pfund  verbraucht  wurden.  Die  Jutefaser  ist  nur  zur  Anfertigung  von  groben 
Stoffen  zum  Verpacken  u.  s.  w.  verwendbar,  kann  also  dem  einheimischen 
Flachs  oder  Hanf,  welcher  eine  bedeutend  feinere  Faser  besitzt,  keinerlei 
Concurrenz   machen. 

Vorschläge  im  Interesse  der  Schuh-  und  Stiefel  -  Industrie  und  der  Leder-Fabrikation. 

Haute  und  unverarbeitete  Felle  aller  Art  —  zollfreie  Einfuhr; 
jetziger  Zoll  10  Procent,  Zoll -Einnahmen  im  Fiscaljahr  1867  —  1868 
D.  977,325  12. 

Leder  —  zollfreie  Einfuhr,  ausgenommen  von  Marocco-,  japannirtem 
und  lackirtem  Leder;  jetziger  Zoll  25  und  35  Procent;  Einnahmen  im  Fiscal- 
jahr  1867-1868   D.  1,363,481  51. 

Baumrinde  aller  Art,  Tannen,  Eichen  u.  s.  w.,  welche  zum  Gerben 
von   Leder  verwandt  wird    —    zollfreie   Einfuhr;  jetziger  Zoll   10  Procent. 

Sumach  —  zollfreie  Einfuhr;  jetziger  Zoll  10  Procent;  Einnahmen 
1867-1868  D.  53,608  56. 

Lastings  und  Serge,  Fabrikate  aus  Wolle  oder  Haaren,  bekannt 
unter  dem  Namen  ),Lastings"  und  „Serge",  welche  ausschliesslich  für  Schuhe 
oder  Stiefeletten  verwendbar  und  nicht  mit  Gummi  elasticum  vermischt  sind 
—  zollfreie  Einfuhr;  jetziger  Zoll  50  C.  pro  Pfd.  und  35  Procent  ad  valorem. 
Einnahmen  im   Fiscaljahr   1866—1868   geschätzt  auf  D.  1,157,000. 


*)  Die  Kupfer-Industrie  liegt  jetzt  ebenso  und  nocli  mehr  darnieder  als  im  Februar 
1869  und  niusslcn  die  damaligen  Befürworler  einer  Erhöliung  des  Zolles,  falls  sie 
sich  consequent  bleiben  wollten,  beim  Congress  um  eine  aberniaiige  Erliöliung  der 
Zölle  nachsuchen,  da  die  jetzigen  Zölle,  vom  Standpunkt  iiirer  Wirksamkeit  be- 
trachtet, „so  niedriij;  sind,  das«  sofortige  .\bhült'e  Notli  tbul''. 
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Die  V(Tniiii(lcriiii|:j  der  Zoll-Eiiiiialiiiieii  fdurcli  Auflicbun;?  ol)i(;:cr  Zolle) 
um  I).  3,500,000  wird  bei  Weitem  uufjfcwonen  durch  eine  Erleichterung  der 
Sleuerliisl,   wie   bereits    iiaehnew ieseri,    um    cu.    I).  1  H,000,000   pro   .liilir. 

VoiBchlägo  im  Interesae  der  Papier- Tapeten- Fabiikation. 

Broiicc,  nholliiudisch  Metiill-'  oder  rPlorence  leiif^  ,  in  Blulterii  oder 
Tiiiver  —  /.nlllreii!  KiiiCulir;  jet/,i::er  Zoll  15  I'roeeiit  ad  valoreni.  Kitiiialmien 
im  l'iscaljalir  IHOH  18üi>  trescliat/.l  auf  D.  20,000.  Die  Aufliebunc  dieses 
Zolles  würde  die  K<».>-len  der  Fabrikalioii  der  besseren  yualilal,  l'ii|)ier-in|)elen 
um    5  bis  25  C.    pro    Molle    ermassif^en. 

Vorschläge  im  Interesse  diverser  Industriezweige. 

Roller  Seil  WC  Tel  —  zolllreie  Einfuhr;  jelzie^er  Zoll  D.  (i  00  pro  Ton 
und  25  l'roccnl;  Eiiinalinieii  im  Eiscaljalir  1807  — 186H  D.  I08,!i03  30.  — 
Ferner  wird  vorgeschlagen  eine  Hcdiiclion  des  Zolles  auf  Schwefelbhillie  von 
D.  20  pro  Ton  und  15  l'rocent  ad  valorem  auf  I).  10  pro  Ton,  auf  rafliiiirlem 
Schwefel  in  Stangen  von  D.  10  pro  Ton  auf  D.  5  pro  Ton;  der  Grund  fiir 
diese  Vorschläge  ist,  dass  die  gegenwärtigen  Zölle  übermässig  hoch  sind  und 
die  Bundes-Kinkiinfte  schmälern;  die  Gesammt-Einnahnien  von  beiden  Artikeln 
beschränkten   sieh  im   Fiscaljahr  1867  —  1868   auf  D.  1,119  20. 

So  da- As  che  —  zollfreie  Einfuhr;  jetziifer  Zoll  V2  ^-  V^  l'fd.;  Ein- 
nahmen  im   Fiscaljahr   1867-1868   D.  545,228  83. 

C  h  1  0  r  s  a  11  r  e  K  a  I  k  e  r  d  e  oder  Bleichpulver  —  zollfreie  Einfuhr  ;  jetziger 
Zoll  30  C.   pro   100  l'fd;  Einnahmen   im  Fiscaljahr  1867-1868  ü.  73,486  78. 

Papier-Abfall  oder  irgend  welcher  Abfall,  der  ausschliesslich  für 
Papier- Fabrikation    geeignet    —    zollfreie  Einfuhr;  jetziger   Zoll    10  Procent. 

Espartc  oder  spanisches  Gras,  ein  Hohmaterial  für  Papier-Fabri- 
kation   —   zollfreie  Einfuhr;  jetziger   Zoll   20   i'rocent. 

Gerste  —  zollfreie  Flinfuhr;  jetziger  Zoll  15  C.  pro  Bushel;  Einnahmen 
im  Fiscaljahr  1867—1868  D.  566,547  39.  Die  einzig  verlässliche  Bezugs- 
quelle von  Gerste  guter  Qualität  für  unsere  Brauereien,  die  ein  Capital  von 
0.56,856  000  repräsentiren  und  9,814  Arbeitern  Beschäftigung  geben,  ist 
Canada;  ungerecht  und  unweise  ist  es  von  der  Regierung,  die  jährlich  eine 
Steuer  von  über  sechs  illillionen  von  diesem  Industriezweig  erhebt,  die  Produc- 
tionskosten  durch  Erhebung  eines  Zolles  auf  Gerste  zu  steigern  und  auf  diese 
Weise  die   Ausdehnung   dieses   Geschäftszweiges   zu    hemmen. 

Felle  für  Hut-  und  Kappen  mach  er  —  zollfreie  Einfuhr;  jetziger 
Zoll  20  Vo;   Einnahmen   im   Fiscaljahr   1867  —  1868   0.282,976  40. 

S  ei  de  n -P  1  üsch,  Futters  ei  de  und  seidene  Hutbänder,  aus- 
schliesslich für  Hut-  Fabrikation  verwendbar  —  zollfreie  Einfuhr;  jetziger  Zoll 
60  Vo;   Einnahmen   im  Fiscaljahr   1867-1868   geschätzt  auf  D.  600,000. 

Dieser  höchst  wichtige  Fabrikalionszweig,  in  dessen  Pelz-  und  Filzhul- 
Departement  \allein  ein  Betricbs-C^apilal  von  D.  20,000,000  aiiselegt  ist,  liegt 
in  Folge  des  hohen  Zolles  auf  Hohmaterial  in  bedauerlicher  ^^'eise  danieder 
und  hat  der  Consum  während  der  letzten  drei  Jahre  um  mindestens  25  Pro- 
cent abgenommen. 

Im  Interesse  der  heimischen  Industrie  im  Allgemeinen  empfehle  ich  gänz- 
lich  zollfreie  Einfuhr  folgender  Artikel,   resp.   Classen   von   Artikeln: 
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Einnahmen 

Artikel.                            Jetziger  Zoll.  im  Fiscaljalir 

1867—1868. 
Elfenbein,  rohes,  direct  aus  dem  Productions- 

land   importirt lOVo  D.  42,117   40 

Elfenbeinnüsse,  veo^etabilische 10  "/q  1,317    20 

Thiere,   lebende,   aller  Art 20 "/q  466,404   Ol 

Borsten 1 5  Vo  79,199   40 

Kreide,  weisse D.  10  pro  Ton.  105,714   13 

Annato,   Samen  oder  Extract 20  "/o  188  40 

Weinstein,   roher  oder  zum   Theil  raflinirt      .   6  C.  pro  Pfd.  126,739    11 

Rinden,   alle   medicinischen 20  «/o  82,246   80 

Antimon,  rohes   oder  Reg^ulus   Antimonii  .      .    10  "^/q  8,382   20 

Camphor,   roher       . 30  C.  pro  l'fd.  59,803   20 

Catechu 10  »/o  10,623   60 

Korkholz,   unverarbeitet 30%  48,260   10 

Federn   und   Bettfedern 30%  4,373   61 

Leim 10°/o  1,266  50 

Gummi  aller  Art,   unverarbeitet  und  nicht  raf- 
linirt,  verwandt  zur  Fabrikation  von  Firniss   10  —  50C.  pr.  Pfd.    439,039   30 

Guttapercha,  rohe 10 «/o  2,121    80 

Gummi  elasticum  ,  rohes 10  "/o  196,911    40 

Kryolit 20°/o  13,726  40 

Bambus lO^/o  579   90 

Weiden   oder  Flechtwerk,   unverarbeitet    .      .    'iO^/o  8,661    60 

Cudbear 10  «/o  4,324  60 

Knochen,  roh   und   unverarbeitet     ....   10 "/o  — 

Hörner 10%  6,234  30 

Lithographische  Steine 20%  2,651   60 

Total 0^1,7 lÖ^W  56 

Gunny-Tuch  u  n  d  G  u  n  n  y- Säcke  -  Keduction  des  jetzigen  Zolles  von 
3  Cents  (Gold)  pro  Pfd.  (fast  100%  des  gegenwartigen  .Marklwerthes)  auf 
einen  Cent  pro  Pfd.  als  Maximalsatz.  Der  jetzige  Zoll  wirkt  fast  prohibitiv, 
da  der  Import  von  75,000  B.  im  Jahr  1860  auf  5000  B.  im  Jahr  1869 
reducirt  wurde.  Unser  Handel  mit  Ostindien  leidet  darunter  auf  höclist  fühl- 
bare Weise,  da  Schilfe  von  dort  ohne  Gunnies  selten  eine  volle  Ladung  nach 
den  Ver.  Staaten  einnehmen  können.  Ausserdem  ist  dieser  Artikel  als  Pack- 
material   für   unsern   Baumwoll-ilandel   u.   s.   w.   unumgiinglich   nothwendig. 

Die  vorgeschlagene  Ermässigung  und  gänzliche  Aufhebung  der  Zölle  auf 
.sämnitliclie  vorbciiannte  Artikel  würde  die  Zoll- Einnahmen  jährlich  um  ca. 
12  iMillionen  Dollars  reduciren,  die  Steuerlast,  welche  auf  dem  Lande  liegt, 
aber  um  mindestens  60  Millionen  Dollars  verringern,  \>älirend  die  Anregung, 
welche  dadurch  der  heimischen  Industrie  zu  Theil  wird ,  durch  eine  weit 
höhere   Ziifer  ausgedrückt  werden   müsste. 

Um  d  i  e  B  u  n  d  e  s  -  E  i  II  k  ü  n  f  t  e  z  u  steigern  oder  d  i  e  E  r  h  e  b  u  n  g 
der  Zölle  zu  erleichtern  u  n  d  z  u  v  e  r  e  i  n  f  a  c  h  e  n  ,  bringe  ich  folgende 
Modificationen   des   Zolltarifs   im   Vorschlag: 

Weine.   —  Auf  alle  Weine,  ohne  Unterschied  der  Ouaüla' (ausgenommen 


iß2  Miflcellen. 

(/hampBKntT  oder  aiidnr  iiiniissircmlf  WcincJ  wiid  cm  >|ietili.srlicr  Zoll  \i)ii 
fiiiir/,i^  Ccnls  |)ii)  (liilli)iic  vdrtifstiiloycn.  Die  Krhehunjf  eines  Zolles  ad 
vulurem  ist  iiuclitlicili::  iiir  (la>  Ic^^iliiiie  (iescltiin  iiihI  die  Huiides-Kiiikiiiirte, 
sowie  eine  unversieclihare  Quelle  von  Slreiliirkritcn  und  Processen  /.wischen 
der  Bundes  -  licgierimii  und  den  imporiciiis.  L'nU-r  den  jet/.itfen  iid  saloretn 
Zöllen  beliuiien  die  (jcisaninil  -  l'-iMnalinicii  im  Fiscaljahr  1^07  1868  aul 
6,102,471)  (uillonen  ({^ejjen  9,17(),Hl'l  (iulloncn  unporlirt  im  FiNcaljalir  IS65 
1866J  |).  2, 1  r)5,r)2 1  oder  «hirclisclinilllicli  ;?5  Cents  pro  (iallonc  Niclil 
meiir  als  203,152  Gallonen  oder  weniger  als  vier  i'rocenl  des  6,102,471) 
Gallonen  betragenden  Gesammt-hnporls  wurden  als  U  ein  im  VVertli  von  über 
einem  Dollar  pro  Gallone  /.olhinitlieli  ciuclarirl.  Kin  specilischer  Zoll  von 
fünfzig  Cents  pro  Gallone  wurde  alle  uuricliligen  Ivinilarirnngen  Mnm6i(licli 
machen  und  die  Bundfs-Kiukiinfle,  wie  ans  Obigem  ersichtlii  h,  erhohen,  zumal 
mit  Sicherheil  anzunehmen  ist,  dass  der  Import  wiederum  seine  frühere  Aus- 
dehnung erreichen  wird,  so  dass  sich  die  liuniles-Kinkuufle  juhrlich  um  2'/3 
Millionen   Dollars   steigern    würden. 

Auf  Mineral-  und  M  e  d  i  c  i  n  a  I  -  W  a  s  s  e  r  betragt  der  jetzige  Zoll 
drei  Cents  pro  Flasche  und  25  Frocent  ad  valorem  ;  ich  empfehle  eine  Ver- 
wandlung' dieses  ad  valorem  Zolles  in  einen  specifischen  und  zwar  75  Cents 
für  jedes  Dutzend  Flaschen  oder  Sleinkrüge,  welche  nicht  mehr  als  ein 
halbes  Ouart  enthalten  und  D.  1  Tö.  (alls  dieselben  mehr  als  ein  halbes  und 
weniger   als   ein   Quart  enthalleti. 

Sardinen  zahlen  jetzt  einen  Zoll  \on  50  Troccnt  ad  valorem  und 
wird  dessen  Umwandlung  in  einen  s|>ecilischen  Zoll  nach  Cubik- Inhalt  der 
Kisten  vorgeschlagen,  so  dass  sardines  a  riuiile  in  1/1  Büchsen,  nicht  über 
5  Zoll  lang,  4  Zoll  breit  und  3'/2  ^i'^'  t'*^'?  ^4  Cents,  in  '/2  Büchsen, 
nicht  über  5  Zoll  lang,  4  Zoll  breit  und  1  Yj  ^f"  ''^f?  *  Cents  und  in 
V4  Büchsen,  nicht  über  ^/^  Zoll  lang,  S'/j  Zoll  breil  und  l'/g  Zoll  tief, 
4   Cents   pro    Büchse  zahlen. 

Regen-  und  S  0  n  n  e  n  schi  r  m  -  G  es  t  el  1  e  werden  hauptsächlich  aus 
F^ngland  importirt  und  unterliegen  einem  Zoll  von  35  Prozent  ad  valorem, 
dessen  Umwandlung  in  einen  specilischen  Zoll  wie  folgt  vorgeschlagen  wird: 
Stählerne  und  eiserne  Schirmgestelle,  nicht  über  12  Zoll  lang,  50  Cents  pro 
Dutzend,  über  12  Zoll  und  nicht  über  21  Zoll  lang  70  Cents  pro  Dutzend; 
Schirmgestelle  aus  Messing,  Stahl  oder  anderem  iMetall,  nicht  über  12  Zoll 
lang,  70  Cents  pro  Dutzend,  über  12  und  nicht  iiber  21  Zoll  lang,  90  Cents 
pro  Dutzend.  Auf  Regen-  und  Sonnenschirni-Stähe  und  Spanner  aus  Eisen 
oder  Stahl  angefertigt  90  Cents  pro  Dutzend  Satz:  auf  Schirm -Tüllen  und 
Läufer  und  anderes  Zubehör  zu  Gestellen  ausser  Schirmstäben ,  wenn  aus 
Eisen  oder  Stahl  angefertigt,  50  Cents  pro  Gross  Stücke,  wenn  aus  anderem 
Material   als   Eisen-   oder  Stahl  angefertigte   D.  1  50  pro   Gross   Stucke. 

Chinesische  Strohmalten,  ausschliesslich  aus  China  importirt,  kosten 
im  Exporthafen  18  Cents  pro  (juadrat- Yard:  statt  des  jetzigen  ad  valorem 
Zolles  von  30  Procent  wird  ein  specilischer  Zoll  von  3  Cents  pro  Quadrat- 
Yard   vorgeschlagen. 

Maccaroni  und  Vermicelli,  ausschliesslich  aus  Italien  importirt, 
kosten  im  Exporthafen  9  Cents  pro  Pfund;  statt  des  jetzigen  Zolles  von  35 
Procent  ad  valorem  wird  ein  specifischer  Zoll  von  3  Cents  pro  Pfund  vor- 
geschlagen. 
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Leim,  nicht  raffinirter,  wird  in  grossen  Massen  in  den  Ver.  Staaten 
fabricirt  und  in  massiger  Ausdehnung  aus  Deutschland  importirt;  derselbe 
unterliegt  einem  Zoll  von  20  Procent  ad  valoreni  bei  einem  Kostenpreis  von 
10  Cents  pro  Pfund  in  Deutschland;  ich  empfehle  daher  eine  Umwandlung 
dieses  Zolles  in  einen  specifischen  Zoll  von  2  Cents  pro  Pfund,  da  eine  Er- 
höhung des   Zolles   wahrscheinlich  prohibiliv  wirken   würde. 

Leim,  raffinirter,  und  Gelatine,  hauptsächlich  aus  Deutschland 
importirt,  kostet  daselbst  20  Thaler  (D.  13  80)  pro  100  Pfund;  die  Um- 
wandlung des  jetzigen  ad  valorem  Zolles  von  35  Procent  in  einen  specifi- 
schen  Zoll  von  47,1  Cents  pro  Pfund   wird  vorgeschlagen. 

Korke,  hauptsächlich  aus  Spanien  und  Portugal  importirt,  unterliegen 
jetzt  einem  Zoll  von  50  Procent  ad  valorem  und  betrugen  die  Hlinnahmen 
im  Fiscaljahr  1867  — 1868  D.  84,426.  Ausgedehnte  Zoll-Defraudationen  und 
zwar  dadurch,  dass  gute  und  schlechtere  Oualität  nicht  assortirt  importirt 
und  die  ganze  Sendung  als  von  geringerer  Qualität  einclarirt  wird  ,  machen 
eine  Umwandlung  in  einen  specifischen  Zoll  besonders  wünschenswerth.  Ich 
schlage  desshalb  einen  Zoll  von  60  Cents  pro  Mille  auf  Korke  bis  l'/g^oll 
im  Durchmesser  und  von  2  Dollars  pro  Mille  auf  Korke  über  l'/g  Zoll  im 
Durchmesser  vor. 

Handschuhe.  Der  Durchschnittspreis  der  nach  den  Ver.  Staaten  impor- 
tirten  pariser  Glace-Handschuhe  ist  35  Francs  pro  Dutzend  Paar;  schliesst 
man  jedoch  besonders  feine  Qualitäten  aus,  die  wegen  des  Rufes  der  Fabri- 
kanten Extra-Preise  bedingen,  so  dürfte  der  Durchschnittswerth  der  nach  den 
Ver.  Staaten  importirten  Handschuhe  auf  unter  30  Francs  (D.  6  00  Gold) 
pro  Dutzend  Paar  sinken.  Der  jetzige  Zoll  auf  Glace-Handschuhe  beträgt 
50  Procent  ad  valorem;  ich  empfehle  daher  eine  Umwandlung  dieses  Zolles 
in  einen  specifischen  von  3  Dollars  pro  Dutzend  Paar  Lederhandschuhe  aller 
Art.  Im  Fiscaljahr  1867  —  1868  wurden  379,302  Dutzend  Paar  Lederhand- 
schuhe aller  Art  importirt  und  dafür  an  Zoll  D.  1,260,558  oder  durchschnitt- 
lich  D.  3  32   pro  Dutzend   Paar  eingenommen. 

Eingemachter  chinesischer  Ingwer  und  Chow-Chow,  aus- 
schliesslich aus  China  importirt,  kostet  im  Exporthafen  D.  4  25  pro  Kiste, 
welche  stets  6  Krüge  enthält;  der  jetzige  Zoll  beträgt  50  Procent  ad  valorem 
und  mache  ich  den  Vorschlag,  einen  specifisciien  Zoll  von  2  Dollars  pro 
Kiste,  welche  nicht   über   75  Pfund   Brutto   wiegen  darf,   zu  substituiren. 

Corsets  werden  hauptsächlich  aus  Deutschland  importirt  und  ist  der 
Durchschnittspreis  für  leinene  und  baumwollene  12  Gulden  oder  D.  4  80  pro 
Dutzend;  der  jetzige  Zoll  beträgt  35  Procent  ad  valorem,  was  einem  specili- 
schen  Zoll  von  D.  1  68  pro  Dutzend  gleichkommt;  ich  empfehle  hierfür  einen 
Zoll  von  D.  1  50  pro  Dutzend  auf  Corsets,  angefertigt  aus  jedem  Material, 
mit  Ausnahme  von  Seide. 

Baumwollene  H  0  se  n  t  rä  u;  e  r,  die  aus  England  importirt,  16  Shillings 
pro  Dutzend,  und  aus  Frankreich  importirt  16  Francs  pro  Dutzend  kosten, 
unterliegen  einem  Zoll  von  35  Procent  ad  valorem;  ich  bringe  hierfür  einen 
specifischen  Zoll  von  D.  1  25  pro  Dutzend,  angefertigt  aus  Baumwolle  in 
Verbindung  mit  Gummi  elasticum  in  Vorschlag. 

Elastische  Gewebe  aus  Gummi  •elasticum,  B  a  u  m  \n  o  1 1  e  und 
Seide    —     hauptsächlich    in    der  Schuh-   und   Stiefel- Fabrikation    gebraucht 
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und  in  bedeutenden  Quuiililuleii  uu3  Kn^lund  und  Deut»(  lilutid  iniporlirt,  unter- 
lie<,'^en  jet/.t  einem  Zoll  von  35  l'rocetil  ad  vulorcrn ,  lur  buumwullcnes  und 
.")()  Prooenl  ad  valorcrn  liir  x-idencs,  (jiininii  ehislicuni  cnl hallendes  h'ahrikal. 
Da  /ull-DelriiMdulioncn  (liirili  /,n  nie(iri<{e  W CrlliaiiKaUe  lianliir  statllinden  und 
eine  Kiildeckuui;  dciscihcn  seliVN  ieiii;  i.sl,  scliluire  irii  luli^eiiden  .  sou  Sacli- 
ver.sländigen    eniitlolilencu    .speeilisilicn    Zoll    vor: 

Aul  KahriKale  ans  (iiiinini  elaslicuni  und  anderem  iMah-rial,  ausser  Seide, 
beim  Stück  nielil  selinialer  als  '/2  '^""  ""•'  '"'^  '  '^""  l>''t'it  3(.'.  pro  Yard 
Län«!e,  bis  ^'/o  >'^'»"  '»'''it  <»  <^'- ,  •''•-*  'i  ''''»H  '"''l  IvC.,  Iii>  5'/«  Zoll  breit 
18C.,  bis  7  Zoll  breit  25  ('.  und  l'iir  jeden  weiteren  Zoll  Breite  5  C.  pro 
Yard  l.üuf^e.  Aul'  baumwollene  (iiimmisebmire  n.  ^.  \\ .  siliwiieber  als  '/2 
Zoll  1).  I  pro  144  Yards.  Aul  Fabrikat  aus  (jiimmi  elaslieum  und  Seide, 
nicht  schmäler  als  '/.^  Zoll  und  bis  I  '/j  Zoll  breit ,  <>  (.'.  pro  Yard  \.»ui^e, 
bis  2'/2  Zoll  breit  I2(".,  bis  4  Zoll  breit  21  C,  bis  5  Zoll  40  C.  und  lur 
jeden  weiteren  Zoll  Breite  8  C.  pro  Yard  Länge.  Auf  seidene  (iummischnüre 
u.   s.   w.   D.  2  75   pro    144   Yards. 

Gestrickte  oder  schottische  .Miit/.en  -  ausschiiesslich  in  Schott- 
land von  Frauen  und  Kindern  gestrickt  und  fast  ausschliesslich  von  .Matrosen, 
Fischern  und  den  ärmeren  Classen  .'«etragen,  unterlieifcn  jetzt  einem  Zoll  von 
50  C.  pro  Pfund  und  35  Trocent  ad  valorem,  welcher  einem  spceilischen  Zoll 
von  D.  2  25  pro  Dutzend  bei  einem  Kostenpreis  von  16s  Sterling  (D.  4  GoldJ 
gleichkommt;  eine  Heduclion  des  Zolles  auf  D.  1  25  pro  Dutzend  wird  im 
Interesse  der  ärmeren   Classen   in   Vorschlag  gebracht. 

Zinn  —  in  Blöcken,  hauptsächlich  ans  Kngland,  und  zwar  durchschnittlich 
4000  Tons  (nahe  an  neun  Millionen  Pfund)  pro  Jahr  imporlirt,  unterliegt 
einem  Zoll  von  15  Procent  ad  valorem  und  wird  dessen  Umwandlnne  in  den 
entsprechenden  specilisclien  Zoll  von  3  C.  pro  Pfund  vorgeschlagen.  Ferner 
wird  die  Aufhebung  des  Dill'crential/.olls  auf  Malacca-Zinn,  falls  über  Holland 
imporlirt,  em|)fohlen,  da  hierdurch  der  directe  Handel  mit  Holland  einen 
bedeutenden  Aufschwung  iiehmen  würde.  .\uf  alles  Zinn  in  Blöcken  u.  s.  w., 
ohne  Rücksicht  auf  die  Bezugsquelle,  wird  daher  ein  gleichmässiger  Zoll 
von   3  C   pro  Pfund   in   Vorschlag  gebracht. 

Zinnblech  —  wird  in  den  \er.  Staaten  nicht  fabricirt:  der  Gesammt- 
werth  des  Imports  dieses  Artikels  im  Fiscaljahr  1867  —  1868  betrug  D.  6,893,072 
Gold  und  bei  einem  Zoll  von  25  Procent  ad  valorem  betrugen  die  Einnahmen 
D.  1  723,200:  ein  gleich  hoher  specilischer  Zoll  würde  ca.  1 '/^  C  pro  Pfund 
Brutto  betragen;  da  jedoch  wegen  Seebeschädigung  während  des  Transports 
nach  hier  fortwährend  ein  Zollnachlass  gefordert  wird,  der  in  den  meisten 
Fällen  gewährt  werden  musste,  wird,  um  diesem  Uebelstand  abzuhelfen,  vor- 
geschlagen ,  den  Zoll  auf  verzinntes  Eisenblech,  bekannt  als  Zinnblech,  auf 
1  C.  pro  Pfund  Brutto  zu  reduciren,  aber  fernerhin  keinen  Zollnachlass  wegen 
erlittener   Beschädigung  mehr  zu  gewähren. 

Getroclinete  Früchte  —  als  Rosinen,  Corinthen,  Püaumen,  Zwetschen 
u.  s  w.,  unterliegen  einem  Zoll  von  5  C.  pro  Pfund;  derselbe  ist  jedenfalls 
zu  hoch,  da  diese  Artikel  nur  in  einem  beschränkten  Grade  als  Luxusartikel 
zu  betrachten  sind;  eine  Ermässigung  auf  2  C.  pro  Pfund  wird  vorgeschlagen, 
unter  der  ausdrücklichen  BedingHUg,  dass  keinerlei  Abzug  für  seebeschädigte 
Waare  mehr  gestattet    werde,    da    dies    zu  ausgedehntem    jlissbrauch  Verau- 
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lassung  gegeben.     Die  Reduction  des  Zolles  ist  genügend,  um  den  Importeur 
in  Stand   zu  setzen,    seine  Waaren   gegen    jede  Seebeschädigung  zu  versichern. 

Frische  Früchte  —  zahlen  jetzt  25  Procent  ad  valorem ;  da  jedoch 
bei  fast  jeder  Schilisladung  ein  bedeutender  Nachlass  des  Zolles  bewilliot 
werden  musste,  mache  ich  den  Vorschlag,  dass  der  Zoll  auf  10  Procent  ad 
Valoren!  reducirt  werde  mit  der  Bedingung,  dass  kein  Abzug  für  seebeschädigte 
Frucht  gestattet  wird. 

Stahl  —  üni  üllen  Streitigkeiten  gewisser  Importeurs  und  der  Regie- 
rung ein  Ende  zu  machen,  wird  gänzliche  Absciiafl'ung  der  ad  valorem  und 
Subslituirung  folgender  rein  specifischer  Zollsätze  als  Basis  vorgeschlagen : 
Stahlabfall  V4  ^-  P""^  Pfund,  Bruchstahl  1\/2C.,  deutscher  Stahl  in  Stangen 
2  C. ,  Pflugschar-Stahl  in  Stangen  S'^C.,  roher  Gussstahl  IC,  bearbeiteter 
Gussstahl,  gebohrt,  kalt  gehämmert  IV4C.,  Gussstahl  in  Stangen  2'/2  C.,  Stahl- 
platten bis  No.  16  Drahtmaass  incl.  2  C.  bis  No.  24  2'/2C.,  über  No.  24  3  C, 
Stahldraht  und  Blech  in  kaltem  Zustand  gezogen  oder  gewalzt,  bis  No.  IG 
Drahtmaass  incl.  3  C,  unter  No.  16  S'/^C,  gussstählerne  Flanschen  für  Eisen- 
bahn-Waggon- und  i>ocomotiv- Hader  2  C. ,  gussslählerne  Achsen,  Kolben- 
stangen und  andere  nach  Modellen  angefertigte  Gussstücke  IC,  wenn  voll- 
ständig für  sofortigen  Gehrauch  fertig  2  C,  Kurbeln  I'/^C,  abgedrehte  Guss- 
slücke nicht  fertig  für  Gebrauch  P/2  C-,  do.  fertig  für  Gebrauch  272  C.  stählerne 
Eisenbahnschienen  l'/aC  und  auf  alle  anderen  nicht  specificirten  Stahlfabrikate 
2  C   pro   Pfund. 

Drogueu  und  Chemicalien. 

Die  gänzliche  Aufiiebung  des  Zolles  auf  folgende  Artikel  wird  haupt- 
sächlich aus  dem  Grunde  empfohlen,  weil  die  Zoll-Einnahmen  aus  denselben 
zu  unbedeutend  sind  im  Vergleich  zu  den  Erhebungskosten  und  den  Hinder- 
nissen, welche   das  legitime  Geschäft  durch  deren  Verzollung  zu   erleiden  hat: 

Asphalt;  Eiweiss;  Kreide  aller  Art;  Säuren  (acidum  benzoic,  carbolic, 
citric,  gallic,  muriatic,  nitric,  oxalic,  suiphuric,  tannic):  essigsaur.  Ammo- 
nium, Baryterde,  Eisenoxyd,  Kupferoxyd,  Magnesia,  Kali,  Natron  und  Strontian- 
erde ;  Aloe;  Ammoniak  und  dessen  Salze:  Anilinfarben  oder  Färbepräparate; 
Arsenik;  Asa  foetida:  Balsam  aller  Art:  Perurinde  und  andere  medicinische 
Binden;  Bucchiiblätter ;  roher  Camphor;  Canthoriden :  im  bestellenden  Tarif 
nicht  specificirte  chemische  Präparate;  Brechweinstein;  Cubeben;  Ossa  sepia ; 
Drachenblut;  alle  anderen  in  dem  gegenwärtigen  Tarif  nicht  specilicirten 
Droguen  und  Färbestolfe;  Algen;  llalymonia  edulis;  Mutterltorn;  sänimtliche 
in  gegenwärtigem  Tarif  nicht  specilicirte  medicinische  Blumen,  Blätter  und 
Pflanzen;  Indigo-Exlract;  Jod,  rohes,  Sublimate  oder  Salze;  Ipecacuanha:  Ja- 
lappe;  Lack;  Krapp-Extract  und  Garancinc;  Magnesia  und  dessen  Salze;  Manna, 
Moschus;  medicinische  Präparate,  nich!  aufgeführt  in  dem  gegenwärtigen  Tarif; 
salpetersaures  Natron,  Galläpfel ;  Pliosphor;  chlorsaures  Kali;  Hhabarber;  Sal- 
peter; Kali-Chlorid;  Rosenblätter;  Safflor:  Santonin :  Sassaparilla ;  Stryclini» 
und  dessen  Salze;  Baryt  und  dessen  Salze;  Bittersalz;  Zink-Sulphale;  Thon 
und  Töpferthon  aller  Art;  Moose,  Seetang  und  andere  ähnliche  vegetabilische 
Substanzen;  alle  nicht  specicil  aufgeführten  flüclitigen,  ätherischen  und  l.eucht- 
üele;  Oliven-,  Palm-  und  Cocosniiss-Ocl :  Tlieer:  Terpentin:  Kalkmilch:  l'o- 
balt;  alle  nicht  speciell  aufgefuhricn  Sämereien  und  Wurzeln.  Der  .\usfall, 
der  durch  zollfreie  Einfuhr  dieser  Artikel  in  den  Bundes  -  Einkünften  ver- 
ursacht werden   würde,  dürfte   kaum   D.  2,000,000   übersteigen. 
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Der  Commissär  führt  einige  Beis|»icl(;  iius  di'iii  ji-l/,l  in  Kraft  belindlicheu 
Tarif  an,  vvolclie  dessen  üiizuliiiiiilichkcit  und  l'iatilosifc^kcit,  iitn  nicht  zu  susfcn 
L'nvemiinfliiJikcit,  klar  darlci-cn.  So  zahlt  z.  IJ.  roher  Carriphor  dreissi^  Cents 
pro  l'fund  und  raTHnirler  vierzi«^  Cents  pro  IM'und;  das  Hafhniren  kostet  jedoch 
kaum  drei  Ceiils  pro  ITund  und  die  Folj^e  davon  ist,  dass  der  lin|)ort  rafli- 
niileti  Camphors  unni(>j^lich  «einacht  und  einem  einzigen  Haflincur  in  .New- 
York  dadurch  ein  Monopol  verliehen  viird.  Hicinusöl  unterliegt  einem  Zoll 
von  L).  1,00  Gold,  wenn  direkt,  und  I).  1  10,  wenn  nicht  direkt  von  Ostindien 
importirt;  die  Schoten,  aus  welchen  dieses  Oel  »gewonnen  wird,  sind  mit 
üü  Cents  pro  Bushel  zu  verzollen  .  \\i\s  einem  Zoll  von  ca.  35  Cents  pro 
(«all.  auf  das  darin  enthailcne  Oel  i^leichkommt.  In  F(»i!re  dessen  hat  die 
CuHur  dieser  IMlanze  in  den  Ver.  Staaten  rasch  zuü;en(jmmen  und  zwei  oder 
drei  Firmen  besitzen  ein  M(>no|»ol  in  diesem  Fahrikationszweiffe,  wodurch 
den  Ver.  Staaten  an  Steuer  zwei  Cents  pro  Gall.  eingeht,  während  der  Zoll 
l).  t  00  pro  (iail.  betrag'en  würde,  was  bei  einem  jährlichen  Bedarf  von  ca. 
200,000  (iail.  einen  entsprechenden  Ausfall  in  den  Zoll-Einnahmen  verur- 
sacht, üas  iN'ämliche  gilt  von  den  Zöllen  auf  Borax,  iMor|)hin,  doppelt  chrom- 
saures Kali  und  ßleizucker,  deren  Fabrikation  für  einige  Fabrikanten  ein  lohnen- 
des Monopol,  für  die  Masse  des  Volkes  und  die  Bundeseinkünfte  jedoch  ein 
entsprechender  Verlust  ist. 

Nachdem  der  Commissär  dargelegt,  dass  die  vorgeschlagene  Reduction 
der  Zölle  in  einer  Gesammthölie  von  ca.  vierzehn  Millionen  Dollars  die  Bundes- 
Einkünfte  durch  erhöhte  Steuern  sowie  ausgedehnten  Import  um  eine  weit 
grössere  Summe  steigern  würde,  und  ferner  Industrie  nnd  Verkehr  einen 
bedeutenden  Aufschwung  nehmen  würden,  der  sich  in  ZilTern  gar  nicht  aus- 
drücken  lässt,  definirt  er  einen 

Kevenue  -  Tarif 
dahin ,    dass   Vereinfachung    und   niedrige  Zölle    auf  möglichst  wenig   Artikel 
dessen   (irundzüge    sein   müssen    und    rubricirt  dieselben    mit   Veranschlagung 
der    Zoll  -  Einnahmen    auf    Basis    der    Einkünfte    im    Fiscaljahr     1868—1869 
wie   folgt : 

Einnahmen  auf  der 
Classe  I.  —  Essbare  und  trinkbare  Artikel        Basis  der  Einkünfte  im 

Fiscaljahr  1868—69. 

Bier,   Ale   und   Porter • D.  250,000 

Chocolade  und   Cacao .  100,000 

Getrocknete  Früchte  ä  2  Cents  pro  Pfund  und  frische 
Früchte  ä  10  Procent  ad  valorem  ohne  Abzug  für  See- 
beschädigung         3,000,000 

Cigarren   ä  D.  2   pro   Pfund 5,000,000 

Tabak,   nicht  verarbeiteter,  ä   25  Cents  pro   Pfund             .      .  1,250,000 

Caffee  und   CalTee  -  Surrogate 12,000,000 

Molasses   und   Melado 5,000,000 

Zucker 33,000,000 

Thee 10,000,000 

Spirituosen   ä  D.  2   pro    „proof"   Gall 4,000,000 

Weine,  exci.   moussirende   ä   50  Cents   pro   Gall 4,000,000 

Moussirende  Weine  ä  D.  6  pro  Dutzend 1,000,000 

Gewürze 2,000,000 
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Reis 1,150,000 

Sardinen,   Conlitnren   u.  s.  w.     .      .      .          150,000 

Nüsse 450,000 

Maccaroni,   Vermicelli,  Sago,   eingemachte  Früchte    ii.   s.   w.  150,000 

Summa D.  82,500,000 

Classe  II.  —   Websloffe,  soweit  als  möglich  nach  der  beigefügten  specifischen  Zollrate. 

Seide,  35  Procent  als   :t[aximalsatz 0.10,000,000 

Wollene    und   gewirkte   Waaren    15  — 35''/o    rlurclisciinittiicii, 

25%  specilisch 10,000,000 

Baumwollene  Webstoffe,   15-35  "/o  durchschn.,  250/0  spec.  5,000,000 

Leinene  WebstotTe,    15  — 35Vo  durchschn.,   25  7o  spec.      .  5,000,000 

Hanf-  und  Jute-Fabrikate,  15  — 35Vo  durchschn.,  25  7o  spec.  2,000,000 

Handschuhe,  Herren-   und  Damenhüte                   1,000,000 

Papier  und  Papierfabrikato   lO»/« 500,000 

Pelze  und   Pelzwerk   aller  Art 500,000 

Irdene  Waaren,  Steingut,   Porcellan  und  Glas   25  "/o  specilisch  4,000,000 

Summa D.  38,000,000 

Classe  IM.  —  Metalle. 
Eisen,   Stahl,   Blei,   Zinn   und  Fabrikate   aus   denselben   25  "^/o 

nach  specifischer  Rate D.  15,000,000 

Classe  IV.  —   Galanteriewaaren,  35  Proceiit  nach  specifischer  Rate. 
Uhren,   Taschenuhren,   Stickereien,   Spielwaaren,  musikalische 

Instrumente,  Pfeifen,  Parfümerien,  Schmucksachen,  Federn. 

Feuerwerksgegenstände  u.  s.  w D.  4,000,000 

Spitzen,  Gimpen   und  andere  Besatzartikel 1,000,000 

Classe  V.   —   Droguen  und  Chemiealien. 
Lakritzen,  Opium,   Oele,   alkoholhaltige  Präparate  und  Patent- 

Medicinen D.  1,500,000 

Classe  VI.  —  Diverse  Artikel  15  bis  35  Procent  nach  specifischen  Raten. 
Besen,    Bürsten,  Matten,  Putzwaaren ,    Fabrikate  aus   Gummi 

elasticum,   Marmor,   Kork,  Haare,   Seife,   Hopfen   u.   s.  w.  D.  2,000,000 

Recapitulation. 

Ess-  und   trinkbare  Artikel D.  82,500,000 

Webstoffe 38,000,000 

Metalle 15,000,000 

Galanteriewaaren 5,000,000 

Droguen,  Chemiealien   und   Oele 1,500,000 

Diverse   Artikel 2,000,000 

Total D.  114,000,000 

Zuzüglich  Strafgelder  in  Höhe  von  ca.  0.1,000,000  würden  demnach 
die  Zolleinkünfte  D.  145,000,000  betragen,  wobei  zu  bemerken,  dass  die 
durch  vernunftgemässe  Reduclion  hervorgerufene  grössere  Thätigkeit  im  Ver- 
kehr und  in  den  Industriezweigen,  sowie  hei  der  raschen  Zunahme  der  Be- 
völkerung und  des  Wohlstandes  des  Landes  eine  jährliche  Steigerung  von 
D.  5,000,000  eher  zu   niedrig  als   zu  hoch  angeschlagen   ist. 
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VI 

■^ylii    l*rol>l('iii    für   die   Fr<'iiiid<'   der   11  i  c»  rd  o 'Ncheii 
C}riiiidr<'iiloiitli('ori('. 

Nehmen  wir  eine  von  ailfT  Wtill  ril)(|;esonili'rle  kreisfürmii^c  Insel  an,  —  auch 
einen  „isolirten  Staat",  —  in  welchem  das  heutige  Grund-  und  Capilaleigenlhum 
herrscht. 

Im  Centruni  der  Insel  liegt  die  Stadt,  in  der  alle  Fabrikation  betrieben  wird; 
der  Umkreis,  das  Weichbild  der  Slodl,   dien!   aussclilies.-,licli   der   Holiproduction. 

Der  Staat  ist  nicht  gross.  Der  Halbmesser  vom  Mauerring  der  Slndt  bis  zum 
Meeresufer  ist  nur  so  lang,  dass  jeder  der  nebi-neinanderliegenden  landwirlhschafl- 
lichen    Gutscomplexe    von    der  Stadtmauer  bis    zum   Ufer    reicht.     Die    Güter    mögen 

—  wie  unsere  grösseren  norddeutschen  Latifundien  —  5000  M.  M.  enthalten  und 
werden  je  von  einem   VVirthschaftshofe  aus  bewirthschaftet. 

Der   Acker  ist  überall  von   gleicher  Bonität. 

Die  Hohproducte  werden  an  die  Städter  verkauft  und  die  Fabricate  von  den  Land- 
wirthen  wieder  zurückgekauft. 

Der  Werth,  sowohl  des  Rohproducts  wie  des  zusätzlichen  Fabricationsproducts, 
soll  sich  genau  nach  der  auf  ihnen  haftenden  Productionsarbeitssumme  richten  - 
d.  i.  der  aufgewendeten  Quantität  unmittelbarer  Arbeit  der  nach  Maassgabe  der 
Abnutzung  der  Werkzeuge  hinzuzurechnenden  Quantität  mittelbarer  Arbeit  —  und 
nach  diesem  Werth  sollen  Rohproduct  und  Fabricationsproduct  gegen  einander  ver- 
tausclit  werden. 

Die  nationale  Produclivitäl  ist,  sowohl  im  Ganzen,  wie  je  in  der  Rohproduction 
nnd  Fabrication,  so  gross,  dass  über  Capitalersatz  und  Arbeitslohn  hinaus  noch  ein 
bedeutendes  nationales  Einkommen  übrig  bleibt,  das  natürlich  dem  Besitz  zufällt, 
oder  richtiger,  ihm  verbleibt,  da  das  Grund-  und  Capitaleigentlium  es  mit  sich  bringt, 
dass  alles  Arbeitsproduct  von  seiner  Entstehung  an   den  Besitzern  gehört. 

Der  Salz  des  städtischen  Capitalgewinns  ist  nalürlicli  das  Ergebniss  einer  Pro- 
portion —  derjenigen  Proportion,  die  durch  den  Werthbetrag,  der  als  Gewinn  dem 
Fabrikbesitzer  übrig  bleibt,  zu  dem  Werlhbetrage,  den  er  zur  Erzielung  dieses  Ge- 
winns hat  auslegen  müssen,  gebildet  wird. 

Dieser  Satz  bestimmt  natüriich  auch  den  Satz  des  Capitalgewinns,  nach  welchem 
die  Grundbesitzer  sich  vom  Gutsertrage  einen  Theil  als  Gewinn  von  ihrem  auf- 
gewendetem  Capital  berechnen  müssen. 

In  der  vorliegenden  Hypothese    sind  mithin  —  um  die  Frage  rein    zu  erhalten 

—  alle  Momente  ausgeschlossen,  die  in  Bezug  auf  Absatz  und  Werth  der  Roh- 
producte,  den  einen  Grundbesitzer  vor  dem  andern  zu  begünstigen  geeignet  sind: 
sowohl  die  Verschiedenheit  der  Güte  der  Aecker,  wie  der  Entfernung  vom  Absatz- 
orte, wie  die  sogenannte  zunehmende  Unproduclivität  des  Bodens.  Selbst  der  Werth, 
sowohl  des  Rohproducts  wie  des  Fabricationsproducls,  ist  hier  als  der  denkbar  nor- 
malste vorausgesetzt,  denn,  lässt  man  diej^en  Werth,  bei  einem  oder  dem  andern 
Product,  willkürlich  steigen  oder  fallen,  so  ist  es  leicht,  Grundrente  oder  Capital- 
gewinn  verschwinden  zu  lassen. 

Man  kann  auch  aus  dieser  abgesonderten  Insel  ein  grosses  isolirtes  Land  machen, 
das  ganz  und  gar  aus  solchen  kreisförmigen  Fabrikations-  und  Ackerbaucommunen 
besieht,  und  sich  vorstellen,  dass  die  zwischen  ihnen  liegenden  Ausschnitte  —  die 
„Subseciven"  dieses  agrarischen  Zustandes  —  mit  Holz  bestanden  wären.  — 

Auf  dieser  Insel  nun  oder  in  solchem  Lande,  in  welchem,  wie 
man  sieht,  keine  der  Voraussetzungen,  die,  nach  Ricardo,  allein 
erst  die  Grundrente  zu  erzeugen  im  Stande  sind,  existiren,  be- 
haupte ich, 

fällt  dennoch  Grundrente  ab, 
weil    den    Grundbesitzern   jedenfalls    noch     ein    ihren    Capitai- 
gewinn    ü  b  e  r  s  c  h  i  e  s  s  e  n  d  e  r    Reinertrag   verbleibt. 

1¥  es  halb  fällt  hier  dennoch   Grundrente  abl 
Die    Antwort    auf    diese    Frage    enthält   nach    meiner    Ansicht   allein    das    sogenannte 
Grundrentenprincip,  denn  man  verwechselt  dann  nicht  mehr  accidentelle  und  wesent- 
liche Erscheinungen,    nicht  mehr    die  Grundrente    mit  der  Differenz   der  Grund- 
renten. Rodbertus. 
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I. 

Die  MurgschifFerschaft  in  der  Grafschaft  Eber- 
stein im  unteren  Schwarzwalde. 

Eine   wirthschaftsgeschichtliche   Studie 

von 
\,  Emining^haus. 

I.    Einleitung. 

Im  September  vorigen  Jahres  feierte  der  landwirthschaftliclie  Verein 
des  Grossherzogthums  Baden  das  Fest  seines  fünfzigjährigen  Bestehens 
mit  einer  grossen  landwirthschaftlichen  Ausstellung.  Auf  dem  ausnehmend 
glücklich  gewählten  Ausstellungsplatze  drängte  sich  ein  reiches  und  erfreu- 
liches Bild  der  gesammten  landwirthschaftlichen  Kultur  des  gesegneten 
Landes  zusammen.  Eine  Partie  dieses  Bildes  zog  die  Aufmerksamkeit 
der  Besucher  in  ganz  besonderem  Maase  auf  sich.  Die  Abtheihing  für 
Forstkultur  erfreute  sich  während  der  ganzen  achttägigen  Dauer  des 
Festes  eines  zahlreicheren  Besuches,  als  vielleicht  jede  andere.  Mochte 
nun  die  Seltenheit  einer  Ausstellung  forstlicher  Produkte  aller  Art  sowie 
der  Erzeugnisse  ihrer  ersten  Verarbeitung,  oder  die  Seltenheit  der 
Vorführung  der  verschiedenartigsten  forstlichen  Kulturen,  Werkzeuge, 
Geräthe  und  Vorrichtungen ;  mochte  das  sehr  übersichtliche  und  zweck- 
entsprechende Arrangement  besonders  anziehend  wirken  —  genug,  den 
Forstgarten  und  die  Plätze,  wo  die  Hölzer,  Rinden,  Faschinen,  Säg- 
waaren,  die  forstwirthschaftlichen  Apparate  u.  s.  w.  aufgestellt  waren, 
fand  man  immer  von  wissbegierigen  Beschauern  umstanden.  Natürlich 
fehlte  es  in  dieser  Ausstellung  nicht  an  jenen  prächtigen  Schaustücken, 
die  wir  lieber  an  ihrem  natürlichen  Standorte  und  in  ihrer  gewohnten 
Umgebung  aufsuchen,  mächtigen  Waldriesen,  stummen  Zeugen  einer 
mehrhundertjähi'igen  Vergangenheit.  Dicht  neben  der  Lagerstätte  dieser 
Kolosse  fand  man  gewaltige  Sägklötze,  zugeschnittene  Balken,  Bretter- 
XV.  1 
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und  Lattcn-Sortiinonte,  iiieist  mit  eif^entliüinlicliL-n.  Ilaiisinarkcii  ähn- 
lichen Zeichen  versehen,  und  das  zusanimengofii^te  lialkengerijjpc  eines 
l^an/en  j^rosscn  Hauses  gar,  aus  starkem  gesilgten  und  geliobelten  Holze 
kunstreich  gezinnnert.  Der  Katalog  belehrte  die  ik-sucher,  dass  diese 
Sägewaaren  von  der  »Murgschi  ft'erschalt«  zu  (iernsbach  ausgestellt 
waren.  Nicht  zwar  eine  Genossenschaft  als  solche  hatte  hier  die  Pro- 
dukte genossenschaftlicher  (lewerbsthätigkeit  vorgeführt;  aber  das 
Arrangement  dieser  Partie  der  forstlichen  Ausstellung  war  unter  den 
ausstellenden  Mitgliedern  jener  (Jenossenschaft  verabredet,  und  erschien 
auf  den  ersten  Plick  als  das  Werk  einer  Korporation.  Bei  näherem 
Zusehen  fand  man,  dass  die  einzelneu  Aussteller  auch  hier  sich  genannt 
hatten;  man  las  Namen,  die  in  der  Geschichte  des  Murgthalgebietes 
schon  längst  eine  Rolle  gespielt  hatten,  bevor  die  ältesten  unter  den 
neben  der  Ausstellung  der  Murgschifferschaft  gelagerten  Waldriesen  zu 
wachsen  begonnen;  man  fand,  dass  zwischen  jenen  Namen  und  den  er- 
wähnten, sonderbaren,  den  Hölzern  eingehauenen  Zeichen  oder  Marken 
eine  gewisse  Beziehung  bestand. 

Dem  aufmerksamen  Beschauer  dieser  Abtheilung  der  forstlichen 
x\usstellung  blieb,  wenn  er  die  Schönheit  der  .Vusstellungs- Objekte  be- 
wundert, wenn  er  gelesen  hatte,  dass  diese  Dielen  oder  »Borde«  vorzüg- 
lich für  diesen,  jene  für  jenen  fernen  Markt  bestimmt,  dass  dieses  »Gestör« 
auf  die  Verflössung  hierhin,  jenes  auf  die  Verflössung  dorthin  vorgerichtet 
sei,  nun  noch  mancher  Anlass  zum  Nachdenken.  Eine  Gesellschaft, 
»die  Murgschifterschaft« ,  war  als  Ausstellerin  von  Forstprodukten  ge- 
nannt. Ist  die  Gesellschaft  Waldeigenthümerin  und  Inhaberin  von  Säge- 
mühlen V  Wie  kommt  sie  dann  zu  ihrem  Namen?  Au  den  einzelnen 
Ausstellungs- Objekten  der  Kollektion  sind  je  verschiedene  Firmen  an- 
geheftet und  die  ersteren  sind  mit  verschiedenen  Zeichen  versehen.  Was 
bedeuten  diese  Zeichen,  und  wie  kommt  es,  dass  einzelne  Gesellschafter, 
obwohl  unter  der  Kollektiv -Firma  »Murgschifterschaft«  sich  doch  als 
Einzelunternehmer  repräscntiren  V 

Wir  subsumiren,  dass  einer  der  Beschauer  mit  diesen  Fragen  an 
uns  herangetreten  wäre.     Was  hätten  wir  ihm  antworten  sollen? 

»Die  Murgschiiferschaft  zu  Gernsbach«  —  so  ungefähr  würden 
wir  ihn  zu  verständigen  gesucht  haben  —  »ist  eine  Verbindung,  deren 
Ursprung  in  die  graue  Vorzeit  zurückreicht;  eine  \'erbindung  von  durch- 
aus zweifelhaftem  Rechtscharakter;  Eigenthümerin  ausgedehnter  Wal- 
dungen, welche  im  Gebiete  der  Murg  belegen  sind.  Die  Mitglieder 
dieser  Verbindung  erhalten  gewisse  Antheile  am  Natural -Ertrage  der 
gemeinschaftlichen  und  gemeinsam  bewirthschafteten  Waldungen  in  natura. 
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Diese  Bezüge  werden  ihr  Eigenthum  und  mit  dem  Eigenthumszeichen 
versehen,  welches  jedes  Mitglied  führt.  Bestehen  die  Bezüge  aus  Säge- 
klötzen, so  können  dieselben  auf  den  gemeinschaftlichen  Sägemühlen 
zu  Brettern  u.  s.  w.  verarbeitet  werden;  jedes  Mitglied  hat  das  Recht, 
eine  gewisse  Anzahl  Bretter  auf  einer  oder  auf  mehreren  der  gemeinschaft- 
lichen Mühlen  schneiden  zu  lassen.  Dieses  Recht  üben  die  Mitglieder 
in  einer  gewissen  Reihenfolge  aus.  Der  Name  der  Vereinigung  hängt 
zusammen  mit  gewissen  Flossprivilegien,  welche  der  ersteren  zustanden, 
und  mit  der  Ausübung  des  Flössereigewerbes,  welches  die  Mitglieder 
in  ausgedehntem  Maase  betrieben«. 

Vielleicht  hätten  wir  mit  diesen  flüchtigen  Mittheilungen  den  Appetit 
des  Fragers  nur  gereizt.  Vielleicht  sind  auch  die  Leser  dieser  Zeilen 
schon  durch  diese  Mittheilungen  zu  der  Vermuthung  veranlasst  worden, 
dass  es  sich  hier  um  ein  Rechtsinstitut  von  eigenthümlicher  Bedeutung 
handelt. 

Ich  werde  in  dieser  Voraussetzung  im  Nachstehenden  den  Versuch 
machen,  ein  Bild  von  dem  Werden  und  Wesen  der  »Murgschifferschaft«, 
eines  in  der  That  für  den  Oekonomisteu  wie  für  den  Forstmann,  für 
den  Rechts-  wie  für  den  Kulturhistoriker  gleich  interessanten  Institutes, 
zu  entwerfen.  Bevorvvorten  muss  ich,  dass  die  Aufgabe,  welche  ich  mir 
gestellt  habe,  ihre  ganz  besonderen  Schwierigkeiten  hat.  Ich  habe  alle 
Materialien,  welche  das  zum  Zweck  meiner  Studien  mir  bereitwilligst 
geöffnete  General -Landes -Archiv  zu  Karlsruhe  in  diesem  Betreff  ent- 
hält, geprüft;  es  galt,  ganze  Berge  von  Akten  zu  bewältigen;  ich  habe 
mich  in  der  einheimischen  Literatur  sorgfältig  umgesehen;  ich  habe 
Erkundigungen  bei  noch  jetzt  an  der  Schifferschaft  Betheiligten  ein- 
gezogen; aber  alle  diese  Bemühungen  haben  ebensowenig  wie  die  Prü- 
fung ähnlicher  Institute  mir  völlige  Klarheit  über  gewisse,  wichtige 
Punkte  verschafft,  über  welche  kein  Zweifel  herrschen  dürfte,  wenn  das 
Bild,  welches  ich  zu  entwerfen  mich  anschicke,  vollständig  und  ganz 
übersichtlich  werden  sollte.  An  Urkunden  fehlt  es  fast  ganz;  die  Akten 
reichen  kaum  über  das  17.  Jahrhundert  zurück,  sind  unvollständig  und 
nicht  entsprechend  geordnet;  die  des  heutigen  Zustandes  der  Schifier- 
schaft  kundigsten  Personen,  die  Mitglieder  selbst,  sind  äusserst  zurück- 
haltend mit  Mittheilungen.  Kurz  —  ungeachtet  der  eifrigsten  Bemü- 
hungen vermag  ich  meine  Aufgabe  nur  unvollkonunen  zu  lösen. 

In  unserer  wanderlustigen  Zeit  darf  bei  den  meisten  Lesern  eine 
wenigstens  oberflächliche  Bekanntschaft  mit  dem  nördlichen  Murgthale 
(neuerdings  ist  auch  im  südlichen  Schwarzwald  ein  Mui-gthal  dem  \'er- 
kehre  erschlossen    worden) ,    einem    der   längsten  und    interessantesten 
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Schw.irzwaldthäler,  vorausgesetzt  werden.  Die  meisten  werden  wenig- 
stens bei  Gelegenheit  eines  Aufenthaltes  in  Baden -Ikiden  nicht  ver- 
säumt haben,  Scliloss  Kberstein  eines  I5esndi(!s  zu  wiinli^en.  Von  dieser 
hohen  Warto  aus  beherrscht  das  Auge  eine  ziemliche  .Strecke  jenes  Thaies 
inurg-  auf-  und  abwärts.  Dass  Wald  und  Wasser,  jene  beiden  treuen 
(iefäiirden,  die  einander  aus  natiirlichen  und  wirthscliiittlichen  Gründen 
nicht  entbehren  können,  einen  Ijesonderen  Heichthum  des  letzteren  bilden, 
gewahrt  man  schon  von  hier  aus.  Aber  man  befindet  sich  hier  int  An- 
fange des  mittleren  Thalgebietes,  wo  noch  die  grö.sste  Mischung  der 
Holzarten  waltet.  Je  mehr  man  murgaufwärts  steigt,  um  so  ausschlie.'^s- 
licher  sieht  man  das  Nadelholz  dominiren;  die  äussersten  Vorberge  und 
die  Thaltiächen  sind  vorzugsweise  mit  Laubhölzern  bestanden. 

Die  Murg  entspringt  an  dem  3140'  hohen  Kniebis,  durcheilt  bis 
zu  ihrer  Mündung  in  den  llhein  eine  Strecke  von  ungefähr  zehn  geographi- 
schen Meilen,  und  schneidet  das  die  Wasserscheide  zwischen  Rhein  und 
Neckar  bildende  Hauptjoch  des  Schwarzwaldes  in  weit  mehr  nördlicher 
llichtung  als  die  meisten  anderen  Gewässer,  welche  auf  der  nämlichen 
Seite  der  W^asserscheide,  weiter  südlich,  entspringen. 

Das  Thal  der  Murg  ist  schon  seit  beinahe  hundert  Jahren  durch 
eine  treffliche  Fahrstrasse  dem  grossen  Verkehr  zugänglich  gemacht. 
Seit  vorigem  Jahre  ist  wenigstens  der  vordere  Theil  desselben,  von 
Gernsbach  aus,  auch  der  Gunst  einer  Schienenstrassc  theilhaftig  geworden, 
welche  sich  bei  Rastatt  von  der  grossen  badischen  Rheinthalbahn  ab- 
zweigt, und  schon  denkt  man  an  eine  Fortsetzung  dieser  Zweigbahn 
murgaufwärts,  sowie  an  die  Herstellung  von  Nebenbahnen,  welche  als 
blosse  Güterbahnen  in  einige  Seitenthäler  der  Murg  geführt  werden 
sollen.  Denn  noch  fehlt  es  dem  grossen  Thalgcbiet  an  den  nöthigen 
Erleichterungen  zur  Verwerthung  seiner  Hauptschätze,  die.  seit  ihre 
Preise  auf  dem  Weltmarkte  mächtig  gestiegen  sind,  einen  kostspieligeren 
Transport  vertragen  und  einen  zuverlässigeren  und  sparsameren  Trans- 
port fordern,  als  ihn  die  Murg  vermittelt. 

In  der  Geschichte  gewinnt  dieses  Gebiet  erst  eine  besondere  Bedeu- 
tung \inter  Chlodwig.  Denn  wenigstens  der  vorderste  Theil  des  Murg- 
thales  ward  nach  der  Schlacht  bei  Zülpich  zu  dem  fränkischen  Uffgau 
geschlagen  und  dieser  Theil  bildete  hier  das  östliche  Grenzgebiet  des 
Frankenreiches,  die  Wahlstatt  blutiger  Kämpfe  zwischen  Franken  und 
Allemannen,  auch  nach  der  erstmaligen  grossen  Niederlage  der  letzteren. 
Die  alten  Gaugrafen  des  Uflfgaues  sassen  auf  Schloss-Eberstein.  Schon 
zur  Zeit  der  letzten  Karolinger  machten  sie  ihre  Würde  erblich.  Aber 
erst  im  elften   Jahrhundert   nahmen   die    Dynasten   von   Eberstein   den 
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Namen  ihrer  Residenz  an.  Als  der  erste  Graf  von  Eberstein  wird  Bert- 
huld I.  genannt.  Seine  Besitzungen  waren  weit  umfangreicher,  als  was 
bis  auf  unsere  Tage  noch  unter  dem  Namen  der  Grafschaft  Eberstein 
bekannt  ist;  dieses  Gebiet  deckt  nur  ungefähr  die  obere  Hälfte  des 
alten  Uffgaues.  während  Berthold's  Lehnsherrlichkeit  sich  in  beinahe 
ununterbrochenem  Zusammenhange  über  das  Waldgebirge  zwischen  der 
unteren  Mui-g  und  dem  Rhein  bis  über  die  Reuch  hinaus  erstreckte. 
Dieses  immerhin  stattliche  Gebiet  schmolz  auf  so  enge  Grenzen,  auf 
eine  Grafschaft  von  etwa  4V2  Stunden  Länge  und  2V2  Stunden  Breite, 
in  Folge  von  Abtretungen  zusammen,  welche,  meist  gegen  Ende  des 
loten  und  dann  des  14ten  Jahrhunderts,  besonders  an  Baden-Baden, 
gemacht  wurden. 

Die  Geschichte  des  Grafenhauses  von  Eberstein,  welche  im  Jahre 
1836  in  G.  H.  Krieg  von  Hochfei  den  einen  sorgsamen  Bearbeiter 
gefunden  hat,  umfasst  einen  Zeitraum  von  sechs  Jahrhunderten.  Im  IL 
Jahrhundert  tritt  das  Geschlecht  reich  und  m.ächtig  aus  dem  Dunkel 
der  Vorzeit  hervor.  »Im  L3  Jahrhundert  durch  ungemessene  Schenkungen 
an  die  Kirche  und  widerrechtliche  Zugriffe  während  des  Interregnums 
geschwächt,  konnte  es  im  14..  wo  die  Städte  emporkamen,  und  im  15., 
wo  die  Landeshoheit  der  Fürsten  ihre  Ausbildung  fand,  frühere  Macht 
und  Ausehen  nicht  mehr  behaupten.  Die  Fehdelust,  die  nicht  mehr  an 
der  Zeit  war,  führte  zur  Armuth;  nur  im  Fürstendienste,  während  des 
16.  Jahrhunderts,  gelang  es  dem  Hause,  dem  zunehmenden  Verfalle 
einigermaassen  zu  steuern.  Da  kam  die  Reformation  und  in  ihrem 
Gefolge  der  dreissigjährige  Krieg ;  das  spät  gegebene  und  niemals  recht 
beachtete  Erbfolge-Gesetz  wurde  gänzlich  missachtet  im  Streit  der  Parteien 
und  die  vielfach  erschütterte  Stütze  des  Hauses  brach  endlich  zusannnen«. 
Nach  vielen  schweren  Schicksalsschlägen  erlosch  das  Grafengeschlecht 
der  Ebersteiner  im  Jahre  1660  durch  das  Aussterben  des  Mannsstammes. 
Sein  Geschichtsschreiber  vermag  nur  wenig  lichte  Momente,  aus  der  Masse 
von  gleichgültigen  Thatsachen,  die  er  berichten  nmss,  nur  wenige  einiger- 
maasen  bedeutende  Träger  dieses  Namens  hervorzuheben  und  den  letzteren 
nur  spärliche  Verdienste  um  die  Kultur  ihrer  Zeit  nachzurühmen. 
Zu  diesen  Verdiensten  rechnet  er  die  Errichtung  der  Ordnungen 
der  Murgschiffer  und  des  Holzhandels  im  Murgthale. 
Aber  nicht  die  besten  Zeiten  der  Dynasten  von  Eberstein  sind  es,  in 
denen  diese  den  Murgschiffern  den  grössten  Vorschub  leisteten.  Es 
wird  später  zu  zeigen  sein,  dass  die  Vereinigung  der  Murgschiffer.  die 
Murgschifferschaft,    wahrscheinlich  gerade  aus  dem  Verfall  des  Grafen- 
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haiiscs  zu  Eberstein  einen  Theil  ihrer  Macht  und  ihres  Rciclithums 
schöpfte. 

An  der  Grafschaft  Kherstein  partizijjirten  seit  ^i^raunier  Zeit  (1387), 
in  Folge  von  Erbschaft  und  kaufweiser  Abti'etunti  das  inarkj^räflich 
baden -badische  Haus,  seit  1G24  aber  auch  in  Folge  eines  reichskaninier- 
gerichtlichen  Urthels  und  eines  darauf  geschlossenen  Vergleiches  (des 
RuHacher  Vertrags),  die  Grafen  von  Kronsfeld  und  Freiherren  von 
Wolckenstein.  Im  Jahr  1078  kam  der  gräflich  Kronsfeldische.  i.  J. 
1698  der  freiherrlich  Wolckenstein'sche  Antheil  an  der  Grafschaft  ilber- 
stein  an  das  markgräfliche  Haus  Raden -Baden. 

Nach  dem  Erlöschen  des  gräflich  Ebersteinischen  Mannsstammes 
im  Jahr  IGGO  fiel  die  Hälfte  der  Stadt  Gernsbach,  welche  die  Grafen 
von  Eberstein  zuletzt  als  Ilochstift-Speyrisches  Lehn  besessen  hatten, 
an  das  Hochstift  Speyer  zurück. 

Im  Jahr  1771  erlosch  die  markgräflich  baden -badische  Linie  und 
sukzedirte  die  markgräflich  baden-durlachische  in  alle,  also  auch  die 
ebersteinischen,  Besitzungen  der  ersteren.  Mit  dem  Reichsdeputations- 
Hauptschluss  endlich  kamen  auch  die  Hochstift  -  speyrischen  Rechte  in 
der  Grafschaft  Eberstein  an  das  badische  Fürstenhaus. 

Diese  Grafschaft  gehörte  also  seit  dem  Ende  des  14.  Jahrhunderts 
zu  einem  Theile  den  Grafen  von  Eberstein,  zum  andeien  den  Mark- 
grafen von  Baden-Baden.  Von  1624  bis  1660  waren  Eberstein,  Baden- 
Baden,  Kronsfeld  und  Wolckenstein,  von  1660  bis  1678  Baden-Baden. 
Speyer,  Kronsfeld  und  Wolckenstein,  von  1678  bis  1698  Baden-Baden, 
Speyer  und  Wolckenstein,  von  1698  bis  1771  Speyer  und  Baden-Baden, 
von  1771  bis  1803  Baden-Durlach  und  Speyer  »Gemeins-Herrschaften« 
in  der  Grafschaft  Eberstein.  Der  Umfang  der  Befugnisse  dieser  Gemeins- 
herren in  und  ihrer  Antheile  an  dem  Gebiete  war  sehr  verschieden  und 
wechselte  häufig;  aber  beständig  währte  der  Streit  unter  den  ersteren, 
angefacht  namentlich  und  unterhalten  durch  die  kleinen  Tyrannen,  welche 
als  Vögte  von  den  Gemeinsherren  eingesetzt,  die  Rechte  ihrer  Gewalt- 
geber eifersüchtig  zu  wahren,  und  sich  gegenseitig  in  Uebergriffen  und 
Feindseligkeiten  zu  überbieten  suchten.  Am  heftigsten  entbrannte  und 
am  seltensten  ruhete  das  Gezänk  zwischen  den  Gemeinsherren  Baden 
und  Speyer,  von  denen  der  letztere,  je  kleiner  sein  hiesiges  Territorium 
und  je  beschränkter  von  Haus  aus  seine  Befugnisse  waren,  um  so 
prätentiöser  aufzutreten  und  um  so  grössere  üebergriffe  sich  zu  erlauben 
für  gute  kirchenfürstliche  Politik  hielt. 

Ich  erwähne  dieses  häufigen  Wechsels  und  dieser  zeitweiligen  Viel- 
heit der  Territorialherren   um  deswillen,   weil  erst  auf  dieser  Folie  die 
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wichtigsten  Müinente  in  der  Geschichte  des  Institutes,  welches  ich  den 
Lesern  vorzuführen  habe,  verstcändlich  werden. 

II.     Alter  der  Murgschilt'erschaft.     Schift'er  -  Ordmmgeu. 
Schilferschaftliche  Einrichtungen . 

Wald-  und  Wasser-Reichthuni  des  Murggebietes  werden  ohne  Zweifel 
schon  die  Römer  bei  ihrer  niehrhundertjährigen  Herrschaft  über  das 
rechtsrheinische  Land,  seit  Trajan  die  dekumatischen  Felder  genannt, 
von  Tacitus  Germania  C.  XXIX  als  sinus  Imperii  bezeichnet,  zum  Be- 
triebe der  Flösserei  aufgefordert  haben.  Und,  da  die  Flösserei  eines 
von  denjenigen  Gewerben  ist,  welche  beinahe  nur  in  gesellschaftsweisem 
Betriebe  gedeihen  können  —  wegen  der  Unerlässlichkeit  des  Vorhanden- 
seins gemeinsamer  Anstalten   auf  dem  gemeinsam  benutzten  Gewässer, 

—  so  werden  die  römischen  Ansiedler  des  Murggebietes  auch  schon 
Flössereigesellschaften  gekannt  haben.  In  dem  Städtchen  Ettlingen,  beim 
Austiusse  der  Alb  in's  Rheinthal,  nur  wenige  Stunden  unterhalb  des 
Murggebietes  gelegen,  findet  man  ein  Neptunbild  mit  der  Inschrift: 
»In  honorem  Domus  Divinae  Deo  Neptuno  Con tubernio  Nautarum 
Comelius  Aliquantus  de  suo  dedit«  in's  Rathhaus  eingemauert  —  ein 
Bild,  welches  in  der  Nähe  der  Alb  gefunden  wurde  und  dessen  spätere 
eigenthümliche  Schicksale  Schneider  (Versuch  einer  medizinalstatist. 
Topographie  von  Ettlingen.  Karlsruhe  und  Baden  1818)  ausführlich  er- 
zählt. Bild  und  Inschrift,  beide  tretflich  erhalten,  werden  von  Kennern 
römischer  Alterthümer  übereinstimmend  als  ein  Weihegeschenk  gedeutet, 
durch  welches  der  Genosse  eines  Flösserei-Vereins  —  andere,  als  Floss- 
schifffahrt, ist  auf  der  Alb  nicht  denkbar  —  den  Schutzgott  dem  Vereine 
günstig  stimmen  gewollt. 

Im  ganzen  Gebiete  des  über-  und  Mittelrheines,  wo  die  Spuren 
der  römischen  Ansiedelung  in  so  anschaulicher  Fülle  sich  vorfinden,  hat 
es  etwas  Verführerisches,  die  Anfänge  späterer  Kulturthätigkeit,  wenn 
man  sie  nicht  bestinnnt  nachweisen  kann ,  als  Fortsetzung  römischer 
Kulturarbeit  zu  betrachten  und  eine  gewisse  Kontinuität  der  Entwickelung 
anzunehmen.  Aber,  wenn  es  auch  unwiderleglich  dargethan  werden 
könnte,  dass  die  Römer  im  Schwarzwald  und  insbesondere  im  Murg- 
thal  Flösserei   und   dass   sie  dieselbe  gescllschaftsweise  betrieben  haben 

—  irgend  ein  sicherer  Anhalt  für  die  Annahme,  dass  die  nachmalige 
Murgschifferschaft  römischen  Ursprunges  sei,  ist  nicht  zu  linden.  Viel- 
mehr wird  anzunehmen  sein,  dass  die  in  die  römischen  Niederlassungen 
hereinbrechenden  Allemannen  das  nach  römischem  Geschmack  und  Bedarf 
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gcstiiltetü  Wirth.schaftsleben  vielfach  nach  ihrem  Go.-chmack  und  Bedarf 
verändert  uml  dass  die  dann  ausbrechenden,  lani^e  an(hiuernden  Känipfe 
zwischen  Franken  und  Allenianncn  jeden  friedlichen  Gewerbebetrieb, 
namentlich  aber  einen  solchen,  der  theilweise  auf  feindlichem  Territorium 
hätte  geführt  werden  müssen,  auf  Generationen  unterbrochen  haben. 

Das  Alter  und  der  Ursprung  der  Murgschif ferschaft 
sind  nicht  zu  ermitteln.  In  einer  Eingabe  der  Schiffer.schaft  an  den 
Markgrafen  von  Baden  vom  24.  Nov.  1597  hcisst  es:  »Rss  haben  Vnsere 
liebe  voreitern,  die  Schilfer.schafft  im  Murgenthall,  über  die  200  Jahr 
den  llheinstrohm  mit  Verführung  Ihress  Iloltz  vnnd  bftrthen  gebraucht«. 

Nach  einem  Vertrage  zwischen  den  Häusern  Baden  und  Kberstein 
von  Laetare  1399  sollen  Leute  aus  dem  Ebersteinischen,  welche  das 
Flossgewerbe  betreiben,  von  allen  Zöllen  zu  Lande  und  zu  Wasser  frei 
sein,  «als  dass  von  Alter  herkommen  ist  ohne  alle  gefährde«-. 

Im  Jahre  1413  wurde  in  einem  ähnlichen  Vertrage  des  Steinmaurer 
(Steinmaurcn  liegt  am  Eintiuss  der  Murg  in  den  Rheinj  Zolles  Erwähnung 
getlian.  Derselbe  soll  nicht  mehr,  wie  seit  Alters,  einen  Pfennig,  son- 
dern einen  Heller  für  das  »Gestörr«  (15  Stämme  Langholz)  betragen. 

In  einem  aus  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  herrührenden 
Exhibitum  des  damaligen  badischen  Vogts  zu  Gernsbach  heisst  es:  >-Dass 
das  Holzgewerbs-Commercium  schon  in  dem  13ten  Saeculo  in  dem  Murg- 
thal  getrieben,  auch  einige  Holzhändlere  oder  Schillere  eine  Societaet 
und  Vereinigung  unter  sich  gehabt,  ist  allerdings  nicht  zu  zweifeln«. 

Der  Tübinger  Professor  Gottfried  Daniel  Hoff  mann  sagt 
im  Jahr  1746  in  einem  bei  den  im  badischen  Geuerallandes-Archiv  ver- 
wahrten Akten  befindlichen  Rechtsgutachten:  »Ebendiese  Schifferschaft 
hat  ihren  Anfang  schon  in  dem  vierzehnten  Jahrhundert  unter  der  Landes- 
obrigkeit derer  alten  Herren  GralFen  von  Ebersteiu  genommen,  von 
welchen  sie  wie  ihre  privilegia  und  Freyheiteu,  also  auch  ihre  Einrichtung 
und  Ordnung  bekommen«. 

Aber  alle  diese  Aeusserungen,  wenn  sie  auch  gleichlautend  auf  ein 
hohes  Alter  der  SchiiTerschaft  deuten  und,  mit  Ausnahme  des  Ausspruches 
des  Professor  Hoff  mann,  den  Ursprung  der  Schifferschaft  etwa  in 
das  dreizehnte  Jahrhundert  versetzen,  stellen  doch  weder  diesen  Punkt 
völlig  klar,  noch  ersieht  man  aus  ihnen,  oder  aus  irgend  welchen  anderen 
Dokumenten, -wie  denn  eigentlich  und  unter  welcher  Form  die  Vereini- 
gung in's  Leben  getreten  sei. 

Den  Ursprung  der  Verbindung  mindestens  in  einen  so  frühen  Zeit- 
raum zu  versetzen,  berechtigt  uns  auch  der  Umstand,  dass  aus  einer 
noch  erhaltenen  Ordnung  der  Schiffer -Herren  von  "VVolfach  im  Kinzig- 
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thale  vom  Jahre  1557  hervorgeht,  wie  der  Gesellschaftsbetrieb  der  Flösserei 
in  diesem  Thale  damals  schon  seit  mehrei'en  Jahrhunderten  üblich  war. 
(Vergl.  Schupp,  Hofgüterwesen  im  Amtsbezirk  Wolfach.  Heidelberg, 
A.  Emmerling,  1870.  S.  47.)  Auch  auf  dem  Oberrhein  und  den  Neben- 
flüssen ist  die  Flösserei  seit  uralter  Zeit  gesellschaftsweise  betrieben 
worden,  wie  J.  Vetter  (Die  Schifffart,  Flötzerei  und  Fischerei  auf  dem 
Oberrhein,  sowie  Geschichte  der  alten  Schiffergesellschaften  genannt 
»Rheingenossenschaft»  und  »Caufenknechte*.  Karlsruhe  1864)  nach- 
weiset. Nur  handelte  es  sich  freilich  in  beiden  Fällen  um  blosse  Flösserei- 
gesellschaften und  bezügl.  Flösser -Zünfte,  während  bei  der  Murg- 
schifferschaft  Waldeigenthum  und  Flösserei  gemeinschaftlich  bewirth- 
schaftet  wurden. 

Es  ist  mehr  als  zweifelhaft,  ob  die  Murgschifterschaft  gleich  bei 
ihrer  ersten  Begründung  bestimmte  Satzungen  angenommen  oder 
erhalten  hat.  Wie  ich  später  näher  ausführen  werde,  mag  diese  Ver- 
bindung naturgemäss  aus  dem  Bedürfnisse  benachbarter  Waldbesitzer, 
ihre  Waldprodukte  zweckmässig  zu  verwerthen,  hervorgegangen  sein  und 
erst  allmälig  werden  die  Usancen  des  gemeinschaftlichen  Geschäfts- 
betriebes in  statutarische  Form  gebracht,  die  erworbenen  Privilegien 
diesen  statutarischen  Bestimmungen,  oder  wie  man  die  »Schiffer- 
ordnungen« nennen  will,  einverleibt  worden  sein.  —  In  urkundlich 
beglaubigter  Form  existirt  nur  noch  die  jüngste  dieser  SchiÖerordnungen, 
die  vom  Jahre  16  2  6.  Aber  dass  früher  solche  Ordnungen  vor- 
handen gewesen,  geht  nicht  nur  aus  dem  Texte  der  Urkunde  selbst 
hervor,  sondern  ist  auch  aus  den  bei  den  älteren  Akten  befindlichen 
vielfachen  Hinweisungen  auf  die  alten  »Ordnungen  des  Holzgewerbs« 
klar  ersichtlich.  Nur  gänzlich  dunkel  ist  es,  aus  welcher  Zeit  die  erste 
solche  Schifferordnung  stammt,  wer,  insofern  sie  verliehen  ward,  sie  ge- 
geben hat,  welches  ihr  Inhalt  war. 

Auf  einer  Akten -Tektur,  zu  der  die  Akten  fehlen,  finde  ich  die 
Aufschrift:  »Amt  Gernsbach.  Gernsbach.  Flosswesen.  Ordnungen  für 
die  Schifferschaft  des  Murgthales.  Von  1498,  1544,  1564,  1615,  1626, 
1629.«  Diese  Jahreszahlen  bedeuten  nicht  die  Daten  der  Verleihung 
ebenso  vieler  Schifferordnungen;  denn  dass  im  Jahr  1629  z.  B.  eine  solche 
nicht  verliehen  worden  ist,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Aber  es  geht 
aus  der  Aufschrift  wenigstens  so  viel  hervor,  dass  in  den  genannten  Jahren, 
also  auch  schon  im  Jahre  1498,  Verhandlungen  über  die  Errichtung  oder 
Erneuerung  von  Schifterordnungen  gepflogen  wurden. 

Es  wird  angenommen  werden  dürfen,  dass  wenigstens  von  der  Zeit 
ab,  wo  die  Schifterschaft,  zunächst  von  dem  Hause  Ebersteiu,  Privilegien 
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empfangen  hat,  theÜN  dann,  wenn  .sich  aus  der  Praxis  der  Handhabung 
das  He(hatniss  einer  Abänderung  der  Satzungen  ergab,  theils  aber  öfters 
nach  eingetretenem  Ilerrschaftswechsel  die  letzteren  erneuert,  und  also 
die  älteren  Privilegien  be,-itiiti;^t  wuidcii.  Pei  den  Akten  finden  sich 
die  KopiecMi  von  vier  solchen  SchiHerordnungen.  welche  letzteren  sännnt- 
lich  aus  friiherer  Zeit  stiunmen,  als  die  im  Original  vorhandene  von 
1()'2G.  Aber  die  Zeit  der  Errichtung  ist  aus  dem  Texte  keiner  derselben 
genau  zu  ersehen.  Die  aufgeschriebenen  Jahrzahlen  (1'j09,  1044,  15(i4, 
IGlöj  scheinen  auf  Konjekturen  zu  beruhen,  und,  da  in  den  Akten  auf 
keine  dieser  Schifferordnungen  unter  bestimmter  Angabe  der  Jahreszahl, 
sondern  immer  nur  auf  die  *  bestehenden«  Ordnungen  verwiesen  i^t.  ist 
auch  von  dieser  Seite  her  nicht  zu  konstatiren,  ob  jene  Kopieen  Kopieen 
von  wirklich  perfekt  gewordenen  Ordnungen,  oder  nur  Kopieen  von  Ent- 
würfen seien. 

Das  Erstere  vorausgesetzt,  ist  die  älteste  Ordnung,  welche  wir  in  Ab- 
schrift besitzen,  diejenige,  welche  äusserlich,  wahrscheinlich  in  Folge  einer 
späteren  Konjektur,  die  Jahrzahl  1509  trägt.  Aus  dem  Eingange  ersehen 
wir,  dass  sie  von  den  Gemeinsherrcu  (Christoph,  Markgrafen  von  Baden, 
und  Bernhard,  Grafen  zu  Ebersteiu,  gegeben  wurde.  Der  erstere  (Chri- 
stoph 1.)  regierte  von  1476 — 1527,  der  letztere  (Bernhard  IILj  lebte  von 
1459—1520  und  folgte  als  Herr  zu  Eberstein  seinem  Oheim  Bernhard  U. 
i.  J.  1502.  Wenn  die  auf  der  Kopie  der  fraglichen  Ordnung  aufgeschriebene 
Jahreszahl  (1509)  auf  einer  Konjektur  beruht,  so  hat  diese  Konjektur  zuvör- 
derst das  für  sich,  dass  in  dem  genannten  Jahre  die  Ordnung  von  den  darin 
namhaft  gemachten  Gemeinsherren  wirklich  errichtet  werden  konnte; 
aber  sie  rechtfertigt  sich  auch  aus  anderen  Gründen  sehr  wohl.  Z.  B. 
fallen  in  eben  dieses  Jahr  auch  andere  gemeinsame  organisatorische  und 
legislatorische  Akte  der  beiden  fürstlichen  Nachbaren  (neue  Landesordnung 
für  die  Grafschaft  Eberstein)  und  beginnt  mit  diesem  Jahre  überhaupt 
eine  neue  Epoche  in  der  Geschichte  dieses  kleinen  Territoriums.  (Vergl. 
Krieg  von  Hochfelden  a.  a.  0.  S.  134  u.  S.  136  ff.) 

Ich  werde  im  Nachfolgenden  die  Kopie  der  Schifferordnung,  welche 
hiernach  wahrscheinlich  aus  dem  Jahre  1509  datirt  und  wahrscheinlich 
perfekt  gewesen  ist,  also  m.  a.  W.  die  älteste  bekannte  Schifferordnung, 
und  die  jüngste  (von  1626)  einer,  wo  es  angeht,  vergleichenden  Be- 
trachtung unterziehen.  Es  lassen  sich  an  diese  Betrachtung  füglich  Bemer- 
kungen knüpfen,  welche  das  Wesen  der  »Murgschifferschaft«  deutlicher 
veranschaulichen. 

Die  Schifterorduung  von  1509  beginnt  folgendermaasen : 

»Als   vergangener  Zitt  zu   gutt  Rychenn   vnnd   Armenn    vuud   zu 
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Handthabiing  des  Holzgewerbs  Im  nmrgentball  durch«  .  .  .  (folgen  die 
Namen  der  markgräflicli  badischen  und  gräflich  ebersteinischen  Beamten, 
welche  die  ältere  Ordnung  verfasst)  »üss  bevelch  beyder  gnaden,  Ein 
Ordnung  fürgenomen  vnd  beyderseidts  Zehen  Jarlang  jetzund  all  ver- 
schinen«  (d.  h.  während  der  zehn  Jahre,  die  jetzt  abgelaufen  sind)  »zu- 
gesagt, vnd  die,  nach  verschinen  der  Zehen  Jaren  durch« (folgen 

wieder  Namen  der  betr.  Beamten)  »uss  verwilligung  beyd  gnaden  widerumb 
zwelÖ"  Jar,  deren  das  erst  Angangen  Ist  vff  der  heilligen  drey  könig 
tag  Anno  (Jahrzahl  unleserlich,  wahrscheinlich  1499)  beyderseits  zu- 
gesagt Ist:  Vnnd  aber  der  Innhaldt  gemeltter  Ordnung  zu  Articuln  vnnd 
puncten  Ethwass  Irrig  vnnd  vnordenlich  geschriben,  So  haben«  .  .  . 
(folgen  nun  die  Namen  der  beiden  Vögte,  welche  die  vorliegende  Ord- 
nung neu  verfasst  haben)  »uss  bevelch  beider  gnaden  mit  sampt  den 
vier  Hauptschiftern  so  des  Jarss  getzogen  sind,  die  gemelt  Ordnung 
erneuwert  vnnd  von  Articuln  zu  Articuln  eigentlicher  gesetzt«. 

Folgt  nun  die  ßestinnnung,  dass  die  Ordnung  bis  zum  Ablauf  der 
zwölfjährigen  Periode,  für  \velche  sie  zunächst  errichtet  ist,  und  welche 
zu  Weihnachten  1510  auslaufe  (also  höchstens  zwei  Jahre  nach  der 
vorgenommenen  Revision,  wenn  diese  wirklich,  wie  oben  wahrscheinlich 
gemacht,  im  Jahre  1509  —  etwa  im  Beginne  dieses  Jahres  —  statt- 
gefunden hat)  von  beiden  Theilen,  d.  h.  von  Seiten  der  Gemeinsherrschaft 
und  von  Seiten  der  Schifferschaft,  unverbrüchlich  gehalten  werden  solle; 
würde  die  Ordnung  aber  auch  Weihnachten  1510  nicht  aufgekündigt, 
so  solle  sie  weitere  zwölf  Jahre  und  so  fort  in  Kraft  bleiben,  bis  sie 
von  einer  der  Gemeinsherrschaften  oder  beiden  aufgekündigt  werde. 
Wenn  die  Ordnung  einer  der  Gemeinsherrschaften  zu  Beschwerden  An- 
lass  gebe,  so  solle  zunächst  die  Beschwerde  durch  freundliches  Ueber- 
einkommen  abzustellen  versucht  werden;  gelinge  diess  nicht,  so  seien 
die  Gemeinsherrschaften  dann  zur  Aufkündigung  der  Ordnung  befugt. 
Weiter  wird  bestimmt,  wie  es  bei  der  Aufkündigung  der  Ordnung  mit 
dem  bereits  unter  der  Herrschaft  der  alten  Ordnung  verflössten  Gut 
gehalten  werden  soll.  Das  soll  auf  den  »niederländischen«  Märkten 
noch  nach  Maasgabe  der  aufgekündigten  Ordnung  verkauft;  neues  Gut 
aber  nach  der  Aufkündigung,  während  des  »Stillstandes«,  nicht  mehr 
verÜösst  werden. 

Die  neueste  Schifferordnung  von  1G20  ist  weniger  ausfuhrlich  in 
der  Einleitung.     Die  letztere  lautet  folgendermaasen : 

»Wir  Wilhelm  von  Gottes  Gnaden  Margraft'  zuo  Baden  vnnd  Hoch- 
berg Graff  zue  Sponheim  vnnd  Eberstein,  Herr  zue  Lohr  vnnd  Mahl- 
berg, Unnd  Wür  Johann  Jacob  Graf  zuo  Eberstein,  Herr  zue  Frawen- 


12  A.   E  nnii  i  II  trli  a  11  s , 

buif^,  Werdcn.staiij  viiml  Forpiicli,  Aiicli  Wur  l'aiil  Aiidieash  Freylierr 
zue  Wulckhenstaiii,  Herr  ziio  Trostbiirg  viind  roltiiiinjcii  Im  Nahiiiinen 
der  Mitt  Inteiessciiten,  'I'lmoii  Kljuiidt  vimd  Ottenliahr  Ilieiiiitt,  Nachdem 
von  Unssern  Vorälleni  mmkI  Aiitece>Mtin  dorn  Hoch  viiiid  Wohllöblichon 
Iicgüreiideii  Fürsten  Mar;^graHc'ii  /iie  Baden  vnnd  (iraien  zue  Kberstain. 
Vorhergegangener  Jahicii  atn  Ilolzgewerb.ss-Ordnung  zue  Xuz  vnnd  Wulil- 
fart  Reichen  vnnd  Aiinen.  \'nnserer  Inii  der  ganzen  (Jrafschatit  Klicr.-tain, 
gesessenen  Vnderthanen  gegeben  balien.  Selbige  aiidi  gleichwohl  ain 
lange  Zeitt  Inn  guten  wessen  erhalten,  vnml  i^eiiaiidthabt.  Aber  bey 
kurzen  Jahren  hero.  Aines  thailss  aiiss  (ahrlessigkaidl  der  N'nnsseren, 
Andersthailss  aber  wegen  verenderung  der  Zeilt  auch  aigenniächtiger 
Keuff  vuud  Leuffen  vnnd  Anderes  mehr  Vrsachen  bey  maniglichen  alsso 
auss  der  Ach  gelassen  worden,  Dass  wo  wir  nitt  von  Obrigkaidt  wegen 
(wie  Vnuss  Zuethun  gebührt)  lunsehcns  betten,  Sowohl  vnnsser  sambt- 
licher  Schadt,  Alss  auch  der  vnderthanen  vnd  Ihrer  Nachkommen  endt- 
liches  verderben  darauss  ervolgen  niiisste.  Diesscm  Viihail  nun  Zue 
begegnen  vnd  Solch  Holzgewerb  denn  Vnnseren  Zue  nuz  vnnd  Wohlfahrt, 
Auf  dass  Reich  vnnd  Arm  Vmb  sovil  desto  besser  bey  einander  Pleiben 
können,  widerumb  Inn  Aurtuemmen,  gutten  Trieb  vnnd  gang  Zubringen 
vnd  solcher  massen  Zu  erhallen :  Haben  wir  dieselbige  durch  Vnnssere 
darzue  deputirte  Rhät  vnnd  Ambtleuth  Neben  denn  von  der  Schitfer- 
schaft  von  neuwen  revidiren  vnnd  wo  es  die  Nothdurfft  nach  gestalt 
jetziger  Zeit  vnnd  Leuften  erfordert  endern  vnd  verbesseren  lassen;  Wollen 
vnnd  gebiedten  auch  hinfüro,  biss  auft"  vnnsser,  vnnsserer  Erben  vnnd 
Nachkommen  enderung  vnnd  widerrüeftung  von  allen  der  ganzen  Graff- 
schaft  Eberstain  vnderthanen  vnnd  Zugehörigen  Auch  andern  So  solche 
Ordnung  berüeren  möchte.  Besonders  aber  auch  Ynussern  Ambtleuthen 
vnnd  Haubtschiffern,  Ob  derselben  vnverbrüchlich  Streng  vnnd  Ernstlich 
zue  halten  vnndt  Zuehandthabeu,  bey  Ihren  Pflichten  vnnd  Ayden.  Auch 
vermaidung  vnnsserer  seh  wehren  straft'  vnnd  Vngenadt.« 

Eines  vor  Allem  fällt  an  beiden  Eingängen  auf.  Sie  lassen  die 
nachfolgende  Ordnung  als  eine  Art  von  wirthschaftspolizeilicher  Verord- 
nung erscheinen  (»zu  gutt  Rychenn  vnnd  Armeun«,  »zue  Nuz  vnnd 
Wohlfahrt  Reichen  vnnd  Armen»),  vor  deren  Erlass  Die,  welche  die 
Bestimmungen  zunächst  und  am  meisten  angehen,  die  Schiffer,  durch 
ihre  Vertreter  nur  vernommen  worden  sind.  Freilich  sagt  Hoffmann 
in  dem  oben  zitirten  Rechtsgutachteu ,  dass  die  Schilferorduung  »nicht 
allein  von  denen  dreyen  ersagten  Gemeiudsherrschaften,  vor  sich  selbst, 
wie  ein  pures  Gesetz,  sondern  vielmehr  zugleich  auch  von  der  Schiffer- 
schaft Selbsten  und  mit  ihrem  Zuthun  per  modum  conventionis,   inter 
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condominos  territoriales  et  Corpus  hocce  atqiie  Collegiuni  privilegiatura 
initae,  vel  per  modum  statuti  ab  illis  deinceps  confirmati  errichtet  worden 
und  folglich  auch  ohne  ihr  Vorwissen  und  in  gewisser  niasse  Einwilligung 
nicht  wider  auffgehoben  werden«  könne.  Das  geht  aber  wenigstens  aus 
dem  Wortlaute  der  Ordnung  von  162G,  die  Hoff  mann  allein  im  Auge 
hatte,  gewiss  nicht  hervor.  Ich  werde  später,  wenn  es  gilt,  die  recht- 
liche Natur  der  Schifferschaft  zu  prüfen,  auf  diesen  Punkt  zurückkommen. 

Die  Ordnung  von  1509  hat  noch  eher  den  Charakter  eines  Vertrags, 
wenigstens  zwischen  den  Gemeinsherren.  Das  geht  aus  der  Voraus- 
bestimmung der  Gültigkeitsfrist  und  der  beiderseitigen  Zuerkennung 
des  Kündigungsrechtes  hervor. 

Bei  der  Revision  der  Ordnung  von  1509  haben  vier  Hauptschiffer 
mitgewirkt.  Die  Ordnung  spricht  später  noch  vielfach  von  dem  Amt  der 
Hauptschiffer.  Dieses  vierköpfige  Direktorium  scheint  aber  die  Revision 
der  Schifferordnung  selbst  nicht  lange  überlebt  zu  haben.  Denn  schon 
in  der  Mitte  des  IG.  Jahrhunderts  ist  nur  von  einem  Hauptschiffer 
die  Rede  und  die  spätere  Geschichte  der  Schifferschaft  kennt  auch  nur 
einen  Hauptschiffer. 

Das  Amt  des  Hauptschiffers  war  stets  ein  sehr  wichtiges  und  mächtiges 
Amt.  Es  scheint  auch  Gelegenheit  zu  aussergewöhnlicher  Bereicherung 
geboten  zu  haben. 

Einem  Schreiben  des  Grafen  Philipp  zu  Eberstein  an  den  Statt- 
halter zu  Baden  vom  18.  April  1598,  in  welchem  um  eine  »Inquisition 
derer  Schifferschaftssachen«  durch  eine  gemeinschaftliche  Deputation 
gebeten  wird,  damit  »die  elenden  und  beklagenswerthen«  Verhältnisse 
des  Holzgewerbs  gebessert  werden,  entnehme  ich  die  Klage,  die  vor- 
nehmsten Schiffer  seien  in  bedeutende  Schulden  gerathen  »gegen  Iren 
Haupt  Schiffer,  der  gleichsam  (wie  man  pflegt  zu  sagen:)  der  Weyden 
allein  geneysst« ;  die  klagenden  Rheinschiffer  seien  zu  dieser  Zeit  *Irem 
Haupt  Schiffer  Inn  die  Achtzehn  vnnd  mehr  Taussent  gülden  schuldig, 
mit  welchen  sie  sich  Inn  angeregter  Zeit  seiner  getragenen  Eactorey  zu 
seinem  merklichen  Vnnd  augenscheinlichen  nuz,  aber  Irem  äussersten 
Verderben  gegen  Ihme  vonn  einen  lar  Zum  Anderen  verhafftet,  ohn 
wass  sie  sonnsten  anderer  orten  Verschuldet«. 

Damals  war  Jacob  Käst,  der  Stannnvater  eines  n()ch  jetzt  blühenden 
Geschlechts,  Hauptschifter,  ein  Mann,  dem  einer  seiner  Nachkommen 
im  Jahr  1811  ein  Denkmal  gesetzt  in  der  Schrift:  »Leben  und  Thaten 
der  drey  Bürger  Badens:  Jacob  Käst,  Johann  Niclaus  von  Nidda  und 
Anton  Rindenschwender«  (Carlsruhe,  Macklot).  Inwieweit  die  Beschuldi- 
gung unrechtmässige)'  Bereicherung  zutraf,  ist  weder  aus  dieser  Schrift, 
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in  der  .Jacob  Käst  nur  als  sehr  reicher  und  wnhlthatif^er  Mann  f,'eschil- 
dert  wird,  noch  aus  K  r  i e t<  von  Hoch  feld  cn  .  der  (S.  280)  J.  Kasfs. 
als  eines  s(dir  reichen  Mannes  und  Stifters  eines  noch  jetzt  bestehenden 
Almosens,  ^'edenkt.  zu  ersehen.  Leicht  niö^^lich,  dass  der  llauptschifter 
sein  für  (Uimalif^'c  Verhaltnisse  sehr  grosses  Vermögen  sich  schon  früher 
erworben  und  dass  seine  Genossen  in  der  Schifferschaft  nur  aus  Neid 
gegen  ihn  aufgebracht  wurden. 

Freilich  häufen  sich  später  und  spezialisiren  sich  die  Klagen.  In 
einer  Eingabe  an  den  Markgrafen  von  Uaden,  die  von  späterem  Datum 
ist,  als  die  vorhin  erwähnte,  und  deren  Verfasser  sich,  vielleicht  wohl- 
weislich, nicht  genannt  hat,  werden  u.  A.  folgende  Beschwerdepunkte 
aufgeführt : 

»1.  Hat  Jacob  Käst  zu  Ilördten,  Nachdem  Ihr,  Ew.  Gnaden,  denn 
gemeinen  Schitferen  guedig  erlaubt,  Selber  Ihre  bortt  auft'  dem  Rhein 
zu  führen,  hat  aber  gemelter  Käst  sie  nicht  fahren  lassen,  er  sey  dann 
zuvor  bezallt,  welches  doch  gemeine  Schiffer  von  Jahren  zue  Jahren 
nach  vnd  nach  von  Ihmc,  Kasten,  empfangen,  darzue  auch  denn  Zinns 
ernstlich  begeret.  Desgleichen  auch  das  guete  geltt  In  die  wexel  ge- 
fürt vnd  den  Schiffern  leichte  münz  geben,  dessen  alle  Kundtleut  mit 
grossen  Schaden  vnd  Verlust  haben  entgellten  müssen  vnd  dardurch  In 
grosse  Schulden  konnnen. 

6.  Hat  er,  Käst,  gründlich  versprochen  vnd  zuegesagt,  er  wolle 
auff  ein  Handel,  das  ist  12000  bortt,  500  fl.  ohne  zins  leyhen  vnd 
borgen  vnd  auff  ein  Schaar  bortt,  das  ist  900,  ehe  vnd  bevor  mann 
dieselben  einbindt,  5011.  daruff  herausgeben  vnd  Soviel  Scharen  soviel 
50  li.     Jedem  Schieffer; 

7.  Da  hat  er  denn  Schieffern  zu  Steinmauren  vmb  das  Hundert 
guete  bortt  nicht  mehr  als  6  fl.  3  ortt  vnd  vmb  das  Hundert  mittel  bortt 
5  fl.  3  ortt,  dann  vmb  das  Hundert  bösse  bortt  3  fl.  geben.  An  dem 
Hundert  bösse  bortt  hat  er  abbrochen  7  ß.  Ferner  hat  er  für  das  hun- 
dert Schwarten  geben  sollen  2  fl.  Iß.,  aber  die  7  ß.  auch  abbrochen. 
Alsso  hat  er.  Käst,  den  gewiu  vnd  die  gemeinen  Schiffere  denn  grossen 
Verlust. 

21.  Ist  in  gemeiner  Graveschafft  Eberstein  der  Münz  halber  solche 
grosse  Clag,  dieweil  der  Käst  allein  das  geltt  ausgiebt.  Hats  Jedermann 
nach  seinem  gefallen  von  Ime  nemmen  müssen.  Also  hat  er  das  böste 
vnd  gewichtigste  geldt  an  goldt  vnd  Silbermünz  In  die  Messen  vnd 
wexel  gefürt.     Desgleichen   hat   auch  sein  Sohn  Hanns  Jacob   In  ver- 
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schienen  1610  Jahr  auf  Strassburger  Johanni  Mess  den  Burgern  etliche 
Leichte  Ducaten  zue  Strassburg  abgewichselt.  Ist  wol  zu  vermutten, 
er  werde  sie  wieder  under  den  Schiefferen  ausgeben  haben.« 

Als  Jacob  Käst,  der  Hauptschiffer,  i.  J.  1615  gestorben  war,  setzen 
sich  die  Klagen  gegen  seinen  Sohn.  Johann  Jacob  Käst,  fort.  Da  dieser 
nicht  Hauptschifter  war,  belehren  uns  jene  Beschwerden,  dass  in  der 
That  der  Reichthum  der  Familie  Käst  wohl  den  iiauptanlass  zur  Unzu- 
friedenheit gegeben  hat.  Indessen  müssen,  wenn  nicht  Jacob  Käst,  so 
jedenfalls  andere  Hauptschiffer,  ihre  einffussreiche  Stellung  mehrfach 
zu  ihrem  Privatvortheil  ausgebeutet  haben.  Denn  ^)  die  Schifferordnung 
von  1626  beginnt  gleich  in  ihrem  ersten  Artikel  mit 

»d  e s  s  H  a  u  p  t s  c h  i  f f e  r s  s  v  n  n  d  der  g  e  s  c h  w  o  r  u  e  n  A  y  d  t 
vnd  bevelch,«  während  der  entsprechende  Artikel  in  der  Sch.-O.  von 
1509  erst  ganz  am  Ende  folgt,  und  diesem  Amte  noch  nicht  so  grosses 
Gewicht  beizulegen  scheint  (s.  w.  u.).  Der  Hauptschiffer  soll  —  nach 
der  Sch.-O.  von  1626  —  von  den  Gemeinsherren  aus  den  gemeinen 
(d.  h.  den  vereinigten)  Rheinschiffern  gewählt  werden  und  vorzüglich 
die  Verpflichtung  haben,  neben  den  herrschaftlichen  Beamten  die  Aufrecht- 
erhaltung der  Schifterordnung  zu  überwachen.  Den  Hauptschiffern  sollen 
sechs  Geschworene  (die  »Sechsgeschworenen«  auch  blos  »Sechser«  ge- 
nannt) zur  Seite  stehen.  Diese  werden  auch  aus  den  gemeinen  Rheiu- 
schiffern  gewählt  (»gezogen«).  Die  Aemter  des  Hauptschiffers  und  der 
Sechsgeschworenen  erlöschen,  wenn  nicht  besondere  Ursachen  frühere 
Endigung  nöthig  machen,  erst  mit  dem  Tode.  Stirbt  ein  Hauptschiffer, 
so  sollen  die  Sechsgeschvvorenen ,  stirbt  einer  der  letzteren,  so  sollen 
die  gemeinen  Rheinschiffer  Einen  aus  der  Schifferschaft  für  das  erledigte 
Amt  denominiren.  Die  Gemeinsherrschaften  haben  das  Bestätigungsrecht. 
Wer  so  gewählt  und  bestätigt  ist,  soll  »bey  schwerer  Straff  vnd  Ungenadt« 
sich  nicht  weigern,  das  Amt  anzunehmen.  Der  Hauptschifter  und  die 
Sechsgeschworenen  werden  vor  Antritt  ihrer  Aemter  beeidigt.  Im  vorigen 
Jahrhundert  lautete  die  Eidesformel  der  letzteren  folgenderraaasen : 

»Ihr  erwöhlte  6er  und  Verrechner  sollet  Ewer  Trew  geben  und 
einen  leiblichen  Aydt  zu  Gott  dem  Allmächtigen  schwöhren,  Gemeine 
Ohnpartheyliche  6er  und  VerRechner  zu  seyn  und  diesse  Ordnung  So 
viel  Sie  alss  6er  und  VerRechner  bindet,  AuftVecht  und  Redlich  zu 
halten,  und  zu  handhaben,  auch  mit  andern  gehandhabt  zu  werden  und 
in   solchem   Ihrem  Ambt   keineswegs  Ihren  Aigenen,   sondern   vielmehr 

1)  Freilich  wird  jel/.l  das  Amt  erblicli,  wiihreiui  es  frülier  —  s.  \v.  u.  —  nur 
höchstens  zwei  Jahr  dauerte.  Dag:egen  ist  ihm  jetzt  offiziell  das  Kollegium  der 
Sechser  an  die  Seite  gestellt. 


1 0  A.   E  m|m j  n  g  h  a  u  s , 

den  gemeinen  Nutzen,  Ansehn  und  liedenckli,  Sie  ;iuch  davon  nit  lassen 
abwendig  machen,  weder  Gab,  gcschenckh,  Mieth  oder  Miethlohn,  Wed 
Lieb  noch  Leydt,  Frcund^chaflt  oder  l'"eindschuft  od  audi  alles  Dasjenig 
So  di.sser  Ordnung  und  (jenieinen  Nutzen  letzung  oder  Abbruch  bringen 
mag,  Gctrewlich  ohne  Geführte«. 

Die  Ilauptschiffer  scheinen  in  Prozessen  der  Scliitlerschaft  deren 
Vertreter  gewesen  zu  sein;  es  scheint  als  haben  sie  die  l'rozesskosten 
auslegen  müssen.  In  einem  Rechtsstreite  gegen  Herzog  Karl  Friedrich- 
von  Würtemberg,  dem  die  Schifllerschaft  die  Ausübung  der  von  ihm 
erkauften  Schitterhandelsrechtc  glaubte  weigern  zu  dürfen,  äussert  sich 
{in  einem  Schreiben  vom  16.  Oet.  1G88;  der  damalige  Ilaupt.'^chitler 
Jacob  Käst  (man  sieht:  das  Amt  des  Ilauptschitfers  ist  geraume  Zeit 
hindurch  beinahe  erblich  im  Kast'schen  Hausej  folgendermaasen :  '>l)ass 
ich  aber  wider  den  Herzogen  viel  Prozess  führen,  seine  erkaufllle  Ge- 
rechtigkeit mit  Ausslösen,  damit  hiesonst  grosse  Vnkösten  anwenden 
solle,  Wirt  mir  niemand  verhofentlich  zumuthen.  Es  mag  es  thun  Wer 
da  Will.« 

Die  Hauptschififer  empfangen  für  ihre  Mühwaltung  Emolumente. 
Diese  bestehen  in  18  fl.  fixem  Lohn  pr.  Jahr  und  einem  Drittel  der  im 
Falle  der  Uebertretung  der  Schitiferordnung  einzuziehenden  Geldstrafen, 
wovon  die  herrschaftlichen  Amtleute  die  übrigen  zwei  Drittel  erhalten. 
Von  einer  Remuneration  der  Sechsgeschworenen  ist  in  der  Schiffer- 
ordnung nicht  die  Rede.  Sie  haben  aber  wenigstens  .später  jedenfalls 
bei  üebertragungen  von  Schifferschaftsantheilen  eine  Gebühr  bezogen. 
Denn  bei  einer  solchen  Uebertragungs- Urkunde  aus  dem  Jahre  1738 
findet  sich  folgende  Quittung: 

«Das  Benjamin  Friedrich  Jeger  mir  unterzogenen  wegen  einge- 
nommenen vierten  Theils  an  seines  Herrn  Schwehrs  Ludwig  Daniel 
Schickarten  führenden  Schiffer-Commercio  die  gnädigst  geordnete 
gebühr  mit  2  Goldt-Gulden  ä  6  Fl.  und  Weg-Geld  1  Fl.,  zusammen 
also  Sieben  Gulden  wüickhlich  bezahlt  habe,  ein  solches  beur- 
kunde mit  meiner  eigenhändigen  Nahmens-Unterschrifft.  Den 
24.  Dbris  1738. 

Johann  Jacob  Rollwagen,  alss 
Sechssgeschwohrener  der  Schifferschafft«, 
Die  Hauptschifter  und  Sechsgeschworenen  sollen  —  so  befiehlt  weiter 
die  Schifferordnung  von  1626  im  ersten  Artikel  —  jährlich  auf  Nicolai 
oder  am  nächsten  Werktage  die  Ordnung,  wenn  es  nüthig  sein  sollte, 
öffentlich  auf  dem  Rathhaus  »aus künden«  und  dann  aUbald  die 
»Rügung  der  Ordnung  nach  eingehen'<. 
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Zur  »Ausskündung«  sollen  berufen  werden  alle  Rhein-  und  Wald- 
schiffer, Zimmerleute,  welche  »Baw«  (Gebäude)  zur  Verflössung  auf  dem 
Rhein  machen,  Rheinknechte  und  Säger.  Unentschuldigt  bei  der  Aus- 
kündigung Fehlende  oder  zu  spät  Erscheinende  müssen  Geldstrafen  er- 
legen. 

Da  in  diesem  Artikel  schon  von  der  Rügung  die  Rede  ist,  möge 
gleich  hier  des  Näheren  angegeben  werden,  was  die  Schifferordnung 
von  1509  in  ihrem  zweitvorletzten  und  die  von  1626  in  ihrem  letzten 
Artikel  über  diese  Schiffer-Rügung  bestimmt. 

Nach  der  Sch.-O.  von  1509  sollen  die  Beamten  der  Gemeinsherren 
und  die  vier  Hauptschiffer  in  der  dem  zwölften  Tage  nach  Weihnachten 
folgenden  Woche  die  Schiffer- »Ruogung«  halten.  Es  soll  dabei  »aller 
punkt  Inn  disser  Ordnung  begriffen  verhörung  than»  werden.  Zu  dieser 
Rügung  sollen  alle  Waldschitfer,  Rheinschiffer,  W^aldflösser,  Säger  und 
Rheinknechte  geladen  werden.  Die  Geladenen  sollen  über  Alles,  was 
sie  im  Betreff  der  Handhabung  der  Ordnung  und  des  Holzgewerbs  ge- 
fragt werden,  pflichtmässig  Antwort  geben,  namentlich  auch  etwaige 
Verletzungen  der  Sch.-O.  zur  Anzeige  bringen.  Die  Sch.-O.  giebt  nun 
einzeln  an,  worüber  insbesondere  die  verschiedenen  Geladenen  befragt 
werden  müssen.  So  sollen  die  Säger  befragt  werden,  wieviel  und  für 
welche  Schiffer  sie  im  vergangenen  Jahre  Borde  (Bretter)  gesägt  haben, 
wieviel  Bord  eingebunden,  im  Flosse,  oder  auf  der  Axe  hinweggeführt, 
und  durch  Wen,  wieviele  noch  an  der  Mühle  stehn,  und  was  sie  sonst 
etwa  »Ruogpars«  (Rügbares)  wissen.  Auch  die  Rheinknecht  sollen  um 
alles  »Ruogpare«  gefragt,  und  die,  welche  im  neuen  Jahre  wieder  auf 
den  Rhein  fahren  wollen,  sollen  in  ein  Register  eingetragen  werden. 

Die  Waldschiffer  sollen  »zuo  trew  geben«,  d.  h.  angeben,  wieviel  sie 
Holz  und  Sägwaaren  von  jeder  Gattung  gehabt  und  an  wen  sie  dieselben 
abgegeben  haben.  Wer  auch  im  nächsten  Jahr  wieder  Waldschifter  sein 
will,  der  soll  einen  Gulden  »Inn  die  Ordnung  geben,  sonnst  würdet  er 
mit  Zuegclassen«.  Aehnliche  Fragen  wie  an  die  Säger  und  Waldschiffer 
werden  an  die  WaldÜösser  und  an  die  Rheinschiffer  gerichtet.  Allen 
wird  neben  den  Spezialfragen  noch  die  allgemeine  vorgelegt,  ob  sie 
etwas  Rügbares  wissen. 

Alle  Personen,  welche  der  Rügung  beizuwohnen  haben,  werden  in 
ordentliche  Register  verzeichnet. 

Alle  Aussagen  sind  zu  Protokoll  zu  nehmen.     Sind  Alle  vernonunen, 

so  folgt  die  Entscheidung  über  alle  der  Entscheidung  bedürfenden  Punkte. 

In  zweifelhaften  Fällen  geht  der  Entscheidung  nochmalige  Vernelmuing 

vorher.   'Können  sich  die  Richter  (die  zwei  Beamten  und  die  vier  llaupt- 

XV.  2 
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schifR'r)  niclit  einigon,  so  sollen  sie  einen  *Aljt  von  Alb«  (des  Klosters 
llenen-Albj  zum  Obmann  nehmen.  Wollte  oder  könnte  der  Krkorene 
jiicht,  als  Obmann  dienen,  so  soll  jeder  der  üemeinhlierren  einen  Obmann 
ernennen.  Könnten  sich  aber  beide  niclit  über  (Yvn  nämlichen  Obmann 
einigen,  so  soll  das  Loos  entscheiden. 

Endlich  bestimmt  der  Artikel  noch  die  Strafen  für  unentschuldigtes 
Ausbleiben  von  der  Kügung,  unrichtige  Beantwortung  der  geteilten 
l-'ragen  u.  s.  \\. 

Die  liestinmiungen  über  die  Kügung  in  der  Scli.-O.  von  Hi2(i  sind 
im  Wesentlichen  den  eben  angefidu'ten  gleich;  nur  hat  man  sich  hier 
viel  kürzer  get'asst.  Natürlich  ist  von  vier  llauptschittern  an  der  GerichLs- 
tafel  nicht  mehr  die  Rede;  dagegen  hat  sich  ja  die  Zahl  der  Amtleute 
um  einen  vermehrt.  Es  fehlen  die  I»estinmiuiigen  wegen  des  Ob- 
mannes; die  den  einzelnen  Klassen  von  Schiti'ern  und  -Verwandten  des 
Ilolzgewerbs«  vorzulegenden  Eragen  sind  nicht  spezifizirt;  die  Geld- 
strafen, welche  angedroht  werden,  sind  erheblich  höher.  Wo  die  alte 
Sch.-O.  »1  El.  pen«  ansetzte,  straft  die  neue  um  5  El. 

Das  Kügungsgeschäft  wird  am  ersten  anschaulich  werden,  wenn 
ich  einige  Rügungsprotokolle  mittheile. 

Zuvor  aber  eine  Bemerkung  über  die  verschiedenen  Klassen  der 
»Schifferschaftsverwandten«,  da  diese  eben  bei  den  Rügungen 
eine  wichtige  Rolle  spielen. 

In  einer  bei  den  Akten  befindlichen  Denkschrift  des  niarkgräflich 
baden-badischen  Vogts  Lassolaye  zu  Gernsbach,  welche  etwa  zu  Anfang 
der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  verfasst  ist,  heisst  es, 
die  Schififerordnung  erstrecke  sich  erstlich  auf  die  Schiffer;  deren  habe 
es  zur  Zeit  der  Errichtung  der  jüngsten  Schifferordnung  zwei  Klassen 
gegeben,  nämlich  Wald-  und  Rheinschiffer.  »Die  Waldtschiftere« 
—  heisst  es  dann  weiter  —  »waren  diejenigen  Burger  und  Unterthanen, 
welche  ihre  eigenen  waldtungen  und  seegmühlen  gehabt,  die  Bordtwaaren 
aber  nur  auf  der  Murg  bis  gen  Steinmauren  geführet,  und  alle  W^aaren 
denen  Rheinschifferen  verkaufet.  Die  Rhein -Schiftere  hingegen  waren 
diejenige,  welche  mit  diesen  erkaufften  und  ihren  eigenen  bordtwaaren 
alsdann  auf  den  Rhein  gefahren  und  solche  bis  Colin  verflözet,  und  also 
kunte  kein  Rheinschiffer  ein  Waldtschiffer  und  vice  versa  sein.  Dieser 
Unterschied  aber«  —  sagt  Lassolaye  —  »ist  heutiges  Tages  aufgehoben«. 

»Zweitens«  —  fährt  er  fort  —  »betriff!  diese  Ordnung  die  zu  dem 
Holzgewerb  erforderlichen  personen,  als  seegere,  kührere,  flözere,  hauere 
und  fuhrleute,  welche  schon  ehemals  und  bis  dato  lauter  privative  Eber- 
stein'sche  Unterthanen  seyndt«.     Aus  einem  bei  den  Akten  befindlichen 
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Pro  Memoria  aus  dem  Jahre  1776  erfährt 4nan  Näheres  über  die  »Hauer«  , 
die  damals  auch  »Uott  nie  ister«  Messen.  »Die  Rottmeister  oder 
Hauere«  —  heisst  es  da  -r  »sind  Waldkundige  Männer  und  in  der 
Grafschaft  Eberstein  in  dem  Obersten  oder  Forbacher  Gericht  ange- 
sessene Bürger,  welche  von  Löbl.  Amtswegen  in  Pflichten  genommen 
werden,  auf  dass  sie  das  Holz  nach  eines  jeden  Schiffers  gebührenden 
Antheil  theilen  und  redlich  einzeichnen. 

Vau  schon  aus  diesem  Jahrhundert  stammendes  Promemoria  lässt 
sich  über  die  Hauer  und  zugleich  über  die  Kührer  folgendermaasen 
aus:  »Da  kein  Schiffer  ohne  Nachtheil  des  anderen  Holz  fällen  kann, 
so  haben  sie  geschworene  Hauer,  die  grösstentheils  badische  Unterthanen 
sind,  und,  da  ein  Schiffer,  nachdem  er  mehr  oder  weniger  Theile  hat, 
mehr  oder  weniger  das  Jahr  hindurch  flössen  darf,  so  haben  sie  auch 
geschworene  Kührer,  ohne  welche  kein  Holz  zum  Verflössen  eingebunden 
werden  darf.« 

In  einer  bei  den  Akten  befindlichen  »Explicatio«  (einiger  in  der 
Schifferschaft  gebräuchlichen  technischen  Ausdrücke)  heisst  es:  »Rott- 
meister sind  die  Holzhauer  der  Schifter,  welche  ihre  Waldungen  besser, 
als  die  Schiffer  selbsten  kennen ;  dann  bissweilen  an  einem  Stück  Wald 
4,0  Schiffere  erster  ^/^^  zweiter  '/s,  also  verschiedene  Theile  haben.« 

Für  die  Kührer  wurde  i.  J.  1754  von  dem  Vogtei-Amt  Gernsbach 
in  Folge  mehrfach  vorgekommener  Ungehörigkeiten  eine  Verpflichtungs- 
Formel  und  Instruction  aufgestellt.  Daraus  geht  hervor,  dass  das  Haupt- 
geschäft der  Kührer  in  dem  Sortiren  der  Sägewaaren  bei  den  Säge- 
mühlen bestand.  Man  unterschied  »Guth  Bordt«,  »Mittel  oder  Ver- 
kohrene  Bordt«,  »Schwarten-Bordt«.  In  diese  Klassen  hatten  die  Kührer 
die  geschnittenen  Bretter  zu  bringen.  Sie  durften  diese  Arbeit  nicht 
für  sich  von  Anderen  verrichten  lassen.  Sie  mussten  beim  Einbinden 
der  Bordtwaaren  (bei  der  Herstellung  der  Flösse)  zugegen  sein  und 
darüber  wachen,  dass  nicht  andere  als  die  gckührten  Waaren  mit  ein- 
gebunden oder  mitgeführt  wurden.  Ueber  die  gekührten  Waaren  wurden 
theils  zu  Gunsten  der  Käufer,  theils  für  die  Zollstätteu  Einbindzettel 
von  den  Kührern  ausgefertigt.  Diese  mussten  alle  gekiihrten  Waaren 
genau  spezifiziren  und  galten  als  öflentliche  Urkunden.  Wenn  ein  Schift'er 
einen  Kührer  bestellte,  so  durfte  dieser  sich  nicht  weigern,  den  Auftrag 
anzunehmen. 

Ueber  die  R  h  c  i  n  k  n  e  c  h  t  e ,  welche  nach  den  Sclvft'erordnungen 
in  den  Rügungen  mit  zu  erscheinen  verpflichtet  waren,  wird  es  hier  am 
Platze  sein,  ebenfalls  einige  Mittheilungen  zu  maclicn.  Unter  Ivhein- 
knechten   sind    theils  die   eigentlichen  Rheinflö-sser-Knechte,    theils   die 
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Tagchilincr,  welche  bei  der  L'inwanfllunf,'  der  Murgflösse  in  lUR-inflösse 
bei  SleimiuiLuen  bescliiiftigt  wurden,  /u  verstehen. 

In  einem  Schreiben  von  15(i(i  beklagen  sich  die  "Ilauptschiffher 
vnnd  gescliworenen  des  Ilolt/geweibs  Im  mur;,'eiitbal"  bei  dem  Mark- 
grafen von  lUiden  ,  dass  die  Steueileute  nnd  Knechte  auf  dem  Kiiein 
und  auf  der  Murg  mehr  Lolm  verlangen,  als  die  Schirterordnung  ihnen 
gestatte,  und  dass  dieWirtlie  in  Steinmaureii  die  'ra^'elühner  der  ScIiiHer- 
schaft,  von  diesen  gezwungen,  zu  gut  beköstigen  und  also  zu  hohe  Zechen 
machen.  Der  Markgraf  soll  durch  seine  Beamten  Wandel  schaffen; 
die  Schitfer.-chaft  werde  sonst  gezwungen,  die  RheinHösse  an  einem  anderen 
Platze,  als  in  Sleinmauren  binden  zu  la.sscn;  dann  entgehe  aber  der  Herr- 
schaft der  Steinmaurer  Zoll.  Die  Rheinknechtc  hätten  1  Gulden  Tagelohn 
(i.  J.  15G6!)  und  sehr  reichliche  Kost  gefordert  und  drohten,  die  Arbeit 
einzustellen,  wenn  ihnen  ihre  Forderungen  nicht  gewährt  würden.  (Ein 
kompleter  Strike!  Nichts  Neues  unter  der  Sonne!;  Wie  hoch  schon 
damals  der  Standard  of  life  in  unserer  Gegend  war,  geht  aus  folgender 
hübschen  Stelle  der  Beschwerdeschrift  hervor:  »Zudem  wöllendt  sie 
(nämlich  die  strikenden  Knechte)  sich  zum  nacht  Imbis  auch  mit  einer 
Suppen,  ein  gut  gemeyss  (Gemüse)  mit  Fleisch  kocht,  sampt  Fleisch 
genug  vnnd  Käss  vond  brott  auch  mit  bcnüegen  lassen,  sonder  wolleudt 
voressen  vnnd  brotteus  (Gebrateue.s)  auch  daizue  haben,  (so  wir  doch 
Inn  vnnsern  Häussern  zu  Zeitten  nit  Fleisch  haben,  geschweigen  ge- 
brattens  oder  voressen),  das  vnns  Zuvil  bedeucht  vnnd  schwerlich  ge- 
fallen will,  die  Knecht  dermassen  so  Kostlich  zu  halten.« 

Der  Beamte,  wx^lchem  der  Markgraf  die  Beschwerde  zu  Bericht 
zufertigte,  meinte,  die  Schiifer  hätten  vollkommen  Recht,  sich  zu  be- 
klagen; die  Tagelöhner  seien  äusserst  unmässig;  man  müsse  eine  Ord- 
nung aufrichten,  um  diesen  Prätensionen  zu  steuern  und  diese  Ordnung 
auf's  Strengste  handhaben. 

Aber  auch  die  Imploraten,  »die  Stierleuth  vnnd  gemeine  knecht 
zue  Steinmauren«  wenden  sich  mit  einer  Eingabe  an  den  jNIarkgrafen ; 
es  sei  in  diesen  schweren  Zeiten  unmöglich,  bei  den  in  der  Schift'er- 
ordnung  gesetzten  niedrigen  Löhnen  zu  bestehen. 

Man  ersieht  aus  den  Akten  nicht,  wie  dieser  Strike  ausgegangen. 
Aber  die  Beschwerde  der  Schifter  taucht  später  wieder  auf.  Zunächst 
im  Jahre  1625.  Hier  begründen  sie  dieselbe  mit  den  hohen  Preisen 
aller  Lebensmittel  und  der  Blöcher  (Stämme),  welche  sie  für  ihre  Säge- 
mühlen kaufen  müssen,  während  die  Preise  für  die  Sägewaaren  sehr 
niedrig  seien.  »W^ann  dann  gnädiger  Fürst  vnndt  Herr»  —  heisst  es 
da  —  »nunmehr  (Gott  Lob)  die  Müntzen  wieder  uff  den  alten  Schrott 
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vnndt  Valor  gesetzt,  Wein  vnndt  Korn  In  Zimblichen  Preiss  vndt  Werth, 
auch  allerhanrlt  protuction  Inniassen  vor  Alters  zu  erkhauffen,  Zugleich 
vnndt  nicht  weniger  auch  vnnssere  Holzwahren  Höher  nit  alss  vor  10 
oder  20  Jahren  zue  verkhauffen  vndt  anzubringen,  da  doch  die  Blöcher 
dass  100  noch  etlich  gülden  tewerer  bezahlt  vndt  angenommen  werden 
müssen,  als  hiebevor  geschehn«  u.  s.  w. 

Diese  Beschwerde  scheint  keinen  Erfolg  gehabt  zu  haben.  Denn, 
als  die  neue  Schifferordnung  von  1626  aufgerichtet  wurde,  wurden  die 
Löhne  der  Knechte  darin  doch  höher  angesetzt,  als  den  Schiffern  genehm 
war.  Und  doch  waren  auch  diese  Löhne  den  Knechten  noch  nicht  hoch 
genug.  Im  Jahr  1627  sehen  wir  die  letzteren  wieder  in  vollständigem 
Strike  bgriften,  ja  sie  scheinen  sich  gegenseitig  das  Wort  gegeben  zu 
haben,  zu  den  Löhnen  der  neuen  Schifferordnung  nicht  mehr  zu  arbeiten. 
Denn  in  einer  Eingabe  vom  26.  Juli  1627  bitten  die  Schifter.  unter 
Hinweisung  auf  die  bekannten,  Zusamraenrottirung  von  Arbeitern  mit 
hohen  Strafen  bedrohenden  Reichspolizeigesetze,  die  Knechte  zu  zwingen, 
sich  bei  den  in  der  Schifferordnung  gesetzten  Löhnen  zu  begnügen  und 
keine  »schcädliche  pacta«  unter  sich  zu  schliessen. 

Leider  ist  auch  der  Ausgang  dieses  Strike's  aus  den  Akten  nicht 
zu  ersehen,  weiche  nur  ergeben,  dass  ähnliche  Lohnstreitigkeiten  zwischen 
Schiffern  und  Knechten  fort  und  fort  sich  wiederholen.  — 

Zu  den  Schifferschaftsverwandten  gehören  also  eigentliche 
Schiffer,  d.  h.  vollberechtigte  Genossen  der  Verbindung,  und  Per- 
sonen, welche  in  deren  Diensten  stehen.  Sie  alle,  wie  ge- 
sagt, mussten  bei  den  Schiffer-Paigungen  erscheinen. 

Wie  es  da  zuging,  erhellet  am  besten  aus  den  Protokollen,  deren 
ich  im  Nachstehenden  einige,  allerdings  nur  aus  den  Zeiten  nach  Erlass 
der  neuesten  Schifferordnung  stammende,  wörtlich  mittheilen  kann: 

»Freytag  d.  21ten  Novembris  1662  Ist  die  schieft'er  Ruegung  ge- 
halten worden. 

Haubtschieffcr:  Philipps  Käst  zu  Ilördtcn. 
S  e  c  h  s  s  G  e  s  c  h  w  0  h  r  e  n  e. « 

(Es  waren  bei  dieser  Rügung  nur  vier  Sechsgescliworene  zugej^eii ;  daninler 
Hans  Nicolaus  Weiler  als  „Verrccluier",  Barlliol  Krieg  als  „Verrecimcr  vnd  Model- 
bescliauer".) 

»Rheinschiffer  « 

(folgen  die  Namen  von  8  Rlieinscliiftern;  liarunter  ist  einer  aucli  als  „Modelbesdiauer" 
aiifgeluhrl.  linier  „Model"  verslehl  man  die  normalen  Alaasverliällnisse  der  Säg- 
waaren,  die  vorschriftsmässig  eingehalten  werden  mussten.  Im  J.  1700  betrug  z.  B. 
das  Normalmaas  —  jModel  —  der  Borde  14  Werkscliuli  Länge  bei  12"  Breite  ) 
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»Ilanss  Niclaus  Weiler  der  jiui^'  ist.  zu  einem  sehiclTer  angenonmien 

|l  II 

wonhMi,  liat  -1000  bortsehnit-gerechtigkeit,  Zeichen  ^^f  X  ||  "IL  •- 

(liier  sind  nun  gleicli  einige  ICrläuterun||;pn  einziiHclinllcn.  Hans  Weiler  jun. 
wurde  zu    einem  ScIiifTer    aurn^enoininen.     Neu    aufi^enoinmene  SchifTer  niu!<slea   einen 

S(:lii(r<reid  schwören.     Die  Formel    eine.s    .soiclien    Eides  Imilcl    in  der   .Mille  des   vor. 
Ji'ilirliiiiiderls^j  folgcndermansen  : 

„„Ihr    sollet   geloben    und    einen    leii)li(  licn    aydl    /.u    (»oll    dnn    Allm.irhtinen 
schwöhren,    dass   ihr  dem   diirchlaiicliti^slen    Fürsten   und   Herrn   Herrn   Ludwijf 
Georg,    Älarggraffen    zu   Banden,    iinsereiii    allerseiihs    gnadii^slen    Fiirslen   und 
Herrn,    qua  gralTen   zu  Elierslein ,    als   gpireue    untertlianen    und  Schieffer   er- 
sagler  Graffschaffl  jederzeit  unterthänig,  gctrew,  iioldt  und  gewärllig  seyn,  die 
SchielTerordnung  in  allem   gelreulicli  benbaihten,  audi   dem  geboll   und   verbell 
sowohl     eines     zeiliehen    Voglens    der    GralTsehalTl    Eberslein  ,     als    de.s    Haubt 
Siliieders,    welches    sie    ihrer    gnädiu^sleii  HerrschaffI    wegen    und    von    wegen 
aulThabeiuien   ihres  gewalts   auch   anküinlen  werden,   in  allem  gehoisamlich  nach- 
leben,   auch  sonstcn  lliun    und  lassen  wollet,    was  einem  gehorsamen  und  ge- 
treuen Unlerlhanen    und  Schifferen    zu   tliun    und    zu    lassen   zukomml  und  ge- 
ziemet, alles  getreulich  und  ohne  gefährdle."" 
Hans  Weiler   jun.    „hat    4000    Borlschnillgerechligkeilen".      Ich    muss    mir    vor- 
beliallen,    bei  anderer  Gelegenheit  über   die   Art  der  Erwerbung    und  über  die   Sub- 
stanz der  scIiiiTerschat'liichen  Hechte  Näiitres  milzutlieilcn.     Hier  nur  nii   Erläuterung, 
dass    Hans    Weiler    als    Mitglied    der    Schiffersclian    da»    Reclil    halle,    auf    gewissen 
schifTerschartlichen  Sägemühlen  4000  Brelier  (Borde)  für  sich  gchneiilen  zu  lasstn. 

Hans  Weiler  führt  das  oben  angegebene  Zeichen.  Hierzu  ist  zu  bemerken,  dass 
jeder  Schiffer  sein  eigenes  Zeichen  führte,  welches  den  ihm  zufallenden  Slämmen 
sowie  den  daraus  gefertigten  Sägewaaren  aufgeschlagen  wurde  und  aus  einer  Kom- 
bination von  mil  der  Axt  leicht  zu  bewirkenden  Kerben  bestand^).  In  einem  be- 
sonderen Uegisler  (dem  ,, gemeinen  Z  e  i  c  h  e  n  b  ü  ch  e  1")  waren  die  sämmllichen 
scIiitTi'rscliafllichen  Zeichen  eingetragen.  Die  Schiffer  werden  oll  statt  mit  ihrem 
Namen  blos  mit  ihrem   Schifferzeichen    bezeichnet.     Z.  B.    finde    ich  gelegentlich  fol- 

gende  Notiz:  „Ein  Stamm  Vierziger,  |  V  jetD/Ü  gehörig". 

»Alexander  Siebert  Klagt  uf  sein  Noth,  dass  Sie  Ihme  nicht  mehr 
parriren  wollen;  bit  Sie  zum  gehorsam  zu  erinnern. 

SchuUheiss  zu  Forbach  beklagt  sich,  dass  wegen  erneuerung  der 
Waldt«  (d.  h.  Neuregistrirung  und  Abschätzung  von  SchitTerschafts- 
Waldungen)  »4  fl.  2  Xr.  und  wegen  des  Kaltenbachcrloches«  (^durt  hat  zu 

2)  Also  freilicli  in  einer  Zeit,  wo  die  Scliifferscliaft  von  ihrer  früheren  Selb- 
ständigkeit schon  sehr  viel  eingebüssl  hatte,  und  die  herrschaftlichen  Beamten  —  die 
Vögte  —  sich  vielfällige  gewaltsame  Eingriffe  in  das  „Holzgewerb"  erlaubten.  Der 
Eid  erscheint  beinahe   als  ein   Huldigungseid. 

3)  Vergl.  J  ä  gerschmid,  Das  Murglhal ,  besonders  in  Hinsicht  auf  Nalur- 
geschi.hte  und  Statistik.  Nürnberg  1800.  S.  171.  —  Arnsperger,  Erneuertes 
schifferschafiliches  Lagerbuch.     Karlsruhe  1818. 
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irgend  welchem  Zwecke  wohl  eine  Besichtigung  stattgefunden)  »8  fl.  10  Xr. 
bey  Ihm  verzehret  worden;  bit  bezahlung. 

Hanss  Knapp  Klagt  uf  sein  Lohn  wegen  erneuerung  der  loche,  so 
sich  an  Lohn  und  rechuung  uf  21  fl.  Iß  10  Pf.  erhebt«. 

(Gleich  hier  muss  bemerkt  werden,  dass  die  SchiiTerscIiaftswaldungen  von  Zeil 
zu  Zeil  begangen,  regisirirt  und  abgeschätzt,  ,,geloclil",  in  ein  ,,Looch-"  oder  Lager- 
,,ßuch"  eingetragen  wurden.  Icli  komme  noch  weiter  unten  auf  diese  Einloochung 
zu  spreclien  ) 

Seger  beschwehren  sich  über  Ihren  lohn;  bitten  entweder  vom  100 
bordt  8  ß  oder  aber  7  ß  Pf.  und  die  Sparren  zu  bezahlen. 

Item  Klagen,  dass  vor  3  Jahren  Sie  am  gemeinen  Teuch  geschafft« 
(d.  h.  an  Herstellung  eines  zu  Flosszwecken  gegrabenen  Teiches  gear- 
beitet) »bitten  zu  verhelfen,  dass  sie  bezahlt  werden  mögen. 

Die  Einbindern  Beschwehren  sich,  dass  sie  bey  jetzigem  Lohn  niciit 
schaffen  können. 

Rauch  Andreas  Gerstner  von  Reichenthal  hat  25  Blöcher  zu  führen 
versprochen,  aber  im  Waldt  verfaulen  lassen,  bit  Ihn  zur  bezahlung  an- 
zuhalten. 

Weil  wegen  des  Seegens  viel  streit  geben.  Als  soll  das  seegen  uf 
allen  Mühlen  vertheilt  werden. 

Das  Blöcherkauffen  zu  Reichenbach  ist  gesteigt«  (d.  h.  der  Ver- 
kauf ist  in  der  Form  der  Versteigerung  vorgenommen  worden) ,  »So 
wider  die  Ordnung  abzustellen  ist. 

Weilen  viel  Kummer  Blöcher«  (»Kummer«  sind  durch  das  Wasser 
zusammengeführte  Klotzhaufen)  »in  der  Murgg  seind,  sollen  der  Ordnung 
gemäss  2  darzu  geordnet  vnd  die  Kummer  in  Zeiten  gericht  wei'den. 

Die  Essel«  (d.  h.  Hoizfänge,  welrlie  das  Verlorengeiien  des  Holzes  bei  grossem 
Wasser  verhüten  sollen.  „Essel  -  Aufbrechen"  heisst:  den  Holzfang  öttncn,  um  die 
Stämme  nach  den  Sägmülilen  zu  leiten.  Werden  die  Essel  um  des  Slissel-  —  Schei- 
ter- und  Brenn-  —  Holzes  wegen  geöft'net ,  so  muss  vorsichtig  das  Mitdurchgehen 
des  Sageholzes  verhütet  werden)    »bei   zeiteu  ZU  brechen. 

Uff  dem  Rhein  gehn  allerhand  ungleiche  Käuff  vor.  derentwegen 
nöthig  ist,  dass  uff'  jedem  Markt  ein  gewieser  kauff  gemacht  werde. 

Hanss  Jacob  Krieg,  Michel  Krieg,  Hanss  Bechtold  Weiler,  Barthcl 
Krieg  und  Bernard  Krieg  um  willen  Sie  ufl  fürgebiethen  dess  Haubt- 
schieffers  zu  rechter  Zeit  nit  erschienen,  solle  Jeder  ii  ßVL  zu  straft'  er- 
legen. 

Hanss  Bechtold  W^eiler  beruftet  sich  uft'Bcriuird  Küblern  von  Keichen- 
thal  und  Hanss  Fritzen  zu  Oberzuroth,  dass  die  bordt  von  Reichcnthal 
böss  und  nit  gute  borth  gewesen. 


24  A.   E  m  m  I II  (?  li  a  II  s, 

Wird  niigcbracht,  tlass  Philipp  Ka.st  rlcr  .Tun^'  vcnirsaclit,  dass  unten 
nn  der  SdiillcMiiiiüliI  im  Werckh  das  wasscr  ein  Diirclibruch  «onomnien, 
auch  dess  Kasten  ai^'entliiun  seyn,  daher  er  solches  selhsten«  (nämlich 
nicht  auf  Kosten  der  Schill'erschaftj    -/u  machen  schuldi;^  seye. 

Michel  ürütz  soll  seine  bissher  verführte  Hau-  (d.  h.  Zimmerhölzer, 
zu  Ciebiuidon  vort,'ericlitcf)  '>dem  Ilaiibtschieffer  an^'elieii  und  einen  schuldi- 
gen zoll  ai)ri(;hten,  auch  sifdi  insl<iinlltig  der  Ordnung  gemäss  verhalten. 

S(dl{'n  die  Baumeister  an  allen  Sccgraühlen  abgerechnet«  (d.  h. 
mit  den  ßaumeistcrn,  welche  an  den  Sägmiilden  beschäftigt  t,'ewesen. 
Abrechnung  gehalteuj  -und  das  Seegen  unter  den  Schieftern,  Vermög 
der  Ordnung  verlost  werden. 

Die  Ilaumeister  an  der  schillenmidil  sollen  selbe  decken  und  die 
mühl  vor  einfallen  bewahren«. 

Soweit  die  Beschwerden.     Es  folgen  nun  die  Erkenntnisse. 

*Wird  Erkandt,  dass  mit  ernewcning  der  lochen  in  den  Schieffer- 
wäldten  uft"  künfftigen  Frühling  bey  rechter  Zeit  fortgefahren  werde, 
und  welcher  sein  Schuldigkeit  nit  abrichtet,  solle  uff  dessen  waldt  halt 
genommen  und  verkaufft  werden  und  sollen  die  renovatores  die  wäldt 
zugleich  gegeneinander  ästimiren.« 

(Die   liier  beschlossene  Loochiing  \s{  wirklich  vorgenommen  worden.     Das  Looch- 

biich  bcfiiidel,  sich  in  Abstinift  bei  den  Akten      Darin  sind  auf  4.5  Blälfern   sehr  viele 

Waldparzellen  nach  Lage,  Begränzung,  Eigentliümer  und  Blöcherzahl  beschrieben,  z.  B. 

„Hanns  Jacob   Drinckh   ein   slückh   Wald  uff   dem   Schramberg  hindenan  Herrn 

Grafen   von  Kronsfeld    vnd   Bernhard   Nickher    vornen    au  Philipps  Kasten  den 

Krummen  und  an  den  Clauss  Rheinbold. 

gibt  Blöcher '2000" 

Am  Rande  findet  sich  bei  jeder  Beschreibung  ein  Schifferzeichen.     Am   Schlüsse  des 
Loochuiigs-Frolokolles  folgt  ein  alphabetischer  Inde.x  mit  Angabe  von  Walddistriklen 
und  einer  Geldrubrik,  z    B. 
„B. 

Briltelbach fl.    4.     5.     6. 

Behrewoldt 19.  _.  _,» 

u.  s.  w. 
Die  Geldangaben  scheinen  die  Beiträge  zu  den  Kosten   der  Einloochung,  auf  Distrikte 
reparlirl ,  bedeuten  zu  sollen.) 

»Den  Seegern  solle  hinführo  vom  100  borth  7  ß  Pf.  zu  lohn  ge- 
geben und  die  Sparren  absonderlich  bezahlt  werden. ^< 

Am  »Dienstag  d.  25.  Novembris«  wird  die  Rügung  fortgesetzt,  und 
zwar  werden  nun  ausschliesslich  Erkenntnisse  gegeben  und  Beschlüsse 
gefasst.     Es  iieisst  im  Protokoll: 

»In  deliberation  ob  man  dem  Haubtschieffer  von  der  gantzen  Summ 
oder  Jährlich  die  Besoldung  reichen  solle,  Ist  Erkanth,  Solle  der  Haubt- 
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schieffer  seine  Rechnungen  dessen  ohneraclitet  verfertigen,  wegen  seiner 
Besoldung  aber  solle  von  allerseits  Gnädigster  Herrschafften  decission 
vnd  erleuterung  eingeholt  werden. 

Weil  Jacob  Käst  der  alt  allbereits  viel  Jahr  usser  dem  Handel  ge- 
wessen vnd  seine  gehabte  gerechtigkeit  übergehen  vnd  verzogen«  (d.  h. 
den  Ort  Gernsbach  verlassen),  »zu  mahlen  auch  kein  Aigen  viertel  Seg- 
mühlen hat,  Alss  kan  derselbe  für  diessmahlen  nit  zu  keinem  Schieffer 
angenommen  werden. 

Weilen  vmb  der  Ottenauer  Rott  viel  streit  giebt,  Alss  sollen  Hanss 
Siebert  vnd  Hanss  Hurrle«  (wahrscheinlich  zwei  Holzhauer)  »sich  unter 
des  Hasenohrs«  (wahrscheinlich  eines  Rottmeisters)  »Rott  begeben. 

Weilen  die  Einbindern  vnd  Taglöhnern  wegen  der  Theuren  Frucht 
sich  ihres  Lohns  halben  beschwehren,  Alss  soll  Ihnen  biss  vft"  Enderung 
zu  lohn  geben  werden: 

Einem  Einbinder  des  Tags — „   — „    5/i^Pf. 

„       Tagelöhner,,       „        —  „    —  „    4„  ,. 

Vom  100  bort  einzubinden  unterhalb  der  Gerns- 

pacher  Brück  so  zu  des  Schieffers  wähl  ge- 
stellt wird 4tl.  — ,, — „  „ 

von  der  eissenmühl 4  „     3  /i    6  Pf. 

von  der  hünmühl 5  ,,   — ,, —  „ 

■  Weilen  bisshero  etliche  sich  unterstanden,  deren  Blöcher  auf  ein 
Reichenthaler  Amt  zu  steigen«  (in  Versteigerung  an  einen  Reichenthaler 
Amtsangehörigen  zu  verkaufen)  »Alss  soll  bey  Vermeidung  der  Straff 
der  Ordnung  kein  Schieffer  mehr  alss  20  fl.  für  das  100  blöcher  bezahlen. 

Wiegen  des  Kauffs  vff  dem  Rhein  sollen  der  Haubt-  vnd  Sambtliche 
Schieffere  sich  eines  gewiessen  Kauffs  vft"  den  Märckten  vergleichen, 
solchen«  (nämlich  den  »gewiessen  Kauff«,  d.  h.  die  Verkauffs-Ordnung) 
»dem  Ambt  vorlegen  vnd  confirmiren  lassen.  Den  sambtlichen  Schiefferen 
wird  hiemit  nochmahlen  vferlegt,  die  angesetzte  Umlag  zum  Esselbau- 
kosten diesse  Woch  bey  Straft'  2  %  Pf.  zu  bezahlen. 

Die  Theilhaber  an  dess  Schulen,  Kasten  vnd  Sandmühl  sollen  die 
Baumeister   innerhalb    14  Tagen  bey  Ambtlicher  Bestraffung  bezahlen«. 

(Wie  bei  der  Repaititioii  der  Kosten  von  Neubauten  oder  Reparaturen  an  Säg- 
mülilen  verfahren  wurde,  mag  gleich  hier  geschildert  werden  Am  8.  März  1751 
brannte  eine  scliifferschaftiiche  Sägmülile,  die  Schleifmüiile,  ab.  Bei  den  Akten 
befindet  sich  eine  detaillirte  Rechnung  über  die  Kosten  des  vom  Juni  bis  zum  No- 
vember erfolgten  Wiederaufbaues  dieser  Mülile.  Bei  den  cin/einen  Posten  oder  ganzen 
Gruppen  von  solchen  stellen  links  Scliilferzcichen,  rechts  die  Preise.  Hier  uiit  iliren 
Zeichen  benannte  Schiffer  haben  die  fraglichen  Poslen  vorausgelegt  und  eventuell  die 
erforderlichen  Baumalerialicn  beschatfl.     Spiiter  folgt  nun  die  Koslenvertheilung  nach 
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den  Si  liiffcrrcclilon  iini!  iinlcr  FJfriick-iiililigiiinf  ilcr  von  d»'ii  rin/elnt-ii  BtlliiMliglrn 
schon  {gemachten  AiiHlngiii  iinil  bezügl.  Liefi-rungcn.  Wax  die  einzelnen  Belliciliglrii 
nach  Alizug  ihrer  AiJi<la);i'ii  norh  zu  decken  linben,  wird  ilinen  tlieils  in  Form  von 
Naluialiieferiingen  (z.  B.  „"'/j  hoidl"j  auferlegt,  tlieiln  halien  nie  bis  zu  dein  frag- 
lichen Beirat?  Ziniiiiei  Inile,  .Maurer,  Tagelöhner  u.  s.  «.  zu  bezahlen.  Die  Letzteren 
erhalten  7.\ir  Be/ahhing  iiirer  Re(hnun;;en  AiMvei<iungen  auf  die  betheili^;len  Schiffer. 
Die  ganzen  Baukosten  der  Mühle  beliugen  (JÜO  fl.  48  Xr.  Auf  lirr  .Müiile  rubelen 
blÜÜ  Uordsdiniltgercchligkiilen.  Für  alle  Kalegorieen  von  Kosten  wurde  nun  die 
Sciiuld  der  Betheiliglen  auf  je  100  Gerechligkeilen  ausgeworfen.  Ebeiiiio  wie  Bau- 
kosten wurden  auch  andere  genieinscbafiliche  Kosten  verlheill.  Im  J.  1782  waren 
25  fl.  von  Seiten  der  Schifferschalt  an  das  Gernsbacher  Alnioscnanil  zu  zalilen.  Da- 
mals halten  sämmiliche  Schiffer  —  es  waren  ihrer  zehn  —  zusammen  3(i0,800  Ge- 
rechtigkeiten,    .leder  halle  für  je  100  Gerechligkeilen   .^jfjj^  fl.  zu  zahlen  J 

Um  einen  möglichst  klaren  Einblick  in  das  Geschäft  der  Uiiguii;,' 
und,  soweit  es  auf  diesem  Wege  angeht,  die  schifferschaftlichen  Ver- 
hältnisse überhaupt,  zu  gewähren,  lasse  ich  nun  noch  einige  Auszüge 
aus  späteren  Rügungs-Protokollen  wörtlich  folgen: 
»Dienstag  d.  17.  Aprilis  1663. 
Zu  besichtigung  der  Waiden seynd  vom  löbl.  Ambt  verordnet  worden: 
Wolf  Wunsch«  u.  s.  w.  (folgen  die  anderen  Namen).  »Martin  vnd  Caspar 
Fritz  sind  darauf  beaidiget  worden  vnd  Jedem  des  Tags  neben  1  ^'iertel 
Wein,  welches  Ihne  insgsambt  alle  sontag  gereiche  soll  werden,  ahn 
Geldt  versprochen  worden  —  6/^Pf. ,  worbey  angedingt  worden,  neben 
anzeigung  des  Längs  die  quantitaet  vnd  qualitaet,  dass  ist  schätz  jedes 
Waldes  dem  zu  geordneten  Schreiber  zu  wiessen  machen,  vud  anuotiren 
lassen.« 

»Montag  d.  27.  Mey  1663. 
Ist  Hanss  Rudolph  Helinling  alss  verordneter  Schreiber  furgestellt 
worden,  darauf  würcklichcu  Leiblichen  aydt  praestirt  dass  Er  alles, 
wass  Ihme  angezeigt  werde,  fleissig  vnd  treu  uff"  zu  zeichnen,  vnd  diesem 
Schreib-Ambt  also  fürzustehen,  dass  Er  getraue  vor  Gott  vnd  der  weit 
veranthworte«  u.  s.  w. 

»Mittwoch  den  13.  Juny  1663. 
Herr  Philipps  Käst  der  haubtschiefter  klagt  gesambte  Schiefter  ratione 
der  herrschaff'tl.  vmblagen,   dass  Er   die  völlige  Bezahlung  deren   von 
Ihnen  nit  gehaben   möge,   pittet  die  restanten  zur  Bezahlung  Ambtlich 
anzuhalten. 

Michel  Krieg 51  ti.  8  ^  7  Pf. 

Hanss  Ulrich  Weiler     .     .     .     36  -    2  -   1  -   « 
u.  s.  w. 
»Specificirten  restanten  ist  bey  herrschaftl.  Straff  infungiret  worden, 
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Herrn  Haubtschieffer  zu   contentiren  vnd  in  allem  klagloss  stellen  vnd 
pro  termino  14  Tag.<' 

(Der  Hauplscliiffer    scheint   also    die  Umlagen,    iiberliaupl    die  Abgaben,    welche 
die  Schiffer  zu  entriciiten  halten,  vorausgelegt  zu  iiaben.) 

»Actum  Gernspach  7/27  ^^  1664. 

Herr  Christian  Binninger,  Gräfl.  Gronsfelclt.  Factor  zu  Hördten, 
Hanss  Jacob  Krieg  der  alt,  Jacob  Weiler  vnd  Hanss  Martin  Krieg  um 
willen  sie  geclagt  nachgehends  da  das  lübl.  Amt  beysamen  gewesen,  uit 
erschienen,  sind  ob  contumaciam  Markgräfl.  Baad.  vnd  Fürstl.  Speyr. 
theilss  jeder  mit  1  %  Pf.  gestrafft  worden.  Darwider  Gräffl.  Wolckhen- 
stein.  Bentmeister  Herr  Lorenz  Weckenauen  protestirt.« 
»Den  20ten  Januarii  1865. 

Ist  in  praesentia  Allerseiths  herrschaftl.  Beambten«  (folgen  die  Namen) 
»die  schieffer  Ruegung  fürgenommen  vnd  folgendes  verhandelt  worden. 

Haubtschieffer  pleibt  Herr  Philipps  Käst  der  älter.  Ge- 
schwohrene:  obwohlen  zween  ermangeln,  hat  man  doch  darfür  ge- 
halten, dass  wegen  geringer  Zahl«  (nämlich  der  damaligen  Mitglieder 
der  Schifferschaft)  »noch  bey  Vorigen  geplieben,  nemblich:  Hanss  Jacob 
Krieg  der  alt«  u.  s.  w.  (folgen  die  Namen  der  vier  Sechsgeschwohrenen). 
»Bheinschieffer:«  (folgen  die  Namen)  »Christian  Binniger  Ist  zum 
Gräfl.  Factor  vnd  Hanss  Philipp  König  von  Hanss  Bechtold  Weilers 
Erben  vorgestellt  worden,  welche  angelobt  sich  der  Ordnung  in  allen 
punkten  gemäss  zu  halten,  worüber  der  Gräfl.  Wolckhenstein.  Rath  vnd 
Ambtmann  anregung  gethan,  dass  Er  des  Gräffl.  Factors  halb  anderer 
gestallt  alss  ohne  praejudiz  seiner  gräffl.  Herrschaft  an  ihrer  hohen 
obrigkeit  ahngeben  könne  vnd  möge. 

Kührer:«  (4  Namen)  »Einbin der:«  (21  Namen)  »Seeger:*  (20 
Namen). 

»Ruegung 

Ist  Erkanth  vnd  für  gut  befunden  worden,  dass  ins  Künft"tig  die 
waldthauor  vnd  fuhrleuth  auch  bey  der  Ruegung  erscheinen  sollen,  sonder- 
lich jenige  puncten  wegen  dess  modeis  vnd  hauens  zu  beobachten. 

Dieweilen  bisshero  der  Herr  Haubtschieffer  vnd  geschwohrene  auch 
sitzen  plieben  wann  man  durch  die  Ruegungen  gegangen,  solches  aber 
vor  untauglich  anjetzo  eracht  vnd  befunden  worden,  alss  haben  sich  ge- 
melte  gut  willig  bereden  lassen,  dass  sie  so  lang  auch  abtretten  biss  alle 
durch  die  Ruegungen ;  sobald  aber  solche  vorüber  Sollen  sie  nach  lauth 
vnd  Krafft  der  Schiefferordnung  vnd  alten  Gebrauch  bey  der  gewohn- 
lichen judicatur  sein  vnd  verpleiben«. 
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Man  sieht  es  dicsciii  IJesclilii.ssL'.  man  sieht  c.^  allen  itu^uiif^'en  aus 
(lieser  Zeit  an,  dass  darin  bereits  die  früher  ^jewisserniaa^en  nur  zur 
grösseren  Feii'rlichkeit  des  Akte^  anwesenden  Beamten  die  Hauptrolle 
zu  spielen  anlangen. 

Es  scheint,  dass  iiügiin'^eii  im  Sinne  der  Schifferordnung  über  die 
sechziger  Jahre  des  17.  .Jahrliaiiderts  kaum  hinausgcgangeti,  dass  sie, 
wie  so  mancher  alte  sLhilfer>chMftliche  l>rauch  und  die  letzten  licste 
korporativer  Selbständigkeit,  wckhe  sich  die  SchiHerschaft  durch  schwere 
Zeiten  hindurch  erhalten  hatte,  nber  dem  mit  dem  Jahre  lOüO  aidieben- 
den  und  dann  nicht  endenden  Juiisdiktions- Vorrangs-Streit  zwischen 
Baden  und  Speyer  vergessen  \Yor(len  sind. 

Eigentliche  Ilügungs-rrotokollc  aus  späterer  Zeit  finden  sich  nicht 
mehr  bei  den  Akten.  Der  grosse  Jurisdiklionsstreit  nnt  Speyer,  auf 
den  ich  unten  näher  zu  sprechen  kommen  werde,  begann  damit,  dass 
Baden  Speyer  keinen  Antheil  an  den  Jiügestrafen  zuerkennen  wollte. 
Als  Speyer  auf  seinem  Anspruch  l)eharrte,  verhinderte  Baden  die  ferner- 
weite Abhaltung  von  Schilfer-ilügungen.  Es  traten  nun  an  Stelle  der- 
selben die  »Amtstage«,  die  nach  einem  im  Jahre  1701  gefassten  Be- 
schlüsse alle  4  Wochen  durch  die  gemeinshcrrschaftlichen  Behörden 
»vor  die  Schifferschaflft«,  wie  der  Beschluss  lautet,  tbatsächlich  aber  zur 
Ausfechtung  endloser  Zwistigkeiten  zwischen  den  gemeinsherrlichen 
Vögten,  abgehalten  wurden.  Auf  solchen  Amtstagen  erscheinen  die 
schifferschaftlichen  Beamten  nicht  mehr  als  Richter  und  Urkundspersonen, 
sondern  als  vorbeschiedene  Amtsunterthanen.  Zwar  ist  nachmals,  z.  B. 
i.  J.  1725,  die  Abhaltung  von  eigentlichen  liügungen  wohl  öfter  ange- 
regt worden.  Es  scheint  aber  bei  den  einmal  eingeführten  Amtstagen 
sein  Verbleiben  gehabt  zu  haben. 

So  viel  über  die  Rügungen.  Kehren  wir  nach  diesem  etwas  umständ- 
lichen Exkurse  zu  der  Betrachtung  der  SchiiTerordnungen  von  1500  und 
1626  zurück! 

Der  erste  Artikel  der  Sch.-O.  von  1509  und  der  zweite  der  Sch.-O. 
von  1626  ist  überschrieben:  »Bewerb  mit  Holtz  vnd  Bortt  try- 
bennde«.  Dieser  Artikel  begränzt  die  Befugniss  des  Holz-  und  Bord- 
Handels.  Betrachten  wir  zuerst  die  desfallsigen  Bestimmungen  der  alten 
Scb.-O.  Hiernach  soll  nur  Unterthanen  der  »gemeinen«  Grafschaft  Eber- 
stein das  Bordmachen  auf  der  Murg  gestattet  sein.  Nur  den  Einwohnern 
einiger  privativ  badischer  und  Klosterherrenalbischer  Orte  wird  dieser 
Gewerbebetrieb,  und  auch  nur  in  beschränktem  Umfange,  noch  gestattet. 
Bord,  Blöcher,  Balken  oder  Kleinholz  inner-  oder  ausserhalb  der  Graf- 
schaft zu  kaufen  und  ^Yieder  zu  verkaufen,  soll  Niemandem  gestattet  sein, 
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ausser  er  habe  denn  die  dieserhalb  gesetzten  Abgaben  bezahlt.  Es  soll 
Niemand,  als  Verheirathete  und  in  der  Grafschaft  P^berstein  Angesessene 
(»Er  hab  sich  denn  vorhin  verenndert  zum  Sacrament  der  heilligen  Ee 
vnd  sitze  Huesslich  vnnd  häblich  hinder  vnnseren  genedigen  Herren  Inn 
der  Gemeinen  Gravschaft  Eberstein«)  Gewerb  treiben  mit  Holz,  Borden, 
Blöchern  oder  Balken.  Ausserhalb  der  Grafschaft  ist  selbst  jede  Hand- 
thierung  bei'm  Holzgewerb  den  in  der  Ordnung  genannten  Personen  nur 
insoweit  gestattet,  als  die  Ordnung  selbst  es  zulässt,  oder  die  herrschaft- 
lichen Vögte  und  die  »Vierer«  (4  Hauptschiffer)  es  erlauben. 

Die  Sch.-O.  von  1626  wiederholt  im  Ganzen  die  Beschränkungen 
der  alten,  fasst  sich  aber  in  diesem  Betreff  etwas  küi-zer  und  fügt  einige 
neue  Verbote  hinzu.  Z.  B.  sollen  in, der  Grafschaft  Eberstein  gesessene 
Zimmerleute  zwar  alljährlich  je  »drey  Zimbliche  Bäw«  (Zimmerholz  für 
drei  Häuser)  auf  der  Murg  nach  dem  Rhein  hinwegführen  dürfen,  aber 
sie  sollen  das  Holz  dazu  nur  entweder  ausserhalb  der  gemeinen  Graf- 
schaft oder  von  den  Rheinschiffern  einkaufen.  Ungezimmertes  Holz  und 
gezimmertes  Eichenholz  dürfen  sie  gar  nicht  hinwegführen.  Aber  auch 
im  Uebrigen  wird  für  Schonung  gesunder  Eichenholzbestände  und  Er- 
haltung derselben  für  dre  Grafschaft  eifrig  Voi-sorge  getroffen. 

In  beiden  Ordnungen  sind  diese  Beschränkungen  und  Verbote  so 
unbestimmt  und  verklausulirt,  dass  man  sich  nicht  wundern  darf,  wenn 
gerade  ihr  Inhalt  fortwährend  zu  Streitigkeiten  Anlass  gab. 

Der  zweite  Artikel  der  Sch.-O.  v.  1509  und  der  dritte  der  Sch.-O. 
von  1626  ist  überschrieben:  »Vnnderschyed  Zwyschenn  den 
Holtzgewerbtrybennden«.  Auch  in  diesem  Punkte  fasst  sich  die 
neue  Ordnung  kürzei',  als  die  alte.  Beide  verbieten,  dass  Holzgewerb- 
treibende  im  gleichen  J{\^re  zugleich  mit  verschiedenen  solchen  Gewerben 
sich  befassen.  Z.  B.  wer  ein  Waldschiffer  sein  will,  der  soll  im  gleichen 
Jahre  nicht  ein  Rheinschiffer  sein  uiul  umgekehrt.  Nur  Waldschiffer 
und  Waldflösser  (Rheder  und  Kapitain  in  der  Waldflosswirthschaft)  darf 
Jeder  zugleich  sein ;  aber  in  der  letzteren  Eigenschaft  darf  er  nichts  für 
eigene  Rechnung  flössen,  er  finde  denn  nichts  für  fremde  Rechnung  zu 
ffössen,  oder  der  Waldschiffer,  für  den  er  flösst,  gestatte  ihm  denn,  eigene 
Waare  mit  zu  verflössen. 

Auf  diese  allgemeinen  Bestimmungen  folgen  nun  solche  über  die 
einzelnen  Holzgewerbe. 

Nach  der  Sch.-O.  von  1 509  soll  zum  Rh  e  i  n s  ch i  f  f  e  r  nur  angenommeu 
werden,  wer  sein  »zimiich  Mannrecht«  hat,  verheirathet  ist  und  häus- 
lich und  hablich  in  der  Grafschaft  angesessen  ist.  Auch  die  Wittfrau 
eines  solchen  Rheinschifters  kann  das  Geschäft  fortsetzen,  aber  ausüben 
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darf  sie  es  mir  diircli  ciiuMi  Knedit,  der  den  Amtleuten  und  Vierern 
vorf^estellt  und  von  iimcn  lje.>t;iti^'t  ist.  Ein  UiiL'in>cliirt'er  nm.ss  ein 
Eintrittsgeld  von  1  li.  lim  die  Ordimuf,'«  und  alljährlich  Iß  Vi.  bei 
der  liü^^un^^-  /ahleii.  /wischen  den  Uheinschillern  soll  ein  brüderliches 
Verhiiltniss  be.itelm;  sie  sollen  sich  einander  hellen  und  fördern  und  nicht 
/»hindern  oder  let/en  mit  wortlenn  od(!r  werckhen*.  Wer  nicht  Ithein- 
schiffer  ist,  der  darf  kein  Hol/  oder  IJord  auf  der  Mur«,'  einbinden  oder 
auf  den  Rhein  verführen,  -leder  Kheinschiffer  hat  bei'm  Antritt  seines 
Geschäftes  den  Amtleuten  und  \ierern  das  ISchifterzeichen,  welches  er 
führen  will,  anzugeben,  und,  wenn  diese  ihm  das  Zeichen  /u  führen 
gestatten,  hat  er  es  stets  y.u  führen. 

Die  Ordnung  von  162G  fügt  diesen  Bestinmmngen,  die  sie  im  Wesent- 
lichen gleichlautend  (der  Knecht,  der  für  eine  Wittfrau  fährt,  wird  hiei- 
»Factor«  genannt;  das  Eintrittsgeld  beträgt  3  Goldgulden,  die  Jahres- 
steuer 1  tl. ;  für  den  lUieinschifter  sollen  auch  Söhne  oder  Knechte,  »die 
dess  Rheinfahrens,  ZoUens,  verrechnens  Kundig«,  mit  Vorwissen  der 
Vögte  und  des  liauptschiffers  auf  dem  Rheine  fahren  dürfen)  noch  Einiges 
hinzu.  So  die  Bestimmung,  dass  ein  Rheinschiffer  "ein  Viertel  Antheil 
an  einer  Sägmühle  haben  müsse,  ferner  die  Verpflichtung  des  Rhein- 
schiffers, Alles,  was  er  einbindet  oder  einbinden  lässt,  sorgfältig  auf- 
zunotiren  und  vor  dem  Wegfahren  dem  llauptschifter  schriftlich  anzu- 
geben; ferner  die  Verpflichtung,  am  Rügetage  »alles  dass  Jhenig,  was 
er  Inn  die  Ordnung  schuldig  wäre,  Ess  sey  »Zoll,  vmblag,  Esselbruch, 
Kummerrichtung,  Mühlkosten  oder  anders«  zu  bezahlen.  Auch  sind  hier 
über  die  Verrechnung  dieser  Einnahmen  der  gemeinschaftlichen  Kasse 
Bestimmungen  getrott'eu.  Und  endlich  sollen  »Güldene  vnnd  Silberne 
Münzen  von  Rhein-  vnd  Murgschifl'ern  höher  nit  dann  wie  dieselbe  Inn 
der  Marggraffschaft't  Baden  gesezt  vnnd  darinn  gäng  vnnd  gibig  sind« 
ausgegeben  und  eingenommen  werden. 

Als  Wald  schiff  er  sollen  nach  der  Sch.-O.  von  1509,  abgesehen 
von  den  im  Artikel  1  an  gewisse  Nachbaren  gemachten  Zugeständnissen, 
auch  nur  Verheirathete,  in  der  Grafschaft  Angesessene  angenommen 
werden.  Sie  sollen  1  fl.  Eintrittsgeld  und  jährlich  bei  der  Rügung 
4  ßVf.  zahlen.  Auch  die  Waldschiffer  müssen  ein  bestimmtes  Zeichen 
annehmen.  Könnte  ein  Waldschift'er  sein  Gut  auf  der  Murg  nicht  ver- 
kaufen, so  darf  er  nach  vorheriger  Anzeige  es  auf  den  Rhein  verführen, 
muss  sich  aber  dann  ganz  an  die  Bestimmungen  der  Sch.-O.  über  die 
Rheinschifler  halten.  Verboten  ist,  »lange  Bortt  von  denen  zu  Herren- 
alb« zu  kaufen  und  sonst  eine  Haudthierung  zu  treiben,  die  dem  ge- 
meinen Holzgewerb  zum  Nachtheil  gereichen  möchte. 
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Hinsichtlich  der  Waldschiffer  stimmt  die  neue  Ordnung  mit  der 
alten  überein.  Nur  macht  sie  den  Besitz  eines  viertel  Antheils  an  einer 
Sägemühle  auch  hier  zur  Bedingung,  und  erhöht  sie  die  jährliche  Ab- 
gabe in  die  Ordnung  —  das  Eintrittsgeld  bleibt  das  alte  —  auf  Y2 
Gulden. 

lieber  die  Rheinknechte  hat  die  neue  Ordnung  viel  ausführ- 
lichere Bestimmungen,  als  die  alte.  Die  letztere  beschränkt  sich  dar- 
auf, den  Rheinknechten  aufzuerlegen,  dass  sie  sich  vor  Beginn  ihres 
Gewerbs  bei  den  Amtleuten  und  Vierern  als  Rheinknechte  anmelden, 
dass  sie  in  der  Rügung  erscheinen,  dass  sie  auf  der  Murg  nur  Schiffer- 
gut flössen,  so  lange  ihnen  der  Schiffer  nicht  ein  Anderes  gestattet, 
dass  sie  kein  Nestelbord  (wahrscheinlich  unerlaubter  Weise  für  eigene 
Rechnung  angehängtes,  »angenesteltes«  Bord)  führen.  Die  neue  Ord- 
nung dagegen  trifft  an  dieser  Stelle  ausserdem  Bestimmungen,  die  theils 
offenbar  nicht  hierher  gehören,  theils  sich  nur  auf  das  dienstliche  Ver- 
hältniss  des  Rheinknechtes  zum  Schiffer,  und  die  Verptiichtungen  des 
Letzteren  gegen  den  Ersteren  beziehen.  Auch  werden  schon  hier  Lohn- 
sätze für  gewisse  Verrichtungen  der  Rheinknechte  fixirt.  Elndlich  wird 
geordnet,  wie  sich  die  Knechte  bei  verschiedenen  ihnen  obliegenden 
technischen  Verrichtungen  zu  verhalten  haben.  Ein  nicht  bestellter 
Knecht,  der  nach  Steinmauren  käme  und  sich  zur  Rheinfahrt  anböte, 
muss,  wenn  ihn  der  Schiffer  auch  mitnimmt,  seine  Zeche  selbst  be- 
zahlen. Ein  jeder  Schiffer,  der  seine  Waaren  auf  den  Rhein  verführt, 
soll,  wenn  möglich,  zur  Hälfte  Murg-,  zur  Hälfte  Steinmaurer  Knechte 
mitnehmen. 

In  der  neuen  Ordnung  folgt  nun  gleich  ein  Abschnitt  über  *Be- 
lohnung  der  Rhein-  v  und  Murgknecht  auff  der  Murg«  und 
»Belohnung  der  Murg-  vnnd  Rhein-  oder  Steinniaurer  Knecht  auff  dem 
Rhein«,  während  die  Abschnitte  »Knecht-Zall  vnd  Ion  vff  der 
murg«  und  »vff  dem  Rhynn«  in  der  alten  Ordnung  erst  viel  später 
folgen.  In  beiden  Ordiumgen  sind  hier  umständliche  Bestimmungen 
über  die  Löhne  für  die  verschiedenen  Verrichtungen  der  Knechte  und 
Steuerleute  und  über  die  Art,  wie  diese  Verrichtungen  ausgeführt  werden 
müssen,  enthalten.  Diese  Lohntaxen  haben  für  die  gegenwärtige  Be- 
trachtung kein  erhebliches  Interesse.  (Für  andere  Zwecke  könnte  die 
Vergleichung  der  Tage-  und  Akkord-Lohnsätze  sehr  werthvoll  werden, 
da  es  sich  hier  um  einen  Zwischenraum  von  über  hundert  Jahren  han- 
delt und  der  Anfangs-  und  Endtermin  gerade  dieses  Zeitraumes  —  Be- 
ginn der  Reformation ,  Anfang  des  dreissigjährigen  Krieges  —  der 
Vergleichung  besonderes  Interesse  verleihen.    Im  Ganzen  sind  die  Löhne 
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für  diese  Art  Arbeit,  auch  von  dem  Preise  des  Geldes  ganz  abgesehen, 
also  nondnell,  in  beiden  Zeiträiunen  erstaunlich  hoch,  um  lG2ü  aber 
ziendich  viel  höher,  als  utn  löO'J.) 

IJmsti'indlich  beschäftigt  sich  die  alte  Ordnung  mit  den  Sägern 
und  Sägmiihlen,  dem  Säger  lohn  und  Mühlenzins.  Wer 
als  Säger  angenonmien  sein  will,  muss  sich  von  den  Amtleuten  und 
Vierern  eigens  verpflichten  lassen.  Keiner  soll  mein-  als  eine  Säg- 
miihle  auf  der  jMurg  »besegen,  dannt  auch  andere  zu  Arbeitten  Hnden 
luegen«.  Die  Besitzer  von  iMidden  in  der  Nachbarschaft  der  Grafschaft 
und  Auswärtige,  welche  in  der  (iraf.-cbaft  Mühlen  besitzen,  werden  in 
ihrem  Gewerbe  gewissen  Beschräid<ungen  unterworfen ,  die  Krsteren, 
sofern  sie  für  Eingesessene  der  Grafschaft  arbeiten  wollen,  die  Letz- 
teren überhaupt.  Neue  Sägmühlen  dürfen  auf  der  Murg  oder  den 
Bächen  nicht  ohne  landesherrliche  Genehmigung  errichtet  werden.  Folgt 
eine  Ueihe  von  rein  technischen  Vorschriften,  welche  die  Säger  bei 
ihrem  Geschäft  einzuhalten  verpflichtet  sind.  Die  Vierer  sollen  Be- 
schauer ernennen,  welche  die  Einhaltung  dieser  Vorschriften  zu  kon- 
troliren  haben.  Kosten,  die  der  Säger  beim  Neubau  oder  der  Repara- 
tur einer  Mühle  aufzuwenden  hat,  sollen  ihm  von  den  betheiligten 
Schiffern  binnen  14  Tagen  zur  Bezahlung  an  die  Haiidwerksleute  er- 
stattet werden.  Jeder  Säger  soll  für  jeden  Schiffer  ein  ordentliches 
Kerbholz  halten  und  darauf  vermerken,  was  er  für  ihn  versägt,  damit 
er  dann  in  der  Rügung  gehörig  Bescheid  geben  könne.  Der  Säger 
muss  dafür  einstehen,  dass  der  Sägerzins  stets  pünktlich  —  spätestens 
14  Tage  nach  Martini  —  entrichtet  werde.  Kein  Säger  soll  Kinder 
unter  12  Jahren  beim  Sägen  beschäftigen.  Aber  auch  über  zwölfjährige 
sollen  als  Lehrlinge  nur  angenonnnen  werden  mit  Genehmigung  der 
Amtleute  und  Vierer.  Diejenigen .  welche  an  einer  Midile  Antheil 
haben,  müssen  einen  Baumeister  aufstellen,  der  die  Mühle  in  allen 
Stücken  in  baulichem  Stande  zu  erhalten  hat.  Das  Honorar  des  Bau- 
meisters und  die  Baukosten  werden  nach  den  Antheilen  repartirt  und 
müssen  pünktlich  entrichtet  werden.  Für  die  Aufkündigung  des  Dienstes 
der  Säger  ist  ein  bestimmter  Tag  (Sanct  Bartholomäustag)  festgestellt, 
üeber  die  Benutzung  der  Sägmühlen  durch  die  Betheiligten,  »die  ge- 
meiner«, soll,  wenn  nöthig,  eine,  dann  allerseits  streng  zu  beobachtende, 
Ordnung  errichtet  werden.  Von  den  Betheiligten  an  einer  Mühle  soll 
nicht  jeder  einen  besonderen  Säger  für  seinen  Autheil  aufstellen  können, 
sondern  es  soll  über  den  einen  anzustellenden  Säger  die  Mehrheit 
entscheiden. 
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In  den  Bestimmungen  über  »Segerlon  vnd  mülizins«  wird  immer 
zwischen  beiden  Posten  unterschieden ;  wer  auf  einer  Mühle  schneiden 
lässt,  hat  eben  Beides  zu  entrichten,  den  Sägerlohn  als  Lohn  für  den 
Säger  und  den  Mühlenzins,  wie  es  scheint,  als  Tilgungsrate  für  die 
Baukosten  und  zur  baulichen  Erhaltung  der  schifferschaftlichen  Säg- 
mühle. (Es  scheint  nicht,  als  wenn,  was  hier  Mühlenzins  genannt  wird, 
diejenige  Abgabe  bedeute,  welche,  wie  weiter  unten  gezeigt  werden 
soll,  von  den  Mühlen  an  die  herrschaftlichen  Kassen  zu  entrichten  war.) 
Beide  Posten  sind  genau  für  jede  Sorte  vun  Sägwaaren  spezifizirt,  auch 
die  Termine  für  die  Entrichtung  angegeben.  Die  Säger  sollen  genau 
notiren,  was  sie  für  die  »Herren«  (die  Schiffer)  und  für  Andere  sägen, 
und  den  Mühlenzins  und  Sägerlohn  einnehmen.  Der  Artikel  enthält 
weiter  die,  eigentlich  nicht  hierher  gehörige,  Bestimmung,  dass  Säger, 
ausser  in  bestimmt  angegebenen  Fällen,  nicht  einbinden  und  nicht  auf 
der  Murg  und  auf  dem  Rhein  fahren  dürfen. 

Dieselben  Gegenstände  (»Seegmühlen,  Seeger  Betreffendt,  Seeger- 
lohn, Mühlzinss«j  behandelt  die  neue  Ordnung  fast  noch  umständlicher, 
als  die  alte,  indess  ohne,  von  den  Tarifen  abgesehen,  wesentliche 
Neuerungen  einzuführen.  Es  enthält  die  neue  Ordnung  vorzüglich  um- 
ständlichere Vorkehrungen  gegen  Uebervortheilungen  der  Theilhaber 
durch  die  Säger;  es  scheinen  eben  dergleichen  Uebervortheilungen,  zu 
denen  auch  die  Versuchung  nahe  genug  lag,  häufiger  vorgekommen  zu 
sein.  Den  Mühlen  z  i  n  s  haben  nach  dieser  Ordnung  nur  solche  Kunden 
der  schifferschaftlichen  Sägemühlen  zu  zahlen ,  die  nicht  »gemainer«, 
d.  h.  nicht  Theilhaber  an  der  Mühle,  nicht  Schiffer  sind.  Die  Säger- 
löhne sind  im  Vergleich  zu  1509  nicht  erheblich  gestiegen,  zum  Tlicil 
sind  sie  sogar  niedriger. 

Unter  dem  Titel  »Summa  bortt  segens  An  yeder  Mulin« 
findet  man  in  der  alten  Ordnung  genaue  Bestimmungen  über  die  Zahl 
der  »gewertt«  Borde,  die  auf  einer  Sägmühle  im  Jahr  höchstens  ge- 
schnitten werden  dürfen.  Es  spielt  hier  die  Zahl  0400,  auf  die  ich 
weiter  unten  noch  zu  sprechen  kommen  werde ,  eine  wichtige  liulle. 
»Gewertt  Bortt«  sind  solche  Bürde,  wie  sie  im  Handel  zuUlssig  sind. 
Die  neue  Ordnung  stinnnt  mit  dieser  Beschränkung  mit  der  alten  nur 
hinsichtlich  der  birkenen,  Linden-  und  Nussbaum- Borde  überein.  Im 
Uebrigen  gestattet  sie  dem  Säger  so  viel  zu  sägen,  als  er  kann  —  jeden- 
falls eine  Erleichterung  für  das  ganze  Holzgewerbe,  die  sehr  hoch  an- 
geschlagen werden  nuiss. 

Unter  dem  Titel:  »Summa  mülin  habens  vnnd  lehnung« 
beschränkt  die  alte  Ordnung  die  Rhein-  und  Waldschilfer  in  der  Zu- 
XV.  3 


34  A .    Km  tu  i  II  ir  li  n  ii  s  , 

Pachtung  von  Miililcn  zu  denen,  an  denen  er  EiRcntheil  liat.  Diese 
IJesclnünkung  hält  die  neue  Ordnung,  wenn  auch  unter  Modihkationen, 
aufrecht  und  dehnt  sich  auch  auf  das  Ilin/u kaufen  aus. 

Der  Artikel  der  alten  Ordnuiif^,  welcher  überschrieben  ist:  »Mo- 
del am  Iloltz  vnnd  bortt  berierend«  entluilt  umständliche,  der 
entsprechende  Artikel  der  neuen  Ordnung,'  einfachere  Vorschriften  über 
das  Modell  (d.  h.  die  Länge  und  Breite;,  welches  die  in  den  Handel 
kommenden  IKilzer  und  Sägwaaren  halten  müssen.  Es  wird  da  zwischen 
»Kurtzbortt.  Laiingel)ortt .  IJalckenn,  Kurtzblöcher ,  Langeblöcher, 
Zweyling,  Dreyling,  Laufl'ersi)arren,  Drussigschuhhölt/.ern,  Kürchsparren, 
Vierzigschuhholtz,  Murgsparren,  Montzer-Holz ,  Müssel«  unterschieden; 
jede  Sorte  hat  ihr  besonderes  Modell;  Hölzer  oder  Waaren,  die  das 
vorgeschriebene  Modell  nicht  haben,  dürfen  bei  Strafe  nicht  geführt 
werden.  Die  Modelle  und  Maase  in  den  Mühlen  werden  mindestens 
einmal  alljährlich  von  eigens  dazu  geordneten  Personen  (Modelbeschauern) 
untersucht.  Dermaasen  ist  der  Handel  mit  Holz,  welches  das  Modell 
nicht  hält  (*Holtz  für  onmodell  usszuwerffen«)  verpönt,  auch  noch  im 
Jahre  1G2C,  dass  selbst  kein  Schiffer  solches  Holz  geschenkt  nehmen 
darf.  Wer  Holz,  welches  das  Modell  nicht  hält,  nach  dem  nächst 
niedrigen  Modell  verkaufen  will,  muss  es  erst  bis  auf  dieses  Modell 
verkleinern,  ehe  er  es  wegführt.  Den  Waldhauern  ist  verboten,  Holz 
zu  schlagen  und  zu  Wasser  zu  bringen,  welches  nicht  in  das  Modell 
passt. 

Ein  weiterer  Artikel  der  alten  Ordnung  führt  den  Titel:  »Summa 
bortt  vnd  Holtz  von  Im  selbs  machens  vnd  von  Waldt- 
habens«.  Es  ist  hier  genau  angegeben,  wie  viel  Bord,  Kleinholz, 
Laufersparren,  Blöcher,  Missel  u.  s.  w.  ein  Schiffer  alljährlich  von 
seinem  eigenen  Holz  schneiden  lassen  darf.  Vierzigschuhholz  hauen  zu 
lassen ,  es  sei  denn  Windbruch  oder  krankes  Holz ,  ist  gänzlich  ver- 
boten. 

In  dem  entsprechenden  Artikel  der  neuen  Ordnung  (»Summa 
Holtz  vnnd  Bortt  Machentz  vnnd  verführens«)  sind  ähnliche  Beschrän- 
kungen enthalten.  Hier  ist  aber  schon  deutlich  ausgesprochen ,  dass 
jeder  Schiffer  von  »Gemainen  bortt«  so  viel  sägen  und  verführen  lassen 
darf,  als  er  Bordschnittsgerechtigkeiten  (s.  w.  u.)  hat.  Gewisse  Säg- 
waaren ,  z.  B.  Fensterrahmen ,  Pfähle  u.  s.  w. ,  sollen  gar  nicht  ohne 
besondere  Erlaubniss  aus  der  gemeinen  Grafschaft  weggeführt  werden, 
sie  seien  denn  ausserhalb  angekauft. 

Unter  dem  Titel  »bortt  vnnd  Holtz  kauffenns«  enthält  die 
alte  und  unter   den  Titeln  »Bio  eher  kau  ff  auf  der  Murg  vnnd 
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Bächen«  und  »Bortt  vnnd  Holtzkhaufs«  enthält  die  neue  Ord- 
nung genaue  Bestimmungen  über  den  Blöcher-,  Bord-  und  Holzhandel, 
meist  zwischen  Wald-  und  Rheinschiffern.  In  der  alten  Ordnung  ist 
das  Maxiraum  angegeben,  bis  zu  welchem  von  jeder  Sorte  im  Jahre 
gekauft  werden  darf;  die  neue  Ordnung  setzt  solche  Maxima  nur  aus- 
nahmsweise fest  (wahrscheinlich  in  Folge  der  Erfahrung,  dass  derartige 
Beschränkungen  sich  auf  keine  Weise  aufrecht  erhalten  lassen),  be- 
schäftigt sich  aber  mehr  mit  den  Bedingungen  und  der  Handhabung 
des  Kaufgeschäftes.  So  z.  B.  verbietet  sie  bei  Strafe,  für  Blöcher  mehr 
als  gewöhnlich  und  billig  zu  geben  und  so  die  »Käuffer  zu  staigeru«. 

Die  alte  Ordnung  hat  einen  sehr  ausführlichen  Artikel  mit  der 
Ueberschrift :  »Summa  Holtz  vnd  bortt  zuverfiern«,  während 
die  neue  diesen  Gegenstand,  wie  oben  bemerkt,  kürzlich  bei  anderer 
Gelegenheit  mit  abhandelt.  Unter  jener  Ueberschrift  enthält  die  alte 
Ordnung  ganz  detaillirte  Bestimmungen  über  die  Maximalsummen,  welche 
jeder  Schiffer  alljährlich  von  den  verschiedenen  Sorten  Sägwaaren  auf 
den  Rhein  bringen  darf.  Es  ist  nicht  einzusehen,  wie  es  möglich  war, 
die  Aufrechterhaltung  dieser  Vorschriften  zu  kontroliren. 

Von  hier  au  wird  es  gut  sein,  jede  Ordnung  für  sich  zu  betrachten, 
da  sich  die  verschiedenen  Artikel  in  der  Reihenfolge  noch  weniger,  als 
bisher  schon,  decken,  auch  die  alte  Ordnung  viel  ausführlicher  ist,  als 
die  neue. 

Also  zunächst  die  alte  Ordnung. 

Der  nächste  Artikel  ist  überschrieben:  »Marckt  vff  der  Murg 
bortt  vnd  holtzkouffs«.  Es  werden  hier  die  Preise  angegeben, 
zu  welchen  die  Rheinschiffer  die  verschiedenen  Sorten  Holz  und  Säg- 
waaren von  den  Waldschiffern  und  von  den  »Schwaben« ,  d.  h.  den 
würtembergischen  Holzhändlern  kaufen,  was  und  wie  viel  sie  ausser 
dem  Kaufpreis  (z.  B.  unter  Umständen  an  Fuhrlohn)  bezahlen,  unter 
welchen  Bedingungen  sie  kaufen  sollen.  Es  soll  bei  Strafe  weder  minder 
noch  mehr,  als  hier  festgesetzt,  gezahlt  werden.  Es  scheint,  dass  die 
Preise  steigen,  jenachdem  die  Hölzer  mehr  aus  der  Nähe  oder  von 
weiter  her  an  die  Murg  zu  liefern  sind.  Es  scheint,  man  hat  die  Be- 
sitzer ferner  gelegener  Waldungen  davor  behüten  wollen,  dass  sie  all- 
zu sehr  unter  der  Ungunst  der  Lage  ihres  Besitzthums  zu  leiden  haben. 
Die  Preise  für  Blöcher  steigen  pro  Hundert  von  9  Gulden  1  Ort  bis 
auf  18  Gulden    1  Ort*),   jenachdem    sie    aus   näheren   oder   ferneren 

4)  Eine  Vergleichuiig  dieser  Preise  mit  den  lieuligen  könnte  nur  auf  Grund 
einer  sehr  umständliclu^n  Unter.sucliung,  die  liier  nicht  am  Platze  vviire,  vorgenommen 
werden.    Und  für  das  Ergebniss  einer  solchen  Untcrsiicluing  mörhle  schwerlich  Jemand 

3* 
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Waldungen  kommen.  Freilich  scheint  bei  Feststellung  der  Taxe  auch 
darauf  Rücksicht  genommen  zu  sein,  ob  der,  wie  es  scheint,  für  Hölzer 
verschiedener  Herkunft  usanc(!mässig  verschiedene  Verkaufsplatz  an  der 
Murg  nillier  oder  ferner  vom  Uhein  gelegen  ist.  Mis.sel,  d.  i.  Scheiter- 
liülz,  sollten  nach  der  Ordnung  »zu  Bayerssbrunn  am  Steg«  (Bayers- 
bronii  liegt  allerdings  beinahe  im  hintersten  Winkel  des  Murgthalsj  um 
\y>ßVL  das  Hundert  gekauft  werden.  —  Ks  lässt  sich  nicht  be-s.ser  ein 
Bild  von  der  Peinlichkeit  dieser  Kaufsvorschriften  geben,  als  indem 
man  aus  dem  viele  Seiten  langen  Tenor  dieses  Artikels  einen  beliebigen 
Satz  herausgreift ,  z.  B.  den  Satz : 

»¥An  hundert  zvveyling,  lauffersparrcu,  Druschenholtz  vnnd  kirch- 

sparren  soll  jegglichs  hundert  dass  uss  eigen  weiden  vnnd  Bemen 

Inn  die  gemein  Gravschafft  geherig  so  Im  wasser  Zu  Gernspach 

gelyvert  würt,  geben  vnd  bezaltt  werden  1  orts  höher  denn  der 

margkt  (der  Preis)  hievor  gesetzt  Ist,  Vnnd  sollendt  die  waldt- 

schitfer  ein  vleyssig  vffsehen  haben,  das  sie  nit  ander  holt/,  das 

nit  uss  obgenannten  weiden  khomme,  Inn  dissen  kouff  verrechnen 

oder  geben;  pena  10  tl.  welcher  sich  anders  hielt.« 

Holz  und  Bord,  welche  au  Personen  verkauft  werden,  welche  diese 

Waaren   auf  der  Axe  ausser  Landes  führen  wollen,    müssen   erheblich 

höher  bezahlt  werden,  als  wenn  sie  von  Waldschiflfern  an  Rheinschiffer 

verkauft    würden.     So   ist    die   Flösserei    doppelt   geschützt   —   durch 

niedrigere  Frachtkosten  und  niedrigere  Waarcnpreise. 

Besonders  ängstlich  behandelt  die  Ordnung  die  »vssgeworffenn 
bortt«,  d.  h.  im  Gegensatz  zu  den  *  verkoren  bortt«  wohl  solche,  die 
zwar  nicht  schadhaft  sind ,  aber  das  Modell  nicht  halten.  Die  sollen 
nur  in  ganz  beschränktem  Umfange  in  den  Handel,  möglichst  gar  nicht 
aus  der  Grafschaft,  möglichst  gar  nicht  auf  das  Wasser  kommen.   Ueber- 


einslelien  können.  Boeckh  haue,  da  er  seinen  Scliarfsinn  anstrengte,  zu  ermilleln, 
nie  viel  zu  Perikles'  Zeiten  ein  IMaas  Getreide  in  Atlien,  in  lieuligeni  Gelde  aus- 
gedrückt, galt,  zuverlässigere  Anhaltepunkle,  als  sie  Einem  zu  Gebote  stehen,  der 
ermitteln  wollte,  was  im  16.  Jahrhundert  9  fl.  1  Ort,  in  der  Grafscliaft  Eberstein 
bezahlt,  in  heutigem  Gelde  bedeuten.  Um  dies  zu  würdigen,  braucht  man  nur  einen 
Blick  in  die  Arbeit  Mone's  in  Bd.  II  H.  4  (1851)  der  Zeitschrift  für  die  Geschichte 
des  Oberriieiuä  ,,über  das  3Iünzwesen  vom  13.  — 17.  Jahrhundert"  zu  werfen.  Z.  B. 
nach  dem  pforzheiiner  Lagerbuch  von  1527  hatte  im  Amt  Pforzheim  der  Schilling 
ü  Pfenning  und  der  Gulden  14  Schilling  Pfenning.  Der  Pfenning  hatte  4  Orllin. 
Vier  Stunden  von  Pforziieim  entfernt,  in  Durlach,  gab  es  zu  derselben  Zeit  drei 
verschiedene  Slünzsysteme  und  keines  stimmte  mit  dem  in  Pforzheim  geltenden 
überein. 
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all  Eid  und  Kautelen  zur  Vorkehr  der  Uebertretung  solcher  Vorschriften, 
als  wenn  es  sich  um  die  heiligsten  Interessen  des  Staates  handelte! 

Umständlich  wird  das  »Herrennflötz  bestellen,  kouffen 
vnnd  verfierenn«  behandelt.  Unter  Herrenfioss  verstand  man  ein 
solches,  welches  für  Rechnung  eines  Landesfürsten  und  zollfrei  ausser 
Landes  ging,  z.  B.  in  Kriegszeiten  zu  Brückenbauten  auf  dem  Rhein 
u.  s.  w.  Die  hier  enthaltenen  Bestimmungen  haben  offenbar  die  Ten- 
denz, den  Gewinn  von  solchem  Handel  nicht  Einzelnen,  sondern  der 
ganzen  Schifferschaft  zuzuwenden.  Die  Bestellung  von  Herrenbord  soll 
bei  den  Amtleuten  und  Vierern  gemacht  werden,  welche  dann  die 
Lieferung,  besonders  »der  Armen  zu  gutt«,  d.  h.  so  dass  die  Un- 
bemittelteren auch  ihren  Vortheil  davon  geniessen,  zu  vertheilen  haben. 

Unter  der  Ueberschrift :  '>G e s t e n  vnnd  F r  e ni b d e n  zu  kouffen 
zu  geben  vff  der  Murg«  ist  das  Verbot  enthalten,  für  Fremde  in 
der  Grafschaft  Bestellungen  auszuführen;  die  Fremden  »gast«  sollen 
selbst  kommen;  sie  müssen  sich  auch  bei  den  Amtleuten  und  Vierern 
melden,  ehe  sie  kaufen  dürfen.  Es  ist  ihnen  verboten,  auf  Spekulation 
zu  kaufen  (wie  man  dies  ihnen  wohl  ansehen  konnte?);  Fremden  aus 
Orten,  an  denen  den  Murgschiffern  der  Handel  erschwert  wird,  soll  in 
der  Grafschaft  gar  nichts  verkauft  werden. 

Der  Artikel,  betitelt:  »Verachtten«  regelt  die  Verfrachtung  des 
von  Fremden  in  der  Grafschaft  gekauften  Guts.  Nur  Murgschiffer 
dürfen  solche  Fracht  übernehmen,  und  zwar  wird  der  Frachtführer 
durch  das  Loos  bestimmt;  aber  Keiner  soll  zweimal  hinter  einander 
Frachtführer  sein,  sondern  es  soll  reiheuni  gehen.  Die  Frachtsätze 
sind  genau  bestinunt.  Bedient  sich  der  fremde  Käufer  auch  auf  dem 
Rheine  noch  des  Murgschiffers  als  Frachtführers,  so  soll  auch  hier  der 
letztere  nicht  mehr  noch  minder  an  Fracht  nehmen,  als  der  Tarif  ordnet. 
Wenn  ein  Schiffer  für  den  anderen  Frachtführer  auf  dem  Rhein  sein 
will,  so  soll  der  Frachtvertrag  vor  den  Amtleuten  und  Vierern  ge- 
schlossen werden. 

«Lüffcrung,  Kyerung  vnd  vnnderkouff  —  vff  der 
Murg  —  vff  dem  Rhynn«  ist  ein  weiterer  Artikel  überschrieben. 
Fremde  dürfen  in  der  Grafschaft  nur  durch  ihnen  gesetzte  und  be- 
glaubigte Unterhändler  kaufen  lassen.  Diesen  allein  -steht  auch  die 
Kührung  der  Waare  zu.  Die  Klassen ,  in  welche  die  Waaren  bei  der 
Kührung  zu  bringen  sind,  sind  genau  beschrieben  ()^gutt  bortt«.  «mittel 
bortt« ,  «Schwartteubortt«  u.  s.  w.).  Die  Unterhändler-  (iNläkler-)  Ge- 
bühr ist  genau  bestinunt.  Käufer  und  Verkäufer  haben  solche  zu  zahlen. 
Einheimische,  wenn  sie  mit  einander  handeln,  sind  nur  dann  gehalten, 
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einen  »vniulerkouflüru  anzunehmen,  wenn  sie  über  dem  Handel  »zwey- 
ticclittif,'  vnnd  sjjcnnij^«  werden;  der  Mäkler  ist  dann  zuf,'leich  Schieds- 
richter. Auf  dem  Rhein  soll  die  Kühruuj,'  bei  der  Ablieferung  an  den 
Käufer  nach  den  auf  der  Mur;]j  üblichen  (Grundsätzen  erfolgen.  Könnte 
sich  der  Schilfer  mit  dem  Käufer  nicht  vereinigen,  so  soll  ein  anderer 
gerade  auf  demselben  Markt  befindlicher  Schifter  als  Schiedsrichter  zu- 
gezogen werden.  Dieses  Amt  zu  übernehmen,  darf  sich  bei  Strafe 
Keiner  weigern. 

Der  sehr  ausführliche  Artikel,  welcher  nun  folgt  (»Zytt,  Statt 
vnd  mas  Ynnl)indens  vnd  vff  den  Uhynn  farens«)  regelt 
sorgfältig  die  Termine,  während  deren  die  Murg  für  das  Flossgewerbe 
benutzt  werden  darf.  Die  Zeit  von  St.  Gallu.s-Tag  bis  acht  Tage  nach 
Oj^tern  —  das  ist  die  Zeit,  in  der  überhaupt  Holz  oder  Bord  ein- 
gebunden werden  darf.  Innerhalb  dieser  Frist  können  vier  nach  An- 
fangs- und  P^ndterminen  genau  bestimmte  Fahrten  gemacht  werden. 
Wer  innerhalb  dieser  Termine  mit  Einbinden  nicht  fertig  geworden, 
hat  sich  für  diese  Fahrt  versäumt.  Ueber  Bingen  hinaus  soll  kein 
Schiffer  für  eigene  Rechnung  fahren.  Wer  über  Germersheim  hinaus 
fahren  will,  darf  in  jeder  der  vier  Fahrzeiten  nur  eine  Fahrt  machen. 
Macht  er  zwei  Flösse,  so  darf  das  zweite  nicht  an  einen  anderen  Markt 
verkauft  werden,  als  das  erste,  wenn  er  nicht  etwa  «beyde  zumal  vff 
dem  Tryb  hett«.  Missel  (Scheiterholz)  sollen  von  Gernsbach  ab  nicht 
eher  nach  dem  Rhein  verführt  werden,  als  bis  die  Amtleute  und  Vierer 
«die  markt  der  myssel  halb  vertheilt  vnd  gelosst«  haben.  Vorher  soll 
auch  kein  Schiffer  einem  Händler  im  «Niderland«  Missel  versprechen. 
Ausser  in  Nothfällen  soll  Niemand  an  Sonntagen  oder  gebotenen  Feier- 
tagen flössen. 

Der  legislativpolitische  Grund  der  meisten  Bestimmungen  dieses 
Artikels  ist  selbst  für  Den  dunkel,  der  sich  sonst  eifrig  in  dem  Laby- 
rinth (lieser  Holzgewerbsordnung  zurechtzufinden  und  sich  ein  deutliches 
Bild  von  dem  Verlauf  der  Geschäfte  zu  machen   versucht  hat. 

Unter  der  Ueberschrift  «Gemeiner  Holtz  Gewerbs«  regelt 
die  Ordnung,  indess  nur  in  allgemeinen  Zügen,  das  Verhalten  solcher 
Personen  zu  einander,  welche  das  Gewerbe  in  Gemeinschaft  mit  ein- 
ander treiben  wollen.  Sie  sollen  »ein  Zeychenn,  ein  Holtz,  ein  betzal- 
lung  haben«,'  sie  sollen  ihr  Gut  stets  zusammen  einbinden  und  auf  dem 
Trieb  haben;  sie  sollen  sich  zuschwören,  den  Geschäftsgewiun  gemein- 
schaftlich zu  ziehen,  den  Schaden  gemeinschaftlich  zu  tragen ;  sie  sollen 
das  ganze  Jahr  über  Gemeinschaft  halten;  sie  sollen  auf  dem  gleichen 
Markt  verkaufen.     Diejenigen  aber,    welche  sich  nur  verbunden  haben, 
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gemeinschaftlich  Herrenbortl  zu  verführen,  brauchen  nicht  auch  in  allen 
übrigen  Punkten  Gemeinschaft  zu  halten. 

In  der  Ordnung  folgt  nun  eine  Ueberschrift  ohne  Text.  Dieselbe 
lautet :  «Nota.  Nachvolgende  Marckt  des  Holtz  vnnd  der  Bortt  sollen 
furtter  nit  mer  verkundt  oder  gelesen  werdenn,  biss  vff  Zulassung  beeder 
vnnser  gnedigen  Herren ,  so  vff  dem  Rhin  mit  den  Doppeln  Zellen  nit 
Aenderung  geschieht«.  Es  scheint  also,  dass  von  Zeit  zu  Zeit  diejenigen 
Märkte  von  der  Holz-  und  Bord-Zufuhr  aus  der  Grafschaft  ausgeschlos- 
sen wurden ,  auf  denen  vorher  der  Zoll  erhöht  worden  war. 

Der  ausführliche  Artikel:  »Marckt,  holtz  vnnd  bortt  Ver- 
kouffens  vff  dem  ßhynn«.  enthält  nun  eine  ganz  detaillirte  Markt- 
und  Preis-Ordnung.  Für  jede  Sorte  ist  der  Preis,  um  welchen  sie  au 
jedem  Markt  oder  den  zwischenliegenden  Orten  verkauft  werden  darf, 
genau  bestimmt.  Die  Preise  scheinen  durchweg  Minimalpreise  zu 
sein,  wenn  auch  nur  an  einer  Stelle  gesagt  ist:  «heher  mag  einer 
wol  verkouffen«.  Als  Hauptmärkte  sind  genannt:  Steinmauren,  Germers- 
heini, Speyer,  Worms,  Dürkheim,  Oppenheim,  Mainz,  Bingen.  Was 
zwischen  zweien  dieser  Plätze  ausgethan  wird ,  muss  nach  dem  Tarif 
des  nächsten  Marktes  verkauft  werden.  Die  Tarife  sind  nicht  uner- 
heblich verschieden.    Z.  B.  dürfen  verkauft  werden: 


in  Germersheim 

in  Worms 

nii'nf    1  int  01'*  ^^^m 

in  Bingen 

lUÜ  Lange  gute  Bord      .     . 

7  11. 

8tl.  2  alb 

10  ti.  Halb 

„    Mittelbord      .... 

4  „   2  alb 

4  „    3   „ 

4„      7  „ 

„    Schwarten      .... 

2  „    1  ort  6  alb 

3  55    3    „ 

3  55      6   „ 

„    Montzer  (Mainzer)  Holz 

3     15        1       55 

■*    55                  55 

4       

^     55                      55 

„    Lauffersparren     .     .     . 

7„    1    „ 

9  „    1  ort 

11     5,           3      „ 

Wie  eingehend  sich  die  Ordnung  mit  dem  Verhalten  der  Schifter 
auf  den  Märkten  befasst  —  dafür  nur  ein  Beispiel:  »Zu  Worms  in  der 
Mess«  —  heisst  es  da  —  »und  anderswo  soll  es  von  den  Schiftern  und 
ihren  Knechten  also  gehalten  werden,  dass  ein  Jeglicher  bei  seinem 
Gut  Süll  bleiben  stehen  so  die  Kaufloute  kommen,  und  sollen  keinem 
Kaufmann  zurufen  oder  den  Bauern  entgegenlaufen ;  man  soll  sie  selbst 
lassen  hereinschauen  und  wann  sie  zu  Eines  Gut  kommen  und  das  an- 
tasten, feilschen  oder  vorstehen,  so  mag  dann  ein  Jeglicher  sein  Bestes 
fürwenden ,  Red  und  Antwort  geben.  Doch  soll  er  seinem  Nachbarn 
das  Seine  nicht  schelten,  pena  10  ft.« 

Der  Artikel  »Styllstand  halltten«  triftt  umständlich  Vorkehr 
dagegen ,  dass  auf  den  verschiedenen  Märkten  neugeftösstes  Holz  ver- 
kauft werde,  bevor  mit  früher  herangebrachten  von  derselben  Gattung 
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{:,'oräiimt  ist.  Es  sollen  chon  die.  Schüler  mit  doiii  ncuhcrangcbrachten 
Hol/  Stillstand  halten,  d.  h.  keinen  Handel  (!inf,'ehen,  bis  das  alte  völlig 
verkauft  ist.  Doch  können  sie  mit  ihrem  neuen  Holz  einen  anderen 
Markt  versuchen.  Auch  auf  dem  Trieh  soll  neu^etlösstes  Hol/,  nur 
unter  der  liedingun^'  verkauft  werden,  dass  es  der  Käufer  nicht  nach 
einem  iMarkt  fiihre,  wo  noch  altgeflö.sstes  Holz  derselben  Gattung  un- 
verkauft lagert. 

In  einem  besonderen  Artikel  sind  Strafen  festgesetzt  für  Den, 
welcher  von  einem  Anderen  Kleinhol/  oder  Kord  ohne  dessen  Wis.scn 
und  Willen  entlehnt  oder  nimmt. 

Unter  dem  Titel  »Kommer  llychttenx  ist  umständlich  be.schrie- 
ben,  wie  es  bei  der  Arbeit  des  Kunnnei--Kichtens'^j  gehalten,  wann  die- 
selbe vorgenonmicn ,  was  den  dabei  betheiligten  Arbeitern  ge/ahlt  und 
wie  die  AusInge  von  den  Scliiti'ern  wieder  beigezogen  werden  soll. 
Aehnlichcs.ist  in  dem  folgenden  Artikel  («Murg-Runimen« ,  d.  h. 
die  Klossstrnsse  auf  der  Murg  in  Ordnung  halten)  und  in  dem  weiter 
folgenden  («Esell  machen«,  d.  h.  die  Ilol/fänge  in  der  Murg  in 
Ordnung  bringen)  vorgesehen.  Alles  muss  immer  zur  rechten  Zeit  in 
Stand  sein.  Zur  Aufsicht  über  die  llolzfängc  sind  besondere  «EscU- 
meister«  gesetzt. 

Sehr  ausführlich  sind  ferner  die  Bestimmungen  über  das  «Flies send 
Holtz  zu  lenndcn«,  d.  h.  wie  es  zu  halten,  wenn  in  Folge  Hoch- 
wassers Flossholz  über  das  Ziel  hinweggeführt  wird.  Es  soll  dann  Jeder 
behülflich  sein  dürfen,  das  Holz  zu  landen  und  es  sind  die  Preise  fest- 
gesetzt, die  für  solche  Hülfe  gefordert  werden  dürfen.  Die  Zeichnung 
und  Zutheilung  des  gelandeten  Holzes  an  Die,  denen  es  gehört,  ge- 
schieht unter  Aufsicht  der  schifferschaftlichen  Behörden.  »Vnnge- 
zaychnet  Holtz«,  welches  in  der  Murg  gefunden  würde,  soll,  wenn 
nicht  Jemand  glnubhaft  macht,  dass  es  ihm  gehöre,  zu  Gunsten  der 
St.  Jakobs- Kirche  in  Genisbach  verwerthet  werden. 

i>B renn  hol  tz«  oder  »Flussholtz«,  »das  nit  nützlich  holtz«,  welches 
auf  der  Murg  geht,  kann  Jeder  nehmen  und  davon  so  viel,  als  er  auf 
ein  Mal  aufmachen  und  nach  Hause  führen  kann ,  nach  Hause  führen. 
Was  Einer  mehr  zeichnet,  als  er  mit  einem  Male  machen  und  nach 
Hause  führen    kann,    darauf  hat   er   kein    Recht.     Gezeichnetes  Holz, 

5)  Unter  „Kommer"  oder  „Kummer"  sind  durcli  das  Wasser  zusammengetriebene 
Klolzhaufen,  die  natürlicli  der  Fiösserei  unter  Umständen  sehr  liinderlich  wurden, 
zu  verstehen.  ,, Kummer  -  Richten"  oder  „Breclien''  lieisst  die  Trennung  solcher 
Haufen.  Jägersclimid,  Das  Murgthal,  besonders  in  Hinsicht  auf  Naturgeschichte 
und   Sfatislili.     Nürnberg  1800. 
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es  sei  welcher  Art  immer,  welches  bei  Hochwasser  in  der  Murg  treibt, 
hat  Niemand  ein  Recht ,  für  sich  zu  nehmen. 

Folgen  dann  noch  Verbote,  zerhauene  Balken  und  Missel,  die  auf 
der  Murg  treiben,  sowie  ^>Bletz«  (Blötze,  Stöcke)  an  sich  zu  nehmen, 
Erlen  auf  gewissen  Stellen  an  der  Murg  abzuhauen,  Weiden  (zum  Ein- 
binden der  Hölzer  in  Flösse)  zu  anderen,  als  den  dazu  geordneten 
Zeiten  zu  schneiden  und  an  die  Schiffer  zu  verkaufen. 

Endlich  ein  Artikel,  über.schrieben :  «Vierer  Wal,  Ayde  vnd 
Bevelch«  (Wahl,  Eid  und  Pflichten  der  vier  Hauptschiffer).  «Alle- 
wegen so  lang  dis  Ordnung  wert«  sollen  vier  Hauptschiffer  zur  Hand- 
habung der  Ordnung  und  anderen  Geschäften,  die  ihnen  aufgetragen 
werden,  gesetzt  sein.  Jedoch  sollen  alle  Jahre  nach  der  Rügung  die 
zwei  ältesten  ausscheiden  und  zwei  andere  an  ihrer  Statt  »getzogen« 
werden.  Folgt,  was  die  Vierer  im  Verpflichtungsakt  zu  beschwören 
haben.  Sie  sollen  ihres  Amts  getreulich  warten,  nicht  auf  ihren  eigenen, 
sondern  nur  auf  den  gemeiuen  Nutzen  sehen ;  sie  sollen  unparteilich 
und  unbestechlich  sein  und  bei  ihren  Handlungen  sich  nicht  von  Yoy- 
oder  Gegen -Eingenommenheit  leiten  lassen. 

Guthaben  und  Schulden  der  abtretenden  Vierer  sollen  in  die  neue 
Rechnung  übertragen  und  ihnen  gewährt  werden. 

Die  Vierer  sollen  in  Gemeinschaft  mit  den  beiden  herrschaftlichen 
Beamten  Alles  das  besorgen,  was  die  Ordnung  diesem  gesammten  Kol- 
legium auferlegt. 

Wer  von  der  Ordnung  Verwandten,  vor  dieses  Kollegium  geladen, 
ohne  Urlaub  nicht  erscheint,  ist  straffällig.  Zu  der  Stunde,  auf  welche 
die  Ladung  geschehen,  wird  «alsbald  die  Glock  geschlagen,  ein  lichtlin 
Inn  verordnetter  lengs  Anzindet«.  Die  Zeit,  während  das  Licht  brennt, 
bildet  die  Frist,  während  welcher  die  Geladenen  noch  erscheinen  dürfen. 
(Ein  viel  verbreiteter  Brauch!  In  Bremen  werden  noch  heute  Grund- 
stücke meistbietend  «bei  brennender  Kerze«  verkauft.) 

Die  Vierer  sollen  nach  gehaltener  Rügung  auch  mit  erkennen,  «ob 
einer  schadepar  oder  nit  vnd  desshalb  föUig  oder  nit  sey«. 

Die  Vierer  sollen  auch  ein  «vlcyssig  ernstlich  vttsehen  haben«  auf 
die  Sägmühlen,  ihr  Geschirr,  ihre  Modelle,  die  Teichlöcher,  die  Floss- 
wege. 

Jedem  von  den  beiden  Vierern,  welche  die  Rechnung  führen,  soll 
dafür  1  Gulden  gezahlt  werden. 

Den  zwei  jungen  Vierern,  welche  beim  Murgräumen  zugegen  sein 
müssen,  soll  S  ßFl  Tagelohn  gegeben  werden. 
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Die  alten  Vierer  .sollen  ^enau  unterrichtet  wftnien ,  wann  diese 
Arbeit  verrichtet  wurde  und  wie  lanf^e  sie  (,'edauert  hat. 

Hinter  dem  Arfikcd.  der  von  den  Vierern  handelt,  folgen  nun, 
ausser  dein  schon  analysirlrn .  die  Kiij^iing  betrettenden,  zwei  Schluss- 
Artikel.  Der  eine  ist  iiberschrieben :  »Ivertzen  halltten«  und  legt 
den  Vierern  die  Ptiicht  auf,  von  dem  «schiftergelt  so  an  die  Ordnung 
feilt« ,  acht  Standkerzen  »Inn  Redlicher  Form«  und  »zwo  brueder 
kertzemi  fertigen  zu  lassen,  und  diese  Kerzen,  welche  den  zwei  Gerns- 
bacher  Kirchen  zu  stiften .  bei  gewissen  feierlichen  Gelegenheiten  zu 
halten  und  vorzutragen.  (Dieser  Auflage  geschieht  in  der  neuen  Sch.-O. 
keine  Erwähnung  mehr.  Freilich  war  um  diese  Zeit  wohl  die  grössere 
der  beiden  Gernsbacher  Kirchen,  die  St.  Jakobskirche,  längst  nicht 
mehr  ausschlies.slich  zunr  katholischen  Gottesdienst  verwendet  worden; 
im  Jahre  1G4.5  schon  wurde  sie  ausschliesslich  der  protestantischen 
Gemeinde  überlassen.  Im  Jahre  1626  waren  auch  schon  viele  schiff"er- 
schaftliche  Familien  i)rotestantisch.  In  einem  bei  den  Akten  befindlichen 
Gutachten  aus  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  wird  erzählt, 
dass  schon  längst  die  Schiffer  sämmtlich  ihr  Domizil  in  Gernsbach  auf- 
geschlagen »wegen  der  allda  geduldeten  protestantischen 
Religion«.) 

Der  andere,  der  letzte  Artikel  der  ganzen  Ordnung,  ist  über- 
schrieben: »Puncten  zu  münde rn  zu  mern  oder  zu  Andern«. 
Veränderungen  an  der  Ordnung  vorzunehmen,  soll  Niemand  befugt  sein, 
als  die  Amtleute  und  die  Vierer.  Was  die  Mehrheit  dieses  Korpus 
beschliesst,  wird  gültig.  Bei  Stimmengleichheit  wird  verfahren,  wie  bei 
der  Rügung  für  den  Fall  vorgesehen,  dass  das  Korpus  über  eine  zu 
entscheidende  Angelegenheit  nicht  schlüssig  werden  könnte.  — 

So  viel  über  die  alte  Schifferordnuug ! 

Die  neue  Ordnung  fasst  sich  von  dem  Punkte  an,  bis  zu  welchem 
wir  sie  Artikel  für  Artikel  neben  der  alten  betrachtet  haben,  erheblich 
kürzer,  als  die  letztere.  Mag  nun  flie  Erfahrung  gezeigt  haben,  dass 
die  zu  grosse  Spezialisirung  eine  Quelle  vieler  Streitigkeiten  wurde, 
mag  sich  das  Bedürfuiss  einer  etwas  grösseren  Latitüde  geltend  gemacht 
haben ,  oder  mögen  die  Gemeinsherrschaften  gewünscht  haben ,  ihrer 
diskretionären  Entscheidung  das  Meiste  von  Dem  vorzubehalten .  was 
die  alte  Ordnung  unabänderlich  regeln  wollte.  Vielleicht  war  im  Ver- 
laufe der  Zeit  auch  Vieles  so  sehr  zur  Gewohnheit  geworden,  dass  man 
es,  als  selbstverständlich,  nicht  mehr  in  Gesetzesworte  fassen  zu  müssen 
meinte.     So  viel  ist  gewiss,   dass  die   neue  Ordnung  an   und  für  sich, 
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vielleicht  gerade  wegen  solcher  Verschweigungen,  weniger  leicht  ver- 
ständlich ist,  als  die  alte. 

»Wie  ain  Rheinschiffer  vnib  ain«  (von  einem)  »Wald- 
schiffer Kauffen  soll«  lautet  die  Ueberschrift  des  ersten  Artikels, 
dem  wir  hier  begegnen.  Ein  blosser  Preistarif  für  die  verschiedenen 
Holz-  und  Bordwaaren,  wie  sie  im  Handel  zwischen  Rhein-  und  Wald- 
schiffern vorkommen. 

Der  Artikel :  »M  a  r  c  k  d  e  r  A  c  h  s  s ,  H  o  1 1  z  v  n  d  B  o  r  1 1  K  a  u  f  f  s« 
belehrt  uns,  dass  auch  hier,  wie  in  der  alten  Ordnung,  höhere  Preise 
für  auf  der  Axe  zu  verführende,  als  für  Floss-Waare,  angesetzt  sind. 
Wird  solche  Waare  mit  Naturalien  («Korn  Kraudt«)  bezahlt,  so  sollen 
diese  zu  dem  Preise  angenommen  werden ,  zu  welchem  sie  auf  dem 
nächsten  Wochenmarkt  ungefähr  feil  sind. 

«Aussgeworffen  bösse  Bortt«  dürfen  nicht  etwa  (wie  dies 
vielfach  auch  jetzt  noch  vorgekommen  sein  muss)  von  den  Sägern  für 
ihre  Rechnung  verkauft  werden. 

Der  Artikel:  «Herren  Flötz  bestellen  Kauffen  vnd  ver- 
führen« behandelt  diesen  Gegenstand  ähnlich,  nur  kürzer,  als  der 
entsprechende  Abschnitt  der  alten  Ordnung.  Die  Gemeinsherren  be- 
dingen sich  für  den  Fall,  dass  sie  selbst  Herrenbord  kaufen  wollen, 
gewisse  Vorrechte  aus;  aber  es  ist  eine  Maximalgrenze  für  ihre  An- 
sprüche auf  Herrenbord  festgestellt. 

«Gesten  vnd  Frembden  zuo  Kauffen  zu eg eben  zuo 
Stainmauren«  ^).  Jedem  Rheinschiffer  ist  es  erlaubt,  sein  Holz  und 
Bord  zu  Steinraauren  seinen  Mitschiftern  oder  Fremden  in  Kauf  zu 
geben,  jedoch  nur  zu  dem  Preise,  »wie  die  Käuff  Jedes  Jahrs  gemacht 
werden«.  Wer  ein  Schißer  auf  dem  Rhein  ist,  der  soll  sein  Bord  auf 
der  Murg  keinem  anderen  Schiffer,  als  einem  Waldschiffer  zu  kaufen 
geben. 

«Fracht.«  Die  Fracht,  welche  ein  Rheinschift'er  auf  der  Murg 
oder  dem  Rhein  zu  fordern  berechtigt  ist,  soll  sich  danach  richten,  was 
in  dieser  Beziehung  «Vögtt,  Haubtschiffer  vnnd  Geschworne  Jeder  Zeitt« 
erkennen  wurden.  (An  die  Stelle  des  alten  ständigen  Tarifs  scheint 
also  die  Willkür  der  Vögte,  Hauptschiffer  und  Sechsgeschworeneu  ge- 
treten zu  sein.) 

»L i  e  f f e r  u  n  g  K  i  e  r u  n  g  v  n  n  d  V  n  d  e  r  K a u  ff  a u  f  d  e  r  M  u  r g.« 
Die  neue  Ordnung   führt  amtliche  Unterhändler  an.     Diese  sollen   zu 


6)  Die    gesperrt    gedrucklen  Salz  -  Anfänge   beileuten  die  Ueberschriften  der  Ar- 
tikel, welche  hier  auszugsweise  niitgetheilt  werden. 
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drei  oder  vier  für'.'-  ^mhzo  Jahr  »j^avogcn  vrid  gew()ldt<i  werden.  Die 
Unterhiindler  dürfen  auch  kidiren.  Der  Artikel  entliält  die  Vorschriften, 
nach  denen  diese  Einschät/un},^  in  die  verschiedenen  Klassen  (i>;,'uet 
bortt,  mittel  oder  verkorn  Ixtrtt«  u.  s.  w.j  bewirkt  werden  soll.  Wald- 
und  Rheinschifler  können  einander  liefern,  ohne  sich  eines  Unterhändlers 
zu  bedienen.  Werden  sie  über  die  Waare  mit  einander  iineins,  so  sollen 
die  Unterhändler  anf,^crufeH  werden.  Die  Unterhändler  werden«  jetzt 
im  Zeitlohn  (für  den  'Ia<^  i  ß  s  I'f.j  bezahlt. 

»Zeitt  iStett  vniid  Mass  Einbindcnss  vnd  au  ff  dem 
Rhein  fahren.«  Auch  in  diesem  Artikel  ist  als  ausschlie.^sliche  Frist 
für  das  Holz-  und  Hord- Einbinden  und  Verführen  die  Zeit  von  St. 
Gallustag  bis  Mitfasten  festgehalten,  dagegen  die  Eintheilung  dieser 
Erist  in  vier  Fahrten  aufgegeben.  Die  einzige  Zeitbeschräiikung  der 
neuen  Ordnung  (von  jener  Frist  abgesehen)  liegt  in  der  \'orschrift, 
dass  Niemand  länger  als  zehn  Werktage  hinter  einander  einbinden  solle. 
Von  jeder  Fahrt  soll  dem  Ilauptscliiffer  Anzeige  gemacht  werden ;  jeder 
Schiffer  soll,  was  er  einbindet,  nach  Gattungen  gesondert  einbinden 
und  verzeichnen ;  auch  über  das,  was  er  kauft  und  verkauft,  mit  seinen 
Verkäufern  und  Käufern  genaue  Rechnung  führen.  Folgen  noch  Be- 
stimmungen im  Betreff  der  Zoll-  und  Kosten- Verrechnung  für  den  Fall, 
dass  »zween  Ihr  Guett  underschiedlich  Eingebunden  betten,  vnnd  zuc 
Stainmauren  aneinanderhenkhten«  ,  also  für  den  Fall,  dass  Einer  für 
sich  und  einen  Anderen  beiden  gemeinschaftliches  Gut  in  einem  Floss 
verüösste. 

»Gemeiner  Holtzgewerb.«  Der  Artikel  enthält,  nur  in  an- 
derer Fassung,  die  nämlichen  Bestimmungen  wie  der  entsprechende 
der  alten  Ordnung. 

»Ha wer  Lohn.«  Dieser  Artikel  enthält  nicht  nur  einen  Lohn- 
tarif, sondern  auch  andere  Vorschriften  für  die  Waldhauer,  z.  B.  die, 
dass  jeder  sein  Waldzeichen  auf  Blöcher  und  Holz  schlagen  soll.  An- 
langend den  Lohntarif,  so  sind  hier  Stück-  und  Zeitlöhne  (wie  es  scheint 
zur  beliebigen  Anwendung)  angegeben.  Ein  Waldhaucr  soll  des  Tags 
3ß  6  Pf.  Fäll -Lohn  erhalten;  es  braucht  ihm  jedoch  keine  Zehrung 
gegeben  zu  werden,  und  es  heisst  dann  weiter:  »so  vier  Hawer  dess 
tags  nit  Baum  zue  100  Blöcher  feilen,  sollen  sie  obgeschriben  Lohn 
auch  nitt  verdient  haben.  (Es  scheint  also,  diese  Leute  haben  ent- 
weder eine  ausserordentliche  Gewandtheit  in  ihrem  Geschäft  gehabt, 
oder  für  ihre  Rechnung  Gehülfen  angenommen,  die  sie  von  ihrem  Tage- 
lohn mit  bezahlt.)« 

»Fuhr lohn.«     Damit  soll  es,    wie  bisher  üblich,   gehalten,   ein 
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Schiffer  aber,  der  mehr,  als  bisher  üblich,  Lohn  gäbe  »vnnd  also  die 
Löhn  erstaigen  wollte«,  mit  4  fl.  gestraft  werden.  Aber  auch  für  Ver- 
nachlässigungen Seitens  des  Fuhrmanns  sind  Strafen  gesetzt. 

» W  a  1  d  t  F 1  ö  t  z  e  r  vnnd  a  n  d  e  r  e  F 1  ö  t  z  e  r  löhn.«  Der  wesent- 
liche Theil  des  Artikels  ist  mit  dem  Tarif  der  Löhne  für  verschiedene 
Verrichtungen  ausgefüllt.  Nur  zuletzt  folgen  einige  andere  Vorschriften, 
z.  B.  dass  »kain  Waldtflözer  kain  Klainholz  mehr  von  der  Rinnstatt 
soll  hinwegflözen  so  den  Model  nit  hat«.  Er  soll  solches  Holz  auf  den 
rechten  Model  bringen. 

»Marckht  Holtz  vnd  Bortt  Kauffs  auf  dem  Rhein.« 
Der  Artikel  beginnt  mit  einem  Verzeichniss  der  Preise,  um  welche 
»Ain  hundert  Stückholtz«  auf  den  verschiedenen  Rheinmärkten  —  von 
Steinmauren  bis  Bingen  sind  dreizehn  Märkte  aufgeführt  —  verkauft 
werden  soll.  Die  Preise  steigen  in  sechs  Stufen  von  18  bis  auf  28  fl. 
Dann  folgt  ein  Tarif  der  Preise,  welche  auf  den  verschiedenen  Märkten 
»aussgesessenen« ,  d.  h.  nicht  ebersteinischen ,  vielleicht  auch  nicht 
schifferschaftlichen ,  Händlern  für  die  verschiedenen  Holz-Schnittwaaren 
abgefordert  werden  sollen.  Aber  der  Tarif  ist  nur  für  den  Markt  in 
Steinniauren  ausgefüllt;  bei  den  Namen  der  anderen  Märkte  fehlt  die 
Preisangabe  und  es  heisst  alsdann:  »Weil  diesser  Zeitt  wegen  dess 
Kriegsswessens  noch  kain  richtige  Ordnung  kan  gemacht,  wie  es  an 
Jedem  Marckh  auf  dem  Rhein  zue  geben,  soll  ein  Jeder  Schiffer  diesselbe 
so  guet  er  kan  ahn  vorgedachten  Marckhten  biss  auf  enderung  ver- 
kauffen«.  Eine  solche  Aenderung  scheint  später  nicht  eingetreten  zu 
sein.  Wunderbar  nur,  dass  für  »Ain  Hundert  Stückholtz*,  nicht  aber 
für  Bordwaaren  »ain  richtige  Ordnung«  konnte  gemacht  werden.  Folgen 
dann  noch  Vorschriften  zur  Wahrung  der  Ehrlichkeit  und  des  Rechts 
im  Handel.  Im  Ganzen  hält  sich  die  neue  Ordnung  gerade  in  diesem 
Artikel  ganz  erheblich  einfacher  und  allgemeiner,  als  in  dem  ent- 
sprechenden der  alten. 

»Stillst  an  dt  haltten.«  Wenn  es  sich  zeigen  sollte,  dass  die 
Märkte  überführt  wären,  soll  kein  Schiffer  alle  Waare,  die  er  überhaupt 
verführen  darf,  auf  ein  Mal  einbinden.  Wenn  dagegen  die  Nachfrage 
wieder  steigt,  soll,  was  früher  innebehalten  werden  musste,  zu  der  für 
Jeden  bestimmten  Summe  hiezu  eingebunden  und  verführt  werden. 

»L  e  h  e  n  h  0 1 1  z  0  d  e  r  B  0  r  1 1.«  Die  Bestinnnung  der  alten  Ordnung, 
nur  etwas  kürzer  gefasst.  Einem  Anderen  klein  Holz  oder  Bord  u.  dergl. 
ohne  sein  Vorvvissen  zu  entlehnen  oder  zu  nehmen,  ist  bei  Strafe  verboten. 

»Komm  er  richten.«  Ebenfalls  im  Wesentlichen  die  nämlichen 
Bestimmungen  wie  in  dem  entsprechenden  Abschnitt  der  alten  Ordnung. 
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Nur  (lass  hier  noch  besonders  vom  Kommerrichten  in  der  Rauh-  und 
Schmömünzach,  NebenHüssen  der  Min;.',  und  den  dafür  gebührenden 
Löhnen,  gehandelt  wird. 

•*Murg räumen."  Aucii  dieser  Artikel  führt  keine  we.sentliche 
Aenderung  ein. 

»Flotzweg  haltten  vnd  Hawen.*  Auch  die  Erhaltung  der 
Floss-Strasse  ist  nicht  eiiieblich  anders  geregelt,  wie  früher. 

(Die  Kosten  aller  in  den  vorstehenden  drei  Artikeln  genannten  Arbeiten 
werden  ^aus  dem  Oeltt,  so  Jährlich  in  die  Ordnung  gefällt«,  also  aus 
der  gemeinschaftlichen  Schifi'erschafts-Kasse,  gedeckt.) 

«F 1  i  e  s  s  e  n  d  H  o  1 1  z  z  u  o  1  ä  n  d  e  n. «  Wenn  in  Folge  Hochwassers 
Kleinliolz,  Bord  oder  Anderes  ungezeichnet  hinweggeschwemmt  wird, 
so  darf  nicht  etwa  Jeder  solches  Holz  beliebig  an  sich  nehmen,  sondern 
es  werden  gleich  nach  »solchen  giessen«  von  dem  Hauptschiffer  und  den 
Geschworenen  zwei  RheinschifTer  beauftragt,  das  hinweggeschwemmte 
Holz  zu  sammeln.  Ist  diess  geschehen,  so  wird  das  Holz  unter  Diejenigen, 
welche  nachweisen  können,  dass  ihnen  Holz  fehle,  nach  Billigkeit  ver- 
theilt,  nachdem  sie  den  sie  treffenden  Kostenantheil  entrichtet  haben. 
Wer  nachweisen  kann,  dass  gewisse  Hölzer  unter  den  aufgefangenen 
ihm  gehören,  der  erhält  das  Seinige  zurück. 

Holz,  welches  so  weit  hinabgeschwemmt  ist,  dass  man  es  nicht  wieder 
murgaufwärts  bringen  mag,  wird  für  Rechnung  derer,  denen  es  gehört, 
verkauft,  oder  »zue  Cuppenhaim«  (schon  ausserhalb  der  Grafschaft  Eber- 
stein, nahe  am  Zusammenfluss  der  Oos  und  der  Murg  gelegen)  >'Iun 
gemain  verseegt«. 

»Brenholtz.«  p]s  soll  »Inu  güessen«  (bei  Hochwasser)  Niemand 
ungezeichnetes  Holz  zerhauen  und  hinwegführen. 

«Zerhawen  Bio  eher  oder  zerhawen  Holtz.«  Auch  soll 
Niemand  sonstiges  Holz  ohne  Erlaubniss  des  Schiffers  aus  dem  Wasser 
nehmen.  Der  Artikel  setzt  Fristen  für  die  Hinwegräumung  des  in  Folge 
Hochwassers  über  Rothenfels  (ein  Ort,  der  in  dem  i.  J.  136G  der  Markgraf- 
schaft Baden  zugefallenen  Theile  der  Grafschaft  Eberstein  liegt,  und 
wegen  einer  dort  bestehenden  herrschaftlichen  Sägemühle  in  den  Akten 
sehr  viel  genannt  wird)  hinaus  geschwemmtes  und  auf  dem  Lande 
liegen  gebliebenes  Holz. 

»Holtzbeden  Inheben.«  Es  ist  bei  Strafe  verboten,  einem 
Schiffer  Holzböden  oder  anderes  Kleinholz  ohne  seine  Erlaubniss  vorzu- 
enthalten oder  aus  dem  Wasser  zu  nehmen.  Auch  das  Hinwegnehmen 
der  verschiedenen  Hölzer  an  Mühlen  oder  Flussbauten,  )Him  darauf  Zue 
fahren  oder  damitt  abzueschlagen«  (also  wohl,  um  es  zur  augenblick- 
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liehen  Wegebesserung  oder  zu  Schutzwehren  zu  benutzen)  ist  bei  Strafe 
verboten. 

«E  h  r  1  i  n  A  b  h  a  w  e  n.«  Das  Abhauen  von  Erlen  und  anderen  Bäumen 
an  gewissen  Stellen  des  Murgufers  ist  bei  schwerer  Strafe  untersagt  — 
aus  Gründen,  die  ohne  Weiteres  klar  sind.  Bei  Hochwasser  bildete 
solches  Gehölz  treffliche  Holzfänge. 

«Wiedtmachen.tt  Das  Abhauen  der,  zum  Einbinden  der  Flösse 
unentbehrlichen,  Weiden  wird  auf  eine  gewisse  Jahreszeit  beschränkt. 
Der  Artikel  regelt  zugleich  den  Handel  mit  Weiden  und  anderem  »Ge- 
schürre«,  welches  bei'm  Flössen  gebraucht  wird.  — 

Fast  bei  jedem  Artikel  der  alten  wie  der  neuen  Ordnung  sind 
Geldstrafen  angesetzt,  welche  den  Uebertreter  treffen  sollen.  In  der 
neuen  Ordnung  heisst  es  aber  in  einem  besonderen  x\bsatze:  »Wofern 
ainicher  Inn  ainem  oder  mehr  Puncten,  dieser  Ordnung  eingeleibt,  buss- 
fellig  vnnd  strafbar  wirde,  Aber  die  verfallen  pön  an  Geltt  Zue  bezahlen 
nitt  vermöchte,  der  soll  dafür  Im  Thurn  nach  Innhalts  der  Landts  Ordnung 
gestrafft  werden«. 

Folgt  nun  der  schon  analysirte  Artikel  über  die  Rügung  und 
dann  der  folgende  Schlusssatz: 

«Wir  behaltten  auch  vnnss  vnnd  Vnnssern  Erben  vorauss,  dise  obge- 
schribne  Ordnung  vnnd  Articul  alle  oder  ainsthailss  zue  mindern,  Zue 
mehren  vnnd  Zue  ändern  wie  vnnd  wan  vnnss  die  Künfftiglich  zue  willen 
Nuz  vnnd  nottürfftiglich  bedunckhen  würdt. 

Nicht  wenigerss  wollen  wir  auch  dass  Inn  denen  Jehnigen  puncten 
derentwegen  Inn  disser  Ordnung  nit  ausstruckhliche  versehung  geschehen, 
voriger  Alter  Ordnung  nachgegangen  werde.« 


Die  Schifferordnungen  geben  ein  ungefähres  Bild  des  Holzgewerbe- 
betriebs. Das  von  den  Waldhauern  in  schifferschaftlichen  oder  anderen 
Waldungen  gehauene  Holz  wurde  in  ein  gewisses  Modell  gebracht,  mit  dem 
Eigenthumszeichen  verschen,  dann  entweder  zum  Versagen  an  die  schiffer- 
schaftlichen Sägemühlen  und  von  da  nach  Steinmauren,  oder  gleich  vom 
Platze  des  Einwerfens  unverarbeitet  nach  Steinmauren  geflösst.  Hier 
kam  es  aus  der  Hand  der  Wald-  in  die  der  Kheinschiff'er.  Hier  wurden 
die  Murg-  in  Rhein-Flösse  verwandelt.  Die  Rheinschiffer  brachten  das 
Holz  an  die  Rheinmärkte  —  für  eigene  Rechnung  (wie  es  scheint)  nicht 
weiter  als  bis  Bingen. 

Die  Schifferordnungen  belehren  uns  ferner  über  die  Verfassung  des 
Holzgewerbes,  wenn  von  einer  solchen  überhaupt  die  Rede  sein  kann; 
über  das  Verhältniss  der  Gemeinherrschaften  zu  der  Schifferschaft,  über 
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(las  Personal  der  letzteren,  über  ihre  selbbtgewühlten  Vorstände  und 
deren  Funktionen. 

Aber  wir  erf'tilnen  aus  den  Sdiifferordnunf^cn  nichts  darüber,  welche 
der  darin  genannten  Personen  etwa  Antheil  an  geineinsclial'tliclieni  Ver- 
mögen hatten,  worin  diese  Antheile  bestanden,  wie  sie  erworben  wurden. 
Die  ötlentlich  rechtlichen  Befugnisse  der  Gewerlisverwiindten  werden 
uns  aus  den  Ordnungen  klar,  nicht  aber  die  privatrechtlichen.  Und 
das  ist  freilich  der  Punkt,  über  welchen  auch  aus  anderen  Quellen  nicht 
völlige  Klarheit  zu  erlangen  ist.  Indess  niuss,  so  gut  es  eben  angeht, 
auch  dieser  Punkt  beleuchtet  werden,  und  das  geschieht  am  besten  an 
dieser  Stelle. 

Ob  und  inwieweit  etwa  einzelne  unter  den  in  den  Ordnungen  ge- 
nannten Verwandten  des  Gewerbs,  ob  und  inwieweit  etwa  die  Wald-  und 
die  Uheinschifter  an  gemeinschaftlichem  Eigenthum  ausschliesslich  be- 
theiligt waren,  vermag  ich  nicht  zu  ermitteln.  Wenn  und  wo  die  ge- 
meinen Murgschitfer  als  eine  Art  von  Korporation  gemeinsam  auftreten, 
ist  ihrer  immer  nur  eine  geringe  Zahl;  aber  unter  ihnen  findet  man 
solche,  deren  Namen  bald  als  Wald-  bald  als  Rheinschifter  gleichzeitig 
auftreten,  nicht  aber  solche,  die  zugleich  Säger,  oder  Hauer,  oder  Knechte 
wären.  Das  am  Gemeingut  betheiligte  schifferschaftliche  Korpus  bestand 
—  so  kann  man  annehmen  —  aus  einer  kleinen  Zahl  von  Berechtigten. 
Diese  aber  verwertheten  ihre  Antheile  bald  als  W^ald-.  bald  als  Rhein- 
schiffer; alles  andere  in  der  Ordnung  genannte  Personal  gehörte  zu  dem 
Dienst-  und  Hülfspersonal  des  Holzgewerbes. 

Die  Antheile  der  Berechtigten  hiesseu  Schiffer  bände  1.  Ein 
solcher  Schifferhandel  bestand  aus  Antheilen  an  Waldungen,  an  Säge- 
mühlen und  aus  Bordschnittsgerechtigkeiten,  d.  h.  dem  Rechte,  an  einer 
oder  mehreren  der  gemeinschaftlichen  Sagemühlen  eine  gewisse  Anzahl 
Bord  schneiden  zu  lassen. 

Die  Schifferhändel  wurden  erworben  durch  Kauf, 
Tausch,  Erbschaft,  Schenkung.  Man  konnte  sie  verpfän- 
den, verleihen.  Die  Schifferhändel  war  nicht  gleich,  son- 
dern verschieden  gross.  Es  bestand  hinsichtlich  der 
Schiffe rhändel  das  Retrakts-  oder  Loosungs recht.  Lehen 
waren  die  Schifferhändel  nicht.  Schifferhandelsüber- 
tragungeB  mussten  amtlich  bestätigt  und  in  ein  öffent- 
lich geführtes  (in  Gernsbach  im  Rathhause  aufliegendes)  »Gewähr- 
b u ch«  e i n g e t r a g e n  w e r d e n.  D e r  R a t i f i k a t i o n  eines  Kauf- 
vertrages folgte  ein  Weinkauf. 
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1)  Die  Schifferhäudel  wurden  erworben  durch  Kauf 
u.  s.  w.  Es  mögen  hier  einige  solche  Käufe  augeführt  und  ein  Kaufbrief, 
deren  sich  viele  in  den  Akten  finden,  wörtlich  mitgetheilt  werden. 

Am  28.  Januar  1692  verkauft  Valentin  Krieg  an  Philipp  Jacob  Käst 
«all  sein  bordts-  und  schiflfergerechtigkeit  sammt  allen  waltungen,  wie 
solches  in  sein  —  Kriegen  —  inventario  specifice  beschrieben,  um  drey- 
hundert  und  zehn  gülden«.     Verkäufer  trägt  alle  Amtsunkosten. 

Am  9.  Dezember  1702  verkauft  Georg  Friedrich  Krieg  an  Johann 
Jacob  Ettlinger  «den  von  sein,  Kriegen,  Vatter  seel,  Bernhardt  Kriegen, 
herrührenden  schifferhandel  lauth  newen  seegniühl  Büchleins  bestehendt 
autfrechtund  niedergefallenen  in  summa  in  dreyzehntaussend  dreyhundert 
siebenzig  und  zwey  bordtschnittsgerechtigkeiten  samt  darzu  gehörigen 
Zeichen  und  Waldtungen  (die  Käuffer  in  seinen  Kosten  «»selbes  zu 
suchen««  und  richtig  zu  machen  hat  .  .  .  .  ) ;  darneben  über- 
nimmt Käuffer  alle  vor  und  nach  des  Erkäuffers  todt  bis  dato  des  Kauffs 
auff  den  Handel  gekommene  onera  (als  bau-,  schiffer-,  Bugs-  und  andere 
Kosten)«. 

Im  Jahr  1709  verkaufen  Heinzmanns  Erben  an  Ludwig  Daniel 
Schickhardt  «16347  auffrechte  und  niedergefallene  gerechtigkeiten  sammt 
denen  dazu  gehörigen  Waldungen,  zeichen,  rechten  und  gerechtigkeiten, 
gesuchten  und  ungesuchten,«  für  408  fl.  40  Xr. 

Am  25.  Februar  1719  verkauft  Heinrich  Friedrich  Weiler  an  Hein- 
rich Jacob  Ettlinger  «auff  dem  wassergang  der  Haaselbaclier  secgmühlen 
die  noch  in  besitz  gehabte  1350  auffrechte  gerechtigkeiten  für  frey,  ledig 
und  eigen«  um  135  tl. 

Am  30.  Ai)i'il  1768  verkauft  Franz  Anton  Dürr,  Bürger  und  Schiffer 
zu  Hördten,  an  Anton  Uindenschwender,  herrschaftl.  Schultheisscn  zu 
Gaggenau  und  dessen  Erben  seinen  »Eigenthümblichen  halben  Schiffer- 
handel sambt  dem  dazu  gehörigen  halben  Theil  an  Seegmühlen,  Waldungen, 
Zeichen,  Hecht  und  Gerechtigkeiten.«  Der  ganze  Schifferhandel  besteht 
aus  93,226  Bordschnittsgerechtigkeiten.  Davon  bekommt  Käufer  14,656 
Bordschnittsgerechtigkeiten  an  anflechten  und  31,957  an  niedergefallenen 
Sägemühleu.  Wegen  der  Waldungen  beruft  sich  der  Verkäufer  auf  das 
Waldlochbach  von  1663.  Der  Kaufpreis  befragt  14000  H.  (Dieser  Handel 
giebt  zu  einem  langwierigen  Prozess  Anlass.) 

Am  12.  Mai  1775  wird  von  der  Wittwe  Tschaizkeny  deren,  in  Vr 
des  Schickard'schen  Schitferhandels  bestehende  Gerechtigkeit,  welche 
1789  aufrechte  und  3368  niedergefallene  Bordschnittsrechte  und  zubc- 
hörige  Waldungen  umfasst,  für  233011.  an  den  Oberscluiltheissen  Uinden- 
schwender in  Gaggenau  verkauft. 

XV.  .  '  4 
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Ein  Kaufbrief  übür  einen  solclien  Schifferhandel  lautet  im  Jahr 
1722  —  die  Formen  haben  sich  überhaupt  nicht  wesentlich  verändert  — 
folgendcrmaasen : 

'>Kund  und  zu  wissen  seye  hiermit  jedermünnigiich,  dass  Vermüj,' 
eines  am  23.  Januar  1721  aufgcriciiteten  und  Beederseiths  subscribirten 
interims  jiroject  zwischen  S.  T.  Herrn  Elias  Anchvas  Sjirenger  u.  s.  w.,  als 
Käufl'ern  ahn  einem  und  S.  'J\  Herrn  Juhann  Ad()l])h  Stephani,  als  Ver- 
kauftem, am  anderen  Theilc  ein  auftVechter ,  redlicher  und  ohnwider- 
ruft'licher  Schifferhandels-  sambt  dazu  gehörigen  Waldungen -Kauffs- 
contract,  wie  dieser  in  bester  Form  Rechtens  beschehen  und  solchem 
nach  vor  allen  Kichtern  und  gerichten,  sonderlich  aber  dieser  gemein- 
schaftlichen Stadt  Gernsbach  sowohl  in  Kaufi"-  als  schifierhandels-  und 
schifiergerechtigkeits-Sachen  obhandenen  Statuten  und  üblicher  Observanz 
am  Kräti'tigsten  und  "sichersten  bestehen  kann,  soll  oder  mag,  wissent- 
lich, wohlbedächtlich  und  nach  eingenohmencr  allerseiths  nöthiger  voU- 
konmienen  Information  verabredet  und  beschlossen  worden  sey,  wie  denn 
solches  alles  in  allen  stücken  hiehero  wiederholet  und  neben  dem  was 
zu  ein  und  anderer  näheren  Information  und  raehreien  Sicherheit  ferner 
beygebracht  worden,  in  gegenwärthiges  formlich  und  verbindlich  ge- 
fertigtes Kautfsinstrument  eingetragen  worden ,  diesem  nach  verkauffet 
gemelter  Herr  Stephani  ihme  Herrn  Sprenger  Jenig  ihme  von  dem 
hiesigen  Schiffer  Philipp  Lorenz  Kasten  vormahls  verhypothecirten, 
nachmahls  aber  wegen  aufigeschwollenen  interesse  von  beeden  gnädigsten 
Herrschafften  Inhalt  derer  deswegen  vorhandenen  decreten  in  solutum 
zuerkannt,  auch  durch  amtliche  immission  in  possession  genohmenen 
Schifferhandel  sambt  zugehörigen  Waldungen  theils  von  dem  Herrn  von 
Gronsfeld,  theils  aber  von  sein  des  Philipp  Lorenz  Kasten  sei.  Alt 
Vatter  herrührend  sambt  denen  dazu  gehörigen  Zeichen,  Recht  und 
gerechtigkeiten  wie  solches  gemelter  Herr  Graff  und  nach  ihme  des 
Herrn  Herzogs  zu  Würtemberg  Friedrich  Carl  Hochfrstl.  Durchlaucht, 
letztens  aber  gemelter  Philipp  Lorenz  Käst  inne  gehabt,  auch  wie  die- 
selbe durch  obrigkeitl.  autorität  wohlgemeltem  Herrn  Stephani  zu- 
gesprochen und  eiugeraumet,  von  ihme  besessen  und  benutzt  worden, 
für  frey,  leedig,   ohnverpfändet ,   ohnbekümmert  und  Recht  eigen.     Zu 

dessen  Urkund  ist  dieser  Kauff  Brieff  von  einem  wohllöbl gemein- 

schaftl.  Ambt  ....  Krafft  Hochfürstl.  Befelchen  ratificirt,  unterschrieben 
und  corroboriret  worden  (Jedoch  allerseiths  ohne  Schade)  u.  s.  w.« 

Bei  den  Akten  finden  sich  auch  viele  Schilferhandels-Uebertragungs- 
und  Zessions- Urkunden,  welche  andere  als  Kaufgeschäfte  zur  Grund- 
lage haben. 
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So  überträgt  im  Jahre  1738  Ludwig  Daniel  Schickart  seinem  Tochter- 
mann, Benjamin  Friedrich  Jegcr  zu  Eigenthum  einen  »Viertel  Secg- 
gang  ad  1600  Gerechtigkeiten  sambt  zu  gebrauchendem  Schifferzeichen«. 
(Wahrscheinlich  Schenkung  unter  Lebenden.) 

Markgraf  Ludwig  Georg  von  Baden  hatte  im  Jahre  1745  den  sog. 
Goll'schen  Schifferhandel  der  gesanimten  Schifferschaft  und  insbesondere 
dem  Schiffer  Jäger  »ausgelösset«  (s.  w.  u.),  dann  denselben  den  Schiffern 
Anton  Mössner  und  Anton  Dürr  übertragen,  sodann  aber  iiin  wieder 
übernommen,  und  zedirt  ihn  nun,  im  April  1760  auf  den  Schiffer 
Jäger  »vor  frey  ledig  und  ohnentgeldlich  zu  Einem  wahren  Eigenthum«. 
»Und  sezen«  —  heisst  es  dann  weiter  in  der  Urkunde  —  »benannten 
pp.  Jäger,  Seine  Erben  und  Nachkommen,  daran  in  leibliche  Possession 
ruhig,  nuzlich  und  gewehr,  dergestalten  und  also,  dass  Er  und  Seine 
Erben  Solchen  Handel  mit  Waldungen  nach  dem  Lochbuch ,  aufrecht 
und  Niedergefallenen  Seeg  Gerechtigkeiten  gleichwie  Serenissimus  und 
in  Höchstdero  Namen  Anthoni  Moessner  und  Anthoni  Dürr  Selbigen 
bis  dato  inne  gehabt ,  genuzt  und  genossen ,  nun  fürohin  auch  ge- 
ruhiglich  innen  haben,  als  Ein  wahres  Eigenthum  nuzen,  niessen,  ver- 
leihen, ver sezen,  verkauffen  und  in  alle  anderen  Weeg  damit 
handeln ,  schaffen ,  walten ,  thun  und  lassen  sollen  und  mögen  als  mit 
ihrem  eigenthümlichen  handel  und  Güthern  wie  und  was  sie  wollen«. 

Im  Jahre  1771  zedirt  Johann  Georg  Katz  Vater  auf  Johann  Ca- 
simir Katz  Sohn  von  seinem  Weiler'schen  Schifferhandel  3660  aufrechte 
und  3812  niedergefallene  Gerechtigkeiten. 

Eine  weitere  solche  Zession,  wovon  die  Akten  melden,  datirt  aus 
dem  Jahre  1801. 

Schon  aus  dem  Wortlaute  der  vorhin  zitirten  Zessions- Urkunde 
geht  hervor,  dass  Schifferhändel  verliehen,  versetzt,  verpfändet  werden 
konnten. 

In  einer  aus  dem  Jahre  1688  datirten  an  die  Regierung  des  Hoch- 
stifts Speyer  gerichteten  Beschwerde  der  Schifferschaft  erzählen  die 
Beschwerdeführer,  dass  von  einem  Grafen  von  Gronsfcldt  erkaufte  9000 
Bordschnittsgerechtigkeiten  »in  das  Kastische  Allmosen  verhypothe- 
cirt«  gewesen  seien,  d.  h.  dass  der  Kast'sche  Almosenfond  dem  früheren 
Eigenthümer  jenes  Handels  ein  Darlehen  gemacht  und  sich  den  letzteren 
dafür  habe  verpfänden  lassen.  Von  einer  Verhypothczirung  ist  ja  auch 
in  dem  oben  vollständig  mitgetheilten  Kaufbriefe  die  Rede. 

In  einer  sehr  ausführlichen,  von  einem  badischen  Hofrath  de  Hauer 
verfassten  Prozessschrift,  auf  die  ich  noch  zu  sprechen  komme,  ist  aus- 
geführt,  dass   Mai-kgraf  Georg  Friedrich   von   Baden   dem   Jacob  Käst 
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seinen  Schifferhandel  auf  die  Jahre  1000  bis  KiOG  gegen  einen  jähr- 
lichen Zins  von  1000  fl.  verpachtet  und  diese  Verpachtung  dann  bis 
Ui22  prolongirt  habe.  — 

Es  ist  im  Vorhergehenden  vielfach  davon  die  Rede  gewesen,  dass 
die  Substanz  eines  Scliifierhandels  aus  Antheilen  an  Waldungen  und 
aus  Bordschnittsgereclitigkeiten  bestanden  habe.  Diese  Angabe  bedaif 
einiger  Erläuterungen. 

In  einem  bei  den  Akten  befindlichen,  trefflich  geschriebenen,  Ilechts- 
gutachten,  welches,  wie  es  scheint,  i.  J.  1802  verfasst  ist,  heis.st  es: 
»Kein  Schiffer  hat  seinen  eigenen  Distrikt  Wald  allein ;  so  hat  z.  B.  an 
diesem  Schifferwald  Käst  2  Theil,  Weiler  1  'J'heil,  Ettlinger  '/z'^h^»'- 
Diese  heissen  in  der  herkömmlichen  Benennung  ganze,  halbe  und  vier- 
tel Schifferhändel,  welche  von  Hand  zu  Hand  als  ein  eigenthümliches 
Recht  und  Nahrungsgewerb  verkauft,  vertauscht,  vererbt  und  ver- 
schenkt werden.* 

lieber  denselben  Gegenstand  lässt  sich  ein  bei  den  Akten  befind- 
liches, schon  einmal  erwähntes,  Promemoria  aus  dem  Jahre  177G 
fülgendermaasen  aus:  »Die  Schifterschaft  in  dem  Murgthale  hat  sehr 
viele  gross  und  weitläufige  aigenth  um  liehe  Waldungen,  welche 
zwar  in  den  Loochbüchern  beschrieben  und  in  360  Stück  getheilet 
seynd,  deren  Innhalt  aber  niemahlen  bekannt  gewessen.  Solche  sind 
mehrestentheils  gemeinschafftlich  und  wird  das  zu  Säg- 
klötzen von  Zeit  zu  Zeit  darinnen  hauende  Holz  von 
denen  Rottmeistern  pro  rata  deren  Theilhaberen  unter- 
einander vertheilet,  gehauen  und  jedem  T  heilhaben  den 
Schiffer  mit  seinem  führenden  Zeichen  beschlagen,  wo- 
1- a n  s e  1  b e s  j e  und  a  1 1  e r  Z e i t  erkennet  und  an  die  Schneid 
Mühlen  gebracht  wird.« 

In  einem  anderen,  bei  denselben  Akten  befindlichen  Promemoria 
ist  der  Plan  einer  Aenderung  der  Verfassung  der  Schifferschaft  kritisirt, 
und  es  heisst  da  gelegentlich:  »Die  grösste  Hindernuss  dieses  Projectes 
ist  wohl  die  sehr  grosse  Ungleichheit  derer  W^a  1  d  u  n  g  e  n , 
da  einige  noch  ziemlich  viele  Tannen  haben,  andere  hingegen  aus- 
gehauen sind ,  folglich  diese  jene  indemnisiren  müssen.  Z.  B.  haben 
die  »»Weilerische««  Thcilhabcr  86,000  Gerechtigkeiten  und  hauen  seit 
langer  Zeit  her  in  ihren  Waldungen  beständig  jährlich  4500  Klotz,  die 
»»Dürrische««  hingegen  mit  ihren  92,000  Gerechtigkeiten  hauen  jähr- 
lich nicht  mehr  als  höchstens  2000  Klotz,  folglich  weniger,  als  die 
Weilerischen,  2500  Klotz.« 

Aus  dieser  Bemerkung  geht  hervor  einmal,  dass  die  Antheile  der 
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Schiffer  sehr  verschiedenartig,   und  dann,   dass  mit  den  Waldantheilen 
stets  Bordschnittsgerechtigkeiten  verbunden  waren. 

Im  Betreff  dieser  Bordschnittsgerechtigkeiten  heisst  es  in  dem  vor- 
her zitirten  Promemoria:  »Die  gesamrate  Schifferschaft  besitzet  in 
Summa  Summarum  360,800  Gerechtigkeiten.  Diese  bestehen  in  128,000 
Aufrecht  und  232,800  niedergefallenen.  Eine  Gerechtigkeit 
heisst  ein  Borth  Schnitt.  Aufrecht  seynd  die  Sägmühlen,  welche 
würklichen  stehen;  niedergefallene  jene  Platz,  worauf  eine 
Schiff  er  Schaft  pracvio  consensu  Gnädigster  Herrschaft 
mehrere  zu  erbauen  berechtigt  ist.  Die  Antheil  Bortschnilts- 
gerechtigkeitten  eines  jeden  Schiffers  auf  einen  jeden  Gang  deren  Schneid 
Mühlen  seynd  in  einem  Loosszettul  beschrieben,  wornach  die  in  Pflichten 
genommene  Seegere  keinem  mehr  noch  weniger  als  seine  Belrefnus 
schneiden  sollen.    Z.  B.  - 

Schillen  -  Mühl  Mittelgang  hat  Gerechtigkeit  6400. 
Davon  gebühren: 

1)  dem  Dürr 3765 

2)  „      Käst 1002 

3)  „     Kaz 141 

4)  „     Jäger 234 

5)  denen  Ettlingerschen  Erben    .     .     .      545 

6)  dem  Schickard 713 

6400 
Außrechte  eigenthümliche  Schneid  Mühlen   der  Schifferschaf!!  auf  der 
Murg  sind  dermahlen«  (i.  J.  1776)  »9,  die  hiernach  bey  der  Dürrischen 
Betrefnuss-Beschreibung  benennet  werden.«     Das  Gutachten  führt  dann 
weiter  aus,   wo  diese  Mühlen  liegen,   wie  viele  Gänge  sie  haben,   und 
dass  bei   ihrer  sieben  auf  jedem  Gang   6400   Gerechtigkeiten  ruhen, 
während  bei  zweien  auf  jedem  Gange  nur  3200  Gerechtigkeiten  ruhen. 
In   einer  bei  den  Akten  befindlichen  Klagschrift  aus  dem  Jahre 
1747  finde  ich  ein  diese  Angaben  näher  erläuterndes  Dokument,  näm- 
lich  die  Abschrift  einer   aus  dem  Jahre    1703   datirenden   Aufstellung 
über   die   auf  den  schifferschaftlichen  Mühlen  gangbaren  Bordtschnitts- 
gerechtigkeiten ,   wie  solche  nach  Maasgabe  der  Schifferordnung  damals 
verloüst  worden  sind.    Die  Mühlen  und  Gänge  sowie  die  Namen  der  In- 
teressenten und  ihre  Gerechtigkeiten  sind  hier  einzeln  aufgeführt,  z.  B. 
»Schi eiff mühl,  3  Gang. 
1.  Landgang. 
No.  1.    Johann  Nicl.  Weyller  d.  Jung   .     .     .     2425  }  ^ 
„     2.     Heinr.  Er.  Weyller 3975  i  ' 
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2.  Mittelgang. 

No.  1 ) 

:  [  6400 

7 ) 

3.  Wassergang. 

No.   1.     Jacob  Rollwagen   und   Michel  Schäffer,  > 

Jeder  zur  Hälfte '■'^^(^iAn 

„     5.    Johann  Ludw.  Dan.  Scliickardt   .     .     .     471  ! 

Die  Summen  rechts  betragen  bei  jedem  (iang  immer  6400,  nur 
bei  zwei  Gängen  blos  3200.  Die  Summe  aller  aufrechten  Bordschnitts- 
gerechtigkeiten betrug  nach  dieser  Aufstellung  17  x  6400=:  108,800. 
Diese  vertheilten  sich  unter  11  Interessenten. 

Die  verschiedenen  an  einer  Mühle  Berechtigten  können  die  ihnen 
zustehende  Zahl  Borde  nur  in  einer  gewissen  Reihenfolge  sägen  lassen. 
Erst  wenn  der  Letzte  befriedigt  ist,  hat  der  Erste  wieder  Anspruch 
auf  die  Mühle;  es  sei  denn,  dass  die  nach  der  Reihenfolge  Nächst- 
berechtigten gerade  nichts  zu  versagen  vorräthig  hätten. 

Die  niedergefallenen  Gerechtigkeiten  werden  immer 
mit  als  Besitz-Objekt  aufgeführt,  weil,  wo  die  Schifierschaft  berechtigt 
ist,  eine  Mühle  zu  errichten,  sie  eben  eine  solche  jederzeit  zu  bauen 
beschliessen  kann,  und,  wenn  sie  dies  beschliesst,  die  niedergefallenen 
Gerechtigkeiten  der  Interessenten  an  diese  Mühle  in  aufrechte  sich  ver- 
wandeln. 

Nach  einem  bei  den  Akten  befindlichen  Protokoll  aus  dem  Jahre 
1700  war  die  Schifferschaft  damals  eingetheilt  in  323,23872  »eigen- 
thümliche  Bordschnittsgerechtigkeiten«,  34,478  »Interessenten- Hand- 
lungen« (?)  und  5527  »prätendirte  Handlungen,   so  aber  nicht  liquid«. 

Das  Waldeigenthum  der  Schifferschaft  —  um  hierauf 
noch  einmal  zurückzukommen  —  war  weder  ganz  unbeschränkt,  noch 
ganz  gesichert,  ebenso  wie  es  weder  vermessen,  noch  auch  nur  ganz 
klar  der  Lage  nach  gebucht  war.  (Aus  einer  oben  zitirten  Kauf-Urkunde 
geht  ja  hervor,  dass  der  Verkäufer  dem  Käufer  überliess,  die  erkauften 
Waldungen  auf  seine  Kosten  selbst  zu  suchen.)  Schon  im  Jahre  1738 
war  badischerseits  der  Schifferschaft  (mit  Rücksicht  auf  »die  wildtbann 
vnd  Jägerei«)  verboten  worden,  in  ihren  eigenen  Waldungen  Holz  zu 
fällen  und  zu  verkaufen  ohne  Anweisung  eines  herrschaftlichen  Jägers. 
Als  die  Gemeinsherrschaft  Speyer  hiergegen  protestirte ,  kümmerte  sich 
Baden  um  diesen  Protest  nicht.  Im  Jahre  1745  beschwerte  sich  die 
Schiflferschaft,  dass  die  herrschaftlichen  Jäger  in  den  Schifferwaldungeu 
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Holz  anweisen.  In  dem  hierauf  erfolgenden  Reskript  erklärt  der  Mark- 
graf, diese  Holzanweisung  erfolge  aus  forstpolizeilichen  Gründen  und 
nach  der  Forstordnung,  die  »weit  älter  sei,  als  die  Schifterordnung 
und  die  schifterschaftlichen  Privilegien« !  Auch  ersieht  man  aus  dieser 
Beschwerde,  dass  ein  fürstl.  badischer  Kammerrath  und  Kammerproku- 
rator Kugler  »viele  10,000  Missel  in  schiff'erschaftlichen  Waldungen 
habe  schlagen  lassen ,  dabei  der  Wald  ruinirt  und  den  Schiffern  kein 
Heller  bezahlt  worden«  sei ,  dass  durch  das  badische  Forstnmt  ein- 
gestellte Brenner  das  Feuer  vernachlässigt  haben,  wodurch  viele  100 
Morgen  Waldungen  ruinirt  worden ;  dass  auf  Ordre  des  Forstamtes  die 
Tannen  angerissen  werden  zur  Harzgewinnung;  dass  das  Oberforstamt 
Privaten  p]rlaubniss  gebe,  in  Schifferschaftswaldungen  sich  Wiesen  an- 
zulegen, die  man  umzäune,  mit  Grenzsteinen  versehe  u.  s.  w. ;  es  haue 
in  den  Schifterschaftswaldungen  —  heisst  es  dann  weiter  —  beinahe 
Jeder,  wer  nur  wolle,  Misselholz.  Auch  auf  diese  Beschwerden  wird 
der  Schifferschaft  von  Seiten  der  Landesherrschaft  nur  sehr  ungenügen- 
der Bescheid.  Hatte  die  letztere  doch  schon  im  Jahre  1722  in  einem 
Reskript  an  ihren  Vogt  diesen  instruirt,  »bey  arbitrarischer  Straffe« 
den  Schiffern  zu  verbieten,  »obschon  in  ihren  eigenen  Waldungen  ohne 
Beysein  des  Herrschaftl.  Jägers  Holtz  abzuhauen,  weilen  bisshero  die 
Erfahrnus  gegeben,  dass  öffters  der  Wildfuhr  und  Jagdt  (sie!)  in  der- 
gleichen Holtzfällung  schaden  geschehe«. 

2)  Die  Schifferhändel  waren  nicht  gleich,  sondern 
verschieden  gross.  Dies  ergiebt  sich  schon  aus  den  bisherigen 
Ausführungen,  erhellt  aber  auch  aus  einer  Vergleichung  der  bei  den 
Akten  betindlichen  Kaufbriefe,  und  erklärt  sich  leicht  theils  aus  der 
grossen  Verschiedenheit  der  Waldeigenthums-Stämme,  an  denen  mehreren 
meist  mehrere  Schiffer  betheiligt  waren,  theils  aus  den  unzähligen 
Theilungen,  welche  die  Antheile  durch  Erbschaft,  Schenkungen,  Ver- 
käufe u.  s.  w.  erlitten. 

3)  Es  bestand  hinsichtlich  der  Schifferhändel  das 
Retrakts-  oder  Loosungs- Recht,  und  wurde  —  kann  man 
gleich  hinzufügen  —  eine  Quelle  endloser  Streitigkeiten.  Bald  ^Yerden 
Schifferhändel  gelöset  per  retractum  territorialem,  bald  per  retractum 
consanguinitatis  oder  hereditatis,  bald  per  retractum  posita  secunda 
venditione  ejusque  validitate.  Am  häutigsten  wurde  von  einem  Loosungs- 
recht  Gebrauch  gemacht,  welches  man  Genossenschaftsloosung  nennen 
könnte  (eine  Art  von  Ganerbenrecht),  und  welches  der  Schift'erschaft, 
nachdem  es  ihr  oft  bestritten  war,  durch  einen  Vergleich  von  1753 
ausdrücklich    und    feierlich   zugestunden    wurde.      Wollte   ein   Schiffer 
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SchiffcrluiiKk'l  an  einen  Niclitscliifter  verkaufen ,  so  musstc  von  dem 
Geschüft  erst  bei  dorn  Hauptschiffer  Anzeige  f,'en»aclit  werden,  damit, 
wenn  ein  Scliifter  oder  ein  Verwandter  Lust  zu  kaufen  habe,  dieser 
sich  seines  U(>chtes  bedienen  könne.  In  e})en  die.-eni  Ver^^leichc  ver- 
zichtet (hu-  Landesherr  auf  sein  Nälicrrecht ,  welclies  wohl  als  Terri- 
torial-Uetiakt  aus^'eübt  worden  war. 

Im  Jahre  1797  wird  die  Schitfer.^chaft  mit  einer  Lcscliwerde  dar- 
über abgewiesen,  dass  man  einem  Fremden,  der  auf  einen  Schiffer- 
handcl  in  einer  Versteigerung  das  höclisle  Gebot  gethan,  ohne  Weiteres 
den  Zuschlag  ertheilt  habe,  während  ihr,  der  Schifferschaft,  doch  das 
Nälierrecht  zustehe.  Der  Markgraf  von  Baden -Durlach  entscheidet, 
die  Schifferschaft  habe  hier  keinen  Anspruch;  denn  bei  öll'entlichen 
Versteigerungen  sei  ein  Ketrakt  nicht  geltend  zu  machen. 

Durch  eine  fürstliche  Verordnung  wurde  im  Jahre  1774  für  die 
markgräfl.  baden  -  durlachischen  Lande  die  Freundschaftsloosung  all- 
gemein aufgehoben.  Sie  konnte  also  seitdem  auch  nicht  mehr  für 
Schifferhiiiidcl  »anschlagen«.  Nur  wo  sie  vorher  durch  Verti-äge  aus- 
drücklich gewährt  war,  gab  es  Zweifel.  Aus  solchem  Zweifel  entstand 
in  der  Schifferschaft  schon  im  Jahre  1775  Streit.  Durch  einen  Ver- 
gleich mit  dem  Schiffer  Rindenschwender  hatte  die  Schifierschaft  diesem 
versprochen,  gegen  ihn  eventuell  nur  die  Freundschaftsloosung  anwen- 
den zu  wollen.  Als  nun  im  Jahre  1775  Rindenschwender  einen  neuen 
Schift'erhandel  kaufte  und  von  Einigen  aus  der  Schifferschaft  die  Freund- 
schaftsloosung gegen  ihn  geltend  gemacht  werden  sollte,  berief  sich  R. 
mit  Erfolg  auf  die  Verordnung  von  1774  und  hatte  also  nun  in  seinem 
Geschäft  gar  keine  Loosung  mehr  von  Seiten  der  Schifferschaft  zu 
fürchten. 

4)  Lehen  waren  die  Schifferhändel  nicht.  Im  Jahre 
1759  fragt  die  baden -badische  Regierung  bei  dem  Lehenhofe  an,  ob 
die  Schifferholzhändcl  und  die  Waldungen  der  Schifferschaft  des  Murg- 
thals  Lehen,  und  eventuell  von  welcher  Art,  gewesen  seien.  Der 
Lehenhof  antwortet,  dass  sich  hierüber  »gar  keine  acta  vorfinden,  noch 
die  mindeste  Spur  anzutreffen  sei ,  dass  jemals  einige  Belehnuug  vor- 
gegangen ,  wie  dann  auch  dieser  Schifferhandel  halber  immermehr  mit 
dem  Lehnhofe  einige  Conmiunication  gepflogen  worden  sei;  wann  also 
je  bei  solchcü  Schiffer -Händel  und  Waldtung  einige  Lehenseigenschafft 
obwalten  dürffte,  so  müsste  aus  den  bei  H.fürstl.  Regierung  und  denen 
in  Sachen  verordneten  Connnissionen  dieserhalben  vorhandenen  actis 
die  sicherste  Ausskunfft  zu  erheben  seyn«.  Aber  auch  hier  fand  sich 
eben  keine  Spur  von  Beweis  für  die  Lehensqualität  der  Schifferhändel. 
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5)  Schifferhanclels-Uebertragungen  mussten  amtlich 
bestcätigt  und  in  ein  öffentlich  geführtes  (in  Gernsbach  im 
Rathhause  aufliegendes)  »Gewähr buch«  eingetragen  werden. 
Hierfür  sind  unzählige  Belege  in  den  Akten  zu  finden.  Die  amtliche 
Bestätigung  der  Kaufbriefe  bildete  einen  der  Hauptstreitpunkte  zwischen 
den  Gemeinsherrschaften  Baden  und  Speyer,  von  denen  die  erstere 
die  Bestätigung  durch  ihren  Beamten  für  vollständig  genügend  erklärte, 
während  die  letztere  Verkäufe,  welche  nicht  auch  ihr  Vogt  bestätigt 
habe,  für  nicht  perfekt  ausgab.  Es  scheint  nicht  nur  aus  formellen, 
sondern  auch  aus  materiellen  Gründen  speyerischerseits  auf  dieses  ver- 
meintliche Hoheitsrecht  besonderer  Werth  gelegt  worden  zu  sein.  Denn, 
wie  ich  wenigstens  aus  einer  Belegstelle  schliesseu  muss,  wurden  für 
die  Ratifikation  von  Verkäufen  Gebühren  von  den  Beamten  berechnet. 
Nach  einer  bei  den  Akten  befindlichen  Notiz  betrug  die  herrschaftliche 
Batifikationsgebühr  zu  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts  für  einen  da- 
mals abgeschlossenen  Verkauf  4  fl.  10  Xr.  Es  folgt  dann  noch  ein 
ganzes  Verzeichniss  eingenommener  solcher  Ratifikationsgebühren ;  aber, 
obgleich  die  Preise  der  Schiiferhändel,  von  denen  sie  entrichtet  werden 
mussten,  daneben  in  Gulden  angegeben  sind,  lässt  sich  doch  daraus 
kein  Schluss  auf  das  Vorhandensein  eines  festen  Tarifes  ziehen. 

Das  gernsbacher  Gewährbuch  ist  eine  oft  zitirte,  auch  noch,  bis 
auf  ziemlich  frühe  Zeiten  zurück,  vorhandene  Urkunde. 

6)  Der  Ratifikation  eines  Kaufvertrages  folgte  ein 
Weinkauf.  Ob  dies  regelmässig  der  Fall  gewesen,  vermag  ich  nicht 
zu  behaupten;  aber  zwei  aus  verschiedenen  Zeiten  stammende  Beleg- 
stellen der  Akten  lassen  es  beinahe  vermuthen.  In  den  vierziger  Jahren 
des  vorigen  Jahrhunderts  beschweren  sich  die  Schift'er,  da.^s  man  zweien 
von  ihnen ,  als  sie  nicht  zu  einem  von  der  Herrschaft ,  als  Käuferin 
von  Schifferhändeln,  gebotenen  Weinkauf  erschienen  seien,  badischcr- 
seits  eine  Geldstrafe  von  je  100  Reichsthalern  auferlegt  habe,  und  dass 
speyerischerseits  die  Entrichtung  dieser  Strafe  Seitens  der  Vcrurtheilten 
wiederum  mit  einer  gleichen  Geldstrafe  bedroht  worden  sei.  (Ver- 
pflichtet, beim  Weinkaufe  zu  erscheinen,  war  offenbar  Niemand;  die 
Verhängung  jener  Strafe  in  diesem  Falle  war  eine  ganz  willkürliche 
Maasregel  des  badischen  Beamten ,  der  in  dem  Wegbleiben  der  zwei 
Schiffer  eine  respektwidrige  Demonstration  erblickte.)  Dass  die  Abhaltung 
eines  Weiukaufcs  wenigstens  nicht  immer  erfolgen  musste,  geht  aus  der 
Erwiderung  des  badischen  Beamten  auf  die  fragliche  Beschwerde  hervor. 
Die  Herrschaft  habe  den  Schiffern  diesen  Weinkauf  nicht  »aus  schuldig- 
keith,  sondern  auss  gnad  vnd  zu  ihrer  Ergötzlichkeit«  gegeben. 
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I)(3ii,  sdioii  (Miiiiial  i'rwiihiiti'ii ,  ScIiiH'L'rliiindcIs- Verkauf,  welchen 
Franz  Anton  Diiir  und  Anton  Uindenschwcnder  im  .laliie  l7(iH  ab- 
schlössen, hestiitij^le  die  llochstift  Speyerische  Ifc^-iernn^,'  nur  unter 
K(!\vissen  Hedin^un^'en.  Danmler  die,  dass  liindenscliwendcr  sich  ver- 
pHichte,  vier  Wochen  nach  beiderseits  erfolgter  Ratifikation  in  Gerns- 
bach  >'den  durch  die  Schiflcrordnun;^  fcstf^estellteii"  fdavoii  steht  in 
der  Schifferordnung  keine  Silbe)  Wein  kauf  zu  halten. 


Es  bedürfen  nun  noch  die  Privilegien  der  Schifferscliaft  und 
die  Abgaben,  welche  sie  in  verschiedenen  Zeiten  zu  zahlen  hatte, 
einer  kurzen  Erörterung. 

Von  den  Privilegien  der  Schifferschaft  ist  in  den  Akten 
vor  dem  vorigen  Jahrhundert  niclit  viel  die  Rede.  Sie  waren  bis  da- 
hin unbestritten  und  kollidirten  nicht  mit  gerechten  Ansprüchen  Anderer, 
weil  solche  nicht  geltend  gemacht  wurden.  Die  Scliiffer  waren  die 
unbeschränkten  Beherischer  des  Ilolzgewerbs  im  Murgthal. 

Im  Jahre  1730  beschweren  sich  die  Schifter,  dass  Unterthanen, 
die  nicht  Schift'errechtc  haben,  Holzhandel  treiben,  und  so  die  Pri- 
vilegien der  Schifterschaft  verletzen ;  auch  werden  von  Nichtschiffern 
Borde  verkauft  und  für  eigene  Rechnung  verflösst,  ohne  dass  sie  zuerst 
der  Schifferschaft  zum  Kauf  angeboten  würden;  das  sei  ebenfalls  eine 
Verletzung  alter  schifferschaftlicher  Privilegien.  Der  badische  Vogt, 
zum  Bericht  über  diese  Beschwerden  aufgefordert ,  ist  zwar  ungehalten 
über  die  Schiffer,  welche  jede  kleine  Verletzung  ihrer  Rechte  gleich 
an  die  grosse  Glocke  hängen,  kann  aber  nicht  leugnen,  dass  den  Klagen 
in  einigen  Punkten  Abhülfe  geschafft  werden  müsse. 

Das  Privileg  des  Misselholz  -  Flössens  hatten  die  Schifter  nicht. 
Das  verlieh  die  Herrschaft  gegen  besondere  Gebühren  nach  Willkür 
durch  Abschliessung  von  Floss- Akkorden.  So  ward  es  im  Jahre  1741 
z.  B.  den  Schiffern  Geickhes  und  Sprenger  verliehen.  Die  Schiffer- 
schaft erblickte  darin  nicht  eine  Verletzung  ihrer  Privilegien,  sondern 
forderte  nur  von  den  x\kkordanten  Ersatz  des  an  den  Floss-Einrichtungen 
angerichteten  Schadens. 

Selbst  aus  ihren  eigenen  Waldungen  gewonnenes  Missel-  und  Brenn- 
holz war  sie  zu  verflössen  an  sich  nicht  berechtigt.  Sie  musste  dieses 
Recht  immet  erst  erwerben  und  als  ein  ausschliessliches  Privileg  ward 
es  ihr  nicht  verliehen. 

Von  solchem  Holz  und  einigen  anderen  Sorten  aber  abgesehen 
durften  Holz  und  Bordwaaren  auf  der  Murg  und  dem  Rhein  (auf  dem 
letzteren  natürlich  sofern  es  sich  um  Murgholz  und  Murgborde  handelte) 
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allerdings  nur  von  Schiffern  gehandelt  und  geflösst  werden.  Als  dem 
vormaligen  Schiffer  Geickhes  zu  einer  Zeit,  wo  er  keine  Schifferrechte 
mehr  besass,  dieses  Recht  von  der  Herrschaft  zugestanden  wurde,  und 
die  Schifferschaft  im  Jahre  1746  sich  darob  beschwerte,  wusste  man 
sich  landesherrlicherseits  hiergegen  nicht  zu  verantworten. 

Auch  Murgsparren  und  Rahmschenkel  (schwache  Balken)  zu  ver- 
flössen, waren  die  Schiffer  nicht  unbedingt^privilegirt,  und  ebensowenig 
scheint  ihnen  jemals  ein  Privileg  zur  Verflössung  von  sogenannten 
»Holländer«  Stämmen  zugestanden  zu  haben. 

Mit  solchen  Beschränkungen  ist  das  Flossprivileg  den  Schiffern 
mehrfach  bestätigt  worden,  besonders  ausdrücklich  in  einem  Vergleiche 
vom  Jahre  1753,  von  welchem  weiter  unten  die  Rede  sein  wird,  und 
in  welchem  der  Schifferschaft  auch  Deckung  für  Schäden,  welche  an 
den  Floss-Einrichtungen  durch  für  einzelne  Unternehmungen  konzessio- 
nirte  Nichtschiffer  verursacht  werden,  zugesichert  wird. 

Als,  im  Jahre  1758,  zwischen  dem  Markgrafen  Ludwig  von  Baden 
und  dem  pforzheimer  Rathsverwandten  Johann  Jakob  Fauler  &  Kons. 
ein  sogenannter  »Flotz-Accord«  abgeschlossen  ward,  demzufolge  die 
letzteren  auf  eine  lange  Reihe  von  Jahren  das  Privilegium.  Lang-  und 
insbesondere  Holländer  Holz  auf  der  Murg  und  den  Nebenbächen  zu 
flössen,  erhielten,  beschwerte  sich  die  Schifferschaft  unter  Verweisung 
auf  jenen  Vertrag  von  1753  gegen  diesen  angeblichen  Eingriff  in  ihre 
Rechte.  Aber  diese  Beschwerde  hatte  keinen  Erfolg;  denn  für  das 
Verflössen  von  Langholz  stand  der  Schifferschaft  eben  kein  Privileg, 
und  von  Haus  aus  nicht  einmal  das  Recht  zu. 

Dass  die  Schifferschaft  an  sich  nicht  das  Recht  hatte,  selbst  das 
in  den  eigenen  Waldungen  gewonnene  Brennholz  zu  verflössen,  geht 
deutlich  aus  einem  Akkord  hervor,  welchen  sie  im  Jahre  1773  mit 
dem  Markgrafen  wegen  Lieferung  solchen  Holzes  auf  den  herrschaft- 
lichen Holzhof  nach  Rastatt  auf  20  Jahre  abschloss.  In  diesem  Ver- 
trage wird  der  Schifferschaft  eben  zugleich  die  Konzession  zur  Ver- 
flössung solchen  Holzes  ertheilt. 

Dass  die  schiflerschaftlichen  Flossprivilegien,  soweit  sie  unzweifelhaft 
bestanden,  noch  lange  mit  einer  gewissen  Rücksicht  behandelt  wurden, 
erhellt  daraus,  dass,  als  i.  J.  1800  die  Regierung  zu  Rastatt  einem  an 
der  Murg  angesessenen  Müller  zu  Liebe,  der  über  Wasser-Entziehung 
durch  die  Flösserei  geklagt,  auf  erhebliche  Einschränkung  der  letzteren 
drang,  der  Markgraf  auf  Anrufen  der  Schitferschai't  diese  Beschränkung 
nicht  aufrecht  erhielt,  sondern  einen  Kompromiss  zwischen  den  Parteien 
zu  Stande  zu  bringen  suchte.     Mocli  im  Jahre  1800  wurde  bei  Verhand- 
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luii{j;oii  über  ciiu,'  lt(,'vi>i(»ii  de-  iiichrtTwälintcn  175'Jer  Vcr^lciclics  dii-s 
rrivilcg  (IcM-  Schitt'eiscliiin  aul  \ CrHössung  von  Sägwaaren  vollkoinnicn 
anerkannt;  nur  dass  liier  die  Herrschaft  sich  selbst  neben  der  Schiffer- 
schal't  das  gleiche  Recht  vorbehielt. 

Ein  weiteres,  freilich  viel  bestrittenes  und  nicht  ganz  unzweifelhaftes 
ausschliessliches  Hecht  der  Schitiorschaft  bestand  darin,  das.s  ihr  das 
verkäufliche  Holz  aus  den  jUr enieinde-  und  Heiligen  (Stiftungs-) 
Waldungen  der  Grafschaft  Plbcrstein  zuerst  zum  Kauf  angeboten 
werden  inusste.  Gegen  diesen  Anspruch  hatte  wenigstens  in  dein  mehr- 
erwähntcn  langwierigen  Jurisdiktions-Proze.ss ,  wo  er  zur  Sprache  kam, 
der  Prozessgegner  nichts  einzuwenden,  als  dass  von  Haus  aus  jedenfalls 
der  Herrschaft  das  Vorkaufsrecht  auf  dieses  Holz  zustehe;  ob  die  Herr- 
schaft der  Schifferschaft  dieses  Vorkaufsrecht  abtreten  wolle,  stehe  in 
ihrem  Pelieben.  Aber  es  war  gewiss  mehr,  als  blos  guter  Wille,  es 
war  das  formelle  Zugeständniss  eines  alten  Rechtes,  wenn  in  dem  1753er 
Vergleiche  den  Schiffern  das  Holz  aus  den  Gemeinde-  und  Heiligen- 
wäldern pro  futuro  einzig  und  allein  (natürlich  gegen  Bczahlungj  ^)zum 
bcnöthigten  Gebrauch«  überlassen  wurde. 

In  den  vorhin  berührten  Verhandlungen  über  eine  Revision  des 
1753er  Vergleiches,  welche  i.  J.  1806  geführt  wurden,  wird  endlich  auf 
eine,  freilich  massige,  Beschränkung  jenes  Privilegs  gedrungen.  Die 
Verwaltung  der  Kommun-  und  Heiligen-Wälder  —  so  forderte  man  hier 
—  solle  im  Betreff  des  Holzverkaufs  unbeschränkt  sein.  Aber  es  solle 
kein  solches  Holz,  weder  an  In-,  noch  an  Ausländer,  verkauft  werden, 
ohne  dass  die  Schifferschaft  zuvor  zum  Kaufe  eingeladen  worden.  Säg- 
holz solle  aus  solchen  Waldungen  nur  zum  inländischen  Gebrauch,  Bau- 
und  Brennholz  nur  dann  in^s  Ausland  verkauft  werden,  wenn  die  Schiffer- 
schaft es  nicht  zu  den  von  den  Verwaltern  geforderten  Preisen  haben 
wolle.  — 

An  diese  Bemerkungen  über  die  Privilegien  der  Schifferschaft  schlie- 
ssen  sich  zweckmässig  einige  Notizen  über  die  Abgaben,  denen  die 
letztere  unterworfen  war.  Denn  einige  dieser  Abgaben  wurden  wohl 
stets  als  ein  Entgeld  für  die  zugestandenen  besonderen  Rechte  betrachtet. 

Wie  schon  bei  anderer  Gelegenheit  gezeigt,  sollten  nach  einem  Ver- 
trage zwischen  Baden  und  Eberstein  v.  J.  1309  Leute  aus  dem  Eber- 
stein'schen,  welche  das  Elossgewerbe  treiben,  von  allen  Zöllen  zu  Wasser 
und  zu  Lande  frei  sein,  »als  dass  von  Alter  herkommen  ist  ohn  alle 
gefährde.«  Das  alte  Herkommen  ist  auch  in  der  Zukunft  gewahrt  worden. 
Denn  Flosszölle  haben  im  Eberstein'schen  nie  bestanden.  Wohl  aber 
wurde  in  Steinmauren  ein  Zoll  erhoben.     Nach  einem  Vertrage  zwischen 
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Baden  uutl  Eberstein  v.  J.  1413  sollte  dieser  Zoll  künftig  1  Heller  an- 
statt 1  Pfennig  vom  »Gestörr«  (15  Stämmen)  betragen. 

Im  Jahre  1584  ordnet  der  Markgraf  eine  Ermässigung  des  stein- 
maurer  Zolles  an.  Aber  1587  wird  der  Zoll  wieder  erhöht,  und  i.  J. 
1595  sehen  wir  die  Schiffer  deh-  und  wehmüthig  um  eine  Erleichterung 
dieser  schweren  Last  bitten.  Sollten  sie  so  hohen  Zoll  bezahlen,  so 
müssten  sie  «mit  Weyb  vnnd  künden  landtreimig  werden«.  Diese  Bitte 
scheint  nicht  erhört  worden  zu  sein,  denn  sie  wird  i.  J.  1597  wiederholt. 

Aus  einer  Beschwerdeschrift  der  Schifterschaft  v.  J.  1730  ersehen 
wir,  dass  damals  der  steinmaurer  Zoll  für  Schiffeer  1  fl.  9  Xr.  (für  100 
Bord),  dagegen  für  Nichtschift'er,  welche  eben  keinen  Privilegiengenuss 
hatten,  nur  12  Xr.  betrug.  Dieselbe  Beschwerde  wiederholt  sich  im  Jahr 
1745;  man  erfährt  hier,  dass  früher  (etwa  vor  1587?)  derselbe  Zoll,  der 
jetzt  1  fl.  9  Xr.  betrage,  nur  24  Xr.  betragen  habe.  Hierauf  scheint  eine 
theilweise  Zollbefreiung  eingetreten  zu  sein,  welche  im  1753er  Vergleiche 
bestätigt  wird,  während  in  den  mehrerwähnten  Verhandlungen  über  die 
Revision  dieses  Vergleiches  (1806)  die  Herrschaft  den  Schiftern  Befreiung 
von  dem  steinmaurer  Zoll  bis  auf  400  St.  Bauholz  für  jeden  Schiffer 
anbietet. 

Die  Floss-Akkordanten  scheinen  keineswegs  verhältnissmässig  niedri- 
gere Zölle  (in  Ottenau  und  Steinmauren)  gezahlt  zu  haben,  als  die 
Schiffer.  Fauler  &  Co.  z.  B.  mussten  für  das  Stück  Lang -Holz  an 
beiden  Zollstätten  zusannnen  je  nach  den  Holzsorten  zwischen  4  und 
24  Xr.  (letztere  Summe  für  eine  80füssige  Holländer  Tanne)  zahlen. 

An  sonstigen  Abgaben  hatten  die  Schiffer  früher  wegen  des  «wildt- 
und  Blutbannes«  in  ihren  im  Würtembergischen  gelegenen  Waldungen 
einen  Zins  zu  zahlen,  den  sie  aber  i.  J.  1597  mit  200  fl.  ablösten. 

Ferner  ward  ein  Wald-  und  Sägemühlenzins  und  eine  soge- 
nannte Schifferschatzung  an  die  Gemeinsherr.schaften  entrichtet. 

In  einer  Denkschrift  aus  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts,  die  ich 
schon  einmal  erwähnt  habe,  ist  von  einer  Summe  von  190  fl.  die  Rede, 
welche  einmal  »anstatt  der  jährlichen  Abgabe  den  genieinschaft'tlichen 
Herrschafften  überhaubt«  entrichtet  worden  sei.  Ich  habe  nicht  zu  er- 
mitteln vermocht,  worauf  diese  Angabe  sich  gründet,  und  ob  ihr  über- 
haupt ein  wirkliches  Faktum  zum  Grunde  liege.  Ein  sorgfältiger  Aus- 
zug aus  den  speyrischen  Amtsrechnungen,  welcher  für  das  Jahrhundert 
von  1662  bis  1762  gemacht  wurde,  ergiebt,  dass  in  diesem  Zeitraum 
Schifferschatzung  und  Sägerzins,  ausser  in  den  Jahren,  wo  diese  Abgaben 
wegen  schlimmer  Zeiten  erlassen  werden  mussten,  alljährlich  entrichtet 
wurden. 


G2  A.    K  tu  in  i  ii  n  )i  aus, 

Der  an  Speyer  zu  zahlende  Säf,'erzin.s  beträ','t  von  1G02  bis  1GG9 
stets  G  fl.  G  Schilling  Heller,  im  Jahr  1G70  G  11.  (i  IJatzen  2Xr. ,  von 
1G71  bis  1G87  G  fl.  G  l'.utzen  8Xr.,  von  IGOÜ  ab  stets  GH.  2G  Xr.  — 
I)i(!  an  Speyer  zu  zahlende  Sdiill'erschatzung  beträgt  terminlich  von  1G63 
bis  IGG'J:  14  H.  G  Schilling  Heller;  i.  J.  1G70:  14  fl.  G  Batzen  2  Xr. 
und  von  1071  bis  1G87:  14  fl.  G  liatzen  8Xr. ;  von  1708  ab  werden 
stets  terminlich  12  fl.  22  Xr.  entrichtet.  Die  Entrichtung  erfolgt  in  2 
Terminen,  an  Lichtmess  und  Hartholomäi  und  zwar  durch  den  Haupt- 
schifl'er  auf  dem  Vogtei-Amt. 

In  dem  mehrerwähnten  liechtsgutachtan  des  Prof.  Hoff  mann  ist 
ausgeführt,  dass  die  Schiflerschaft  (also  i.  J.  174G)  zu  zahlen  habe: 
einen  ewigen  Wald-  und  Sägmühlenzins  von  56  fl.  37  Xr.  an  Baden  und 
von  G  fl.  2G  Xr.  an  Speyer.  Ausserdem  zahle  sie  24  fl.  44  Xr.  Schiffer- 
schatzung  an  Speyer  und  IGOfl.  1  Xr.  an  Baden.  Diese  Angaben  stim- 
men hinsichtlich  des  an  Speyer  zu  Zahlenden  mit  dem  obigen  Auszuge 
und  werden  jedenfalls  auch  hinsichtlich  der  badischen  Abgaben  rich- 
tig sein. 

Es  scheint,  dass  diese  Abgaben  in  gleicher  Weise  forterhobeu  worden 
sind ,  bis  das  speyrische  Kondominium  seine  Endschaft  erreichte. 


III.    Zur  Geschichte  der  Murgschifferschaft  bis  anf  die 

neueste  Zeit. 

Die  Geschichte  der  deutschen  Genossenschaften  aus  dem  Mittelalter 
ist  reich  an  Zügen  der  Kraft  und  Grösse,  der  Tapferkeit  und  des  Gemein- 
geistes. Oftmals  wiederholt  sich  das  Bild  kühner  Vertheidigung  wohl- 
erworbener Rechte,  selbstloser,  aufopfernder  Hingabe  an  die  gemein- 
same Aufgabe,  straffen  Zusammenhaltens  in  Freud  und  Leid.  Zwei 
Schritte  mussten  gethan  werden,  um  dem  Gewerbestand  zu  seiner  Ehre 
und  Gleichberechtigung  zu  verhelfen.  Die  hofrechtlichen  Lasten  mussten 
beseitigt  und  die  Vorrechte  der  Geburtsstände  in  den  Städten  mussten 
gebrochen  werden.  Der  erste  Schritt  geschah  zu  Gunsten  des  neu  auf- 
kommenden Standes,  aber  ohne  seine  bewusste  Mitwirkung;  der  andere 
Schritt  war  das  Werk  der  gewerblichen  Genossenschaften.  Hier  bedurfte 
es  der  Selbsthülfe  des  Standes,  und  diese  Selbsthülfe  ward  geschlossenen 
feindlichen  Mächten  gegenüber  nur  wirksam  durch  genossenschaftlichen 
Zusammenschluss.  In  diesen  Kämpfen  engverbundener  Genossen  des 
neu  aufkommenden  Standes  entfalteten  sich  und  bildeten  sich  aus  jene 
Tugenden,  die,  wenn  sie  zum  Siege  verholfen  hatten,  auch  im  Frieden 
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sich  schöpferisch  bewährten,  bald  als  politische  Mannszucht,  bald  als 
opferfreudiger  Gemeingeist,  bald  als  edler  Wetteifer  auch  in  den  Alltags- 
werken des  Friedens. 

Die  Geschichte  der  mittelalterlichen  Verbindung,  mit  der  wir  es 
hier  zu  thun  haben,  ist  erstaunlich  arm  an  solchen  Zügen,  arm  an  erfreu- 
lichen Erscheinungen  überhaupt,  an  grossen,  eihebenden  Momenten.  Man 
kann  sagen  —  und  das  Nachfolgende  wird  diese  Behauptung  recht- 
fertigen, —  es  sei  wegen  Mangels  an  Quellen  nicht  möglich,  eine  Ge- 
schichte der  Murgschifferschaft  zu  schreiben;  was  man  von  dieser  Ver- 
bindung wisse,  rühre  aus  einer  Zeit  her,  wo  auch  andere  gewerbliche 
Genossenschaften  ihrem  Verfall  wieder  entgegengegangen  seien,  und 
die  Nachrichten  seien  nur  Akten  zu  entnehmen,  in  denen,  da  sie  von 
den  Behörden  geführt  worden,  ganz  selbstverständlich  nur  von  Konflikten 
innerhalb  der  Schiff"erschaft,  oder  zwischen  dieser  und  den  Behörden  die 
Rede  sei.  Aber  die  politische  Geschichte  des  Landestheils,  in  welchem 
die  Schiff'erschaft  ihr  Gewerbe  trieb,  ist  doch  auch  bis  in  frühe  Zeiten 
hinab  gründlich  erforscht,  und  in  dieser  Geschichte  spielt  jene  Vereinigung 
nicht  früher  eine  Rolle,  als  bis  wir  sie  eben  aus  jenen  Akten  als  Das 
kennen  lernen,  was  sie  war  —  nämlich  als  eine  Verbindung  von  aus- 
einanderstrebenden Elementen,  die  nur  durch  ein  grosses  liegenschaftliches 
Vermögen,  vielleicht  durch  die,  niemals  aber  von  den  Genossen  recht 
gewürdigte,  Gemeinsamkeit  gewerblicher  Interessen  nothdürftig  zusammen- 
gehalten wurden.  Es  ist  wahr:  in  der  Mitte  des  sechszehnten  Jahr- 
hunderts war  auch  manche  andere,  vormals  mächtige,  Gewerbsgenossen- 
schaft zerfallen  und  ohnmächtig  geworden.  Aber  dann  trat  sie  eben 
von  der  Schaubühne  der  Geschichte  ab,  um  nachmals,  allmälig,  durch 
neue  Bildungen  ersetzt  zu  werden.  Die  Schiff'erschaft  aber  konnte  wegen 
des  Mangels  acht  genossenschaftlichen  Geistes,  wegen  der  unglücklichen 
staatlichen  Zwitterherrschaft  in  ihrem  Domizil,  nicht  zu  frischem  Leben 
gelangen  und  sie  komite  nicht  sterben  wegen  ihres  untheilbaren  Gemein- 
besitzes. Es  ist  wahr:  Nur  Fragmente  einer  Geschichte  sind  es,  was 
ich  in  diesem  Abscliuitt  zusammenstellen  kann,  und  Fragmente  zwar, 
entstammend  einem  grossen  Haufen  eberstein'scher,  baden -badischer, 
baden -durlachischer,  speyrischer  Regierungs-,  Vogtei-  und  Forstamts- 
Akten,  darunter  Prozessakten  besonders  reichlich  vertreten  sind.  Aber 
warum  sollte  aus  dieser  Sorte  von  Urkunden,  welche  noch  dazu  vielfach 
ausführliche  Darstellungen  von  einzelnen  Perioden  der  Geschichte  der 
Schifferschaft  enthalten,  nicht  auch  einmal  ein  Lichtstrahl  hervorleuchten? 
Ich  habe  auf  diesen  Genuss  verzichten  müssen.  Nichts,  als  Klagen  über 
Verfall,  demüthige  Bitten  um  Abhülfe,  Zank  und  Streit  unter  den  Ge- 
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nosscn,  Zank  und  Streit  unter  den  Gemeinsherrscliaftcn,  meist  Unter- 
würfigkeit der  Genossenschaft  unter  den  Willen  derjenigen  Herrschaft, 
welche  eben  die  mächtigere  war,  höchst  selten  einmal  ein  kräftiger,  energi- 
scher Widerstand,  stets  kleinlicht',  eifersüchtige  Angst  um  die  verliehenen 
Trivilegien. 

Wenn  ich  von  den  in  die  Ge>chichtc  der  Schiflerschaft  eingreifenden 
Schicksalen  des  ebersteinschen  Grafenhauses  und  der  alten  Grafschaft 
Kberstein,  die  ich  im  ersten  Abschnitte  dieses  Aufsatzes  flüchtig  skizzirte, 
und  von  den  im  Anfange  des  zweiten  Abschnittes  beigebrachten  Zeug- 
nissen für  das  Alter  der  Schitferschaft,  endlich  von  Dem  absehe,  was 
uns  der  Eingang  der  vermuthlich  aus  dem  Jahre  150Ü  stammenden, 
eingehend  analysirten  Schifferordnung  lehrt,  so  tritt  mir  als  frühestes 
historisches  Faktum  die  in  das  Jahr  1550  fallende  Verhängung  einer 
Geldstrafe  über  die  Schifiicrschaft  entgegen.  Das  gemeinherrliche  Vogtei- 
amt  zu  Gernsbach  legte  der  letzteren  damals  wegen  Zuwiderhandlung 
gegen  die  Schifferordnung  eine  Geldstrafe  von  150  fl.  auf.  Ob  diese 
Strafe  auf  der  Schifferordnung  selbst  beruhte  (in  welchem  Falle  mehrere 
Vergehungen  gleichzeitig  zu  bestrafen  gewesen  sein  müssten;  denn  die 
Schift'erordnung  kennt  keine  so  hohe  Strafe  für  eine  einzelne  Ueber- 
tretung)  oder  ob  sie  ein  reiner  Willkür -Akt  des  Amtes  war,  ob  sie 
gezahlt,  oder  erlassen  wurde  —  das  ersieht  man  nicht. 

Im  Jahre  .1550  wird  ein  Vertrag  zwischen  der  Schifferschaft  und 
dem  Kurfürsten  Friedrich  von  der  Pfalz  (der  sog.  »Pfedersheimer  Ver- 
trag«) errichtet,  worin  sich  die  erstere  verpflichtet,  wie  seit  Alters 
gebräuchlich,  so  auch  ferner  der  kurfürstlichen  Pfalz  »zue  derselben 
Hoff  vnnd  allen  ander  gebawe«  auf  Ordre  der  »Ambtleuth  zue  Germerss- 
heim  borth  vnnd  holtz  alss  viel  man  dessen  bedürfftig  umb  ein  be- 
nannten Kauftschilling«  zu  liefern. 

Durch  einen  Vertrag  vom  Jahre  1569  verkauft  Graf  Philipp  zu 
Eberstein  seine  Holzhandelsgerechtigkeiten,  gewisse  Sägmühlen  und 
Waldungen  an  die  gesammte  Schifferschaft  »um  dreydausent 
vnd  fünffhundert  Gulden  dises  Landes  Währung,  je  fünffzehn  Batzen 
oder  Sechzig  Kreutzer  für  den  Gulden  gezehlet«  und  verpflichtet  sich, 
»hinführo  zue  ewigen  zeitten  keinen  Holtz-Handel  für  Sich  selbst  ferner 
vffzurichten  oder  einige  andere  Seeg  Mühlen  zu  Gebrauch  Holtz  Handels 
bawen  zu  lassen  sonder  geverde«.  Dieser  Vertrag  ist  für  die  Geschichte 
der  Schifferschaft  jedenfalls  von  der  grössten  Wichtigkeit,  weil  er  deren 
liegenschaftliches  Vermögen ,  wie  es  scheint  sehr  beträchtlich ,  ver- 
grössert  hat. 
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Auf  die  letzterwähnte  Verpflichtungsklausel  beruft  sich  nachmals 
die  Schifferschaft  häufig,  um  darzuthun,  dass  auch  der  Markgraf  von 
Baden,  als  Rechtsnachfolger  der  Grafen  zu  Eberstein,  nicht  berechtigt 
sei,  Schifferhändel  zu  führen.  Aber  es  wird  ihr  stets  mit  Erfolg,  d.  h. 
mit  dem  Erfolg,  der  dem  Mächtigen  gegen  den  Ohnmächtigen  sicher 
ist,  erwidert,  jener  Vertrag  gehe  Baden  nichts  an;  denn  es  habe  dazu 
nicht  konsentirt. 

Im  Jahre  1576  entsteht  in  der  Schifferschaft  Zwiespalt  über  die 
Auslegung  einer  Bestimmung  der  Seh. -0.  Vier  von  den  sechs  Ge- 
schworenen sind  der  Ansicht,  dass  die  Rheinschiffer,  wenn  sie  ihr  Gut 
von  Steinmauren  ab  nicht  selbst  verführen  wollen ,  es  an  Fremde  ver- 
kaufen dürfen;  die  zwei  anderen  bestreiten  dieses  Recht;  der  Streit 
wird  den  Gemeinsherren  zur  Entscheidung  vorgetragen.  Man  ersieht 
daraus,  dass  damals  die  Schifferschaft  27  Mitglieder  zählte,  von  denen 
nur  7  der  ersteren,  20  der  anderen  Ansicht  huldigten.  Die  Gemeins- 
herren entscheiden  unter  Berufung  auf  »die  heuer  vffgerichtte  Ordnung« 
(von  der  aus  den  Akten  nichts  zu  ersehen)  zu  Gunsten  der  Mehrheit 
der  Schiffer. 

Im  Jahre  1584  scheinen  schlimme  Zeiten  für  die  Schifferschaft 
hereingebrochen  zu  sein.  Der  Markgraf  von  Baden  sinnt  darauf,  »wie 
dem  gantzen  holtzhandel  zum  besten  wider  vffgeholffen<'  und  es  bewirkt 
werden  könne,  »das  Rych  vnnd  Arm  beieinander  pleiben 
mögen«  (eine  oft  gebrauchte  Formel  zur  Bezeichnung  einer  gedeih- 
lichen Entwickelung  des  Schifferhandels).  In  einem  Reskript  vom  28.  Ja- 
nuar 1584  erbietet  er  sich  zu  der  schon  an  anderer  Stelle  erwähnten 
Ermässigung  des  Zolles  in  Steinmauren  und  dazu,  allen  Schiftern  ihre 
Bordwaaren  in  Steinmauren  auf  herrschaftliche  Rechnung  »Im  höchstenn 
Kauft  wie  sie  jetziger  Zeit  angeschlagen,  Nemblichcn  das  100  guetter 
bortt  für  6V2,  <lie  verkorene  für  5V2  A-«  abzukaufen.  Ganz  uneigen- 
nützig mag  dieses  Erbieten  nicht  gewesen  sein;  denn  im  Jahre  1587 
bittet  die  Schiflerschaft,  ihr  Holz  in  Steinmauren  selbst  wieder  verkaufen 
zu  dürfen.  Die  Zollermässigung  hatte  sie  natürlich  bestens  akzcptirt. 
Aber  der  Markgraf  entzieht  ihr  diesen  Vortheil  und  schliesst  nun  — 
unterem  20.  Juli  1587  —  einen  Vertrag,  wonach  ihm,  zunächst  auf 
vier  Jahre,  alle  Bordwaaren  zu  Steinmauren,  und  zwar  zu  etwas  höheren 
Preisen,  als  früher,  verkauft  werden  müssen.  Das  Geld  soll  in  Münze 
gezahlt  werden  »wie  solche  im  Land  vnseres  Fürstenthumbs  der  Marg- 
Graffschafft  Baden  geng  vnd  gibig,  vnd  darunter  kein  Vortheil  zue 
gebrauchen«.  Aber  auch  dieser  Vertrag,  und  nanu^utlich  die  Wieder- 
erhöhung des  Zolles,  befriedigt  die  Schifterschaft  nicht. 

XV.  5 
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Wenn  ich  sagte,  dass  es  an  Lichtpunkten  in  der  Geschichte  dieser 
Verbindiinj^  fehle,  so  habe  ich  damit  natürlich  nicht  in  Abrede  stellen 
wollen,  dass  das  Gewerbe  /u  Zeiten  einzelnen  Mitgliedern,  ja  vielleicht 
der  Mehrzahl  unter  ihnen,  erheblichen  Gewinn  abgeworfen  habe.  Reich 
konnten  die  Mitglieder  fast  zu  allen  Zeiten  alle  werden,  und  zwar  bei- 
nahe ohne  eigenes  Zuthun;  wer  sich  selbst  noch  einigennaasen  an- 
strengte, konnte,  wie  u.  A.  das  I>eisi)iel  von  Johann  Jacob  Käst  zeigte, 
auch  sehr  reich  werden.  Besonders  scheinen  im  sechszehnten  Jahr- 
hundert die  Geschäfte  grossentheils  —  von  einzelnen  Nothperiodeii  ab- 
gesehen —  günstig  verlaufen  zu  sein.  Die  Schirterschaft  hat  in  dieser 
Zeit  öfter  grossen  Herren  aus  hiianziellen  Verlegenheiten  geholfen.  So 
nahm  Markgraf  Georg  Friedrich  im  Jahre  IGOO  ein  Darlehen  von 
19,000  tl.  bei  der  letzteren  auf  und  verpachtete  ihr  seinen  Schifter- 
handel.     Darlehens-  und  Pachtzins  (1000  ti.)  wurden  kompensirt. 

Im  Jahre  1607  ist  nach  einem  Reskript  desselben  Markgrafen  d.  d. 
Carlspurg  8.  Juli  IGOü  '>über  den  Flotz-  vnd  Schiffer  Ilandell  vnndt 
etliche  andere  demselben  anhangende  Puncten  zue  Gernspach  ein  Ab- 
schiedt  vff  ratification  beeder  gemeinsherrschafften  gemacht  worden«, 
lieber  den  Inhalt  dieses  Abschieds  habe  ich  nichts  ermittehi  können. 

Im  Jahre  1G22  verkauft  Markgraf  Wilhelm  der  gesamniten 
Schifferschaft  die  an  der  unteren  Murg  ausserhalb  der  Grafschaft 
Eberstein  gelegene  rothenfelser  Sagemühle  nebst  gewissen  Zubehörungen. 
Wäldern  u.  s.  w. ,  zunächst  auf  10  Jahre. 

Im  Jahre  1G26  verhandeln  die  Gemeinsherrschaften  über  die  neu 
aufzurichtende  Schifferordnung.  Der  Graf  zu  Wolckenstein  äusserte 
mancherlei  Bedenken  gegen  den  ihm  vorgelegten  Entwurf.  Allein  Baden 
scheint  sich  über  diese  Bedenken  leicht  hinweggesetzt  zu  haben.  Am 
12.  August  muss  die  Ordnung  bereits  allerseits  bestätigt  gewesen  sein. 
Denn  damals  erhoben  sich  die  Schiffer,  jedoch  ohne  Erfolg,  gegen 
einige  Bestimmungen  des  schon  verkündeten  Werkes.  Dieses  letztere 
scheint  aber  den  Schiffern  noch  lange  Zeit  nicht  gefallen  zu  haben; 
denn  bei  den  Akten  ist  gelegentlich  von  einer  im  Jahre  1645  abge- 
gebenen und  als  Vergleich  bezeichneten  Erklärung  die  Rede,  wo- 
durch die  Ordnung  »bekräftiget«  worden  sei.  Solcher  Bekräftigungen 
mag  es  in  diesen  Zeiten  —  während  des  dreissigjährigen  Krieges  — 
oft  bedurft;  sie  werden  aber  nie  das  Mindeste  gefruchtet  haben.  Von 
allen  Seiten  ertönen  Klagen  über  die  Verletzung  der  Ordnung.  Alles, 
was  einem  Gesetze  ähnlich  sieht,  hält  sich  in  guten  Zeiten  besser  auf- 
recht, als  in  schlimmen.  Und  schlimm,  sehr  schlimm  waren  die  Zeiten 
auch  für  die  Schifferschaft,   die  vor  dem  Kriege  35 .  nachher  aber  nur 
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7  Mitglieder  zählte,  damals  noch  36,  jetzt  aber  nur  noch  6  Säg- 
mühlen aufrecht  hatte,  damals  etwa  400,000  Bord,  jetzt  aber  kaum 
100,000  mehr  schneiden  konnte.  Erklärlich  genug  ist  es,  dass,  wo 
zeitweise  jeder  Bordwaaren- Absatz  in's  Ausland  unmöglich  war,  bei 
ausnahmsweise  sich  doch  darbietenden  Gelegenheiten  namentlich  die 
Tarife  vielfach  überschritten  wurden;  man  wollte  sich  eben  für  die  all- 
gemeine Niederlage  durch  einzelne  Geschäfte  erholen. 

Die  Zahl  der  Schiffer  konnte  sich  nicht  anders  verringern,  als  so, 
dass  Einzelne  durch  die  Noth  gezwungen  waren,  ihre  Händel  zu  ver- 
kaufen. Im  Jahre  1655  kommen  Eingaben  an  den  Markgrafen  von 
Baden,  worin  dieser  um  Maasregeln  zur  Abstellung  des  Uebelstandes 
gebeten  wird,  dass  unter  den  Schilfern  allmälig  einige  den  ganzen 
Handel  an  sich  reissen.  Aber  was  sollte  der  Markgraf  thun,  der  eben- 
falls Schuldner  der  Schifferschaft  war,  da  er  ihr  noch  im  Jahre  1651 
die  schon  vorhin  genannte  rothenfelser  Sägemühle  nebst  vielen  Wal- 
dungen als  Unterpfand  für  ein  ihm  gegebenes  Darlehen  von  1666^/3  Reichs- 
thalern  =  10,000  fi.  zum  Niessbrauch  hatte  überlassen  müssen? 

Und  —  wenn  auch  irgend  eine  kommunistische  Maasregel  die 
wenigen  übriggebliebenen  Schiffer  der  in  ihren  Händen  sich  aufhäufen- 
den Reichthümer  hätte  berauben  können  —  die  Gemeinsherren,  von 
denen  dieselbe  hätte  ausgehen  müssen,  genossen  gerade  damals  geringer 
Autorität.  Das  Haus  Eberstein  war  auf  der  tiefsten  Stufe  seines  Ver- 
falles angelangt;  das  gräfliche  Haus  zu  Gronsfeldt  hatte  selbst,  wie 
es  scheint  auf  ordnungswidrigem  Wege,  Schifferhandelsgerechtigkeiteu 
an  sich  gebracht  und  sich  mannigfache  Eingriffe  in  die  Rechte  der 
Schifferschaft  erlaubt.  Die  letztere  strengte  einen  Mandatsprozess  gegen 
das  Haus  an.  Am  19.  März  1658  erfolgte  Seitens  des  Reichs-Kamnier- 
gerichts  zu  Speyer  ein  »Mandatuni  de  revocando  uttentata  et  nihil 
amplius  renovando  sed  constitutam  ordinem  adimplendo  sine  clausula«. 
Baden  reichte  hiergegen,  als  Vertreter  des  beklagten  Hauses,  die  »Ex- 
ceptiones  sub-  et  obreptionis«  ein;  endlich  1659  wurde  der  Prozess 
durch  einen  Interims- Rezess  suspendirt  bis  auf  die  Zeit,  wo  Graf  Casimir 
zu  Eberstein,  als  bei  der  Sache  mitbetheiligt,  die  venia  actatis  erlangt 
haben  würde.     Dieser  starb  aber  schon  im  darauf  folgenden  Jahre. 

Während  dieses  Prozesses  lag  das  schifferschaftliche  Gewerbe  voll- 
kommen darnieder.  Denn  der  Markgraf  hatte  der  Schifferschaft  das 
Vertiössen  von  Bordwaaren  nach  dem  Rheine  (mit  welchem  Rechte  — 
mag  dahin  gestellt  bleiben)  völlig  untersagt,  uiul  erlaubte  es  erst  wieder 
im  Juni  1659,  salvo  proccssu  camerali,  unter  gewissen  Bedingungen 
und  zunächst  nur  für  dieses  und  das  folgende  Jahr. 
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Durch  (las  Aussterben  des  gräflich  Kberstcin'schen  Hauses  und  den 
Anfall  des  Landcrbcs  an  Baden  wurde  leider  die  Zahl  der  Genieiiis- 
hcrren  nicht  gemindert;  denn  nun  trat  das  Ilochstift  Speyer  als  Lehns- 
herr über  die  Hälfte  der  Stadt  Genisbach  (welche  die  Grafen  von  Kber- 
stein  von  ihm  zu  Lehen  besessen  hatten)  in  den  Mitbesitz  —  statt 
eines  kleinen  weltlichen  ein  Kirchenfürst,  statt  eines  geschwächten  Va- 
sallen ein  trotz  der  Kleiulieit  seines  hiesigen  Gewaltkreises  mächtiger 
und  gefährlicher  Nebenbuhler.  Von  diesem  Augenblick  bis  zum  Kr- 
löschen  dieses  Kondominats  (i.  J.  1803)  ist  in  der  Grafschaft  Eberstein 
und  in  der  Schiflferschaft  des  Streits  kein  Ende.  Schien  er  einmal  zu 
ruhen,  so  waren  die  Vögte  der  Milherren  eifrig  beflissen,  ihn  durch 
öffentliche  und  heimliche  Feindseligkeit  auf's  Neue  anzufachen.  Die 
Lebenskraft  ganzer  Generationen  wird  an  solchen  kleinlichen  Zänkereien 
vergeudet,  zahllose  Riessc  Papier  werden  mit  Protesten  und  Ileser- 
vationen,  mit  Prozess-Schriften  und  Urtheln  gefüllt,  Hunderttausende 
werden  in  solchem  Federkrieg  vergeudet  und  schliesslich  verlieren  im- 
mer alle  Theilc.  Ein  kläglicheres  Bild  der  jämmerlichsten  Kleinstaaterei, 
als  man  es  aus  diesen  baden -speyerischen  Fehden  gewinnt,  lässt  sich 
kaum  ausdenken. 

Der  Hauptprozess  begann  allerdings  erst  80  Jahre  nach  dem  Ein- 
tritt des  speyerischen  Kondominates;  aber  inzwischen  ward  in  kleinen 
zerstörenden  Kämpfen  das  Mögliche  geleistet. 

Aus  einem  kurzen  Promemoria  vom  18.  Juni  1088  ersehen  wir, 
dass  »die  schieffer  Compagni  sich  in  A,  1G84  getrennet«,  dass  »auff 
des  Hauptsschieffers  Vielfältiges  erinnern  Keine  schielTerordnung  mer 
observiret,  sondern  ein  oder  ander  nach  seinem  gefallen  gehandelt  was 
er  will«. 

Es  braucht  im  Jahre  1688  der  Friede  um  deswillen  nicht  wieder 
hergestellt  gewesen  zu  sein,  weil  damals  die  Schifferschaft  sich  über 
eine  Beeinträchtigung  klagend  an  Speyer  wendet.  Denn  der  Herzog 
Karl  Friedrich  von  Würtemberg,  gegen  welchen  die  Beschwerde  ge- 
richtet war,  macht  gerade  geltend,  keineswegs  alle  Schiffer  seien  ihm 
aufsässig,  sondern  nur  einige,  und  es  klingt  doch  verdächtig,  wenn 
die  Beschwerdeführer  hierauf  nichts  zu  erwidern  haben,  als,  wenn  auch 
»de  unanimi  consensu  gezweifelt  werde«,  so  könne  ja  »einiger  oder 
etwelche  denen  jenigen  die  am  meisten  vnd  von  altem  herkommen  in 
der  Handlung  begriffen,  nichts  prejudiciren«. 

Die  Sache  war  aber  folgende :  Herzog  Karl  Friedrich  von  Vi^ürtem- 
berg  hatte  etwa  im  Jahre  1686  von  dem  Grafen  von  Gronsfeld  etliche 
30,000  Bordschnittsgerechtigkeiteu  theils  käuflich,    theils  tauschweise 
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an  sich  gebracht.  Die  SchifFerschaft  wollte  nun,  unter  Berufung  auf 
die  Bestimmung  der  Schifferordnung,  der  zufolge  nur  in  der  Grafschaft 
Angesessene  Schifferrechte  ausüben  dürfen,  nicht  dulden,  dass  der  Her- 
zog sich  seiner  Rechte  bediene.  Der  Herzog  wendet  sich  mit  der  Bitte, 
die  Schifierschaft  zur  Duldung  zu  zwingen,  an  die  Gemeinsherrschaften. 
Die  Schifferschaft  aber,  oder  wie  gesagt,  ein  Theil  der  Schiffer,  pro- 
testirt  gegen  dieses  Ansinnen.  Ein  ganzer  Haufen  von  Gründen  stützt 
diesen  Protest.  Der  Eifer  der  Gegenwehr  erklärt  sich  leicht,  wenn 
man  bedenkt,  dass  bis  dahin  die  Schifferschaft  der  monopolisirtc  Käufer 
würtembergischen ,  im  Murgthale  gewonnenen,  Holzes  gewesen  war; 
wurde  der  Herzog  selbst  Schiffer,  so  verflösste  er  natürlich  auch  sein 
Holz  selber  und  verkaufte  es  Wem  er  wollte. 

Es  ist  aus  den  Akten  nicht  zu  ersehen,  wie  der  Streit  ausgegangen ; 
jedenfalls  erscheint  der  Herzog  später  nicht  auf  den  Listen  der  be- 
rechtigten Schiffer. 

Sehr  bemerkenswerth  ist  es,  dass  gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts 
die  Beschwerden  der  Schifferschaft,  wenn  sie  bei  Baden  kein  Gehör 
finden,  schon  regelmässig  bei  Speyer  angebracht  werden,  welches 
also  in  dem  Korpus,  dessen  Glieder  sich  früher  alle  nach  Gernsbach 
»wegen  der  allda  geduldeten  protestantischen  Religion«  gewendet,  be- 
reits grossen  Einfluss  gewonnen  hatte.  Sich  der  »gekränkten  Unschuld* 
anzunehmen,  ist  immer  kirchenfürstliche  Politik  gewesen. 

Die  Akten  aus  dieser  Zeit  und  bis  weit  in's  18.  Jahrhundert  hin- 
ein sind  voll  von  Beschwerden  der  Schiffer  gegen  einander,  gegen  Dritte, 
gegen  eine  oder  die  andere  der  Gemeinsherrschaften.  Aber,  wenn  sich 
auch  Speyer  mit  Vorliebe  der  Schiffer  annimmt  —  es  vermag  doch 
wenig  genug  auszurichten,  und  sein  ganzer  Unwille  hierüber  wird  Jahr- 
zehnte lang  aufgespeichert,  um  sich  endlich  in  dem  grossen,  mehrer- 
wähnten Jurisdiktionsprozesse  Luft  zu  machen. 

Baden  lässt  sich  im  Ganzen  die  Querelen  der  Schifferschaft  nicht 
sonderlich  anfechten.  Als,  im  Jahre  1730,  die  letztere  mit  einer  ganzen 
Masse  von  Klagen,  aus  denen  allerdings  hervorgeht,  dass  die  Schitfcr- 
ordnungen  nur  gegeben  zu  sein  schienen,  damit  sie  übertreten  werden 
können,  auf  ein  Mal  kommt,  äussert  der  hierüber  zum  Bericht  auf- 
geforderte baditfchc  Vogt,  die  Schiffer  hätten  sich  angewöhnt,  über 
jede  kleine  Verletzung  gleich  Lärm  zu  schlagen,  während  sie  selbst 
sich  nicht  scheuten,  die  (3rdnung  jederzeit  zu  verletzen ;  wenn  sie  einig 
wären  und  ordentlich  »wie  die  Alten«,  so  würde  es  niemals  Grund  zu 
Beschwerden  geben.  Auch  bei  diesem  Streit,  der  besonders  veranlasst 
war  durch  allerdings  sehr  weit  gehende  Eingriffe  eines  badischeu  Kannner- 
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raths  und  ITolzhäiullcrs  —  im  iMiirp;thal  war  eben  Alles  offen  (»der  ins- 
{^cheim  Ilolzhändler  —  Kuller  in  die,  Hechte  der  Schiffcrschaft,  war 
Speyer  schnell  hei  der  Hand  und  natürlich  auf  d(!r  Seite  der  Schiffer- 
schaft. Seine  Parteinahme  reizte  iiaden  zu  einer  Konfiskation  schifler- 
schaftlichen  ICigcnthums  —  einer  Maasregel ,  di(;  dann  wicMler  zurück- 
genommen werden  nmsste.     Speyer  lachte  darob  in's  Fäustchen. 

Mit  Recht  konnte  es  wohl,  da  äussere  Gefahren  jetzt  nicht  drohten, 
der  speyerischen  Mitkognitioii  und  den  von  dieser  Seite  gespielten  In- 
triguen  zur  Last  gelegt  werden,  wenn,  wie  es  in  einem  hadischen 
Promemoria  aus  dem  Jahre  1743  heisst,  damals  die  ganze  Schifferschaft 
aus  den  Fugen  war,  von  1728-— 1740  kein  Ilauptschiffer,  bis  1743  keine 
Sechsgeschworenen  mehr  gewählt  waren,  die  Schifferordnung  stets  über- 
treten wurde. 

Ich  will  nicht  sagen,  dass  Baden  an  diesen  Uebelständen  unschuldig 
gewesen  wäre;  alle  Theile  waren  schuldig,  zumeist  die  Schifferschaft 
selbst;  aber  als  ein  höchst  gefährliches  Element  wirkte  in  diesen  An- 
gelegenheiten doch  unzweifelhaft  Speyer,  welches  das:  »divide  et  impera- 
nie  aus  den  Augen  Hess. 

Speyerische  Vogtei-Amts-Rcchnungen  aus  den  Jahren  von  1002  bis 
1762  zeigen  uns  deutlich,  wie  oft  es  in  dieser  Periode  recht  herzlich 
schlecht  um  die  Schifferschaft  bestellt  war. 

Von  1090—1699  wurden  gar  keine  Abgaben  entrichtet,  »weilen 
der  Schifterhandel  still  steht,  gar  darniedcrliegt«  (1690),  »weilen  vff 
gcrnsbacher  Markung  keine  einige  Seegemühl  mehr  steht«  (1691), 
»weilen  alle  Seegcmühlen  verbrennt  sind«  (1692—98),  »weilen  wegen 
continuirlichem  lei-men  weder  lichtmess  noch  bartholomei  Schätzung  hat 
können  gezwungen  werden«  (1694 — 98). 

Von  1699  ab  wird  freilich  das  Versäumte  nachgefordert,  aber  es 
geht  nicht  ohne  Nachlässe  ein.  Von  1699—1719  finde  ich  viele  Puick- 
ständc  notirt.  Wenn  von  da  ab  die  Zahlungen  ziemlich  regelmässig 
erfolgen  (1734  ist  »die  schifferschaft  wegen  erlittenen  grossen  Schaden 
supplicando  vm  Erlass  des  Seegerzinsses  eingekommen«),  so  fragt  es 
sich,  ob  das  in  strengerer  Beitreibung  oder  in  günstigerem  Geschäfts- 
gang seinen  Grund  hat.  Das  p]rstere  ist  wahrscheinlicher,  als  das 
Letztere.  1710  ist  die  Schifferschaft  24  fl.  44  Xr.  schuldig;  »weilen 
aber  wegen  ".extra  beitrags  zur  contribution  Baadens  auf  Denie  wie  es 
nach  erlangtem  Frieden  mit  übrigen  ordinarischatzuugen  wird  gehalten 
werden,  beruhen  lasset  und  das  ihrige  bis  dahin  borget,  ist  gelieffert 
worden :  Nichts«. 
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Freilich  belegt  die  Nichtzahlung  der  Abgaben  zwar  offenbar  Noth, 
keineswegs  aber  kann  die  Zahlung  derselben  für  ein  Zeichen  von  Pros- 
perität gelten. 

Im  Jahre  1747  beginnt  nun  der  grosse  Prozess,  von  dem  schon 
öfter  gelegentlich  die  Rede  war. 

Baden  behauptete,  in  Schifferschafts  -  Angelegenheiten  allein  juris- 
diktionsberechtigt  zu  sein ,  seit  es  Alleinbesitzer  der  Grafschaft  Eber- 
stein —  mit  Ausnahme  der  Halbschied  der  Stadt  Gernsbach  —  ge- 
worden war,  und  verrichtete,  während  es  früher  allerdings  thatsächlich 
vielfach  die  speyerische  Mitkognition  geduldet  hatte,  seit  1740  viele 
Jurisdiktions-Akte  ohne  Zuziehung  des  speyerischen  Amtes.  Jedem 
solchen  Akte  folgte  ein  Protest  von  der  anderen  Seite  und,  wenn  die 
beiderseitigen  Vögte  sich  eine  Weile  an  den  Haaren  herumgezaust 
hatten,  begannen  die  Vorstellungen  der  Hochstift  speyerischen  liegierung 
zu  Bruchsal  gegen  die  hochfürstl.  badische  zu  Rastatt.  Endlich,  wenn 
auch  das  (wie  gewöhnlich)  nichts  fruchtete,  wandte  sich  Se.  Hochfürstl. 
Eminenz  selbst  unmittelbar  an  Se.  Hochfürstl.  Durchlaucht.  Vorwürfe 
und  Proteste  nahmen  immer  verbindlichere  Formen  an ,  je  höher  die 
Regionen  waren,  in  denen  sie  ausgetauscht  wurden.  Aber  erledigt 
wurde  durch  diese  verbindliche  und  geschnörkelte  Korrespondenz  ebenso- 
wenig Etwas  wie  durch  die  massiveren  Aeusserungen  zu  Protokoll  bei 
Gelegenheit  der  Amtstage  zu  Gernsbach. 

Inzwischen  war  es  Speyer  gelungen,  auch  die  Schifferschaft  gegen 
Baden  aufzubringen.  Der  Rückgang  des  Gewerbes,  manche  badische 
Gewaltakte,  vielfältige  Streitigkeiten  unter  den  Schiftern  selbst  —  Alles 
das  wurde  den  letzteren  als  eine  natürliche  Folge  der  Weigerung  Ba- 
dens, dem  Hochstift  die  volle  Mitjurisdiktion  zuzugestehen,  vorgespiegelt. 
Die  Schiffer  erinnerten  sich,  von  Speyer  in  ihrem  Gedächtniss  unter- 
stützt, einer  Menge  von  Beeinträchtigungen,  die  sie  von  badischer  Seite 
seit  einer  langen  Reihe  von  Jahren  hatten  erdulden  müssen,  und  wen- 
deten sich  am  20.  August  1746  mit  einer  ellenlangen  Beschwerdeschrift 
an  Serenissimum  Badensem.  Diese  Schrift  ward  dem  Hofrath  von 
Hauer  zum  Referat  übergeben.  Und  dieser  arbeitete  einen  dicken 
Folianten,  betitelt:  »Vindiciae  Juriura  Badensium  praecipue  Comitatus 
Ebersteinensis  Adversus  Invasiones  et  Violationes  Spirenses.  Referentc 
Fraucisco  Valerio  Nobili  de  Hauer.  Rastadii.  Annis  174G.  1747«  aus, 
worin  gleichzeitig  die  schifferschaftlichen  Beschwerden  und  die  speyeri- 
schen Anmaasungen  überaus  umständlich  widerlegt  und  bezüglich  be- 
kämpft wurden.  Die  Schifterschaft  wurde  hierauf  mit  allen  ihren  Be- 
schwerden abgewiesen  und  machte  nun  mit  Speyer  gemeinschaftliche 
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Sache.  Beide  gemeinschaftlich  klagten  bei  dem  Reichs- Ilofrath  gegen 
Baden.  Im  Oktoljer  1747  wird  die  Klage  übergeben.  Das  Aktenstück 
ist  betitelt:  -Allcriintei'thänigsto  Siipplica  (An  die  Ilöm.  Kay.serl.  durch 
Germanien  und  zu  Jerusalem  Königl.  Majestät;  Pro  (^lemeutissime  de- 
cernendü  Mandate  de  manutencndo  et  iion  turbando  in  possessionc  vel 
quasi  condominio  lliiminis  ut  et  Cognitionis  nee  nou  juris  Gratiae  in- 
dciiiie  dependentium  jurium,  cas^atorio ,  inliibitorio,  de  nun  via  facti, 
sed  juris  procedendo,  ncc  contraveniendo  Ordination!  communi,  juncto 
restitutoriü  S.  C.  cum  citatiune  solita.  Impetrantischen  Annwaldts. 
In  Sachen  zu  Speyer  Stifft  und  die  gesambte  Schili'erschafft  im  Murg- 
thal  zu  Gernsbach  Contra  den  Herrn  Marggraffen  Ludwig  Georg  zu 
Baaden-Baaden,  dessen  nachgesetzte  Regierung  und  Vögten  zu  Gerns- 
bach.« 

Darauf  folgen  —  aber  freilich  erst  nach  vielen  Fristerstreckungen, 
i.  J.  1749  —  badischer  Seits  die  »Exceptiones  ob-  et  subreptionis  ac 
respective  Imidoratio  humillima  etc.,  wiederum  ein  Foliant. 

Und  so  wälzt  sich  denn  in  trägem  Gange  die  trübe  Fluth  dieses 
Prozesses  fort.  Im  Jahre  1762  erkannte  der  Reichshofrath  Paritoria. 
»Von  da  bis  zum  24.  Januar  1800«  —  sagt  ein  fürstl.  Speyer.  Reg.- 
Rath  Sensburg  in  einem  die  Prozessgeschichte  darstellenden  Vor- 
trage —  »trat  ein  förmliches  Justitium  ein.  Da  endlich  wurde  die 
badische,  schon  17G2  cxhibirte  Paritions- Anzeige  zur  Erklärung  com- 
municiret,  im  übrigen  die  diesseitigen  Attentaten -Anzeigen  sowol,  als 
die  jenseitige  eventuelle  interpositio  revisionis  insoweit  ad  acta  gelegt 
worden  sind.« 

Und  an  einer  anderen  Stelle  sagt  der  genannte  Referent  von  der  Zeit 
zwischen  Klage  und  Erkenntniss :  »Inzwischen  sind  durch  den  von  Baden 
absichtlich  gewählten  und  hier  unwissend  beibehaltenen  Weg  der  Weit- 
läufigkeit die  Judizial-Akten  so  hoch  angeschwollen ,  dass  sich  kein 
Referens  zu  Wien  mehr  daran  machen  wollte,  und  die  Sache  von  1754 
bis  1762  auf  sich  erliegen  blieb,  ungeachtet  der  Herr  von  Hütten 
solche  selbst  zu  Wien  persönlich  betrieben  hatte.  Der  damalige  Re- 
ferens, Herr  von  Vockel,  äusserte  sich  einmal  gegen  denselben,  dass 
er  doch  nicht  einsähe,  wie  man  dem  Hause  Baden  den  Selbsthandel 
auf  der  Murg  versagen  könne  u.  s.  w. ;  er  ging  aber  doch  zu  Gunsten 
des  Hochstifts  durch  und  am  16.  Juli  1767  ward  erkannt:  pp.  pp.  2. 
Rejectis  exceptionibus  fiat  nunc  Senteutia  paritoria  cum  termino  duorum 
mensium  et  cum  extensione  ad  nova  facta  etc.« 

Diese  Sinnesänderung  des  Herrn  Referens  in  Wien  wird  erklärlich, 
wenn  man   aus  den  Akten  ersieht,   mit   welchen  Mitteln  in  Wien  von 
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beiden  Seiten  gearbeitet  wurde.  Das  Hochstift  hat  eben  die  Stück- 
fässer edlen  Weines  und  die  Dukaten  doch  wohl  etwas  weniger  an- 
gesehen, als  Baden.  Die  ganze  Prozessgeschichte  ist  ein  Kulturbild 
für  sich  —  freilich  der  widerlichsten  Art. 

Die  von  Speyer  erwirkte  Paritoria  kam  nicht  zum  Vollzug.  Und, 
als  Baden  sich  darum  gar  nicht  kümmerte,  sondern  nach  wie  vor  die 
Mitjurisdiktion  Speyer's  in  Schifierschaftssachen  ausschloss,  anwortete 
letzteres  mit  Pfändungen  und  besonders  mit  Einführung  eines  »Murg- 
Rekognitions-Geldes«  auf  der  speyerischen  Zollstätte  zu  Philippsburg. 

Gegen  diese  Willkür  gelang  es  Baden,  ein  mandatum  beim  Pteichs- 
kammergericht  zu  erwirken. 

Dem  Markgrafen  von  Baden  lag  natürlich  mehr  am  Frieden  mit 
der  Schifferschaft ,  als  mit  Speyer.  Und ,  während  der  grosse  Prozess 
beim  Pieichshofrath  schwebte,  wurden  mit  der  ersteren  insgeheim  Ver- 
handlungen angeknüpft,  deren  Aufgabe  es  war,  die  Schiffer  von  Speyer 
abwendig,  der  Landesherrschaft  aber  zugethan  zu  macheu  und  den 
wichtigsten  ihrer  Beschwerden  abzuhelfen. 

Das  Resultat  dieser  Verhandlungen  war  der  Vergleich  vom 
19.  Mai  1753.  In  diesem  Vergleiche  verzichtet  die  Schifferschaft  in 
einem  Falle,  wo  dem  Markgrafen  an  einem  solchen  Verzicht  besonders 
viel  gelegen  war,  auf  das  Recht  der  Ausloosung  (Retrakt.)  Es  handelte 
"sich  hier  um  den  Erwerb  von  Schifterhändeln  durch  die  rastatter  Bürger 
Dürr  und  Mössner.  Wenn  diese  ihre  Händel  wieder  veräussern  sollten, 
dann  solle  auch  das  Näherrecht  der  Schifferschaft  wieder  aufleben.  Die 
beiden  rastatter  Bürger  sollten  der  Schifferschaft  gewisse  Auslagen  er- 
statten und  sich  durchaus  der  Schifferordnung  unterworfen  halten.  Der 
Markgraf  will  künftig  keine  Schifterhändel  mehr  an  sich  ziehen,  und  auf 
das  Losungsrecht  verzichten.  Das  Holz  der  Kommun-  und  Heiligenwälder 
Süll  pro  futuro  allein  der  Schifferschaft  zur  Verfügung  stehen.  Die  Privi- 
legien der  Schilferschaft  werden  bestätigt.  Missel-  und  Bi-ennholz  soll 
die  Herrschaft  selbst  verflössen  dürfen ;  aber  sie  muss  der  Schifterschaft 
allen  Schaden  ersetzen.  Sollten  fremde  Unternehmer  konzessionirt  werden, 
so  hat  die  Schiftorschaft  gegen  dieselben  Anspruch  auf  gewisse  Beiträge 
zu  den  Kosten  der  Floss-Anstaltcn.  Weiter  enthält  der  Vergleich  noch 
manche  die  Schiiferordnung  theils  ergänzende,  thcils  abändernde  Bestim- 
mungen, sowie  mehrere  an  sich  unbedeutende,  aber  von  der  Schifter- 
schaft  dringend  begehrte  Zugeständnisse  und  endlich  die  Bestinnnung, 
dass  durch  den  Vergleich  alle  obschwebenden  Prozesse  und  sonstigen 
Differenzen  zwischen  den  Paziszenten  als  beigelegt,  die  Vergleichsbestim- 
mungen als  res  judicata  gelten  sollen. 
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Das  war  ein  Stricli  durch  die  sppyri.sclie  iiecliiiun;^.  Woim  auch 
seinerseits  (li(!  von  den  Paziszenten  bei  dem  Ueichshofrathe  nach<^esuchte 
Hestäti^'un;^  des  Ver^'leichcs  vereitelt  wurde,  so  war  (hirch  die  den 
Schillern  vom  Markgralcn  ^.cmachten  Zugeständnisse  dem  l'rozess  doch 
die  Spitze  abgehrochen,  und,  was  Speyer  nun  noch  forderte,  konnte  es 
nicht  mehr  im  Namen  und  an;:eblich  zum  Schutze  der  Schifferschaft 
fordern,  die  ja  durch  den  Vergleich  vüllig  befriedigt  war. 

Freilich  ward  die  \'ollgültigkeit  dieses  letzteren  vielfach  angezweifelt. 
Nach  dem  Aussterben  der  baden -badischen  Linie  erkannte  ihn  Baden- 
Durlach,  wenn  sich  die  Schitferschaft  auf  ihn  berief,  nicht  an;  er  .sei 
res  inter  alios  acta.  Speyer  natürlich  Hess  eine  Berufung  auf  den  Ver- 
gleich niemals  gelten.  Aber  doch  ist  er  in  den  wesentlichsten  Tunkten 
stets  aufrecht  erhalten  worden.  Die  Schiffer  erkannten  in  ihm  eine 
Art  magna  Charta  oder  IJill  of  rights,  und  selbst  Baden-Durlach  hütete 
sich  wohl,  die  darin  gemachten  Zugeständnisse  offen  zu  missachteii. 
Auch  von  dieser  Seite  wurde  der  Vergleich  mit  einer  gewissen  Vorsicht 
behandelt.  Wusstc  man  doch,  dass  er  das  Mittel  gewesen  war,  den 
speyrischen  Einfluss  lahm  zu  legen.  Und  dieser  konnte  jedenfalls  leicht 
wieder  aufleben.  Denn  inmier  gab  es,  wie  sich  der  badische  Ilofrath 
Stösscr  i.  J.  1788  ausdrückte,  in  der  Schifferschaft  viele  speyrisch 
Gesinnte,  »Eiferer,  oder,  welches  eben  so  viel  ist,  Affecti  Spirenses«. 

Das  ihr  wohl  früher  schon  zustehende,  im  Vergleich  aber  ausdrücklich 
zugestandene  Recht,  Private  zur  Betreibung  der  Flösserei,  insofern  die- 
selbe nicht  Privileg  der  Schifferschaft  war,  zu  konzessioniren,  verwerthete 
die  Herrschaft  gleich  im  Jahre  17.58  durch  den  berüchtigten^)  Flotz- 
Akkord  mit  dem  pforzheimer  Bathsverwandten  Johann  Jacob  Fauler 
und  Consorten.  Nach  diesem  Vertrage  sollte  die  ebengenannte  Gesell- 
schaft gegen  Flossbarmachung  des  MurgÜusses  (für  Langholz)  und  Leistung 
eines  unverzinslichen  Vorschusses  von  50000  fl.  auf  die  Zollentrichtung, 
für  30  Jahre  das  ausschliessliclie  Privileg,  Langholz  auf  der  Murg  zu 
verflössen,  erlangen,  und  jährlich  eine  gewisse  Masse  Holz  um  einen 
bestimmten  Preis  aus,  im  Murggebiet  belegenen,  herrschaftlichen  Wal- 
dungen empfangen,  auch  von  dem  hierfür  zu  erlegenden  Kaufpreis  jähr- 
lich 3500  fl.  zur  Tilgung  der  obigen  Schuld  innebehalten  dürfen. 

Gegen  diesen  \'ertrag,  in  welchem  der  Gesellschaft  allerdings  ganz 
exorbitante  Rechte  eingeräumt  wurden  (z.  B.  sollen  Privatgrundstücke, 
die  zur  Errichtung  von  Einbindestätten  erforderlich  sein  könnten,  expro- 

7)  Jägerschmid  a.  a.  0.  S.  99  schildert  die  Naclitiieile,  wclclie  dieser  Akkord 
den  Waldbesländen  im  Murglliale  auf  Generationen  liinaus  gebracht  hat,  in  besonders 
grellen  Farben. 
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priirt  werden,  wenn  die  Eigenthümer  sie  nicht  gutwillig  gegen  massigen 
Preis  ablassen  wollen)  protcstirte  Speyer  unter  Berufung  auf  sein  Kon- 
dominat, die  Schifferscliaft  unter  Berufung  auf  den  1753er  Vergleich. 
Beiden  Protesten  wurde  nicht  Statt  gegeben. 

Die  Streitigkeiten  mit  Speyer  leben  überhaupt  natürlich  bei  jedem 
Anlasse  wieder  auf.  So  auch  i.  J.  1772,  als  der  Hauptschiflfer  Schickardt 
stirbt,  und  das  speyrische  Amt  alsbald  zur  Wahl  eines  neuen  Haupt- 
schiffers schreiten  will.  Die  Forderung  war  berechtigt;  aber,  da  sie 
von  Speyer  ausgeht,  tritt  Baden  ihr  entgegen.  Ein  Hauptschiffer  sei 
gar  nicht  nöthig.  Die  Schifferordnung,  behaupte  Speyer,  schreibe  die 
Wahl  vor;  aber  was  habe  sich  Baden-Dur  lach  (die  jetzt  regierende 
Linie)  um  die  Schift'erordnung  zu  kümmern,  die  es  nie  bestätigt  habe? 
Vergeblich  erinnert  Speyer,  dass  gerade  Baden-Durlach,  als  es  —  von 
1688  bis  1707  —  den  badischen  Theil  der  Gemeinsherrschaft  pfandweise 
innegehabt,  die  Schifferordnung  stets  de  facto  als  bindend  anerkannt 
habe,  dass,  wenn  es  sich  jetzt  dessen  weigere,  doch  eine  neue  Schifler- 
ordnung  aufgerichtet  werden  müsse  u.  s.  w.  Speyer  verlangt  die  Wahl 
eines  llauptschiffers  —  ergo  kann  Baden  diese  Wahl  nicht  wollen.  Hätte 
Baden  sie  verlangt,  so  hätte  sie  vielleicht  Speyer  nicht  gewollt.  Es  ist 
mir  sehr  wahrscheinlich,  dass  nachmals  Baden  von  sich  aus  jene  Wahl 
angeordnet  und  den  Hauptschiffer  bestätigt  habe. 

Im  Jahr  1773  wird  dem  Markgrafen  der  Vorschlag  gemacht,  mit 
der  Schifterschaft  einen  Akkord  wegen  Ankaufs  des  in  schifterschaftlichen 
Waldungen  vorräthigen  Brennholzes  abzuschliessen.  Da  die  Schiffer- 
schaft dieses  Holz  ohne  besondere  Konzession  nicht  selbst  verflössen 
durfte,  stand  es  niedrig  im  Preise  und  die  Schiffer  Hessen  es  lieber 
verkonnnen.  Jetzt  aber  hatten  die  letzteren  auf  Befragen  sich  erbötig 
gezeigt,  von  »ungefährlichen  Orten«  Brennholz  »zu  billigem  Preise« 
abzugeben.  Es  wurde  eine  Besichtigung  der  schiÖerschaftlichen  Wal- 
dungen und  Taxation  des  vorhandenen  Holzes  angeordnet,  wobei  je  die 
betheiligten  Schiffer  mit  ihren  Ptottmeistern  anwesend  sein  sollten.  Aber 
der  Forstmeister  konnte  das  kaum  begonnene  Geschäft  nicht  fortsetzen. 
Die  Schiffer  zeigten  sich  widerspenstig  und  kamen  nicht  zur  Stelle. 
Wahrscheinlich  wollten  sie  zurückhaltend  thun,  um  bei  dem  Akkord 
höhere  Preise  zu  erzielen.  In  einem  Bericht  des  Oberforstmeisters  von 
Landsee  heisst  es:  »Es  ist  beynebens  zu  erwögen,  dass  diese  Schift'er- 
schafft  mit  ihrer  verderblichen  Verfassung,  mit  welcher  sie  sich  jedes- 
mahlen  als  eine  eigenmächtig -freydenkende  republique  gegen  alle 
Herrschaftliche  Verlangen  dargestellet ,  fernerhin  fest  zu  sitzen  suchet« 
u.  s.  w. 
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Endlich  kam  -  icli  weiss  niclit,  ob  unter  Zuthun  der  Schifferschaft 
—  die  Schätzung  doch  zu  Stande.  Der  Brennholz- V'orratli  wurde  auf 
140—150000  Klaftern  (I)  aufgeschlagen.  Es  kam  bei  dieser  Gelegenheit 
zu  Tage,  dass  die  SchitVer  ihi'e  Waldungen  und  ihren  llolzreichthum 
{jar  nicht  zu  kennen  schienen,  und  dass  die  ersteren  for.stwirthschaftlich 
grossentheils  auf's  .Veusserste  vernachlässigt  waren. 

Der  Akkord  wurde  abgeschlossen.  Die  Schifferschaft  verptiichtet 
sich,  auf  20  Jahre  jährlich  4  —  5000,  oder  im  Ganzen  80—100,000 
Klaftern  Buchen-  und  Tannen -Scheitholz  aus  ihren  Waldungen  an  die 
Herrschaft  abzugeben  und  nach  dem  herrschaftl.  Ilolzhof  in  Bastatt  zu 
liefern.  Dabei  wird  der  Preis  im  Walde  auf  40  Xr.  und  werden  die 
Kosten  der  Aufmachung  und  des  Transportes  bis  Rastatt  zu  1  fl.  40  Xr.  pr. 
Klafter  angenommen. 

Als  die  Schiflferschaft ,  i.  J.  1702,  80000  Klaftern  geliefert  hat, 
verweigert  sie  weitere  Lieferung;  zu  Mehrerem  sei  sie  nicht  verpflichtet. 
Nach  langem  Hin-  und  Her -Schreiben  lässt  es  die  Herrschaft  hierbei 
bewenden. 

In  dieser  Zeit  ist  es,  dass  zum  ersten  Male  ernstliche  Projekte  einer 
Umwandlung  der  schifferschaftl  ichen  Verfassung  auf- 
tauchen. Das  erste  bekannte  solche  Projekt  datirt  aus  dem  Jahre  177G 
und  entstand  im  Schoose  der  Schifferschaft  selbst.  Bei  den  Akten  findet 
sich  folgende,  von  10  Schiffern  unterzeichnete,  Erklärung: 

»Wir  Endes  unterschriebene  Schiffer  zu  Gernsbach  beurkunden  Krafft 
dieses,  dass  wir  wegen  vorwaltenden  grossen  Irrungen  und  Streitigkeiten 
in  unseren  eigenthümlichen  Waldungen  sowohl,  als  zu  besserer  Aufnahme 
und  Betreibung  unseres  Commerciums  mit  Gott  entschlossen  haben, 
diesen  unseren  Handel  und  Waldungen  auf  die  Zukunfft 
zusammenzuwerffen  und  eine  Compagnie  unter  uns  zu 
errichten,  nach  deren  entworffenen  und  noch  zu  ent- 
werffeuden  Begeln  in  denen  Waldungen  gleich  durch- 
gehauen, das  Holz  gemeinschafftlich  verkaufft,  der  Er- 
löss  aber  nach  eines  jeden  Gerechtigkeiten  vertheilt 
werden  solle,  also  dass  auf  die  Hinkuntft  der  allgemeine  auch  der 
privat  und  vice  versa  Nuzen  werde;  zugleich  aber  verpflichten  wir  uns 
Krafft  dieses  u.  s.  w.  .  .  .  Gernsbach,  d.  23.  Febr.  1776.«  Die  Unter- 
zeichneten verpflichten  sich  hier  weiter,  für  den  Fall,  dass  auch  die 
anderen  Schiffer  noch  zum  Beitritt  zu  vermögen  seien,  und  dass  die 
Herrschaft  auch  dem  neuen  Verein  die  »benöthigten  Indulgentien 
und  Privilegien«  verleihe,  von  diesem  Vereine  nicht  wieder  zurück- 
zutreten. 
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Leider  erfüllte  sich  weder  die  eine,  noch  die  andere  dieser  Be- 
dingungen. Vier  Betheiligte  protestiren  entschieden  gegen  das  Projekt 
und  nach  dem  Beschluss  des  Geheimenraths  vom  9.  August  1776  soll 
der  vorgeschlagene  Verein  vorderhand  für  nicht  thunlich  erklärt,  wenn 
auch  das  Gesuch  nur  in  schonendster  Weise'  abgewiesen  werden.  Ja, 
falls  der  Verein  auf  privative  badischem  Territorium  (Speyer  war  ja 
noch  iu  der  Gemeinschaft;  der  grosse  Jurisdiktions-Prozess  schwebte 
ja  noch)  Domizil  sollte  nehmen  wollen,  sei  Genehmigung  in  entfernte 
Aussicht  zu  stellen. 

Das  Projekt  hatte  aber  viele  Federn  in  Bewegung  gesetzt.  In  den 
badischen  Regierungs-Akten  finden  sich  ausführliclie  Gutachten  pro  und 
contra.  Ein  Geheime  Hofrath  Hummel  zu  Carlsruhe  befürwortet  den 
Vorschlag  entschieden;  ein  anderer  Gutachter,  dessen  Name  nicht  zu 
entziffern,  spricht  sich  dagegen  aus  »1.  mit  Rücksicht  auf  die  Schifier- 
schaft,  2.  mit  Rücksicht  auf  die  Gemeinden  und  Unterthanen  in  der 
Grafschaft  Eberstein  und  3.  mit  Rücksicht  auf  die  Herrschaft  selbsten*. 

Der  Verfasser  dieses,  übrigens  in  mehrfacher  Beziehung  sehr  in- 
teressanten Gutachtens,  führt  ganz  im  Geiste  der  Zeit,  die  Phrasen 
von  dem  freien  Commerce,  dem  gemeinen  Nutzen,  dem  »Geld  im  Lande 
Bleiben«,  vielfach  im  Munde.  Er  ist  dem  Projekt  abhold;  aber  hält 
allerdings  auch  seinerseits  eine  Aenderung  der  Verfassung  für  dringend 
nöthig.  Die  Wälder  müssen,  meint  auch  er,  zusammengeworfen  und 
gemeinschaftlich  bewirthschaftet  werden.  Nur  der  Verkauf  des  Holzes 
und  der  Bordwaaren  müsse  dann  lediglich  Jedes  Sache  bleiben. 

Bemerkenswerth  ist  aus  dem  vorigen  Jahrhundert  nur  noch  eine, 
übrigens  gütlich  beigelegte,  Differenz  zwischen  der  badischen  Regierung 
und  der  Schifferschaft  wegen  eines  zwischen  der  ersteren  und  einer 
würtembergischen  Gesellschaft,  der  »Neuen  Würtembergischen  Enz-, 
Nagold-  und  Murg-Kompagnie«  im  Jahre  178G  verabredeten  Vertrages. 
Diese  Kompagnie  erhielt  die  Erlaubniss,  von  1788  ab  zunächst  auf  10 
Jahre  (der  Vertrag  wurde  dann  mehrfach  prolongirt)  das  auf  den  neuen- 
bürger und  altenstaiger  (W^ürtemberg)  Oberforstamtswaldungen  an  der 
Nagold  und  Enz,  desgleichen  das  aus  den  oberen  und  unteren  Murg- 
waldungen  erkaufte  Holländer  und  anderes  Holz  auf  dem  Murgtluss  bis 
zum  Rhein  verflössen  zu  dürfen.  Dagegen  protestirtc  die  Schifterschaft 
unter  Berufung  auf  die  in  der  Schifferordnung  ihr  gewährten  und  in 
dem  175oer  Vergleiche  bestätigten  Privilegien.  In  einem,  schon  bei 
anderer  Gelegenheit  erwähnten,  Gutachten,  welches  ein  Hofrath  Stösser 
über  diesen  Protest  abgiebt,  ist  ausgeführt,  dass,  wenn  der  Murg- 
schifferschaft ein   ausschliessliches  Privilegium   verliehen  sei,   dies  ihr 
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von  (l(;iii  Verleiher  auch  wieder  eiitzo;,Tn  wenJeii  könne;  I-lüsse  seien 
publici  juris  und  -Principis  acstiniatio  est,  quem  modum  sibi  beneficii 
esse  velit<'.  Der  Vergleich,  auf  den  sich  die  Schiirerschaft  berufe,  sei 
für  die  jetzt  regierende  Linie  res  inter  aliüs  acta;  übrigens  sei  die 
Schifi'erschaft  nur  mit  äusserster  Schonung  abzuweisen.  Das  ist  denn 
wohl  auch  geschehen,  und  die  Schifi'erschaft  mag  sich  beruhigt  haben. 

Anständige  Abgaben  wurden  übrigens  der  würtembergischen  Kom- 
pagnie angesonnen.  Da  war  das  rastatter  Konzession.sgeld  mit  1  H.  30, 
das  karlsruher  »geheime«  (V)  Konzessionsgeld  mit  1  i\.  für  jede  Hollän- 
der Tanne,  da  waren  der  steinmaurcr  und  ottenauer  Zoll  mit  2  bis 
24  Xr.  per  Stück,  je  nach  den  Ilolzsorten,  da  war  der  schrecker 
Mannszoll  mit  57  Xr.  für  jeden  Mann  auf  dem  Floss,  da  waren  Akzi- 
denzien an  die  Zollbcdientcn,  da  w'aren  endlich  vom  Scheiterholz  vierer- 
lei verschiedene  Abgaben  zu  entrichten.  Freilich  kaufte  die  Kompagnie 
von  der  herzogl.  würtembergischen  ßentkammer  ihr  Holz  auch  billig 
genug.  Eine  70,  80  oder  mehr  Schuh  lange  Holländer  Tanne  kostete 
12  fl.,  eine  GOer  Tanne  11  11.,  1  Holländer  Dickbalken,  IGzöllig  am 
kleinen  Ende ,  4  fi.  u.  s.  w. 

Die  Geschichte  der  Murgschifferschaft  im  19.  Jahrhundert  ist  ärmer 
an  Ereignissen  als  die  jeder  früheren  Periode.  Aber  die  Schifter  selbst 
haben  sich  hierüber  am  wenigsten  zu  beklagen.  Gleich  im  dritten 
Jahre  des  neuen  Jahrhunderts  —  in  Folge  des  Reichsdeputations-Haupt- 
schlusses  —  versiechte  eine  Jahrhundertc  lang  reichlich  fliessende  Quelle 
von  Streitigkeiten.  Die  Grafschaft  Eberstein  wurde  ausschliesslich  ba- 
disch. Die  Schifi'erschaft  war  nun  nicht  mehr  ein  Gegenstand  eifer- 
süchtiger Intrigue  für  zwei  oder  mehrere  einander  bekämpfende  Ge- 
meinsherrschaften. Freilich  innerhalb  des  Vereins  ruhete  der  Streit 
nicht.  Die  eigenthümliche  Verfassung  oder  sagen  wir  lieber  Verfassungs- 
losigkeit  der  Verbindung  gab  dazu  immer  neuen  Anlass.  Doch  auch 
die  Verhältnisse  der  Betheiligten  zu  einander  wurden  in  dem  Maase 
friedlicher,  als  die  alten  ausschliessenden  Handels -Privilegien  an  Be- 
deutung verloren;  von  dieser  Seite  her  schwand  jeder  Anlass  zum  Streit, 
als  endlich  diese  Privilegien  gänzlich  in  Wegfall  kamen. 

Der  mehrerwähnte  Topograph  des  Murgthals,  K.  F.  V.  Jäger- 
schmid,  der  seine  Studien  gegen  Ausgang  des  vorigen  Jahrhunderts 
machte,  giebt  für  seine  Zeit  eine  ziemlich  ausführliche  und  klare  Dar- 
stellung der  schitferschaftlichen  Einrichtungen  und  der  Technik  des 
Flösserei-  sowie  des  Sägmühlenbetriebs;  seine  flüchtigen  historischen 
Mittheilungen  über  die  früheren  Zeiten  interessiren  uns  wenig ;  für  die 
Geschichte  seiner  Zeit  erregt  besonders  die  Angabe  unser  Interesse,  dass 
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schon  damals  die  Schifferordnung  von  1626  keineswegs  mehr  als  bindende 
Norm  galt,  fast  in  keinem  Stücke  mehr  befolgt  wurde,  und  es  über- 
haupt an  einer  geschriebenen  Norm  gänzlich  fehlte.  Der  1753er  Ver- 
gleich scheint  noch  allenfalls  für  die  Gegenstände,  welche  er  behandelt, 
maasgebendes  Gesetz  gewesen  zu  sein.  Damals  fuhren  die  Murgschiffer 
schon  nicht  mehr  bis  Bingen  hinab ;  sie  fanden  bis  Oppenheim  schon 
reichliche  Abnahme.  Das  Waldeigenthum  der  Schifferschaft  war  sehr 
unbestimmt  und  vielfach  strittig.  Wegen  der  an  der  würteuibergischen 
Grenze  gelegenen  schifferschaftlichen  V/aldungen  walteten  Grenz-  und 
Jurisdiktions- Streitigkeiten  zwischen  Baden  und  Würtemberg.  Es  gab 
damals  11  Schiffer,  welche  den  Holzhandel  selbst  betrieben  (»aktive 
Schiffer«  nennt  man  diese  heutzutage)  und  9,  welche  ihre  Gerechtsame 
an  einige  der  vorigen  verliehen  hatten.  Die  ersteren  hatten  zusammen 
98,352  aufrechte  und  185,95972  niedergefallene,  die  letzteren  29,648 
aufrechte  und  46,84072  niedergefallene  Gerechtigkeiten.  In  Summa 
gab  es  also  noch  immer  360,800  Gerechtigkeiten.  Die  Schifferschaft 
besass  noch  9  Mühleu  mit  20  ganzen  Gängen.  Es  kamen  also  noch 
immer,  wie  in  alter  Zeit,  auf  1  Gang  6400  Bordschnitte.  Jäger- 
schmid  berechnet  für  seine  Zeit  den  Beingewinn  von  einem  Bordfloss 
von  15,000  Stück,  welches  in  Mannheim  verkauft  wird,  nach  Abzug 
aller  Kosten  auf  2100  fl.  Wer  also,  wie  einige  der  aktiven  Schiffer, 
über  15,000  Bordschnittsgerechtigkeiten  hatte,  und  diese  vielleicht  zwei 
bis  drei  Mal  im  Jahre  »besagen«  konnte  —  dem  brachte  seine  Mit- 
gliedschaft, auch  nur  von  dieser  Seite  her  und  ganz  abgesehen  von  den 
anderen  Nutzungen  der  Wälder,  in  guten  Zeiten  einen  recht  anständigen 
Gewinn.  Das  100  Schnittgerechtigkeiten,  womit  jedesmal  ein  verhält- 
nissmässiger  W^aldantheil  verbunden  ist,  kostete  damals  durchschnittlich 
etwas  über  200  fl.  Wer  also  150  x  100  Bordschnittsgerechtigkeiten, 
das  100  zu  210  fl.,  kaufen  konnte,  durfte  in  guten  Zeiten  eine  Rente 
von  pr.  pr.  19  7o  erwarten. 

Aus  einer  ebenfalls  schon  erwähnten,  späteren,  offiziellen  schiffer- 
schaftlichen Publikation  (C.  F.  Ar nsp erger.  Erneuertes  Lagerbuch 
über  die  schifferschaftlichen  W^aldungen.  Karlsruhe  1818),  einem  sehr 
wichtigen  Dokument,  geht  hervor,  dass  zur  Zeit  der  Aufstellung  jenes 
Lagerbuches,  in  den  Jahren  1815  und  1816,  langwierige  Rechtsstreitig- 
keiten über  das  schifterschaftliche  Waldeigenthum,  sowie  Grenz -Diffe- 
renzen mit  fremden  Anstössern,  theils  durch  richterliche  Urtheile,  theils 
durch  rechtsgültige  Vergleiche  beigelegt  worden  waren,  und  dass  bei 
der  Aufstellung  des  Lagerbuches  noch  alle  übrig  gebliebenen  Zweifel 
über  Waldeigenthum   und  Waldantheile  solchergestalt  erledigt  wurden, 
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(lass  von  iiiui  an  in  dicscin  l'iinkte  völlige  Sicherheit  und  Klarheit 
herrsdilc.  |)ie  Inslruklion  liir  den  VValdinsiicktor,  eben  di'n  Jleraus- 
{,'(!l)er  des  Unclies,  C.  1''.  A  rnsi)crger,  liberlianpt  die  J'liideitung, 
welche  sich  als  IkHirkundnng  eines  der  Aufstellung  des  Lagerbuclies 
voran fgegangencn  Uebcreinkoninicns  darstellt,  ist  von  20  Betheiligten 
unterschrieben.  Es  folgt  nun  die  Hesclireibung  der  einzelnen  schiticr- 
schal'tlichen  Waldparzellen,  nach  5  Walddistrikten  (Murg- Waldungen, 
Schöuniiinzach- Waldungen  u.  s.  \v.)  geordnet.  Jede  einzelne  I'arzelle 
hat  ihren  Namen,  die  Beschreibung  enthält  die  neue  No. ,  die  No.  des 
alten  Loochbuchs,  eine  genaue  Grenzbezeiclnmng,  eine  Flächenangabe 
nach  Schätzung,  die  Namen  und  Schifferzeichen  der  Iktlieiligten,  die 
Angabe  des  Ilauptschifferstammcs,  zu  welchem  die  Parzelle  gehört. 

In  dieser  Weise  sind  307  Parzellen  beschrieben. 

Nun  folgt  eine  genaue  Angabe  der  Antheile,  welche  sämmtliche 
Betheiligte  an  den  llauptschiffcrstännuen,  deren  7  bestehen,  besitzen 
(nach  Bruchtheilen). 

Das  Buch  schliesst  mit  einer  Zusammenstellung  der  Bordtschnitts- 
gerechtigkeiten.  welche  damals  die  einzelnen  ßetheiligten  besassen.  An 
der  Sunnne  von  8(i0,800  sind  33  Personen  uml  bezüglich  Familien  be- 
theiligt.    Der  Stärkstbetheiligte  hat  33,41974  Gerechtigkeiten. 

Krieg  von  Hoch  fei  den  (a.  a.  0.)  giebt  uns  für  seine  Zeit 
—  das  Buch  erschien  im  Jahre  1836  —  durchaus  keine  neuen  Daten. 
Die  Schifferschaft  bestand  genau  in  derselben  Verfassung  wie  zur  Zeit 
der  Abfassung  des  Lagerbuchcs.  Ihr  Holzhandel  setzte  weit  über 
400,000  Gulden  in  Umlauf.  Das  Hundert  Bordschnittsgerechtigkeiten 
war  auf  400  Gulden  im  Preise  gestiegen.  Der  schifferschaftliche  Wald- 
und  Sagemühlen -Besitz  hatte  sich  nicht  geändert.  Noch  immer  war 
der  Handel  eingetheilt  in  128,000  aufrechte  und  232,800  niedergefallene 
Gerechtigkeiten. 

Ein  neuerer  Topograph  des  Murgthals  (von  Kettner,  Beschrei- 
bung des  badischen  Murg-  und  Oosthals.  Frankfurt  a.  M.  1843), 
welcher,  wie  Jägerschmid ,  ebenfalls  auf  die  Verhältnisse  der  Schiffer- 
schaft zu  sprechen  konnnt,  erwähnt,  dass  zu  seiner  Zeit  noch  manche 
Bestimmungen  des  1753er  Vergleiches  in  Uebung  geblieben  seien.  Nach 
ihm  war  damals  der  Holzhandel  im  Forstamtsbezirke  Gernsbach  noch 
fast  ausschliesslich  in  den  Händen  der  Murgschifferschaft,  oder  einzelner 
Mitglieder  derselben.  Ausser  dem  aus  den  eigenen  Waldungen  ge- 
wonnenen Holzquantum  kam  fast  der  ganze  Ilolzertrag  des  Bezirks  und 
der  Umgegend  in  schifferschaftliche  Hände.  Diese  Holzmassen  wurden 
theils  als  Brennholz  in  den  Ilolzhof  nach  Rastatt  geliefert,   theils  als 
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Sägeholz  auf  schifferschaftlichen  Sägemühlen  geschnitten  und  auf  dem 
Rheine  verflösst.  Die  Klafterholzflösserei  auf  der  Murg  gelangte  im 
Jahre  1834  in  die  Hände  der  Schifferschaft.  Sie  kaufte  im  Wege  (ter 
Steigerung  das  Klafterholz  aus  den  Murgwaldungen  und  Hess  die 
Flösserei  durch  »ihren  Bezirksförster  und  Buchhalter«  be- 
sorgen und  durch  »Tagelöhner«  betreiben.  Sic  hatte  das  alleinige 
Recht  der  Murgflösserei  und  zugleich  hatte  sie  für  den  Auszug  den 
ärarischen  Holzhof  in  Rastatt  gepachtet.  Kleinere  Unternehmer  waren 
nur  auf  kurze  Strecken  zu  flössen  berechtigt,  nachdem  das  Hauptfloss 
die  Mui'g  passirt  hatte.  Sie  hatten  ein  Konzessionsgeld  mit  2  Xr.  pro 
Klafter  für  die  Stunde  zu  entrichten;  die  Murgschifferschaft  hatte  nur 
ein  Rekognitionsgeld  von  12  und  bezüglich  18  Xr.  pro  Klafter  für  die 
ganze  Fahrt  zu  zahlen.  Die  Flosseinrichtungen  wurden  zum  Theil  von 
ihr,  zum  Theil  vom  Aerar  unterhalten. 

Auch  beinahe  alles  Sägeholz  gelangte  in  die  Hände  der  Schiffer- 
schaft oder  einzelner  Mitglieder.  Der  Verkauf  der  Sägewaaren  wurde 
von  jedem  Mitgliede  für  sich  betrieben.  Aber  sämmtliche  Mitglieder 
vereinigten  sich  durch  schriftliche  Reverse  über  die  einzuhaltenden  Ver- 
kaufspreise. Die  Klassifikation  der  Sägewaaren  hatte  sich  gegen  früher 
geändert.  Statt  gute,  mittel  oder  verkohren  Borde,  Schwarten  u.  s.  w. 
gab  es  nun  »Brennborde«,  ^Auswürfling« ,  *Ausschuss«,  »Dreikreuz«, 
»Zweikreuz« ,  »Einkreuz« ,  »Holländer  Bord« ,  »Holländer  Fracken«, 
»gute  Latten«,  »Ausschuss- Latten«.  Die  Kührung  geschah  aber  im 
Wesentlichen  noch  nach  den  früheren  Gesichtspunkten  (ob  astfrei ,  ein 
oder  mehrere  Aeste  haltend,  rissig,  anbrüchig  u.  s.  w.). 

Die  Schifferschaft  trieb  einen  grossen  Zwischenhandel  mit  im  Aus- 
lande erkauften  Sägewaaren.  Aber  derselbe  griff'  nur  insoweit  in  die 
Verhältnisse  der  Schifferschaft  ein,  »als  neben  dem  Staate  den  Mit- 
gliedern derselben  bisher  allein  das  Recht  des  Bordflössens  auf  der 
Murg  eingeräumt  war,  und  daher  in  Anbetracht  der  Wohlfcilheit  des 
Transportmittels  nur  von  Mitgliedern  der  Schifferschaft  die  gegenwär- 
tigen hohen  Ankaufspreise  bezahlt  werden  konnten«. 

Schifferschaftliche  Sägemühlen  gab  es  im  Jahre  1842  noch  8  mit 
21  Gängen.  # 

Seit  jener  Zeit  ist  kein  weiteres  bedeutungsvolles  und  in  die  schiffer- 
schaftlichen Verhältnisse  tiefer  eingreifendes  Ereigniss  zu  verzeichnen, 
als  die  zuerst  im  Jahi-e  1852  provisorisch  und  dann  im  Jahre  1804 
definitiv  erfolgte  polizeiliche  Regelung  des  Flossbetriebs  auf  der  Murg. 

Die  letztere  Verordnung,  Flossordnung  für  die  Murg  vom  1.  Okt. 
1864  (Bad.  Central- Verordnungs-Blatt.  Jahrg.  18G4.  S.  CG  ff.)  gewährt 
XV.  6 
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insofern  besonderes  Interesse,  als  sie  die  Schiffcrordnunj,'  von  1C2G 
als  noch  in  Kraft  befindlich  anerkennt  und  als  sie  die  I-'lossprivilegien 
der  Schifferscliaft  mit  äusserster  Schonunj^  iteliandelt. 

Das  Flossrecht  auf  der  Mur;jj  wird  als  ein  lloheitsrecht  des  Staates 
bezeichnet,  von  dessen  Behörden  die  Erlaubniss  /um  Flössen  und  zui- 
Henutzung  der  Flossanstalten  ertheilt  werden  kann.  -Der  Murg- 
schif ferschaft  wird,  zu  Folge  der  Flossordnung"  —  soll 
wohl  heissen  Schifterordnung  —  '>von  1G2G  und  des  Herkom- 
mens, a u  c h  f  e r  n  e r  h  i  n ,  b  i s  z  u  gut  g  e f  u  n  d  e  n  e  r  A b  ä n  d  e r  u  n  g, 
zugestanden,  nachstehendes  Holz  ohne  besondere  Er- 
laubniss frei  a u f  d c r  M u r g  zu  verflössen:  1 .  S ä m m 1 1  i c h e s 
Sägeholz,  sowohl  das  aus  ihren  eigenen  Waldungen  gewonnene,  als 
das  von  ihr  in  anderen  Waldungen  erkaufte,  auf  ihre  an  der  Murg 
gelegene  Sägmühlen,  sowie  das  zum  Verbauen  auf  ihren  Sägmühlen 
und  Flosseinrichtungen  nöthige  Langholz  an  den  Ort  seiner  Bestim- 
mung; 2.  alle  Sägwaaren,  und  zwar  sowohl  diejenigen,  welche  sie 
auf  ihren  Sägmühlen  schneidet,  als  die  anderwärts  von  ihr  erkauften; 
3.  durch  einen  jeden  Schiffer  jährlich  400  Stück  Bauholz  (Schifter- 
stücke).« 

Diese  Zugeständnisse  können  entweder  »von  der  Gesellschaft 
in  i h r e r  G e s a m m t h e i t  oder  von  s o  1  c h e n  M i t g  1  i e d e r n  aus- 
geübt werden,  welche  nach  der  Schifferordnung  vom 
Jahre  1626  als  aktive  Schiffer<'  (diese  Bezeichnung^  kennt  jene 
Schifferordnung  nicht)  »wenigstens  4800  Wald  rechte  be- 
sitzen«. Aber  mit  behördlicher  Genehmigung  können  diese  Zugeständ- 
nisse zeitweise  auch  solchen  Schiffern  gewährt  werden,  die  nicht  aktive 
in  diesem  Sinne  sind. 

Folgt  nun  ein  Verzeichniss  der  auf  der  Murg  und  ihren  Xeben- 
bächen  bestehenden  Flos  s  ein  r  ichtun  gen.  Davon  werden  einige 
als  ganz  und  bezüglich  theilweise  der  Seh if ferschaft  gehörig 
anerkannt. 

Ueber  die  sämmtlichen  Flosseinrichtungen  führt  theils  die  Staats- 
behörde allein,  theils  die  Schifferscliaft  allein,  theils  diese  in  Ge- 
meinschaft mit  der  Staatsbehörde,  die  Aufsicht.  Die  schifferschaftliche 
Aufsichtsbehörde  ist  »die  schifferschaftliche  Bezirksforst  ei 
Forbach«.. 

Ferner  wird  die  Unterhaltungspflicht  der  Flossanstalten  geregelt.  Auch 
hier  sind  der  Murgschifferschaft  besondere  Verpflichtungen  zugetheilt. 

Folgen  dann  Bestimmungen  wegen  der  Flösserei- Abgaben.  Diese 
sind   sämmtlich    am    »Komptoir   der   Murgschifferschaft«    zu 
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zahlen;  die  Erträge  werden  dann  nach  einem  bestimmten  Maasstabe 
zwischen  dieser  und  dem  Fiskus  getheilt.  Der  letztere,  wenn  er  die 
Flösserei  selbst  ausübt,  hat  für  die  Benutzung  der  von  der  Murg- 
schifferschaft unterhalten  werdenden  Strecke  der  Flossstrasse  keinerlei 
Entschädigungen  zu  entrichten. 

Endlich  eigentlich  flosspolizeiliche  Bestimmungen,  welche  die  Murg- 
schifferschaft ebenso,  wie  alle  anderen  die  Murg  zum  Flössen  Benutzen- 
den, zu  befolgen  hat.  — 

lieber  die  heutigen  Zustände  der  Schifferschaft  habe  ich  Folgendes 
in  Erfahrung  bringen  können: 

Das  Waldeigenthum  der  Schifferschaft  besteht  aus  ungefähr  20,000 
Morgen.  Vermessen  ist  dasselbe  noch  nicht.  Einige  von  diesen  Wal- 
dungen liegen  im  Würtembergischen ;  die  meisten  aber  im  badischen 
Murggebiet.  Das  Grundsteuerkapital  der  im  Badischen  belegenen  Wal- 
dungen beträgt  996,210  11.,  das  der  im  Würtembergischen  belegenen 
schlägt  mein  Gewährsmann  auf  50,000  fl.  an;  aber  er  meint,  beide 
Summen  dürften  kaum  den  dritten  Thcil  des  Waldwerthes  repräsentiren, 
welcher  sich  sonach  auf  weit  über  3  Millionen  Gulden  erheben  würde. 

Die  Schifferschaft  besitzt  zur  Zeit  noch  7  Sägemühlen.  Die  Unter- 
scheidung zwischen  aufrechten  und  niedergefallenen  Bordschnittsgerech- 
tigkeiten besteht  noch  zu  Recht;  die  niedergefallenen  können  an  den 
bestehenden  Sägemühlen  mit  ausgeübt  werden. 

Ob  das  als  schifferschaftliches  bezeichnete  Eigenthum  wirklich 
Eigenthum  der  Gesellschaft  als  solcher  ist,  oder  den  Mitgliedern  der- 
selben zu  ideellen  oder  reellen  Antheilen  gehört,  ist  durchaus  zweifel- 
haft. Thatsächlich  ist  das  ganze  Waldareal  noch  in  7  Hauptstämme 
eingetheilt  (1.  der  Nicolaus  Weiler'sche,  2.  Heinrich  ümgelter'sche, 
3.  Georg  Rauch'sche,  4.  J.  Jacob  Kast'sche,  ,5.  Graf  Gronsfekrsche, 
6.  Georg  Heinzmann'sche,  7.  Anton  Dürr'sche  Stamm).  Die  Waldungen 
sind  ferner  in  fest  bestimmte,  aber  unter  einander  gelegene  Stücke  ge- 
theilt, wovon  das  eine  diesem,  das  andere  jenem  der  sieben  Stämme 
zugehört.  An  jedem  Stammthcile  besteht  eine  bestimmte  Anzahl  von 
»Rechten«.  Im  Ganzen  sind  deren  noch  immer  360,800.  Der  Werth 
der  Stammtheile,  und  daher  auch  der  Werth  der  Rechte  ist  etwas  ver- 
schieden. Ein  Stamm  hat  etwas  bessere  Waldungen,  ist  etwas  grösser, 
als  der  andere,  oder  es  bestehen  an  einem  Stanmi  etwas  mehr  Rechte, 
als  an  dem  anderen.  Bedeutend  ist  jedoch  dieser  Unterschied  nicht. 
Manche  Stammtheile  sind  auch  als  solche  wieder  an  anderen  in  einem 
gewissen  Verhältnisse  betheiligt. 
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Die  schifferscliaftliduüi  Waldungcfii  iiiaclicn  eine  besondere  Ge- 
markung aus,  worüber  der  Genieinderath  zu  Oernsbacli  die  Griind- 
und  Pfandbücher  führt. 

Die  Schiflerschaft  als  solche  hat  eine  eif,'ene  Kasse.  Dotirt  wird 
dieselbe  aus  dem  Erlöse  des  Scheiterholzes  und  sonstij^er  Forstneben- 
nntzungen.  Aus  der  Kasse  werden  bestritten:  1.  das  ClehaU,  des  schiffcr- 
schal'tlichen  Bezirksförsters  und  des  Buchhalters,  2.  alle  Ver- 
waltungskosten, einschliesslich  der  Kosten  der  Unterhaltung  der  Floss- 
anstalten, Sägemühlen  u.  s.  w.  Die  Kosten  werden  auf  die  7  Ilaupt- 
stJünme  rcpartirt  und  sodann  wieder  auf  die  einzelnen  Rechte  jedes 
Stannnes  ausgeschlagen.  Gtiwisse  Kosten,  wie  die  der  Krhaltung  der 
Sagemühlen,  trägt  der  betreffende  Stamm  allein. 

Nach  dem  Herkommen  wird  die  Kasse  verwaltet  und  werden  die 
Verwaltungsgeschäfte  besorgt  durch  einen  aus  3  aktiven  Schiffern  be- 
stehenden Vcrwaltungsrath ,  den  das  gesammte  Korpus  der  aktiven 
Schiffer  wählt. 

Zur  Zeit  giebt  es  8  aktive  Schiffer.  Jeder  von  ihnen  muss  min- 
destens 4800  Rechte  besitzen.  Der  Verwaltungsrath  hat  das  ganze 
Korpus  in  wichtigen  Angelegenheiten,  die  aber  nicht  näher  bestimmt 
sind,  zu  hören. 

Die  Rechnungsgeschäfte  besorgt  das  schifferschaftliche  Koraptoir 
zu  Gernsbach,  dem  ein  Buchhalter  vorsteht. 

Der  schifferschaftliche  Förster  ist  der  forstwirthschaftliche  Betriebs- 
Dirigent.  Er  vertheilt  auch  den  Klotzholz -Ertrag.  Werden  z.  B.  im 
Weilerischen  Stamm  1000  Klötze  gehauen,  so  berechnet  der  Förster, 
auf  wie  viel  Weilerische  Rechte  ein  Klotz  fällt.  So  viel  mal  nun  ein 
Mitglied  solche  Rechte  besitzt,  so  viele  Klötze  fallen  ihm  zu. 

Die  nicht  aktiven  Schiffer  verkaufen,  »verl ebnen«  zum  Voraus  auf 
einige  Jahre  ihre  Antheile  —  ihre  Rechte  —  an  einen  der  aktiven 
Schiffer.  Auch  steht  nichts  im  Wege,  den  Antheil  —  den  Anspruch  auf 
Klötze  —  an  einen  auswärtigen  Holzhändler  zu  verlehnen.  Doch 
kommt  dies  so  gut  wie  gar  nicht  vor. 

Jedes  Sägmühlrecht  repräsentirt  eine  gewisse  Anzahl  von  »Bord- 
schnitten«. Jeder  Entlehner  hat  das  Recht,  hiernach  die  entlehnten 
neben  seinen  eigenen  Klötzen  auf  den  Sägmühlen  zu  schneiden. 

Die  Reihenfolge  in  der  Benutzung  der  schifferschaftlichen  Säge- 
mühlen wird  jetzt  durch  Uebereinkommen  der  aktiven  Schiffer  fest- 
gestellt. Jeder  von  ihnen  stellt  zum  Sägen  seine  eigenen  Leute  an. 
Die  Kosten  der  Unterhaltung  der  Mühlen  weixlen  von  Denen  bestritten, 
welche  Rechte  daran  besitzen. 
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Es  besteht  keine  Beschränkung  hinsichtlich  der  Zahl  der  Antheile, 
welche  Einer  erwerben  und  besitzen  darf.  Ein  Recht  wird  zur  Zeit, 
je  nach  dem  Stamme,  dem  es  zugehört,  und  je  nach  den  Konjunkturen 
des  Handels  mit  3  fl.,  S'/a  A-,  ja  iwit  5  und  6  fi.  bezahlt. 

Hinsichtlich  des  Status  der  Personen  der  Mitglieder  bestehen  eben- 
falls keinerlei  Beschränkungen.  Wer  aktiver  Schiffer  sein  will,  muss, 
wie  gesagt,  auch  jetzt  noch  mindestens  4800  Rechte  besitzen  (»V4  Säge- 
mühl«.  Die  Sägemühle  zu  3  Gängen,  den  Gang  zu  64,000  Bord- 
schnitten gerechnet,  ganz  wie  früher.). 

Üb  ein  Mitglied,  und  unter  welchen  Bedingungen,  Ausscheidung 
seines  Antheils  aus  der  Gemeinschaft  verlangen  kann  —  das  ist  eine 
wohl  schon  mehrfach  zur  Sprache  gekommene,  aber  keineswegs  ent- 
schiedene Frage. 

Auch  heute  noch  können  Schiöerrechte  in  allen  beliebigen  Formen 
veräussert  werden;  der  Erwerber  wird  als  solcher  in  das  schiffer- 
schaftliche  Grundbuch  eingetragen.  Ein  Auszug  aus  diesem  gilt  als 
Eigenthumsurkunde.  Schifferrechte  können  auch  verpfändet,  d.  h.  in 
der  gewöhnlichen  Form  der  Pfandbriefbestellung  als  Sicherheit  gegeben 
werden. 

Der  Unterschied  zwischen  Waldschiffern,  Rheinschiffern  u.  s.  w., 
die  Schifferrügungen ,  die  Verkündung  der  Schifferordnung,  die  Mit- 
wirkung der  Landesbehörde  bei  schifferschaftlichen  Unternehmungen, 
die  Lohntaxen  für  die  schifferschaftlichen  Hülfspersonen  —  alles  Dies 
besteht  nicht  mehr.  Wohl  aber  haben  sich  die  Schifterzeichen  und 
deren  Gebrauch  ganz  in  alter  Weise  erhalten. 

Als  vor  einigen  Jahren  die  Murgthal- Eisenbahn  von  einer  Aktien- 
gesellschaft in  Angriff  genommen  wurde,  betheiligte  sich  die  Schiffer- 
schaft mit  einer  namhaften  Summe  an  diesem  Unternehmen.  Diese 
Sunnne  wurde  durch  Holzverkauf  aus  den  schifferschaftlichen  Waldungen 
aufgebracht.  Die  erworbenen  Aktien  wurden  an  die  Betheiligten  nach 
dem  Verhältniss  ihres  Besitzes  an  Schifferrechten  abgegeben.  Ln  Ver- 
waltungsrathe  der  Bahn -Gesellschaft  ist  die  Schifferschaft  vertreten. 
Dass  der  Bau  dieser  Bahn  den  Kurs  der  Scliift'errechte  steigern  helfen 
werde,  ist  wohl  mit  ziemlicher  Sicherheit  anzunehmen.  Auch  wird 
die  Schifferschaft  an  den  Plänen  der  Weiterführung  der  Miirgthalbahn 
über  Gernsbach  hinaus  und  der  Erstellung  von  Nebenbalinen  in  die 
Seitenthäler  jedenfalls  vorzugsweise  betheiligt  sein. 

Es  fehlt  an  all.en  schriftlichen,  noch  heute  unzwei- 
felhaft   gültigen   Satzungen,    nach    denen    die   Geschäfte    der 
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Schiffcrschaft    betrieben    und    wodurch    die  Rechte    und    l'Hichten   der 
Mitglieder  geregelt  würden. 


IV.    Was  wur  iiiid  was  ist  die  MiirjijscIiiircrschaftV 

Eine  wohl  aufzuwerfende,  eine  oft  aufgeworfene,  aber  (;ine  un- 
gemein schwer  /u  entscheidende  Frage!  Und  doch  ruhet  auf  dieser 
Frage  ein  gutes  Theil  des  Interesses,  welches  dieses  ehrwürdige  In- 
stitut beansprucht. 

Ich  vermag  nichts,  als  eineu  bescheidenen  Beitrag  zu  ihrer  Lösung 
zu  leisten. 

Die  Schitierschaft  erscheint  zu  allen  Zeiten  unter  verschiedenen 
Namen.  Bald  wird  sie  eine  Zunft,  Innung  oder  Gilde,  bald  eine  Kom- 
pagnie oder  Gewerbsgesellschaft,  bald  ein  CoUegium  oder  eine  Kor- 
poration genannt. 

War  die  Schitferschaft  eine  Zunft  oder  Innung?  Wäre  sie  es 
gewesen,  so  könnte  sie  es  auch  heute  noch  sein,  da  das 
badische  Gewerbegesetz  vom  20.  September  1862  zwar  den  Zünften 
ein  Ende  gemacht  hat,  aber  im  Art.  31  eben  dieses  Gesetzes  die  für 
einige  Gewerbe,  darunter  die  Schitffahrt  und  Flösserei,  gegebenen  Vor- 
schriften für  einstNveilen  fortbestehend  erkannt  wurden,  woran  hin- 
sichtlich der  Murgschifferschaft  jedenfalls  durch  die  im  vorigen  Abschnitte 
erwähnte  Flossordnung  vom  Jahre  18G4  nichts  geändert  worden  ist. 

Dass  aber  die  Murgschifferschaft  beim  Erlass  des  Gewerbegesetzes 
nicht  als  eine  der  nach  Art.  31  eod.  einstweilen  noch  zu  schonenden 
Innungen  aufgefasst  wurde,  geht  aus  einer  Vergleichung  der  Be- 
handlung hervor,  welche  man  nachmals  ihr  und  welche  man  nachmals 
den  Schülerschaften  des  Kinzigthales  angedeihen  Hess.  In  einer  Zeit, 
die  auf  Beseitigung  aller  zunftmässigen  Beschränkungen  hindrängte, 
bestätigte  man  jener  Gesellschaft  —  in  der  Flossordnuug  von 
1864  —  ihre  Privilegien,  und  nahm  man  sie  —  durch  eine  Kinzig- 
flossordnung  vom  20.  Mai  1867,  welche  die  Flösserei  auf  der  Kinzig, 
unter  gewissen  Bedingungen,  Jedermann  freistellt  — ,  diesen  Gesell- 
schaften. Die  MurgschitTerschaft  blieb,  was  sie  war,  die  Kinzigthal- 
gesellschaften  hörten  auf  zu  sein ,  was  sie  gewesen  waren ,  nämlich  an- 
erkannte Innungen.  Ueberdies  ward  durch  amtliche  Verhandlungen, 
welche  dem  Erlasse  der  Gewerbeordnung  vorausgingen ,  ausdrücklich 
konstatirt,  dass  damals  der  Murgschifferschaft  die  Inuungsqualität 
nicht  beiwohnte. 
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Aber  war  die  Murgschifferschaft  jemals  eine  Innung?  Wenn  in 
einer  Korrespondenz  zwischen  der  Markgräfin  Franziska  Sybille  Auguste 
von  Baden  und  dem  Bischof  von  Speyer  aus  dem  Jahre  1725  mehrfach 
die  Schifferordnuiig  als  »Zunfftordnung« ,  die  »Schiffer -Rügung«  als 
»Zuiitft-  und  Schiffer  -  Rügungstäge«  bezeichnet,  und  wenn  da  sogar 
mit  Beziehung  auf  die  Schifferschaft  von  einer  '>Zunfftlaade«  die  Rede 
ist,  oder  wenn  der  speyerische  Hofrath  Sensburg  in  seinem  mehr- 
erwähuten  Promemoria,  welches  etwa  aus  dem  Jahre  1801  oder  1802 
stammt,  gelegentlich  von  »der  Schifferschaft,  die  eigentlich  eine 
Flösserinnung  heissen  sollte«,  spricht,  so  entscheiden  diese 
Aeusserungen  die  obige  Frage  gewiss  nicht  in  bejahendem  Sinne.  Und 
andererseits  —  wenn  im  Jahre  1754  der  speyerische  Vogt  Martinus 
Keil  in  einem  Bericht  an  seine  Regierung  klagt,  in  der  Schifferschaft 
gebe  es  unruhige  Köpfe,  welche  die  alte  Ordnung  umwerfen  und  die 
»Schiffer  »»als  zünfftig««  in  der  Grafschaft«  machen  wollen,  so  ist 
daraus  nicht  zu  schliessen,  dass  die  letzteren  nicht  damals  wirklich 
zünftig  gewesen  seien.  Denn  wer  mag  wissen,  was  der  Vogt  Martinus 
Keil  sich  unter  jenem  Worte  gedacht  hat?  In  der  Mitte  des  vorigen 
Jahrhunderts  konnte  es  für  einen  herrschsüchtigen  Beamten  gar  keine 
bequemere  Korporation  geben,  als  eine  Zunft.  Speyer  hätte  diese  Um- 
wandlung nur  genehm  sein  können.  Aber  der  Vogt  klagt  ja  über 
diese  vermeintlichen  Reformgelüste ! 

Bedeutsamer  schon  für  die  Beantwortung  unserer  Frage  ist  die 
Angabe  Krieg 's  von  Hochfeld  en  (a.  a.  0.  S.  278),  dass  »die 
Handwerke  und  Gewerbe  in  Gernsbach  zwar  ihre  eigenen  Ordnungen 
hatten,  aber  sämmtlich  nicht  zünftig  sein  durften«.  Wüsste  man 
nur,  worauf  sich  diese  Angabe  stützt! 

Und  immerhin  wäre  es  denkbar,  dass  trotz  des  eben  erwähnten 
V^erbotes  einzelne  Gewerbe  doch  thatsächlich  in  vollkommen  zünftigen 
Formen  sich  bewegt  hätten. 

Die  Schifferschaft  hatte  offenbar  viel  von  zünftigen  Formen  an 
sich:  die  strenge  Abgrenzung  der  Befugnisse  der  Scliifferschafts- Ver- 
wandten, die  Bestimmung,  dass,  wer  das  Gewerbe  ausüben  wollte,  in 
der  Grafschaft  Eberstein  angesessen  sein  musste,  die  Erwählung  von 
Vorständen  aus  der  Mitte  der  Korporation ,  die  Verbietungsrechte  der 
letzteren,  die  Schiffer  -  Rügungen  und  Rüge -Strafen  —  lauter  Einrich- 
tungen, die  man  als  zünftige  ansprechen  könnte. 

Aber  das  eigentliche  Wesen  der  Zunft  haftet  diesem  Institute  doch 
nicht  an.  Da  ist  nicht  die  Rede  von  einer  so  engen  Begrenzung  der 
persönlichen  Qualitikation  der  Berechtigten,  wie  sie  das  Zunftrecht 
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vcrlan^^l.  Wer  liüu.slich  iiiul  liablich  in  der  Giaf.'^clial't  Ebei>teiii  sitzt, 
1111(1  verlieirathet  ist,  kann  Scliifierhändcl  kaufen,  iind  ist  Schifter,  so- 
bald der  Kintrai^  in's  (i(!\välirbuch  erfol{^t  isf^j  —  er  nia^'  nun  den 
Handel  mit  Holz,  die  Sägerei,  die  Flosslahrt  gelernt  haben,  oder  nicht, 
sich  darauf  verstellen  oder  nicht.  Da  ist  nicht  von  Meistern,  Gesellen 
und  TiClirlingen,  nicht  von  Wanderzwang  und  Meisterstück,  nicht  vom 
Schelten,  noch  von  Ehrenstrafen  die  Kede.  Nicht  das  mindeste  Ge- 
wicht wird  auf  die  technische  l>efahigung  zur  Ausübung  des  Geschäftes 
gelegt,  welches  eine  solche  immer  doch  dann  und  insoweit  erforderte, 
wenn  und  als  der  Berechtigte  seine  Bordwaaren  selbst  vcrilössen  wollte. 

W^elch'  ein  anderes  Bild  eine  Ibdzhandels-  und  Flo.ss-Korporation, 
die  offenbar  zünftig  ist,  darbietet,  das  zeigen  die  Schifterschaften  von 
Wolfach  und  von  Schiltach  im  Kinzigthalc  —  beide  wahrscheinlich  nicht 
jüngeren  Ursprunges,  als  die  Murgschifterschaft,  beide  mit  eigentlichen 
Zunftordnungen  begabt,  deren  heute  noch  vorhandene  Fassungen  auf 
frühere  Ordnungen  zurückverweisen.  Hier  in  der  That  werden  per- 
sönlich-technische Qualifikationen  von  den  aufzunehmenden  gefordert, 
deren  Zahl  streng  geschlossen  ist;  hier  in  der  That  giebt  es  jene  für 
das  Zunftwesen  so  charakteristische  Stufenleiter  der  Würden,  wenn  auch 
angepasst  diesem  eigenthümliclien  Gewerbe  der  Flösserci,  bei  welchem 
vom  Wanderzwang,  vom  Gesellen-  und  Meisterstück  wohl  abgesehen 
werden  konnte. 

Die  Vergleichung  zwischen  der  Murgschifferschaft  und  den  »Schifter- 
thümern«  des  Kinzigthales  bestärkt  uns  in  der  Annahme,  dass  es  sich 
dort  nie  und  nimmermehr,  und  hier  stets  bis  auf  die  neueste  Zeit  um 
vollkommen  und  durchaus  zunftmässige  Einrichtungen  gehandelt  hat, 
und  giebt  uns  zugleich  die  Begründung  dieser  wesentlichen  Verschieden- 
heit an  die  Hand.  Allem  Vermuthen  nach  entstand  bei  der  Murg- 
schifterschaft die  geschriebene  Ordnung,  welche  sich  als  eine  Holz- 
handels-, Sägerei-  und  Sägwaarenfloss-Orduung  darstellt,  aus  dem  Be- 
dürfnisse einer  vorhandenen  Korporation  von  Wald-Miteigenthümern, 
welche  die  Produkte  ihrer  gemeinschaftlichen  W^al dün- 
gen selbst  verwerthen  v/ollten.  Die  Gemeinschaft  des  Wald- 
eigenthums  war  das  Ursprüngliche.  Eine  Zunftordnung  aber  für  die, 
welche  ihre  eigenen  Produkte  verwertheten,  hätte  so  wenig  einen  Sinn 
gehabt,  wie  .eine  Zunftordnung  für  die  Bauern,  welche  ihren,  vielleicht 


8)  Die  Hödislpersönliclikeit  und  also  Unübertragbarkeit  des  Zunftreclites  ist  eines 
der  generellen  Grundprinzipien  der  Zunflverfassung.  Gierke,  Das  deutsche  Ge- 
nossenschaflsrechl.     Berlin  1868.     I.  Band.     S.  369. 
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auf  dem  Allmendgut  gewonnenen,  Hanf  selbst  rösteten,  hechelten  und 
zu  Markte  brachten.  Dagegen  die  »Schifferthümer«  des  Kinzigthales 
waren  nicht  Verbände  von  Wald-Interessenten;  sie  trieben  wirklich  nur 
das  Gewerbe  des  Holzhandels  und  der  Flösserei;  Holzproduzenten,  hie 
und  da  auch  Genossenschaften  von  solchen,  standen  ihnen  als  Verkäufer 
und  Rohstoff -Lieferanten  gegenüber;  Forstwirthschaft  und  Flösserei 
hatten  sich  hier  frühzeitig  geschieden;  was  für  Beides  widersinnig  ge- 
wesen wäre,  eine  Zunftordnung,  konnte  für  die  Flösserei  allein  recht 
wohl  ein-  und  durchgeführt  werden. 

Die  eben  ausgesprochene  Vermuthung,  dass  bei  der  Murgschiffer- 
schaft die  Gemeinschaft  des  Waldeigenthums  älter  gewesen  sei,  als  die 
Schifferordnung,  führt  mich  auf  eine  weitere  Betrachtung  über  das 
eigentliche  Wesen  jener  Verbindung. 

Offenbar  erst  in  einem  sehr  späten  Stadium  ihrer  Entwickelung 
tritt  die  Murgschifferschaft  deutlich  in  unseren  Gesichtskreis,  und  in 
einer  Periode  der  deutschen  Rechtsgeschichte  zwar,  wo  das  deutsche 
Genossenschaftswesen  sich  mehr  und  mehr  in  ein  privilegirtes  Korpo- 
rationswesen umwandelt  und  der  Gedanke  der  Obrigkeit  als  rechts- 
verleihender Gewalt  bereits  tiefe  Wurzeln  geschlagen  hat. 

Im  Jahre  1569  verkauft  Graf  Philipp  von  Eberstein  den  sechs 
Geschworenen  der  Holzgew erbsordnung  des  Murgthals 
für  die  Summe  von  3500  Gulden  seinen  bisher  gebrauchten 
Holzhandel  sammt  Mühlen  und  Waldungen  für  sich  und 
seine  Nachkommen  ewig  und  unwiderruflich.  Die  so  von  der  schon 
bestehenden  Genossenschaft  erkauften  Waldungen  liegen  auf 
der  äussersten  würtembergischen  Grenze,  sind  die  entlegensten  unter 
den  schifferschaftlichen  Waldungen.  Spätere  Kaufbriefe  über  genossen- 
schaftliche Käufe  finden  sich  nicht  vor.  Aus  der  obigen  Urkunde  geht 
hervor,  dass  die  Genossenschaft  als  solche  schon  damals  Waldbcsitzerin 
war.  Ich  vermuthe,  dass  sie  damals  schon  alle  ihre  Waldungen  be- 
sessen hatte.  Es  sprechen  viele  Gründe  dafür,  dass  sie  dieselben  ur- 
sprünglich aus  markgenossenschaftlichem  Eigenthum  zugethcilt  erhalten 
hatte.  Ist  diese  Annahme  richtig,  so  haben  wir  es  hier  mit  der  Rechts- 
nachfolgerin einer  Markgenossenschaft  zu  thun ,  welche  mit  dem 
Aufkommen  der  landesherrlichen  Gewalt  als  Korporation  bestätigt,  mit 
gewissen,  auf  die  Verwerthung  der  Produkte  der  Waldmark  bezüglichen 
Privilegien  —  tlieils  ein  Zugeständniss  an  die  reichsten  und  mächtigsten 
Brodherren  der  Landschaft,  theils  eine  landesherrliche  Gegengabe  gegen 
den  von  den  Privileajirten  dem  Lande  gebrachten  Nutzen  —  ausgestattet 
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wurde,  iiud  wclclie  da>  ;iiii  die  \  erwL'ithiuj;^  jciiur  l'njduUtc  ;^eii(;liletc 
Gewerbe  nach  einer  bestininiteii,  verliehenen  Ordnung  betrieb.  Ist  jene 
Annahme  riclitig,  so  besitzt  die  MurKschirterschalt  als  Ganzes  ge(hicht 
nucii  heute  den  gröbsten  'l'heil  ihres  genieinschat'llichen  Wahleigenthunjs 
aus  keinem  anderen  Kechtstitel,  als  aus  dem  der  Markgenossenschaft. 
Denn  seit  der  verniiitldiciien  Tlieilun;^  der  Mark  hat  nie  irgend  ein 
politisciicr  Akt  die  eigentliche  (»rundlage  ihrer  rechtlichen  K.xistenz 
verändert.  Die  späteren  Schitferordnungen,  so  viel  sie  an  der  ursprüng- 
lichen  Gevverbsvert'assung  geändert  haben  mögen  —  sie  tangiren  das 
gemeinschaftliche  Waldeigenthum  gar  nicht;  sie  setzen  es  einfach,  und 
zwar,  wenn  meine  Vermuthung  richtig  ist,  als  ursprünglich  mark- 
genossenschaftliches ,   voraus. 

Ich  vennuthe  —  auf  Vermuthungen  ist  man  angewiesen,  denn  kein 
Weisthuni  giebt  von  der  Murgmark  Kunde  und  erst  aus  sehr  .später 
Zeit  datiren,  wie  das  bei  einem  (iebiete,  welches  so  oft  kriegerischen 
Zerstörungen  ausgesetzt  war,  wohl  erklärlich  ist,  Urkunden,  welche 
auf  die  Grundbesitzverhältnisse  überhaupt  einiges  Licht  werfen  —  ich 
vermuthe  und  schliesse  aus  analogen  Vorgängen,  dass  der  Gang  der 
Kechtsentwickelung  der  folgende  war :  Die  jetzigen  Waldungen  der 
Schifferschaft,  ja  vielleicht  die  sänmitlichen  Waldungen  des  Murgthals. 
bildeten  eine  Waldmark.  Die  im  Murgthale  angesessenen  Einwohner 
—  ob  alle  die,  welche  da  häuslich  und  hablich  waren,  oder  nur  solche 
welche  ein  gewisses  Ackermaas  besassen,  muss  dahin  gestellt  bleiben  — 
bildeten  die  Markgenossen.  Die  Mark  aber  wurde,  vielleicht  weil  der 
Ueichthum  der  Waldungen  und  die  Fülle  des  Flosswassers  den  Nutzen, 
welchen  das  Weisthum  den  Genossen  zusprach,  zu  beschränkt  erscheinen 
Hess,  und  doch  die,  wenn  auch  wahrscheinlich  dünne,  Bevölkerung  des 
Thaies  grösstentheils  für  ihre  wirthschaftliche  Existenz  auf  die  Wald- 
verwerthung  angewiesen  war,  welche  die  Nähe  des  liheines  zugleich 
erleichterte,  vielleicht  auch  unter  Einwirkung  landesherrlichen  Einflusses, 
aufgetheilt.  Verhielt  sich  das  so,  so  muss  es  schon  früher  geschehen 
sein,  als  in  der  Kegel  andere  Marken  am  Mittel-  und  Oberrhein  auf- 
getheilt wurden;  es  muss  eben  mindestens  in  einer  Zeit  geschehen  sein, 
auf  welche  die  ältesten ,  dunklen  Nachrichten  über  die  Schifferschaft 
hinweisen^).     Von   den  Markgenossen  wurden  die  Einen  Einzel -Eigen- 


9)  Uebrigens  ersielit  man  aus  Maurer,  Gesch.  d.  Markenverf.  i.  D.  (Erlangen 
185(5)  S.  438,  dass  solche  Tlieiluiigen  am  Rhein,  in  der  Schweiz  und  in  Westphalen 
doch  iciion   im  13.  und  14.  Jalirhiindert  häufiger  vorkamen. 
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thümer,  Andere,  vielleicht  ihrer  sieben  —  die  Bej^ründer  der  nach- 
maligen sieben  Schifferstämrne,  gewiss  aber  nicht  die  Träger  der  Namen, 
unter  welchen  später  diese  Stämme  erscheinen  — ,  vielleicht  solche, 
welche  ihre  Theile  in  besonders  bequemer  Lage  angewiesen  erhielten, 
sahen  den  Vortheil  gemeinsamer  Waldbewirthschaftung  und  Waldver- 
werthung,  wenn  die  erstere  nur  regelmässiger  erfolge  und  die  letztere 
ausgiebiger  werde,  als  das  Weisthum  gestattete,  ein,  und  vereinigten 
sich  zu  einem  gemeinsamen  Holzgewerb.  Jeder  von  ihnen  baute  seine 
Sägmühlen;  Flossanstalten  wurden  von  Allen  gemeinschaftlich  errichtet 
und  unterhalten,  und  eben  diese  Gemeinschaft  bildete  neben  der  anderen 
auf  die  Bewirthschaftung  der  Waldungen  sich  beziehenden ,  den  Kern 
der  Korporation.  Die  gemeinschaftliche  Waldwirthschaft  und  Flösserei 
verlangte  ein  neues  Weisthum,  als  welches  die  erste  Schifferordnung 
sich  dargestellt  haben  mag.  Die  alten  Waldstänmie  wurden  in  dem 
Maase  zu  gross,  als  die  Wälder  durch  die  gemeinschaftlichen  Floss- 
anstalten besser  verwerthet  werden  konnten.  Sie  wurden  getheilt  und 
die  Theile  veräussert;  aber,  damit  sie  verwerthbar  blieben,  zugleich 
mit  Sägmühl-  und  Anrechten  an  den  gemeinsamen  Flossanstalten.  Spä- 
tere etwaige  Vergrosserungeu  der  Waldmark  (als  eine  solche  wird  der 
Ankauf  vom  Jahre  1569  kaum  aufzufassen  sein;  es  scheint  vielmehr, 
dass  der  Graf  zu  Eberstein  Mitgenosse  war,  und  seinen  Antheil  an  die 
Anderen,  gegen  Entgeld,  abtrat)  fielen  der  ganzen,  nun  schon  als 
Korporation  bestehenden,  Vereinigung  zu,  und  wurden  nach  Stänmien, 
wegen  der  den  Stänunen  zugehörigen  Sagemühlen,  innerhalb  der  Stämme 
aber  wieder  nach  Rechten,  vertheilt,  so  dass,  wer  am  Weiler'schen 
Stamm  V4  Recht  besass,  auch  an  demjenigen  Theile  des  Zugekauften, 
welcher  dem  Weiler'schen  Stamm  zufiel,  V4  Begeht  erhielt. 

Wenn  nicht  auf  die  Markgenossenschaft,  so  wüsste  man  nicht, 
worauf  man  das  grosse,  und  schon  so  frühzeitig  vorhandene  gemein- 
same Waldeigenthum  zurückführen  sollte.  Und  wenn  man  nicht  an- 
nähme, dass  der  Markverband  hier  in  einer  verhältnissmässig  frühen 
Zeit  gelöst  wurde,  so  wäre  die  frühzeitige,  wahrscheinlich  doch,  wie 
früher  nachgewiesen,  im  13.  Jahrhundert  vorhandene,  Betheiligung  einer 
gewissen  Zahl  der  Thalbewohner  an  einem  Theile  der  überhaupt  vor- 
handenen Waldungen,  und  eine  so  viel  ausgiebigere  Benutzung  dieser 
Waldungen,  als  sie  die  Markgenossenschaft  gestattete,  endlich  auch  die 
Veräusserung  von  Waldrechten,  nicht  erklärlich. 

Auf  den  markgenossenschaftlichen  Ursprung  der  Schitferschaft  wei- 
sen eine  Menge  Einrichtungen  hin,  welche  die  späteren  Schifferordnungen 
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beibehalten  haben,  welche  überhauiit  in  der  j^chitierschaftlichen  Ver- 
fassung gewahrt  geblieben  sind ,  so  das  Institut  der  Uottnicister  oder 
Waldmeister,  so  da-^  F.inloelien  der  Waldungen,  sd  die  Bedingung  der 
hüu^lielKMi  und  liablichen  Angesessenheit  in  der  Grafschaft,  so  die  ge- 
korenen Vorstände,  die  Uiigungcn,  welche  ursprünglich  in  ganz  ähnlichen 
Formen  verliefen,  wie  die  alten  Markengerichte,  so  endlich  das  Losungs- 
recht, welches  deutlich  genug  an  die  alte  Marklosung  erinnert.  Freilich 
mussten  durch  das  Hin/utreten  der  Sägerei  und  Flösserei  zu  der  allein 
auf  den»  Doden  der  Markverfassung  ruhenden  gemeinschaftlichen  Wald- 
wirthschaft  ebenso  viele  markgenossenschaftliche  Formen  verwischt  und 
beseitigt  werden.  Das  kann  aber  sehr  allmälig  geschehen  sein,  denn, 
wie  bemerkt,  erst  in  einem  sehr  späten  Stadium  der  Kntwickclung  der 
Schifferschaft  tritt  diese  deutlich  vor  unsere  Augen. 

F'.inen  ziendich  sicheren  Anhalt  fiir  die  lUchtigkeit  der  obigen 
Schilderung  des  Entwickelungsganges  in  den  Rechtsverhältnissen  der 
Schifferschaft  bietet  die  Analogie  der  Alpmarken  in  Tirol,  Allgäu, 
Glarus,  Appenzell  a.  lih.,  Unterwaiden  und  St.  Gallen,  über  welche 
uns  Maurer  a.  a.  0.  S.  36ff. ,  Heusler,  Rechtsverhältniss  am  Ge- 
nieinland  in  Unterwaiden  S.  99  ff'.,  Blumer,  liechtsgeschichte  der 
Schweizer.  Demokr.  I.  1.  S.  386  ff,  I.  2.  S.  3G9  ff.  u.  A.  belehren. 
Auch  hier  haben  wir  Verbände,  an  denen  jedenfalls  nur  ein  gewisser 
Theil  der  friiheren  Markgenossen  betheiligt  war;  auch  hier  Verbände, 
deren  Mitglieder  ihre  Antheile  ohne  ihre  Güter  unter  gewissen  Be- 
dingungen veräussern  konnten,  Verbände,  welche  den  Mitgliedern  sehr 
ähnliche  Rechte  am  Gemeinland  gewähren,  wie  die,  welche  den  Schiffern 
an  den  schifferschaftlichen  Waldungen  zustehen,  üeberhaupt  bis  in's 
Einzelne  lässt  sich  die  Parallele  zwischen  den  Alpmarken  und  der 
Schifferschaft  durchführen,  und  dass  die  ersteren  aus  der  Markgenossen- 
schaft hervorgegangen  sind  (ich  sage  ausdrücklich  nicht:  »die  alten 
Markgenossenschaften  sind«)  —  darüber  waltet  kein  Zweifel. 

Es  ist  vielleicht  weniger  zu  verwundern ,  dass  eine  jedenfalls  in 
dem  Gebiete  der  Grafschaft  Eberstein  bestandene  Markgenossenschaft 
als  solche  verhältnissmässig  so  früh,  wie  wir  annehmen  müssen,  unter- 
gegangen ist,  als  dass  sich  in  der  Schifferschaft  noch  so  manches  mark- 
genossenschaftliche Element,  selbst  eine  gewisse  Autonomie,  bis  auf 
die  neueste  Zeit  erhalten  hat.  Doch  auch  diese  Erscheinung  erklärt 
sich  leicht.  Sie  erklärt  sich  daraus,  dass  es  sich  hier  um  eine  Mark- 
genossenschaft gehandelt  hat,  in  der  reichsunmittelbare  Geschlechter 
Mitmärker  gewesen  waren.   Wurden  durch  den  EinÜuss  solcher  Elemente, 
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wie  Maurer  a.  a.  0.  S.  448  ff.  zeigt,  Markgenossenschaften  fast  in 
voller  Reinheit  über  die  Zeiten  des  Mittelalters  hinaus  erhalten  — 
warum  sollte  derselbe  nicht  auch  in  einem  markgenossenschaftsähnlichen 
Verhältnisse  konservirend  wirken?  Erfolgte  nun  die  Auftheilung  der 
Mark  in  Folge  eines  wirthschaftlichen  Bedürfnisses,  oder  erfolgte  sie 
kraft  landesherrlicher  Willkür  —  in  beiden  Fällen  konnte  dem  daraus 
hervorgehenden  Verbände  Das,  was  ihm  von  markgenossenschaftlich(>n 
Einrichtungen  zu  erhalten  wünschbar  schien,  wirksam  verthcidigt  werden 
durch  die  sauve-garde  der  reichsunmittelbaren  Mitmärker,  deren  einige 
ja  auch  der  Schifferschaft  noch  angehörten. 

Ich  habe  bei  den  Schriftstellern,  welche  die  Gescliichte  der  Mark- 
genossenschaft behandeln  —  ich  nenne  nur  v.  Low,  v.  Haxthausen, 
J.  Grimm  (Deutsche  Rechtsalterthtimer) ,  v.  Maurer,  Landau  (Die 
Territorien  in  Beziehung  auf  Bildung  und  Entwickelung.  1854.),  Gierke 
(a.  a.  0.)  Nichts  gefunden,  was  meiner  Vermuthung  widerspräche,  aber 
Vieles,  was  sie  stützt.  Möglich,  dass  Denen,  welchen  das  Studium 
der  deutschen  Rechtsgeschichte  Lebensberuf  ist,  alsbald  irgend  ein 
Moment  auffällt,  welches  meine  Annahme  hinfällig  macht.  Aber  auch 
ihnen  werden  sich,  wenn  sie  die  letztere  für  unstichhaltig  erklären 
müssten,  beim  Versuche  einer  anderweiten  Lösung  der  P'rage  nach 
dem  Rechtsursprung  der  Murgschifferschaft  Schwierigkeiten  genug  auf- 
thürmen.  Es  wäre  sehr  zu  wünschen,  dass  sich  berufenere  Kräfte,  als 
die  meine,  der  Aufgabe  zuwendeten,  für  deren  Lösung  ich  wenigstens 
in  den  vorhergehenden  Abschnitten  das  erforderliche  Material  in 
hinreichender  Vollständigkeit  glaube  dargeboten  zu  haben. 

Was  die  Murgschifferschaft  heute  ist?  Würden  sich 
die  Mitglieder  diese  Frage  einmal  gewissenhaft  beantworten,  so  müssten 
sie  —  dünkt  mich  —  das  dringende  Bedürfniss  empfinden,  sich  schnell- 
möglichst über  eine  andere,  oder  überhaupt  nur  über  eine  ordentliche 
Verfassung  zu  verständigen.  Denn  es  scheint  mir  nicht  zweifelhaft, 
dass,  wie  heute  die  Dinge  liegen,  jeder  von  ihnen  Theilung  des  ge- 
meinschaftlichen Eigenthums  verlangen  kann. 

Das  Badische  Landrecht  enthält  einen  Satz  (Satz  Gl>),  welcher 
folgendermaasen  lautet:  »Was  kein  Satz  dieses  Gesetzes  geradezu 
oder  folgenweise  sagt,  ist  in  Beziehung  auf  das  bürgerliche  Recht  nicht 
Gesetz  mehr,  möge  es  nun  vorhin  aus  gemeinen  oder  Landesgesetzen, 
aus  Gewohnheiten  oder  Rechtsmeinungen  als  gesetzlich  gegolten  haben.« 
Und  weiter  schliesst  es  im  Satz  4')  das  Römische  Recht  als  Rechts- 
quelle aus;   der  Richter  darf  nicht  »gesetzliche  Entscheidungen  daraus 
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trcüc'.n  oder  IJcrulun^'üii  der  l'iirtcifii  darauf  zulassen*.  Natürlich  ist 
das  allf^cmcine  Deutsche  Ilandelsgf^sctzbuch  an  die  Stelle  der  handels- 
rechtlichen Bestimniun;,fen  des  Laudrechts  getreten.  Aber,  dass,  wie 
keine  römisch-rechtliche  Gesellschaftsfonn ,  so  auch  keine  der  Handels- 
gescUschaftfiiurinen  des  II. -G. -Buchs  auf  die  Schifterschaft  passt,  bedarf 
wohl  des  Beweises  nicht.  Bleibt  also  nur  die  Möglichkeit,  dass  die 
Schifterschaft  entweder  eine  landrechtliche  Gesellschaft,  oder  dass  sie 
ein  einfaches  Miteigenthuins-Verhilltniss  sei.  Denn  etwas  Drittes,  was 
auf  ein  solches  Institut  passen  könnte,  cxistirt  im  Landrecht  nicht. 

Das  Landrecht  definirt  im  Satz  1832  den  Gcsellschaf tsver- 
trag als  die  »Uebereinkunft  zweier  oder  mehrerer  Personen ,  etwas 
zusammenzuwerfen,  damit  daraus  Gewinn  entstehen  möge,  den  sie  unter 
sich  theilen«.  Nach  S.  1834  müssen  »alle  Gesellschaften  schriftlich 
geschlossen  werden,  sobald  das  Einbringen  den  Werth  von  75  fl.  über- 
steigt«. Das  Landrecht  unterscheidet  zwischen  »allgemeinen«  und 
»besonderen«  Gesellschaften.  »  A 1 1  g  e  m  e  i  n  c  G  e  s  e  11  s  c  h  a  f  t  e  n  « 
—  S.  1836  —  »gehen  entweder  auf  alles  gegenwärtige  Vermögen,  oder 
nur  auf  allen  Gewinn.«  »Eine  besondere  Gesellschaft«  — 
S.  1841  —  »ist  diejenige,  die  sich  nur  auf  bestimmte  Sachen,  deren 
Gebrauch  und  Ertrag  bezieht.«  Eine  solche  Gesellschaft  wird  aufgelöst 
(S.  1865  Z.  3)  »durch  den  natürlichen  Tod  eines  der  Gesellschafter«. 
»Die  Regeln  bei  Erbschaftsthoilungen«  (S.  1872)  »für  deren  Form  und 
für  die  daraus  unter  den  Miterbeu  entspringenden  Verbindlichkeiten 
sind  auf  die  Theilungen  unter  Gesellschaftsgliedern 
ebenfalls  anwendbar.«  Aber  bezüglich  der  Erbtheilungen  gilt 
der  Satz  (S.  815):  »Niemand  kann  gezwungen  werden,  in 
Gemeinschaft  zu  bleiben,  sondern  man  darf  auf  Erbvertheilung 
jederzeit  dringen,  ohne  dass  Verbote  oder  Verträge  es  hindern  können.« 

Ich  denke,  es  bedarf  nur  einer  einfachen  Vergleichung  dieser  Sätze 
mit  dem  am  Ende  des  vorigen  Abschnittes  geschilderten  jetzigen  Wesen 
der  Murgschifi^erschaft ,  um  sofort  einzusehen,  dass  die  letztere  eine 
landrechtliche  Gesellschaft  nicht  ist,  und  dass  sie  nicht 
wünschen  kann ,  für  eine  solche  gehalten  zu  werden. 

Sonach  bleibt  nur  die  Annahme  übrig,  dass  sie  sich  als  ein  Mit- 
eigenthumsverhältniss   darstellt  ^*^).      Dass   sie,    die  Richtigkeit 


10)  Ihrem  öffentlich -reclilliciien  Charakter  nach  könnte  man  sie  für  eines  jener 
Rechtsinstitute  anzusehen  geneigt  sein,  welche  das  II.  Bad.  Constitutions-Edict  vom 
14.  Juli  1807,   die   Verfassung  der  Gemeiniieilen ,    Körperschaften  und  Staal.sanstalten 
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(lieser  Annahme  vorausgesetzt,  dringenden  Anlass  hat,  zu  wünschen, 
dass  sie  aus  diesem  Verhältniss  herauskomme,  leuchtet  wohl  Jedem  ein, 
der  folgende,  das  Miteigenthum  betreffende  Sätze  des  Landrechts  sich 
auch  nur  oberflächlich  ansieht: 

»577bb.  Ein  Miteigenthümer  kann  gegen  den  Willen  der  Uebrigen 
keine  einzelne  aus  dem  Eigenthum  tliessende  Verfügung  gültig  treffen 
ausser  jenen,  welche  zur  Erhaltung  der  Sache  unverschieblich  noth- 
wendig  sind,  oder  welche  das  Gesetz  für  einzelne  Gattungen  und  Fälle 
erlaubt.« 

»577tie.  Miteigenthümer  können  den  Genuss  abtheilen,  und  in  der 
Gemeinschaft  des  Eigenthums  bleiben ;  wo  dieses  geschehen  ist ,  da 
müssen  alle  jene  Verfügungen,  welche  bei  dem  Nutzeigenthum  die  Mit- 
wirkung des  Grundeigenthümers  fordern,  von  den  sämmtlichen  Mit- 
eigenthümern  gemeinschaftlich  geschehen,  die  übrigen  unternimmt  jeder 
Theilhaber  in  jedem  Antheil  für  sich.« 

»577bf.  Jeder  Miteigenthümer  kann  sein  Recht  nach  Belieben  an 
andere  Personen  veräussern;  bei  Liegenschaften  sind  jedoch  die  Mit- 
genjeiner  nicht  schuldig,  den  fremden  Erwerber  in  die  Gemeinschaft 
kommen  zu  lassen,  wenn  sie  den  Erwerb  ordnungsmässig  loosen  wollen 
und  können.« 

»577bg.  Jeder  kann  auf  Theilung  nicht  blos  des  Genusses,  sondern 
auch  des  Eigenthums  in  jeder  Gemeinschaft  dringen,  aber  auf  eine 
Theilung  im  Stück  nur  da,  wo  die  Natur  oder  ein  Gesetz  die  Sache 
nicht  für  untheilbar  erklärt  hat.  Verträge  können  das  Theilungs- 
begehren  für  bestimmte  Zeiten  verschieben,  aber  nicht  für  immer  be- 
seitigen, wo  ein  Gesetz  nicht  alle  Theilung  verbietet.«  — 

Es  sind  der  wirthschaftlichen,  aber  auch  der  Rechts-Gründe  viele 
vorhanden ,  welche  die  Annahme  einer  festen  und  zweckmässigen  Ver- 
fassung für  diese   ehrwürdige  Korporation    dringend   nothwendig   er- 


betr.,  regelt.  Aber  unter  diesen  Inslilulen  könnte  doch  nur  die  ,,Märkerschafl"  oder 
die  ,, ewige  Gesellschaft"  in  Betracht  kommen.  Aber  die  erstere  setzt  einen  um- 
sclilossenen  Landbezirk  voraus,  welclier  mehreren  Gemeinden  zusammen  angeliört; 
die  andere  wird  definirt  als  eine  Verbindung  mehrerer  Staatsbürger  unter  einer  lei- 
tenden Obergewalt,  ,,um  damit  die  Erreichung  eines  Lebenszweckes  und  den  Genuss 
der  davon  abquellendeii  Vortiieile  zu  siciiern".  Was  aber  dann  im  Betreff  der  ewigen 
Gesellschaften  festgesetzt  wird,  bezieht  sich  Alles  nur  auf  eine  besondere  Form  der- 
selben,  welche  das  Edikt  als  „ewige  Slaalsgcsellschaft"  bezeichnet.  So  vage  auch 
die  Definitionen  des  Ediktes  gehalten  sind  —  es  ist  nicht  möglich,  die  Murgschiffer- 
schaft hier  unterzubringen. 
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scheinen  lassen.  Welche  N'erfas.sun;,'  die  zweckinüssigste  sei  —  diese 
Frage  würde  sich  nur  auf  dem  Grunde  einer  eingehenden  selbständigen 
ünt.ersuclmng,  welche  ausserhalb  des  Zweckes  dieser  Arbeit  läge,  be- 
antworten lassen. 

Den  Wunsch,  dass  dieses  einzig  in  seiner  Art  dastehende  Institut 
in  verjüngter  Gestalt  der  Zukunft  erhalten  werde,  und  dann  in  seiner 
neuen  Gestalt  die  Keime  seiner  Maciit  gedeihlicher,  gro.ssartiger  zu 
entfalten  verniöge,  als  dies  ihm  in  den  vergangenen  Jahrhunderten 
unter  beengenden  äusseren  \'erhältnissen,  unter  dem  Druck  vielköpfiger 
Vieli'cgiererei  und  unter  dem  schädlichen  Einflüsse  eines  eifersüchtig 
behüteten  Münoi)ols  vergönnt  war  —  diesen  Wunsch  wird  der  Leser 
gern  mit  mir  theilen. 
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I. 

Gesetw,  des  Yorddeiitsohen  Bund<'S  über  die  Ervrerbung^  und 
den  Terlust  der  Bundes-  und  9>taatflangeh<>rii;^keit. 

Vom  1.  Juni  1870. 

§.  1.  Die  Bundesangehörigkeit  wird  durch  die  Staatsangehörigkeit  in 
einem   Bundesstaate   erworben   und  erlischt   mit  deren  Verlust. 

Angehörige  des  Grossherzogthums  Hessen  besitzen  die  Bundesangehörigkeit 
nur  dann,  wenn  sie  in  den  zum  Bunde  gehörigen  Theilen  des  Grossherzog- 
thums heimathsbercchtigt  sind. 

§.  2.  Die  Staatsangehörigkeit  in  einem  Bundesstaate  wird  fortan  nur  be- 
gründet: 1)  durch  Abstammung  (§.  3),  2)  durch  Legitimation  (§.  4),  3)  durch 
Verheirathung  (§.  5),  4)  für  einen  Norddeutschen  durch  Aufnahme  und 
.5)  für  einen   Ausländer  durch  Naturalisation   (§§.  6  ff.). 

Die  Adoption   hat  für  sich  allein   diese  Wirkung  nicht. 

§.  3.  Durch  die  Geburt,  auch  wenn  diese  im  Auslande  erfolgt,  erwerben 
eheliche  Kinder  eines  Norddeutschen  die  Staatsangehörigkeit  des  Vaters,  unehe- 
liche  Kinder   einer   Norddeutschen   die   Staatsangehörigkeit  der  Mutter. 

§.  4.  Ist  der  Vater  eines  unehelichen  Kindes  ein  Norddeutscher  und 
besitzt  die  Mutter  nicht  die  Staatsangehörigkeit  des  Vaters,  so  erwirbt  das 
Kind  durch  eine  den  gesetzlichen  Bestimmungen  gemäss  erfolgte  Legitimation 
die   Staatsangehörigkeit  des   Vaters. 

§.  5.  Die  Verheirathung  mit  einem  Norddeutschen  begründet  für  die 
Ehefrau  die  Staatsangehörigkeit  des  Mannes. 

§.  6.  Die  Aufnahme,  sowie  die  Naturalisation  (§.  2  Nr.  4  und  5)  er- 
folgt durch  eine  von   der  höheren  Verwaltungsbehörde  ausgefertigte  Urkunde. 

§.  7.  Die  Aufnahme  -  Urkunde  wird  jedem  Angehörigen  eines  anderen 
Bundesstaates  ertheilt,  welcher  um  dieselbe  nachsucht  und  nachweist,  dass 
er  in  dem  Rundessfaate,  in  welchem  er  die  Aufnahme  nachsucht,  sich  nieder- 
gelassen habe,  sofern  kein  Grund  vorliegt,  welcher  nach  den  §§.  2  bis  5  des 
Gesetzes  über  die  Freizügigkeit  vom  1.  November  1867  (Bundesgesetzbl.  S.  55) 
die  Abweisung  eines  Neuanziehenden  oder  die  Versagung  der  Fortsetzung 
des  Aufenthalts   rechtfertigt. 

§.  8.  Die  Naturalisations  -  Urkunde  darf  Ausländern  nur  dann  ertheilt 
werden,  wenn  sie  t)  nach  den  Gesetzen  ihrer  bisherigen  Heimath  dispositions- 
XV.  7 
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fallig  sind,  es  sei  denn,  dass  der  iMangcl  der  Disposilionsfähigkeit  durch  die 
Zustimmung  des  Vaters,  des  Normundes  oder  Kurators  des  Aiir/.iuielimendeii 
ergänzt  wird ;  2)  einen  unbescholtenen  Lebenswandel  geluhrt  haben ;  3j  an 
dem  Orte,  wo  sie  sich  niederlassen  wollen,  eine  eigene  Wohnung  oder  ein 
Unterkommen  linden;  4)  an  diesem  Orte  nach  den  daselbst  bestehenden 
Verhältnissen    sich    und   ihre   Angehörigen   zu   ernähren    im   Stande   sind. 

Vor  Krtheilung  der  Naturalisations-Urkuiide  hat  die  liolicie  Verwaltungs- 
behörde die  Gemeinde,  be/.iciiungswcise  den  Armenverband  <lesjenigen  Orts, 
wo  der  Aufzunehmende  sich  niederia.ssen  will,  in  He/.ieliiing  iuif  die  Erforder- 
nisse  unter  Nr.   2,  3   und   4   mit  ihrer   Erklärung   zu   boren. 

Von  Angehörigen  der  Königreiche  Bayern  und  Württemberg  und  des 
Grossberzogthums  Baden  soll,  im  Falle  der  Beziprozität,  bevor  sie  naturalisirt 
werden,  der  Nachweis,  dass  sie  die  ^lilitärpllichl  gegen  ihr  bisheriges  Vater- 
land erfüllt  haben   oder  davon   befreit  worden   sind,   gefordert  werden. 

§.  9.  Eine  von  der  Begierung  oder  von  einer  Central-  oder  höheren 
Verwaltungsbehörde  eines  Bundesstaates  vollzogene  oder  bestätigte  Bestallung 
für  einen  in  den  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Staatsdienst  oder  in  den 
Kirchen-,  Schul-  oder  Kommunaldienst  aufgenommeneu  Ausländer  oder  Ange- 
hörigen eines  anderen  Bundesstaates  vertritt  die  Stelle  der  Naluralisations- 
Urkunde,  beziehungsweise  Aufnahme- Urkunde,  sofern  nicht  ein  entgegen- 
stehender Vorbehalt  in   der  Bestallung  ausgedrückt  wird. 

Ist  die  Anstellung  eines  Ausländers  im  Bundesdiensl  erfolgt,  so  erwirbt 
der  Angestellte  die  Staatsangehörigkeit  in  demjenigen  Bundesstaate,  in  welchem 
er  seinen  dienstlichen  Wohnsitz  hat. 

§.  10.  Die  Naturalisationsurkunde,  beziehungsweise  Aufnahme-Urkunde, 
begründet  mit  dem  Zeitpunkte  der  Aushändigung  alle  mit  der  Staatsangehörigkeit 
verbundenen  Bechte  und   Pflichten. 

§.  11.  Die  Verleihung  der  Staatsangehörigkeit  erstreckt  sich,  insofern 
nicht  dabei  eine  Ausnahme  gemacht  wird,  zugleich  auf  die  Ehefrau  und  die 
noch  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden  minderjährigen   Kinder. 

§.  12.  Der  Wohnsitz  innerhalb  eines  Bundesstaates  begründet  für  sich 
allein  die   Staatsangehörigkeit  nicht. 

§.  13.  Die  Staatsangehörigkeit  geht  fortan  nur  verloren:  1)  durch  Ent- 
lassung auf  Antrag  (§§.  14  IT.);  2)  durch  Ausspruch  der  Behörde  (§§.  20 
und  22);  3)  durch  zehnjährigen  Aufenthalt  im  Auslande  (§.  21);  4)  bei 
unehelichen  Kindern  durch  eine  den  gesetzlichen  Bestimmungen  gemäss  er- 
folgte Legitimation,  wenn  der  Vater  einem  andern  Staate  angehört,  als  die 
Mutter;  5)  bei  einer  Norddeutschen  durch  Verheirathung  mit  dem  Angehö- 
rigen eines  anderen  Bundesstaates  oder  mit  einem  Ausländer. 

§.  14.  Die  Entlassung  wird  durch  eine  von  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde des   Heimathsslaates   ausgefertigte   Entlassungsurkunde  ertheilt. 

§.  15.  Die  Entlassung  wird  jedem  Staatsangehörigen  ertheilt,  welcher 
nachweist,  dass  er  in  einem  anderen  Bundesstaate  die  Staatsangehörigkeit 
erworben   hat. 

In  Ermangelung  dieses  Nachweises  darf  sie  nicht  ertheilt  werden : 
1)  Wehrpflichtigen,  welche  sich  in  dem  Alter  vom  vollendeten  siebenzehn- 
ten bis  zum  vollendeten  fünf  und  zwanzigsten  Lebensjahre  befinden ,  bevor 
sie  ein  Zeugniss  der  Kreis-Ersatzkommission  darüber  beigebracht  haben,  dass 
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sie  die  Entlassung  nicht  blos  in  der  Absicht  nachsuchen,  um  sich  der  Dienst- 
pflicht im  stehenden  Heere  oder  in  der  Flotte  zu  entziehen;  2)  Jliiitär- 
personen ,  welche  zum  stehenden  Heere  oder  zur  Flotte  gehören,  Offizieren 
des  Beurlaubtenstandes  und  Beamten ,  bevor  sie  aus  dem  Dienste  entlassen 
sind;  3)  den  zur  Reserve  des  stehenden  Heeres  und  zur  Landwehr,  sowie 
den  zur  Reserve  der  Flotte  und  zur  Seewehr  gehörigen  und  nicht  als  Of- 
liziere  angestellten  Personen,  nachdem  sie  zum  aktiven  Dienste  einberufen 
worden   sind. 

§.  16.  Norddeutschen,  welche  nach  dem  Königreich  Bayern,  dem 
Königreich  Württemberg  oder  dem  Grossherzogthum  Baden  oder  nach  den 
nicht  zum  Bunde  gehörigen  Theilen  des  Grossherzogthums  Hessen  auswandern 
wollen,  ist  im  Falle  der  Reziprozität  die  Entlassung  zu  verweigern,  so  lange 
sie  nicht  nachgewiesen  haben,  dass  der  betreffende  Staat  sie  aufzunehmen 
bereit  ist. 

§.  17.  Aus  anderen  als  aus  den  in  den  §§.  15  und  16  bezeichneten 
Gründen  darf  in  Friedenszeiten  die  Entlassung  nicht  verweigert  Averden. 
Für  die  Zeit  eines  Krieges  oder  einer  Kriegsgefahr  bleibt  dem  Bundes- 
Präsidium   der  Erlass   besonderer  Anordnung  vorbehalten. 

§.  18.  Die  Entlassungs-Ürkunde  bewirkt  mit  dem  Zeitpunkte  der  Aus- 
händigung den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit. 

Die  Entlassung  wird  unwirksam,  wenn  der  Entlassene  nicht  binnen 
sechs  Monaten  vom  Tage  der  Aushändigung  der  Entlassungs  -  Urkunde  an 
seinen  Wohnsitz  ausserhalb  des  Bundesgebietes  verlegt  oder  die  Staats- 
angehörigkeit in    einem   anderen   Bundesstaate  erwirbt. 

§.  19.  Die  Entlassung  erstreckt  sich,  insofern  nicht  dabei  eine  Aus- 
nahme gemacht  wird,  zugleich  auf  die  Ehefrau  und  die  noch  unter  väter- 
licher Gewalt  stehenden  minderjährigen   Kinder. 

§.  20.  Norddeutsche,  welche  sich  im  Auslande  aufhalten,  können  ihrer 
Staatsangehörigkeit  durch  einen  Beschluss  der  Centralbehörde  ihres  Heimaths- 
staates  verlustig  erklärt  werden,  wenn  sie  im  Falle  eines  Krieges  oder  einer 
Kriegsgefahr  einer  durch  das  Bundespräsidium  für  das  ganze  Bundesgebiet 
anzuordnenden  ausdrücklichen  Aufforderung  zur  Rückkehr  binnen  der  darin 
bestimmten  Frist  keine  Folge  leisten. 

§.  21.  Norddeutsche,  welche  das  Bundesgebiet  verlassen  und  sich  zehn 
Jahre  lang  ununterbrochen  im  Auslande  aufhalten  ,  verlieren  dadurch  ihre 
Staatsangehörigkeit.  Die  vorbezeichnete  Frist  wird  von  dem  Zeitpunkte  des 
Austritts  aus  dem  Bundesgebiete  oder,  wenn  der  Austretende  sich  im  Besitz 
eines  Reisepapieres  oder  Heiniathsscheines  befindet,  von  dem  Zeitpunkte  des 
Ablaufs  dieser  Papiere  an  gerechnet.  Sie  wird  unterbrochen  durch  die  Ein- 
tragung in  die  Matrikel  eines  Bundeskonsulats.  Ihr  Lauf  beginnt  von  Neuem 
mit   dem   auf  die   Löschung  in   der  Matrikel   folgenden   Tage. 

Der  hiernach  eingetretene  Verlust  der  Staalsangehöriükcit  erstreckt  sich 
zugleich  auf  die  Ehefrau  und  die  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden  minder- 
jährigen Kinder,  so  weit  sie  sich  bei  dem  Ehemanne,  beziehungsweise  Vater 
belinden. 

Für  Norddeutsche,  welche  sich  in  einem  Staate  des  Auslandes  mindestens 
fünf  Jahre  lang  ununterbrochen  aufhalten  und  in  demselben  zugleich  die 
Staatsangehörigkeit  erwerben,  kann   durch  Slaatsverlrag  die   zehnjährige  Frist 
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l)is  auf  eine  rürirjährige  vermindert  werden,  ohne  L'nlerscliied ,  ob  die  Be- 
llieiligten  sich  im  Besitze  eines  Keisepapicres  oder  lleimalhüscheines  befinden 
oder  nicht. 

Norddeutschen,  weiche  ilire  Staatsangehörigkeit  durch  /.clinjahrigen  Aui- 
•Miliuilt  im  Auslände  verloren  und  keine  andere  Slaatsangehorit^keit  erworben 
haben ,  kann  die  Staatsangehörigkeit  in  dem  früheren  lleimatli^staate  wieder 
verliehen  werden,   aucli   ohne   dass   sie  sich   dort  niederlassen. 

Norddeutsche,  welche  ihre  Staatsangehörigkeit  durch  /ehiijiilirigen  Auf- 
enthalt im  Auslande  verloren  haben  und  demnächst  in  das  Gebiet  des  Nord- 
deutschen  Bundes  zurückkehren,  erwerben  die  Staatsangehörigkeit  in  dem- 
jenigen Bundesstaate,  in  weUheni  sie  sich  niedergelassen  haben,  durch  eine 
von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  ausgefertigte  Aufnahme-Urkunde,  welche 
auf  Machsuchen   ihnen   ertheilt  werden   muss. 

§.  28.  Tritt  ein  Norddeutscher  ohne  Krlaubniss  seiner  Begierung  in 
fremde  Staatsdienste,  so  kann  die  Centralbehörde  seines  Heimathsstaates  den- 
selben durch  Beschluss  seiner  Staatsangehörigkeit  verlustig  erklären ,  wenn 
er  einer  ausdrücklichen  Aufforderung  zum  Austritte  binnen  der  darin  be- 
stimmten   Frist  keine   Folge  leistet. 

§.  23.  Wenn  ein  Norddeutscher  mit  Krlaubniss  seiner  Regierung  bei 
einer  fremden   Äiacht   dient,   so   verbleibt  ihm   seine   Staatsangehörigkeit. 

§.  24.  Die  Erlheilung  von  Aufnahme  -  Urkunden  und  in  den  Fallen 
des  §.15   Absatz  1    von   Entlassungsurkunden   erfolgt  kostenfrei. 

Für  die  Ertheilung  von  Entlassungsurkunden  in  anderen  als  den  im 
§.  15  Absatz  1  bezeichneten  Fällen  darf  an  Stempelabgaben  und  Ausfertigungs- 
gebühren  zusammen   nicht  mehr  als   höchstens  Ein   Thaler  erhoben   werden. 

§.  25.  Für  die  beim  Erlasse  dieses  Gesetzes  im  Auslande  sich  auf- 
haltenden An<,ehörigen  derjenigen  Bundesstaaten,  nach  deren  Gesetzen  die 
Staatsangehörigkeit  durch  einen  zehnjährigen  oder  längeren  Aufenthalt  im 
Auslande  verloren  ging,  wird  der  Lauf  dieser  Frist  durch  dieses  Gesetz 
nicht  unterbrochen. 

Für  die  Angehörigen  der  übrigen  Bundesstaaten  beginnt  der  Lauf  der 
im   §.21    bestimmten   Frist  mit  dem   Tage   der  Wirksamkeit  dieses   Gesetzes. 

§.  26.  Alle  diesem  Gesetze  zuwiderlaufenden  Vorschriften  werden  auf- 
gehoben. 

§.   27.     Dieses  Gesetz  tritt   am  1.  Januar  1871    in  Kraft. 

II. 
Geneiw.  dem  IVorddeutselien  Bundes  über  den  Unterst üfKuns:*!- 

vi'ohnsitK. 

Vom  6.  Juni   1870. 

§.  1.  (Gleichberechtigung  der  Bundesangehörigen.)  Jeder  Norddeutsche 
ist  in  jedem  Bundesstaate  in  Bezug  a)  auf  die  Art  und  das  Mass  der  im  Falle 
der  Hülfsbednrftigkeit  zu  gewährenden  öffentlichen  Unterstützung,  b)  auf  den 
Erwerb  und  Verlust   des   Unterstützungswohnsitzes   als  Inländer  zu   behandeln. 

Die  Bestimmungen  in  §.  7  des  Gesetzes  über  die  Freizügigkeit  vom 
1.  November  1867  (Bundesgesetzbl.  S.  55)  sind  auf  Norddeutsche  ferner  nicht 
anwendbar. 
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§.  2.  (Organe  der  öllentiichen  Unterstützung  IlülfsbedürftigerJ  Die 
öfTentliche  Unterstützung  hülfsbedürftiger  Norddeutscher  wird,  nach  näherer 
Vorschrift  dieses  Gesetzes,  durch  Ortsarmenverbiinde  und  durch  Landarmen- 
verbände geübt. 

§.  3.  (Ortsarnienverbände.)  Urtsarmenverbändc  können  aus  einer  oder 
mehreren  Gemeinden  und,  wo  die  Gutsbezirke  ausserhalb  der  Gemeinden  stehen, 
aus  einem  oder  mehreren  Gutsbezirken,  beziehungsweise  aus  Gemeinden  und 
Gutsbezirken  zusammengesetzt  sein.  Alle  zu  einem  Ortsarmenverbande  ver- 
einigten Gemeinden  und  Gutsbezirke  gelten  in  Ansehung  der  durch  dieses 
Gesetz  geregelten   Verhältnisse  als  eine  Einheit. 

§.  4.  Wo  räumlich  abgegrenzte  Ortsarmenverbände  noch  nicht  bestehen, 
sind  dieselben  bis  zum  1.  Juli  1871  einzurichten.  Bis  zum  gleichen  Termin 
muss  jedes  Grundstück,  welches  noch  zu  keinem  Ortsarmenverband  gehört, 
entweder  einem  angrenzenden  Ortsarmenverbande  nach  Anhörung  der  Bethei- 
ligten durch  die  zuständige  Behörde  (§.  8)  zugeschlagen ,  oder  selbständig 
als  Ortsarmenverband  eingerichtet  werden. 

§.  5.  (Landarmenverbände.)  Die  öffentliche  Unterstützung  hülfsbedürf- 
tiger Norddeutscher,  welche  endgültig  zu  tragen  kein  Ortsarmenverband  ver- 
pflichtet ist  (der  Landarmen) ,  liegt  den  Landarmenverbänden  ob.  Zur  Er- 
füllung dieser  Obliegenheit  hat  jeder  Bundesstaat  bis  zum  1.  Juli  1871  ent- 
weder unmittelbar  die  Funktionen  des  Landarmenverbandes  zu  übernehmen, 
oder  besondere,  räumlich  abgegrenzte  Landarmenverbände,  wo  solche  noch 
nicht  bestehen,   einzurichten. 

Dieselben  umfassen  der  Begel  nach  eine  Mehrheit  von  Ortsarmenver- 
bänden ,  können  sich  aber  ausnahmsweise  auf  den  Bezirk  eines  einzigen 
Ortsarmen  Verbandes   beschränken. 

§.  6.  Armenverbände,  deren  Mitgliedschaft  an  ein  bestimmtes  Glaubens- 
bekenntniss  geknüpft  ist,  gelten  nicht  als  Armenverbände  im  Sinne  des 
Gesetzes. 

§.  7.  Die  Orts-  und  Landarmenverbände  stehen  in  Bezug  auf  die  Ver- 
folgung ihrer  Rechte  einander  gleich.  Hat  ein  Bundesstaat  unmittelbar  die 
Funktionen  des  Landarmenverhandes  übernommen  (§.  5),  so  steht  er  in  allen 
durch   dieses  Gesetz  geregelten   Verhältnissen   den   Land-Armenbänden   gleich. 

§.  8.  Die  Landesgesetze  bestimmen  über  die  Zusammensetzung  und 
Einrichtung  der  Ortsarmenverbande  und  Landarmenverbände,  über  die  Art 
und  das  Mass  der  im  Falle  der  Hülfshedürftigkeil  zu  gewährenden  öffent- 
lichen Unterstützung,  über  die  Beschaffung  der  erforderlichen  Mittel,  darüber, 
in  welchen  Fällen  und  in  welcher  Weise  den  Ortsarmenverbänden  von  den 
Landarmenverbänden  oder  von  anderen  Stellen  eine  Beihülfe  zu  gewähren 
ist,  und  endlich  darüber,  ob  und  inwiefern  sich  die  l.andarmenverbände  der 
Ortsarmenverbande  als  ihrer  Organe  Behufs  der  öffentlichen  Unterstützung 
Hülfsbedürftiger  bedienen  dürfen. 

§.  9.  (Erwerb  des  Unterstützungswohnsitzes.)  Der  Unterstützungs- 
wohnsitz wird  erworben  durch  a)  Aufenthalt,  b)  Verehelichuug.  c)  Ab- 
stammung. 

§.  10.  (Durch  Aufenthalt.)  Wer  innerhalb  eines  Orlsarmen Verbandes 
nach    zurückgelegtem    vier    und    zwanzigsten     Leben.sjahrc    zwei    Jahre     lang 
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ununterbrochen  seinen  gewolinlichen  Aureiillialt  geliabl  hat,  erwirbt  diidurch 
in  demselben   den   lhiterstut/.ung»wobn»itz. 

§.  11.  Die  zweijährig«;  Frist  läuft  von  dem  Tage,  an  welchem  der 
Aiifeiithalt   begonnen   ist. 

Durch  den  Kinlritt  in  i'ine  Kranken-  IJesvalir-  odt-'r  Heilanstalt  «ird 
jedoch  der   Aufenthalt   nicht   begonnen. 

Wo  für  landliches  oder  städtisches  (iesindc,  Arbeitsleule,  W  irlhschafts- 
beamte,  Pachter  oder  andere  Miethsleute  der  Wechsel  des  Wohnortes  zu 
bestimmten  ,  durch  Gesetz  oder  ortsübliches  Herkommen  festgesetzten  Ter- 
minen stattfindet,  <;ilt  der  libliche  Umzugstermin  als  Anfang  des  Aufenthalls, 
sofern  nicht  zwischen  diesem  Termine  und  dem  Tage,  an  welchem  der  Auf- 
enthalt wirklich   beginnt,  ein    mehr   als  siebentagiifer  Zeitraum  gelegen    hat. 

§.  12.  Wird  der  Aufenthalt  unter  Umständen  begonnen,  durch  welche 
die  Annahme  der  freien  Selbstbestimmung  bei  der  Wahl  des  Aufenthalts- 
ortes ausgeschlossen  wird,  so  beginnt  der  Lauf  der  zweijährigen  Frist  erst 
mit  dem   Tage,  an  welchem   diese  Umstände  aufgebort  haben. 

Treten  solche  Umstände  erst  nach  Beginn  des  Aufenthalts  ein,  so  ruht 
während   ihrer   Dauer  der  Lauf  der  zweijährigen   Frist. 

§.  13.  Als  Unterbrechung  des  Aufenthalts  wird  eine  freiwillige  Ent- 
fernung nicht  angesehen,  wenn  aus  den  Umständen,  unter  welchen  sie  er- 
folgt, die  Absicht  erhellt,   den  Aufenthalt  beizuhalten. 

§.  14.  Der  Lauf  der  zweijährigen  Frist  (§.  10)  ruht  während  der 
Dauer  der  von   einem  Armenverbande  gewährten   ölTenllichen  Unterstützung. 

Er  wird  unterbrochen  durch  den  von  einem  Armenverbande  auf  Grund 
der  Bestimmung  im  §.  5  des  Gesetzes  über  die  Freizügigkeit  vom  1.  No- 
vember 1867  gestellten  Antrag  auf  Anerkennung  der  Verpllichtung  zur  Ueber- 
nahme  eines  Hülfsbedürftigen.  Die  Unterbrechung  erfolgt  mit  dem  Tage, 
an  welchem  der  also  gestellte  Antrag  an  den  betrelTenden  Armenverband  oder 
an  die  vorgesetzte  Behörde  eines  der  betheiligten  Armenverbände  abge- 
sandt ist. 

Die  Unterbrechung  gilt  als  nicht  erfolgt,  wenn  der  Antrag  nicht  inner- 
halb zweier  Monate  weiter  verfolgt  oder  wenn  derselbe  erfolglos  geblie- 
ben ist. 

§.  15.  (Durch  Verehelichung.)  Die  Ehefrau  theilt  vom  Zeitpunkte 
der  Eheschliessung  ab  den   Unterstützungswohnsilz   des   Mannes. 

§.  16.  Wittwen  und  rechtskräftig  geschiedene  Ehefrauen  behalten  den 
bei  Auflösung  der  Ehe  gehabten  Unlerslützungswohnsitz  so  lange,  bis  sie 
denselben  nach  den  Vorschriften  der  §§.  22  Nr.  2,  23  —  27  verloren  oder 
einen  anderweitigen  Unterstützungswohnsilz  nach  Vorschrift  der  §§.  9—14 
erworben  haben. 

§.  17.  Als  selbstständig  in  Beziehung  auf  den  Erwerb  und  Verlust  des 
Unterstülzungswohnsitzes  gilt  die  Ehefrau  auch  während  der  Dauer  der  Ehe, 
wenn  und  so  lange  der  Ehemann  sie  liöslich  verlassen  hat,  ferner  wenn  und 
so  lange  sie  während  der  Dauer  der  Haft  des  Ehemannes  oder  in  Folge 
ausdrücklicher  Einwilligung  desselben  oder  kraft  der  nach  den  Landesgesetzen 
ihr  zustehenden  Befugniss  vom  Ehemanne  getrennt  lebt  und  ohne  dessen 
Beihülfe  ihre  Ernährung  findet. 
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§.  18.  (Durch  Abstammung.)  Eheliche  und  den  ehelichen  gesetzlich 
gleichstehende  Kinder  theilen,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  des  §.  20,  den 
Unterstützungswohnsitz  des  Vaters  so  lange,  bis  sie  denselben  nach  Vor- 
schrift der  §§.  22,  Xr.  2,  23  —  27  verloren,  oder  einen  anderweitigen  ünter- 
stützungswohnsitz   nach   Vorschrift  der  §§.  9  —  14   erworben   haben. 

Sie  behalten  diesen  Unterstützungswohnsitz  auch  nach  dem  Tode  des 
Vaters  bis  zu  dem  vorstehend  gedachten  Zeitpunkte,  vorbehaltlich  der  Be- 
stimmung des  §.  19. 

§.  19.  Wenn  die  Mutter  den  Vater  überlebt,  so  theilen  nach  Auf- 
lösung der  Ehe  durch  den  Tod  des  Vaters  die  ehelichen  und  den  ehelichen 
gesetzlich  gleichstehenden  Kinder  den  Unterstützungswohnsitz  der  Mutter  in 
dem  Umfange  des  §.  18. 

Gleiches  gilt  im  Falle  des  §.17,  sofern  die  Kinder  bei  der  Trennung 
vom  Hausstande  des  Vaters  der  Mutter  gefolgt  sind. 

§.  20.  Bei  der  Scheidung  der  Ehe  theilen  die  ehelichen  und  den  ehe- 
lichen gesetzlich  gleichstehenden  Kinder  in  dem  Umfange  des  §.18  den 
Unter.stützungswohnsitz  der  Mutter,  wenn  dieser  die  Erziehung  der  Kinder 
zusteht. 

§.   21.     Uneheliche  Kinder  theilen  in  dem  Umfange  des  §.18  den  Unter- 
.slützungswohnsitz  der  Mutter. 

§.  22.  (Verlust  des  Unterstützungswohnsitzes.)  Der  Verlust  des  Unter- 
stützungswohnsitzes tritt  ein  durch  1)  Erwerbung  eines  anderweitigen  Unter- 
stützungswohnsitzes, 2)  zweijährige  ununterbrochene  Abwesenheit  nach  zurück- 
gelegtem vier  und  zwanzigsten  Lebensjahre. 

§.  23.  Die  zweijährige  Frist  läuft  von  dem  Tage ,  an  welchem  die 
Abwesenheit  begonnen  hat. 

Durch  den  Eintritt  in  eine  Kranken-,  Bewahr-  oder  Heilanstalt  wird 
jedoch  die  Abwesenheit  nicht  begonnen. 

Wo  für  ländliches  oder  städtisches  Gesinde,  Arbeitsleute,  Wirthschafts- 
beamte ,  Pächter  oder  andere  Miethsleute  der  Wechsel  des  Wohnortes  zu' 
bestimmten,  durch  Gesetz  oder  ortsübliches  Herkommen  festgesetzten  Ter- 
minen stattfindet,  gilt  der  übliche  Umzugstermin  als  Anfang  der  Abwesen- 
heit, sofern  nicht  zwischen  diesem  Termine  und  dem  Tage,  an  welchem  die 
Abwesenheit  wirklich  beginnt,  ein  mehr  als  siebentägiger  Zeitraum  ge- 
legen hat. 

§.  24.  Ist  die  Abwesenheit  durch  Umstände  veranlasst,  durch  welche 
die  Annahme  der  freien  Selbstbestimmung  bei  der  Wahl  des  Aufenthalts- 
ortes ausgeschlossen  wird,  so  beginnt  der  Lauf  der  zweijährigen  Frist  erst 
mit  dem  Tage,  an  welchem  diese  Umstände  aufgehört  haben. 

Treten  solche  Umstände  erst  nach  dem  Beginn  der  Abwesenheit  ein,  so 
ruht  während  ihrer  Dauer  der  Lauf  der   zweijährigen    Frist. 

§.  25.  Als  Unterbrechung  der  Abwesenheit  wird  die  Rückkehr  nicht 
angesehen,  wenn  aus  den  Umständen,  unter  welchen  sie  erfolgt,  die  Ab- 
sicht erhellt,   den  Aufenthalt  nicht  dauernd  fortzusetzen. 

§.  26.  Die  Anstellung  oder  Versetzung  eines  Geistlichen,  Lehrers, 
ölll'entlichen  oder  Privat- Beamten,  sowie  einer  nicht  blos  zur  Erfüllung  der 
Militärpllicht  im   Bundesheere  oder    in   der  Bundes- Kriegs- Marine  dienenden 
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Mililärperson   gill  nicht  als   ein   die    freie  Selbstbeslitiimmi-    Imi    der  Wahl   des 
Aureiitliallsorles   aiisscliliessender   Umstand. 

<§.  27.  Der  t.anf  der  /,\veijaliri},'en  Frist  (§.  22)  rulil  wahrend  der 
Daner  der   von   einem   Armenverbandc   gewahrten   oll'enllichen   l'nterstiit/aing. 

Rr  wird  nnterhroclien  durch  den  von  einem  Armenverhande  auf  (irund 
der  Beslimnuinu  im  §•  5  <!('«  (Jesetxes  über  die  Freizügigkeit  vom  1.  .November 
1867  gestellten  Antrag  auf  Anerkennung  der  Verpflichtung  zur  llebcrnahme 
eines  Hiilfshediirfligen.  Die  Unterbrechung  erfolgt  mit  dem  Tage,  an  welchem 
der  also  gestellte  Antrag  an  den  betrellenden  Armenverband  oder  an  die 
vorgeset/.le    Heiiorde   eines   der   hctheiliglen    Armenverbandc   al)gesandl    ist. 

Die  Unterbrechung  gilt  als  nicht  erfolgt,  wenn  der  Antrag  nicht  inner- 
halb zweier  Monate  weiter  erfolgt,  oder  wenn  derselbe  erfolglos  geblie- 
ben  ist. 

§.  28.  (Pflichten  und  Rechte  der  Armenverbandc.)  Jeder  hulfsbedurf- 
tige  Norddeutsche  muss  vorläufig  von  demjenigen  Ortsarmenverbande  nnter- 
stiitzl  werden,  in  dessen  Bezirk  er  sich  bei  dem  Eintritte  der  Hullsbedurflig- 
keit  befindet.  Die  vorläufiee  lUiterstijfzung  erfolgt  vorbehaltlich  des  An- 
spruches auf  Erstattung  der  Kosten  beziehungsweise  auf  Uebernahme  des 
Flülfsbediirftigen  gegen   den   hierzu   verpflichteten   Armenverband. 

§.  39.  Wenn  l'ersonen ,  w  eiche  im  Gesindedienst  stehen ,  Gesellen, 
Gewerbegehiilfen,  Lehrlinge,  an  dem  Orte  ihres  Dienstverhältnisses  erkranken, 
so  hat  der  Ortsarmenverband  des  Dienstortes  die  Verpflichtung,  den  Er- 
krankten die  erforderliche  Kur  und  Verpflegung  zu  gewähren.  Ein  Anspruch 
auf  Erstattung  der  entstehenden  Kür-  und  Verpflegungskosten,  beziehungs- 
weise auf  Uebernahme  des  Hülfsbedürfligen  gegen  einen  anderen  Armen- 
verband erwächst  nur,  wenn  die  Krankenpflege  länger  als  sechs  Wochen 
fortgesetzt  wurde,  und  nur  für  den  über  diese  Frist  hinausgehenden  Zeit- 
raum. 

Dem   zur  Unterstützung  an   sich  verpflichteten  Armenverbandc  muss  spä- 
testens   sieben  Tage    vor  Ablauf  des   sechswöclientlichen  Zeitraums   Nachricht 
'  von  der  Erkrankung  gegeben  werden,   widrigenfalls  die  Erstattung  der  Kosten 
erst  von   dem,    sieben   Tage    nach    dem   Eingange  der  Nachricht   beginnenden 
Zeitraum   an   gefordert  werden   kann. 

Schwangerschaft  an  sich  ist  nicht  als  eine  Krankheit  im  Sinne  der  vor- 
stehenden Bestimmung  anzusehen. 

§.  30.  Zur  Erstattung  der  durch  die  Unterstützung  eines  hülfsbedürf- 
ligen Norddeutschen  erwachsenen  Kosten,  soweit  dieselben  nicht  in  Ge- 
mässheit  des  §.  29  dem  Ortsarmenverbande  des  Dienstortes  zur  Last  fallen, 
sind  verpflichtet:  a)  wenn  der  Unterstützte  einen  Unterstützungswohnsitz  hat, 
der  Ortsarmenverband  seines  Unterstützungswohnsitzes;  b)  wenn  der  Unter- 
stützte keinen  Unterstützungswohnsitz  hat,  derjenige  Landarmenverband,  in 
dessen  Bezirk  er  sich  bei  dem  Eintritte  der  Hülfsbedürftigkeit  befand  oder, 
falls  er  im  hülfsbedürftigen  Zustande  aus  einer  Straf-,  Kranken-,  Bewahr- 
oder Heilanstalt  entlassen  wurde,  derjenige  Landarmenverband ,  aus  welchem 
seine  Einlieferung  in   die  Anstalt  erfolgt  ist. 

Die  Höhe  der  zu  erstattenden  Kosten  richtet  sich  nach  den  am  Orte 
der  stattgehabten  Unterstützung  über  das  Mass  der  öfTenllichen  Unterstützung 
Hülfsbedürftiger    geltenden    Grundsätzen,    ohne    dass    dabei    die    allgemeinen 
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Verwaltungskosten  der  ArmenanslaUeii ,  sowie  besondere  Gebühren  fiir  die 
Hülfeleistung  fest  remunerirter  Armenärzte  in  Ansatz  gebracht  werden  dürfen. 
Für  solche  bei  der  öffentlichen  Unterstützung  häufiger  vorkommenden 
Aufwendungen,  deren  täglicher  oder  wöchentlicher  Betrag  sich  in  Pausch- 
quanten feststellen  lässt  (z.  B.  Verpflegungssätze  in  Kranken-  oder  Armen- 
häusern), kann  in  jedem  Bundesstaate,  entweder  für  das  ganze  Staatsgebiet 
gleichmässig,  oder  bezirksweise  verschieden,  ein  Tarif  aufgestellt  und  öffent- 
lich bekannt  gemacht  werden  ,  dessen  Sätze  die  Erstattungsforderung  nicht 
übersteigen  darf. 

§.  31.  Der  nach  der  Vorschrift  des  §.  30  zur  Kostenerstattung  ver- 
pflichtete Arnienverband  ist  zur  Uebernahme  eines  hülfsbedürftigen  Nord- 
deutschen verpflichtet,  wenn  die  Unterstützung  aus  andern  Gründen  als  wegen 
einer  nur  vorübergehenden  Arbeitsunfähigkeit  nothwendig  geworden  ist 
(§.  5  des  Gesetzes  über  die  Freizügigkeit  vom  1.  Xovember  1867,  Bundes- 
gesetzbl.  S.  55). 

§.  32.  Der  zur  Uebernahme  eines  hülfsbedürftigen  Norddeutschen  ver- 
pflichtete Armenverband  kann  —  soweit  nicht  auf  Grund  der  §§.  55  und  56 
etwas  Anderes  festgestellt  worden  ist  —  die  Ueberführung  desselben  in 
seine   unmittelbare  Fürsorge  verlangen. 

Die  Kosten  der  Ueberführung  hat  der  verpflichtete  Armenverband  zu 
tragen. 

Beantragt  hiernach  der  zur  Uebernahme  eines  Hülfsbedürftigen  ver- 
pflichtete Armenverband  dessen  Ueberführung,  und  diese  unterbleibt  oder 
verzögert  sich  durch  die  Schuld  des  Armenverbandes,  welcher  zur  vorläufigen 
Unterstützung  derselben  verpflichtet  ist,  so  verwirkt  der  letztere  dadurch 
für  die  Folgezeit,  beziehungsweise  für  die  Zeit  der  Verzögerung,  den  An- 
spruch auf  Erstattung  der  Kosten. 

§.  33.  Muss  ein  Norddeutscher,  welcher  keinen  Unterstützungswohn- 
sitz hat,  auf  Verlangen  ausländischer  Staatsbehörden  aus  dem  Auslande  über- 
nommen werden  und  ist  bei  der  Uebernahme  der  Fall  der  Hülfsbedürftigkeit 
vorhanden,  oder  tritt  derselbe  innerhalb  sieben  Tagen  nach  erfolgter  Ueber- 
nahme ein,  so  liegt  die  Verpflichtung  zur  Erstattung  der  Kosten  der  [Unter- 
stützung, beziehungsweise  zur  Uebernahme  des  Hülfsbedürftigen,  demjenigen 
Bundesstaate  ob ,  innerhalb  dessen  der  Hülfsbedürftige  seinen  letzten  Unter- 
slützungswohnsilz  gehabt  hat,  mit  der  Massgabe,  dass  es  jedem  Bundesstaate 
überlassen  bleibt,  im  Wege  der  Landesgesetzgebung  diese  Verpflichtung  auf 
seine  Armenverbände   zu   übertragen. 

§.  34.  (Verfahren  in  Streitsachen  der  Armenverbände  :  Einleitung.) 
Muss  ein  Ortsarmenverband  einen  hülfsbedürftigen  Norddeutschen ,  welcher 
innerhalb  desselben  seinen  Unterstülzungswohnsitz  nicht  hat,  unterstützen, 
so  hat  der  Ortsarmenverband  zunächst  eine  vollständige  \  ernehnuins>  des  Unter- 
stützten über  seine  Heimaths-,  Familien-  und  Aufenlhaltsverhältnisse  zu  be- 
wirken, und  sodann  den  Anspruch  auf  Erstattung  der  aufgewendeten  be- 
ziehungsweise aufzuwendenden  Kosten  bei  Vermeidung  des  Verlustes  dieses 
Anspruchs  binnen  sechs  Monaten  nach  begonnener  Unterstützung  bei  dem 
vermeintlich  verpflichteten  Armcnverbande  mit  der  Anfrage  anzumelden,  ob 
der   Anspruch   anerkannt   wird. 


1  OT)  Nntionalokunomi.M'lu^    Ge.set/.f^ebun?. 

Ist  der  \er|)lliclilclc  Anneiivfrliuiid  niiiil  /,u  einiill<!lii ,  ^o  lial  die  Aii- 
ineldun(|[  Behufs  Wahrung  des  crhohi-iicn  Krstiiltuii^saiispruchs  innerhalb  der 
oben  nonnirten  Frist  Non  sechs  Monulen  bei  der  7.uslandigen  vorgesetzten 
Heliorde   des    betlieili(jten    Arnienverbiiiides   zu    erfolgen. 

[st  nadi  der  Ansiclil  des  unterstützenden  (»rtsarnietivtrliandes  der  Fall 
dazu  angctiian,  dein  l'iiterstnizten  die  Forlsetzung  des  Aufenthalts  naeh  §.  5 
des  Gesetzes  über  die  Freizügigkeit  vom  I.  .November  180"  (Hundesgesetzbl. 
S.  55  11".)  zu  versagen,  und  will  der  Ortsarmenverband  von  der  bezuglichen 
ßefugniss  Gebrauch  machen,  so  ist  dies  in  der  lienaclirichtigung  ausdrucklich 
zu   bemerken. 

§.  ;i5.  Geht  auf  die  erlassene  Anzeige  inncrhalli  vierzehn  Tagen  nach 
dein  Krnpfang  derselben  eine  zustimmende  Antwort  des  in  Ans|)ruch  genom- 
menen Armenverbandes  nicht  ein  ,  so  «zilt  dies  einer  Ablehnung  des  An- 
spruchs gicicii. 

§.  36.  Jeder  Armenverband  ist  berechtigt,  seine  Ansprüche  gegen 
einen  anderen  Armenverband  auf  dem  durch  dieses  Gesetz  bezeichneten  Wege 
selbständig  und  unmittelbar  vor  den  zur  Entscheidung,  sowie  zur  Voll- 
streckung derselben   berufenen   Behörden   zu   verfolgen. 

§.  37.  Streitigkeiten  zwischen  verschiedenen  Armenverbäriden  iiber  die 
ölTentliche  Unterstützung  Hülfsbedürftiger  werden,  wenn  die  streitenden  Theile 
einem  und  demselben  Bundesstaate  angehören ,  auf  dem  durch  die  Landes- 
gesetze vorgeschriebenen   Wege   entschieden. 

Gehören  die  streitenden  Armenverbände  verschiedenen  Bundesstaaten  an, 
so  linden  die  nachfolgenden  Vorschriften  der  §§.  38  —  51  dieses  Gesetzes 
Anwendung. 

§.  38.  (Entscheidung.)  Lehnt  ein  Armenverband  den  gegen  ihn  er- 
hobenen Anspruch  auf  Erstattung  der  Kosten  oder  auf  Uebernahme  eines 
Hülfsbedürftigen  ab,  so  wird  auf  Antrag  desjenigen  Armenverbandes,  welcher 
die  öfi'entliche  Unterstützung  vorläufig  zu  gewähren  genöthigt  ist,  über  den 
erhobenen  Anspruch  im  Verwaltungswege  durch  diejenige  Spruchbehörde 
entschieden,  welche  dem  in  Anspruch  genommenen  Armenverbande  vor- 
gesetzt ist. 

Die  Zuständigkeit,  den  Instanzenzug,  sowie  das  Verfahren  regelt  inner- 
halb jeden  Bundesstaates,  vorbehaltlich  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes,  die 
Landesgesetzgebung. 

§.  39,  Die  zur  Entscheidung  zuständigen  Landesbehörden  sind  befugt, 
Untersuchungen  an  Ort  und  Stelle  zu  veranlassen,  Zeugen  und  Sachver- 
ständige zu  laden  und  eidlich  zu  vernehmen .  überhaupt  den  angetretenen 
Beweis  im  vollen  Umfange  zn   erheben. 

§.  40.  Die  Entscheidung  erfolgt  durch  schriftlichen,  mit  Gründen  ver- 
sehenen Beschluss:  sofern  dabei  für  den  in  Anspruch  genommenen  Armen- 
verband eine  Verpflichtung  zur  Uebernahme  eines  Hülfsbedürftigen  (§.  31)  be- 
gründet ist,  muss   dies  in   dem  Beschlüsse  ausdrücklich  ausgesprochen  werden. 

§.  41.  Soweit  die  Organisation  oder  örtliche  Abgrenzung  der  einzelnen 
Armenverbände  Gegenstand  des  Streites  ist,  bewendet  es  endgültig  bei  der 
Entscheidung  der  höchsten  landesgesetzlichen  Instanz.  Im  l'ebrigeu  findet 
gegen  deren  Entscheidung  nur  die  Berufung  an  das  Bundesamt  für  das 
Heimathswesen  statt. 
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§.  42.  (Bundesamt  für  das  Heimathswesen.)  Das  Bundesamt  für  das 
Heimathswesen  ist  eine  ständige  und  kollegiale  Behörde ,  welche  ihren  Sitz 
in   Berlin  hat. 

Es  besteht  aus  einem  Vorsitzenden  und  mindestens  vier  Mitgliedern. 
Der  Vorsitzende,  sowie  die  letzteren  werden  auf  Vorschlag  des  Bundesrathes 
vom  Bundespräsidiuni  auf  Lebenszeit  ernannt.  Der  Vorsitzende  sowohl,  als 
auch  mindestens  die  Hälfte  der  3Iitglieder  muss  die  Qualifikation  zum  höheren 
Richteramte  im   Staate  ihrer  Angehörigkeit  besitzen. 

§.  43.  Bezüglich  der  Rechtsverhältnisse  der  Mitglieder  des  Bundes- 
amtes gelten  bis  zum  Erlass  besonderer  bundesgesetzlicher  Vorschriften  die 
Bestimmungen  der  §§.  23  —  26  des  Gesetzes,  betreffend  die  Errichtung  eines 
obersten  Gerichtshofes  für  Handelssachen,  vom  12.  Juni  1869  mit  der  Mass- 
gabe, dass  1)  an  Stelle  des  Plenum  des  Ober- Handelsgerichts  das  Plenum 
des  Bundesamtes  tritt,  und  dass  im  Falle  des  §.  25  a.  a.  0.  die  Verrich- 
tungen des  Staatsanwalts  und  des  Untersuchungsrichters  von  je  einem  Mit- 
gliede  des  Königlich  preussischen  Kammergerichts  zu  Berlin,  welches  der 
Bundeskanzler  ernennt,  wahrgenommen  werden  ,  2)  bezüglich  der  Höhe  der 
Pensionen  die  Vorschriften  in  Anwendung  kommen,  welche  darüber  in  dem- 
jenigen Bundesstaate  gelten  ,  aus  dessen  Dienste  das  Mitglied  des  Bundes- 
amtes berufen  ist. 

§.  44.  Zur  Abfassung  einer  gültigen  Entscheidung  des  Bundesamtes 
gehört  die  Anwesenheit  von  mindestens  drei  Mitgliedern ,  von  denen  min- 
destens Eines  die  im  §.  42  vorgeschriebene  richterliche  Qualifikation  haben 
muss. 

Die  Zahl  der  Mitglieder,  welche  bei  der  Fassung  eines  Beschlusses  eine 
entscheidende  Stimme  führen,  muss  in  allen  Fällen  eine  ungerade  sein.  Ist 
die  Zahl  der  bei  der  Erledigung  einer  Sache  mitwirkenden  Mitglieder  eine 
gerade,  so  führt  dasjenige  Mitglied,  welches  zuletzt  ernannt  ist,  und  bei 
gleichem  Dienstalter  dasjenige,  welches  der  Geburt  nach  das  jüngere  ist,  nur 
eine  berathende  Stimme. 

§.  45.  Der  Geschäftsgang  bei  dem  Bundesamte  wird  durch  ein  Re- 
gulativ geordnet,  welches  das  Bundesamt  zu  entwerfen  und  dem  Bundesrathe 
zur  Bestätigung  einzureichen  hat. 

In  dem  Geschäftsregulative  sind  insbesondere  auch  die  Befugnisse  des 
Vorsitzenden  festzustellen. 

§,  46.  Die  Berufung  an  das  Bundesamt  ist  bei  Verlust  des  Rechts- 
mittels binnen  vierzehn  Tagen ,  von  der  Behändigung  der  angefochtenen 
Entscheidung  an  gerechnet,  bei  derjenigen  Behörde,  gegen  deren  Entschei- 
dung sie  gerichtet  ist,  schriftlich  anzumelden. 

Die  Angabe  der  Beschwerden ,  sowie  die  Rechtfertigung  der  Berufung 
kann  entweder  zugleich  mit  der  Anmeldung  der  letzteren  oder  innerhalb  vier 
Wochen   nach  diesem   Termine   derselben   Behörde   eingereicht  werden. 

Von  sämmtlichen  Schriftsätzen ,  sowie  von  den  etwaigen  Anlagen  der- 
selben sind  Duplikate   beizufügen. 

§.  47.  Die  eingegangenen  Duplikate  werden  von  der  zuständigen  Be- 
hörde der  Gegenpartei  zur  schriftlichen,  binnen  vier  Wochen  nach  der  Be- 
händigung in   zwei  Exemplaren   einzureichenden   Gegenerklärung   zugefertigt. 
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§.  48.  .Niu  h  Ahliiiil  dicsor  l'iisl  Icj-l  die  iiuiiilitlit;  Ik-liordc  die  .-aniiiil- 
lidieii   Verliundluiigeri   liebst    ihren   Akten   dem    IJundesiinile  vor. 

§.  19.  Eraclilft  das  Biinde.siinil  vor  riilliiiig  der  Knlscheiduiig  nocli 
eine  .\ut'klärim<:  iilier  dti-;  .'^acli-  und  Heclilsverhititniss  fiir  nölhip,  so  ist  die- 
M'lbe   unter   Verniilleliint.'    der   /.iisliiiidi;,'en    l.andeslielinrde   Norzunelimen. 

%.  50.  Die  Kiitsdicidunji  de<  l>iiii(lesunites  erfolut  eebuhrenlrei  in 
olVeullicIier  Sil/.ung   nach   errolulcr    Ladung-   und    .\nhorunif  der   Parteien. 

Das  Krkennlniss  wird  schriftlich,  mit  Gründen  versehen,  den  Parteien 
durch  Vcrmiltelung  derjenigen  Hchorde  (§.  46)  zngefertigt ,  gegen  deren 
Bescliluss  es  ersfangen   ist. 

§.  51.  (iegen  die  Entscheidunsj  des  Hulld(•salllte^  ist  ein  v^citeres 
Kechlsmittel   nicht   /,ulassij<. 

§.  52.  Bis  zu  anderweititser ,  \oii  IWindeswei^en  erfolgender  Hegeluna 
der  Kompetenz  des  Bundesamtes  für  das  Ikimathswesen  kann  durch  die 
Landesgesetzgebung  eines  Bundesstaates  bestimmt  werden,  dass  die  Vor- 
schriften der  §§.  38  —  51,  56,  .Absatz  2  dieses  Gesetzes  für  die  Streitsachen 
zwischen  Armenverbänden  des  betrelTenden  Bundesstaates  in  Wirksamkeit 
treten   sollen. 

§.  53.  (Exekution  der  Knischeidung.)  in  den  .*<trcilsa(  hen  iiber  die 
durch  dieses  Gesetz  geregelle  ölVentlicIie  Unterstützung  llülfsbedürftiger  ist 
die  Entscheidung  der  ersten  Instanz,  ausgenommen  in  dem  Falle  des  §.  57. 
sofort  vollstreckbar. 

Im  Uebrigen  findet  die  Exekution  statt:  a)  auf  Grund  und  in  den 
Grenzen  eines  von  dem  in  Anspruch  genommenen  Armenverbande  ausgestell- 
ten  Anerkenntnisses  (§.  55);  b)  auf  Grund  der  endgültigen    Entscheidung. 

Die  Vollstreckung  der  Exekution  liegt  der  zur  Entscheidung  in  erster 
Instanz  zuständigen  Behörde  des  verpflichteten  Armenverbandes  ob,  und  ist 
bei  derselben   unter  Beifügung  der  bezüglichen   Urkunden   zu  beantragen. 

§.  54.  Wird  die  bereits  vollstreckte  Entscheidung  der  ersten  landes- 
geselzlichen  Instanz  durch  endgültige  Entscheidungen  höherer  Landesinstanzen 
oder  in  Gemässheit  der  §§.  38  —  51  dieses  Gesetzes  wieder  aufgehoben,  so 
hat  die  zur  Entscheidung  in  erster  Instanz  zuständige  Behörde  desjenigen 
Armenverbandes,  welcher  die  Vollstreckung  der  Exekution  erwirkt  hatte,  die 
erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen,  um  die  Exekution  und  deren  Folgen 
wieder  rückgängig  zu  machen. 

§.  55.  Den  zur  vorläuligen  Unterstützung  (§.  28)  und  beziehungs- 
weise zur  Uebernahme  (§.  31)  eines  Hülfsbedürfligen  verptlichtelen  Armen- 
verbänden ist  es  unbenommen,  die  thatsächliche  Vollstreckung  der  Ausweisung 
(<S.  5  des  Gesetzes  über  die  Freizügigkeit  vom  1.  November  1867)  durch 
eine  unter  sich  zu  treffende  Einigung  über  das  Verbleiben  der  auszuweisen- 
den Person  oder  Familie  in  ihrem  bisherigen  Aufenthaltsorte  gegen  Gewäh- 
rung eines  bestimmten  Unterstützungsbelrages  von  Seiten  des  letztgedachlen 
Armenverbandes,  dauernd   oder  zeitweilig  auszuschliessen. 

Die  erstinstanzlichen  Behörden  (§§.  38.  39.  40)  sind  verptlichtet ,  auf 
Anrufen  eines  oder  des  anderen  Beiheiligten,  Zwecks  thunlicher  Herstellung 
einer  solchen   Einigung   vermittelnd  einzuschreiten. 

Ist  die  Einigung  urkundlich  in  Form  eines  Anerkenntnisses  festgestellt. 
so   lindet   auf  Grund   derselben   die  administrative   Exekution   statt  (§.  53). 
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§.  56.  Wenn  mit  der  Ausweisung  Gefahr  für  Leben  oder  Gesundheit 
des  Auszuweisenden  oder  seiner  Angehörigen  verbunden  sein  würde ,  oder 
wenn  die  Ursache  der  Erwerbs-  oder  Arbeitsunfähigkeit  des  Auszuweisenden 
durch  eine  im  Bundeskriegsdienste  oder  bei  Gelegenheit  einer  That  persön- 
licher Selbstaufopferung  erlittene  Verwundung  oder  Krankheit  herbeigeführt 
ist,  oder  endlich,  wenn  sonst  die  Wegweisung  vom  Aufenthaltsorte  mit  er- 
heblichen Härten  oder  Nachtheilen  für  den  Auszuweisenden  verbunden  sein 
sollte,  kann  auch  bei  nicht  erreichter  Einigung  das  Verbleiben  der  auszu- 
weisenden Person  oder  Familie  in  dem  Aufenthaltsorte,  gegen  Festsetzung 
eines  von  dem  verptUchteten  Armenverbande  zu  zahlenden  Unterstützungs- 
betrages ,  durch  die  zur  Entscheidung  in  erster  Instanz  zuständige  Behörde 
des  Ortsarmenverbandes  des  Aufenthaltsortes  angeordnet  werden. 

Gegen  diese  Anordnung,  welche,  wenn  die  Voraussetzungen  fortfallen, 
unter  welchen  sie  erlassen  ist,  jederzeit  zurückgenommen  werden  kann,  steht 
innerhalb  vierzehn  Tagen  nach  der  Zustellung  beiden  Theilen  die  Berufung 
zu.  Dieselbe  erfolgt,  wenn  die  streitenden  Armenverbiiiide  einem  und  dem- 
selben Bundesstaate  angehören ,  an  die  nächst  höchste  landesgesetzliche  In- 
stanz, sofern  die  streitenden  Theile  verschiedenen  Bundesstaaten  angehören, 
an  das  Bundesamt  für  das  Heimathswesen.  Bei  der  hierauf  ergehenden  Ent- 
scheidung bewendet  es   endgültig. 

Dasselbe  findet  statt,  wenn  der  Antrag  des  verpflichteten  Armenverbandes 
auf  Erlass   einer  solchen   Anordnung  zurückgewiesen   ist. 

§.  57.  So  lange  das  Verfahren,  betreffend  den  Versuch  einer  Einigung 
nach  §.  55  ,  oder  betreifend  den  Erlass  der  im  §.  56  bezeichneten  Anord- 
nung, schwebt,  bleibt  die  Vollstrcckbarkeit  der  Entscheidung  erster  Instanz 
ausgesetzt  (§.  53). 

§.  58.  Ist  die  Ausweisung  durch  Transport  zu  bewerkstelligen ,  so 
fallen  die  Transportkosten  als  ein  Theil  der  zu  erstattenden  Kosten  der 
Unterstützung  des  Hülfsbedürftigen  dem  hierzu  verpflichteten  Armenverbande 
zur  Last. 

Entsteht  über  die  iNothwendigkeit  des  Transports  oder  die  Art  der  Aus- 
führung desselben  Streit,  so  erfolgt  die  Entscheidung  hierüber  endgültig 
durch  die  in  erster  Instanz  in  der  Hauptsache  zuständige  Behörde  des  Armen- 
verbandes des  Aufenthaltsortes  (§.  38   Abs.  2). 

§.  59.  Ist  ein  Armenverband  zur  Zahlung  der  ihm  endgültig  auferlegten 
Kosten,  laut  Bescheinigung  der  ihm  vorgesetzten  Behörde,  ganz  oder  theil- 
weise  ausser  Stande,  so  hat  der  Bundesstaat,  welchem  er  angehört,  entweder 
mittelbar   oder  unmittelbar  für  die   Erstattung  zu   sorgen. 

§.  60.  (Oeifentliche  L'nterstützung  hülfsbedürftiger  Ausländer.)  Aus- 
länder müssen  vorläulig  von  demjenigen  Ortsarmenverbande  unterstützt  werden, 
in  dessen  Bezirke  sie  sich  bei  dem  Eintrille  der  Hülfsbedürffigkeit  belinden. 
Zur  Erstattung  der  Kosten  beziehungsweise  zur  Uebernahme  des  hülfsbedürf- 
tigen Ausländers  ist  derjenige  Bundesstaat  verpflichtet,  welchem  der  Orts- 
armenverband der  vorläufigen  l'nterstiifzung  angehört,  mit  der  Massgabe, 
dass  es  jedem  Bundesstaate  überlassen  bleibt,  im  Wege  der  Landesgesetz- 
gebung diese   Verpflichtung  auf  seine  Armenverbände  zu   übertragen. 

§.  61.  (Verhältniss  der  Armenverbände;  zu  einander.)  Durch  die  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  werden  Rechte  und  Verbindlichkeiten  nur  zwischen 
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(Ich  zur  Gcwalirung  ölleiillichcr  IJnlerhtulr.ting  luicli  Ncjrsclirifl  dieses  Gesetzes 
verpllichlelen  Verbünden  (Orls-,  Laiidarnienverbande,  Bundesstaaten)  begründet. 
(Zu  anderweit  N'erplliclitelcn.)  Daber  werden  die  auf  anderen  Titeln 
(Familien-  und  Dienslvi-rliallniss ,  Vertrau,  (ienossenscIiaCt ,  Stillung  u.  s.  w.) 
bcrulnMiden  Vcrpiliclilungen  ,  einen  lluM'siiediirrtigen  zu  unterstützen,  von 
den    IJ('stiuiniuut>('n    dieses   (iesetzes    niclil    belrollVn. 

§.  (52.  .Jeder  Armenverband,  weklier  nacb  Vorschrift  dieses  Gesetzes 
einen  Iliilfsbcdiirfliß-en  unterstiitzt  hat,  ist  befugt,  Krsatz  derjenigen  Leistungen, 
zu  deren  (Jewaliruug  ein  Dritter  aus  anderen  ,  als  den  durch  dieses  Gesetz 
begriiiidoton  Titeln  verpiliciilet  ist,  von  dem  Ver|)llichlelen  in  demselben 
Masse  und  unter  denselben  Voraussetzungen  zu  fordern,  als  dem  Unter- 
stützten   auf  jene    Leistungen    ein    Itccbl   zusteht. 

Der  Einwand,  dass  der  unterstützende  Armenverband  den  Ersatz  von 
einem  anderen  Armenverbande  zu  fordern  berechtigt  sei ,  darf  demselben 
hierbei  nicht  entgegengestellt  werden. 

S.  63.  (Zu  den  Behörden.)  Die  Verwaltungs-  und  l'olizeibehörden 
sind  verpflichtet,  innerhalb  ihres  Geschäftskreises  den  Armenverbänden  Behufs 
der  Ermittelung  der  Heiinaths-,  Familien-  und  Aufenlhaltsverhällnisse  eines 
Hülfsbedürftigen  auf  Verlangen  behülflich  zu  sein. 

§.  64.  Das  Eintreten  der  in  den  §§.  10  und  Ü2  an  den  Ablauf  einer 
bestimmten  Frist  geknüpften  Wirkungen  kann  durch  Vertrag  oder  Verzicht 
der  beiheiligten   Behörden   oder  Personen  nicht  ausgeschlossen  werden. 

§.  65.  (Zeitpunkt  der  Geltung  des  Gesetzes.)  Dieses  Gesetz  tritt  mit 
dem  1.  Juli  1871  in  Kraft.  Nach  diesem  Tage  linden  die  bis  dahin  inner- 
halb des  Bundesgebietes  gültigen  Vorschriften  über  die  durch  das  gegen- 
wärtige Gesetz  geregelten  Rechtsverhältnisse  nur  insoweit  noch  Anwendung, 
als  es  sich  um  die  Feststellung  des  Unterstützungswohnsitzes  für  die  Zeit 
vor  dem   1.  Juli  1871    handelte. 

Insbesondere  kommen  hierbei  folgende  Bestimmungen   zur  Anwendung: 

(Uebergangsbestimmungen.)  1)  Diejenigen  Norddeutschen,  welche  am 
30.  Juni  1871  innerhalb  des  Bundesgebietes  ein  Heiniathsrecht  besitzen, 
haben  kraft  desselben  am  1.  Juli  1871  den  Unterstützungswohnsitz  in  dem- 
jenigen  Ortsarmenverbande ,   welchem   ihr  Heimathsort  angehört. 

2)  Diejenigen  Norddeutschen,  welche  am  30.  Juni  1871  innerhalb  des 
Bundesgebietes  einen  Unterstützungswohnsitz  haben,  besitzen  denselben  am 
1.  Juli  1871  mit  den  Folgen  und  Massgaben  dieses  Gesetzes,  gleichviel  ob 
die  Voraussetzungen  des  Erwerbes  andere  waren ,  als  die  durch  dieses  Ge- 
setz vorgeschriebenen. 

3)  Wo  und  insoweit  bisher  ein  Heimathsrecht  oder  Unlerstützungs- 
wohnsitz  durch  blossen  Aufenthalt  nicht  erworben,  durch  blosse  Abwesen- 
heit nicht  verloren  werden  konnte ,  beginnt  der  Lauf  der  durch  dieses  Ge- 
setz vorgeschriebenen  zweijährigen  Frist  für  den  Erwerb  beziehungsweise 
Verlust  des  Unterstützungswohnsitzes  mit  dem  1.  Juli  1871. 

4)  Wo  bisher  für  den  Erwerb  beziehungsweise  Verlust  des  Unter- 
stützungswohnsitzes die  nämliche  oder  eine  längere,  als  die  durch  dieses 
Gesetz  vorgeschriebene  Frist  galt,  kommt  bei  Berechnung  der  letzteren  die 
vor  dem   1.  Juli   1871   abgelaufene  Zeitdauer  in  Ansatz. 
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5)  Wo  bisher  für  den  Erwerb  beziehungsweise  Verlust  des  Unter- 
stützungswohnsitzes eine  kürzere,  als  die  durch  dieses  Gesetz  vorgeschriebene 
Frist  bestand,  gilt,  sofern  die  kürzere  Frist  vor  dem  1.  Juli  1871  abgelaufen 
war,  die  Wirkung  des  Ablaufs  als  eingetreten,  auch  wenn  die  Entscheidung 
hierüber  erst  nach  dem  1.  Juli  1871  erfolgt.  War  die  kürzere  Frist  vor 
dem  1.  Juli  1871  noch  nicht  abgelaufen,  so  bedarf  es  zum  Eintritt  der 
durch  dieses  Gesetz  vorgeschriebenen  Wirkungen  des  Ablaufs  der  durch 
dieses  Gesetz  vorgeschriebenen  Frist,  jedoch  unter  Anrechnung  der  vor  dem 
1.  Juli   1871    abgelaufenen   Zeitdauer. 

6)  Das  durch  dieses  Gesetz  für  die  Entscheidung  der  Streitsachen  über 
die  öffentliche  Unterstützung  Hülfsbedürftiger  vorgeschriebene  Verfahren  kommt 
nach  Massgabe  der  Vorschrift  des  §.  37  zur  Anwendung  bei  denjenigen  Streit- 
sachen der  Armenverbände  (Armenkommunen,  Arnienbezirke,  Heimathsbezirke), 
welche  nach   dem   30.  Juni   1871   anhängig   gemacht  werden. 


III. 

Krlass,   betreffend  die  ZusammensetKung,   Stellung^  und  Oe- 

sehäftsführunf^    der   statistischen   Centralkoinniission   Im 

Königreich   Preussen. 

Vom  21.  Februar  1870. 

In  Gemässheit  des  Staats-Ministerialbeschlusses  vom  2.  März  1869  wird 
hinsichtlich  der  Zusammensetzung,  Stellung  und  Geschäftsführung  der  sta- 
tistischen Centralkommission  Nachstehendes  bestimmt: 

1)  Als  Mitglieder  der  gedachten  Kommission  fungiren :  a)  der  Vor- 
sitzende, welchen  der  Minister  des  Innern  beruft;  b)  Kommissarien  der 
einzelnen  Ministerien  und  des  Kanzler -Amts  des  Norddeutschen  Bundes; 
c)  der  Direktor  und  noch  ein  Mitglied  des  statistischen  Bureaus;  d)  sechs 
Mitglieder  des  allgemeinen  Landtages,  von  denen  Jedes  der  beiden  Häuser 
drei  zu  wählen  hat;  e)  solche  statistische  Sachverständige,  welche  auf  Vor- 
schlag der  Centralkommission  durch  den  Minister  des  Innern  zur  Theilnahme 
an   deren  Arbeiten   eingeladen   werden. 

Die  Mitglieder  der  Kommission  versehen   ihre  Funktionen  unentgeltlich. 

2)  Die  statistische  Centralkommission  hat  die  Aufgabe,  ein  einheitliches 
Zusammenwirken  sämmtlicher  Zweige  der  Staatsverwaltung  dahin  zu  ver- 
mitteln, dass  künftig  auf  allen  der  Statistik  zugänglichen  Gebieten  —  sowohl 
für  das  Bedürfniss  der  Gesetzgebung,  der  Verwaltung  und  des  öffentlichen 
Lebens  überhaupt,  als  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Anforderungen  der  Wissen- 
schaft —  hinsichtlich  der  Grundlagen,  der  Ausdehnung  und  der  Art  der 
statistischen  Erhebungen  nach  gleichmässigen  Grundsätzen ,  methodisch  und 
planmässig  verfahren,  die  Ausführung  und  Zuverlässigkeit  der  Erhebungen 
mit  den  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  sichergestellt  und  die  Verarbeitung 
und  Verwerthung  der  gewonnenen  Ergebnisse  in  zweckentsprechender  Weise 
bewirkt  werde. 

3)  Demzufolge  hat  die  statistische  Centralkommission  ,  sowohl  vermöge 
eigener   Initiative,    als  auch  auf  Erfordern   der  einzelnen   Verwaltungs  -  Chefs 
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liber    alle    stnlistisclicn    Kiiirithliiiij^en ,    Krliehiingeii ,    Aufslellungen    u.   s.    w., 
nach    Iiihiilt,    Arl    und    Form    /.u   berallieri    und   giitaclilliili   /.u    bcscliliessen. 

4)  Allgemeine  und  periodische  Erhebungen  der  vorgedachtm  Art  sollen 
lernerhin  ohne  vorgängige  Anhörung  dieser  Kommission  weder  von  den 
Central-,  noch  von  den  Provin/.iulhcliorden  veranlasst  werden.  Ausgenommen 
hiervon  bleiben  einzelne  lJetailerhcI)ungen,  hinsichtlich  welcher  die  Behörden 
keiner   Beschränkung   unterliegen. 

5)  Ihren  geschäftlichen  Anschluss  erhalt  die  Centralkommission  an  da> 
Ministerium  der  Innern,  durch  welches  auch  der  Verkehr  derselben  mit  an- 
deren  Behörden   u.   s.   w.    vermittelt  wird. 

üer  während  der  Beratbungen  der  Kommission  sich  als  nolhwendig  er- 
gebende Verkehr  mit  den  einzelnen  Ministerien  erfolgt,  soweit  irgend  tbiin- 
lich,  kurzer  Hand  durch  die  betrelfenden  Minislerial-Kommissarien.  Von  den 
letzteren  werden  auch  solche  Gegenstände,  über  welche  das  Gutachten  der 
Kommission  von  den  einzelnen  Ressort -Chefs  gewünscht  wird,  derselben 
vorgelegt. 

6)  Jedem  Kommissionsmitgliede  steht  es  frei,  bei  der  Kommission  An- 
träge zu  stellen  oder  derselben  Vorschläge  zu  unterbreiten,  welche  auf  neue 
oder  abzuändernde  statistische  Einrichtungen,  Erhebungen  oder  Aufstellungen 
abzwecken. 

Alle  solche  Vorschläge  sind  schriftlich  zu  formuliren  und  des  Näheren 
zu  begründen. 

Die  den  Ministerien,  dem  Bundeskanzler- Amt  und  dem  statistischen 
Bureau  angehörigen  Mitglieder  der  Kommission  haben  sich  zu  dergleichen 
Anträgen  oder  Vorschlägen  vorher  der  Zustimmung  ihrer  vorgesetzten  Ver- 
waltungschefs  zu  versichern. 

7)  Der  Vorsitzende  leitet  die  Berathungen  und  Geschäfte  der  Central- 
kommission ;  vertritt  dieselbe  nach  aussen  und  vollzieht  die  von  der  Kom- 
mission  ausgebenden   Gutachten  ,   Berichte  u.  s.   w. 

Nach  seiner  Bestimmung  versammelt  sich  die  Kommission  zu  regel- 
mässigen und  nöthigenfalls  zu  ausserordentlichen ,  speziell  anzuberaumenden 
Sitzungen. 

8)  Die  Berathungen  erfolgen  auf  Grund  von  Tagesordnungen ,  welche 
der  Vorsitzende  feststellt.  Der  jedesmaligen  Tagesordnung,  in  welcher  die 
einzelnen,  zur  ßeralhung  bestimmten  Gegenstände  speziell  verzeichnet  werden, 
sind  die  auf  letztere  sich  beziehenden  schriftlichen  Vorschläge  und  Anträge 
beizufügen. 

Die  Tagesordnung  muss  allen  in  Berlin  anwesenden  Kommissionsmit- 
gliedern mindestens  8  Tage  vor  der  Sitzung  zugestellt  werden. 

Ueber  die  Zulässigkeit  der  sofortigen  Beralhung  solcher  Anträge  ein- 
zelner Kofliniissionsmitglieder ,  welche  nicht  auf  der  Tagesordnung  stehen, 
entscheidet  die  Kommission   selbst. 

9)  Der  Vorsitzende  ernennt  für  die  der  Kommis.-.ion  zugehenden  Be- 
ratbungsgegenstände  die  Referenten  bezw.  Korreferenten.  Besonders  wichtige 
und  umfassende  Angelegenheiten  dürfen  auch  Subkommissionen ,  deren  Mit- 
glieder die  Kommission  selbst  zu  bestimmen  hat,  zur  Vorbereitung  und  zum 
Referat  in   der  Kommission  überwiesen  werden. 
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10)  Die  Kommission  beschliesst  nach  Stimmenmehrheit  der  anwesenden 
Mitglieder.  Bei  Stimmengleichheit  giebt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  den 
Ausschlag. 

lieber  Gegenstände,  bei  welchen  das  Ressort  eines  Ministeriums  speziell 
interessiit  ist,  kann  in  Abwesenheit  des  Vertreters  der  bezüglichen  Ressorts 
von   der  Kommission   kein   Beschluss   gefasst  werden. 

11)  Für  jede  Sitzung  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen,  in  welchem  die 
gefassten  Beschlüsse  unter  kurzer  Darlegung  der  Erwägungsgründe  aufzu- 
zeichnen sind.  Dasselbe  ist  zu  Anfang  der  nächsten  Sitzung  zu  verlesen, 
nach  erfolgter  Genehmigung  von  dem  Vorsitzenden  zu  vollziehen  und  dem- 
nächst jedem   Mitgliede   abschriftlich   zuzustellen. 

Der  Protokollführer,  welcher  nicht  Mitglied  der  Kommission  zu  sein 
braucht,  ist  von   dem   Vorsitzenden   zu   ernennen. 

12)  Die  Tagesordnungen  für  die  Sitzungen  nebst  deren  Anlagen,  sowie 
die  Sitzungs-Protokolie  sind  bei  Zustellung  derselben  au  die  Kommissions- 
mitglieder (§§.  8  und  11)   zugleich  dem  Ministerium  des  Innern  einzureichen. 

13)  Die  Berichte  und  Gutachten  der  Kommission,  sowie  ihre  Vorschläge 
zu  neuen  oder  abzuändernden  Einrichtungen,  Erhebungen,  Aufstellungen 
u.  s.  w.  sind  den  betlieiligten  Verwaltungs-Chefs  zur  weiteren  Veranlassung 
zuzustellen.  Von  den  auf  ihre  Anträge  gefassten  Beschlüssen  und  getroffenen 
Entscheidungen   ist  die   Kommission   demnächst   in    Kenntniss   zu   setzen. 

14)  Das  iNähere  in  Betreif  des  inneren  Geschäftsbetriebes  u.  s.  w.  der 
Kommission  festzustellen,  bleibt  dem  Vorsitzenden  nach  vorheriger  Berathung 
mit  der  Kommission   selbst  überlassen. 


XV. 


Litteratur. 


I. 

Dr.  \.  W II  (( II  e  r ,  0,  ii.  l'rol.  dn-  Sl.i.iUHin-fii^ili.ill  in  Freilnirg,  IHr  .%b- 
Neliall*iiiiji;  dVH  |iri%'jiteii  CitriiiidoiKeiitliiiinM.  Kci|)7,i|;,  Vcilaij  von 
Duiicker  und  Huinblot,  1U7(). 

Der  Verfasser  will  das  l*riviil('i{:cMi(liiiiii  am  Hoden  m'nau  die  Sociaiislen 
in  Schlitz  ncliiiieii,  inshesoiidcre  (^egen  die  im  September  1869  zu  Hasel 
vom  vierten  ("ongress  des  inlcriialiniialen  Arl)eilerl)iiiHies  gelas.slen  Besclilusse 
über  die  Abscliall'uiijj  des  privalen  (irundciijentliiims  und  die  Kinfulinins^  eines 
Collectiv-  oder  Gesaminteio;cntliums  an  demselben.  Ist  auch  gegen  diese 
Absicht  des  Verfassers  Mcbts  zu  erinnern,  so  muss  doch  der  Inhalt  der 
Schrift  vom  Standpunkt  der  Wissenscliaft  als  verfehlt  bezeichnet  werden. 
Das  llauptargument  des  Verf.  ist  die  durch  den  Fortschritt  der  Bevölkerung 
gegebene  Steigerung  der  intensiven  Landvvirtlisthaft ,  weil  nur  bei  j^immer 
schärferer  und  consequenterer  Ausbildung  des  rrivaleigcnlhunis  an  Grund  und 
Boden"  der  dann  eintretende  iMehraufwand  in  der  l'roduction  sich  bezahlt 
mache.  Dies  ist  eine  unzweifelhafte  petitio  principii;  denn  von  einem  Sich- 
bezahlt-machen  des  einzelnen  Besitzers  kann  eben  nur  die  Rede  sein,  wenn 
man  von  der  Voraussetzung  des  Privaleigenlhums  ausgeht.  Das  Ungenügende 
dieses  Arguments  hätte  dem  Verf.  selbst  einleuchten  sollen,  da  er  nun  con- 
sequenter  Weise  das  Privateigenthum  bei  extensiver  Wirlhschaft  für  jicnt- 
behrlich'-'  halten  muss,  obgleich  es  gerade  da  seinen  Anfang  genommen  hat. 
Dass  ferner  eine  sehr  dichte  Bevölkerung  und  eine  recht  intensive  Boden- 
cultur  bei  einem  Pachtsystem  bestehen  kann,  beweisen  England  und  die 
Lombardei  mehr  als  hinreichend,  und  ob  die  Pächter  Domänenpächter,  d.  h. 
also  Pächter  von  Gesammteigenthum  oder  Pächter  grosser  Grundherrn  sind, 
ist  selbstverständlich  ganz  gleichgültig.  Unstreitig  besitzt  das  Privateigen- 
thum auch  seine  wirthschaftlichen  31otive;  allein  seine  Berechtigung  muss 
weit  tiefer  und  universeller  erfassf  werden ,  als  es  hier  geschieht.  Unter 
jener  j^Ausbildung"  des  Privateigenthums ,  auf  die  übrigens  nicht  näher  ein- 
gegangen wird,  denkt  sich  Verf.  offenbar  jenen  mit  der  allmählichen  Lockerung 
des  Obereigenthums  und  der  Grundherrlichkeit  beginnenden  Entwicklungs- 
process,  der  gegenwärtig  bei  der  Grundentlastung,  Ablösung,  aber  auch 
Expropriation,  Arrondirung  u.  s.  w.  angekommen  ist.  Hier  wird  aber,  was 
freilich  auch  anderwärts  meist  geschieht,  das  Privateigenthum  verwechselt 
mit  der  weiteren  auf  der  Grundlage  des  Privatrechtes  sich  erhebenden  Rechts- 
ordnung, durch  welche  in  wirthschaftlicher  Beziehung  hauptsächlich  das  Ver- 
hältniss  zwischen  Besitz  und  Arbeit  geregelt  wird  und  welche  früher  eine 
genossenschaftliche  und  herrschaftliche  war,  jetzt  aber  eine  gesellschaftliche 
geworden  ist.  Diese  Rechtsordnung  kann  nicht  dem  Privatrechte  angehören, 
denn  sie  ist  die  jeweilige  Gestaltung  des  Gemeinzusfandes.  Wir  geben  dem 
Verf.  zu  erwägen,  dass  das  Privateigenthum  nicht  ausreicht,  um  den  öffent- 
lichen Zustand  aufrecht    zu  erhalten;    dass   ferner  jener  Entwicklungsprocess 
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im  tiefsten  Grunde  ein  Befreiungsprocess  der  Arbeit  ist:  wobei  das 
Recht  der  Arbeit  immer  mehr  in  den  Vordergrund  tritt,  welches  aber  neuer- 
dings durch  die  überwuchernde  Capitalmacht  wesentlich  sich  gefährdet  sieht. 
Und  daher  der  sociale  Kampf  der  Gegenwart,  bei  dessen  ßeurtheilung  der 
Verf.  zwischen  Schaale  und  Kern  viel  zu  wenig  unterscheidet  und  nach  der 
Weise  der  liberalen  Oekonomie  über  leichten  Abstractionen  die  vorwärts 
drängende  geschichtliche  Nothwendigkeit  der  Rechtsbildung,  welche  gerade 
das  langsam,  aber  sicher  zu  Stande  bringt,  was  die  Arbeit  will,  übersieht. 
Er  giebt  zwar  beiläufig  zu ,  dass  der  weitere  Verlauf  i^wieder  zu  einer  ge- 
wissen Beschränkung  des  Privateigenthums"  führen  könnte;  das  dürfe  aber 
nur  als  langsame  Reform ,  nicht  durch  gewaltsame  revolutionäre  Umwälzung 
geschehen.  Hierauf  ist  zu  erwidern,  dass  Niemand  die  Macht  hat,  eine  Re- 
volution zu  wollen  oder  nicht  zu  wollen,  dass  sie  aber  unvermeidlich  werden 
muss ,  wenn  der  geschichtliche  Fortschritt  der  Volksenlwicklung  hartnäckig 
in  Fesseln  gehalten  wird.  Nicht  beweisend  ist  auch  die  einseitige  und  für 
einen  liberalen  Nationalökonomen  inconsequente  Berufung  auf  die  sog.  ^^rus- 
sischen  Erfahrungen-,  d.  h.  auf  die  angeblich  verderblichen  Folgen  der  rus- 
sischen Bauernemancipation  seit  1861  ;  hier  wird  der  nationale  Geist  des 
Rechtes  und  die  tiefe  Verschiedenheit  germanischer  und  slawischer  Cultur- 
zustände  verkannt.  Ebenso  wenig  ist  der  aufreizende  Ton  zu  billigen,  mit 
dem  der  Verf.  besonders  im  ersten  Theile  seiner  Schrift  über  die  Bestrebungen 
der  Arbeiter  abspricht.  Er  vergissl ,  dass  die  Irrthümer  und  Verkehrtheilen 
der  Tagesbewegung  gerade  der  Theorie  entstammen,  die  jetzt  sie  verdammen 
will;  und  wenn  ihre  Führer  zur  Zeit  noch  —  was  gar  nicht  zu  verwundern 
—  sich  mit  unklaren  und  das  Ziel  überschiessenden  Ideen  tragen,  so  werden 
sie  von  der  Woge  der  Zeit  bald  hinweggespült  sein.  Der  Verf.  sieht  er- 
freulicher Weise  ein,  dass  es  an  der  Zeit  ist,  über  Adam  Smith  hinaus- 
zugehen; nun  wohl,  dann  muss  man  sich  aber  vor  Allem  von  den  natura- 
listischen Abstractionen  des  Capitalismus  lossagen  und  die  Geheimnisse  der 
Volkswirthschaft  in  den  Tiefen  der  Rechtsgeschichle  suchen.  Die  Gerechtig- 
keit und  Correctheit  des  Urtheiles  über  die  sociale  Frage  würde  dadurch 
wesentlich  gefördert  und  Ref.  würde  sich  freuen,  mit  dem  Verf.  auf  diesem 
Boden  wissenschaftlicher  Reform,  die  vor  Allem  Noth  thut,  zusammen- 
zutreffen. Rr. 

II. 

Friedrich  Albert  I>aiig;e*  Die  Arbeiterfrng^e.  Ihre  Be- 
deutung für  Gegenwart  und  Zukunft.  Zueile  umgearbeitete  und  ver- 
mehrte Auflage.     Winlerliiur  1870.     Vering  von  Bleuler,  Hausheer  &'  Co. 

Diese  Schrift  enthält  eine  einsichtsvolle  und  durch  Hervorkehrung  man- 
cher beachtenswerther  Punkte  fesselnde  Besprechung  der  zunächst  liegenden, 
auf  die  Arbeiterfrage  bezüglichen  Verhältnisse  und  literarischen  Erscheinungen 
und  zeigt,  dass  ihr  Verfasser  in  verschiedenen  Bildungsfächern  sich  umge- 
sehen hat.  Er  erkennt  die  Berechtigung  der  Reformansprüche  der  arbeiten- 
den Classe  an  und  ist  überzeugt,  dass  die  Lehren  der  alten  Nationalökonomie 
oder  vielmehr  des  industrialismus,  die  er  im  Unterschied  von  den  »reineren 
Grundlagen  bei  Ricardo  bis  aufMill«  als  gefälscht  bezeichnet,  mit  solchen 
Reformen    unvereinbar    sind.       Man    kann    übrigens    dem    Verfasser    wohl    in 
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manchen  EinKeldintreii ,  nicht  iiticr  seiner  (i(-s(imrntaijrrafl.siing  der  Kruge  liei- 
stimmen.  Vor  Allem  nei^rt  er  /,ii  sehr  nach  der  socialdemocratisciien  Seile, 
insbesondere  im  Ansehliiss  an  den  (iedanken^rant;  von  Lassalle  und  Marx, 
die  er  weitans  iibersciial/J  iiimI  (leren  Kinlliiss  auf  die  sociale  Bewejjunß:  vfir 
der  Wissenseliaft  ,  demi  univeis;il<ii  und  iio.siliven  (ieisl  sie  sich  nicht  an- 
treei»fnel  huhen ,  lieilles^^  e>(s  hestehen  ktniii.  Denn  das  v^uhrhiifl  {jediet^ene 
wissenschartliche  Talent  schlügt  Keinen  hnilaleii  \.arn\  auf  und  xelleit  Keine 
Verschwöninireii  an.  Das  iiherseli«  »iiylirlie  Loh,  welches  er  nuinentlieh  an 
Marx  (z.  I{.  S.  83(>)  spendet,  ist  daher  kein  Aiislluss  richlitren  Urlheils, 
l'eherhaupt  trübt  es  den  Werlli  der  Schrift,  dass  der  Verfasser  die  neueste 
Kntwickluno^  der  Wissenschuft  nicht  /.ii  kennen  sclieinl  inid  im  (irunde  auf 
den  Anschaiiunpen  des  Mallhns  und  llicardo.  gerade  wie  Marx  und 
Consorten.  stehen  »»ehliehen  ist.  wohei  ein  steter  (Jonilict  zwischen  besserer 
Einsicht  und  niaiigelhaftem  llieoretischem  Apparat  zum  \ Orschein  koininl. 
Besonders  gilt  dies  von  den  Capiteln  iiber  die  Lebenshallung  und  iiber  Capital 
und  Arbeit,  in  denen  ganz  gesunde  sniijective  Ansichten  mit  unfruchtbaren 
wissenschaftlichen  Gesetzen  vermischt  werden :  dann  von  der  Besprechung 
des  Rigenthums  und  Erbrechts,  die  auf  die  Phrase  hinausläuft,  dass  alles 
Kecht  sich  ändern  könne,  wenn  sich  das  Heclitsbew  usstsein  ändere,  sowie 
von  der  Besprechung  der  Bodenrente,  die  beweist,  dass  das  Fundament  des 
Verständnisses,  eine  richtige  Werthlheorie ,  dem  VerL  abgeht.  Am  aller- 
wenigsten aber  ist  es  zu  billigen,  wenn  das  neue  iModegesetz  der  Natur- 
wissenschaft, der  Kampf  nm  das  Dasein,  auch  zum  Urgeselz  des  menschlichen, 
ja  selbst  des  socialen  Lebens  gemacht  wird ;  abgesehen  davon ,  dass  jenes 
angebliche  INaturgesetz  selbst  noch  nicht  feststeht,  halten  wir  seine  An- 
wendung auf  sociale  Fragen  für  den  verderblichsten  Missgrill',  der  gemacht 
werden  kann,  denn  er  vernichtet  um  den  Preis  eines  schimmernden  Spieles 
mit  Analogieen  den  geistigen  Inhalt  des  menschlichen  Lebens  und  das  Be- 
wusstsein  der  Freiheit.  Es  ist  daher  nicht  zu  sehen ,  mit  welchem  Rechte 
der  Verf.  verächtlich  von  iiCareyschwindel"  redet,  da  Carey  eben  auch 
nur,  wie  er  selbst,  der  Volkswirthschaft  Naturgesetze  unterschiebt.  ^  on 
diesem  Standpunkt  aus  ist  das  Buch,  ohne  dass  es  der  Verf.  selbst  will, 
eine  Quelle  vieler  falscher  Vorstellungen ,  was  freilich  nicht  sowohl  ihm, 
als  vielmehr  der  beispiellosen  Zerfahrenheit  der  socialen  Wissenschaft  zu- 
geschrieben werden  muss,  die  es  Jedem  erlaubt,  sein  subjectives  Stückwerk 
von  Irrthum  und  Wissen  in  einen  Topf  zusammenzuwerfen  und  als  social- 
wissenschaftliche  Arbeit  dem  Publikum  aufzutischen.  —  Interessant  ist  die 
Enthüllung  (S.  342)  von  der  ihm  gewordenen  Miltheilung  ^icines  einfluss- 
reichen und  hochbegabten  Parteimannes"  über  die  Parole,  Lassalle  todt- 
zuschweigen ;  dass  diese  feige  und  hinterlistige  Taktik  zur  Schande  der 
Wissenschaft  auch  an  Anderen  geübt  wird,  ist  leider  nur  zu  gewiss.  Rr. 


HI. 

Eduard  Baltzer,  fin»  Buch  von  der  Arbeit  oder  die 
menschliche  Arbeit  in  persönlicher  und  voliiswirthschaft- 
licher  Beziehung^.  Zweite  vermehrte  Auflage.  Nordhausen  1870.  Verlag 
von  Ferd.  Förstemann. 

Das   „Buch  von   der  Arbeit"   macht    auf    den   empfänglichen  Leser  einen 
bildenden    und    wohlthuenden    Eindruck.      Zwar    darf   man    darin    nicht   neue 
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und  tiefere  Resultate,  die  eigentliche  schwere  Leistung  der  Fachwissenschaft 
suchen;  sondern  es  werden  darin  nur  in  populärer,  aber  umfassender  Dar- 
stellung die  elementaren  Verhältnisse  und  das  ^Vesen  der  Arbeit  im  Zu- 
sammenhang der  ganzen  Volkswirthschaft  besprochen.  Die  Art,  wie  der 
Verf.  seine  Aufgabe  gelöst  hat,  erwirbt  ihm  unsere  Achtung  und  Anerken- 
nung; denn  er  bewährt  darin  philosophische  Bildung,  schriftstellerische  Uebung 
und  mancherlei  schöne  Kenntnisse,  tiefen  Sinn  für  das  Geistige  im  Menschen, 
warme  Begeisterung  für  das  Gemeinwohl,  und  einen  vortrefflichen  Charakter; 
sein  Styl  ist  klar  und  rein  und  bei  aller  Einfachheit  verfällt  er  nie  in's 
Platte  und  Breite.  Sein  Buch  ist  mithin  ein  populäres  volkswirthschaftliches 
Lehrbuch  im  besten  Sinne  des  Wortes,  so  dass  man  sich  freuen  kann,  be- 
reits die  zweite  Auflage  vorliegen  zu  sehen.  Besonders  empfehlenswerth 
ist  der  erste  Thei!  der  Schrift,  in  welchem  das  persönliche  Wesen  der  Ar- 
beit behandelt  und  mit  iN'acluIruck  auf  die  sittlich-vernünftigen  Erfordernisse 
derselben  hingewiesen  wird ,  wobei  wir  auf  den  hübschen  Abschnitt  über 
die  Zeit  besonders  aufmerksam  machen.  Mit  Entschiedenheit  vertritt  der 
Verf.  durchweg  den  Standpunkt  der  Solidarität  der  Menschen  unter  einander 
und  verlangt  die  gemeinschaftliche  und  gleichmässige  Hebung  aller  Volks- 
classen  als  ein  Recht  und  Interesse  Aller,  insbesondere  auch  im  Hinblick 
auf  die  nothwendigen  Culturfortschritte  im  weiblichen  Geschlechte,  55 denn 
die  weibliche  Selbstständigkeit  und  Bildung  wird  der  Schutzgeist  ächter  Weib- 
lichkeit sein".  jjDiejenige  iXationalökonomie" ,  sagt  der  Verf.  (S,  61),  j^die 
dieses  Capitel  nicht  zur  Hauptsache  macht,  ist,  wissentlich  oder  nicht,  ein 
Götzendienst,  welcher  die  Materie  höher  schätzt  als  den  Geist  und  schliess- 
lich ihren  Zweck  völlig  verfehlt."  Ferner:  ^iWenn  die  Volkswirthschaft  den 
Reichthum  der  Nation  will,  so  muss  sie,  da  aller  Reichthum  zuletzt  in  der 
■Arbeitskraft  besteht,  den  Geist  des  Volkes  und  aller  seiner  Glieder  ent- 
wickeln", wobei  er  die  religiöse  Reform  als  das  Gesundwerden  des  natio- 
nalen Geistes  in  seiner  innerlichsten  Tiefe  bezeichnet.  Dies  möge  genügen, 
um  den  Geist  des  Buches  und  die  Vorzüge  darzuthun,  durch  die  es  sich 
vor  anderen  populären  Erzeugnissen  dieses  Faches  auszeichnet.  Dass  der 
Verf.  manchmal  mit  der  Idee  zu  weit  geht  und  der  nüchternen  Realität  der 
Dinge  nicht  immer  genügende  Rechnung  trägt  —  z.  B.  bei  seiner  Be- 
sprechung des  Militärwesens,  oder  bei  der  Berührung  des  geistigen  Eigen- 
thums  oder  der  Flcischnahrung  u.  dgl. .  wollen  wir  ihm  nicht  zum  \'orwnrf 
machen  bei  einer  Arbeit,  deren  Werth  hauptsächlich  in  der  Aufgabe  besteht, 
wieder  idealere  und  reinere  Anschauungen  zu  erwecken  auf  einem  Gebiete, 
wo  die  gemeine  Ulilität  und  die  Leidenschaft  des  Gewinnes  nur  zu  viel  Ter- 
rain gewonnen  haben.  Rr. 


IV. 
nieinoirr   explirntif  preflientc    par   IS.   Uxc.  ITI.    le   roii<roleiir 
de   reiitpire   au   coiin«»!!   d'etat   de   Itiissie   nur   l'exeriition 
du  budget  pour  l'exercice  1H6H.     St.  Pelershourg  1870. 

Einer  kaiserlichen  Verordnung  in  BelreiV  des  Budgets  von»  22.  Mai  1862 
zufolge  ist  der  Finanzminister  vorpilichtet,  dem  Bcichsrathe,  che  der  letztere 
zur  Bcralhung    über    das   Budget    der    nächsten   Finanzperiode    schreitet,    die 
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Krgcbiiissc  di  r  /.iilcl/.t  »hjjoscIilo.ssiMicii  liii(i(^claiisiulirutii;  vorziilctfeii.  Die 
vorlicf^oiidc ,  (iiisciiT  Zt-ilsc  liiiCt  ziiucsciidflc  Hntcliiirf;,  di-ioii  Tilcl  » ir  vor- 
slehciid  mittlieillcn,  enthüll  dio  Arü^ahcn  und  Krluiileriiiitfun  iil)er  die  Bud{(et- 
aiisCiilirunff  vom  Jalirc  18(58.  Wie  es  dann  Bcil  etwa  aclit  Jahren  auch  in 
Hnssland  Sitte  geworden  ist,  alljährlich  das  Budtjet  zu  veröirentlielicn ,  sfi 
lifiniinl  man  in  der  letzten  Zeit  mehr  und  mehr  dazu,  auch  eingehendere 
y\njjal)en  über  das  VerhaMniss  zwischen  den  Voransclilat^en  und  den  ed'ec- 
tiven  Aust,ral)t'n  und  Kinnahni(;n  zu  puhliciren.  Krst  diirrh  letztere  Publi- 
eatinn  ist  eine  e:riMi(lliclier(r  Kinsiiht  in  die  l"'iriaii/,lai:e  erniöf^lichl.  —  Detn 
Pessimismus,  mit  welchem  oft  Kusslands  Slaalshauslialt  vttn  Seilen  des  l'uhli- 
kums  heurtlieilt  wird  ,  tritt  die  IJeKierung  mit  iiir(Mi  Berichten  enteregen, 
welche,  wenn  auch  allerdings  in  optimistischem  Tone  gehallen,  doch  durch 
die  l'mstiindlichkeit ,  durch  ein  genaueres  Kingehen  auf  die  einzelnen  Po- 
sitionen des  Budgets,  durch  sorgfaltiges  \  ergicichen  der  entsprechenden 
Zahlen  in  verschiedenen  Finanzperioden  ,  Vertrauen  zu  erwecken  geeignet 
sind.  An  den  Optimismus  solcher  oflirieller  l'iihlicalion  ist  man  denn  auch 
durch  die  Praxis  der  Thronreden  ,  Finaiizdehatlen  in  Parlamenten  und  der 
Auslassungen  der  ofliciösen  und  oflicielleii  Presse  in  allen  Staaten  genugsam 
gewöhnt. 

Was  nun  Russlands  Finanzverwaltung  helrilTl ,  so  gewinnt  die  l'eber- 
sichtlichkeit  derselben  in  der  letzten  Zeit  dadurch,  dass  das  Princip  der 
Centralisation  mehr  und  mehr  durchgreift.  Hatte  früher  das  Zarthum  Polen 
seine  völlig  gesonderte  Finanzverwaltung,  so  wird  dem  Bestreben  der  Ver- 
schmelzung desselben  mit  Hussland ,  der  Verwandlung  der  Personalunion  in 
eine  Bealunion  zufolge  in  den  letzten  zwei  Jahren  Polen  auch  in  Bezug  auf 
die  Finanzverwaltung  ebenso  behandelt  wie  alle  anderen  Gouvernements. 
Ein  ähnliches  Verfahren  ist  in  der  letzten  Zeil  in  Bezug  auf  Transkaukasien 
eingeschlagen  worden,  dessen  Statthalter  bisher  die  F^innahmen  dieses  Gebiets 
gesondert  von  der  Finanzverwaltung  des  Beiches  zu  den  Ausgaben  Trans- 
kaukasiens  verwendet  halte.  Auch  in  der  allerletzten  Zeit  bleibt  indessen 
dem  Stalthalter  in  finanzieller  Beziehung  eiire  grössere  Selbstständigkeit  vor- 
behalten als  den  Gouverneurs  anderer  Gebiete  des  Reiches.  Es  ist  eine 
Ausnahmestellung,  welche  durch  die  besonderen  Opfer,  die  Transkaukasien 
erheisclit,  bedingt  wird.  Sie  ist  vorübergehend.  Die  Verschmelzung  mit 
dem  Reiche  ist  auch  hier  und  in  Betreff  der  Kassenverwaltung  unausbleiblich. 
—    Finnlands   Budget    und   Finanzvcrwaltung   bleibt   natiirlich   eesonderf.   — 

Die  ungeheure  Ausdehnung  des  Reiches  erschwert  allerdings  die  Einheit 
der  Centralverwaltung.  Es  ist  fast  unmöglich,  rechtzeitig  ans  allen  ent- 
fernteren Gebieten  Angaben  über  die  Ausführung  des  Budgets  zu  erhalten. 
Aus  Sibirien,  aus  Turkestan  und  anderen  entlegenen  Gegenden  erhält  man 
die  betreffenden  Nachrichten  bisweilen  zu  spät ,  um  dieselben  in  die  regel- 
mässig zusammengestellten  Rechenschaftsberichic  aufnehmen  zu  können.  So 
z.  B.  fehlen  ii)  dem  vorliegenden  Bericht  über  die  Ausführunir  des  Budffets 
vom  Jahre   1868   die   Angaben   über  das  Amurgebiet. 

Der  Bericht  des  Finanzministers  stellt  sich  zur  Aufgabe,  durch  Ver- 
gleichung  1)  der  Voranschläge  der  Einnahmen  und  .\usgaben  mit  der  wirk- 
lich erfolgten  Ausführung  des  Budgets,  und  2)  der  Ausführung  des  Budgets 
im    Jahre    1868    mit    den    entsprechenden    Ziffern    der    zwei    vorhergehenden 
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Jahre,  einen  klaren  Einblick  in  die  Finanzlage  des  Reiches  überhaupt  zu 
gewähren.  Es  wird  gewissermassen  ein  kurzer  Abschnitt  der  Geschichte 
jeder  einzelnen  Finanzposition  geliefert,  wodurch  ein  Schluss  gestattet  wird 
auf  die  Richtung  der  Entwickelung  der  russischen  Finanzen.  Die  Verschieden- 
heit der  Ergebnisse  in  den  Jahren  1866,  1867  und  1868  werden  erläutert. 
So  meint  man  zu  einer  richtigen  Würdigung  der  Situation  zu  gelangen. 
Die  erstrebte  Vereinfachung  der  Rechnungsführung,  angemessene  Aenderungen 
in  der  Anordnung  und  ZilFergruppirung  des  Budgets  soll  die  Uebersichtlich- 
keit   und   Klarheit   erhöhen. 

Betrachten  wir  in  Kurzem  die  drei  Abschnitte,  in  weiche  der  Bericht 
zerfällt,  die  Einnahmen,  die  Ausgaben  und  die  Bilanz  zwischen  Einnahmen 
und  Ausgaben,  so  erscheinen  uns  insbesondere  folgende  Ausführungen  er- 
wähnenswerth.    — 

Den  Voranschlägen  zufolge  sollten  die  gewöhnlichen  Einnahmen  im 
Jahre  1868  betragen  426  Jlillionen  Rubel  (wir  erlauben  uns  die  Zahlen  ein 
wenig  abzurunden);  sie  betrugen  indessen  eß'ectiv  4'/2  Millionen  weniger. 
Hierbei  ist  ein  besonderer  für  den  Bau  von  Eisenbahnen  in  Russland  creirter 
Fond  nicht  mit  eingeschlossen.  Die  Hauptposten  sind:  die  Erträgnisse  der 
Getränkeaccise  133  Mill.,  also  nahezu  ein  Drittheil  aller  Einnahmen:  die 
directen  Steuern,  unter  denen  die  Kopfsteuer  die  Hauptrolle  spielt,  82  Mill. ; 
die  Zölle   56   Millionen. 

Bei  der  Vergleichung  der  elYectiven  Einnahmen  mit  den  Voranschlägen 
stellt  sich  heraus,  dass  eine  Mehreinnahme  erzielt  wurde:  bei  den  Patent- 
und  Handelssteuern,  bei  der  Getränkeaccise  (5  Mill.),  bei  der  Tabaks-  und 
Runkelrübenaccise ,  bei  den  Zöllen  auf  importirte  Waaren  (3  Mill.),  bei 
Posten  und  Telegraphen ,  bei  der  Verwaltung  der  Kronforsten  u.  s.  w.  — 
Ausfälle  bei  den  erwarteten  Einnahmen  ergaben  sich  u.  A.  bei  den  Eisen- 
bahnen, bei  der  Münze,  beim  Domainenverkauf  u.  s.  w.  Die  Mehreinnahmen 
betrugen  zusammen  nahezu  18  Mill.,  die  Ausfälle  etwas  über  22  Mill.,  so 
dass   sich   ein  Mehr  der  Ausfälle  von   4'/.2  Mill.   ergiebt. 

Betrachtet  man  die  Ursachen  der  Ausfälle,  so  ergiebt  sich  Folgendes. 
Der  Ausfall  der  Einnahmen  von  den  Eisenbahnen  halte  seinen  Grund  in  dem 
(Imstande,  dass  die  iN'ikolai  -  Bahn  (St.  Petersburg  -  Moskau)  an  die  grosse 
Eisenbahngesellschaft  verkauft  wurde,  so  dass  diese  beträclitliche  Eiunaiime- 
quelle  vom  1.  September  an  zu  fliessen  aufhörte;  die  Einnahmen  aus  Polen 
fielen  um  1  Mill.  geringer,  als  erwartet  wurde,  aus,  indem  einige  der  zum 
Verkauf  bestimmten  conliscirten  Güter  keine  Käufer  fanden  ,  andere  zu  Ge- 
schenken an  hochstehende  Beamte,  Militärs  u.  s.  w.  verwendet  wurden;  die 
Salzmincn  von  Salezky ,  welche  dem  Voranschlage  zufolge  einen  Ertrag  von 
100,000  Rubel  liefern  sollten,  wurden  im  Laufe  des  Jahres  verkauft.  — 
Das  Münzregal  wies  eine  um  1,200,000  R.  geringere  Einnahme,  als  erwartet 
worden  war,  auf,  weil  statt  der  in  Aussicht  nenommenen  6  Mill.  nur 
4   Mill.    R.   Scheidemünze  geprägt  worden   waren   u.   dgl.   m.  Somit   stellt 

sich  heraus ,  dass  die  Ursachen  der  Ausfälle  bei  den  Einnahmen  mehr  zu- 
fälliger oder  vorübergehender  Art  gewesen  sind,  so  dass  aus  diesen  Um- 
ständen keinesweges  auf  einen  ungünstigen  Stand  der  eigenlliclun  Einnahme- 
quellen geschlossen  werden  darf.  Diese  Behauptung  wird  besonders  durch 
den  Umstand  bekräftigt,  dass  die  cigcnllichcn  Einnahme(|ucllcn  :   Accise,  Zölle, 
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Forsten,  Steuern    ii.  s.  w.   einen   grosseren   Ertraig   lieferten,   uls   in   dem  Vor- 
an.scliln<,'C    vorf^eseliiii    worden   war. 

Vcrglciclil   man  die  Kinnalinien    im  Jalire    186S  mit    denjenigen   der   vor- 
liergehenden  Jahre,  so   slellt  sidi   l'olf^ende   StciKcniiig   heraus: 
im  Jahre   1866      .      .      .      353    Miii. 

„  1867  ...  420  „ 
„  „  1868  .  .  .  421  i  ^ 
Rs  erweist  sich  ferner,  dass  die  Hanplposlen  :  Steuern,  Accise ,  Zölle,  Ke- 
galien mit  Ausnahme  des  iMiinzreyals ,  in  dem  Jahre  1868  trrössere  lirlrage 
lieferten  als  in  den  zwei  vorherij^ehendn  Jahren ;  die  (ielrankesteuer,  welche, 
wie  hcreits  hemerkt,  unjjiefähr  den  drillen  Theil  des  tjan/.en  Kinnaiime- 
hudgets  ausmacht,  lieferte  in  dem  Jahre  1868  uur  '^  ^'^•iiliou  weni^^cr  al^ 
im  Jahre  1867,  dagegen  etwa  12  Millionen  mehr  als  im  Jahre  1866:  nur 
selir  wenitic,  nicht  helangreiche  Einnahmequellen  (Chausscegelder ,  Berg- 
werke und  zufalliiie  Kinnahmen)  weisen  eine  stelige  Abnahme  auf,  dagegen 
ist  eine  stelige  Zunahme  wahrzunehmen  hei  folgenden  Positionen  und  aus 
folgenden  Gründen:  hei  der  Kopf^Ieuer  in  Folge  der  Erhohuntr  derselben; 
bei  der  Patenlslener  in  Folge  strengerer  Controle  und  der  Einführung  der 
für  das  Reich  geltenden  Handels-  und  Induslriereglements  in  dem  Zarthum 
Polen;  bei  der  Tabaksaccise ,  weil  der  Consum  dieses  Artikels  im  Steigen 
begriffen  ist  und  eine  strengere  Controle  eingeführt  wurde;  bei  der  Rnnkel- 
rübenzuckeraccise ,  weil  dieselbe  erhöht  wurde');  bei  der  Stempelsteuer, 
weil  die  Zahl  der  Fälle  des  Kaufes  und  Verkaufes  von  unbeweglichem  Ver- 
mögem  im  Steigen  begrilTen  ist;  bei  den  Posten  in  Folge  des  sich  steigern- 
den Verkehrs^);  bei  dem  Telegraplienwesen ,  weil  das  Telegraphennetz  sich 
mehr  und  mehr  ausbreitet;  bei  dem  Forstregal,  weil  der  Preis  des  Holzes 
ein  stetiges  Steigen  aufweist  und  die  Nachfrage  nach  Holz  durch  den  Bau 
vieler  Eisenbahnen  an  Intensität  gewinnt;  bei  der  Getränkesteuer,  weil  die 
I.icenzen  für  das   Branntweinbrenuen  beschränkt  werden.   — 

Dass  die  Erträge  der  Chausseesteuer  dagegen  im  Jahre  1868  im  Ver- 
gleich zu  den  vorhergehenden  Jahren  geringer  ausfielen ,  erklärt  sich  aus 
dem  Umstände ,  dass  neue  Eisenbahnen  (namentlich  u.  a.  die  Linie  iMoskau- 
Kursk)  eröffnet  wurden ;  die  Bergw  erke  und  Salinen  lieferten  ein  w  eniger 
günstiges  Resultat,  nicht  weil  weniger  producirt  worden  wäre,  sondern 
weil  der  Verkauf  von  gewonnenen  Metallen  und  Mineralien  in  geringerem 
Masse  stattgefunden  hatte.  Der  Ertrag  des  Zolles  auf  ausländische  Waaren, 
welcher  in  den  letzten  Jahren  durch  die  gesteigerte  Intensität  der  Handels- 
beziehungen mit  dem  Auslande  zugenommen  hatte,  wies  im  Jahre  1868  eine 
etwas  kleinere   Ziffer  auf,   weil   bei  der  Zunahme   der  Runkelrübenproduction 

1)  Wunderlicherweise  wird  in  dem  Memoire  expiicalif  auf  die  „diminulion  dans 
les  derni^res  annt^es  de  l'importation  du  sucre  colonial"  als  Grund  des  Steigens  der 
Erträge  der  Runkelrübenzuckeraccise  angegeben ,  während  die  letztere  Erscheinung 
ebensowohl  als  jenes  Steigen  einen  gemeinsamen  Grund  in  der  durch  den  Schutzzoll 
geförderten  Steigerung  der  Production  des   Rübenzuckers  hat. 

2)  Wenn  das  Memoire  expiicalif  in  der  „augmenlation  de  la  population"  eine 
Ursache  des  Steigens  der  Poslerlrägnisse  erblicken  will,  so  ist  auch  dies  seilsam. 
Selbst  die  ,, augmenlation  des  Communications  sociales"  als  Ursache  eines  finanziell 
sich  vorllieilhafter  gestalteten  Postbudgets  anzugeben,  wie  dies  hier  geschieht,  dürfte 
nicht  in  jedem  Falle  richtig  sein. 


Litteratur.  121 

im  Inlande  der  Bedarf  an  importirteni  Rohzucker  geringer  w&t.  Der  Ertrag 
der  Eisenbahnen,  welcher  im  Jahre  1867  besonders  in  Folge  der  gesteiger- 
ten Frequenz  auf  der  Nikolai -Bahn  und  der  Erötfnung  der  Linien  Moskau- 
Tula  und  Odessa -Balta  auf  IG'/j  Mill.  Rubel  (gegen  I2V2  Mill.  im  Jahre 
1866)  gestiegen  war,  sank  im  Jahre  1868  auf  15'/2  ^^I'"-  herab.  Der 
durch  den  Verkauf  der  Nikolai-Bahn- entstandene  Ausfall  an  Einnahmen  wurde 
nur  zum  Theil  durch  die  Erödnung  neuer  Linien  (Tula- Kursk,  Odessa -Eli- 
sawethgrad)  gedeckt. 

Was  die  Ausgaben  anbetrifft,  so  waren  in  dem  Budget  468  Mill.  R. 
Ausgaben  vorgesehen;  doch  mussten  noch  Supplementarcredite  zu  dem  Be- 
laufe von  42  Mill.  bewilligt  werden.  Von  dieser  ganzen  Summe  wurden 
effectiv  nur  458Y2  J^^iJ'-  verausgabt ;  von  dem  Rest  blieb  zu  verausgaben 
die  Summe  von  33^2  Mill.,  so  dass  noch  etwa  18  Mill.  zu  freier  Verfügung 
nachblieben.  —  Die  wichtigsten  Posten  des  Ausgabeetats  waren  wie  ge- 
wöhnlich die  Staatsschuld  (71'/2  MiH-) ,  das  Kriegs-  und  Seeministerium 
(146^2  Mill.  R.,  also  ungefähr  ^/^  aller  Ausgaben);  der  Bau  von  Eisenbahnen 
(38  Jlill.)  u.  dgl.  —  Während  die  hudgetmässigen  gewöhnlichen  Ausgaben 
93'/2*'/o  ^ller  Ausgaben  betrugen,  beliefen  sich  die  Supplementarcredite  auf 
6V2V0  des  ganzen  Ausgabeetats.  Sowohl  die  Staatsschuld  als  auch  das 
Kriegsministerium  .verschlangen  den  beträchtlicheren  Theil  der  supplemen- 
tarisch bewilligten   Summen. 

Als  der  Hauptgrund  für  die  Nothwendigkeit  von  Supplementarcrediten 
wird  an  mehreren  Stellen  des  Memoire  explicatif  die  Erhöhung  der  Gehalte 
der  Beamten,  sowie  ausserordentliche  denselben  bewilligte  Unterstützungen, 
Belohnungen  ,  Reisekosten  u.  dgl. ,  ferner  die  Steigerung  der  Arbeitslöhne, 
der  Preise  der  Lebensmittel,  Baumaterialien  u.  s.  f.  angeführt.  Unerörtert 
lässt  das  Memoire  explicatif  die  Ursache  einer  solchen  allgemeinen  Preis- 
steigerung, welche  doch  wohl  in  der  Entwerthung  des  russischen  Papier- 
geldes zu  suchen  ist.  Ausserordentliche  Ausgaben  und  Mehrkosten,  weiche 
in  dem  Budget  nicht  vorgesehen  waren,  wurden  u.  A.  verursacht  durch  die 
wegen  des  Verkaufes  des  russisch-amerikanischen  Gebietes  an  die  Vereinigten 
Staaten  an  die  amerikanische  Gesellschaft  gezahlte  Entschädigung  (1^2  Mill.): 
durch  die  schlechte  Ernte,  in  Folge  deren  man  1  Mill.  an  Unterstützungen 
verausgabte;  durcii  die  pariser  Industrieausstellung,  welche  ausserordentliche 
Ausgaben  im  Betrage  von  40,000  R.  veranlasste  u.  dgl.  Das  Kriegsministerium 
verbesserte  die  Artillerie  im  grösserem  Umfange,  als  man  vorausgesehen  hatte, 
was  Mehrkosten  im  Betrage  von  1  Million  zur  Folge  hatte;  die  WafTen- 
fabriken,  die  Transporte  von  Artilleriestücken  erforderten  ausserordentliche 
Summen.  Die  Schwankungen  des  Wechselcurses  (wie  in  dem  Berichte  ge- 
sagt wird  —  richtiger  hätte  es  heissen  sollen  :  das  stetige  Weichen  des 
Wechselcurses),  die  Anfertigung  des  neuen  Papiergeldes  (400,000  R.),  die 
Obligationen  der  Nikolaibahn  u.  A.  hatten  allerlei  unvorhergesehene  Ausgaben 
im  Finanzministerium  zur  Folge.  —  Das  Ministerium  des  Hofes  verausgabte 
statt  der  hudgetmässigen  9  Mill.  R.  1 '/j  Mill.  mehr  in  Folge  der  von  dem 
Kaiser  und  verschiedenen  Mitgliedern  des  kaiserlichen  Hauses  unternommenen 
Reisen  im  Auslande  und  im  Inlande,  in  Folge  der  Niederkunft  der  Gemahlin 
des  Grossfürsten-Thronfolgers  u.  dgl.  m.  Andere  durch  den  Bau  von  Kirchen 
in  den  westlichen  Gouvernements,  durch  die  Kolonieen  am  Schwarzen  Meere, 
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durcli  Hie  Errichtung  eines  iiciieii  (ic  riilitshole^  in  lillis,  die  Kiiiric  liliiiij: 
von  Mineralwasscrunstalleri  im  Kaukasus  u.  s.  I.  (•iilstiindiiieii  MelitKu^tcii 
sind   verliallnissmassiir   \on- geringerem    Belange. 

Vergleiclil  man  die  Ausirahen  des  .lalires  186H  mit  denjenitren  Irülicrer 
Jahre,  so  stellt  sich  heraus,  dass  die  Ausgahen  des  Sceminisleriums ,  des 
Jlinisteriums  der  auswärtigen  Auuelei^enheilen  und  der  Hei(  hscoiitrole  stationär 
gehliehen  sind ;  eine  nhriueus  sehr  unitelräthllitlic  Ahnahme  der  Ausi^ahe- 
summeii  hat  sirii  nur  in  dem  .Minislerinm  do  Hofes  und  in  dem  der  \N  ege- 
rommunicatiouen  Inhlliai  «jrniarhl  :  eine  Sleisierung  der  Ansi^ahen  daji^egen 
in  allen  iihrigen  Itessorls.  Am  liihlharslcn  ist  die  Slcigerun!:  der  Ausgahen 
des  Militiirhudgels  (7  —  9  Mill.  I'..  nielir  als  in  den  Jahren  IHHO  und  1867).  — 
Die  Juslizreformcn  erforderten  eine  Mehrausgahe  von  liher  1 '/z  AüHionen: 
das  iMinisteriiim  der  Volksaiilklarung  verhrauchle  im  Jahre  1868  lV2~2.Mill. 
mehr   als  in    den   y,>vei  vorhergelienden   Jahren    u.   s.    f. 

Kine  hesondere  Stelle  im  Budget  nehmen  die  Eisenlialinen  ein.  deren 
Bau  in  den  let/.ten  Jahren  auch  von  Seiten  der  Hejiicniiig  mit  hesonderem 
Kifer  in  Angrill'  genommen  wird.  Um  grössere  Summen  zu  dem  Baue  neuer 
Linien  zu  erhalten,  entschloss  sich  die  Hegierung;  zu  dem  Verkaufe  der 
iNikolaibahn.  Der  Ertrag  der  Ohlisjationen  dieser  Eisenbahn,  welche  sich 
auf  75  Millionen  Nomiualwerlh  heliel'en,  und  zu  dem  Course  von  59,^^  in 
Paris,  63 Vi  in  London  und  61'*  in  Amsterdam  emittirl  wurden,  hezilferle 
sich  auf  nahezu  30  Millionen.  Die  Ausgahen  für  den  Bau  neuer  Linien: 
Kiew-Balta,  Moskau-Kursk,  Elisawethgrad-Krementschuk ,  Kursk-Charkow, 
für  die  Auszahlung  garantirler  Zinsen,  fnr  den  Bau  des  odessaer  Hafens  u.  s.  f. 
beliefen   sich  auf  4272  Millionen. 

Der  dritte  und  letzte  Abschnitt  des  Memoire  explicatif  über  das  Ver- 
hältniss  der  Einnahmen  zu  den  Ausgaben  handelt  von  dem  Modus  der  Deckung 
des  Deficits  durch  ausserordentliche  Ressourcen,  durch  das  Eingehen  rück- 
ständiger Summen  aus  früheren  Jahren,  durch  die  Summen  der  holländischen 
Anleihe  vom  Jahre  1866.  —  Es  handelt  sich  hier,  wie  gewöhnlich  hei  der- 
gleichen Gelegenheilen,  um  die  Kunst  der  Zilfergruppirung.  Von  Interesse 
ist  die  Angabe,  dass  die  verzinsliche  Schuld  Russlands  am  t.  Januar  1868^) 
die  Summe  von  1233  Mill.  H.  betrug;  die  unverzinsliche  Schuld,  d.  h.  die 
Menge  desjenigen  im  Umlaufe  befindlichen  Papiergeldes ,  dem  kein  Melall- 
einlösungsfonds  entspricht,  betrug  568'/2  '^I'H-  I^i«  Schuld  des  Zarthums 
Polen  ferner  3972  >lill.  Zusammen  1841  Mill.  R.  —  Davon  wurden  {ftnor- 
lisirt  im   Jahre   1868   21  Mill.,   so   dass   zum    I.Januar  1869   verblieben: 

verzinsliche   Schuld 121272  ^l'"- 

unverzinsliche   Schuld       ....        568         n 

polnische   Anleihen 3^72     " 

1 82Ö       Mill. 


3)  In  iem  Memoire  S.  21  offenbar  ein  Druckfehler  1869. 


A.   B. 


Mi»scelleii. 


I. 

Beitrng^e  xur  Oeschichte  der  Arineiipfleg^e  iii  Thüringen. 

Auszug   aus   einem  amtlichen  Bericht  des  Bürgermeisters  R.  Blochmann   über  die 
Entwickelung  des  Armenwesens  der  Stadt  Jena. 

I.     Allgenioine  öfFentliche  Armenpflege. 

Das  Armenwesen  in  Jena    ist  durch    die  für  diese  Stadt    besonders  er- 
lassene Regierungs- Verordnung    vom    22.  April    1760   nach    den   damals   fast 
überall   in  Deutschland  zur  Geltung  gekommenen  Grundsätzen  geregelt  worden. 
Die  wichtigsten   Bestimmungen   derselben   sind   folgende: 
Die  Ausübung  der  Armenpflege  wird   einer  Commission  überwiesen,    zu 
welcher 

a)  der  landesherrliche  Oberbeamte, 

b)  ein  Mitglied  des   Senats  der  Academie, 

c)  der  Justizbeamte, 

d)  der   Superintendent  und  pastor  primarius  und 
c)  der  Amtsbürgermeister  gehören   sollten. 

Bei  dieser  Commission  halten  sich  die  Armen,  welche  mit  Almosen 
versehen   zu   werden  verlangten ,   zu   melden. 

Den  wirklich  Bedürftigen  sollten  wöchentlich  Untersliitzungen  verab- 
reicht werden.  Die  Kinder  armer  Eltern  sollten  den  nöthigen  Unterricht 
von  den   öllentlichen   Lehrern   unentgeltlich   erhalten. 

Den  Aerzten  und  Apothekern  wird  an's  Herz  gelegt,  den  Kranken  Bei- 
stand und  Arznei  zu  gewähren ;  wenn  dies  aber  in  ausreichender  Weise 
nicht  geschehen  kann ,  dann  sollte  die  Armencommission  die  nöthige  Aus- 
hülfe  leisten. 

Die  Armen  sollten  gebührenfrei  beerdigt  und  die  Kosten  des  Sarges 
und  des  Grabes  sollten  gleichmässig  von  dem  aerario  academico ,  der  Kam- 
merei  und   der  Almosenkasse  getragen   werden. 

Diese  Verpflichtungen  erstreckten  sich  zunächst  nur  auf  die  in  Jena 
heimathsberechtigten  Armen.  Bezüglich  der  Fremden  wird  Folgendes  ver- 
ordnet : 

5:Auswärlige  und  fremde  Bettler  werden  nach  dem  Fürstlichen  Mandat 
d.   d.    Weimar    den    16.   September    1756    gar    nicht    in    die   Stadt    gelassen, 


124  Miscellen. 

weil  ciii  jeder  Ort  seine  Arincii  hesorider.s  versorgen  muss,  als  wesliiilh  iiimI 
(lass  solche  f,eufe  zu  den  Stadttlioren  nicht  eingelassen  werden ,  der  coni- 
niandirende  Oni/.ier  7.u  .leiia  der  in  Tlioien  und  sonst  bei  Ktngäni^en  der 
Stadt  stehenden  Wache  dit-  ci  rmdcrliclicn  Ordres  stellen,  der  Stadtrath  aber 
den  Gastwirthen  die  Anriiiiiiinc  und  l'elii'rherf^iiiig  derfrleichen  Hettelvolkcs 
bei  nainhal'ter  SlrnlV  zu  iinters;ij(en  lial.  Sollten  sich  aber  Meisende,  Kxu- 
Innten  ,  BrandbescIiiMliyle ,  oder  ilcri/leicht-n  Arme  einlinden ,  so  müssen  sie 
in  den  äussersicn  riutren  nicht  anders,  als  nach  Nori^iins^ij^cr  Kxaniination 
ihrer  bei  sich  habenden  l'ansc  iiinl  l!c<f|anbigiin<{sbriefe  einj^elassen  und  die 
l.itterati  an  den  ('ommissariiini  mim  dvr  L'niversiliit ,  die  Adeliche,  orii/.iers 
und  andere  von  Conditiun  an  <len  .Insli/.bcamlen,  die  Conversi,  Kirchen-  und 
Schulbedienle  oder  deren  Wiltweii  an  den  Superintendenten,  die  Abgebrannte, 
I]and\>  erksleule  und  (ierinycre  aber  an  den  AiutsburtJernieisler  gewiesen 
werden,  woselbst  sie  genau  examinirt  und  nach  Belinden  mit  einer  An- 
weisung an   die    Almosenkasse   versehen   werden  sollen. 

Dafern  aber  solche  Ficmde  und  reisende  Arme  mit  einer  Krankheit 
überfallen  werden  sollten,  dass  sie  nicht  weiter  kommen  können,  sind  sie 
in  ein  Hospital  oder  nach  Belindeii  in  das  l'estilenfz  -  Haus  zu  bringen  und 
allda  nach  iNolbdurCl  gleich  den  Kinlieiniischcn  bis  zu  erfolgter  Genesung, 
dass  sie  ihren  Stab  weiter  setzen  könnten  ,  aus  der  Almosenkasse  und  was 
gutherzige  Personen  sonst  beitragen  möchten,   zu  verpllegen.- 

Der  Almosenkasse  waren  bestimmte  Kinnahmen  aus  der  fürstlichen  I5en- 
lerei  zu  Jena ,  aus  dem  aerario  academico  und  der  Sfadtkammerei  zuge- 
wiesen. Ferner  sollten  die  Einlagen  in  die  Becken  an  den  zwei  grossen 
Buss  -  und  Bettagen  und  in  die  Sammelbüchse  bei  Hochzeilen,  Kindtaufen 
und   anderen   Ehrengelagen   der  Armenkasse  zufliessen. 

Ferner  führte   die  Verordnung  eine  allgemeine   Armensteuer  ein. 

Es   heisst  in   §.  8  daselbst  : 

55lnsonderheit  haben  alle  und  jeder  Einwohner  der  Stadt  und  in  den 
Vorstädten,  welche  eigene  Haushaltung  haben,  oder  sonst  einen  ansehnlichen 
Characteur  führen  als  Doctores,  Licentiati,  Adjuncti,  Magistri  legentes,  wie 
auch  Juris  Praclici ,  nebst  anderen  Civibus,  auch  Hausgenossen  und  Schutz- 
verwandte, es  wäre  denn,  dass  sie  selbst  der  Almosen  bedürftig  wären, 
jeder  nach  seinem  Vermögen  ein  gewisses  monatlich  zu  den  Almosen  beizu- 
tragen, und  ob  man  gleich  hierinnen  einem  jeden,  wenn  er  sich  selbst  der 
Billigkeit  bescheidet,  seinen  freien  Willen  lässt,  so  soll  es  doch  auf  derer 
Commissariorum  arbitrium  ankommen,  wie  hoch  sie  solchen  Beitrag  bei  ver- 
spürter Unzulänglichkeit  gewissenhaft  determiniren  wollen." 

Die  Hausbesitzer  wurden  verpflichtet,  alle  Fremden,  die  sich  bei  ihnen 
einmietheten,  sofort  bei  der  Armen-Commission  zu  melden.  Im  Unterlassungs- 
falle sollten  sie  nicht  nur  eine  Strafe  von  5  Thlrn.  zahlen ,  sondern  auch 
verpflichtet  sein,  die  Fremden  im  Falle  der  Verarmung  aus  eigenen  Mitteln 
zu  versorgen   und  event.  beerdigen  zu  lassen. 

Das  Betteln  wurde  streng  verboten  und  bestraft. 

Die  aus  der  Armenkasse  Unterstützten  wurden  in  eine  von  Zeit  zu 
Zeit  bekannt  gemachte  Liste  eingetragen  und  hatten  an  Eidesstatt  zu  ge- 
loben, dass   sie   sich   des   Betteins  in   der  Stadt   und  in   den  Vorstädten  ganz- 
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lieh    enthalten    wollten.     Das    Almosengeben    wurde    Jedermann    bei    5  Thlr. 
Strafe  untersagt. 

Die  Absicht  der  Verordnung  war  darauf  gerichtet,  einerseits  die  Hülf- 
losen wirksam  zu  unterstützen,  andererseifs  die  regellose  Bettelei  völlig  zu 
unterdrücken.  Sie  erreichte  jedoch  ihre  gute  Absicht  in  keiner  Beziehung, 
weil  das  Publikum  sich  nicht  entschliessen  konnte  die  schwärmenden  Bettler 
abzuweisen  und  die  zur  Almosenkasse  zu  zahlenden  Beiträge  angemessen  zu 
erhöhen. 

Der  höchste  Almosenbeitrag,  welchen  die  Honoratioren  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  gaben,  überstieg  der  Regel  nach  monatlich  die  Summe  von 
10  Sgr.  nicht;  die  wohlhabenden  Bürger  zahlten  monatlich  im  Durchschnitt 
2  Sgr.  6  Pf. 

Die  fürstliche  Almosencomniission  wandte  sich  daher  wiederholt  in 
öffentlichen  Bekanntmachungen  an  das  Publikum  und  bat  unter  Darlegung 
der  Sachlage  dringend  um  Erhöhung  der  Beiträge  und  Zurückweisung  der 
Bettler. 

In  der  Bekanntmachung  vom   19.  September  1789   heisst  es  wörtlich: 
„Jena    hat  eine    solche  Menge  Armen    bisher  ernährt,    als    nur    wenige 
Städte  von  gleicher  Grösse  im  protestantischen  Deutschland. 

Aus  der  Almosenkasse  und  der  sogenannten  Montagsbüchse  haben  zeit- 
her  ungefähr  140  der  ältesten  unvermögendsten  und  bedürftigsten  Armen 
eine  Unterstützung  erhalten.  Die  Umstände  der  Kasse  erlaubten  aber 
nicht,  dass  die  gewöhnliche  Pension  höher  als  8  Sgr.  monatlich  gesetzt 
werden  konnte,  und  wenn  die  Zahl  derer,  die  dringendst  um  Aufnahme 
baten,  weit  grösser  war,  als  die  Zahl  der  mit  Tode  abgegangenen  Per- 
cipienten ,  so  mussten  manche  auch  mit  nur  4  Gr.  auf  eine  Zeitlang  ver- 
lieb nehmen.  Jedermann  siebet,  dass  ein  Mensch  mit  8  Gr.  ganz  un- 
möglich einen  Monat  lang  leben  kann.  Gleichwohl  haben  sie  alle  gelebt, 
obschon  die  meisten  wenig  oder  gar  nichts  durch  Arbeiten  sich  ver- 
dienten, gewiss  haben  also  die  mehrsten  davon  noch  3-  oder  4mal  und 
vielleicht  auch  6mal  so  viel,  als  sie  aus  der  Almosenkasse  erhielten,  durch 
Betteln   zusammengebracht. 

Ausser  diesen  140  Almosen -Percipienten  bleiben  noch  an  100  übrig, 
welchen,  wenn  sie  es  auch  vollkommen  würdig  gewesen  wären,  die  Kasse 
doch  nichts  geben  konnte,  weil  sie  es  nicht  vermochte.  Diese  hat  also 
das  Publikum  durch  seine  milden  Gaben  allein  erhalfen  müssen.  Denn 
was  sie  durch  ihre  Hände  Arbeit  sich  etwa  erworben  haben  mögen,  ist 
nach  allen  angestellten  Nachforschungen  schwerlich  die  Hälfte  von  dem 
gewesen ,  was  sie  brauchten.  Zu  allen  diesen  Einheimischen  kommen 
nun  im  letztverwichenen  Jahre  1788  nach  der  Almosenkasse- Rechnung 
noch  3477  fremde  durchreisende  Bettler,  deren  jeder  8  Pf.  und  wenn  er 
gebrechlich  und  krank  1  Gr.  bis  1  Gr.  4  Pf.  aus  der  Kasse  empfing. 
Schwerlich  hat  einer  von  diesen  die  Stadt  verlassen,  ohne  von  den  Ein- 
wohnern  noch   2   oder  vielleicht  3   Gr.   durch   Betteln   erpresst  zu   haben. 

Endlich  wurden  die  Angesehenem  in  der  Stadt  jede  SVoche  wenigstens 
von  einem  oder  aber  auch  wohl  von  3  oder  4  angeblich  vornehmeren 
Bettlern  überlaufen,  die  man  selten  mit  einem  Groschen  befriedigen  konnte, 
sondern   ihnen   4,    8    und  mehr   Groschen   geben   niusste,    und   deren  Jeder 
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der  Stadt  gewiss  mehrere  Tlialcr  gekostet  hat.  Soviel  also  haben  die 
hiesigen  Kinwohner  wirklich  bisher  an  Almosen  Jährlich  ausiregeben. 
Hatte  jeder  sicli  ein  üiinzes  Jahr  lang  genau  aurgcscliricbcn ,  wie  viele 
I'fennigo ,  Dreier  und  Sechser  er  ein/.eln  den  Armen  gereicht  hat,  so 
würden  zuverliissig  die  allermeisten  selbst  darüber  erstaunen ,  das»  sie  so 
mildlhätig  gewesen  sein:  man  berechne  nur  einmal,  wie  viel  man  den 
Montag,  an  welchem  Tage  <lie  Bettelei  am  ärgsten  ist,  gewöhnlich  hin- 
geben muss  und  wie  viel  in  den  iibrigen  Tagen  der  \N'oche  bald  Kin- 
heimische,  bald  Handwerksburschen  noch  erpressen,  und  man  mache  dann 
den    Ueberschlag,   wie  viel   dies   auf  einen   Monat   betragt. 

l'm  sich  besser  in  den  Stand  zu  setzen,  selbst  einzusehen,  was  fiir 
Unterstützung  die  Almosenkasse  bedürfe,  theilt  man  nachstehende  un- 
gefähre Berechnung  mit,  bei  welcher  jedoch  zu  bemerken  ist,  dass  man 
die  Zahl  der  zu  versorgenden  Notbicidenden ,  die  ohnehin  bald  grösser 
bald  geringer  ist,  für  jetzt  noch  nicht  genau  wisse  und  daher  dermalen 
nur  einen   ungefähren   üebersclilag  gemacht  habe. 

Ausgaben   der  Kasse. 

t6t)  Thlr.    16  Gr.   für  durchreisende  Handwerksbursche,  als: 
3000  ä   1  Gr.   beträgt  125  Thlr.    —  Gr. 
500  ä  2    „         :,  41     ,•       16    „ 

3500  166  Thlr.    16  Gr. 

78     „       —     5:     vornehmeren    Bettlern,  als  wöchentlich: 
1    ä   12  Gr.   macht   -  Thlr.   12  Gr. 

1  a       8     5:  •■>  —       ;:  8     n 

2  ä     6    -,,         „       —     „       12    ;, 

1    ä      4     »  n         —      n  4     „ 


1  Thlr.   12  Gr. 

104     ;■)       —     n    einheimische  Kranke,  wöchentlich   zu   2  Thlr.   gerechnet. 
1760     -1       —     Y)    einheimische  Arme.    Von  diesen  erhalten   nach  den  Ver- 
hältnissen   ihres     gänzlichen    oder    nicht    gänzlichen 
Vermögens   zur  Arbeit: 
30  Pers.  monatl.  1  Thlr.  8 Gr.  jährl.  1 6Thlr.  macht  480Thlr. 
40    „  „       1    „  -  „      „      12    „         n     480    „ 

50    „  „     —    „  16  „      „        8    ,,        „     400    „ 

100    ,:  ,,     -    ,,     8  „      ,,        4    „         „     400    „ 

220   Einheimische   bekommen   somit.      .      .      1760Thlr. 

2  «  Besoldung   dem   Armenkassevorsteher, 

16  51  dem   Almosensammler, 

16  ;•  den   3   Armendienern   incl.   Montur  und   Hauszins, 

—  j:  Monirung  der  Rechnung, 

—  55  Schreibmaterialien.   Buchbinder-    und   üruckerlohn. 
6  5^  Insgemein. 


40 

r> 

34 

5? 

112 

•/•>      • 

2 

■n 

6 

5? 

3 

n 

2307  Thlr, 

8  Gr.   Summa   der  Ausgabe, 


Miscellen.  127 

Einnahme  der  Kasse. 
160  Thlr.    —  Gr.   aus   öffentlichen   Kassen,   als 

100  Thlr.   von   gnädigster  Landesherrschaft, 
36     K       von   der  Academie, 
24     n       aus   der  Rathskämmerei. 
uts. 
ungefähr    die    neuen   Fonds    an    Stempel-    und   Decret- 

geldern ,   Branntweinabgabe   n.   s.   w. 
ungefähr    die    alten    Fonds    von    den   Handwerkern    aus 

den   Büchsen    u.   s.   w. 
Interessen. 


135 

« 

•>•! 

45 

T> 

« 

2 

•>•> 

12    „ 

342  Thlr.    12  Gr.    diese  Einnahme   verglichen   mit 
2307     55         8    „    Aussähe  bleiben 


39  Thlr. 

-  Gr. 

468     „ 

5, 

1874     „ 

« 

1964     5, 

20    „ 

1964  Thlr.   20  Gr.   noch  aufzubringen   durch  monatliche   Beiträge. 

Dermalen  ist  der  Stock  monatlich 

welches  in   12  Monaten  beträgt 

würde   nun   4mal  so   viel   gegeben  ,  so  beträgt  es  . 
Diese  Summe  verglichen   mit  der  aufzubringenden 

fehlen   somit  noch 93  Thlr.   20  Gr. 

und  so  viel  mag  jährlich  ungefähr  die  milde  Gabe  betragen,  welche  durch 
die  wöchentliche  Büchse  einkommt  und  welche  künftig  wie  bisher  zur 
Unterstützung  hiesiger  Armen   mit  verwandt  werden    soll." 

Aus  dieser  ungefähren  Berechnung  ergiebt  sich,  dass  alle  Bedürfnisse 
bestritten  und  die  Bettelei  wirklich  abgestellt  werden  könnte ,  wenn  die 
monatlichen  Beiträge  viermal   so  viel  als  bisher  betrügen. 

Diese   und  ähnliche  Bekanntmachungen   blieben  ohne  wesentlichen  Erfolg. 
Nach    einer    für    die  Jahre  1792   bis   1800    aufgestellten   Durchschnitts- 
berechnung betrug    die  Anzahl    der    regelmässig    unterstützten    einheimischen 
Armen    monatlich   117,    ausserdem    werden   monatlich    noch   75   einheimische 
Arme  ausserordentlich  unterstützt. 

Für  erstere  wurden  jährlich  421  Thlr.,  für  letztere  21  Thlr.  aus  der 
Almosenkasse  verwendet. 

Die  Zahl  der  mit  Reiseunterstützung  versehenen  Fremden  und  Hand- 
werksburschen betrug  in  dem  angegebenen  Zeiträume  durchschnittlich  3235 
Im  Jahre   und  die  Jahresausgabe   für   dieselben   158  Thlr. 

In  den  ersten  Jahren  dieses  Jahrhunderts  überzeugten  sich  die  Behörden, 
dass  durch  das  Almosensammeln  und  Almosengeben  der  Noth  der  Bettler 
und  dem  Elend  der  Armuth  überhaupt  keine  nachhaltige  und  durchgreifende 
Abhülfe  zu  schaffen  sei;  man  richtete  nun  sein  Augenmerk  mit  Ernst  und 
Nachdruck  darauf,  die  Onellen  der  Armuth  und  Lüderlichkeit  mehr  und  mehr 
zu   verstopfen. 

In  gleichem  Sinne  war  schon  im  vorigen  Jahrhundert  eine  Armenschule 
und  eine  Industrieschule  hierselbst  errichtet  worden,  welche  die  Aufgabe 
hatten,  arme  Kinder  in  den  notbwendigsten  Kenntnissen  zu  unterrichten  und 
arme  Mädchen   in   weiblichen   Arbeiten  zu   bilden. 

In  dem  von  der  Landes- Regierung  zu  diesem  Behufe  überlassenen 
Waisenhause  richtete  die   Arnicn-Conimission  im  Jahre   1801   ein  Arbeitshaus 
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ein,  welches  den  Zweck  lialle ,  Arbeitslosen  Arbeit  ^u  verscliaden  und  die 
Faulen   und   l.üderlichen   zwunt^sweise   zur  Arbeit  anzuliaiten. 

Die  Arniensclinle  und  die  Induslriescliiile  wurden  mit  der  Arbeitsbaus- 
verwaltung  verbunden  und  ihre  Wirksanikeit  nidsrliclisl  ausf^edebnt  und 
gefördert. 

Um  die  Kranken  angemessener  verpllegcn  und  ärztlich  behandeln  zu 
lassen,  wurden  mehrere  Krankenstuben  Im  Arbeitshause  eingerichtet  und 
unter  die  Aufsicht  (Um-  Direction  der  beiden  hier  bestehenden  klinischen  An- 
stalten oeslellt.  In  dieser  Einrichtung  bestand  das  Arbeitshaus  bis  ziitn 
Jahre   181H. 

Im  Uebrigen  wurde  das  Armenwesen  bis  zum  .lahre  1831  wesentlich 
nach   den   Vorschriften   der   Verordnung  vom   Jahre    1700  fortverwaltet. 

Das  Gesetz  vom  11.  April  1831  über  die  Heimathsvcrhaltnisse  ordnete 
die  dem  Heinialhsverbande  obliegende  Ver|)llichlung  zur  Unlerstiitzung  und 
Versorgung  der  liülfsbediirftigen  nach  gicichmiissigen  Grundsätzen  fiir  das 
ganze   i.and. 

Die  Armenordiiung  vom  22.  April  1700  musste  nunmclir  mit  dem 
neuen   Landesgesetze  in   Kinklang   gebracht  werden. 

Dies  geschali  durch  die  landesherrlich  bestätigte  Armen  -  Ordnung  fiir 
Jena  vom  IG.  Octoher  183H,  mit  deren  Publikation  die  vorgedachte  Ver- 
ordnung  ihre  Giltigkeit  verlor. 

Die  erforderliche  Unlerstiitzung  haben  hiernach  zunächst  die  vertrags- 
mässig  oder  gesetzlich  durch  den  Familienverband  ver|tllicbtelen  Personen 
oder  die  Genossenschaften  nach  den  Grundsätzen  des  damaligen  Zunftgesetzes 
vom    15.  März   1821    zu  leisten. 

Wenn  solche  zur  Unterstützung  verpflichtete  Personen  und  Genossen- 
schaften nicht  vorhanden  sind,  oder  sich  ausser  Stande  belinden,  ihre  Ver- 
pflichtung zu  erfüllen,  so  tritt  die  Unterstützung  aus  der  für  die  Stadt  be- 
stehenden Armenkasse  ein,  insoweit  dieselbe  nicht  von  den  Wohlthätigkeits- 
instituten   der  Stadt  gewährt  wird. 

Um  die  Armenkasse  zur  Leistung  ihrer  Verbindlichkeiten  in  den  Stand 
zu  setzen,  haben  sämmtliche  in  der  Stadt  heimathsberechligten  Personen  nach 
Vorschrift  des  Heimathsgesetzes  einen  vierteljährigen  Beilrag  nach  Verhältniss 
der  Einkommensteuer  mit  Einschluss  der  Grundeinkommensleuer  zu  ent- 
richten. 

Ansprüche  auf  Unterstützung  aus  der  Almosenkasse  können  nur  Personen 
machen ,  welche  in  der  Stadt  Jena  heimathsberechligt  sind.  Für  nicht  hei- 
mathsberechtigte  Personen  kann  die  Unterstützung  der  Armenkasse  nur  in 
Fällen  dringlicher  iNoth  unter  Vorbehalt  der  Erstattung  in  Anspruch  ge- 
nommen werden. 

Die  Armenaufsicht  hat  das  Recht  und  die  Pflicht,  arbeitsfähige  Unfer- 
stützung  suchende  Personen  zu  Leistung  geeigneter  Arbeit,  nöthigenfalls 
zwangsweise  anzuhalten,  zu  welchem  Zwecke  namentlich  das  von  ihr  be- 
aufsichtigte  und   geleitete   Arbeitshaus   zu   benutzen  ist. 

Falls  ein  Almosenempfänger  durcli  Erbschaft  oder  sonst  zu  einem  Ver- 
mögen gelangt ,  welches  nicht  allein  seinen  Unterhalt  vollkommen  sichert, 
sondern  auch  einen  Ueberschuss  gewährt,  so  ist  derselbe  verpflichtet,  den 
Beitrag,    der   ihm    während    seiner   Dürftigkeit    erweislich    verabreichten  .^1- 
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mosen,  jedoch  ohne  Zinsen  zu  erstatten,  soweit  jener  Ueberschuss  dazu 
ausreicht. 

Die  Verpflegungsbeiträge,  welche  eine  Gemeinde  dargereicht  hat,  kann 
sie  jedenfalls  aus  dem  etwaigen  Nachlasse  des  Unterstützten  ersetzt  verlangen, 
soweit  jene  Beiträge  nicht  durch  eine  Gegenleistung  als  bereits  vergütet  sich 
darstellen. 

Die  Leitung  des  Armenwesens  wurde  der  Grossherzoglichen  Armen- 
aufsicht anvertraut,  welche  aus  den  Mitgliedern  der  Grossherzoglichen  Polizei- 
Comniission   und   einem   Stadtgeistlichen   bestehen  sollte. 

Die   Polizei  -  Commission   bestand: 

1)  aus  dem  jedesmaligen   Grossherzoglichen  Stadtrichter  und  Stadtschuld- 
heissen   als  Dirigenten; 

2)  aus   einem   ölitgliede   der  Academie,   welches   vom   academischen   Senate 
vorgeschlagen   und   vom   Grossherzog  bestätigt  wurde; 

3)  aus  dem  jedesmaligen   Bürgermeister  zu  Jena; 

4)  aus  Höchsten   Orts  ernannten  ausserordentlichen   Mitgliedern. 

Die  Armenaufsicht  war  zunächst  der  Grossherzoglichen  Landesdirection 
als  der  verfassungsmässigen  Oberaufsichtsbehörde  für  das  Armenwesen  im 
Grossherzoiithume  untergeordnet  und  sollte  in  ihren  Berathungen  und  der 
Ausführung  ihrer  Beschlüsse  durcli  12  Armenpfleger  unterstützt  werden.  Zu 
den  Armenpflegern  sollten  die  6  Bezirksvorsteher  als  solche  gehören,  die 
übrigen  6  sollten  von  der  Armenoufsicht  aus  der  Zahl  der  geachletsten 
Bürger  gewählt  werden. 

In  der  Regel  sind  die  Unterstützungsgesuche  bei  dem  Armenpfleger  der 
Bezirksabtheilung  anzubringen,  in   welcher  der  Hülfesucliende   wohnt. 

Der  angesprochene  Armenpfleger  hat  sofort  über  die  Familien-Vermögens- 
verhältnisse und  sonstigen  Zustände  des  Bittenden  möglichst  genaue  Erkun- 
digung einzuziehen,  das  Ergcbniss  in  den  gedruckten  Abhörbogen  einzu- 
tragen und  sich  über  das  Gesuch  gutachtlich  zu  äussern.  Jeder  Armenpfleger 
hat  die  in  seinem  Bezirke  wohnenden  Armen  sowohl  in  Bezug  auf  den  Em- 
pfang und  die  gehörige  Verwendung  der  ihnen  verwilligten  Unterstützung, 
als  auch  hinsichtlich  ihres  Betragens  bezüglich  der  Verrichtung  der  ihnen 
aufgegebenen  oder  zugewiesenen  Arbeiten  fortwährend  zu  beaufsichtigen, 
sowie  in  Erkrankungsfällen,  wegen  Berufung  des  Armenarztes,  Bestellung 
einer  Wärterin  und  dergleichen  ,  bezüglich  nach  Einholung  des  Beschlusses 
der  Armeiiaufsicht  daa   Nöthige   wahrzunehmen   und  zu   besorgen. 

Diese  Armenordnung  vom  Jahre  1838  ist  für  Jena  in  der  Hauptsache 
heute   noch   bestehendes  Recht. 

In  Folge  der  neuen  Gemcindcordiiung  vom  22.  Februar  1850  machte 
sich  zwar  eine  Umarbeitung  des  J.andesgesetzes  vom  11.  April  1831  über 
die  Ileimathsverhältnisse  nothwendig.  Das  neue  Heimathsgesetz  vom  23.  Febr. 
1850  hat  jedoch  die  wesentlichen  Grundsätze  des  älteren  Gesetzes  überall 
beibehalten.  Nur  die  Bestimmungen  über  die  Zusammensetzung  der  Armen- 
aufsichtsbehörde sind  theils  durch  die  veränderte  Gesetzgebung  unausführbar 
geworden,  theils   aus   anderen   Gründen   ausser   Uebung  gekommen. 

Durch  das  Gesetz  vom  5.  März  1850  über  die  .Neugestaltung  der  Staats- 
behörden (§.8)  wurde  die  Polizei  -  Commission  in  Jena  aufgehoben.  Nach 
Artikel  111  der  revidirten  Gemeindeordnung  vom  Jahre  1854  steht  dem 
XV.  9 
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GemeiiKlcvor.slHrule  ircjfeiiwiirtisf  die  Handhaliiiiiij  der  Ortspolizei  aosüchliess- 
licli   y.ii. 

bisher  wurde  die  Kusseliiliniiiff  drr  Armeiicoiiinussioti  von  der  Kunuiierei- 
V(rwalliiii<r  jran/,  setrcnnJ  jfehiilten.  Vom  Jahre  1839  an  ist  zur  Bestreilunjf 
der  Bediirhiisse  der  Arniciikasse  alljälirlicli  ein  üetra(j  von  2  l'fennij^en  vom 
Tlialer   des   sliiatssleiierpflicliliucii   Kiiikomtiiens   erliol)en  worden. 

Seit  Kiiifiiliniiig  des  (iemeinde-Kinkoiiinienbteuer-Slaluls  vom  26.  Juni 
186b  giel)l  es   eine   besondere   Armenkasse   nicht   mehr. 

Die  hlinnahmen  und  Ausgaben  der  bisherit;en  Armenkasse  werden  in  der 
allgemeinen  Kammereirechnung  in  besonderen  Titeln  mit  verrechnet.  Kine 
allgemeine   Armensteuer  besteht  seit  den    1.  Januar   1869  nicht  mehr. 

üie  besonderen  auf  (iesetz,  Statut,  Stiftung  oder  Herkommen  beruhen- 
den, zur  Armenpllege  im  Allgemeinen  zu  verwendenden  Kinnahmen,  welche 
aegenwiirlig  zur   Kammereikasse   lliessen,   sind   folirende  : 

1)  die  (iotteskastenverwaltung  hat  den  Geldwerth  von  47"*/4  SchetVel  Korn 
Jenaisches  Gemäss  alljährlich  zu  dem  14  Tage  vor  Weihnachten  ge- 
goltenen mittleren  Marktpreise  unter  Abrechnung  von  4  "/q  zu  zahlen. 
Im  Jahre  1868/69  sind   305  Thlr.    18  Sgr.   zur  Armenkasse   gekommen. 

2)  der  akademische   Fiskus  hat  58  Thlr.    16  Sgr.   4  IT, 

3)  die   Stadtkänimerei   23  Thlr.   6  Sgr.    6  Pf.    und 

4)  der   Slaatsliskus    5  Thlr.    16  Sgr.   4  Pf.    zur   Armenpflege   beizutragen: 

5)  die  Kalenderstempelgelder,  welche  in  Jena  diirchschnitUich  ungefähr 
lüU  Thlr.  betragen,  lliessen  nach  dem  Gesetz  vom  10.  April  1621 
zur  Almosenkasse; 

6)  dasselbe  gilt  nach  dem  Sportelgesetze  vom  31.  Auüust  1865  von 
den  Gebühren  für  Tanzerlaubnissscheine,  welche  jährlich  ungefähr 
40  Thlr.   betragen ; 

7)  ferner  sollen  die  Becken  -  Collecten  am  Charfreitage  und  am  Busstage 
der  Armenkasse  gehören; 

8)  die  Zinsen  von  den  Activkapitalieu  der  früheren  Armenkasse  belaufen 
sich  auf  60  Thlr.  jährlich.  Die  Activkapitalieu  belraüen  zwar  2529  Thlr. 
Darauf  sind  jedoch  die  Passiva  der  Armenkasse  im  Betrage  von  1506  Thlrn. 
27  Sgr.  1  Pf.  abzurechnen,  es  bleibt  daher  ein  Vermögensbestand  von 
1022  Thlrn   2  Sgr.   1  Pf. 

Die  freiwilligen  Gaben ,  welche  früher  für  die  Armenkasse  bei  fest- 
lichen Gelegenheiten,  als  Hochzeiten,  Kindtaufen  u.  s.  w.,  eingesammelt  wurden, 
werden  nach  ßeschluss  des  Gemeindevorstandes  vom  4.  Juni  1869  bei  der 
Kasse   des  Frauenhospitals   verrechnet. 

Die  auf  besonderen  Rechtsgründen  beruhenden  Einnahmen  für  die  .Armen- 
pflege reichen  jedoch  zur  Deckung  des  Bedürfnisses  bei  Weitem  nicht  aus. 
Der  Mehrbedarf  wird  durch  den  Etat  gewährt  und  in  der  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer mit  erlioben.  Die  von  dem  Heimathsbezirke  zu  leistende 
Unterstützung  beschränkt  sich  auf  die  Gewährung  der  nothw  endigsten  Lebens- 
mittel resp.  Bedürfnisse,  wie  solche  im  einzelnen  Falle  zunächst  durch  die 
Ortspolizeibehörde  nach   billigem   Ermessen   festgestellt  werden. 

Es  besteht  das  Recht  der  Behörde  fort,  arbeitsfähige  Unterstützung 
suchende  Personen  zu  Leistung  geeigneter  Arbeit  nöthigenfalls  zwangsweise 
anzuhalten. 
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Die  Hülfsbediirftigkeit  einer  Person  liegt  vor,  wenn  die  wesentlichen 
unentbehrlichen  Bedürfnisse  zu  ihrem  Lehensunterhalte  ganz  oder  theilweise 
aus  eigenen  Kräften  und  Mitteln  sich  selbst  zu  verschaffen  nicht  vermag  und 
wenn,  abgesehen  von  den  im  einzelnen  Falle  etwa  vorhandenen,  auf  be- 
sonderem Rechtsgrunde  beruhenden  Unterstützungsansprüchen  aus  den  Familien- 
verhältnissen derselben  keine  gesetzlichen  Ansprüche  auf  Unterstützungs- 
gewährung hervorgehen   und   geltend  gemacht  v^erden   können. 


n.     Besondere  öffentliche  Wolüthätigkeitsanstalfen. 

Ein  wesentlicher  Theil  der  öffentlichen  Armen  -  Unterstützung  wird  ge- 
leistet durch   die  besonderen   Wohlthätigkeits  -  Anstalten  des   Ortes. 

Dahin  gehören:  das  Männerhospital,  das  Frauenhospital,  das  Arbeits- 
und  Versorgungshaus  und  die  Kinderbewahranstalt. 

A.    Das  Hospital  St.  Nicolai  oder  Brüderhospital. 

Das  Männerliospital  St.  Nicolai  oder  Bruderhospital  ist  diejenige  fromme 
Stiftung  zu  Jena,  welche  in  dem  besonderen  hierzu  bestimmten  vor  dem 
Saalthore  am  Mühlbachc  jrelegenen  Gebäude  altersschwachen,  gebrechlichen, 
kränklichen  und  sonst  hülfsbedürftic^^en  armen  Personen  aus  Jena,  Jenalöbnitz 
und  Ossmaritz  Wohnung,  Wartung  und  Pflege  nebst  Unterstützung  zum 
Lebensunterhalte  gewährt  und  hierzu  am  Pfingstfeste  1319  vom  Stadlrathe 
zu  Jena  gestiftet  und  auch  von  Zeit  zu  Zeit  von  Wohlthätern  beschenkt 
worden  ist. 

Das  Vermögen  besteht  in  dem  gedachten  Hause,  37  —  38  Acker  Holz 
in  der  Flur  Jenalöbnitz  und  297 '/4  Ruthen  Artland  im  Forstgrunde.  Ausser- 
dem besitzt  das  Hospital  1539  Thlr.  13  Sgr.  4  Pf.  Activkapital  und  die 
Jahresrechnung  von  1869  weist  einen  Verwaltungsvorrath  von  914  Thlrn. 
25  Sgr.   5  Pf.   nach. 

Zur  Bestreitung  des  täglichen  Unterhaltes  der  Hospitanten  hat  die 
städtische  Brückenmühle  die  Verpflichtung,  sehr  erhebliche  Quantitäten  von 
Korn,  Mehl,  Eiern,  Käse,  Butter,  Gemüse  und  Geld  zu  regelmässigen 
Zeiten  zu  liefern. 

In  das  Hospital  dürfen  zur  Zeit  nur  12  Personen  aufgenommen  werden: 
ein  Hausvogt,  eine  Köchin  und  zehn  männliche  Hospitaliten.  Die  Hospitaliten 
müssen  das  00.  Jahr  zurückgelegt  haben  und  in  Jena ,  Jenalöbnitz  oder 
Ossmaritz  heimathsberechtigt  sein.  Bei  dem  llospitalvaler  und  der  Köchin 
genügt  ein   Alter  von    55  Jahren. 

Die  Geld-  und  Naturalleistungen,  welche  den  Hospitaliten  gewährt 
werden,  reichen  aus,  um  ihren  Lebensunterhalt  zu  decken.  Die  Anstalt 
besitzt  2  Waschrollen,  welche  von  den  Hospitaliten  bedient  werden.  Das 
Rollgeld  wird  unter  sie  vertheilt.  Einen  Zuschuss  zur  Unterhaltung  des 
Brüderhospitals  braucht  die  Stadt  nicht  zu   leisten. 

Nach  einem  10jährigen  Durchschnitt  betragen  die  laufenden  Einnahmen 
des  Hospitals  274  Thlr.  2  Sgr.  3  Pf.,  die  laufenden  Ausgaben  161  Thlr. 
21  Sgr.   9  Pf. 

9* 
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B.    Das   Franenhospital. 

Weniger  günstig    ist    die   I-age    des   Frauenhospitals    vor    dem    Zwätzen- 

lliore.  Ur.spriiiijrlicli  bestanden  zwei  llospiliilcr:  St.  .lacohi  und  St.  Matrdalenu, 
welche  seil  dem  Jalire  1831  zu  dem  Frauetihospilal  vereinii,^!  worden  sind. 
Dasselbe  bat  die  .Aufgabe,  ailerssciiwaeben ,  gebreeliliclieu  ,  kraiiklieben  oder 
sonst  biiirsbedurltigen  armen  Frauen  ans  Jena  \N Olitiuni^j  Warluii«.'  und  IMlege 
nebst  einiger  Unterstützung  zu   ihrem   notbdürftigen   Unterhalte  zu   gewähren. 

Das  Vermögen  des  Hospitals  besteht  im  dem  Versorjinnt'shause  und 
dabei  belef,^enen  182'/4  D'^''^'"'"  enthallenden  Garten,  1 '/j  Aeker  32'/i 
□  Rulben  Artland  und  Leede  und  nnK^elabr  2000  Tlilr.  Kapital  Ausserdem 
lial  das  Hospilal  jaiirlich  30  Schock  Wellen  aus  den  Waldungen  der  Kirche, 
1855  IM'und  24  Lotli  Brod  und  einige  Geld-  und  sonstige  Bezüge  aus  dem 
Gotteskasten,  der  Kämmerei  und  Legaten  zu  erhalten ,  welche  zum  Unterhalt 
des   Hospitals   und   der  Hospitaliten   verwendet  werden. 

In  das  Hospital  sollen  zur  Zeit  nur  12  Personen  aulgenonimen  werden, 
einschliesslich   des   Hausvaters. 

Bei  der  Besetzung  der  Hansvaterstelle  wird  darauf  Bedacht  genommen, 
dass  derselbe  verheirathct  und  dass  seine  Frau  geeignet  ist,  ihm  bei  Er- 
füllung seiner  Verpflichtungen  den  erforderlichen  Beistand  zu  leisten,  welcher 
bei  der  Beaufsichtigung,  der  Zubereitung  der  Speisen  und  in  Krankheits- 
fällen in   angemessener  Weise  nur  von  einer  Frau  gewährt  werden   kann. 

Dem  Hausvater  und  seiner  Frau  werden  daher  zwei  Pfründen  ausser 
den  sonstigen  kleinen  Bezügen  gewährt,  welche  das  Statut  dem  Hausvoigt 
zuweist.  Die  Hospitalitinnen  sollen  das  60.  Jahr  zurückgelegt  haben  und 
von  unbescholtenem   Rufe  sein. 

Die  Pfründe  einer  Hospitalslelle  besteht: 

1)  in   der  Wohnung  bei   freier  Beleuchtung   und   Heizung, 

2)  einer  Suppe   täglich, 

3)  wöchentlich   6  Pfund   le'/a  '-oth   Brod, 

4)  monatlich   6  Sgr.   Fleischgeld, 

5)  monatlich  3  Sgr.  vom  Frauenverein  (einschliesslich  des  Legats  von 
Fräulein  Martin), 

6)  jährlich  am  Martinitage   yVntheil   am   Böttcher'schen  Essen, 

7)  Antheil  am  Cymbel  und  der  Büchse.  Die  Gesammteinnahme  an  dem 
einmal  im  Jahre  in  der  Kapelle  stattfindenden  Gottesdienste  in  der 
Hospitalkapelle  beträgt  l'/2  bis  2  Thir. 

8)  Ausserdem  wird  den  Hospitalitinnen  die  Wäsche  gereinigt  und  im 
Bedarfsfälle  werden  denselben  aus  den  Beständen  des  Hospitals  Hemden, 
Röcke  und  Handtücher  zum   Gebrauche   vorgehalten. 

Zur  Bestreitung  ausserordentlicher  Bedürfnisse  in  Krankheitsfällen  oder  Iheueren 
Zeiten  gewährt  der  Frauenverein  nicht  unerhebliche  Unterstützungen.  Der- 
selbe erhält  das  Inventar  und  bezieht  jährlich  einen  Beitrag  dazu  aus  der 
Frauenhospilalkasse  im  Betrage  von  22  Thlrn.  Darunter  befinden  sich  7  Thlr. 
Zinsen  von  dem  Vermärhtniss  der  Frau  O.-A. -Räthin  Paulsen  im  Betrage 
von   200  Thlrn. 

Alle  diese  Zuwendungen  und  Unterstützungen  genügen  jedoch  noch 
nicht ,    um    die  Altersversorgungsbedürfnisse    der  Hospitalitinnen    in    zweck- 


Miscellen.  133 

massiger  Weise  zu  befriedigen.  Der  Gemeinderath  hat  deshalb  am  31.  Januar 
1866  beschlossen,  dass  den  Hospitalitinnen  täglich  einmal  Kaffee  mit  Milch 
und  wöchentlich  zweimal  Fleisch  verabreicht  werden  solle.  Jede  Hospitalitin 
soll  jedesmal   '/2  Pfund   Fleisch   erhalten. 

Der  hierdurch  entstehende  auf  105  Thlr.  bcrechnelo  jährliche  Aufwand 
wurde  dadurch  gedeckt,  dass  der  Hospitalkasse  ein  jährlicher  Beitrag  von 
dieser  Höhe  aus  der  Kämmereikasse  bewilligt  wurde.  Wegen  Erhöhung  der 
Fleischpreise  wurde  dieser  jährliche  Beitrag  durch  Gemeinderathsbeschluss 
vom  13.  April   1870  vom   1.  Mai   1870  an  um   22  Thlr.  erhöht. 

Der  Gesammtaufwand ,  welchen  die  Kämmerei  gegenwärtig  zur  Unter- 
haltung des  Frauenhospilals  zu   bestreiten   hat,   beträgt  272  Thlr. 

C.    Das  Arbeits-  und  Versorgungshaus. 

Schon  im  Jahre  1801  wurde  in  Jena  ein  Kranken-  und  Arbeitshaus 
eingerichtet.  In  dasselbe  wurden  hauptsächlich  altersschwache ,  hülflose, 
aber  auch  sittlich  lierabgekommene  Weiber  und  verlassene  und  verwahrloste 
Kinder  aufgenommen.  Die  Hauptbeschäftigung  der  Bewohner  des  Arbeits- 
hauses bestand  im  Wollspinnen. 

Der  Unterhalt  der  Anstalt  wurde  durch  Bewilligungen  der  Regierung 
und   durch   freiwillige   Beiträge  bestritten. 

Die  Freiheitskriege  brachten  den  Staat  und  die  Stadt  in  Geldbedrängniss, 
die  Lebensmittel  wurden  theuer  und  die  Behörden  überzeugten  sich,  dass 
die  Anstalt  mit  den  bisherigen  Mitteln  nicht  zu  erhalten  war.  Dieselbe  wurde 
daher  aufgehoben,  jedocli  im  Jahre  1838  nach  Ankauf  eines  neuen  Gebäudes 
wieder  hergerichtet. 

Nach  seinem  Statut  hat  das  Arbeitshaus  und  Versorgungshaus  den 
Zweck  : 

1)  arbeitsscheue  oder  iüderliche  Personen,  welche  entweder  bei  der  Be- 
hörde Unterstützung  suchen  oder  Privatpersonen  um  solche  angehen, 
nöthigenfalls  zwangsweise  zur  Arbeit  anzuhalten ,  an  ein  geregeltes 
Leben  zu  gewöhnen ,  und  überhaupt  sittlich  zu  bessern  ; 

2)  Arbeitsfähigen,  denen  es  an  Arbeit  und  Unterkommen  gebricht,  Ge- 
legenheit zum  Arbeitsverdienste  und  den  nöthigen  Unterhalt  zu  ge- 
währen ; 

3)  arbeitsunfähigen,  besonders  altersschwachen  Armen  Aufnahme  zu  ge- 
währen  und  versorgen. 

Das  Arbeitshaus  darf  weder  als  Kranken-  oder  Strafanstalt  betrachtet 
noch  in  eine  solche  verwandelt  werden. 

In  das  Haus  können  nur  solche  Personen  aufgenommen  werden,  die  in 
der  Stadt  Jena  heimathsberechtigt  sind. 

Für  die  unmittelbare  und  ununterbrochene  Beaufsichtigung  der  Pfleglinge 
sind  ein  Hausvater  und  eine  Hausmutter  bestellt.  Unter  Leitung  des  von 
der  Aufsichtsbehörde  einzusetzenden  Vorstehers  handhaben  sie  die  Haus- 
ordnung, vertheilen   die  Arbeiten   und  besorgen   die   Oekonomie. 

Der  Hausvater  bezieht  ausser  freier  Wohnung  und  Beleuchlung  jährlich 
70  Thlr.  baares  Geld,  50  Thlr.  Aversionalsumme  für  die  Heizung  und  5  Scheffel 
Korn   von  der  Kämmerei  als  Besoldung. 
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Difi  Pflegling«  werden  nach  ihrer  siltlichen  ßcBchafTenheit  in  flrei  Kla.><sen 
ein^elheill.  Die  crsle  Klussc  umliisst  diejenigen,  welche  sich  aU  fleisüig, 
ordentlich  und  gehorsam  hewührt  liahen;  in  die  zweite  hliisse  kommen  die- 
jeniHen ,  welche  sich  in  dieser  dreifachen  ße/Jehung  auf  dem  We(>-e  der 
Besserung  helinden.  Die  drille  Klasse  entliiiit  die  iaulen  ,  Iiiderlichen  und 
ungehorsamen  l'lleglinge.  Hei  der  Auhialinie  in  das  Arheitsliyus  wird  nach 
bestellender  lU'hiini;  jeder  riletrliiiir  in  dii-  dritte  Klasse  cinirewiesen.  Fuhrt 
sich  ein  solcher  l'llegling  im  Allgemeinen  4  Wochen  lang  zur  Zulriedenheil, 
so  wird  derselbe  alsbald  in  die  zweite  Klasse  versetzt.  Die  Behandlung  der 
IMIcgIinge  ist  nach  den  Klassen  verschieden,  indem  ihnen  ein  grosserer  oder 
geringerer  Grad  von  Freiheil  verstatlet  wird  und  verschiedene  Strafen  nac  h 
iMassgnhe  der  Hausordnung  gegeg^  sie  zur  Anwendung  kommen.  —  Die 
Unlersliilzung  der  rilegliuge  besteht  in  Wohnunir,  Kost,  Kleidung  ,  Heizung, 
Licht,  sowie  in  der  Darreichung  der  nölhigen  Werkzeuge  und  Arbeits- 
materialien. 

So  lange  der  Pflegling  in  dem  Hause  sich  befindet,  muss  derselbe  seinen 
ganzen  Arbeitsverdienst  zur  Einnahme  und  Berechnung  in  der  Anstalt  bringen 
lassen ;  ein  ihm  besonders  zufliessender  iNebenverdienst  w  ird  der  Regel  nach 
nicht  geduldet.  Jeder  Pflegling  arbeitet  für  seine  Rechnung,  lieber  den 
Arbeitsverdienst  und  die  Unterhaltungskosten  jedes  Einzelnen  wird  besonders 
Buch  geführt,  ohne  dass  er  jedoch  Geld  in  die  Hände  bekommt.  Reicht 
der  Verdienst  zur  Deckung  der  Kosten  nicht  hin ,  so  wird  der  Mehrbetrai! 
als  Vorschuss  angerechnet,  den  der  Empfänger  womöglich  nach  und  nach 
abverdienen  soll.  Bleibt  hingegen  ein  Ueberschuss,  so  wird  dieser  bei  der 
Entlassung  aus  dem  Hause  zum  Vortheile  des  Enllasscnen  nach  dem  Ermessen 
der  Armenaufsicht  verwendet.  Für  die  Verpflegung  gilt  als  allgemeiner 
Grundsatz,  dass  dem  Pflegling  nur  der  nothdürftige  Lebensunterhalt  gewährt 
wird. 

Die  Beschäftigung  der  Pfleglinge  besteht  in  Handarbeiten  aller  Art, 
Holzzerkleinern,  Misttragen,  Strassenreinigung,  Grubenleerung,  Flechten  von 
Strohdecken  u.  s.  w.  Den  Preis  für  die  Arbeiten  bestimmt  der  Hausvater. 
Das  Tagelohn  ist  für  regelmässige  Fälle  auf  6  Sgr.  festgesetzt.  Um  die  In- 
sassen des  Arbeitshauses  auch  mit  Feldarbeit  beschäftigen  zu  können,  hat 
die  Stadtgemeinde  dem  Arbeitshause  ein  Stück  Land  zur  Bearbeitung  über- 
wiesen. 

Ausser  dem  Arbeitsverdienst  hat  das  Arbeitshaus  keine  regelmässigen 
Einnahmen  von  einiger  Erheblichkeil.  Zu  seiner  Unterhaltung  leistet  die 
Kämmereikasse  alljährlich  einen  Zuschuss  von  600—700  Thirn.  Dabei  ist 
jedoch  zu  berücksichtigen,  dass  die  im  Versorgungshaus  befindlichen  Personen 
auf  Rechnung  der  Arbeitshauskasse  vollständig  mit  erhalten  werden  .  ohne 
durch   Arbeitsverdienst  die  Einnahme  derselben  entsprechend   zu   vermehren. 

Für  die  altersschwachen  und  arbeitsunfähigen  Personen  sind  besondere 
Räumlichkeiten  nicht  vorbehalten.  Die  Versorgungsberechtigten  leben  in 
Gemeinschaft  mit  den  übrigen  Pfleglingen  des  Arbeitshauses  und  haben  sich 
der  Hausordnung  zu   unterwerfen. 

Nach  Inhalt  der  stattgefuiidenen  Ermittelungen  befanden  sich  in  den 
Jahren  von  1860—1869  durchschnittlich  30  Pfleglinge  oder  21  während 
eines  vollen  Jahres   in   der  Anstalt.      Der  Gesammtaufwand   für  einen   Pflegling 
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incl.  der  Versorgung-sberechtigteri  betrug  68  Tlilr.  13  Sgr.  1  Pf.,  der  Arbeits- 
verdienst 34  Tblr.  4  Sgr.  2  Pf.,  der  Mehraufwand  mithin  34  Thir.  8  Sgr. 
11  Pf.  Kechncl  man  die  eigene  Einnahme  des  Arbeitshauses  für  die  Person 
mit  2  Thlr.  26  Sgr.  1  Pf.  ab,  so  bleiben  31  Thir.  12  Sgr.  10  Pf.  ,  welche 
die   Kammerei   /.iir  Unterhaltung  eines   Pfleglings   ziizuschiessen  hat. 

D.    Die   Kleinkinderbe  waliranst  alt. 

Durch  Erlass  vom  5.  Mai  1829  brachte  die  Grossherzogliche  Lundes- 
Direction  bei  dem  Stadtrathe  hierselbst  die  Errichtung  einer  Kleinkinder- 
hewahranstalt  in  Anregung,  vorläulig  jedocii  oline  Erfolg.  Im  Jahre  1842 
besciiloss  jedoch  der  Stadtrath  aus  Anlass  der  Vermählung  des  damaligen 
Erbgrossherzogs  Karl  Alexander  mit  der  Königlich  Niederländischen  Prinzessin 
Sophie,  eine  Kleinkinderbewahranstall  hierselbst  in's  Leben  zu  rufen.  Die 
Stiftungsurkunde  vom   8.  October   1842   sagt   über  den   Zweck   derselben: 

j^Diese  Anstalt  ist  bestimmt   zur  Aufnahme,  Bewahrung   und   Pflege   von 
Kindern   unbemittelter  Eltern,    welche   ihrer   Arbeit   nachgehen   müssen, 
ohne    eine    andere  Gelegenheit    zu    haben,     ihre    noch    kleinen    Kinder 
während  ihrer  Arbeitszeit  unter  Aufsicht  zu  stellen.- 
Aufnahmefähig  sollten    nur  die  Kinder  sein,    welche    bereits    laufen    «relornt, 
das   6.  Lebensjahr  aber  noch   nicht  überschritten  haben.      Im  Sommer   können 
die   Kinder    von    früh    4   Uhr    und    später,    im  Winter    um    6   Uhr    früh    und 
später  gebracht,   müssen   aber  im   Sommer  Abends   9   Uhr,  im  Winter  Abends 
6   Uhr  wieder  abgeholt    werden.      Zur   Beaufsichtigung,    Bewahrung   und   zur 
nöthigen   Pflege  der  Kinder  soll    eine   tüchtige  Frau   nach  dem   Ermessen    des 
Stadtrathes  bestellt  werden,    welche   für    sich   resp.   auch  für   ihren   Ehemann 
und  ihre  Kinder  in   dem   für  die  Anstalt  bestimmten  Gebäude  Wohnung  erhält. 
Die   Beköstigung    der    zur    Bewahrung    überbrachten     Kinder    hatten    die 
Eltern    zu    besorgen.      Die    besondere  Aufsicht    über    die    Anstalt    steht    dem 
Frauenverein   zu.      Kasse    und  Inventarium    sollen    unter   Aufsicht    des  Stadt- 
rathes  kostenfrei  verwaltet  werden. 

Im  Januar  1843  wurde  die  Kleinkinderbewahranstalt  eröll'net. 
Das   Kapitalvermögen   der  Anstalt   bestand  Anfangs  in   einem  Kapital   von 
300Thlrn.,    welches    ihr  der  Künstler  Dr.   Franz   Liszt  im   October    1842 
verehrt  hatte. 

Die  Beschränktheit  der  Mittel,  die  zu  ihrem  Zwecke  nicht  recht  ge- 
eignete Beschaffenheit  der  ersten  Wohnung.sräume,  der  Umstand,  dass  die 
Eltern  für  Beköstigung  der  Kinder  selbst  sorgen  sollten  und  das  Misstrauen, 
mit  welchem  die  unteren  Stände  neuen  gemeinnützigen  Anstalten  zu  be- 
gegnen pflegen ,  erschwerten  der  Anstalt  in  den  ersten  Jahren  die  ^^  irk- 
samkeit ;  sie  wurde  nur  wenig  benutzt.  Die  unermüdliche  und  werkthätige 
Fürsorge  der  Frau  Grossherzogin  und  des  Frauenvereins  für  die  Kleinkinder- 
bewahranstalt halfen  jedoch  nach  einigen  Jahren  die  Schwieriükeilcn  des 
Anfangs  überwinden.  Der  Stadtrath  bewilligte  jährlich  von  Zeit  zu  Zeil  er- 
höhte Zuschüsse  aus  der  Kämmerei,  die  Bürgerwehr  und  der  Weinbauverein 
überwiesen  bei  der  Auflösung  ihre  Kassenbestände  der  Anstalt.  Die  Biirger- 
schaft  nahm  lebhaften  Antheil  an  ihrer  Entwickelung  und  so  kam  es,  dass 
man  im  Jahre   1851    an  den  Neubau   eines   geeigneten  Hauses   denken   konnte. 
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Die  Verhandlungen  tlarühcr  mit  dem  l'iauenvcrcinfi  und  der  Stadte^emeiiide 
liihrteii    im   .lalirc.    1Brj2   zu   dem   erwiiiisi  lilen    Hesullale. 

INaiii  Inliail  derselben  sieht  das  Kit^enllium  au  dem  neuen  (iebaude  der 
Stadtgemeinde  v.u.  Die  Kleinkinderhewahranslalt  ist  eine  städtische  Anstalt, 
.ledocii  darf,  so  lange  das  (iehiiiidc!  zum  Zweik  der  Kleinkinderbewalirunstait 
verwendet   wird  ,   die   Stadtgemeinde   anderweit  daniber   iiielit   verfugen. 

Im  Laufe  der  .lalire  wurden  der  KleinKinderbewaiiriinstiill  versehiedene 
Zuwendungen  gema«  ht.  Die  in  der  Kiimmerei  belindlieiien  Ka|titalien  be- 
tragen zusammen  1400  Tlilr.  Ungefähr  ebensoviel  betragt  die  Gesammt- 
summe  der  für  die  Kleinkiuderbewahran.stalt  zu  Händen  des  Frauenvereins 
gezahlten  Geschenke.  Die  Zinsen  von  den  auf  der  Kammerei  aufbewahrten 
Kapitalien   werden  alljährlich   an  die   Kasse  des   Frauenvereins   abgeführt. 

Der  Fraucnverein  bot  Ihat.säcblich  bisher  die  Verwallunt;  der  Anstalt 
ohne   Mitwirkung   der   Gemeindebehörde   gefülirt. 

Ueher  die  VcrwaUung  der  Anstalt  wird  vom  Frauenverein  alljährlich 
Rechnung  gelegt.  Die  Rechnung  fiir  das  Jahr  1869  wei>t  eine  Einnahme 
von  516  Thirn.  3  Sgr.  3  Pf. ,  eine  Ausgabe  von  462  Thlrn.  15  Sgr.  7  Pf. 
und  einen  Kassenbestand  von  53  Thlrn.  17  Sgr.  8  Pf.  nach.  Im  gedachten 
Jahre  wurde  die  Anstalt  von  80  bis  90  Kindern  besucht. 

Die  Kinder  werden  gegenwärtig  im  Sommer  von  früh  6  Uhr,  im  Winter 
von  früh  7  Uhr  in  die  Anstalt  aufgenommen  und  bis  Abends  6  Uhr  in  der- 
selben  bewahrt. 

Aufgenommen  werden  die  Kinder  in  dem  Alter  von  1  Jahr  5  Wochen 
bis  zu  6  Jahren.  Für  jedes  Kind  haben  die  Eltern  täglich  ein  Stück  Brot 
zum  Frühstück  und  für  2  Pfennige  Semmeln  zum  Vieruhrbrot  mitzubringen 
und  ausserdem  5  Pfennige  baar  zu  zahlen.  Dafür  bekommen  die  Kinder 
von  der  Anstalt  täglich  des  Mittags  eine  Suppe  und  um  4  Uhr  Nachmittags 
einen  Becher  Milch.  Die  Kinder  werden  durch  angemessene  Spiele  und  Ge- 
sang  und   die  älteren   durch  Anleitung   zum  Lesen   und  Sticken   beschäftigt. 

Aus  der  Kämmereikasse  werden  gegenwärtig  90  Thir.  zur  Unterhaltung 
der  Anstalt  an  den  Frauenverein  bezahlt;  ferner  bestreitet  die  Stadtgemeinde 
den  Heizungsaufwand,  welcher  durchschnittlich  75  Thlr.  beträgt  und  erhält 
das  Gebäude  in   Bau  und  Besserung. 


111.    Mitwirkung  des  Staates  bei  der  Armen\ersorgung. 

Der  Staat  hat  von  jeher  im  Grossherzo^thume  durch  Errichtung  von 
Kranken-,  Versorgungs-  und  sonstigen  Anstalten,  sowie  durch  Beiträge  zu 
den  Orlsarmenkassen  einen  erheblichen  Theil  des  Aufwandes  für  die  Armen- 
pflege übernommen. 

Das  Heimathsgesetz  vom  11.  April  1831  enthält  wesenllich  dieselben 
Grundsätze  übpr  die  vom  Staate  zu  leistenden  Beiträge  zur  Armenversorgung, 
wie  das  jetzt  noch  giltige  Gesetz  vom  23.  Februar  1850,  welches  folgende 
Bestimmungen   enthält : 

§.  50.  Eine  vollständige,  doch  billige  Vergütung  ist  dem  betroffenen 
Gemeindebezirke  aus  Staatsmitteln  wegen  desjenigen  Aufwandes  zu 
leisten ,  Avelcher  ihm  erwachsen  ist : 
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I.  in  Folge  einer  Zuweisung  in  Gemässheit  bestehender  Verträge 
und  sonstiger  Verhältnisse  mit  anderen  Staaten  oder  wegen 
fehlender  Verpflichtung  eines  beslimniten  inländischen  Heimalhs- 
bezirks  ; 

II.   durch  Findlinge  und   suiclie  Kinder,    welche   von   iieimathslosen 
Eltern   oder    ausserehelich   von    einer  heiinathslosen   Mutter  ab- 
stammen,  vorausgesetzt   dass  ihm  keine  besondere  Verschuldung 
dabei  zur  Last  fällt: 
III.   hinsichtlich  der  Nachgelassenen  hingerichteter  Verbrecher,    in- 
soweit diesen,    wären  sie  noch  am   Leben,    eine  Versorgungs- 
pflicht gesetzlich   obgelegen  haben   würde. 
§,   51.     Unterstiitzungsweise  tritt   eine  Leistung  der  Staatskasse  ein: 
I.   durch    die    Staats -Waisenversorgungs  -    und    Pensionsanstalten 
nach   den   hierüber  geltenden   besonderen   Vorschriften : 

II.  durch   Anstellung  von   Armenärzten   und   Wundärzten : 

III.   durch   die  Uebernahme  des  ganzen  Verpflegungsaufwandes,  wenn 
die  Aufnahme   hülfsbedürftiger  Geisteskranker  in   einer  Landes- 
irrenanstalt und  anderer   hülfsbedürftiger  Kranker  in   ein  Land- 
krankenhaus  für  nothwendig  erachtet  wird. 
§.   52.      In   Fällen,   wo   die  Aufnahme  einer  Person   in  ein   öff'entliches 
Arbeitshaus  aus   polizeilichen   Rücksichten   für  nothwendig  erachtet  wird 
und    die    im    §.   36    bestimmte  Voraussetzung    dabei    eintritt,    trägt    die 
Staatskasse    die    Hälfte    dos    für    deren    Unterhalt    nöthigen    Zuschusses. 
Die  andere  Hälfte   fällt  dem   belrcll'enden   Heimathsbezirke   zu,   ohne  dass 
demselben    ein    Widerspruclisreiht    gegen    die    bezügliche    Detention    in 
irgend  einer  Weise  zusteht. 

§.  53.  In  Fällen  der  Ueberlastung  einzelner  Heimathsbezirke  durch 
die  Armenversorgung  sowie  wenn  ganze  Gemeinden  durch  ausser- 
ordentliche Unglücksfälle  in  hülfsbedürftige  Lage  versetzt  werden ,  soll 
eine  angemessene  Unterstützung  aus  der  Staatskasse  zur  Aushülfe  und 
Ausgleichung  eintreten. 

Die  unheilbaren  Geisteskranken  werden  in  das  Landeshospital  zu 
Blankenhain  aufgenommen.  Den  Verpflegungsaufwand  für  die  in  diese 
Anstalt  aufgenommenen  Kranken  hat  die  Staatskasse  nur  zur  Hälfte  zu 
tragen ,  während  die  betreffende  Gemeindekasse  die  andere  Hälfte  zu 
übernehmen   hat. 

Die  Mehrzahl  der  deutschen  Bundesstaaten  haben  sich  zu  Eisenach  im 
Jahre  1853  verpflichtet,  dafür  zu  sorgen,  dass  in  ihrem  Gebiete  diejenigen 
hülfsbedürftigen  Angehörigen  anderer  Staaten,  welche  der  Kur  und  Ver- 
pflegung benöthigt  sind,  diese  nach  denselben  Grundsätzen  wie  den  eigenen 
Unterthanen  bis  dahin  zu  Theil  werde,  wo  ihre  Rückkehr  in  den  zur  Ueber- 
nahme verpflichteten  Staat,  ohne  Nachtheil  für  ihre  oder  Anderer  Gesund- 
heit geschehen  kann. 

Ausnahmsweise  dürfen  arme  Reisende,  welche  an  einer  langwierigen, 
nicht  ansteckenden  Krankheit  leiden,  auf  ihren  Wunsch  auf  dem  Wege  nach 
ihrer  Heimath  mittelst  Fuhre  weiter  befördert  werden,  wenn  von  einer 
solchen  Reise  mit  Rücksicht  auf  die  ganze  Dauer  derselben  und  mit  Rück- 
sicht   auf    die    Jahreszeit ,     in    welcher    sie    zurückgelegt    werden    soll ,     eine 


im  Mlsi.rllen. 

Ver.s(liliiiiiiieruny  ilin-«  lu)r|)t'rluhcii  Zu.sluii(li>  in  Ui-incr  Weise  zu  lic- 
riircliteii    ist. 

linier  {fleiclier  N  <»ruii.>st;l/.uii{4  durl  ilicses  auili  riicksiclitlicli  solcher 
Keiseiiden  «fcsclielifn  ,  \Nelclie  iiiclil  diircli  wirkliche  Krankheit,  sondern  blos 
diirrh  die  in  Foli^c  «ier  lici.se  tiilslandciic  Krrnn(liiti}f  oder  lediL'licIi  durch 
kör|>erliclie  L'nheiiolfeiiheit  oder  (Vlilerharie  Korperhildunu  (»der  durch  ein 
ausscriiches  Korperleiden  hei  ühri^ens  «icsundci  l.ebeiüiheschalVenheit  an  der 
Forlselzunj;    ihrer   Meise    hehiuderl    werden. 

Die  Beforderunjf  {geschieht  \on  einer  St  hubslalion  /,ur  anderen,  die 
Kosten  für  derpleiclien  soircnannle  .MitleidsCnliren  hat  die  (ienieindckasse  der 
mit  Hesor<fun<^  der  Sciiiihlrans|)oi  le  lieaiiCliaglen  Beiiorde  vorzuschiessen.  Der 
Beiirksdirector  hat  jedoeli  die  durch  .Milleidsiiilireii  erwathscnen  Verlage  am 
Jahresschlüsse  von  den  siimmllichen  Genieimlen  seines  \  erwalluiivshe/jrkc-» 
nacii  Verhältniss  der  Seelenzahl  wieder  bei/.uziehen  und  der  (iemeinde, 
welche  den  Vorschiiss  geleistet  hat,  zu  erslalleii.  (Verordnung  vom  18.  April 
1855.) 


I\  .      IM.alwolillhäti^keil. 

Abgesehen  von  der  durch  die  Gemeinde  und  den  Staat  geübten  öffentlichen 
Armenpflege  werden  den  llüHsbedürftigen  in  Jena  durch  Stiftungen,  Vereine 
und  Private  nacli  den  verschiedensten  Hichtnngen  hin  zum  Tlieil  sehr  reich- 
liche  Unterstützungen   gewährt. 

A.    Stiftungen. 

1)  Konopacksliftuiig. 

Im  Jahre  1857  hat  die  verstorbene  Frau  Oberappellationsgerichls-Kathiii 
Konopack  die  hiesige  Jlau|)t-  und  Sladtkirche  St.  Michaelis  zu  ihrer  I'ni- 
versaierbin  mit  der  Bestimmung  eingesetzt,  dass  das  Vermögen  cesonderl 
vom  Kirchenverinögen  verwaltet  und  den  .Namen  „Konopack-Sliftung'  führen 
solle.  Aus  dem  Abwürfe  des  Vermögens  sollei*  je  nach  dem  jeweiligen 
Kassenbestande  5  bis  6  Pfründen  für  anständige  Personen  weiblichen  Ge- 
schlechts aus  den  gebildeten  Ständen,  wie  Professoren-,  Beamten-,  Pfarrers-, 
Schullehrers  -  Wittwen  oder  Töchter,  welche  in  hiesiger  Stadt  wohnen  und 
der  Hülfe  bedürftig  sind ,  gegründet  werden.  Die  Pfründen  sollen  jährlich 
25  Thir.  betragen.  Bisher  sind  alljährlich  6  Pfründen  im  Betrage  von  je 
25  Thlr.   gewährt  worden.    Das  N  ermögen  der  Stiftung  besteht  in  5065  Thlrn. 

2)  Karl   August- Stiftung. 

.Am  30.  April  1862  hat  der  S.-W.  Erbgrossherzog  aus  Anlass  seiner 
am  12.  desselben  Monats  erfolgten  Confirmation  der  Gemeindebehörde  ein 
Kapital  von  300  Thlrn.  zur  Verwaltung  überwiesen  und  über  die  Verwendung 
des  Abwurfes  folgende  Bestimmungen  getroffen :  Der  jährliche  Zinsertrag 
des  Kapitals  soll  dazu  dienen,  einem  oder  mehreren  der  Stadt  Jena  angehörigen 
Knaben  die  nölhige  Confirmationsbekleidung  zu  beschaffen.  Bei  der  Auswahl 
der  Knaben  ,  welche  dem  Gemeinde  -  Vorstande  nach  Anhörung  des  bei  der 
Armenaufsichtsbehörde      befindlichen     Stadt >  Geistlichen      zusteht,     soll     auf 
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>N  ürdigkeit    und  Bedürftiglieit    gesellen    werden.      Ausnalinisweise    kann  auch 
einem   Fremden   die  Wolilthat  der   Stiftung-  zugeHieilt   werden. 

3)  Holjäger  ßlaufuss- Krauss'sclie   Sliflunu. 

Die  am  18.  November  186(5  in  Weimar  verstorbene  Hofjäger- Wittwe 
Johanne  Friederike  Blaufuss  geb.  Krau.ss  hat  in  ihrem  Testamente 
vom  6.  October  1864  der  Stadtgemeinde  hierselbst  ein  Kapital  von  500  Thlrn. 
ausgesetzt  und  dabei  bestimmt,  dass  die  Zinsen  alljährlich  zu  Weihnachten 
vom  Gemeindevorstande  an  vier  würdige  und  bedürftige  über  60  .lahr  alte 
Frauen   hiesiger  Stadt  vertlieilt  werden   sollen. 

4)  Die   Eduard   Spittel'sche   Stiftung. 

Der  Agent   Eduard   Spittel  von  hier  hatte   durch   ein   Testament  vom 

25.  .luni    1855    von     seinem    Aaclilasse    die    Summe    von    2000   Thlrn.     den 
Armen  der  Stadt  Jena  vermacht. 

Im  Genüsse  dieses  Legats  sind  nach  der  letzten  Verwaltungsrechiiung 
acht  Personen,  so  dass  sich  der  jährliche  Betrag  einer  Pfründe,  welche  zu- 
meist in   Naturalien   verabreicht  wird,   auf  ungefähr   10  Thlr.   beläuft. 

5)  Das   Bohne'sche   Legat. 

Der  Fleischermeister  Johann  Christoph  Bohne  aus  Jena  hat  in 
seinem  Testamente  vom  16.  Juni  1800  ein  Kapital  von  1000  Thlrn.  aus- 
gesetzt und  bestimmt,  dass  von  dem  Zinsabwurfe  Holz  zunächst  für  Arme 
seiner  Verwandtschaft,  wenn  aber  deren  keine  vorhanden,  für  andere  Arme 
hiesiger  Stadt   beschafl't  werden   solle. 

Das   Kapital   ist   unter  die  Activa  der  Armenkasse   aufgenommen. 

6)  Das  Heydenreich'sche  Legat. 

Die  verwittwete  Frau  Ober- Consisturial  -  Häthin  Heyden  reich  ver- 
ordnete in  dem  Nachtrage  zu  ihrem  Testamente  vom  30.  April  1779,  dass 
die  Interessen  eines  Kapitals  von  500  Thlrn.  jährlich  an  ihrem  Sterbetage 
an  Arme  der  Stadt  Jena  vertheilt,  dabei  aber  vorzüglich  auf  bettlägerige 
Arme  und  diejenigen  Rücksicht  genommen  v\crden  solle,  welche  sich  scheuen, 
Andere  um  milde  Gaben  anzusprechen,  ihrer  «rleichwohl  aber  bedürfen.  Die 
Vertheilung  soll  dem  jedesmaligen  Superintendenten  und  Oberpfarrer  zustehen, 
welcher  dem  Consistorium  eine  kurze  Berechnung  über  die  Verwendung  ein- 
zureichen hat.  Das  Kapital  ist  der  Armen- Commission  zur  Verfügung  ge- 
stellt und  im  Betrage  von  539  Thlrn.  17  Sgr.  6  Pf.  in  den  Activbe>tand  der 
Armenkasse  aufgenommen. 

7)  Das  W^alch'sche  Legat. 

Die    Hofräthin    Walch    geb.    Hallbauer     hat     durch    Testament    vom 

26.  December   1792    der  Armenkasse    100   Thlr.    mit    der  Auflage    vermacht, 
die  Zinsen   dieses   Capitals   alljährlich    au    arme    alte   Wittwen    zu   verlheilen. 

8)  Die  Frau  Regierungsrätliin  Bötti^er  hat  in  ihrem  Testamente  vom 
4.  April  1856  ein  Kapital  von  200  Thlrn.  mit  der  Bestimmung  ausgesetzt, 
dass  die  Zinsen  davon  alljährlich  5  Jahre  lang  an  eine  arme  in  Jena  lebende 
Wittwe  aus  dem  Stande  der  Studirten  gezahlt  werden  solle.  Die  Verwaltung 
des   Kapitals   ist  dem   Grosslierzogl.  S.   Justi/.amte   in   Jena  iiberlragen, 
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D)  Kiiic  l'rau  von  P  o  1 1  c  ii  Ic  I  s  lial  in  iliriiii  Teslaiiifiile  vcrurdnef. 
dass  diu  Naclibesilzcr  ihres  llmises  ver|)niclitet  sein  sollen,  alljährlich  am 
30.  jMai  15  Gulden  an  drei  in  .Irna  wolmlialte  arme  l'larr-  oder  Sthul- 
diener- Willvven  ntid  zwar  jeder  mit  5  GuMen  zu  enlrichten.  Diese  Ver- 
|)niclituii<>°  ist  in  das  Jlyjnjlliekenhuch  eint^etrayen.  üurtli  Hescripl  der  l.andes- 
Direetion  vom  8.  Juli  IS  15  ist  der  Studtrulh  heaiiltratcl  worden  kunflij^ 
Aufsieht  daniher  zu  lulireii,  ilass  die  jithrliilin  Aus/.ahlini;.'  und  Nirliieilung 
dieser   Gelder  richtig   und   stitiungsüemüss   geschieht. 

10)  Der  llofrath  Engau  hat  ein  Kapital  \un  1000  ililm.  zur  Unter- 
stützung der  Armen  gestiftet.  Die  Zinsen  des  Kapitals  werden  im  Betrage 
von  '19  Thirn.  21  Sgr.  I  1  Pf.  alljährlich  na(  h  allem  Herkommen  an  zwei 
Sonnta;uen  im  Jahre  nach  .Vhsin^nni;  eines  <.'ei>lliclien  Liede>  in  der  Kirche 
durch  den  die  Woche  hahendeii  Diaconus  und  den  Sladtkirchner  unter  die 
,\rmen  vertheilt  ,  welche  sich  srera^le  melden.  Die  Erwachsenen  erhalten  2 
bis  3  S»r. ,  die  der  Schule  entwachsenen  Kinder  1  Sgr.,  die  Schulkinder 
3  Pf.  Zur  Empfangnahme  der  Almusen  melden  sich  regelmässig  120  bis 
130  erwachsene   Arme   und   viele   Kinder.      Ausserdem    erhält  jeder  Diaconus 

5  Thir.  I  Sgr.  2  Pf.,  der  Stadtkirchner  als  (iotteskastenverwalter  1  Thir. 
8  Sgr.   8  Pf.  ,   der  Aufsicht    fuhrende   Polizeisergeant   5   Sgr. 

11)  Aehnlich  verhält  es  sich  mit  dem  J  a  n  s  o  n  '  sehen  Legat.  Das 
Stiftungskapital  beträi>t  600  l'hlr.  Die  alljährlich  zu  zahlenden  Zinsen  be- 
tragen 25  Thir.  20  Sgr.  10  Pf.  Hiervon  werden  4  Tbir.  3  Sgr.  4  Pf.  an 
Grossherzogl.   Waisenhans-Inslitut  in  Weimar,   der  Best  mit  21   Thlrn.   17  Sgr. 

6  Pf.  wird  an  den  Stadtkircliner  ausgezahlt,  welcher  davon  20  Sgr.  erhält 
und  die  Vertheilung  der  übrigen  Zinsen  alljährlich  am  grünen  Donnerstag 
unter  Zuziehung  eines  Bezirksvorstehers  unter  die  Armen  in  derselben  Weise 
bewirkt,  wie  beim  P^ngan' sehen  Legat.  Jeder  Arme  bekommt  2  Sgr., 
jedes  Kind  2  Pf.  Neuerdings  sind  Schritte  gethan ,  einen  zvveckmässigeren 
Vertheilungsmodus   einzuführen. 

12)  Ein  Legat  der  Buchbandlerwittwe  Cröker  geb.  Schulz  von 
10  Thlrn.  jährlich,  welcbes  der  jedesmalige  Superintendent  der  ärmsten 
Witlwe   Jena's   auszuzahlen   hat. 

B.    Privatvereine. 

1)  Der  Frauenverein   in  Jena. 

Dem  Frauenvereine  sind  im  Jahre  1828  die  Rechte  einer  milden  Stiftung 
ertheilt  worden.  Derselbe  entfaltet  eine  umsichtige  und  allezeit  bereite 
Thätigkeit,  mit  den  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  die  Nothleidenden  zu 
unterstützen  und  den  Armen  zu  helfen.  Er  beaufsichtigt  das  Frauenhospital, 
verwaltet  die  Kleinkinderbewahranstalt  und  Industrieschule  und  giebt  durch 
Spinnen  ,   Weben ,   Nähen   den   Dürftigen   Beschäftigung. 

Alljährlich  wird  vom  Frauenvereine  ein  gedruckter  Bericht  über  seine 
Thätigkeit  veröffentlicht.  Im  Jahre  1869  hat  der  Frauenverein  60  Spinne- 
rinnen und  8  Weber  beschäftigt,  50  alten  Frauen  Hausmiethe,  Holz,  Hemden 
und  warme  Kleider  ansgetheilt  und  auch  sonst  noch  vielerlei  Almosen  ge- 
währt. 

Seiner  Mitwirkung  bei  der  Unterhaltung  und  Beaufsichtigung  des  Frauen- 
hospitals   und   der  Kleinkinderbewahranstalt    ist    schon    oben  Erwähnung   ge- 
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schehen.  Nicht  minder  gross  ist  die  Fürsorge,  welche  derselbe  der  hiesig'en 
Industrieschule  widmet.  Die  Aufsicht  über  diese  Anstalt  wurde  ihm  im  Jahre 
1816  übertragen.  Hiernach  steht  ihm  die  Wahl  der  Lehrerinnen  vorbehalt- 
lich der  Genehmigung  von  Seiten  der  Armencommission,  die  Festsetzung  und 
Auszahlung  der  Gehalte  derselben  und  die  Leitung  des  Unterrichts  zu,  wäh- 
rend die  Stadt  das  Schulgebäude  stellt  und  einen  festen  Beitrag  zu  den  Be- 
soldungen der  Lehrerinnen  (für  die  erste  62  Thlr.,  für  die  zweite  49  Thlr.) 
giebt. 

Im  Jahre  1869  wurde  die  Industrieschule  von  130  Kindern  besucht. 
Der  Regel  nach  werden  nur  solche  Kinder  aufgenommen,  welche  die  zweite 
Bürgerschule  besuchen  oder  in  Kürze  besuchen  werden.  Die  Kinder  werden 
gegenwärtig  hauptsächlich  in  Stricken,  Nähen,  Sticken,  Zuschneiden  und 
Waschen  unterrichtet.  Für  den  Besuch  der  Industrieschule  haben  die  Eltern 
der  betreffenden  Kinder  gar  nichts  zu  entrichten.  Jedes  Kind  erhält  zu 
Weihnachten  von  dem  Frauenverein  ein  Hemd  und  einen  Rock  oder  statt 
des  Rockes  ein  anderes  Kleidungsstück.  Von  den  in  der  Strickstunde  ge- 
fertigten Strümpfen  erhält  jedes  Kind  allemal  das  4.  Paar  von  den  Strümpfen, 
welches   es  gestrickt  hat,   zum   Eigenthum. 

2)  Im  Jahre  1855  wurde  ein  Verein  unter  deujFrauen  Jena"s  gegründet, 
welcher  sich  die  Aufgabe  gestellt  hat,  arme  Wöchnerinnen  und  Kranke  durch 
Verabreichung  von  Suppe  zu  unterstützen.  Der  Verein  zählt  gegenwärtig 
50  Mitglieder  und  hat  im  Jahre  1869  über  500   Suppen  vertheilt. 

3)  Der  Verein  zur  Beaufsichtigung  der  Erziehung  und  Pflege  sittlich 
hülfsbedürftiger  Kinder  wurde  im  Jahre  1847  gegründet.  Sein  Zweck  ist 
nach  den  Statuten:  i^ßeaufsichtigung  und  Pflege  solcher  Kinder,  welche  durch 
ihre  Verhältnisse  der  Verwahrlosung  blossgestellt  sind".  Er  sucht  diesen 
Zweck  vorzugsweise  durch  Unterbringung  und  Beaufsichtigung  solcher  Kinder 
in  rechtlichen  und  in  einem  guten  Rufe  stehenden  Familien  zu  bewirken 
und  setzt  sich  deshalb  mit  Lehrern,  Vormündern  und  den  betreffenden  Be- 
hörden  in   die  nöthige  Beziehung. 

Die  Einnahme  des  Vereins  bestellt  aus  freiwilligen  Beiträgen,  aus  dem 
Ertrage  von  Zeit  zu  Zeit  zu  veranstaltender  Einsammlungen,  in  Geschenken, 
die  dem  Vereine  gemacht  und  ausserdem  aus  Zuschüssen  der  Armenaufsicht, 
die  für  einzelne  Kinder  gewährt  werden.  Theils  durch  Vermächtnisse,  theils 
durch  zu  diesem  Zwecke  ihm  gemachte  bedeutende  Geschenke  einzelner 
Menschenfreunde  ist  es  ihm  gelungen,  überdies  einen  Reservefond  zu  bilden, 
dessen  Interessenabwurf  ebenfalls  für  seine  Zwecke  verwendet  wird.  Der- 
selbe ist  gegenwärtig   auf  die  Summe   von    unaefähr  650  Thlrn.  angewachsen. 

An  der  Spitze  des  Vereins  steht  ein  aus  6  Mitgliedern  und  einem  Kas- 
sirer  zusammengesetzter  Vorstand,  der  die  sämmtlichen  Verwaltungsgeschäfte 
des  Vereins  besorgt,  über  die  Unterbringung  der  Kinder  verhandelt,  Ausgabe 
und  Einnahme  überwacht  und  die  alljährlich  1  -  bis  2mal  stattfindenden 
Hauptversammlungen  beruft. 

Der  Verein  gewährt  den  Pflegeeltern,  bei  welchen  er  die  Kinder  unter- 
bringt, ein  jährliches  Pensions-  und  Kleidungsgcld  von  18  Thlrn.,  ausserdem 
Schulgeld,  die  nöthigen  Schulbücher  und  Schreibmatorialien,  im  Falle  von 
Erkrankungen  auch  ärztliche  Behandlung,  Arzneien,  sowie  im  Sterbefalle 
die  Beerdigungskosten.     Auch  die  Besorgung  der  ersten  Ausstattung  bei  der 
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Uebergabc  der  Kinder  vcrtrill  der  Nt-rein,  ebenso  die  Conlirnialionsbekleidnnj? 
und,  soweit  nöthig:,  die  Unterlialtung  derer,  die  nacii  der  Confirmation  mit 
seiner  Zustiinmuni;  ein  Handwerk  erlernen.  Kr  fordert  aber  datreeen ,  dass 
die  untert:ebr;icblen  Kinder  aucb  als  Kinder  der  Familie  uiiftjeriomtnen  und 
wie    die  eiifenen    bebatidclt  werden. 

Im    vorifTfn    Hecbniinysjuhrc    liiille    er,    abffes(!hen    von     den    Ziiscliüssen 
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1)  Die  Zahl  der  in  den  Jahren  1859  und  1860  regelmässig  unterslützlen  .■Xrmen  lässt  sich  aidi 
ermitteln. 

2)  Das  Jahr  1868  ist  bei  der  vorstehenden  Berechnung  ausser  Berücksichtigung  geblieben,  »< 
die  Armenkasse  vom  1  Januar  1869  in  die  Küuimerei  aufgenommen  worden  ist  und  die  Armenkant 
rechnung,  welche  vom  1.  April  zum  1.  April  lief,  für  das  Jahr  1868  nur  Vi  Jahr  umfassle. 
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verfügen.  Diese  Summe  mit  den  Zuschüssen  der  Armenaufsicht  reichte  aus. 
6  Knaben,  unter  denen  2  Lehrlinge  in  Frauenpriessnitz ,  Dorndorf,  Kunit/. 
und   Rothenstein ,   zu   unterhalten. 

In  der  Regel  beträgt  die  durchschnittliche  Unterhaltung  eines  in  einer 
Familie  untergebrachten   Kindes   22   bis   30  Thlr. 

iNachstehende  tabellarische  Uebersicht  wird  über  die  Resultate  der  je- 
naischen Armenpflege  für  die  Zeit  von  1859  bis  1869  nähere  Auskunft 
geben  : 
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rrei!>ifr»fi;;eii    der   Fürstlich    Jabloiiowiski'scheii    CreHcllschaft 

in   IjeipKlfl^  HiiM   dein    Gebiete   der  Ciescliiciite   und  IVntional- 

ölionoinie  für  die  Jahre  1871,  1872  und  1873. 

Für  das  Jahr  1871.  Die  Geschichte  der  landsländischen  Steuerbewilligung 
ist  unstreitig  eine  der  wichtigsten  Seiten  der  Territorialentwickelung,  ebenso  bedeut- 
sam für  die  Ausbildung  des  Staatsrechtes,  wie  des  Finanzwesens  und  der  Volks- 
wirthscbaft.  Gleiclnvoiil  fehlt  es  noch  .sehr  an  tiefer  eingehenden  Specialunter- 
sucliungen  darüber,  obschon  jedes  geschichllich  weit  /iirückrcicliende  landständlscbe 
Archiv  Stoff  l)ietet.     Man  wünscht  daher 

die    urkundliche   Geschichte   der   landsländischen    Steuerbe- 
willigung in  irgend  einem  deutschen  Territorium, 
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wobei    übrigens    die    constitiitionellen    Vollisverlrcluiigcn    des    19.    Jalirhundertg    aus- 
geHchlossen  bleiben.     (Preis  öO  Ducaten J 

Für  daH  Jahr  1872.  Die  Geschichte  der  städtischen  Selb^dändigkeit  und 
Freilicil  in  Deiil.scliland  hal  lan^^xt  die  Aiiliiierksanikeil  der  For.snher  in  Anspruch 
geiioninirn,  und  mit  Erfol«  i.st  der  Weg  eingeschlagen  worden,  jt-ne  Entuirkelung 
an  ein/einen  hervorragenden  Städten  nacliziiweisen.  Dagegen  sind  die  Eigentiiümlicli- 
keiten  der  städlisrheii  Veruallung  in  .hirisdi<;lioii,  Polizei,  Kämmerei-  und  Hechnungs- 
wescn  u.  s.  w.  noch  wenig  oder  docii  nur  heiläufig  erörtert  worden,  so  reichen  Stoff 
auch  für  die  ältere  Zeit  elwanige  Urkundenhüi  her ,  fiir  die  spätere  die  Acten  der 
städlischen  Archive  selbst  gewähren.  Die  Ge.scllsthafl  .stellt  daher  die  Aufgabe,  es 
mögen 

die  mittelalterlichen  Verwaltungsfonnen,  Verwaltungabe- 
a  rn  t  e  n  und  das  A  c  I  e  n  w  e  s  e  n  einer  deutschen  Reichs-  oder 
grösseren  L  a  n  d  .s  I  a  d  l 
erläutert  werden.  Als  äusserste  Zeitgrenze  dürfte  die  .Mille  des  16.  Jahrhunderts 
anzusehen  sein.  Sonst  wird  sich  die  Gestallung  und  Begrenzung  der  Aufgabe  natür- 
licli  nach  den  eigentliümlirhen  Verhältnissen  der  Stadt  und  nach  dem  aufbehalleni-n 
Quellenmaterial  richten  müssen.     (Preis  60  Ducaten.) 

Für  das  Jahr  1873.  Die  ältesten  Schriften  über  eigentliches  Handelsreciit 
haben  ausser  ihrer  juristischen  Bedeutung  noch  eine,  bisher  wenig  beaclitete,  national- 
ökonomische.  Mclit  bloss  insofern,  als  ihre  thalsächliclien  Voraussetzungen  oft  einen 
tiefern  und  lebendigem  Einblick,  als  andere  Geschichtsquelleu,  in  das  Innere  der 
gleichzeitigen  Volkswirthschaff ,  wenigstens  der  städtischen,  gestallen;  sondern  auch 
weil  die  theoretischen  Ueherzeugungen  ihrer  elienso  vei  kehrserfahrenen  als  \*issen- 
.«chaftlich  gebildeten  Verfasser  einen  wichtigen  Beitrag  liefern  zur  Ausfüllung  der 
dogmengeschichtlichen  Lücke,  welche  die  .Abneigung  zumal  der  vorcolberlischeii  Zeit 
gegen  alle  Systematik  der  Volkswirtli.^chaftslelire  offen  gelassen  hal.  Die  Gesellschaft 
wünscht  desshalb 

eine  Darlegung  der  nationalökono mischen  Ansichten,  welche 

die    vornehmsten    Ha  n  d  eisrech  ts-Scliri  f  Ist  el  I  er    des    16.    und 

17.  Jahrhunderts,    zumal   vor  C  o  1  b  e  v  t ,    ausgesprochen    haben. 

(Preis  60  Ducaten. j 

Die  Preisbewerbungsschriften  sind  in  deulsclier,    lateinischer  oder  fran- 

zösisclier  Sprache   zu  veifassen,    müssen   deutlich  geschrieben    und  paginirl, 

ferner  mit  einem  Motto   versehen  und    von  einem  versiegelten  Zettel  begleitet  sein, 

der  auswendig  dasselbe  Motto  trägt,  inwendig  den  Namen  und  Wohnort  des  Verfassers 

angiebt.     Die  Zeit    der  Einsendung  endet  für  das  Jahr  der  Preisfrage   mit  dem 

Monat  November;    die  Adresse  ist  an  den   Secretär  der  Gesellschaft  zu   richten.     Die 

Resultate    der    Prüfung    der    eingegangenen    Schriften    werden   jederzeit    durch    die 

Leipziger  Zeitung  im  .März  oder  April  bekannt  gemacht. 


Berichtig^ung^. 

In  dem  Aufsalz  von  Rodberlus  ,,Ein  Problem  für  die  Freunde  der  Ricardo'- 
schen  Grundrententheorie"  (Bd.  XIV  S.  468)  ist  ein  sinnentstellender  Druckfehler 
stehen  geblieben.     Es  muss  dort  im  6ten  Alinea  Zeile  3  statt 

Ouantilät  unmittelbarer  Arbeit  der  nach  Ma.ssgabe  der  Abnutzung  u.  s.  w. 
heissen : 

Quanlilät  unmittelbarer  Arbeit  und  der  nach  iMassgabe  der  Abnutzung 

u.  8.  w. 


IL 
Deutschland's    Uebergang    zur    Goldwährung 
vermöge  der  französischen  Kriegs- 
Entschädigung. 

Von 
Dr.   Hermann   Weibezabn. 

I.    Die  Sachlage. 

Nachdem  der  Norden  und  Süden  Deutschlands  den  bedeutendsten 
Widersacher  der  deutschen  Einheit  in  gemeinsamem  Kampfe  vollständig 
niedergeworfen  haben,  wird  die  Errichtung  des  deutschen  Bundesstaates, 
als  allein  würdiger  Kampfpreis  für  die  schweren  Opfer,  welche  der 
Krieg  gefordert,  dem  deutschen  Volke  hoffentlich  nicht  länger  vorent- 
halten bleiben.  Als  Minimum  der  Einigung  darf  wohl  die  Gemein- 
samkeit derjenigen  Einrichtungen  und  Angelegenheiten  angesehen  werden, 
welche  in  Art.  4  der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  vom  26.  Juli 
1867  sich  aufgeführt  finden.  Die  Ordnung  des  Münzwesens  zählt 
zu  denselben. 

Bereits  vor  dem  Ausbruche  des  französisch-deutschen  Krieges  hatte 
der  Bundesrath  des  Norddeutschen  Bundes  die  Reform  des  Münzwesens 
in  Erwägung  gezogen  und  zunächst  die  Vernehmung  von  Sachver- 
ständigen über  die  Ziele  und  Modalitäten  der  Münz -Reform  in  Aus- 
sicht genommen.  Als  sodann  in  der  Sitzung  des"  Deutschen  Zollparla- 
ments vom  5.  Mai  d.  J.  der  Antrag  von  Bamberger  und  Genossen: 
»es  möge  bei  jener  Voruntersuchung  auch  der  Süden  Deutschlands  in 
Betracht  und  in  Mitthätigkeit  gezogen  und  der  Gesetz- Entwurf  in 
solcher  Weise  vorbereitet  werden,  dass  derselbe  die  Herstellung  der 
Münz-Einheit  im  ganzen  deutschen  Zollgebiete  ermögliche*  —  zur  Ver- 
handlung gelangte,  gab  der  Herr  Staatsminister  Delbrück  die  Er- 
klärung ab,  dass  von  Seiten  des  Präsidiums  des  Norddeutschen  Bundes 
dem  vorstehenden  Wunsche,  falls  er  die  Zustimmung  der  Versammlung 
finden  sollte,  bereitwilligst  entsprochen  werden  würde.  Diese  Zustinnnung 
ist  bekanntlich  in  derselben  Sitzung  vom  Deutschen  Zollparlamente  er- 
theilt  worden. 
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Ueber  die  Ausführung  jener  Voruntersuchung  hat  nun  der  liundes- 
rath  des  Norddeutschen  Ikindes  im  Juni  d.  J.  weitere  Beschlüsse 
gefasst  und  insbesondere  auch  die  Kragen  forniulirt,  welche  den  Sach- 
verständigen vorzulegen  sein  winden.  Die  Vernehmung  der  Letztern 
sollte  im  Monate  September  d.  .1.  statthnden.  Wegen  des  Krieges  ist 
dieselbe  jedoch  unterbli(;ben  und  du  durch  die  Krfolge  der  deutschen 
Waffen  die  Sachlage  in  sehr  wesentlichen  Beziehungen  eine  durchaus 
veränderte  geworden  ist,  so  drängt  sich  die  Frage  auf:  ob  es  nicht 
geboten  erscheine,  nunmehr  in  einer  entschlossenem  und 
entschiedenem  Weise  mit  der  Reform  des  deutschen  Miinz- 
Wesens  v  o  r  z  u  g  e  h  e  n  V 

Die  hauptsächlichste  Neränderung  der  Sachlage  ist  nämlicli  darin 
zu  finden,  dass  das  siegreiche  Deutschland  von  Frankreich  eine  Kriegs- 
Flntschädigung  beanspruchen  und  voraussichtlich  deren  Entrichtung  in 
Gold  ausbedingen  wird.  Soll  aber  diese  höchst  günstige  Gelegenheit, 
die  deutsche  Münz -Reform  vermöge  dieser  Kriegs -Entschädigung  mit 
einem  Schlage  zum  gedeihlichen  Abschlüsse  zu  bringen,  nicht  ungenützt 
vorübergehen  und  soll  jenes  Gold  nicht  wieder  aus  dem  diesseitigen 
Verkehre  verschwinden,  so  ist  es  unumgänglich  erforderlich,  demselben 
in  unserm  Münzsystemc  dadurch  eine  bleibende  Stätte  zu  bereiten, 
dass  Deutschland  den  sofortigen  Uebergang  zur  Gold- 
währung beschliesst.  zu  dem  Ende  jenes  Gold  unter  deut- 
schem Gepräge  mit  möglichster  Beschleunigung  in  Um- 
lauf setzt  und  dafür  entsprechende  Quantitäten  der  deut- 
schen silbernen  Courantmünzen  aus  dem  Verkehre  zieht. 

Bevor  ich  nun  dazu  übergehe,  darzulegen,  in  welcher  Weise  ver- 
möge der  von  Frankreich  au  Deutschland  zu  entrichtenden  Gold-Quan- 
titäten die  Reform  des  deutschen  Münzwesens  auf  der  Basis  der  Gold- 
währung zu  einer  raschen  Durchführung  gelangen  kann,  werde  ich  mich 
zunächst  mit  einer  kurzen  Erörterung  der  Fragen  beschäftigen,  welche, 
wie  oben  bereits  hervorgehoben  wurde,  vom  Bundesrathe  des  Nord- 
deutschen Bundes  für  die  Vernehmung  der  Sachverständigen  aufgestellt 
und  durch  die  Zeitungen  der  Oeffentlichkeit  übergeben  worden  sind. 

II.    Die  Fragen  des  Bundesrathes. 

Sogenannte  »Enqueten«  sind  mitunter  in  England  mit  gutem  Er- 
folge angestellt  worden.  Oftmals,  und  die  meisten  der  in  Frankreich 
beliebten  Enqueten  wurden  von  diesem  Schicksale  betroffen,  haben  die- 
selben jedoch  nur  das  Resultat  gehabt,  dass  das  »schätzbare  Material* 
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zwar  ansehnlich  vermehrt,  die  Sache  selbst  aber  zugleich  in  den  En- 
queten verkleistert .  begraben  und  der  Vergessenheit  übergeben  wurde. 
Es  dürfte  hieraus  der  SchUiss  zu  ziehen  sein,  dass  nicht  jede  Angelegen- 
heit für  diese  Art  der  Behandlung  sich  eignet.  Kommt  es  auf  Fest- 
stellung von  Thatsachen  an,  wie  z.  B.  der:  in  welchem  Verhältnisse 
Gold-,  Silber-  und  Papiergeld  die  ümlaufsmittel  bilden,  so  ist  die  Ver- 
nehmung geeigneter  Persönlichkeiten  ohne  Zweifel  das  zweckmässigste 
Mittel,  um  zuverlässige  Resultate  zu  erhalten.  Eine  jede  der  vernom- 
menen Personen  theilt  die  in  ilircni  Kreise  gemachten  Wahrnehmungen 
mit  und  bei  richtiger  Wahl  der  Auskunfts- Personen  muss  aus  der 
Summe  der  Vernehndassungen  ein  vollständiges  und  genaues  Bild  der 
betreffenden  thatsächlichen  Verhältnisse  zu  Tage  treten.  Etwas  Anderes 
ist  es  jedocii,  wenn  es  sich  um  Probleme  handelt,  wenn  die  den  Sach- 
verständigen vorgelegten  Fragen  Folgerungen  zum  Gegenstande  haben, 
die  nur  von  Solchen  gezogen  werden  können .  welche  mit  den  Lehren 
der  Volkswirthschaft  vertraut  sind  und  die  ausserdem  mit  der  Sache 
eingehend  sich  beschäftigt  haben;  wenn  ferner  das  von  wirklichen  oder 
vermeintlichen  Interessen  beeinüu.sste  Vorurtheil  über  die  muthmasslichen 
Erfolge  von  Neuerungen  zu  Gericht  sitzen  soll,  die  allerdings  in  manche 
Verhältnisse  tief  eingreifen;  wenn  endlich  Fragen  vorgelegt  werden,  wie 
z.  B. :  zu  welchem  Preise  unser  Silber  zu  verkaufen  und  das  nöthige 
Gold  voraussichtlich  zu  kaufen  sein  werde?  —  über  welche  auch  nur 
annähernd  zuverlässigen  Aufschluss  zu  ertheilen  Niemand  im  Stande 
ist.  Man  erhält  dann ,  wie  die  in  den  ersten  Monaten  dieses  Jahres 
angestellte  französische  Münz -Enquete  ergiebt,  eine  bunte  Menge  der 
verschiedenartigsten,  zum  Theil  einander  durchaus  widersprechenden 
Meinungen  und  —  »ist  so  klug,  als  wie  zuvor!« 

Ich  vermag  mir  daher  von  der  Seitens  des  Bundesrathes  in  Aus- 
sicht genommenen  Münz -Enquete  um  so  weniger  einen  irgend  erheb- 
lichen Erfolg  zu  versprechen,  als  von  Denen,  welche  über  die  Reform 
des  deutschen  Münzwesens  gründlich  nachgedacht  haben ,  die  Resultate 
ihrer  Erwägungen  bereits  der  Oeffentlichkeit  übergeben  worden  sind, 
während  bezüglich  der  hierbei  in  Betracht  kommenden  praktischen 
Fragen,  wie  z.B.:  ob  Gold-  oder  Silberwährung,  Wahl  der  Rechnungs- 
münze? u.  s.  w.  —  Resolutionen  von  Vereinen,  Versammlungen  und 
Corporationen ,  in  denen  die  Hauptinteressenten  vollständig  vertreten 
sind,  bereits  zur  Genüge  vorliegen.  An  Anhaltspunkten  und  Material 
zur  Lösung  der  deutschen  Münzreform-Frage  fehlt  es  daher  nicht  und 
eine  jede  weitere  Voruntersuchung  hierüber,  wie  sie  auch  angestellt 
wird .    dürfte   wesentlich  neue  Gesichtspunkte   und  durchaus  neue  Vor- 
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schlage  nicht  zu  Tage  fördern.  Das.s  die  Sache  wirklich  zur  Ent- 
scheidung reif  ist,  erhellt  allein  schon  aus  der  Vollständigkeit  der  vom 
Bundesrathe  aufgestellten,  den  Gegenstand  allseitig  erschöpfenden  Fragen. 
Es  kommt  daher  nur  noch  darauf  an,  aus  der  Menge  der  in  den  letz- 
ten Jahren  über  die;  deutsche  Münz-lieform  veröffentlichten  Schriften 
und  geführten  N'crhandlungen  die  gewonnenen  Ilesultate  zusamnion- 
zustellen,  um  nach  genauer  Abwägung  der  pro  und  contra  vorgebrachten 
Gründe  über  die  in  Betracht  kommenden  einzelnen  Punkte  endlich  Knt- 
schluss  und  Bcschluss  zu  fassen. 

Ich  habe  mir  erlaubt,  in  der  im  März  d.  .1.  veröffentlichten  »Kri- 
tischen Umschau  auf  dem  Gebiete  der  Vorschläge  zur  deutschen  Münz- 
Reform«  in  dieser  Richtung  eine  kleine  Vorarbeit  zu  liefern.  Obwohl 
nun  in  dieser  Schrift  die  vom  Bundesrathe  für  die  von  ihm  beabsich- 
tigte Voruntersuchung  aufgestellten  Fragen  einer  meines  E»-achtens  er- 
schöpfenden Erörterung  und  Beantwortung  bereits  unterzogen  worden 
sind,  so  will  ich  dennoch  auf  die  hauptsächlichsten  der  formulirten 
Fragen  nochmals  insoweit  des  Näheren  eingehen,  als  nicht  ein  Hinweis 
auf  die  betreffenden  Abschnitte  dei-  erwähnten  Schrift  für  eine  ge- 
nügende Erwiederung  zu  halten  ist. 

a.    Reine  Silberwährung  oder  Goldwährung? 

Der  Bundesrath  wünscht  in  erster  Linie  die  Frage:  ob  Gnld- 
oder  ob  die  Silberwährung  der  deutschen  Münz-Reform  zu 
Grunde  zu  legen  sei?  —  sowohl  vom  Standpunkte  des  Innern, 
als  auch  von  dem  des  internationalen  Verkehrs  erörtert  zu  sehen. 

Was  den  i  n  n  e  r  n  Verkehr  anlangt ,  so  kann  ein  Münzsystem  nur 
dann  unter  allen  Verhältnissen  fest  und  unerschüttert  dastehen,  welches 
eine  genügende  Metallbasis  hat  und  welches  durchaus  keine  ümlaufs- 
mittel  besitzt,  die  nicht  auf  Verlangen  stets  gegen  eine  entsprechende 
Zahl  von  Währungs -Münzen  eingelöst  werden.  Zu  dem  Ende  ist  es 
aber  erforderlich ,  dass  zur  Ausgleichung  auch  grösserer  Beträge  ge- 
eignete metallene  Tauschmittel  im  wirklichen  Umlaufe,  d.  h.  in 
den  Gassen  und  Taschen  des  Publikums  sich  befinden.  Dieses  ist  wiederum 
nur  durch  den  dauernden  Umlauf  einer  genügenden  Menge  von  Gold- 
münzen zu  erreichen  und  Goldmünzen  sind,  wie  die  Erfahrung  lehrt, 
nur  und  allein  unter  Herrschaft  der  Goldwährung  für 
alle  Fälle  im  freien  Verkehre  zu  erhalten.  Papierue  Um- 
laufsmittel in  Beträgen  bis  zu  10  Thalern  werden  dann  ganz  über- 
flüssig und  im  Uebrigen  werden  dieselben  nur  in  den  Appoints  und  in 
der  Menge  im  Verkehre  bleiben,  in  denen  sie  neben  den  Goldmünzen 
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alb  wirklich  unentbehrlich  sich  herausstellen.  In  ihnen,  sowie  in  den 
Gold-,  Silber-  und  Kupfermünzen  besitzt  man  dann  für  alle  Werth- 
Ausgleichungeu  die  geeigneten  Mittel  und  es  fallen  die  Unbequemlich- 
keiten und  Verluste  weg,  welche  selbst  in  friedlichen  Zeiten  durch  die 
übergrosse  und  buntscheckige  Menge  der  papierneu  Umlaufsmittel,  so- 
weit sie  gegenwärtig  als  Surrogat  für  die  fehlenden  Goldmünzen  den 
Verkehr  beherrschen ,  herbeigeführt  werden.  Der  Kaufmann .  weicher 
seine  Kunden  besucht,  kann  dann  die  eincassirten  Beträge  in  Gold  in 
der  Westentasche  heimtragen ,  während  er  sich  jetzt  entweder  an  der 
mit  Silber  in  den  verschiedensten  Sorten  gefüllten  Reisetasche  müde 
schleppt,  oder  eine  Musterkarte  von  Papiergeld  mit  nach  Hause  bringt, 
deren  Sortirung  ihm  nicht  allein  Mühe  macht,  sondern  deren  weitere 
Begebung  ihm  zum  Theil  auch  noch  Verlust  verursacht.  In  ähnlicher 
Weise  geht  es  in  allen  Verkehrskreisen  zu.  Uebcrall  Unbequemlichkeit. 
Verlegenheit  und  Einbusse  in  Folge  der  zu  grossen  Menge  der  ver- 
schiedenartigsten papierneu  Umlaufsmittel,  von  denen  manche,  da  sie 
den  Schmutz  einer  ganzen  Generation  an  sich  tragen ,  in  einem  wahr- 
haft eckelerregenden  Zustande  sich  befinden.  Auch  die  Zinscoupons  und 
die  Dividendenscheine  würden  niemals  in  dem  dermaligen  Umfange  als 
Umlaufsmittel  in  den  Verkehrsich  eingenistet  haben,  wenn  wir  in  Deutsch- 
land in  Beziehung  auf  unsere  Tauschmittel  nicht  Schimpf  und  Schande 
gewohnt  wären  und  wenn  nicht  jene  Zahlungsversprechen  vor  dem  Staats- 
Papiergelde  doch  noch  den  Vorzug  hätten,  dass  sie  wenigstens  an  einer, 
vielleicht  sogar  an  mehreren  Stelleu  gegen  Silber  eingelöst  werden. 

Die  eben  geschilderten,  aus  der  Silberwährung  mit  Nothwendigkeit 
sich  ergebenden  Unbequemlichkeiten  und  Nachtheile  sind  nur  die,  welche 
in  Zeiten  des  unerschütterten  Vertrauens  zu  Tage  treten.  Ange- 
nommen jedoch,  der  nunmehr  beendete  Krieg  sei  mit  weniger  gün- 
stigem Erfolge  für  die  deutschen  Waffen  geführt  und  es  sei  nur  zeitweilig 
ein  Theil  des  deutschen  Vaterlandes  vom  Feinde  occupirt  worden,  welche 
Verwirrung  und  welche  Verluste  würden  dann  wohl  die  verschiedenen 
papiernen  Umlaufsmittel  herbeigeführt  haben .  die .  bevor  die  üeber- 
legenheit  der  deutschen  Wehrkraft  so  entschieden  zu  Tage  getreten, 
selbst  im  eigenen  Heimathlande  den  Paricours  schon  nicht  mehr  zu 
behaupten  vermochten. 

Doch  wozu  noch  die  Nachtheile  dieser  Zustände  schildern,  die  ein 
Jeder  täglich  sieht  und  empfindet.  Nur  durch  den  Uebergaug  zur 
reinen  Goldwährung  sind  dieselben  sofort  und  für  innner  zu  beseitigen, 
da  nur  unter  deren  Herrschaft,  wie  oben  bereits  angedeutet,  Gold- 
münzen in  ausreichender  Menge  unter  allen  Umständen  im  Lande  sich 
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ZU  erhalten  vermögen,  während  auf  (k'i-  anderen  Seite  bezüglich  des 
inneren  Verkehrs  auch  kein  triff i;i;er  Grund  zu  Gunsten  der  Beibehal- 
tung der  Silbervvährung  gi-ltciid  gcniiacht  werden  kaini.  Man  hat  wohl 
behauptet,  die  Umsätze  in  Deutschland  unifassten  im  Ganzen  geringere 
Beträge,  als  die  in  Kngland,  Frankreich  und  Xindamerika;  Silber- 
niünzen  seien  daher  für  unserm  internen  Verkehr  geeigneter  und  es 
werde  ein  Mangel  an  entsprechendem  Silbergeide  sich  fühlbar  machen, 
wollten  wir  ebenfalls  die  Goldwährung  einführen.  Zunächst  ist  jene 
Behauptung  insofern  eine  durchaus  irrige,  als  Waaren  uiul  Kffecten 
auch  in  Deutschland  häutig  genug  in  Posten  gehandelt  werden,  deren 
V^Terth,  würde  die  Zahlungsleistung  in  Silber  erfolgen,  nicht  ein  halbes 
Dutzend  kräftiger  Mämier  fortzuschaffen  vermöchten.  Sodann  würde 
aber  gerade  das  Gegentheil  von  der  weiteren  Folgerung  eintreten,  in- 
dem gegenwärtig  allerdings  unsere  silbernen  Courantmünzen  unter  Um- 
ständen in  das  Ausland  abfliessen ,  während  die  unter  Herrschaft  der 
reinen  Goldwährung  als  Scheidemünzen  in  ausreichender  Menge  auszu- 
prägenden Silbermünzen  die  Circulationsfähigkeit  über  unsere  Grenzen 
hinaus  einbüssen  und  sonach  unausgesetzt  und  ausschliesslich  dem  in- 
neren Verkehre  erhalten  bleiben. 

Was  sodann  die  Vortheile  anlangt,  welche  aus  dem  Uebergange 
zur  Goldwährung  für  den  internationalen  Verkehr  Deutschlands 
sich  ergeben,  so  bedarf  es  wohl  nur  des  Hinweises,  dass,  da  die  be- 
deutendsten Uandelsstaaten  der  Welt  gesetzlich  oder  factisch  die  Gold- 
währung besitzen,  im  Welthandel  Gold  als  Werthmesser  und  Tausch- 
mittel betrachtet  und  benutzt  wird.  Deutschland  ist  daher  vermöge 
seiner  Silberwährung  dazu  verurtheilt,  sofern  es  Zahlungen  von  über- 
seeischen Ländern  zu  empfangen,  oder  solche  dahin  zu  leisten  hat,  im 
ersteren  Falle  das  ihm  gezahlte  Gold  in  England  oder  bei  einem  son- 
stigen Vermittler  gegen  Silber,  beziehungsweise  in  auf  Silber  lautende 
Zahlungsversprechen  umzusetzen,  im  letzteren  Falle  dagegen  sein  Silber 
oder  seine  auf  Silber  lautenden  Anweisungen  gegen  Gold  umzutauschen. 
Die  Folge  davon  ist,  dass  selbst  nicht  einmal  Berlin,  von  anderen 
deutschen  Binnen -G-eldmärkten  gar  nicht  zu  reden,  als  Wechselplatz 
für  das  überseeische  Geschäft  existirt  und  dass  der  gesammte  trans- 
atlantische Handel  Deutschlands  London,  oder  einem  sonstigen  Ver- 
mittlungsplatze, für  alle  Werthausgleichungen  herüber  und  hinüber  tri- 
butär  bleibt,  da  eine  jede  derartige  Vermittlung  nur  gegen  eine  ent- 
sprechende Vergütung  übernommen  wird.  So  wenig  nun  im  überseeischen 
Geschäfte  eine  derartige  Vermittlung  umgangen  werden  kann ,  ebenso- 
wenig vermag   der  einzelne   deutsche   Grosshändler   im   Verkehre  mit 
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seinen  Kunden  zu  London  oder  zu  Paris  die  Vermittlung  eines  Banquiers 
zu  entbehren  und  die  Kosten  dieser  Vermittlung  finden  nicht  in  den 
Transportkosten  des  Metalles  zwischen  beiden  Orten  ihre  bei  gleicher 
Währung  sich  ergebende  äusserste  Gränze.  Durch  Annahme  der  Gold- 
währung würde  nun  das  Haupthinderniss  beseitigt,  welches  dem  directen 
Verkehre  zwischen  den  deutschen  Wechselplätzen  und  den  transatlan- 
tischen Märkten  in  der  Silberwährung  noch  entgegensteht  und  es  würde 
einerseits  hierdurch,  sowie  andererseits  durch  die  vermöge  der  gleichen 
Währung  sich  bedeutend  steigernde  Anlage  englischer  und  französischer 
Kapitalien  in  deutschen  Werthen  ein  mehr  als  ausreichender  Ersatz 
für  die  deutschen  Bankgeschäfte  sich  ergeben,  deren  Vermittlung  im 
Verkehre  mit  den  Goldwährungs-Ländern  Europa's  der  deutsche,  Waaren- 
handel  in  keinem  Falle  dermalen  umgehen  kann. 

In  richtiger  W^ürdigung  der  für  den  internen  und  internationalen 
Tauschverkehr  Deutschlands  aus  der  Annahme  der  Goldwährung  sich 
ergebenden  Vortheile  hat  der  Berliner  Handelstag,  obwohl  unter  dessen 
Mitgliedern  eine  grosse  Zahl  Vertreter  von  Bankanstalten  und  Bank- 
geschäften sich  befand,  in  seiner  Sitzung  vom  2.5.  October  1868  gegen 
die  Beibehaltung  der  Silberwährung  mit  seltener  Einmüthigkeit  sich 
ausgesprochen.  Nur  eine  Stimme  war  für  Beibehaltung  der  reinen 
Silberwährung,  freilich  eine  sehr  gewichtige,  wenn  man  den  Platz,  von 
welchem  sie  abgegeben  wurde,  in  das  Auge  fasst.  Es  war  der  berliner 
Handelsstand,  d.  h.  das  Collegium  der  Aeltesten  der  berliner  Kaufmann- 
schaft, welches  seine  Ansicht  dahin  kund  gab:  »es  sei  bei  der  reinen 
Silberwährung  zu  beharren!«  Die  Gründe,  welche  von  den  Vertretern 
jener  Kaufmannschaft  für  diese  Sonderstellung  geltend  gemacht  wurden, 
habe  ich  auf  S.  67  meiner  »Kritischen  Umschau«  bereits  kurz  gewürdigt. 
Objectiv  betrachtet  können  sie  keinen  Anspruch  darauf  machen,  die 
entschiedenen  Vorzüge  der  reinen  Goldwährung  für  des  gesammten 
Deutschlands  inneren ,  sowie  internationalen  Verkehr  in  den  Schatten 
zu  stellen,  oder  auch  selbst  nur  triftige  Bedenken  gegen  den  Ueber- 
gang zur  Goldwährung  zu  erregen.  Es  ist  sogar  wohl  nicht  daran  zu 
zweifeln,  dass,  wenn  die  Sachen  im  October  1868  so  standen  wie  heute, 
wenn  also  das  zur  Durchführung  der  Goldwährung  erforderliche  Gold 
schon  damals  in  der  französischen  Kriegs -Entschädigung  in  Aussicht 
gestanden  hätte,  und  die  Frage  an  den  Handelstag  herangetreten  wäre, 
entweder  diese  günstige  Gelegenheit  zur  xVnnahme  der  Goldwährung 
zu  ergreifen ,  oder  sie  unbenutzt  vorübergehen  zu  lassen  —  selbst  das 
Collegium  der  Aeltesten  der  berliner  Kaufmannschaft  Bedenken  getragen 
haben    würde,    mit    dem   einstimmigen    Verlangen    des    gesannnteu 
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deutschen  Il.'indclsstandes  durch  ein  derarti{,'c.s  Votum  in  Widerspruch 
sich  /u  setzen.  Ms  möchte  dalier  nach  der  La<,'e  der  Sache  die  IMlicht 
der  berliner  Kaufmannschaft  sein,  in  eine  wiederliolte  Erwäf^unj,'  dar- 
über einzutreten,  ob  sie  auch  fzefrcnwärtif;  noch  jene  Sonderstelhin;^ 
billigt,  welche  ihre  Vertreter  damals  eimialimen,  oder  ob  sie  nunmehr 
dem  allgemeinen  Wunsche  nach  einer  gründlichen,  das  deutsche  Münz 
wesen  auf  die  Höhe  der  Zeit  ei  hebenden  Reform  sich  anzuschliessen 
gesonnen  ist! 

b.  Reine  Goldwährung  oder  Mischwährung? 

Einige  der  vom  Bundesrathe  formulirten  Fragen  deuten  darauf  hin. 
dass  von  demselben  die  a  1 1  e  r  n  i  r  e  n  d  e  M  i  s  c  h  w  ä  h  r  u  n  g  (<og(!iiannte 
Doppelwährung),  sei  es  als  Endziel  der  Reform,  sei  es  als  Durchgang 
zur  reinen  Goldwährung,  noch  immer  für  möglich  gehalten  wird.  Ich 
kann  wohl  davon  Abstand  nehmen,  nochmals  den  Beweis  zu  führen,  dass 
bei  dem  jetzigen  Werth- Verhältnisse  zwischen  Gold  und  Silber  die 
Doppelwährung  durchaus  unmöglich  ist.  Ich  verweise  in  dieser  Bezie- 
hung auf  die  Ausführungen  Seite  37  bis  47  meiner  »Kriti.schen  Umschau*. 
Diese  Frage  hat  ohnedies  bei  der  dermaligen  Sachlage  ihre  eigentliche 
Bedeutung  verloren,  insofern  das  zur  Durchführung  der  Goldwährung 
erforderliche  Gold,  welches  man  durch  die  Doppelwährung  allmählig  in 
das  Land  ziehen  zu  können  hoffte,  in  der  französischen  Kriegs-Entschädi- 
gung zu  unserer  Verfügung  kommt.  Wollte  man  aber  die  Doppelwährung 
als  das  Ziel  der  deutschen  Münz-Reform  betrachten  und  zu  dem  Ende 
mit  jenem  Golde  die  Doppelwährung  einrichten,  so  würde  dieses  bei  dem 
heutigen  Werth -Verhältnisse  zwischen  Gold  und  Silber  lediglich  den 
Erfolg  haben,  dass  die  selbst  unter  deutschem  Gepräge  in  den  Verkehr 
gesetzten  Goldmünzen  sofort  wieder  aus  dem  Umlaufe  verschwänden,  da 
das  gesetzliche  Werthverhältniss  zwischen  Gold  und  Silber  doch  keinen- 
falls  über  1  zu  15,5  hinaus  festgesetzt,  ja  ohne  Rechtsverletzung  nicht 
einmal  ein  so  niedriger,  von  dem  durchschnittlichen  Werth-Verhält- 
nisse  beider  Edelmetalle  während  der  letzten  20  Jahre  so  wesentlich  ab- 
weichender Werth  des  Silbers  als  Paristand  angenommen  werden  kann. 
Auch  in  Betreff  des  zuerst  vom  Herrn  Wolowsky  betonten,  nivelliren- 
den  Einflusses  der  alternirenden  Mischwährung  auf  den  Preisstand  der 
beiden  genannten  Edelmetalle  verweise  ich  auf  das  Seite  8  und  9  meiner 
obigen  Schrift  Gesagte  und  beschränke  mich  darauf,  hier  nur  noch 
diejenigen  speciellen  Fragen  kurz  zu  beantworten,  welche  in  Betreff  der 
Doppelwährung  vom  Bundesrathe  aufgestellt  worden  sind. 
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Man  fragt: 

1)  Bietet  die  Goldwährung  uder  die  Doppelwährung 
die  grösseren  Garantieen,  dass  der  Preis  der  Cir- 
culations  mittel  nicht  raschen  und  erheblichen 
Schwankungen  unterliege? 

In  nothwendiger  Folge  der  Schwankungen  von  Augebot  und  Nach- 
frage unterliegt  sowohl  das  Gold,  als  auch  das  Silber  wie  alle  anderen 
Güter  steten  Werth- Veränderungen.  Jede  derartige  Veränderung  in 
dem  Werthe  des  einen  dieser  beiden  Edelmetalle  hat  scheinbar  auch 
die  des  Werthes  des  anderen  und  zwar  aus  dem  Grunde  zur  Folge, 
weil  wir  den  Werth  des  Goldes  nur  durch  Silber  und  den  des  Silbers 
nur  durch  Gold  zu  messen  und  auszudrücken  vermögen.  Nehmen  wir 
an,  heute  stehe  Gold  zu  Silber  am  Weltmarkte  wie  1  zu  15,5.  Nach 
4  Wochen  trete  durch  den  Ausbruch  einer  Revolution  in  Mexico  eine 
plötzliche,  sehr  wesentliche  Verringerung  der  Silber-Production  ein  und 
es  stelle  sich  in  Folge  dessen  jenes  Werth  -  Verhältniss  wie  1  zu  15,4. 
so  ist  also  das  Gold  sehr  empfindlich  in  Mitleidenschaft  gezogen,  ob- 
wohl diese  Veränderung  des  Werth-Verhältnisses  zwischen  beiden  Me- 
tallen eigentlich  doch  nur  von  dem  Silber  ausgegangen  ist.  Hieraus 
folgt,  dass,  da  bei  der  reinen  Goldwährung  nur  Werthschwankungeu, 
welche  vom  Golde  ausgehen,  einen  Eiutiuss  auf  das  Werth-Verhältniss 
des  Circulationsmittels  zu  den  übrigen  Gütern  äussern,  während  bei  der 
Doppelwährung  ausserdem  auch  noch  die  Werth-Schwankungen  des  Silbers 
in  dieser  Richtung  sich  fühlbar  machen,  die  reine  Goldwährung  eine 
grössere  Garantie  für  die  Stetigkeit  des  Werthes  der  Circulationsmittel 
bietet,  als  die  Doppelwährung. 

2)  Wird  die  einfache  Goldwährung,  oder  die  Doppel- 
währung grössere  Verwirrungen  veranlassen,  wenn 
das  Verhältniss  des  Marktpreises  der  beiden  Edel- 
metalle gegen  einander  sich  ändert? 

Auch  in  der  vorstehenden  Beziehung  verdient  die  reine  Goldwährung 
vor  der  Doppelwährung  den  Vorzug,  weil  selbst  die  notorisch  vom  Golde 
ausgehenden  Veränderungen  des  Werth  -  Verhältnisses  zwischen  beiden 
Edelmetallen  im  Innern  Verkehre  des  Landes  der  Goldwährung,  sowie 
in  dessen  Verkehre  mit  anderen  Staaten  der  Goldwährung  aus  dem 
Grunde  sich  dem  Auge  nicht  bemerklich  machen,  weil  der  reinen  Gold- 
währung die  Annahme  zu  Grunde  liegt,  dass  Gold  unveränderlich 
in  seinem  Werthe  sei.  In  Folge  dessen  treten  die  Werth-Schwankungen 
des  Goldmetalles  nur  in  einer  entspreciiendcn  Veränderung  der  Preise 
aller  Güter  zu  Tage.     Anders  bei  tler  Doppelwährung,  welche  ebenfalls 
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auf  eiiK'i-  Fictioii  ba-irl  iiiul  /wai'  auf  der,  <las>  {la^  \Veitli-\'('rh}iltni«< 
zwischen  <i()l(i  und  Silber  ein  c;<jnstant(\s  sei  und  da.->.s  im  \'erkehre  all- 
ffcineiii  und  fin  iimm'i  .\  (Inunine  Gold  gleich  y  (jlraunnen  Silber  ini 
Werthe  gleich  >eieii.  /iiniichst  wird  nun  diese  Hngirte  (Jruiulla^,'c  der 
iJoppelwährunj^-  ^uwtdil  durch  die  Werlh-Scliwankun^en  de.-  (juldes.  als 
auch  durch  die  des  Silbers  er.-chiitlert.  die  weitere  viel  nachlheili^'Cre 
Kolgc  hiervon  ist  jedoch  die;,  da-s  bei  einem  wesentlichen  .Steigen  des 
(loldes  über  die  .gesetzliche  Werth-Welation  hinaus  die  Münzen  aus  diesem 
Metalle,  beim  Minaul'yehen  do  Silbers  daj^cgen  die  Silbcrnuiiizen  aus 
dem  Umlaufe  verschwinden,  so  dass  in  einem  Zeiträume  facti.>ch  die 
reine  (ioldwährung.  in  einem  anderen  factisch  die  reine  Silberwahrunj: 
herrscht,  wie  der  Lauf  der  Diiij^e  in  Frankreich  vor  und  nach  dem  Jahre 
1852  zeigt.  Kin  derartiger  thal^ächlicher  Wechsel  der  Währung  richtet 
nun  aber  die  giössten  X'erwirriingcn  an.  indem  beim  .\nlieben  der  Gold- 
währung die  für  den  \  erkehr  unentbehrlichen  Silbcrniliuzen  aus  dem 
Umlaufe  verschwinden,  während  beim  Wiedereintieten  der  Silberwährung 
als  Surrogat  für  die  verschwindenden  (njldmünzen  rapiergeld  in  grosser 
Menge  in  Umlauf  gesetzt  werden  nmss  und  überhaupt  der  unvollkonniiene 
Zustand  eines  auf  die  reine  Silberwährung  sich  gründenden  Münzsystems 
in  allen  Beziehungen  sich  wieder  geltend  macht.  Die  Unbequemlich- 
keiten und  die  Nachtheile  der  Silberwährung  werden  aber  in  einem  Lande, 
welches  factisch  längere  Zeit  hindurch  die  Goldwährung  besessen ,  viel 
tiefer  empfunden  werden,  als  da,  wo  man  die  Vorzüge  der  Goldwährung 
zu  erproben  noch  keine  Gelegenheit  hatte,  und  die  Wirren,  welche  durch 
einen  derartigen  Wechsel  der  Währung  hervoi'gerufen  werden,  dürften 
im  Verkehre  sich  sehr  bemerklich  machen. 

3)  Bietet   die  einfache  Gold-   oder  die  Doppelwährung 

die  grössere  Bequemlichkeit  für  interne  und  inter- 

n  a  t  i  0  n  a  1  e  Z  a  h  1  u  n  g  s  1  e  i  s  t  u  n  g  e  n  V 
Da  nur  unter  Herrschaft  der  reinen  Goldwährung  ^Münzen  in  Gold 
und  Silber  dauernd  und  in  ausreichender  i\Ieuge  im  Umlaufe  zu  erhalten 
sind,  auch  bei  grösseren  Zahlungen  Goldmünzen  wegen  des  bei  gleichem 
absoluten  Gewichte  um  das  L') fache  höheren  Werthes,  und  wegen  ihres 
aus  dem  bedeutenderen  specifischen  Gewichte  des  Goldes  sich  ergebenden 
geringeren  Volumens  vor  den  Silbermünzen  den  Vorzug  verdienen,  so 
steht  die  grössere  Bequemlichkeit  der  reinen  Goldwährung  für  den  in- 
ternen Verkehr  ausser  Zweifel.  Aus  demselben  Grunde,  sowie  weiter  in 
Rücksicht  auf  den  Umstand,  dass  im  internationalen  Verkehre  Gold  die 
Hauptrolle  spielt,  Silber  dagegen  fast  überall  nur  als  Waare  betrachtet 
wird .   nnthiij  von   einer  Zahlungsleistung   inj   internaüonalen   \  erkehre 
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vermöge  Silbergeldes  nur  von  und  nach  den  wenigen  der  Silberwährung 
noch  anhangenden  Ländern  die  Rede  sein  kann .  ist  jene  Frage  auch 
bezüglich  des  internationalen  Handels  -  N'erkehrs  zu  Gunsten  der  reinen 
Goldwährung  zu  bejahen. 

Hiernach  liegen  die  Vorzüge  der  reinen  Goldwährung  vor  der  alter- 
nirenden  Mischwährung  (der  sogenanten  Doppelwährung)  nach  allen 
Richtungen  hin  klar  am  Tage.  Es,  kommt  jedoch  noch  folgender  Punkt 
in  Betracht,  welcher  in  den  Fragen  des  Bundesrathes  keine  Berück- 
sichtigung gefunden  hat. 

Die  Hauptsache  bei  der  Doppelwährung  ist  die  Festsetzung  des 
Paristandes  zwischen  Gold  und  Silber.  Als  gesetzliche  Werth-Relation 
zwischen  beiden  Edelmetallen  kann  und  darf  nur  das  für  einen  gewissen 
Zeitraum  ermittelte  durchschnittliche  Werth  -  Verhältniss  in  das  Münz- 
gesetz aufgenommen  werden.  Nach  der  Natur  der  Sache,  bestätigt  durch 
die  vorliegenden  Erfahrungen,  schwankt  nun  das  factische  Werthverhält- 
niss  der  beiden  genannten  Edelmetalle  in  längeren  Zeitabschnitten  über 
jenen  Paristand  gleichwie  ein  Pendel  über  seinen  Ruhepunkt  in  beiden 
Richtungen  hinaus.  Es  hat  daher  die  Doppelwährung  zur  nothwendigen 
Folge,  dass  das  Land  der  Doppelwährung  seine,  in  dem  momentan  höher 
im  Werthe  stehenden  Metalle  geprägten  Münzen  stets  unter  dem  Markt- 
preise Jedermann  zur  Verfügung  stellt.  Bei  jeder  erheblichen  Abweichung 
des  factischen  Werthverhältnisses  zwischen  Gold  und  Silber  von  dem 
gesetzlichen  werden  daher  die  aus  dem  höher  im  Werthe  stehenden 
Metalle  geprägten  Münzen  aus  dem  Verkehre  gezogen  und  als  Barren - 
Metall  zu  dem  V/eltmarkt-Preise  mit  Nutzen  verkauft  werden,  da  der 
Verkäufer  vermöge  der  gesetzlich  fixirten  Menge  Münzen  des  andern, 
factisch  billigeren  Währungs-Metalles  einen  wesentlich  niedrigeren  Kauf- 
preis für  dasselbe  entrichtete.  Das  Land  der  Doppelwährung  erleidet 
daher  im  Laufe  der  Zeiten  mit  Nothvvendigkeit  erhebliche,  regelmässig 
wiederkehrende  Einbussen  an  seinem  National- Vermögen.  Dasselbe  ver- 
kauft nämlich  seinen  Münz-Vorrath  aus  dem  über  den  Paristand  sich 
erhebenden  Metalle  stets  unter  dem  Marktpreise  und  es  kommt 
die  Einbusse  der  Differenz  gleich,  welche  zwischen  dem  gesetzlichen 
Paristande  und  dem  Durchschnittscourse  zwischen  dem  Paristande  und 
dem  beobachteten  niedrigsten  Stande  des  betreffenden  Währungs-Metalles 
sich  herausstellt. 

Wenn  endlich  in  dem  Fragebogen  des  Bundesrathes  referirend  noch 
hervorgehoben  wird,  dass  zu  Gunsten  der  Doppelwährung  einerseits  die 
Möglichkeit,  die  bisherigen  Sil  bermünzen  auch  in  dem  neuen 
Systeme  zu  verwerthen,  und  andererseits  die  Möglichkeit   einer 
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^'enaiieii  L  inicchn  iiiii,^  dei-  bestehen  <h]ii  .^cli  uld  verbnifl - 
lichkeiten  in  das  neue  System  —  indem  die.-se  L'nireclmung  sich 
den  Silberwerthcn,  au)  welche  die  Veipflichtiiufjen  lauten,  anschliesse 
—  geltend  gemacht  werde.  ><•  erlaube  ich  mii'.  in  Hetreft'  de.^.  er.stereu 
Arguments  /u  bemerken.  da.>s.  wenn  wir  auf  Kiidieit  und  decimale  Gliede- 
rung der  Silber-  und  Kuj)l'er-Miln/.en  in  ganz  Deutschland  verzichten, 
und  weiter  auch  den  XOrlheil  der  .Vusiiriigung  der  Silbermdnzen  al.>  wirk- 
liclier  Scheidemünzen  uns  nicht  zu  Nulze  machen  w(dlen.  mit  Ausnahme 
des  grösstcn  Theiles  der  1-  und  2-Thalerstücke,  die  jetzigen  Silber-Münzen 
auch  bei  Kinfidirung  der  reinen  Goldwährung  beibehalten  werden  können. 
Was  Südann  die  zweite  Möglichkeit  anlangt ,  su  vermag  ich,  aufrichtig 
gestanden,  den  Sinn  dieses  Arguments  nicht  zu  fassen  und  ich  muss 
zweifeln,  dass  dessen  unbekannter  Urheber  über  den  Sinn  seiner  Behaup- 
tung sich  selbst  klar  geworden  ist.  F.^s  werden  nämlich  durch  die  gesetz- 
liche Werth-Kelation  zwischen  Gold  und  Silber  für  alle  in  Silber  au.-- 
gedrückten  Werthe  adäquate  Goldwerthe  festgesetzt  und  hiermit  ist  für 
sämmtliche  bestehende,  in  Silber  eingegangene  Zahlungs-Verptlichtungen, 
will  der  Schuldner  in  Gold  zahlen,  das  Quantum  der  letzteren  ganz  be- 
stimmt vorgeschrieben.  Mit  anderen  Worten,  durch  die  Aufstellung  der 
gesetzlichen  Werth-Relation  zwischen  Gold  und  Silber  ist  die  Couversion 
vollzogen  und  der  Schuldner  hat  nur  die  freie  Wahl,  ob  er  seine  Ver- 
prtichtung  durch  x  Silbermünzen,  oder  durch  die  denselben  gleichgestellten 
y  Goldmünzen  erfüllen  will.  Die  Conversion  der  bestehenden  Verbindlich- 
keiten bei  der  Einführung  der  Doppelwährung  unterscheidet  sich  da- 
nach in  keiner  Weise  von  der  bei  Annahme  der  reinen  Goldwährung. 
Der  Unterschied  ist  nur  der,  dass  dort  in  Silber  oder  in  Gold  vom 
Schuldner  gezahlt  werden  kann,  hier  dagegen  die  in  Silber  eingegangene 
Schuld  in  Gold  gezahlt  werden  muss. 

c.    Die  Modalitäten  des  Uebergaugs. 

Verschiedene  der  auf  die  Modalitäten  des  Uebergaugs  zur 
Goldwährung  sich  beziehenden  Fragen  des  Bundesrathes  werden 
gegenstandslos,  sofern  das  zur  Ausprägung  der  deutschen  Goldmünzen 
erforderliche  Gold  in  der  französsischen  Kriegs-Eutschädigung  zur  Verfü- 
gung kommt.  So  die,  ohnedies  mit  Sicherheit  nicht  zu  beantwortende 
Frage:  welcher  Preis  für  das  anzukaufende  Gold  voraussichtlich  sich 
herau.sstellen  dürfte  ?  —  sowie  die :  um  welchen  Preis  das  nicht  verwend- 
bare Silber  wohl  werde  verkauft  werden  können V  —  und  endlich:  wie 
hoch  würden  sich  hiernach  die  Kosten  des  üebergangs  zur  Goldwährung 
für  die  Staatscasse  stellen  V    In  meiner  »Kritischen  Umschau*  habe  ich 
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Seite  63  bis  73  den  Versuch  gemacht,  die  zu  der  Beantwortung  der 
vorstehenden  Fragen  nöthigen  Anhaltspunkte  zu  liefern,  allein,  wie  auch 
dort  von  mir  hervorgehoben  wurde,  ist  überhaupt  auf  jene  Fragen  eine 
bestimmte  Antwort  nicht  zu  ertheilen,  sondern  es  lassen  sich  nur  Muth- 
massungen  in  den  gedachten  Beziehungen  aufstellen.  Um  so  willkommener 
nniss  es  uns  sein,  dass  der  Kostenpunkt  bei  der  dermaligen  Sachlage 
in  den  Hintergrund  tritt,  obwohl  allerdings  von  dem  Preise,  welchen 
wir  für  unser  verfügbar  werdendes  Silber  erhalten,  es  abhcängt,  ob  von 
der  französischen  Kriegs-Entschädigung,  soweit  dieselbe  zur  Ausprägung 
von  deutschen  Goldmünzen  und  in  dieser  Gestalt  zur  Einziehung  der 
silbernen  deutschen  Courantmünzen  benutzt  wird,  einige  Procente  mehr 
oder  weniger  verloren  gehen.  Nämlich  angenommen,  die  französische 
Kriegs -Entschädigung  solle  nach  der  Kopfzahl  der  Bevölkerung  unter 
die  einzelnen  deutschen  Staaten  vertheilt  werden,  so  würde  in  jenem 
Falle  nicht  das  Gold,  welches  Frankreich  zahlt,  zur  Vertheilung  ge- 
langen, sondern  das  überschüssige  Silber,  welches  wir  gegen  jenes  Gold 
in  Deutschland  aus  dem  Umlaufe  ziehen.  Da  aber  Silber  als  Geld  in 
Deutschland  in  dem. bisherigen  Umfange  nicht  ferner  verwendet  werden 
kann,  so  gelangte  schliesslich  das  Gold  zur  Vertheilung,  welches  auf 
dem  Weltmarkte  für  jenes  Silber  gekauft  wird.  Von  besonderer  Wichtig- 
keit in  dieser  Beziehung  erscheint  nun  der  Umstand,  dass  Frankreich 
bis  heute  an  der  Doppelwährung  festgehalten  hat  und  dass  es  unter 
den  obwaltenden  Verhältnissen,  wo  es  vielleicht  die  Hälfte  seines  Goldes 
an  Deutschland  abzuführen  hat ,  nicht  wohl  daran  denken  kann .  die 
Doppelwährung  aufzugeben  und  die  reine  Goldwährung  anzunehmen. 
Voraussichtlich  dürfte  daher  in  der  nächsten  Zukunft,  sobald  die  Auf- 
hebung des  Zwangscourscs  der  Banknoten  in  Frankreich  möglich  geworden 
sein  wird,  daselbst  die  Silberwährung  factisch  die  Oberhand  gewinnen. 
In  diesem  Falle  würde  unser  verfügbar  werdendes  Silber  zur  Prägung 
französischer  Silbermünzen  eiue  sehr  erwünschte  Verwendung  finden. 
Diese  Verwendung  trägt  dann  wesentlich  dazu  bei.  dass  die  Entwerthung 
des  Silbers  durch  den  in  Deutschland  verfügbar  werdenden  Bestand 
nicht  den  Umfang  erreicht,  welchen  sie  sonst  und  namentlich  dann  an- 
genommen haben  würde,  weim  gleichzeitig  mit  dem  Uebergange  Deutsch- 
lands zur  Goldwährung  Frankreich  die  Doppelwährung  aufgegeben  und 
die  reine  Goldwährung  angenommen  hätte.  Unter  diesen  Umständen 
würde  der  auf  Seite  09  der  »Kritischen  Umschau«  von  mir  aufgestellte 
Voranschlag  über  die  Kosten  des  Uebergangs  zur  Goldwährung  wesent- 
lich sich  ändern  und  die  eigentliche  Zubusse.  wenn  überhaupt  von  einer 
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solclicn  noch  die  Hede  sein  Icinn.  :uii  nur  wcniK''  Millioin'n  Thaler  sich 
verrinf,'on). 

Wenn  sodimn  \<»ni  l'.nndcsratlie  weiter  gefragt  wird :  in  welchem 
Umfange  würde  (his  eingetauschte  Sil  hercourant  zur 
A  u  s  m  ü  n  /  u  n  g  neuer  Sil  h  e  i-  ni  ü  n  z  e  n  ui  i  t  e  1  n  c  ui  —  w  i  (\  h  o  h  e  n 
—  darauf  zu  legenden  Schi agsch atze  benutzt  werden 
können?  —  so  nehme  ich  auf  die,  in  der  -»Kritischen  Umschau-'  jenem 
Voranschläge;  vorausgeschickten  Erörterungen  Uezug  und  verweise  in 
IJetretf  der  Höhe  der  Zalilungen.  bei  denen  die  (joldzahlung  für  obliga- 
torisch zu  erklären  sein  würde,  auf  eine  später  hierüber  anzustellende 
Erwägung.     • 

Was  endlich  die  Frage  anlangt,  ob  die  Konversion  der  be- 
stehenden Forderungen  aus  Silber  in  Gold  dem  freiwil- 
ligen Ucbereinkommeii  von  Gläubiger  und  Schuldner  zu 
überlassen  und  durch  welche  Vorkehrungen  der  Gefahr 
massenhafter  Kündigungen  bestehender  Schuldverpflich- 
tungen vorzubeugen  sein  würdeV  —  so  ist  auf  S.  19  bis  24  der 
»Kritischen  Umschau«  von  mir  überzeugend  dargethan  worden,  dass 
die  Conversion  aller  Zahlungs- Verpflichtungen  gesetzlich  auszusprechen 
sei  und  dass  in  Folge  dessen  zu  einer  Kündigung  bestehender  Schuld- 
Verhältnisse  sich  Niemand  veranlasst  sehen  werde. 

Es  steht  nun  noch  die  eine,  aber  die  sehr  wichtige  Frage  des 
Bundesrathes  zurück :  w  e  I  c  h  e  s  W  e  r  t  h  v  e  r  h  ä  1 1 n  i  s  s  z  w  i  s  c h  e  n  G  o  1  d 
und  Silber  würde  der  Umrechnung  der  bestehenden,  auf 
Silber  lautenden  Schuld-Verpflichtungen  in  auf  Gold  lau- 
tende zu  Grunde  zu  legen  seinV 

Die  vorstehende  Frage  ist  zuletzt  S.  24  —  30  meiner  »Kritischen 
Umschau«  einer  ausführlichen  Beantwortung  unterzogen  und  daselbst 
der  früher  bereits  von  mir  aufgestellte,  auch  von  anderer  Seite  als 
richtig  anerkannte  Grundsatz  wiederholt  vertheidigt  worden,  dass  die 
Conversion  nur  in  dem,  für  den  Zeitraum  von  der  Steigerung  der  Gold- 
Ausbeute  bis  zur  Gegenwart  sich  ergebenden,  durchschnittlichen 
Werthverhältnisse  zwischen  Gold  und  Silber  erfolgen  könne  und  erfolgen 
dürfe.  Dieses  durchschnittliche  oder  mittlere  Werthverhältniss  für  die 
letzten  20  Jahre  stellt  sich  nun  nach  den  an  der  hamburger  Börse 
notirten  Wechselcoursen  auf  London  fast  genau  auf  1  zu  15,37.  W'oUte 
man  nun  die  bestehenden  Schuld -Verpflichtungen  in  diesem  Werth- 
verhältnisse couvertiren,  so  würde  ein  Goldstück  von  7.258  ßi'i^nimen 
Feingold,  dem  gesetzlichen  Gehalte  von  25  Franken,  6  Thlr.  20  Sgr. 
9  Pf.  nach  norddeutschem  Gclde  gleich  sein.     Gonvertireu  wir  dagegen 
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im  Werthverhältnisse  zwischen  Gold  und  Silber  von  annähernd  1  zu 
15,32,  so  hat  jenes  Goldstück  einen  ^Yerth  von  ö  Thlrn.  20  Sgr.  Eine 
Conversion  in  dem  letzteren  Wcrthvcrhältnisse  er&cheint  aus  dem  Grunde 
statthaft,  weil  unsere  Silbervaluta  durch  das  Münzgesetz  vom  Jahre 
1857  fast  genau  um  den  gleichen  Procentsatz  verringert  worden  ist. 
Recht  und  Billigkeit  geben  daher  als  Conversions-Massstab  für  die  Um- 
wandlung der  bestehenden  Verpflichtungen  das  VVerthverhältniss  von 
c.  1  zu  15,32  an  die  Hand.  Hätten  sicli  nun  die  Zahlungspflichtigen 
die  neuen  Goldstücke.,  welche  nach  dem  augenblicklichen  Werth- 
verhältni.sse  zwischen  Gold  und  Silber  etwa  6  Thlr.  22  Sgr.  8  Pf  werth 
sind ,  aus  eignen  Mitteln  zu  verschaffen ,  um  sie  dann ,  nach  der  im 
deutschen  Münzgesetze  vorgeschriebenen  Werthrelation  zwischen  Gold 
und  Silber  an  ihre  Gläubiger  nur  zu  6  Thlr.  20  Sgr.  wieder  zu  ver- 
ausgaben, so  würde  hierin  eine  grosse  Härte  für  die  Zahlungspflichtigen 
liegen.  Zu  deren  Vermeidung  hat  ihnen  daher  der  Staat,  d.  h.  die 
Gesammtheit  aller  Steuerzahler,  in  deren  Interesse  ja  die  Mttnzreform 
stattfindet,  jene  neuen  Zahlungsmittel  zu  dem  gesetzlichen  Course  von 
6^/3  Thlr.,  resp,  von  IIV3  <^'ulden  süddeut>xh  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Auf  diese  Weise  wickelt  sich  die  deutsche  Münzreform  innerhalb  der 
von  Piecht  und  Billigkeit  gezogenen  Schranken  so  glatt  ab.  wie  wir 
eben  nur  wünschen  können. 

Durch  die  vorstehenden  Erörterungen  erledigt  sich  auch  die  vom 
Bundesrathe  weiter  aufgestellte  Frage:  ob.  wenn  man  5  franzö- 
sische silberne  Fünffrankenstücke  GVsThlrn.  gleichstelle, 
die  am  Silbergehalte  beider  Münzsummen  zu  Ungunsten 
der  Thaler  sich  ergebende  Differenz  von  c.  l*/4%  ignorirt 
werden  dürfeV  Diese  Difterenz  kann  uns  in  keiner  Weise  beirren, 
da  sie  die  nothwendige  Folge  des  Umstandes  ist,  dass  das  französische 
Münzgesetz  den  Paricours  zwischen  Gold  und  Silber  auf  1  zu  15.5 
festgesetzt  hat,  während  wir  einen  solchen  von  1  zu  15,37  als  den, 
den  thatsächlichen  Zuständen  des  durch  die  veränderten  Productions- 
verhältnisse  der  beiden  Edelmetalle  begränzten  Zeitraums  entsi)rechenden. 
durchschnittlichen  ermittelt  haben.  Als  man  in  Frankreich  jene  mittlere 
Werthrelation  gesetzlich  feststellte,  ergab  sich  die  Verhältnisszahl  von 
1  zu  15,5.  Heute  liegen  die  Sachen  jedoch  anders,  weil  die  Zeitperiode 
von  1851  bis  18()0  mit  in  Betracht  kommt,  in  welcher  Silber  unaus- 
gesetzt und  zum  Theil  beträchtlich  höher,  als  1  zu  15,5,  ja  selbst  als 
1  zu  15,32  stand.  Allen  in  diesem  Decennium  eingegangenen  Zahlungs- 
Verpflichtungen,  von  denen  die  sehr  zahlreichen  zu  Eisenbahn-,  Kriegs- 
und sonstigen  Zwecken  contrahirten  Schulden  zum  überwiegenden  Theil« 
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noch  heute  iinj^etilgt  sind,  werden  wir  nur  dadurch  gerecht,  dass  wir 
die  bevorstehende  (Konversion  aus  Silber  in  (Johl  zu  der  aus  der  Ver- 
gangenheit sich  ergebenden  durehscluiittlichen  Weithrelation  und  in 
keinem  anderen  WerthverliüUnissc  stattfinden  hissen.  Ist  auch  im  Augen- 
blicke der  Stand  (h!s  Werthes  von  Silber  zum  (Johle  am  Weltmärkte 
ein  anderer,  so  darf  uns  dieses  vom  Wege  des  Rechtes  nicht  ablenken. 
Nicht  Muthmassungen,  wie  das  fragliche  Werthverhiiltni.^s  sich  zukünftig 
gestaltet,  sondern  allein  die  That-ache.  wie  für  die  in  Betracht  zu 
ziehende  Vergangenheit,  in  welcher  eine  grosse  Menge  der  noch  zu 
erfidlondcn  Zahlungs- Verpflichtungen  eingegangen  worden  ist,  das  durch- 
schnittliche Werthverhältniss  sich  herausstellt,  darf  hierbei  entscheiden. 
Der  in  Betracht  zu  ziehende  Zeitraum  kann  aber  nur  von  da  anheben, 
wo  die  bis  lieute  noch  fortdauernde  gesteigerte  Goldausbeute  eine  gegen 
früher  nicht  unwesentliche  Veränderung  der  Werthrelation  zwischen  Gold 
und  Silber  herbeizuführen  begonnen  hat. 

In  meinen  früheren  Arbeiten  über  die  Reform  des  deutschen  Münz- 
wesens habe  ich  nun  nachgewiesen,  dass  von  einer  verschieden- 
artigen Convertirungs-Grundlage  für  die  Schuld-VerpÜichtungen  älteren 
und  neueren  Datums  nicht  die  Rede  sein  könne,  weil  es  unmöglich  sein 
würde,  zwischen  beiden  die  richtige  Gränzscheide  aufzurichten  und  weil 
ohnedies  eine  heillose  Verwirrung  durch  eine  derartige  Anordnung  her- 
beigeführt werden  dürfte.  Dasselbe  würde  der  Fall  sein,  wollte  man. 
wie  in  den  Fragen  des  Bundesrathes  angedeutet  wird,  nach  der  Höhe 
der  Schuld- Verpflichtungen  eine  Verschiedenheit  der  Con- 
vertirungs-Grundlage eintreten  lassen.  Für  eine  derartige  Unter- 
scheidung wäre  schwerlich  ein  triftiger  Grund  aufzufinden.  W^ollte  man 
überhaupt  Unterschiede  machen,  so  könnte  dieses  nur  insofern  geschehen, 
als  bei  jeder  einzelnen  Zahlungsverpflichtung  festgestellt  würde,  welches 
Werthverhältniss  zwischen  Gold  und  Silber  zur  Zeit  ihrer  Eingehung 
bestanden  hat.  Dieses  ist  auch  in  der  That  vorgeschlagen  worden, 
allein  die  Unmöglichkeit  der  Durchführung  dieser  Convertirungsmethode 
möchte  eines  weiteren  Nachweises  nicht  bedürfen  und  auch  sie  würde 
in  Wirklichkeit  Rechtsverletzungen  nicht  ausschliessen ,  deren  sogar 
mehr  zur  Folge  haben,  als  jede  andere  Convertirungs-Grundlage. 

Es  bleibt  daher  nur  der  eine  Weg  übrig,  für  alle  Schuld -Ver- 
pflichtungen- älteren ,  neueren  und  neuesten  Datums .  einschliesslich  der 
ümwechslung  des  Silbercourants  gegen  Gold,  eiueu  und  denselben 
(^onvertirungs  -  Massstab  gesetzlich  festzustellen  und  von  sämmtlichen 
Vorschlägen  in  dieser  Beziehung  erscheint,  selbst  abgesehen  von  der 
Rechtsfrage,   derjenige;   welcher  die  Hauptgoldmünze   von  annähernd 
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7,258  tifi'amni  Feingold  673  Thlni.  norddeutsch,  oder  IP/a  Fl.  süddeutsch 
gleichstellt,  als  der  alleinige,  bei  dem  die  deutsche  Münzreform  nach 
Massgabe  der  gegenwärtigen  Sachlage  7a\  einem  raschen  und  gedeihlichen 
Abschlüsse  zu  bringen  und  überhaupt  in  einer  Weise  durchzuführen  ist, 
dass  der  Tauschverkehr  durch  die  Reform  nicht  empfindlich  gestört  und 
belästigt  wird. 

Wenn  gegen  die  Convertirung  der  bestehenden  Zahlungs-Verpflich- 
tungen aus  Silber  in  Gold  auf  Grund  der  sich  ergebenden  durchschnitt- 
lichen Werthrelation  und  gegen  das  Auskunftsmittel,  den  Zahlungs- 
pflichtigen die  neuen  Goldmünzen  in  diesem  W^erthverhältnisse  zur  Ver- 
fügung zu  stellen  von  einer  Seite  (vgl.  die  Nr.  966  des  Bremer  Handels- 
blattes vom  16.  April  d.  J.)  noch  immer  das  Bedenken  geäussert  wird, 
dass  dennoch  eine  Mehrbelastung  der  Schuldner  hierdurch  herbeigeführt 
wenle,  so  möchte  ich  hiergegen  noch  bemerken,  dass,  wenn  Deutsch- 
land nach  dem  Wunsche  des  Herrn  Verfassers  jenes  Artikels  zu  der 
Zeit,  als  Gold  zu  Silber  im  Werthverhältnisse  von  1  zu  15,32  stand, 
zur  Goldwährung  übergegangen  wäre  und  in  jenem  Tagescourse  alle 
bestehenden  Verpflichtungen  convertirt  hätte,  die  Lage  der  Schuldner 
eine  ganz  gleiche  sowohl  für  heute  sein,  als  auch  für  die  Zukunft  werden 
würde.  Wir  müssen  daran  festhalten,  dass  Gold  wie  Silber  schwankend 
in  ihrem  Werthe  sind  und  bleiben  und  dass  diese  Schwankungen  durch 
Ereignisse  bedingt  werden,  welche  sich  weder  voraussehen ,  noch  deren 
Einwirkungen  mit  Erfolg  sich  paralysiren  lassen.  Gold  und  Silber  sind 
zwei  neben  einander  laufenden  Dampfschiffen  zu  vergleichen,  von  denen 
bald  das  eine,  bald  das  andere  um  Etwas  voraus  ist.  uns  wird  nun 
die  Aufgabe  gestellt,  von  dem  einen  Schiffe  auf  das  andere  überzu- 
treten. Da  wir  den  Moment  versäumt  haben,  als  beide  in  den  fünf- 
ziger Jahren  vermöge  der  Werthrelation  von  1  zu  15,32  in  gleicher 
Höhe  neben  einander  sich  befanden,  unseren  Uebertritt  zu  bewerk- 
stelligen, so  muss  derselbe  nunmehr  dadurch  ermöglicht  werden,  dass 
wir  die  beiden  Schiß'e  zunächst  neben  einander  auf  gleiche  Höhe  bringen. 
Preisen  wir  den  Zufall,  dass  das  für  die  Neuzeit  sich  ergebende  durch- 
schnittliche W^erthverhältniss  zwischen  Gold  und  Silber  diesen  Be- 
mühungen so  wesentlichen  Vorschub  leistet.  Ob  jedoch  für  die  Zu- 
kunft der  Wechsel  des  Abstandes  zwischen  beiden  Schiften  der- 
selbe wie  bisher,  oder  ob  das  eine  gegen  das  andere  mehr  zurück- 
bleibt, dieses  vermag  Niemand  vorauszusehen.  Wir  haben  die  Ueber- 
zeugung  gewonnen,  dass  der  Uebertritt  von  dem  einen  auf  das  andere 
Schifi"  für  uns  wünschenswerth ,  ja  nothwendig  ist.  Der  Äloment  ist 
günstig,  denselben  auszuführen,  weil  einerseits  das  dermaligc  mittlere 
XV.  11 
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Werthveiliällniss  zwischen  i'uAd  und  Sill)er  Idr  die  in  der  deutschen 
Silbervaluta  ausgodrüc.kten  Wertlie  eine  sehr  «hickliche  Convertiruojis- 
Grundlaf:;e  bietet  und  weil  andererseits  der  Vorlauf  der  I)in,i,'e  des  Jahres 
1870  uns  vürau>sichtlich  das  erforderliche  (iold  zur  VerfügunK  stellt. 
Wir  vollziehen  daher  diesen  Schritt  in  der  festen  L'eberzeuguni? .  dass 
auch  wir,  gleichwie  andere  Nationen,  welche  V(»r  uns  bereits  denselben 
gewagt  und  die  reine  Ooldwilhrung  angenonimen  haben .  ihn  niemals 
zu  bereuen  haben  werden! 

d.    Die  Kechnungs  -  Münze. 

Die  Wahl  der  11  cciinungs- Münze  ist  aus  dem  Cirunde  von  einer 
ganz  be.sondcren  Bedcutun,^.  weil  die.selbe,  je  nncli  deren  Wahl,  den 
Uebergang  zum  neuen  Münzsysteiu  UHiglichst  erleichtern  und  vereinfachen, 
oder  aber  denselben  auch  sehr  eischweien  kann.  Sie  bildet  die  linicke 
zwischen  dem  alten  und  dem  neuen  Münzsysteme  und  sie  hat  sich 
daher  einer.scits  an  die  früheren  llechuungsmünzen  in  einem  thunlichst 
einfachen,  an  die  Haupt-Goldmünze  des  neuen  Systems  aber  jedenfalls 
in  einem  rein  decinialen  Verhältnisse  anzuschliessen. 

Nach  dem  Voraufgegangenen  kann  nun  wohl  ein  Zweifel  darüber 
nicht  mehr  bestehen,  dass  bei  dem  für  die  Gegenwart  ermittelten  durch- 
schnittlichen Werthverhältnisse  zwischen  Gold  und  Silber  von  1  zu  15,37 
weder  das  nordamerikanischc  ö-Dollarstück,  noch  der  englische  Sovereign 
als  Haupt-Goldmünze  für  das  deutsche  Münzsystem  sich  eignen,  da  sie 
wegen  ihres  zu  grossen  Gehaltes  an  Feingold  die  Wahl  einer  Rechnungs- 
Münze  nicht  zulassen,  welche  in  einem  möglichst  einfachen  Verhältnisse 
zum  norddeutschen  Thaler,  sowie  zum  süddeutschen  Gulden  stehen. 
Es  bleibt  daher  von  den  vorhandenen  Gold  -  Münzsystemen  nur  das 
französische  für  unsere  Zwecke  übrig  und  das  demselben  entstannnende 
25-Frankenstück  stellt  sich  als  die  für  unser  neues  Münzsystem  am 
meisten  geeignete  Haupt -Goldmünze  heraus.  Als  die  zweckmässigste 
und  allein  rationelle  liechnungs-Münze  erhalten  wir  dann  deren  zehnten 
Theil,  den  Goldgulden.  Gegen  eine  dem  ö-Frankenstücke  adäquate 
Rechnungs- Münze  machen  sich  nicht  nur  die  früher  bereits  von  mir 
hervorgehobenen  Bedenken  geltend,  dass  diese  Münze  in  Gold  zu  klein, 
in  Silber  zu  gross  sein,  sowie  ferner  dass  bei  den  ümwerthungen  aus 
den  bisherigeii  deutschen  Rechnungs -Münzen  eine  grössere  Zahl  von 
unbequemeren  Bruchtheilen  sich  ergeben  würde,  sondern  es  muss  auch 
ein  weiterer  und  zwar  der  gewichtigste  Einwand  darin  gefunden  werden, 
dass,  eine  Goldmünze  von  annähernd  25  Goldfrankeu  als  Haupt-Gold- 
münze vorausgesetzt,  die  consequent  decimale  Gliederung  unserer  Münz- 
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stücke  durch  den  Doppelgulden  in  empfindlicher  Weise  gestört  wird. 
Ausserdem  verdient  aber  der  Goldgulden  auch  noch  aus  dem  Grunde 
den  Vorzug,  weil  er  uns  mit  dem  österreichischen  Münzsysteme  in  eine 
wünschenswerfhe  annähernde  Uebereinstimmung  bringt,  welche  in  dem 
Augenblicke  zu  einer  vollständigen  werden  wird,  wo  Oe.-teri'cich.  in  der 
Lage  sich  befindend  die  Metall-Währung  wieder  aufzunehmen,  ebenfalls 
zur  reinen  Goldwährung  übergeht  und  dann,  was  wohl  zu  erv/arten 
ist,  seine  Goldmünzen  sowohl  in  Beziehung  auf  den  Gehalt  an  Fein- 
gold, als  auch  rücksichtlich  der  Stückelung  mit  den  Goldmünzen  Deutsch- 
lands in  genaue  Uebereinstimmung  bringt. 

Den  sodann  von  verschiedenen  Seiten  gemachten,  auch  in  dem 
Fragebogen  des  Bundesrathes  berührten  Vorschlag,  dem  neuen  deutschen 
Münzsysteme  die  bisherige  Goldkrone  im  gesetzlichen  Werthe  von  9  Thlrn. 
10  Sgr.  zu  Grunde  zu  legen  und  deren  zehnten  Theil  unter  der  Be- 
zeichnung Goldthaier  als  Rechnungs- Münze  anzunehmen,  habe  ich  be- 
reits auf  S.  11  —  18,  sowie  auf  S.  78  der  »Kritischen  Umschau«  ge- 
nügend beleuchtet  und  von  der  Betretung  dieses  Weges  entschieden 
abgerathen.  Man  kann  in  der  That  nicht  dringend  genug  vor  der 
Durchführung  der  deutschen  Münz-Reforra  auf  dieser  Grundlage  warnen, 
welche  nicht  nur  unser  Münzwesen  in  die  unheilvollste  Verwirrung 
stürzen .  sondern  dasselbe  auch  voraussichtlich  für  ewige  Zeiten  von 
dem  der  übrigen  Welthandelsstaaten  isoliren  dürfte.  Das  Münzwesen 
eines  Staates  ist  der  Lunge  im  menschlichen  Körper  zu  vergleichen. 
Verletzungen  dieses  Organs  haben  gleichwie  Veränderungen  im  Münz- 
wesen aus  dem  Grunde  stets  tief  eingreifende  und  bedenkliche  Folgen, 
weil  wie  jenes  zur  Erhaltung  des  Körpers  in  unausgesetzter  Bewegung 
sich  befindet,  dem  letzteren  eine  ähnliche  Function  in  Beziehung  auf  die 
Unterhaltung  des  Tausch -Verkehrs  in  der  menschlichen  Gesellschaft 
obliegt.  Bei  allen  Umgestaltungen  im  Münzwesen  ist  daher  mit  der 
gr(>ssten  Vorsicht  und  Schonung  zu  verfahren  und  nur  unabweisbare 
Veränderungen  dürfen  und  zwar  allein  in  solcher  Weise  an  demselben 
vorgenommen  werden,  dass  im  Tauschverkehre  und  zwar  sowohl  im 
internen,  als  auch  im  internationalen  keinerlei  Verwirrungen  und 
Stockungen  entstehen.  Jede  Münz-Iieform  muss  daher  an  das  Vor- 
handene sich  thunlichst  anschliessen  und  ihre  Zielpuncte  haben  nicht 
über  das  Nothwendige  hinauszugehen.  Von  diesem  Staudpuncte  aus, 
und  ein  umsichtiger  Münz -Politiker  wird  denselben  niemals  verlassen, 
kann  daher  die  deutsche  Goldkrone  als  eine  zulässige,  ja  selbst  auch 
nur  als  eine  zweckmässige  Basis  des  neuen  deutschen  Münzsystems  nie 
und  nimmer  angesehen  werden. 

11  "^ 
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Wenn  nun  gar  in  der  letzten  Sc>sioii  des  deutschen  Heielistaj,'e> 
der  Antrag  ('ingebiachl  wurde,  den  deut>('lien  (ioldkronen  einen  festen 
(.'as.sencours  von  Q'/a  Thalern  /u  geben  und  die  weitere  Kntwicklnng 
im  dcutsc'lieii  Mün/we.-en  der  /nkunlt  /u  u])erla.'<>en .  ^o  nelinie  ich 
keinen  Anstiunl,  unter  l>e/ugnalinie  auf  di(!  in  der  "Kritischen  rnischaU" 
S.  y?  —  47  jeder  Art  von  Mischwähning  gewidmeten  Hetrachfungen. 
einci'  solchen  Ma.ssregel  jeden  Krfolg  ah/usprechen.  I)urch  Ainiahine 
und  N'erwirklichung  dicse.s  Antrages  würde  die  deutsche  Münz- IJefonn. 
vor  deren  entschiedener,  des  Zieles  sicli  bewusstev  Inangriflfnahme  in 
massgebenden  Kreisen  inniier  noch  eine  grosse  Abn(;igung  zu  herrschen 
scheint,  nur  in  jener  bedenklichen,  ja  unheilvollen  Richtung  engagirt  und. 
nachdem  diese  Bahn  einmal  betreten,  in  derselben  auch  wahrscheinlich 
fortgeführt  worden  sein.  Glücklicher  Weise  ist  in  Folge  der  Annahme 
des  ]]ambcrgcr*schen  Antrages  im  Schoosse  des  Zolli)arlaments  jener 
beim  Reichstage  eingebrachte  Antrag  in  dessen  Verhandlungen  nicht 
wieder  zum  Vorschein  gekoiinncn  und  weiter  hat  das  Schicksal  es  ge- 
lügt, dass  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  Deutschland  dazu  drängen, 
über  die  Ziele  und  Modalitäten  seiner  Münz- Reform  sich  klar  zu  wer- 
den, und  statt  mit  halben  Massregeln  auf  diesem  Gebiete  der  Gesetz- 
gebung zu  debutiren.  sowohl  über  die  zukünftige  Währung,  als  auch 
iUier  die  Rechnungsmünze,  sowie  auch  endlich  über  den  Convertirungs- 
Massstab  und  über  die  sonstigen  Modalitäten  des  Uebergangs  in  kür- 
zester Frist  entscheidenden  Beschluss  zu  fassen. 


III.  Die  Diircliftthrung  der  deutschen  Müuz-Reforni  unter 
den  gegenwärtigen  Verliältnissen. 

In  meinen  früheren  Erörterungen  über  die  Reform  des  deutschen 
Münzwesens  bin  ich  stets  dafür  eingetreten,  dass  die  Umgestaltung  mit 
der  Umprägung  der  Scheidemünzen  in  Silber  und  Kupfer  zu  beginnen 
und  durch  die  Einziehung  der  silberneu  Courantmünzen  gegen  die  gol- 
denen Währungsmünzen  zum  Abschlüsse  zu  bringen  sei.  Ich  wurde  zu 
diesem  Vorschlage  hauptsächlich  durch  den  Umstand  bewogen,  dass 
das  erforderliciic  Gold  auf  diese  Weise  allmählich  und  daher  billiger 
zu  beschaffen  gewesen  sein  würde,  als  wenn,  man,  die  Reform  mit  der 
Einziehung  der  Währungs - jNIünzen  beginnend,  sofort  mit  namhaften 
Kauf-Ordres  für  Gold  hätte  an  den  Markt  treten  und,  um  die  Vollen- 
dung der  Reform  durch  Umprägung  der  Scheidemünzen  nicht  gar  zu 
lange  zu  verzögern,   derartige  Käufe   in  kurzen  Zwischenräumen  hätte 
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wiederholen  müssen.  Da  jedoch  durch  die  Zahlung  der  französischen 
Kriegs-Entschädigung  in  Gold  ein  ausreichendes  Quantum  dieses  Metalles 
voraussichtlich  zur  Verfügung  Deutschlands  koninieu  wird,  es  auch,  soll 
uns  dieses  Gold  wirklich  zur  Goldwährung  führen,  als  erforderlich  sich 
herausstellt,  dasselbe  nur  unter  deutschem,  dem  neuen  Münzsysteme 
entsprechenden  Gepräge  wieder  in  Umlauf  zu  setzen,  so  muss  die  Re- 
form nunmehr  mit  der  Ausprägung  und  dem  Inumlaufsetzen  der  gol- 
denen Währungs-Münzeu  gegen  Einziehung  der  silbernen  Courant-Münzen 
begonnen  werden. 

Auch  bei  dieser  Sachlage  haben  wir  uns  über  die  Ziele  und  Mo- 
dalitäten der  deutschen  Müu>;- Reform  bis  in  alle  Einzelheiten  klar  zu 
werden,  bevor  an  die  Ausmtin/,ung  der  neuen  Goldstücke  gedacht  w^erden 
kann.  Ihr  Gewicht,  respective  ihr  Gehalt  an  Feingold  ist  ja  für  alle 
übrigen  Münzen  massgebend,  da  jene  die  Grundlage  des  neuen  deutschen 
Münzsystems  bilden,  an  welche  die  übrigen  Münzen  in  Silber  und  Kupfer 
in  decimaler  Gliederung  sich  anzuschliessen  haben.  Wenn  ich  nun  im 
Hinblicke  auf  die  voraufgegangenen  Ausführungen  voraussetzen  zu  dürfeii 
glaube ,  dass  ein  Goldstück  von  annähernd  8,o64  Gramm  Bruttogewicht, 
enthaltend  annähernd  7,258  Gi-amm  Feingold,  als  die  geeignetste  Grund- 
lage des  deutschen  Goldwährungs- Münzsystems  an  massgebender  Stelle 
anerkannt  und  in  Aussicht  genommen  werden  wird,  so  befinde  ich  mich 
in  der  Lage ,  in  Beziehung  auf  die  Stückelung  und  Ausstattung  der 
Münzen  in  Gold ,  Silber  und  Kupfer  lediglich  die  Vorschläge  aufrecht 
zu  erhalten,  welche  in  dem  Schriftchen  >Der  Goldgulden  als  die  deni- 
nächstige  deutsche  Rechnungsmünze«  S.  17 — 22  von  mir  gemacht  worden 
sind.  Nur  eine  Abweichung  von  meinen  früheren  Vorschlägen  scheint 
mir  durch  die  gegenwärtige  Sachlage  geboten.  Es  betrifft  dieselbe  die 
genaue  Fixirung  des  Gehalts  an  Feingold  und  im  Zusannnenhange  hier- 
mit des  Bruttogewichts  der  zu  prägenden  deutschen  Goldmünzen,  üeber 
diesen  Punct  werde  ich  im  Anschlüsse  an  die  vom  Bundesrathe  ange- 
deutete Voraussetzung,  dass  die  dem  25-Franken.stücke  entsprechenden 
10-Guldenstücke  7,25  Gramm  Feingold  zu  enthalten  haben  würden,  in 
dem  nächsten  Abschnitte  eine  besondere  Erörterung  anstellen.  Die  in 
dieser  Beziehung  in  Aussicht  genommene  Modihcation  meiner  früheren 
Vorschläge  ist  jedoch  keine  solche,  dass  dadurch  zugleich  alles  Uebrige 
alterirt  wird.  Sehen  wir  also  zunächst,  wie  unter  Berücksichtigung  der 
dermaligen  Sachlage  auf  den  frühei'  aufgestellten  Grundlagen  vorzugehen 
sein  wird. 

Unsere  Aufgabe  würde  zuerst  darin  zu  bestehen  haben .  dass 
wir  2ü-,  10-  und  5-Guldenstücke  in  Gold  in  einer  solchen  Menue  aus- 
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|)iii<-'('i)     <la-^   damit    der   (.(.'hcrMan^j  /iir  Udldwalii  iin^ .    d.  Ii.    die  Kin- 
zicliiiii'4    <l(;r    Mlhiüiicn    Couiaiit -  Miiii/cii    YDiMciioiiinKMi    xscrden    kann. 
Was  dio  (iesaiiiintsmiiiiic  <lrr  liicr/u  ei  roidcrlichcii  (ioldiiuiiizon  aidangt. 
so  liege  ich  die  Ansicht,    (hi.ss  mit   einem   N'ontithe   von  .'.00   Millionen 
(iulden  in  Oold  diese  Ma^siegel  duieli/Mliihren  sein   wird.     \'on  die.ien 
500  Millionen  (inlden   wniden  etwa    loo  Millionen  in  '>- .    fjO  Millionen 
in    'Jo-    nnd    ;'>')()  Millionen    in    10  -  (Juldenstiicken    ;in>gei)räi;t    werden 
nuis.sen.     Von    einci'   t  hei  I  w(!isen    Verausguhnng   dieser    (ioldmuiizen 
kiiini  übrigens  nicht  die  Hede  sein,  du  keine  Miiclil  der  Knie  die  neuen 
(lohhnünzen  im  Umlaute  zu  erhalten  veiinöchte.  so  lange  die  deulsche 
Silber- Valuta,    die  nach   der  heutigen  Werth  -  Kehition    zwischen  Gold 
und  Silber  etwas  zu  hoch  gewerthet  sein  würde,  in  Kraft  steht.   Es  bleibt 
mithin  nur  der   eine,    früher   bereits   von  mir   emi)fohlene  Weg    übrig, 
dass  jene  Goldmünzen  vorläufig  in  geeigneten  Keservoirs  untergebracht 
und  erst,  ist  der  oben  erwähnte  Vorrath  von  denselben  vorhanden,  in 
möglichst  kurzer  Frist  gegen  Einziehung  der  silbernen  Courant-Münzen 
in  Umlauf  gesetzt  werden,  auch  dass  der  Tag,  an  welchem  diese  Mass- 
nahme der  Hauptsache  nach  beendet  sein  wird,  als  der  des  Uebergangs 
zur   Goldwährung   festgesetzt  werde.     Von   diesem  Tage  an   wird    die 
deutsche  Valuta,    obwohl  vor  der  Hand  in  Norddeutschland  noch  nach 
Thalern  u.  s.  w. ,    in   Süddeutschiand   nach   süddeutschen   Gulden    fort- 
gerechnet werden  würde,    nicht  mehr   in  IG.^^  Gramm  Feinsilber    pro 
Thaler   und   9.52  Gramm    Feinsilber    i)ru    Gulden    süddeutsch   bestehen, 
sondern   der   erstcre   wird   dann    eine   ideelle  Grundlage   von   ca.    Lots 
Grammen,  der  letztere  eine  solche  von  ca.  0.e22  Grammen  Feingold  haben. 
Da  die  nach  der  gegenwärtigen  Werth-Relation  zwischen  Gold  und  Silber 
hieraus   sich   ergebende   Aufbesserung   der   deutschen  Valuta  im   inter- 
nationalen Verkehre  von  dem  betreffenden  Tage  an  bei  allen  Zahlungs- 
Leistungen  herüber  und  hinüber  Berücksichtigung  finden  wird,    so  ge- 
währt  die  Ausführung  deutscher  Goldmünzen   von   da  an   keinen   \"or- 
theil  und  es  ist  daher  deren  Abttuss  über  die  deutschen  Gränzen  hinaus 
nicht  mehr   zu   befürchten.     Vorausgesetzt,    das  Fortschreiten    unserer 
möglichst  zu  beschleunigenden  Gold- Ausprägungen  gewähre  die  Ueber- 
zeugung,    dass    die   Sunnne    von    500  Millionen   Gulden    in    Gold    am 
;'.l.  December    1871    ausgeprägt   sein    werde,    und    dass    demnach    am 
1.  Januar    1872"-  mit    der    Einziehung    der    silbernen   Courant-Münzen 
gegen  (ioldstücke,   10  Goldgulden  zu  6^/3  Thalern  norddeutsch,  oder  zu 
IIV3  Gulden  süddeutsch  gerechnet,  begonnen  werden  könne,  so  würde 
als  Tag  des  Uebergangs   zur  Goldwährung   etwa   der   15.  Januar  1872 
festzusetzen   sein.     Während  dieser  Utägigen  Uebergangs -Periode,    in 
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welcher  factisch  die  Doppelwährung  herrscht,  labst  es  sich  allerdings 
nicht  vermeiden,  dass  die  vom  1.  bis  15.  Januar  fällig  werdenden,  nach 
der  alten  Silber- \  aluta  normirten  Zahlungs-Leistungen  nach  dem  Aus- 
lande mit  Vortheil  von  den  Zahlungspflichtio('n  durch  die  neuen  Gold- 
münzen bewirkt  werden.  Mit  dem  15.  Januar  würde  jedoch  dieser 
Vortheil  schwinden  und  ein  Anreiz  zur  Ausführung  unserer  Goldmünzen 
nicht  mehr  vorliegen,  weil  die  Wechselcourse  von  und  nach  dem  Aus- 
lande von  diesem  Tage  an  einer  der  neuen  Gold-A'aluta  entsprechende 
Erhöhung,  respective  Ermässigung  erfahren. 

Bei  dem  Inumlaufsetzen  unserer  neuen  Goldmünzen  gegen  Einziehung 
silberner  Währungs  -  Münzen  wird  von  der  Miteinziehung  der  Staats- 
Cassen scheine  zunächst  Abstand  zu  nehmen  sein.  Erst,  sobald  sich 
Anzeichen  dafür  ergeben,  dass  der  Verkehr  durch  jene  500  Gulden 
Goldmünzen,  beziehungsweise  durch  foitgesetzte  Gold  -  Ausprägungen 
nahezu  gesättigt  ist,  wird  auch  in  dieser  Richtung  vorzugehen  und  dann 
mit  der  grössten  Energie  auf  die  baldigste  Einziehung  des  gesammten 
Staats- Papiergeldes,  einschliesslich  der  Darlehnskassen- Scheine,  sowie 
der  etwa  von  Conimunen  oder  Corporationen  ausgegebenen  Werthzeichen 
ersterer  Gattung,  Bedacht  zu  nehmen  sein.  Die  Durchführung  dieser 
Massregel  kann  nicht  wohl  dem  guten  Willen,  beziehungsweise  der 
momentanen  finanziellen  Leistungsfähigkeit  der  betreffenden  Einzelstaaten, 
von  denen  manche  im  Vergleiche  zu  der  Kopfzahl  ihrer  Bevölkerung 
aussergewöhnlich  hohe  Summen  von  Papiergeld  in  Umlauf  gesetzt  haben, 
überlassen  bleiben.  P^s  möchte  sich  daher  empfehlen ,  dass  vom  deut- 
schen Reiche  auch  diese  Angelegenheit  in  die  Hand  genommen  und  der 
I3etrag  von  c.  60  xMillionen  Thalern,  vorbehaltlich  einer  nachträglichen 
Ausgleichung  unter  den  deutscheu  Einzelstaaten,  von  der  französischen 
Kriegs-Entschädigung  zur  Einziehung  des  gesammten  in  Umlauf  befind- 
lichen Staats-Papiergeldes  verwendet  werde.  Diese  Summe  würde  ent- 
weder in  Gold  und  zwar  in  der  Stückelung  (20-,  10-  oder  5-Guldcn- 
stücke),  für  welche  sich  noch  ein  Bedarf  im  Verkehre  haltend  macht, 
oder  aber  in  Silber  als  neue  Scheidemünzen  in  Umlauf  zu  setzen  sein. 
Weiter  müsste  die  Berechtigung  zur  Ausgabe  von  Staats-Papiergeld  in 
consequenter  Eortbildung  des  Gesetzes  vom  IG.  Juni  1870  über  die 
Ausgabe  von  Papiergeld  im  Norddeutschen  Bunde,  den  Einzelstaaten 
abgesprochen  und  es  kann  höchstens  für  ganz  ausserordentliche  Fälle 
die  Verausgabung  von  Reichs -Papiergelde  vorbehalten  werden.  Das 
Beste  wäre  freilich,  man  verzichtete  ganz  auf  einen  derartigen  Vorbehalt, 
da,  sollten  Umstände  eintreten,   welche   zur  Deckung   eines  dringenden 
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CJelfl-Bcdarfs  keinen  anderen   An-\ve;T;  nbn^'  lassen,    man    =o    wie  .so  zu 
diesem  Mittel  greifen   kann   und  wird. 

Was  die  Banknoten  anlangt,  sd  werden  die.^elben,  abgesehen 
von  (\('V,  in  Folge  der  ('ireulation  der  neuen  Goldimin/en  \oraussiclitlidi 
allmählich  eintretenden  I5e.-ehriinkung  des  L'ndaut■^  der  Appoints  von 
10  Thalcrn  und  daruider,  durch  das  Münzgeselz  nur  insoweit  berührt, 
als  den  in  den  Banknoten  ausgedruckten  Zahlungs-\'er.>prechen  in  Silber 
ein  solches  in  (Jold  und  zwar  das  10  (iuldenstück  zu  (j^/a  Thalern ,  re- 
spective  zu  11^3  Oulden  süddeutsch  gerechnet,  substituirt  wird.  Da 
alle  Activa  der  Banken  in  eiiu*ni  gleichen  Verhältnisse  convertirt  werden, 
so  wird  der  Vermögens -Status  der  Banken  hierdurch  in  keiner  Weise 
alterirt.  Was  insbesondere  die  preussische  Bank  anlangt,  so  würde  fin- 
den Fall,  dass  die  obigen  500  Millionen  Gulden  in  Gold  zur  Einlösung 
der  zur  Uniwechshmg  präsentirten  silbernen  Courant-Münzcn  nicht  aus- 
reichen sollten,  mit  derselben  ein  Abkonunen  dahin  zu  treffen  sein,  dass 
sie  gegen  Hinterlegung  angemessener  Sicherheiten  der  Reichs  -  Münz- 
verwaltung eine  genügende  Quantität  von  Banknoten  für  diesen  Zweck 
zur  Verfügung  stellt,  welche,  nachdem  für  das  eingezogene  Silber  weiteres 
Gold  beschafft  und  in  20-,  10-  und  5-Guldenstücken  ausgemünzt  worden 
ist,  gegen  letztere  wiederum  zur  Einziehung  gelangen. 

Läge  die  Möglichkeit  vor,  bereits  bis  zum  Vollzuge  des  Uebergangs 
zur  Goldwährung  ausser  den  hierzu  erforderlichen  Goldmünzen,  auch 
den  Betrag  von  etwa  1 00  Millionen  Gulden  der  neuen  Scheide  m  ü  uze 
und  zwar  in  silbernen  l-Gulden^tücken  fertig  zu  stellen,  so  könnte  man 
wohl  darandenken,  die  jetzigen  silbernen  2-Thaler-  und  1 -Thaler-Stücke, 
sowie  die  süddeutschen  2-Guldenstücke  sofort  vollständig  aus  dem  Um- 
laufe zu  ziehen.  Da  jedoch  die  deutschen  Münz- Anstalten  durch  die 
Anfertigung  :1er  Gold-Münzen  vollauf  in  Anspruch  genommen  sein  werden, 
so  dürfte  im  lnteres.se  des  Verkehrs  ein  Theil  der  1 -Thalerstücke  im 
Umlaufe  zu  belassen,  beziehungsweise  davon  nach  Bedarf  wieder  in 
Oirkel  zu  setzen  sein.  Diese  Thalerstücke  nehmen  selbstverständlich 
die  Natur  von  Scheidemünzen  an,  welcher  durch  die  Bestimmung  im 
Mtinz-Gesetze  Ausdruck  zu  geben  sein  würde,  dass  Niemand  verptiichtet 
sei,  bei  Beträgen  von  10  Thalern,  oder  15  Gulden  süddeutsch  und  mehr 
(später  bei  etwa  10  Goldgulden)  Zahlung  ausschliesslich  in  Silbermünzen 
zu  empfangen.'  Was  sodann  die  dermaligen  silbernen  Courant- Münzen 
unter  1  Thaler.  sowie  die  Scheidemünzen  in  Silber  und  Kupfer  betrifft, 
so  bleiben  dieselben  vor  der  Hand  sämmtlich  im  Umlaufe  und  sie  werden 
nur  in  dem  Umfange,  wie  die  Ausprägung  der  neuen  Scheidemünzen 
vorschreitet,  nach  und  nach  aus  dem  Verkehre  gezogen.    Ueber  die  nach 
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dem  Bedarfe  zu  beinessenden  Scheidsmüiiz-Ausprägungen.  über  den  Be- 
trag, welcher  bei  Zahlungs-Leistungeu  in  silbernen  und  kupfernen  Klein- 
geld zu  nehmen,  sowie  über  die  Scheidcmünz-Beträge,  welche  von  den 
öffentlichen  Gassen  jeder  Zeit  gegen  goldene  Währungs-Münzen  auf  Ver- 
langen umzutauschen  sind,  hat  das  Miinzgesetz  Bestimmung  zu  treffen. 

So  lange  nun  die  im  Vorstehenden  bezeichneten  Silber-  und  Kupfer- 
Münzen  als  Scheidemünzen  im  Verkehre  bleiben,  wird  man  die  Rechnung 
nach  Thalern  u.  s.  w.  im  Norden,  nach  Gulden  im  Süden  beibehalten 
und  erst  dann  die  ümwertbung  aller  Schuld- Verhältnisse 
in  Gold  gülden  und  die  Rechnungsführung  nach  Gulden  und 
Kreuzern  als  Pflicht  auferlegen,  wenn  die  Letzteren  factisch  in  Um- 
lauf getreten  und  die  bisherigen  silbernen  und  kupfernen  Scheidemünzen 
gegen  dieselben  eingezogen  worden  sind.  Thaler  sowohl  als  auch  Silber- 
groscheu  lassen  sich  nun  ohne  Bruchtheil,  die  süddeutschen  Gulden  wenig- 
stens mit  ziemlicher  Leichtigkeit  iji  Goldgulden  und  Neukreuzer  um- 
werthen.  Eine  Ausnahme  hiervon  machen  nur  (abgesehen  von  dem  sächsi- 
schen u.  s.  w.)  der  norddeutsche  Pfennig,  sowie  die  süddeutschen  Kreuzer 
und  Heller ,  da  jener  ■=.  '»/^j  Neukreuzei- ,  diese  =  ^^l-, ,  rcspective  ^/\^ 
Neukreuzer  sein  würden.  In  tlem  Klein  -  Verkehre  wird  insofern  eine 
Ausgleichung  sofort  statt  finden,  als  dieWaaren-Quantitäten.  welche  bisher 
für  Pfennige,  oder  Kreuzer  und  Heller  feilgehalten  wurden,  eine  ent- 
sprechende Aenderung  erfahren.  Ein  Zwieback  z.  B. ,  welcher  jetzt 
2  Pfennige  kostet,  wird  in  Zukunft  um  '/s  schwerer  für  einen  Neukreuzer 
zum  Verkaufe  gestellt  weiden.  Wo  es  sich  dagegen  um  die  Conversion 
von  Zahlungs- Verpflichtungen  handelt,  welche  in  Pfennige  oder  in  Kreuzer 
und  Heller  auslaufen,  hat  das  Münzgesetz  diesen  unbedeutenden  Knoten 
dadurch  zu  durchhauen,  dass  die  sich  ergebenden  Bruchtheile  unter 
V2  Neukreuzer  ausser  Berechnung  bleiben,  die  von  und  über  V2  -^*^^^" 
kreuzer  für  einen  ganzen  Kreuzer  gerechnet  werden. 

Von  einer  ganz  besonderen  Wichtigkeit  ist  endlich  noch  der  Um- 
stand, dass  eine  Menge  von  S  i  1  b  e  r  m  ü  n  z  e  n  b  e  n  a  c  h  b  a  r  t  e  r  S  t  a  a  t  e  n , 
namentlich  die  Oesterreichs  sich  vollständig  in  unseren  Geld -Umlauf 
eingebürgert  haben  und  dass  im  Süden  Deutschlands  Silbermünzen,  wie 
z.  B.  die  brabanter  Kronenthaler  im  Undaufo  sich  befinden,  welche 
inzwischen  vollständig  heimathslos  geworden  sind.  Beide  Gattungen 
von  fremden  Münzen  können  nach*  Vollzug  des  Uebergangs  zur  G(dd- 
wälirung  nicht  ferner  im  Verkehre  belassen  werden  um!  zur  Erreichung 
dieses  Zieles  bleibt  kein  anderes  Auskunftsmittel  übrig,  als  jede  Zah- 
lungs-Leistung in  österreichischen  u'.  s.  w.  Silbermünzen  mit  Strafe  zu 
bedrohen.   Hierdurch  weiden  die  Sijl)ermünzen  isoch  exi.Ntirender  Nachbar- 
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staateii  in  iliic  lleiiiiatli  /iiiiicki^cdniii.nl.  waliicinl  die  Mlhcniinii/cii  der 
letzti'ien  (luttitii^  (ladiiicli  au^  der  Welt.  gcscIiaHl  svuitlcti  nllls^(;ll,  das^ 
>ie  iimeiihalb  eines  nicht  /.ii  lan^  zu  lieniesseiiden  /eitiaiiin.>  zu  eiriciii 
\\\\'i'U\  (iclialte  an  l'('in>ill)('r  ciitspiechcnden  Casseneuui>e  von  den  öi- 
l'entlielien  fassen  an^^en(»nniu'ii  und  dei'  .Minizanstalt  überwiesen  werden. 
JSoniit  diiiltcn  im  \orstelienden  die  Ilauj)ti)uiicte  an^'edeutet  sein, 
(iber  welehe  das  deutscbe  lleichs- Minizf^esctz  P.estininiun'4  zu  treffen 
liat.  Ks  würde  daher  nur  noch  die  oben  otlen  t;ehaltene  I'ra^e:  welche.- 
(Quantum  Feingold  das  1  o  (i  uldcnst  (ick  zu  enthalten  habe? 
zu  erwäyen  sein. 

IV.    Ein  VermittiujigH- Vorschlag. 

liei  meinen  Erörterungen  und  \'orschlägen  in  Betreff  der  deutschen 
Münz-Iieforin  habe  ich  immer  daran  festgehalten,  dass  eine  Identität 
zwischen  dem  deutschen  und  dem  französischen  Gokhnünzfusse  herzustellen 
und  zu  dem  pjido  das  deutsche  10 -Guldenstück  genau  im  gesetzlichen 
Feingehalte  von  25  Goldfrauken,  also  im  Schrot  zu  8.„e,  Grammen,  im 
Korn  zu  7,253  Grammen  auszuprägen  sei. 

Gegen  diesen  Vorschlag  sind  drei  Kinwände  von  \erscliiedcnen 
Seiten  erhoben  worden. 

Erstens  der  factische  Mindergehalt  der  französischen  Goldvaluta, 
herbeigeführt  einerseits  durch  die  Ausnutzung  der  zugelassenen  Fehler- 
gränze  bei  den  französischen  Gold-Ausuninzungen  und  andererseits  durch 
den  Mangel  an  Vorschriften  in  der  lateinischen  Münz -Convention  in 
Betreff"  der  Einziehung  der  über  das  fiir  zulässig  erklärte  Maass  hinaus 
zu  leicht  gewordenen  Goldstücke. 

Zweitens  das  nach  Tausendtheilen  eines  Gramms  sich  beziffernde 
gesetzliche  Brutto  -  Gewicht ,  beziehungsweise  der  in  derartigen  Bruch- 
theilen  normirte  Gehalt  an  Feingold  des  französischen  25-Frankenstücks. 

Drittens  die  aus  der  Identität  des  zu  e^/jThlrn.,  oder  II2/3  Gulden 
suddeutsch  tarifirt  werdenden  10-Guldenstücks  mit  dem  25-Fraukenstückc 
sich  ergebende,  nach  dem  augenblicklichen  VVerthverhältnisse  zwischen 
Gold  und  Silber  dem  Silber  zu  günstige  Convertirungs-Grundlage. 

Wohl  in  Rücksicht  auf  diese  keineswegs  in  Abrede  zu  stellenden 
Mängel  findet  sich  nun  in  den  Fragen  {\eB  Bundesrathes  die  Andeutung, 
dass  das  deutsche  10-Goldguldenstück  nicht  mit  einem  Gehalte  an  Fein- 
gold von  7,258  Grammen,  sondern,  wie  auch  Herr  Dr.  Grote  früher 
vorgeschlagen .  nur  mit  einem  solchen  von  7.25  Grannnen  auszuprägen 
sein  werde. 
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Eine  nochmalige  Erwägung  jener  Einwände  möchte  gegenwärtig 
um  so  mehr  geboten  sein,  al.s  die  Voraussetzungen,  von  denen  ich 
früher  ausgegangen,  in  Folge  der  wesentlich  veränderten  Sachlage  in 
Frankreich  als  zutreöende  nicht  mehr  anzusehen  sind.  Von  einer  un- 
veränderten Annahme  des  französischen  Gold-l\lüuzfusses  konnte  nämlich 
nur  unter  der  Bedingung  die  Rede  sein,  dass  gleichzeitig  der  U eber- 
gang zur  reinen  Goldwährung  in  den  Staaten  der  lateinischen 
Münz -Convention  zum  Vollzuge  gelange,  da  anderenfalls  vermöge  der 
dort  fortdauernden  Doppelwährung  auch  unsere  Goldmünzen  bei  einer 
wesentlichen  Steigerung  des  Goldwerthes  gegenüber  dem  Silber  über 
1  zu  15.5  hinaus  mit  in  die  französischen  Schraelztiegel  v^andern  würden. 

Way  nun  den  ersten  der  drei  obigen  Einwände  betrifft,  dass  der 
französische  gesetzliche  Goldmünzfuss  thatsächlicii  nicht  aufrecht  er- 
halten worden  sei  und  dass  es  daher  bedenklich  erscheine,  in  Beziehung 
auf  unser  Münzwesen  in  eine  so  enge  Verbindung  mit  den  Staaten  der 
lateinischen  Münz -Convention  einzutreten,  so  habe  ich  S.  14  meiner 
»Kritischen  Umschau«  Herrn  Nothomb  gegenüber  hervorgehoben,  dass 
in  der  zwischen  Deutschland  und  jenen  Ländern  abzuschliessenden  Con- 
vention, sowohl  wegen  der  genauen  Ausprägung,  als  auch  wegen  Ein- 
ziehung der  zu  leicht  gewordenen  Goldmünzen  das  Nöthige  vorzusehen 
sein  werde.  Wie  die  Sachen  dermalen  liegen ,  kann  allerdings  an 
eine  der  Inangriffnahme  der  deutschen  Münz -Reform  voraufgehende 
bezügliche  Uebereinkunft  zwischen  Deutschland  und  jenen  Staaten  nicht 
gedacht  werden.  Ja,  wollte  man  auch  in  dem  Friedens-Instrumente  das 
dieserhalb  Nöthige  vorsehen ,  so  würde  hierdurch  weder  der  factische 
Zustand  der  französischen  Goldvaluta  sofort  geändert,  noch  eine  Ge- 
währ dafür  geschaffen ,  dass  Frankreich  selbst  bei  dem  besten  Willen 
zur  baldigen  Wiederbeseitigung  seiner  Papiervaluta,  zur  Annahme  der 
reinen  Goldwährung,  zur  Wiederherstellung  einer  genauen  Ueberein- 
stinnuung  zwischen  dem  gesetzlichen  und  factischen  Feingold  -  Gehalte 
seiner  Goldmünzen,  sowie  zur  strikten  Erhaltung  dieser  Uebereinstim- 
mung  für  die  nächste  Zukunft  im  Stande  sein  werde.  Unter  diesen 
Umständen  kann  von  der  Annahme  des  gesetzlichen  französischen 
Goldmünzfusses  Seitens  Deutschlands  nicht  mehr  die  Rede  sein,  weil, 
wollte  man  unsere  vollhaltigen  Goldmünzen  im  Verkehre  25  Gold- 
franken gleich  stellen,  jene  mit  Viu'theil  in  dem  Gebiete  der  lateinischen 
Münz-Convention  eingeschmolzen  werden  würden,  während,  wollte  man. 
um  dieses  zu  vermeiden,  einen  der  durchschnittlichen  Differenz  an  Fein- 
gold entsprechenden  Wei'thunterschied  zwischen  10  Goldgulden  deutscher 
Währung  und   25  (ioldfranken  französischer  Währung  eintreten  lassen. 
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die  aii'^cstiebl«;  Identitiit  Ijoidcr  \  iiliitoii  iiiclil  licilicigcfiilirt  werduii 
wiirdi".  Wenn  nun  aber  (la>  let/lcre  Ziel  auf  diesem  Wc^'c.  d.  li.  durch 
Annaluiiü  des  gc.set/ 1  iclion  fVanzösischen  Goldniiin/J'usso.s .  mit  ab- 
soluter (icnauigkeit  niclit  ei'rciclit  werden  kann,  wir  uns  also  dazu 
eutschliessen  müssen,  an  dem  l''ein.^old -(iehalte  unserer  (ioldminizen 
eine  angemessene  Verringerung  eintreten  /u  las>en  .  dann  dürrten  wir 
Wühl  daran  tluui .  bei  den  desliali)ig('n  Krwägungen  auch  andern  Jiiick- 
^iichten  die  verdiente  l'>eachtung  zu  schenken.  Unsere  luteres.scn  weisen 
uns  in  diesem  Falle  zunächst  darauf  hin.  unsere  Goldvaluta  so  weit 
unter  die  l'ranzüsisch(;  zu  stellen,  dass,  die  Fortdauer  jener  Mängel 
in  der  französischen  Münz -Gesetzgebung  und  sonach  die  weitere  Ver- 
ringerung der  franz()sisc,hen  Goldvaluta  durch  fernere  Abnutzung  der 
im  Undaufe  befindlichen  Gohhnünzen  vorausgesetzt,  wir  selbst  in  einem 
längeren  Zeitiaume  nicht  (iefahr  lauten .  die  thatsächliche  französische 
Goldvaluta  unter  die  unsrige  herabgehen  zu  sehen. 

Sind  wir  aber  zu  einem  s<dchen  Schritte  geiiöthigt ,  danii  würde 
auch  weiter  hierbei  zu  ei'wägcn  sein ,  ob  und  wie  etwa  dem  zweiten 
Finwande,  dass  nämlich  Schrot  und  Korn  des  dem  gesetzlichen  franzö- 
sischen 25 -Frankenstücke  identischen  deutschen  10- Guldenstücks  nach 
Tausendtheilen  von  Grammen  sich  beziffern  und  ohnedies  in  irrationale 
Zahlen  auslaufen  würden.  Rechnung  getragen  werden  l;öune.  Wenn 
auch  der  vom  Bundesrathe  betonte  Vorschlag,  den  Feingold-Gehalt  der 
deutschen  Haupt -Währungsim'inze  auf  7,25  Granimen  festzusetzen,  in 
welchem  Falle  dessen  Bruttogewicht  8,^55  .  .  .  Grannnen  betragen  würde, 
einen  kleinen  Fortschritt  in  jener  Beziehung  bekundet,  so  dürfte  jedoch 
der  in  Rede  stehende  Einwand  in  dem  Talle  noch  viel  gründlicher  be- 
seitigt werden,  w e n n  m an  d e n  F e i n g 0 1  d - G e h a  1 1  des  deutschen 
1 0-Guldenstückes  auf  7,2  Grammen  normirte,  da  dann 
dessen  Bruttogewicht  genau  8  Grammen  ausmachen 
w  ü  )■  d  e. 

Auch  der  dritte  Einwand,  der  Werth  des  Silbers  werde  zu  hoch 
angenommen,  wenn  das  genau  im  gesetzlicher»  Feingold -Gehalte  von 
25  Franken  ausgeprägte  10-Guldenstück  zu  e^/jThlrn..  oder  ll^/s  Gulden 
süddeutsch  taritirt  und  in  diesem  Verhältnisse  die  Conversion  aller  be- 
stehenden Zahlungs- Verpflichtungen  bewirkt  werde,  wird  auf  diese 
W^eise  vollständig  entkräftet,  da,  wenn  ein  nur  7,2  Grannnen  Feingold 
enthaltendes  Goldstück  GVsThlrn.,  bez.  1  P/s  Gulden  süddeutsch  gleich- 
gestellt wird .  die  Conversion  in  einem  Werth  -  Verhältnisse  zwischen 
Gold  und  Silber  von  1  zu  15,43  zum  Vollzuge  gelangt,  welches  Werth- 
Verhältnir>s  den  Umstand   für   sich   hat,   dass   es  als   das  luitt lere 
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zwischen  dem  gesetzlichen  französischen  und  dem  f  ü  v 
die  letzten  20  Jahre  nach  den  deutschen  B  ö  r  s  e  n -  X  o - 
t  i  r  u  n  g  e  n  sich  ergebenden  durchschnittlichen  \^^  e  r  t  h  - 
N'erhältnisse  sich  herausstellt. 

Wir  erhielten  demnach  für  die  grössten  Handelsstaaten  der  Welt 
die  in  der  nachstehenden  Uel)ersicht  näher  bezeichneten  Haupt -Gold- 
münzen. 


r„  „(,i;  i,„    n», ..»,!•  i  Werth  in  WerUi-Abwei- 

D  .  11^         n  1  ou  „         deutschen  cliungvoii  dem 
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Gewicht  lu  leinaold  in  "  .  r>  u     u 

r,.,  p,     °  und  Goldeulden- 

Granunen.  ,  Grammen.    ,-     ,  o.  •  j      •     «/ 
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Gegen  den  obigen  Vermittlungs  -  Vorschlag  kann  nun  mit  Grund 
nur  der  Einwand  erhoben  werden ,  dass  Deutschland ,  statt  eines  An- 
schlusses an  den  nordamerikanischen .  englischen  oder  französischen 
Goldniünzfuss  — •  zu  deren  Verschmelzung  auf  einer  erst  noch  zu 
schaffenden  Basis  bis  jetzt  freilich  nur  vergebliche  Anstrengungen  ge- 
macht worden  sind  —  neben  jenen  dreien  noch  einen  vierten  selbst- 
ständigen Goldniünzfuss  in  das  Leben  rufen  würde.  Diesem  p]inwandc 
gegenüber  ist  nun  zunächst  darauf  hinzuweisen,  dass  Deutschlands  Haupt- 
aufgabe darin  besteht,  von  der  Silberwährung  zur  Goldwährung  zu 
gelangen  und  dass  die  Frage,  üb  und  welcher  der  bestellenden  Gold- 
münzfüsse  als  Zielpunct  hierbei  in  das  Auge  zu  fassen  sei,  erst  in 
zweiter  Linie  und  nur  insoweit  in  Betracht  komiiien  kann,  als  die 
Möglichkeit  vorhanden  ist,  die  gleichzeitige  Erreichung  dieses  Zieles 
mit  in  Aussicht  zu  nehmen.  Ohne  die  unheilvollste  Verwirrung  in 
unserem  Münzwesen  ist  es  nun  nicht  möglich,  den  nordamerikanischen 
oder  den  englischen  Goldniünzfuss  der  deutschen  Münz- Reform  zu  Grunde 
zu  legen,  und  ausserdem  ist  keiner  dei'selben  von  einer  Beschaffenheit, 
welche  dessen  spätere  allseitige  Annahme  wahrscheinlich  macht.  Nur 
der  französische  Goldmünzfuss  könnte  unter  anderen  Umständen,  wenn 
nämlich  Frankreich  zur  Einführung  der  reinen  Goldwährung,  sowie  zur 
Uebernahme  einer  genügenden  Garantie  für  die  Wiederherstellung  und 
die  Aufrechthaltung  seiner  gesetzlichen  Goldvaluta  in  der  Lage  und 
geneigt  sein  würde  —  hierbei  aus  dem  Grunde  in  Betracht  kommen, 
weil  vermöge  des  für  die  letzten  20  Jahre  sich  ergebenden  durchschnitt- 
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liehen  Werthcs  des  .Silbers,  in  NcMbiiidiin^  mit  iU'i]i  Wiederausgleiche 
der  in»  Jahre  IHöT  vollzoj^eiicn  willkilrliclicii  Nerriiigeriing  unserer 
Valuta,  die  Difterenz  balancirt  wird,  welche  zwischen  dem  deutschen 
iiml  dem  französischen  Silber-,  respectivc  (iold-Münzfusse  besteht.  In 
Kücksicht  hierauf  könnten  wir  10  (uddgiddcn  odei-  'i.'i  l'innken  r»  Thlrn. 
20  Sgr.  oder  iTVa  (:»ulden  süddeutsch  gleich.stellen. 

Gegenüber  der  'l'hatsaclK!  iedoch.  dass  der  factisehe  (iclinlf  an 
Feingold  in  den  französischen  (juldniünzen  mit  dem  gesetzlichen  nicht 
mehr  übereinstimmt,  dass  —  abgesehen  von  der  wahrscheinlichen  Aus- 
beutung des  für  'die  französischen  25-Frankenstückc  auf  1  Tausendtheil, 
für  die  20-  und  10- l'rankenstücke  auf  2  Tausendtheih^  und  für  di(; 
goldenen  ö  -  Frankenstücke  auf  3  Tausendtheile  festgesetzten  Passir- 
gewichts —  auch  die  um  weitere  ä  Tausendtheile.  also  von  der 
'1  oleranz-Uränze  an  gerechnet,  durch  den  Umlauf  abgenutzter  Goldstücke 
von  öffentl ichen  Gassen  nur  sollen  zurückgewiesen  w  erden 
dürfen,  mithin  bei  20-  und  10-Frankenstiicken  ein  Manco  von  2-|--'') 
also  7  Tausendtheileii .  bei  ")  -  Krankenstücken  ein  solches  von  3  -\-  5. 
also  8  Tausendtheilen  zugelassen ,  und  selbst  einem  weiteren  Abgange 
nicht  einmal  eine  feste  Gränze  gezogen  wird  —  hat  es  meines  Erach- 
tens  seine  volle  lierechtigung,  dass  Deutschland  seinen  Goldmünzfuss 
von  vornherein  um  8  Tausendtheile  unter  den  in  Frankreich  gesetzlich 
angeordneten  normirt.  Dieses  würde  der  Fall  sein,  wenn  der 
Feingold  -  Gehalt  des  deutschen  1  o  -  Güldenst ücks  auf 
7.2  Grammen  festgesetzt  wird. 

Wir  befinden  uns  dann  in  der  Lage,  die  weitere  Entwicklung  der 
M  ü  n  z  -  V  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  c  in  Frankreich  ruhig  abwarten  zu  können.  Unser 
Münzwesen  wird  dadurch  allen  Störungen  entrückt,  welche  die  längere 
Dauer  des  Zwangscourscs  der  Banknoten,  die  fernere  Beibehaltung  der 
Doppelwährung,  oder  die  ohne  Remedur  weiter  sich  vollziehende  Ab- 
nutzung der  französischen  Goldniünzer.  andernfalls  füi'  Deutschland  zur 
Folge  haben  würde.  Bei  Zahlung  kleiner  Summen  würde  oluiedies  der 
deutsche  Goldmünzfuss  als  identisch  mit  dem  französischen  betrachtet 
werden,  bei  grösseren  allerdings  die  Differenz  Beachtung  finden,  welche 
zwischen  7,2  Grammen  F'eiugold  und  dem  durchschnittlichen  Ge- 
halte von  25  Goldfranken  aus  den  im  Umlaufe  befindlichen  französischen 
Goldmünzen  ermittelt  wird.  Sehr  bedeutend  kann  diese  DiÖerenz  unter 
den  geschilderten  Verhältnissen  nicht  sein.  Vielleicht  wird  sie  als  eine 
so  geringe  sich  ergeben,  dass  selbst  im  grossen  Verkehre  die  Identität 
beider  Münzfüsse  angenommen  wird.  Weiter  dürfte  die  rationellere 
Grundlage  unseres  Münzsystems  die  Folge  haben,  dass  Frankreich,  .so- 
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bald  es  zui'  Wiederaufnahme  der  ?iletall -Valuta,  beziehungsweise  zur 
Annahme  der  reinen  Goldwährung  in  der  Lage  sich  befindet,  den  deut- 
schen Goldmünzfuss  adoptirt,  und  wir  würden  dann  bei  Abschluss  des 
die  Ausprägung  und  die  Circulation  von  10 -Gulden-,  respective  von 
25 -Frankenstücken  betreffenden  Münz  -  Vertrages  unserseits  die  Bedin- 
gungen vorschreiben  und  insbesondere  die  genaue  Beachtung  der  im 
diesseitigen  Münzgesetze  in  Betreff  der  strikten  Aufrechthaltung  des 
Münzfusses  zu  treffenden  Bestinnuungen  von  Frankreich  beanspruchen 
können. 

Auch  das  Verhältniss  eines  derartigen  Muuzfusses  zu  dem  Nord- 
amerikas und  Englands  ist  keineswegs  ein  ungünstigeres,  als  das  des 
französischen.  Zwar  vergrössert  sich  die  zwischen  dem  25-Frankenstücke 
einerseits  und  dem  5-Dollarstücko,  sowie  dem  Sovcreign  andererseits  be- 
stehende Differenz  bei  dem  auf  7. 2  Grannnen  Feingold  norn^.irten  10-Guldeu- 
stücke  um  Etwas,  allein  da  eine  Münz-Einigung  mit  jenen  Staaten  nur 
durch  die  Verringerung  des  Feingoldgehaltes  der  dortseitigen  Goldmünzen 
möglich,  dieselbe  aber  so  wie. so  nur  vermöge  eines  gesetzlichen  Aus- 
gleichs zu  Gunsten  der  Zahlungs-Empfänger  durchzuführen  ist,  so  wird 
nach  diesen  Seiten  hin  die  Münz-Einigung  durchaus  nicht  schwieriger 
••gemacht,  als  sie  auf  der  Grundlage  des  25- Frankenstückes,  dasselbe 
7,258  Grammen  Feingohl  gleichgesetzt,  sein  würde.  Im  Gegentheile  der 
Umstand,  dass  das  deutsche  10-Guldenstück  einen  mit  Zehntheilen  von 
Grammen  abschliessenden  Gehalt  an  Feingold  erhält,  dessen  Fuiuh- 
gewicht  sogar  auf  ganze  Grammen  abgerundet  wird ,  dürfte  eher  noch 
einen  Im])uls  für  England  und  Nordamerika  abgeben,  endlich  auch  ihrer- 
seits den  Anschluss  an  diese,  den  L^mständen  nach  möglichst  rationelle 
Basis  ernstlicher  anzustreben,  als  dieses  bisher  der  Fall  gewesen,  wo 
als  Grundlage  (Icr  I-^inigung  nur  das  französische  25- L'rankenstück. 
dessen  gesetzlicher  Feingold- Gehalt  auf  die  irrationale  Zahl  von  7,25« 
.  .  .  Grammen,  dessen  Rauhgewicht  in  gleicher  Weise  auf  8. (,(.4 . .  .  Gram- 
men sich  beziffert,  in  Aussicht  stand. 

Zu  Vorverhandlungen  mit  die^^eu  Staatiiu.  in  welche  einzutreten 
in  der  Nunnner  !)!):i  des  Bremer  Handelsblattes  vom  22.  d.  M.  empfohlen 
wird,  fehlt  es  Deutschland  jedoch  an  Zeit,  da  das  (lold,  welches  die 
französische  Kriegs-Entschädigunng  in  unsere  Hand  bringen  soll,  sofort 
ungeprägt  und  vor  dem  Beginne  dieser  Arbeit  über  Gehalt,  Stückelung 
und  Ausstattung  der  deutschen  Gokhm'inzcn  Beschluss  gefasst.  d.  h.  gesetz- 
liche I>esti!nnuing  getrt)ffen  werden  nuiss.  Wirksnmer  aber  als  alle 
Verhandlungen  ist  in  solchen  Sachen  das  Beispiel.  Der  selbstständige 
und   entschiedene   Vorgang   Deutschlands   wird   in   England   und  Nord- 
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ainei'ika  mehr  Kiiulruck  inuchcii  und  eher  zur  Nachlulj^e  aurej,'en.  als  alle 
iOrwä^'ungeii  und  llespiechun^en  über  eine  internationale  Münz-Kinigung, 
—  welche  auf  jeder  anderen  Grundlage,  als  auf  der  eines  O'/a  Thalern 
gleich/ustellendcn  (ioldstfickes  von  7,2  Grammen.  re>pective  von  7.2  bis 
etwa  7.25  Gr;inMuen  Feingold,  wegen  unseres  gleichzeitig  zu  vollziehenden 
Uebergangs  von  der  Silber-  zur  Goldwährung  die  grössten  Verwirrungen 
in  unserem  Münzwesen  anrichten  wurde  —  die  die.serhalb  sich  aufdrängen- 
den Hedenken  und  Schwieligkeiten  nicht  zu  beseilii^en  verm(igen. 

Sollte  jedoch  an  massgebender  Stelle  dennoch  der  vollständigen 
Sofortigen  Uebereinstinimung  des  deutschen  mit  dem  französischen  Gold- 
münzfusse  der  Vorzug  eingeräumt  werden,  so  bleibt  nichts  Anderes 
übrig,  als  durch  genaue  l-eststellung  des  Feingold-Gehaltes  einer  ange- 
messenen Anzahl  der  im  Umlaufe  befindlichen  verschiedenen  französi.schen 
Goldstücke  den  facti^chen  französischen  Goldmünzfuss  zuvor  zu  er- 
mitteln und  den  hieraus  für  25  Goldfranken  .-ich  ergebenden  durchschnitt- 
lichen Gehalt  an  Feingold  für  un.ser  10 -Goldguldenstück  zu  adoptiren. 
l{!s  würde  jedoch  hieibei  weiter  auch  der  durch  die  fernere  Abnutzung 
der  alten  französischen  (ioldmünzeii  fortschreitenden  Verringerung  des 
durchschnittlichen  Feingold -Gehaltes  derselben  Berücksichtigung  zu 
schenken  sein. 

Im  Hinblicke  jedoch  auf  die  so  äusserst  günstigen  Gewichts -Ver- 
hältnisse der  neuen  Münzen,  wie  sich  erstere,  ausweislich  der  als  Anlage 
angefügten  tabellarischen  üebersicht.  aus  dem  im  Vorstehenden  ent- 
wickelten Vermittlungs- Vorschlage  ergeben,  zweifle  ich  nicht  daran, 
dass  mein  letzter  Vorschlag  als  die  zweckmässigste  Grundlage  für  die 
Reform  des  deutschen  Münzwesens  allseitig  anerkannt  und  dass  auf  der- 
selben das  einheitliche,  decimal  gegliederte  deutsche  Goldmünzsystem 
aufgebaut  werden  wird  I 
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Aiiliaiiiu^, 

enthaltend  die  Fragen  des  Bundesrathes  nach  einer 
Veröifentlichnng  der  National-Zeitiing. 

Der  bereits  erwähnte  Bericht  des  Ausschusses  des  IJuiid  esral  lis 
für  Handel  und  Verkehr  über  die  M  ü  n  z  -  E  n  q  u  e  t  e  konstatirt  zuvörderst 
den  Thatltestand  bezü^dich  der  Münzrefonnbestrebun^'en  in  Deutschhind. 
Dieselben  sind  darauf  gerichtet:  1)  ein  einheitliches  nationales  Münz- 
system mit  dezimaler  Theilun.i^  zu  schaffen ;  2)  undaufsfiihige  (ioldniiinzen 
zu  schaffen,  und  zwar  entweder  a.  durch  Uebergang  zur  einfachen  (iold- 
wührung,  dergestalt,  dass  die  Silbermünzen  für  den  kleinen  Verkehr 
über  ihren  Werth  ausgemünzt  werden,  oder  b.  durch  Einführung  einer 
sog.  Doppelwährung  mit  festem  Wei'thverhältnisse  zwischen  Gold  und 
Silber,  wie  es  in  Frankreich  besteht  oder  c.  durch  Annahme  der  Dopp(;l- 
währung  lediglich  als  Uebergangsstadiuni  zur  reinen  Goldwährung,  mit 
dem  Werthverhältniss  entweder  von  I5V2  7A\  1,  oder  von  I5.55  zu  1 
oder  von  15'V4  ^^u  1  zwischen  Gold  und  Silber;  3)  die  deutsche  Münz- 
einheit in  ein  einfaches  Verhältniss  zu  den  Münzeinheiten  anderer  Länder 
zu  setzen,  und  zwar  entweder  a.  durch  einfache  Annahme  des  franzr.si- 
schen  Frankensystems,  oder  b.  durch  Einführung  einer  Goldmünze  zum 
Werthe  von  25  Franken  als  Grundlage  mit  dezimaler  Eintheilung,  so 
dass  man  zu  einer  Rechnungseinheit  gelangt:  «.  des  Goldthalers  zu  5 
Franken,  oder  ß.  des  Goldguldens  zu  Vs  Thlr.,  oder  y.  der  Mark  zu 
Vs  Thlr.;  c.  durch  Einführung  der  Goldkrone,  als  der  dem  metrischen 
Gewichtssystem  sich  anschliessenden  und  daher  zur  Grundlage  für  ein 
internationales  System  geeigneten  Münze  und  Zehntheilung  derselben, 
so  dass  der  Goldthaler  —  '/ib  Krone  =  ca.  28  Sgr.  die  Rechnungs- 
einheit und  Vioo  Goldthaler  als  Kreuzer  die  kleinste  dem  decimalen 
System  angehörige  Einheit  bildet.  —  Auf  Grund  dieses  Thatstandes 
will  der  Ausschuss  der  Enquete  folgende  Fragen  unterbreiten: 

I.  Ist  bei  der  Ordnung  des  Müiizwesens  lediglich  an 
der  Silberwährung  festzuhalten?  Die  Bejahung  dieser  Frage 
würde  die  Herstellung  der  Münzeinheit  in  Deutschland  sehr  erleichtern, 
würde  aber  einen  Verzicht  enthalten  1)  auf  die  Einführung  eines  gesetz- 
lichen Umlaufs  von  Goldmünzen;  2)  auf  die  Herstellung  eines  einfachen 
Verhältnisses  zwischen  dem  deutschen  Münzweseu  und  dem  Münzwesen 
der  Nationen,  welche  die  Gold-  oder  die  sog.  Doppelwährung  haben.  — 
Es  wird  also  festzustellen  sein:    1)  ob  das  Festhalten  an  der  einfachen 
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Silberwährung  so  grosse  Nachtheile  mit  sich  bringt,  dass  die  Einführung 
eines  gesetzlichen  Umlaufs  der  Goldmünzen  geboten  ist;  2)  ob  die  Her- 
stellung eines  einfachen  Verhältnisses  des  deutschen  Münzfusses  zu  dem 
der  Länder  der  Gold-  oder  Doppelwährung  so  grosse  Vortheile  mit  sich 
führt,  dass  bei  der  Ordnung  des  Münzwesens  die  Herstellung  eines 
solchen  Verhältnis>es  uuerlässlich  ist.  —  Die  Vor-  und  Nnchtheile 
in  beiden  Beziehungen  werden  zu  erörtern  sein  vom  Standpunkte  des 
Innern  und  des  internationalen  Verkehrs. 

H.  Ist  zur  einfachen  Goldwährung  sofort  überzu- 
gehen? Bei  Erörterung  dieser  Frage  handelt  es  sich  um  zwei  Gesichts- 
punkte: 1)  um  die  Vorzüge  der  Goldwährung  vor  der  einfachen  Silber- 
währung und  vor  der  sog.  Doppelwährung;  2)  um  die  Schwierigkeiten 
und  die  Kosten  des  Uebergangs.  Zu  1  sind  folgende  Fragen  zu  erörtern : 
a.  Bietet  die  Goldwähiiuig  oder  die  Doppelwährung  die  grösseren  Garantien, 
dass  der  Preis  der  Cirkulationsmittel  nicht  raschen  und  erheblichen  Schwan- 
kungen unterliege?  b.  Wird  die  einlache  Goldwährung  oder  die  Doppel- 
währung grössere  Verwiiruugen  veranlassen,  wenn  das  Verhältniss  des 
Marktpreises  der  beiden  Edelmetalle  gegen  einander  sich  ändert? 
c.  Bietet  die  einfache  Gold-  oder  die  Doppelwährung  die  grössere  Be- 
quemlichkeit für  interne  und  internationale  Zahlungsleistungen?  Zu  2 
handelt  es  sich  um  folgende  Fragen :  a.  Welcher  Preis  des  Goldes  würde 
sich  voraussichtlich  heraussteilen,  wenn  das  für  diesen  Ucbergang  nöthige 
Gold  gekauft  werden  müsste?  b.  Zu  w^elchem  Preise  müsste  das  um- 
laufende Silbercourant  gegen  die  neuen  Goldmünzen  eingelöst  werden, 
um  die  nachtheiligen  Folgen  einer  plötzlichen  Werthvermindernng  des 
cirkulirenden  Mediums  zu  vermeiden?  c.  Welches  Werthverhältniss 
zwischen  (iold  und  Sil!)er  würde  der  Umrechnung  der  bestehenden  auf 
Silber  lautenden  Schuldverpflichtungen  in  auf  Gold  lautende  zu  Grunde 
zu  legen  sein?  Oder  würde  d.  von  einer  solchen  Umwandlung  abzusehen 
und  die  Konversion  lediglich  freiwillig(!m  Uebereinkommen  zu  üi)erlassen 
sein?  e.  Welche  Voikehrungen  hätte  der  Staat  bei  gesetzlicher  Umwand- 
lung der  bestehenden  Schuldveri)flichtungen  zu  treffen,  um  der  Gefahr 
massenhafter  Kündigung  bestehender  Schuldverpflichtungen  vorzubeugen? 
f )  In  welchem  Umfange  würde  das  eingetauschte  Silbercourant  zur  Ausmün- 
zung neuer  Silbernüinzen  mit  einem  —  wie  hohen  —  darauf  zu  legenden 
Schlagschatz  benutzt  werden  können?  Hierbei  ist  zu  erörtern,  bei  welcher 
Höhe  der  Zahlungen  die  Goldzahlung  obligatorisch  sein  nüissle.  g)  Um 
welchen  Preis  würde  voraussichtlich  das  nicht  verwendbare  Silber  ver- 
kauft werden  müssen?  h)  Wie  hoch  würden  sich  hieinach  die  Kosten 
des  UebiM'ganges  für  die  Staatskassen  stellen? 

12* 
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111.  Ist  der  Uebcrf:?ang  zur  Doppol  Währung  zu  einpl'eh- 
lonV  Uei  dieser  Frage  bedarf  es  nicht  der  Erörterung  darüber,  ob 
die  Doppelwährung  als  letztes  Ziel  der  Münzreforni  zu  betrachten  sei, 
da,  auch  wenn  sie  gegenwärtig  als  h'tztes  Ziel  anj-Misehen  würde,  der 
üebergang  zur  einfachen  (Juld Währung  innn(!r  noch  cffen  bliebe.  Als 
Gründe  für  die  Doppelwährung  werden  angeführt:  1)  die  Möglichkeit, 
mit  der  Dcschatt'ung  der  nöthigen  (loldniünzen  allniälig  voizugehen  und 
dadurch  die  Kosten  der  Itcforni  zu  verniindern;  '2)  die  Möglichkeit,  die 
bisherigen  Silbennünzen  auch  in  dem  neuen  System  zu  verwenden; 
:5)  die  Möglichkeft  einer  genauen  Umrechnung  der  bestehenden  Schuld- 
verbindlichkeiten in  das  neue  System,  in  dem  diese  Umrechnung  sich 
den  Silberwerlhen,  auf  welche  die  \'erptiichtungen  lauten,  anschliesst; 
4)  die  Möglichkeit  eines  solchen  Anschlusses  an  das  französische  System, 
dass  durch  Aufrechthaltuug  der  beiden  Doppelwährungssystenie  neben 
einander  eine  Preisumwälzung  auf  dem  Edelmetallmarkte  vermieden  würde. 
Mit  Rücksicht  auf  diese  Gesiclitspunkte  ist  in  Vorschlag  gebracht:  A.  Die 
Adoption  des  in  Frankreich  geltenden  festen  Verhältnisses  zwischen 
Gold  und  Silber  unter  Annahme  des  Guldenfusses;  hienachwäre:  1  Gulden 
:=  2/3  lies  bisherigen  Thalers  =:  2V2  Francs  die  Kcchnungseinheit;  ein 
25-Frankenstück  =:  10  Gulden  ==  6^/3  heutiger  Thaler  das  hauptsäch- 
lichste Goldstück;  bei  Eintheilung  des  Guldens  in  100  Kreuzer,  das  '/e 
Thalerstück  ==  25  Kreuzer,  das  V12  Thalerstück  m  12V2  Kreuzer,  das 
V30  Thalerstück  =:^  5  Kreuzer.  Das  25-Frankenstück  würde  7.25  Gramm 
Feingold  enthalten  müssen.  Entsprechend  dem  französischen  Werth- 
verhältnisse  von  1  :  15V2  müssten  also  10  Gulden  =z  6V3  Thaler  I5V2 
X  7,25  Gramm  r^  112,375  Gramm  fein  Silber  enthalten.  62/3  Thaler 
enthalten  aber  nur  11  Um  Gramm  fein  Silber,  also  l.jej  Gramm  we- 
niger. Sollte  also  ein  Thaler  der  bisherigen  Währung  bei  der  Schuld- 
verpflichtung auf  IV2  Gulden  der  neuen  Wähiung  ausgedehnt  werden, 
so  würden  die  Schuldner  an  Silber  l'/4  Prozent  mehr  schuldig,  die 
Gläubiger  also  l'/i  Prozent  an  Silber  mehr  gewinnen.  —  Es  fragt  sich 
also:  Ist  es  zulässig,  diese  Differenz  zu  ignoriren  und  zwar  a.  bei  allen 
Schuldforderungen  (Staatssteuern,  Gehälter  u.  s.  w.  eingeschlossen) 
oder  b.  bei  Schuldforderungen  bis  zu  einer  gewissen  Höhe  und  welcher? 
—  Wenn  diese  Frage  verneint  wird,  so  fragt  sich:  Emprteblt  sich  ein 
System,  des'sen  Piechnungseinheit  bei  der  Umrechnung  der  bestehenden 
Schuldverhältnisse  zu  der  aus  dem  bisherigen  System  sich  ergebenden 
analogen  Rechnungseinheit  (1  fl.  österr.)  wie  10174:100  verhält?  — 
Genau  dieselben  Fragen  würden  sichergeben,  wenn  mau  statt  des  Guldens 
den  Franken   oder  ein  Vielfaches  desselben  (5  Francs)  zur  Rcchnungs- 
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ciuheit  machen  wollte.  Diesen  Vorschlägen  gegenüber  würde  es  sich 
um  die  Vorzüge  des  Franken-  oder  Guldensystenis  handeln,  und  zwar 
a.  rücksichtlich  der  Grösse  der  Rechnungsmünze,  b.  rücksichtlich  der 
Vorzüge  oder  Nachtheile  einer  üehereinstimniung  auch  der  kleinen  Gold- 
und  der  Silber-  und  Scheidemünzen,  sowie  der  Bezeichnungen  der 
Banknoten  und  des  Papiergeldes  mit  denen  der  Völker  des  Franken- 
Systems.  —  B.  Ein  anderes  System  legt  als  Hauptgoldmünze  die  Gold- 
krone zu  Grunde,  welche  in  10  Thlr.  a  100  Xr.  zu  theileu  wäre.  Nach 
dem  Verhältniss  des  Goldes  zum  Silber  gleich  15.5:1  würde  ein  solcher 

10  X  15 

neuer  Thaler  - — -^ — -^  =z  15. 5  Gramm  Silber  enthalten;   also,   da  der 

gegenwärtige  Thaler  ^oo/^o  =  lf>,6e6  Gramm   fein  Silber  enthält,   gleich 

15 
fein  -ytt'^     =   O.93  Thlr.    gleich   27,9   Sgr.      Weil   dieses   Verhältniss 
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ein  unbequemes  ist,  hat  man  vorgeschlagen,  das  Verhältniss  des  Goldes 
zum  Silber  gleich  I5.55  zu  setzen,  wonach  der  neue  Thaler  sich  auf 
0.933  des  bisherigen  Thalers  oder  auf  28  Sgr.,  der  Kreuzer  sich 
gleich  3,36  Pf-  gleich  ^Vioo  süddeutschen  Kreuzer  stellen  würde.  Es 
fragt  sich,  ob  das  Umrechnungsverhältniss  von  14:15  ein  günstiges  und 
ob  dieses  System  geeignet  ist.  durch  Anschlüsse  anderer  Nationen  zu 
einem  internationalen  zu  werden  und  ob  durch  diese  Feststellung  des 
gegenseitigen  Werthes  der  Edelmetalle  unserem  Markt  hinreichende 
Goldsendungen  zugeführt  werden,  oder  ob  es  sich,  wie  ebenfalls  vor- 
geschlagen, mehr  empfiehlt,  das  Werthverhältniss  auf  15,^5  :1  festzu- 
stellen. G.  Endlich  ist  vorgeschlagen .  die  Massnahme  auf  die  eine  zu 
beschränken:  den  Goldkronen  einen  festen  Cours  von  9  Thlrn.  10  Sgr. 
zu  geben  und  die  weitere  Entwickelung  der  Zukunft  zu  überlassen.  Es 
fragt  sich,  ob  auf  diesem  Wege  zu  einer  beliebten  Goldmünze  zu  ge- 
langen und  ein  hinreichender  Goldumlauf  herbeizuführen  und  ob  zu 
Gunsten  dieser  Becpiendichkeit  auf  die  übrigen  durch  die  Münzreform 
zu  erstrebenden  Vortheile  zunächst  zu  verzichten  sei. 


iir. 

Zur  Frage  des  Sachwerths  des  Geldes 
im  Alterthum. 

Vfiii 
Hodbertus. 

(Scbluss.) 

Zu  I.  lieber  das  Vcrliältniss  der  Prod  uctioiiskosteii  des 
fxlelinetalls  im  Alterthuin  und  der  Neuzeit  kann  kein  Verfahren  besser 
entscheiden,  als  das,  zu  ermitteln,  wie  gross  die  Quantität  PMel- 
metall  ist,  die  Ein  Arbeiter  damals  herzustellen  ver- 
mochte und  die  Ein  Arbeiter  heute  herstellt.  Denn  wie 
verschieden  der  Arbeitslohn  sein  mag,  er  ist  noch  niemals  dauernd 
so  verschieden  gewesen,  dass  nicht  zuletzt  und  im  Grossen  und  Ganzen 
doch  immer  die  Quantität  Arbeit,  die  erforderlich  gewesen,  ein 
bestimmtes  Quantum  derselben  Waare  herzustellen,  über  dies  Verhält- 
niss  entschieden  hätte;  und  zwar,  weil  im  Grossen  und  Ganzen  der 
Arbeitslohn  heute  noch  ebenso  wie  -im  Alterthum  nur  den  nothwendigen 
Unterhalt  beträgt;  im  Alterthum  gleichsam  von  Pri vatwirthschafts- 
wcgen ,  als  nothwendige  Ileparaturkosten  des  »beseelten  \Verkzeugs<', 
das  der  Sklave  vorstellte;  in  der  Neuzeit  von  Volkswirthschaftswegen, 
weil  Capitalismus  und  freie  Concurrenz  die  Macht  haben,  den  »freien 
Lohn«  nach  jedem  längern  oder  kurzem  Aufschwung  doch  wieder  so 
weit  herabzudrücken.  —  Aber  allerdings  nur  das  Verhältniss  der 
damaligen  und  heutigen  Productionskosten  kann  durch  diese  Vergleichung 
herausgestellt  werden.  Wie  gross  die  Summe  Geldes  ist,  die  1  Pfund 
Silber  im  Alterthum  resp.  der  Neuzeit  herzustellen  kostete,  lernen  wir 
daraus  nicht  kennen.  Aber  hier,  wo  es  sich  nur  um  eine  verhältniss- 
inässige  Vergleichung  jener  Kosten  handelt,  bedarf  es  dieser  letztern 
Kenntniss  auch  nicht.  Erfahren  wir  z.  B.  durch  jene  Ermittlung,  dass 
heute  Ein  Arbeiter  lOmal  mehr  Edelmetall  herstellt  als  im  Alterthum, 
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so  werden  vir,  ohne  damit  zu  wissen,  wie  viel  1  Pfund  Silber  im  Alter- 
thuni  resp.  der  Neuzeit  herzustellen  kostet,  doch  unter  allen  Umständen 
schliessen  dürfen,  dass  auch  die  in  Geld  gemessenen  Productions- 
k Osten  (h'>  Kdelmetalls  in  der  Neuzeit  ungefiihr  lOmal  niedriger  sind 
als  im  Alterthuni.  Noch  weniger  wird  damit  schon  über  den  ver- 
hältnissmässigen  Sachwerr.h  desselben  entschieden,  denn  das  sociale 
Bedürfniss  nach  Edelmetall  könnte  in  beiden  Zeitaltern  von  so  ver- 
schiedener Stärke  sein,  da«ss  das  Verhältniss  seines  Sachwerths  sich 
nicht  mehr  an  das  Vei-häUniss  seiner  Productionskosten  kehrte,  ja, 
dass  das  erstere  \'erhältniss  ein  dem  letzteren  entgegengesetztes  wäre. 
Allein,  wäre  letzteres  nicht  der  Fall,  stände  auch  das  Bedürfniss  in 
beiden  Zeitaltern  gleich .  so  würde  jene  grosse  Differenz  in  den  Pro- 
ductionskosten sich  auch  in  einer  gleichmässigen  Differenz  des  Sach- 
werths ausdrücken. 

Strabo  hat  nun  eine  sehr  werthvoUe  Notiz,  aus  der  hervorgeht, 
wie  viel  Edelmetall  zu  Polybius'  Zeit  in  dem  reichsten  spanischen 
Silberbergwerk  Ein  Arbeiter  pro  Tag  oder  Jahr  lieferte.  Es  heisst 
hier:  »Wenn  aber  Polybius  die  Öilberbergwerke  bei  Neu  -  Karchedon 
erwähnt,  so  sagt  er.  dass  sie  die  grössten  seien,  von  der  Stadt  un- 
gefähr 20  Stadien  entfernt  liegen  und  einen  Umkreis  von  400  Stadien 
umfassen,  auf  dem  40,000  Menschen  arbeiten,  welche  damals  dem 
römischen  Volk  täglich  25,000  Dracinnen  (Denarej  lieferten.«  Die  Aus- 
beute dieses  Bergwerks  betrug  also  jährlich  BG'/j  Million  Sest. ,  oder 
höchstens  so  viel  Silber,  wie  heute  in  2  Millionen  Thalern  enthalten 
ist.  Demnach  stellte  Ein  Arbeiter  im  Jahre  etwa  den  Silbergehalt  von 
500  Thlrn.  her. 

Nach  Ptentzsch"  "Handwörterbuch  der  Volkswirlhschaftslehre« 
S.  lOO'J  betrug  dagegen  die  Gesannntausljeute  des  Edelmetalls  in  unserer 
Zeit,  in  der  Periode  von  1848  bis  1862, 

5,250,000  Zollpfund  Gold  und  30,000,000  Pfund  Silber. 
Da  man  das  Pfund  Gold  zu  450  Thlr.  Silberwerth  rechnen  darf  und 
auf  1  Pfund  Silber  30  Thlr.  kommen ,  so  darf  man  in  jenem  Zeitraum 
die  durchschnittliche  Jahresproduction  von  Edelmetall  auf  nahe  an 
300  Millionen  berechnen.  Wir  kennen  nun  fredich  nicht  die  Zahl  der 
Grubenarbeiter,  die  mit  dieser  Production  in  den  verschiedenen  Wclt- 
theilen  beschäftigt  sind,  aber  wir  können  einen  andern  Weg  einschlagen, 
um  uns  zu  veranschaulichen .  dass  das  Metallquantum ,  das  heute  Ein 
Arbeiter  herstellt,  mehr  als  lOmal  so  gross  sein  muss  als  zu  Polybius* 
Zeit.  Nach  dem  Maassstab  der  Productivität  der  Minen  von  N.-Carthago 
(z=  500  Thlr.  auf  Einen  Arbeiter)  würden  nämlich  zur  Herstellung  des 


184  Rofll.  rrfiM. 

Prodiictionsquantiiiiis  in  uiiscior  Zeit  (>  Millionen  Ailioitcr  Tag  aus  Tag 
ein  erfonlerlic.li  sein.  So  hoch  man  nun  aiM;h  in  nnscrn  Hergweiks 
landein  den  l'rocentsatz  der  im  iJer^^bau  heschulti^^U-n  Arheiler  zu  der 
Zahl  der  männlichen  Arbeiter  liherhaupt,  und  so  niedrit^  man  dann  wieder 
zu  dieser  (Jesanmitarheiterzahl  das  Verhältniss  der  (ireise,  Weiher  und 
Kinder  beiderlei  (Jeschlechts  annehmen  ma}J!,  —  wenn  man  sich  dabei 
nur  in  den  Grenzen  der  Wahrscheinlichkeit  hält,  so  wiirdc  die  ganze 
Beviilkerungszitfer  der  Bergwerksdistricte  doch  jedenfalls  auf  mehr  als 
50  Millionen  angenommen  werden  müssen.  In  Wirklichkeit  werden  sie 
aber  nicht  den  zehnten  Theil  dieser  Bevölkerung  haben,  und  man  wird 
also  auch  nicht  fehlgreifen,  wenn  man  die  nach  Arbeit  berechneten 
Productionskosten  mindestens  lOmal  höher  im  Alterthum  als  heute  an- 
uinnnt^"). 

Eine  anderartige  Berechnung  führt  zu  einem  ähnlichen  Resultat.  — 
Der  Preis  eines  Sklaven  betrug  zur  Zeit  des  altern  Cato,  in  Italien, 
ungefähr  GüOO  Sest.  Er  wird  aber  zur  Zeit  des  Polybius  auch  dort 
schon  niedriger  gewesen  sein ,  weil  die  Menge  der  Eroberungen ,  die 
Rom  damals  schon  gemacht,  ihn  gediiickt  hatten^').  In  (h^r  Provinz 
wird  man  ihn  aber  noch  niedriger  annehmen  müssen,  als  in  Italien, 
denn  hier  —  namentlich  in  Spanien  —  hatten  die  Eroberungen  der 
Carthager  resp.  Römer  ganze  Völkerschaften  zu  Sklaven  gemacht.  Wir 
wollen  ihn  also  auf  die  Hälfte  des  obigen  Preises  herabsetzen.  Das 
allein  in  den  Arbeitern  steckende  Capital.betrug  also  schon  120Mill.  Sest. 
Auf  Werkzeuge,  Grubenbauten,  Oefen  wird  man  mindestens  50  7o  '^es 
lebendigen  Capitals  rechnen  müssen,  denn  das  stehende  und  fixirte 
Capital  im  Bergbau  ist  bedeutend  und  Strabo  beschreibt  namentlich 
die  Schmelzöfen  als  grosse  und  hohe  Gebäude.  Der  in  Sklaven  und 
den  übrigen  fixen  Capitalgegenständen  steckende  Werth  betrug  also 
mindestens  180  Millionen.  Rechnet  man  —  höchst  massig  —  12% 
auf  Abnutzung,  wie  auch  D.  d.  1.  M.  bei  anderer  Gelegenheit  die  Ab- 
nutzung der  Sklaven  berechnet,  so  gehen  bereits  über  2172^111.  Sest. 
von  dem  Bruttoertrag  der  36 '/z  -^liH-  ^^-  Bleiben  nur  noch  15  Mill. 
Der  arbeitende  Sklave  erhielt  aber  monatlich  5  Modius  Weizen.  Die 
Unterhaltungskosten  der  Arbeiter  beliefen  sich  also  jährlich  auf  2.400,000 
Modius.  Wollte  man  nun  hier  den  von  Fr.  angenommenen  Weizen- 
preis von  4 — 5  Sest.  annehmen,  so  bliebe  für  Zins  und  Gewinn  kaum 
etwas  übrig.     Allein  das  wird  auch  Fr.  nicht  wollen,    da   es  sich  hier 


30)  M.  Clievalier,  Cours  d'Economie  politique,  iXeuvieme  Lepon,  p.  164. 

31)  S.  meine  Abhandlung:  „Zur  Geschichte  der  agrarischen  Entwicklung:  Roms" 
in  diesen  Jahrbüchern  Jahrg.  1864  I.  Bd.  3    u.  4.  Heft  S.  223. 
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um  die  Zeit  des  Pulybius  und  um  Preise  in  der  Provinz  handelt. 
P.  erzählt  nun,  dass  zu  seiner  Zeit  die  Preise  im  nördlichen  Italien 
oft  nur  IV9  Ass  betragen  hätten.  Piechnet  nsan  nun  auch  in  dem 
weniger  fruchtbaren  Theile  Spaniens,  in  welchem  N.-Carthago  lag  und 
die  Häfen  zur  Zufuhr  fehlten,  den  Modiu?  durchschnittlich  zu  4  Ass 
oder  1  Sest. ,  wie  ihn  Martial  ein  Paar  Jahrhunderte  später  als  sehr 
niedrig  beschreibt,  so  gehen  abermals  2V2  Mill.  Sest.  vom  Rohertrage 
ab  und  es  bleiben  nur  12'/2  Mill.  Reinertrag  zu  Zins  und  Gewerbsgewinn 
für  ein  Betriebscapital  von  ca.  182  Mill.  übrig,  zu  einer  Zeit,  wo  der 
Zinsfuss  10  oder  12  "/o  und  der  Gewerbsgewinn  natürlich  noch  viel 
höher  war.  Ninmit  man  für  die  damalige  Zeit  2assige  Getreidepreise 
in  der  Provinz  an,  was  wahrscheinlicher  ist,  so  hebt  sich  der  Rein- 
ertrag noch  nicht  einmal  um  1  "/o,  würde  also  noch  immer  weit  hinter 
dem  damaligen  Gewinnsatz  zurückbleiben.  —  Ganz  andere  Gewinne 
berechnet  aber  Humboldt  von  dem  reichsten  mexikanischen  Silber- 
bergwerk, Valenciana,  und  der  leichsten  sächsischen  Grube,  Himmels- 
fürst. Jenes  lieferte  jährlich,  bei  einem  Kostenaufwand  von  5  Mill. 
Livr.  Tourn.  360,000  Mark  Silber  und  den  Actieninhabern  3  Mill.  Livr. 
Tourn.  Reinertrag,  gab  also  einen  Gewinn  von  60  "/o;  dieses  bei  einem 
Kostenaufwande  von  240,000  Livr.  Tourn.  10,000  Mark  Silber  und  gab 
also  für  die  Actieninhaber  37'/2Vo  Gewinn  bei  einem  halb  so  hohen 
Zinsfuss  und  Gewinnsatz ,  als  wie  wir  im  Alterthum  annehmen  nnissen. 
Die  Goldausbeute  der  neuesten  Zeit  in  Californien  und  Australien  dürfte 
aber  noch  weit  grössere  Gewinne  als  die  von  Humboldt  berechneten 
ergeben.  —  Genug,  die  Notiz  des  Strabo  lässt  gleicher  Maassen  auf 
weit  niedrigere  Getreidepreise  und  weit  höhere  Productionskosten  des 
Edelmetalls  als  heute  schliessen. 

Es  ist  ja  auch  bekannt,  dass  die  Silbcrproduction  im  17.  Jahr- 
hundert nicht  sowohl  in  Folge  der  P^ntdeckung  der  mexikanischen  Minen 
als  vielmehi'  der  Erfindung  der  Amalgamation  jenen  unerhörten  Auf- 
schwung nahm  ^2),  der  gegen  das  Ende  des  17.  Jahrhunderts  so  sehr 
zur  Werthverminderung  des  Edelmetalls  beitrug  und  dass  bis  dahin 
auch  die  Productionskosten  in  den  amerikanischen  Minen  ausserordent- 
lich viel  höher  waren.  Wir  werden  aber,  nach  den  Andeutungen  des 
Strabo,  das  Productionsverfahren  des  Alterthums  für  noch  mangel- 
hafter halten  düifen,  als  das  des  Mittelalters  vor  jener  Erfindung  des 
Bartholomäus  von  Medina  war. 

In  der  That  dürfte   es  auch  von  Niemand  bestritten  werden .    dass 


32j  S.  M.  Chevalier  a.  a.   0. 
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die  l'roductionskoston  des  iMloliiielalls  im  Altcrtlimii  bedeutend 
höher  als  in  der  Neuzeit  waren.  Selbst  \).  d.  1.  M. .  der  aui  ent- 
schiedensten —  und  oi^fenllich  mir  allein-'^)  —  die  Ansieht  vertritt, 
dass  dessenunf^eachtet  der  Snchwerth  des  Geldes  im  Allerthum  ebenso 
niedrij-  als  heute  ^'ewesen,  jijesteht  dies  ---  Liv.  1.  ehap.  XV.  p.  158  — 
unbedenklich  zu.  Allein  er  meint,  durch  die  aus  den  Quellen  niit- 
getheilten  Thatsachen  bis  zur  Mvidenz  bewiesen  zu  haben'*).  *que  le 
raijpfirt  des  metaux  preeieux  mi  prix  nioyen  du  ble .  de  la  s(dde  et  de 
kl  journee  de  travail  etait,  dnns  le  haut  et  dans  le  bas  empire  romain 
a  peu  pres  egal  a  ce  qu'il  est  aujouidliui  en  Frnnee".  Seine  Ueber- 
zeugung.  sagt  er,  stehe  in  dieser  15eziehull^'  leisen  lest .  allein,  im  Hin- 
blick aut  die  auch  von  ihm  zugestandenen  bedeutend  höheren  Troductions- 
küsten  fügt  er  hinzu:  >niais  en  expliquer  la  cause  est  bien  plus  dif- 
ticile.  Voici  neanniüins  une  Observation,  qui  peut  conduire  ä  la  Solution 
de  la  difticulte.  11  est  evident ,  que  les  metaux  preeieux  se  repandent 
aujourd'hui  dans  les  ciuij  parties  du  monde.  et  que.  dans  Tantiquite. 
leur  usage  etait  limite  au  bassin  de  la  Mediterranee  et  ä  quelques 
contrees  de  TAsie  et  de  TAfrique.  S'il  il  avait  cinq  fois  moins  d'or  et 
d'argent  qu'aujourd'hui,  il  y  avait  cinq  fois  moins  de  besoins.  L'in- ' 
dustrie  des  manufactures  etait  moins  pcrfectiiuinee,  le  commerce  moins 
actif,  et  la  valeui-  relative  des  metaux  peutetre  la  nieme.  quoique  la 
(juantite  mise  en  circulatiou  ait  beaucoup  augmente  depuis  les  siecles 
de  Pericles  et  de  Constantin  jusqua  Tepoque  actuelle«''^).  In  Folge 
dessen  also,  dass  einer  geringeren  Geldmenge  eine  gleichmässig  ge- 
ringere Waarenmenge  gegenübergestanden,  soll,  nach  D.  d.  1.  M.'s  An- 
sicht, das  Gesetz,  dass  der  Sachwerth  einer  Waare  nach  ihren  Pro- 
ductionskosten  gravitirt,  beim  Edelmetall  im  Alterthum  aufgehoben 
worden  sein  und  soll  der  Sachwerth  des  Geldes  einen  seineu  Productions- 
kosten  entgegengesetzten  —  nicht  etwa  durch  ein  starkes  Bedürfnis^ 
nach  Geld  über  die  Productionskosten  hinausgetriebenen,  sondern  durch 


33j  .lacob  sagt  dies  iiiclit  Icli  komme  iiiiU-n  auf  ile^seii  Ansicht  ausfüiirlicli 
iiirütk. 

34)  Wie   wenig  dies  der  Fall  ist,  werde  ich  aiisfiiliriicii  weiter  iinleii  zeigen. 

35)  Er  fügt  bald  darauf  hinzu:  Sans  cela  —  nämlich  oiino  diesen  angedeuteten 
Grund  —  le  haut  piix  de  la  production  de  l'or  et  de  Targent  eiU  in- 
evitablemeiit  augmente  leur  valeur  relativ  ement  au  ble,  aux  salaires 
et  aux  deurees  de  premieie  necessile  dans  une  proportion  beaucöup  plus  forte,  que 
teile,  qui  nous  est  donnee  par  des  lois  et  des  textes  precis.  —  D.  d.  1  >1.  hätte 
diese  Gesetze  und  Belegstellen  einer  erneuten  Kritik  unterwerfen  sollen,  ehe  er  an 
eine  w irlhschaftlidie  Unmöglichkeit  geglaubt  hätte. 
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ein  schwaches  Bedürfniss  unter  die  Productionskosten  dauernd  hinab- 
gedriickten  —  Stand  eingenommen  haben. 

Dies  führt  zu  II. 

D.>-d.  ].  M.  fasst  vorstehend  nur  das  Bedürfniss  nach  Edelmetall, 
so  weit  dieses  als  Circulationsmittel  dient,  in's  Auge  und 
will  die  Stärke  dieses  Bedürfnisses  lediglich  aus  dem  Verhältni.ss  der 
Geldmenge  zu  der  Waaren menge  ableiten.  Ueberdies  nimmt  er  auch 
noch  an,  dass  schon  eine,  der  geringeren  Geldmenge  auch  nur  gleiche 
Verringerung  der  Waarenmenge  —  »5mal  weniger  Geld,  aber  auch 
nur  5mal  weniger  Waaren«  —  das  Bedürfniss  nach  Edelmetall  so  habe 
schwächen  müssen,  dass,  ungeachtet  seiner  weit  höheren  Productions- 
kosten, doch  sein  Sachwerth  so  niedrig  wie  heute  gestanden. 

Indessen  mittelst  einer  so  dürftigen  Andeutung  entzieht  man  sich 
nicht  der  grossen  Schwierigkeit,  die  D.  d.  1.  M.  selbst  anerkennt. 

Zunächst  kommen  zur  Beurtheiluug  der  Stärke  des  Bedürfnisses 
nach  Edelmetall  mehr  Momente  in  Betracht,  als  allein  das  Verhältniss 
der  Geldmenge  zur  Waarenmenge,  das,  wie  mir  scheint,  sogar  über- 
haupt nicht  in's  Spiel  kommt. 

Edelmetall  ist  das  einzige  Gut,  das  einen  doppelten  Gebrauchs- 
werth  hat.  Es  dient,  wie  jedes  andere  Verbranchsgut,  zur  Befriedigung 
unmittelbarer  menschlicher  Genüsse,  und  dient  ausserdem  auch  als  Um- 
satzmittel. Es  müssen  also  auch  beide  Gebrauchsarten  in  Bezug  auf 
die  Bedürfnissfrage  verfolgt  werden. 

Als  Genussniittel  hat  Edelmetall  zu  allen  Zeiten  die  gierigsten 
Verehrer  gefunden  und  wir  haben  nicht  den  geringsten  Grund,  anzu- 
nehmen ,  dass  die  Alten  weniger  von  seinem  Glanz  gefesselt  worden 
wären,  als  wir  heute.  Im  Gegentheil,  weil  das  antike  Leben  mehr 
auf  das  Aeusserliche  gestellt  war,  als  das  moderne;  weil  der  Gegen^^atz 
von  Reich  und  Arm ,  der  sich  auch  immer  selbst  gern  zur  Schau  trägt, 
grösser  war  als  heute,  wo  zu  der  quantitativen  Vertheilung  des  National- 
vermögens und  Nationaleinkommens  auch  noch  eine  qualitative  kommt, 
welche  die  erstere  mindert  und  niildert;  weil  dQshalb  auch  die  Leiden- 
schaften der  Ostentation  im  Alterthum  stärker  waren  als  heute,  aus 
allen  diesen  Gründen  dürfen  wir  annehmen,  dass  grade  diejenige  Prunk- 
sucht, die  sich  im  Besitz  von  Gold  und  Silber  zu  offenbaren  sehnt, 
und  die  grade  der  vorliegenden  Art  des  Bedürfnisses  nach  Edelmetall 
die  Stärke  verleiht,  entschieden  grösser  im  Alterthum  gewesen  ist,  als 
heute.  Jacob  —  S.  134  und  %.  der  Kleinschrod" sehen  Ueber- 
setzung  —  will  dies  zwar  in  Abrede  stellen  und  bezieht  sich  deshalb 
auf  die  unbedeutenden  Silberiunde  in  Pompeji  und  llerculanum.     Allein 


18R  Rodbcitii.s, 

schon  Kl  ein  sehr  0(1  widerle^'t  dic^e  nciiMMküiig  uimI  ;lu.^sel•(lt'lll  fuhrt 
J.  selbst  so  viele  Ijt'isjticle  poiiiphaf'lcr  /uisehiiustcllimj^cii  von  (Johl 
und  Silber  an,  dass  das  (hjih  nicht  fort/iMeu;4neiid(!  ."!.■').  Buch  des 
1*11  n  ins  dadurch  selb>t  die  {,'rösste  Bestätigung  crfähil. 

Als  (ield  ist  das  Isfhdnietal!  Verkehrsniaschinc.  -  cini;  Ma-diine. 
die  den  (Jang  und  die  Circulation  des  Nationalproducts  nuterluiU  un<l 
regelt;  jedem  Gut  in  der  Xationalijroduction  seine  Stelle  und  Jedei- 
niann  in  der  Nation  seinen  ihm  de)'malen  gebührenden  Antheil  daran 
anweist. 

Zu  solcher  Maschine  kann  es  dienen,  weil  es  zwei  Functionen 
versieht.  Es  ist  Werthmaass  und  U  msatzm  i  ttcl;  jenes,  weil  es 
gegen  alle  andern  Güter  genommen  wird,  dieses,  weil  es  selbst  realer 
Ersatz  des  eingetauschten  Gutes  ist  und  also  auf  der  Stelle  liquidirt. 

Bei  der  Bedürfnissfrage  des  Edehiictalls  als  Circulationsmittel  handelt 
es  sich  also  darum,  üb  im  Alterthum  der  \'erkelir  so  bc.-chatien  gewesen, 
dass  verhältnissmässig  dazu  weniger  Geld  nöthig  war  als  in  der  Neuzeit. 

Bei  Beantwortung  dieser  Frage  kommen  aber  drei  verschiedene 
Moniente  in  Betracht:  erstens,  die  Summe  des  umzusetzenden 
Tauscliwerlhs  des  Nationalreichthums;  zweitens,  die  Zahl 
der  dabei  vorkommenden  Umsätze;  drittens,  die  Menge 
der  zu  den  Umsätzen  erforderlichen  Baarzahlungen.  — 
Erst  nach  Erwägung  jedes  dieser  Momente  wird  man  eine  Vorstellung 
davon  gewinnen  können ,  ob  wirklich  im  Alterthum  ein  so  geringes 
Geldbedürfniss  geherrscht  habe,  dass  dadurch  dessen  Sachwerth  unter 
die  Produclionskosteu  herabgedrückt  werden  Iconnte. 

Was  das  erste  Moment  betriftt,  so  ist  es  eben  die  Summe  des 
circulir  enden  Ta  usch  werths.  aber  nicht,  wie  D.  d.  1.  M.  will, 
die  circulirende  Product menge,  die  in  Betracht  kommen  kann.  Denn, 
bei  dem  Bedürfniss  nach  Edelmetall  als  Genussmittel  entscheidet 
zwar  die  Quantität  der  Dinge,  zu  denen  man  es  als  Material  be- 
darf, aber  nicht  bei  dem  Bedürfniss  nach  Edelmetall  als  Geld.  Will 
ich  zwei  ganz  gleiche  silberne  Pokale  haben,  so  brauche  ich  allerdings 
doppelt  so  viel  Silber,  als  wenn  ich  nur  einen  einzigen  haben  will, 
aber  wenn  eine  Nation  eine  doppelte  Quantität  Weizen  umsetzen  will, 
so  braucht  sie  noch  nicht  nothwendig  doppelt  so  viel  Silber  dazu,  selbst 
eine  gleiche  Zahl  von  Umsätzen  und  Baarzahlungen  vorausgesetzt.  Denn 
wenn  Edelmetall  als  Circulationsmittel  gebraucht  wird ,  ist  es  zuletzt 
sein  Werth,  der  gebraucht  wird,  aber  nicht  seine  Quantität.  Hier, 
bei  diesem  Gebrauch,  hat  eben  Edelmetall  die  Eigenschaft,  sich  dehnen 
zu  können,   so  dass  74  Thaler  so  gut  einen  Scheffel  Weizen  umsetzen 
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kann,  wie  ein  halber  oder  ein  ganzer.  Soll  also  die  Waaren menge 
über  das  Bedürfniss  der  Geldmenge  entscheiden  können,  so  setzt  man, 
ausser  einer  gleichen  Zahl  von  Umsätzen  und  Baarzahlungen .  auch 
schon  einen  gleichen  Werth  des  Edelmetalls  voraus.  Aber 
(lies er  Werth  ist  es  ja  g parte,  der  in  Frage  steht.  Wer  also,  wie 
D.  d.  1.  M. .  das  nationale  Bedürfniss  nach  Geld  von  der  Grösse  der 
umzusetzenden  Waarenmenge  abhängig  macht,  bewegt  sich  nur  in  einem 
Cirkelschluss. 

Die  Frage  kann  also  nur  sein :  Wie  verhalten  sich  Nationalvermögen 
und  Nationalproduction  im  Alterthum  und  in  der  Neuzeit  in  Betreff 
ihres  Tauschwerths,  diesen  selbst  an  andern  Dingen  gemessen  als 
an  Gold  und  Silber? 

Ich  meine,  das  Verhältniss  der  Nationalproduct mengen  —  ver- 
steht sich,  gleich  grosse  Länder  und  Bevölkerungen  vorausgesetzt  — 
steht  weitaus  zu  Gunsten  der  Neuzeit;  das  Verhältniss  des  Tausch- 
werths der  Nationalproductmengen  neigt  sich  aber  auf  die  Seite  des 
Alterthums. 

Und  zwar  fallen  hier  zwei  Umstände  in's  Gewicht:  die  Sklaverei 
und  die  niedrige  Stufe  der  Fabrication  in  Bezug  auf  ihre 
Productivität,  nicht  auf  die  Vorzüglichkeit  und  Schönheit  ihres 
Products. 

Die  Sklaverei  reihte  einen  Tauschwerthsgegenstand  in  die  Vermögen 
ein,  der  heute  vollständig  darin  fehlt,  der  aber  einer  der  allerbedeutendsten 
Objecte  des  antiken  Reichthums  war,  —  nämlich  die  Arbeiter  selbst. 
Fast  die  ganze  arbeitende  Classc  tigurirte  mit  einer  Capitalwerthziffer 
in  dem  National vermögenswerth  des  Alterthums.  Zu  des  altern  Cato 
Zeit  galt  bekanntlich  ein  gewöhnlicher  Landbausclave  6000  Sest.  Artifices 
und  Lieblingssklaven  waren  natürlich  viel  theurer.  Wie  gross  die  Sclaven- 
menge  im  römischen  Reich,  Ausgangs  der  Republik  und  Eingangs  des 
Kaiserreichs,  war,  wissen  wir  nicht,  aber  wir  haben  bekanntlich  Bei- 
spiele, dass  einzelne  Privatpersonen  weit  über  5000  Sklaven  besassen. 
In  deren  Vermögen  liefen  also  schon  für  Sklaven  Millionen  auf,  die  heute 
in  den  Vermögen  derer,  die  eben  so  viel  freie  Arbeiter  beschäftigen, 
vollständig  fehlen  würden,  —  denn  unterhalten  wollen  ja  auch  noch 
ausserdem  die  Sklaven  so  gut  werden,  wie  die  fi'cien  Arbeiter  durch 
ihren  Lohn.  Dieser  ganze  ungeheure  Tauschwerth  aber,  der  in  der 
Sklavenbevölkerung  des  römischen  Reichs  steckte  und  also  auch  zu  so 
bedeutender  Erhöhung  des  antiken  Nationalvermögenswerths  beitrug, 
setzte  sich  aber  eben  so  gut  um.  wie  alle  übrigen  Theile  desselben  und 
wie  heute  jeder  Theil  des  Nationnlproducts.  ja,  bildete  im  .Mterthum 
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ciiKüi  der  scliwuiijJihiiflcstcn  llnndelszwci^c,    die  es  ;ial)''"j    und  (rifor- 
(lnrt('  also  aii(;h  Unisji  t /in  i  tt  cl .  di(!  heute  ^'aiiz  fo  rt  l'a  1 1  eii. 

Niclil  minder  steii^'eitc!  die  f.oiin^e  l'roduetivitäf  der  I-abrication 
die  Summe  (\cr<  Tniiseiiwerflis  des  antiken  Natitdialpioduet.s.  -  Setzen 
wii-  einmal  voraus,  dass  .sich  im  Altertimm  alle  rioducte  --  Kdel- 
melalle,  Aekorhauprodiicte,  Fabiicate  —  naeh  ihren  rniduetioiiskosfen 
^e;j;(;n  einander  vertanseiit  hiitten,  so  wiinkj  sich  ^'ezei^t  haben,  dass  der 
Sacliwerlh  des  GoMes  verhältnissmässif^  lioch,  d(!r  Celdwerth  der  Acker- 
bauprodiie.te.  verhält nissmässig.  nietiri;,'  und  namentlich  weit  niedrij^er 
als  heule,  der  (ieldwerth  des  Fahrikationsjjroducts  wieder  verhältniss- 
niiissig  hoch  und  deshalb  auch  der  Geldwerth  dei-  vollendeten 
VVaaren  wicider  höher  j^estandou,  als  sicli  nach  dein  hohen  Sachwerth 
(h's  (ieldes  Und  dem  gcrin^^en  (leldwcrth  der  Ackerbauproducte  hatte 
erwarten  lassen.  —  I)er  Sacliwerlh  des  Geldes  würde  unter  jener  Voraus- 
setzung hochgestanden  luiben,  weil,  wie  gezeigt,  die  l'roductionskosten 
des  Edelmetalls  sehr  hoch  haben  stehen  müssen.  —  Der  Geldwerth 
der  Ackerl)aui)ro(lucte  würde  weit  niedriger  gestand(Mi  haben  als  heute, 
weil,  gegen  die  Neuzeit  gehalten,  der  Unterschied  in  i]i'r  Productivität 
des  Ackerbaus  keinen  Falls  gross  gewesen  ist,  der  Snchwerth  des  Geldes 
aber  eben  weit  höher  gestanden  haben  würde.  —  Der  Geldwerth  des 
Fabrikationsproducts,  für  sich  betrachtet,  würde  verhältnissmässig 
wieder  hoch  gestanden  haben,  weil,  wegen  des  niedrigen  Standes  der 
Technologie,  das  Fahr icationsstadiuni  der  Waare  weit  mehr  Arbeit 
als  heute  kostete.  —  ländlich  musste  hiedurch  in  dem  Geldwerth 
der  vollendeten  Waare  wieder  der  hohe  Sachwerth  des  Geldes  und 
der  niedrige  Geldwerth  des  Ilohproducts  einiger  Massen  aufgewogen 
und  also  deren  Geldwerth  wieder  dem  heutigen  Geldwerth  solcher 
Waaren,  ungeachtet  des  damaligen  höheren  Sachwcrths  des  Geldes,  ge- 
nähert werden.  Dazu  liefert  eben  der  oben  beleuchtete  Brodpreis  des 
Plinius  einen  schlagenden  Belag.  Der  Brodpreis  steht  damals  in 
Rom  in  der  That  so  hoch,  wie  in  den  20ger  Jahren  unseres  Jahrhunderts 
in  London,  aber  nicht,  weil  damals  das  Getreide  eben  so  theuer  gewesen 
wäre  als  heute,  sondern  weil  die  Mehlfabrication  so  au.ssei'ordentlich 
viel  mehr  Arbeit  kostete  als  heute.  Bei  etlichen  ungeheuren  Möbel- 
preisen,  die  uns  überliefert  sind,  kommt  derselbe  Gi'und  in's  Spiel,  und 
er  wird  nicht-  minder  bei  den  meisten  Fabrikaten  zur  Geltung  ge- 
kommen sein.  —  Obwohl  also  der  Sachwerth  des  Geldes  ausserordentlich 


36)  S.  B.  Hildebrand,  „Die  sociale  Frage  der  VcrtlieiliiDg  des  Gnmdeigen- 
thums  im  klassischen  Allerllium  ,  Scliluss"  in  diesen  .lalirbiicliern  Jalug.  1869  I. 
2.  u.  3.-  Heft. 
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viel  höher  und  also  der  Geldwerth  der  Ackerbauproducte  ausserordentlich 
viel  niedriger  gestanden  haben  könnte  als  heute,  hätte  doch  wieder  der 
Geldwerth  der  fertigen  Waare  ungefähr  eben  so  hoch  stehen  können 
als  heute. 

Wegen  dieser  beiden  umstände  also  —  der  Sklaverei,  die  ein 
Tauschwerthsobject  von  ausserordentlich  hohem  Betrag  in  das  antike 
Nationalvermögen  einfügte,  und  der  geringen  Productivität  der  Fabrication. 
die  dem  geringen  Rohproductswerth  wieder  so  viel  mehr  Fabrications- 
werth  hinzusetzte  —  wegen  dieser  beiden  Umstünde  war  der  Tausch - 
werth  der  antiken  Nationalvermögen,  weini  dieselben  auch  weit  gerin- 
gere Prodiictm engen  als  heute  enthielten,  doch  wieder  eher  grösser 
als  kleiner  wie  heute ^^),  und  der  Tauschwer  th  und  nicht  die  Product- 
mcnge  ist  es  natürlich,  der,  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  des 
Umsatzes  und  der  Baarzahlung,  über  das  nationale  Geldbedürfniss 
entscheidet. 

Dagegen  war,  was  das  zweite  Moment  betrifft,  wieder  die  Zahl 
der  Umsätze  —  sei  es,  gleiche  Mengen  oder  gleiche  Tauschwerthe 
des  Nationalproducts  vorausgesetzt  —  entschieden  geringer  als  heute. 

Um  sich  davon  zu  überzeugen,  braucht  man  nur  auf  die  antike 
Oekonomie  hinzuweisen,  in  Folge  deren,  der  Regel  nach,  nicht  blos 
der  Umsatz  vom  Rohproducenten  zum  Fabrikanten  und  meistens  auch 
zum  Kaufmann  aufhörte  —  weil  der  Oikenherr  selbst  Fabrikant  und 
Verkäufer  seiner  Producte  war  — ,  sondern  auch  alle  Umsätze  beseitigt 
wurden,  die  heute  die  Freiheit  der  Arbeit  nach  sich  zieht.  Der  llaupt- 
umsatz  entspann  sich  erst  in  dem  Waarenaustausch  von  Oikos  zu  Oikos 
und  von  Nation  zu  Nation,  während  der  ganze  lebendige  Tauschverkehr, 
der  heute  durch  den  Gegensatz  von  Grund-  und  Kapitalbesitz  und  Be- 
sitz und  freier  Arbeit  erzeugt  wird,  sich  gleichsam  noch  latent  im  Oikos 
befand  und  hier  durch  die  Anordnungen  des  Herrn  ersetzt  wurde. 

Aber  weder  die  Summe  des  Tausch w er ths  des  Nationalpro- 
ducts, noch  die  Zahl  der  Umsätze,  die  sie  erheischt,  bilden  das  ent- 


37)  Dabei  konnte  —  abgesehen  von  den  Gegenden,  wo  sich  Reichlhum  und 
Bevöikening  besonders  geliäufl  liallen,  wie  in  Rom  und  Italien  —  das  Leben  zu- 
gleich „wohlfeil"  und  „liieuei"  sein.  -\uf  den  untern  Stufen  der  Gesellschaft  oder 
in  Gegenden,  wo  die  Bedürfnisse  einfadi  waren,  d.  h  Güter  consumirt  wurden,  die. 
vorzugsweise  landwirthschaflliciie  Arbeil  gekostet  hatten,  wohlfeil,  weil  das  Geld 
einen  hohen  Sachwerth  halle  und  die  Produclionskoslcn  dieser  Producte,  an  denen 
wenig  Fabricationsarbeit  haflete,  gering  waren;  auf  den  übern  Stufen,  oder  in 
Gegenden,  wo  Reichlhum  und  Luxus  herrschten,  und  Güter  coii^yiniirl  wurden,  die 
viel  Fabricationsarbeit  gekostet,  Iheuer,  ungeachtet  das  Geld  einen  hohen  Sacli- 
werlh  halle,  weil  dennoch  die  Proihulionskoslen  dieser  Waarcii  hoch  waren. 
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scheidende  Moment  iihos  den  (irad  des  nationalen  Bedürfnisses  nach 
Geld.  Dies  ist  vielmehr  die  Sinn  ine  der  Baa  r/ahl  u  ngen,  die  zu 
den  Unisiltzcn  (Mnes  bostinunten  Nationalprodiictwerths  erforderlich  sind. 
Und  in  dieser  Beziehung,'  steht  das  ,\ltertluini  sehr  weit  hinter  der 
Neuzeit  zurück,  denn  es  bedurfte  zur  Bewegung  seines  Nati(Mial})r()(lucfs 
ausserordentlich  viel  grössere  Baarzahlungcn  als  unsere  Zeif. 

Ks  ist  die  Wirksamkeit  des  heutigen  CrcMlit-.  die 
dies(!  V  (irscli  i  ed  en  li  (' i  t  zwischen  biMdcii  Zeit  altern  licr- 
V  i)rl)  ri  ng  t. 

Man  darf  diese  Verschiedenheit  so  formnliien:  Im  Alterlhum  fielen, 
bei  der  damaligen  Oekonomie.  die  kleinen  Zahlungen  fort,  aber  dafür 
mussten  fa<t  alle  grossen  per  ('oniptant  gemacht  werden;  in  der  Neu- 
zeit müssen  grade  die  Zahlungen  des  aus  der  Auflösung  des  Oikos 
entstandenen  Kleinverkehrs  mit  Geld  abgemacht  werden,  aber  dafür 
werden  die  meisten  grossen  Zahlungen  durch  die  verschiedenen  Formen 
der  Abrechnung  getilgt.  Im  Kleinverkehr  circulirt  aber  eine  Geldsunnne 
von  1  Thlr.  rascher,  als  im  Grossverkehr  eine  Geldsumme  von  1000  Ihlrn. 
Denn  der  mit  kleinen  Summen  operirende  Verkehr  ist  nach  Zeit  und 
Ort  zusammengedrängter,  als  der  Grossverkehr.  Zur  Umsatz- 
vermittlung eines  Nationalproductwerths  in  grossen  Summen  bedarf  es 
also  verhältnissmässig  einer  grossem  Geldmenge,  als  zur  Umsatzvermittlung 
desselben  in  kleinen  Summen. 

Für  diese  Formel  einen  stricten  Zahlenbeweis  zu  liefern,  ist  aller- 
dings unmöglich,  aber  veranschaulicht  man  sich  nur  einige  der  characteristi- 
schen  Züge  des  antiken  und  modernen  Verkehrs,  so  scheint  mir  ihre 
Richtigkeit  in  die  Augen  zu  springen. 

Dass  diejenige  Güterbewegung,  die  im  Alterthum  innerhalb  des 
Oikos,  auf  Anordnungen  des  Herrn  statt  fand,  überhaupt  keine  Zahlungen 
erforderlich  machte,  während  sie,  wenn  man  sich  den  Oikos  aufgelöst 
denkt,  in  die  unzähligen  kleinen  Umsätze  zerfällt,-  die  den  heutigen 
Kleinvorkehr  bilden  und  grade  durch  Baarzahlungen  vermittelt  wei-den 
müssen,  leuchtet  ein. 

Aber  eben  so  muss  man  zugeben,  dass  im  Alterthum  fast  alle  Um- 
sätze, sowohl  von  Nation  zu  Nation,  als  auch  von  Oikos  zu.  Oikos,  also 
grade  die  Umsätze,  die  den  Grossverkehr  ausmachten,  durch  Baarzahlungen 
vermittelt  werden  mussten,  denn  es  fehlten  die  Ausgleichungs- 
und Abrechnungsmittel,  die  der  heutige  Verkehr  im  Wechsel-, 
Clearinghouse-,  Bank-,  Noten-,  und  Chekverkehr  erfunden  hat.  Das 
einzige  Umsatzmittel,  welches  in  dieser  Beziehung  zu  erwähnen  wäre,  ist 
die  gegenseitige  Buchung,   resp.  Umbuchung  einer  Geldschuld   im  cod. 
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accept.  et  expens.  Indessen  beschränkte  sich  dies  Mittel  doch  nur  auf 
den  Darlehnsverkehr,  oder  auf  solche  Schulden  aus  andern  Obligationen, 
die  als  Darlehen  creditirt  wurden,  ferner  nur  auf  das  römische  Bürger- 
volk und  auch  in  diesem,  seiner  Natur  nach,  auf  einen  Kreis  mehr  oder 
•weniger  persönlich  Bekannter,  und  hörte  endlich  auch,  bei  der  zunehmenden 
Demoralisation,  die  der  Freihandel  mit  sich  führte,  und  dem  Misstrauen, 
das  man  iu  Folge  dessen  in  fremde  Buchungen  setzte,  im  Kaiserreich 
ganz  auf.  So  ingeniös  also  auch  diese  Darlehnscreditform ,  namentlich 
in  ihren  Umbuchungen,  war,  sie  konnte,  nach  der  Grösse  ihres  Umsatz- 
gebietes und  Umsatz  w er  th es  bemessen,  niemals  von  so  beträchtlicher 
Wirksamkeit  sein,  wie  die  obengenannten  modernen  Creditformen.  Aus 
diesem  Mangel  flössen  aber  viele,  den  antiken  Verkehr  kennzeichnende 
Erscheinungen,  die  aber  auf  ein  verhältnissmässig  grosses  Geldbedürfniss 
schliessen  lassen.  —  Aller  internationaler  Verkehr  musste  Zug  um 
Zug  per  Comptant  geführt  werden,  weil  der  Wechsel  noch  nicht  existirte; 
wir  kennen  ja  die  ungeheuren  Suramen,  die  z.  B.  der  Handel  über  das 
rothe  Meer  Rom  jährlich  kostete.  —  Der  Sklavenimport  musste  eben 
so  grosse  Baarsummen  in  Anspruch  nehmen.  —  In  dem  Innern  Gross- 
handel, denj  Handel  von  Oikos  zu  Oikos  —  auch  fast,  wie  ich  schon 
hervorgehoben  habe,  eine  Art  internationaler  Handel,  da  nur  die  Ueber- 
schüsse  der  hauswirthschaftlichen  Productionen  auf  den  Markt  kamen, 
ähnlich  heute  wie  bei  den  Nationen,  die  auch  nur  ihre  Producten- 
überschüsse  auf  den  W^eltmarkt  führen,  während  alle  unsere  Privat- 
productionen  von  vornherein  für  den  Markt  arbeiten  —  auch  in  dem 
Innern  Grosshandel,  sage  ich,  konnte  dies  nicht  anders  sein,  denn  auch 
für  diesen  fehlten  nicht  minder  alle  Abrechnungsmittel.  —  Daraus  er- 
klärt sich  denn  auch,  weshalb  die  antike  arca  ganz  andere  Baarbestäude 
enthielte  als  die  moderne  Gasse.  Der  reiche  Caec.  Gl,  Isidor  hinterliess, 
nach  PI  in  ins,  ausser  seinem  andern  ungeheuren  Vermögen  au  Aeckern, 
Sklaven,  Vieh  u.  s.  w. ,  noch  nahe  an  3  Millionen  Thaler  baar  Geld. 
Aehnlich  wird  die  arca  jedes  reichen  Römers  beschaffen  gewesen  sein. 
Crassus,  sagt  PI.  ebendaselbst,  besass  gegen  10  Millionen  Thaler  in 
Ländereien,  und  das  Doppelte  an  Geld,  Sklaven  und  Hausgeräth.  In 
der  That  musste  jeder  grosse  Oikos  in  der  arca  sich  gleichsam  »seinen 
Staatsschatz«  sichern.  —  Aus  den  grossen  Baarbeständen  der  arca  lässt 
sich  dann  wieder  manches  Andre  erklären,  das  uns  auffällig  ist,  z.  B. 
das  ungeheure  nur  nach  Gewicht  rechnende  Geldstrafensystcm  der  spä- 
tem Zeit;  die  Möglichheit  der  grossen  Congiaricn,  selbst  von  Privat- 
personen. 

XV.  13 
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Heute  hiiii^egeii  werden  tust  alle  jene  t^Tossen  internationalen  und 
innernationalen  Umsätze  durch  die  genannten  Creditinitfel  bewirkt.  Das 
Geld  tigurirt  dabei  nur  noch  als  Werthzeigcr;  die  Umsätze  selbst  werden 
durch  Aln'echnuny  nach  diesem  Werthzeiger  vermittelt.  Was  in  dieser 
Beziehung  der  heutige  Wechsel  im  internationalen  Verkehr  leistet,  ist 
ja  bekannt.  Seit  25  Jahren  fliesst  selbst  der  Geldstrom  aus  Asien  zu- 
rück. Im  innern  Grossverkehr  wirkt  der  Wechsel  nicht  anders ;  hier 
wird  er  noch  durch  den  Bank-  und  Clearinghouse- Verkehr  unterstützt. 
Durch  die  englische  Bank  und  das  City-Clearinghouse  werden,  nach 
M.  Chevalier  in  London,  täglich  blos  für  500  Millionen  Franken 
Abrechnungen  vermittelt.  Deshalb  enthält  die  moderne  Casse,  abweichend 
von  der  arca,  auch  nur  unbedeutende  Baarbestände.  In  London  hat  bekannt- 
lich der  Reichste  kein  Geld  im  Hau.se.  Er  hat  seine  Baarschaft  in  der 
Bank,  —  die  diese  wieder  zur  Unterlage  weiterer  Creditvermittlungen 
gebraucht,  —  und  vermittelt  seinen  eignen  Verkehr  durch  Cheks. 

Es  muss  aber  einleuchten,  dass  der  Mangel  oder  das  Vorhandensein 
solcher  Ausgleichungsmittel  von  ausserordentlichstem  Einfluss  auf  die 
Grösse  der  Geldmenge,  die  zum  Umsatz  eines  Nationalvermögens  erforder- 
lich ist,  sein  muss. 

Dies  lässt  sich  vortrefflich  durch  folgendes  Beispiel  aus  der  heutigen 
Zeit  illustriren. 

Es  ist  ausser  allem  Zweifel,  dass  der  Sovereign  nicht  blos  ein 
grösseres  Verkehrsgebiet  beherrscht,  sondern  auch  eine  grössere  Product- 
meuge  oder  Productwerthsumme  umsetzt  als  das  Zwanzig  franken- 
stück. »Wenn  ein  Kaufmann  in  St.  Francisco  —  heisst  es  in  einem 
Aufsatz,  Die  Weltmünze  von  E.  Nothomb,  Fr.  Jahrb.  Bd.  24  Heft  2 
—  etwas  in  Hongkong  zu  zahlen  hat,  so  kauft  er  einen  Wechsel  auf 
London  und  dieser  lautet  auf  Pf.  St.«  Der  Grösse  dieses  Erdenraums, 
gegen  den  doch  das  römische  Mittelmeerreich  nicht  viel  zu  bedeuten 
hat,  entspricht  die  Grösse  des  Productwerthes  und  die  Zahl  der  Um- 
sätze, die  der  Sovereign  vermittelt.  M.  Chevalier  schätzt  den 
Betrag,  der  allein  in  London  jährlich  von  Hand  zu  Hand  geht,  auf  einen 
Werth  von  250,000  Millionen  Franken;  alles  nach  dem  Maass  des  So- 
vereigns!  —  Das  Verkehrsgebiet  des  Zwanzigfrankeustücks  kommt 
entschieden  weder  an  Ausdehnung  noch  an  W-'erthfülle  dem  des  Sove- 
reigns  gleich.  —  Aber  die  Ausgleichungen,  die  der  Credit  in  dem 
Gebiet  des  Sovereigns  anw-endet,  sind  eben  so  wunderbar  gross. 
Nicht  blos,  dass  von  St.  Francisco  nach  Hongkong  ein  W^echsel  ge- 
sandt werden  kann,  —  dieser  Wechsel  ist  in  St.  Francisco  viel- 
leicht  wieder   nur   mit  einem  Wechsel  gekauft.     Aber  wenn  auch  eine 
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Baarsumme  dafür  gezahlt  wäre,  wie  viel  Umsätze  vermag  diese  Baar- 
summe,  weil  statt  ihrer  ein  Wechsel  nach  Hongkong  geht  oder  die  Schuld 
in  Hongkong  in  London  tilgt,  während  der  Dauer  der  Sendungszeit,  die 
sie  selbst  in  Anspruch  genummen  haben  würde,  noch  wieder  zu  Hause 
abzumachen !  —  Welche  ungeheuren  Abrechnungen  die  engl.  Bank  und 
das  City-Clearinghouse  vornehmen,  habe  ich  schon  oben  gezeigt.  —  So 
wird  es  denn  möglich  gemacht,  dass  in  dem  Gebiet  des  Sovereigns 
dennoch  eine  dreimal  kleinere  Geldquantität  zur  Circulation  genügt,  als 
in  dem  des  Zwanzigfrankenstücks.  Chevalier  und  Nothomb  be- 
rechnen, dass  in  Zwanzigfrankenstücken  ein  Werth  von  etwa  6000  Millionen 
Franken,  hingegen  in  Sovereigns  nur  ein  solcher  von  2000  Mill.  Franken 
circulirt.  Es  sind  lediglich  die  Wunder  eines  besser  organisirten  Credits, 
die  zu  den  so  viel  zahlreicheren  Umsätzen  eines  so  viel  grösseren  Pro- 
ductwerths,  dennoch  so  viel  weniger  Baarzahlungen  und  deshalb  auch 
so  viel  weniger  Gold  erforderlich  machen.  —  Darf  man  aus  dieser 
Verschiedenheit  der  Geldmengen  in  beiden  Verkehrsgebieten,  in  deren 
einem  eine  dreimal  geringere  Geldmenge  einen  sicherlich  dreimal  grösseren 
Waarenwerth  bewegt,  auch  nur  auf  eine  Verschiedenheit  des  Sachwerths 
des  Geldes  überhaupt  schliessen? 

Es  mag  hier  noch  am  Platz  sein,  eine  beiläufige  Bemerkung  über 
ein  Paar  Erscheinungen  zu  machen,  die,  wie  ich  glaube,  viel  dazu  bei- 
getragen haben,  falsche  Vorstellungen  über  die  Geld-  und  Reichthums- 
verhältnisse  des  Alterthums  zu  erzeugen.  Es  sind  einer  Seits  die  c  o  1  o  s  s  a  - 
1  e  n  A  c  t  i  v  -  und  Passivvermögen,  und  anderer  Seits  die  g  r  o  s  s  e n 
Geldsummen  in  Einer  Hand  oder  auf  Einem  Fleck,  wie 
z.  B.  die  Congiarien,  '—  die  wir  erwähnt  finden. 

Die  erstere  Erscheinung  hatte  hauptsächlich  zwei  Gründe: 
erstens,  die  höhere  Tausch  wer  ths  Ziffer  des  antiken  National- 
vermögens, die  sich  in  Folge  der  Sklaverei  und  der  Unproductivität 
der  Fabrication  und  Transportation  ergab '^");  zweitens,  die  Einheit 
des  Grund-  und  Capitalbesitzes,  die  natürlich  die  Aufhäufung  des  National- 
reichthums  bei  Wenigen  ausserordentlich  beförderte.  Crassus  z.  B.  besass 
so  viel  Ländereien,  dass,  wenn  die  Verarbeitung  der  Kohproducte,  die 
auf  denselben  erzeugt  wurden,  ausserhalb  der  Crassus\schen  Oekonomie, 
auf  Rechnung  andrer  Privaten  betrieben  worden  wäre,  noch  viele  Fabri- 

37»)  Tauschwerlliszifloiii  »üilsclicideii  über  den  Privalreiclillinm  ,  aber  nicht  über 
den  socialen  Reichtimm  Als  die  Holländer  noch  das  Monopol  des  Gewiirzhandels 
hauen,  versenkten  sie,  in  ergiebigen  J;iliren,  die  Häine  der  Erndlc  in's  Meer.  Die 
andere  Hälfte  halte  einen  grösseren  Taiischwerlh  auf  den  europäischen  Märkten  ,  als 
wenn  sie  die  jjanze  Erndte  impoiiirt  hätten. 

13* 


lOfi  R()(JI)ertu9, 

kant(!ii  1111(1  Kauflcutc  davon  hiiticn  loich  worden  können.  Aber  Crassus 
war,  nacli  den  volkswirthschal'tliclicn  Veiluiltnissen  des  Alterthunis,  selbst 
Fabrikant  seiner  Rohprüdiictc,  und  I laudier  mit  seinen  überflüssigen 
Waareii^").  Damit  aber  nicht  gemi;^'.  Alle  seine  Arbeiter  waren  Sklaven 
und  deren  Tauschwerth  erhölifc  die  Ziffer  seines  Vermögens  ausserdem 
noch  ausserordentlich.  Hätten  w  i  r  nocii  Sklaverei  und  betrüge  der  Werth 
eines  Arbeiters  500  'l'hlr.,  so  würde  Dr.  Stroussberg  mindestens 
dreimal  so  viel  Vermögen  besitzen,  als  ihm  der  Volksmund  heute  zu- 
schreibt. 

Die  Gründe  der  z  weiten  Erscheinung —  der  grossen  Baarsummen 
auf  Einem  Flecke  —  habe  ich  zum  'i'heil  schon  oben  berührt:  Die 
Natur  des  antiken  Verkehrs  erforderte  grössere  Baarsummen  und 
grössere  Cassenbestände ,  als  heute  ^®'').  Aber  daraus  auf  eine  grössere 
nationale  Geldmenge  zu  schliessen,  wie,  allem  An.schein  nach,  Jacob' 
thut'^),  wäre  ganz  falsch.  Dieselbe  Natur  des  Verkehrs,  die  grosse 
Baarzahlungen  und  Baarsummen  erheischte,  concentrirte  auch  die  gerin- 
gere nationale  Geldmenge  zu  einer  kleinern  Zahl  von  Summen,  aber 
dafür  zu  desto  grösseren.  In  dem  Crassus'schen  oder  Isidor'schen  Haus- 
halt hatte  Einer  das  Geld.  Denkt  man  sich  denselben  zu  dem  heutigen 
Verkehr  aufgelöst,  würden  es  Viele  besitzen.  Es  könnte,  in  unserem 
modernen  Verkehr,  noch  dreimal  mehr  Gold  in  demselben  Verkehrskreise 
umlaufen,  es  würde  dennoch  zu  keiner  Zeit  und  nirgends  dermassen  in 
Einer  so  grossen  Summe  auftreten,  wie  dort.  Auch  kehrten  immer  alle 
Millionen,  die  z.  B.  in  Congiarien  vertheilt  wurden,  sehr  bald  wieder 
zu  den  Besitzern  dieser  grossen  Oekonomieen  oder  auch  zu  Händen  des 
Staats  —  im  Wege  des  Verkaufs  des  jährlichen  Staatskorns  — 
zurück*"). 


38)  S.  meine  Abhandl.  Zur  Geschichte  der  röm.  Tributsleuern  u.  s.  w.,  wo 
ich  dies  grade  in  Bezug  auf  Crassus  näher  ausgeführt. 

38**)  S.  m.  Äbhaiidi.  Zur  Gesch.  der  röm.  Tribulsteucrn  Anmerk.  21  (3ter  Jahrg. 
dieser  Jahrbücher  1.  Bd.  5.  u.  6.  Heft). 

39)  Ich  lioninie  auf  die  Stelle  Sueton.  Vespas.  16,  mit  der  er  hauptsächlich 
diese  Ansicht  begründen  will,  ausfüiirlich  zurück. 

40)  Milgetheilt  in  den  Quellen,  oder  vielmehr  uns  in  die  Augen  springend,  sind 
nur  die  grossen  und  glänzenden  Erscheinungen  des  Alterlhums.  Wir  be- 
aclilcn  daher  aiich  nur  diese.  Die  tiefere  sociale  Erforschung  lassen  wir  uns  wenig 
angelegen  sein,  selbst  da,  wo  wir  die  Privatalterliiümer  behandeln.  Denn  wir  wenden 
auch  bei  deren  Beurtheilung  immer  noch  zu  sehr  die  Lebensgesetze  der  modernen 
Staaten  an.  Wenn  es  aber  aucii  gemeinsame  Gesetze  für  alles  sociale  Leben  giebt, 
Gesetze,  die  sich  auf  der  denkbar  ausgebildctsten  Stufe  der  Gesellschaft  noch  ebenso 
wie  auf  der  iinlergeordnelslen  Stufe  des  blossen  Stammlebens  derselben  wiederfinden, 
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Wenn  man  also  alle  Momente  erwägt,  die,  im  Alterthum  und 
heute,  auf  das  Bedürfniss  nach  Edelmetall  von  Einfluss  sein  können; 
—  wenn  man  erwägt,  dass  die  menschliche  Prunksucht,  die  dies  Me- 
tall zu  ihrer  Befriedigung  verlangt,  damals  nicht  schwächer  gewesen 
sein  wird,  als  heute;  —  dass,  wenn  auch,  unter  sonst  gleichen  Um- 
ständen, die  Nationalproduct menge  heute  grösser  ist,  als  damals,  da- 
mals doch  gewiss  nicht  der  umzusetzende  Nationalvermögens  wer  th 
geringer  gewesen  ist,  als  heute;  —  dass  zwar  wieder  die  Zahl  der 
Umsätze  im  Alterthum  bedeutend  geringer  hat  sein  müssen,  als  heute, 
dass  aber  nicht  sowohl  die  Zahl  der  Umsätze  als  vielmehr  die  Summe 
der  Baarzahlungen  über  das  Bedürfniss  nach  Geld  entscheidet,  die 
letztere  aber  im  Alterthum  bedeutend  grösser  war,  als  diejenige,  die 
heute  zum  Umsatz  eines  gleichen  Productwerths  erforderlich  ist,  — 
wenn  man,  sage  ich,  alle  diese  Momente  erwägt,  so  wird  man  nicht 
mehr  mit  D.  d.  1.  M.  behaupten  wollen:  im  Alterthum  sei  das  Bedürf- 
niss nach  Edelmetall  dermassen  schwächer  als  heute  gewesen,  dass  da- 
durch die  Wirkung,  die  sonst  auch  die  von  D.  d.  1.  M.  zugestandenen 
viel  höheren  Productionskosten  desselben  auf  seinen  Sachwerth  hätten 
haben  müssen,  vollständig  paralysirt  worden  wäre.  — 

In  der  That  würde  auch  noch  eine  wirthschuftliche  Unmöglichkeit 
damit  behauptet  werden. 

Man  beachte  wohl  —  es  handelt  sich  nfcht  um  den  Fall,  dass  das 
Bedürfniss  nach  einer  Waare  so  stark  ist,  dass  ihr  Werth,  fortgesetzt, 
weit  über  ihren  Productionskosten  steht  —  dieser  Fall  kommt  oft  und 
da  immer  vor,  wo  die  Production  dem  Begehr  nicht  nachzufolgen  ver- 
mag — ,  es  soll  der  umgekehrte  Fall  vorliegen,  dass  das  Bedürfniss 
einer  Waare  so  schwach  ist ,  dass  ihr  Werth ,  fortgesetzt ,  weit  unter 
ihren  Productionskosten  steht.  Welche  Gründe  hätten  aber  die  da- 
maligen Bergwerksbesitzer  bewegen  können,  fortgesetzt,  mit  so  be- 
deutendem Schaden  arbeiten  zu  lassen  ?  Wenn  heute  einmal  in  einem 
Bergwerk  die  Gewinne  nicht  so  hoch  stehen,  wie  in  andern  Betrieben, 
so  setzt  man  noch  mitunter  den  Bau  fort,  weil  das  in  Maschinen  be- 
stehende fixirte  oder  stehende  Capital  einen  vorwiegend  grossen  Be- 
standtheil  des  angelegten  Capitals  bildet,  indessen  schwer  oder  gar 
nicht  aus  dem  Betriebe  herauszuziehen  ist.  Aber  im  Alterthum,  wo 
es  wenig  oder  gar  keine  Maschinen  gab,  bestand  der  grösste  Theil  auch 

80  hat  docli  auch  jede  dieser  auf  einander  folgenden  Stamm-  oder  Staalenordnungen 
der  socialen  Well,  ebenso  wie  jede  der  verscliiedenen  animalischen  Ordnunijtn  der 
physischen  Welt,  ihre  besonderen  Lebensgesetze  und  diese  cliaraklerisircn 
sie  erst. 
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des  Bcrf,'bauc.'ipitfils  aus  Sklaven.  Sklaven  gehören  nun  freilich  (gleich- 
falls zum  steluMitlen  Capital,  aber  es  giebt  heute  keinen  'J'lieil  des 
undaufenden  Capitals,  der  sich  so  schnell  aus  einem  Betriebe  heraus- 
ziehen liesse,  wie  im  Alterthum  dieser  bedeutendste  'l'heil  des  stehen- 
den Capitals.  Was  hätte  also  die  I'.esitzer  von  Sklaven  bewegen  können, 
ihr  Capital  nicht  aus  einem  Betriebe  herauszuziehen,  der  fortwährend 
einen  Productwerth  lieferte,  der  vielleicht  sechsmal  weniger  als  die 
Productionskostcn  betrug?  Korn  hatte  ja  seinen  uncrmesslichcn  ager 
publicus  wie  Amerika  seinen  Ilinterwald,  nur  noch  unter  günstigeren 
Anbauverhältnissen  als  Amerika  diesen,  denn  dieser  liegt  am  entfern- 
testen Saume  der  Civilisation,  während  Roms  Hinterwald  eingesprengt 
in  den  Territorien  der  Civitaten  zwischen  blühenden  Stätten  der  Cultur 
lag.  Wenn  die  Besitzer  ihre  40,000  Bergwerkssklaven  fortan  ager 
publicus  hätten  occupiren  lassen,  so  hätten  sie  ja  in  Weizen  sechsmal 
so  viel  Gold  und  Silber  producirt  wie  im  Bergbau.  Und  so  wie  das 
nur  fortgesetzt  geschah,  hätte  auch  der  Sachwerth  des  Metalls  auf 
dessen  Productionskosten  steigen  müssen.  —  Zudem,  welches  Vermögen 
der  Welt  würde  es  aushalten,  immerfort  einen  unter  den  Productions- 
kosten stehenden  Productwerth  zu  erzeugen! 

Nach  Allem  dem  —  nach  den  grossen  Bedenken,  die  sich,  wie 
mir  scheint,  gegen  die  Beweisführung  Friedländer's  erheben  lassen; 
nach  den  hohen  Productionskosten,  die  das  Edelmetall  im  Alterthum 
erforderte;  endlich  nach  der  Stärke  des  Geldbedürfnisses,  die  dem  Alter- 
thum eigen  war  —  nach  Allem  dem  glaube  ich  also  auch  zu  der  Be- 
hauptung berechtigt  gewesen  zu  sein,  dass  damals  der  Sachwerth 
des  Geldes  weit  höher  als  heute  gestanden. 

Allein  Fr.  scheint  noch  einen  andern  Einwand  machen  zu  wollen. 
Er  scheint  zu  meinen,  ich  hätte  nicht  im  Allgemeinen  sagen  sollen: 
»im  Alterthum«  sei  der  Sachwerth  des  Geldes  bedeutend  höher  ge- 
wesen als  heute;  —  denn  er  legt  Gewicht  darauf,  dass  derselbe  »im 
Alterthum  in  verschiedenen  Zeiten  und  Ländern  sehr 
verschieden  gewesen  sei«*^). 

Aber  auch  »Alterthum«  im  Allgemeinen ,  glaube  ich ,  darf  man 
sagen. 

Zwar  versteht  es  sich,  dass  auch  damals  der  Sachwerth  des  Geldes 
nach  Zeit  und  Ort  variirt  hat.     So  kann  es   möglich  sein,   dass,   wo 


41)  Audi  Röscher  —  Die  Grundlagen  der  N.  -  0.  Erste  Ausg.  Bd.  1  S.  245 
Amn.  3  —  selzt  zu  der  Notiz  aus  Garnier's  Hisloire  d.  monnaics  etc.  ,, Silber 
habe  ioi  Alterthum  sein  Gewicht  in  Korn  6000fach  erkauft,  bei  uns  nur  lOOOfach", 
hinter  „Alterthum"  ein  Fragezeiclien. 
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er  einmal  im  Alterthum,  nach  Zeit  oder  Ort,  verhältnissmässig  niedrig 
gestanden,  wie  z.  B.  in  der  ersten  Kaiserzeit  in  Rom,  er  sich  dem- 
jenigen Stande  genähert,  der  in  der  Neuzeit,  nach  Zeit  oder  Ort,  be- 
sonders hoch  gewesen.  Aber  deshalb  wird  noch  nicht  die  Behauptung, 
dass  er  im  Alterthum  im  Allgemeinen  weit  höher  als  heute  gewesen, 
unrichtig.  Man  muss  die  nach  Zeit  und  Ort  wechselnden  Schwankungs- 
gründe, die  ihm  seinen  localen  und  momentanen  Stand  anweisen,  von 
den  stationären  Gründen,  die  ihn  in  einem  weitern  Bereich  und  ein 
ganzes  Zeitalter  hindurch  bestimmen,  unterscheiden.  Die  Wirkungen 
von  jenen  verhalten  sich  wie  die  wechselnden  Wellenschläge  zu  der 
Höhe  oder  Tiefe  des  Wasserstandes  selbst.  Jene  gleichen  .'^ich  örtlich 
und  zeitlich  wieder  aus.  Wenn  z.  B.  in  Rom  einmal  der  Sachwerth 
des  Geldes  niedriger  stand,  weil  ein  siegreicher  Consul  hier  die  Schätze 
einer  Provinz  zusammengerafft  hatte,  so  stand  er  in  der  Provinz  gleich- 
zeitig so  viel  höher.  Ebenso  dürfte  er  in  Rom  und  Italien,  seit  den 
griechischen  und  carthagischen  Eroberungen  bis  zu  Tiberius,  unaus- 
gesetzt gefallen  sein  und  ist  jedenfalls,  wie  Jacob  ausführt'*'^),  von 
da  ab  wieder  gestiegen.  —  So  steht  er  jetzt  auch  in  Nordamerika*^) 
und  England  niedriger  als  irgendwo  anders  und  hat  übeihaupt  seit  der 
Entdeckung  der  Minen  von  Potosi ,  abwechselnd ,  längere  Perioden  be- 
deutenden Fallens  und  dann  mitunter  wieder  kürzere  Perioden  eines 
leichten  Steigens  gehabt,  während  er  jetzt  wieder  eine  längere  Periode 
des  Fallens  vor  sich  haben  dürfte**).  Aber,  wenn  mau  im  Allge- 
meinen das  griechische  und  römische  Zeitalter  mit  der  Neuzeit  seit 
Mitte  des  15.  Jahrhunderts  vergleicht  und  bei  diesem  Vergleich  auch 
die  analogen  örtlichen  und  zeitlichen  Schwankungen  gegen  einander 
hält,  so  scheint  es  mir  gar  nicht  zweifelhaft  zu  sein,  dass  die  Neuzeit 
einen  weit  niedrigeren  Sachwerth  des  Geldes,  als  das  Alterthum  auf- 
zuweisenhat, denn  über  die  örtlichen  und  zeitlichen  Schwankungs- 
gründe dominiren  die  stationären  Bestimmungsgründe,  und  dies 
sind  die  reicheren  Minen,  das  weit  productivere  Bergbauverfahren  und 
endlich  die  die  Baarzahlungen  ersetzenden  Abrechnungsmittel  der  Neuzeit. 
Es  giebt  ein  volkswirthschaftliches  Verhältniss  anderer  Art,  bei 
dem  dieselbe  Behauptung   in   derselben  Allgemeinheit   richtig  ist,   und 


42)  Die  von  Jacob  zum  Ausgang  genommenen  Zaiilen  sind,  wie  icli  unten  zeigen 
werde,  entscliieden  falsch,  aber  die  Richtung  der  Bewegung  im  Allgemeinen  ist  vrolil 
zweifellos. 

43)  Geringere  Zahlungen  als  10  Cents  zz:  4  Sgr.  komnirii  in  Californien  gar 
nicht  vor.     M.  s.  den  oben  angctülirten  Aufsatz  ,,Die  Wellmünze"  von  E.  iNotliomb. 

44)  S.  .VI.  Chevalier  a.  a.  0. 
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bei  (1cm  ebenfalls  ein  oder  der  andere  Nationalökonom  oinv.enden  könnte, 
»es  sei  im  Altertliiim  in  verschiedenen  Zeiten  und  Ländern  sehr  ver- 
schieden gewesen*. 

Dies  ist  der  Zinsfuss. 

Auch  der  Zinsfuss  hat  „im  Allerthum"  weit  höher  gestanden,  als 
bei  uns.  Damit  ist  aber  ebenfalls  nicht  gesagt,  dass  er  nicht  nach 
Zeit  und  Ort  bedeutend  geschwankt  habe.  Wir  wissen,  da.^s  er  mit- 
unter, wenn  sich  grosse  Geldsummen  plötzlich  über  einen  Platz  er- 
gossen ,  auch  im  Alterthum  ausserordentlich  fiel  und  natürlich  auch 
fallen  musste,  denn  untci'  solchen  Umständen  sind  Geldsummen  nicht 
blos  Geld ,  d.  h.  nur  Umsatzmaschine  und  Werthmesser ,  so  dass  sie 
nur  die  Preise  aller  Dinge  erhöhten  und  deshalb,  wie  Hu  nie  meinte, 
auf  den  Zinsfuss  keinen  Einfluss  hätten,  sondern  sind  zugleich  Lcih- 
cap Italien,  die  ihren  Besitzern  den  Nutzen  des  Zin.ses  gewähren 
sollen  und  also  auch  durch  ihr  vermehrtes  Ausgebot  den  Zinsfuss  drücken 
müssen.  —  Ebenso  konnte  auch  nach  Zeit  und  Ort  das  Gegentheil  ein- 
treten, —  Aehnliche  Gründe  der  Schwankungen  des  Zinsfusses  bestehen 
auch  in  unserem  Zeitalter,  was  ja  bekannt  ist.  Wollte  man  nun  aus 
dem  Alterthum  einen  Zinsfuss  herausgreifen,  der  besonders  niedrig 
gestanden,  und  ihn  mit  einem  Zinsfuss  der  Neuzeit  vergleichen,  der 
besonders  hoch  gestanden ,  so  würde  ebenfalls  nicht  der  Abstand  sehr 
gross  erscheinen.  Aber  dieser  Vergleich  würde  nicht  die  eigentliche 
Frage  entscheiden;  denn  dieselben  Schwankungsgründe,  die  ihn  im 
Alterthum  an  einem  Ort  und  zu  einer  Zeit  so  sehr  erniedrigt,  würden 
ihn  die  in  unserer  Zeit  noch  weit  mehr  erniedrigt  haben.  Auch  hier 
sind  die  Gründe  der  Zinsfuss  Schwankungen  nicht  die  seines  durch- 
schnittlichen V  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  m  ä  s  s  i  g  e  n  Standes.  Auch  hier  sind 
die  einen  beweglicher,  die  andern  stationärer  Natur.  Auch  hier  ver- 
ursachen die  einen  nur  Wellenschläge  auf  dem  durchgängig  höheren 
Stande  des  Zinsfusses.  Jene  liegen  in  dem  vorübergehenden  Concur- 
renzverhältniss  des  Leihcapitals,  diese  in  dem  dauernderen  Ge- 
winnsatz des  productivcn  Capitals,  —  was  indessen  nur  in 
einer  besonderen  Abhandlung  ausgeführt  werden  könnte.  —  Auch  »Alter- 
thum« im  Allgemeinen ,  scheint  mir  danach ,  darf  man  sagen. 

Oder  endlich,  —  hätte  ich  nach  Fr.'s  Ansicht  nicht  sagen 
sollen,  dass  »bekanntlich«  im  Alterthum  der  Sachwerth  des  Geldes 
weit  höher  als  heute  gewesen,  da  doch  Jacob  und  Dureau  de  la 
Malle  bekannt  sind? 

Allein  auch  dazu  glaube  ich  berechtigt  gewesen  zu  sein ;  denn 
Jacob  ist  nach  meiner  Ansicht  anders  zu  verstehen,  als  wie  Fr.  meint; 
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D.  d.  1.  Malle  aber,  wie  ich  glaube  uachweisen  zu  können,  ist  keine 
Autorität  in  dieser  Frage;  und  endlich  Fr. 's  Ansicht  selbst,  die  mich 
sonst  allerdings  bestimmt  haben  würde,  den  angefochtenen  Satz  nicht 
ohne  Begründung  zu  lassen,  kannte  ich  ja  damals  noch  nicht. 

Zuerst  zu  Jacob. 

Dieser  hat  im  6.  Capitel  seines  Werks**),  unter  andern,  folgende 
für  die  vorliegende  Frage  bemerkenswerthe  Stellen: 

1)  »In  Plinius  finden  wir,  dass  der  Weizenpreis  von  Marius  Mar- 
cius,  einem  der  Volksädilen  um  das  Jahr  350  v.  Chr.  auf  den 
Preis  eines  Ass  für  den  Modius  (drei  Farthings  für  das  Viertel 
eines  englischen  Scheffels,  oder  zwei  Schillinge  für  den  Quarter) 
herabgebracht  war;  dagegen  hatte  der  Quarter  zu  Plinius' Zeit 
den  Preis  von  3  Pf.  Sterling  erreicht.« 

2)  »Cicero' s  Anklage  gegen  Verres  bestand  darin,  dass  er  duo- 
denos  sestertios  in  modios .  singulos  erpresst  habe ,  welches  auf 
den  modius  oder  ein  Viertel  eines  englischen  Scheffels  1  sh,  10  p. 
3  farth.  oder  auf  das  Quarter  3  Pf.  St.  1  sh.  beträgt.« 

3)  »Tacitus  erwähnt,  dass  nach  Roms  Einäscherung  durch  Nero 
das  Volk  einen  grossen  Trost  darin  gefunden,  Korn  zu 
3  Nummi  den  Modius  (gegen  16  sh.  das  Quarter  engl.  W.)  zu 
erhalten,  wasdemaltenPreisegleichgekommensei.«  — 

4)  »Wie  lange  diese  verhältnissmässig  niedern  Preise  währten,  ist 
nicht  zu  entnehmen,  allein  lange  konnten  sie  nicht  bestehen,  denn 
zur  Zeit  des  Plinius  waren  die  Preise  auf's  Neue  gestiegen, 
und  standen  etwas  höher  als  zur  Zeit  des  Augustus,  nämlich  der 
englische  Quarter  zu  3  Pf.  St.  S'/a  sh.  heutiger  Währung.« 

5)  »Der  Preis  des  Brodes  in  Rom  scheint  zu  Lebenszeiten  des 
Plinius  beiläufig  der  nämliche  oder  etwas  niedriger  gewesen 
zu  sein,  als  heut  zu  Tage  in  London.«  — 

Zu  diesen  Stellen  ist  aber  Folgendes  zu  bemerken. 

Zu  1.  Der  Preis  von  1  Ass  zur  Zeit  des  Marius  Marcius  ist  aus 
dem  Plinius  bekannt  und  schon  oben  besprochen,  dagegen  habe 
ich  keine  Stelle  im  Plinius  finden  können,  aus  der  klar 
hervorginge,  dass  damals  der  Preis,  nach  Quart  er  be- 
rechnet, 3  Pf.  St.  erreicht  habe.  J.  kann  nur  aus  dem  von 
Plinius  mitgetheilten  oben  behandelten  Brodpreis  auf  einen  solchen 
Kornpreis  geschlossen  haben.    Dann  müss  er  aber  die  damaligen  Mehl- 


45)  Ich  citirc  nach  der  Klei  ns  chrod'sclien  Ueberselzung. 
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fabricatioiiskostoii  den  lioiili;^en  luij^clahr  gleichgestellt  lial>t'ii.  was  abor. 
wie  gezeigt,  ent.sciiiedcii   unzulässig  ist. 

Zu  2.  Dass  aus  der  lOrpressung  des  N'erres  von  12  Sest.  aut  den 
Modius  nicht  auf  einen  Maiktineis  von  ;i  I'f.  St.  1  >ii.  jtro  Quarter 
geschlossen  werden  kann,  geht  aus  den  hetrefleiiden  Stellen  /,u  klar 
hervor,  als  dass  dies  einer  wcytern  Ausführung  bedürfte. 

Zu  3.  Davon ,  dass  das  Volk  in  den  Preis  von  3  Se^t.  tur  den 
Modius  (gegen  IG  sh.  pro  Quaiter)  einen  grossen  Trost  gefunden  und 
dieser  Preis  dem  alten  Preise  gleich  gekonnnen  sei,  davon  stellt  keine 
Sylbe  im  Tacitus.     Ich  habe  die  betreffende  Stelle  oben  behandelt. 

Zu  4.  Dass  kein  Beweis  vorliegt,  dass  der  Preis  von  3  Sest.  unter 
Verres  ein  verhältnissmässig  niedriger  Preis  gewesen,  werde  ich  unten, 
wo  ich  auf  die  versuchte  Beweisführung  D.  d.  1.  M/s  näher  eingehe, 
ausführen.  Es  dürfte  aber  auch  keine  Stelle  in  den  Quellen  geben, 
aus  der  hervorginge,  dass  zur  Zeit  des  Augustus  dei-  Preis  pro  Quarter 
nur  etwas  niedriger  als  3  Pf.  St.  3^3  sh.  gestanden ,  oder  dass  er  zu 
Plinius'  Zeit  auf's  Neue  so  hoch  gestiegen.  Unter  diesen)  Preise  könnte 
aus  der  »Zeit  des  Augustus«  nur  der  oben  erwähnte  liungerpreis, 
bei  dein  A.  die  Zahl  der  tesserae  verdoppelte,  und,  aus  der  voran- 
gehenden Zeit,  nur  der  Erpressungspreis  des  Verres  verstanden  sein. 
Dass  man  aber  zwei  so  exceptionale  Preise  nicht  zu  allgemeiner  Charak- 
teristik der  damaligen  Kornpreise  gebrauchen  .darf,  leuchtet  ein. 

Zu  5.  In  diesen  V\' orten  vergleicht  J.  nur  die  Brod preise 
(bread  im  Original),  aber  nicht  die  Brud  koriipreise  in  Rom  zu 
Lebzeiten  des  Plinius  mit  denen  seiner  Zeit  in  London.  Er  hat  also 
die  oben  behandelte  Stelle  PI.  H.  N.  XVIII.  12  im  Sinn,  und  vergleicht 
also  J.  an  dieser  Stelle  seines  Werks  überhaupt  nicht 
die  Korn  preise  der  damaligen  und  heutigen  Zeit  mitein- 
ander. 

Prüft  man  demnach  genauer,  was  J.  in  diesem  seinem  sechsten 
Capitel  zur  Vergleichung  der  Kornpreise  aus  der  Zeit  des  Plinius 
mit  denen  seiner  eignen  vorbringt,  so  kommt  man  theils  zu  einem  sehr 
wunderlichen,  theils  zu  einem  ganz  andern  Resultat,  als  Fr.  demselben 
Capitel  entnimmt. 

Es  zeigt  sich,  erstens,  dass,  wenn  Jacob  die  Kornpreise  zur  Zeit 
des  Augustus'  und  des  Plinius  auf  60  sh.  pro  Quarter  annimmt  und 
dadurch  einen  dem  Londoner  Weizei'ipreis  seiner  Zeit  ungefähr  gleichen 
Preisstand  erhält,  dies  nur  dadurch  erreicht  wird,  dass  er  für  die  Zeit 
des  Augustus  und  des  Plinius  einen  Durchschnittspreis  von 
beinahe   12  Sest.  für   den  Modius  annimmt,   einen  Preis,    den   Fr. 
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selbst,  der  ihn  für  die  letztere  Zeit  nur  auf  4  bis  5  Sest.  schätzt,  ent- 
schieden zurückweisen  würde  und  den  auch  Jacob  nur  mittelst  einer 
falschen  Deduction,  die  die  damaligen  weit  höheren  Mehlfabrikations- 
kosten ausser  Acht  gelassen,  aus  einem  von  Plinius  mitgetheilten 
Brodpreis  gefunden  haben  kann. 

Zweitens  zeigt  sich,  dass  J.  in  derjenigen  Stelle,  auf  die  sich 
Fr.  (und  auch  D.  d.  1.  M.)  berufen,  buchstäblich  gar  nicht  von  einer 
Vergleichung  der  Brod  k  o  r  n  preise,  sondern  nur  der  Br  od  preise  spricht. 
Deshalb  kann  sich  auch  Fr.,  schon  was  die  Vergleichung  der  Geld- 
preise aus  beiden  Zeitaltern  anbetrifft,  keinen  Falls  auf  J.  berufen. 
Denn  wenn  und  wo  J.  die  Korn  preise  beider  Zeiten  für  gleiche  hält 
und  offenbar  in  den  Preisen  des  Alterthums  irrt,  muss  auch  Fr.  die 
Deduction,  die  J.  zu  diesem  Resultat  verleitet,  zurückweisen;  und,  wenn 
und  wo  J.  die  Brodpreise  mit  einander  vergleicht  und  nicht  in  den 
Preisen  des  Alterthums  irrt,  darf  Fr.  ihn  nicht  einmal  als  Autorität 
dafür  anziehen,  dass  die  Kornpreise,  und  noch  viel  weniger,  dass 
der  Sacliwertli  des  Geldes  in  beiden  Zeiten  gleich  gewesen,  denn 
Brod  ist  Fabrikat  und  nur  an  Ptohproducten .  bei  denen  sich  die 
Productionskosten  für  längere  Zeit  wenig  verändern, 
kann  der  Sachwerth  des  Geldes  ermittelt  werden,  aber  nicht  an  Fabri- 
katen, bei  denen  die  Fabrikationskosten  sich  so  ausserordentlich  ver- 
ändert haben,  wie  bei  allen  denen,  bei  welchen  der  heutige  Mühlen- 
mechanismus inzwischen  zur  Anwendung  gekonmien.  Würde  der  Korn- 
preis, den  Fr.  als  den  Durchschnittspreis  für  die  Zeit  des  Plinius 
annimmt,  mit  dem  Londoner  Preise,  den  J.  zur  Vergleichung  mit  dem 
Preise  des  Alterthums  annimmt,  verglichen,  so  würde,  wie  ich  schon 
gezeigt,  der  Sachwerth  des  Geldes  im  Alterthum  noch  immer  2-  bis  3mal 
höher  gewesen  sein  als  heute ;  würde  aber  der  Preis ,  den  Jacob  für 
die  Zeit  des  Plinius  annimmt,  mit  dem  Königsberger  Preis,  den  Fr. 
zum  Vergleichungspreis  aus  unsrer  Zeit  wählt,  verglichen,  so  würde  der 
Sachwerth  des  Geldes  im  Alterthum  sogar  2-  bis  3mal  niedriger  als 
heute  gewesen  sein  und  die  Edelmetallmassen,  die  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert Mexico,  der  Ural,  Californien  und  Australien  auf  den  Markt 
geworfen,  hätten  so  wenig  eine  steigende  Wirkung  auf  den  Preis  der 
Waaren  gehabt,  dass  dieser,  abgesehen  von  den  eignen  Productionskosten 
der  Waaren,  vielmehr  noch  unausgesetzt  hätte  fallen  müssen. 

Aber  noch  mehr! 

J.,  wenn  er  auch  in  dem  angezogenen  6.  Capitel  die  Geldpreise 
von  Korn  und  Brod  in  den  beiden  verglichenen  Zeiten  für  gleich  hält, 
ist  damit  durchaus  nicht  der  Ansicht,   dass  damit  auch 
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der  Beweis  geliefert  sei,  dass  der  SarliwcrU  des  Geldes 
im  AI  terthuiii  so  hoch  wie  heute  gewesen  sei.  I)ies  gelit  aus 
dem  letzten  Capitel  seines  Werkes  deutlich  hervor. 

Hier  sagt.T.  wörtlich:  -Wir  haben  zwar  versucht,  aus  Vergleiclmngen 
zahlreicher  rreislisten  von  den  Jahren  1810  und  1830  den  Grad  des 
Sinkens  der  Metall  preise  für  die  verschiedenen  Artikel  zu 
bestimmen;  allein  wir  vermochten  kein  P  r  e  i  s  v  e  r  z  e  i  c  h  - 
niss  herzustellen,  in  welchem  nicht  die  offenbare  Ein- 
wirkung andrer  Ursachen  als  des  verminderten  Quan- 
tums der  Circulationsmittel  sichtlich  hervorgetreten 
wäre.  So  unterlag  der  Artikel  Getreide,  welcher  den 
höchsten  Betrag  bildet,  so  grossen  Beschränkungen 
dass  unmöglich  bestimmt  werden  l\onute,  welchen  nalilr- 
lichen  Preis  dasselbe  in  irgendeinem  Lande  und  in  irgend 
einem  gegebenen  Zeitpunkte  behauptet  haben  würde, 
wenn  der  Verkehr  hiemit  einer  vollen  Freiheit  genossen 
hätte.  Die  Einflüsse  solcher  Beschränkungen  lassen  sich  so  wenig 
einem  Calcul  unterwerfen,  als  die  W^irkungen  des  Missjahres  von  1816 
oder  des  Eintritts  des  allgemeinen  Friedens  im  Jahre  1815«. 

Hier  stellt  also  auch  J.  den  Begriff  des  »natürlichen  Getreide- 
preises« auf  und  setzt  ihn  dem  Geldpreis  des  Getreides  entgegen. 
In  dem  ganzen  Capitel  setzt  er  aus  einander ,  was  auch  ich  oben  aus- 
zuführen gesucht  habe,  dass  man  den  Sacliwerth  des  Geldes  nur  an 
diesem  natürlichen  Preise  des  Getreides  erkennen  könne.  Der  natür- 
liche Preis  ist  aber,  wie  gezeigt,  nicht  einmal  immer  der  durchschnitt- 
liche Geldpreis  des  Markts,  sondern  der,  welcher  durch  die  Productions- 
kosten  des  Getreides  gegeben  ist.  Auch  das  sagt  J.  wenigstens  implicite 
in  diesem  Capitel.  Wenn  er  nun  aber  schon  für  seine  Zeit  annimmt, 
dass  dieser  natürliche  Preis  durch  die  Gesetzgebung  und  viele  andre 
Ursachen  alterirt  worden  und  es  ihm  deshalb  nicht  möglich  scheint,  ein 
einiger  Massen  befriedigendes  Verzeichniss  solcher  Utensilien  herzustellen, 
welches  als  richtiges  »Kriterien  des  Gold-  und  Silber w er ths« 
zu  gelten  vermöchte,  wie  viel  schärfer  würde  J.  diese  Folgerung  für 
das  Alterthum  gezogen  haben,  wo  der  natürliche  Preis  des  Getreides, 
in  Folge  de^i  unausgesetzten  Staatskornhandels  und  eben  so  der  Wir- 
kung der  perius  in  den  grossen  Hauswirthschaften,  überhaupt  nicht  zum 
Ausdruck  gelangen  konnte  —  selbst,  wenn  davon  eben  so  ununterbrochen 
Marktpreisverzeichnisse  vorgelegen  hätten,  wie  aus  der  Neuzeit.  Aber 
eine  Untersuchung  über  den  Sachwerth  de8  Geldes  lag 
überhaupt   nicht  in   seinem   Plan,   am   wenigsten  für  das 
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A 1 1  e  r  t  h  u  m ;  er  untersucht  lediglich  die  Metall  mengen,  die  im  Alter- 
thum  und  der  Neuzeit  circulirt  hätten,  resp.  producirt  und  consumirt 
seien  und  schliesst  daraus  nur  auf  die  Geldpreise  und  umgekehrt 
von  diesen  auf  die  Met  all  mengen.  Dabei  hält  er  selbst  noch  die 
blosse  Schätzung  der  Zu-  oder  Abnahme  dieser  M  e  t  a  1 1  m  e  n  g  e  n 
für  weit^leichter  als  die  Ermittlung,  wie  viel  diese  Zu-  oder  Abnahme 
auch  nur  auf  die  Geldpreise  eingewirkt ■*■'*). 


45a)  j.  ist  überhaupt  nur  mit  grosser  Vorsicht  zu  gebrauchen. 

Was  das  Alterthuin  betrifft ,  halte  ich  ihn  nahezu  für  unbrauchbar, 
namenllich  i»  den  meisten  Ziffern,  die  sich  auf  die  circulirende  Geldmenge 
oder  auch  auf  die  Geldpreise  der  Dinge  im  römischen  Reich  beziehen. 

Ich  habe  dies  harte  Wort  in  beiden  Beziehungen  zu  begründen. 

Die  im  röm.  R.  circulirende  Geldmenge  anlangend,  so  schätzt  J.  sie 
unter  Äuguslus  auf  358  Millionen  Pfd.  Sterl.  —  Wie  kommt  er  dazu?  —  Er  ver- 
steht die  bekannte  Stelle  Suet,  Vespas.  16:  Quadringenties  millies  slalim  initio 
sui  principatus  opus  esse  professus  est,  ut  respublica  stare  posset,  ,,von  der  ge- 
prägten Geldmenge,  die  damals  im  Reiche  umgelaufen  sei"  und  also 
ungefälir  323  Mill.  Pfd.  Sterl.  betragen  habe;  berechnet  einen  jährlichen  Abnutzungs- 
verhist  von  10%  "»d  gelangt  auf  diese  Weise,  rückwärts,  für  den  Beginn  des  Kaiser- 
reichs,  zu  der  Geldmenge  von  358  Mill  ,  und,  für  die  Zeit  nach  Vespasian,  nach  und 
nach  fallend,  zu  83  Mill.  um'.-*  Jahr  482.  Danach  würde  also  zu  Vespasian's  Zeit  die 
im  Reich  circulirende  Geldmenge  grösser  gewesen  sein,  als  heute,  nachdem  alle 
Welttheile  uns  so  viel  Metall  gespendet,  die  Menge  beträgt,  die  in  den  beiden  grossen 
Verkehrsgebieten  des  20-Frankenslücks  und  des  Sovereigns  zusammen  circulirt.  Das 
will  sachlich  schon  nicht  einleuchten.  Aber  ich  behaupte  auch,  dass  es  unter  den 
deutschen  Gelehrten  Niemand  giebl,  der  obige  Stelle  von  der  circulirenden  Geldmenge 
würde  verstehen  wollen.  Ist  sie  aber  nicht  zu  verstehen,  so  sind  eben  alle  Ziffern 
falsch,  die  sich  bei  J.  auf  diese  seine  .\uslegung  der  Stelle  gründen,  und  da  J. 
seine  ganze  Auffassung  von  dem  Melalireichthum  des  Alterlhums  eigentlich  auf  diese 
Summe  zuspitzt  und  umgekehrt  wieder  von  ihr  aus  beleuchtet  sein  lässt,  so  wird 
auch  seine  ganze  Darstellung  der  Geld-  und  Preisverhältnisse  des  Alterlhums  len- 
dentiös  und  falsch. 

Indessen  hat  bekanntlich  die  Stelle  ihre  grossen  Schwierigkeiten.  So  wenig, 
wie  von  der  umlaufenden  Geldmenge,  kann  aucli  das  quadringenties  millies  von  den 
jährlichen  Staatseinkünften  oder  dem  Staatsschatz  verslanden  werden,  wie 
ungeheuer  man  auch  die  römischen  Reiclithümer  und  die  Slaatsausgaben  des  Reichs 
mag  veranschlagen  wollen.  Man  hat  daher  immer  noch  keine  bessere  .\uslegung  des 
quadringenties  millies,  als  die  J. 's,  gefunden.  Deshalb  hat  man  quadragies  statt 
quadringenlirs  gesetzt.  Hock,  Rom.  Gesch.  I.  2.  S.  295  Anm..3  sagt  dazu:  „Man 
darf  kein  Bedenken  tragen,  die  Lesart  quadringenties  in  quadragies  zu  ändern:  denn 
jene  (2000  Millionen  Thaler)  würden  einen  baren  Unsinn  geben:  da  diese  Summe 
viel  höher  ist,  als  die  heulige  jährliche  Slaalseinnaliinr  aus  allen  den  Ländern,  welche 
zu  .\uguslus'  Zeit  das  römische  Imperium  umfasste  und  jene  im  offenbarsten  Wider- 
spruch mit  allen  Geldverhältnissen  des  Alterlhums  slelil".  0u'''<'i'''sips  würde  also 
ein  Staalseinkommen    ergeben,    das   beinahe   der   von  Lipsius  berechneten  Staats- 
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Anders  freilicli  I)uieau  de  la  Malle. 


einn»liiiicn  (220  .Millioiicii  Tlinloi)  glfirli  käme,  w.ilircnd  es  G  i  I»  b  o  n  '  h  Annalinie 
(90 — 120  Millionen)  f;isl  um  (Ins  l)0|i|)tlle  überstiege.  \hcr  diese  Kniendalion  ixt 
doch  wieder  nur  eine  jener  willkürliclien  Vcrfinderiingcn ,  zu  denen  mnn  niclil  so 
leiclil  greifen   solUc,  als  es  geHÖlinlicIi  gesrliieliL 

Um  so  nielir  bin  icli  verpfliclilet ,  eine  .Auslegung  des  quadringenties  rnillies  zu 
liefern,  die  plaugiblcr  ersciieint  ,  als  die  obigen,  und  eine  solche  glaube  Tch  auch  in 
der  folgenden  gefunden  zu  haben. 

V  c  .s  p  a  K  i  a  n  sagt  in  der  Tliat :  Um  den  Staat  in  Stand  zu  setzen,  brauche 
er  über  2000  Millionen  Tlialer.  Aber  diese  Kiffer  bezieht  sich  nicht  auf 
die  laufenden  Jahresbedürfnisse  deä  Staats  allein,  auch  nicht  auf 
einen  Slantsscliat/  allein,  den  die  tüchtigeren  Kai. s er  immer  anzu- 
sammeln pflegten,  sondern,  ausser  a  u  f  E  i  n  k  ü  n  f  t  c  und  S  l  a  a  l  s  s  c  li  a  t  z  , 
aueli  noch  nuf  die  notliwendigpe  .lufbesNeruiie;  des  giinzen 
römischen  Stantsver niÖi^Cns,  welches  nämlich  unter  den  vor- 
angehenden Missregieruiigen  in  den  grösslen  Verfall  gekommen  war. 

Um  dieser  Auslegung  gerecht  zu  werden,  muss  man  sich  zuvor  den  Inbegriff 
eines  antiken  Staats  Vermögens  vergegenwärtigen. 

Zuerst  cxistirte  nicht  der  Gegensalz  von  Kirche  und  Staat,  sondern  beide, 
und  also  auch  Kirchen-  und  S  taa  ts  vermögen,  waren  Eins,  waren  Staals- 
vermögen.  Alle  Tempel  der  römischen  Civitas  —  und  diese  erstreckte  sich  damals 
über  ganz  Italien  —  mit  Allem,  was  zum  Dienst  derselben  daranhing,  waren  Staats- 
gut, in  demselben  Sinne,  wie  heute  Gerichts-  und  Gefängnissgebäude.  Solcher 
Tempel  des  römischen  Götlercullus  nebsl  Zubehör  gab  es  aber  weit  mehr  und  weit 
Glänzenderes  als  heule  des  dreieinigen  christlichen  Gottes,  sammt  allen  unsern 
Mutlergollesbildern  an  den  Wegen.  Es  ist  eben  so.  Wenn  man  die  Frömmigkeit 
in  die  äusserliche  Feier  setzt,  so  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die  ortl)odo.\este 
christliche  Menschheit  weit  irreligiöser  geworden  ist,  als  die  heidnische  war.  ^i'un 
stelle  man  sich  vor,  dass  auch  nur  unser  ganzes  heutiges  Kirchengut  Staatsgut 
wäre,  —  welche  ungeheure  Ziffer  würde  dem  heutigen  Staatsvermögen  zuwachsen? 

Zweitens  waren  die  Staatssklaven  ein  ausserordentlich  bedeutender  Staats- 
vermögens bestandtlieil ,  der  heute  ebenfalls  nicht  in  einem  Staatsvermögen  vor- 
kommt. Wenn  diese  einmal  viele  Jahre  nicht  gehörig  ergänzt  wurden,  so  betrug 
das  sofort  eine  Capitalsumme,  die  an  eine  sofortige  Aufbesserung  dieses  Vermögens- 
theils  in  einem  Jahre  gar  nicht  denken  Hess. 

Drillens  kommt  in  Betracht,  was  das  antike  Naturalsteuersystem  in  seinem 
Gefolge  halte.  Hierher  gehört  nicht  blos  das  ungeheure  3Iagazinwesen  mit  seinen 
nothwendigen  Gebäuden  in  Rom  und  an  allen  Etapenörlern  des  Reichs,  sondern  auch 
ein  ungeheures  Fuhrwesen,  dessen  Eigenlhümer  gleichfalls  der  Staat  war,  ehe  es 
im  Verlauf  der  Zeit  auf  die  Schultern  der  Unlertlianen  gewälzt  war  und  sich  „in 
pestem  orbis  Romani"  gewandelt  hatte. 

Dies  ganze  ungeheure  Vermögen,  das  sich  bei  den  modernen  Staaten  gar 
nicht  findet,  das  nach  unserer  Ausdrucksweise  Ca  pi  lal  vermögen  war,  war  aber  da- 
mals zu  vollkommener  Wirksamkeit  des  Staats  eben  so  noihwendig,  als  heute 
die  jährlichen  Etatssummen  oder  ein  Staatsschatz.  Ein  Deficit  in  jenem  Vermögen 
war  also  auch  eben  so  fühlbar  wie  heute  ein  Deficit  in  den  Einkünften.  Zu  einem 
solchen  Vermögensdeficit   konnte   es   aber  im  Alterthum  leicht  kommen,   wenn 
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Dieser  sagt  in  der  Tliat  ausdrücklich,   dass  der  Sachwerth  des 


eine  unordentliclie  FinanzverwaÜuiig;  mehrere  Jahre  hinler  einander  nicht  an  den 
Capilal  er  s  a  Iz  —  an  die  Reparaturen  jener  Masse  öffentliclier  Gebäude,  an  die  Er- 
neuerung des  öffentliclien  Sklaveninventariums  u.  s.  \v.  u  s.w.  —  gedacht  iiatte,  und 
es  war,  bei  V.'s  Regierungsantritt,  in  der  That  dazu  gekommen  und  zwar  zu  einem 
um  so  grösseren  Deficit  gekommen,  je  grösser  die  Vermögensziffer  an  sich  war  und 
je  scheusslicher  die  dem  V.  vorangegangenen  Missregierungen  gewesen  waren.  Ein 
solches  Deficit,  meine  icli  nun,  liegt  in  Vespasian's  Worten  mitan- 
gedeutet. Nicht  blos  die  Jahreseinkünfte,  deren  Summe  übrigens  wohl  der 
Li  psiu  s' sehen  Ansicht  näher  kommt  als  der  Gi  bb  o  n'schcn  ,  sind  mit  den  2000 
Millionen  gemeint;  nicht  blos  auch  noch  ein  Staatsschatz,  der  doch  unter  Tiberius 
auch  130  Millionen  betrug  ^  sondern,  ausser  diesen  beiden  Posten,  auch  noch  die 
ungeheuere  Summe,  welche  die  Wiederinstandsetzung  und  Aufbesserung  jenes 
ungeheueren  öifenilichen  Capital  Vermögens  erforderte,  einer  Summe,  die,  einleuch- 
tender Weise,  auf  Ein  Mal  oder  in  Einem  Jahre  gar  nicht  zu  beschaffen  war,  auch 
gar  nicht  beschafft  werden  sollte,  zu  deren  successiver  Verwendung  vielmehr  die 
ganze   so  sparsame  und  finanziell    oft   drückende  Regierungszeil  Vespasian's    gehörte. 

Ich  finde  auili,  dass  diese  Auslegung,  die  doch  schon  an  sich  plausibler  er- 
scheinen dürfte,  als  die,  die  Summe  von  2000  31illionen  von  der  circulirenden 
Goldmenge,  oder  den  jährlichen  Einkünften,  oder  dem  Staatsschatz  zu  verstehen, 
die  auch  keine  willkürliche  Veränderung  des  Textes  erfordert  —  ich  finde  auch, 
dass  diese  meine  Auslegung  nicht  blos  durch  die  von  Veepasian  gebrauchten  Worte, 
sondern  auch  durch  die  Mittheilungen  Sueton's  selbst  unterstützt  wird. 

Cap.  7  sagt  er:  ,,Deformis  urbs  veteribus  incendiis  ac  ruinis  erat";  weiter: 
„restitutionem  Capitolii  aggressus" ;  und:  ,,aerearum  tabularum  tria  millia,  quae 
simul  conflagraverant,  reslituenda  suscepit."  —  C.  9:  „Fecit  et  nova  opera,  templum 
Pacis  foro  proximum.  Deniquc  Claudii  in  Coelio  monte  coeptum  quidem  ab  Agrip- 
pina ,  sed  a  Nerone  prope  fundilus  destructum;  item  Amphilheatrum  urbe  media 
ut  destinasse  compererat  Augustum."  —  Dann  heisst  es  C.  16:  „Sola  est,  in  qua 
merito  culpetur,  pecuniae  cupidilas."  In  der  That  ist  C.  8  von  ilmi  erzählt  worden: 
„Achajam  ,  Lyciam,  Rhodum,  Byzanlium,  Somum,  libertate  ademta  ,  ilem  Thraciam, 
Ciliciam  et  Commagenem  ,  dilionis  regiae  usque  ad  id  tempus,  in  provinciaruni  for- 
mam  redegit".  Aber  das  rechnet  ihm,  characteristischer  Weise,  Sueton  nicht  als 
cupidilas  an,  sondern  nur  die  neuen  civilen  Belastungen  nach  c.  16:  „Non  enim 
conlentus,  omissa  sub  Galba  vecligalia  revocasse,  nova  et  gravia  addidisse,  auxisse 
tributa  provinciis,  nonnullis  et  duplicasse,"  —  denn  der  Provincialboden  war  ja  zum 
grossen  Theil  in  den  Händen  römischer  Bürger,  die  als  usufructuarii,  wie  sie  von 
Rechtswegen  nur  waren,  durch  eine  Erhöhung  des  trib.  sol.  et  capit.  (letzteres  nur 
in  den  Köpfen  ihrer  Sklaven)  hart  getroffen  wurden.  —  Dann  lieisst  es  zun)  Schluss 
c.  16:  „Sunt  contra,  qui  opinenlur,  ad  manubias  et  rapinas  nccessitale  compulisas, 
summa  aerarii  fiscique  inopia  ,  de  qua  testificatus  sil  initio  statim  Principatus, 
professus :  Quadringenties  millies  opus  esse,  ut  respublica  slare  posset".  Hier  ist  das 
aerarii  fiscique  inopia  bemcrkenswerth.  Aerarium  und  fiscus  drücken  hier  nicht 
den  Gegensatz  von  Staatskasse  und  kaiserliclicr  Casse  aus  —  denn  Veepasian  war 
einer  der  reichsten  Römer,  die  es  je  gegeben,  —  sondern  eben  der  laufenden 
Staatseinkünfte  und  des  Staats  v  e  rmög  e  n  s  ,  wie  auch  die  res  fiscales,  c.  2  §.4 
D.  43.  8,  Cap  ital  V  erm  ögen  des  Staats  sind. 
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Geldes  (valeiir  potentielle)  im  Alterthuin  so  niedrig  als  heute  gestanden 


All!«  diesen  .Milllieilurigen  Suctuti's  »-rheinl  mir  aiRO  die  Bestätigung  liervor- 
ziigelieii,  dass  V.,  l)eiin  Beginn  seiner  Regierun}?,  in  Folge  der  Vernadilässigiingen 
und  Vcr-ciiieiideninj^en  der  voranijegangenen  Hegieruni,'en,  viele  ofrenllidie  Werke  in 
vülligein  Verfall  oder  unvollendet  vorl'.ind,  Werke,  die  natürlich  zu  ihrer  Hestauration 
und  Vollendung  grosse,  das  gewöhnliche  Ausgabehudgel  übersteigende  Ca  pita  laus- 
lagen, auch  dabei  vor  Allem  Sklaven,  erforderten,  welche  Auslagen  wir  heute  durch 
Anleihen  gedeckt  haben  würden,  die  aber  im  AlterUium  nur  successive  aus  dem  Ein- 
kommen heslrilten  werden  konnten.  Vespasian  führte  aucli  in  der  Thal,  im  Laufe 
seiner  Regierung,  alle  diese  Restaurationen,  Bauten  und  Aufbesserungen,  die,  im 
Beginn  seiner  Regierung,  nebst  den  laufenden  Bedürfnissen  und  dem  erforderlichen 
Slaatzschatz ,  auf  eine  Summe  von  200Ü  Millionen  zu  veranschlagen  waren,  bei 
seiner  strengen  und  sparsamen  Staatshaushaltung,  richtig  aus. 

Dieser  Auslegung  scheint  mir  kaum  etwas  entgegenzustehen  Namentlich  nicht 
Tac.  Hist.  IV.  47,  wo,  gegen  dieselbe  Zeit,  bei  völliger  Ebbe  in  den  öffentlichen 
Gassen  nur  sexcenlies  Sesfertium  von  Privaten  geborgt  werden  sollen,  wozu  es  aber 
schliesslich  nicht  kommt.  Sie  scheint  vielmehr  nncli  anderweitig,  als  durch  Sueton, 
bestätigt  zu  werden.  So  zt  igt  Tac  it.  Hist.  IV.  9,  welche  Sorge  kurz  vorher  die 
öffentlichen  Bedürfnisse,  und  nicht  blos  die  laufenden  dem  Senat  gemacht,  denn  hier 
kommt  schon  eine  deutliche  Anspielung  auf  die  Finanzverwaltung  V.'s  und  die  Wie- 
derherstellung des  Capital  Vermögens  des  Staats  vor.  —  Ferner  bestätigt 
Aurel.  Vict.  Epit.  9  und  C  a  e  s.  9  diese  Auffassung  ausdrücklich  in  den  Worten: 
„Infirmus  lamen ,  uti  quidam  prave  putant,  adversus  pecuniam ,  cum  satis  constat, 
aerarii  inopia  et  clade  urbiuni  novas  cum  neque  postea  habilas  vecligalium  pen- 
siones  exquisivisse.  In  dem  clade  urbium  liegt  deutlich  genug,  dajs  es  sich  noch 
um  andere  Ausgaben,  als  die  .Ausgabeposlen  des  laufenden  Ordinariums  handelte. 
Namentlich  ist  der  Pluralis  urbium  bezeichnend.  3Ian  sieht ,  es  kam  hier  nicht  blo3 
Rom  in  Frage,  son  lern  die  römisch-iivilen  Städte  Italiens  überhaupt,  die  sämmllich 
unter  den  der  Regierung  Vespasian's  voraufgegangenen  Missregierungen  und  Burger- 
kriegen so  furchtbar  gelitten  lialten.  Denn  der  Begriff  der  respublica  erstreckte  sich 
ja  über  die  gesammte  römi-ch  -  civile  Bürgergemein  chaft  und  diese  umf  sste  damals 
das  g-anze  Land  Italien,  gleichsam  wie  eine  Bürgerstadt,  in  der  Rom  selbst  nur  der 
centralste  Mauerring  war.  Vespasian  fand  auch  die  Mittel ,  die  respublica  nach  und 
nach  wieder  auf  die  Beine  zu  bringen.  Zum  Theil ,  wie  Aur.  Vict  erzählt,  durch 
Einführung  neuer  Abgaben,  die  auch  später  nieder  aufgehoben  wurden;  dann,  dass 
er,  wie  wir  oben  gesehen,  so  viele  Civitaten  zu  Provinzen  machte;  endlich  ;iuch, 
dass  er  die  Provinziallribute  überhaupt  erhöhte.  Den  italienischen  urbes,  die  in  so 
grossen  Verfall  gekommen  waren,  half  er  aber  noch  auf  besondere  Weise  auf.  Er 
fand  die  Mittel  dazu  auf  deren  Territorien  selbst,  denn  er  nahm  —  und  zwar  mit 
Recht  —  die  subseciva  als  Staat,  gut  in  Anspruch  und  verkaufte  sie ,  —  Aggen. 
Urbic.  d.  conlrpv.  agror.  —  wobei  natürlich  die  bisherigen  Occupanten  die  Käufer 
geblieben  sein  werden,  —  eine  Ressource,  der  Domitian,  wohl  aus  Hass  gegen  das 
Andenken  seines  Vaters,  ein  für  alle  Mal  ein  Ende  machte,  indem  er  sämmtliche 
übrigen  Subsiciven  ihren  derzeitigen  Besitzern,  als  ersessen,  zugestand  und  damit 
nicht  sowohl  „der  'Wolilthäter"  der  Städte,  wie  Savigny  irgendwo  meint,  wurde  — 
denn  nicht  die  Corporation,  sondern  Private  erhielten  die  Aecker  geschenkt  —  als 
vielmehr  der  Verschleuderer  von  Staatsgut  war. 
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und  beruft    sich   dabei  merkwürdiger  Weise   auch    auf  Jacob,    der 

Auch  dass  Vespasian  in  dieser  Weise  überhaupt  die  Staatsbedürfnisse  aufrech- 
nete, C  ap  i  talbedürfnisse  und  laufende  Bedürfnisse  zu  einer  Summe  zusammen- 
fasste  ,  brauclit  nicht  bedenklicli  zu  machen,  denn  eine  solche  Aufrechnung  lag  in 
der    antiken  B  u  cli  f  ü h  r  u n g. 

Die  Römer  führten  allerdings  Buch  ,  ja  ,  es  gehörte  bekanntlich  in  den  bessern 
Zeiten  zur  staatsbürgerlichen  Ehre,  auf  das  Redlichste  und  Genaueste  Buch  zu  führen, 
aber  bei  der  Natur  und  den  Formen  der  auf  den  Oikos  gegründeten  antiken  Ver- 
mögens -  und  Einkommensverhäitnisse  gipfelte  diese  Buchführung  niclit  in  einem 
Cassabuch  moderner  Art,  sondern  in  einem  laufenden  Vermögensinven- 
tarium  (Hausbuch),  labulae  genannt,  von  denen  der  cod.  accept.  et  expens.  nur 
als  ein  Folium  oder  eine  Ablheihing  zu  betrachten  ist.  Diese  laufenden  Vermögens- 
inventarien  wurden,  den  verschiedenartigen  antiken  Vermögensbestandtlicilen  gemäss, 
auch  nach  verschiedenen  Rubriken  geführt.  Die  wichtigsten ,  die  sich  auch  nach- 
weisen lassen  dürften,  waren  agri,  aedificia,  servi,  boves,  frumentum,  aurum  et  argen- 
lum,  —  wozu  in  grossen  Privatvermögen  die  koslbai-e  suppellcx  kam  —  und  endlich 
auch  die  nomina  des  cod.  acc.  et  exp.  Man  sieht,  nach  unsern  Begriffen  laufen  in 
dieser  Buchführung  Vermögenssto  ck  uud  Vermögens  eink  ü  n  fte  bunt  durcli  einander, 
aber  dies  konnte  nicht  blos  nach  der  Natur  des  antiken  Privat-  und  Staatshauslialfs 
gescheiien,  es  war  sogar  natürlich  und  geboten,  denn  die  grossen  zur  Consumtion 
bestimmten  Verbrauchsvorräthe,  obwohl  sie  jährliche  Erzeugnisse  der  agri  und  servi 
waren,  nahmen  die  Natur  von  Capitalvermögen  im  Gegensnlz  von  Einkommen  an, 
gleich  wie  die  nationalen  Consumtionsvorräthe  ,  die  heute  in  den  Verkaufsmagazinen 
liegen,  für  deren  Besitzer  gleichfalls  Capitalvermögen  sind.  Der  antike  Staat  aber, 
der  nur  der  grösste  Oikenherr  war  und  ausserdem  auch  noch  von  allen  Privatoiken- 
herrn  Naturalien  empfing,  führte  seine  Bücher  nicht  anders,  wie  ein  grosser  Privat- 
mann. So  wie  also  beim  Beginn  seiner  Regierung  Vespasian  die^Staatsrechnungen 
nachsah,  sprang  ihm  auch,  was  an  Capitalvermögen  da  war,  fehlte,  resp.  bedurft 
wurde,  gleich  eben  so  sehr  in  die  Augen,  als  was  an  jährlichen  laufenden  Einkünften 
da  war,  fehlte  oder  bedurft  wurde,  und  es  entsprach  durchaus  nur  den  antiken 
W'irthschafts-  und  Finanzverhältnissen  ,  wenn  er  gleicli  die  ganze  Summe  dieses  un- 
geheuren Bedürfnisses  in  Einer  Ziffer  zusammenfasle.  —  Ich  habe  hier  natürlich 
nur  einen  Gedanken  klar  machen  können,  der,  wie  ich  glaube,  den  Kenner  des  an- 
tiken Lebens  schon  an  sich  anspricht;  —  der  Beweis  seiner  Wahrheit  würde  freilich 
eine  eigene  sehr  umfängliche,  aber  desto  interessantere  Abhandlung^  über  die  Buch- 
führung der  Alten  erfordern,  zu  der  einer  oder  der  andere  unserer  berüiimten  Philo- 
logen schreiten  sollte.  — 

So  viel  gegen  die  von  J.  angenommene  3Icnge  der  C  ircul  a  ti  ons  mittel. 

Was  die  vermeintlichen  Geldpreise  der  Waaren  im  Alterthum  anbelangt,  so 
überlässt  sich  J.  dabei  mitunter  einer  eben  sc  dusschweifenden  Phantasie.  In  dieser 
Beziehung  ist  seine  AufT;  ssung  des  Dioklelianschen  Preisedicts  hervorzuheben.  Er 
berechnet  nämlich  die  Preise  dieses  Edicls  nacli  einem  Münzwerlh,  nach  welchem 
z.  B.  15'/?  engl.  Schillinge  als  der  Maxinia  Ipreis  des  Tii{;;('lohii9 
eines  gewöhnliciien  la  n  d  w  ir  t  hscli  a  f  1 1  ic  hcn  Arbeiters,  und  1  Pfd.  St. 
11  s  h.  8  p.  als  der  eines  gewöhnlichen  31aurers  festgesetzt  sein  würde. 
Eine  grosse  Hungcrsnolh  soll  zwar  die  Festsetzung  eines  solihcn  .M  a  xi  m  a  It  a  g  c - 
lolins  veranlasst  haben;  —  aber,  wie  kann  man  überliaupt  nur  an  M  ax  i  mal  preise 
XV.  14 
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(loch,  wie  ich  gezeigt,  weit  entfernt  ist,  diese  Frage  auch  nur  zu 
behandehi,  für  Alterthnui  und  Neuzeit  viehnelir  nur  die  Geldpreise 
vergleicht,  und  es  sogar  für  unsere  Zeit,  der  Schwierigkeit  der  Er- 
mittelung wegen,  ablehnt,  auch  nur  auf  den  natürlichen  Preis 
des  Getreides  einzugehen,  der  doch  erst  als  iMaassstab  des  Suchwerths 
des  Geldes  dienen  könnte. 

Allein,  wenn  man  prüft,  erstens,  wie  er  zu  diesem  Roultat  ge- 
langt, und,  zweitens,  wie  er  es  zu  erklären  sucht,  so  wird  man 
ihm  nicht  das  Gewicht  zugestehen  können,  die  entgegenstehende,  bis 
dahin  allgemein  adoptirte*")  Ansicht  entkräftet  zu  haben. 

für  Tageloll  n  in  HiingprsnölIiPii  denken?  Um  dann  die  Arbeiter  vor  Hunger 
zu  schützen,  musslcn  ja  Ulinimalpreise  fegigeselzt  werden,  und  um  die  Arbeit- 
geber vor  Ueberforderungen  zu  scliülzen  ,  bedarf  es  in  solchen  Nöllien  überhaupt 
keiner  gesetzlichen  Fürsorge  ,  dafür  sorgen  Hunger  und  Arbeillosigkeit  selbst.  Das 
Edicl  halte  vielmehr  einen  ganz  besonderen  Zweck,  v»ie  er  auch  im  Eingange 
desselben  ausgesprociien  ist,  näinlicli  nur  den,  die  Armeen  auf  ihren  Zügen  und  in 
ihren  Garnisonen  vor  übcrtheuernden  Forderungen  zu  schützen.  Dazu  dienten  aller- 
dings auch  r^ohnfestsetzungen  ,  denn  die  höheren  Officiere  gebrauchten  oft  auch  arli- 
fice.s,  wie  sie  —  weil  ministeria  eine  eigene  Branche  im  Sold  waren,  s.  meine  Ab- 
handlung Zur  Gesch.  d,  röm.  Tributsteuer  V.  Jahrg.  4.  Bd.  6.  Heft  S.  410  —  diese 
früher  «elbst  in  Person  (Sklaven)  geliefert  bekamen.  So  erhielt  z.  B.  Claudius  — 
Treb.  Poll.  14  —  einen  structor  und  einen  carpentarius;  dass  der  erstere  kein 
blosser  Tafeldecker  zu  sein  braucht,  bezeugt  der  carpentarius.  Die  Preise  des  Edicts 
waren  also  allerdings  Maximalpreise,  die  zu  keiner  Zeit  überschritten  werden  sollten, 
aber  keine  so  exorbitante,  dass  kein  Sold  zu  ihnen  herangereicht  haben  würde.  Ich 
komme  auf  dies  Edict  unten  noch  ausführlicher  zurück.  Aber  auch  hier  darf  ich 
wohl  schon  fragen:  Giebt  es  einen  deutschen  Gelehrten,  der  solche  Preise  aus  ihm 
herausliest.  Und  doch  beeinflussen  und  characterisiren  gerade  diese  beiden  Auffassun- 
gen —  einer  solclien  circulirenden  Goldmenge  unter  Vespasian  und  solcher  Maximal- 
preison  unter  Diocletian  —  die  ganze  Darstellung  Jacob's. 

"Was  die  ]l[euzeit  betrifft,  so  bleibt  J.  allerdings  vor  so  ausschweifen- 
den Ansichten  bewahrt.  Indessen  darf  man  doch  auch  für  diese  Zeit  nicht  vergessen, 
dass  er  im  Auftrage  deo  englischen  Ministeriums  schrieb  (Huskisson),  eines  Mini- 
steriums, welches  an  der  Lostrennung  des  spanischen  Amerika  arbeitete,  an  die 
Ermässigung  der  Kornzöile  dachte  und  sich  vor  dem  Drängen  derer  zu  schützen 
suchte,  die  in  der  Wiederaufnahme  der  Baarzalilungen  der  Bank  den  ganzen  wirth- 
scliaftlichen  Druck  der  20er  Jahre  zu  erkennen  glaubten.  —  Auch  für  die  Neuzeit 
scheint  mir  J.'s  Werk  mehr  eine  handelspolitische  Schrift,  als  die  objective  Unter- 
suchung eines  .Gelehrten  zu  sein. 

4ö)  D.  d.  1.  31.  sagt  selbst  am  Scliluss  der  betreffenden  Untersuchung:  „Main- 
lenant  par  la  mullituiie  d'exemples  et  le  grand  nonibre  des  prix  de  salaires  et  de 
denrees  que  jai  ciles,  taut  dans  ce  chapilre  que  dans  les  precedents  ,  je  crois  avoir 
prouve  jusqu'ä  l'evidence  que  le  rapport  des  metaux  precieux  au  prix  mo^en  du  ble, 
de  la  solde  et  de  la  journee  de  travail,  etait,  dans  le  haut  et  dans  le  bas  empire  romain, 
ä  peu  pres  egal  ä  ce  qu'il    est  aujourd'hui  en  France,    resullat    bien   contraire   ä  ce 
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D.  d.  1.  M.  gelangt  zu  seiner  Ueberzeugung  auf  dem  Wege  fol- 
gender Deduction. 

1}  Gegen  das  Ende  der  Republik  schlägt  er  den  Durchschnittspreis 
des  Modius  Weizen  auf  4  Sest.  an.  Diese  Annahme  begründet  er  fol- 
gender Massen:  »Ciceron,  dis  je,  nous  apprend  que  le  prix  du  me- 
dimne  de  ble  en  Sicile,  au  temps  de  Verres,  flottait  entre  15  et 
18  sest.,  ce  qui  met  la  valeur  du  modius  entre  2  et  3  sesterces  envi- 
ron,  c'est  ä  dire  8  ou  12  as.  —  Dans  cette  meme  harangue  nous 
voyons ,  que  le  prix  du  ble  de  la  dime ,  decumanum ,  etait  taxe 
ä  3  sesterces,  et  celui  du  ble  de  requisition,  imperatum,  a  4  sest.  le 
modius;  sans  doute  il  regarde  ce  der  nie  r  prix  comme  tres 
m 0 d 6 r e  et  meme  a v a u t a g e u x  pour  la  republique.  Le  prix  de 
la  dime  etait  un  maximum  impose  aux  Siciliens  en  vertu  de  la  con- 
quete.  Du  reste  une  preuve  que  4  sest.  etaient  uu  prix  modere,  c'est, 
que  dans  le  siecle  suivant,  en  818  le  modius,  qui  se  vendait  a  Roma 
3  sest.,  etait  considere  comnie  vcndu  ä  tres  vil  prix,  Tacit. 
Ann.  15.  39.  —  En  adoptant  pour  base  d'une  evahiation  moyenne  le 
prix  de  4  sest.  le  modius,  nous  trouvons  que  dans  les  derniers  temps 
de  la  republique  romaine  le  ble  etait  ä  l'argent  :  :  124416  :  73  V?? 
ou  bien  comme  1704  :  1;  ce  rapport  n'est  qu'une  plus  fort  que  le 
fois  et  demie  rapport  actuel.« 

2)  Alsdann  geht  er  zu  den  Hungerpreisen  unter  den  ersten  Kai- 
sern über ,  ohne  jedoch  einen  mittleren  Preis  für  diese  Zeit  anzugeben 
und  fährt  fort:  »Pline  d'ailleurs  nous  donne  le  rapport  du  ble  ä  la 
farine  et  le  prix  moyen  de  la  farine  pour  son  epoque.«  »Le  modius 
de  froment  d'Afrique  produit,  dit  il,  en  farine  V2  modius  et  en  pollen 
ou  fleur  5  sextarius.  Le  prix  moyen ,  pretium  huic  annouae  mediae, 
est,  pour  1  modius  de  farine,  de  40  as  (=  10  sesterces)  ou  2  fr. 
49  Cent.;  pour  un  modius  de  farine  blutee  48  as  :=:  12  sest.  ou  2  fr. 
99  Cent.;  et  le  double,  c'est  a  dire  96  as  =.  24  sest.  ou  5  fr.  98  c. 
pour  un  modius  de  fleur  de  farine.«  Ainsi  le  poids  relatif  de  la 
farine  et  du  ble  etant  donne  par  Pline  dans  le  rapport  de  16  ä  20, 
le  prix  de  la  livre  de  farine  coumume  pour  le  pain  de  mönage  aurait 
ete  ä  peu  pres  23  cent. ,  et  celui  de  la  fleur  de  farine  pour  le  pain 
de  greau  55  cent.  —  Ün  voit  dejä,  que,  pour  Tepoque  cuniprise  en- 
tre Claude  et  Titus,  qui  est  cclle  de  la  vie  de  Pline  PAncien,  la  valeur 
potentielle  de  Targent,  rclativcment  au  prix  moyen  de  la  farine  et  du 
pain,  6tait  ä  peu  pres  la  meme  qu'ä  Londres  au  XIX.  siecle.  IM.  Jacob 

q  u '  a  V  a  i  e  n  t  a  v  a  n  c  e  les  e  c  0  u  0  in  i  s  l  e  s ,    1  c  s  a  n  c  i  e  n  9  e  r  u  d  i  l  s  et  lu  e  in  c ,  en 
derniei-  lieu,  M.  M.  Boeckli  et   Letronne." 
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est  du  iiieiijo  avis.  »  "Tlu;  pi  ici:  of  brcad  in  Komo  when  Pliiiy  lived 
seems  to  havc  been  nearly  thc  saino  or  u  little  lower  tlioii  it  usually  is 
in  our  day  in  London.««  Cot  accord  entre  le  resultat  de  reclicrches 
faites  on  nionic  tenips  ä  i'aris  et  a  Londrcs,  sans  la  niuindro  connnuni- 
cation  ontro  les  autourrf,  doit,  ce  nie  seni))k',  in.si»iiei'  (jiiolquo  coufiancc 
dans  l'exactitudc  de  Icur.s  dcdiiction.s.«  — 

3)  Im  folj,'endün  Capitel  beleuchtet  er  das  Preisedict  Diocletian's. 
Sowohl  aus  dessen  Eingang,  wie  auch  nach  dem  Goldweith,  den  er, 
nach  Borghesi,  der  dort  angegebenen  Münze,  dem  Denar  der  dama- 
ligen Zeit,  beilegt,  wie  endlich  auch  nach  einer  Stelle  Lact  an  t.  de 
mort.  pcrsecut.  7,  glaubt  er  folgern  zu  dürfen,  dass  das  Edict  des 
prix  moderen  enthalten  habe,  und  fasst  sein  Urtheil  über  diese  in 
folgenden  Worten  zusannnen:  »Les  chiffres  indiquant  le  prix  du  mo- 
dius  de  fromeut.  d'orge  et  de  seigle,  sont  malheureusement  eflfaces 
dans  Tinscription ;  mais  ou  y  trouve  celui  du  millet  en  grain  ou  en 
farine,  du  sorgho  en  grain,  de  lepeautre  ou  far,  triticum  spelta, 
moude  ou  non,  de  Tavoine,  des  feves  de  marais,  des  lentillcs.  des 
pois,  du  cicer,  du  lupin,  des  horicots  secs  etc.  Or  l'epeautre  vanne 
est  taxe  a  100  deniers.  ou  2  fr.  50  c. ;  l'epeautre  en  grain  a  30  de- 
niers,  ou  75  Centimes.  Ces  prix  sont  moindres  que  ceux  que  j'ai 
donnes,  d'apres  Pline,  pour  l'epoque  de  Neron  ä  Vespasien;  mais  il 
ne  fant  pas  oublier  que  la  production  des  metaux  avait  diminue  par 
l'epuisement  des  mines,  les  guerres  civiles  et  etrangeres,  que  la  quan- 
titc  du  metal  monnaye  en  circulation  avait  aussi  diminue  par  le  frai, 
les  naufrages,  et  enfin  que  la  tarif  de  Diocletian  etait  beaucoup  trop 
bas,  et  que  fut  pour  ce  motif  que,  malgre  les  peines  les  plus  severes, 
il  tomba  plus  promptcment  en  desuetude.« 

4)  Zur  Vergleichung  der  Getreidepreise  aus  der  Zeit  von  Constan- 
tin  bis  Valentinian  mit  denen  der  heutigen  Zeit  nimmt  D.  d.  1.  M. 
dann  weiter  die  von  mir  oben  sub  20,  21  und  22  beleuchte- 
ten Preise  an,  indem  er  wörtlich  von  ihnen  sagt:  »Le  prix  moyen 
du  ble,  sous  les  regnes  de  Coustantin,  de  Constance,  de  Julien  et  de 
Valentinieu  est  fixe  ä  1  sou  d'or  les  10  modius  par  les  trois  empe- 
reurs;  ce  prix  etait  une  moyenne  calculee  sur  un  nombre 
d'annees.  J.  Godefroy  Tatteste:  »  »Eaque  stata  ferme  et  ordina- 
ria  hoc  tempore  aestimatio  erat  inter  vilitatem  et  annouae  caritatem.«  « 
Er  schliesst:  »Comparons  maintenant  le  rapport  de  l'or  ou  ble  sous 
l'empire  romain  au  rapport  des  memes  valeurs  dans  les  temps  moder- 
nes. De  1815  a  1830  le  prix  moyen  de  ble  pesant  75  Kilogrammes, 
ou  153  livres,  poids  de  marc,  a  ete  de  21  fr.  10  c.  qui  representent 
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en  or  un  poids  de  119  grains.  —  A  Rome,  de  Coustaiitin  ä  Valenti- 
nien,  les  10  modius  de  ble,  pesant  140  livres,  se  vendaient  1  solidus, 
qui  etait  V72  de  livre  d'or  et  pesait  par  consequent  85  grains.  A  ce 
corapte,  poiir  119  grains  d'or  on  aurait  eii.  ä  cette  epoque,  182  livres 
de  ble,  taiidis  que  pour  le  meme  poids  en  or,  dans  les  temps  moder- 
nes, on  a  seulement  153  livres  de  la  mene  deiirie.  —  Ainsi  le  rapport 
du  ble  ä  Tor  dans  cette  periode  de  l'empire  roniain  est  au  meme  rap- 
port tel  qu'il  existe  de  nos  jours  :;  182  :  153,  ou  comme  6  :  5, 
c'est  ä  dire  que  la  valeur  de  Tor  par  rapport  au  ble,  depuis  Constan- 
tin  jusqu'ä  Valentinien,  n'excedait  guere  quo  de  '/e  cette  meme  valeur 
en  France  de  1815  ä  1830,  ou,  ce  qui  revient  ou  meme  le  bl6,  par 
rapport  ä  l'or,  n'a  augmente  que  de  Vg.« 

5)  Zu  einem  ähnlichen  Resultat  sollen  in  Bezug  auf  den  Sach- 
werth  des  Geldes  die  Preise  von  Schweinefleisch  und  Wein  führen,  die 
D.  d.  1.  M.  in  folgender  Stelle  behandelt :  »L'an  367  Valentien  et  Valens 
^tablissent  qu'en  Lucanie  et  dans  le  Bruttium  on  pourra  echanger  ä 
un  prix  modere  (speciem  moderatam)  le  tribut  d'une  amphore  de 
vin  (26  litres)  contre  70  livres  de  chair  de  porc  et  de  monton.  Or, 
dans  la  loi  pr6c6dente  la  livre  de  cochon  a  ete  estimee  ä  6  follis,  c'est 
ä  dire  21  francs,  ce  qui  revient  a  80  Centimes  le  litre.  Le  vin  com- 
mun  etait  plus  eher  an  IV  ^  siecle  qu'actuellement  en  France.« 

6)  Eine  der  wichtigsten  Stellen  aus  n(tch  späterer  Zeit,  die  aber 
D. 's  Ansicht  diametral  widerspricht,  sucht  er  so  zu  widerlegen:  »La 
novelle  de  Valentinien  III,  de  l'an  446,  de  tributis  fiscalibus,  titr.  XXIII, 
qui  etablit  un  maxinium  en  Mauretanie  et  fixe  a  1  solidus  pour  les 
soldats  en  marche  et  en  guerre,  le  prix  de  40  modius  de  far  ou  de 
triticum  (epeautre  ou  froment)  de  170  livres  de  viande  et  de  200  sex- 
tercios  de  vin,  cette  novelle,  dis-je,  dont  le  texte  est  horriblement  mu- 
til6,  ne  peut  servir  de  base  pour  l'echelle  du  prix  des  denrees.  Ces 
provinces  etaient  alors  ravagees  par  les  Vandales';  l'empereur  leur  re- 
met  les  Vs  ^gs  tributs,  corrige  les  abuts  de  la  perception  et  il  veut 
en  retour,  pour  satisfaire  ses  soldats,  pour  leur  donner  du  goüt  ä  la 
guerre  et  menager  leur  bourse,  que  les  Africains  leur  vendent  a  un 
taux  tres  bas  les  deurees  de  premicre  necessite.  Garnier  et  j\I.  Le- 
tronne  n'ont  pas,  a  coup  sür,  lu  la  novelle  entiere,  dont  le  seus  est 
positiv;  sans  cela  ils  n'auraient  pas  ctabli  la  proportion  de  Tor  au  ble 
et  le  prix  moyen  du  ble  dans  l'empire  romain  d'apres  cette  loi,  qui 
ne  s'applique  qu'a  deux  provinces  epuis^es  par  les  devastations  des 
Barbares,  provincialihus  publica  clade  vexatis,  et  qui  entend  fixer  un 
maxiinum  exceptionnel  pour  le  prix  du  bl6,  de  la  viande   et   du   vin.« 
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7)  Kndlich  rcsumirt  D.  diese  UntcrsucliuriR  mit  den  Worten : 
*Les  prix  —  die  des  Jahres  '.W)  und  des  Diocletiansdien  Kdicts  — 
nous  le  repetons,  furent  trouves  tellemeiit  bas,  quo  Ics  niarchunds  ces- 
scrcnt  de  vendro,  au  peril  nienic  de  leur  vie.  Mais  oii  aura  licau  Ics 
augnienter,  pourvu  qu'on  ne  sorte  pas  des  bornes  de  la  vraiseniblance, 
on  n'arrivera  pas  a  des  eveluations  plus  grandes  que  les  prix  actuels 
des  denr(!Jes  en  France.  Ils  confirnient  donc  cettc  proposition,  que 
j'avais  avancee  au  debut  de  ce  chapitre  et  qui  aurait  pu  senibler  un 
paradoxe  c'est  que  la  valeur  potentielle  de  Tor  et  de  Targent  au 
IV "  siecle  de  l'ere  cliretiennc  n'etait  guere  nioins  grande,  qu'clle  ne 
Test  aujourd'hui  en  France.  Le  signe  avait  deja  diniinue  en  quantite 
par  rL'puibcnicnt,  Tabandon  ou  la  mauvaise  exploitation  des  mines,  et 
representait  alors  plus  de  salaire  et  de  denrees,  qu'au  temps  de  Claude 
et  de  Vespasien.« 

Auf  den  vorstehenden  Grundlagen  gelangt  dann  D.  d.  1.  M.  zu 
folgenden  Schlüssen : 

a.  dass  Ausgangs  der  Republik,  bei  einem  Durchschnittspreis  von 
4  sest.  für  den  Modius  der  Sachwerth  des  Geldes  etwa  andert- 
halb mal  höher  als  in  der  Zeit  von  1815  bis  1830  in  Paris 
gestanden. 

b.  dass  zur  Zeit  des  älteren  Plinius  la  valeur  potentielle  de  l'argent 
relativement  au  prix  moyen  de  la  farine  et  du  pain  ungefähr 
dieselbe  wie  in  dem  bemerkten  Zeitraum  in  London  gewesen; 

c.  dass  um  die  Zeit  der  Valentinianc  dei'  Sachwerth  des  Geldes 
wieder  etwas  gestiegen  gewesen  und  etwa  ein  Sechstel  höher 
gestanden  habe,  als  in  dem  bemerkten  Zeitraum  in  Paris. 

Prüfen  wir  also  jetzt,  ob  jene  Grundlagen  zu  diesen  Schlüssen 
berechtigen. 

Zu  1.  Ein  Durchschnittspreis  von  4  Sest.  für  den  Modius,  Aus- 
gangs der  Republik,  ist  durch  nichts  zu  begründen  und  ist  auch  nicht 
von  D.  d.  1.  M.  durch  die  angeführten  Stellen,  —  den  Staatspreis  nach 
der  Neronischen  Feuersbrunst  Tac.  Ann.  15.  39.  und  die  Sicilischen 
Preise  unter  Verres  —  begründet  worden. 

Den  ersteren  Preis  habe  ich  schon  oben  beleuchtet.  Weder  lässt 
sich  aus  irgend  einer  Andeutung  des  Tacitus,  noch  aus  den  Um- 
ständen entnehmen,  dass  der  Modius  zu  3  Sest.  »etait  considere 
comme  vendu  ä  tres  vil  prix.« 

Ebenso  durch  und  durch  falsch  ist  Alles,  was  D.  d.  1.  M.  aus  der 
Verres'schen  Rede  über  einen  Durchschnittspreis  von  4  Sest.  heraus- 
gelesen haben  will. 
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Es  ist  nicht  richtig,  dass  Cicero  sagt,  der  Preis  des  Ge- 
treides hätte  zu  V  er  res' Zeit  zwischen  15  und  18  Sester- 
zen  für  den  Medimnus  geschwanltt.  —  Erstens  ist  18  falsch; 
es  muss  21  heissen'*'^).  —  Dann  ist  von  Marktpreisschwankun- 
gen überhaupt  nicht  die  Rede.  Allerding-s  ist  15  ein  damaliger 
Marktpreis,  —  aber   ob   hoch   oder  niedrig,  —  war  gar  nicht  gesagt. 

Dagegen  ist  21  der  gesetzliche  Preis  für  den  Theil  des  fruni. 
emptuni ,  der  nicht  in  cellam  des  Gouverneurs ,  sondern  nach  Piom 
gebracht  werden  sollte,  ein  Preis,  der,  wie  wir  gleich  sehen  werden, 
etwas  ganz  Anderes  ist  als  ein  Marktpreis. 

Eben  so  wenig  wahr  ist  es,  dass  bei  Cicero  nur  die  geringste 
Andeutung  vorkcäme,  dass  er  den  Preis  von  3  Sest.  für  die  alterae 
decumae,  von  3V2  füi'  ^^^^  eniptum  und  von  4  für  das  frum.  aestimat. 
oder  in  cellam  imper.  für  einen  Preis  gehalten  hätte,  der  »tres  modere 
et  meme  avantageux  pour  la  republique«  gewesen  sei.  Das  konnte 
sogar  nicht  der  Fall  sein,  da  der  wirkliche  Marktpreis  zu  derselben 
Zeit  nur  2V2  Sest.  bis  3  Sest.  betrug,  wie  Verr.  III.  74  §.  173  u.  15 
§.  174  ausdrücklich  gesagt  wird,  und  bis  Verres  wahrscheinlich 
nur  2  betragen  hatte,  wie  ich  gleich  ausführen  werde. 

Vielmehr  lässt  sich  nach  meiner  Meinung  aus  den  betreffenden 
Stellen  der  Reden  der  gerade  entgegengesetzte  Schluss  ziehen :  Die  ge- 
gesetzlichen Vergütigungspreise  von  3,  3V2  ^intl  4  Sesterzeu  waren 
nicht  sehr  billige,  sondern  ziemlich  hohe  Preise.  Dazu  führt,  glaube 
ich,  folgende  auf  die  betreffende  Rede  selbst  gestützte  Betrachtung.  — 
Ich  habe  oben  die  Motive  der  lex  Terentia  et  Cassia  berührt:  Ge- 
treide musste  dann  vom  Staat  als  alterae  decumae  und  frum.  emt. 
gekauft  werden,  wenn  bei  schlechten  Ernten  die  Naturaleinnahme  aus 
dem  Zehnten  nicht  die  Naturalausgaben  deckte.  Zu  solcher  Zeit, 
versteht  sich,  war  aber  der  Marktpreis  an  sich  ein  hö- 
herer. —  Das  antike  Staatsrecht,  in  vollster  Strenge  angewandt, 
hätte  nun  den  Römern  gestattet,  die  alterae  decumae  sogar  umsonst 
zu  fordern,  denn  aller  Provinzialboden,  der  nicht  ausdrücklich  durch 
Gesetz  in  quiritarisches  Eigenthum  übergegangen  war,  und  also  auch 
das  Zehntland  —  wie  ich  anderswo  gegen  Niebuhr  und  Savigny 
bewiesen  zu  haben  glaube  —  ward  noch  bis  über  U 1  p  i  a  n '  s  Zeit  hin- 
aus als  ager  publicus,  als  Staatseigcnthum  angesehen,  das  die  Bebauer 
nur  preciirer  Weise  besassen.  Indessen  —  der  eigene  Vortheil  des 
röm.  Staats  und  die  römische  aequitas  —  welche  letztere  in  der  Ent- 


47)  Cic,  in  Veir.  III.  77  §.  179    u.  Zumpt  dazu. 
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Wickel ung.sf,'cschichtc  des  röm.  Rechts  fast  die  Stelle  unseres  heutigen 
Natur-  und  Vernunl"trochts  vertrat  —  Hessen  doch,  mit  seltenen  Aus- 
nahmen, anders  verfahren,  und  die  Körner  bezahlten  also,  wie 
wir  an  der  lex  Tercntia  et  Cassia  sehen,  das  Korn,  das  sie  über 
den  ersten  Zehnten  hinaus  bedurften.  —  Wie  bezahlten  sie  es?  — 
Ich  meine,  dieselbe  ae(iuitas,  die  sie  bewog,  es  zu  bezahlen,  hat 
sie  auch  bewogen,  es  angemessen  zu  bezahlen.  Wenn  aber  alterac 
decumae,  oder  gar  noch  dridjer  hinaus  frumentum  imperat.  ausge- 
schrieben wurden,  waren  Durchschnitts-  oder  niedrige  Preise  keine 
angemessen  en  Preise  mehr;  denn,  wenn  alterac  decumae  und  frum. 
imper.  nur  dann  ausgeschrieben  wurden,  wenn  der  erste  Zehnte  wenig 
gebracht  hatte  und  also  die  Marktpreise  an  sich  hoch  waren,  so  musste 
ja  die  Entnahme  eines  zweiten  Zehnten  aus  dem  Verkehr  den  Markt- 
preis um  so  mehr  steigern.  —  Darauf,  meine  ich,  wird  die  römische 
aequitas,  wie  sie  überhaupt,  ohne  rechtlich  verpflichtet  zu  sein,  Ver- 
gütungspreise gCNvährte,  auch  bei  deren  Normirung  Rücksicht  genom- 
men haben:  sie  gewährte  aus  den  angeführten  Gründen  schon  für  die 
alterac  decumae  sehr  ansehnliche  Preise  und  gewährte,  wenn  sogar 
noch  darüber  hinaus  frum.  imper.  gekauft  werden  musste,  für  dieses 
einen  noch  höheren  Preis,  als  für  die  alterae  decumae.  Deshalb  sehen 
wir  denn  auch,  dass  die  1.  Terent.  et  Cass.  eine  solche  Preisabstu- 
fung zwischen  der  alterae  dec.  und  dem  frum.  emtum  festsetzt*^).  — 
So  ist  es  denn  auch  im  höchsten  Grade  wahrscheinlich,  dass  die  unter 
Verres  durch  Gesetz  oder  Senatsbeschluss  festgesetzten  Preise  von  3, 
3V2  und  4  Sest.  nicht  niedrige  Preise  gewesen  sind.  Die  einzige 
Stelle,  die  dafür  sprechen  könnte,  wäre  75  §.  174,  wo  es  von  der 
gesetzlichen  Schätzung  des  frum.  emt.  auf  3  V2  Sest.  heisst :  cum  ejus- 
modi  Sit,  ut  ceteris  temporibus  tolerabilis  Siculis,  te  praetore  etiam, 
grata  esse  debuerit.  Indessen  kann  sich  hier  das  grata  entweder  auf 
den  wirthschaftlichcn  Druck- ,  den  Verres ,  in  Vergleich  zu  andern 
Prätoren ,  überhaupt  übte ,  oder  auch  auf  die  2  Sest.  beziehen ,  deren 
sich  —  ibid.  —  ja  Verres  selbst  als  des  damaligen  Marktpreises  ge- 
rühmt habe.  Auch  sagt  Cic.  ibid.  97  §.  226,  wenigstens  von  dem 
Preise  von  4  Sest.  für  das  in  cellam  imperirte  Korn,  selbst,  es  sei 
damit  zu  einem  hohen  Preise  —  »optima  aestimatione«  —  ab- 
geschätzt gewesen,  und  sind  also  4  Sest.  keinen  Falls,  wie  D.  d.  I.  M. 
will,  als  ein  prix  tres  modere  zu  betrachten.     Aber  noch  mehr!  — 


48)  Dass   das   ad    cellam  imperirle  Korn    noch   höher    ästimirt  war,    hatte,    wie 
oben  Anmerk.  5  angedeutet,  noch  einen  andern  Grund. 
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Ich  möchte  selbst  bezweifeln,  dass  die  von  Cicero  mitgetheilten  sici- 
lischen  Marktpreise,  wenigstens  von  2V2  bis  3  Sest.,  niedrige 
Preise  gewesen  sind,  obwohl  auch  Zumpt  zu  Verr.  III,  70  sagt: 
»quamvis  per  illos  annos  annona  vilissima  fuisse  dicitur.«  Ich  habe 
aber  keine  Stelle  finden  können,  die  das  unzweifelhaft  sagt.  Unter 
dem  Pliinderungssystem  des  Verres  und  nachdem  Apronius  als  decu- 
nianus  schon  auf  Grund  der  prim.  decumae  so  viel  genommen,  wie  er 
wollte,  nachdem  dann  noch  alterae  decumae  und  darüber  hinaus  auch 
noch  frum.  emtum  aus  dem  Markt  genommen  worden,  konnte  auch 
der  Marktpreis,  selbst  nach  gesegneten  Erndten  nicht  niedrig  bleiben. 
Nun  rühmt  sich  aber  auch  noch  Verres  —  75  §.  174  —  eines  Markt- 
preises von  nur  2  Sest.  Aber  selbst  das  kann  noch  relativ  gemeint 
sein,  wie  in  der  oben  angeführten  Lobschrift  auf  den  Aedilen.  so  dass 
es  heissen  soll:  So  viel  könne  er  doch  nicht  geplündert  haben,  da  der 
Marktpreis  immer  noch  auf  2  Sest.  gestanden.  Versteht  man  aber  so, 
würde  man  noch  eher  schliessen  können,  dass  2  Sest.  nicht  einmal 
ein  niedriger  Preis,  sondern  ein  Durchschnittspreis  gewesen.  Cicero 
bestreitet  nun  aber  auch  noch,  dass  er  sich  dieses  Preises  rühmen 
dürfe,  indem  er  sagt:  Fuit  autem,  te  praetore  ut  tu  in  multis  epi- 
stolis  ad  amicos  tuos  gloriaris,  HS  IL  Sed  fuerit  HS.  II  s. ,  quoniam 
tantum  a  civitatibus  in  modios  singulos  exegisti.  —  womit  doch  noch 
eher  gesagt  wird,  dass  der  wirkliche  Marktpreis  von  2V2  kein  rüh- 
raenswerther  Preis  gewesen  sei,  als  umgekehrt*'). 


49)  Auch  hier  brauciit  man  sich  durcli  das  vorangehende  „cum  aestimatio  legis 
ejusmodi  sit,  ut  ceteris  lemporibus  lolerabilis  Sicnlis ,  te  praetore  eliam  grata  esse 
debueril.  Fnit  aulem"  u.  s.  w.  nicht  dergestalt  irre  machen  zu  lassen,  um  an  eine 
völlige  Umkehrung  aller  Preisgoselze  zu  glauben.  Wenn  den  Siculern  der  Slaats- 
preis  von  3'/2  S  eine  Wohlthat  (grata)  war,  so  mussle  auch  schon  dieser  Preis 
eine  optima  aestimatio,  konnte  also  kein  niedriger  Preis  mehr  sein;  er  wäre  ja 
auch  zu  andern  Zeiten  —  also  wen»  die  Preise  auch  nicht  2  oder  2Vj,  sondern 
sogar  3V2  waren  —  annehmbar  (lolerabilis),  und  selbst  bei  '^  noch  grata  gewesen, 
denn  eine  Vergütigung,  die  16%  über  den  Marktpreis  steht,  ist  immer  eine  Wolil- 
thal  für  den  Landmann.  Aber  anch  damit  wird  über  die  Höhe  des  .Marktpreises  an 
sich  gar  nichts  entschieden  ,  sondern  nur  über  seinen  Abstand  vom  Staatspreis.  — 
Die  Stelle  ist  aber  überhaupt  nicht  ohne  Schwierigkeit,  wenn  auch  die  Herausgeber, 
die  ich  habe  einsehen  können,  nicht  darauf  aufmerksam  machen.  Sie  düifte  sich 
nämlich  noch  anders  und  noch  günstiger  für  meine  .\nsicht  verstehen  lassen. 
Cicero  sagt  kurz  vorher  an  zwei  Stellen  —  Ende  74  und  .Anfang  §.  174  —  po- 
sitiv, „der  Marktpreis  sei  2'/3  gewesen."  Wie  kann  nun  Cicero  dem  gegenüber 
gleich  darauf  fortfahren  fuit  autem,  te  praetore,  HS  II,  wenn  liier  fuit  in  dem  ge- 
wöhnlichen Sinn  genommen  werden  soll?  Denn  wenn  er  auch  die  Wiciitigkeit  die- 
ses fuit  gleich  darauf    in  den  Worten    sed    fuerit  HS  II  s.,  selbst  wieder   bestreitet, 
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Wie  f,'ülaiif^t  also  I^.  d.  1.  M.  zu  der  Kol;,'cniri},'  ad  1 V  Nur  so, 
dass  er  einen  Preis,  den  der  röiiiisclie  Staat  v  er^' ii  t  igt,  naclideui 
schon  Vio  ''<'•'  I'i">it'-'  aus  dem  Markt  genduiiiicn  worden,  den  Cicero 
selbst  optima  aestimatio  nennt,  der  auch  den  Marktpreis  vor  Verres 
um  100  Vo  'i'"'  ''^"  ^""  Cicero  selbst  unter  Verres  angegebenen 
Marktpreis  noch  um  (io  '*/„  idjersteigt,  —  einen  Preis  nändich  von 
vier  Sest.  mit  dem  1') jährigen  französischen  I)urchsclmittsi)reise  ver- 
gleicht, der  der  niedrigsten  Preisperiode  entlehnt  ist,  die  wir  in  diesem 
Jahrhundert  haben.  —  Daran  lassen  sich  noch  einige  bemerkenswerthe 
Betrachtungen  ankniiplen.  —  Obwohl  I).  d.  1.  M.  schon  für  die  letzte 
Zeit  der  llepublik  denselben  Preis  aiminnnt,  den  Fr.  erst  in  die  Zeit 
von  Nero  bis  Trajan  setzt,  gelangt  er  dennoch,  weil  er  niclit  mit  dem 
Weizenspreis  der  grössten  Importstadt,  die  es  je  gegeben,  den 
Roggen  preis  aus  einer  der  grösste  Exportprovinzen,  die  es  je  ge- 
geben, vergleicht,  sondern  ebenfalls  den  Weizenpieis  wenigstens  aus 
einem  dicht  bevölkerten  Laude,  wenn  auch  aus  einer  sehr  niedrigen 
Preisperiode,  abweichend  von  Fr.,  zu  dem  Picsultat,  dass  der  Sach- 
werth  des  Geldes  andertlialbmal  höher  als  bei  uns  gewesen.  Hätte 
D.   den   französischen   Preis   der   dem  Jahre   1820   vorangehenden  30- 

so  scheint  mir  doch,  er  liälle  im  Hinblick  auf  die  kurz  voraufgegangene  positive 
mittlieilung ,  der  Marktpreis  wäre  2  Va  gewesen,  sich  niclit  des  fiiit  in  solcliem  Sinne 
bedienen  dürfen.  Diese  Scliwierigkeit  wird  aber  gelioben ,  wenn  man  fuil  in  dem 
iingewölinliciieren  Sinn  versteht  ,,war  gewesen".  C.  will  nämlich  dag  voran- 
gehende tolerabilis  und  grata  begründen  und  fährt  also  fort:  „denn  der  gesetzliche 
Preis  ist  3 '/j-  Unter  Deiner  Prälur  war  aber  der  Preis,  obwohl  Du  Dich  dessen 
gegen  Freunde  gerühmt  hast,  2  Sest.  gewesen.  Vielmehr  wird  er  2'/j  gewesen 
sein,  denn  dieser  Betrag"  u.  s.  w.  Diese  .\uslegnng  erhält,  wie  mir  scheint,  auch 
durch  81  §  189  ihre  Bestätigung.  Hier  ist  von  dem  frum.  aestim.  oder  in  cellam 
imperatum  die  Rede.  Die  Ausschreibung  dieses  Getreides  geschah  sofort  bei  An- 
kunft des  Gouverneurs,  wie  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt  und  auch  durch  92 
§.  214  —  „Sacerdos ,  ul  in  provinciam  venit,  frumentum  in  cellam  iniperavil" 
—  bestätigt  wird.  In  Bezug  auf  dies  Getreide  heisst  es  nun  Sl  §.  189,  dass  damals 
,,in  Sicilia  HS  binis  tritici  modius  gewesen  sei,  summ  um  HS  ternis,"  oder, 
wie  es  noch  einmal  84  §.  194  heisst,  ,,aut  etiam  ternis  quibiisvis  in  locis  pro- 
vinciae".  Diese  Stelle  würde  also  das  fuit  in  dem  letzteren  Sinne  bestätigen,  denn 
hier  wird  ja  ausdrücklich  gesagt,  bei  Verres'  Ankunft  sei  der  allgemeine  Marktpreis 
2  gewesen  und  nur  hier  oder  da  höchstens  3.  Jedenfalls  wird  aber  auch  durch  diese 
Stelle  bezeugt,  dass  er  vor  der  Ankunft  des  Verres  niedriger  als  während  seiner 
Prätur  gestanden  habe,  und  da  auch  nicht  einmal  von  diesem  Preise  von  2  Sest. 
gesagt  wird,  dass  er  a  n  sich  niedrig  gewesen,  so  kann  man  noch  weniger  aus 
der  Rede  herauslesen  wollen,  dass  der  höhere  Marktpreis  unter  Verres  ein  solcher 
an  sich  niedriger  Preis  gewesen  sei,  geschweige  ein  Staatspreis,  der  diesen  noch 
um  60  %  übersteigt. 
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jcährigen  Periode  von  1790  bis  1820  entnommen,  so  würde  sich  dieser 
Sachwerth  auf  das  Doppelte  gesteigert  haben ,  denn  in  dieser  Periode 
standen  die  Weizenpreise  in  Frankreich  um  V4  höher  als  in  den 
Jahren  nach  1820^^).  Hätte  er  als  römischen  Preis  den  von  Cicero 
selbst  unter  Verres  angegebenen  Marktpreis  angenommen,  so  hätte 
sich  der  Sachwerth  des  Geldes  im  Alterthum  vom  anderthalbfachen 
fast  um  noch  einmal  so  viel  gesteigert.  Hätte  er  aber  den  römischen 
Preis  von  4,  resp.  2  bis  3  Sest.  mit  dem  41jährigen  —  von  1800  bis 
1840  —  englischen  Weizendurchschnittspreis,  der  127  Sgr.  beträgt, 
verglichene^),  so  würde  sich  der  Sachwerth  des  Geldes  im  Alterthum  — 
den  heutigen  Metallwerth  des  Sest.  zum  Grunde  gelegt  —  um  beinahe 
das  Vier-  resp.  Siebenfache  höher  als  heute  herausgestellt  haben. 
Hätte  er  dagegen  wieder  den  römischen  Preis  von  4  Sest.  mit  dem 
4jährigen  —  von  1833  bis  1836  —  Durchschnittspreise  des  Roggens 
der  Provinz  Preussen,  der  30  7i2  Sgr.  beträgt  ^^),  verglichen,  so  würde  — 
den  römischen  Münzwerth  des  Sest.  zum  Grunde  gelegt,  wie  Yr.  will 
—  der  Sachwerth  des  Geldes  im  Alterthum  nicht  blos  »erheblich  nie- 
driger«, sondern  doppelt  so  niedrig  wie  bei  uns  gestanden  haben. — 
Man  kann  eben  einen  Sachwerth  des  Geldes  erhalten ,  welchen  man 
will,  wenn  man 

nur  eine  Vergleichung   der  Geldpreise   des  Getreides   zu 

verschiedenen  Zeiten  anstellt; 

bei   dieser  Vei-gleichung  auch   nicht   einmal   auf  die  Richtigkeit 

der  Vergleichungspunkte  nach  Zeit  und   Ort  der   volks- 

wirthschaftlichenEntwickelung  etwas  giebt; 

und  diese  Geldpreise    des  Getreides  ohne  Weiteres    über  den 

Sachwerth  des  Geldes  entscheiden  lässt. 
Wäre  dieser  vermeintliche  Sachwerth  des  Geldes  sein  wirklicher  Sach- 
werth, so  würde  ■Metallgeld  gar  nicht  als  Weltgeld  —  als  das  Geld  des 
ganzen  Erdkreises  und  der  Geschichte  von  Nationen  —  dienen  können, 
denn  es  gebräche  ihm  der  zu  einem  Vermögensmei?>>er  und  W\>rtlivcr- 
theiler  in  solchem  Umkreise  nothwendige  Grad  der  Stabilität. 

2)  Zu  der  hier  ausgesprochenen  Folgerung  gelangt  D.  d.  1.  M. 
durch  eine  Reihe  von  Missverständuissen.  —  Wir  wissen  zwar  —  wie 
viel  der  Modius  Getreide  wog;  wir  wissen  auch  aus  Plin.  H.  N. 
XVni.  20.  1  u.  2,   wie   viel  Volumen    der  verschiedenen   Sorten 

50)  Siehe  S.  29  des  2.  Th.  der  tabellaristlien  üebersichten    zu  z.  Güiicli's  ge 
sciiichlliclier  Uaistellung  des  Handels  u.  s.  w. 

51)  Slalist.  Uebcrs.  u.  s.  w.  v.  Dietcrici.     Erst.  Forts.  S  204. 

52)  Dieterici,  Statitl.  Uebers.  ».  «.  w.  S.  268. 
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Mehl  iinrl  der  Kloic  aus  einoiri  Modius  —  also  cinrin  Gewichts- 
quaiiliiiu  -  fiotroido  ^'cwoiinen  vurdc,  wir  erfahren  ferner,  wie 
viel  rfiiiid  r.iod  ein  Modius  einer  bestimmten  Sorte  Mehl  gab, — 
aber  wir  erfahren  ans  keiner  Stelle  des  Plinius,  nm  wie  viel  sich 
jede  der  verschiedenen  Sorten  Mehl,  die  ein  Modius  Weizen  gab,  auf- 
mahlten, mit  andern  Worten,  wie  viel  also  ein  Modius  jeder  Sorte 
Mehl  wog.  Wir  können  auch  nicht  rückwärts  auf  dies  Mehlgewicht 
aus  dem  Urodgewicht,  das  uns  allerdings  von  einem  Modius  einer  be- 
stimmten Sorte  Mehl  mitgctheilt  wird,  schliessen,  weil  wir  nicht  wissen, 
um  wie  viel  sich  1  Pfund  dieses  Mehls  bei  dem  Backverfabren  der 
Römer  an  Brodgewicht  aufbuck.  D.  sagt  zwar  in  einer  Anmerkung: 
Plinc  nous  ai)prend  que  le  modius  de  h\€  de  la  Gaule,  pesant 
201ivres,  rendait  22  livres  de  pain;  que  le  modius  de  bli^  d 'Italic, 
pesant  25  livres,  rendait  24  ou  25  livres  de  pain.  Le  ble  ne  rendait 
donc  en  pain  que  son  poids.  Chez  nous  au  contraire  le  sac  de  farine 
blanche  pesant  157  kilogrammes,  sac  d^duit,  doit  rcadre  200  kilo- 
grammes.  C'est  une  preuve  de  Timperfection  des  procedes  de  mouture 
et  de  panification  chez  los  Ptomains,  que  je  developporai  ailleurs  ^^ '*). 
Aber   hier    ertappt   man    D.    auf   seiner   Unzuverlässigkeit.     Plinius 

52a)  Es  lässt  sich  sogar  aus  Pliri.  selbst  das  Gegenllieil  beweisen.  Beim 
Commissbrod  —  also  aus  Schrodtmelil  —  sagt  er  XVIII.  12.2  wörllicli,  dass  es  sich 
um  '/a  seines  Hlelilgewichls  aufbücke,  denn  das  Melil  werde  mit  6  Sextaren  Wasser 
geknetet.  Ebenso  lässt  es  sicli  bei  dem  feinsten  Brod,  das  die  Römer  assen  ,  dem 
aus  Siligomelil  unwiderleglidi  deducircn,  dass  es  sich  um  mindeslen?^  20  bis  25  % 
seines  Mehigewichts  aufbuck.  PI.  sagt  nämlich  XVIII.  12.  2  allerdings,  dass  der 
Modius  gallisclier  Weizen  20  Pfund,  transpadanisch  -  italischer  24  bis  25  Pfund  wöge. 
Dann  sagt  er  aber  ibid.  20.  1,  wie  im  Te.xt  angeführt,  nur:  Ein  3Iodius  Siligo- 
melil aus  gallischem  Weizen  gäbe  22  Pfund  Brod,  aus  italischem  24  bis  25  Pfund. 
Nun  wurde  aber  ein  Modius  i  ta  1  is  ch  er  S  il  i  go  —  wie  es  dort  ebenfalls 
hcissl  —  vermählen:  zu  4  Sextarien  ('A  Modius)  feinstes  Siligomehl, 
'/a  Modius  F  i  o  s  m  e  h  1 ,  4  S  c  x  t  a  r  i  e  n  Mehl  2.  C 1  a  s  s  e  und  4  S  e  x  t  a  r  i  e  n 
Kleien.  Ein  Modius  Weizen  mahlte  sich  also  im  Ganzen  —  die  verschiedenen 
Sorten  Mehl  und  die  Kleie  zusammengerechnet  —  dem  Hohlmaass  nach  um  '/i  auf. 
Zu  einem  Modius  italischem  Siligomelil,  der  24  bis  23  Pfund  Brod  gab,  gehörten 
also  4  Modius  Weizen.  Nun  wog  aber  natürlich  nicht  1  Modius  Siligomehl  so  viel 
wie  1  Modius  Siligokorn,  wie  D.  annimmt,  denn  1  Modius  Korn  gab  ja  %  3Iodius 
Mehl  und  Kleien,  Nehmen  wir  also  auch  das  Gewicht  der  verschiedenen  Sorten 
Mehl  und  der  Kleie  gleich  gross  an,  so  würde  1  Modius  Siligomehl  nur  20  Pfund, 
also  5  Pfund  weniger  als  ein  Modius  Siligokorn  gewogen  haben,  und  da  der  Mo- 
rias solchen  Mehles  24  bis  25  Pfund  Brod  gegeben,  so  würde  derselbe  auch  nicht 
sein  blosses  Mehlgewichl  in  Brod  wiedergegeben  haben,  sondern  20  bis  25  %  niehr. 
Siligomehl  war  aber,  wie  gesagt,  das  feinste  Mehl,  d»s  es  gab;  das  Gewicht  des 
feinen  Mehls  ist  aber  geringer  als  das  des  gröberen. 
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sagt  an  der  Stelle,  die  D.  im  Sinne  hat,  nicht,  wie  viel  Pfund  Brod 
der  Modius  Getreide  giebt,  sondern  wie  viel  Pfund  Brod  der  Mo- 
dius  Mehl  giebt,  denn  er  sagt  wörtlich:  Siligineae  fariwae  modius 
Gallicae  XXII  libras  panis  reddit,  Italicae  duabus  tribusve  am- 
plius  in  artopt-.cio  pane.  Uns  fehlen  aber,  wie  gesagt,  die  Zwischen- 
glieder des  Aufmahlens  des  Getreides  au  Volumen  in  jeder  Sorte 
Mehl  und  des  Aufbackens  des  Mehls,  an  Gewicht. —  Aber  es  ist 
nicht  einmal  zu  erklären,  wozu  diese  an  sich  falsche  Deduction  über- 
haupt dienen  soll.  D.  sagt,  man  erkenne  daraus,  que  la  valeur  po- 
tentielle de  r a r g e n t  r e  1  a t i v e m e n t  au  prix  moyen  de  la  farine 
et  du  pain  etait  ä  peu  pres  la  meme  qu'ä  Londres  au  XIX  siecle. 
Was  soll  heissen:  »Der  Sachwerth  des  Geldes  in  Bezug  auf  den 
oder  im  V e r h ä  1 1 n i s s  zu  dem  mittleren  Mehl  und  Brodpreis  ^^ ^ ) V« 
Der  durchschnittliche  Geldpreis  von  Mehl  und  Brod  soll  es  entschieden 
nicht  heissen,  denn  einmal  hätte  sich  D.  dann  nicht  so  verzwickt 
ausgedrückt,  und,  zweitens,  ist  er  doch  zu  sehr  Nationalökonom,  um 
aus  Fabricatpreisen ,  wie  Mehl-  und  Brodpreise  sind,  auf  den  Sach- 
werth des  Geldes  zu  schliessen.  Ihn  muss  also  eine  dunkle  Vorstel- 
lung beherrscht  haben,  dass  er  aus  den  Mehlpreisen  des  Plinius  einen 
mittleren  Getreidepreis  gefunden  habe,  aus  dem  allerdings  Folgerungen 
für  den  Sachwerth  des  Geldes  zu  ziehen  gewesen  wären.  Allein  das 
ist  eben  nicht  möglich,  weil  wir  die  Fabricationskosten  des  Mehls  im 
Alterthum  nicht  kennen.  Auf  keinen  Fall  kann  sich  deshalb  auch  D. 
auf  Jacob  berufen.  Denn  der  Engländer  hütet  sich  wohl,  aus  den 
Mehlpreisen  des  Plinius  auf  die  valeur. potentielle  de  l'argent  zu 
schliessen.  Er  sagt  einfach:  *The  price  of  bread  in  Rome  when 
Pliny  lived  seems  to  have  been  nearly  the  same  or   a  little  lower 


52l>)  Von  einem  Sachwerth  des  Geldes  bezüglich  einer  oder  der  andern 
besonderen  Waare  sollte  man  überhaupt  niclil  sprechen,  denn  der  Sachwerth 
einer  Waare  und  also  auch  des  Geldes  ist  eben  der,  der  aus  dem  Oualiiätsvcrhältniss, 
in  welchem  diese  Waare  gegen  «Ile  übrigen  Waaren  im  Verkehr  gegeben  wird, 
abzunchinrn  sein  würde,  mit  anderen  Worten,  dessen  Grösse  allein  durch  Gründe 
bestimmt  wird,  die  an  und  in  dieser  Waare  selbst  liegen.  Gründe,  die  sicii  entweder 
auf  das  «sociale  Bedürfniss  nach  dieser  Waare  oder  deren  Herstellung  be- 
ziehen. Wenn  wir  dennocl»  die  eine  Waare  Getreide  benutzen,  um  den  Sach- 
werth des  Geldes  zu  erkennen  und  zu  messen,  so  geschieht  es  nicht  solcher  einen 
Waare  wegen  —  wenn  wir  mehrere  Waaren  hätten,  die  dazu  geeignet  wären,  so 
wäre  es  desto  besser  —  sondern  weil  dies  diejenige  Waare  unter  allen  ist,  deren 
Werlh  sowohl  von  Seilen  des  socialen  Bedürfnisses,  als  von  Seilen  der  Herstellung, 
einen  Durchschnitt  aus  langen  Zeitperioden  vorausgesetzt ,  die  geringsten  Schwan- 
kungen erleidet;  denn,  genau  genommen,  gäbe  nur  eine  Waare,  die  in  beiden  Be- 
ziehungen gar  keine  Schwankungen  erlitte,    einen  solchen  Massstab  ab. 
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thixii  it  u.sually  is  in  our  tley  in  Loiulun*,  .spricht  also  hier  nur  vom 
Geldpreis  des  Brodes,  nicht  einmal  vom  (ieldpreis  des  Brodkorns 
und   ain    wenii^sten    vom    Sachwerth   des  Geldes. 

Zu  3.  Zuvörderst  ist  das  alli^^enieine  Urtlieil  l)"s  über  Dioclelian's 
Edict  völlig  verfehlt. 

Die  Motive  desselben  sind  in  dessen  Eingange  mit  vollster  Be- 
stimmtheit angegeben '^^).  ^^Quis  ergo  ne.sciat  —  heisst  es  hier  — 
utilitatibus  publicis  insidiatriceni  audaciam,  quacunque  exercitus 
nostros  dirigi  communis  omni  um  salus  postulat,  non  per 
vicos  modo  aut  oppida,  sed  in  omni  itinere  animo  sectionis  occurrere, 
pretia  venalium  rerum  nou  quadruplo  aut  octuplo  sed 
ita  statuere,  ut  modum  cogitationis  et  facti  explicare 
humanae  linguae  ratio  non  possitV  denique  interdum  dis- 
t  r  a  c  t  i  0  n  e  u  n  i  u  s  r  e  i  d  o  u  a  t  i  v  o  m  i  1  i  t  e  m  s  t  i  p  e  n  d  i  o  q  u  e  p  r  i  v  a  r  i  V 
et  omnem  totius  orbis  ad  sustinendos  exercitus  collectio- 
ncni  detestandis  quaestibus  diripientium  cedere?  ut  eo  prae- 
niia  niilitiae  suae  et  enieritos  labores  milites  nostri  sectoribus  omnium 
couferre  videantur ,  quo  depraedatores  sui  et  ipsius  reipublicae  tantum 
in  dies  rapiant  quantum  habere  statuant.  His  omnibus  quae  supra  com- 
prehensa  sunt ,  juste  ac  merito  permoti ,  ut ,  eam  jam  ipsa  humanitas 
deprecari  videretur,  non  praetia  venalium  rerum  —  neque  enim 
tieri  id  justum  putatur,  non  plurima  interdum  provinciae  felicitate 
optatae  vilitatis  et  velut'  quodam  affluentiae  privilegio  glorieatur  — 
sed  modum  sta  tuen  dum  esse  statuimus;  ut  cum  vis  aliqua  cari- 
tatis  emergeret  —  quod  die  omen  avertereut  1  —  avaritia ,  quae  velut 
campis  quadam  imniensitate  difinsis  teneri  non  poterat,  statuti  nostri 
finibus  et  moderaturae  legis  termiuis  stringeretur.  Placet  igitur  ea 
pretia,  quae  subditi  brevis  scriptura  designat,  ita  totius  orbis  nostri 
observantia  contineri,  ut  omnes  intelligant  egrediendi  eadem  liceutiam 
sibi  esse  praecisam;  non  in  pedita  utique  in  his  locis,  ubi  copia  rerum 
perspicietur  atiuere,  vilitatis  beatitudine,  cui  maxime  providetur,  dum 
praefinita  avaritia  compescitur.« 

Die  Absicht  des  Erlasses  wie  die  Natur  der  festgesetzten  Preise 
können  also  kaum  einem  Zweifel  unterliegen. 

Der  Kaiser  hat  eigentlich  nur  die  Absicht,  seine  Heere  auf 
ihren  Zügen. vor  Uebertheuerungen  zu  schützen.  Schon  Aurel.  Vict. 
Caes.  39.  45  spielt  in  der  flüchtigen  Bemerkung  »annona  urbis  ac 
ötipendiariorum  salus  auxie  solliciteque  habita«^*),  die  ja  wörtlich 

63)  Ich  gebe  die  Stelle  nach  3Iommsen   „Das  Edict  Diocletians"  u,  8.  w. 
54)  Mommsen  a.  a.  S.  51  .\nm.  1  weist  schon  auf  diese  Steile  hin. 
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mit  dem  oben  hervorgehobenen  Motive  im  Eingange  des  Edicts  über- 
einstimmt, darauf  an.  Diese  Absicht  war  aber  auch  durch  die  Ver- 
hältnisse geboten.  Auch  hier  muss  man  sich  wieder  an  die  antike 
Oekonomie  erinnern.  Der  grosse  Haushaltungsbedarf,  dessen  Quantität 
vorweg  vom  Markte  ausschied,  musste,  wie  ich  wiederholt  gezeigt, 
schon  an  sich  nothwendig  die  grössten  Preisschwankungen  mit  sich 
führen,  und  namentlich  bei  schlechteren  Erndten,  die  Marktpreise,  weit 
über  ihr  heutiges  Verhältniss  zum  Durchschnittspreis  hinaus,  steigern. 
Andererseits  muss  man  sich  vergegenwärtigen,  wie  ausserordentlich  dies 
Missverhältniss  dann  erhöht  werden  musste,  wenn  nun  da,  wo  ohnehin 
schon  annona  cara  war,  noch  grosse  Truppenmassen,  auf  ihren  Zügen 
oder  in  ihren  Garnisonen,  die  Nachfrage  plötzlich  oder  in  beträcht- 
lichem Maasse  vermehrten.  Und  wir  wissen  ja,  wie  die  von  Diocletian 
vorgenommene  Armeereorganisation  die  Truppen  vermehrt  hatte,  wie 
unausgesetzt  sich  deren  Züge  in  den  Provinzen  folgten  und  wie  drückend 
auch  deshalb  das  allgemeine  Hand-  und  Spanndienstsystem  des  Reiches 
ward!  Es  war  dann  kein  Wunder,  dass  die  Preise  nicht  blos  um  das 
4-  und  8fache  stiegen  —  was  schon  ohne  solche  zusätzliche  Erhöhung 
der  Nachfrage,  unter  den  gewöhnlichen  Marktverhältnissen  nach  schlech- 
ten Erndten  geschah  —  sondern  dergestalt,  dass,  wie  Diocletian  sagt, 
»modnm  cogitationis  et  facti  explicare  humanae  linguae  ratio  non  pos- 
sit«.  Jene  4-  und  8fachen  Preise  will  sich  denn  auch  der  Kaiser  ge- 
fallen lassen.  Er  ist  weit  entfernt,  ein  allgemeines  Preisregulirungsgesetz 
geben  zu  wollen  —  »neque  enim  tieri  id  justum  putatum«  —  er  will 
nur,  »cum  vis  aliqua  caritatis  emergeret«,  der  ausschweifendsten  Hab- 
sucht einen  Zügel  anlegen,  damit  nicht  «quacunque  exercitus  dirigi  commu- 
nis omnium  salus  postulat*,  Preise  gefordert  würden,  die  geeignet  wären, 
»distractione  unius  rei  donativo  militem  stipendioque  privari;  et  omnem 
totius  orbis  ad  sustinendos  exercitus  collationem  deste^tandis  quaestibus 
diripientium  cedere«.  Mit  einem  Wort:  er  will  das  Heer  vor  Pe- 
nurien preisen  schützen.  Deshalb  beginnt  auch  gleich  das  Edict  mit 
einem  Hinweis  auf  seine  Kriege  und  Siege.  Und  deshalb  wird  auch 
die  Strafe  nicht  blos  über  die  verhängt,  welche  die  festgesetzten  Preise 
überschreiten,  sondern,  es  heisst  auch  noch :  »Idem  autem  periculo  etiam 
ille  subdetur,  qui  comparandi  cupiditatc  avaritiae  distrahentis  contra 
statuta  consenserit« ;  und :  »Ab  ejusmodi  quoque  noxa  innnunis  ncc  ille 
praestavitur  qui  habens  species  victui  atque  esui  necessarias  post  hoc 
sivi  temperameutum  existumavcrat  subtrahendas ;  cum  poena  vel  gravior 
esse  debeat  inferentis  paenuriam^^),  quam  contra  statuta  quatientis«; 

55)  Auch  liier   wird   penuria    in    der   ganzen  Schärfe   seines  Bcgriflfs  gebraucht, 
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—  Bestiiiimuiigc'ii,  unter  deneu  uaiiientlicli  die  letzte  nicht  zu  begreifen 
wäre,  wenn  nicht  die  Rücksicht  auf  durchziehende  Truppen  und  also 
eine  vorüberziehende  starke  Nachfra^^'e  vor^ewallet  hätte.  Nur  der 
IJnifan«^  der  l'rei^Hxirun^^'en  fällt  in  dein  Kdict  l)iocletian's  auf  und 
konnte  auch  nicht  aufrecht  erhalten  werden.  Indessen  das  Princip, 
die  Preise  der  llauptartikel  der  militärischen  annona  zu  fixiren,  be- 
hielten auch,  wie  der  Cod.  Theod.  zeigt,  die  Nachfolger  l)iocletian's 
mit  Krfolg  bei. 

Nach  diesen  Motiven  des  lulicts  ist  denn  auch  die  Natur  der  fest- 
gesetzten Preise  zu  bcurtheilen.  Es  sind  jedenfalls  Maximalpreisc,  die 
nicht  überschritten  werden  sollen,  die  aber  nicht  massige  Preise, 
»des  prix  moderes«,  wie  D.  meint,  enthalten,  sondern  Theuerungs- 
]) reise;  zwar  nicht  Penurienpreise,  wie  sie  leicht  entstanden,  wenn 
nach  einer  schlechten  Erndte  grosse  Ileeresmassen  eine  Provinz  durch- 
zogen —  denn  vor  so  übermässigen  Preisen  will  eben  der  Kaiser 
die  »Stipendarier«  schützen  —  aber  doch  Preise,  wie  sie  in  gewöhn- 
lichen Theuerungszeiten ,  in  Folge  der  antiken  Oekonomie,  vorkamen, 
Preise,  die,  wie  der  Kaiser  selbst  sagt,  noch  immer  um  das  4-  und 
8fache  wohlfeile  Preise  übersteigen  konnten*^).  Etwas  Anderes  ist 
auch  aus  Lactanz  d.  mort.  pers.  7  nicht  herauszulesen.  Die  Stelle 
heisst:  »Idem  (Diocl.)  cum  variis  iniquitatibus  immensam  faceret  cari- 
tatem,  legem  pretiis  rerum  venalium  statucre  conatus  est.  Tunc  ob 
exigua  et  vilia  multus  sanguis  effusus ,  nee  venale  quidquam  metu  ap- 
parebat  et  Caritas  multo  deterius  exarsit,  donee  lex  necessitate  ipsa 
post  multorum  exitium  solveretur«.  Mit  den  variis  iniquitatibus  hat  L. 
sicherlich,  einmal,  das  neue  Jugations-  und  Capitatioussystem  im 
Sinne,  das  Diocletian  einführte ^^J  und  das  allerdings  die  Handhabe 
bot,  die  Gesellschaft  wie  eine  Citrone  auszupressen,  und,  zweitens, 
die  Münzverschlechterung,  die  er  ebenfalls  vornahm.  Beide  Massregeln 
waren  auch  geeignet,  alle  Preise  zu  steigern,  hatten  aber  mit  dem 
Sachwerth  des  Geldes  nichts  zu  thun.  Auch  nahm,  bei  dem  Umfange 
der  Festsetzungen,  den  zahlreichen  Armeen  und  Garnisonen,  und  den 


denn,  wenn  die  Waarcnbesilzer  über  das  Maass  ilires  eigenen  Hauslialtsbedürfnisses 
hinans  ihre  Vonäthe  dem  Markt  vorcntliieiten,  so  brachten  sie  eine  Schein  -  penuria 
über's  Land. 

56)  Moinnisen  nennt  sie  ,, höchste  für  den  Fall  einer  Theuerung  und  Münz- 
entwerthiing  berechnete  Preise". 

57)  Ich  werde  den  letzten  Abschnitt  meinir  Abhandlung  »Zur  Geschichte  der 
römischen  Tribulsleuern",  in  welchem  ich  dies  neue  Jugations-  und  Capilalionssystem 
auseinandersetze  und  begründe,  nächstens  in  diesen  Jahrbüchern  liefern. 
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unausgesetzten  Zügen  der  Heere,  das  Edict  leicht  den  Schein  eines 
allgemeinen  Preisregulirungsedicts  an,  das,  weil  es  die  Todesstrafe  auf 
die  Uebertretungen  setzte,  auch  leicht  zu  Blutvergiessen  führen  konnte; 
—  aber  die  Wahrheit  wird  wohl  zwischen  diesem  christlichen  Schrift- 
steller ,  der  dem  heidnischen  Kaiser  —  einem  der  grössteu ,  die  es  ge- 
geben —  überall,  wo  er  kann,  in  seinen  Schriften  etwas  anhängt,  und 
dem  Aurel.  Victor,  der  in  derselben  Regierungsmassregel  nur  »sti- 
pendiariorum  salus  anxie  et  sollicite  habita«  sein  lässt,  in  der  Mitte 
liegen,  —  und  keinen  Falls  darf  D.  deshalb,  weil  um  die  Preise  Blut 
geflossen,  schliesseu,  *qne  le  tarif  de  Diocletien  etait  beaucoup  trop 
bas«,  denn,  wenn  auch  der  Tarif  keine  Penurienpreise  enthielt,  bondern 
vor  diesen  grade  schützen  sollte,  so  zeigten  doch  die  Verurtheilungen 
nur,  dass  der  Eigennutz  der  Verkäufer  sich  mit  gewöhnlichen  Theuerungs- 
preisen  nicht  begnügen  wollte,  sondern  noch  immer  grösser  war  als  die 
Furcht  vor  der  Todesstrafe. 

Schwerer  als  das  Motiv  des  Erlasses  und  die  Natur  der  darin  fest- 
gesetzten Preise,  ist  deren  Geldwerth  zu  erkennen.  Die  Meinungen 
gehen  hier  weit  aus  einander  und  zeigen  deshalb  um  so  deutlicher,  wie 
schwankend  die  Grundlagen  sind ,  aus  denen  man  um  diese  Zeit  auf 
den  Sachwerth  des  Geldes  schliessen  will.  So  soll,  beispielsweise,  nach 
diesem  Edict  sein 

der  Preis  eines  Pfundes  frischen  Schweinefleisches: 
nach  D.  d.  1.  Malle  etwa   2  Groschen  6  Pfennige; 
«     Mommsen  etwa       12  Groschen; 
»     Jacob  etwa  über         4  Thaler ; 
eines  Pfundes  Speck: 
nach  D.  d.  1.  Malle  etwa   3  Groschen  8  Pfennige: 
;>     Mommsen  etwa        16  Groschen; 
55     Jacob  etwa  über         5  Thaler.  — 
Jacob  wird   hier  wohl  nicht   weiter   zu  berücksichtigen   sein;    es 
kann  sich  nur  darum  handeln,  ob  sich  D.  d.  1.  Malle  oder  Mommsen 
der  Wahrheit  mehr   nähert.     Ohne  mich   nun   auf  eine  Untersuchung 
des  Werths  des  Denar's  um  diese  Zeit  selbst  einlassen  zu  wollen   oder 
auch  hier  nur  zu  können,  so  scheinen  mir  doch  schon  aus  allgemeinern 
Gründen  die  Werthsätze  Dureau's  der  ausgesprochenen  Absicht  des 
Edicts  näher  zu  stehen  als  die  Mommsen 's. 

Aus  dem  Eingange  des  Edicts  geht,   wie  schon  ausgeführt,  hervor, 

dass  der  Kaiser  sich  wohl  4-  und   8fach  gesteigerte  Preise  gefallen 

lassen  will,  aber  nicht  höhere.    Deshalb  glaubt  auch  Mommsen   mit 

Kecht,  dass  die  Preise  im  Edict  keine  solchen  sein  können,  »die«  — 

XV.  i:. 
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wie  f).  anniuimt  —  >»noch  unter  (Ion  gowöliiiliclifii  Maikti)rui>en  Itleibeu«, 
sondeni  hält  dnfür,  *(lass  (iarin  das  .">-  und  »;fnchc  der  :^'o\vöhiilitheD 
Marktpreis«  angesetzt  ist«.  Alicr  mir  scheint,  bei  dem  Denarwerth, 
den  1).  anninmd ,  konnnen  schon  T)-  bis  (ifuclie  Preise  heraus,  währcod 
sie  bei  dem  Denarwerth  von  M.  bis  in  das  20fache  steigen  würden, 
was  der  Kaiser  doch  grade  verhindern  will. 

Legen  wir  die  Preise  von  Schweinefleisch  und  Speck  dieser  IJe- 
rechnung  zum  Grunde! 

Schweine  wechseln  stärker  im  Preise  als  alle  übrigen  Hausthiere, 
eines  Theils.  weil  sie  sich  rasch  vermehicn ''"*).  andern  Theils,  weil  sie 
oft  verheerenden  Krankheiten  unterworfen  sind.  Mommsen  führt  auch 
nach  Lamprid.  Sev.  Alex.  22  an,  dass  das  Schweinefleisch  schon  da- 
mals um  das  8fache  im  Preise  wechselte,  eine  Schwankung,  die  bei 
uns  nicht  vorkommt,  die  aber  ebenfalls  nur  aus  den  l'olgen  zu  erklären 
ist,  die  die  antike  Ückonomie  für  die  Marktzufuhr  hatte.  Schweine- 
fleisch und  in  Folge  dessen  auch  Speck  konnte  also  im  Alterthum  eben 
so  gut  um  so  tiefer  sinken,  als  um  so  höher  steigen.  Nun  beleuchte 
ich  gleich  unten  die  Preise  von  Schweinefleisch  und  Speck  in  der  Zeit 
nach  Diocletian.  Wir  finden  einen  Fleischpreis  von  G  fuUis,  nach  D. 
von  30  Cent,  oder  2  Sgr.  6  Pf.,  nicht  als  »ein  massiges  Maximum«,  wie 
Mommsen  will,  sondern  als  einen  Maximalpreis,  der  in  Campanien 
niemals  überschritten  werden  soll.  Wir  finden  ferner  einen  Fleischpreis 
von  V270  sol-  oder  */9  Groschen,  freilich  nicht  für  Schweinefleisch,  sondern 
für  das  um  33  %  billigere  Rind-  und  Hammelfleisch.  Wir  finden  ferner 
einen  Speckpreis  von  nur  IV3  Gr.  und  diesen  dermalen  gewiss  nicht 
niedrig  fixirt,  da  die  Lieferanten  damit  ihre  Lieferungen  sollen  abkaufen 
können;  in  der  Wirklichkeit  muss  er  also  niedriger  gestanden  haben. 
Das  lässt  ebenfalls  auf  einen  Preis  des  frischen  Fleisches  von  noch 
nicht  1  Gr.  schliessen.  Es  kann  auch  in  der  That  in  jener  Zeit  der 
Fleischpreis  an  den  Productionsorten  und  in  guten  Jahren  nicht  höher 
gestanden  haben.  Denn  die  Fleischpreise  werden  stets  in  einem  ge- 
wissen abhängigen  Verhältniss  von  den  Getreidepreisen  stehen,  wenn 
auch  der  Wechsel  der  Ileuerndten  dies  Verhältniss  schwanken  lässt. 
Dies    Verhältniss,    das   sich    auf   keinen    nach-  Zeitaltern   wechselnden 

58)  Alex.' Sev,  hall  einmal  einer  andauernden  Theuerung  des  Schweinefleisches 
dadurch  ab,  dass  er  verbot,  Säue  zu  schlachten.  Bei  uns  sind  solche  Verbote  nirhl 
nolhig,  weil  unsere  Wirlbschaften  von  vornherein  für  den  .Markt  produciren  und 
also  auf  den  Gelderwerb  gestellt  sind.  Im  Alteilhum  hingegen,  wo  die  Posses- 
soren zunächst  nur  iüi's  Haus  produciren  Hessen  und  Geldervverb  nur  ein  secuu- 
därer  Zweck  war,  konnten  soirhe  Verbote  nöthig  und  wirksam  sein. 
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Silberwerth,  sondern  auf  den  für  alle  Zeiten,  in  denen  Brod  und  Fleisch 
gegessen  werden .  ungefähren  gleichen  verhältnissmässigen  Nahrungs- 
werth  beider  Artikel  gründet,  beträgt,  wie  es  für  die  neuere  Zeit  nach- 
weisbar ist,  für  1  Pfund  Schweinefleisch  und  1  Scheffel  Weizen  1  :  16 
bis  24.  Ich  verweise  deshalb  auf  die  Tabellen,  Touke's  Geschichte 
der  Preise  übers,  von  S  o  e  t  b  e  e  r ,  Th.  II  S.  522  ff.  und  auf  die  eigene 
heutige  überall  sich  kundgebende  Erfahrung.  Nun  finden  sich  aber,  wie 
oben  gezeigt,  in  dieser  Zeit  Weizenpreise  von  Vso.  ^/m-.  Veo  ^ol.  Nach 
diesen  zu  urtheilen,  muss  in  der  That  das  Pfund  Schweinefleisch  eben 
so  oft  unter  1  Gr.  gestanden  haben ''^j.  Nun  würde  aber  einen  Preis 
von  etwa  8  Pfennigen  für  frisches  Fleisch  und  gegen  1  Gr.  für  ein 
Pfund  Speck  der  Dureau'sche  P^dictpreis  von  2  Gr.  6  Pf.,  resp.  3  Gr. 
4  Pf.  jedenfalls  schon  beinahe  um  das  Vierfache,  wie  ihn  sich  der 
Kaiser  gefallen  lassen  will,  der  M o mm s e n ' sehe  hingegen  von  resp. 
12  und  16  Gr.  gegen  das  20fache  übersteigen,  was  grade  der  Kaiser 
nicht  will.  Ausserdem  stimmt  auch  der  Geldwerth,  den  D.  dem  Edict- 
preis  für  Schweinefleisch  beilegt .  mit  dem  Geldwerth  des  Maximal- 
preises von  6  foll.,  den  V'alentinian  später  für  Schweinefleisch  in  Cam- 
panien  festsetzt,  überein.  während,  nach  Mommsen,  der  Maximal- 
preis des  Diocletian.  der  jedenfalls  viele  Verurtheilungen  veranlasste, 
um  über  das  Stäche  den  des  Valentinian  überstiegen  haben  würde.  — 
In  der  That  muss  man  die  Geldwerthe,  die  Dureau  den  Edictpreisen 
beilegt,  als  die  annähernd  richtigeren  annehmen,  aber  sie  rechtfertigen 
damit  noch  nicht  seine  Folgerung  ad  3 ,  dass  es  massige  Preise  seien, 
dass,  weil  sie  v(m  den  wirklichen  Durchschnittspreisen  weit  übertroften 
würden,  einen  Schluss  auf  einen  niedrigen  Sachwerth  des  Geldes  zu- 
liessen;  sie  sind  vielmehr,  auch  bei  dem  von  D.  angenommenen  Geld- 
werth des  Denars,    maximale  Theuerungspreise,   die   weit   niedrigere 


59)  Mommsen  nimmt  freilich  den  Geldwerlli  der  obigen  6  follis  auf  5  Sgr. 
an.  Aber  er  kann  doch  nicht  den  Fleisclipreis  von  V9  Sgr.  i:i  Abrede  stellen  und 
sagl  nur  zu  diesem:  „was  ein  oxorbitanl  niedriger  oder  viilmehr  unmöglicher 
Preis  isl".  —  Weslialb  aber  unmöglich?  .\us  dem  deutschen  Jliltelaller  sind  noiii 
niedrigere  Preise  verbürg!  Es  giebl  übeiliaupl  keine  „unmögiiclien"  Geldpreise, 
denn  der  Ta  uschwertli  ist  eben  in's  Unendliche  elastisch,  und,  wenn  der  Sach- 
werth des  Silbers  danach  ist,  kann  schon  1  Gramm  Silber  in  der  einen  Zeil  eine 
so  grosse  Quanlitäl  Waaren  bewj-gen,  als  in  der  andern  1  Pfund.  Ausserdem  be- 
wegten sich  auch  noch  im  Alterthum,  aus  den  oft  wiederholten  Gründen,  die  Preise 
der  landwirlhscliafllichen  Producle  meistens  nur  zwischen  vililas  und  Caritas  Viel- 
leicht isl  d.is  der  Grund,  dass  uns  keine  mittleren  oder  Durchsciinillspreise  davon 
Oiilgetheill  werden:  man  sah  sie  gar  nicht. 
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Durchschnittspreise  voraussetzen   lassen  und  (h'shalh  einen  Schluss   auf 
einen  hohen  Sachwert h  des  Ticldes  rechtfertigen. 

Zu  4.  Dass  um  die  Zeit  dtT  Valentiniäne  der  Weizenpreis  von 
'/lo  ^'Ol.  nicht  als  ein  mittlerer  r)nrchschnitt^l)rei>.  sondern  als  ein  durch 
die  Staatsgev^alt  cruiiissigter  Theuerungspreis  anzusehen  ist .  hal)e  ich 
schon  in  dem  oben  mitgetheilten  Preisverzeichniss  gezeigt,  und  l).  hat 
es  also  mit  sich  selbst  auszumachen .  wenn  er  sagt :  ce  prix  etait  une 
moycnne  calcuK'c  sur  un  bon  nombre  d'ann^s.  In  den 
Quellen  berechtigt  nichts  zu  dieser  Annahme,  so  dass  auch 
die  Berufung  auf  Gothofred  nur  eine  Berufung  auf  Gothofred's 
Urtheil  sein  würde.  Nun  urtheilt  aber  auch  Gothofred  gar 
nicht  einmal  so,  wie  D.  d.  1.  M,  ihm  Schuld  giebt.  G.  sagt  mit  jenen 
Worten  nicht,  '/lo -'^l-  wäre  der  mittlere  Marktpreis,  sondern,  wäre 
der  gewöhnliche  Festsetzungspreis  der  damaligen  Zeit  ge^^esen.  Das 
geht,  bei  G. .  aus  dem  Zusammenhange  deutlich  hervor.  Nach  1.  7 
C.  Theod.  6.  4  sollen  nämlich  die  Senatoren  Roms  quinquagena  millia 
modiorum  tritici  Urbis  Romae  horreis  inferre.  Davon  berechnet  G  r)  - 
thofred  im  Commentar  zu  der  Stelle,  iiach  dem  Satz  von  '/lo  ^ol- 
für  den  Modius,  den  Werth.  Er  fügt  hinzu:  Quae  sane  ingens  multa 
est:  quinquagenum ,  inquani.  millium  modiorum;  quorum  sane  deccni. 
solido  ferme  hac  tempestate  vendebantur.  Und  fährt  fort:  »Eaque 
stata  ferme  etc.«  Zur  Unterstützung  führt  er  dann  das  Beispiel  Julian's 
und  der  Antiochenser  an,  denen  der  Kaiser  den  Modius  zu  '/js  sol. 
verkauft,  während  der  Theueruugspreis  Vio  gewesen  und  wieder- 
holt: »Ergo  stata  aestimatio  erat  et  ordinaria  sub  Constantio  et  Ju- 
liane«,  vergisst  aber  nicht  hinzuzusetzen:  »At  Caritas  hacc  erat  sub 
Valentiniano« ,  wobei  er  sich  wieder  auf  das  Beispiel  des  Hymettius 
in  Afrika  bezieht.  —  Aus  den  Beispielen  dieser  Zeit  also  einen  Durch- 
schnittspreis von  Vio  sol.  für  den  Modius  anzunehmen  und  diesen 
mit  dem  wirklichen  Durchschnittspreis  in  Frankreich  aus  dem  Zeitraum 
von  1815  bis  1830  zu  vergleichen,  um  das  Verhältniss  des  Sachwerths 
des  Geldes  in  beiden  Zeiten  zu  ermitteln  und  Schlüsse  wie  ad  4  zu 
ziehen,  berechtigt  abermals  nichts. 

Zu  5.  Ebenso  willkürlich  verfährt  D.  mit  den  Preisen  des  Schweine- 
fleisches und,  des  Weins  um  diese  Zeit.  —  Es  ist  nicht  wahr,  dass  aus 
der  Vergleichung  von  1.  3  und  1.  4  C.  Th.  14.  4  folgt,  dass  der  Preis 
von  6  follis  oder  30  cent.  für  das  Pfund  Schweinefleisch  ein  prix  mo- 
dert gewesen  und  für  Wein  sich  ein  Preis,  wie  der  von  D.  berechnete, 
ergäbe.  —  L.  3  lautet:  »Ea  pretia  quae  in  Campauia  per  singulos 
annos  reperiuntur,   Suariis  Urbis  Romae  debent  solvi:    ita  ut  periculo 
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Suariurum  populo  pnrcinae  species  aifatim  praebeatur.  Et  quia  Offi- 
cialibus  pro  omni  supplicio  sufficit  direptornm  restitutio,  quid  quid 
ultra  seil  OS  tolles  per  singulas  libras  daruerit  flagitatum,  id  fisci 
viribus  protiuus  vindicetui «.  Und  weiterhin  :  »Per  siugulos  itaque  annos 
juxta  prctia.  quae  reperiuntur  iu  publica  conservatione  per  Campaniam 
habitantes  peciiniam  pro  singulis  libris  porciuae  praecipiantur  exsolvere: 
ita  ut,  non  ad  pretia,  quae  in  Urbe  Roma  reperiuntur,  sed  quae  apud 
Campanos  in  publicis  usibus  habentur.  nummariae  exactionis  facultas 
denegatur.*  Und  1.  4  lautet:  -^Cui  rei  illud  provisionis  accedat,  ut 
Lucanus  possessor  et  Bruttius,  quos  longae  subvectionis  damna  quatie- 
bant,  possent  (si  velint)  speciem  moderat  am,  hoc  est,  septuagenarum 
librarum  compensatione  dissolvere:  quod  ibi  debebit  inferre,  ubi  vina 
fuerit  traditurus.«  —  In  der  ersten  Stelle  wird  also  nur  im  Allgemeinen 
verordnet,  dass  die  zu  vergütenden  Fleischpreise  stets  nach  den  pro- 
vinziellen Marktpreisen  normirt  werden  sollen,  und  der  Preis  von  6  foll. 
wird  nur  als  ein  Maximalpreis  festgesetzt,  der  niemals 
überschritten  werden  soll.  Und  in  der  zweiten  Stelle  ist  das 
speciem  m  od  erat  am  nicht  als  prix  modere  oder  massiger  Preis  zu 
übersetzen,  sondern  —  wie  schon  Gothofred  will:  »Igitur  »species« 
porcinae  ad  vini  inodum  seu  amphoras  ita  »m  od  er  ata«  seu  pro- 
portionata  fuit«  —  als  einen  danach  ermässigten  Preis  zu  ver- 
stehen. Das  Gesetz  fügt  ja  auch  hinzu  si  velint,  woraus  ebenfalls  her- 
vorgeht ,  dass  es  in  dem  Belieben  der  Possessoren  stand ,  in  dem  ar- 
bitrirteu  Yerhältniss  Fleisch  statt  Wein  zu  geben .  was  sie  natürlich 
thaten,  wenn  Fleisch  billig  und  Wein  theuer  war,  aber  nicht,  wenn 
Wein  billig  und  Fleisch  theuer  war.  Also  auch  die  Folgerungen,  die 
Dureau  für  die  Fleisch- und  Weinpreise  dieser  Zeit  zieht,  sind  falsch. 
Zu  6.  Dieser  Auffassung,  Weizenpreise  von  Vio  sol.  und  Fleisch- 
preise von  6  foll.  für  mittlere  Durchschnittspreise  zu  nehmen,  entspricht 
denn  auch  die  Zurückweisung  der  nov.  de  trib.  fiscal.,  die  Gothofred 
im  Anhang  zum  Cod.  Theod.  unter  den  Leges  Nov.  Theod.  mitt heilt. 
»Quia  aequum  est,  aegris  provincialibus  et  publica  clade  vexatis,  hu- 
manitatis  nostrae  beneficiis  subveniri«  —  so  erlassen  die  Kaiser  den 
Possessoren  des  betreffenden  Landestheils  Vs  des  Tributs  und  sollen 
diese  für  das  letzte  Achtel  —  *oranibus  titulis  ad  unum  redactis,  quos 
possessor  vel  civis  quolibet  nomine  praestare  consueverant  —  quatuor 
millia  duCentos  tantum  solidos  et  mille  ducentas  millitares  annonas  et 
diicentum  capitum«  leisten.  Dann  heisst  es  weiterhin:  *Has  autem 
militares  annonas  cum  provinciales  pro  longuinqui  difficultate  itineris 
in  adaeratione  persolverint.   unius   annonae  adaeratio  quatuor 


230  Rudbertu», 

per  ainuim  solidis  aestimetur.  Ne  vero  necessitatis  uccassiune 
in  expeditione  milite  constituto  carioris  cuiquani  vendere  liceat  pretia 
necessiaruiu  rerum,  sub  hoc  Diodo  qua  annonand  ailaeiaimis.  jubemus 
fairip  id  est  tritici  ad  singulos  solidos  Italicos  modia  iiuadragiiita,  et 
carnis  pondus  CCLXX ,  vini  sextaiia  Italicos  ducentos«.  Diese  Ver- 
ordnung nun ,  »qui  ne  s'applique  qu'ä  deux  provinces  epuis^es  par  les 
d(ivastations  des  Barbares.  > «provincialibus  publica  clade  vexatis««,  et 
qui  entend  tixer  un  maxi  in  um  t^xceptioniicl  pour  lo  prix  du  h\(', 
de  la  viande  et  du  vin«,  soll  nach  D.  kein  Gewicht  haben.  Aber  die 
Gründe,  ilie  D.  mit  diesen  Worten  andeutet,  halten  vor  der  klar  ausge- 
sprochenen Absicht  und  dem  deutlichen  Inhalt  des  Gesetzes  nicht  Stich.  — 
Den  Pflichtigen  V»  ^^^^i*  Steuern  zu  erla.ssen,  um  sie  dann  wieder  durch 
ein  »maximum  exceptionnel«  für  die  Lieferungen  des  letzten  Achtels 
auf's  Aeusserste  zu  drücken,  darf  man  der  Regierungskunst  keiner  Zeit 
zutrauen.  —  Die  von  D.  als  »exceptionnel«  niedrig  angezweifelten 
Preise  sind  auch  gar  nicht  so  unglaubliche,  denn  es  kommen  ja  ähn- 
liche Preise  um  diese  Zeit  vor.  die  nicht  von  der  Staatsgewalt  fest- 
gesetzt sind.  Was  den  Weizenpreis  von  V40  ^^1.  betrifft,  so  war,  wie 
auch  Mommsen  a.  a.  0.  sub  voc.  > Weizen«  ausführt,  um  diese  Zeit  »an 
den  Productionsorten  ein  Preis  von  V30  ^^^-  =^  ^  Gr.  und  in  besonders 
guten  Jahren  selbst  ein  Preis  von  V«o  ^^^-  ^^  2  Gr.  nicht  unerhört«. 
Von  dem  Fleischpreise  sagt  zwar  auch  Mommsen  a.  a.  0.  s.  v.  »Schweine- 
fleisch«: »Der  Soldat  soll  das  Pfund  Fleisch  für  V270  sol.  =.  %  Gr. 
kaufen  können,  was  ein  exorbitant  niedriger  oder  vielmehr  unmöglicher 
Preis  ist«.  —  Aber  die  »Unmöglichkeit«  solcher  Preise  habe  ich  schon 
berührt.  Zudem  lassen  sich  auch  ähnliche  Fleischpreise  nachweisen. 
Zuvörderst  handelte  es  sich  wohl  in  dieser  Provinz  um  Kind-.  Hannnel- 
und  Ziegenfleisch ,  nicht  um  das  auch  nach  dem  Diokletianschen  Kdict 
um  die  Hälfte  theurere  Schweinefleisch.  Nun  führt  aber  M.  selbst 
1.  17  G.  Th.  8.  4  an,  wonach  der  Lieferant  das  Pfund  Speck  mit 
'/go  sol.  =  IV2  Gr.  soll  ablösen  können.  Allein  Speck  ist  meistens 
doppelt  so  theuer  als  frisches  Schweinefleisch,  ist  auch  im  Diokle- 
tianschen Edict  um  Va  höher  als  dieses  und  doppelt  so  hoch  als  irisches 
Rind-,  Hammel-  und  Ziegenfleisch  taxirt.  Wir  würden  danach  eben- 
falls schon  einen  Preis  von  V4  Gr.  für  gewöhnliches  Fleisch  erhalten. 
Nun  ist  freilich  V270  ^ol.  immer  noch  kaum  V2  Gr.,  aber  in  diesem 
Fall  (V-iro  sol.)  soll  auch  der  Pflichtige  Fleisch  für  Geld  liefern,  in  dem 
andern  (Vgo  sol.  für  Speck)  mit  Geld  das  Fleisch  ablösen  können  und 
in  beiden  Fällen  wird  der  Soldat  nicht  haben  zu  kurz  kommen  sollen. 
Damit   wird   dann  auch  der  letzte  unterschied  zwischen  beiden  Preisen 
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verwischt  und  der  Preis  aus  der  nov.  de  trib.  fisc.  hat  ein  Seitensttick 
in  dem  Preis  1.  17  C.  Th.  8.  4  gefunden. 

Der  ganze  Inhalt  der  Verordnung  entscheidet  auch  zu  deutlich 
gegen  die  Auslegung. 

Der  Steuerpflichtige  soll  die  Freiheit  haben,  wenn  ihn  die  Ent- 
fernung des  Lieferungsorts  genirt,  die  zu  lieferndeganze  naturale 
Jahresration  eines  Soldaten  mit  4  sol.  ablösen  zu  dürfen,  und 
im  Verhältni.ss  dieses  Ablösungspreises  —  »sub  hoc  modo 
quo  annonam  adaeramus«  —  werden  dann  wieder  die  Lieferungspreise 
von  Getreide.  Fleisch  und  Wein  an  den  Soklaten  auf  dem  Marsch  fest- 
gesetzt. Die  letztern  Preise  köQoeii  also  gar  nicht  so  über- 
trieben niedrig  fixirt  worden  sein,  denn  sie  sind  im  Verhält- 
niss  jener  Ablösungssumme  von  4  sol.  für  eine  ganze  Jahresration  fest- 
gesetzt, und  der  Staat  hätte  sich  also,  wenn  die  Marschpreise  bei  diesem 
Verhältniss  zum  Ablösungspreise,  übertrieben  niedrig  fixirt  wären,  mit 
jenem  Ablösungsfixum  den  grössten  Schaden  zugefügt.  Die  Marschpreise 
müssen  sogar  verhältnissmässig  hoch  gegritfen  sein,  denn  in  dem  Ablö- 
sungspreis von  4  sol.  sind  ja  Transportkosten  mitenthalten.  —  Wie  hätte 
überhaupt  auch,  wenn  der  Landpreis  für  Weizen  nicht  V^o»  sondern, 
wie  D.  meint,  '/lo  sol.  gewesen  wäre,  dem  Possessor  die  Befugniss  er- 
theilt  werden  können,  eine  ganze  Jahresration  mit  4  sol.  ablösen  zu 
dürfen,  noch  dazu  mit  Tran.sportkosten.  Der  Soldat  erhielt  in  seiner 
Jahres-annona  50  bis  60  Mod.  Weizen,  ausserdem  —  im  vorliegenden 
Fall  jedenfalls  —  noch  Fleisch  und  Wein,  in  der  Regel  auch  noch  Salz 
und  Gel.  Aber  bei  einem  Preise  von  \/,(,  sol.  wäre  ja  nicht  einmal  der 
ganze  Weizenbedarf  aus  4  sol.  zu  bestreiten  gewesen,  und  für  Fleisch, 
Wein,  Oel,  Salz  wäre  nichts  übrig  geblieben.  Hingegen  bei  einem  Preise 
von  V40  sol.  wurde  der  Weizenbedarf  mit  l^a  sol.  bestritten;  für  P/a  sol. 
wären  die  übrigen  Bedürfnisse  zu  haben  gewesen  und  1  sol.  blieb  dann 
noch  für  die  Vertheuerung  durch  den  Transport  übrig,  woraus  man 
abermals  erkennt,  dass  die  normirten  Preise  die  Possessoren  nicht  drückten, 
denn  wo  und  wann  der  Soldat  unmittelbar  beim  Possessor  kaufte  oder 
im  Quartier  bezahlte,  fielen  ja  die  Transportkosten  fort    * 

Noch  mag  die  Bemerkung  nicht  ohne  Interetjge  sein,  dass  die  4  sol., 
mit  denen  die  afrikanischen  Possessoren  eine  vollständige  Jahresration 
sollten  ablösen  dürfen,  eine  dem  jährlichen  Geldbetrag,  den  nach  der 
Stiftung  der  Macrina  die  pueri  zu  ihrer  vollständigen  Alimentation 
erhalten,  gleiche  Summe  ausmachen.  In  beiden  Fällen  vertheuerten 
Transportkosten  die  Preise;  in  dem  Fall  der  nov.  wird  dies  ausdrück- 
lich gesagt;   von  der  Zeit  der  Macrina  wissen   wir   es   von   der  Nähe 
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Koms  im  Allgemeinen.  Wenn  dennoch  der  S(»ldat  mehr  Weizen,  Fleisch, 
Oel ,  Wein  und  Salz  bekommen  haben  wird,  als  durchschnittlich  die 
pueri,  so  wird  sich  der  Soldat  dies  ;^rössere  Quanliiin  für  den  halben 
Geldbetrag,  in  Folge  des  unzweifelhaft  von  Trajan  lii.<  Iheudosius  noch 
höher  gestiegenen  Sachwerths   des  Geldes,  haben  beschaffen  können. 

Zu  7.  Fällt  denn  auch  das  Resumc'',  mit  dem  D.  seine  Deduction 
schliesst,  dass  die  Maximalpreise,  namentlich  de>  Diocletianschen  Edicts 
»furent  trouvös  tellcmcnt  bas,  que  les  marchands  cesserent  de  vendre, 
en  p(';ril  memc  de  leur  vie«,  m.  a.  W,  dass  diese  Preise  so  tief  unter  den 
damaligen  Durchschnittspreisen  gestanden,  dass,  wie  er  sich 
charakteristisch  ausdrückt,  »on  aura  beau  les  augmenter,  pourvu 
qu'on  ne  sorte  pas  des  bornes  de  la  vraisemblance ,  on  n'arrivera  pas 
ä  des  evaluations  plus  grandes  que  les  prix  actuels  des  deuree  en 
France«.  —  Eine  willkürliche  Erhöhung  der  Diocletian'schen  Preise 
gehörte  also  auch  noch  dazu,  um  zu  dem  Resultat  zu  gelangen,  »que  la 
valeur  potentielle  de  l'or  et  de  l'argentau  IV*  siecle  de  Tere  chretienne 
n'^tait  guere  moins  grande,  qu'elle  ne  Test  aujourd"hiii  en  France«. 

Natürlich  fallen  mit  diesen  Grundlagen  auch  die  Schlussfolgei  ungen, 
die  D.  darauf  aufbaut,  die  Schlussfolgerungen,  dass  der  Sachwerth  des 
Geldes,  Ausgangs  der  Republik,  etwa  anderthalbmal  höher  als  von 
1815  — 1830  in  Paris  gestanden;  in  der  Zeit  des  älteren  Plinius  un- 
gefähr derselbe,  wie  in  den  bemerkten  Jahren  in  London  gewesen;  um 
die  Zeit  der  Valentiniane  wieder  um  ein  Sechstel  höher  als  in  dem 
angeführten  Zeitraum  in  Paris  gestanden. 

Im  Allgemeinen  ist  die  angegebene  Bewegung  in  der  Ver- 
änderung des  Sachwerths  des  Geldes,  während  jenes  Abschnitts  der 
römischen  Geschichte,  in  so  weit  richtig,  dass  derselbe  iii  Rom  and 
Hall  CD,  die  letzten  Jahrhunderte  der  Republik  hindurch  bis  jedenfalls 
zu  Nero,  etwas  sank,  denn  bis  dahin  strömten  die  Schätze  aus  den 
Provinzen  fortgesetzt  und  in  immer  höherem  Maasse  nach  Rom  und 
concentrirte  sich  hier  die  Geldmenge  des  ganzen  Reichs  um  so  mehr^"); 
eben  so,  dass  er  von  da  ab  überhaupt  wieder  und  fortgesetzt  stieg,  denn 
um  diese  Zeit  fing  es  au  fühlbar  zu  werden,  wie  viel  Geld  jährlich  der 
indische  Handel  abströmen  liess,  der  Bergbau  war  bereits  sehr  einge- 
schränkt worden,  die  Abnutzung  des  Geldes  hatte  aber  natürlich  stetig 
zugenommen,",  und  später  nahm  auch  noch  der  centralisirende  Einliuss 
Roms  auf  die  Provinzen  fortwährend  ab.     Aber  auch  jenes  Sinken  ist 

t)0)  Hier  ^ind  auch  die  Zin.<ien  nicht  zu  rergpssen ,  die  aus  den  Provinzen  nach 
Rom  flössen.  Denn  um  r.jese  Zeit  war  schon  das  ganze  Reich  Hen  römischen  Fö- 
neraloren  tributär      Man  d^nke  an  Seneca  und  Britannien. 
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doch  nur  für  Rom  und  Italien,  aber  nicht  für  das  ganze  römische 
Reich  richtig,  denn  es  erfolgte  nur.  weil  Rom  und  Italien  die  andern 
Theile  des  Reichs  plünderten,  aber  nicht,  weil  der  Bergbau  produc- 
tiver  geworden  wäre ;  in  den  Provinzen  musste  also  auch  um  diese  Zeit 
der  Sachwerth  des  Geldes  um  so  viel  steigen.  —  Das  Steigen  seit 
Nero  ist  aber  allerdings  für  das  ganze  Reich  richtig,  denn  die  meisten 
der  angeführten  Gründe  dieses  Steigens  waren  nicht  localer,  sondern 
allgemeiner  Natur.  Allein,  wenn  auch  die  Bewegung  im  Allgemeinen 
in  so  weit  von  D.  richtig  wiedeigegeben  ist,  nicht  im  Entferntesten  ist 
es  richtig ,  dass  der  damalige  Sachwerth  des  Geldes  im  Verlauf  dieser 
ganzen  Bewegung  dem,  der  in  dem  bezeichneten  Zeitraum  für  London 
und  Paris  anzunehmen  ist,  so  nahe,  wie  D.  will,  gekommen  sei.  Um 
zu  diesem  Resultat  zu  gelangen,  bedurfte  es  noch  seiner  eigenthümlichen 
Auslegung  der  Quellen. 

Und  wie  D.  den  Quellen  Gewalt  anthut,  um  zu  diesem  ihm  selbst 
verwunderlichen  Resultat  zu  gelangen,  so  thut  er  nun  auch  noch  den 
Gesetzen  der  Nationalökonomie  Gewalt  an.  um  es  zu  erklären.  »Frei- 
lich« —  sagt  er  in  einer  überaus  verwirrt  construirten  Stelle ,  Tom.  1 
p,  158  —  »scheint  mir  die  Annahme  unmöglich,  »que  la  haute  Asie 
et  le  monde  grec  et  romain  durent  avoir  des  mines  d'argent  et  d'or 
presque  aussi  abondantes  que  Celles  de  l'Amerique;  que  ces  empires 
durent  avoir  aussi  pour  l'exploitation  de  ces  mines  une  population  tres 
abondante,  la  main-d'oeuvre  ä  tres  bon  marche,  et  enfin,  pour  l'extraction 
de  l'argent  en  tilous  une  mecanique  et  une  metallurgie  tres  perfectionnees«. 
Die  hohen  Productionskosten,  meint  er  selbst,  hätten  also  eigentlich 
nothwendig  den  Werth  von  Gold  und  Silber  gegen  Getreide.  Tagelohn 
und  notliwendigste  Lebensbedürfnisse  in  einer  viel  stärkeren  Pro- 
portion steigern  müssen,  que  celle,  qui  nous  est  donn^e  par  des 
lois  et  de  textes  precis*.  Allein,  anstatt  deshalb  diese  vermeintlichen 
Gesetze  und  klaren  Stellen  einer  erneuten  Kritik  zu  unterwerfen ,  da 
er  doch  selbst  die  grosse  Schwierigkeit  zugesteht.  *en  expliquer  la  cause«, 
sagt  er:  Voici  neanmoins  une  Observation,  qui  peut  conduire  ä  la  Solution 
de  la  difficultö,  und  nun  folgt,  zur  Erklärung  dieses  nationalökonomi- 
schen Wunders  —  für  D.  d.  I.  Malle  in  der  That  ein  Wunder,  da  er 
die  hohen  Productionskosten  des  Edelmetalls  im  Alterthum  zugiebt  — 
die  bereits  oben  beleuchtete  flüchtige  Bemerkung,  die  nicht  blos 
in  sich  falsch  ist,  sondern  auch  noch  das  weitere  nationalökonomische 
Wunder  einschliessen  würde,  dass  im  Alterthum  die  ßergbauprodu- 
centen  Jahrhunderte  hindurch  lieber  mit  Schaden  fortgearbeitet  hätten, 
als  dass  sie  ihre  Sklaven  zu  andern  Productionen  hätten  übergehen  lassen. 
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Also  auch  Jac.(»l)  und  Dureau  de  la  Malle  dürlteii  nicht  hu 
Stande  gewesen  sein,  die  bis  dahin  allgeinein  adoptirte  Ansicht  —  "ce 
(lu'avaient  avanct'  les  6conomistes.  los  anciens  erudites  et  nienie,  en  der- 
nier  lieu,  M.  M.  Boeckh  et   Letronue-  —  zu  erschüttern. 

Dagegen  gestehe  ich  gern  zu,  dass,  nachdem  Fr iedl ander  sich 
l'iir  Ü.'s  Ansicht  ausgesprochen,  diese  mehr  Gewicht  bekommen  hat,  denn, 
wenn  auch  die  wenigen  Preisnotizen ,  die  Fr.  in  diesen  Jahrbüchern 
beigebracht,  mir  nicht  geeignet  scheinen,  diese  Ansicht  wesentlich  zu 
unterstützen,  so  wird  doch  der  Verfasser  der  »Darstellungen  aus  der 
Sittengeschichte  Roms-  auch  noch  in  .-einer  Gesammtnnschauung  (\c< 
wirthschaftlichen  Lebens  im  Alterthum  Grimde  dafür  gefunden  haben. 
Daher  mögen  immerhin,  zum  endgültigen  Abschluss  der  Frage,  noch 
eingehendere  Untersuchungen  erforderlich  sein,  als  ich  vorstehend  zu 
liefern  versucht  habe. 


IV. 

Zur  Geschichte  der  volkswirthschaftlichen 
Verhältnisse  Oesterreichs. 

Von 

Dr.   Adalbert  HorawltK, 

Docenten   der  wiener  Universität. 

IL 

In  meinem  letzten  Artikel  beklagte  ich  es  noch,  dass  meine  Aus- 
beute in  dem  wohlgeordneten  Stadtarchive  von  Krems  nicht  so  be- 
deutend gewesen,  als  ich  gehofft  und  gewünscht.  Seitdem  gelang  es 
mir  doch,  für  das  fünfzehnte  Jahrhundert  nicht  uninteressante  Acten 
zu  finden ,  deren  Benützung  mir  durch  die  sehr  dankenswerthe  Libe- 
ralität des  Gemeindevorstandes  dieser  Stadt  ermöglicht  wurde. 

Es  sind  städtische  Quittungen,  Briefe  von  Hubmeistern,  Ungeld- 
register,  Maurer-  und  Baumeisterrechnungen ,  Ausgaben-  und  Ein- 
nahmen-Verzeichnisse, Wendel  -  Register  aus  der  zweiten  Hälfte  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts .  die  mir  vorlagen ,  aus  denen  ich  nun  — 
so  gut  es  bei  den  fragmentarischen,  oft  unterbrochenen  Aufzeichnun- 
gen gehen  kann  —  ein  für  die  Geschichte  volkswirthschaftlicher  Zu- 
stände belehrendes  Resultat  zu  gewinnen  trachte.  Die  —  wie  ich 
selbst  am  Besten  fühle,  —  lückenhaften  und  der  Ergänzung  bedürfti- 
gen Bemerkungen  sind  aber  doch  immerhin  Beiträge  zur  Ge- 
schichte städtischer  Finanzverwaltung  im  Mittelalter  und 
dürften  deshalb  auf  einiges  Interesse  Anspruch  machen. 

Bekanntlich  waren  die  Städte  Krems  und  Stein  während  des 
Mittelalters   durch   Gewerbefleiss ,    Handel    und  Reichthum  ')    ausge- 


1)  Wie  viel  z.B.  die  kleine  Mauth  von  Stein  schon  im  Anfange  des  14.  Jaiir- 
bunderts  einbrachte,  zeigt  eine  Verpfändung  des  Herzogs  Friedrich  des  Scliönen  von) 
Jahre  1314,  in  der  es  heisst ,  man  könntj  von  ihr  nehmen  das  erste  Jahr  1570  Pfund 
(hbrae),  danach  alle  Jar  2000  Pfund,  cf.  Chmel,  Zur  Geschichte  Friedrich  Aer 
Schönen  im   Arcliiv  der  k.  k    wiener  .\kadeu)ie  der  Wissenschaften.  II.  Iö49. 
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zeichnet,  über  die  Quellen  des  stiidtiselien  Einkommens  unterrichten 
uns  die  mir  vorlie^'cnden  Archivalien  in  erwüiisclitester  Weise;  die 
Stadt  bezog  ihr  »Haben«  aus  den  verschiedenen  Zöllen,  Mauthen, 
dem  Ungeld.  dem  stadtischen  Kasten  (Getreidesj)eichern),  den 
Kastenpfennigen,  der  Melberic  htun  g,  den  Stegpfennigen, 
dem  Kubelrecht  und  der  Losung,  den  Wändein  (Strafgeldern) 
an  den  Richter,  u.  s.  w. 

Die  Einkünfte  der  Kremser  Zölle  von  1462 — 1470  incl,  lassen 
sich  genau  bestimmen,  nur  für  das  Jahr  1468  konnte  ich  keine  An- 
gaben finden;  es  war  diess  übrigens  ein  sehr  trauriges  Jahr,  Stein 
z.  B.  war  so  sehr  durch  den  Krieg,  durch  Misswachs  und  Auswan- 
derung herabgekommen,  dass  es  sich  an  Friedrich  III.  um  Hilfe 
wenden  mu.sste  (cf.  Kinzl,   Chronik  von  Krems  und  Stein  S.  61).  — 

Ich  lasse  eine  tabellarische  Uebersicht  des  Zollerträgnisses  folgen: 


Art  (IcB  Zolls. 

1462.       1463. 

1 

146i.  !    I4f).i. 

1466. 

1467. 

1468. 

1469.     1470. 

Wochenzoll 

15    Pfd. 

17   Pfd. 

17    Pfd. 

15   Pfd. 

15  Pfd. 

9  Pfd 



12  Pfd. 

10  Pfd. 

3   ß 
7    ö 

19   b 

75.^6 

3  ß 

4  b 

19  6 

iß 
116 

— 

6/9 
29  6 

5ß 
15  6 

"~- 

1  Hell. 

—           — 

1  Hell. 

1  obol. 

— 

Torzoll 

4   Pfd. 

3  Pfd. 

6   Pfd. 

3    Pfd. 



4  Pfd. 

3  Pfd. 

16   6 

7   ß 
6id 

6   ß 
26   b 

4   ß 
l\b 

18^ 
96 

Uß 
25  6 

1    — 

3^ 
76 



26  6 

__ 

— 

— 

1  Hell. 



— 

1  Hell 

Die  Zölle  bei  den 

41   Pfd 

63   Pfd. 

64   Pfd. 

24    Pfd. 

20  Pfd. 

20  Pfd. 

_» 

63  Pfd 

58  Pfd. 

2    J.ilirmärkten 
Simonis  u.Judä 

15   ß 

7516 

3   ß 

mb 

7   ß 
23    b 

3   ß 
22    b 

4/3 
12  6 

6^ 
96 

~— 

Gß 
22  6 

3/5 
36 

Weinioll») 

6   Pfd. 

4   Pfd. 



5   Pfd. 

— 

i    _ 





3  ß 
9   6 

6    ß 
25    6 

— 

8     Ö3j 

— 



— 

— 

Ganz  genau  stimmt  das  grösste  und  geringste  Erträgniss  der 
Zölle  unter  einander,  sowie  mit  den  äusseren  Ver])ältnissen  der 
Städte  und  des  Landes  zusammen.  Bei  Wochen-,  Thor-  und  Markt- 
Zoll  stellen  sich  die  Jahre  1463  und  1464  am  günstigsten,  1466  und 
1467  am  ungün.stigsten ,  der  Abstand  zwischen  dem  höchsten  und 
niedrigsten  IJrträgniss   ist  beim  Torzoll  bedeutend  (5  Pfd.  und  14  ß). 


2)  Kaiser  Friedrich  III.  legte  übrigens  1458  (Wien  vor  Simon  und  Judae) 
einen  Ausfulirzoll  von  1  Pfund  per  Fuder  auf  den  Wein.  —  Auch  von  einer  G«- 
want-   und  Honig-3Iaulh  ist  um  1463  die  Rede. 

3)  War  sehr  Bchlechier  Wein,  Reifbeisstr  genannt. 
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Der  günstigste  Stand  1463  und  1464  erklärt  sich  daraus,  dass  im 
ersteren  Jahre  Kaiser  Friedrich  seinen  getreuen  Städten  ausser  dem 
Münzrccht  die  Niederlage  von  Kaufmannswaaren ,  den  Handel  mit 
Venedig  und  die  Erbauung  der  Donaubrücke  gestattete,  was  Alles 
dem  Verkehre  und  dem  Handel  grossen  Aufschwung  gab.  1466  nnd 
1467  aber  ging  es  mit  dem  Wohlstande  in  Folge  der  fortwährenden 
Kriege,  Fehden,  Verwüstungen  durch  die  Söldnerbanden,  die  Miss- 
ernten sehr  herab  und  weder  Einfuhr  noch  Durchfuhr  fremder  Kauf- 
leute dürfte  bedeutend  gewesen  sein.  — 

Von  den  Mauthen  kann  ich  nur  die  kremser  Brücke nmauth 
nennen,  die  jährlich  regelmässig  (wohl  als  Pachtschilling)  60  Pfd.  trägt. 

Bekannt  ist  es,  wie  die  Abschaffung  des  Verneuerungsrechtes  der 
Herzoge  durch  Rudolph  den  Stifter  (um  1360)  zu  einer  andern,  beim 
Volke  durchaus  unbeliebten,  u.  A.  auch  von  dem  Dichter  Suchen- 
wirt  angegriffenen  Finanzmassregel  zur  Einführung  des  Ungeldes 
(auch  ungelt,  umgelt),  einer  Art  von  Verzehrungssteuer  führte*). 
Für  die  drei  Orte  Krems,  Stein  und  Weinzierl  gelang  es  mir  nun, 
für  einige  Jahre  die  üngelterträgnisse ,  die  durch  einen  eigenen .  von 
der  Stadt  (mit  12  Pfd.  jährlich)  besoldeten  Ungelter  eingehoben 
wurden,  zu  ermitteln  und  in  der  folgenden  Tabelle  zusammenzu- 
stellen. 

ü  n  g  e  1 1  s  e  r  t  r  ä  g  n  i  s  3    7.  II  j 

im  Jahre j  Kremsii.  Stein.  i       Weinzierl  Totalsumme  *). 

! 1 , \ ' 

1462  i  7.i4  Pfd.  85  f>      334  Pfd.  S  ß  U  ö      24  Pfd.   73  ö        J113  Pfd.  22  6 

I4t»3  |8(i4Pfd.5/3  4'/2Ö  350  Pfd.  53'/a  <^  26  Pfd.  64  ö        llBl  Pfd.  32  ö 

1464  '6-22  Pfd.  48  (")      278  Pfd.  22  <^  30  Pfd.  45'/2  ö     831  Pfd.4/J  lOb  (?) 

1465  14516  Pfd.  68  f)      239  Pfd    4  i?  21   r^      41   Pfd.  28  •)      '  77H  Pfd.  1  ß  27  ö 

1466  [500  Pfd.  5/?  12<V218Pfd.6^'^fi7(UHell.  22Pfd.  5,33HeH    742  Pfd.  31  d 

1467  4i4Pfd.l4ölOb.^  155  Pfd.  41  f)  15  Pfd.  29  d  — 


1468 
1469 
14':0 
1471 


—  i  -  -  i  829  Pfd.  31  ö 

556  Pfd.  4  ^  18  öi  237  Pfd,  4  ö  1 18  Pfd.  3  /3  10  6   bl2  Pfd.  2  ö 


Auch  hier  stellt  sich  das  Verhältniss  wie  früher,  1463  ist  sowohl 
seiner  Totalsumme  nach,  als  in  allen  drei  Orteu  einzeln  das  einträg- 
lichste, 1466  und  1467  sind  die  schlechtesten  Jahre.  —  Zu  den  bis- 

4)  lieber  Verneuerung  und  üngcll  vgl.  H  e  i  lui  ch  Friedrich  Sailer,  Meder- 
österreichische  Münzuerlhe  im  14.  Jalirliundcrle.  1869  und  .\.  Luscliin,  Nieder- 
österreichische  Münznerlhe  im  IV.  Hcfle  der  wiener  NumismaliscIit'U  Zeitschrift.  1870. 

6)  Ich  habe  zur  Controle  aus  einem  anderen,  freilich  auch  unvollständigen  Re- 
gister die  Totalsununen  herausgehoben,  frciiir.h  slimmpn  sie  nicht  überall, 
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herigcii  KiniiahuHM»  j^chört  das  Getreide,  das  in  den  t^t'iiieiiieii  Kasten 
kam,  und  von  dort  aus  wenigstens  theilweisc  verkauft  ward  In  den 
Jahren  1462 — M71  gelangte  dahin: 


im 
Jahre 


Weizen 


Am 
Koni 


Haber 


Erlös 
aUHdem  Verkauf. 


llt)2     8  miitli  3!,   nielzc  5  mulli  7,^  incl/.e  4  niutli  23],  inetze 

1463     y  in.  19  m.  6  in.  29.1  m.  «  m.  22  m.  — 

1464,    8  m.  19  m  10  m.  6  m.  1  <liilll       7  m.  5.',  m  11«  Pfd.  1.5  b 


1465,11  m.  16,',  m    1  driltl     7  m.  11'   in 


2  m.  25  in. 


119I'ld.  3,5  24  A 


1466  fim.  12',  m.  2  driltl     3  m.  1  n..  1  drilll  3m.  Im.  1  driltl  80  Pfd.  51  b 

1467  -~                                     -  -                            — 

1468  -                                  .„  _                           _ 

1469  5  m.  H  m.  3  massl  16  m.  29  m.  2  dritll  13  m.  12^  m.  53  Pfd.  bß  2  b 

1470  -                                   _  _                            _ 

1471  10  m.  25|  m.  1  dritll  18  m.  15  m.  1  viril  16  in.  20  m.  ;  m.              — 

Hierher  rechne   ich   auch  gleich    die  Posten    über   die  Kasten - 
Pfennige  und  die  Melberichtung,  die  icli  anbei  folgen  lasse: 


Im  Jahre 


Kastenpfennige. 


Melberichtung. 


1462 

32  Pfd. 

13  ö 

1463   1 

29  Pfd. 

6  i?  72  6 

1464   1 

39  Pfd. 

3  13  1  d 

1465 

30  Pfd. 

ß  ß  2  b 

1466 

15  Pfd 

4  ß   78  b 

1467 

— 

1468   1 

— 

1469 

39  Pfd. 

5  /5  22  ö 

1470 

32  Pfd. 

6  ^  86  ö 

1471   i 

46  Pfd. 

4  b 

4 

Pfd. 

i  ß  13  b 

13 

Pfd. 

Q  ß  i 

b 

4  Pfd. 

3/9  2 

b 

4 

Pfd. 

7  1?  9 

b 

4 

Pfd. 

Iß   1 

b 

5 

ß  26 

b 

2 

Pfd. 

13  b 

Man  sieht,  dass  hier  das  Verhältniss  ein  anderes  geworden,  als 
dort  bei  den  vom  Handel  abhängigen  Resultaten  der  Zölle  und  Mau- 
then.  Für  AVeizen  erscheint  das  Jahr  1465  als  das  beste,  1469  als 
das  schlechteste,  für  Korn  1469  das  beste,  1466  das  schlechteste,  für 
Haber  1471  .das  beste,  1465  das  schlechteste.  Die  meisten  Kasten- 
pfennige gingen  1471,  die  wenigsten  1466  ein;  1465  wurde  am  reich- 
lichsten Getreide  verkauft.  —  An  die  l)isherigen  Daten  schliesse  ich 
die  über  Kubelrecht  und  Losung,  Purkrecht  und  Vogt- 
recht, die  Stegpfennig  und  das  Einnehmen  des  Grundbuchs, 
so  unvollständig  sie  auch  sein  mögen: 
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Im 

Stegpfenm'g. 

1 

Kubelrechl 

Purkrecht 

Einnalimen 

Jalire 

1  und    Losung  8). 

und    V'oglrechl. 

des  Grundbuchs. 

1462 

4  Pfd.  dß  if> 

8  Pfd.  10  ö 



2  Pfd.  5/3  19  0 

14Ö3 

10(3 

7  Pfd.   7  (3  20  ö 

— 

3  Pfd.  3  6 

1464 

— 

4  Pfd.  5^ 

3  Pfd.  32  a 

— 

1465 

— 

5  Pfd.  72  ö 

13  /?  21  ö 

— 

1466 

— 

5  Pfd.  3/3  14  ö 

3    Pfd.  4/3  3  Hell. 

— 

1467 

— 

— 

— 

— 

1468 

1              — 

— 

1                 — 

— 

1469 

1  3  Pfd.  6/3  15  6 

_  - 

— 

— 

1470 

— 

— 

44  Pfd.  17i  6 

— 

1471 

— 

i  17  |3 

— • 

— 

Einer  Vergleichung  förderlicher,  als  diese  spärlichen  Daten  sind 
die  Angaben  über  die  Wandel,  die  Bussgelder,  die  an  den  Richter 
gezahlt  wurden ;  mit  ihnen  stelle  ich  auch  die  Zahlungen  der  Kremser 
und  Steiner  an  das  Gericht  zusammen: 


Im       , 

Wandel. 

Die  von  Krems  in  das 

Die  von  Stein  in    das 

Jahre 

i 

Gericht. 

Gericht. 

1462 

20  Pfd.  oö 

42  Pfd.  80  ö 

37  Pfd.  5/3  10  6 

1463 

24  Pfd.  ^ß  8f> 

42  Pfd.  80  ö 

37  Pfd.  5/3  10  6 

1464     , 

13  Pfd.  58  6 

42  Pfd.  80  ö 

37  Pfd.  5(3  10  ö 

1465     ■ 

5  Pfd.  8  5 

42  Ptd.  80  6 

37  Pfd.  5/3  10  6 

1466 

20  Pfd.  42  6 

42Pfd    80  a 

37  Pfd.  6/3  10  6 

1467     i 

— 

— 

37  Pfd.  5/3  10  6 

1468 



37  Pfd.  5^  10  6 

1469 

— 

— 

37  Ptd.  5/3  10  6 

1470     1 

60  Pfd.  7/3  6  ö 

42  Pfd.  80  6 

37  Pfd.  5(3  10  6 

Bleibt  hier  die  Summe  bei  den  Gerichten  begreiflicherweise  con- 
stant,  so  ist  doch  das  Schwanken  in  der  Strafsumme  von  cultui'- 
historischera  Interesse;  in  den  Jahren  des  Wohlstandes  ist  sie  am 
Kleinsten,  während  nach  den  wilden  Jahren  1470  die  grösste  Busse 
erscheint.  —  Ich  gehe  auf  die  jährlichen  Ausgaben  der  Städte 
über,  die  einen  conservativeren  Charakter  haben.  Die  Städte  beka- 
men Mauth,  Zoll,  Gericht  und  dgl.  —  wie  es  scheint  —  gegen  ein 
bestimntes  Bestand geld,  das  sie  dem  Landesfürsten  jährlich  zu 
zahlen  hatten.  Doch  würde  man  irren,  wenn  man  glaubte,  diese 
Summe,  die  sich  stets  auf  155  0  Pfd.  belief'),  sei  auf  ein  Mal  ab- 
gezahlt worden.  Die  Abzahlung  wurde  in  der  patriarchalisch-gemüth- 
lichen  und  unordentlichen  Weise  vorgenommen,  die  überhaupt  das 
Finanzwesen  des  Mittelalters  charaktcrisirt.  Der  königliche  oder 
herzogliche  Hubmeister  oder  dessen  Stellvertreter  cassirte   in  uu- 

6)  Die  Losunir    ist   die  dirccte  Steuer    von  Capital    und  Renten;    vergi.  darüber 
Hegel,  Chroniken  der  deutschen  Städte  I.  282. 

7)  Von  1475— 1480  ist  der  Bestand  wolil  der  schlechten  Zeilen  wegen  —  Böhmen 
und  Ungarn  —  Invasionen,  Belagerun[;en        auf  1200  Pfd.   Iierabneselzt. 
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regolmässit^cM)  Teniiiiioii  auf  Befehl  (»GcsclK'tftc )  scint'.^  Herrn  100 
oder  mehr  ITd.  ein,  oder  der  Tiimdesfiirst  wies  alte  (Jläubigei-  oder 
Beamte  —  /.  H.  für  die  lUir^diut  —  an  die  Städte,  die  dann  so 
und  so  viel  an  die  Bezeichneten  zahlen  niu;-.sten.  oder  die  Städte 
wurden  vcrptiichtet,  Söldner  im  landesfiirstlichen  Interesse  zu  halten. 
Alle  diese  Posten  wurden  gegen  Quittungen  ausgezahlt,  mit  denen 
man  sich  bei  der  »Jahresraittung«  nuswies.  Oefters  geschaii  es  aber 
auch,  dass  der  Landesfürst  selbst  in  die  Städte  kam,  und  ihm  baares 
Geld  auf  die  Hand  gegeben  werden  musste,  oder  dass  er  Klöstern 
und  Pfarrern  Geschenke  machte  —  in  Geld  oder  meist  in  Natura- 
lien —  deren  Auszahlung  natürlich  die  Städte  zu  besorgen  hatten. 
Alles  dieses  wurde  summirt,  dazu  kamen  dann  noch  die  Hausen- 
pfennige, die  man  jährlich  den  Herrn  von  Puechaim.  als  den 
obersten  Truchsessen,  und  die  Abgabe,  die  man  in  das  Schenkamt 
zahlte ,  sowie  die  Lieferungen  in  Weizen ,  welche  man  an  die 
Karthause  Geming  (Gaming,  die  Stiftung  Albrecht  des  Weisen)  und 
den  Frauen  (Nonnen)  zu  Mimpach  zu  senden  verpflichtet  war.  Alle 
diese  Summen  wurden  addirt  und  dann  mit  dem  zu  liefernden  Be- 
stand verglichen ;  es  kommt  vor,  dass  der  Bestand  überschritten  wird, 
bleibt  man  unter  derselben  stehen,  so  wird  es  mit  einem  «Restat 
noch  gen  Hof«  notirt,  d.  h.  die  Städte  waren  noch  schuldig,  an  den 
Hubmeister  das  Fehlende  abzuliefern.  Bevor  ich  nun  auch  die  Aus- 
gaben —  über  die  wir  verhältnissmässig ,  namentlich  durch  die  zahl- 
reichen Quittungen  besser  berichtet  sind,  als  über  die  Einnahmen  — 
tabellarisch  zusammengestellt  folgen  lasse,  will  ich  noch  im  Kurzen 
von  den  Steuern  sprechen.  Im  Allgemeinen,  finde  ich,  war  um 
1402  die  Land  Steuer  Oesterreichs  auf  18,620  Pfd.  angeschlagen, 
es  kam  aber  nicht  mehr  als  16,58472  Pfd.  20  d  ein  ®).  Aus  den 
kremser  Rechnungen  durch  dreizehn  Jahre  zeigt  sich,  dass  die  ge- 
wöhnliche Schatzs teuer  von  beiden  Städten  um  Weihnachten  ge- 
zahlt wurde  und  100  Pfd.  wiener  Pfennige  betrug.  Ebenso  viel  wird 
auch  die  Stadtsteuer  ausgemacht  haben;  alle  Leistungen  der 
Städte,  für  die  6  Jahre  1475 — 1480  zusammengenommen,  finde  ich 
einmal  mit  8,400  Pfd.  beziffert,  was  als  Jahresleistung  1.400  Pfd  be- 
trägt, wie  es  sich  auch  wirklich  aus  der  Summe  des  Ausgerichteten 
und  der  Remanenz  ergiebt.  Ich  lasse  vor  den  veränderlichen  Aus- 
gaben die  constantbleibenden  folgen,  sie  sind: 


8)  Ridler,    Oeslerr.    .\rchiT   1832.      Urkundenblalt  (aus   einer    Urkunde    von 
1402). 
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Statt  der  Lieferung  von  Hausen  an  das  oberste  Truchsessamt  zahlten 
die  Städte  5  Pfd.  den  Herren  von  Puechaim,  2  Pfd.  jährlich  au  das 
Schenkamt,  an  die  Karthause  von  Gaming  4  mutt  und  den  Nonnen  von 
Mimpach  1  mutt  Weizen.  —  Zur  besseren  Uebersicht  gebe  ich  Ein- 
nahme, Ausgabe  und  Remanenz  (d.  h.  Rest  der  an  den  Hof  abzuführen- 
den Summe)  neben  einander  in  der  folgenden  Tabelle: 


Im  Jahre: 

Einnahme: 

Ausgabe: 

Remanenz: 

1455 

— 

1520  Pfd.  7/335 

29  Pfd.  27  6 

1456 

— 

1512  Pfd. 

38  Pfd. 

1457 

— 

1555  Pfd.  4(3 

— 

1458 

— 

1960  Pfd. 

— 

1459 

— 

1206  Pfd.  7/970 

343  Pfd.  23  6 

1460 

— 

1432  Pfd.  6/3  20  6 

117  Pfd.  40  6 

1461 

— 

1032  Pfd. 

— 

1462 

1482 Pfd.  6^  7dl Heller 

607  Pfd.  3;3  19  6 

875  Pfd.  78  6  1  Heller 

1463 

1572 Pfd.  6^  76  1  Heller 

636  Pfd.  6/3  24  6 

935  Pfd.  7/3  13^6 

1464 

1340Pfd.  3i3  22ö 

810  Pfd.  77  6 

530  Pfd.  35  6 

1465 

1127  Pfd.  4 13  15^5 

810  Pfd.  77  6 

530  Pfd.  35  6 

1466 

1050  Pfd.  19  6  1  Heller 

520  Pfd.  5/3 

629  Pfd.  3(3  196  1  HeHer 

1467 

~ 

— 

— 

1468 

— 

— 

— 

1469 

— 

— 

— 

1470 

1225  Pfd.  9  b 

663  Pfd.  7/566 

— 

1471 

— 

— 

— 

1472 

— 

— 

— • 

1473 

— 

— 

— 

1474 

— 

— 

— . 

1475 

— 

1140  Pfd. 

260  Pfd. 

1476 

— 

1394  Pfd.  12  6 

5  Pfd.  7/3  18  6 

1477 

— 

154  Pfd. 

1246  Pfd. 

1478 

999  Pfd.  3/3 

400  Pfd.  6/3 

1479 

— 

— 

— 

1480 

— - 

870  Pfd.  30  6 

529  Pfd.  7/J 

Wie  sich  aus  der  Tabelle  zeigt,  war  das  Jahr  1463,  das  uns  als 
ein  in  mehreren  Beziehungen  günstiges  Jahr  erscheint,  auch  hinsicht- 
lich der  Einnahme  das  beste;  1466  auch  iu  anderer  Hinsicht  unvor- 
theilhaft  bekannt,  erwies  sich  als  das  schlechteste.  Die  Bedeckung 
für  die  Ausgaben  konnte  am  leichtesten  1457  und  14.58  beschafft  werden, 
die  Ausgaben  waren  damals  sehr  gross,  1457  wurde  die  Bestandsumme 
um  5  Pfd.  4  ß,  im  Jahre  1458  um  4G0  Pfd.  überschritten;  am  Weitesten 
unter  dem  au.szurichtenden  Betrage  blieb  man  14G0  und  1477.  Beim 
letzten  Jahre  begreift  es  sich  leicht,  es  ist  ja  das  Jahr  grosser  Be- 
XV.  16 
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drängniss  durch  die  böhmischen  und  ungarischen  Invasionen  und  die 
Belagerung  beider  Städte  durch  Matthias  Corvinus.  —  "Was  Einkoniraen 
und  Ausgaben  in  ihrem  Verhältnisire  zu  einander  betrifft .  so  lässt  es 
sich  leider  nur  für  die  fünf  Jahre  1402—1407  betrachten,  HG3  ge- 
währt auch  hier  die  günstigste,  1465  die  ungünstigste  Bilanz.  —  Zum 
Schlüsse  dieser  Mittheilungen  mögen  einige  N(»tizen  über  Preise, 
Tage  lohn  und  Besoldungen  folgen,  die  ich  durch  Berechnung  aus 
den  Totalsummen  und  hie  und  da  aus  den  Registern  gewann;  ich  h<»ffe, 
dieselben  mit  Benutzung  des  reichhaltigen  Sa  Herrschen  Nachlasses  in 
meinem  nächsten  Aufsatze  in  bedeutender  AVeise  nach  jeder  Richtung 
hin  zu  vermehren. 

Getreidepreise  liegen  aus  den  Jahren  145ö — 1480  vor. 

Nach  ihnen  kostete  ein  Miith  Korn  um  145  9:  7  Pfd.,  um  1462; 
4Va  PW-,  146  3  sank  es  gar  auf  S'/z  l'tVl. ,  stieg  146  4  wieder  auf 
47,  Pfd.,  146  5  auf  5  Pfd.,  1466  sogar  auf  10  Pfd.  —  man  sieht 
die  Folgen  der  Verwüstung,  des  stockenden  Verkehres  und  der  Un- 
sicherheit —  um  1478  kauft  man  den  Metzen  um  23  d.  Hafer  kostet 
um  1462  drei  Pfd.,  1464  fällt  er  auf  2'/2  P^-^  erhebt  sich  1465 
wieder  auf  S'/j  Pfd.,  um  1466  auf  7V2  zu  steigen;  1478  kostet  er. 
wie  1464,  nur  2'/2  Pfd.  Ein  mutt  Weizen  kostet  um  1455  fünf 
Talente  (Pfd.) ,  stieg  aber  schon  im  nächsten  Jahre  auf  sieben  T.  und 
hielt  sich  in  diesem  Preise  bis  1459,  wo  er  mit  acht  T.  gezahlt  wird; 
dies  dauert  bis  1461,  wo  er  wieder  auf  den  Preis  von  1455  i.  e.  fünf 
T.  sinkt.  1462  kostet  er  aber  772?^-,  ist  dagegen  in  den  guten 
Jahren  1463  und  1464  um  4  Pfd.  30  6  und  4"/2  Pfd.  zu  haben,  er- 
hebt sich  1465  auf  6  Pfd.  30  ö,  1466  sogar  auf  10  Pfd.,  1467  auf 
13  Pfd.  30  d  (1  Metzen  kostet  damals  S'/z  ß,  um  1469  aber  62  ö). 
Bis  1475  ist  in  den  Angaben  eine  Lücke,  in  diesem  Jahre  ward  das 
muth  Weizen  mit  7  Pfd.,  im  nächsten  Jahre  mit  6  Pfd.,  1477  und 
1478  mit  5  Pfd..  1479  mit  4'/2  PM-  und  1480  wieder  mit  5  t,  also 
um  den  Preis  von  1455  gekauft.  Im  Jahre  1478  kostet  der  Echterin 
Wein  4  ö:  leider  die  einzige  Notiz  über  Wein,  die  ich  fand.  —  Ziem- 
lich ergiebig  für  Preise  waren  die  sog.  Bauamtsrechnungen,  in 
denen  der  städtische  Baumeister  seine  Jahres  -  Raittung  ablegt.  Ihnen 
entnehme  ich  folgende  Angaben  über  die  Preise  von  Materialien. 
Im  Jahre  1457  kostete  ein  Fass  Kaiich  (Kalk)  10  ß,  1459  6  mutt 
Kaiich  ä  13 /S,  dann  4V2  mutt  ä  12  |S.  Tausend  »Schinteln«  (Schin- 
deln) werden  um  1457  sowohl  mit  4'/2  als  auch  mit  ö  ß,  um  1470 
2000  Schinteln  mit  11  /S  15  d  und  12  ß  bezahle.  Unter  den  Ausgaben 
des  Jahres  1457  lesen  wir:   100  Nägel  um    12  d,   auch  um   16  d.   50 
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Lattnagl  8  d,  1000  Stück  Lattnagl  15  d,  1000  Stück  Schintnägl  52  d; 
im  Jahre  1470:  5000  scliintlugl.  1  Pfd.  20  6,  400  lattennägl  64  d, 
1000  verschlagnägl  4  /S  10  d.  1459  kostet  ein  »eysnslegel«  8,  aber 
auch  28  6,  eine  Schaufel  14  d,  ein  grosses  »Wasserschaff«  14  ö,  ein 
*Mörtelschaff«  6  ö,  ein  »Handschäfl«  3  d,  ein  »Reitter«  (Sieb)  4  ö, 
eine  Eisenstange  50  d;  um  1470  ein  Rad  75  d,  ein  Laden  5  d,  ein 
Strick  24  d.  —  Ich  komme  nun  zu  den  Besoldungen  und  dem 
Tagelohn,  Viel  kosten  in  jenen  unruhigen  Zeiten  die  Söldner,  so- 
wohl 1453  als  1458  legt  die  Stadt  388  Pfd.  für  die  Fussknechte  aus, 
dann  wieder  für  die  »fussknecht  und  soldner«  416  r  80  d,  1467  zahlen 
beide  Städte  für  sie  218  r  Gß.  Aus  den  Richter-Raittungen  entnehme 
ich,  dass  von  1462—1467  der  Richter  100  t  (wohl  jährlich),  der  »Un- 
gelter« (Einnehmer  der  Ungeltabgabe)  12  t,  der  »Züchtiger«  (Büttel) 
10  r  56  d  oder  12  t ,  12  v  3  ß  b  ö,  oder  17  r  3  /S  (im  Jahre  1466)^) 
erhielten.  1467  sind  die  Zolleinnehmer  mit  2'/2  i^  20  d  verzeichnet. 
Die  reichhaltigen  Baumeisters  Rechnungen  geben  gute  Notizen  über 
den  Taglohn.  Der  Taglohn  eines  Brückenarbeiters  um  14  57  beträgt 
14  d,  aber  auch  24  d,  eines  Maurers  10  d  und  24  d,  eines  Zimmer- 
manns (auch  noch  um  1470!)  24  d,  eines  Steinbrechers  24  d;  1459 
erhält  ein  Thurmdccker  20  d,  der  Lohn  des  »Mörtelknechtes«  schwankt 
zwischen  4,  6,  8,  10,  11,  12,  13  d,  ein  halbes  Tagwerk  wird  mit  7  d, 
ein  Botendienst  mit  14  d,  ein  Zimmermann  mit  14  d,  ein  Steinbrecher 
mit  28  d  bezahlt.  14  7  0  bekömmt  eine  Taglöhnerin ,  die  Steine  zum 
Bau  herbeiträgt,  10  d,  1478  Zuträger  und  Zureicher  20  d.  Zum  Schlüsse 
lasse  ich  die  kürze,  aber  durch  die  Zahlen  laut  genug  sprechende  Spe- 
cificirung  der  Ausgaben  folgen,  welche  den  Kremsern  durch  die  eilf 
Wochen  und  4  Tage  dauernde  Belagerung  durch  König  Matthias  von 
Ungarn  (1477)  erwuchsen  ^^).  [Aus  dem  MS.  LV.  des  kremser  Stadt- 
archives.] 

Vonerst  auf  277  Soldner 1204  r 

—  auf  der  Sweintzer  und  faulle  khes  Rott  (13 
Knecht) 

—  des  Lienhart  Krepphl  Rott  (42  Knecht)    .     . 

—  Abpruch  und  Schedn  und  auf  aussenden  vrab 
Söldner,  zerung  facit  alles 


19  T 

iß 

63  t 

70  T 

74  d 

9)  Wochenlohn  des  Züchligers  um  1478  60  ö. 

10)  lieber  di>  Bel.tgieruug  gelbst  vergl.  Kinzel,  Chronik  vou  Krems  S.  63  fr. 

16* 
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Vonerst  20  Junkhenn  in  den  Hewsern  gespeist  9 

Wochen  facit 1 1  f)  i  6  (i  8  d 

—  Ir  knecht  und  gesind  gespeist  auch  9  wochen 

125  Person  "Wein,  prot,  fleisch  facit     .     .  230  i  80  d 

Habern  zalt  und  auf  Uobat  und   ander  leut,   so 

in  die  stat  sind  geflohen  Speis 3b  /  tiO  d 

So  gesteen  uns  zwo  new  pastein  zu  machen  vnd 

umb  IIolcz  zum  versetzen  die  Maur  und  andere 

gepaw  u.  s.  w 639  t  41  d 

Summa  alles  aussgebeus:     2386  t  83  d 
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IV. 

GesetsE»  betreffend  die  Kommanditgeaelliichftfteu  nuf  i%ktien 
und  die  Aktieng^esellschaften  Im  IVorddeutNclien  Bunde. 

Vom  11.  Juni  1870. 

§.  1.  Die  Artikel  5,  173  bis  i76.  178.  19b.  199.  203.  206  bis 
212.  214.  215.  217.  222.  225.  239.  240.  242  und  247  bis  249  des 
Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuches  werden  durch  nachstehende,  den 
bisherigen  Zifferzahlen   entsprechende  Artikel  ersetzt. 

Artikel  5.  Die  in  Betreff  der  Kaufleute  gegebenen  Bestimmungen 
gelten  in  gleicher  Weise  in  ßetrelF  der  Handelsgesellschaften ,  insbesondere 
auch  der  Kommanditgesellschaften   auf  Aktien  und  der  Aktiengesellschaften. 

Dieselben  gelten  auch  in  Betreff  der  öffentlichen  Banken  in  den  Grenzen 
ihres  Handelsbetriebes,  unbeschadet  der  für  sie  bestehenden   Verordnungen. 

Artikel  173.  Das  Kapital  der  Kommanditisten  kann  in  .\ktien  oder 
Aktienantheile  zerlegt  werden. 

Die  Aktien  oder  Aktienantheile  müssen  auf  Manien  lauten.  Sie  müssen 
auf  einen  Betrag  von  mindestens  fünfzig  Vereinslhalern  gestellt  werden, 
wenn  nicht  die  Landesgesetze  nach  Maassgabe  der  besonderen  örtlichen  Be- 
dürfnisse einen  geringeren  Betrag  gestalten.  Aktien  oder  Aktienantheile, 
welche  auf  Inhaber  lauten ,  oder  welche  auf  einen  geringeren  als  den  ge- 
setzlich bestimmten  Betrag  gestellt  werden ,  sind  nichtig.  Die  Ausgeber 
solcher  Aktien  oder  Aktienantheile  sind  den  Besitzern  für  allen  durch  die 
Ausgabe  verursachten  Schaden  solidarisch  verhaftet. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  gelten  auch  von  Promessen  und  In- 
terimsscheinen. 

Artikel  174.  Eine  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  gilt  als  Handels- 
gesellschaft, auch  wenn  der  Gegenstand  des  Unternehmens  nicht  in  Handels- 
geschäften  besteht. 

lieber  die  Errichtung  und  den  Inhalt  des  Gesellschaftsvertrages  musi 
eine  gerichtliche  oder  notarielle  Urkunde  aufgenommen  werden.  Zur  Aktien- 
zeichnung genügt  eine   schriftliche  Erklärung. 

Artikel   175.     Der  Gesellschaftsvertrag  muss  enthalten: 
1)  den  Namen,   Vornamen.    Stand   und  Wohnort  jedes   persönlich   haften- 
den Gesellschafters ; 
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2)  die  Firma  der  Gescllschafl  und  den  Ort,  wo  «ie  ihren   Sitz  hat; 

3)  den   Gegenstand   des   Unternehmens ; 

4)  die  Zeitdauer  des  IJnlcrnelimens ,  im  Fall  dasselbe  auf  «ine  bestimmte 
Zeil   beschriiniit   sein   soll  ; 

b)   die   Zahl    und  den    Betrag  der   Aktien    oder  Aktienanlheile ; 

6)  die  Beslimmung,  dass  ein  Anfsi(  litsratli  von  mindestens  drei  Mitgliedern 
aus  der  Zahl  der  Kommanditisten  durrh  Wahl  derselben  bestellt  werden 
müsse; 

7)  die  Form,  in  welcher  die  ZusammenberuFung  der  Generalversammlung 
der   Kommanditisten    geschieht; 

8)  die  Form,  in  welcher  die  von  der  Gesellschaft  ausgehenden  Bekannt- 
machungen erfolgen,  sowie  die  ölTentlichen  Blätter,  in  welche  die- 
selben aufzunehmen   sind. 

Artikel  176.  Der  Gesellschaflsvertrag  muss  bei  dem  Handelsgericht, 
in  dessen  Bezirk  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat,  in  das  Handelsregister  ein- 
getragen  und  im  Auszuge  verölFentlicht  werden. 

Der   Auszug  muss  enthalten  : 

1)  das   Datum   des  Gesellschaftsvertrages; 

2)  den  Namen,  Vornamen,  Stand  und  Wohnort  jedes  persönlich  haften- 
den  Gesellschafters ; 

3)  die  Firma  der  Gesellschaft  und  den  Ort,  wo  sie  ihren   Sitz  hat; 

4)  die  Zahl  und  den  Betrag  der  Aktien   und  Aktienantheile ; 

5)  die  Form,  in  welcher  die  von  der  Gesellschaft  ausgehenden  Bekannt- 
machungen erfolgen,  sowie  die  öffentlichen  Biälter,  in  welche  die- 
selben  aufzunehmen   sind. 

Ist  in  dem  Gesellschaftsvertrage  bestimmt,  dass  das  Austreten  eines  oder 
mehrerer  persönlich  haftender  Gesellschafter  die  Auflösung  der  Gesellschaft 
nicht  zur  Folge  habe  (Art.  199),  so  ist  auch  diese  Bestimmung  zu  ver- 
öffentlichen. 

Artikel  178.  Vor  erfolgter  Eintragung  in  das  Handelsregister  besteht 
die  Kommandilgesellschafl  als  solche  nicht.  Die  vor  der  Eintragung  aus- 
gegebenen Aktien  oder  Aktienantheile  sind  nichtig.  Die  Ausgeber  sind  den 
Besitzern  für  allen  durch  die  Ausgabe  verursachten  Schaden  solidarisch 
verhaflcl. 

Wenn  vor  erfolgter  Eintragung  im  Namen  der  Gesellschaft  gehandelt 
worden   ist,  so   haften   die  Handelnden   persönlich   und  solidarisch. 

Artikel  198.  Jede  Abänderung  des  Gesellschaftsvertrages  bedarf  zu 
ihrer  Gültigkeit  der  notariellen   oder  gerichtlichen  Abfassung. 

Der  abändernde  Vertrag  muss  in  gleicher  Weise,  wie  der  ursprüngliche 
Vertrag,  in  das  Handelsregister  eingetragen  und  im  Auszuge  veröffentlicht 
werden   (Art.   176.    179). 

Der  abändernde  Vertrag  hat  keine  rechtliche  Wirkung,  bevor  derselbe 
bei  dem  Handelsgericht,  in  dessen  Bezirk  die  Gesellschaff  ihren  Sitz  hat,  in 
das  Handelsregister  eingetragen  ist. 

Artikel  199.  Eine  Uebereinkunft,  durch  welche  das  Austreten  eines 
oder  mehrerer  per-önlich  haftender  Gesellschafter  bestimmt  wird,  steht  der 
Auflösung  der  Gesellschaft  gleich.  Zu  derselben  bedarf  es  der  Zustimmung 
einer  Generalversammlung  der  Kommanditisten. 
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Es  kann  jedoch  durch  den  Gesellschaftsvertrag  oder  durch  einen  den- 
selben abändernden  Vertrag  (Art.  198)  bestimmt  werden,  dass  das  Austreten 
eines  oder  mehrerer  persönlich  haftender  Gesellschafter  die  Auflösung  der 
Gesellschaft  daisn  nicht  zur  Folge  habe,  wenn  mindestens  noch  ein  persönlich 
haftender  Geseilschafler  bleibt.  In  Ansehung  der  Eintragung  in  das  Handels- 
register finden  die  Bestimmungen  des  Artikels   129  Anwendung. 

Artikel  203.  Eine  theilweise  Zurückzahlung  des  Kapitals  der  Kom- 
manditisten kann  nur  vermöge  einer  Abänderung  des  Gesellschaftsverlrages 
erfolgen. 

Die  Zurückzahlung  kann  nur  unter  Beobachtung  derselben  Bestimmurgen 
geschehen,  welche  für  die  Vertheilung  des  Geschäftsvermögens  im  Falle  der 
Auflösung  massgebend  sind  (Art.  201.   202). 

Artikel  206.  Die  persönlich  haftenden  Mitglieder  und  die  Mitglieder 
des  Aufsichtsrathes  werden   mit  Gefängniss  bis  zu  drei  Monaten  bestraft: 

1)  wenn  sie  vorsätzlich  Behufs  der  Eintragung  des  Gesellschaftsvertrages 
in  das  Handelsregister  falsche  Angaben  über  die  Zeichnung  oder  Ein- 
zahlung des  Kapitals  der  Kommanditisten  machen  ; 

2)  wenn  durch  ihre  Schuld  länger  als  drei  Monate  die  Gesellschaft  ohne 
Aufsichtsralh  geblieben  ist,  oder  in  dem  letzteren  die  zur  Beschluss- 
fähigkeit erforderliche  Zahl  von  Mitgliedern  gefehlt  hat; 

3)  wenn  sie  in  ihren  Darstellungen,  in  ihren  Uebersichten  über  den  Ver- 
mögensstand der  Gesellschaft  oder  in  den  in  der  Generalversammlung 
gehaltenen  Vorträgen  wissentlich  den  Stand  der  Verhältnisse  der  Ge- 
sellschaft unwahr  darstellen  oder  verschleiern. 

Wird  in  den  Fällen  zu  2.  und  3,  festgestellt,  dass  mildernde  Umstände 
vorhanden   sind,  so  ist  auf  Geldstrafe  bis  zu  Eintausend  Thalern  zu  erkennen. 

Artikel  207,  Eine  Gesellschaft  ist  eine  Aktiengesellschaft,  wenn  sich 
die  sämmllichen  Gesellschafter  nur  mit  Einlagen  betheiligen,  ohne  persönlich 
für  die  Verbindlichkeiten   der  Gesellschaft  zu  haften. 

Das  Gesellschaftskapital  wird  in  Aktien  oder  auch  in  Aklienantheile 
zerlegt. 

Die  Aktien   oder  Aktienantheile  sind  untheilbar. 

Dieselben  können  auf  Inhaber  oder  auf  .Namen   lauten. 

Artikel  207a.  Die  Aktien  oder  Aktienantheile  müssen,  wenn  sie  auf 
Namen  lauten,  auf  einen  Betrag  von  mindestens  fünfzig  Vereinsthalern,  wenn 
sie  auf  Inhaber  lauten,  auf  einen  Betrag  von  mindestens  Einhundert  Vereins- 
thalern gestellt  werden.  Bei  Versicherungsgesellschaften  müssen  auch  solche 
Aktien  oder  Aktienantheile,  welche  auf  Namen  lauten,  auf  einen  Betrag  von 
inindeslens  Einhundert  Vereinsthalern  gestellt  werden. 

Aktien  oder  Aktienantheile,  welche  auf  einen  geringeren  Betrag  gestellt 
werden,  sind  nichtig.  Die  Ausgeber  solcher  Aktien  oder  Aktienantheile  sind 
den  Besitzern  für  allen  durch  die  Ausgabe  verursachten  Schaden  solidarisch 
verhaftet. 

Der  Nominalwerth  der  .\ktien  oder  Aklienantheile  darf  wahrend  des 
Bestehens  der  Gesellschaft  weder  vermindert  noch  erhöht  werden. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  gellen  auch  von  Proniesseu  und  In- 
lerimsscheinen. 
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Artikel  20B.  Eine  Aktienscsell::(liuft  üilf  als  Flandi-Iseesellschan,  auch 
wenn   der  Gegenstand   des  Unternehmens  niclit   in    llaiidehiif'scliulten    besteht. 

Ucbcr  die  Krriclilunp  und  den  Inhalf  des  (ieseli.scliaftsverlraircs  (Statuts) 
muss  eine  gericlilliche   oder  notarielle  Urkunde  aufgenommen  werden. 

Zur  Aklienzeichnunfr  genügt  eine  schriftliche  Erklärung. 

Artikel   209.      Der  Gesellschaftsvertrag   muss   insbesondere  bestimmen: 

1)  die   Firma   und   den   Sitz   der    Gesellschaft; 

2)  den    Gegenstand  des    Unternehmens; 

3)  die  Zeildauer  des  Unternehmens,  im  Falle  dasselbe  auf  eine  bestimmte 
Zeit   besehrankt   sein    s(»ll: 

4)  die  Höhe  des  (irundkapitals  und  der  einzelnen  Aktien  oder  .-Vktien- 
antheile; 

5)  die  Eigenschaft  der  Aktien,  ob  sie  auf  Inhaber  oder  auf  Namen  ge- 
stellt werden  sollen,  ingleichen  die  etwa  bestimmte  Zahl  der  einen 
oder  der  anderen  Art,  sowie  die  etwa  zugelassene  Umwandlung  der- 
selben ; 

6)  die  Bestellung  eines  Aufsichtsrathes  von  mindestens  drei,  aus  der  Zahl 
der  Aktionäre  zu  wählenden   iMitgliedern; 

7)  die  Grundsätze,  nach  welchen  die  Bilanz  aufzunehmen  und  der  Gewinn 
zu  berechnen  und  auszuzahlen  ist,  sowie  die  Art  und  Weise,  wie  die 
Prüfung  der  Bilanz   erfolgt; 

8)  die  Art  der  Bestellung  und  Zusammensetzung  des  Vorstandes  und  die 
Formen  für  die  Legitimation  der  Mitglieder  desselben  und  der  Beamten 
der  Gesellschaft; 

9)  die  Form,  in  welcher  die  Zusammenberufung  der  Aktionaire  geschieht; 

10)  die  Bedingungen  des  Stimmrechts  der  Aktionaire  und  die  Form,  in 
welcher  dasselbe  ausgeübt  wird; 

11)  die  Gegenstände,  über  weiche  nicht  schon  durch  einfache  Stimmen- 
mehrheit der  auf  Zusammenberufung  erschienenen  Aktionaire,  sondern 
nur  durch  eine  grössere  Stimmenmehrheit  oder  nach  anderen  Erforder- 
nissen  Beschluss   gefasst  werden   kann; 

12)  die  Form,  in  welcher  die  von  der  Gesellschaft  ausgehenden  Bekannt- 
machungen erfolgen,  sowie  die  öffentlichen  Blätter,  in  welche  die- 
selben aufzunehmen  sind. 

Artikel  209a.  >'ach  der  Zeichnung  des  Grundkapitals  hct  eine  General- 
versammlung der  Aklionaire  auf  Grund  der  ihr  vorzulegenden  Bescheinigungen 
durch  Beschluss  festzustellen,  dass  das  Grundkapital  vollständig  gezeichnet, 
und  dass  mindestens  zehn  Prozent,  bei  Versicherungsgesellschaften  mindestens 
zwanzig  Prozent,  auf  jede  Aktie  eingezahlt  sind,  sofern  nicht  der  Gesell- 
schaflsverlrag  zwischen  den  sämmtlichen  Aktionairen  abgeschlossen  und  darin 
die  Erfüllung  jener  Erfordernisse  anerkannt  ist. 

Ueber  den  Beschluss  ist  eine  gerichtliche  oder  notarielle  Urkunde  auf- 
zunehmen. 

Artikel  209b.  Wenn  ein  Aktionair  eine  auf  das  Grundkapital  anzu- 
rechnende Einlage  macht,  welche  nicht  in  baarem  Gelde  besteht,  oder  wenn 
Anlagen  oder  sonstige  Vermögensstücke  von  der  zu  errichtenden  Gesellschaft 
übernommen  werden  sollen ,  so  ist  in  dem  Gesellschaftsvertrage  der  Werth 
der  Einlage   oder   des   Vermögensstücks   festzusetzen   und   die   Zahl   der  Aktien 


.Nationalökonomische  Gesetzgebung,  249 

oder  der  Preis  zu  bestimmen,  welche  für  dieselben  gewährt  werden.  Jeder 
zu  Gunsten  eines  Aktionairs  bedungene  besondere  Vortheil  ist  im  Gesell- 
schaftsvertrage gleichfalls   festzusetzen. 

Nach  der  Zeichnung  des  Grundkapitals  muss  in  den  Fällen,  welche  in 
dem  vorstehenden  Absatz  bezeichnet  sind,  sofern  nicht  der  Gesellschafts- 
vertrag zwischen  den  sämmtlichen  Aktionairen  abgeschlossen  ist,  die  Ge- 
nehmigung des  Vertrages  in  einer  Generalversammlung  der  Aktionaire  durch 
Beschluss  erfolgen. 

Die  den  Vertrag  genehmigende  Mehrheit  muss  mindestens  ein  Viertheil 
der  sämmtlichen  Aktionaire  begreifen  und  der  Betrag  ihrer  Antheile  min- 
destens ein  Viertheil  des  gesammten  Grundkapitals  darstellen.  Der  Gesell- 
schafter, welcher  die  belrelTende  Einlage  macht  oder  sich  besondere  Vor- 
theile  ausbedingt,  hat  bei  der  Beschlussfassung  kein  Stimmrecht. 

lieber  den  Beschluss  ist  eine  gerichtliche  oder  notarielle  Urkunde  auf- 
zunehmen. 

Artikel  209c.  Die  Zusammenberufung  der  Generalversammlung  er- 
folgt in  den  Fällen  der  Artikel  209a.  und  209b.  nach  den  Bestimmungen, 
welche  der  Gesellschaftsverlrag  über  die  Zusammenbernfung  der  General- 
versammlungen enthält. 

Artikel  210.  Der  Gesellschaftsverltrag  muss  bei  dem  Handelsgericht, 
in  dessen  Bezirk  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat,  in  das  Handelsregister  ein- 
getragen und  im  Auszuge  veröffentlicht  werden. 

Der  Auszug  muss  enthalten: 
t)  das  Datum  des  Gesellschaftsvertrages  ■ 

2)  die  Firma  und  den  Sitz  der  Gesellschaft: 

3)  den  Gegenstand  und  die  Zeitdauer  des  Unternehmens; 

4)  die  Höhe  des  Grundkapitals  und  der  einzelnen  Aktien  oder  Aktien- 
antheile: 

5)  die  Eigenschaft  derselben,  ob  sie  auf  Inhaber  oder  auf  Namen  ge- 
stellt sind; 

6)  die  Form,  in  welcher  die  von  der  Gesellschaft  ausgehenden  Bekannt- 
machungen erfolgen ,  sowie  die  öffentlichen  Blätter ,  in  welche  die- 
selben aufzunehmen  sind. 

Ist  im  Gesellschaflsvertrage  eine  Form  bestimmt,  in  welcher  der  Vor- 
stand seine  Willenserklärungen  kundgiebt  und  für  die  Gesellschaft  zeichnet, 
so  ist  auch  diese  Bestimmung  zu  veröffentlichen. 

Artikel  210a.  Der  Anmeldung  Behufs  der  Eintragung  in  das  Handels- 
register muss   beigefügt  sein  : 

1)  die  Bescheinigung,  dass  der  gesammte  Betrag  des  Grundkapitals  durch 
Unterschriften  gedeckt  ist; 

2)  die  Bescheinigung,  dass  mindestens  zehn  Prozent,  bei  Versicherungs- 
gesellschaften mindestens  zwanzig  Prozent ,  des  von  jedem  .\ktionair 
gezeichneten   Betrages   eingezahlt  sind  : 

3)  der  Nachweis,  dass  der  Aufsiclitsrath  nach  Inhalt  des  Vertrages  in 
einer  Generalversammlung  der  Aktionaire  gewählt  ist; 

4)  betreffenden  Falls  die  gerichtliche  oder  notarielle  Urkunde  über  die 
in  den  Artikeln  209a.  und  209b.  bezeichneten  Beschlüsse  der  General- 
versammlung. 
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Die  Anmeldutifr  imiss  von  siiinintliclicn  Mit^liecfcrn  <]of  Vorstandes  vor 
•lern  lljitKlelsffcritlit  niiterzeiclinet  oder  in  l)et.'l;Miliij^lfr  Fcirm  t'iiij.'ereitht 
werden.  Die  der  Anineldiid^u'^  heijfc(iißteii  Scliririxtiiclie  «erden  bei  dem 
llaiulcisgericlil  in   Ursclirifl  oder  in   hc^laul)i|irter  Ahsclirift   oufbewalirt. 

Artikel  211.  -Vor  erTolgtcr  Kinlruirun^  in  das  llandelüre^isler  besteht 
die  Aklieii<;esetlsebiin  üU  solclie  niclif.  Die  vor  der  Kiiitra^unir  auspejrebenen 
Aktion  oder  Aklleriiuilbeile  sind  niebliir.  Die  Aii.speber  sind  den  Besitzern 
für  ollen   diircli   die    Aiistjabe    vcmrsaclilen    Sebaden   .«olidariscb    verhaftet. 

Wenn  vor  erfolf^ler  Kinlrnjfiiiii»-  in  das  liandelsre^nrister  im  Namen  der 
Gesellschaft  gehandelt  worden  ist.  so  haften  die  Handelnden  personlich  und 
solidarisch. 

Artikel  212.  Bei  jedem  Handelsg^ericht,  in  dessen  Bezirk  die  Aktien- 
gesellscbolT  eine  Zweigniederlassnng'  hat,  mus>  dies  ßclinfs  der  Eintragung 
in  das  llandelsrcgisler  anaenieldel  werden. 

Die  Anmeldung  miiss  von  sämmllichen  Mitoliedem  des  Vorstandes  vor 
dem  Handelsgericht  unterzeichnet  oder  in  beglaubigter  Form  eingereicht 
werden  und  die  in  Artikel  210  Absatz  2  und  3  bezeichneten  Angaben  ent- 
halten. Das  Handelsgericht  hat  die  Mitglieder  des  Vorstandes  zur  Befolgung 
dieser  Vorschriften  von  Amiswegen  durch  Ordnungsstrafen  anzuhalten. 

Artikel  214.  Jeder  Beschluss  der  Generalversamminns,  welcher  die 
Fortsetzung  der  Gesellscliaft  oder  eine  Abänderung  der  Bestimmungen  des 
Gesellschaffsvertrages  zum  Gegenstande  hat,  bedarf  zu  seiner  Gültigkeit  der 
notariellen   oder   gerichtlichen   Beurktindung. 

Ein  solcher  Beschluss  muss  in  gleicher  Weise  wie  der  ursprüngliche 
Vertrag  in  das  Handelsregister  eingetragen  und  verölVentlicht  werden  (Ar- 
tikel 210.   212). 

Der  Beschluss  hat  keine  rechtliche  Wirkung,  bevor  derselbe  bei  dem 
Handelsgericht,  in  dessen  Bej/.rk  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat,  in  das 
Handelsregister  eingetragen  ist. 

Artikel  215.  Die  Abänderung  des  Gegenstandes  der  Unternehmung 
der  Gesellschaft  kann  nicht  durch  Stimmenmehrheit  beschlossen  werden,  so- 
fern  dies   nicht  im   Gesellschaftsvertrage  ausdrücklich  gestattet  ist. 

Dasselbe  gilt  von  dem  Falle,  wenn  die  Gesellschaft  durch  Uebertragung 
ihres  Vermögens  und  ihrer  Schulden  an  eine  andere  Aktiengesellschaft  gegen 
Gewährung   von  Aktien   der  letzteren  aufgelöst  werden   soll. 

Die  Aktiengesellschaft  darf  eigene  Aktien  nicht  erwerben.  Sie  darf 
eigene  Aktien  auch  nicht  amorlisiren,  sofern  dies  nicht  durch  den  ursprüng- 
lichen Gesellschaftsvertrag  oder  durch  einen,  den  letzteren  abändernden,  vor 
Ausgabe  der  Aktien  gefasslen  Beschluss  zugelassen   ist. 

Artikel  217.  Zinsen  von  bestimmter  Höhe  dürfen  für  die  Aktionaire 
nicht  bedungen .  noch  ausbezalilt  werden ;  es  darf  nur  dasjenige  unter  sie 
vertheilt  werden,  was  sich  nach  der  jährlichen  Bilanz  und,  wenn  im  Ge- 
sellschaftsvertrage die  Innehaltung  eines  Reservekapitals  bestimmt  ist,  nach 
Abzug  desselben  als  reiner  Ueberschuss  über  die  volle  Einlage  ergiebt.  Die 
Aktionaire  können  bis  zur  Wiederergänzuug  des  durch  Verlust  verminderten 
Gesammtbetrages  der  Einlagen  Dividenden   nicht  beziehen . 

Jedoch  können  für  den  in  dem  Gesellschaftsvertrage  angegebenen  Zeit- 
raum,   welchen    die    Vorbereitung    des    Unternehmens    bis    zum   Anfange    den 
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vollen    Betriebes    erfordert,    den    Aktionairen    Zinsen    von   bestimmter    Höhe 
bedungen  werden. 

Artikel  223.  Wenn  die  Aktien  oder  Aktienantlieiie  auf  Inhaber  ge- 
stellt werden  5  so  kommen  folgende  Grundsätze   zur  Anwendung: 

1)  Die  Ausgabe  der  Aktien  darf  vor  Einzahlung  des  ganze»  Nominal- 
betrages derselben  nicht  erfolgen;  ebensowenig  dürfen  über  die  ge- 
leisteten Partialzahlungen  Promessen  oder  Interimsscheine,  welche  auf 
Inhaber  lauten,  ausgestellt  werden. 

2)  Der  Zeichner  der  Aktie  ist  für  die  Einzahlung  von  40  Prozent  des 
Nominalbetrages  der  Aktie  unbedingt  verhaftet;  von  dieser  Verpflichtung 
kann  derselbe  weder  durch  Uebertragung  seines  Anrechtes  auf  einen 
Dritten  sich  befreien,  noch  Seitens  der  Gesellschaft  entbunden  werden; 
wird  der  Zeichner  der  Aktie,  wegen  verzögerter  Einzahlung,  seines 
Anrechtes  aus  der  Zeichnung  verlustig  erklärt  (Art.  220),  so  bleibt 
er  dessen  ungeachtet  zur  Einzahlung  von  40  Prozent  des  Nominal- 
betrages der  Aktie  verpflichtet. 

3)  Im  Gesellschaftsvertrage  kann  bestimmt  werden,  dass  und  unter  welchen 
Maassgaben  nach  erfolgter  Einzahlung  von  40  Prozent  die  Befreiung 
des  Zeichners  von  der  Haftung  für  weitere  Einzahlungen  zulässig  sei, 
und  dass  im  Falle  der  eingetretenen  Befreiung  über  die  geleisteten 
Einzahlungen  Promessen  oder  Interimsscheine ,  welche  auf  Inhaber 
lauten  ,  ausgestellt  werden  dürfen. 

Diejenigen  Landesgesetze,  welche  die  Höhe  der  Einzahlung  (Art.  222 
Ziff.  2  und  3)  auf  25  Prozent  des  Nominalbetrages  der  Aktie  herabgesetzt 
haben ,  werden  hierdurch  nicht  berührt. 

Artikel  225.  Die  für  den  Aufsichtsrath  einer  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  in  den  Artikeln  191  und  192  gegebenen  Bestimmungen  finden 
auch  auf  den  Aufsichtsrath  einer  Aktiengesellschaft  Anwendung. 

Artikel  225a.  Der  Aufsichtsrath  überwacht  die  Geschäftsführung  der 
Gesellschaft  in  allen  Zweigen  der  Verwaltung;  er  kann  sich  von  dem  Gange  der 
Angelegenheiten  der  Gesellschaft  unterrichten,  die  Bücher  und  Schriften  derselben 
jederzeit  einsehen  und  den  Bestand  der  Gesellschaftskasse  untersuchen. 

Er  hat  die  Jahresrechnungen,  die  Bilanzen  und  die  Vorschläge  zur 
Gewinnvertheilung  zu  prüfen  und  darüber  alljährlich  der  Generalversammlung 
der  Aktionaire  Bericht  zu  erstalten. 

Er  hat  eine  Generalversammlung  zu  berufen .  wenn  dies  im  Interesse 
der  Gesellschaft  erforderlich  ist. 

Artikel  225  b.  Die  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes  sind  persönlich  und 
solidarisch  zum  Schadenersatz  verpflichtet,  wenn  mit  ihrem  Wissen  und  ohne 
ihr  Einschreilen: 

1)  Einlagen  an  die  Aktionaire  zurückgezahlt,  oder,  der  Bestimmung  des 
Artikels  215  Absatz  3  cntsegcn .  eigene  Aklien  der  Gesellschaft  er- 
worben  oder  amortisirt  worden  sind; 

2)  Zinsen  oder  Dividenden  gezahlt  sind,  welche  nach  Maassgabe  der  Be- 
stimmungen  des   Art'kels  217   nicht  gezahlt  werden   durften; 

3)  die  Vertheilung  des  Gesellschaftsvermögens  oder  eine  theiUvcise  Zurück- 
zahlung oder  eine  Herabsetzung  des  Grundkapitals  ohne  Beobachlunjr 
der  gesetzlichen   Bestimmungen  (Art.   245    und   248)   crf»>lgt  ist. 
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Artikel  239.  Der  Voisluinl  ist  verpHichfet ,  Sor^e  zu  tragen,  das« 
die  erforderlichen  ßiiclier  der  Geseilscharf  geführt  werden.  Er  moss  den 
Aktionairen  spätestens  in  den  ersten  sechs  Monaten  jedes  (ieschaftsjahre» 
eine  Bilanz,  des  verflossenen  (ieschartsjahres  vorlegen  und  solche  innerhalb 
dieser  Frist  in  der  Form  und  in  den  ötrentliehen  Blättern ,  »eiche  Tür  die 
Bekanntmachungen  der  (Jesellschaft  in  dem  Geäelischnflsvertrage  bestimmt 
nind,    verolTentlichen. 

Zur  Entlastung  des  Vorstandes  bei  Leguutr  der  Hccliniing  können  Per- 
sonen nicht  bestellt  werden,  welclu-  auf  irgend  eine  Weise  an  der  fieschafls- 
führung   Theil    nehmen. 

Dieses  Verbot  bezieht  sich  nicht  aul  die  Fersonen ,  Melchen  die  Auf- 
sicht über  die   Geschäftsführung   zusteht. 

Artikel  239  o.  Für  die  .Aufstellung  der  Bilanz  sind  folgende  Vor- 
schriften  maassgebend : 

1)  kurshabende  Papiere  dürfen  höchstens  /.n  dem  Knrswerthe ,  welchen 
dieselben    zur  Zeit  der  Bilanzaufstellung   haben,  angesetzt  werden: 

2)  die  Kosten  der  Organisation  und  Verwaltung  dürfen  nicht  unter  die 
Aktiva  aufgeführt  werden,  müssen  vielmehr  ihrem  vollen  Betrage  nach 
in   der  Jahresrechnung^  als  Ausgabe  erscheinen; 

3)  der  Befrag  des  Grundkapitals  und  des  etwa  im  Gesellschaftsvertrage 
vorgeschriebenen  Reserve-  oder  Erneuerungsfonds  ist  unter  die  Passiva 
aufzunehmen; 

4)  der  aus  der  Vergleichung  sämmtlicher  Aktiva  und  sämmtiicher  Passiva 
sich  ergebende  Gewinn  oder  Verlust  muss  am  Schlüsse  der  Bilanz  be- 
sonders angegeben  werden. 

Artikel  240.  Ergiebt  sich  aus  der  letzten  Bilanz,  dastr  sich  das  Grund- 
kapital um  die  Hälfte  vermindert  hat ,  so  muss  der  Vorstand  unverzüglich 
eine  Generalversammlung  berufen  und  dieser  davon  Anzeige  machen. 

Ergiebt  sich,  dass  das  Vermögen  der  Gesellschaft  nicht  mehr  die  Schulden 
deckt,  so  muss  der  Vorstand  hiervon  dem  Gericht  Behufs  der  Eröffnung  des 
Konkurses   Anzeige   machen. 

Artikel  242.     Die  Aktiengesellschaft  wird  aufgelöst: 

1)  durch   Ablauf  der  im   Gesellschaftsvertrage  bestimmten   Zeit; 

2)  durch  einen  notariellen  oder  gerichtlich  beurkundeten  Beschluss  der 
Aktionaire; 

3)  durch  Eröffnung  des   Konkurses. 

Wenn  die  Auflösung  einer  Aktiengesellschaft  aus  anderen  Gründen  er- 
folgt, so  finden   die  Bestimmungen   dieses  Abschnitts   ebenfalls   Anwendung. 

Artikel  247.  Bei  der  Auflösung  einer  Aktiengesellschaft  durch  Vereini- 
gung derselben  mit  einer  anderen  Aktiengesellschaft  fArt.  215)  kommen 
folgende  Bestimmungen  zur  Anwendung: 

1)  Das  VeTmögen  der  aufzulösenden  Gesellschaft  ist  so  lange  getrennt  zu  ver- 
walten, bis  die  Befriedigung  oder  Sicherstellung  ihrer  Gläubiger  erfolgt  ist. 

2)  Der  bisherige  Gerichtsstand  der  Gesellschaft  bleibt  für  die  Dauer  der 
getrennten  Vermögensverwaltung  bestehen  :  Hagegen  wird  die  Verwaltung 
von  der  anderen  Gesellschaft  gefülirt. 

3)  Der  Vorstand  der  letzteren  Gesellschaft  ist  den  Gläubigern  für  die  Aus- 
führung der  getrennten  Verwaltung  persönlich  und  solidarisch  verant- 
wortlich. 
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4)  Die  Auflösung  der  Gesellschaft  ist  zur  Eintragung  in  das  Handels- 
register bei  Ordnungsstrafe  anzumelden. 

5)  Die  öttentliche  Aufforderung  der  Gläubiger  der  aufgelösten  Gesellschaft 
(Art.  243)  kann  unterlassen  oder  auf  einen  späteren  Zeilpunkt  ver- 
schoben werden.  Jedoch  ist  die  Vereinigung  der  Vermögen  der  beiden 
Gesellschaften  erst  in  dem  Zeitpunkte  zulässig,  in  welchem  eine  Ver- 
theilung  des  Vermögens  einer  aufgelösten  Aktiengesellschaft  unter  die 
Aktionaire  erfolgen  darf  (Art.  245). 

Artikel  248.  Eine  theilweise  Zurückzahlung  des  Grundkapitals  an 
die  Aktionaire  oder  eine  Herabsetzung  desselben,  kann  nur  aufßeschluss  der 
Generalversammlung  erfolgen. 

Die  Zurückzahlung  oder  Herabsetzung  kann  uur  unter  Beobachtung  der- 
selben Bestimmungen  erfolgen,  welche  für  die  Vertheilung  des  Gesellschaffs- 
vermögens im  Falle  der  Auflösung  maassgebend  sind  (Art.  243.  245). 

Die  Mitglieder  des  Vorstandes,  welche  dieser  Vorschrift  entgegen  handeln, 
sind  den  Gläubigern   der  Gesellschaft   persönlich  und  solidarisch  verhaftet. 

Artikel  249.  Die  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes  und  des  Vorstandes 
werden  mit  Gefängniss  bis  zu  drei  Monaten  bestraft: 

1)  wenn  sie  vorsätzlich  Behufs  der  Eintragung  des  Gesellschaftsvertrages 
in  das  Handelsregister  falsche  Angaben  über  die  Zeichnung  oder  Ein- 
zahlung des  Grundkapitals   machen : 

2)  wenn  durch  ihre  Schuld  länger  als  drei  Monate  die  Gesellschaft  ohne 
Aufsichtsrath  geblieben  ist,  oder  in  dem  letzteren  die  zur  Beschluss- 
fähigkeit erforderliche  Zahl  von  Mitgliedern  gefehlt  hat; 

3)  wenn  sie  in  ihren  Darstellungen,  in  ihren  üebersichten  über  den  Ver- 
mögensstand der  Gesellschaft  oder  in  den  in  der  Generalversammlung 
gehaltenen  Vorträgen  wissentlich  den  Stand  der  Verhältnisse  der  Gesell- 
schaft unwahr  darstellen   oder  verschleiern. 

W^ird  in  den  Fällen  zu  2  und  3  festgestellt,  dass  mildernde  Umstände 
vorhanden   sind,  so  ist  auf  Geldstrafe  bis  zu  Eintausend  Thalern   zu  erkennen. 

Artikel  249a.  Die  Mitglieder  des  Vorstandes  werden  mit  Gefängnisss 
bis  zu  drei  3Ionaten  bestraft:  wenn  sie  der  Vorsclirift  des  Artikels  240  zu- 
wider dem  Gericht  die  Anzeige  zu  machen  unterlassen,  dass  da.*;  Vermögen 
der  Gesellschaft  nicht   mehr   die  Schulden   deckt. 

Die  Strafe  tritt  nicht  ein,  wenn  von  ihnen  nachgewiesen  wird,  dass  die 
Anzeige  ohne  ihr  Verschulden   unterblieben  ist. 

§.  2.  Die  Landesgesetze,  welche  zur  Errichtung  von  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  oder  Aktiengesellschaften  die  staatliche  Genehmigung 
vorschreiben  oder  eine  staatliche  Beaufsichtigung  dieser  Gesellschaft  anordnen, 
werden  aufgehoben. 

Auch  treten  für  die  bereits  bestehenden  Kommauditgesellschaflcn  auf 
Aktien  und  Aktiengesellschaften  diejenigen  Bestimmungen  der  Gesellschalts- 
verträge ausser  Kraft,  welche  die  staatliche  Genehmigung  und  Beaufsichtigung 
betreffen. 

§.  3.  Die  landesgesetzlichen  Vorschriften,  nach  welchen  der  Gegen- 
stand des  Unternehmens  der  staatlichen  Genehmigung  bedarf,  und  das  Unter- 
nehmen der  staatlichen  Beaufsichtigung  unterliegt ,  werden  durch  den  §.  2 
nicht  berührt.    Dasselbe  gilt  für  die  bereits  bestehenden  Kommanditgesellschaften 
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auf  Aktien  und  Aktiengesellsciiarten  vun  dunjenigen  Bestimmungen  der  Gesell- 
scharisvertröge,  welche  sich  auf  die  stauliiche  Genehniigiintr  und  Beaufsichti- 
gung wegen  des  Gegenstandes  des  Lnternelimens  bc/.ielieu  oder  in  Ver- 
bindung  mit  besonderen   der  Gesellschaft    bcwilliuten    Privilegien   stehen. 

§.  4.  Fiir  diejenigen  bereits  bestehenden  Koniniunditgeseilsciiaflen  aul 
Aktien  und  Akliengesellschaften ,  v\ eiche  nach  den  biNJicrigen  Vorschriften 
in  ('as  Handelsregister  nicht  einzutragen  waren,  gellen  folgende  UebergangS' 
bestimmungcn : 

1)  Auf  die  bezeichneten  Gesellschaften  finden  die  Vorschriften  des  All- 
gemeinen Deutschen  Handelsgesetzbuches,  welche  die  Kintragung  in 
das  Handelsregister  und  die  bei  dem  Handelsgericiil  zu  bewirkende 
Zeichnung  der  Firmen  und  Unterschriften  oder  die  Einreichung  der 
Zeichnungen  betreifen;  gleichfalls  Anwendung. 

Die  Anmeldungen  zur  Eintragung  in  das  Handelsregister  und  die 
Zeichnung  der  Firmen  und  Unterschriften  oder  die  Einreichung  der 
Zeichnungen  sind  binnen  drei  Monaten,  von  dem  Tage  an  gerechnet, 
an  welchem  dieses  Gesetz  in  Geltung  tritt,  zu  bewirken.  Aach  Ab- 
lauf dieser  Frist  sind  die  Betheiligten  zur  Befolgung  der  betreffenden 
Vorschriften  durch  Ordnungsstrafen  anzuhalten. 

2)  Ist  die  Anmeldung  einer  Gesellschaft  zur  Eintragung  in  das  Handels- 
register binnen  der  dreimonatlichen  Frist  bewirkt,  so  bleibt  die  Anwen- 
dung der  Bestimmungen  der  Artikel  17.  18.  20.  21  Absatz  2.  168 
des  Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuches  ausgeschlossen. 

3)  Eine  gültig  errichtete  Gesellschaft  ist  in  das  Handelsregister  einzutragen, 
auch  wenn  die  Voraussetzungen  nicht  vorhanden  sind ,  welche  nach 
diesem  Gesetze  für  die  Errichtung  der  Gesellschaft  erforderlich  sein 
würden. 

4)  Sind  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  einer  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien,  oder  ist  der  Vorstand  einer  Aktiengesellschaft  in  der  Befug- 
niss,  die  Gesellschaft  zu  vertreten,  beschränkt,  so  finden  die  Bestim- 
mungen des  Artikels  116  und  des  Artikels  231  des  Allgemeinen  Deut- 
schen Handelsgesetzbuches  bis  zum  Ablauf  von  drei  iMonaten,  von  dem 
Tag  an  gerechnet,  an  welchem  dieses  Gesetz  in  Geltung  tritt,  keine 
Anwendung.  Auch  bleibt  die  Anwendung  dieser  Vorschriften  noch 
während  eines  Zeitraumes  von  fünf  Jahren,  von  jenem  Tage  an  ge- 
rechnet,  ausgeschlossen,    wenn    die  Beschränkung  innerhalb  der  unter 

'Ziffer  1  bezeichneten  dreimonatlichen  Frist  zur  Eintragung  in  das 
Handelsregister  angemeldet  ist. 

§.  5.  Die  Bestimmungen  des  Artikels  199  des  Allgemeinen  Deutschen 
Handelsgesetzbuches  nach  der  durch  dieses  Gesetz  festgesetzten  neuen  Fassung 
finden  auch  auf  diejenigen  zur  Zeit  der  Geltung  des  Artikels  199  in  der 
früheren  Fassung  errichteten  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  Anwendung, 
bei  welchen  iii  dem  Gesellschaftsvertrage  oder  in  einem  denselben  abändernden 
Vertrage  bestimmt  ist,  dass  das  Austreten  eines  oder  mehrerer  persönlich 
haftender  Gesellschafter  die  Auflösung  der  Gesellschaft  nicht  zur  Folge  habe. 


Litteratur. 


Die  soziale  und  volkswirthschaftlictie  Ge«et£g;ebanj;  de« 
Alten  Testamentes  unter  Berüclisichti^uns  moderner 
Anschauuns^en  dargestellt  von  Frana^  fii^bcrhard  HUbel, 

Pfarrer   zu    Essiiigen,    Königr.  TVürlemberg.     Wiesbaden,    Julius  Niedner,    Ver- 
lagsliucliiiandlung,  1870.     lüO  SS. 

Wenige  Völker  des  Alterthunis,  vollends  des  Orientes,  gestatten  eine 
so  klare  und  vollständige  Einsicht  in  die  socialen  und  volkswirthschaftlichen 
Normen  und  Zustände  wie  die  Israeliten.  Daher  ist  es  immerhin  dankens- 
vverth,  wenn  dieselben  uns  in  engem  Rahmen  gründlich  und  treu  vorgeführt 
werden  ,  mit  Benutzung  aller  wissenschaftlichen  Mittel  der  Gegenwart,  Das 
vorliegende  Büchlein  erfüllt  diese  Aufgabe  nur  in  geringem  Maasse.  Es  lehnt 
sich  an  die  Arbeiten  jüdischer  Apologeten  und  Archäologen  sehr  enge  an. 
ohne  Selbständigkeit  und  unter  Beigabe  von  Raisonnement,  das  wir  gern 
entbehren.  Seine  Grundfehler  bestehen  in  der  Tendenz,  einen  Panegyricus  des 
Volkes  Israel  schreiben  zu  wollen,  und  in  dem  nur  zu  häufigen  Schlüsse 
von  den  gesetzlichen  Normen  auf  die  f5«ctischen  Zustände,  ein  Fehlschluss, 
der  natürlich  die  Darstellung  aufs  Stärkste  trübt.  Und  gleichwohl  muss  er 
die  bedeutende  Kluft  zwischen  Normen  und  Zuständen  oft  eingestehen ,  auf 
Grund  der  ausdrückliclisien  Zeugnisse  der  Urkunden.  Das  erzeugt  denn  sehr 
störende  Widersprüche  und  wir  erhalten  weder  von  den  Normen  noch  von 
den  thatsächlichen  Zuständen  ein  klares  Bild.  Dass  das  Büchlein  dessen  un- 
geachtet viel  Interessantes  bietet,  liegt  mit!. in  nicht  am  Verfasser,  sondern  an 
seinem  Gegenstande. 

Er  beginnt  damit,  »Die  staatliche  und  sociale  Gestaltung  des  Volkes 
Israel"  darzustellen:  die  nationale  Gesammtheit  habe  auf  der  natürlichen  Basii 
der  Abstammung  beruht,  aber  nach  der  Anschauung  des  Gesetzes  lediglich 
j^auf  der  souveränen  That  des  höchsten  Gottes".  Inwiefern  sich  dadurch 
Israel  von  andern  Völkern  unterscheide,  welche  sich  auch  als  Eigenihum  eines 
Gottes  bezeichnen,  ist  nicht  dargelegt.  Und  jene  Gleichartigkeit  des  nationalen 
Gefüges  ist  so  weni-r  Ergcbiiiss  genauer  Forschung,  dass  die  letztere  vielmehr 
längst  das  Gegentheil  conslatirt  hat.  auf  Grund  der  hebräischen  Urkunden 
selbst.  Denn  die  «Fremdlinge"  als  einen  verschwindenden  Bruchtheil  des 
Volkes  anzuseilen,  dafür  fehlt  jede  Basis  und  die  Geschichte  des  salomoni- 
schen   Tempelbaues ,    den    die    zum  Frolindienst   gezwungenen   kanaauitischen 
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Insassen  Cdeuii  dies  sind  die  nFremdliiij^e-j  fast  uu.->scliliesslicli  ausführten, 
spricht  für  ein  wesentlich  anderes  Verhüitniss.  Dafts  das  Volk  sich  als  einen 
j^ej^^Iicderten  Organismus  betrachtet  und  in  Stämme,  Geschlechter  und  Familien 
eingelheilt  habe,  wird  denen  als  .Muster  V()r(J:eliaIten ,  welche  im  Slanle  nur 
«ein  Confrlomeral  vun  Atomen"  oder  einen  blossen  Vertra«?  erbliekeii.  Hat 
denn  aber  die  lel/.terc  Ansicht  jemals  in  Gesetzen  ofTentliche  Anerkennung; 
gefunden?  Und  besteht  nicht  jedes  Volk  aus  „Familien«?  Andrerseits  ist 
es  mit  jener  Selbstanschauung  Israels  nicht  gar  zum  Besten  bestellt,  da  die 
Gliederung  in  einzelne  Stämme  auf  das  wirkliche  Staatsleben  weit  weniger 
Einfluss  geübt  hat  als  die  Theilung  in  verschiedene  Stammesgruppen,  in 
welchen  die  einzelnen  Stämme  bald  untergingen.  Und  die  Behauptung,  dass 
man  als  letzte  Einheit  die  Familie  betrachtet  habe,  pa.sst  viel  eher  auf  die 
arabischen  Stämme,  die  nach  „Zelten"  zählen.  Wo  aber  in  Israel  Zählungen 
vorkommen  (z.  B.  4  Mose  1  bis  4),  da  werden  die  waüenfähigen  Individuen 
gezählt,  nicht  die  Familien,  so  dass  grade  hier  nach  des  Verfassers  Ausdrucke 
ein  nConglomerat  von  Atomen"  zu  Tage  tritt.  Merkwürdig  ist  diese  Zählungsart 
grade  durch  ihre  Abweichung  von  semitischem  Brauche  und  Annäherung  an 
die  arische  Auffassung  des  Volkes  als  einer  freien  Gaugenossenschaft.  — 
Dass  von  eigentlichen,  gesetzlich  fixirten  Slandesunterschieden  nicht  die 
Rede  war,  darin  hat  der  Verf.  zum  Theil  Recht.  Aber  sein  Ausruf:  „Kein 
Adel,  keine  Hierarchie,  keine  erniedrigten  Parias,  also  keine  socialen  Privilegien 
überhaupt:  Das  ist  der  glückliche  Zustand  dieses  Volkes"!  (S.  24)  ignorirt 
die  Klagen  der  Propheten  über  die  habsüchtige  Gewaltthätigkeit  der  Reichen 
und  Grossen  des  Volkes.  Es  bildete  sich  sehr  frühe  eine  Vermögensaristokratie, 
die  ärgeren  Unfug  trieb  als  irgend  ein  privilegirler  Adel.  Und  dass  Levi 
weder  als  Kaste  noch  als  Stand  zu  betrachten  sei,  ist  erst  durch  neuere 
Forschungen  klargestellt,  von  denen  der  Autor  jedoch  nichts  weiss.  —  Im 
aweiten  Kapital  ist  gut  durchgeführt,  dass  Grund  und  Boden  das  Gesamml- 
eigenthum  des  Volkes  blieb,  unbeschadet  der  Theilung  in  Stammes-  und  Familien- 
besitz. Den  letzteren  ungeschmälert  zu  erhalten,  dafür  sollte  das  bekannte 
Gesetz  vom  Jobeljahre  sorgen.  Aber  einerseits  haben  wir  keine  Spur,  dass 
dieses  Gesetz,  nach  welchem  aller  Grundbesitz  nach  50  Jahren  zur  Familie 
zurückkehren  sollte,  vor  dem  Exile  jemals  in  Kraft  gewesen  und  ausgeführt 
worden  sei;  andrerseits  wird  grade  über  Latifundien  schwer  geklagt.  Ueber- 
dies  gesteht  der  Verf.  ein,  dass  das  Gesetz  nichts  darüber  stimme,  wenn  die 
Familie  sich  nach  und  nach  in  mehrere  gliedere  und  demgeniäss  eine  fort- 
gehende Parcellirung  eintreten  müsse,  mit  demselben  aber  ländliches  Prole- 
tariat. Die  Mittel  des  Erwerbs  waren  beschränkt:  einen  lebhaften  Handel 
gab  es  nicht,  ebensowenig  eine  eigentliche  Industrie.  Ueber  das  Handwerk 
schweigt  er  völlig  und  hat  hier  eine  empfindliche  Lücke.  Fast  lächerlich 
klingt  es,  wenn  er  rühmt,  in  Israel  habe  nicht  die  Geld-,  sondern  die  Feld- 
wirthschaft  doiiiinirt,  gleich  als  wenn  darin  ein  bewusstes  Urtheil  des  A.  T. 
zu  erblicken  sei,  während  dies  nur  von  den  stark  elementaren  Zuständen 
zeugt,  die  das  Gesetz  im  Auge  hat.  Ein  dürftiges  Erwerbsmittel  blieb  das 
Vermiethen  der  eignen  Arbeit.  Sehr  gerühmt  wird  im  dritten  Kapitel,  dass 
„bei  einer  gewissenhaften  Handhabung  der  Gesetze"  (S.  57)  ein  starker 
Gegensatz  von  Arm  und  Reich  sich  nicht  bilden  konnte,  was  freilich  von 
vielen  Gesetzen  gesagt  werden  kann.     Wichtig  dagegen  ist,  dass  das  Gesetz 
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ttof  das  Wohl  der  Armen  vielfach  Rücksicht  nimmt  und  dass  es  die  rücksichts* 
lose  Ausnutzung  desselben  im  Privatinteresse  lebhaft  verurlheill.  Auch  über 
die  »Arbeit  und  die  Arbeiter"  ist  manches  Treffende  bemerkt.  Zwar  deute 
die  Sabbathsidee  darauf  hin,  dass  das  wahre  Leben  nicht  in  der  Arbeit,  son- 
dern in  der  Ruhe  bestehe,  indess  will  der  Verf.,  trotzdem  er  die  Autorität 
des  Schriftwortes  sehr  hoch  hält,  „für  die  jetzige  Weltperiode"  die  fleissige 
Arbeit  als  gebotene  Pflicht  und  Gottes  Willen  ansehen.  —  Im  fünften  Kapitel 
bespricht  er  ndie  Abgaben  und  den  öffentlichen  Dienst",  Der  letzlere  sei 
ein  Ehrendienst  gewesen,  ohne  Bezahlung,  worüber  wir  aber  nichts  wissen, 
nur  so  viel ,  dass  die  »Richter"  per  fas  vel  nefas  nicht  zu  kurz  kamen. 
Das  Heerwesen  habe  keine  öffentlichen  Abgaben  erfordert,  da  im  Kriege  ein 
allgemeines  Aufgebot  stattfand,  und  im  Frieden  kein  Heer  gehalten  wurde 
(was  schon  seit  David  nicht  richtig  ist).  Dass  er  mit  seinem  Worte  »der 
Krieg  nährt  sich  selber"  die  schlimmste  Art  der  Kriegführung  empfehle,  wie 
sie  im  dreissigjährigen  Kriege  herrschte,  ahnt  der  gute  Mann  nicht.  Ebenso- 
wenig gab  es  ein  Budget  für  öffentlichen  Unterricht,  da  die  Väter  und  die 
Friesler  den  nöthigen  Unterricht  besorgen  —  sollten :  ob  darin  ein  Zeichen 
hoher  Cultur  liege,  bleibe  dahingestellt>  Bei  den  »öffentlichen  Arbeiten"  er- 
wähnt er  nur  die  Herstellung  der  Stiftshülte  aus  freiwilligen  Abgaben;  über 
den  umfangreichen  Frohndienst  zu  den  grossen  Bauten  Salonio's,  bei  denen 
sogar  der  Unterhalt  der  Fröhner  den  Familien  derselben  überlassen  blieb,  sagt 
er  kein  Wort.  Und  sehr  naiv  ist  es,  die  Abgabe  des  Zehnten  an  die  Leviten 
(also  eine  Einkommensteuer  von  10  Procent)  als  eine  gar  leichte  Last  hin- 
zustellen, da  ja  von  strenger  Controle  nichts  berichtet  werde.  Wir  wissen 
sogar  nichts  über  die  Durchführung  dieses  Gesetzes  überhaupt  und  sehen 
darin  mit  viel  grösserer  Wahrscheinlichkeit  nur  einen  frommen  Wunsch,  zu- 
mal das  5.  B.  31ose  die  Leviten  zu  den  Armen  zählt,  deren  man  beim  An- 
richten von  Festmählern  doch  nicht  vergessen  solle. 

Was  endlich  »die  Berücksichtigung  moderner  Anschauungen"  betrilR, 
wie  sie  der  Titel  verheisst,  so  bezieht  sich  dies  nur  auf  Vorstellungen,  wie 
sie  heute  eben  in  der  Masse  verbreitet  sind,  keineswegs  aber  auf  die  wissen- 
schaftliche Nationalökonomie.  Denn  es  ist  nicht  richtig,  dass  dieselbe  die 
Erzeugung  und  den  selbstischen  Gebrauch  möglichst  grosser  Privatvermögen 
als  das  Ideal  hinstelle.  Sie.  weiss  sehr  wohl,  dass  der  Einzelne  nur  in  der 
Gesammtheit  prosperiren  könne,  wenn  er  von  dieser  geschützt  Mird,  und 
dass  er  für  diesen  Schulz  auch  zahlen  müsse,  dass  überhaupt  die  Wohlfahrt 
der  Gemeinde  und  des  Staates  zu  fordern  nicht  nur  PHichl,  sondern  wohl- 
verstandenes Interesse  des  Einzelnen   sei.  Dr.  D. 


VI. 
.%U|;iist  ]»Ioit9;en,  Dr.  phil  ,  könisit.  Rpgricrnnsrs'ath,  Der  Boden  und 
die  landwirth^ehaftlichen  VerhiiltniKi«ie  Ach  preussischen 
Staates  nach  dem  Gebietsuinfanare  vor  iHfiß.  Im  Auftrage 
des  51  i  n  i  s  I  e  r  s  der  F  i  n  a  n  z  ♦»  ii  und  des  51  i  n  i  9 1  e  r  s  für  die  I  a  n  d  iv  i  r  l  li  - 
schafliiclicn  Angelegenheiten  unter  Benulziinp  der  ainliiolien 
Quellen  dargestellt.  2  Bände  und  (bis  jetzt)  1  Band  .\nlagen.  Berlin 
(Wiegandt  A^^  H.mpel)  IS^/e^.     4. 

Das    sich    auf  die    ganze  Ausdehnung  der    preussischen   Monarchie   nach 
ihrem  Bestände    vor   den  Erwerbungen    des  Jahres   186G    erstreckcude    neue 
XV.  17 
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Gruiulsteucrveroiilutj^ungkVM'rk  ,  n«  elclien  die  (iruiidla/^e  für  die  BeerhttituuK 
einer  uinrussenden  Stali:itik  der  agrurisihen  Zubtüiide  durbot,  hat  deu  Aulusb 
zu  dem  vorliegenden  Werke  t^e^vbcu.  Der  Plan  tu  demselben  wurde  vou 
einer  aus  dem  Unterbtuitlssecretar  Hitler,  den  (ieli.  Obcrreifieruiif^srälheu 
VVehrniunn  und  Kugel  bestellenden  Cumnii.ssion  entworfen,  die  spezielle 
Kelbststiindigp  üearbeitung  dem  Hegierungsriitbe  Dr.  Meilzen  uberlrniren. 
Wie  sich  die  Slitalsregierung  durch  (iie  Merausirabc  dieser  au!>t'ulirlichen  Uar- 
slellnng  der  Inndwirthschartlichcn  Statistik  Preussens  für  die  Forderung  der 
Landeskunde  und  der  Statistik  ein  iiohes  Verdienst  erworben  hat,  so  gebührt 
dem  Verfasser  die  Anerkennung,  die  schwierige  Aufgabe  durch  eine  pracise, 
sachkundige  Bearbeitung  des  ausserordentlich  umfangreichen  Stolfes  in  vor- 
züglicher Weise  gelöst  zu  haben.  Derselbe  iiat  nicht  bl((S  eine  Schilderung 
der  heutigen  Zustände  mit  steler  Anlehnung  an  die  gesetzgeberischen  P>e- 
stimmungen,  welche  darauf  Kinfluss  üben,  gegeben,  sondern,  soweit  dies 
möglich  und  geboten  war,  den  historischen  Enlw  ickelungsgang  verfolgt  und 
somit  ein  cultnrgeschicbtiiches  Bild  der  preussischen  Agrarverhältnisse  vor- 
geführt. 

Die  Darstellung  zerfällt  in  vier  ^Hauptabschnitte ,  deren  erster  die  all- 
gemeine Beschreibung  des  Staatsgebietes  nmfasst.  Beginnend  mit  einem  .Ab- 
riss  von  der  statistischen  Enlwickelung  im  preussischen  Staate  mit  ihren 
Anfängen  unter  dem  grossen  Kurfürsten,  seinem  Sohne  und  Enkel,  mit  fer- 
nerer Berücksichtigung  der  Wirksamkeit  Krug's.  Stein's,  Hoffmann 's 
und  der  Errichtung  des  statistischen  Bureaus  und  dessen  ßetheiligung  an 
der  Statistik  und  der  landwirlhschaftlichen  Statistik  insbesondere  ein- 
schliesslich der  Triangulationen ,  der  Generalstabskarten ,  giebt  der  Ver- 
fasser eine  detaillirte  Ausführung  des  Grund-  und  Gebäudesteuerveran- 
lagungsvverkes ,  als  desjenigen  Momentes,  welches  für  die  Erforschung  der 
agrarischen  Statistik  die  wichtigste  und  bedeutsamste  Basis  abgiebt.  Hier- 
nach folgen,  um  dem  Werke  eine  möglichste  Abrundung  zu  geben,  eine 
Reihe  allgemeinerer  und  ergänzender  statistischer  Mittheilungen,  so  über 
das  Staatsterritorium  und  seine  Eintheilung,  über  die  Gestaltung  der  Ober- 
fläche, der  Ebenen,  Höhen,  Gewässer,  über  das  Klima,  über  das  .auftreten 
der  Gesteine  und  ihre  Beziohung  zur  Bildung  des  Culturbodens  und  über 
die  Bevölkerungsverhältnisse.  Selbstverständlich  sind  alle  diese  Momente, 
wo  sich  speciellere  landwirthschaftliche  Gesichtspimkte  flarhote»,  vorwiegend 
nach  diesen  dargestellt  worden. 

Mit  dem  zweiten  Hauptstücke  fuhrt  uns  der  Verfasser  nun  in  die  speciell 
agrarischen  Gebiete  ein  und  zwar  giebt  er  uns  in  diesem  eine  ganz  vor- 
zügliche Schilderung  der  Agrarverfassung  des  Landes.  Hierdurch  erhalten 
wir  nicht  nur  Kenntniss  von  den  Acten  der  Staatsgesetzgebung,  welche  die 
rechtlichen  Gestallungen  des  Grundeigenthums  bedingen,  sondern  erfahren 
gleichzeitig  die  Ouellen ,  aus  welchen  die  agrarstalistischen  Thaisachen  zu 
schöpfen  sind.  Wie  für  das  richtige  Verständniss  alier  statistischen  That- 
sachen  eine  genaue  Schilderung  der  Ouellen  eine  unerlässliche  Vorbedingung 
ist,  so  muss  auch  auf  die  freilich  mühsame  und  schwierige  Bearbeitung  der 
Agrarstatistik  ein  Hauptgewicht  gelegt  werden.  Schon  auf  dem  berliner 
internationalen  Congresse  wurde  von  dem  Herrn  Herausgeber  dieser  Jahr- 
bücher   die    unabweisbare  Nothwendigkeit    der    Erforschung    der    agrarischen 
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Rechtszustände  der  einzelnen  Völker  und  Staaten  unter  anfänglichem  leb- 
halten  Widerspruche,  aber  mit  Erfolg  nachgewiesen.  Die  3!  ei  tz  e  n '  sehe 
ßearbeituuff  giebt  einen  Beleff  für  die  ausserordentliche  Wichtigkeit  von  der 
Kenntniss  dieser  Verhältnisse.  Wir  finden  hier  —  soweit  uns  bekannt  — 
zum  ersten  Male  eine  voilsländige  Uebersicht  über  die  verschiedenen  agra- 
rischen Rechlsnormen  auf  den  einzelnen  Gebielslheilen  eines  grossen 
Staates,  welche  uns  die  lehrreichsten  Aufschlüsse  zur  Bciirlheilung  der  land- 
w'irthschafllichen  Verhällnisse  geuähren.  Der  Ab.schii.tl  über  die  Ayrar- 
verl'assung  erstreckt  siih  auf  foljiende  3lomente.  Zunächst  schildert  der  Vi-r- 
fasser,  und  zwar  stets  unter  Bei  ücksichtigüng  des  historischen  Pmcesse.«, 
die  Flnreinlhiilung  und  die  gutsherrliih- bäuerlichen  Verhältnisse.  Die  ver- 
schiedenen Sy^leme  der  Besiedelung  und  Flureiutiieilung  sind  durch  Zeich- 
nungen zum  besseren  Ver^tändniss  gebracht;  die  Dar>tellung  der  grundherr- 
lichen Verhällnisse  giebt,  gesouiieit  nach  den  einzelnen  Landestheilen ,  ein 
präcise  gezeichnetes  Stück  deutscher  Beclilsgeschichle.  In  dem  daran  sich 
schliessenden  Abschnitte  über  die  Gemeiniieitstheilungen ,  Zus^immenlegungen 
und  Ablösungen  wird  in  erster  Linie  ein  ßiUl  von  der  grossen  Landescultur- 
gesetzgebungsepoche  entworfen,  welche  mit  den  Besserungsplänen  des  grossen 
Friedrich  anhebt  und  in  dem  Edict  vom  9.  Oclober  1807,  welches  bekannt- 
lich seit  dem  Mariinitage  1810  nur  noch  freie  Leute  anerkennen  wollte,  und 
vom  14.  September  1811,  die  Beförderung  der  Landescultiir  und  die  He- 
gnlirung  der  guisherrlichen  und  bäuerlichen  Verhällnisse  betr.,  ihren  Höhe- 
punkt erreieht.  Sodann  wird  eine  unisländliche  Schilderung  des  Aiiscin- 
anderselzungsverfahrens,  der  Gemeinheilstheilungen  und  der  Beallastenabiösung 
gegeben.  Ein  weiterer  Abschnitt  handelt  von  d<m  Landesmelioralionswcsen, 
seiner  Geschichte,  seiner  Geset/.gebuuir  und  seinen  Erfolget.  Ans  den  letz- 
teren entnehmen  wir  die  Zahl  der  j^lelioralionsverbände,  der  Fläche,  auf 
welche  sich  die  Meliorationen  beziehen,  dus  Baucapilal,  die  Art  seiner  Be- 
schallung und  die  bewirkte  Amortisation.  Hieran  reiht  sich  die  Dismem- 
bralionsgesetzgebiing  und  die   Darstellung  der  ausgeführten  Zerschlagungen. 

Zu  den  wichtigslen  Abschnilten  des  ganzen  Werkes  rechnen  wir  den 
foluenden  :  den  von  der  Verlheilung  des  Grundeigenihums,  und  zwar  ist  die 
Vertheilnng  desselben  sowohl  nach  den  Hauptbesilzkategorieen ,  wie  nach 
den  Besitzern ,  dem  Umfange  und  Werthe  der  Besitzungen  in  Betracht  ge- 
zogen. Die  Grundlage  zu  dieser  Untersucbnng  geben  die  Flurbücher  und 
Alutlerrollen ,  welehe  zum  Zwecke  der  Gruiidsteuerveranlagun<f  zusammen- 
gestellt worden  sind,  ^ach  ilcr  orsteren  Dichtung  hin  enthält  das  Werk 
eine  Darstellung  der  Besilzungcn  der  Krone,  des  Staates,  der  Communen, 
der  Kirchen,  der  höheren  und  niederen  Lehranstalten,  der  milden  Stiftungen, 
der  Lehns-  und  Fideicommissgüler ,  wie  endlich  in  besonderer  Ausführung 
der  Privatbesitzungen.  Die  Ermittelung  der  Besitzer  erslreckl  sich  auf  die, 
welche  nur  Häuser-,  wie  auf  solche,  welche  neben  den  Häusern  noch  Grund- 
besitz haben.  Unter  den  zum  Gemeindeverbande  gehörigen  Angesessenen 
sind  die  Forensen  besonders  ermittelt  worden.  So  wichtig  es  immerhin  ist, 
die  Anzahl  der  Forensen  in  den  einzelnen  Bezirken  zu  kennen,  so  genügt 
diese  blosse  Anzahl  doch  keineswegs,  um  bei  Untersuchungen  über  die  Ver- 
lheilung der  Grundbesitzer  und  des  Grundbesitzes  zu  einem  richtigen  He- 
sultale  zu  gelangen.      Die  Arbeit  zeigt  hier   eine  Lücke,   welche  sich   in   fast 
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allen  bisherigen  Untersuchungen  über  die  Vertheilung  des  Grundbesitzes  vor- 
findet. Diese  leiden  nninlich  tin  dem  Uebelslandc,  dass  sie  die  Angesessenen 
so  oFl  in  Rechnung  bringen,  als  sie  in  den  einzelnen  Fluren  Grundbesitz 
inne  haben  ,  so  das»  sich  dadurch  natürlich  eine  gegen  die  Wirlilicbkeit 
sich  merklich  erhebende  Anzahl  von  Grundbesitzern  herausstellt ,  und  dass 
dcmgemiiüs  bei  einer  Berechnung  des  durchsi  hnitllich  auf  den  eiu/eint-n  Be- 
sitzer enifallenden  Besitzes  sich  hinwieder  ein  viel  zu  kleiner  Besitzumrang 
crgiebt.  Um  nämlich  ein  zulrellendes  Bild  zu  erhalten ,  müsste  man ,  wie 
dies  der  Verfasser  auch  richtig  hervorhebt,  den  einzelnen  Forensen  durch 
Vergleichungen  mit  den  Flurbüchern  anderer  Feldmarken  genau  verfolgen, 
um  denselben  sowohl  nur  einmal  als  Besitzer  in  Ansatz  zu  bringen,  als 
auch  Kennlniss  von  dem  Umfange  seines  gesammten  Besitzes  zu  erhalten. 
Obschon  eine  derartige  Ermittelung  sehr  zeitraubend  gewesen  wäre,  würde 
sie  doch  im  höchsten  Interesse  der  Wissenschaft  gelegen  haben.  Und  wir 
glaui)en,  dass  es  bei  einer  Frage  von  der  weittragenden  Bedeutung  wie  der 
vorliegenden  wohl  gerechtfertigt  ersclieinen  musste,  wenn  auf  die  exacte 
Ermittelung  der  Grundbesitzer  Zeit  und  Kosten  gewandt  worden  wären.  Dass 
sich  die  entgegenstehenden  Schwierigkeiten  wenigstens  auf  massigem  Baume 
leicht  überw  inden  lassen ,  davon  wird  in  wenigen  Monaten  der  alsdann  er- 
scheinende zweite  Band  der  ?:Slatistik  Thüringens" ,  des  von  dem  jencnser 
statistischen  Bureau  herausgegebenen  Quellenwerks  Zeugniss  ablegen.  Ausser 
einer  solchen  den  Calastern  und  Steuerregistern  entnommenen  Ermittelung 
der  Grundbesitzer  würde  sich  noch  eine  andere  Art  ihrer  Erhebung  als 
sehr  fruchtbar  ergeben  haben,  nämlich  die  durch  die  Volkszählung  zu 
erbringenden  Resultate  über  die  Angesessenen.  In  Bayern  und  in  mehreren 
thüringischen  Staaten  hat  man  eine  Reihe  von  Fragen  über  die  einheimischen 
Grundeigner  in  die  Zäblungslislen  aufgenommen  und  dadurch  sowohl  ein 
bei  jeder  Zählung  zu  erneuerndes  und  darum  leicht  die  Bewegung  darstellen- 
des zuverlässiges  Bild  von  der  Ausdehnung  der  angesessenen  Personen  und 
ihrer  Angehörigen  —  mithin  der  Anzahl  aller  derer,  denen  die  Vor- 
theile  des  Grundeigenthums  zu  gute  kommen  —  wie  eine  Controle  für  die 
aus  den  Catastern  gewonnenen  Thatsacben  erhalten.  Leider  lag  aber  ein 
derartiges  Material  für  die  Meitz  en 'sehe  Bearbeitung  nicht  vor,  da  bei 
den  preussischen  Volkszählungen  entsprechende  Erhebungen  nicht  gemacht 
werden.  So  interessant  nun  auch  die  Miitheilungen  dieses  Abschnittes,  so- 
weit sie  vorliegen,  sind,  so  erscheint  er  uns  doch  bei  der  grossen  Wich- 
tigkeit, welche  Untersuchungen  über  die  Vertheilung  des  Grundeigenthums 
haben,  als  der  kärglichste.  Hier  durfte  der  Verfasser  am  allerwenigsten 
bei  der  Zeiclinung  der  Hauptumrisse  stehen  bleiben ,  hier  wäre  ein  weiteres 
Eindringen  in  die  Verhältnisse  ganz  besonders  lohnend  gewesen.  So  ver- 
missen wir  Angaben  über  die  Grösse  des  Besitzesumfanges,  welches  auf  die 
einzelnen  Besitzgruppen,  die  für  die  Besitzer  angenommen  sind,  fällt,  ferner 
über  die  Wirthscbaflscomplexe  u.  s.  w.  Ueberlianpt  hätten  wir  hier  auch 
gern  eine  weitere  Ausführung  des  den  Inhalt  der  tabellarischen  Uebersichten 
erläuternden  Textes  und  eine  grössere  Ausdehnung  der  Verhältnissberechnungen 
gewünscht. 

Das    dritte  Hauptstück    ist    der  Schilderung    des  eigentlichen  land-  und 
forstwirthschaftlichen  Betriebes    gewidmet.     Derselbe    behandelt  im  EiazelneD 
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die  Bodenverwendung,  die  Culturarten,  die  Bearbeitung,  Düngung,  Drainirung 
des  Bodens,  die  landwirtlischartlichen  Geräthe  und  5Iascliinen,  die  ländlichen 
Ärbeilerverhäitnisse  —  Stellung  der  Tagelöhner  und  des  Gesindes  und  deren 
Löhnung  —  ;  ferner  die  Gehöfte,  die  Hofräume,  überhaupt  das  ländliche  Bau- 
wesen, die  Anbau-  und  Erlragsverhällnisse,  die  VValdwirthschaft  insbesondere 
und  endlich  die  landwirlhschafllichen  Nebengewerbe:  die  Mühlen,  die  Brenne- 
reien, die  Rübenzuckerfabricalion,  die  Stärkefabricalion  und  die  Flachsbereilung. 
Aus  den  lehrreichen  Mittheilungen  dieses  Abschnittes  wollen  wir  nur  kurz 
ein  Gebiet  herausgreifen,  welches  uns  für  die  statistische  Darstellung  als  ein  der 
Vervollkommnung  im  höchsten  Grade  bedürftiges  erschienen  ist.  Wir  meinen 
die  Thatsachen  über  die  Ernten.  Wir  erheben  hier  indessen  keinen  Vorwurf 
gegen  den  Verfasser,  unsere  Ausstellungen  richten  sich  gegen  das  bisher  in  der 
preussischen  Monarchie  beliebte  Verfahren,  Aufschlüsse  über  die  Ernte  zu 
gewinnen.  Bekanntlich  bedient  man  sich  dort  zur  Erhebung  der  Erlrags- 
ergebni^se  der  sog.  Erntetabellen,  in  welchen  die  landwirthschaftlichen  Ver- 
eine ihre  mehr  oder  minder  richtige  Schätzung  derart  angeben,  dass  sie  das 
Ernteresuitat  in  Bruchtheilen  zu  einer  lediglich  von  ihren  AulTassungen 
bedingten  »guten  Mittelernte"  ausdrücken.  Ausserdem  werden  in  besonderen 
Erdruschlabellen  Nachrichten  über  den  durchschnittlichen  Erdrusch  vom  Morgen 
der  verschiedenen  Kornarten  eingezogen.  Solche  Unterlagen  reichen  nun 
aber  selbstverständlich  nicht  aus,  aucls  nur  eine  annähernde  Aufklärung  über 
die  Bedeutung  des  Ernteertrages  zu  verschaffen.  Abgesehen  davon,  dass  der 
Begriff  der  Mitlelernte  ein  ganz  willkürlicher  ist,  bietet  dieses  Verfahren 
gar  keine  Auskunft  über  die  zwei  wesentlich.sten  in  Betracht  kommenden 
Momente:  über  den  Umfang  der  von  den  Hauptfruchtarien  bestandenen  Flächen 
und  über  den  Ertrag,  der  hierauf  geerntet  wurde.  Erst  wenn  man  Beides 
kennt,  kann  man  weitere  Operationen  vornehmen  und  zu  richtigen  Auf- 
schlüssen über  die  Fruchtbarkeit  und  Fähigkeit  eines  Landes,  seiner  Be- 
völkerung Unterhalt  zu  gewähren,  erhalten.  Thatsachen  aber,  wie  sie  durch 
das  prenssische  Aufnahmeverfahren  erbracht  v\  erden ,  sind  für  die  Wi.>;sen- 
schaft  und  die  Praxis  werthlos,  weil  unzureichend  und  willkürlich  gegriffen. 
Auch  an  dieser  Stelle  hat  übrigens  der  Verfasser  die  Dürftigkeit  seines  Ma- 
terials nicht  verschwiegen,  wenn   gleich  nic!it  scharf  genug  getadelt. 

Das  vierte  und  letzte  Hauptstück  der  umfassenden  Publication  endlich 
behandelt  die  Thierhaltung  und  Viehzucht.  Nach  einer  Einleitung,  die  von 
der  Theorie  der  Züchtung,  der  Viehstatistik  und  dem  Thierarzneiwescn 
handelt,  giebt  der  Verfasser  eine  delaillirle  Schilderung  der  einzelnen  Thier- 
gattungen  nach  Zahl,  Vertheilung,  Nutzung  und  Zucht  und  bcscJiliesst  den 
Abschnitt  mit  einem  Abriss  über  Jagd  und  Fischerei.  So  gelehrt  und  aus- 
führlich dieser  ganze  Abschnitt  namentlich  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Züch- 
tung und  Verwerthung  des  Viehes  auch  ist,  so  lässt  er  doch  nach  anderen 
Seiten  hin  noch  wesentliche  Lücken.  Die  speciell  nationalökonomische  Seite 
ist  mehr  oder  weniger  ganz  ausser  Acht  gelassen.  So  fehlen  alle  Angaben 
über  den  Viehbesitz,  d.  h.  wie  sich  das  Vieh  zu  den  einzelnen  Besitzern 
verhält,  ferner  das  Verhältniss  der  Viehhaltung  zum  landwirlhscliaftlich  be- 
nutzten Boden  u.  s.  w.  Theilweise  trifft  auch  hier  den  Bearbeiter  nicht  die 
Schuld,   sondern  das  unvollkommene  Aufnahmeverfahren. 

Zu  erwähnen  ist  noch,  dass  die  Anlagen  die  ausführlicheren  tabellarischen 
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Aufslellunijpn  entlialtcn  un'l  in  diehcii  siel»  auch  eine  sclir  spocitllc  .Na<;h- 
wt'isiirit;  der  Hclriit^c  und  der  Verllioiluiig  der  dircclcn  Steuern  in  den  ein- 
Zfiiien  Kreisen  lielindet,  Melclie  einer  lienKscIirirt  des  piensiii.schcn  Finanz- 
niini.^leriiinis    vom   .liiiirc    I8G7    enllelinl   ist. 

Füssen  wir  nnsor  Urllieil  nlier  die  \orlieyenden  i^ililiculionen  zusuminen, 
so  müssen  N>ir  IteUenncn,  diiss  dieselbe  ein  daiikcnsv>erllies  und  .«{frossarliges 
Unteriielinien  ist,  welches  der  Verfasser  nach  seinem  Theile  mit  Vcrslaudniss 
oiisjjerülirl  hat,  dnss  es  aber  zur  allseitii?en  Darstelluni^  der  einsclilai,'enden 
Gebiete  noch  manche  und  eniplindliche  Lücken  lässl,  deren  Ausfüllung  zum 
grösseren  Theile  der  Aushildunti  der  Statistik  in  l'renssen  überlassen  bleiben 
muss.  ^ ^-  l^- 

VII. 
Prot.   ii.  Ilitter  von  R  i  tt  c  r  i«hai  u,    ?{{ielibli<'li  niif  die*  Er- 
•;;(> b II i. *•<<«'  «Irr  köiii:;!.  I)«>hiiiiMcheii  li.-tiulCN-Fiiiilclanst.tlt  iii 
den  .fahren   1H«.>  — 1809.     Wim   1870.     (iO  SS. 

Unter  obigem  Titel  ist  von  dem  Leiter  der  betreffenden  Anstalt  eine 
sehr  vcrdienslliclie  Schrift  geliefeit,  in  wtlcber  nach  dem  Vorgange  seiner 
bereits  seit  einigen  Jahren  erschienenen  Jaiirhücher  das  von  ihm  gesammelte, 
äusserst  werlhvoilc,  statistische  Material  übersichtlich  zusammenuestellt  und 
verarbeitet  ist.  Die  Angaben  beziehen  sich  zunächst  auf  die  Moitaliliits- 
veriialtnisse  und  weisen  dabei  eine  fortdauernde  Besserung  nach,  doch  bleibt 
in  der  Beziehung  nocli  viel  zu  wünsclien  übrig,  denn  es  starben  immerbin 
in  t\en  ktzlen  Jahren,  zwar  nicht  'vie  1864  TTjö^O'  aber  doch  IS65  02''/'p, 
1866  üOVo,  1867  540/0,  1868  46,5  und  18Gi)  noch  46  Vo  der  eingelieferten 
Kinder  im  ersten  Lebensjahre  Iheils  'm  Hause  Iheils  in  auswärtiger  Pflege, 
während,  wie  der  Verf.  selbst  anführt,  in  Böhmen  überiianpl  die  Sterblichkeit 
der  ehelichen  Kinder  im  ersten  Lebensjahr  sich  durchschnittlich  auf  23,5 ''/o, 
der  unehelichen  auf  38,4 "/o  beläuft.    — 

Von  besonderem  Interesse  für  die  Jlediciner  sind  die  Aufnahmen  über 
Gewichts-  nnd  Langenverhällnisse  der  aufgenommenen  Kinder,  deren  Zunahme 
und  Zusammenhang  mit  ihrer  Sterblichkeit,   dem  Alter  der  Jiulter  u.   s.   w.   — 

Es  ist  liier  nicht  der  Ort,  mit  dem  Verf.  darüber  zu  rechten,  ob  die 
vorgeführten  Rcsuitate,  wie  er  meint,  zur  Vertheidigung  der  An-lalt  resp. 
des  Findelwesens  überhaupt  wesentlich  beitragen  können.  Das  aber  conslaliren 
wir  gern,  dass  von  dem  Verf.  die  Gelegenheit,  welche  das  Institut  bietet, 
statistisches  Ulatorial  zu  sammeln,  mit  Methode  benutz»  und  das  Erlangte 
wissenschaftiich  verwerthet  ist.    —  C. 


vin. 

Beitriisrc  K«r  Statistik  des  Grossihersrogtimms  He.ssen.  H<>raus- 
g(>g»'ln'n  von  der  Grossiier/oglirlien  Ce!iirnl»lelle  für  di<»  Landtsstalislik.  B'l.  10. 
Dnim^Hdl  (G.  JoDichaus)  1870.  4.  293  SS-  Die  Bewegung  der  Bevöl- 
kerung in  den  Jaliren  1816  bis  18G5  von  C  -%.  Fabricius, 

Die    Aufzeichnungen    der    Civilstandsverhältnisse    in    Deutschland    haben 
bisher    in    den    meisten    Staaten   noch    der    wünschenswertheo   Ausführlichkeit 
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entbehrt,  auf  welche  sie  bei  der  grrossen  VVichtig-keit  ihres  Gegenstandes 
Anspruch  machen  können.  Abgesehen  von  einzelnen  wenigen  Ausnahmen 
werden  die  Register  über  die  Civilstandsacte  beiianntlich  durch  die  Pfarr- 
ämter geführt  lind  zwar  sind  dies  die  Kirchenbücher,  in  welche  die  Vor- 
kommnisse iii  erster  Linie  unter  ßerücksichtigutig  des  in  Frage  kommenden 
kirchlichen  oder  pfarramtlichen  Interesses  aufgezeichnet  werden.  Die  Mo- 
mente, welche  hier  iur  Erhebung-  gelangen,  pflegen  daher  nur  in  unter- 
geordneter Weise  den  statistischen  .\niorderuiigen  Rechnung  zn  tragen  und 
sich  nach  dieser  Richtung  hin  auf  das  äusserste  Maass  zu  beschränken.  Ja, 
sie  werden  in  der  Regel  auch  nicht  nach  den  Bezirken  der  politischen  Ge- 
meinden ,  sondern  der  kirchlichen  Parochieen  in  die  Bücher  eingetragen, 
wodurch  der  grosse  Uebelstaiid  erwächst,  dass  man  sie  überall  dort,  wo 
man  auf  die  Details  zurückgeht,  nicht  mit  den  Ergebnissen  der  gemeinde- 
weise erhobenen  "Volkszählungsresnltate,  zu  deren  Verification  oder  Ergänzung 
jene  Aufzeichnungen  doch  zum  Theil  dienen  sollten ,  in  Verbindung  bringen 
kann.  Es  war  deshalb  dieser  Zweig  der  Statistik  in  Deutschland  in  mannig- 
facher Beziehung  einer  Vervollkommnung  dringend  bedürftig,  weshalb  denn 
auch  derselbe,  wie  den  Fachgenossen  bekannt  und  auch  dem  weiteren 
Publicum  durch  die  Tagespresse  mitgetheilt  ist,  von  der  zu  Anfang  dieses 
Jahres  in  Berlin  tagenden  »Comniission  zur  weiteren  Ausbildung  der  Statistik 
des  Zollvereins"  die  Vervollkommnung  in  der  Erhebung  der  Civilstandsacte 
besonders  in's  Auge  gefasst  wurde.  Hier  konnten  jedoch,  da  es  in  erster 
Linie  auf  eine  überall  gleichmässige  Methode  in  der  Aufzeichnung  ankam, 
nur  die  wesentlichsten  und  unerlässlichslen  Momente  als  für  alle  Staaten 
obligatorische  bezeichnet  werden,  während  die  weitere  Ausdehnung  der  zu 
erhebenden  Thalsachen  der  Einsieht  der  einzelnen  Landesregierungen  über- 
lassen bleiben  musste.  Ganz  im  Sinne  der  vo«  der  Commission  aufgestellten 
Principien  —  nach  denen  vor  Allem  die  Registrirungen  nach  dem  Grundsatze 
der  factischen  Bevölkerung,  d.  h.  also  da  vorgenommen  werden  sollten, 
wo  sie  wirklich  vorgekommen  ~  doch  weit  über  das  Minimum  hinaus  sind 
nun  die  Thatsachen  erhohen  worden,  welche  uns  in  dem  vorliegenden  Werke 
dargeboten  sind. 

Die  von  Fabricius'  bewährter  Hand  bearbeitete  Publication  der  Be- 
wegung der  Bevölkerung  in  Hessen-Darmsladt  tritt  uns  als  eine  der  exactesten 
und  inhaltsreichsten  Werke  auf  diesem  Gebiete  entgegen,  .\bgesehen  von 
der  Mitlheilung  älterer  und  weil  auf  Durchschnitlsberechnungen  beruhender 
meist  werthloser  Daten  erhalten  wir  in  der  Millheilung  der  Ergebnisse  der 
Jahre  1863-1865,  dem  Haupttheile  der  Publication,  eine  thalsächliche  Be- 
reicherung der  Wissenschaft,  welche  uns  sowohl  über  die  Trefflichkeit  des 
hessischen  Erhebnngsverfahrens  belehrt  wie  durch  die  geschickte  Benutzung 
ihrer  Ergebnisse  das  .Material  8u  einer  Reihe  von  Untersuchungen  gewährt, 
welche  bisher  wegen  der  unzulänglichen  Unlerlagen  zu  keinem  befriedigenden 
Resultate  führen   konnten. 

Durch  die  Ministorialverfügung  vom  31.  October  1862  «orde  im  Gross- 
herzogthum  Hessen  ein  vollständig  neues  Verfahren  für  die  Führun?  der 
Register  über  die  Bewegung  der  Bevölkerung  geschaffen.  Nach  demselben 
haben  in  den  rechtsrheinischen  Gebietstheileu  die  Pfarrämter ,  in  den  links- 
rheinischen  die  Bürgermeistereien   die  Geburten,   Sterbefälle.   EbesthUessiingen 
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und  Scheidungen  wie  die  Zu-  und  Wegzüge  in  besondere  noch  den  poli- 
tischen (jemeindchczirKen  iii){fei^r(ir/.le  Hcjfister  einzulrnpen  und  am  Sclilusse 
jedes  .liihrcs  den  Krtisbehordcii  cin/.usenden.  Jede  Auf/eii  hnuii«:  eines  Acte» 
lindet  nur  einmal  und  zwar  am  Orte,  wo  dieser  statt  lintle,  das  der  Ehe- 
scbllessuiigen  am  Orte  der  ersten  iNiederlassung  der  Vcrniühllen  slolt.  Was 
nun  die  Momente  der  Erhebung  betrilTt ,  so  sind  diese  hinsichtlich  der  Ge- 
burten, die  specielle  Angabe  der  Zeit,  der  ehelichen  und  iiiielieliihen, 
lebend  und  todten,  einfaclien  und  mcbiTachen  Geburt,  des  Geburtsjahres  der 
Eltern,  das  wievielte  Kind,  das  geboren  von  derselben  Mutter,  von  den- 
selben Eltern  ist,  in  der  wievielten  Ehe  derselben  die  Geburt  stattfand,  der 
Beruf  der  Eltern,  sowie  ferner  ob  die  Geburt  eine  Zangengeburt  war,  ob 
das  Kind  besondere  ersichtliche  Körperliche  Fehler  zeigte,  ob  es  ein  Findel- 
kind war,  ob  bei  unehelichen  Kindern  eine  Legitimation  stattfand  und  end- 
lich ob  die  Niederkunft  in  einem  Enlbindungshause  eeschehen.  Die  Auf- 
zeichnungen der  Sterbefiille  haben  zu  enthalten:  ausser  der  Zeil  des 
Todes,  dem  Berufe,  Aller,  Geschlecht  und  Civilstand  und  der  Beiigion  des 
Verstocbenen ,  wie  viel  mal  er  verheirathel  war,  wie  viel  er  Kinder  hinter- 
lässt  und  wie  viele  ihn  davon  überleben,  bei  früh  verstorbenen  Kindern  das 
Alter  in  Tag^en  und  Stunden  ,  der  Stand  ihrer  Eltern ,  bei  solchen  unter  3 
Jahren  ihre  eheliche  oder  uneheliche  Geburl,  endlich  die  Todesursaciie.  Diese 
soll  jedoch  nur,  ^soweit  sie  nach  Angabe  eines  Arztes  bekannt  ist,  oder 
sonst  bezeichnet  werden  kann"  ,  eingetragen  werden.  Die  letztere  Bestim- 
mung bezieht  sich  vornehmlich  auf  Unglücksfälle  und  Verbrechen,  welche 
den  Tod  herbeigeführt  hatten.  Bei  den  Eheschliessungen  ist  zu  er- 
heben der  Beruf  des  Mannes,  und  wenn  die  Frau  sich  vor  ihrer  Verheiraliiung 
aus  eigenen  Mitteln  ernährte,  auch  deren  früheren  Erweriiszweig,  das  Ge- 
burtsjahr, die  Beiigion,  der  Heimathsort,  die  Zahl  der  früheren  Ehen  der 
beiden  Copnlirlen,  ferner  die  Art  der  Lösung  früherer  Ehen,  ob  durch  Tod 
oder  Scheidung,  die  Zahl  der  durch  die  Ehe  etwa  legitimirlen  unehelichen 
Kinder,  der  etwaige  Verwandtschaftsgrad  zwischen  den  Vermählten  und  schliess- 
lich ,  ob  diese  befähigt  sind,  ihren  Namen  zu  schreiben.  Die  Gegenstände, 
welche  hiernach  im  Grossherzoglhum  Hessen  zur  Erhebung  kommen,  über- 
ragen, soviel  uns  bekannt  ist,  in  ihrer  Ausdehnung  die  aller  andern  deutschen 
Staaten.  Aber  nicht  allein  der  Umfang  der  zu  registrirenden  Thafsachen,  auch 
die  Methode  der  Erhebung  giebt  dem  hessischen  Verfahren  einen  grossen 
Vorzug.  Durch  specielle  Vorschriften  wird  für  die  Gewinnung  zuverlässiger 
Nachrichten  Sorge  getragen,  die  vorzugsweise  mit  Rücksicht  auf  die  Ver- 
waltung und  Statistik  erhoben  werden,  darum  von  dem  Parochialbezirke 
absehen  und  die  politische  Gemeinde  zur  Grundlage  haben.  Ja,  die  rein 
pfarramtlichen  Momente,  wie  die  Aufzeichnung  über  die  Taufe,  das  Begräb- 
niss,  die  Tauf-  und  Trauzeugen,  und  was  sonst  in  die  Kirchenbücher  ge- 
liörl,   sind  in   diese   Register  nicht  mit  aufgenommen. 

Auf  Grund  einer  solchen  ausgedehnten  Erhebung  gelangt  man  nalürlich 
auch  zu  einem  reichen  und  brouchbaren  Materiale.  Dieses  hat  der  Verfasser 
uns  denn  so  detaillirt  als  möglich  vorgeführt.  Es  ist  hei  der  grossen 
Fülle  von  Mittheilungen,  welche  das  Werk  enthält,  nicht  möglich,  alle, 
welche  unser  Interesse  beanspruchen ,  nähe?  zu  berühren ;  wir  beschränken 
UHF  darauf,    die   wichtigsten   herauszugreifen.      Was    die   Geburten   betrifft, 
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so  bietet  gleich  die  erste  Aufstellung  einen  reichen  Stoff.  Sie  stellt  die 
Beziehungen  der  monatsweise  abgegrenzten  Jahreszeit  zu  den  Geburten  und 
zwar  sowohl  zu  den  eheliciien  wie  unehelichen  Knaben  und  Mädchen  und 
bei  beider.  Arten  wieder  zu  den  Todt-  und  Lebendgeborenen  in  den  Städten 
wie  auf  dem  Lande,  abgegrenzt  nach  den  drei  Provinzen  des  Staates,  dar. 
Wir  gewinnen  hieraus  neue  Anhaltepunkte  über  eine  Reihe  interessanter  Fragen, 
z.  B.  ob  die  Gunst  oder  Ungunst  der  Jahreszeiten  auf  die  lebende  oder 
todte  Geburt  zurückwirkt,  ob  Todtgeburten  relativ  häufiger  bei  unehelichen 
Geburten  vorkommen  u.  s.  w.  Eine  weitere  Zusammenstellung  beschäftigt 
sich  mit  den  Mehrgeburten.  Auch  hier  dringt  die  Darstellung  wieder  mög- 
lichst in's  Detail  ein.  Da  ist  unterschieden  bei  Zwillingen  wie  Drillingen 
und  zwar  gesondert  nach  ihrer  Zusammensetzung  nach  den  Geschlechtern 
"-  also  bei  blossen  Knaben,  bei  blossen  Mädchen,  bei  Knaben  und  Mädchen  — 
ob  beide  lebend  oder  todt  oder  ob  eins  lebend-,  eins  todtgeboren  sei.  Und 
hier  ist  dann  weiter  wiederum  der  Unterschied  von  ehelichen  und  unehelichen 
Geburten,  von  solchen  in  den  Städten  und  auf  dem  Lande  festgehalten.  Man 
ist  hiernach  also  im  Stande,  die  Häufigkeit  der  Todtgeburten  bei  den  .Mehr- 
geburten, je  nach  den  Geschlechtern  wie  nach  der  ehelichen  und  unehelichen 
Geburt  zu  ermessen,  Untersuchungen,  für  welche,  soviel  wir  wissen,  hier 
zum  ersten  Male  in  Deutschland  für  ein  ganzes  Staatsgebiet  exactes  Material 
geliefert  wird. 

Nicht  minder  eingehend  ist  die  Statistik  der  Gestorbenen  behandelt. 
Zunächst  sind  sie  in  Verbindung  mit  der  Jahreszeit  des  Todesfalles  nach 
Altersgruppen  dargestellt,  dann  aber  werden  sie,  worauf  wir  ein  besonderes 
Gericht  legen,  nach  den  speciellen  Altersklassen  und  zwar  für  jedes  Geschlecht 
unter  Berücksichtigung  der  Civilstandsverhältnisse  vorgeführt.  Die  Statistik 
der  Gestorbenen  hat  nach  unserer  Auffassung  erst  einen  wissenschaftlichen 
Werth ,  wenn  sie  die  einzelnen  Jahrgänge  oder  Alterklassen  berücksichtigt, 
da  erst  daraus  und  nur  daraus  eine  richtige  Absterbeordnuug  entwickelt 
werden  kann.  Das  Zusammenfassen  in  Altersgruppen  hingegen,  wie  es  noch 
vielfach  üblich  und  worüber  hinaus  es  selbst  die  preussische  Statistik  noch 
immer  nicht  gebracht  hat,  gewährt  nur  Paradezahlen,  mit  Hülfe  deren  man 
zu  keinem  auch  nur  annähernd  richtigen  Resultate  zu  gelangen  vermag.  Mittelst 
einer  Aufstellung  wie  der  vorliegenden  hessischen  aber  lassen  sich  Sterbetafeln 
berechnen,  die  für  jedes  der  beiden  Geschlechter  gleichzeitig  den  Einflüssen 
Rechnung  fragen,  den  etwa  der  Familienstand  auf  die  Lebensdauer  ausübt.  Unter 
den  Gestorbenen  haben  nun  ferner  die  Todtgeburten  und  die  Kindersterblichkeit 
eine  ganz  besondere  Bereclitung  erfahren.  Bei  jenen  ist  erwogen,  ob  sich 
dieselben  bei  einfacher  oder  mehrfacher  Geburt  und  dann  wieder  beim  wie- 
vielten Kinde  sie  sich  ereigneten;  bei  diesem  kam  es  darauf  an ,  möglichst 
genau  die  Zeit,  in  welcher  der  Todesfall  nach  der  Geburt  stattfand,  anschau- 
lich zu  machen.  Anfangs  stunden-,  dann  tageweise,  endlich  monatsweise 
sind  die  Sterbefälle  geordnet.  Dabei  ist  in  beiden  Fällen  auf  den  gerade 
hier  stark  in  Betracht  kommenden  Unterschied  der  ehelichen  und  unehelichen 
Geburt  —  bei  den  lebend  geborenen  Kindern  bis  zum  24.  Monat  —  die 
Aufmerksamkeit  hingelenkt.  Auch  in  diesen  Darstellungen  ist  wieder  eine 
Fülle  von  Material  zu  weiterer  Forschung  über  Verhältnisse,  welche  noch 
der  Aufklärung    bedürfen ,    geboten.      Das    heikle   Thema    der   «Todesursache" 
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iüt  cbtMilall.H  hfi'dhrt  \>  oidt-ii  Wie  oltcii  (^i/.t^i^t  wiidI«- .  xtllin  du  Aiilas5e, 
die  *i»s  Al>slei'l)cii  lieri)ci;.M;fiilirl  liübi-ii,  nur  aiil  (iruiid  är/.llirher  Kexclieiniu'unir 
ein^itratren  werden.  I>i<'  Aii^uhun  iiiii»scii  jedocli  nitwcdcr  itlü  UKVollHtaiidij: 
oder  iiii/,iiverliissi(>-  Iteluiidf  ii  sein .  ileiin  iiihii  scheint  Bedmlicn  tselraL'en  zu 
hallen,  sie  in  der  Ausriilirlirhkcii,  in  der  sicti  das  Werk  uii.s  in»  l'fhriben  präsintirt, 
vviederzu^el>en.  Und  wir  iilaiihen.  der  \  erhi.sser  liai  Meciil  daran  ^ethan.  Thal- 
saclien,  welche  nicht  auT  die  ßrus^ll■  Zu^(M'lii^.si^keit  Aii.s|irut'li  machen  können, 
der  Oeirenliichkeil  zu  iiil/ietien.  Bekanntlich  w  erden  mehrfach  die  Tudc.sur>achen 
nach  den  einzelnen  speciellcn  Kinnkheitsersoheinungen  jj^egliedert ,  pnblicirl. 
Diese  iiaben  indessen  meist  wenig  VVerth.  <la  die  l^uclle.  ans  der  sie  zu  stammen 
pflegen,  keine  ircniigedne  Garantie  iiir  die  Sichcrlieit  bietet.  So  lange  nicht 
eine  är/.tliche  Leirlienschon  obligatorisch  i.sl  .  die  Vorkommnisse  nur  «nt  die 
oberiliichliche  An<;abe  von  Laien  gemacht  werden,  kann  <leren  Verzeichnung 
keine  Bedeutnnt;  zuerkannt  werden,  da  sie  alsdann  in  ihrer  Zusanimensteiiung. 
in  der  ^ie  ein  der  Wirklichkeit  nicht  entsprechendes  Bild  wiedergeben,  mehr 
Verwirrung  wie  Nutzen  anrichten.  Dem  gegenüber  ist  die  iMässigung  anzu- 
erkennen, die  sich  der  Verfa.sser  hei  der  Bearbeitung  dieser  Älaterie  auferleyl 
bat.  Ausser  den  durch  (Selbstmord,  Verungliieknng  oder  Verbrecher  herbei- 
gefülirten  Todesfälle  bezeichnet  er  {ipidemieen ,  «gewöhnliche  Krankheiten" 
und  Niederkünfte  als  Anlässe  dazu.  Da  es  fiiglich  erreichbar  ist,  diese 
Momente  zuverläs.-^ig  zu  erbringen ,  so  ist  dadurch  doch  immerhin  schon  so 
viel  gewonnen,  dass  man  den  Procenlanthcil,  den  jeder  der  genannten  Todes- 
arten fordert,  mit  Sicherheit  feststellen  kann.  Uebrigens  ist  neben  der  Angabe 
der  Todesursache  auch  der  Monat  des  i'odcsfalles  veranschaulicht  worden, 
sodass  man  den  Einfluss  der  Jahreszeiten,  der  namentlich  bei  Selbstmorden 
eine  Bolle  spielt,  zu  ermessen  vermag.  Eine  etwas  eingehendere  Behandlung 
ist  dann  allerdings  noch  den  Epidemieen  gezollt,  insofern  hier  in  eiiier  beson- 
deren Tabelle  die  Zahl  der  von  den  einzelnen  Arten  derselben  gefor- 
derte Opfer  mitgetheilt  ist.  —  Eine  hervorragende  Seite  indessen ,  die  hier 
in  Betracht  zu  ziehen  gewesen  wäre,  die  Darstellung  der  Altersklassen  in 
den  einzelnen  Berufsarten  der  Gestorbenen  ist  in  dem  sonst  so  vollständigen 
Werke  leider  ganz  unbeachtet  geblieben.  Und  doch  fehlte  es  nicht,  wie 
wir  aus  der  voraufgehenden  Schilderung  über  die  Beschaffenheil  der  Er- 
hebungsformulare  gesehen  haben  ,  an  de»  erforderlichen  Unterlagen.  Dem 
Verfasser  war  es  doch  so  nahe  gelegt,  auf  Grund  derselben  zum  ersten  Male 
gründliches  Material  zur  Untersuchung  der  wichtigen  Frage  über  den  Ein- 
fluss des  Berufes  auf  die  Sterblichkeit  zu  liefern. 

Ganz  besonders  eingehend,  mehr  noch  als  die  beiden  voraufgehenden 
Momente  sind  die  Eh  es  ch  1  i  ess  un  g  e  n  bearbeittl.  Hier  tritt  uns  zum  ersten 
Male  die  Berücksichtigung  des  Berufs  und  Erwerhszweiges  der  getrauten 
Männer  entgegen,  gewiss  eine  schätzcDswertbe  Bereicherung,  die  jedoch  erst 
ihren  wahren  Werlh  erhalten  würde,  wenn  gleichzeitig  das  Alter,  in  dem 
dieselben  zur  Verehelichung  schreiten ,  in  Rechnung  gezogen  wäre.  Denn 
erst  dann  erhielten  wir  Aufschluss  über  die  so  folgenschwere  sociale 
Frage,  in  welchem  Alter  die  einzelnen  Berufsstände  durchschnilllicb  be- 
fähigt sind,  zur  Eingehung  der  Ehe  zu  gelangen.  Ferner  ist  uns  eine  sehr 
ib's  Einzelne  gehende  Uebersicbt  über  die  Heirathen  nach  dem  Alter  und 
Civilstand  der  Getrauten  dargeboten.    Dieselbe  stellt  je  nach  den  Familienstands- 
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kategorieen  und  den  hier  möglichen  Combinationsfällen  für  jedes  Alter,  in 
denen  Männer  zur  Eiie  schritten,  die  Anzahl  der  Frauen,  die  sich  mit  ihnen 
verehelichten,  geordnet  nach  ihren  einzelnen  jähriichen  Altersstufen,  geffenüber. 
Zu  erwähnen  sind  noch  die  Darstellungen  dt-r  Heirathen  nach  den  früheren 
Ehen  der  Copulirten,  nach  ihren  Verwandtschaftsverhältnissen  und  ihrer  Con- 
fession. 

Der  Abschnitt  von  den  Ehescheidungen  berücksichtigt  den  Beruf, 
Alter,  Religion,  Dauer  der  Ehe,  Familienstand  vor  derselben,  Kinderzahl  und 
der  Scheidungsgrund.  Es  ist  auch  die»  die  vollständigste  Aufstellung,  die 
uns  zu  Gesicht  gekommen   ist. 

So  weit  über  den  Inhalt  der  Publication.  der  unser  Interesse  heraus- 
forderte. Der  Rest  des  ziemlich  starken  Bandes  enthält  die  hauptsächlich- 
sten Momente  der  Bewegung  der  Bevölkerung  für  die  Kreise,  wie  für  die 
einzelnen  Gemeinden  des  Landes   —    sowie  einige  wenige  Berechnungen. 

Was  die  letzteren  anbetrifft,  so  glauben  wir  auf  einen  Mangel  aufmerk- 
sam machen  zu  müssen ,  der  sich  mehr  oder  weniger  in  allen  hessischen 
Publicalionen  findet,  hier  aber  besonders  schwer  empfunden  wird.  Die  sonst 
so  treulichen  hessischen  Arbeiten,  namentlich  so  weit  sie  eich  auf  den  Stand 
und  die  Bewegung  der  Bevölkerung  beziehen ,  bringen  fast  ausschliesslich 
positive  Zahlen,  oder  geben  doch  nur  für  die  gröbsten  oder  nahe  liegendsten 
Verliäitnisse  einzelne  Procentberechnungen.  Bei  Arbeiten  aber,  welche  ein 
so  reiches  Material  liefern ,  würde  es  schon  in  deren  eigenstem  Interesse 
liegen,  die  einzelnen  Gegenstände  durch  möglichst  weit  geführte  Verhältniss- 
berechnungen klar  und  verständlich  zu  machen  und  die  Beziehungen,  die 
zwischen  den  mitgelheillen  Thatsachen  und  anderen  entsprechenden  liegen, 
zu  veranschaulichen.  Blosse  Zusammenstellung  der  positiven  Thatsachen, 
auch  wenn  sie  noch  so  eingehend  sind ,  wie  die  hier  gebotenen ,  können 
doch  für  das  Publicum  erst  dann  ihren  wahren  Werlh  erhalten,  wenn  es 
aus  den  Verliältnisszahlen  denselben  zu  ermessen  vermag.  Solche  Reduclionen 
lassen  sich  aber  weit  leichter  in  den  anillichen  Bureaus  als  in  der  Arbeits- 
stuhe  des  Einzelnen,  der  den  Inhalt  der  Puhlicationen  zu  Rathe  zieht,  an- 
fertigen. Sehen  wir  indessen  von  diesem  Mangel  ab,  so  haben  wir  in  der 
Arbeit  des  in  der  Bevölkerungsstatistik  längst  geschätzten  Verfassers  eine 
musterhafte  Darstellung  der  Civilsfandsverhällnisse  zu  begrüssen ,  welche 
hoffentlich  zu  einem  ähnlichen  Aufschwünge  der  statistischen  Leistungen  auf 
diesem  Gei)iete  den  Anstoss  gegeben  haben  wird.  Namentlich  wünschen  wir, 
dass  es  Herrn  Fabricius  vergönnt  sein  möge,  in  seinem  neuen  Wirkungs- 
kreise —  derselbe  ist  seit  Kurzem  als  Geheimer  Finanzrath  in  den  preussischen 
Staatsdienst  getreten  —  auf  eine  ähnliche  gedeihliche  Entfaltung  der  Statistik 
hinzuwirken,  welcher  bekanntlich  im  Bereiche  der  grossen  norddeutschen 
Moiiarchie  gerade  in  der  hier  behandelten  Materie  noch  sehr  viel  zu  leisten 
übrig  bleibt.  P.   K. 
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III. 

Ein  Wort  über  den  neuen  Org^nniflutionNpInn  für  die  preanni- 
sclien  t'roviiixial-Oewerbeseliulen. 

Von 

Dr.  OuBtav  Schmoller,  Prot,  iu  Halle. 

Oft  konnlf  man  schon  früher  von  höher  stehenden  gebildeten  Fabrikanten 
und  Ingenieuren  die  Bemerkung  hören,  unsere  preussischen  Provinzialgewerbe- 
8chulen  taugten  nichts.  Im  Laufe  des  Jahres  1869  verlautete,  der  Minister 
für  Handel,  Gewerbe  und  öfl'enlliche  Arbeiten  habe  eine  Commission  von 
Sachverständigen  berufen ,  um  einen  neuen  Organisationsplan  ausarbeiten  zu 
lassen.  Und  er  erschien,  wurde  den  Regierungen  unter'm  21.  Mär^  1870 
mitgetheilt,  mit  dem  Auftrage,  neue  Schulen  nur  nach  diesem  l'lane  zu- 
zulassen, mit  den  Gemeinden,  in  weichen  sich  bisher  solche  befanden,  zu 
unterhandeln,  ob  sie  bei  dem  alten  Plane  bleiben  oder  die  neue  Organisation 
annehmen  wollten.  Auf  Grund  hicvon  wurde  die  Sache  hier  in  Halle  in  der 
öffentlichen  Stadtverordnetensitzung  vom  13.  Juni  1870  verhandelt.  Sowohl 
der  Magistrat  und  das  Directorium  der  Provinzialgewerbeschule,  als  die  beiden 
Referenten  der  Stadtverordnetenversammlung,  Dr.  Seh  rader,  jahrelanger 
früherer  Director  der  Provinzialgewerbeschule,  und  Dr.  Knoblauch,  ord. 
Profe.'isor  der  Physik  an  der  hiesigen  Universität,  waren  unbedingt  für  Bei- 
behaltung der  alten  Organisation,  waren  einstimmig  in  der  Verurtheilung 
des  neuen  Planes. 

Es  kann  das  überraschen,  sofern  doch  der  neue  Plan  entschieden  eine 
Verbesserung  der  Schule  anstrebt.  Dennoch  sind  die  Motive,  die  zur  Ver- 
werfung geführt  haben ,  sehr  einfach.  Es  hat  sich  mir  aufs  Schlagendste 
dabei  bestätigt,  dass  ich  vollständig  recht  hatte  in  dem  ürtheil,  das  ich  in 
meiner  Geschichte  der  deutschen  Kleingewerbe  über  das  gewerbliche  Büdungs- 
wesen  Preussens  aussprach').  Man  denkt  in  den  höheren  Kreisen  Berlins 
zu  ausschliesslich  an  die  Bildung  von  Fabrikanten,  zu  wenig  an  die  der 
kleinen  Handwerker.  Der  Staat  thut  für  die  Bildung  der  besitzenden  Klassen 
unendlich  viel  mehr,  als  für  die  der  nichtbesitzenden.  Gerade  der  Zusammen- 
hang der  Massregel  mit  diesem  allgemeinen  Gesichtspunkt  lässt  es   mir  passen (i 


l)  S.  321.  sowie  im  Arbeiterfreunti  Bd.  VII   S   301  ff. 
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erscheinen,  über  die  Frage  in  dieser  Zeitsciirift  einige  Worte  zu  sagen. 
Eine  Erörterung  scheint  mir  um  so  praktischer,  als  diese  Richtung  gewiss 
nicht  einer  klar  verfolgten  Tendenz  der  preussisciien  Bureaukratie  —  seit 
sie  exislirt,  war  sie  vielmehr  ein  Anwalt  für  die  nolhleidenden  Klassen  — 
sondern  mehr  zufälligen  Ursachen  zuzuschreiben  ist.  Es  liegt  so  nahe,  dass 
man  eben  im  Centrum  des  grossen  Staates  zunächst  mehr  an  die  grossen 
Fabrikanten,   die  Tausende  bescliäfligen,  als  an  die  kleinen  Handwerker  denkt. 

Schon  vor  1850  existirlen  einzelne  Provinzialgewerbeschulen  in  Preussen. 
In  diesem  Jahre  aber  wurde  unter'm  5,  Juni  ein  allgemeiner  Plan  zur  Or- 
ganisation derselben  bekannt  gemacht^);  nur  diejenigen  Städte,  welche 
diesen  Plan  adoptiiten,  sollten  künftig  den  Vorlheil  geniessen ,  dass  der 
Staat  die  Hällle  der  laufenden  Kosten  beilrage.  Dafür  behielt  sich  der 
Haudelsminister  eine  gewisse  Oberaufsicht,  eine  Cognition  über  die  anzu- 
stellenden Lehrer  u.  s.  w.  vor.  Es  entstanden  auf  Grund  hiervon  bis  1860 
26  derartige  Schulen,  welche  Ende  1866  1119,  Ende  1867  1146  Schüler 
zählten^);  auf  eine  Schule  kommen  durchschnittlich  44  Schüler;  unsere 
Schule  in  Halle  ist  eine  der  grössten ,  wenn  nicht  die  grösste ;  sie  zählte 
in  den  let/Jen  Jahren  regelmässig  60  —  66  Schüler  und  war  häufig  in  der 
Lage,  wegen   Ueberfullung   weitere  Anmeldungen   abweisen   zu  müssen. 

Ueber  Richtung  und  Zweck  der  Schulen  nach  dem  alten  Plane  nur 
einige  Worte.  Jede  Schule  soll  zwei  ordentliche  Klassen  haben,  je  für  ein 
Jahr  berechnet;  die  erste  Klasse  hat  mehr  theoretischen,  die  zweite  mehr 
praktischen  Unterricht.  Die  Aufnahme  der  Zöglinge  in  die  untere  Klasse 
ist  nur  an  folgende  Bedingungen  geknüpft: 

1)  dass  der  Aufzunehmende  mindestens   14  Jahre  alt  sei; 

2)  dass  er  nicht  blos  deutsch  geläufig  lesen  ,  sondern  auch  durch  Lesen 
eines  seinem  Gesichtskreise  entsprechenden  Buches  sich  unterrichten 
könne; 

3)  dass  er  deutsch  ohne  grobe  orthographische  Fehler  zu  schreiben  ver- 
stehe und   eine  leserliche  Handschrift  besitze; 

4)  dass  er  mit  ganzen  Zahlen  und  gewöhnlichen  Brüchen  geläufig  rechnen 
könne  und  die  Anwendung  dieser  Rechnungen  auf  die  gewöhnlichen 
arithmetischen  Aufgaben  kenne,  sowie  dass  er  ebene,  geradlinige 
Figuren   und  prismatische  Körper  praktisch  auszumessen  wisse; 

5)  dass  er  Uehung  im   Zeichnen   besitze. 

Der  Besuch  einer  höheren  Bürger-  und  Stadtschule  oder  eines  Gym- 
nasiums bis  Quarta  wird  als  erwünscht  bezeichnet;  aber  es  sind  auch  jungn 
Handwerker  zuzulassen ,  welche  keinen  andern  als  Elementarunterricht  ge- 
nossen haben.  Es  soll  möglichst  mit  jeder  Provinzialgewerbeschule  eine 
abendliche  Handwerktn-fortbildungsschule  verbunden  werden ,  die  Unterricht 
im  Rechnen ,  in  der  Geometrie ,  in  den  Anfangsgründen  der  iNatnrlehre  und 
im  Zeichnen  ertheilt  und  damit  junge  Handwerker,  welche  nur  die  Ele- 
mentarschule besucht  haben,  so  weit  bringt,  dass  ^ie  den  obigen  Anfor- 
derungen genügen,    in    die   Provinzialgewerbeschule    eintreten    können.      Der 


2)  Verordnungen    über  die   Organisation   des   Gcwerbeschuhvesens   in   Freussen. 
Berlin,  Decker,  1850. 

3)  Jalubuch  für  <lie  amtliclie  Statistik  des  prcussischen  Slasfos  111.  S.  230 
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Unterricht  in  der  Scliule  nun  ist  ein  streng  technischer;  die  Lehrfächer 
Kind  :  Mulheniulik.  I'iivsik,  Ciieinie.  Mincnilotiie,  Mechanik,  Buukoni^lrukliuiis- 
lolirc  .  Zuicluien  und  Alodcllircn.  Drei  Lehrer  hilden  die  Hcßel,  einer  für 
Mutheniiilik ,  einer  Cur  .Nali.rwissensthiiflcn ,  einer  liir  Zeichnen.  Die  ge- 
wonnene l'.ildiing  ist  eine  einseitig  technische;  aher  eben  durch  die  Ein- 
seilifikeil  ist  doch  die  .Möglichkeil  üeücben,  selbst  bei  geringen  Vorkennt- 
nissen in  %>vei  .lahrcn  viel  xu  erreichen,  üuhei  sind  die  Kosten  der  Schule 
sehr  niiissige:  hier  in  Hiille  etwa  3000  Thaler;  ein  Theii  wird  durch  die 
Schul<ielder,  ein  Theil  durch  rien  Stiialsznschuss  gedeckt,  die  Sladt  iiat  etwa 
1000  Thaler  zu/.uschiessen.  iJie  erlorderlen  Häumlichkeilcn  ,  welche  die 
Stadt  /.u  stellen  hat,  können  leiclit  in  einem  sonstigen  slüdtischcn  Schul- 
gehaude  eruhrigt  werden  —  so  hier  in  dem  neuen  slüdlischen  Gymnasium. 
Ohne  das  wäre  es  auch  nicht  möglich  gewesen,  selbst  in  relativ  kleineren 
Städten  wie  Saarbrücken,  Halbersladt .  Stralsund,  Graudenz  solche  Schulen 
in's  Leben   zu  rufen. 

Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  dass  es  sich  um  gewerbliche  Mittel- 
schulen handelt;  um  Schulen,  die  iiher  den  sog.  Fortbildungsschulen  stehen; 
denn  sie  geben  zwei  Jahr  lang  einen  syslematischeu  Lntenicl.t ,  sie  be- 
schränken sich  nicht  darauf,  in  den  Abend-  und  Sonntagsslunden  den  jungen 
Gewerblreibenden  einigen  Unterricht  zu  geben;  aber  zugleich  um  Schulen, 
die  wesentlich  unter  dem  Niveau  der  berliner  Gewerbeakadeniie ,  der  Bau- 
akademie, der  hannoverschen  höhern  Gewerbeschule,  der  Polytechniken  als 
eigentlich  gewerblicher  Hodischulen  stehen;  von  den  gewerblichen  Special- 
miltelschulen,  Winlerbaugewerkschulen,  Schulen  für  Berg-  und  Hüttenwesen, 
für  Weberei  und  Posamenterei,  für  Schifffahrt  und  Schillbau ,  für  Kunst- 
gewerbe (wie  in  Nürnberg)  müssen  sie  sich  dadurch  unterscheiden,  dass  sie, 
nicht  an  Sitzen  ausschliesslichen  Gewerbes,  nur  für  dieses  erziehen  wollen, 
sondern  eine  technische  malhemalisch-naturwissenschaftliche  und  künstlerische 
Bildung  geben  wollen,  die  als  Vorbereitung  für  die  verschiedensten  Arten 
von  Gewerbebetrieben  von  Nutzen  sich  erweisen  soll.  Die  Provinzialgewerbe- 
schulen  können  weder  das,  was  gewerbliche  Hochschulen,  noch  was  Special- 
schulen bieten,  leisten;  aber  sie  sollen  es  aucii  nicht.  Sie  sollen  jungen 
Leuten  des  Mittelstandes,  welche  weder  die  Bildung  noch  die  Geldmittel 
haben,  Polytechniken  zu  besuchen,  welche  Specialsschulen  nicht  besuchen 
können,  weil  solche  für  sie  nicht  existiren ,  oder  zu  theuer  oder  zu  fern 
sind,  wenigstens  die  technische  Bildung  geben,  ohne  welche  selbst  der 
kleine  Gewerbtreibende  heute  nicht  auskommt.  In  der  Cirkularverfügung 
des  Handelsminislers  vom  5.  Juni  1850  heisst  es:  )•  während  sich  das  kö- 
nigliche Gewerbeinstitut,  als  die  höchste  technische  Leiiraustalt  des  Staates 
die  Ausbildung  von  eigentlichen  Technikern,  die  zur  Einrichtung  und  Leitung 
von  Fabrikanlagen  i)efähigt  sind,  zum  Ziele  setzen  muss,  sind  die  Proviuzial- 
gewerbeschulven  dazu  bestimmt,  die  verschiedenen  Handwerker,  Maurer-  und 
Zimmermeister,  Brunnenmacher,  Mühlenbauer,  Gerber,  Bierbrauer,  Destillateure, 
Färber  u.  s.  w.,  sowie  \yerkführer  für  Fabriken  zu  unterrichten".  Es  wird 
ausdrücklich  in  der  Cirkularverfügung  davor  gewarnt,  dass  der  Vortrag  der 
reinen  Mathematik  nicht  zu  weit  ausgedehnt  werde.  Und  mit  Recht.  Denn 
nicht  eine  möglichst  hohe  individuelle  Bildung  einzelner  3Ieister,  sondern 
die  technische  Hebung    unseres    ganzen  Handwerkerstandes  thut   nolh.     Von 
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ihm  kommen  selbst  so  nur  die  besten  und  wohlhabendsten  in  die  Provinziai- 
gewerbeschuie.  Was  heissen  1146  Schüler  für  den  g-anzen  altpreussischeu 
Staat,  wenn  wir  1861  534,556  Handwerksmeister  mit  558,321  Gesellen 
und   Lehrlingen   zählen! 

Die  Klagen  nun,  die  gegt'u  die  Provinzialgewerbeschulen  erhoben  wur- 
den und  die  zu  dem  neuen  Oraanisalionsplan  führten,  sind  folgende.  Die 
Aufnahme  in  die  Anstalten  sei  zu  leicht;  es  fehle  zu  sehr  an  allgemeiner 
Vorbildung;  die  einzelnen  hätten  oftmals  die  Kurse  wiederholen  müssen,  nm 
die  Prüfungen  zu  bestehen ;  die  Abiturienten  überragten  in  ihren  mathe- 
matischen und  naturwissenschaftlichen  Kenntnissen  die  von  Gymnasien  und 
Realschulen  Abgehenden,  aber  blieben  "in  allgemeiner  Bildung  auf  gleicher 
Stufe  mit  einem  Elementarschüler.  Auch  der  Gewerblreibende  bedürfe  heute 
einer  gewissen  allgemeinen  Bildung,  wenn  er  seinen  Beruf  mit  Erfolg  aus- 
üben und  eine  geachtete  Stellung  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  sich 
sichern  wolle. 

Wer  wollte  das  Gewicht  dieser  Klagen,  besonders  der  letzteren  ver- 
kennen? Besonders  in  den  Kreisen,  welche  eine  Gymnasial-  und  Univer- 
sitätsbildung genossen  haben  ,  wird  der  Mangel  der  humanistischen  Bildung 
in  gewerblichen  Kreisen  immer  und  immer  wieder  empfunden.  Der  nur 
technisch  Gebildete  steht  immer  zuletzt  zurück.  Auch  der  kleine  Gewerb- 
treibende  ist  sicher  ein  anderer  Mann,  wenn  er  neben  den  technischen  geo- 
graphische und  geschichtliche  Kenntnisse  ha! ,  vvenii  er  des  Französischen 
und   Englischen   mächtig  ist. 

Aber  folgt  daraus,  dass  die  Provinzialgewerbeschulen  umzugestalten 
sind?  In  erster  Linie  beziehen  sich  die  Klagen  über  das  Zurückbleiben  der 
Bildung  unserer  höhern  Gewerbtreibenden  doch  nur  auf  die,  welche  ge- 
werbliche Hochschulen  absolviren.  Sollen  sie  mit  unsern  Beamten  und 
Juristen,  unsern  grossen  Grundbesitzern  und  Offizieren  in  ihrer  Bildung  auf 
einer  Linie  stehen,  so  fordere  man  von  jedem  Besucher  das  Abgangszeugniss 
von  Prima  eines  Gymnasiums ,  man  füge  in  den  Plan  der  Polytechniken 
Humaniora  ein  oder  vereinige  die  Polytechniken  mit  den  Universitäten,  wie 
man  die  wissenschaftlichen  landwirthschaftlichen  Institute  mil  ihnen  vereinigt. 
Jedenfalls  ist  nur  von  diesen  höhern  Gewerbtreibenden  eine  humanistische 
Bildung  zu  verlangen. 

.Vn  den  kleinen  Gewerbtreibenden  kann  man  diese  Forderung  vernünf- 
tiger Weise  nicht  stellen.  Die  Masse  Herseiben  besucht  die  Elementarschule, 
höchstens  die  höhere  Bürgerschule  oder  eine  Realschule,  nur  sehr  wenige 
ein  Gymnasium.  Will  man  die  menschiiche  und  humane  Bildung  dieser  Kreise 
heben,  so  muss  man  eben  diese  Schulen,  die  sie  be.^uchen,  auf  ein  höheres 
Niveau  zu  bringen  suchen:  aber  man  darf  nicht  das  Minimum  von  technischer 
Bildung,  das  man  ihnen  im  spätem  Alter  (im  14.  bis  17.  Jahre)  bietet,  so 
mit  humanistischen  Lehrgegen.sländen  verquicken ,  dass  entwerder  nur  ein 
Mixtum  Compositum  aller  möglichen  Schulen  herauskommt  oder  eine  etwas 
technisch   gefärbte   Realschule. 

Der  neue  Organisationsplan  für  die  Provinzialgewerbeschulen  hält  den 
Gesichtspunkt  fest,  dass  die  Schule  Fachschule  bleibe,  aber  er  fügt  dem 
Lehrplan  Deutsch,  Französiäch,  Englisch,  Geographie,  Geschichte,  Comptoir- 
wissenschaft    ein:    der  Kursus    wird  von  zwei    auf  drei  Jahre  erstreckt;    die 
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Kwei  untern  Klassen  umlassen  den  Unlcrriclit  in  Mutliemalik,  Physik,  Zeichneo, 
sowie  in  den  Gegenstunden  der  ullgenieinen  Bildung.  Die  dritte  soll  in  vier 
Faclial)tiiciiun{;en   zerfallen   und  zwar: 

0.   f'ir  die  Vorbildung-  der  Zog!ini>e   mm  Besuch   einer  hohem   teclmischea 
Lehriinstiill, 

b.  für   Baulrclinik, 

c.  für  meeiiiiniscli  -  teclini.sche    und 

d.  fiir  fliemiscii-lcchnische    (iewerhc. 

Das  Ziel  der  Schule  wird  mit  fol{,'euden  Worten  bezeiclinet :  «Der  angehende 
Gewerhtreibcnde  bedarf  vor  Allem  der  Fertii^^keit,  sich  in  seiner  Multerspracho 
mündlich  und  schriftlich  correkt  und  logisch  auszudrücken.  Er  muss  ferner 
im  Stande  sein,  die  Fortschritte  anderer  Nationen  auf  dem  Gebiete  der  Tech- 
nik und  der  Industrie  prüfen  und  in  seinem  sowie  im  allgemeinen  Interesse 
zu  verwrlhen;  zu  diesem  Zwecke  muss  er  sich  die  französische  und  eng- 
lische Sprache  mindestens  so  weit  angeeignet  haben,  als  zum  richtigen  Ver- 
ständniss  der  darin  abgefassten  technischen  Werke  erforderlich  ist.  Die 
physischen  Verhältnisse  der  Erdoberfläche,  ihre  Beziehung  zur  Wasser-, 
Pflanzen-  und  Thierwelt  dürfen  ihm  nicht  unbekannt  sein.  Er  bedarf  endlich 
eines  Einblickes  in  die  Entwicklungsgeschichte  der  Völker  und  Staaten,  in 
ihre  Verkehrsverhältnisse  und   ihre   Handelsbeziehungen   zu   einander." 

Die  Aufnahme  in  die  unlere  Klasse  soll  künftig  nur  solchen  zu  Theil 
werden,  welche  mindestens  14jährig  für  Secunda  eines  Gymnasiums  oder 
einer  Bealschule  erster  Ordnung  reif  sind. 

Ganz  andere  Kosten  werden  erforderlich;  statt  dreier  sind  7  Lehrer 
und  ein  llülfslehrer  vorgesehen;  die  laufenden  jährlichen  Kosten  einer  solchen 
Schule  betragen  gegen  7000  —  8000  Thlr. ;  ein  besonderes  Gebäude  ist  er- 
forderlich, das  einen  Herstellungsaufwand  von  30,000  —  50,000  Thlrn.  er- 
fordert.   — 

In  den  Verhandlungen  der  halle'schen  Stadtverordneten  wurde  von  Herrn 
Direktor  Schrader  in  erster  Linie  der  Widerspruch  betont,  der  in  diesem 
Schulplane  liege.  Vierzehnjährige  Jungen  sollen  in  der  kurzen  Zeit  von 
3  Jahren  eine  abgeschlossene  technische  Bildung  erhalten  und  daneben  doch 
so  viel  an  allgemeiner  Bildung  profiliren,  dass  sie  den  Realschülern  und  Gym- 
nasistcn  nicht  wesentlich  nachstehen.  Das  ist  eine  einfache  Unmöglichkeit. 
Es  wird  dann  allerlei  getrieben,  aber  nichts  recht,  Direktor  Schrader 
verglich  die  Zahl  der  Stunden ,  die  z.  B.  dem  Französischen  in  der  Real- 
schule und  in  der  künftigen  Gewerbeschule  zugetheilt  sind,  und  bewies 
schon  hieraus  die  Unmöglichkeit  gleicher  Leistung  nach  dieser  Richtung, 

Das  ist  besonders  wichtig,  soweit  die  Gewerbeschule  Vorbereitungs- 
schule für  ein  Polytechnikum  resp.  die  Gewerbeakademie  sein  soll.  Dass 
man  die  Möglichkeit  offen  hält,  an  den  Polytechniken  auch  Leute  zuzulassen, 
die  gleichsam  Von  der  Picke  auf  gedient  haben,  die  von  Provinzialgewerbe- 
schulen  kommen,  ist  gewiss  gerechtfertigt.  Dass  aber  die,  welche  eine 
solche  höhere  Fachbildung  von  Anfang  an  in  Aussicht  nehmen,  besser  thun, 
Gymnasien  oder  Realschulen  zu  durchlaufen  und  von  da  erst  an  den  Poly- 
techniken auf  das  specifisch  technische  Studium  überhaupt  überzugehen,  das 
scheint  klar.  Dadurch  allein  lässt  sich  das  Niveau  allgemeiner  Bildung  unter 
den  höbern  Gewerblreibenden  erhöhen. 
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Ist  die  Gewerbeschule  künftig  hauptsächlicit  Vorbereitungssciiule  für  ge- 
werbliche Hochschulen,  so  ist  sie  nur  eine  verschlechterte  Realschule,  die 
etwas  weniger  allgemeine,  etwas  mehr  naturwissenschaftliche  Bildung  giebt. 
Etwas  anders  stellt  sich  die  Sache,  wenn  und  soweit  die  Gew^erbe- 
ächule  nicht  Vorbereitungsschule  sein  wilL  Für  die,  deren  Bildung  sich  in 
ihr  abschliesst,  hat  es  eher  Vorlheil,  wenn  der  Unterricht  auf  3  Jahre  sich 
erstreckt,  das  letzte  Jahr  in  Fachschulen  abgetheilt  ist,  wenn  ein  Zusatz 
humanistischer  Bildung  gegeben  wird-  Freilich  erhebt  sich  auch  hier  die 
Frage,  ob  nicht  das  Multum  besser  wäre,  als  die  Multa.  Der  Organisations- 
plan will  nun  dafür,  dass  die  Schüler  eine  gehörige  Absorbtionsfähigkeil 
für  das  Gebotene  haben,  in  der  Weise  sorgen,  dass  er  die  Aufnahme- 
bedingungen gewaltig  in  die  Höhe  schraubt.  Früher  forderte  man  Lesen, 
Schreiben  und  etwas  Rechnen,  jetzt  soll  die  Reife  für  Secunda  einer  iiöhern 
Schule  gefordert  werden. 

Das  mag  für  solche  Orte  richtig  sein,  wo  der  kleine  Handwerkerstand, 
für  den  die  Schulen  doch  gegründet  sind,  seine  Söhne  schon  in's  Gym- 
nasium oder  die  Realschule  schickt.  Für  die  Orte,  wo  das  nicht  der  Fall 
ist,  wird  einfach  durch  diese  Bestimmung  die  Schule  an  sich  aufgehoben 
oder  wird  die  überwiegende  Mehrzahl  in  Hospitanten  verwandelt,  über  welche 
der  Lehrer  keine  rechte  Controle  hat.  Es  ist  das  der  Michtigste  Punkt  in 
der  ganzen  Frage.  Man  scheint  bei  den  Berathungen  in  Berlin  sich  darüber 
getäuscht  zu  haben ,  wer  überhaupt  die   Schule  besuche. 

Dass  es  wesentlich  keine  Leute  sind,  an  die  man  so  hohe  Anforderungen 
beim  Eintritt  stellen  darf,  scheint  schon  aua  der  Uebersicht  der  Besucher 
hervorzugehen ,  welche  das  Jahrbuch  für  amtliche  Statistik  raittheiU.  .Nach 
ihm  waren  von  den  1146  Schülern  Ende  1867: 

Ingenieure,  Geometer  u.  dergl 35 

Bau-  und  andere  Handwerker 853 

Chemiker,  Hütten -Bergleute,  Färber  u.   dergl.  85 

Beamte,  Kaufleute,  .Vlililärs 29 

Unbestimmt 144 

Hier  in  Halle  —  und  to  wird  es  überall  sein,  wo  noch  ein  zahlreicher 
kleiner  Handwerkerstand  exislirt  —  sind  z.  B.  in  den  Jahren  1866  —  69 
47  *'/o  aller  Schüler  solche  gewesen,  welche  nur  eine  Elementarschule  be- 
sucht haben ;,  es  sind  das  meist  Handwerker,  die  in's  praktische  Leben  schon 
übergetreten  ,  die  Lücken  ihrer  Bildung  einsehen  und  sich  uochmal  auf  die 
Schulbank  setzen;  65  "/q  aller  Schüler  sind  solche,  die  vor  ihrem  Eintritt 
kürzer  oder  länger  schon  dem  praktischen  Leben  angehörten.  .Nur  ll,8''/o 
der  Schüler  hatten  die  Bildung,  die  jetzt  als  allgemeines  Erforderniss  auf- 
gestellt wird.  Diese  Richtung  der  Schule  spricht  sich  auch  darin  aus,  dass 
die  Zahl  derer,  welche  freiwillig  ein  Abiturientene.xamen  macht , -nicht  all- 
zu gross  ist.  Es  machten  in  Halle  in  derselben  Zeit  23,4  "/o  der  Schüler 
dieses  E.vamen ,  von  diesen  war  etwa  die  Hälfte  in  Elementarschulen,  '/^  in 
Quarta  und  Terlia,  '/4  i"  Secunda  eines  Gyninusiums  oder  einer  Realschule 
vorgebildet.  Nur  etwa  die  Hälfte  der  E.xaminanten  ging  auf  eine  höhere 
technische  Lehranstalt  über.  Die  Mehrzahl  derer,  welche  der  Prüfung  sich 
unterwarfen,  wurde  dazu  veranlasst,  weil  sie  dadurch  das  Recht  sich  er- 
warben, in  der  Armee  als  Einjährig -Freiwillige  zu  dienen. 

XV.  18 
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Bei  diesem  Stande  der  Sache  kann  man  keinen  Moment  zweifeln  ,  das« 
der  ulte  Orgnnisationsplan  dem  neuen  vor/aizielu-n  sei,  wie  denn  auch  hier 
in  Hülle  Lehrer,  Kuratoren,  iMaj^istral,  Sludtverordnetenversanimluntc  und 
öllcnlliche  Meinunj,  diiruher  einiiz  war.  Der  j^an/.e  neue  Oruaniaationsplan 
übersieht  die  Bedürfnisse  des  kleinen  Mannes;  er  will  die  Gewerbeschulen 
für  Fulirikanten  einrichten  und  schadet  diesen  doch  wieder  ,  wenn  er  sie  in 
diese  Bildungslaufbahn  weist;  denn  sie  werden  besser  auf  Gymnasien,  iteal- 
schuien   und   rolytechniken  g-ebildet. 

Es  könnte  nun  scheinen,  der  neue  Organisationsplan  sei  insol'eru  we- 
nigstens nicht  schädlich,  als  es  den  .Städten  überlassen  sei,  ihre  Gewerbe- 
schulen in  alter  oder  in  der  neuen  Form  t'orlbestehen  zu  lassen.  Aber  ganz 
so  liegt  die  Sache  nicht.  Die  Absicht  des  Ministeriums  geht  darauf  hinaus, 
die  Schulen    umzugestalten. 

Einmal  sollen  neue  Gewerbeschulen,  zu  denen  der  Staat  einen  Zuschusü 
giebl,  nur  nach  diesem  Plan  errichtet  werden  dürfen.  Das  ist  sehr  be- 
klajrenswerth ,  besonders  wenn  man  bedenkt,  wie  wenig  zahlreich  noch  die 
Schulen  sind ,  wie  wünschenswerlli  die  Errichtung  weiterer  auch  in  noch 
kleinern  Städten  wäre.  Die  jetzigen  Schulen  genügen  nicht ;  ich  erwähnte 
schon,  dass  in  Halle  häufig  Schüler  abgewiesen  werden  mussten.  Je  kleiner 
aber  die  Orte  sind,  in  denen  solche  Schulen  errichtet  werden,  desto  un- 
passender ist  der  neue  Organisalionsplan. 

Dann  aber  scheint  der  Minister  auf  die  alten  Arten  der  Schulen  gar 
kein  Gewicht  mehr  zu  legen;  er  sagt,  wo  die  Gemeinde  auf  den  neuen 
Plan  nicht  eingehe,  bleibe  es  vorerst  beim  allen  Plan,  fügt  aber  hinzu: 
,,zieht  die  Gemeinde  vor,  die  Gewerbeschule  überhaupt  eingehen  zu  lassen, 
so  würde  dem  meinerseits  kein  Bedenken  entgegenstehen".  Ausserdem  er- 
klärt er  ,  dass  er  von  einem  bestimmten  Zeitpunkt  an  die  Abiturienten  der 
alten  Schulen  nicht  mehr  zu  höheren  gewerblichen  Lehranstalten  zulassen 
werde.  Das  wäre  an  sich  kein  grosses  Unglück.  Die  Gewerbeschulen  sind 
nicht  die  passenden  Vorbereitungsschulen  dafür.  Aber  es  würde  damit  zu- 
gleich das  Recht  für  die  Abiturienten,  als  Einjährige  zu  dienen,  verloren 
gehen.  Und  das  wäre  ein  harter  Schlag  für  die  Schulen,  sofern  diese  Aus- 
sicht immer  anzieht.  Es  wäre  überdies  eine  ungerechte  und  schädliche 
Massregel.  Die  Gründe  warum,  sind  zu  nahe  liegend,  als  dass  sie  noch 
näher  ausgeführt  zu  werden  brauchten. 

Es  wäre  sehr  im  allgemeinen  Interesse,  wenn  das  Handelsministerium 
seine  Massregeln  dahin  änderte,  dass  es  mindestens  den  alten  und  neuen 
Organisationsplan  fakultativ  neben  einander  bestehen  Hesse,  den  Städten  an- 
heimgebend, ob   sie   für  den   einen   oder  andern   sich    erklären. 

Halle,  August   1870. 


IV. 
JDie  ras-fischen  diisenbabnen. 

Es  liegt   auf  der  Hand,  dass  für  ein  Reich  von  so  colossaler  Dimension 
wie  das  russische  ein  ausgedehntes  Eisenbahnnetz  sowohl  in  volkswirthschaft- 
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lieber  wie  intellectueller  und  militärischer  Hinsicht  von  ausserordentlicher 
Bedeutung  sein  muss.  Und  doch  bietet  gerade  die  enorme  Ausdehnung,  welche 
dasselbe  bei  einer  stellenweise  sehr  dünnen  Bevölkerung  hat,  der  Anlage 
neuer  Linien  die  grössle  Schwierigkeit.  Es  konnte  daher  auch  bisher  nur 
ein  geringfügiger  Theil  des  grossen  Czarenreiches  durch  Schienenstränge  mit 
den  Centren  des  europäischen  Verkehrslebens  in  directe  Verbindung  gesetzt 
werden.  Nur  die  westliche  Seile  desselben  erfreut  sich  —  und  zwar  in  ihrer 
ganzen  Ausdehnung  von  Norden  nach  Süden  ~  heute  dieses  Vortheils  oder 
wird  sich  doch  desselben  in  allernächster  Zeit  erfreuen,  da  eine  Reihe  neuer 
Linien,  welche  namentlich  das  südwestliche  Russland  der  Hauptstadt  und  dem 
Norden  des  Reiches  nähern  sollen,  in  der  Vorbereitung  bez.  im  Bau  begrilTen 
sind.  Im  ganzen  Osten  fehlt  es  noch  an  jeglicher  Bahnanlage.  Die  nach  dieser 
Seite  am  weitesten  hinausgeschobenen  Punkte  sind  Mschnei-Novgorod  und 
mehr  nach  Süden  Tsaritsyn.  Es  ist  also  erst  genau  die  eine  Hfilfte  des 
Reiches  in  ihrem  Längendurchschnitte,  d.  h.  von  einem  Pole  zum  anderen 
betrachtet  in  das  Eisenbahnnetz  gezogen.  Aber  auch  auf  dieser  linken  Hälfte 
erkennt  man  nur  einige  wenige  Lisien,  die  den  Norden  mit  Süden  verbinden, 
ohne  durch  Querlinien  —  oder  doch  nur  vereinzelt  —  durchschnitten  zu 
werden.  Von  den  Bahnstrecken  eingeschlossen  liegen  noch  zum  Theil  viele 
hundert  Quadratmeilen  Landes,  welche  von  aller  Theilnahme  am  Weltverkehre 
ausgeschlossen  sind.  So  leer  aber  auch  die  russische  Eisenbahnkarte  selbst 
auf  ihrer  westlichen  Seite  noch  aussieht,  so  sind  doch  bereits  colossale 
Strecken  mit  Schienen  bedeckt  worden.  Es  sind  ganz  ausserordentliche 
Anstrengungen  gemacht,  um  dieses  östlichste  Reich  Europa's  mehr  und  mehr 
mit  demselben  in  nahe  Beziehungen  durch  das  wichtigste  Verkehrsmittel  unserer 
Zeit  zu  bringen,  üeber  den  dermaligen  Stand  und  theilweise  auch  über  die 
Entwickelnng  der  Eisenbahnen  Russlands  belehrt  uns  eine  erst  neulich  erschienene 
Publication  eines  hochgestellten  russischen  ßahnbeamten,  welcher  wir  in  den 
nachsiehenden  Daten,  die  ohne  Zweifel  ein  allgemeineres  Interesse  in  An- 
spruch nehmen,  folgen.  Diese  Arbeit  (Statistique  des  chemins  de  fer  russes 
au  ler  (13)  janvier  1869  avec  tableaux  d'apres  les  documents  authentiques 
et  carte  explicative  ä  I'appui  par  .1.  Hovin  de  Tranchere,  adminislrateur  de 
la  grande  societe  des  cheniin  de  fer  russes.  St.  Petersbourg  1869.  4.  61  SS.) 
bildet  den  ersten  Jahrgang  einer  Uebersicbt  über  die  Ausdehnung  und  den 
Betrieb  auf  den  russischen  Bahnlinien.  Der  Verfasser  hoiTt,  von  Jahr  zu  Jahr 
über  ein  reichhaltigeres  Material  verfügen  und  regelmässig  der  OelTenllichkeit 
übergeben  zu  können.  Heule  muss  er  sich  —  da  es  ihm  darauf  ankommt, 
nur  verlässliche  Daten  zu  liefern  —  darauf  beschränken,  blos  einige  Momente 
über  den  Etat  und  Betrieb  vorzuführen,  so  dass  wir  in  unserer  Wiedergabe 
nur  einzelne  Punkte  zu  berühren  im  Stande  sind.  Durch  die  .-stufenweise 
Vervollständigung  dieser  Publicalionon ,  die  uns  ihr  Autor  in  Aussicht  stellt, 
wird  er  uns  schätzenswerthe  Beiträge  für  ein  wichtiges  Gebiet  der  Statistik 
liefern.    — 

Die  russischen  Bahnen  haben  sich  erst  spät  und  im  Vergleich  mit  anderen 
Ländern  langsam  entwickelt.  Im  Jahre  1843,  als  schon  in  England  und 
Nordamerika  viele  Meilen  mit  Dampf  durchfahren  wurden,  hatte  Russland  erst 
die  einzige  Linie  von  St.    Petersburg  zum  kaiserlichen   Lust^chlosse   Sarkoje- 

18* 
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Selo,  d.h.  eine  Strecke  von  6,^4^  geod^raphischen  Meilen')  Die  Autdehounit 
des   Netzes  stieii;   dann    im   Jahre 

1844  auf  134,951  geugr.   Meilen 

1853     -     443,238 

1866     -     940,2,2 

tJegenwartiff,  d.  h.  oni  Anfang  des  Jahre;.  1869  (nach  russischem  Kalender 
oder  am  13  Januar  iiucli  dem  un.sri£ren)  belief  sich  die  ganze  russische  Bahn- 
länge auf  1597,(,(^^  )leilen,  welche  theils  bereits  in  Betrieb,  theils  im  Bau  be- 
grilTen  sind.  Hin^u  treten  nocii  464,370  Meilen  Balinlauge,  für  welche  die 
Concession  bereits  ertheilt  ist.  ?.lit  doppeltem  Gleise  sind  von  jener  obigen 
Strecke  13l,gio  Meilen  oder  8,24^0  ^^''  ganzen  ßahnlänge  versehen.  Wirk- 
lich im   Betriebe  .stehen   zur  Zeit   und  zwar: 

an  Staatsbahnen    159,7Qg  geogr.   .Meilen 

-  Privalbahnen   784,0^5 

zusammen   944,^g3  geogr.   Meilen 
Dagegen  sind  im  Bau  beiindlich  und  werden  demnächst  dem  Verkehr  übergeben: 
an   Staatsbahnen    168,903  geogr.   Meilen 

-  Privdtbahnen  483,5^3 

zusammen  653,330  ?eogr.   Meilen 
Wie    aus    diesen    eben  milgelheilten  Daten  hervorgeht,   sind    die   Bahnen    in 
Russland  theils  durch  die  Regierung,  theils  durch  Gesellschaften  angelegt  worden 
Es  überwiegen  jedoch  die  letzteren  ansehnlich.    Es  gehören  nämlich  an  Bahnlöngft 
dem   Staate        328,j0i  geogr.   .^leilcn 
den   Privalen    1268,248 
es  kommen  demnach  auf  den  ersteren  blos  20,5g^/o,   auf  die  Privaten  hingegen 
79,41  **/q  ^^^  ^^^  Gesammtlänge. 

Jene  1597,qo9  Meilen,  welche  die  volle  Länge  der  russischen  Schienen- 
wege ausmachen,  vertheilen  sich  im  Ganzen  auf  41  Linien,  von  denen  8  im 
Eigenthum  des  Staates,  33  in  dem  von  Gesellschaften  stehen.  Die  durcb- 
6chnit(liche  Länge  einer  Linie  beträgt  demnach 

für  die  Staatsbahnen  41,095  Meilen 

-    Privatbahnen  40,9n 
überhaupt  38,g5i 

Die  einzelnen  Strecken  sind,  wie  ersichtlich,  von  erheblicher  Länge.  Es  giebt 
nur  3,  welche  nnter  20  Meilen  betragen,  lieber  100  Meilen  haben  dagegen 
folgende  vier  Linien,  nämlich  die 

von  Libau  nach  Dünaburg  1 6^7333  ^leileu 

-  Moskau  nach  Theodosien        .      169,840 

-  St.  Petersburg  nach  Warschau      173, 527 

-  Moskau  nach   Sebastopol  .  207,o25 

Von  wesentlichem  Interesse  ist  es,  das  Verhältniss  der  Bahnstrecken  zur 
Grösse   des  Landes  und  zur  Stärke  der  Bevölkerung  zu  ermitteln.      Das  Czaren- 


1)  Wir   haben    in    dieser  Reproduction    die    russiBchen   Werst    in    geographiüche 
Meilen,  wie  überhaupt  die  dort  gebräuchlichen  Maasse  und  Werlbzeicben  in  Centuer 

resp.  Thalor  umgeiechnei. 
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reich   hat  eine  Ausdehnung  vo)!  605,7   □Meilen    und   eine  Bevölkening    von 
67,300,000  Einwohnern.     Es  kommen  demnach  an  Bahnnieilen  : 
auf  I    geogr.   GMeile  auf   10,000   Einwohner 

0,38  0j24 

Beide  Ziffern  treten  gegen  die  Mehrzahl  der  übrigen  europäischen  Staaten 
ausserordentlich  zurück.  \Mv  lassen  hier  des  Vergleichs  wegen  die  Ergeb- 
nisse der  übrigen  Länder  unseres  Welttheils  folgen,  welche  wir  einer  Zusammen- 
stellung von  K.  V.  Scherzer  (Welthandel  und  Verkehrsmittel)  in  E.  Behm's 
«Geographischem  Jahrbuche"  (IL  Band.  Gotha  1868)  entnomniea  haben.  Es 
besass   darnach 

Meile»  auf  1  GMeile  des       auf  10.000  Einw. 

Eispubahnrn         Landes  Bahnnieilen         Bahnmeilen 

England 3318,2  ^»äs  *>ii 

Frankreich 2009,  j  0,2  o  0,53 

Deutschland 1948,j  0,2o  O,^^ 

Oesterreich 849, j  0,^^  0,24 

Spanien 688,,  0,^,  0,|j 

Italien 652,3  ^»12  ^'2J 

Belgien 345,»  0,54  0,^^ 

Schweden  und  iNorwegen   .        275, ^  O,,,,  0,jj 

die  Schweiz 174,5  0,^4  O,;^ 

die  Niederlande  141,3  ^>24  ^'lo 

l'ortugal 94,3  ^,o&  ^»21 

Dänemark 64,^  Ojqj,  0,^f^ 

die  Türkei 88,5  O,^^«  0,^3 

Der  absoluten  Grösse  seiner  Bahnstrecken  nach  würde  Russland  in  dieser 
Reihenfolge  unmittelbar  dem  Königreich  Belgien  vorangehen,  d.  h.  einem 
F^ande,  dessen  Eisenbahnnetz  das  dichteste  des  Continents  ist.  Mit  Bezug 
auf  den  Umfang  des  Landes  nnd  die  Bevölkerung  sehen  wir  indessen  ,  dass 
es  hier  auf  einer  der  untersten  Stufen  steht. 

Werfen  wir  hiernach  noch  kurz  einen  Blick  auf  das  Ergebniss  des  Be- 
triebes und  des  Verkehrs,  der  sich  auf  den  russischen  Bahnen  vollzogen  hat. 
Im  Jahre  1867  —  als  die  wirklich  im  Betriebe  befindlichen  Bahnen  eine 
Gesammllänge  von  944,^,2  Meilen,  die  Staatsbahnen  eine  solche  von  246,^33 
und  die  Privatbahnen  von  697, gjg  Meilen  hatten  —  wurden  auf  denselben 
im  Ganzen  8,504,399  Passagiere  und  103,736,226  Centner  Waaren  be- 
. fördert.  Die  Roheinnahme,  welche  daraus  restiUirte,  belief  sich 
für  die  Staatsbahnen  auf  17,857,526  Thlr. 

-  -     Privatbahnen    -     25,600,523     - 

-  sämmtliche  Bahnen  -     43,458,049 
Demnach  «teilten  sich  diese  Erträge  für  die  Meile  Bahnstrecke 

hei    den    Slaatsbahnen  auf  72,297  Thlr. 

Privatbahnen  -     36,677 
sämmtlichen  Bahnen   -     45,988 
Die  Höhe  der  Betriebskosten  betrug 

bei    den    Staatsbahnen  1 1,896,197  Thlr. 

-      Privnlbahnen  15,393,786     - 

-  sämmtlichen  Bahnen  27,279,983      - 
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sie  maclilcn   nach   den   obigen   ZifTern  aus   pro   Meile 

liei   (icn   SluatshaluKMi       48,194  Thlr. 
-      I'rivathalinen       22,059     - 
siinmitliciien  Bahnen    28,884 
Der  Heinertrag,  den  die  Bahnen  ahwarfen,  erreichte   in   dem   gedachten  Jahre 
I8G7   die  Hohe   von: 

bei   den   Staatsbahnen  5,971,329  Thlrn. 

-      Trivatbahnen        10,206,737      - 
sämmlliciuMi  Bahnen    16,178,0(50 
Derselbe  erbrachte  niilliin   pro   Meile   einen   Gewinn 

bei    den    Staatsbahnen    von    24,211  Thlrn. 
Privalbahnen      -       14,626 
sämmtiichen  Bahnen  -      17,129 
Wie   hieraus   hervorg^eht,   stellt   sich  der  Reinertrag  der  Slaafsbahnen   auf  die 
iileile   Bahnlänge  bei  Weitem    günstiger    wie  der  bei  den   Privatbahnen,    eine 
Erscheinung,    die    bekanntlich    nicht   die  gewöhnliche    zu    sein    pflegt.      Von 
dem   Rohertrage   erbrachte  der  Nettogewinn 

bei  den  Staatsbahnen       33,82^0 
Privatbahnen       39,86  " 
sämmtiichen  Bahnen  39,5g  " 
Trotzdem  der  Reinertrag    pro  Meile    sich  vorlheilhafter   für   die  Staats- 
bahnen stellt,  ist  der  Procentanlheil  des  Nettogewinns  an  dem  Roheinkommen 
bei  den   Privalbahnen  ein  höherer.    — 

So  weit  giebt  uns  in  Bezug  auf  die  wesentlichsten  Punkte  die  oben 
genannte  Zusammenstellung  Auskunft,  welcher  wir  einige  Thatsachen  zur 
Vergleichung  mit  anderen  Landern,  sowie  eine  Reihe  von  Procentberechnungen 
hinzufügten.  Wir  hoffen,  in  Zukunft  Gelegenheit  zu  finden,  auf  die  in  den 
Fortsetzungen  dieser  interessanten  Mitlheilungen  enthaltenen  Daten  an  dieser 
Stelle  zurückkommen  zu  können. 

Dr.  Kollmann. 


V. 

Die  Bierbrauerelen  in  Thürinsfen  von  186T  bis  1869. 

Hach  den  Jahresberichten  der  GeneraUnspe3tlaa  des  thärinj^ischen  Handels-  and 

Zollvereins  in  Erfurt 

Mitlheilung  des  statistischen  Bureaus  vereinigter  thüringischer  Staaten. 

Die  gegenwärtige  Darstellung  über  den  Brauereibelrieb  in  Thüringen 
sfhliesst  sich  den  früheren  an  dieser  Stelle  für  die  Jahre  von  1863  bis  1866 
(18C8.  Bd.  XI  S.  376  bis  378)  und  von  1854  bis  1862  (1865.  Bd.  IV. 
S.  65  bis  75)  publicirlen  an.  We  »en  der  allgemeinen  Erläuterungen  wird 
deshalb  auf  dieselben  und  namentiich  auf  die  im  IV.  Bande  mitgetheilten 
spccielleren  Angaben  verwiesen.  Hier  sollen  lediglich  die  Resultate,  welche 
sich  seit  der  letzten  Veröffentlichung  ergeben   haben,  Platz  finden. 
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Der  Ertrag  der  Braumalzsteuer  im  Bereich  des  thüringischen  Handels- 
und Zollvereins  ergab 

in  den  Städten  auf  dem  Lande  überhaupt 

1867  182,141  Thlr.  132,274  Thir.      314,415  Thlr. 

1868  192,380     -  133,504      r        325.884     „ 

1869  201,056      „  135,906      •,        336,962      r, 

Vergleicht  man  das  Ergebniss  dieser  drei  Jahre  mit  den  drei  vorauf- 
gehenden, so  ist  dasselbe  sichtlich  ungünstig.  Gegen  1,409,624  Thlr.,  die 
von  1864/6  erhoben  wurden,  gingen  von  1867/9  nur  977,261  Thlr.  ein; 
es  liegt  also  eine  absolute  Verminderung  von  30, gp  ^/q  vor.  Die  Ungunst 
des  Jahres  1866  hatte  auch  im  Jahre  1867  noch  seinen  nachtheiligen  Ein- 
fluss  geäussert.  Zwar  Messen  die  beiden  folgenden  Jahre  relativ  gut  an  und 
brachten  auch  einen  Aufschwung  des  Brauereibetriebes  und  demgemäss  der 
Braumalzsteuer,  zur  Höhe  des  Jahres  1865  —  also  vor  dem  Kriege  — 
erhob  sich  aber  das  Steuerergebniss  nicht  wieder.  Und  so  wie  mit  dem 
Ertrage  der  Steuer  verhält  es  sich  natürlich  entsprechend  mit  der  Menge  des 
verarbeiteten   Braumalzes  und  der  Menge  des  producirten  Bieres. 

Das  erstere ,  das   Quantum  des  verarbeiteten  Braumaizes  belief  sich 

1867  auf  420,108  Clr. 

1868  ^  435,179  . 

1869  «  450,323  ^ 

im  Durchschnitte  der  drei  Jahre  also  auf  435,203  Ctr. ,  während  es  in  den 
der  drei  voraufgehenden  Jahre  459,875  Ctr.  oder  6,39  ''/o  mehr  betrug.  Das 
hieraus  producirte  Bier  ist  in  den  Unterlagen,  aus  denen  wir  unsere  That- 
sachen  schöpfen,  den  Berichten  der  Generalinspection  des  thüringischen 
Zoll-  und  Handelsvereins,  nur  indirect  zu  entnehmen,  insofern  selbiges  nicht 
geradezu  ermittelt,  sondern  nur  nach  Massgabe  des  versteuerten  Braumalzes 
berechnet  wird  (vgl.  die  hierauf  bezüglichen  Mittheilungen  im  IV.  Bande 
S.  66).  Nimmt  man  nämlich  einen  durchschnittlichen  Steuerbetrag  von 
20  Sgr.  für  den  Centner  Malzschrot  an  und  ferner,  dass  aus  einem  Centner 
100  Quart  Bier  erzeugt  werden,  so  hat  man  hierdurch  einen  Schlüssel  die 
Quantität  des  producirten  Bieres  zu  finden.  Es  ist  dies  die  von  der  Ge- 
neralinspection des  Zoll-  und  Handel:^vereins  beliebte  Methode.  Aber  dieses 
ergiebt,  wie  es  auch  jener  Behörde  nicht  entgangen  ist,  ein  unzweifelhaft 
viel  zu  niedriges  Resultat.  Es  ist  deshalb  unserer  Seils  bereits  in  den 
früheren  Publicationen  (wie  dieses  an  der  citirten  Stelle  im  IV.  Bande 
näher  erläutert  ist)  ein  Ertrag  von  180  Quart  Bier  auf  1  Cenlner  Malz- 
schrot unserer  Berechnung  zu  Grunde  gelegt.  Nach  diesen  beiden  Methoden 
stellt  sich  nun  als  die  Menge  des  producirten  Bieres  heraus  und  zwar: 
20  Sgr.  Steuer  =  100  Quart  Bier.     1  Clr.  Malz.schrol  =  180  Quart  Bier. 

1867  47,162,200  Ctr.  75,619,440  Ctr. 

1868  48,632,600  .■  78,232,220  , 

1869  50,544,300  «  81,058,140   ,• 

Die  Zu-  resp.  Abnahme  der  Bierproduction  nach  der  letzteren  ßerfch- 
nung  belauft  sich   gegen    da»   Vorjahr  auf 
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abnolul  in  % 

1867  -    7,461,180    -    8,0, 

1868  -I-  2,612,780  +   8,3, 

1869  -j-   2,285,920  +  3,^» 

Der  Auslall  ptgcn  1866  ist  hiernacli  ariselinlich  Die  beiden  füii^en- 
(len  .Iiihre  biekunden  einen  Aufschwung,  welcher  itidegscn,  wie  dies  schon 
beim  Erlra<i:e  der  Braumalzsteucr  hervorgehoben  wurde,  die  frühere  Abnahme 
noch   nicht  wieder  ausgeglichen   hat. 

Der  Werth  der  bisher  mitgetheilten  Ihatsachen  wird  sich  nun  besser 
ermessen  lassen,  wenn  man  sie  auf  die  Bevölkerung  reducirt..  Es  enlfüllf 
nämlich  in  dem  zum  thüringischen  Handels-  uud  Zollvereine  gehörigen  Ge- 
biete auf  den  Kopf  eines  Einwohners 

Producirtfs  Bier. 
Braumalzsteuer      20  Sftr.  Steuer     1  Clr.  M»lz«>chro»      Sleuererlrag 
Ctr.  =:  100  Quart.         =180  Quart.  Sgr 

Quart  Quart. 

IÖ67    .      .      .      .      0,3,  42,7,  68,5j  8,5a 

1868  .      .     .      .     0,32  43,is  69,»«  8,,^ 

1869  .      .     .  0,jo  45,22  72,5,  9,oi 
Dieses  Bild  wird   vervollständigt,    wenn   man   den   Betrag   des   versteuer- 
ten  Bieres  und   die  Höhe  der  Steuer,    welche  auf  den   Kopf  eines  Einzelnen 
fallen,  mit  den   Ergebnissen  anderer  ZoilvereinsJätider  vergleicht.      Es  kamen 
nämlich   1867   auf  den   Kopf  der   Bevölkerung 

Verst.     Steuer- 
Bier,      ertrag. 
Quart.       Sgr. 

in  Preussen 14,2i       2,^, 

„  Luxemburg     . 
„   Sachsen 
V   Braunschweig 
Nach    dieser    Zusammenstellung 
Thüringen    das    Quantum    des    produc 


1 2,7«        2,50 
28,10       5,5g 


24,08         *»83 

ergiebt  sich .  dass  (iurchschnittlich  in 
sten  Bieres  und  demgemäss  auch  die 
Höhe  des  Steuerertrages  imVerhäitniss  zur  Bevölkerung  ein  weit  aasehnliche- 
res  ist,  als  in  den  obigen  4  Staaten  Norddeutschlands.  Thüringen,  welches 
geographisch  an  der  Grenzscheide  des  deutschen  Nordens  und  Südens  liegt, 
nähert  sich  in  Bezug  auf  die  Bierproduction  weit  mehr  dem  Süden,  die  be- 
kanntlich hier  und  ganz  besonders  in  Bayern  von  grossem  Umfange  ist. 
Die  Bierproduction  ist  jedoch  in  den  einzelnen  zum  thüringischen  Handels- 
ond  Zollverein  gehörigen  Staaten  und  Gebietslheilen  sehr  verschieden.  Es 
ergiebt  sich  nämlich  als  das  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  kommende 
Quantum : 

1867.       1868.       1869. 
Quart.     Quart.      Quart. 

in  Preussen 40,j       41,9        ^^j» 

»    Weimar 29,5        31, i        31,b 

r.    Meiningen 52,g        52,3        ^^>? 

r^    Altenburg 32,5       ^^5»       ^^>^ 

*>    Coburg 147,1     147,,     159,5 

n    Gotha        36,0       36,,       37,, 

«    Rudolslad! 47,,       44,,        46„ 
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1867.      1868.       1869. 

Quart.     Quart.      Quart. 

•,?    Sondershausen    ....       43,^       44,^       43,^ 

n    Reuss  ä.  L 29,3        ^^;fl        ^^)9 

n    Reuss  j.   L 40,5        "^^^s        ^^5) 

Hiernach  ist  in  erster  Linie  das  am  südlich  gelegenste,  an  Bayern 
grenzende  Coburg  ,  welclies  von  den  Ländern  des  thüringischen  Vereins  den 
schwunghaftesten  Brauereibetrieb  hat.  .Nächst  Coburg  sind  es  Meiningen 
and  Rudolstadt.  die  dns  relativ  meistf  Bier  producirt  haben.  Dahingegen 
nehmen   Reuss  ä.   L.   und  Weimar  die  unterste  Stufe   ein. 

Die  Anzahl  der  Brauereien,  welche  in  den  Jahren  von  1867  bis  1869 
bestanden,  ist  folgende,  und  zwar 

gevrerbliche.  nicht  [j^ewerbMch«.  überhaupt, 

etädt.     ländl.        zus.   städt.  ländi.     zuü.      giädt.     iändl.       zui. 

1867  .     .     214     1233      1447     7      515     522     221      1748      1969 

1868  .     .     212      1235      1447      6     487      493     218     1722     1940 

1869  .     217      1208      1425     5     500     505     222      1708     1930 
Im  Allgemeinen    ist  hiernach  eine  Abnahme    der  Brauereien    bemerkbar. 

Die  überwiegend  grössere  Zahl  der  Brauereien  besteht  auf  dem  Lande  und 
dies  ganz  besonders  bei  den  nicht  gewerblichen.  Hier  ist  bekanntlich  mit 
dem  Oekonomiebetrieh  die  Bereitung  von  Bitr  für  den  eigenen  l-.äuslichen 
Bedarf  vielfach  verbunden. 

Was  schliesslich  die  Ausdehnung  des  Brttuereibetriebes  speciell  bei  den 
gewerblichen  Brauereien  anlangt,  so  haben  von  diesen  an  Braumalz  ver- 
steuert unter  100  Ch-.  über  100  bis  über  1000  bis     über  2000  Clr. 

1000  Clr.  2000  Ctr. 


1867  .  .   14  634  648  111   428  539  44  13  57  35  8  43 

1868  .   .   17  627  644   112  412  524  37   16  53  40  8  48 

1869  .  .  21   597   618   115  426  541   40  16  56  38  9  47 

Das  Verhaltniss,  in  welchem  diese  nach  dem  Umfange  des  versteuerten 
Braumalzes  abgestuften  gewerblichen  Brauereien  zu  deren  Gesammtheit  stehen, 
ist  im  Durchschnitte  der  drei  Jahre 

für  die  unterste  Gattung 50,i2  "/o 

r,        «     zweite  ;i  42,09     •* 

„       ••    dritte  w         4,^^    « 

r,       :•!    oberste  S,^^    55 

Die  beiden  untersten  Stufen  überwiegen  also  ganz  ausserordentlich  und 
machen  mehr  als  Yjq  sammtlicher  Brauereien  aus.  Der  Kleinbetrieb  zeigt 
sich  hier  demnach  als  vorherrschend.  Wesentlich  anders  gestaltet  sich  aber 
das  Verhaltniss,  wenn  man  Städte  und  Landgemeinden  gesondert  betrachtet. 
Alsdann  kommen  von  der  Summe  der  städtischen  resp.  ländlichen  Braue- 
reien auf  ..     e»-j.        j      .       1  •  j 

die  Städte,     dir  Landgememden. 

in  der  untersten  Gattung  .        8,17  ®/o  58,1,  **/„ 

r)  r  zweiten           ?«  ^4,33    »  39,jj    y^ 

y,  „  dritten            w  19,23    -^                  l,4i    « 

n  „  obersten          ^  '^»37     «                    ^.75 
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Kx  /icigl  sirh  mithin  in  Stadt  »u<\  Land  ein  nahezu  umgekehrtes  Ver- 
haltniss.  Hier  iibcrwicfien  die;  hciden  unteren  Stufen,  d.  h.  also  die  klei- 
neren Brauereien,  wiihrend  dort  die  untcr^le  Stufe  am  schwächsten  ver- 
treten ist.  Man  sieht  also,  dass  die  grösseren,  mehr  Capital  erfordernden 
und  demnach  auf  ein  ifrösseres  Absatzgebiet,  also  auf  eine  dichtere  Be- 
völkerung antrewiesenen  Brauereien  vorzugsweise  den  Städten  angehören  und 
auf  dem   Lande   bedeutend   zurücktreten. 

In  der  Bewegunjr  dieser  nach  ihrem  Betriebe  abgegrenzten  Brauereien 
nimmt  man  fiir  die  vorliegenden  drei  Jahre ,  was  sich  auch  schon  in  den 
früheren  Jahren  benierk!)ar  machte,  wahr,  dass  niimlich  die  grösseren 
Brauereien  auf  eine  verhällnissmassig  stärkere  Zunahme  hinweisen,  ein  An- 
zeichen dafür,  dass  die  allgemeine  Richtung  unserer  Zeit  mehr  nach  Gross- 
betrieb drängt. 

Von  den  gewerblichen   Brauereien   waren   vollständig  nnthätig 
in  den  Städten     auf   dem  Lande     überhaupt 

1867  ...      10  150  160 

1868  ...        6  172  182 

1869  ...        3  160  163 
oder  im  Verhältniss  zu  deren  Gesammtzahl 

in  den  Slädten.     auf  dem  Lande,     überhanpl. 

1867  ....     4,«;%  12,,,  o/o         ll^oeVo 

1868  ....      2,83    «  13,93    "  12,55    „ 

1869  1j38     5^  13'24     '*  *1?I3    r> 

Die  Zahl  derer,  die  ruhten,  erscheint  somit  als  nicht  ganz  unansehnlich. 
Namentlich  ist  es  das  Land,  welches  auch  verhältnissmässig  hier  ein  sehr 
hohes  Contingent  stellt. 


VI. 
Die   ökonomischen  Zustände  des  Königfreich«  Jaomegen. 

Bekanntlich  hat  man  in  den  beiden  skandinavischen  Königreichen  Schwe- 
den und  Norwegen  schon  seit  langer  Zeit  der  Statistik  eine  besondere  Auf- 
merksamkeit gewidmet.  Alljährlich  publiciren  sie  über  die  verschiedensten 
Gegenstände  des  öifentlichen  und  Verkehrsleben  umfängliche  Zusammen- 
sjtellungen,  die  zum  Theil  sehr  interessante  Aufschlüsse  über  diese  nach 
mancher  Seite  hin  noch  wenig  bekannten  Länder  bieten.  Auch  gegen  Ende 
des  vergangenen  Jahres  sind  wieder  eine  Reihe  sehr  inhaltreicher  Publica- 
tionen  erfolgt.  Unter  diesen  erscheint  uns  eine,  welche  über  die  ökonomi- 
schen Zustände  Norwegens  detaillirte  iNachrichten  bringt,  besonders  bemerkens- 
werth.  Sie  ist  betitelt:  Beretning  om  Rigets  oeconomiske  tilstand  i  aarene 
1861  —  1865.  Udgiven  af  Departementel  for  det  Indre.  (Christiania  1869.) 
Die  Arbeit  verbreitet  sich  sowohl  über  die  agrarischen,  als  commerciellen,  in- 
dustriellen und  finanziellen  Verhältnisse  des  Landes  nach  den  verschiedensten 
Seiten  hin.  Es  bedarf  daher  wohl  keiner  Rechtfertigung,  wenn  wir  einige 
der  kennenswerthesten   Thatsachen   hier   wiedergeben.     Wir  bemerken    dabei, 
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dass  wir  »u  dem  Ende  die  norwegischen  Maasse   auf    die  geläufigeren  fran- 
zösischen  reducirt  haben. 

1.   Agrarische  Verhältnisse. 
Norwegen  hat   einen  Gesammtumfan^   von   5751,5    geographischen  Oua- 
dratmeilen   und  1865   eine  Bevölkerung  von   1,701,756  Einwohnern,  was   die 
niedrige  Ziffer  von  nur  396  Einwohnern  auf  eine  Quadratmeile  ergiebt. 

Die  nach  Umfragen  durch    die  Amtleute    gelegentlich    der  Volkszählung 

erhobenen   Thatsachen    über    die  Anbanverhältnisse    der  Hauptfruchtgattungen 

sind  folgende.     Es   waren   bestanden 

mit    Weizen 


r-,     Roggen 
»     Gerste 
„     Mengkorn 
«     Hafer   . 
«     Erbsen 
„     Kartoffeln 
Total   . 
Auf  diese  Fläche  waren  ausgesäet 
an  Weizen 
n  Roggen 
„  Gerste  . 
n  Mengkorn 
»  Hafer    . 
n   Erbsen 
r>   Kartoffeln 
Die  damit  erzielte  Ernte  belief 
an  Weizen  . 
T)  Roggen  . 
r>   Gerste 
w   Mengkorn 
r,  Hafer 
n  Erbsen 
n  Kartoffeln 


m  Jahre    1865 

5,045,9  Hectaren. 

13,412,7  T, 
50,944,5 

19,506,2  « 

93,198,7  r 

4,036,4  « 


33,371,0 
217,515,4 


12,705,9  Hectoliter. 

23,899,e 
176,770,5         « 

91,634,4  « 

496,235,8  " 

12,471,1 
939,615,0 
ch  nach  Abzug  der  Aussaat: 

86,043,8  Hectoliter. 
213,124,5  « 


1,066,059,1 

541,948,5 

2,371,598,7 

55,413,7 

5,622,989,0 


Das    Verhältniss    des    ausgesäeten  und  geernteten  Quan-tums    stellte  sich 
im  mittleren  Durchschnitt  zur  Fläche  in  folgender  Weise.   Es  wurden  pro  Hectare 


an  Weizen 

n  Roggen    . 

n  Gerste 

•n  Mengkorn 

n  Hafer 

n  Erbsen 

5)  Kartoffeln 


ausgesäet 
2,5  Hectoliter 

^»9  " 


geernlet. 
19,5  Hectoliter. 
19,3 


3,5         -  24,5         " 

4,7  V  32,7  " 

5,3  n  30,0  n 

3,0         r  16,7         "^ 

29,0  "  202,s  n 

Es  betrug  demnach  die  Ernte :  beim  Weizen  das  7,77facho  der  .\ussaat, 
beim  Roggen  das  9,o2fache,  bei  der  Gerste  das  7,o3fache,  beim  Mengkorn 
das  6,o]fßche,  beim  Hafer  das  5,78fachc,  bei  den  Erbsen  das  5,44faehe  und 
bei   den  Kartoffeln   das   6,98fache   der   Aussaat. 
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H  ia  ceilen. 


Die   Mittel  p  rc  ig  e   dieser  Fruchtarien   stauden   pro   Hectoliter 


1H61. 
fr. 


tiir 


Weizen  . 

Roffgen 

Gerste 

Hafer 

Erbsen    . 

KarlolTeln 


36 
25 
22 
13 
31 
8 


36 
96 
ri4 
99 
b\ 
26 


1862 
fr. 
36 


18t)3. 
fr.       c. 


26 
21 
12 
31 
6 


Die  V  i  e  li  liH  1 1  u  n  g    weist 
folgende  Ziflcrn   auf: 
an  Pferden 
•7    Kindvieli 
n   Schafen 
„   Ziegen  . 
•^  Schweineu 
r,   Kennlhiercn 


36 
75 
69 

ftl 

02 

69 

nach 


31 
25 
21 
11 

29 
6 


25 
29 
30 

86 
56 
63 


1864 
fr. 
29 


23 
19 
II 

28 
6 


22 
32 
87 
52 
55 
63 


1865. 
fr. 
27 


1861/6.V 
fr.        r. 


21 
19 
II 
26 
6 


65 
41 
33 
41 
92 
24 


32 
24 
20 
12 
29 
6 


37 
56 
68 
31 
56 
91 


<ler  Zahlung    vom   31.   üecember    1865 

DMI. 


149,167    oder      26   Stück  pro 
953,036      r       166       -         -  « 

1,705,394      r^       297       r         „ 
290,958      „         50       r         r  ^ 

96,166      ..         17       r         V 
101,768      :,  18       r  r  r 

Unter  dem  Rindvieh  wurden  690,777  milchgebende  Kühe  gezählt,  deren 
jahrlicher  Milchertrag  auf  660,182,591,;  Liter  oder  956,^  Liter  pro  Kuh 
{reschalzt  ist.    -- 

Der  ländliche  Grundbesitz  befindet  sich  in  147,453  Händen,  von  dene?i 
131,780  ihre  Güter  selbst  bewirthschaften ,  15,673  sie  verpachtet  haben. 
Der  Catasterwerth  dieser  Grundbesitzungen  nach  der  —  freilich  schon  etwas 
anliquirten  —  Ermittelung  von   1S20   beläuft  sich 

für  die  selbstbewirlhschafteten   Güter  auf  .  1,206,445  Fr.  40  C. 

für  die  verpachteten   Güter  auf 143,703    n    40  r, 

im  Ganzen  demnach  auf      ...      .      1,350,148  Fr.   80  C. 
Gemeinheitstheilungen    hatten   in   folgender  Weise    statt.      Es  be- 


trug die 

1861 
1862 
1863 
1864 
1865 
1861-1865 


Anzahl  der 

vorgekommenen 

Fälle. 

139 

187 

242 

300 

306 

1147 


Die  Anzahl   und  der  Werth 
fen   aus  : 

1861 

1862 

1863 

1864 

1865 

1861-1865   .  .  . 


der 


Die  Anzahl  der 

beilieiligten 

Mileigenlhümer. 

992 

1158 

1629 

2151 

1997 

7927 

ver äusserten 


Die  Grösse  der 
gellieillen 
Flächen. 
29137,8 
22139,, 
27665,j 
32069,8 
38623,j 
149636,0 
Grundstücke 


mach- 


8,331  40,881,959  Frcs. 

8,694  40,358,867       ^ 

8,589  40,421,378      r 

8,004  38,717,860      „ 

8,650  40.607,339      « 

43,268  200,988,003      « 


2.   Jagd   und  Fischerei. 
Die    Anzahl    der  erlegten    Raubthiere    während    der  Zeit    von   1861 
1865   belief  .sich   auf: 


bis 


Miscellen. 
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18Ö1. 
176 
109 
92 
33 
2734 
264 
609 


Bären 
Wölfe    . 
Luchse    . 
Vielfrasse 
Adler 
Eulen 
Habichte 
lieber  den  in    grosser 
lehren   uns  folgende  Ziffern 

1861  .      . 

1862  .     . 

1863  .     . 

1864  .     . 

1865  .     . 
Im  Durchschnitte 


1862.      1863. 

158        235 

106        208 

82  96 

39  36 

3182     3425 

274       589 

782      1161 

Ausdehnung 

Es  betrug 

verwendeten  Scliiffe. 

9,542 

9,458 

9,414 

10,511 

10,014 

9,793 


1864. 

217 

98 

145 

90 

1414 

19 

2886 


1865. 

195 

59 

132 

44 

2094 

4536 


betriebenen    Fang 
die  Zahl  der 
der  Fischer,     der 

42,165 

41,041 

42,026 

43,586 

45,100 

42,783 


Im  Durchschnitt 
1861—1865. 
196 
116 
109 
48 
2561 
229 
1996 
Kabliau 


des 


be- 


gefangenen Fi-icbe. 
32,351,100 
27,370,900 
27,523,600 
27,288,700 
37,130,300 
30,332,920 


Im 


Das  Ergebaiss  des  Fanges  bezifferte  sich 

an  Leberthran          an  Rogen  an  Bruttoiverth 

auf  Hecloliler,       auf  Hectoliter.  auf  Francs. 

1861 142,771,0     34,40i,j  10,990,286,5 

1862 107,993,3   *  24,751, 7  9,257,067,, 

1863 100,262,0     25,580,2  11,604,294,0 

1864 105,692,8     25,285,5  10,821,731,5 

1865 1 34,35  l,j     40,094,5  14,154,402,^ 

Durchschnitte     .     .     .     118,414,i           30,822,^  11,365,556,0 
Es   erbrachten  denniaeh   durchschnittlich   1000  Fische  einen  Werthertrag 
374,,  Frcs. 

3.     Bergbau  und  Industrie. 
Die  Anzahl  der  Gruben,    welche  in  den  Jahren  von    1861    bis   1865  in 
waren,  und  die  der  darin  beschäftigten  Arbeiter  betrug  im  Ganzen 


von 


Betrieb 


Werke. 

Arbeiter. 

mitliin  Arbeiter 

1861 

82 

1943 

23,7 

1662 

84 

1854 

22,1 

1863 

83 

1840 

22,5 

1864 

93 

2019 

21,7 

1865 

104 

2439 

23„ 

Im  Einzelneu  ergeben  sich : 

1861.  1862.  1863.  1864.  1865. 

Werke  Arbeiter  Werke  Arbeil.  Werke  .\rbfit.  Werke  Arbeil.  Werke  Arbeit. 


Silberwerke 

12 

461 

11 

443 

11 

429 

9 

415 

5 

368 

Kupferwerke 

28 

931 

28 

825 

28 

826 

22 

779 

22 

752 

Mckelwerke 

b 

36 

11 

57 

8 

100 

14 

105 

14 

109 

Pyritwerke 

2 

60 

4 

117 

3 

105 

5 

158 

24 

543 

Chromwerke 

2 

34 

2 

37 

2 

33 

2 

31 

2 

33 

Cobaltgruben 

1 

140 

1 

141 

1 

140 

1 

154 

1 

209 

Eisv'nwerke 

30 

281 

28 

244 

31 

207 

41 

377 

37 

425 
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Die  Mineo    «rfrabcii    eine  Ausbeute 
zusammrn 
Kilof^ranirne. 
Silber  1,840,807 

Kupfer  15,009,720 

Nickel  3,526,836 

Pyrit  .      .      13,844,400 
Chrom  597,600 

Cobalt  8,795,569 

Ei.^en  .      .      32,069,108 
Total  .  75,684,048 


von    1861    bis    1865   you 
im  DurrliRi.lmitl  pro  Jahr 
Kilo^ramfiie. 
368,161,, 
3,001,944,0 
705,367,2 
2,768,880,0 
119,520,0 
1,759,1  13.g 
6,413,821,, 
15,136,809,. 


L'eber 
Aufschluss. 
chen  24,431 
waren.      Der 


den   Fabrikbetrieh   im  Köni<,n-eiche   g-eben   nachstehende  Zahlen 
Dasselbe  zählte  3511    Etablissemenffi  mit  Fabrikbetrieb,   in   wel- 
Arbeiter,    d.    h.    also   etwa   7    Arbeiter  pro   Etablissement    thälig 
Anzahl   der  Arbeiter  nach   gab   es   Etablissements 
mit      5    Arbeitern   und   weniger  2791 

:■,        6—10  Arbeitern 310 

''11-20    ,.      182 

r  21-  50    :,      156 

»51  —  100    «      44 

»  101—200    ^      19 

r   201—300    ,,      4 

V   301—400    «      3 

«  400—500    n      2 

Die  Angaben  über  die  Handwerker  beschränken  sich  blos  auf  die 
Städte.  Es  gehörten  dieser  Berufsklasse  am  Schluss  des  Jahres  1865  im 
Ganzen    16,825   selbstthätige  Personen  an.      Davon   waren: 

Mitglieder  einer  Gilde 1374 

Mchtangehörige  einer   Gilde 4293 

ohne  Meisterpatent        1679 

Gehülfen   und  Lehrlinge  der  Vorstehenden       9479 
Von  diesen  Handwerkern  waren  : 

Töpfer 

Schlosser  und  Schmiede 

Klempner 

Kupferschmiede 

Gold-  und  Silberarbeiter 

Waffenschmiede 

Uhrmacher        

Sonstige  Metallarbeiter 

Färber    

Schlächter 

Bäcker  .     

Reifer 

Schneider 

Schuhmacher 1412 

Hutmacher 

Pelzer 


ständige. 

Gehülfeo 

12 

63 

396 

711 

137 

198 

63 

58 

122 

187 

14 

28 

156 

118 

49 

49 

104 

86 

254 

978 

588 

893 

48 

367 

589 

893 

412 

1510 

79 

130 

lOO 

90 
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Selbständige.  Geholfen. 
Andere   Veifertiger   von   Bekleidungsgegensländen  42  129 

Gerber 222  297 

Tischler 904  1028 

Korbmacher 11  28 

Böttcher 621  445 

Drechsler 60  41 

Blocksdreher 28  46 

Sonstige  Holzarbeiter 13  14 

Maurer 232  469 

Zimmerleute 220  249 

Maler 396  491 

Glaser 98  35 

Andere  Verfertiger  zur  Ausstattung  von  Wohnungen  19  25 

Verfertiger  v.  Wagen  u.  and.  Transportwerkzeugen        208  295 

Segelmacher 95  251 

Buchdrucker 73  292 

Buchbinder 100  180 

Lithographen 19  13 

Photographen 86  12 

4.     Handel,    Land-  und  Seeverkehr. 
Dem   Handels-   und   Seemannsstand  gehörten,   und  zwar  in   den   Städten, 
Ausgang  1865   12040  Personen,  nämlich  8798  Selbständige  und   3242  Ge- 
hülfen  an.      Von  diesen  sind  Selbständige.  Gehülfen. 

Grosshändler 4444         3082 

Kleinhändler 92  12 

Händler  mit  Lebensmitteln       ....  49  19 

Händler  mit  Spirituosen  und  Bier     .     .      1950  87 

Gastwirthe,  Restaurateure  u.  s.  w.   .     .        118  42 

Schiffsführer 2145  ~ 

Kaufleute  und  Schi ffsf (ihrer  auf  dem  Lande  wurden   und  zwar  von  jenen 
1896,  von  diesen   1599   gezählt.    — 

Die  Länge    der    öffentlichen    Landstrassen    betrug  am  Schlüsse 
des  Jahres   1865    18,880,3  Kilometer.      Von  diesen  waren 

VicinaUvcge.  Chausseen, 

gute     .      .      .        3366,7  Kilometer     3848,«  Kilometer 
genügende     .        4104,8  "  1969,^  v 

mittelmässige        2650.2  "  685,5         » 

schlechte.     .        209  l,i  »  164,3  » 

Im  Ganzen      122128,  Kilometer     6667,5  Kildmeter. 
Während  der  Zeit  von   1861   bis   1865  betrug   die   Länge  der 

neu  angelegten     wesenilich  verbesserten 
Vicinalwege   .  519,.|  Kilom.  304,^  Kilom. 

Chausseen      .     .     420,^       n  21 3. q       n 

zusammen  940,o  Kilom.  517,,  Kilom. 

Die  Anzahl  der   Poststationen   erhebt  sich  auf  916.   — 
Die  Ausdehnung   und   der  Betrieb  der  S  p  nr  ka  ss  en  ist  folgender.     Ende 
1865  gab  es  deren  233.     Es  belief  sich 


2tia  M  i  »ce  I  if  n. 

der  Fondh  der  .S|)arku.s>>eii   aul  .  9,367,658  Frc«. 

die   Hülift   der  Deposilen  auf  95,914,589 

die  Höhe  der  AdiniiiisIratinnskosteD   .  453.129 

Die  Anzahl   der  Einleger  helriig:   168,715  Frcs. 

Das  Fe  u  e  r  vers  i  c  li  e  r  u  II  ps  \v  es  c  II  liegl  thoil;.  in  den  Hunden  einer 
allgemeinen  l.andesvcrsicheningssocietül.  theils  in  den  von  i'rivatgesellsciiaflen. 
Wahrend  die  ersterc  sich  nur  mit  Immobilien  btfasst ,  nchnien  die  letzteren 
-  deren  es  1865  im  Ganzen  77  2'.\\)  —  auch  Vcrsiiherunifeu  auf  Mobilien 
HO.  Die  Höhe  der  versicherten  Beitrage  erhob  sich  am  Schlüsse  de«  eben 
genannten  Jahres  für  die  Mobilien  auf: 
bei  der  Landessocietat 

für  die  Städte     .  .     239,665,534  Frcs. 

für  die  Landgemeinden.      154,039,535       r, 

für  das  Königreich    .      .      7".     7"'.  .     393,905,069   Frcs. 

bei  den  Privatgesellschaften 107,826,841       n 

im   Ganzen  demnach    .      501,725,910  Frcs. 
Die   von  den  Privatanstalten  aufgenommenen  Mobilien  waren  zum  Werthe 
von   151,666,147    Frcs.    assecurirt.      Addirt   maa    hierzu    die    obige    auf   die 
Immobilien   Bezug   habende  Summe,    so    betrug  der  ganze  bei  den  Privatge- 
sellschaften versicherte  Werth   259,486,988  Frcs. 

Die  Seeversicherung  erstreckte  sich  theils  auf  die  Schilfe  theils  auf 
die  Ladung.  Die  erstere  wurde  1865  durch  14,  auf  Gegenseitigkeit  be- 
ruhende Gesellschaften  bewirkt.  Die  Zahl  der  versicherten  Schiffe  belief  sich 
1860  auf  3116,  1865  auf  3957;  der  Versicherungswerth  in  denselben  Jahren 
auf  106,721,962  resp.  auf  75,898,769  Frcs. 

Der  Gesellschaften ,  welche  Takelage  und  Fracht  in  Versicherung 
nahmen,  gab  es  1865  zusammen  9.  Die  versicherten  Beträge  beliefen  sich 
1860  auf  142,087,914  und  1865  auf  76,022,808  Frcs.  Das  nominelle 
Grundcapital  bestand  1865  in  6,210,100  Frcs.,  von  denen  1,404,157  Frcs. 
wirklich  eingezahlt  waren.     Die  Reservefonds  fassten  848,642  Frcs. 

Weiter  gewährt  unsere  Unterlage  noch  eine  interessante  Einsiaht  in 
die  finanzielle  Situation  der  Gemeinden.  Sie  theilt  nicht  nur  die  Rechnungs- 
schlüsse der  Städte  wie  Landgemeinden  mit,  sondern  brinal  auch  .«ranz  de- 
taillirte  Angaben  über  die  öfTentliche  Armenpflege,  das  Schulwesen  u.  s.  w. 
in  Stadt  und  Land.  Leider  mussten  wir  es  uns  aber  versaeen,  hierauf  noch 
einzugehen ,  da  die  blossen  Schlusssummen  keinen  W^erth ,  die  .specielleii 
Thatsachen  den  zu  Gebote  stehenden  Raum  jedoch  bei  Weitem  überschritten 
haben  würden.  — 

Wir  haben,  da  e>  nicht  auf  eine  Besprechung,  sondern  blos  auf  eine 
kurze  Darlegung  der  norwegischen  ökonomischen  Zustände  im  Anschluss  an 
die  officielle  Publication  ankam,  in  der  vorliegenden  Skizze  nur  die  abso- 
luten GrösseuL  in  entsprechender  Umrechnung  auf  französisches  Slaass  mit- 
gelheilt,  Verhältnissza'ilen  nur  hie  und  da,  wo  sie  in  der  Unterlage  sich 
vorfanden,  beigefügt  und    erklärende  Zusätze  ganz  fortgelassen. 

Dr.    Kollmann. 


V. 

Die     niederösterreichische    Escompte  -  Gesell- 
schaft in  Wien,   ihre  Entwicklung"  und  ihre 

Wirksamkeit. 

Von 
Jac.  Kautsch. 

Der  Aufschwung  des  österreichischen,  speciell  des  Wiener  Bank- 
geschäftes datirt  erst  seit  anfangs  der  fünfziger  Jahre.  Bis  dorthin 
waren  die  österreichische  Nationalbank  und  eine  Anzahl  Bankiers, 
die  deren  Credit  benützten,  die  massgebenden  Creditfactoren ,  und  der 
Kaufmann,  Industrielle  und  Gewerbetreibende  war  auf  sie  allein  ange- 
wiesen. Erst  von  dieser  Zeit  an  kann  man  sagen,  dass  ein  geordnete- 
res Creditsystem  sich  einbürgerte,  da  nach  und  nach  sich  Bankgesell- 
schaften bildeten  und  den  Bankiers  das  Geschäft  aus  den  Händen 
nahmen. 

Die  Abhängigkeit  der  Wiener  Geschäftsleute  und  des  Kaufmanus- 
standes  von  den  Bankiers,  die  besonders  das  Escompte -Geschäft,  die- 
sen nervus  rerum  der  Geschäftswelt,  betrieben,  war  so  gross,  dass 
sie  ganz  in  den  Händen  derselben  waren.  Der  Bankier  war  der  All- 
gewaltige und  oft  seine  subjective  Ansiciit  die  entscheidende.  Die 
Nationalbank  stand  der  Geschäftswelt  fern,  da  sie  von  Geschäfts- 
wechseln drei  bankfähige  Unterschriften  forderte,  und  so  dieselbe 
zwang,  sich  der  Unterschrift  eines  Bankiers  zu  bedienen.  Es  kam  so 
weit,  dass  der  Credit  bei  der  Bank  nur  von  einigen  Wiener  Bankhäu- 
sern: Stametz-Mayer,  Arnstein  und  Eskeles  u.  s.  w.  ausgebeutet  wurde 
und  der  Handelsstand  auf  diese  Herren  angewiesen  war. 

Diese  drückenden  Verhältni.sse  konnten  sich  unmöglich  halten,  um 
so  mehr,  da  die  Politik  des  nachmaligen  Handelsministers  Herrn  von 
Brück  darauf  hinausging,  der  österreichischen  Industrie  neue  Absatz- 
XY.  iö 
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quellen  zu  eröffnen,  sie  nicht  nur  consumtionsfähig,  sondern  auch  pro- 
ductionsfähig  zu  machen.  Von  diesen»  Zeitpunkte  an  niusste  man  dar- 
auf bedacht  sein,  der  österreichischen  Industrie,  deren  Thätigkeit  in 
kurzer  Zeit  sich  fast  verdoppelte,  auch  die  nöthigen  Hilfsquellen  zuzu- 
führen, sie  mehr  oder  minder  zu  emancipiren  von  dem  Wohlwollen  Ein- 
zelner. Dieses  konnte  nur  durch  billige  Capitalbescliafiung  geschehen, 
durch  Gründung  von  Banken,  die  das  allgemeine  Interesse  melir  im 
Auge  hätten,  als  die  Bankiers  oder  in  weiterem  Sinne  die  National- 
bank. Es  war  keine  leichte  Aufgabe  für  Oesterreich,  in  Wien,  wo  die 
Bevölkerung  allen  Neuerungen  mit  einer  gewissen  Abneigung  begegnete 
und  theilweise  noch  begegnet,  ein  neues  Institut  zu  gründen,  und  ohne 
die  Anregung  der  Regierung,  namentlich  des  damaligen  Finanzrainisters 
Freiherrn  v.  Baumgar tn er  wäre  es  schwerlich  dazu  gekommen,  dem 
Handels-  und  Gewerbestand  durch  Gründung  der  niederösterreichischen 
Escompte- Gesellschaft  eine  neue  mächtige  Hilfsquelle  zu  schaffen. 

Die  niederösterreichische  Escompte -Gesellschaft  hatte  zunächst  die 
Aufgabe,  jenen  Handels-  und  Gewerbsleuten,  die  sich  nicht  von  der 
Bank  durch  bankfähige  Wechsel  Credit  verschaffen  konnten,  sonst  aber 
hinreichende  Sicherheiten  gewähren,  die  Creditgewährung  zu  erleichtern 
und  ihnen  so  die  nöthigen  Fonds  zur  Betreibung  und  Vergrösserung 
ihrer  Geschäfte  zu  liefern.  Die  Gründung  der  niederösterreichischen 
Escompte-Gesellschaft  fällt  somit  in  eine  Zeit,  in  welcher  es  zu  erpro- 
ben war,  ob  überhaupt  eine  Bank  selbständig  sich  halten  könne;  denn 
kurze  Zeit  darauf  brach  eine  der  grössten  Krisen,  die  von  1857  aus, 
die  sich  über  ganz  Europa  verbreitete,  und  die  auch  dem  jungen  Ge- 
werbe- und  Handelsleben  in  Oesterreich  herbe  Wunden  schlug. 

Früher  schon  hatte  der  orientalische  Krieg  Handel  und  Gewerbe 
theilweise  lahmgelegt,  und  erst  im  letzten  Stadium  des  Jahres  1855 
begannen  allmählig  bessere  Verhältnisse  Platz  zu  greifen.  Im  Jahre 
1856  wurde  eine  bedeutende  Anzahl  neuer  Unternehmungen  in's  Leben 
gerufen,  und  es  entwickelte  sich  ein  wildes  Spiel  an  der  Börse,  ähnlich 
jenem  der  Schwindelperiode  im  vorigen  Jahre.  Jeder  wollte  gewinnen, 
an  dem  Gewinne  theilnehmen,  den  Einzelne  durch  kühne  Schachzüge 
machten,  bis  eine  Krisis  eintrat,  die  grossartige  Verluste  im  Gefolge 
hatte. 

,  »Abgesehen  von  dieser  bedauerlichen  Krisis,«  sagt  der  Bericht  der 
Handels-  und  Gewerbekammer  für  die  Jahre  1854,  1855  und  1856, 
»deren  Rückschläge  durch  die  von  der  niederösterreichischen  Escompte- 
Gesellschaft  dem  Handels-  und  Gewerbestande  gebotene  wirksame  und 
loyale    Unterstützung   in   höchst   daukeuswerther   Weise  grösstentheils 
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hintangehalten  wurden,  war  das  Jahr  1856  für  den  Handel  und  Ver- 
kehr ziemlich  günstig,  und  jedenfalls  viel  besser  als  seine  beiden  Vor- 
gänger.« 

Obzwar  die  niederösterreichische  Escompte-Gesellschaft  erst  Ende 
1853  gegründet,  konnte  sie  schon  1856  dem  Handel  und  Gewerbe  so 
nennenswerthe  Dienste  leisten,  hatte  sie  sich  nach  zwei  Jahren,  Dank 
ihrer  vortrefflichen  Leitung,  so  gekräftigt,  erweitert,  dass  sie  »trotz 
grosser  Hindernisse,  in  deren  erster  Reihe  die  Restriction  ihres  Bank- 
credites  stand,  durch  die  rechtzeitig  ergriffene  Massregel  der  Erhöhung 
des  Zinsfusses  auf  Depositen  binnen  kurzer  Zeit  von  der  Bevormundung 
der  Nationalbank  sich  emancipirte«  *). 

Dieses  Depositengeschäft  war  es,  was  die  Anstalt  gross  machte, 
das  sie  populär  machte,  wie  keine  zweite  in  Wien.  —  Bei  der  Be- 
sprechung der  einzelnen  Geschäftsabtheilungen  werden  wir  wieder  dar- 
auf zurückkommen. 

Mit  bescheidenen  Mitteln,  wie  wir  sie  später  bei  keiner  Bank 
mehr  finden,  mit  Kleinem  hatte  sie  angefangen,  und  heute  steht  sie 
als  eine  der  ersten,  solidesten  Banken  der  Monarchie  da. 

Das  Actiencapital  bestand  anfänglich  (1854)  aus  4,981,500  Fl.  C.-M., 
wurde  im  Jahre  1856  auf  5,000,000  Fl.  C.-M.  und  1857  durch  Emission 
neuer  Actien  auf  7,000,000  Fl.  öst.  W.  erhöht,  aus  Actien  zu  500  Fl. 
und  halben  Actien  zu  250  Fl.  bestehend. 

Die  Geschäfte  der  niederösterreichischen  Escompte-Gesellschaft 
trennen  sich  in  zwei  Haupttheile: 

A.  Geschäfte  unter  Haftung  der  Creditinhaber, 

B.  anderweitige  Geschäfte  der  Gesellschaft  ^). 

Zu  den  Geschäften,  für  welche  die  Creditinhaber  haften,  gehören : 

a)  Escomptirung  von  Wechseln,  welche  auf  gesetzliche  Währung 
lauten,  vom  Tage  der  Einreichung  an  nicht  über  6  Monate  zu 
laufen  haben,  und  ausser  dem  Giro  des  Creditinhabers  mit  der 
Haftung  wenigstens  Einer  als  solvent  betrachteten  Firma  ver- 
sehen sind ; 

b)  Escomptirung  von  Wechseln,  welche  auf  gesetzliche  Währung 
lauten,  deren  noch  abzulaufende  Vcrfallsfrist  4  Monate^)  nicht 
überschreitet  und  welche  so  beschaffen  sind,  dass  sie  schon  mit 


1)  Schwarzer,  Geld  und  Gut  in  Neu-Oesterreich. 

2)  Nach  den  alten  Statuten  : 

A.  Geschäfte  mit  den  Creditinliabein, 

B.  Geschäfte  für  Rechnung  der  Actionäre. 

3)  Früher  nur  100  Tage. 

ly 
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Kücksiclit  auf  die  Unterschrift  Einer  der  haftenden  Firmen  für 
vüllkonimcn  sicher  eriiannt  werden  (Separatcredit); 

c)  Escomptirung  von  Accepten  der  Creditinhaber ,  welche  in  einer 
VüUkoniinene  Sicherheit  gewährenden  Weise  bedeckt  sind. 

Diese  Geschäfte  können  nur  nach  Massgabe  der  jedem  einzelnen 
Creditinhaber  zugestandenen  Creditbethciligung  besorgt  werden. 

Anderweitige  Geschäfte  der  Gesellschaft. 

Diese  sind: 

a)  Escomptirung  und  Reescomi)tirung  von  Wechseln; 

b)  Ertheilung  von  Vorschüssen  auf  Waaren,  Ilohproducte  und  Werth- 
papiere  und  comniissionsweiser  Verkauf  dieser  belehnten  Werth- 
übjecte ; 

c)  Ueberuahme  von  Geldern  in  laufender  Rechnung  oder  auf  län- 
gere bestimmte  Termine  unter  den  vom  Verwaltungsrathe  von 
Zeit  zu  Zeit  zu  bestimmenden  Bedingungen; 

d)  Uebernahme  von  Geldern  zur  Bildung  von  Jahresgesellschaften 
und  Versorgungsassociationen,  wie  auch  zu  bestimmten  Zwecken 
und  Widmungen  (Widmungscassa) ; 

e)  Contocorrent-  und  Girogeschäfte  mit  oder  ohne  Anwendung  des 
Checksystems ; 

f)  Bank-,  Commissions-,  Banquier-  oder  Geldwechslergeschäfte; 

g)  Betheiligung  an  der  Errichtung  und  dem  Betriebe  industrieller, 
commercieller  oder  sonstiger  das  öffentliche  Wohl  fördernder 
Unternehmungen  und  Unterstützung  derselben  durch  Uebernahme 
von  Actien  oder  Prioritäten  auf  feste  Rechnung,  im  W^ege  der 
Belehnung  oder  zum  commissionsweisen  Verkaufe; 

h)  Betheiliguug  an  öffentlichen  und  Privat-Anlehen  durch  gänzliche 
oder  theilweise  Uebernahme  derselben  für  eigene  Rechnung  oder 
in  Commission,  und  Negociirung  solcher  Anleihen; 

i)  Ausgabe  von  Lagerscheinen  (Warrants)  für  die  bei  der  Anstalt 
eingelagerten  Waaren  und  Veranstaltung  von  Waareuauctionen 
unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften*). 

A.    Gescliäfte  unter  Haftung  der  Creditinhaber. 

Die  Geschäfte  der  Credittheiluehmer  des  Creditvereins  sind  es 
zunächst,   denen   wir  unsere  Aufmerksamkeit  zuwenden  wollen.     Den 


4)  Punkt  g  — h  sind  Bestimuiungfen  neuesten  Datums   und   kommen   nur   in    den 
ueueu  Statuten  vor. 
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Creditverein  bildet  die  Gesammtheit  der  bei  der  Stammanstalt  in  Wien 
oder  der  bei  einer  Filiale  derselben  aufgenommenen  Theilnehmer  und 
zwar  gesondert,  jede  für  sich,  einen  eigenen  Verein. 

Als  Mitglieder  eines  solchen  Vereines,  deren  erste  sechzig  der  Ver- 
waltungsrath  aufzunehmen  sich  vorbehält,  können  nach  den  älteren  Sta- 
tuten nur  solche  Personen  aufgenommen  werden,  die  entweder  hinsicht- 
lich der  Stammanstalt  in  Niederösterreich,  hinsichtlich  der  Filialen  aber 
in  jenem  Lande  ansässig  sind,  in  welchem  sich  die  Filiale  befindet, 
und  zwar  die,  mit  Rücksicht  auf  Ehrenhaftigkeit  ihres  Charakters,  ihre 
Erwerbsfähigkeit  und  Solvenz,  als  zulässig  erkannt  werden.  —  Nach 
den  neueren  Statuten  sind  nicht  nur  Einzelpersonen  und  offene  Han- 
delsgesellschaften, sondern  auch  Commandit-  und  Handelsgesellschaf- 
ten, Erwerbsgenossenschaften,  Vorschuss-  und  Sparcassen,  sowie  über- 
haupt jene  Vereine,  welche  ihre  Geschäftsresultate  nach  ihren  Statu- 
ten zu  verötientlichen  verpflichtet  sind,  nach  vorhergegangener  Prüfung 
ihrer  Statuten  und  Einrichtungen,  zur  Aufnahme  in  den  Creditverein 
geeignet. 

In  den  Wiener  Creditverein  werden  Theilnehmer  aus  dem  ganzen 
Bereiche  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie,  in  den  Creditverein 
einer  Filiale  nur  solche  Theilnehmer  aufgenommen,  welche  in  dem  Lande 
ansässig  sind,  in  welchem  sich  die  Filiale  befindet.  Der  niederste  Be- 
trag, für  welchen  Credit  ertheilt  wird,  ist  300  Fl.,  der  höchste  Betrag 
darf  die  Summe  von  200,000  Fl.  nicht  übersteigen.  Eine  Ausnahme 
von  diesem  findet  nur  dann  statt,  wenn  der  Credit  auf  Grund  sicher- 
gestellter Accepte  (sogenannter  bedeckter  Credit)  oder  mittelst  Ein- 
reichung von  Wechseln  zum  Escompte  benützt  werden  will,  welche  ohne 
Berücksichtigung  des  Giros  des  Crcditinhabcrs  für  vollkommen  sicher 
erkannt  werden  (sogenannter  Separatcredit). 

Nach  den  neuen  Statuten  kann  aber  für  Vorschussbanken,  Erwerbs- 
genossenschafteu ,  überhaupt  für  Vereine ,  welche  auf  dem  Principe  der 
Solidarhaftung  beruhen,  eine  Ausnahme  gemacht  werden,  indem  densel- 
ben Credit  als  Credittheiluehmer  bis  zur  Höhe  von  400,000  Fl.  (also 
nicht  200,000  Fl.  wie  die  andern)  gewährt  werden  kann. 

Wenn  Jemand  schon  Mitglied  eines  Creditvereines  ist,  kann  er 
dessenungeachtet  auch  Mitglied  eines  anderen  werden.  Sein  Gesammt- 
credit  aber  darf  die  Summe  von  200,000  resp.  400,000  Fl.  nie  über- 
schreiten. 
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•)  Wir  bemerken  hier  ein  für  alle  Mal,  dass  wir  bis  zum  Jahre  1858  (inclusive) 
alle  Beträge  in  Gulden  Conventionsmünze,  von  1859  an  aber  in  Gulden  österreichi- 
scher Währung  anführen.  Dies  zur  Beurtheilung  aller  Zahlenangaben  in  den  nach- 
folgenden Tabellen  und  im  Texte.     (100  Fl.  Conv.-M.  =  105  Fl.  öst.  Währ.) 
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Im  Jahre  1854  bestand  der  Creditverein  aus  1130  haftungspflich- 
tigen Credittheilnehmern.  Die  Zahl  derselben  war  im  steten  Steigen 
bis  zum  Jahre  1861.  Im  Jahre  1862  war  die  Anstalt  bei  der  grössten 
Anzahl  von  Fallimenten  seit  ihrem  Bestände  betheiligt  und  wir  sehen 
auch  in  diesem  Jahre  die  Theilnehmerzahl  sinken,  einestheils  weil  die 
Anstalt  bei  der  Aufnahme  von  Mitgliedern  sehr  streng  war,  anderen- 
theils  weil  eine  grössere  Anzahl  von  den  Nachzahlungen  zum  Sicher- 
stellungsfond abgeschreckt  'wurde.  Dieses  Fallen  der  Mitgliederzahl 
dauerte  bis  1866,  in  welchem  Jahre  die  Mitgliederzahl  auf  1339  herab- 
sank. Seitdem  bemerken  wir,  trotz  der  Concurrenz  anderer  Institute, 
doch  ein  Steigen  in  der  Zahl  der  Credittheilnehraer ,  was  der  sicherste 
Beweis  ist,  in  welch'  hohem  Ansehen  die  Anstalt  in  der  Geschäfts- 
welt steht. 

Vom  Jahre  1854  bis  1863,  also  in  10  Jahren,  hatte  sich  diejenige 
Summe,  welche  die  Anstalt  den  Credittheilnehmern  zur  Benützung  über- 
liess,  auf  das  Doppelte  erhöht.  Davon  wurde  in  den  Kriegsjahren  1859 
und  1866  am  wenigsten  in  Anspruch  genommen.    Nach  beiden  Jahren 


*)  Belastung. 
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aber  sehen  wir  ein  stetes  Steigen  dos  in  Anspruch  genommenen  Credi 
tes,  ein  Aufleben  des  Geschäftes. 

Wieder  ist  es  das  Jahr  1801,  in  welchem  der  ('redit  am  meisten 
in  Anspruch  genommen  wurde.  Wir  sehen  dann  leider  im  darauf  fol- 
genden Jahre  eine  Reihe  von  Fallimenten .  die  der  Anstalt  doppelte 
Vorsicht  geboten ,  ausbrechen ,  und  ein  Abnehmen  sowohl  des  benutz- 
baren als  des  benützten  Credites  bis  zum  Jahre  18G(),  dem  Wende- 
punkte Oesterreichs  sowohl  in  politischer  als  volkswirthschaftlicher 
Richtung. 

Es  ist  natürlich,  dass  in  bedrängten  Zeiten  der  Geschäftsmann, 
der  Kaufmann,  ein  Creditinstitut  am  nothwendigsten  braucht.  In  sol- 
chen Zeiten  wird  daher  das  Ansuchen  um  Credit  und  Crediterhöhungen 
am  stärksten  sein.  Wir  bemerken  dies  1859,  in  welchem  Jahre  die 
Summe  der  angesuchten  Credite  die  respectablc  Höhe  von  18  Mill- 
erreichte, wovon  aber  nur  7  Mill.  berücksichtigt  und  11  Mill.  zurück- 
gewiesen wurden.  Und  wieder  sehen  wir  in  dem  verhängnissvollen 
Jahre  18G2  die  Geschäftswelt  Rettung  suchen  durch  Aufnahme  als 
Credittheilnehmer,  von  den  17  Mill.  Fl.  betragenden  Ansuchen  konnten 
aber  nur  4V2  Mill.  Fl,  berück^sichtigt  werden,  13  Mill.  aber,  bei  ^4  ^^*s 
angesuchten  Betrages,  mussten  zurückgewiesen  werden.  Es  ist  dies 
der  sicherste  Beweis,  wie  vorsichtig  das  Institut  vorgeht. 

Da  der  Creditverein  auf  solidarischer  Haftung  seiner  Mitglieder 
besteht,  so  ist  die  Furcht  vor  Niichzahlungen  in  den  Sicherstellungs- 
fond  gross.  Besonders  aber  finden  wir  nach  Kriegszeiten  oder  nach 
politisch  bewegten  Zeiten  ein  bedeutendes  Ausscheiden  aus  dem  Cre- 
(litvereine.  Es  ist  dies  leicht  erklärlich.  Den  Vortheil  will  Jeder 
gern  benützen;  wenn  es  aber  gilt,  auch  den  Schaden  mittragen  zu  hel- 
fen ,  dann  tritt  eine  gewisse  Engherzigkeit  ein  und  Viele  werden  fah- 
nenflüchtig, um  ja  keine  Nachzahlungen  leisten  zu  müssen. 

So  bemerken  wir  wieder  in  den  Kriegsjahren  18.59,  1864  und  1866 
ein  bedeutendes  Ausscheiden  aus  dem  Vereine,  das  seinen  Grund  ledig- 
lich in  dem  oben  Angeführten  haben  mag. 

Der  Sicherstellungsfond  der  Greditinhaber  wird  durch  die  5  Vo  Bei- 
träge für  bewilligte  Credite  gebildet  und  hat  den  Zweck,  in  dem  Falle, 
als  ein  Mitglied  des  Vereines  am  Verfallstage  seinen  Verpflichtungen 
nicht  nachkommen  könnte  und  der  Reservefond  auch  nicht  die  Mittel 
liätte,  die  Zahlung  zu  leisten,  die  nöthige  Summe  zur  Erfüllung  dieser 
Verbindlichkeit  einstweilen  vorzustrecken.  Diese  Summe  muss  aber 
dem  Sicherheitsfond  allsogleich  durch  Nachzahlung  der  Mitglieder  ersetzt 
werden,  so  dass  der  Fond  immer  die  statutarische  Höhe  hat.  —  Sobald 
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der  Reservefond  wieder  soweit  gestärkt  ist,  dass  er  seine  dem  Sicher- 
i^telliingsfond  entnommene  Schuld  zurückzahlen  kann,  werden  diejenigen 
Nachzahlungen  von  Seite  der  Credittheilnehmer,  die  zu  diesem  Zwecke 
geleistet  wurden,  wieder  denselben  zurückersetzt,  nach  den  neuen  Sta- 
tuten aber  darf  der  Reservefond  durch  solche  Rückzahlungen  nie  unter 
10 Vo  derjenigen  Summe,  die  den  Sicherstellungsfond  bildet,  herabge- 
mindert werden.  Für  die  Nachzahlungen  werden  auch  keine  Zinsen 
vergütet,  während  für  den  Sicherstellungsfond  eine  Zinsenvergütung 
von  4Vo  stattfindet. 

Dieser  Reservefond  der  Credittheilnehmer  wurde  ursprünglich  mit 
15  7o  vom  Reingewinne  derjenigen  Geschäfte,  die  unter  der  Haftung 
der  Credittheilnehmer  gemacht  werden,  dotirt.  Im  Jahre  1864  wurde 
gemäss  einem  üebereinkommen  zwischen  der  Actiengesellschaft  und  dem 
Creditvereine  bestimmt,  dass  die  Actiengesellschaft  zur  Stärkung  dieses 
Fonds  ausserdem  noch  jährlich  den  vierten  Theil  der  4°/o  Zinsen  des 
Sicherst elluugsfonds  beitrage. 

Nach  den  neuen  Statuten  wird  der  Reservefond  einer  Filiale  durch 
15 Vo  des  Reingewinnes  aus  denjenigen  Geschäften,  die  unter  Haftung 
der  Credittheilnehmer  der  betreffenden  Anstalt  gemacht  werden,  gebil- 
det. Bezüglich  des  Reservefonds  des  Creditvereines  in  Wien  wurde 
aber  bestimmt,  dass  der  Beitrag  aus  40 "/o  derjenigen  Summe  zu  be- 
stehen hat,  die  sich  ergiebt,  wenn  von  dem  Reingewinne  aus  den  Ge- 
schäften, für  welche  der  Credittheilnehmer  haftet,  10 Vo  für  die  Mit- 
glieder des  Comites  in  Anschlag  gebracht  worden  sind. 

Ausserdem  wurde  aber  noch  eine  bedeutende  Concession  den  Credit- 
theilnehmern  gemacht.  Bisher  hatte  der  Credittheilnehmer  keinen  An- 
spruch auf  eine  Gewinnquote,  die  sich  allenfalls  bei  einem  günstigem 
Staude  des  Reservefondes  ergeben  könnte,  sondern  er  hatte  nur  Zu- 
schüsse zu  leisten.  Ein  besonderer  Passus  in  den  neuen  Statuten  be- 
stimmt nun,  dass,  wenn  sich  aus  dem  Bilanzabschlusse  eines  Jahres  er- 
gäbe, dass  der  Reservefond  eines  Creditvereins  25%  des  Sicherstellungs- 
foudes  übersteige,  die  nächste  ordentliche  Plenarversammlung  dieses 
Creditvereines  über  Antrag  des  Comites  beschliessen  können,   dass: 

a)  die  4  7o  Zinsen  des  Reservefondes  und 

b)  die  demselben  zugeflossene  Gewinnquote  an  jene  Theilnehmer, 
welche  zur  Zeit  des  Bilanzabschlubses  in  der  Haftung  waren,  und 
zwar  nach  dem  Verhältnisse  ihrer  Haftung  ganz  oder  thcilweise 
vertheilt  werde. 

Der  Reservefond  kann  nur  zu  statutenmässigen  Geschäften  ver- 
wendet werden  und  das  Guthaben  desselben  wird  mit  4Vo  verzinst. 
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Dreimal  zeigte  sich  der  Reservefond  der  Crcditthcilnehnier  passiv. 
Kü  war  diess  Ende  1854,  dem  Beginne  der  Geschäftsthätigkeit  der  Ge- 
sellschaft, dann  Knde  18C4  und  18G5.  In  den  beiden  letzteren  Jahren 
war  diese  Tassivität  nicht  von  grosser  Bedeutung.  Es  war  nur  eine 
Folge  des  buchhalterischen  Abschlusses,  da  demselben  Posten  zur  Last 
gebucht  wurden,  die  nachträglich  meistentheils  eingingen. 

Vom  Jahre  18G6  an  nahm  er  wieder  zu.  so  dass  den  Credittheil- 
nehmern  Rückzahlungen  geleistet  werden  konnten,  und  erreichte  am 
Ende  des  Jahres  1869  die  Höhe  von  245,931  Fl.  74  Xr.  gegen  das  Vor- 
jahr zwar  eine  Abnahme  von  ca.  38,000  Fl. ,  was  aber  durch  die  20°/o 
Zurückzahlung  an  die  Credittheilnehmer  gerechtfertigt  ist. 

Die  Anstalt  war  seit  ihrer  Gründung  bei  der  folgenden  Anzahl 
von  Fallimenten  und  mit  folgenden  Beträgen  betheiligt: 

Anzahl  der  Dabei  betheiligt  mit 

Falliments-  Credil-Inhaber-Wechieln. 

Betheiligungen.  Mill.  Fl. 

1854 112  1,034 

1855 133  l„oj 

1856 134  0,78, 

1857 443  4,r„ 

1858 284  1,1,5 

1859 477  4,»oe 

1860 185  0,743 

1861 299  1,54, 

1863 702  4,rM 

1863 393  2„59 

1864 608  5,330 

1865 612  3,3,8 

1866 550  4,731 

1867 126  0,,ie 

1868 192  0,4«o 

1869 305  •  1,02« 

Seit  ihrem  Bestände  war  die  Anstalt  am  Ende  des  Jahres  1869 
bei  5555  Fallimenten  mit  38,,,«  Mill.  Fl.  betheiligt. 

Die  grösste  Anzahl  hatte  das  Jahr  1862  mit  702  Fallimenten  auf- 
zuweisen, die  kleinste  Anzahl  nach  dem  Gründungsjahre  1854  das  Jahr 
1867  mit  126  Fallimenten.  Das  Jahr  1867  war  für  den  Creditverein 
überhaupt  ausserordentlich  günstig,  denn  auch  im  Betrage  machten  die 
Falliments  nur  die  Summe  von  0,,,,  Mill.  aus.  während  das  Jahr  1864 
mit  dem  grossen  Betrage  von  5.,3o  Mill.  Fl.  ügurirt.     Die  Anstalt  hatte 
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anfangs  der  60er  Jahre,  zur  Zeit  des  amerikanischen  Krieges  und  der 
Baumwollcrise  bei  der  grössten  Anzahl  Fallimenten  und  mit  dem  grössten 
Betrage  theilgenommen,  als  in  jeder  anderen  Zeitepoche. 

Während  in  den  7  vorhergehenden  Jahren  von  1854 — 1860  die  Anstalt 
bei  1768  Fallimenten  mit  dem  Betrage  von  1 6.990  Mill.  Fl.  betheiligt 
war,  betrug  die  Betheiligung  an  Fallimenten  während  der  4  nächstfolgenden 
Jahre  von  1861  —  64:  2002  mit  einem  Betrage  von  13,931  Mill.  Fl. 

n. 

Wir  haben  bis  nun  besprochen,  unter  welchen  Verhältnissen  es  dem 
Kaufmanne,  dem  Industriellen,  dem  Gewerbsmanne  ermöglicht  ist,  bei 
der  niederösterreichischen  Escompte-Gesellschaft  Credit  zu  erlangen, 
wir  haben  die  Entwicklung  der  Creditfähigkeit  der  Kaufleute,  die  Elastizität 
der  Creditgebung  von  Seite  der  Bank  beobachten  können,  wir  haben 
schliesslich  die  Ursachen  dieser  Bewegung  zwischen  angesuchtem  und 
bewilligtem  Credit,  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  möchten  wir  sagen, 
untersucht,  ferner  den  Sicherstellungsfond  und  Reservefond  der  Credit- 
theilnehmer  einer  genauen  Prüfung  unterzogen.  Wir  wollen  nun  zu 
den  Bankgeschäften  der  Gesellschaft  übergehen.  Die  Geschäfte  der 
Gesellschaft  zerfallen,  wie  gesagt,  in  zwei  Hauptabtheilungeu : 

A)  Geschäfte  unter  Haftung  der  Credit-Inhaber, 

B)  anderweitige  Geschäfte  der  Gesellschaft. 

Unter  A  gehört  das  Escompte-Geschäft ,  das  wichtigste  Geschäft 
der  Gesellschaft  neben  dem  Depositengeschäfte.  Dieses  Geschäft  wird 
in  der  Ausdehnung  nur  bei  der  Nationalbank  betrieben. 

Beim  Escompte  -  Geschäfte  ist  der  wichtigte  Factor  der  Zinsfuss, 
unter  welchem  eben  die  Wechsel  in  Escompte  gegeben  werden.  Die 
Höhe  des  Zinsfusses  richtet  sich,  je  nachdem  der  Wechsel  ein  Platz- 
oder ein  Domizil -Wechsel  und  je  nach  der  Laufzeit  desselben,  ob  sie 
entweder  eine  kürzere  oder  eine  längere  ist. 

Bezüglich  des  ersteren  Punktes  ist  zu  bemerken,  dass  die  Differenz 
zwischen  Platz-  und  Domizil-Wechsel  gebrauchsmässig  1  Vo  beträgt,  wäh- 
rend zeitweise  bei  Platzwechsel  mit  längerer  Verfallzeit  als  3  Monate 
der  Disconto  um  V2V0  von  denen  mit  kürzerer  Verfallzeit  variirt.  Wir 
sagen  »zeitweise«,   denn  nicht  immer  wurde  der  Unterschied  gemacht. 

Separat -Credit -Wechsel  und  bedeckte  Wechsel  haben  dann  wieder 
ihren  aparten  Zinsfuss,  der  nicht  bedeutend  von  dem  gewöhnlichen  abweicht. 

Im  Privat-Escompte,  dem  sogenannten  Börsenescompte,  so  genannt, 
weil  er  meistens  an  der  Börse  genommen  wird ,  ist  zwar  der  Zinsfuss 
bei  normalem  Geldstande  niederer,  als  der  im  Credit-Inhaber-Geschäfte. 
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Allein  (lies  erklärt  sich  schon  aus  den  Bedinguiif^'en ,  die  man  an 
solche  Wechsel  stellt.  — 

Da  werden  vor  Allem  nur  diese  Wechsel  genommen,  wenn  Geld 
in  Vorrath  da  ist.  Ferner  nur  das  und  in  den  Posten,  wie  es  eben 
convenirt.  Meistens  wird  darauf  gesehen,  da.^s  schöne  Wechsel,  mit 
längerer  oder  kürzerer  \'erfallzeit,  je  nachdem  man  sie  braucht,  gegeben, 
und  dass  nui-  grössere  Posten  zum  Escompte  überlassen  werden. 

Es  sind  dies  eben  Bedingungen,  die  man  an  diese  Wech.sel  stellt, 
wofür  aber  auch  weniger  an  p]scompte  gerechnet  wird.  —  Wir  haben 
es  jetzt  nur  mit  dem  sogenannten 

Credit-Inhaber-Escompte-Geschäfte 

zu  thun.  Dieses  Geschäft  nimmt  von  Jahr  zu  Jahr  zu  und  ist  das 
Hauptgeschäft  der  Gesellschaft. 

Der  Zinsfuss,  zu  welchem  Wechsel  escoraptirt  wurden,  war  und  ist 
verschieden.  Je  nachdem  die  Natioualbank  als  das  tonangebende  Institut 
in  diesem  Geschäfte  ihren  Zinsfuss  ermässigte  oder  erhöhte.  Gewöhn- 
lich beträgt  der  Unterschied  zwischen  dem  Zinsfusse  dieser  beiden  Insti- 
tute nur  VjVo,  was  sich  eben  aus  dem  erklärt,  dass  die  Nationalbank 
mehr  Unterschriften,  mehr  Sicherheiten  begehrt,  als  die  niederöster- 
reichische Escompte- Gesellschaft,  obwohl  die  Sicherheit  dem  Actionär 
eben  so  viel  werth  ist,  als  die  der  Nationalbank,  da  auf  dem  Wechsel  der 
niederösterreichischeu  Escompte-Gesellschaft  die  Haftung  der  Gesammt- 
heit  der  Credit-Inhaber  —  des  Creditvereins  —  das  Fehlende  ergänzt. 
Ja,  diese  Haftung  ist  noch  werthvoller,  als  die  dritte  Unterschrift  bei 
der  Nationalbank. 

Das  Escompte-Geschäft  hatte  die  Jahre  hindurch,  seit  der  Gründung 
der  Gesellschaft,  schon  manchen  harten  Strauss  zu  bestehen,  und  immer 
hat  es  sich  noch  als  das  sicherste,  ergiebigste  Geschäft  der  Gesellschaft 
erwiesen.  Die  Escomptirung  stieg  von  Jahr  zu  Jahr  und  die  Durchschnitts- 
ziffer der  Wechsel  zeigt,  dass  das  Escompte-Geschäft,  der  niederöster- 
reichischen Escompte-Gesellschaft  dem  mittleren  Kaufmannsstande  mehr 
geholfen  hat,  als  jede  andere  Anstalt.  Die  Durchschnittsziffer  der  Wechsel 
variirt  jahrelang  zwischen  706  und  610,  von  Jahr  zu  Jahr  fallend,  immer 
mehr  ein  Beweis,  dass  es  Geschäftswechsel  sind,  die  da  zum  Escompte 
kommen. 

Der  Escomptesatz  für  von  Credit -Inhabern  eingereichte  Wechsel 
war  folgender: 
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Für  Credit- 

Durch- 
schnitll. 

i 

Für 

Für 

Erweiterungs- 

Zinsfuss 

Waaren- 

Provision 

Für  Domicile. 

Wechsel 

für 

für 

Platr-Wechscl. 

(Separ.-Credit- 

Credit- 

Vor- 

letztere. 

Wechsel). 

Inliaber- 
Wechsei. 

schüsse. 

pr.  4  Mon. 

1854 

6% 

6% 

6% 

6,s:% 

6% 

47o 

1865 

5„ 

vom  2.  Jänner 
bis  2.  Juni 

6  „ 

^n. 

6)»8    ), 

6  „ 

*   u 

1856 

6„ 

6u.6^  „ 

5„         ) 

1     vom  2.  Juni 

6,11  » 

6„ 

bis  31.December 

? 

i  „ 

6„ 

7  „ 

6  »         ) 

vom  1.  Jänner 

bis  23.  November 

1857 

6» 

6*  „ 

H  „ 

vom  23.  Novbr. 

6.^ 

5 

4  „ 
pr.  3  Mou. 

bis  31.  December 

">i4  » 

"  » 

6  „ 

7  „ 

6  „ 

1% 

1858 

6  » 
bis  24.0clober 

7» 

6,. 

6)jo  »> 

6» 

1  » 

1859 

6  „ 
weiters 

7,, 

6„ 

6>M   » 

6„ 

i     '" 

H. 

6^  u 

6„          i 

<    5„ 

bis  28.  Septbr. 

1860 

weiters 

H  „ 

'"         \ 

(    ^  " 

6o/o  bis  123  Tage 

70/0  b.  123  Tage 

bis  100  Tage  [ 

Ö,U    ,5 

6  „ 

{ 

6j%b.  184  Tage 

7^o/„b.  184  Tage 

6%        ) 

(    1  „ 

1861 

do. 

do. 

do. 

do. 

do. 

do. 

1  vom  24.  März*) 

1862 

6% 

7% 

5i% 

6)41    l> 

6„ 

1  „ 

1863 

6„ 

7» 

6i„ 

6,„  „ 

6„ 

1  „ 
V.  26.  Oct. 

1864 

6„ 

7» 

54  » 

6,81»    ,) 

5,. 

4  „ 

1865 

6., 
bis  10.  December 

7  „ 

H  » 

6)«»  » 

6„ 

b.  10.  Dec. 

1866 

6  „ 

7„ 

H,,       ) 

h     M 

weiter! 

6,8»  ,) 

5  „ 

weiters 

6  „ 

6  „ 

H  »       ' 

i  . 

1867 

6„ 

6» 

4i  » 

^,M   » 

6„ 

1  » 

1868 

6„ 

bis  7.  Juni 

6„ 

4i  „ 

5,M   » 

6» 

1» 

1869 

5  „ 
bis  28.  August 

6  » 

H  » 

i    5„ 

i  » 

4i„ 

6i  ,» 

4„         ( 

5,88    »I 

]^. 

i    n 

weHers 

1 

\ 

S^Vüb.  124  Tage 

6i  „ 

5l%b.  lOOT. 

f  '■■ 

i    » 

6%  b.  184  Tage 

*)  bin  23.  Uärz  unveriudert. 
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.    Kautsch, 

Escomptii 

•ung  von  Credit - 

Inhaber- Wechseln: 

Stucke.                    j,.„    p, 

ImDurriiscIinitte 
pr.  Tag 
Mill.   Fl. 

ImDurclischiiill 
pr.  Appüiiil 
Fl. 

1854 

55,350 

3*^^0  8  0 

0,,a. 

706,03 

1855 

82,253 

ö7,5n 

0,,»s 

699,,, 

1856 

93,179 

61w» 

^)2oe 

663,,, 

1857 

113,238 

"74,2  11 

0„4» 

655,2, 

1858 

107,010 

66,170 

^»2  2  1 

618,,, 

1859 

105,324 

68,205 

0-22» 

647,55 

1860 

102,959 

67,240 

0,22» 

653,0  7 

1861 

130,770 

87„„, 

0,2  0  1 

667,2, 

1862 

133,309 

86,517 

0,28» 

649,22 

1863 

127,560 

77,oa4 

0,2«. 

610,s. 

1864 

130,152 

'^'50» 

0,2B6 

610,,, 

1865 

117,902 

66,4  7  4 

0,234 

563„o 

1866 

102,618 

•^9,8  5, 

0,2  0  1 

583,,, 

1867 

86,591 

4^54  7  0 

0„5« 

525,, 0 

1868 

98,496 

48,650 

0,,fli 

493,,, 

1869 

103,853 

•'^  1 5  0  1  4 

0,174 

499,,, 

Der  Zinsfuss  für  Wechselescompte  ist  bei  uns  in  Oesterreich  immer 
mehr  ein  stabiler  gewesen.  Erst  neuerer  Zeit  ändert  er  sich  oft  im 
Jahre  ein-  bis  zweimal.  Gegen  das  Jahr  1859,  dem  Kriegsjahre,  be- 
merken wir  ein  allmähliches  Steigen  des  Zinsfusses,  welches  aber  nach 
dem  Friedensschlüsse  im  selben  Jahre  in  einem  Fallen  desselben  einen 
Abschluss  fand. 

Ebenso  war  es  1866,  wo  die  Emission  der  .Staatsnoten  nach  dem 
prager  Frieden  einen  Geldüberfluss  erzeugte  und  zur  Ermässigung  des 
Zinsfusses  beitrug.  In  diesem  Jahre  fiel  der  Zinsfuss  rapid  um  ein  volles 
Procent,  und  1869  abermals  um  VaVo- 

Die  Krisis  von  1857  machte  in  Oesterreich  keine  grösseren  "Wir- 
kungen, als  in  Hamburg  und  Norddeutschland  überhaupt,  weshalb  auch 
kein  Grund  war,  warum  sich  dieselbe  im  Disconto  eclatant  hätte  zeigen 
sollen.     Wir  finden  auch  in  diesem  Jahre  keine  besondere  Veränderung. 

Der  Zinsfuss  für  Waarenvorschüsse  blieb  sich  ziemlich  constant  und 
zwar  bei  5°/o,  nur  die  Provision  änderte  sich.  Dieselbe  schwankte 
zwischen  V4  und  1%  und  bleibt  schliesslich  bei  V4Vo-  I^as  Geld  kommt 
eben  dem  Kaufmann,  Gewerbsmann  und  Industriellen  ein  wenig  höher 
zu  stehen,  als  der  gewöhnliche  Escompte  und  deshalb  zeigt  sich  keine 
besondere  Zunahme  dieses  Geschäftszweiges. 
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Der  durchschnittliche  Zinsfuss  des  Geldes  stellt  sich  für  den  Geschäfts- 
mann auf  ö'/j  —  ö'/zVo-  Es  ist  dies  immerhin  ein  annehmbarer  Zins- 
fuss, um  so  mehr,  als  die  Anstalt  bei  der  Annahme  von  Wechseln  mit 
der  grössten  Coulanz  vorgeht.  Gewöhnlich  stellt  sich  der  Unterschied 
so,  dass  die  niederösterreichische  Escompte-Gesellschaft  ihren  Escompte 
um  V2  Vo  oder  höchstens  1  "/o  höher  stellt  als  die  Nationalbank. 

Dabei  ist  aber,  wie  schon  früher  bemerkt,  diese  bedeutend  difficiler 
als  jene,  so  dass  schon  wegen  der  Schwierigkeiten  bei  der  Annahme 
der  Wechsel  für  den  kleineren  Geschäftsmann  die  niederösterreichische 
Escompte-Gesellschaft  ein  nützlicheres  Institut  ist.  — 

Das  Jahr  1861  war  für  das'Escompte- Geschäft  das  bedeutendste 
Jahr.  In  diesem  Jahre  wurden  130,770  Stück  Wechsel  mit  dem  Be- 
trage von  87,258  Mill-  El.  escomptirt.  Auf  jeden  Tag  enttiel  durchschnitt- 
lich eine  Escomptirung  von  0,259  Mill.  Fl.  Auf  dieses  Jahr  folgten  viele 
Fallimente  im  nächsten  Jahre  und  das  Escomptegeschäft  nahm  in  Folge 
dessen,  bis  zum  verflossenen  Jahre,  in  welchem  es  eine  kleine  Steige- 
rung erfuhr,  immer  mehr  ab. 

Das  Jahr  1869,  das  Gründungsjahr,  in  welchem  viele  neue  Institute, 
sogar  Concurrenz-Institute,  entstanden,  brachte  keine  Schwächung  hervor, 
sondern  hatte  im  Gegentheile  eine  Steigerung  bewirkt. 

Merkwürdig  ist  die  Thatsache,  dass  von  Jahr  zu  Jahr,  seit  dem 
Gründungsjahr,  die  Durchschnittszahl  pr.  Appoint  immer  kleiner  wird, 
mit  Ausnahme  von  ein  paar  unmassgeblichen  kleinen  Differenzen.  Wäh- 
rend 1854  dieselbe  706,oaFl.  betrug,  hatte  das  Jahr  1868  nur  493, „  und 
1869:  499,88  Fl.  aufzuweisen.  Es  ist  dies  eine  erfreuliche  Thatsache. 
Diese  Ziffern  zeigen,  dass  eben  immer  mehr  und  mehr  die  eigent- 
liche Geschäftswelt,  der  kleine  Mann,  neben  den  grösseren  Firmen  An- 
theil  nimmt,  und  dass  die  Anstalt  gerade  diesen  kleineren  Mann  berück- 
sichtigt. Daher  die  Sympathie,  die  man  allenthalben  für  die  Escompte- 
Gesellschaft  in  der  Geschäftswelt  verbreitet  findet,  daher  das  Ansehen, 
das  die  Anstalt  geniesst,  wie  keine  zweite. 

Stand  des  Portefeuilles  am  31.  December: 


Credil-Inhaber- 

Cred.-Erw. 

-  Waarenvor- 

Zusami 

Platzwechsel. 

Domicile. 

Wechsel. 

8Chu8S-W. 

ineii. 

MiU.  Fl. 

Mill.  Fl. 

Mill.  Fi. 

Mill.  Fl. 

Stücke. 

Mill.  Fl 

1854 

3j«43 

2)774 

0,141 

O-oBu 

11,676 

ß,5M 

1855 

3)593 

0 
-^187» 

0,J50 

0,030 

10,006 

6,744 

1856 

^ijej 

^'486 

0.M8 

0.083 

20,552 

14,235 

1857 

^5185 

8)4«7 

0,M1 

0,M8 

29,257 

18„5, 

1858 

12,M0 

'^»814 

0,471 

0„i» 

32,864 

21,134 
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Credit-Inhaber- 
Plfltzwechsel.     Doniicile. 

C'red  -Erw 

Wechsel. 

-  Waarenvor- 

stliuss-W. 

Zuiaminen. 

Blill.  Fl. 

Mill.  Fl. 

Mill  Fl. 

Mill.  Fl. 

Stücke. 

Mill.  Fl. 

1859 

y.iri 

^)B5» 

0,077 

0,338 

25,001 

15,21. 

1860 

1^)«« 

8)»2T 

0,518 

0,0,8 

33,957 

22.8»o 

1861 

1^)888 

10.40, 

0.52, 

0,010 

38,705 

26.8J1 

1862 

15)121 

(i 
^■901 

0:455 

0,11» 

37,304 

25,807 

1863 

12,890 

«1 
•^;Ö34 

0,353 

0,042 

37,887 

22,825 

1864 

11)353 

10,X20 

0,370 

0,118 

37,648 

21. »68 

1865 

10,803 

0,057 

0,165 

0,022 

33,548 

l'Jl37 

1866 

G,883 

•^;876 

0,034 

0,001 

22,460 

12,71»» 

1867 

6)ei« 

^)191 

0,031 

— 

26,920 

1^-83» 

1868 

5;  606 

'^yMl 

0,010 

— 

27,739 

1  ^. 
^■-'■187 

1869 

8-353 

9)737 

0,031 

0,001 

34,510 

18,123 

Der  Portefeuillestand  der  Credit-lnhaberwechsel  war,  wie  das  Escompte- 
Geschäft  mit  dem  Creditvereiue  überhaupt,  in  den  letzten  Jahren  immer 
mehr  in  Abnahme  begriffen  gewesen.  Die  Schwächung  de.s  Credit-Yereines 
konnte  nicht  länger  mehr  hingenommen  werden,  und  man  war  nun  darauf 
bedacht,  indirekt  auf  den  Credit-Verein  damit  einzuwirken,  dass  man 
Concessionen  machte,  die  das  Geschäft  wieder  auf  die  frühere  Höhe  zu- 
rückführen sollen. 

Wie  wir  schon  früher  bemerkt  haben,  war  besonders  eine  Ursache, 
warum  sowohl  die  Creditbenutzung  als  theilweise  die  Credittheilnehmerzahl 
abnahm  die,  dass  die  Mitglieder  des  Creditvereines  bedeutende  Zuschüsse 
zum  Reservefond  leisten  mussten.  Erst  neuerer  Zeit  stellte  sich  dieser 
besser  und  mau  konnte  einen  Theil  der  Zuschüsse  zurückzahlen. 

Andererseits  waren  in  der  Zeit  seit  dem  Jahre  1862  bis  heute  zwei 
Kriege,  wovon  besonders  der  eine  Oesterreich  harte  Wunden  schlug. 

In  solchen  Zeiten  entrirt  der  Kaufmann  weniger  Geschäfte,  als  in 
Eriedenszeiten.  Dann  fiel  in  diese  Jahre  der  grosse  nordamerikanische 
Krieg,  der  eine  Baumwollenkrisis  im  Gefolge  hatte,  und  mit  dem  Jahre 
1866,  dem  Ealle  des  grossen  Depositen-  und  Escomptehauses  Overend 
Guerney  &  Co.  brach  eine  fürchterliche  Krisis  über  England  herein. 

So  wirkten  verschiedene  Ursachen  in  einem  kleinen  Zeiträume,  theil- 
weise direct,  wie  die  Baumwollenkrise  und  der  Krieg  von  1866  theil- 
weise indirect,  wie  die  englische  Krisis  von  1866  auf  das  Geschäftslebeu 
in  Oesterreich  ein. 

Der  Escompte  von  Credit -Erweiterungswechselu  fiel  in  den  letzten 
Jahren  auf  ein  Minimum  herab,  ebenso  der  von  Waarenvorschusswech.seln. 

So  zeigt  der  Stand  der  ersteren  1861:  O.^i  Mill.  Fl.,  der  von  1869 
nur  0,o,i  Mill.  Fl.    Ja,  im  Waarenvorschussgeschäfte  wurde  die  Anstalt 
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ein  Paar  Jahre  fast  gar  nicht  in  Anspruch  genommen,  und  am  31.  De- 
cember  1869  hatte  sie  nur  einen  Wechsel  mit  1200  F\.  im  Portefeuille. 

Es  rührt  dies  daher,  weil  dieses  Geschäft  eben  nicht  jene  Aner- 
kennung seitens  des  Geschäftsmannes  hat,  die  es  verdient,  und  deshalb 
auch  von  der  Bank  mehr  in  den  Hintergrund  gedrängt  wird. 

Sind  einmal  die  Statuten-Aenderungen  in  Kraft,  die  auch  erleichternde 
Bestimmungen  hinsichtlich  dieser  beiden  Geschäfte  enthalten,  und  werden 
Erleichterungen  im  Zinsfusse  und  in  der  Manipulation  eingeführt,  so  hat 
besonders  das  Waarenvorschussgeschäft  eine  grosse  Zukunft  vor  sich. 

Die  Gesammt  -  Escomptirung  (sowohl  Creditinhaber-  als  Börsen- 
Escompte)  betrug  demnach: 


Jahr. 

Stücke. 

Mill.  Fl. 

Jahr. 

Stücke. 

Mill.  Fl. 

1856 

101609 

'^)l  7  1 

1863 

144753 

115,779 

1857 

123830 

90,053 

1864 

152280 

122„oi 

1858 

109739 

76,227 

1865 

138531 

117„4e 

1859 

123073 

112„2.i 

1866 

122582 

119,492 

1860 

115725 

96,4  7  1 

1867 

141170 

128,323 

1861 

154648 

139,,  5  8 

1868 

158518 

119,1  92 

1862 

153597 

126,010 

1869 

179069 

142,e,2 

Im  letzten  Jahre  stieg  der  Gesammtescompte  auf  die  colossale  Summe 
von  142  Mill.  Fl.,  die  Nationalbank  escomptirte  in  Wien  232  Mill.  Fl. 
Das  Escompte-Geschäft  der  niederösterreichischen  Es- 
compte-Gesellschaft  hatte  demnach  die  Höhe  von  fast  Va 
des  Escompte-Geschäftes  der  Nationalbank  in  Wien  er- 
reicht, ein  Erfolg,  der  sie  würdig  neben  dieses  grösste  Institut  in 
Oesterreich   stellt.  — 

Die  niederösterreichische  Escompte  -  Gesellschaft  nimmt  ausser  im 
Creditvereine  auch  privatim  an  der  Börse  Escompte. 

Dieses  Geschäft  wurde  erst  später  eingeführt,  als  die  Depositen- 
gelder der  Anstalt  immer  reichlicher  zuflössen  und  man  trachten  musste, 
für  sie  eine  entsprechende  Verwendung  zu  finden. 

ß.    Anderweitige  Geschäfte  der  Gesellschaft. 

Unter  diesen  nimmt  wieder 

1)  das  Escompte-Geschäft 

unser  hauptsächlichstes  Interesse   in  Anspruch.     Es  ist  dieses  Geschäft 
genau  zu  unterscheiden  von  der  Escomptirung  der  Creditinhaber-Wechsol. 
XV.  '^0 
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Hier  haften  die  Actionäre  für  allfällige  Verluste,  dort  haftet  der  Credit- 
verein.  Das  Geschäft  hat  seit  Jahren  eine  grosse  Kntwicklung  genom- 
men und  unterscheidet  sich  wesentlich  vom  Creditinhabcr-Geschäfte,  da 
auf  privatem  Wege  oder  auf  der  Börse  (Privat-  oder  Hörsenescompte) 
nur  dann  genommen  wird,  wenn  übertiiissiges  Geld  vorhanden  ist,  und 
meist  Wechsel  mit  kurzer  Verfallzeit  und  grösseren  Beträgen  bedungen 
werden.  Diese  letzten  Bestimmungen  entsprechen  auch  den  Grund- 
sätzen, die  man  in  der  Theorie  aufstellt,  die  Depositengelder  auf  kurze 
Zeit  leicht  rcalisirbar  anzulegen. 

Da  der  Crcditverein  keine  Haftung  bei  diesem  Geschäfte  über- 
nimmt, ist  es  natürlich,  dass  er  an  dem  Gewinne  nicht  Theil  nimmt. 

Welchen  Aufschwung  dieses  Geschäft  genommen  hat  und  dass  nur 
Wechsel  in  grösseren  Beträgen  escomptirt  werden,  zeigt  uns  die  fol- 
gende Tabelle.     Es  betrug  der  Portcfeuillostand  der  Escomptirung : 


Portefeui 

llestand 

Escomptirung 

Durch- 

am 31. 

Dec. 

während  des 

Jahres. 

schnitt 

Jahr. 

Stücke. 

Betrag. 

Stücke. 

Betrag. 

pr.  Appoint, 

Mill.  Fl. 

Mill.  Fl. 

Fl. 

1856 

561 

0,742 

8430 

11)376 

1349 

1857 

582 

1)01  8 

10592 

1^)842 

1495 

1858 

72 

0)201 

2729 

10,0.57 

3685 

1859 

5525 

14)360 

17749 

43,921 

2474 

1860 

3129 

^)883 

12766 

29,231 

2290 

1861 

6578 

13,117 

23878 

51,900 

2173 

1862 

2989 

6)2«6 

20288 

39,4  gj 

1946 

1863 

3604 

'^5."i8  1 

17193 

3',855 

2201 

1864 

3573 

^)176 

22128 

42,68, 

1929 

1865 

5437 

11)270 

20629 

51,17  3 

2495 

1866 

5813 

1")068 

19964 

59,80« 

2979 

1867 

5005 

9)14  9 

26256 

^^3,990 

2056 

1868 

8386 

10,628 

28097 

47,255 

1681 

1869 

5746 

10,042 

39091 

66,903 

1711 

Wir  sehen  in  der  vorliegenden  Tabelle  die  Ziffern  der  Escompti- 
rung steigen  und  fallen.  Dieses  Steigen  und  Fallen  rührt  daher,  je  nach- 
dem die  Einlagen  im  Depositengeschäfte  (Cassascheingeschäfte)  grösser 
oder  kleiner  waren,  je  nachdem  der  Creditverein  diese  disponiblen  Capi- 
talien  benützte  und  man  daher  eine  Anlage  für  dieselben  brauchte. 
Denn  die  drei  Geschäfte:  Creditinhaber-Escompte-,  Börsenescompte- 
und  Depositengeschäft  stehen  in  innigem  Zusammenhange.    Als  in  den 
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letzteren  Jahren  das  Creditinliaber  -  Escomptegeschäft  bedenklich  ab- 
nahm, finden  wir  das  Börsenescomptegeschäft  in  Zunahme  begriffen,  da 
das  disponible  Capital  darin  angelegt  wurde,  ausserdem  aber  noch  ein 
Geschäft  in  Flor,  das  früher  weniger  cultivirt  wurde,  das  »Vorschuss- 
und  Kostgeschäft  auf  Staatspapiere  und  Actien«. 

Diese  letzteren  Geschäfte  haben  den  Vortheil,  dass  sie  das  ange- 
legte Capital  nicht  lange  Zeit  an  ein  Object  bannen ,  sondern  dass  das 
Capital  zu  jeder  Zeit  zurückgezogen  werden  kann,  ohne  dass  die  An- 
stalt dadurch  in  Verlust  kommen  könnte. 

Es  ist  natürlich,  dass  sich  also  dieses  Darlehensgeschäft  vorzüglich 
für  die  Anlegung  der  Depositengelder  eignet,  da  eben  die  Darlehenszeit 
eine  ganz  kurze,  meistens  mit  eintägiger  Kündigung  ist.  — 

Der  durchschnittliche  Zinsfuss  für  den  Börsenwechsel  -  Escompte 
war : 

1856  .     .     .     6,12  i863     •     •     •     5',^, 

1857  .     .     .     6,20  1864     .     .     .     6,03 

1858  .     .     .     5,68  1865     .     .     .     G,^^ 

1859  .     .     .     5,28  1866     .     .     .     5,8» 

1860  .     .     .     5,14  1867     .     .     .     4,49 

1861  .     .     .     5,9;  1868     .     .     .     4,82 

1862  .     .     .     5,„  1869     .     .     .     4,52 

Bis  zum  Jahre  1866  schwankte  der  Zinsfuss  zwischen  5  und  6%, 
etwas  mehr,  etwas  weniger,  je  nachdem  die  Geschäftsconjuncturen  und 
die  politische  Lage  Oesterreichs  waren.  Von  diesem  Jahre  an  aber 
bemerken  wir  ein  allmähliges  Fallen  des  Zinsfusses.  Diese  Erscheinung 
hat  ihren  Grund  in  dem  flüssigen  Geldstande,  der  seit  der  Emission 
der  Staatsnoten  herrscht.  Die  Ueberschwemmung  mit  Staatsnoten ,  die 
in  einem  Betrage  von  über  300  Mill.  Fl.  im  Umlaufe  sind,  konnte 
natürlich  nicht  ohne  Eintiuss  auf  die  Wirthschaft  sein.  Sie  brachte 
uns  in  eine  ganz  neue  Bahn,  drückte  den  Zinsfuss  herab  und  regte  die 
Unternehmungslust  an.  Dieser  scheinbare  volkswirthschaftliche  Auf- 
schwung war  nicht  von  langer  Dauer,  und  nach  und  nach  werden  wir 
erst  einsehen,  wie  schwer  es  ist,  die  Wasser  zu  bannen,  die  so  leicht 
heraufbeschworen  wurden,  deren  Folgen  man  nicht  voraussah. 

2)  Das  Vorschuss-  und  Kostgeschäft. 

Die  Statuten  sprechen  von  »Vorschüssen  auf  Waaren,  Rohproducte 
und  Werthpapiere  und  commissionsweisem  Vorkauf  dieser  belehnten 
Wertliot)jecte*.     Die  Bank  cultivirt  ab(^r  nur  das  \  orsclmssgeschiift,  auf 

20* 
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Werthpapierc.  Wir  haben  schon  früher  bemerkt,  dass  dieses  Geschäft 
eines  der  anwendbarsten  zur  Anlc^Min;,'  der  Depositengelder  ist.  Die 
kurze  Frist  des  Darlehens,  besonders  im  Kostgeschäfte,  eignet  es  vor 
Allem  dazu.  Natürlich  ist  es  der  Vorsorge  der  Verwaltung  überlassen, 
nur  Papiere  und  in  dem  Maasse  zu  belehnen,  dass  dadurch  keine  Gefahr 
bei  einem  Sturze  der  Papiere  für  die  Gesellschaft  erwächst. 

Das  Vorschussgeschäft  nahm  in  den  letzten  Jahren  gewaltige  Di- 
mensionen an,  und  ein  Saldo  von  12  Millionen  war  durch  längere  Zeit 
der  gewöhnliche  Stand.  Erst  letztere  Zeit  schränkte  man  es  wieder 
ein  wenig  ein,  da  eben  das  Escomptegeschäft  die  Geldmittel  in  An- 
spruch nahm. 

Das  Vorschuss-  und  Kostgeschäft  wird  von  mehreren  Wiener  Ban- 
ken fast  ausschliesslich  betrieben  und  hat  sich  zu  einem  der  Haupt- 
geschäfte emporgeschwungen.  Seitdem  die  Nationalbank  es  zu  cultivi- 
ren  angefangen  hat  und  die  Wiener  Börse  zu  einer  grösseren  Bedeu- 
tung gelangt  ist,  beitdem  nahm  das  Geschäft  immer  grössere  Dimensio- 
nen an.  Der  Zin^fuss  für  Darlehen  auf  Eftecten  ist  gewöhnlich  höher 
als  der  für  Wechsel  und  variirt  nach  den  momentanen  Geldverhältuis- 
sen.  Die  Beweglichkeit  desselben  ist  bedeutend  stärker  als  die  des 
Escomptczin^füsses ,  und  dadurch  gestaltet  sich  das  Geschäft  eben  zu 
einem  sehr  lucrativen.  Als  die  uiederösterreichische  Escompte- Gesell- 
schaft ihre  disponiblen  Capitalien  zu  diesem  Geschäftszweige  benützte, 
war  das  Geschäft  noch  in  enge  Gi'enzen  gewiesen  und  je  nach  den 
Verhältnissen  erweitert  oder  eingeschränkt. 

Ja,  selbst  heute  nocli  wird  es  nicht  in  jenem  Maassstabe  betrieben, 
dass  man  einen  bestimmteu  Saldo  fixirt,  sondern  je  nach  den  Geldver- 
hältnissen werden  auf  kurze  Zeit  Etfecten  in  Depot  genommen  und  bei 
Geldbedarf  wieder  hinausgegeben;  denn  die  niederösterreichische  Es- 
conipte-Gesellschaft,  getreu  ihrem  Principe  von  ihrem  Anfange  an,  will 
sich  nicht  zur  Stütze  der  Börsenspeculation  hergeben ,  sondern  ist  die 
Stütze  des  Handels  und  der  Industrie  und  Gewerbe,  und  ihr  Haupt- 
geschäft ist  das  Escompte -Geschäft.  Der  hohe  Zinsfuss  ist  zwar  ver- 
lockend, allein  die  Sicherheit  ist  nicht  jene,  dass  sie  über  allen  Zweifel 
erhüben  oder  dass  sie  jene  im  Creditvereine  aufwiegen  würde.  Vor- 
sichtig wie  in  Allem,  jedem  Schwindel  fern,  ist  sie  auch  in  diesem  Ge- 
schäfte vorsichtig,  und  so  viel  wir  wissen,  ist  Dank  der  vorzüglichen 
und  vorsichtigen  Leitung,  in  diesem  Geschäfte  für  die  Actionäre  noch 
kein  Schaden  erwachsen. 
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Geleistete  Zurückgezahlte  Stand  ^^^1^^  ^""^ 

Jahr.  Vorschüsse.  am  31.  Dec.  ^necten   im 

Courswerlh  von 
Mill.  Fl.  Min.  Fl.  MiU.FI.  Miil.Fl. 

1858  1)821  Ij-iae  0,389  0,^23 

1859  '5635  '»188  0)853  1)037 

1860  1)884  2,281  0,455  0,557 

1861  1)629  1)808  0,277  0,339 

1862  3,433  "^'OÖS  1)662  1)801 

1863  l)66r  2)858  0,4gj  0,522 

1864  1)881  1)378  0,9,3  1)031 

1865  13,753  ')090  ')57r  8,192 

1866  20,317       25,gjo        2,283        2,85^ 

1867  9)081  ')282  ^)08a  *)883 

1868  52,056  48,388  "^iTSO  8,987 

1869  63,75,  67,923  3)57»  '^)473 

Der  ungeheure  Aufschwung,  den  das  Geschäft  in  den  letzten  Jah- 
ren nahm,  rührt  daher,  dass  erst  in  letzterer  Zeit  eine  eigene  Effecten- 
Ahtheilung  besteht  und  früher  das  Geschäft  nur  nebenbei  geführt  wurde. 
Mit  dem  Aufschwünge  der  Wiener  Börse  nahm  in  gleichem  Maasse 
auch  das  Kost-  und  Vorschussgeschäft  zu,  besonders  aber  von  1867  an, 
in  welchem  Jahre  und  im  darauf  folgenden  viele  neue  Actienunterneh- 
mungen  entstanden.  Der  Rückgang  1867  erklärt  sich  daraus,  dass  in 
diesem  Jahre  ein  besonders  flüssiger  Geldstand  herrschte,  in  Folge 
dessen  auch  leicht  und  überall  Geld  zu  bekommen  war.  Dieser  flüs- 
sige Geldstand  erzeugte  jene  Periode,  die  auf  das  Jahr  1867  folgte 
und  die  man  gewöhnlich  die  »Gründungsschwindelperiode«  nennt,  eine 
Zeit,  in  der  kein  Tag  verging,  wo  nicht  ein  oder  mehrere  neue  Unter- 
nehmungen das  Licht  der  Welt  erblickten. 

Der  Zinsfass  richtete  sich  nach  dem  jeweiligen  Stande  der  Börse. 
War  Geld  flüssig,  fiel  er,  im  entgegengesetzten  Falle  stieg  er,  ö'/sVo^ 
6— S^/o  in  allen  Variationen  und  einige  Male  10  %•  Ein  Nachtheil  für 
das  Publikum  ist  bei  diesem  Geschäfte  der,  dass  gerade  zur  Zeit,  wo 
es  das  Geld  am  meisten  braucht,  das  Depot  gekündet  wird.  Es  ist 
dies  einestheils  vom  Standpunkte  der  Banken  richtig,  anderentheils  ist 
aber  nicht  zu  läugnen,  dass  dadurch  schon  viel  Unheil  angerichtet 
wurde.  Wir  sprechen  jetzt  nicht  von  der  nicderösterrcichischen  Es- 
compte-Gesellschaft  allein,  die  immer  in  coulantester  Weise  das  Inter- 
esse ihrer  Clientel  wahrte  und  rücksichtsvoll  vorging,  sondern  von  meh- 
reren anderen  Wiener  Creditinstituten,  die  auf  diese  Weise  schon  mehr- 
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iiials  (liiich  nicksichfslosc  Dciiotvcrkiuife  uiiio  pjiiilk;utii^(;  Stiiimimig  an 
der  Hörse  ürzeugten  und  einen   l'ull  der  Coiirse  herlieii'iilirten. 

Kines  der  wichtigsten  Hankf^eschäfte ,  um  dessen  Kintührun;:  und 
Ausbildung,'  in  Oesterreich  die  niederösterreichische.  Kscompte- Gesell- 
schaft unbestreitbare  Verdienste  hat,   ist 

:i)   die    IJebernahinc    von    (leidem    in    laufender    liechnung 
(Cassaschein-,  Depositen- (1  e s c h ä f t ). 

Die  Uebernahnie  von  Geldern  gegen  eine  bestinuiitc  Verzinsung 
mit  l)Ostimmten  Kündigungsterminen,  mit  einem  Worte,  von  Geld  als 
Depositum,  hat  in  neuerer  Zeit,  besonders  in  Oesterreich.  grössere 
Dimensionen  angenonniien.  Nachdem  die  niederösterreichische  Kscompte- 
Gesellschaft  das  Publicum  gleichsam  belehrt  hat,  auf  bequeme  und 
zinsbringende  Art,  ohne  Kisico,  sein  eben  disponibles  Geld  auf  kurze 
Zeit  anzulegen,  haben  die  anderen  Banken,  die  dem  Beispiele  dieser 
(iesellschaft  folgten,  schon  bebautes  Feld  und  den  Boden  empfänglich 
für  die  Neuerung  gefunden.  Zwar  hält  der  Stamm  des  Publicums  noch 
immer  an  der  Escomptebank  fest,  allein  nichtsdestoweniger  haben  die 
anderen  Banken  schon  gewusst,  sich  eine  gewi.sse  Clientele  für  dieses 
Geschäft  zu  erwerben.  —  Die  Bank  giebt  also  nicht  allein,  sondern 
sie  nimmt  auch  Geld.  Bis  zum  Jahre  1858  gab  sie  für  deponirte 
Capitalien  nur  kündigungsfreie  Scheine  aus.  Von  diesem  Jahre  wurde 
eine  zweite  Serie  mit  einer  bestimmten  Kündigungsfrist  in  Verkehr  ge- 
setzt und  1860  eine  weitere  dritte  Serie.  Die  Scheine  dieser  letzten 
Serie  unterlagen  einer  2-  oder  lOtägigen  Kündigung  oder  waren  kün- 
digungsfrei ,  je  nachdem  der  Deponent  über  sein  Geld  verfügen  wollte, 
oder  einen  Zinsfuss  beanspruchte.  Denn  es  ist  natürlich,  dass  bei  län- 
gerer Kündigungsfrist  auch  der  Zinsfuss  höher  ist,  als  bei  einem  kün- 
digungsfreien Cassaschein,  für  welchen  die  Anstalt  das  Geld  immer  in 
Bereitschaft  halten  muss.  Mit  der  Zeit  müsste  man  trachten,  die  kün- 
digungsfreien Cassascheine  zu  beschränken  und  nur  Geld  auf  längere 
Termine  zu  erhalten  suchen.  Denn  sobald  Geld  flüssig  ist,  was  in  den 
letzteren  Jahren,  besonders  seit  der  Ausgabe  der  Staatsnoten,  der  Fall 
war ,  ist  der  Zinsfuss  niedrig  und  sehr  schwer  das  Geld  fruchtbringend 
zu  verwenden.  Ausserdem  aber  entfällt  mit  der  Gründung  der  Giro- 
Abtheilung  für  die  Gesellschaft  die  Ausgabe  von  kündigungsfreien  Schei- 
nen, da  das  Publicum  dieselbe  benützen  soll,  durch  die  kündigungs- 
freien Scheine  aber  die  Anstalt  sich  selbst  Coucurrenz  macht. 
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Emission  von 

Jahr. 

CassaBcheinen. 

Mill.  Fl. 

1854 

6,7  la 

1855 

^)e4o 

1856 

36,507 

1857 

67,17« 

1858 

70,»ro 

1859 

117,3S« 

1860 

90,93  j 

1861 

126,5,, 

1862 

111,67. 

1863 

93,,o3 

1864 

90,120 

1865 

101,.,2» 

1866 

95,eoa 

1867 

66,448 

1868 

58,8  7  7 

1869 

67,»  ft» 

ückgezahll. 

Stand 
am  31.  Dec, 

Mill.  Fl. 

Mill.  Fl. 

5)921 

0,79, 

')90  1 

0,630 

28,2  12 

8,825 

62,482 

13,5  19 

'0,0  2  2 

1^,067 

108,400 

23,752 

93,(196 

20,995 

117,377 

30, 1  oe 

117,67. 

2^*5203 

96,1  89 

21,31  7 

87,255 

24,4  8  3 

96,03  1 

29,780 

103,848 

21,534 

66,880 

21,088 

63,051 

16,914 

69,, 91 

14,405 

Die  Abnahme  des  Geschäftes  in  den  letzten  Jahren  ist  zwei  Ur- 
sachen zuzuschreiben: 

1)  der  immer  mehr  zunehmenden  Concurrenz  der  andern  Institute, 
die  sich  nun  auch  mit  der  Emission  von  Cassascheinen  beschäftigen ; 

2)  dem  Umstände,  dass  in  den  letzten  Jahren,  besonders  aber  1868 
und  1869  das  Publicum  massenhaft  disponibles  Geld  in  Effecten 
anlegte,  und  sich  an  den  Gründungen  vorübergehend  betheiligte, 
um  einen  Gewinn  zu  erzielen,  mit  einem  Worte  —  spielte.  — 

Ein  weiterer  Umstand  ist  aber  noch  der,  dass  das  hohe  kk.  Finanz- 
ministerium, obwohl  die  anderen  Cassascheine  emittirenden  Institute, 
im  Vereine  mit  der  Escompte-Anstalt  wiederholt  um  Befreiung  von  der 
schwer  drückenden  Einkommensteuer  von  den  Zinsen  der  Cassascheine 
petitionirten,  und  darauf  aufmerksam  machten,  wie  schwer  dieselbe  auf 
den  Credit-Instituten  lasten,  sich  nicht  bewogen  fand,  eine  so  allgemein 
nützliche  Institution  zu  unterstützen,  sondern,  wahrscheinlich  die  Cassa- 
scheine als  Concurrenten  der  Partial-Hypothekar-Anweisungen  auffassend, 
eine  ablehnende  Ansicht  kundgab. 

Jedenfalls  ist  es  nicht  im  Interesse  der  Institute  allein,  von  dieser 
Steuer,  die  keineswegs  so  unbestritten  ist,  befreit  zu  werden,  sondern 
auch  im  volkswirthschaftlichcn  Interesse,  ein  Gedeihen  des  Depositen- 
wesens auf  alle  mögliche  Weise  zu  unterstützen,  nicht  zu  hemmen.  Es 
ist  von  allgemeinem  Interesse,  weil  durch  günstigere  Bedingungen  im 
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Zinsfusse  dann  auch  dor  Sparsinn  gehoben  und  gekräftigt  wird,  und 
gcnieinniitzig,  da  viele  Millionen  Gulden  VVaisengelder,  Gelder  für  humani- 
täre Zwecke  in  Cas.sascheinen  angelegt  sind,  die  Höhe  der  Steuer  aber 
sich  jedenfalls  in  einer  niedrigeren  Verzinsung  der  angelegten  Gelder 
kundgiebt.  —  • 

Der  Zinsfuss  für  die  »Gelder  in  laufender  Rechnung*  (Depositenj 
ist  immer  mehr  im  Fallen  begriffen.  Dies  bewirkt  der  flüssige  Geld- 
stand, der  seit  der  Ausgabe  der  Staatsnoten  herrscht. 

So  betrug  die  Verzinsung  im  Durchschnitte: 

1862  .  .  . 

1863  .  .  . 

1864  .  .  . 

1865  .  .  . 

1866  .  .  . 

1867  .  .  . 

1868  .  .  . 
4,ea           1869  ... 

Im  Jahre  1868  war  der  Zinsfuss  auf.  3,47  Vo  durchschnittlich  gefallen. 
der  niedrigste  Zinsfuss  seit  der  Ausgabe  der  Cassascheine.  Die  Folge 
war  natürlich,  dass  das  Publicum  mit  den  Einlagen  zurückhielt  und 
sein  Geld  theilweise  auf  andere  Weise  anlegte.  Mit  dem  Erhöhen  des 
Zinsfusses  ist  allsogleich  auch  ein  eihöhtes  Einlegen  zu  bemerken. 

Der  Gesamnit-Umsatz  in  Cassascheinen  erreichte: 


1854 
1855 
1856 
1857 
1858 
1859 
1860 
1861 


4 
4 

4,71 

4,n 

4,34 

^168 


4,3« 
4,3, 

4,nr 

4,»16 
4,«J8 

3-751 


1854 
1855 
1856 
1857 
1858 
1859 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 
1865 
1866 
1867 
1868 
1869 


Stücke. 

7,357 
4,720 
30,683 
80,058 
103,939 
207,843 
242,720 
363,817 
346,680 
310,129 
320,806 
395,173 
343,964 
141,118 
103,325 
114,636 


Mill.  Fl. 

12,633 

15,641 

64.720 

129,658 

140,,„ 
225.78, 
184,e,5 

243,954 

229,350 
189,4„2 
l'i^7,ere 

197,350 
199,450 

133,333 

1 2 1 , 928 
137,078 


Durchschnitt  pr. 
Appoint  Fl. 

1718 

3292 

2109 

1619 

1352 

1716 

760 

675 

667 

611 

553 

499 

580 

944 
1180 
1195 
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Der  Grund,  warum  wir  in  dieser  Tabelle  den  Durchschnittsbetrag 
für  ein  Appoint  ermittelten,  ist  der,  weil  sich  aus  dieser  Durchschnitts- 
zahl sehr  lehrreiche  Schlüsse  ziehen  lassen.  Der  Umsatz  allein  zeigt 
nur  von  der  Ausdehnung  des  Geschäftes,  und  da  bemerken  wir,  dass 
die  höchste  Stückzahl  im  Jahre  1865,  die  höchste  Umsatzsumrae  im 
Jahre  1861  erreicht  v/urden.  Nicht  allein  der  Umsatz  aber  ist  es,  der 
uns  interessirt,  sondern  auch  die  Frage  wollen  wir  beantwortet  haben: 
Wie  gross  ist  denn  der  durchschnittliche  Betrag  eines  Cassascheines? 
Hieraus  lässt  sich  dann  auf  den  gemeinnützigen  Werth  der  Anstalt 
und  selbst  auf  das  Publicum   schliessen. 

Wir  bemerken,  dass  in  den  ersten  Jahren  die  Durchschnittsziffer 
zwischen  1  und  2000  schwankte,  dann  aber  stetig  fiel,  bis  sie  1865:499 
erreichte.  Diese  Zahlen  zeigen  uns,  wie  die  Cassascheine  immer  populärer 
werden,  immer  mehr  in  das  Publicum  eindringen,  das  nicht  Appoints 
zu  5000,  10,000  oder  20,000  Gulden  nehmen  kann,  sondern  sich  be- 
scheiden  sein  Ersparniss  von  50  oder  100  Gulden  in  den  Kasten  legt. 

Die  Cassascheine  in  der  Form,  wie  sie  jetzt  gang  und  gäbe  sind, 
existiren  erst  seit  dem  Jahre  1860.  Sie  sind  aber  so  beliebt,  dass  mau 
im  Publicum  sie  gern  bei  Zahlungen  annimmt,  obwohl  die  Ziusen- 
berechnung  bei  längerem  Laufe  wegen  der  öfteren  Zinsfussänderungen 
Schwierigkeiten  macht. 

4)  Die  Widmungscassa. 

Ist  nichts  Anderes  als  ein  Conto-Correntgeschäft,  und  hat  den  Zweck, 
«Gelder  zur  Bildung  von  Jahresgesellschaften  und  Versorgungsasso- 
ciationen  wie  auch  zu  bestimmten  Zwecken  und  Widmungen  zu  über- 
nehmen«. 

Diese  Abtheilung  existirt  erst  seit  1866.  War  schon  das  Kriegs- 
jahr selbst  nicht  besonders  günstig  für  eine  fixe,  obwohl  sichere  Anlage 
von  Geldern,  so  konnte  sich  nichtsdestoweniger  auch  in  den  spätem 
Jahren  dieser  Geschäftszweig,  der  für  eine  Bank  ganz  neu  ist,  wenig 
entwickeln.  Ob  der  Grund  dieser  Erscheinung  nur  das  noch  mangelnde 
Verständniss  für  die  Sache  oder  die  wirkliche  Unvereinbarkeit  dieses 
Geschäfts  mit  einem  Bankinstitute  ist,  muss  die  Zukunft  lehren. 

Wenn  man  bedenkt,  dass  durch  Stiftungen.  Widnumgen  u.  s.  w. 
Capitalien  Jahrzehnte  und  länger  an  ein  Institut  gebunden  sind,  so 
gehört  allerdings  eine  grosse  Vertrauenswürdigkeit  eines  Creditinstituts 
dazu,  wenn  es  in  erheblichem  Maasse  das  Publicum  zu  derartigen  Capital- 
anlagen  veranlassen  soll,   zumal   da   die   schwankende  Höhe  des  Bank- 
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ziiisfusscs  aiicli  solche  absdirockoii  iiiuHS,  welclie  der  Solidität  des  Insti- 
tuts volle,  (ierecliÜKl^eit  widerfahren  lassen. 

Die  Anstalt  verzinst  die  in  der  Widmungscassa  angelegten  Gelder 
mit  dem  höchsten  Zinsfiiss,  den  sie  für  in  ('assascheinen  an(,'ele^te  Gelder 
vergiitet.  Dieser  Zinsfuss  war  bis  jetzt  der  dei  Snioiiatlichen  Cassa- 
scheine  und  zu  4,  4V3  und  ')^lo-  Am  1.  September  18bG  wurde  die 
Widmungscassa  eröft'nct.  und  der  Stand  der  Widmungscapitalien  be- 
trug am  31.  December: 

Fl. 

1866 0,608.05 

1867 -»,447,;, 

1868 '21,726,,, 

1869 36,752,„ 

5)  Das  Contu-Corrent-  und  Giro-Geschäft. 

Zur  Zeit,  als  die  priv.  österreichische  Nationalbank,  die  Baar- 
zahlungen  aufnehmen  wollte,  war  man  auf  alle  mögliche  Weise  bedacht, 
wie  man  die  Zahlungen  vereinfachen  und  nur  den  kleinsten  Theil  in 
Baarem  zu  leisten,  durchführen  könne. 

Das  Girosysteni  hatte  die  Nationalbank  zwar  schon  eingeführt  ge- 
habt seit  den  ersten  vierziger  Jahren,  allein  man  hatte  die  Giro -Ab- 
theilung nur  wenig  benutzt  und  sie  ging  immer  mehr  zurück  als  vor- 
wärts, da  die  Bank  für  Einlagen  keine  Zinsen  vergütete.  Nur  von  einigen 
grossen  Firmen  wurde  sie  benützt.  Mit  der  Gründung  neuer  Banken 
anfangs  und  Mitte  der  fünfziger  Jahre  wurde  auch  dieses  Geschäft  wieder 
von  denselben  aufgenommen  und  so  entstanden  nach  und  nach  die  Giro- 
Abtheilungen  der  Credit-Anstalt,  niederösterreichische  Escompte-Gesell- 
Rchaft  und  anglo- österreichische  Bank.  Diese  neuen  Banken  verzinsen 
aber  die  Guthaben  im  Contocorrente  mit  2 — 3  7o  und  führten  das  Check- 
system ein,  ein  System,  das  in  andern  Ländern,  wie  England,  Nordame- 
rika, zur  höchsten  Ausbildung  gelangt  war.  Die  niederösterreichische 
Escompte-Gesellschaft  eröffnete  am  18.  April  1864  ihre  Giro-Abtheilung 
und  erzielte  bis  Ende  des  Jahres  1864  einen  Gesammtumsatz  von 
61    Mill.   Fl. 

Die  Gutschriften  betrugen  während  dieser  8  Monate  31,o98  ^ÜH-  I^h, 
wofür  für  18,784  Mill.  Fl.  Checks  und  für  den  Rest,  mit  Ausnahme  des 
Saldos  von  0,^8»  Mill.  Fl.,  Accepte  und  Domicile  eingelöst  wurden.  Die 
Zahl  der  Conto-Inhaber  betrug  Ende  December  242. 


Zahl  der 
Conto-Inhabcr. 

Eingänge. 
Mill.  Fl. 

1865 

420 

81,925 

1866 

577 

104,500 

1867 

721 

121,201 

1868 

810 

125,829 

1869 

900 

137,778 
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.       -  Saldo  am      ™.    ,  Gesammt- 

"     "         31.  uecember.  Revirement. 

Mill.  Fl.  Mill.  Fl.  0/^  Mill.  Fl. 

81,20»  1^485  4  163,13» 

104,47»  1:605  3  208,.79 

120,811  1,898  2  242,015 

124,734  2,793  2  250,392 

138,057  2,515  2  275,835 

Aus  dieser  Tabelle  ersehen  wir  zunächst,  dass  das  Giro-Geschäft 
in  fortwährender  Zunahme  begriffen  ist.  Diese  Zunahme  beschränkt 
sich  nicht  bloss  in  Bezug  auf  die  Conto-Inhaber,  sondern  auch  auf  alle 
anderen  Theile  dieses  Geschäftes.  Wir  geben  in  Nachstehendem  ein 
klares  Bild  von  der  Geschäftsthätigkcit  der  Abtheilung  und  führen 
folgende  sprechende  Zahlen  an: 

Gutschriften  aus:  Belastungen  aus: 

^  — ^  .^                        ^^            '             '    ^ 

„  .  Disponirungüber    Einlösun- 

Escomp-  baaren  i„,,^,i,,y                           das  Guthaben       gen')  von 

tirungen»J.  Einlagen.  ^jjj^,^  ^.1,^^,^^       Wechseln. 

Mill.  Fl.  Mill.  Fl.  Mill.  Fl.  Stücke.  Mill  Fl.  Mill.  Fl. 

1865  9.727  64,421           7,777  11,369  36,ioj  45, 105 

1866  9,439  83,flii  11,450  13,266  39,71«  64,7«, 

1867  9,81,  98„8,  12,700  13,453  50,393  70,4,» 

1868  9,544  106,213           9,872  13,077  39,7,5  84,94, 

1869  11,118         119,86»  6,791         13,569  52,947  85„o„ 
Die   Giro -Abtheilung   ist   in   immerwährender  Zunahme   begriffen, 

wie  wir  aus  dem  Gesainmtrevirements  der  vorstehenden  Tabelle  ent- 
nehmen. Nichtsdestoweniger  wird  sie  noch  immer  zu  wenig  benützt. 
Unter  den  900  Conto -Inhabern,  die  wir  im  letzten  Jahre  anführten, 
sind  bloss  291  Nicht-Creditinhaber,  d.  h.  solche,  die  dem  Creditvereine 
der  Anstalt  nicht  angehören.    Und  wie  lange  brauchte  es,  den  Mitgliedern 

5)  Viele  Credit -Inhaber  haben  ein  Giro  -  Conto  und  lassen  sich  den  Escompte- 
belrag  auf  denselben  gutschreiben,  um  dann  millclst  Cliccks  oder  Anweisung  ihrer 
Wechsel  lur  Zahlung  an  die  Giro-Abliieiliing  zu  verfügen. 

öj  Incassi  von  Anweisungen,  Cliecks,  Weciisel,  Coupons  zu  Gunsten  der  Conto- 
inhaber. 

7)  Die  Einlösung  von  Wechseln  ist  wohl  das  Hauptgeschäft  der  Giro-Ablheilung. 
Die  Wechsel  werden  einfach  von  Seite  des  Conlo-Inhabers  zur  Zahlung  an  die  Giro- 
Abtheilung  gewiesen,  wo  sie  dann  zu  seinen  Lasten  eingelöst  werden.  Die  Giro- 
Abtheilungen  der  'i  Banken:  Nalionalbank,  Credit  -  Ansl.ill ,  .•Vnglobank  und  nieder- 
österreichische  Escomple  -  Geseilschaft  rechnen  dani\  im  sogenannten  Saldo^iaale 
(Clearinghouse)  noch  speciell  ab,  und  zahlen  nur  sich  gegenseitig  den  Saldo  aus. 
Davon  später. 
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des  Creditvercincs  die  VortluMle  auseiMaiHlcr/iisL'tzen.  die  die.^e  Abthei- 
liing  ihnen  luiiij^e,  und  einen  kleinen  Tiieil  zu  bewe^'cn,  an  derselben 
Theil  zu  nehmen ! 

Das  Geschäft  ist  so  einfach,  so  klar  als  nur  irgend  Eines: 
Der  Contü-Iidiaber  giebt  seine: 
Baarbestände, 

Incassi  von  Wecliseln,  Anweisungen,  Coupons,  Cassascheine  u.s.  w. 
der  Anstalt  zur  Gutschrift  und 
dispouirt  dagegen: 

mittels  Checks  (auf  beliebige  Heträge  ausgestellt)  oder 
durch  Anweisung  der  Wechsel,    Anweisungen   u.   s.  w.  zur  Zah- 
lung an  die  Giro-Abtheilung. 
Der  Vortheil  ist  beiderseits: 

Der  Conto-Inhaber   hat   immer   sein  disponibles  Capital  ver- 
zinslich angelegt,  die 

Bank  dagegen  bekommt  eine  Menge  solcher  Capitalien  zu 
einem  niederen  Zinsfusse  zur  Disposition  und  beide,  sowohl  Conto-Inhaber 
als  Bank  arbeiten  im  gemeinnützigen  Zwecke,  denn  sie  benützen  müssige 
Capitalien  zu  fruchtbringenden  Zwecken.  Denn  hat  auch  X  nur  1  Tag 
sein  Capital,  das  er  morgen  braucht,  bei  der  Bank  liegen,  so  kann  morgen 
B  kommen,  er  ebenfalls  auf  einen  oder  mehrere  Tage  sein  Capital  zur 
Disposition  ttberlässt  u.  s.  w. 

Uebertragungen  von  einem  Conto  auf  den  andern,  wie  es  das 
eigentliche  Geschäft  der  Girobauken  ist,  kommen  bei  den  wiener  Insti- 
tuten sehr  wenig  vor.  Die  niederösterreichische  Escompte-Gesellschaft 
hatte  an  Uebertragungen  im  verflossenen  Jahre  blos  72,315  Fl.  8  Kr. 
Es  kommt  dies  daher,  weil  bei  uns  durch  das  viele  Papiergeld  das 
Zählen  und  die  Manipulation  sehr  erleichtert  wird.  Hätten  wir  Metall- 
geld vorherrschend,  so  würden  auch  die  Giro -Abtheilungen  mehr  be- 
nützt und  der  Nutzen  wäre  in  die  Augen  springender.  — 

Eng  an  die  Giro-Abtheilung  schliesst  sich  der  Saldo-Saal  oder  das 
Clearinghouse  an.  Es  ist  dies  ein  Uebereinkommen  zwischen  der  Na- 
tionalbank, Credit-Anstalt.  anglo-österreichischen  Bank  und  der  nieder- 
österreichischen Escompte-Gesellschaft,  ihre  bei  einem  dieser  vier  Insti- 
tute zahlbaren  Wechsel,  Anweisungen,  Checks  u.  s.  w.  gegenseitig  so  aus- 
zugleichen, dass  nur  ein  kleiner  Saldo  zur  Baarzahlung  übrig  bleibt. 

Die  Methode  ist  die  nämliche,  wie  sie  im  Londoner  und  in  den  ame- 
rikanischen Clearinghäusern  im  Gebrauche  ist.  Erreichte  auch  das  Wie- 
ner Clearinghaus  bis  jetzt  nicht  jene  Grösse,  das  ihm  bezüglich  seines 
Nutzens  für  die  Volkswirthschaft  gebührt,  so  ist  doch  nicht  zu  läugnen. 
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dass  schon  beträchtliche  Summen  baares  Geld  durch  die  Methode  des 
*clea.rens«  erspart  wurden.  In  Zeiten  des  Geldmangels  tritt  dann  der 
Vortheil  noch  eclatanter  hervor. 

Das  Wiener  Clearinghaus  wird  fast  nur  zum  Clearen  der  Wechsel 
benützt  und  leistet  da  den  verschiedenen  daran  betheiligten  Banken 
erheblichen  Nutzen.  Die  Nationalbank  und  niederösterreichische  Es- 
compte-Gesellschaft haben  wegen  ihres  Escompte-Geschäftes  ein  beson- 
deres Interesse  an  dieser  Institution. 

Im  Monate  Deceniber  1864,  dem  ersten  Monate  des  Bestehens, 
wurden  von  der  niederösterreichischen  Escompte-Gesellschaft  2,^0^  Mill. 
Fl.  mit  1,682^111.  Fl.  baar  beglichen,  was  79,8%  vom  Revirement  aus- 
macht, also  ein  Ersparniss  von  21,2%  ^^  Baarem.  1865  war  das  Ver- 
hältniss  schon  günstiger.  Bei  einem  Revirement  von  34,33j,  Mill.  Fl. 
wurden  21, 743  Mill.  Fl.  baar  beglichen,  also  68.3  Voi  was  schon  einem 
Ersparniss  von  36,;  7o  gleichkömmt.  Noch  günstiger  gestaltete  sich 
das  Resultat  1866.  In  diesem  Jahre  hatte  die  niederösterreichische 
Escompte-Gesellschaft  ein  Revirement  von  55, 9««  Mill.  Fl.  mit  35,07, 
Mill.  Fl.  Noten  beglichen ,  was  nur  mehr  62, ^  °/o  des  Revirements  aus- 
macht und  schon  ein  Ersparniss  von  43.3  %  ^n  Noten  bedeutet.  Frei- 
lich nehmen  sich  diese  Zahlen  neben  den  riesigen  englischen  und  ame- 
rikanischen Summen  der  dortigen  Clearinghäuser  zwerghaft  aus,  allein 
der  Anfang  ist  gemacht  und  auch  wir  werden  vorwärts  kommen.  Man 
muss  nur  bedenken,  wie  wir  in  Oesterreich  vor  15  Jahren  in  Bezug  auf 
Bankwesen  noch  zurück  waren,  und  welch'  riesige  Fortschritte  das 
Bankwesen  gerade  bei  uns  gemacht  hat.  Doch  kehren  wir  wieder  zu 
den  Geschäften  der  Escompte-Gesellschaft  zurück. 

Die  Geschäfte,  die  wir  bis  jetzt  abgehandelt  haben,  sind  alte  Ge- 
schäfte der  Anstalt,  von  ihr  gehegt  und  gepflegt,  in  Oesterreich  einge- 
führt und  eingebürgert. 

Neuester  Zeit  erst  und  zwar  seit  1867  wandte  sich  die  Anstalt 
auch  dem  »Bank-,  Commissions-  und  Banquier-  oder  Geldwechslerge- 
schäfte«, wie  es  in  den  Statuten  heisst,  zu,  und  zwar  mit  einem  Er- 
folge,  der  eine  ganz   neue  Aera  der  Bankthätigkeit  ^)  in  Oesterreich 

8)  Diese  Ansicht  könnrn  wir  in  keiner  Weise  Uieilen.  Das  Bankgeschäft  und 
das  Banquiergeschäft  sind  so  verschiedene  Dinge,  dass  wir  die  Verbindung  derselben, 
so  lucraliv  sie  momentan  sein  mag,  nur  für  einen  Rückschritt  anseiicn  können  und 
zwar  für  einen  Rückschritt,  der  die  grössten  Gefahren  für  jedes  solide  Bankgeschäft 
nothwendig  in  sich  trägt.  Eine  Bank  ist  Zahlungsinstitut,  deren  oberster  Grundsatz 
sein  muss,  dass  sie  nie  speculirt  und  die  iiir  zulliessenden  Depositen  deshalb  nie  in 
Gefahr  bringen  kann.      Die  Seele  dos  Banquiergeschäfts  ist  aber  gerade  die  Specula- 


S18  .1.   Kaut  seil, 

begründete.  —  Mit  der  üebeni;ilnne  des  iiltrenuininiiteii  (Jeschältes 
des  Herrn  Schnapper  ))egann  für  die  Anstalt  die  l'ebersclireitung  der 
engen  Grenzen,  die  ihr  durch  ihre  Statuten  gezogen  waren.  Der  Vor- 
theil,  nicht  eine  neue  Ocschilt'tsabthcilung  zu  gründen,  sondern  ein 
schon  renomniirtes  altes  (ie.schäft  mit  einer  ausgedehnten  Clientele  zu 
übernehmen,  war  bedeutend  und  der  Krfolg  auf  der  Hand  liegend. 
Ks  entstand  auf  diese  Art 

i'))  das  Bank-  und  Wcchslcrgeschäft  der  niederüsterreichi- 
sehen  li  s  c  o  m  p  t  c  -  G  e  s  e  1 1  s  c  h  a  1'  t . 

Ueber  die  Art  der  Geschäfte  dieser  Abtheilung  zu  sprechen,  ist 
wohl  überflüssig.  Der  Titel  selbst  sagt,  in  was  diese  Geschäfte  beste- 
hen. Der  Krfolg  in  den  letzten  Jahren  war  derart,  dass  sich  die  an- 
dern Banken  bemühten,  ältere  derartige  Geschäfte  zu  übernehmen,  oder 
neue  zu  gründen.  Ob  alle  so  guten  Erfolg  hatten,  wie  die  niedcroster- 
reichische  Escompte- Gesellschaft,  wollen  wir  nicht  untersuchen;  nur 
das  Eine  wollen  wir  bemerken,  dass  es  fast  zur  Manie  wurde,  entwe- 
der eine  Wechselstube  zu  übernehmen  oder  zu  eröffnen.  Selbst  selb- 
ständige Actiengesellschaften  zum  Betriebe  von  Wechselstuben  wurden 
begründet. 

Dass  eine  Wechselstube,  solid  geleitet,  im  Hintergrunde  eine  der 
solidesten  Banken,  prosperirt,  ist  leicht  begreiflich  und  ist  auch  durch 
die  erzielten  Resultate  erwiesen. 

Der  Gewinn  belief  sich  in  diesem  Geschäftszweige  auf: 

Mill.  Fl. 

1867 0,206 

1868 0,43» 

1869 0,552 

Das  für  diesen  Geschäftszweig  verwendete  Capital  betrug  am  31.  De- 
cember  1867  2,300  Mill.  Fl.  Mit  der  Uebernahme  des  Bank-  und  Wechs- 
lergeschäftes und  der  Erweiterung  der  Statuten  war  auch  die  Anstalt 
im  Stande,  sich  bei  verschiedenen  Anlehen,  Emissionen  und  Commi.s- 
sionsgeschäften  zu  betheiligen. 

So  1867:  bei  dem  von  der  Commune  Wien  ausgegebenen  Anlehen, 
bei  der  Gründung  der  allgemeinen  ungarischen  Creditbank  und  an  der 
Geldbeschaffung  für  die  k.  k.  pr.  Franz-Josefs-Bahn; 

1868:  an  der  2.  Emission  der  Actien  und  Prioritäten  der  k.  k.  pr. 
Kronprinz-Rudolfs-Bahn,  an  der  Geldbeschaft'ung  für  die  Nordwestbahn, 

tion,  die  Jahre  lang,  wie  bei  dem  Credit  mobilier  in  Paris,  die  glänzendsten  Erfolge 
haben  und  dann  mit  einem  Schlage  den  völligen  Buin  hervorbringen  kann       D.  R. 
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der  Gründung  der  Innerberger  Hauptgewerkschaft  und  k.  k.  priv.  Wie- 
ner Handelsbank; 

1869:  an  der  Geldbeschaffung  für  die  Actieugesellschaft  der  Papier- 
fabrik zu  Schlögelmühle,  der  Emission  der  Prioritäten  der  ungarischen 
Ostbahn  und  der  Emission  der  Actien  der  Linz-Budvveiser  Bahn,  ferner 
an  dem  Syndicate  zur  Emission  der  Actien  und  Prioritäten  der  Kaschau- 
Oderberger  Bahn. 

In  dieses  Jahr  fällt  auch  die  Gründung  und  die  Geldbeschaffung 
für  die  »Allgemeine  österreichische  Bau-Gesellschaft*  und  die  Ueber- 
nahme  des  J.  C.  Malvieux'schen  Bankgeschäftes  in  Pest  und  dessen  Um- 
wandlung in  eine  Actiengesellschaft  unter  der  Firma:  »Ungarische  Es- 
compte-  und  Wechslerbank  in  Pest«.  Mit  der  Gründung  dieses  Insti- 
tutes sollte  der  Mangel  einer  Filiale  in  dem  letzterer  Zeit  so  mächtigen 
Aufschwung  nehmenden  Ungarn  paralysirt  werden,  und  wir  zweifeln 
nicht,  dass  auch  diese  Abtheilung  der  Geschäftsthätigkeit  der  nieder- 
österreichischen Escompte  -  Gesellschaft  für  die  Mutteranstalt  gewinn- 
bringend sein  wird. 

Welche  Dimensionen  die  Geschäfte  der  niederösterreichischen  Es- 
compte -  Gesellschaft  angenommen  haben,  erhellt  am  besten  aus  der 
gesammten 

Cassabewegung. 

In  der  Cassabewegung  drückt  sich  der  Umfang  der  ganzen  Geschäfte 
aus.  Deutlich  sieht  man  hieraus,  welche  Fortschritte  die  Anstalt  über- 
haupt gemacht,  wie  riesig  die  Summen  des  Umsatzes  augewachsen  sind. 
Der  Gesammtumsatz  betrug: 


Mill.  Fl. 

Hill.  Fl. 

1854 

110,021 

1862 

618.469 

1855 

133,944 

1863 

530,148 

1856 

209,5ej 

1864 

636,170 

1857 

325,5ia 

1865 

824,oir 

1858 

410,491 

1866     . 

972,245 

1859 

551,9(j7 

1867     . 

1069,205 

1860 

461,485 

1868 

1370,439 

1861 

626,103 

1869     . 

1912,706 

Es  ist  dies  nach  der  Nationalbank  die  stärkste  Cassabewegung  bei 

den  Wiener  Creditinstituten ;  denn 

die  Creditanstalt  weist  für  1869  nur  l,323,8«e  Mill.  Fl.  und 
die  anglo  -  österreichische  Bank  nur  1,233,48«  Mill.  Fl. 

aus.    Die  anderen  Institute   kommen  mehr   oder  minder  gar  nicht  an 

diese  heran.  — 
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Was  zunächst  die 

*  Reservefonds« 
betrifft,  so  unterscliciden  wir.  wie  wir  schon  fndicr  Gelef,'enheil  /u  be- 
merken hatten,  zweierlei  Gattunj^en: 

a)  den  Keservefond  der  Credittheilnehmer, 

b)  den  Keservefond  der  Actionäre. 

Von  ersteren»  liaben  wir  schon  bei  Betrachtung'  des  Creditvereines 
gesprochen.  Wir  wollen  nun  im  Nachfolgenden  ein  Bild  des  Wachsens  des 
Reservefonds  der  Actionäre  geben.  Wir  wollen  aber  nicht  nur  die  jewei- 
lige Grösse  desselben,  sondern  auch  die  Zuschüsse  vom  Gewinne  anführen. 


Gutliaben 

des 

Reservefonds 

am  31.  Dec. 

Mill.FI. 

1854 

0,004 

1855 

0,001 

1856 

0,015 

1857 

0,026 

1858 

0,037 

1859 

0,06» 

1860 

0,071 

1861 

0-096 

6%  Zuschüsse 

Guthaben 
des 

6%/u8thüs 

vom 
Gewinne. 

Reservefonds 

vom 
Gewinne. 

am  31.  Dec. 

»Uli.  Fl. 

Mill.  Fl. 

Mill.FI. 

0,001 

1862 

0,12, 

0-025 

0,010 

1863 

0,145 

0,023 

0,014 

1864 

0,061 

0,016 

0.016 

1865 

0„»4 

0.034 

0,014 

1866 

0,227 

0,033 

0,019 

1867 

0-260 

0,033 

0,018 

1868 

0,313 

0,052 

0,0« 

1869 

0,392 

0.07» 

Wir  hätten  somit  sämmtliche  Geschäfte  der  uiederösterreichischen 
Escompte- Gesellschaft  besprochen  und  es  erübrigt  uns  nur  noch  die 
Frage:  Welches  ist  denn  die  Rentabilität  der  Actien  dieser  Gesellschaft? 

Wir  müssen  gestehen,  dass  die  Beantwortung  einer  solchen  Frage : 
der  Rentabilität  einer  Actie,  grossen  Schwierigkeiten  unterliegt.  Die 
Rentabilität  der  Actie  eines  Institutes,  wie  die  Credit -raobiliers  sind, 
ist  geradezu  gar  nicht  möglich,  denn  nicht  nur.  dass  die  Geschäfte  der 
Credit -mobiliers  mehr  oder  minder  vom  Zufalle  abhängen,  ist  das 
Risico  bei  diesen  Geschäften  und  die  Annahme  der  im  Course  so  varia- 
blen Actienportefeuilles  so  verschieden,  dass  eine  von  früheren  Jahren 
basirte  Berechnung  fast  zur  Unmöglichkeit  wird.  Man  kann  zwar  be- 
rechnen, wie  viel  eine  solche  Actie  im  Durchschnitte  in  den  verflosse- 
nen Jahren  getragen,  nie  aber,  wie  viel  sie.  und  wenn  nur  ein  Paar 
Tage  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  fehlen,  das  laufende  oder  gar  das 
nächste  Jahr  tragen  wird,  weil  eben  eine  Börsenkrisis,  wie  wir  sie  in 
der  jetzigen  bewegten  Zeit  so  oft  erleben ,  die  ganze  Berechnung  über 
den  Haufen  werfen  kann  ^). 


9)  Wir  wollen  nur  hier  die  Brochüre:  „Die  österreichische  Credit-Anstalt  für 
Handel  und  Gewerbe  von  N.  Löwe  nick"  anführen,  die  sich  damit  befasst,  den 
>Verth  einor  Creditaotie  zu  bestimmen.  —    Wie  gesagt,  itt  die  Berechnung  und  Cal- 
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Ganz  anders  bei  einer  Gesellschaft,  deren  Hauptgeschäfte  so  con- 
stante  Geschäfte  wie  das  Escompte-  und  Depositengeschäft  sind.  Da 
lässt  sich  leichter  eine  Berechnung  der  Rentabilität  annähernd  bewerk- 
stelligen. Der  Creditverein  der  niederösterreichischen  Escompte-Gesell- 
schaft  ist  der  Actiengesellschaft  gegenüber  gewissermassen  der  Bürge 
für  die  im  Escomptegeschäfte  anliegenden  Capitalien.  Die  Actionäre 
können  im  Creditinhaber- Escomptegeschäfte  nie  etwas  verlieren,  da 
alle  Verluste  im  Creditinhaber -Escomptegeschäfte  dem  Vereine  zur 
Last  fallen.  Wir  bemerken  auch  in  der  nachfolgenden  Tabelle  bei  An- 
gabe der  Dividende  eine  gewisse  Stabilität.  Bis  zum  Jahre  1867  war 
die  Verzinsung  des  Actiencapitales  fast  immer  eine  8  —  9procentige. 
Erst  von  1867  an  stieg  die  Dividende  über  Q^/o-  Der  Grund  dieser 
abnormen  Erscheinung  liegt  in  den  neuen  Geschäften,  welche  die  Ge- 
sellschaft unternahm.  So  kam  das  Bank-  und  Wechslergeschäft  an  die 
Gesellschaft,  ferner  betheiligte  sie  sich  an  verschiedenen  Consortial- 
geschäften.  Ueberhaupt  aber  waren  diese  beiden  Jahre  den  älteren 
Banken  besonders  günstig  durch  die  neuen  Gründungen,  die  gang  und 
gäbe  waren.  Die  Abnormität  in  der  Dividende  rührt  also  nicht  von 
den  älteren  Geschäften  der  Gesellschaft,  sondern  von  der  günstigen 
Conjunctur  im  Allgemeinen  und  insbesondere  im  Gründungsgeschäfte  her. 

Davon:  15^ fürden  SJjTantieme      5[;  für  den        S^fürden       j..  . 
Reingewinn.  Reservefond  der       für  das        Reservefond   Venvaltungs-    i^'^j" 
Cred. -Inhaber.        Comile.       der  Actionäre.        ralh.  aende. 


Tausende  Fl. 

Tausenden. 

Tausenden. 

Tausenden. 

Tausenden. 

% 

1854 

68,662 

12,977 

4,3,6 

4,3,5 

4,325 

5 

1855 

191,41. 

31,444 

10,481 

10,481 

10,481 

7 

1856 

277,173 

35,537 

11,7« 

13,858 

l'^!858 

8 

1857 

321,773 

38,924 

12,974 

16,088 

16,088 

8| 

1858 

280,00, 

36,888 

12,29« 

14,000 

14,000 

7? 

1859 

370,8„ 

39,290 

13,09« 

18,510 

18,540 

8 

1860 

374,„3 

40,979 

13,659 

18)714 

18,714 

8 

1861 

500,668 

48,945 

1G,316 

25,033 

25,033 

9i 

1862 

504,994 

48,0,4 

IC, 008 

25,250 

25,250 

9i 

1863 

454,038 

46,460 

1^',48« 

22,702 

22,702 

9 

1864 

317,544 

32,173 

10,724 

15,877 

15,877 

71 

1865 

677,49, 

30,181 

10,060 

33,875 

33,876 

8tV 

1866 

666,347 

27,383 

9,127 

33,171 

33,171 

8 

1867 

659,7u 

14,653 

4)885 

32,98« 

32,98« 

8i 

1868 

1036,813 

1^)610 

5)213 

51,840 

51,840 

13 

1869 

1574,03, 

12,015 

4,005 

78,702 

78,702 

20 

culation   auch   nur   annähernd  so  schwierig,    dass    uns    das   herausgebrachte  Resultat 
«iner  durchsrhnitllich  über  16%  Verzinsung  zu  gewagt  erscheint. 

XV.  21 


322 


J.    Kaulscli, 


Die  Erträgnisse  aus  den  wichtigsten  Goschäftszweigen  ^^•arc'n: 

aus  (lern  Esc-GcHcliäflc        nus  (Imi   Börsen-  ;iii«  dem 

der  Cii!dil-Irihnl)er.       Ksi  ümj.l.-  (;..s<li;ifte.     VorHclmssgeg«  liäfle. 


Mill.  Fl. 

Mill.  Fl. 

Mill.  F 

1854     . 

•    •    •    o,«4 

— 



1855     . 

•    •    o.„. 

— 



185G     . 

•          •          ■         0,;,2 

0,132 

— 

1857     . 

1)00H 

0)263 

— 

1858     . 

1 ,282 

0„58 

0,008 

1859     . 

l'SI» 

0,605 

0.0,7 

18G0     . 

li231 

0.369 

0,047 

18G1     . 

•       •        1-659 

0-853 

0,041 

18G2     . 

1-618 

0)636 

0,055 

1863     . 

-       •        1)167 

0)567 

0,061 

1864     . 

•       -       1)457 

0)605 

0,042 

1865     . 

-       •        1)282 

0,895 

0,105 

186G     . 

•       •        1)079 

0,876 

0,278 

1867     . 

.    .    o„„ 

0)659 

0,150 

1868     .     . 

•        -       0)760 

0)510 

0,278 

1869     .     . 

•       •       0)869 

0,65« 

0,123 

Die  Abnahme  des  p]rträgnisses  im  Escompte- Geschäfte  liegt  wohl 
iu  den  allgemeinen  Verhältnissen  überhaupt,  der  immer  mehr  zunehmenden 
Concurrenz  und  theilweise  in  dem  niederen  Zinsfusse,  der  in  den  letzten 
Jahren  herrschte.  Die  politische  Unsicherheit  im  Innern  und  die  Kriege 
thaten  ihr  gutes  Theil  dazu.  Nichtsdestoweniger  hielt  die  Gesellschaft 
das  Escompte- Geschäft  mit  richtiger  Erkenntniss  für  ihr  wichtigstes 
Geschäft,  und  unterwarf  die  Statuten  des  Credit-Vereines  einer  Revision, 
dehnte  die  Wirksamkeit  des  Vereines  über  die  ganze  Monarchie  aus, 
und  suchte  so  denselben  zu  stärken.  Alle  diese  Massregeln,  von  denen 
wir  schon  jetzt  sagen  können,  sie  seien  von  dem  besten  Erfolge  gekrönt, 
haben  eine  Hebung  des  Escompte -Geschäfts  zur  Folge,  die  bereits  in 
der  Bilanz  für  1870  in  einer  bedeutenden  Steigerung  constatirt  werden 
kann.  — 

Ein  bedeutendes  Erträgniss  lieferte  in  den  letzten  drei  Jahren  das 
Bank-  und  Wechslergeschäft  und  ihm  hat  man  es  vornehmlich  zu  zu- 
schreiben, .dass  eine  bedeutendere  Dividende,  ein  Mehr  über  die  ge- 
wöhnliche Dividende  von  8—9  Vo  vertheilt  werden  konnte.  Dem  Jahre 
18G9  kommt  aber  noch  jener  ausserordentliche  Gewinn  zu  Gute,  der 
im  Eftecteucourse  gemacht  wurde.  (Bau- Gesellschaft,  Innerberger 
Schlögelmühle  u.  s.  w.) 
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Dieses  aussergewöhnliche  Erträgniss  erreichte  572,458,09,  so  dass 
von  diesem  allein   schon  pr.  Actie  40  Fl.  vertheilt  werden  konnte. 

Der  letzte  Rechenschaftsbericht  erwähnt  auch  der  Prosperität  des 
Bank-  und  Wechslergeschäftes  besonders,  »welches  durch  die  allgemein 
günstige  Conjunctur,  die  einen  andauernd  lebhaften  Verkehr  in  Werth- 
effecten  zur  Folge  hatte,  im  hohen  Grade  zum  Erfolge  beitrug«  und 
»des  schmeichelhaften  Vertrauens  des  Pul)liküms,  das  trotz  gesteigerter 
Concurrenz  der  Anstalt  im  vollsten  Masse  sein  Vertrauen  schenkt«. 

Das  Programm  der  Anstalt  von  ihrem  Beginne  bis  heute,  die  Norm 
für  alle  Geschäfte  ist  im  Ptechenschaftsberichte  für  das  verflossene  Jahr 
kurz  und  richtig  angedeutet,  wo  es  heisst:  »Im  Hinblicke  auf  die  zahl- 
reichen Unternehmungen ,  welche  der  mächtige  Aufschwung  des  Vor- 
jahres in's  Leben  rief,  war  dem  Verwaltungsrathe  die  Pflicht  nahegelegt, 
im  Interesse  der  Herren  Actionäre  jene,  auch  das  öffentliche  Wohl  fördern- 
den Gelegenheiten  wahrzunehmen,  welche  den  Zwecken  der  Anstalt 
gemäss  nutzbar  zumachen  waren,  andererseits  aber  möglichst  jedes 
Geschäft  /u  vermeiden,  mit  welchem  eine  unverhältniss- 
mässige  Gefahr  verbunden  zu  sein  schien.«  — 
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VI. 

Ueber  die  Verbreitung  der  wichtigsten  Social- 

Krankheiten  im  Regierungsbezirk 

Merseburg, 

nämlich : 

des  Armeii-,  Yerbroclier-,  Vagabunden ■  und  Ziehkinder- 

wesens. 

Von 

Dr.  €.  F.  Koch, 

Regierungs-  und  Geheimen  Mcdicinalrathe. 

In  nachstehender  Abhaiulliing  übergiebt  der  Verfasser  die  statistische 
Darstellung  der  verschiedenen  Verbreitung  der  oben  gedachten  Social- 
Krankheiten  in  dem  für  diese  Angelegenheit  besonders  instructiven  Re- 
gierungsbezirk Merseburg,  indem  sich  in  ihm  die  verschiedensten  so- 
cialen Zustände  vorfinden.  Da  Stadt  und  Land  der  landräthlichen 
Kreise  sich  zu  jenen  Krankheiten  verschieden  verhalten,  sind  beide 
aus  einander  gehalten  worden. 

Auf  die  Erfahrung  hin,  dass  der  menschliche  Wille  bei  all"  seiner 
souverainen  Selbstherrlichkeit  doch  durch  eine  Menge  äusserer  Dinge 
stark  beeinflusst  wird,  behält  sich  der  Verfasser  vor,  in  nächster  Zeit 
unter  besonderer  Berücksichtigung  der  den  Social-Krankheiten  entgegen- 
wirkenden Momente,  eine  Land  und  Leute  umfassende  statistische  Be- 
schreibung des  Regierungsbezirks  zu  liefern,  der  sich  Nutzanwendungen 
anschliessen  werden,  welche  aus  beiden  Denkschriften  zum  Zweck  der 
Beschränkung  der  Social-Krankheiten  gezogen  werden  möchten. 

Abschnitt  A.    Armenwesen. 

Unter  Armuth  ist  hier  das  Unvermögen  verstanden:  a.  an  den 
öffentlichen  Lasten  den  gebührenden  Antheil  zu  nehmen ;  b.  den  eigenen 
Lebensunterhalt  ohne  fremde  Hülfe  zu  erlangen.   Ueber  die  erste  Classe 
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der  Armen  geben  die  Regierung^- Acten  in  den  Classensteuer- Tabellen 
für  die  der  Mahl-  und  Schlachtsteiier  nicht  unterworfenen  Ortschaften 
sichere  Auskunft,  während  über  die  zweite  Classe,  der  Almosengenossen, 
die  Gewerbe-Tabelle  von  1858  Angaben  enthält,  für  deren  Vollständig- 
keit nicht  eingestanden  werden  kann,  da  die  Privat-Wohlthätigkeit  sich 
der  Kenntniss  der  Behörden  zu  entziehen  pflegt,  doch  dürften  auch  sie 
einen  brauchbaren  Anhalt  gewähren. 


1)  Classensteuer  freie  wegen^  Armuth. 

In  der  Stadtreihe  fallen  Naumburg,  Zeitz  und  Halle  aus,  weil  hier 
die  gesammte  Stadtbevölkerung  mahl-  und  schlachtsteuerpflichtig  ist. 

Ausserdem  giebt  der  Procentsatz  der  Steuerfreien  zur  Seelen- 
zahl von  1864  folgende  Reihen: 

Städte. 

[)  Weissenfeis     ....     1,28 

l)  Mansfelder  Seekreis     .     2,30 

i)  Saalkreis 2,58 

t)  Merseburg 2,84 

))  Schweinitz 2,86 

))  Bitterfeld 3,68 

1)  Mansfelder  Gebirgskreis     3,79 

^)  Sangerhausen.     .     .     .     3,85 

))  Querfurt 3,89 

))  Eckartsberga  ....     4,38 

L)  Delitzsch 4,56 

l)  Torgau 6,40 

J)  Wittenberg     ....     7,05 

t)  Liebenwerda  ....     7,09 
Naumburg      ....     — 

Zeitz — 

In  der  Stadtreihe  haben  nur  die  Kreise  Delitzsch,  Liebenwerda 
und  der  Saalkreis  im  Jahre  1864  gegen  1858  eine  Vermehrung  der 
Steuerfreien  um  V2 — 1  Vo  erfahren,  ausserdem  hat  sich  deren  Zahl 
überall  vermindert,  am  meisten  im  Mansfelder  Scekreise,  Bitterfeld, 
Mansfelder  Gebirgskreise ,  Querfurt  und  Sangerhausen  in  der  ansehn- 
lichen Höhe  von  1  —  2  "/o- 

In  der  Landreihe  hat  ihre  Verminderung  durchgängig  stattgefunden 
und  zwar  in  Delitzsch,  Wittenberg  und  Querfurt  über  Va»  ausserdem 
unter  VaVo- 


9) 
10) 

12) 
13) 
141 


Land. 

Ordiiungsnummer 

0,44 

1 

1,60 

7 

1,17 

5 

0,83 

3 

2,10 

14 

1,72 

9 

1,73 

10 

1,41 

6 

1,02 

4 

1,78 

11 

1,85 

12 

3,41 

16 

2,07 

13 

2,52 

15 

0,74 

2 

1,67 

8 
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Dass  die  crlVculiclie  'lliatsacliü  der  Abnahme!  der  Zahl  der  Steuer- 
freien mindestens  nicht  allein  einer  verschärften  Strenge  bei  der  Ein- 
schätziiiif,'  zuzuschreiben  ist,  wird  dadurch  bewiesen,  dass  im  Jahre 
18G1,  wo  die  Preise  der  f^'ebräuchlichsten  Nahrunj^^smittel  eine  erheb- 
liche Steigerung  erfahren  hatten,  in  den  Kreisen  Sangerhausen,  Torgau 
und  Wittenberg  auch  die  Zahl  der  Steuerfreien  zugenonmien  hatte. 

2)  A 1  ni  ü  s  e  n  -  G  c  n  0  s  s  e  n. 
Die  Almosen -Genossen  betragen  an  Proceuten  der  Seelenzahl: 

Släclle.  Land.        Ordnung»nummer. 

1)  Saalkreis 1,32  1,00  12 

2)  Mansfelder  Gebirgskreis  1,36  0,90  11 

3)  Torgau 1,39  1,31  15 

4)  Schwcinitz 1,68  1,90  16 

5)  Kckartsberga  ....  1,69  0,84  7 

6)  Liebenwerda  ....  1,69  1,11  14 

7)  Halle 1,76  —  ~ 

8)  Wittenberg     ....  1,80  0,81  b 

9)  Sangerhausen      .     .     .  1,99  0,66  3 

10)  Weissenfeis     .     .     .     .  2,12  0,56  1 

11)  Querfurt 2,48  0,89  7 

12)  Zeitz 2,49  0,89  9 

13)  Merseburg 2,66  0,66  2 

14)  Naumburg 3,01  1,04  13 

15)  Bitterfeld 3,48  0,90  10 

16)  Delitzsch 3,78  0,84  6 

17)  Mansfelder  Seekreis     .  3,86  0,70  4 

Die  Zahl  der  Almosen -Genossen  auf  dem  Lande  ist  hiernach  be- 
deutend geringer,  als  in  den  Städten,  einmal  weil  dort  Personen  mit 
gebrochener  Arbeitskraft  noch  leichter  den  nothdürftigen  Unterhalt 
finden,  sodann  weil  es  fast  allgemeiner  Brauch  ist,  anbrüchige  Personen 
den  Städten  zuzuschieben. 

Die  Vergleichung  der  Procentsätze  der  Steuerfreien  und  Almosen- 
Genossen  ergiebt  in  folgenden  Abstufungen  ein  Mehr  der  Steuerfreien 
mit  Ausnahme  des  Stadtkreises  Merseburg  und  des  Landkreises  Naum- 
burg, wo  die  Zahl  der  Almosen -Genossen  diejenigen  der  Steuerfreien 
etwas  überwiegt:  Städte.  Land.  Ordnungsnummer. 

1)  Merseburg      .     .     .    —0,06  +0,27  3 

2)  Weissenfeis    .     .     .     +0,06  +0,13  2 

3)  Delitzsch  ....     -[-0,31  +0,69  7 

4)  Saalkreis   ....     +0,61  +0,37  4 


Land. 

Ordnungsnunimer. 

4-1,17 

11 

+  0,97 

10 

+  0,52 

5 

+  0,67 

6 

+  0,91 

9 

+  1,21 

12 

+  1,28 

13 

+  1,48 

14 

+  2,13 

16 

+  2,10 

15 

—  0,04 

1 

+  0,78 

8 
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Städte. 

5)  Mansf eider  Seekreis  +0,93 

6)  Bitterfeld  .     .     .     .  +1,87 

7)  Schweinitz      .     .     .  + 1,91 

8)  Querfurt    ....  +2,80 

9)  Saiigerhausen      .     .  +3,29 

10)  Eckartsberga      .     .  +  3,65 

11)  Mansf.  Gebirgskreis  +3,74 

12)  Liebenwerda .     .     .  +4,99 

13)  Torgau      ....  +5,80 

14)  Wittenberg     .     .     .  +  5,85 

15)  Naumburg     ...        — 

16)  Zeitz — 

Dass  in  ärmeren  Kreisen  die  Zwischenstufen   zwischen  Personen, 

die  an  öffentlichen  Lasten  Theil  zu  nehmen  unvermögend  sind,  und 
denen,  welche  zu  ihrer  Existenz  fremder  Unterstützung  bedürfen,  zahl- 
reicher ist,  liegt  in  der  Natur. 

Der  Unterschied  in  den  drei  letzten  Stadtkreisen  Liebenwerda, 
Torgau  und  Wittenberg  ist  aber  so  bedeutend,  dass  darin  eine  Auf- 
forderung liegen  möchte,  nicht  sowohl  die  Zahl  der  Almosen-Genossen 
zu  vermehren  —  dadurch  würde  nur  die  Gefahr  der  Verwilderung  zu- 
nehmen —  als  vielmehr  auf  Mittel  zu  denken,  wenigstens  einen  Theil 
der  Genossen  der  Zwischenstufe  z,  B.  durch  Beförderung  von  P'abrik- 
anlagen  steuerfähig  zu  machen. 

3)  Preise  der  gebräuchlichsten  Nahrungsmittel. 

Die  grössere  oder  geringere  Schwierigkeit  für  Beschaffung  der 
täglichen  Nahrung,  die  im  Arbeiterstande  den  bei  Weitem  grössten 
Aufwand  fordert,  steht  im  engsten  Zusammenhange  mit  der  Arnuith. 
Jene  vergrössert  die  Zahl  der  llülfsbedürftigen  und  steigert  die  Noth, 
sowie  sie  die  Fähigkeit,  öffentliche  Lasten  zu  tragen,  vermindert. 

Wir  befinden  uns  in  der  glücklichen  Lage,  dass  die  tägliche  Nah- 
rung sich  nirgends  von  selbst  darbietet,  sondern  durch  straffe  Arbeit 
gewonnen  werden  muss,  während*  die  langen  und  harten  AVintcr,  in 
denen  in  der  Kegel  wenig  verdient  werden  kann,  zur  Sparsamkeit  und 
Selbsteinschränkung  nöthigen.  Arbeit  und  Sparsamkeit ,  die  beiden 
wichtigsten  Grundlagen  der  socialen  Gesundheit  werden  durch  die  Natur 
in  fast  unwiderstehlicher  Weise  abgezwungen. 

Nachstehende  Notizen  sind  aus  den  monatlich  der  Ilegierung  ein- 
gereichten Markt -Berichten  entnommen. 
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Als  Marktorto  sind  hier  Licbcnwcrdu,  Ki.slcbüii,  Merseburg.  Naum- 
burg, Sangerliaiiscn,  llerzberg,  Torgau,  Wcissenfels,  Wittenberg.  Zeitz 
uud  Hallo  berücksichtigt. 

Ks  sind  nur  die  Preise  des  Uoggens,  dei'  beiden  gclträuchlichsten 
Fk'ischarten ,  des  Kind-  und  Schweinefleisches,  und  der  KartolVeln  an- 
gegeben. 

Auffällig  ist  die  Selbstständigkeit 
Preisunterschiede  trotz  der  zahlreichen 
wenig  zur  Ausgleichung  gekonurien  sind. 

Der  siebenjährige  I)urchschnittsj)reis  des  Scheffels  JJoggen  von  185H 
bis  1864  hat  sich  in  nachstehender  Ueihenfolge  der  Marktorte  ge- 
steigert : 


der    Marktorte,    insofern    die 
und   guten    Verkehrsanstalten 


1)  Lieben werda 

.  mit 

55, «2  Sgr. 

7)  Naumburg     . 

.  mit 

00^  Sgr 

2)  Herzberg.     . 

» 

8)  Sangerhausen 

n 

60A    « 

3)  Eisleben   .     . 

n 

^7'  ' 

9)  Halle  .     .     . 

M 

*50A    „ 

4)  Wittenberg   . 

» 

571  i    „ 

10)  Zeitz   .     .     . 

T> 

<^oA  „ 

5)  Torgau     .     . 

n 

59        „ 

11)  Weissenfeis  . 

y> 

62A    „ 

6)  Merseburg     . 

5) 

Der  Preis  des  Rindfleisches  hat  von  3  —  5  Sgr.  für  das  Pfund  ge 
schwankt,  und  zwar  in  nachstehender  Reihenfolge: 
1)  Liebenwerda   ...     3      Sgr.  {    7)  Weisseufels 


2)  Herzberg    ....  'S^^ 

3)  Eislebcn     ....  3|.^ 

4)  Torgau 4 

5)  Sangerhausen .     .     .  4,^^ 

6)  Zeitz 4j*2 


8)  Wittenberg 

9)  Naumburg  . 

10)  Merseburg  . 

11)  Halle     .     . 


4^  Sgr. 
4A    „ 
4A    „ 

4A    » 

5 


Für  das  Schweinefleisch  gilt  folgende  Reihe: 


1)  Herzberg    .     .     .     . 

2)  Weissenfeis     .    .     . 

3)  Sangerhausen .     .     . 

4)  Liebenwerda   .     .     . 

5)  Merseburg  .     .     .     . 

6)  Eislebeu     .     .     .     . 
Für  die  Kartoffeln: 

1)  Sangerhausen     .    . 

2)  HerzbQrg  .... 

3)  Liebenwerda      .     . 

4)  Wittenberg    .     .     . 

5)  Torgau      .... 
6}  Eisleben  .... 


4i\ 

Sgr. 

4^ 

j? 

4A 

» 

A^  0 

*T2 

« 

^15 

V 

5 

n 

7)  Naumburg  . 

8)  Torgau  .     . 

9)  Wittenberg 

10)  Halle     .     . 

11)  Zeitz      .     . 


5 
5 
5 
5 
'S  2 


Sgr. 


UfV^Sgr. 
15       „ 

1  "S^  1 

^^12        55 

17   2 

^  '  T  J        55 

17  * 

^  '  T2      r> 


7)  Zeitz    .     . 

8)  Naumburg 

9)  Merseburg 

10)  Halle  .     . 

11)  Weissenfeis 


17  A  Sgr. 


19A 
20A 

24A 
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Mit  Ausnahme  vou  Sangerhausen  hannoniren  die  Roggenpreise  mit 
denen  der  Kartufl'eln.  Dort  scheint  Production  und  Angebot  der  Kar- 
toffeln überwiegend  gewesen  zu  sein.  Auffüllig  ist ,  dass  die  höhern 
Preise  sich  gerade  in  den  fruchtbareren  liandstrichen,  und  die  niedrigen 
in  den  minder  fruchtbaren  finden,  vermuthlich  wegen  der  in  ersteren 
stattfindenden  verstärkten  Nachfrage  in  Folge  des  Uebergewichts  des 
Verbrauchs  durch  den  in  der  Grossindustrie  beschtäftigten  Arbeiterstand. 

Bei  Vcrgleichung  der  Durchschnitte  für  die  einzelnen  Jahrgänge 
zeigt  sich  in  den  Jahren  1860 — 62  allgemein  eine  Steigerung  des  Roggen- 
preises, nicht  aber  des  Fleisches,  weil  im  Arbeiterstande  bei  knapperem 
Verdienste,  oder  höheren  Kosten  des  nothwendigen  Unterhalts  zuerst 
der  P'leischverbrauch  eingeschränkt  zu  werden  pflegt ;  zweitens  weil  der 
Landmann  bei  der  Futtertheuerung  das  natürliche  Bestreben  hat,  seinen 
Viehstand  zu  vermindern,   also  auch  zu  geringeren  Preisen  abzugeben. 

Ueber  das  Armen-Krankenwesen  wird  in  der  Abtheilung  unter  den 
den  socialen  Krankheiten  entgegenwirkenden  Momenten  des  Weiteren 
verhandelt  werden. 


Abschnitt  B.    Verbreclierwesen. 

Als  Unterlagen  sind  benutzt  worden : 

a.  die  Uebersichten  über  die  Verbrechen  in  den  12  Kreisgerichten 
mit  ihren  Gerichts-Commissionen,  welche  das  Appellations-Gericht 
zu  Naumburg  jährlich  an  die  Regierung  sendet,  nebst  unmittel- 
baren Mittheilungen  des  Appellations-Gorichts-Präsidenten  Koch, 
dessen  kräftige  Unterstützung  zur  Förderung  des  Unternehmens 
ich  dankend  zu  erwähnen  habe; 

b.  die  Verbrechen-Repertorien  der  Kreisgerichte  und  Gerichts-Com- 
missionen aus  den  Jahren  1858  und  1864; 

c.  die  Berichterstattungen  der  Strafanstalten  zu  Halle,  Lichtenburg, 
Delitzsch  und  der  Corrcctionsanstalt  zu  Zeitz  an  die  Regierung. 

1)  Nach  Weisungen  der  Kreisgerichte. 

Der  Regierungsbezirk  ist  in  12  Kreisgerichte  von  sehr  verschiedenem 
Umfang  getheilt,  leider  mit  geringer  Berücksichtigung  der  landräthlichen 
Kreis  -  Eintheilung. 

Die  Reihenfolge  der  Kreisgerichte  nach  der  Gesammtheit  der  Ver- 
brechen ist  folgende: 
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1)  Liebcnwenla.  mit  8,40   vom  Tausend  der  Seelenzahl 


2)  Sangerhausen 

n 

3,50 

3)  Kisleben   .     . 

« 

3,51 

4)  (^uerfuit  .     . 

n 

3,54 

5)  Delitzsch  .     . 

>5 

3,03 

G)  Zeitz    .     .     . 

» 

4.25 

7)  Wittenberg   . 

)7 

4,32 

8)  Naumburg     . 

n 

4,87 

y)  Kilcnburg 

)5 

5,71 

10)  Merseburg     . 

» 

5,79 

11)  Halle   .     .     . 

n 

5,88 

12)  Torgau     .     . 

n 

0,28 

Die  Summen  der  Verbrechen,  sowohl  in  den  verschiedenen  Kreis- 
gerichten nach  den  Jahrgängen  von  1858 — 1804,  als  auch  in  den  Ilaupt- 
summen  der  Jahrgänge  selbst  zeigen  keine  bedeutenden  Schwankungen. 

In  den  letztern  zeichnet  sich  die  des  Jahres  1800  aus,  welche  für 
den  ganzen  Regierungsbezirk  ^/jj  Verbrechen  über  das  Mittel  hinaus- 
gehend enthält,  anscheinend  in  Uebereinstimmung  mit  der  damaligen 
grösseren  Theuerung  der  Lebensmittel.  Indess  sind  in  den  Gerichts- 
bezirken von  Eisleben,  Naumburg,  Sangerhausen  und  Zeitz  andere  und 
namentlich  die  drei  letzten  Jahre  fruchtbarer  an  Verbrechen  gewesen, 
es  müssen  hier  also  andere  mitwirkende  Ursachen  zur  überwiegenden 
Geltung  gekommen  sein. 

Die  Classificirung  der  Verbrechen  in  35  Rubriken  nach  Anleitung 
des  Strafgesetzbuches,  deren  sich  die  Kreisgerichte  in  ihren  tabellarischen 
Nachweisungen  bedienen,  konnte  ohne  Gefahr,  die  Uebersicht  über  das 
Ganze  zu  verlieren  und  die  vorliegende  Arbeit  ganz  ungeniessbar  zu 
machen,  nicht  füglich  beibehalten  werden. 

Es  war  daher  nöthig,  die  Zahl  der  Kategorieen  erheblich  zu  ver- 
mindern ,  und  besonders  solche  Verbrechen  einer  ausführlichen  Behand- 
lung zu  unterziehen,  welche  durch  ihr  häufiges  Vorkommen  sich  aus- 
zeichnen. 

Die  Eintheiluug  hat  nun  folgen dermassen  stattgefunden: 

1)  Diebstahl  mit  seinen  verschiedenen  Unterarten. 

Die  seltenen  Fälle  von  Raub  und  Erpressung  sind  in  die  Ka- 
tegorie des  schweren  Diebstahls  aufgenommen  worden. 

2)  Betrug  und  Unterschlagung. 

In  diese  Kategorie  sind  theils  wegen  ihrer  Verwandtschaft,  theils 
wegen  des  zu  geringen  Umfangs,  um  für  sich  zu  statistischen 
Folgerungen  zu  berechtigen,  folgende  Verbrecherarten  zugezählt 
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worden:  Hehlerei,  Fälschung,  Bankerott,  falsche  Anschuldigung 
und  Meineid. 

3)  Geschlechtliche  Verbrechen. 

Bigamie,  Vorspiegelung  der  Heirath,  Unzucht  mit  Pflege- 
befohlenen oder  unreifen  Personen,  widernatürliche  Befriedigung 
des  Geschlechtstriebes,  Nothzucht,  öffentliche  grobe  Verletzung 
der  Schaarahaftigkeit,  Kuppelei  und  gewerbmässige  Unzucht 
umfassend. 

4)  Verbrechen  wider  das  Leben ,  nämlich  Mord ,  Kindesmord ,  Ab- 
treibung der  Leibesfrucht,  Todtschlag,  Verletzungen,  denen  der 
Tod  gefolgt  ist,  und  fahrlässige  Tödtung,  alle  in  einer  so  geringen 
Zahl  von  Straffällen,  dass  sie  zusammen  nur  V2  Procent  der  ge- 
sammten  Verbrecherzahl  betragen. 

5)  Körper  -  Verletzung. 

6)  Vermögens -Beschädigung. 

7)  Gemeingefährliche  Verbrechen. 

8)  Widerstand  gegen  die  Staatsgewalt.  Dahin  ist  gezählt :  Aufruhr, 
Widersetzlichkeit  gegen  die  Organe  der  Staatsgewalt,  Beleidigungen 
der  Staatsbeamten  in  Bezug  auf  ihren  Beruf. 

9)  Arbeitsscheu,  Landstreicherei,  Bettelei. 

a.  Der  Diebstahl,   .50,18 7o  der  Gesammtheit  der  Verbrechen  aus- 
machend, ergiebt  die  nachstehende  Reihenfolge  der  Gerichtsbezirke: 

im  3jährigen  Durchschnitte  von  1858,  1861  und  1864. 

1)  Querfurt  .     .  mit  10,04  von  10,000  der  Seelenzahl 

2)  Liebenwerda.    „     13,71  „  „  „           „ 

3)  Naumburg     .    „     15,35  „  „  „           „ 

4)  Halle    .     .     .    „     15,53  „ 

5)  Sangerhausen    „     17,17  „  „  „           „ 

6)  Eisleben    ..„     18,30  „  „  „           „ 

7)  Wittenberg    .    „     18,34  „ 

8)  Delitzsch  .     .    „     19,48  „  „  „           „ 

9)  Zeitz    .     .     .    „     21,18  „ 

10)  Merseburg     .    „     21,59     „ 

11)  Eilenburg      .    „     23,68     „ 

12)  Torgau     ..„     24,13     „ 

b.  Betrug,  16,26Vo  der  Gesammtheit  der  Verbrechen  bildend,   ist 
in  folgender  Reihenfolge  hervorgetreten : 

1)  Liebenwerda.  mit  2,92  von   10,000  der  K()i>fe 

2)  Querfurt  .     .    „     3,40     „         „         „        „ 

3)  Sangerhausen    „     4,51     „         „         „        „ 
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i)  Delitzsch  .     .  mit  4,55  von 

5)  WitlcnlxTf,'        „     5,30     „  „ 

6)  Eislel)en    .     .    ,.     5,44     „  „ 
1)  Zeit/    .     .     .    „     G,15     „ 

8)  Torgaii     .     .    „     6,21     „ 

*))  Niimiibuit^'     .     „     7,0(i     „  „ 

10)  Merseburg     .    „     8,32     „         „ 

11)  Halle   .     .     .    „     8,72     „ 

12)  Kilenburt,'      .    „     0,01      „  „ 
c.  Gesi'hlcchtliclie  Verbrechen,  3,7(J"/o,  die 

brechen  sind  auf  10,000  Seelen  vorgekommen  in 


10,000   dei-  Kripfc 


Ifauplsummc  der  Ver- 


1)  Querfurt 0,16 

2)  Eisleben 0,49 

3)  Wittenberg   ....  0,59 

4)  Delitzsch 0,61 

5)  Liebenwerda      .     .     .  0,62 

6)  Sangerhausen    .     .     .  0,67 


7)  Eilenburg 

8)  Merseburg 

9)  Zeitz    .     . 

10)  Naumburg 

11)  Torgau     . 

12)  Halle  .     . 


1,04 
1,09 
1,16 
1,84 
2,03 
4,68 


Halle  nimmt  wegen  der  grossen  Zahl  der  wegen  gewerblicher  Unzucht 
bestraften  Frauenzimmer  eine  Ausnahmestellung  ein. 

d.  Verbrechen  wider  das  Leben,  0,50 "/o  der  Verbrecherzahl  ein- 
nehmend, sind  in  folgender  Reihenfolge  nach  100,000  der  Seelenzahl 
vorgekommen : 


1)  Sangerhausen  )  sind  ganz  frei 

2)  Zeitz   .     .     .  S     geblieben 

3)  Wittenberg  ....    0,38 

4)  Eisleben 0,40 

5)  Delitzsch 0,46    j 

6)  Merseburg    ....    0,47    | 
e.   Körper -Verletzung,   5,34  Vo 


7)  Liebenwerda 

8)  Querfurt  . 

9)  Eilenburg 

10)  Naumburg 

11)  Torgau 

12)  Halle  .     . 
von   der  Summe  der  Ver 


zeigt  auf  10,000  Seelen  berechnet  folgende  Reihe: 


1)  Eisleben 1,02 

2)  Liebenwerda     .     .     .     1,14 

3)  Delitzsch 1,33 

4)  Naumburg    .     .     .    .     1,64 

5)  Eilenburg     .     .     .     .     1,78 

6)  Zeitz 1,78 

f.  Vermögens-Beschädigung,  1,67  »/o  der  Gesammtsumme  einnehmend, 

bildet  folgende  Reihe  nach  100,000  Seelen  berechnet: 

1)  Eilenburg      ....     0,84    j      3)  Delitzsch 3,06 

2)  Merseburg    ....    1,09    I     4)  Naumburg    .    .    .    .    4,12 


7)  Querfurt  .     . 

8)  Merseburg    . 

9)  Wittenberg  . 

10)  Halle  .     .    . 

11)  Sangerhausen 

12)  Torgau     .     . 


1,56 
1,62 
1,97 
2,70 
4,38 
4,83 
brechen, 

2,16 
2,19 
2,70 
2,90 
2,91 
3,25 
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5)  Zeitz 4,37    |     9)  Wittenberg  ....    7,07 

6)  Torgau 4,70    |    10)  Liebenwerda     .    .     .     7,82 

7)  Sangerhausen    .     .    .    6,94    I    11)  Eisleben 10,27 

8)  Querfurt 6,95    |    12)  Halle 13,31 

g.    Gemeingefährliche  Verbrechen,    0,51  "/o    der   Gesamnitsumnie 

betragend,    veranlassen   folgende  Reihenfolge  auf  100,000  Seelen  l)e- 
rechnet : 


1)  Delitzsch 1,07 

2)  Merseburg    ....  1,09 

3)  Naumburg    ....  1,49 

4)  Halle 1,95 

5)  Liebenwerda     .     .     .  2,03 

6)  Eisleben 2,26 


7)  Quer  fürt 2,31 

8)  Wittenberg  ....  2,92 

9)  Sangerhausen    .     .     .  3,08 

10)  Eilenburg      ....  3,67 

11)  Zeitz 4,96 

12)  Torgau 5,22 


h.   Widerstand  gegen   die  Staatsgewalt,   6,02^0  der  Hauptsumrae 
betragend,  vertheilt  sich  auf  10,000  Seelen  berechnet  fulgendermassen : 


1)  Sangerhausen    .     .    .     1,20 

2)  Eisleben 1,60 

3)  Torgau 1,69 

4)  Zeitz 1,83 

5)  Querfurt 1,85 

6)  Delitzsch 2,25 

i.    Landstreicherei,    15,76 *»/o   der 

unter  10,000  Seelen  bestraft  worden : 
1)  Eisleben    .  .mit 2,60 Straffällen 


7)  Halle 2,62 

8)  Liebenwerda     .     .     .  2,65 

9)  Naumburg    .     .     .     .  2,79 

10)  Merseburg    ....  3,45 

11)  Wittenberg  ....  3,60 

12)  Eilenburg      ....  3,95 
Gesammtsumme  betragend,   ist 


2)  Wittenberg  .  „ 

2,92 

3)  Liebenwerda  „ 

3,01 

4)  Sangerhausen „ 

3,48 

5)  Querfurt.  .  .  „ 

3,77 

6)  Halle  .  .  .  .  „ 

5,69 

7)  Naumburg 

.mit  6.29  Straffällen 

8)  Delitzsch  . 

•  „    6,85 

9)  Zeitz   .  .  . 

•  »    8,31         „ 

10)  Torgau  .  . 

•  »    ^)^2         „ 

11)  Eilenburg. 

.  „  12,83         „ 

12)  Merseburg 

•  „13,18 

2)   Auszüge  aus  den   Verbrechen-Repertorien  der 
K  r  e  i  s  g  e  r  i  c  h  t  e. 

Die  vorstehende  aus  den  Zahlenangaben  der  Gerichte  hervor- 
gegangene Berechnung  enthält  auch  Untcrsuchungsfälle ,  welche  zur 
Freisprechung  geführt,  ferner  Straffälle,  welche  Ausländer  oder  nicht 
zum  Regierungsbezirke  gehörige  Personen  betroffen  haben. 

Es  ist  aber  von  nicht  geringem  anthropologischen  Interesse,  das 
abweichende  Verhältniss  der  hier  aufgewachsenen  Stadt-  und  liand- 
bevölkerung  zu  den  verschiedenen  Verbrochen ,  ferner  der  beiden  Ge- 
schlechter zu  einander,    des   Lebensalters   und  der  gewerblichen   Be- 
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sdiäftii^'uii;^'  der  Sträflinge  gciiiuicr  kennen  /u  lernen,  und  zwar  unter 
/ugrundelegun;^  der  landriitliliclien  Kreise,  an  welchen  auch  in  der 
Abtheilung  zur  Ermittelung  der  die  Hocial-KranklK.'ilen  fördernden  und 
ihn(!n  gcgenwirkendeii  Momente  hat  festgehalten  werden  müssen. 

Hierzu  war  die  Kinsicht  in  die  Verhrechen-Kepertorien  der  Kreis- 
gerichle  und  Gerichts  -  (Jomniissionen  erforderlich,  die  dem  Verfasser 
gieiclifalls  durch  den  ApiKdlations-fiericlits-J'riisidenfcii  Koch  /lu^änglich 
gemacht  worden  sind. 

Die  mülisame  Sammlung  und  Yertheilung  der  Notizen,  sowie  die 
Schwierigkeit,  manche  von  den  Kreisgericliten  zur  einstweiligen  Ueber- 
lassung  der  ileiiertorien  zu  bewegen,  veianlasste  die  Einschränkung 
der  Untersuchung  auf  nur  zwei  Jahre,  nämlich  1858  und  1864,  obwohl 
ihre  Ergebnisse  natürlich  sehr  an  Sicherheit  gewonnen  haben  würden, 
wenn  mehrere  Jahrgänge  mit  einander  verglichen  worden  wären.  — 

1)  Diebs  lall  I. 

Der  ausserordeiUliche  Umfang  des  obigen  Verbrechens  hat  eine 
Sonderung  der  verschiedenen  Arten  rathsani  gemacht,  und  zwar  a.  des 
einfachen  Diebstahls;  b.  des  Diebstahls  im  Kückfalle;  c.  im  wieder- 
holten Rückfalle;  d.  des  schweren  Diebstahls;  e.  des  schweren  Dieb- 
stahls im  Rückfall  und  f.  des  wiederholten  Holzdiebstahls. 

a.    Einfach  er  D  i  ebsta  hl. 
a.  Zahl. 

Die  Vertheilung  der  jährlichen  Straffälle  auf  die  Seelenzabi  von 
1864  giebt  folgende  Reihenfolge: 

Städte.  Land.     Ordnungsnummer. 

1)  Liebenwerda     ....  auf  797  1316  3 

2)  Mansfeldor  Seekreis .     .  „     797  874  12 

3)  Zeitz „762  1242  4 

4)  Sangerhansen  .     .     .     .  „     670  665  15 

5)  Schweinitz „669  1413  1 

6)  Halle „648  —  — 

7)  Weissenfeis      .     .     .     .  „     635  1004  9 

8)  Merseburg „624  1141  7 

9)  Mansfelder  Gebirgskreis  „     609  1203  6 

10)  Wittenberg „     587  1198  5 

11)  Naumburg „551  1373  2 

12)  Saalkreis „514  1123  8 

13)  Bitterfeld „491  724  13 
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Städte.  Land.     Ordnungsnummer. 

14)  Torgau auf  422  557             16 

15)  Querfurt „412  98G              11 

16)  Delitzsch „376  1012              10 

17)  Eckartsberga    .     .     .     .     „     372  671              14 
Während  in  den  Städten   schon  auf  565  Köpfe   1  Diebstahl  fällt, 

geschieht  dies  auf  dem  Lande  erst  mit  9x3.  Die  Iläufigheit  der  Dieb- 
stähle in  den  Städten  verhält  sich  mithin  zu  der  des  Landes  wie  1,62 
zu  1. 

Hierbei  dürfte,  wie  dem  Verfasser  vom  hiesigen  Staatsanwalt 
Steinkopf  suppeditirt  worden  ist,  zu  berücksichtigen  sein,  dass  auf 
dem  Lande  (wegen  Abneigung  der  Bauern  gegen  Denunciationen)  viele 
Diebstähle  gar  nicht  zur  Anzeige  kommen;  oft  auch  deshalb  nicht,  weil 
sie  gleich  auf  der  Stelle  br.  m.  vom  Damnificaten  selbst  oder  vom  Dorf- 
gerichtspersonal abgestraft  werden  und  endlich  die  gerade  sehr  häufigen 
Felddiebstähle  —  nach  der  Feld -Polizei -Ordnung  als  blosse  lleber- 
tretungeu  ihre  Erledigung  finden.  — 

Die  Kreise  Torgau,  Eckartsberga  und  Bitterfeld  stehen  für  Stadt 
und  Land  zugleich  in  ungünstiger  Stelle,  Sangerhausen  und  der  Mans- 
felder  Seekreis  nur  für  das  Land,  Delitzsch  und  Querfurt  nur  für  die 
Städte,  während  Schweinitz,  Liebenwerda  und  Zeitz  in  Stadt  und  Land 
am  günstigsten  gestellt  sind. 

ß.  Gesclilecia,  AUer. 

Von  der  Gesammtsumme  der  jedem  Geschlecht  zur  Last  fallenden 
Diebstähle,  von  denen  in  den 

Städten  64,90  70  auf  das  männliche  und 

35,10  „    auf  das  weibliche  treffen,  für  das 
Land      71,23  „    auf  das  männliche, 

28,77  „    auf  das  weibliche  fallen, 
kommen  auf  das  Alter: 

Städte  Land 

männliclie  weibliche  inännliolie       weibliche 

von  8—14  Jahren  16,74 Vo  ll,60Vo  G,'^7o  -^AVo 

„  15—20  „  18,76  „  24,93  „  16,0  ,,  16,5  „ 

„  21-30  „  23,25  „  28,74  „  28,9  „  85,7  „ 

„  31—40  „  20,64  „  16,44  „  22,8  „  17,7  „ 

„  41—50  „  11,21  „  10,38  „  15,9  „  12,3  „ 

„  51—60  „  6,20  „  G,68  „  5,7  „  7,5  „ 

„  61—70  „  2,98  „  1,06  „  3,4  „  4,8  „ 

„  71-80  „  0,31   „  —     „  0,6  „  —    „ 
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Hierbei  ist  noch  zu  crwilhnen,  dass  die  Mitj^lieder  der  verschie- 
denen Altersstufen  mit  llidfe  der  Bevölkcrungs- Tabelle  von  18G4  er- 
mittelt und  nach  deren  Summe  die  Procentsätze  fest;^estellt  sind. 

Auf  die  Städte  kommt  demnach  eine  erheblich  grössere  Quote  an 
Diebstählen  des  kindliclicn  Alters  als  auf  das  Land ,  während  die  Zahl 
von  den  Stufen  15  —  20  und  von  21  —  30  Jahren  in  Stadt  und  Land 
ziemlich  gleichförmig  stark  ansteigt,  um  in  den  späteren  Lebensaltern 
in  regelmässigen  Abstufungen  zu  fallen ,  so  dass  der  Umfang  der  nach 
dem  00.  Jahre  begangenen  Verbrechen  nur  noch  gering  ist. 

Das  zu  den  Diebstählen  am  meisten  disi)onirendc  Alter  ist  mithin 
von  15 — 30  Jahren. 

Unter  den  Diebstählen  im  kindlichen  Alter,  auf  welche  im  nächsten 
Abschnitt  zurückgekommen  wird,  intercssircn  vorzugsweise  die  der 
städtischen  Jugend,  indem  im  Durchschnitt  hier  schon  auf  454  Knaben 
und  auf  1030  Mädchen  ein  Straffall  kommt,  während  auf  dem  Lande 
dies  auf  1583  Knaben  und  4957  Mädchen  geschieht. 

Ptücksichtlich  der  Knaben  in  den  Stadtkreisen  ist  die  Reihenfolge 
nachstehende : 


1)  Mansf.  Seekreis  .     . 

mit 

1477 

10)  Schweinitz     .     . 

mit 

520 

2)  Querfurt  .... 

n 

1006 

11)  Torgau     .     .     . 

55 

378 

3)  Liebenwerda.     .     . 

« 

1003 

12)  Halle   .... 

55 

342 

4)  Eckartsbcrga      .     . 

)5 

900 

13)  Merseburg     .     . 

55 

303 

5)  Mansf.  Gebirgskreis 

)5 

847 

14)  Naumburg     .     . 

55 

268 

G)  Weissenfeis   .     .     . 

55 

806 

15)  Bitterfeld      .    . 

55 

231 

7)  Saalkreis  .... 

)? 

673 

16)  Delitzsch  .     .     . 

55 

214 

8)  Sangerhausen     .     . 

55 

555 

17)  Wittenberg   .     . 

55 

206 

9)  Zeitz 

55 

548 

Seitens  der  Mädchen  sind  die  Kreise  1)  Delitzsch,  2)  Lieben- 
werda, 3)  Mansf.  Gebirgskreis,  4)  Sangerhausen  und  5)  Zeitz  von 
Diebstählen  ganz  frei  geblieben,  während  die  übrigen  in  folgender 
Ordnung  sich  anreihen: 

6)  Bitterfeld    .     .     .  mit  2404 

7)  Querfurt      .     .     .    „     2064 

8)  Saalkreis     .     .     .    „     1892 

9)  Mansf.  Seekreis   .    ,,     1478 

10)  Halle ,,     1233 

11)  Schweinitz  .     .     .    „     1037 

y.   Strafmass. 

Die  Höhe  der  Strafen  wird  aus  zwei  verschiedenen  Elementen  zu- 
sammengesetzt, einmal   durch  die  Schwere   des  Verbrechens,   zweitens 


12)  Weissenfeis   .     . 

.  mit  826 

13)  Naumburg     .     . 

.    „     675 

14)  Merseburg     .    . 

•    5,     520 

15)  Torgau     .     .     . 

.     „     444 

IG)  Eckartsberga     . 

.    55     413 

17)  Wittenberg    .     . 

.    „     412 
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durch  die  verschiedene  Auffassung  der  Gerichtshöfe  über  die  gesetz- 
lichen Vorschriften  der  Straf bemessung ,  so  dass  einzelne  von  ihnen 
durch  milde,  andere  durch  strenge  Beurtheilung  sich  auszeichnen. 

Die  letztere  dürfte  bei  der  Summe  der  Strafdurchschnitte  für  die 
verschiedenen  Lebensalter  am  vollkommensten  zur  Ausgleichung  kommen, 
da  hier  Strenge  und  Milde  gleichmässig  vertheilt  sein  werde. 

Jene  Summen  bilden  folgende  Reihen: 

von  8 -14  Jahren     15-20    21-30    31-40    41—50    51—60    61-70    71—80 
Stadt       100  515        G66        445        353        318        175  7 

Land         88  425       494       447       410       359        167         21 

Die  durchschnittliche  Höhe  der  Strafe,  verrauthlich  auch  die  Schwere 
der  Verbrechen  steigert  sich  mithin  in  Stadt  und  Land  schnell  bis  zu 
den  dreissiger  Jahren,  um  in  den  spätem  Lebensaltern  in  ziemlich 
gleichförmiger  Progression  abzunehmen.  Nur  auf  dem  Lande  ist  die 
Abnahme  langsamer  vor  sich  gegangen. 

In  den  nach  den  Kreisen  zusammengestellten  Summen  der  nach- 
stehend aufgeführten  dui'chschnittlichen  Straftage  dürfte  die  grössere 
oder  geringere  Strenge  des  Strafrichters  deutlicher  erkennbar  sein. 

Städte.  Land.   Ordnungsnumnier. 

1)  Naumburg mit  12  9  1 

2)  Schweinitz „12  18  3 

3)  Torgau „12  22  7 

4)  Eckartsberga    .     .     .     .  „     17  IG  2 

5)  Weissenfeis „17  18  4 

6)  V^ittenberg „18  18  5 

7)  Zeitz „18  19  G 

8)  Liebenwerda    .     .     .     .  „     19  28  8 

9)  Mansfelder  Gebirgskreis  „     23  52  IG 

10)  Bitterfeld „  -24  30  11 

11)  Querfurt „     2G  28  10 

12)  Mansfelder  Seekreis .     .  „     27  32  13 

13)  Saalkreis „32  25  9 

14)  Merseburg „33  35  14 

15)  Sangerhausen  .     .     .     .  „     36  31  12 

IG)  Delitzsch „44  36  15 

17)  Halle „55  —  — 

427 
Summa  413  —  55  (Halle)  —  358. 
XV.  22 
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Im  Mlt^cmeinen  sind  die;  Diebstähle  auf  dem  Laude  crlieblicli  liäiLer 
angesehen  worden,  üebrigens  stehen  beide  Keihcn  mit  Aiisnaliiiic  des 
Mansl'elder  (j(;l)ii'^.skr(;ises  in  b(;ster  UebeieinstimmunK. 

/u  den  (jlcriclitshöl'en  mit  milder  Praxis  werd(;n  die  Kreisgericlitc! 
/n  Naumburg,  Torgau,  Witt.(;nberg,  Zeitz  und  Liebenwerda,  mit,  strenger 
Praxis  /u  Halle.   Delit/seh,   I'!il('nl)ur^'.  Kisleben  und  Merseburg;  /u  zählcu 
sein.     Welchen  KinHuss  Milde  und  Strenge;  auf  die  Ilüekfallf  hat.  wer 
den  wir  später  sehen. 

Die  Bestrafung  jugendlicher  Verbrecher  hier  interessiren  nur 
di(!ienigen  aus   den  Städten  hat  gleichfalls    in    recht    verschiedener 

Weise  stattgehabt,  wie  nachfolgende  Reihe  ausweist: 

1)  Saalkreis  ....   mit  1   durchschnittlichen  Gefängnisstagen 

2)  Mansf.  Gebirgskreis     ,,     1,^  ,,  „ 

3)  Seh  wein  itz      .     .     .     „     2  ,,  ., 

4)  Weissenfeis    .     .     .     ,,     2^  „  „ 

5)  Liebenwerda  .     .     .     „     2^  ,,  „ 
G)  Querfurt     .     .     .     .     „     2|              „  „ 

7)  Sangerhausen      .     .     „     2|  „  „ 

8)  Wittenberg    .     .     .     „     2* 

9)  Torgau „4^  ,,  „ 

10)  Merseburg      .     .     .  „     4^  .,  ., 

11)  Kckartsberga .     .     .  „     4g  ,,  „ 

12)  Bitterfeld  .     .     .     .  „     6^  „ 

13)  Mansf.  Seekreis.     .  „     7^  .,  ,, 

14)  Zeitz     ......     73. 

15)  Naumburg      .    .     .  „  10^  „  „ 

16)  Delitzsch  .    .     .     .  „  llf  „ 

17)  Halle „  30f 

Die  strafrechtliche  Behandlung  jugendlicher  Diebereien  enthält 
meines  Erachtens  einen  wichtigen  anthropologischen  Fehle)'.  Abgesehen 
davon,  dass  Kinder  schon  in  früher  Jugend  in  die  Verbrecher-Laufbahn 
hineingetrieben  werden,  dass  sie  durch  das  Erleiden  der  gewöhnlichen 
Strafe  des  Diebstahls,  ja  wohl  auch  durch  öffentliche  Bekanntmachung 
des  Verbrechens  sich  aus  der  Gemeinschaft  ihrer  ehrbaren  Altersgenossen 
ausgeschlossen  fühlen ,  und  ihre  Gesellen  unter  denen  suchen ,  welche 
unter  dem  gleichen  Drucke  der  öffentlichen  Meinung  stehen:  so  fehlt 
den  kindlichen  Diebereien  ein  ganz  wesentliches  Requisit  des  Ver- 
brechens, nämlich  das  Bcwusstsein  der  Schwere  der  Verletzung  der 
socialen  Ordnung.  Dass  die  widerrechtliche  Aneignung  fremden  Eigen- 
thunis  verboten  ist,  ist  den  Kindern  hinreichend  bekannt;   das  Verbot 
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hat  für  sie  aber  kaum  ein  grösseres  Gewicht,  als  hundert  andere,  die 
von  ihnen  umgangen  werden.  Wie  könnten  sie,  für  die  von  Andern 
bisher  hinreichend  gesorgt  ist,  die  weder  unter  der  Nöthigung  stehen, 
noch  im  Stande  sind,  selbst  Eigenthum  zu  erwerben,  zu  dem  Bewusst- 
sein  seiner  Unantastbarkeit  gelangen,  das  auf  keinem  andern  Wege 
erworben  werden  kann,  als  durch  die  eigenen  Erfahrungen,  nachdem 
sie  selbstständig  in  die  bürgerliche  Gesellschaft  eingetreten  sind  und 
ihren  Bedarf  durch  eigene  Arbeit  erwerben  müssen! 

Die  Gesetzgebung  hat  auch  für  Erwachsene  gewisse  Classen  von 
Diebstählen,  Holz-  und  kleine  Felddiebstähle  also  unter  Umständen, 
wo  viel  schwächere  Entschuldigungsgründe  vorliegen,  zu  den  blossen 
Uebertretungen  gezählt,  und  lässt  sie  durch  den  Polizeirichter  ahnden, 
ohne  der  Rechtsverletzung  den  Charakter  des  Verbrechens  beizulegen. 

Ohne  Zweifel  müssen  jugendliche  Diebereien  gestraft  und  empfind- 
lich gestraft  werden. 

Wäre  die  öffentliche  Meinung  mit  minderer  Leidenschaft  gegen  die 
körperliche  Züchtigung  eingenommen,  würde  ich  eine  massige  Zahl  von 
Ruthenstreichen  für  die  kürzeste  und  passendste  Strafe  halten.  Wenn 
nun  diese  nicht  zur  Anwendung  kommen  sollen ,  würde  das  Einsperren 
der  jungen  Verbrecher  in  eine  völlig  verdunkelte  Zelle  bei  Wasser  und 
Brod  zu  empfehlen  sein,  wo  eine  Haft  von  2  —  3  Stunden  einem  Ge- 
fängnisstage gleich  zu  stellen  wäre. 

Freilich  dürfen  Strafen  von  3  Monaten  für  jugendliche  Diebe  nicht 
ferner  vorkommen. 

Sollten  diese  oder  ähnliche  Erwägungen  Anerkennung  finden,  dann 
würde  das  Privilegium  jugendlicher  Diebereien  nicht  mit  dem  14.,  son- 
dern mit  dem  17.  Jahre  aufhören  müssen. 

Die  Berufung  auf  die  Schuldisciplin  erscheint  nicht  zulässig,  weil 
dadurch  der  erzieherische  P^influss  der  Schullehrer,  die  ohjiehin  in 
keiner  günstigen  Lage  sind,  ja  wohl  das  Bcdürfniss  gar  nicht  fiddcn, 
sich  die  Zuneigung  der  Zöglinge  durch  Wohlthaten  zu  erwerben,  ohne 
welche  alle  Erziehungsbestrebungen  fruchtlos  bleiben,  noch  mehr  ver- 
kümmert werden  würde  \). 

1)  Durcli  (las  inzwischen  publicirle  Strafgeselzbucli  für  den  norddeutschen  Bund 
sind  die  hier  besprociienen  Blängel  des  bisiierigcn  Sirafverfahrens  gecrcn  jugendliche 
Verbrecher  in  nieiir  als  auslänglicher  Weise  beseitigt. 

Im  §  55,  5(5  und  57  ist  angeordnet,  dass  vor  Vollendung  des  12.  Jahres  eine 
strafrcchlliche  Verfolgung  niclit  einirelen  soll,  desgleichen  wenn  vor  dem  vollendeten 
18.  Lebensjahre  die  zur  Erkenntnis.s  der  Slrafbarkeit  der  Handlung  erforderliche 
Einsicht  nicht  vorhanden  war.     Aber  auch  hei  vorhandener  Kennlniss  der  StrafbarKeil 
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b.   Gewerbe. 

Es  konnten  hier  nur  diejenigen  Gewerbe  in  Betrachtung  gezogen 
werden,  die  einen  zahh-eicheren  Personenstand  bilden  und  vorzugsweise 
der  Versucliung  zu  Diebereien  ausgesetzt  sind. 

Es  ist  ferner  hier  das  weibliche,  hauptsächlich  an  die  Hausver- 
waltung als  sein  CJewerbe  gewiesene  Geschlecht  auigenonunen,  und  zwar 
sind  die  l"'rauen  von  Handwerkern  nicht  besonders  aufgeführt,  da  sie 
sich  in  ihrer  socialen  Stellung  in  der  Mehrzahl  von  derjenigen  der  Hand- 
arbeiter kaum  unterscheiden. 

Zur  Auftindung  des  aliquoten  Theils  der  Gewerbsgenossen,  welcher 
wegen  Diebstahl  bestraft  ist,  wurde  die  Gewerbetabelle  von  1858  be- 
nutzt. 

Es  kommen  hiernach  auf  1  Diebstakl: 

Städte.  Land.      Ordn. -Nummer. 

1)  bei   Barbieren 59  35  1 

2)  „  Kammmachern     ...  78  —  — 

3)  „  Müllerknappen     ...  100  165  7 

4)  „  Knechten 107  239  9 

5)  „  Arbeitern 132  245  10 

6)  „  Schiffern 137  371  14 

7)  „  Tischler-Gehülfen     .     .  162  102  4 

8)  „  Bäcker-Gehülfen .     .     .  217  354  13 

9)  „  Kutschern 220  —  — 

10)  „  Cigarrenmachern     .     .  222  —  — 

11)  „  Schuhmacher-Gehülfeu .  232  96  3 

12)  „  Maurer-Gehülfen      .     .  263  287  11 

13)  „  Zimmermanns-Gehülfen  275  326  12 

14)  „  Zimmermeistern  .     .     .  296  —  — 

15)  ,,  Maurermeistern  .     .     .  324  —  — 

16)  „  Jungfern 366  505  15 

17)  „  Schneider-Gehülfen  .     .  374  161  6 

18)  „  Schlosser-Gehülfen  .     .  39G  58  2 

19)  „  Geschiedenen  Frauen  .  398  1192  18 

20)  „  Knaben 399  1535  20 

21)  „'  Schmiede-Gehülfen  .     .  444  161  5 

sind  für   jene  Altersstufe  die   anzuwendenden  Strafen   sehr  erlieblich  gemildert;   na- 
mentiidi  dürfen  Ehrenrechte  nicht  aberkannt  oder  Polizeiaufsicht  verfügt  werden. 

Die  Strafen  selbst  sind  in  besondern  Anstalten  oder  Räumen  zu  vollziehen. 

Ob  des  Guten  hier  niclit  zu  viel  geschehen  ist,  wird  die  Erfahrung  lehren. 
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Städte.  Land.       Ordn. -Nummer. 

22)  bei  Tischlermeistern .    .     .    498  —  — 

23)  „  Lumpensammlern     .     .  512  —  — 

24)  „  Frauen 803  745  16 

25)  „  Mägden 817  1013  17 

26)  „  Schuhmachermeistern   .  1173  1275  19 

27)  „  Mädchen 1201  4697  24 

28)  „  Handelsleuten      .     .     .  1236  190  8 

29)  „  Schiff-Eigenthümern     .  1593  —  — 

30)  „  Wittwen 1907  2607  24 

31)  „  Schneidermeistern    .     .  1953  1986  21 

32)  „  Landwirthen   ....  —  2067  22 

33)  „  Kossathen —  6274  25 

Im  Allgemeinen  sind  unter  den  ländlichen  Gewerbetreibenden  we- 
niger Diebereien  vorgekommen  als  unter  den  städtischen. 

Eine  Ausnahme  machen:  die  Barbiere,  Tischler-,  Schuhmacher-, 
Schneider-,  Schlosser-,  Schmiede-Gehülfen  und  Handelsleute. 

b.   Diebstahl  im  Rückfalle. 
a.  Zahl. 

Die  Zahl  der  Rückfälle  unter  der  Stadtbevölkerung  ist  erheblich 
grösser  als  auf  dem  Lande  und  zwar  dort  19,76  "/o  Männer, 

19,73  „    Weiber, 
hier  12,03  „    Männer, 
14,16  „    Weiber. 
Die  Unter -Vertheilung  anf  die  Kreise  hat  sich  folgendermassen 
gestaltet,   und  zwar  kommen  auf  100  einfache  Diebstähle  solche  im 
Rückfalle : 

Städte.  Land.       Ordn. -Nummer. 

1)  Eckartsberga 7,69  9,55  6 

2)  Saalkreis 12,50  14,12  11 

3)  Delitzsch 13,59  8,44  4 

4)  Weissenfeis 14,49  8,45  5 

5)  Sangerhausen     ....     14,82  16,40  13 

6)  Mansf.  Seekreis  ....     14,89  18,18  15 

7)  Bitterfeld 15,87  16,66  14 

8)  Querfurt 17,46  11,22  9 

9)  Torgau 18,39  11,11  8 

10)  Schweinitz 18,42  15,00  12 

11)  Merseburg 24,32  11,11  7 
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Städte.  Land.         Ordn.-.Vuimner. 

12)  Liobeiiwonla 25,00  2,0«  1 

i:'))  Miiiisf.  (k'birg.skruis     .     .     2.'), 71  11,70  10 

U)  Naumburg 2ü,85  4,76  2 

15)  Wittenberg 27,94  8,00  3 

10)  Halle 29,88  —  — 

17)  Zeitz 38,88  20,00  10 

Durchsdiiiitt   ....     20,00  14,31  — 

Die  Kreise  Kckartsberga,  Saalkreis,  Sangerhausen,  Mansf.  Seekreis 
und  Bitterfeld  haben  auf  dem  Lande  mehr  Rückfälle  gehabt  als  in  den 
Städten. 

Vergleichen  wir  die  Zahl  der  Itückfälle  nüt  der  Strenge  oder  Milde 
der  Gerichtshöfe,  so  nehmen  unter  den  milden  die  Sprengel  der  Kreis- 
gerichte zu  Naumburg  und  Torgau  eine  günstige,  Zeitz  dagegen  eine 
sehr  ungünstige  Stelle  ein;  unter  den  mit  strenger  Praxis  die  Kreis- 
gerichte zu  Delitzsch,  Eilenburg  und  Eisleben  (mit  Ausnahme  des  Land- 
kreises) eine  günstige,  Merseburg  eine  mittlere  und  Halle  eine  sehr 
ungünstige. 

Immerhin  wird  man  zu  dem  Schlüsse  kommen  müssen,  dass  zur 
Vermehrung  oder  Verminderung  der  Rückfälle  andere  Momente  mäch- 
tiger sind,  als  die  Strenge  oder  Milde  der  Bestrafung  des  ersten 
Diebstahls. 

ß.  Geschlecht,  Alter. 

Bei  Vertheilung  der  Straffälle  auf  beide  Geschlechter  kommen  in 
den  Städten  gerade  wie  bei  dem  einfachen  Diebstahl  04,90  "/o  auf  das 
männliche  und  35,10  auf  das  weibliche  Geschlecht.  Auf  dem  Lande 
sind  die  Procentsätze  dort  07,70,  hier  32,24,  also  für  das  weibliche 
Geschlecht  um  3,45 Vo  ungünstiger,  als  bei  dem  einfachen  Diebstahl. 

Von  den  Summen  der  Verbreche!'  und  Verbrecherinnen  kommen 
an  Procenten  auf  die  Altersstufe: 

Städte  Land 

männliche         weibliche  männliche         weibliche 

von  8—14  Jahren  14,18%  1,47  V«  —   Vo  2,22  "/o 

„  15-20  „  25,20  „  27,94  „  14,05  „  11,11  „ 

„  21—30  „  22,83  „  20,59  „  28,10  „  40,00  „ 

„  31—40  „  22,05  „  23,53  „  32,23  „  31,11  „ 

„  41—50  „  9,45  „  22,06  „  10,53  „  4,45  „ 

„  51-00  „  4,72  „  2,94  „  7,44  „  -  „ 

„  01—70  „  1,57  „  1,47  „  1,65  „  4,45  „ 

11  '     A  ÖU  „  ,,  „  —  y, 
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Ausser  einer  ansehnlichen  Zahl  von  Knaben,  die  noch  vor  zurück- 
gelegtem 14.  Jahre  als  rückfällige  Verbrecher  bestraft  sind,  finden  sich 
die  meisten  Rückfälle  im  Alter  von  15  —  40  Jahren.  Nur  bei  den 
Weibern  in  den  Städten  und  den  Männern  auf  dem  Lande  zieht  sich 
die  Periode  bis  zum  50.  Jahre  hin. 

y.    Strafmass. 

Die  nach  den  Altersstufen  geordneten  Summen  der  Straf- Durch- 
schnitte bilden  folgende  Reihen: 

Städte.  Land. 

von  8—14  Jahren  236  7 
„  15—20  „  926  684 
„  21—30  „  1554  1766 
„  31—40  „  787  2834 
„  41—50  „  1233  768 
„  51—60   „   425      641 

„     61—70        „        402  36^ 

Summa  5563^  6736 

Die  Landbevölkerung  hat,  vermuthlich  doch  der  Schwere  der  Ver- 
brechen entsprechend,  erheblich  höhere  Strafe  zu  erleiden  gehabt.  Die 
Differenz  zwischen  den  Generalsummen  für  Stadt  und  Land  beträgt 
nicht  weniger  als  1173. 

In  den  Städten  fallen  die  höchsten  Strafen  auf  Personen  von 
21  —  30  und  dann  wieder  von  41 — 50  Jahren;  auf  dem  Lande  von 
21—40  Jahren. 

Die  Straf- Durchschnitte,  nach  Kreisen  berechnet,  liefert  folgende 
Tafel : 

Städte.  Land.       Ordnung;snummer. 

1)  Eckartsberga  ....       30  66  7 

2)  Mansfelder  Seekreis     .32  210  15 

3)  Saalkreis 38  88  12 

4)  Liebenwerda  ....      48  210  14 

5)  Delitzsch 48  59  3 

6)  Wittenberg     ....       49  59  4 

7)  Schweinitz 52  61  5 

8)  Sangerhausen.     ...       60  84  10 

9)  Mansfelder  Gcbirgskreis      66  69  8 

10)  Halle 67  —  — 

11)  Bitterfeld 69  184  13 

12)  Merseburg 70  45  2 
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Städte. 

13)  Torgau 72 

14)  Querfurt 78 

15)  Weissen l'cl.s     ....       78 

IG)  Zeitz 113 

17)  Naumburg      ....     173 

f>.  Gewerbe. 
Die   Reihenfolge   der   Gewerbe,    welche 
Diebe  aufweisen,  ist  nachstehende: 

Städte. 

Knechte 367 


Land. 
85 
(>2 
75 

252 
7 


Ordnungsnuiiiiiifr. 
11 

(i 

•) 
IG 

1 


die    meisten    rückfälligen 


9 

11 
12 
13 
14 

15 

16 
17 

18 
19 


465 
596 
825 
880 
889 
927 
997 


Land. 
1448 
12G0 


OidnuiigBiiummcr. 

G 

3 


2 


Arbeiter 

Geschiedene  Frauen    . 

Schmiedemeister      .     . 

Schmiede-Gchülfen .     . 

Tischler-Gehülfen    .     . 

Handelsleute .... 

Tischlermeister  .    .     . 

Müller 1122 

Schuhmacher 1625 

Zimmerleute 1698 

Jungfern 1866 

Maurer 1926 

Frauen 3546 

Mädchen 4150 

Knaben 6133 

Lumpensammler      ...      — 

Schuhmachermeistcr    .     .      — 

Wittwen — 

Es  sind  demnach  auch  zu  den  Rückfällen  am  meisten  disponirt: 
Knechte,  Arbeiter,  geschiedene  Frauen,  Schmiede,  Lumpensammler, 
Tischler,  Handelsleute,  Müller  und  Schuhmacher. 

Es  mag  ferner  hervorgehoben  werden,  dass  die  uuverheiratheten 
Frauenzimmer  auch  hier  etwa  das  doppelte  Contingent  gestellt  haben, 
als  die  verheiratheten. 


713 


1319 
1344 

3694 

11222 


671 

1 

3826 

8 

12806 

10 

c.   Diebstahl  in  wi  edeihol  t  em  Rückfalle. 
a.  Zahl. 

Die  Zahl  der  wegen  Diebstahl  im  wiederholten  Rückfalle  Bestraf- 
ten ist  um  Weniges  niedriger,   als  diejenige  der  einfach  Rücktälligen. 
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Auch  auf  dem  Lande  ist  sie  nur  um  8  Fälle  geringer  als  die  der  ein- 
fach Rückfälligen. 

Obwohl  hier  den  Berechnungen  nur  zwei  Jahrgänge  haben  zum 
Grunde  gelegt  werden  können,  so  wird  man  sich  doch  der  Vermuthung 
schwer  entschlagen  können,  dass  die  Bestrafung  der  Rückfälle,  die 
doch  zum  Theil  sehr  hoch  ausgefallen  ist,  einen  sehr  geringen  Eindruck 
gemacht  hat. 

Um  nun  die  Stellung  der  Kreise  zu  dieser  Classe  von  Verbrechen 
deutlich  zu  machen,  hat  der  Procentsatz  gegen  die  Summe  der  ein- 
fachen Diebstähle  und  im  Rückfalle  berechnet  werden  müssen,  und 
zwar  mit  nachstehender  Reihenfolge: 

Städte.  Land.       Ordnungsnummer. 

1)  Saalkreis 2,20  13,46  8 

2)  Eckartsberga  ....  8,38  7,31  4 

3)  Delitzsch 8,54  7,16  3 

4)  Querfurt 10,88  13,88  9 

5)  Schweiuitz 11,11  9,09  5 

6)  Sangerhausen      .     .     .  11,29  22,09  15 

7)  Mansfelder  Gebirgskreis  11,63  24,13  16 

8)  Bitterfeld 12,33  16,66  13 

9)  Merseburg 13,04  7,14  2 

10)  Wittenberg     ....  14,94  19,44  14 

11)  Torgau 17,77  14,29  10 

12)  Zeitz 20,00  15,91  12 

13)  Halle 21,20  —  — 

14)  Liebenwerda  ....  22,86  24,13  16 

15)  Weissenfeis     ....  24,30  10,66  6 

16)  Mansfelder  Seekreis     .  33,33  15,38  11 

17)  Naumburg 36,54  —  1 

Zu  den  Kreisen,  in  welchen  die  Landbevölkerung  eiuen  erheblich 
höhern  Procentsatz  nachweist ,  als  die  städtische ,  gehören :  der  Saal- 
kreis, Sangerhausen,  Mansf.  Gebirgskreis,  Querfurt  und  Bitterfcld;  zu 
den  Kreisen,  in  denen  das  entgegengesetzte  Verhältniss  besteht:  Naum- 
burg, Merseburg  und  Weissenfeis. 


ß.  Geschlecht,  Alter. 

In  den  Städten  lieferte  das  männliche  Geschlecht  54,59  7o,  das 
weibliche  45,41  Beitrag.  Auf  dem  Lande  das  männliche  75,18,  das 
weibliche  24,82;  dort  steht  mithin  das  weibliche  Geschlecht  um  10.31  "/o 
ungünstiger,   hier  um  7,42  besser,   alö  unter  den  einfach  Ruckfälligen. 


•»Ki  ('.    F.     Kdrii. 

Voll  (lor  Smiiiiiu  der   iiiäiiiilicliL'ii  und  wciIjücIicii   \eiljrcclicr  koiii- 
iiieri  iiul  (li(!  verschiedenen  Altersstufen: 

Städte  Land 

iiwuiiilicli  weiblich  inännlicli  weiblich 

von  8— 14  Jahren    (;,()!  "/o        1,11  Vo  0,95  «/o        —    Vo 

„   15-20       „       10,37  „       12,22  „  13,21   .        3,45  „ 

„  21  —  30       „       30,10  „       30,00  „  22,05  „      62,07  ^ 

„  31-40       „       21,17  „       28,8!)  „  29,24  „      24,14  „ 

„  41-50       „       22,G4  „       10,07  „  20,75  „        3,45  „ 

„  51-00       „         8,49  „       11,11   „  8,49   „        3,45  „ 

«  61-70       „  -     „  -     „  4,71   „        3,44  „ 

In  den  Städten  bei  beiden  Geschlechtern,  und  auf  dem  Lande  beim 

männlichen,   haben  ziendich  gleichförmig  die  Altersstufen  von  21  —  50 

die  stärksten  Beiträge  geliefert,   beim   weiblichen  Geschlecht   auf  dem 

Lande  von  21—40,  vorzüglich  aber  von  21  —  30. 


gende  Reihen 


von 


y.  Stra 

rnass. 

Itert 

)Stuf( 

3  fallenden  Durch 

ächnittsstr 

Städle. 

Land. 

8- 

-14 

Jahren 

335 

28 

15- 

-20 

« 

2817 

2644 

21- 

-30 

5) 

5025 

7148 

31- 

-40 

55 

5781 

5482 

41- 

-50 

y> 

3904 

6037 

51- 

-60 

55 

3756 

1703 

61- 

-70 

5) 

280 

1850 

Summa 

22498' 

24892 

Es  sind  mithin  auch  hier  bei  den  Landleuten  die  Strafen  etwas 
hölier  gegriffen. 

Die  Höhe  der  Strafen  entspricht  ziemlich  genau  dem  Umfange  der 
Theilnahme  in  den  verschiedenen  Altersstufen,  sie  ist  mithin  von  21 
bis  50,  auf  dem  Lande  von  21  —  30  Jahren  am  höchsten.  Eine  Aus- 
nahme machen  nur  die  Städte  in  der  Stufe  von  51  —  60,  wo  bei 
schwacher  Betheiligung  doch  gleichfalls  die  Strafen  hoch  ausgefal- 
len sind. 

Die  Kreise  haben  in  nachstehender  Folge  eine  Zunahme  der  Darch- 
schnittsstrafen  erfahren : 
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1 
2 

o 
O 

4 

5 
6 

7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
Die 


Städte. 

Schweinitz — 

Eckartsberga 213 

Wittenberg 225 

Torgau 226 

Mansfelder  Seekreis   .    .    .  230 

Weissenfeis 232 

Delitzsch 279 

Querfurt 315 

Zeitz 326 

Merseburg 330 

Naumburg 336 

Liebenwerda 378 

Mansfelder  Gebirgskreis .     .  434 

Halle 444 

Bitterfeld 493 

Sangerhausen 570 

Saalkreis 730 

Kreise  Naumburg,    Sangerhausen 


und 


Land.    0 

dnuiigsnummer. 

480 

12 

386 

7 

470 

10 

521 

13 

554 

15 

335 

5 

299 

3 

433 

8 

470 

10 

336 

6 

— 

1 

436 

9 

333 

4 

524 

14 

286 

2 

645 

16 

Mansf. 

Gebirgskreis 

haben  auf  dem  Lande  verhältnissmässig  zu  den  Städten  niedrigere 
Strafen,  das  entgegengesetzte  Verhältniss  besteht  in  den  Kreisen 
Schweinitz,  Wittenberg,  Torgau  und  Mansf.  Seekreis. 


d.  Gewerbe. 


Die  verschiedenen  Gewerbe  haben  nach  dem  aliquoten  Theile  ihrer 
Genossen  in  nachstehender  Folge  an  dem  Verbreclien  Thcil 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 


Städte. 

Geschiedene  Frauen    .     .  238 

Ziegeidecker 364 

Knechte 428 

Arbeiter 574 

Tischler-Gehülfen   ...  889 

Maurer 1156 

Schuhmacher-Gehülien     .  1622 

Jungfern 1866 

Tischlermeister  ....  1994 

Frauen 2391 

Schuhmachermeister    .     .  3520 

Mägde 6002 

Wittwen 8902 


;chen   1 

heil  genommen: 

Land. 

Ordnungsnummer. 

2505 

6 

1556 

3 

1817 

4 

672 

2 

6465 

8 

20199 

10 

3826 

7 

8738 

9 

38418 

11 

348 
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Städte.  LsikI.       Ordnungsnummer. 

\i)  Knaben 122G6  —  — 

15J  Sclincider —  646  1 

16)  Zinnncrlcute —  1836  ') 

Mit  Au.snalnne  dur  Schuhniacher-Gehülfün  entfällt  auf  dem  Lande 
durdigän^i;^-  auf  die  verschiedenen  fJewerbtreibenden  eine  viel  grössere 
Zahl  vun  Köpfen  als  in  den  Städten,  der  Diebstahl  im  wiederholten 
Kücki'alle  ist  mithin  in  letztern  nach  demselben  Verhältnisse  häufiger. 

Die  verhältni.ssmässig  stärksten  Contingente  haben  geschiedene 
Frauen,  Ziegeidecker,  Knechte,  Arbeiter,  Schneider-,  Tischler-,  Schuh- 
macher-, Maurer-Gehülfen  und  unverheirathete  Frauenzimmer  geliefert. 

d.    Schwerer   Diebstahl. 
a.  Zaiil. 

Wenn  der  Diebstahl  im  Rückfall  im  zweijährigen  Durchschnitt 
unter  der  Stadtbevölkerung  in  104  Fällen  zur  Bestrafung  gelangte,  auf 
dem  Lande  in  76  und  der  Diebstahl  im  wiederholten  llückfalle  dort 
in  105,5,  hier  in  68,5;  so  tritt  bei  dem  schweren  Diebstahl  die  eigen- 
thümliche  Erscheinung  hervor,  dass  auf  dem  Lande  die  absolute  Summe 
um  Weniges  grösser  ist,  als  in  den  Städten,  nämlich  47  gegen  45,5. 

In  letzteren  ist  der  Beitrag  des  weiblichen  Geschlechts  fast  noch 
einmal  so  hoch  als  auf  dem  Lande:  in  den  Städten  78,26 "/o  Männer, 

21,74  „    Weiber, 

auf  dem  Lande  88,30  „    Männer, 

11,70  „    Weiber. 

Der  schwere  Diebstahl  trägt  schon  den  Charakter  einer  gewalt- 
samen Kriegführung  mit  der  bürgerlichen  Ordnung.  Die  Stellung  der 
Kreise  durch  Vertheilung  der  Verbrechen  auf  die  Kopfzahl  von  1864 
ist  folgende: 


1)  Bitterfeld      . 

2)  Halle   .     .     . 

3)  Liebenwerda 

4)  Eckartsberga 

5)  Torgau     . 

6)  Sangerhauser 

7)  Schweinitz 

8)  Wittenberg 

9)  Delitzsch  . 
10)  Saalkreis. 


Städte. 

30950 

15243 

11588 

11200 

10698 

9138 

8474 

7970 

7852 

7658 


Land. 

Ordnungsnummer. 

10869 

10 

15792 

6 

19256 

4 

6275 

16 

18764 

5 

20266 

3 

8505 

13 

12828 

8 

11938 

9 

14419 

7 

49702 

1 

30681 

'2 

7217 

15 

10801 

10 

9881 

12 
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Städte.  Land.        Ordnungsnummer. 

11)  Naumburg    ....  7527 

12)  Zeitz 5485 

13)  Mansf.  Gebirgskreis  .  5330 

14)  Mansf.  Seekreis     .     .  4683 

15)  Weissenfeis  ....  4382 

16)  Querfurt, 4326 

17)  Merseburg     ....  4200  7987  14 

ß.  Altersstufen. 

Nachstehende  Uebersicht  giebt  ein  Bild  der  Vertheilung  des  Ver- 
brechens auf  die  Altersstufen : 

von  8— 14  Jahren     15-20      21-30      31-40      41-50      51—60      61—70 
Städte  27  23  19  13  4  -  — 

Land       7  27  39  9  4  2  3 

Die  überwiegende  Zahl  der  schweren  Diebstähle  im  jugendlichen 
Alter  in  der  Stadtreihe  wird  als  schlagender  Beweis  angenommen  werden 
müssen,  dass  es  an  dem  Bewusstsein  der  Schwere  des  Vergehens  hier 
noch  fehlt.  Ja,  es  mag  das  Spiel  der  Verschlagenheit  und  Kühnheit 
hier  noch  als  besonderer  Reiz  wirken. 

Ausserdem  findet  sich  die  grösste  Zahl  auf  dem  Lande  in  den 
Stufen  von  15 — 30,  in  den  Städten  von  15 — 40  Jahren. 

y.  Strafmass. 

Die  Summen  der  Straf- Durchschnitte  in  den  Altersstufen  sind  in 
nachstehender  Tafel  ersichtlich: 

von  8-14  Jahren     15-20      21—30      31-40      41-50      51-60      61—70 
Städte  517  3319       3604       302G       6385        730         — 

Land     301  3754       7852       2008       2245         —  200 

Wenn  auch  die  jugendlichen  Verbrecher  von  den  Gerichtshöfen 
mit  sehr  viel  geringern  Strafen  angeschen  sind,  so  ist  dies  doch  in 
verschiedenem  Grade  erfolgt.  Während  in  6  Kreisen  die  Strafe  unter 
31  Tagen  verbleibt,  übersteigt  sie  in  4  bis  zur  Höhe  von  120  Tagen. 
Auf  dem  Lande  gehören  4  zur  ersten  Kategorie  und  2  zur  letztern. 

Uebrigens  finden  sich  auch  hier  die  höchsten  Strafen  in  den  Stufen, 
welche  das  stärkste  Contingent  stellen. 

Eine  Ausnahme  macht  in  der  Stadtreihe  die  Stufe  von  41  —  50 
Jahren,  welche  bei  schwacher  Theilnahmc  die  höchsten  Strafen  nach- 
weist. 

Bei  dem  bedeutenden  Spielraum,  welchen  die  i^i^.  218,  231  und 
232  des  Strafgesetzbuchs  dem  richterlichen  Ermessen  gewährt,  können 


•ino 
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1 )  Mansl".  (jobir^skrciis 

2)  Schwein itz  ... 
'^)  Delitzsch  .  .  . 
4)  Bittorfeld    .     .     . 


starke  [Jnterschiede  in  den  kreisweise  ziisaiiirnen^estcllli'ii  hiirclisclinitls 
strafen  niclit   nnerwarfet  erscheinen. 

l)ie  Stei^iierunf;  hat  loli^rcndeiniassctn  statt^M-Inndcn  : 

IH 
1!> 
29 

(;o 

5)  Naumhurg 129 

6)  Eckartsberga 155 

7)  Merseburg 197 

8)  Weissenfeis 221 

9)  Mansf.  Seekreis   .     .     .     .  311 

10)  Wittenberg 336 

11)  Halle 338 

12)  Querfurt 429 

13)  Sangerhausen 450 

14j  Saalkreis 470 

15)  Zeitz 693 

16)  Torgau 770 

17)  Liebenwerda 2056 

6.  Gewerbe. 

Von  der  Gesanimtsumnie  der  schweren  Diebstähle   fallen   auf  die 
verschiedenen  Kategorieen : 

1)  Knaben .     .     . 

2)  Frauen  .     .     . 

3)  Arbeiter     .     . 

4)  Knechte     .     . 

5)  Jungfern     .    . 

6)  Schuhmacher  . 

7)  Schneider  .     . 

8)  Maurer  ... 

9)  Schlosser    .     . 

10)  Mädchen     .     . 

11)  Mägde  .     .     . 

12)  Geschiedene  Fra 

13)  Landwirthe     . 


Land. 

OrdiiiingHMiiinmn 

380 

9 

180 

5 

130 

2 

265 

8 

106 

2 

549 

14 

445 

12 

747 

15 

748 

16 

258 

7 

106 

2 

417 

11 

416 

10 

1 
6 

206 

452 

13 

Städle. 

19,10  V„ 

14,60  „ 

14,50  ,. 

11,23  „ 

9,00  „ 

6,74  „ 

6,74  „ 

3,37  „ 

2,24  „ 

1,12  „ 


le.n 


Land. 

3,49  «/o 

2,32  „ 

18,60  „ 

30,23  „ 

5,81  „ 

4,65  „ 

3,49  „ 

3,49  „ 

3,49  I 

2,32  „ 

1,16  „ 

3,49  „ 


Ordnungsniimuier. 
9 
12 
2 
1 
4 
3 
8 


11 
13 
14 
10 
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e.   Schwerer  Diebstahl  im   Rück  fall. 
a.  Zahl. 

Die  Zahl  der  Rückfälle  hat  im  Vergleich  zu  der  vorigen  Kategorie 
sehr  bedeutend  abgenommen.  In  den  Städten  ist  die  zweijährige  Durch- 
schnittszahl ir»,;"),  auf  dem  Lande  10. 

Es  wird  gestattet  sein,  diesen  p])'folg  wesentlich  den  hohen  Strafen 
der  letztern  beizumessen. 

Das  Verhältniss  der  Geschlechter  ist  im  Wesentlichen  in  Stadt  und 
Land  gleich.  Dort  machen  die  Männer  78,78  7o,  die  Weiber  21,22  aus, 
hier  die  erstem  80%,  <Jie  letztern  20. 

Bei  Vertheilung  auf  die  Altersstufen  ergiebt  sich  : 
TOn  8— 14  Jahren     15—20       21-30       31-40      41—50       51—60       61-70 
Städte  1  8  8  5  2  1  — 

Land     1  3  7  5  2  1  — 

Es  ist  also  auch  hier  das  Alter  von  15—40  Jahren  dem  Ver- 
brechen am  meisten  ausgesetzt. 

Uebrigens  ist  eine  erhebliche  Zahl  von  Kreisen  davon  ganz  frei 
geblieben. 

f.  Holzdiebstahl. 

Der  Holzdiebstahl,  der  erst  im  dritten  Wiederholungsfalle  der  straf- 
rechtlichen Beurtheilung  unterliegt,  ist  wegen  seiner  Seltenheit  im 
hiesigen  Bezirk  ohne  anthropologisches  Interesse. 

Obwohl  in  andern  Kreisen  sich  gleichfalls  bedeutende  Waldcomplexe 
befinden ,  so  sind  es  doch  nur  die  Kreise  Liebenwerda  und  Torgau, 
welche  in  Stadt  und  Land  eine  beachtenswerthe  Zahl  von  Straffällen 
aufweisen. 

2)    Betrug. 

In  diese  Kategorie  sind  auch  Unterschlagungen ,  strafbarer  Eigen- 
nutz, Hehlerei,  Fälschungen,  Bankerotte,  falsche  Anschuldigungen  und 
Meineide  gebracht  worden. 

a.  Zahl. 

Die  Zahl  der  Straffälle  hat  in  den  Städten  bei  zwanzigjährigem 
Durchschnitt  279,5,  auf  dem  Lande  14G  betragen.  Bei  Vertheilung 
auf  die  Seelenzahl  von  18G4  ist  der  Durchschnitt  dort  1  :  1005,  hier 
1  :  37G2.  Das  Verhältniss  zwischen  Stadt  und  Land  ist  mithin  wie 
3,53  :  1. 

Die  Theilnahme  des  weiblichen  (^icschlechts  ist  auf  dem  Lande  die 
gewöhnliche  mit  21,58 "/u,  in  <h;n  Städten  dagegen  28,44  "/„. 
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Durcli  Division  der  Sfr;iflali(!  in  dio  Volkszalil  von  18(M  entstehen 
folgende  IJeihen : 

Städte.  Land.        Ord[iung;fiiiuiiirner. 

1)  Mansf.  (iebirgskreis    .     .  2982  2807  13 

2)  Delitzsch 2.')81  r)919  3 

3)  Bitteiield 2579  2835  14 

4)  Saalkreis 1767  2984  12 

5)  Querflirt 1526  6572  1 

6)  Sangerhaiisen     .     .     .     .  1519  4079  9 

7)  Weissenfeis 1460  4200  7 

8)  Liebenwerda      .     .     .     .  1443  5263  6 

9)  Schweinitz 1412  6280  2 

10)  Torgau 1302  5377  5 

11)  Mansf.  Seekreis     ...  1248  2474  16 

12)  Wittenberg 1106  3133  11 

13)  Naumburg 1008  5766  4 

14)  Merseburg 984  2576  15 

15)  Zeitz 857  4141  8 

16)  Eckartsberga     ....  656  3397  10 

17)  Halle 431  —  — 

Die  letzten  8  Nummern  der  Städtereihe  enthalten  mit  Ausnahme 
von  Eckartsberga  die  volkreichsten  Städte,  von  welchen  ein  vorzugs- 
weise starkes  Contingent  geliefert  ist. 

In  der  Landreihe  finden  sich  die  meisten  Betrugsfälle  im  Mans- 
felder  See-,  Merseburger,  Bitterfelder  und  Mansfelder  Gebirgskreise. 

ß.  Alter. 

Auf  die  Altersstufen  kommen  an  Procenten  der  männlichen  und 
weiblichen  Verbrechen : 

8-14  J.  15-20  21-30  31—40  41—50  51—60  61—70  71—80 

jMänner  3,52     12,00  29,40  29,14  15,58       9,55     0,50      — 

(weiber   3,08     14,19  20,35  29,05  18,92       4,73     2,03      — 

(Männer  1,70     14,48  30,27  23,69  10,60  10,90     1,75     0,44 

IWeiber    —       11,54  34,62  26,93  21,10      5,00     —       — 

Es  sind  mithin  die  Altersstufen  von  21  —  40  Jahren  in  Stadt  und 
Land  in  wesentlich  gleichförmigem  Verhältnisse  zum  Betrüge  disponirt, 
mit  der  Massgabe,  dass  sowohl  in  den  Städten  als  auf  dem  Lande  die 
Stufen  von  31—50  durch  die  Weiber  die  Zahl  der  Männer  vergleichungs- 
weise  überboten  wird. 


Städte 
Land 
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y.  Strafmass. 

Die  Summen  der  auf  die  einzelnen  Altersstufen  entfallenden  Durch- 
schnittsstrafen  sind  aus  folgender  Tafel  ersichtlich^): 

8-14  J.  15-20    21-30     31—40    41-50      51—60      61-70    71-80 
Städte      165       350       1565       698       1721         864         294         10 
Land  34       724         893       703         606       1095  76         — 

Die  Höhe  der  Strafen  entspricht  viel  unvollkommener  der  auf  die 
Altersstufen  fallenden  Anzahl,  als  dies  beim  Diebstahl  der  Fall  ist. 
In  Stadt  und  Land  ist  die  Haupt- Verbrecherzeit  von  21 — 60  Jahren, 
dort  mit  den  höchsten  Strafen  in  der  Stufe  von  41  —  50  Jahren,  hier 
von  51  —  60. 

Zieht  man  nach  Kreisen  den  Durchschnitt,  so  erhält  man  die 
Reihe : 

Städte.  Land.      Ordnungsnummer. 

1)  Lieben werda 9  59  10 

2)  Naumburg 22  26  1 

3)  Bitterfeld 29  35  7 

4)  Merseburg 30  146  16 

5)  Torgau 32  84  14 

6)  Weissenfeis 32  28  3 

7)  Schweinitz 38  27  2 

8)  Sangerhausen 48  29  4 

9)  Wittenberg 48  82  13 

10)  Querfurt 66  74  12 

11)  Mansf.  Seekreis     ....  71  71  11 

12)  Zeitz 76  30  5 

13)  Saalkreis 91  36  8 

14)  Delitzsch 94  32  6 

15)  Halle 100  — 

16)  Mansf.  Gebirgskreis  ...  142  49  9 

17)  Eckartsberga 192  91  15 

Die  Kreise  Merseburg,  Torgau  und  Wittenberg  haben  unter  der 
LandbevcHkerung  viel  höhere  Strafdurchschnitte  als  die  Städte,  wogegen 
in  Liebenwerda,  Sangerhausen,  Zeitz,  im  Saalkreise,  in  Delitzsch  und 
im  Mansf.  Gebirgskreise  das  umgekehrte  Verhältniss  stattfindet. 

d.  Gewerbe. 

Die  nach  der  Grösse  des  Bruchtheiles  unter  den  Genossen  geordnete 
Itcihenfolge  ist  die  nachstehende: 

2)  Für  Geldstrafen  ist  jeder  Tbaler  einem  Tage  Gel'iiiigniss  gleich  gesetzt. 
XV.  23 


•{54 


V.   h.    Kocli 


Studie.                I.siul.      < 

Jnln  -Niiiiiiuer. 

1)  Barl)i()re hk               — 

2)  Fiihrleufc!      .     .     . 

91                      98 

2 

3)  Tisclihn-    .... 

133                   315 

7 

4)  Müller 

HO                 328 

8 

5)  Geschi(3(ienfi  Frauen 

1 50                — 

6)  Zicf^'cldcckci- .     .     . 

182                 117 

3 

7)  Kaufleute      .     .     . 

183                 223 

(; 

8)  Fleischer  .... 

198                 185 

5 

9)  Handelsleute      .     . 

21 s                 373 

10 

10)  Knechte    .... 

221               1027 
249                 — 

14 

11)  Schneider      .     .     . 

12)  Arbeiter   .... 

279              1087 

15 

13)  Schmiede-Gehiilfen 

293              1768 

19 

14)  Commis     .... 

303                — 

— 

15)  Schuhmacher     .     . 

325                336 

9 

16)  Schraiedemeister     . 

410                — 

— 

17)  Schlosser- Gehülfen 

526                  36 

1 

18)  Maurer     .... 

578               1415 

18 

19)  Bäcker     .... 

651                 177 

4 

20)  Zimmerleute .     .     . 

679              2558 

20 

21)  Schlossermeister     . 

771                 — 

— 

22)  Schneidermeister    . 

976              1325 

17 

23)  Landwirthe   .     .     . 

793              3997 

22 

24)  Jungfern  .... 

1120              3997 

25)  Frauen     .... 

1142              8080 
1173                965 

23 

26)  Schuhmacherraeister 

13 

27)  Knaben    .... 

4906            16355 

24 

28)  Mädchen  .... 

7608            44628 

26 

29)  Wittwen   .... 

8902                — 

30)  Tischlermeister  .     . 

—                  713 

11 

31)  Müllermeister    .     . 

—                 870 

12 

32)  Bergleute  in  Stadt  und  Land  .     .     2748 

— 

Der  Schutz,  welchen  die  Ehe  den  unverheiratheten  Frauenzimmern 

gegenüber  gewährt,   ist  für  den  Betrug  namentlich  in  den 

Städten  we- 

niger  wirksam,  als  für  den  Diebstahl. 

Auffällig  ist  die  grosse  Seltenheit  beider  Verbrechen 

ira  ^Yittwen- 

Stande,  andererseits  ihre  Häufigkeit  unter  geschiedenen  Frauen.    Mögen 

hier  auch  äussere  Bedrängnisse  nicht  ohne  Einfluss  bleiben 

sicher  aber 

auch  eine   schwächere  Gegenw 

irk 

unr 

,   des  Ehetriebs,    da 

sie  als  ge- 

lieber  d.  Verbreitung  d.  ^vif htissfen  Social-Krankheilen  i.  Weg.  Merseburg.   35.^) 

scliiedene  Frauen  von  der  levis  notae  macula  in  der  öffentlichen  Meinunpi; 
nicht  loskommen  können. 

Der  Magd -Dienst  gewährt  vor  beiden  Verbrecherarten  einen  noch 
kräftigeren  Schutz  als  die  Ehe,  wogegen  die  männlichen  Dienstboten 
durch  ihren  grossen  Bruchtheil  der  Bestraften  sich  auszeichnen,  ver- 
nuithlich  weil  die  Mägde  hauptsächlich  in  der  Familie  leben,  während 
die  Knechte  dies  vorzugsweise  in  ihrer  Genossenschaft  thun ,  in  der  es 
häufig  für  einen  Ehrenpunkt  gehalten  wird .  Andere  in  Rohheit  und 
Völlerei  zu  überbieten. 

Der  Betrug  führt  der  Verbrecherliste  ein  fast  neues  Publikum  in 
zahlreichen  Fällen  zu .  die  Handelsleute  in  ihren  verschiedenen  Kate- 
gorieen  —  hier  liegt  die  Versuchung  im  täglichen  Geschäfte  —  und  die 
grössern  Landwirthe.  denen  kaum  ein  anderes  bewegendes  Moment  als 
Habgier  zugemessen  werdeji  kann ,  wogegen  die  kleinen  Landwirthe, 
die  Kossathen ,  trotz  ihrer  sehr  bedeutenden  Anzahl  sowohl  vom  Dieb- 
stahl als  vom  Betrüge  sich  fast  ganz  frei  gehalten  haben .  vermuthlich 
als  ein  Segen  der  Nöthigung  zur  eigenen  straffen  Arbeit  Jahr  aus 
Jahr  ein. 

Bemerkungen  wegen  der  übiigen  Gewerbtreibenden  werden  für  die 
zweite  Abtheilung  vorbehalten. 

3)   F  I  e  i  s  c  b  I  i  c  ii  c   \'  o  r  b  r  e  c  b  e  n. 
«.   Zahl. 

Hierunter  fallen  Bigamie,  Vorspiegelung  der  Heirath.  Unzucht  mit 
Pflegebefohlenen,  mit  unreifen  Personen,  widernatürliche  Befriedigung 
des  Geschlechtstriebes,  Nothzucht.  (iffentliche  grobe  Verletzung  der 
Schamhaftigkeit.  Kuppelei  und  gewerbmässige  Unzucht. 

Die  Zahl  der  Straffälle  in  den  Städten  beträgt  im  zweijährigen 
Durchschnitt  no.f).  auf  dorn  Lnnde  2;'),;").  Sie  verhalten  sich  denmach 
wie  2,37  :  1 . 

Ob  hieraus  eine  festere  Beherrschung  des  Geschlechtstriebs  unter 
der  Landbevölkerung  gefolgert  werden  darf,  ist  sehi-  fraglich,  ver- 
nuithlich  ist  die  durch  das  Landleben  begünstigte  leichtere  Befriedigung 
die  Hauptveranlassung  der  viel  seitnern  Durchbrechung  der  öffentlichen 
Ordnung. 

Nach  der  Volkszählung  von  18G4  kommen  auf  jeden  Straffall  Kopie: 

Städte. 

1)  Weissenfels  .     .     .     .     21912 

2)  Wittenberg    ....     13283 
.3)  Liebenwerda      .     .     .     11088 

23^ 


l.an.l. 

Or.l 

liiiiii 

i^siiijiiiinrr. 

18.')  31 

9 

-)^VoU 

4 

2ior)(; 

i 

?.nn 


C.   F.   Kdch. 


Slüiilc,  F.aiid  OiiliHMigMiurniiifi. 

4)  Saalkrois 1148H  l'.noi»  ,s 

.'))  Mansl".  (jebirj,'skreis  .  10(501  12271  14 

0)  Sangerliausen    .     .     .  1)138  2345.')  ä 

7)  Sdiweliiitz     ....  H474  7007  lii 

8)  Delitzsch 0455  12828  13 

9)  Torgau 0415  15000  II 

10)  Rittcrfekl      ....  5159                 —  1 

11)  Mansf.  Scekreis     .     .  4085  43203  3 

12)  Merseburg    ....  4200  15972  10 

13)  Zeitz 3428                 —  2 

14)  Naumburg    ....  2823  14419  12 

15)  Halle 2013                 —  — 

IG)  Querfurt 2595  78890  3 

17)  Eckartsberga     .     .     .  2231                0028  15 

ß.  Geschlecht,  .\lter. 

Nach  dcu  Geschlechtern  theilen  sich  die  Straffälle  in  den  Städten 
19,5  männliche  und  32  weibliche  Personen  (1  :  1.12),  auf  dem  Lande 
19,5  männliche  und  0  weibliche  (3,25  :  1),  eine  Differenz,  die  wesentlich 
auf  Rechnung  der  Lohnhureu  zu  bringen  ist,  die  auf  dem  Lande  kein 
Geschäft  machen  können. 

Die  Vertheilung  auf  die  Altersstufen  ergiebt  folgende  Reihen: 

8— 14J.  15—20     21—30     31-40     41—50    51—60    61-70 

^  .      jmännliche     5  12          13            5          13          2          2 

^t^^fitejweibliche    -  10          25          17            3          1        — 

(männliche  —  3          15            9            3—2 

(weibliche    —  1            7           4         —        —        — 

Das  zum  Verbrechen  am  meisten  disponirende  x\lter  ist  demnach 

in  den  Städten  von  15 — 50  Jahren,  auf  dem  Lande  von  21 — 40  Jahren. 


y.   Strafmass. 

Die  nach  den  Altersstufen  berechneten  Strafdurchschnitte  ergeben 
folgende  Zahlen: 

8-14  .T.      15—20        21—30        :31-40        41—50        51-60       61—70 
Städte     02  173  232  471  204  020  912 

Land       ^  182  158  98  408  50  730 

Bemerkenswerth  ist,  dass  die  drei  letzten  Altersstufen  die  höchsten 
Strafen  in  Stadt  und  Land  aufweisen,  hauptsächlich  wohl  wegen  der 
Schwierigkeit,  ohne  Gewalttliat  zur  Befriedigung  zu  gelangen. 
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4)  Verbrechen  wider  das  Leben. 
Hierunter  fallen  Mord,  Kindesraord,  Abtreibung  der  Leibesfrucht, 
Tüdtschlng,   Verletzungen,   denen  der  Tod  gefolgt  ist,  und  fahrlässige 
Tödtung. 

Zahl,  Geschlecht,  Alter,  Strafmass. 

Die  Zahl  der  Verbrechen  beträgt  in  den  Städten  im  zweijährigen 
Durchschnitt  3,5,  wovon  3  auf  das  männliche  Geschlecht  fallen,  auf 
dem  Lande  7,  ebenfalls  mit  3  vom  männlichen  Geschlecht. 

Die  grössere  Zahl  des  weiblichen  Geschlechts  kommt  hauptsäch- 
lich auf  Kindesmord. 

Von  den  Altersstufen  haben  beigetragen,  wobei  zu  bevorworten, 
dass  in  zwei  Fällen  (Zeitz,  Halle)  die  Angabe  des  Alters  fehlt: 

8-14  J.      15-20       21-30      31—40       41—50        51-60        61-70 

Städte     3  1  1  1  _  _  _ 

Land       1  —  54  2  1  — 

Auf  lebenslängliche  Zuchthausstrafe  von  der  Stadtbevölkerung  ist 
in  zwei  Fällen  (Zeitz,  Halle)  erkannt,  einmal  auf  11  Jahre  Zuchthaus 
(Naumburg),  vom  Lande  in  Merseburg,  Sangerhausen  und  Weissenfeis 
je  einmal  lebenslängliche  Zuchthausstrafe  erkannt,  im  Saalkreisc  drei- 
mal lebenslänglich  und  im  Querfurter  Kreise  einmal  auf  Tod  und  zwei- 
mal auf  lebenslängliche  Zuchthausstrafe. 

So  klein  auch  diese  Zahlen  sind,  so  genügen  sie  doch,  um  auf 
die  ungewöhnliche  Kohheit  eines  Theils  der  Landbevölkerung,  namentlich 
des  Arbeiterstandes  im  Querfurter  und  Saalkreise  zuriickzuschliessen. 
die  jederzeit  die  schwersten  Verbrechen  gegen  das  Leben  geliefert 
haben.  So  selten  die  Rohheit  der  Masse  auch  zu  den  äussersten  Aus- 
schreitungen geführt  hat,  so  wird  ihr  doch  ein  Anreiz  zu  letztern  bei- 
gemessen werden  müssen. 

5)  K  ö  r  p  e  r  V  e  r  1  e  t  z  u  n  g. 

Bei  dieser  Verbrechen-Kategorie  sind  die  verschiedenen  Auffassungen 
der  Staatsanwaltschaften  von  bedeutendem  Einflüsse,  indem  Körper- 
verletzungen auf  Veranlassung  von  Schlägereien  der  häutigste  Fall,  r>o 
lange  sie  nicht  von  einer  besondern  Gefahr  begleitet  .sind .  bald  auf 
den  Prozessweg  verweisen,  bald  unter  Anklage  gestellt  werden. 

a.  Zaid. 

Die  zweijährige  Durchschnittszahl  beträgt  in  den  Städten  80,5,  an 
dem  das  weibliche  Geschlecht  mit  15, Gl  "/o  Tlieil  nimmt:  auf  dem 
Lande  O'J  mit  14,lUVo  Weibern. 


358  (".   r.   Kofli, 

Durch  \'ertheilui)jj;  auf  iliü  Scclciizalil  von  lh»)4  ^'cwiiiui    man   lul- 
gcndc  Uuihen : 

Sliidle.  Laiitl.        Or(liiitin?simiiiiiirr. 

1)  Liebciiwcrda     ....  -j;')!?«)  7^slM;                7 

2)  Eckartsberga    ....  22308  4414               11 
:;)  Wcisscnfels 10450  75(;o                >i 

4)  Delitzsch 5532  14242                2 

5)  Sangerhausen    ....     3655  3226              10 
0)  Schweinitz 3032  14133                3 

7)  Bitterfekl 3430  4070               14 

8)  Halle 3387  —                 — 

:))  Saalkreis 3282  3537               15 

10)  Merseburg 3085  4436               12 

11)  Querfurt 2882  5635                !j 

12)  Wittenberg 2846  8505                6 

13)  Naumburg 2823  14419                 1 

14)  Zeitz 2742  12425                4 

15)  Torgau 2682  4183               13 

10)  Mansf.  Seckreis     .     .     .     2342  5413              10 

17)  Mansf.  Gebirgskreis  .     .     2132  10227                5 

ß.  .\lleif<stufeii. 

Auf  die  Altersstufen  kommen  Procente  der  Straffälle: 

8-14  J.    15—20     21—30      31-40  41—50      ol^tiO    61-70 

j  Männer     —       10,08      38,86      26,59  18,71        5,76        — 

'   ^^    ^i  Weiber     —         4,55      36,36      31,82  27,37         —         — 

i  Männer  1,14      14,20      36,36      24,43  14,77        6/25      2,85 

'"^      \  Weiber     —         6,66      20,67      26,67  26,67      13,33        — 
Es  geben  mithin  die  kräftigsten  und  zu  leidenschaftlichen  Atlcclen 
am  meisten  disponirtc  Altersstufen  von   21  —  40  Jahren  den   stärksten 
Beitrag. 

;'.   Strafmass. 

Die  Durchschnitts -Sunnnen  der  auf  die  verschiedenen  Altersstufen 
gefallenen  Strafdurchschnitte  sind  folgende: 

8-14  J.     15-20      21-30      31-40      41-50  51-60      61-70     71-80 

Städte       ^       14,42      40,00      34,20      35,60  34,43      14.00        — 

Land       8,50      31,58      56,60      39,50      34,91  34,55        9,60      1.20 
In  den  Städten  kommen   die  höchsten  Strafen   auf  die  Stufen  von 
21 — 00.  auf  dem  Lande  von  15  —  00  Jahren. 
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6)    Vermögensbeschädigung. 

Ein  im  Allgemeinen  seltenes  Verbrechen;  in  den  Städten  29,5,  auf 
dem  Lande  32.5.  Dort  haben  sich  14,28  70,  hier  10,30  Frauen  be- 
theiligt. 

Die  Stadtkreise  Delitzsch.  Saalkreis,  Schweinitz  und  Weissenfeis 
sind  ganz  frei  geblieben ,  während  die  stärkste  Betheiligung  in  den 
Kreisen  Zeitz  (1  :  6856),  Merseburg  (1  :6610),  Querfurt  (1  :  6489), 
Mansf.  Seekreis  (1  :  4164)  und  Halle  (1  :  2285)  stattfindet. 

Auf  dem  Lande  sind  der  Mansf.  Gebirgskreis  und  Zeitz  frei  ge- 
blieben ,  während  die  grösste  Zahl  sich  im  Merseburger  (1  :  8874), 
Schweinitz  (1  :  7066)  und  Naumburg  (1  :  5768)  vorfindet. 

Die  grösste  Zahl  von  Verbrechen  kommen  auch  hier  auf  die  Alters- 
stufen von  21 — 40  Jahren  (33,33  und  20,51),  auf  dem  Lande  24,56 
und  29, b2.  Die  auf  die  Kreise  kommenden  Durchschnittsstrafen  variiren 
gleichmässig  in  Stadt  und  Land  zwischen  3  und  27  Tagen. 

Die  auf  die  Altersstufen  fallenden  höchsten  Strafen  kommen  in 
den  Stufen  von  21 — 50  Jahren  vor,  sowohl  in  den  Städten  als  auf  dem 
Lande. 

7)  W^ider stand  gegen  die  Staatsgewalt. 

In  diese  Kategorie  fallen  Aufruhr,  Widersetzlichkeit  gegen  die 
Organe  der  Staatsgewalt,  Beleidigungen  der  Staatsbeamten  und  Kirchen- 
diener in  Bezug  auf  ihren  Beruf. 

ci.  Zahl. 

In  den  Städten  sind  im  zweijährigen  Durchschnitt  195,5  Straffälle 
abgeurtheilt,  auf  dem  Lande  176.5  und  zwar  mit  wesentlich  gleicher 
Betlieiligung  des  weiblichen  Geschlechts  (19,07  und  19,11  Vo)- 

Durch  Vertheilung  der  Straffälle  auf  die  Seelenzahl  von  1864  ent- 
stehen folgende  Reihen: 

Städte.  Land.      Ordn. -Nummer. 

1)  Delitzsch 3521  3207  8 

2)  Saalkreis 3282  3316  10 

3)  Halle 2286               —  — 

4)  Weissenfeis 2191  4447  3 

5)  Wittenberg 2097  3133  12 

6)  Qiierfurt 1800  3586  5 

7)  Liebenwerda 1049  2106  15 

8)  Mansf.  Seekreis    .     .     .     .  1561  3331  l' 

9)  Mansf.  Gebirgskreis.     .     .  1421  3492  6 


Städte 
Land 


:}(iO  C.   F.    K(M  li. 

Slädle.  Land.        Ordn.  Nuininfr, 

10)  Eckartsl)L'r',M i:^12  33'Jb  ö 

11)  Schwüinitz 1305  2458  \6 

12)  Torgau 1238  2128  14 

13)  Bittcrfcld 11<)0  3432  7 

14)  Naumburg' 1129  5768  2 

15)  Morseburg 1101  3994  4 

10)  Zeitz 1055  9040  1 

17)  Sangerhauseii (;G9  1990  10 

ß.  Allpr. 

Auf  die  vcrscliicdenen  Altersstufen  konnnen  an  Proccnten  der  Ge- 
saninitzahl  der  Straffälle: 

8-14  J.  15-20  21—30  31-40  41-50  51-60  bl~70 

Männer      —       0,09  27,94  34,00  19,10  9,42       2,73 

Frauen      —       5,27  29,33  33,14  21,00  10,58       — 

I  Männer      —       5,53  27,34  29,70  20,07  10,20       2.04 

f  Frauen      —       4,08  12,25  40,94  24,49  3,40  0,35 

Die  Vertheilung  in  Stadt  und  Land  ist  wesentlich  gleicbförniig  er- 
folgt, und  zwar  haben  die  Altersstufen  von  21 — 40  die  meisten  Sfraf- 
fällc  nachgewiesen.  Nur  auf  dem  Lande  findet  dies  beim  weiblichen 
Geschlechte  in  den  Stufen  31—50  Jahren  statt. 

y.   Strafmass. 

Die  auf  die  Altersstufen  kommenden  Durchschuittsstrafen  sind: 

8-14  J.     15-20       21—30       31-40       41-50       51-60       61—70   71—80 
Städte  —       34,55       23,12       21,05       19,09       15,93       22,15      — 
Land     —       11,02       21,34       15,37       20,13       24,73       14,55      10 

Der  Durchschnitt  der  Kreise  variirt  zwischen  11  und  22.  Nur 
in  den  Stadtkreisen  kommen  auf  Querfurt  33  und  Wittenberg  41  Tage 
Gefängniss. 

h.  Gewerbe. 

Im  Wesentlichen  treten  hier  dieselben  Gewerbe  hervor,  wie  bei 
den  früher  abgehandelten  Verbrechen,  mit  Ausnalunc  dei  grösseren 
Landwirthe;  denen  Pächter  und  Verwalter  beigezählt  sind,  und  Kauf- 
Icute,  die  ein  bedeutendes  Contiugent  geliefert  haben.  Dagegen  tritt 
ausser  den  Knechten  das  weil)liche  Creschlecht.  besonders  der  unver- 
ehelichte Theil  auffällig  zurück. 
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Die  nach  dem  Masse  der  Betheiligung  geordnete  Reihenfolge  ist: 

Städte. 
1)  Fuhrleute     .     .     .     .     1  :  101  i  13)  Maurergesellen .     . 


2)  Maurermeister  .     .     .  1  :  108 

3)  Steinhauer    .     .     .     .  1  :  127 

4)  Arbeiter 1  :  238 

5)  Händler 1  :  247 

G)  Ziegeidecker      .     .     .  1  :  250 

7)  Fleischergeseüen    .     .  1  :  265 

8)  Grössere  Landwirthe  .  1  :  306 

9)  Schmiede 1  :  340 

10)  Schiffer 1  :  377 

1 1)  Schneider      .     .     .     .  1  :  434 

12)  Knechte 1  :  464 


1  :482 

1  :  495 

1  :590 

1  :G51 

1  :695 

1  :  757 

1  :770 

1  :997 

1  : 1006 

1  : 1586 

23)  Frauen 1  :  4208 


14)  Fleischermeister     . 

15)  Kaufleute      .     .     . 

16)  Bäckergesellen  .     . 

17)  Schuhmachergesellen 

18)  Handlungs-Commis 

19)  Zimmergesellen 

20)  Tischlermeister .     . 

21)  Schuhmachermeister 

22)  Bäckermeister  .     . 


1)  Fuhrleute     ....  1 

2)  Steinhauer    .     .     .     .  1  :  108 

3)  Tischlergesellen      .     .  1  :  315 

4)  Händler 1  :  420 

5)  Arbeiter 1  :  469 

G)  Schuhmachermeist  er   .  1  :  638 

7)  Schneidergesellen  .     .  1  :  658 


24)  Unverehelichte  , 
Land. 

33  J    8)  Tischlermeister 

9)  Landwirthe 

10)  Ziramergesellen 

11)  Maurergesellen 

12)  Knechte      .     . 

13)  Frauen   .     .     . 

14)  Unverehelichte 


1  : 10345 


1 


:  713 
:  908 
:  1022 
:  1212 
:  2512 
:  6121 
14777 


8)  Gemeingefährliche  Verbrecher. 

Die  beschränken  sich  auf  Brandstiftungeu  und  Störungen  des  Eisen- 
bahnbetriebes. 

Ihre  Zahl  ist  eine  sehr  beschränkte,  in  der  Stadtbevölkerung  im 
zweijährigen  Durchschnitt  2 ,  auf  dem  Lande  5,5. 

Dort  findet  sich  nur  in  Halle  ein  Straffall  von  G  Jahren  Zucht- 
haus, hier  im  Saalkreise  mit  10  Jahren,  in  Wittenberg  mit  3  Jahren 
und  in  Merseburg  mit  1  Jahre.  Uebrigens  sind  es  geringe  Fahrlässig- 
keitsstrafeu. 


Abschnitt  C.    Vagabuiideiiweseu. 

Dem  Vagabundenwesen,  dem  ziellosen  Undierschweifen ,  Betlein, 
Mangel  eines  Unterkommens  und  gewerbsmässigem  Hurerei  fehlen,  streng 
genonunen ,  die  Merkmale  des  Vcrltrechens.  Dennoch  ist  da^selbi'  ein 
die  gesellschaftliche  Ordnung  nicht  minder  gefährdendes  Schmarotzer- 
gewächs der  biirgerlichen  (Jesellschaft. 
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Ms  ist  ilessliiilb  nicht  mir  mit  Striih,:  i)e(Jr(jlit .  .•uMidcni  c^  ist  der 
Vorwaltiin^sbcliürdc  die  sin-uhirc;  Ilclii^iiiss  crtheilt  wurden,  hartniickifz 
/iiwiderhandolndu  iuil'  .lalnc  mil  i'reilieitsstnifü  zu  bck'gfn.  welche  in 
der  (lurrectionsanstalt  mil  der  ^ewülinlirh(.'n  Hausordnung:  <ler  Zucht- 
häuser zu  verbüssen  ist. 

Unüberwindliche 'rrü^h(!it  und  rnhi.>t  /m- Ailjell  hat  iinurdentliche 
und  schk'clite  Ernährung,  in  der  Kegel  nur  von  I>rod  und  Branntwein, 
hiderliche  IJekleidung  und  äusserste  IJnreinliehkeit  mit  nia.ssenhalteni 
Ungeziefer  zur  unvermeidlichen  Folge. 

Längere  Uinwirkung  dieser  Schädlichkeiten  erzeugt  eine  den  Vaga- 
bunden eigenthiimliche  Kachexie.  Wenn  diese  deutlicher  hervorgetreten 
ist,  ptiegt  das  \'agabundenwesen  völlig  unheilbar  zu  sein;  daher  auch 
die  ausserordentlich  grosse  Zahl  der  Rückfälle. 

Da  es  für  den  vorliegenden  Zweck  von  geringem  Interesse  ist. 
wie  viele  Personen  mit  1  oder  :-;  Tagen  Gefängniss  wegen  Betteins  be- 
straft sind ,  und  eine  Vollständigkeit  des  Nachweises  durch  die  Ver- 
brechen-llepertorien  der  zahlreichen  Gerichts-Comniissionen.  welche  für 
Uebertretungcn  competent  sind,  nicht  zu  beschatten  war,  so  sind  für 
die  nachstehenden  Ausführungen  die  wegen  Hartnäckigkeit  der  Arbeits- 
scheu, Vagabundenwesens  und  der  gewerbsmässigen  Unzucht  mit  Cor- 
rectionsstrafe  belegten  Personen  aus  den  Jahren  1858,  ISGl  und  18G4 
zum  Grunde  gelegt  worden.  Die  Materialien  hierzu  sind  mir  durch 
die  Gefälligkeit  des  Directors  der  Correctionsanstalt  zu  Zeitz,  Gruni- 
bach,  geliefert  worden. 

Zu  bevorworten  ist  noch,  dass  mit  der  Corrections-Anstalt  zugleich 
eine  Erziehungsanstalt  für  jugendliche  Verbrecher  verbunden  ist. 

a.  Zahl. 

Die  Sununen  der  Corrigenden  und  Zöglinge  beträgt  durchschnittlich : 

,^     .       ,       \  männliche 
Corrigenden   )       ., ,.  , 
°  (  weibliche 

„..  ,.  \  männliche 

Zöglinge         )       ., ,.  , 
^     ^  (  weibliche 

Der  Procentsatz  der  weiblichen  Corrigenden  beträgt  in  den  btädten 
29,7,  auf  dem  Lande  30,8,  der  jugendlichen  Verbrecherinnen  dort2U,l. 
hier  22,2. 

Ln  dreijährigen  Durchschnitte  kommen  auf  jeden  Corrigenden 
Seelen  von  lbü4: 


Städte. 

Land. 

101,6 

85,3 

43,3 

38,0 

70.7 

42,7 

17.8 

12.2 
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1)  Mansf.  Gebirgskreis 

2)  Schweiuitz.    .     . 

3)  Saalkreis    .     .     . 
■4)  Eckartsberga  .     . 

5)  Mansf.  Seekreis  . 

6)  Halle     .... 

7)  Saugerhausen 

8)  Delitzsch    .     .     . 

9)  Wittenberg     .     . 

10)  Querfurt     .     .     . 

11)  Weissenfeis     .     . 

12)  Naumburg  .     .     . 

1 3)  Merseburg .     .     . 

14)  Lieben\Yer{ia  .     . 

15)  Bitterfeld   .     .     . 

16)  Torgau  .... 
11)  Zeitz      .... 

Der  Mansfelder  Gebirgs 


Städte. 
17770 
12711 
6758 
3380 
3346 
2788 
2611 
2548 
2053 
2011 
1781 
1613 
1512 
1505 
1502 
1336 
696 


Land. 
9297 
7066 
5373 
6145 
7732 


Ordnungsnuunner. 
1 
6 
8 

7 


o 
12 

4 

9 
11 
13 
10 

5 
15 
14 
16 

Halleschc 

und  Sangorhäuser  Kreis  nehmen  in  Stadt  und  Land,  der  Saal-  und 
Eckartsbergaer  nur  mit  der  Stadtbevölkerung  die  günstigste  Stolle,  die 
ungünstigste  in  Stadt  und  Land  Naumburg,  Merseburg,  Bittcrfeld. 
Torgau  und  Zeitz,  dagegen  Liebenwerda  nur  mit  den  Städten. 

Die  N'ertheilung  der  jugendlichen  Verbrecher  stellt  sich  folgeuder- 
ucstalt  heraus: 


7443 
3406 
7442 
4066 
3533 
3068 
3839 
7178 
2508 
3061 
2412 


Schvveinitzer,  Mansfelder  See- 


1)  Liebenwerda  .     . 

2)  Delitzsch    .     .     . 

3)  Mansf.  Gebirgskreis 

4)  Querfurt     .     .     . 

5)  Saalkreis    .     .     . 
t))  Schweinitz  .     .     . 

7)  Eckartsberga  .     . 

8)  Mansfelder  Seekrei^ 

9)  Halle     .... 

10)  Wittenberg     .     . 

11)  Sangcrhauseu .     . 

12)  Bitterfeld    .     .     . 

13)  Merseburg .     .     . 
14j  Weisseni'cls     .     . 


Städte. 

38627 

19364 

15230 

12978 

11488 

9777 

8580 

780« 

6269 

6038 

4939 

3095 

3044 

2435 


Land. 
10528 

6872 

43830 

16435 

159170 

14133 
33310 

1 8604 

36084 

9055 

9983 

10217 


Ordnungsnumincr. 
9 
14 
3 
7 
2 
1 
8 
5 

6 

4 
12 
11 
10 


Slj.lte. 

l.ninl. 

Ol. 

tiungsiiiitnnirr. 

1711 

7 -20!) 

lo 

i;;oi 

:}:j1() 

15 

7(i2 

i!)r)(; 

ir, 

3G4  C.    F.    Korli. 

15)  Naumburj^ 

16)  'rorgaii  .     .     . 

17)  Zeitz      .     .     . 

Die  nicihtcn  jugeniUichuii  Nerbreclicr  in  Stadt  und  Land  butindeu 
sich  in  denselben  Kreisen,  welche  die  meisten  (Jurrigonden  (,'elicfert 
haben:  Ditterfeld ,  ^Mersebui-f^,  Weisseniels.  Nanndjui-^,',  'J'orjian  und 
Zeitz.  Das  Gleiche  triti't  im  Allgemeinen  auch  bei  den  günstig  situiiten 
Kreisen  zu.  Nur  die  Städte  in  Liebenwerda  und  Delitzsch  zeichnen 
sich  durch  geringe  Zahl  der  jugendlichen  Verbrecher  aus,  während  die 
Zahl  der  (Korrigenden  bedeutend  ist. 

ß.  Altersstufen. 

Auf  die  Altersstufen  vertheilen  sich  die  Geschlechter  der  Curri- 
gendeu  sehr  verschieden,  und  zwar  in  nachstehenden  Prucenten : 

15— 20J.      21-30       31—40       41—50       51—60      61—70 
(männliche      11,14       19,74       24,21       21,40       18,5         4,78 
'  '^    ^1  weibliche       20,00       48,70       15,G5         9,56         6,09        — 
^  männliche      12,27       17,61       22,23       24,14       19,54       4.21 
I  weibliche       19.65       49,11       19.69         8.03         3,57        — 
Bemerkenswerth  ist  die  grosse  Uebereinstimnmng  der  Procentsätze 
in  Stadt   und   Land,   ferner  das   Aufsteigen  der   Zahl  der  weiblichen 
Corrigenden   fast  bis   zur  Hälfte    der   Gesammtzahl   in   der  Stufe   von 
21 — 30  Jahren,    dem   gewöhnlichen  Alter  der  weiblichen  Blüthe,   und 
wird  die  schnelle  Abnahme  der  Zahl   in   den   späteren  Stufen  weniger 
dem   bessernden   Erfolge   der  Correctionsstrafe   als    dem  Abgeblüthsein 
des  weiblichen  Reizes  zuzumessen  sein. 

y.  Rückfalle. 

Die  dem  Vagabundenwesen  eigenthümliche  grosse  Zahl  der  Kück- 
lalle,  gleichviel  ob  die  frühere  Bestrafung  in  Prügel-.  Corrections-, 
Gefängniss-  oder  Zuchthausstrafe  bestanden  hat,  wird  aus  folgender, 
den  Durchschnitt  der  Altersstufen  enthaltenden  Tabelle  ersichtlich: 

15-20  J.  21—30  31—40     41—50      51—60     61—70    71— bO 

^,^..  ,,    t  männliche     3,3        5,7        9,6        11,3        14.3        22,9        25 
btadte-j    ;., ,.  , 

( wöibliche      3 

,    i  männliche     3.9 
Land    J      ....  , 

<  weibliche       — 

l>ie  Zahl  der  Bück  fälle  steigert  sich  im  Allgemeinen  gleichmässig 

mit    den  Altersstufen.     Während   in   den   drei  ersten  Stufen   eine   fast 


1—30  31—40 

41-50 

51-60 

61—70 

5,7        9,6 

11,3 

14,3 

22,9 

5,8      14 

16,7 

23 

— 

6,3        9,3 

9,10 

11.2 

2,8 

5,9      14 

10 

— 

— 
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vollkommene  Ucbereinstimmung  zwischen  Stadt-  und  Landbevölkerung 
besteht,  zeigt  die  Zahl  auf  dem  Lande  von  der  vierten  Stufe  an  be- 
deutende Differenzen.  In  den  späteren  Altersstufen  zeichnen  sich  die 
Weiber  durch  hohe  Zahl  der  Rückfälle  aus. 

Der  nach  den  Kreisen  berechnete  Durchschnitt  der  Rückfälle  bildet 
für  die  männlichen  Corrigenden  folgende  Reihen: 

Städte.  Land.    Ordnungsnmumer. 

1)  Saalkreis —  ^  " 

2)  Schweinitz 3  8,7  12 

3)  Querfurt 6,9  5  2 

4)  Sangerhausen 7  8,6  11 

.5)  Merseburg 7,5  5,7  4 

6)  Torgau 8,5  8,5  10 

7)  Weissenfeis 8,7  7  8 

8)  Liebenwerda 8,6  5,2  3 

9)  Zeitz 9,8  3,8  1 

10)  Eckartsberga 10  9  13 

11)  Mansf.  Gebirgskreis .     .     .  10  10  14 

12)  Bitterfeld 14,3  8  9 

13)  Delitzsch 14,8  13  16 

14)  Halle 15,7  —  — 

15)  Mansf.  Seekreis   ....  16  6,5  6 

16)  Wittenberg 16  6  5 

17)  Naumburg 21,3  J2,7  15 

Summa  178,6  124,4 

Wie  aus  den  Summen  der  Durchschnitte  hervorgeht,  ist  die  Hart- 
näckigkeit des  Vagabundenwesens  in  den  Städten  grösser  als  auf  dem 
Lande. 

Kreise,  die  in  dem  Umfange  des  Vagabuudenwesens  voranstehen, 
nehmen  hier  meistens  nur  die  mittlere  Stelle  ein.  Es  darf  hieraus  aber 
nicht  gefolgert  werden,  dass  es  an  Personen  mit  zahlreichen  Rück- 
fällen fehle.  Die  grossen  Zahlen  vermindern  sich  nur  durch  Menge 
der  kleinen. 

An  weiblichen  Corrigenden  ist  die  Hälfte  der  Stadtkreise  frei. 
Nur  in  Merseburg,  Torgau,  Zeitz,  Halle  und  Wittenberg  varüren  die 
Rückfälle  von  10  —  14. 

Die  Landkreise  sind  zu  zwei  Dritttheilen  von  weiblichen  Corrigen- 
den frei.  In  den  Kreisen  Bitterfeld,  Torgau,  Mansfelder  Gebirgskreise 
und  Wittenberg  steigt  die  Zahl  der  Rückfälle  von  7,5  auf  13. 


3f;o 
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h.  fifvvfrbf. 
l)i(!  vcrscliicdciic  Disposition  der  (i(i\v(!il)(»  /inii  \  :i'_';iliim(iii('ii   hildct 
iolffcndc   l«t'ili('ii  diiicli   \'('r(Ii('ilini*j;  niil'  die  /ald  dci'  (iciuts-cii : 

Stiülti'. 

1)  Barbier 1!)''.    12)  Fleischer     .     .     . 

2)  Sattler 2r,r.     13)  Knechte       .     .     . 

:>)  Arl)eiter 34G    14)  Maurer  .... 

4)  Schneider 374    15)  Tischler.  .     . 

'})  Bäckergehiilfeii      .     .     .     435    IG)  /inimeileiite    .     . 

0)  Schinicdü^'elii'iifen  .     .     .     440    17)  Kaul'Ieute    .     .     . 

7)  Schiiiiedenicistcr     .     .     .     590    18)  Bilckerineister 

8)  Handlungs-Coinmis     .     .     088    19)  Weber    .... 

9)  Miisici 699    20)  Wittweii      .     .     . 

10)  Jungfern 825    21)  Frauen    .... 

11)  Müller 804 

Jia  H  d. 

1)  Schneider 240    11)  Weber    .... 

2)  Arbeiter 305    12)  Fleischer     .     .     . 

3)  Schuhmacher     ....     320    13)  Müller    .... 

4)  Geschiedene  Frauen   .     .     444    14)  Jungfern     .     .     . 

5)  Kaufleute 030    15)  Zimnierleute    .     . 

0)  Bäcker 646    16)  Maurer  .... 

7)  Barbiere 714    17)  Knechte 3979 

8)  Schmiede 725    18)  Wittwen 14770 

9)  Tischler 791     19)  Frauen 30605 

10)  Oekonomen 793 

Im  Allgemeinen  tiguriren  hier  dieselben  Gewerbe  wie  im  Diebstahl. 
Nur  diejenigen  Gewerbe,  welche  eine  grössere  Körperkraft  fordern  und 
ülien.  treten  mehr  zurück,  am  auffälligsten  al)er  die  verheiratheton 
Frauen. 


1026 
1 392 
1 700 
1 800 
1935 
2131 
2043 
0042 
0070 
11919 


881 
1027 
1090 
1490 
1791 
2370 


Abschnitt  D.    Strafanstalten. 


Das  Pönitenziar- Wesen  ist  für  die  socialen  Zustände  von  grösster 
Bedeutung-,  namentlich  in  wie  weit  die  Strafanstalten  den  wiclitigen 
Zweck  der  Besserung  der  Gefangenen  wirklich  erreichen.  Es  liegt  zu 
Tage,  es  müsse,  um  der  unentbehrlichen  [Mitwirkung  der  Detinirten 
sich  zu  versichern ,  die  Disciplin  so  geführt  werden ,  dass  den  Sträf- 
lingen nicht  mehr  und   nicht  andere  Arbeiten  zugemuthet  werden .   als 
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sie  leisten  können ,  unrl  class  bei  Verletzungen  der  Hausordnung  jedes- 
mal auch  die  etwaigen  Entschuldigungs- Momente  sorgfältig  ermittelt 
und  bei  iVbmessung  der  Strafe  die  Persönlichkeit  des  Contravenienten 
und  seine  bisherige  Führung  in  Betracht  gezogen,  kurz,  dass  den 
Strafen  jedesmal  culpa  in  concreto  zum  Grunde  gelegt  wird.  Dann 
wird  auch  das  Anerkenntniss  der  Bestraften,  dass  sie  mit  Recht  leiden, 
nicht  ausbleiben.  Hierzu  bedarf  es  keinesweges  einer  höheren  sittlichen 
Bildung.  Kinder,  ja  die  der  menschlichen  Zucht  unterworfenen  Haus- 
thiere.  der  Hund  und  das  Pferd,  nehmen  unverdiente  oder  übermässige 
Strafe  ganz  anders  auf  als  verdiente.  Jene  pflegt  sofort  zu  den  hart- 
näckigsten Widersetzlichkeiten  den  stärksten  Anreiz  zu  geben.  Einzelne 
Vorstände  —  ein  glücklicher  Weise  seltener  Fall  —  sind  in  den  ver- 
hängnissvollen Irrthum  gefallen,  dass  der  Gerechtigkeit  am  vollkom- 
mensten Genüge  geschehe,  wenn  den  Strafen  die  culpa  in  abstracto 
zum  Grunde  gelegt  wird,  d.  h.  dass  für  jede  Contravention  eine  im 
Voraus  bestimmte  Strafe  festgestellt  und  ohne  Ansehen  der  Person  zur 
Ausführung  gebracht  wird.  Hieraus  entspringen  so  grosse  Härten,  dass 
in  den  Detinirten  das  Gefühl  ungerechter  Behandlung  preisgegeben  zu 
sein  dermassen  überhand  nimmt,  dass  sie  sich  unbekümmert  um  die 
Folgen  gegen  die  Hausordnung  auflehnen,  daduix'h  zu  einer  ausser- 
ordentlichen Häufung  der  Strafen,  besonders  der  schweren,  nöthigen 
und  schliesslich  einer  tiefen  Verwilderung  des  Gemüthes  verfallen. 

Unsere  Strafanstalten  sind  aus  finanziellen  Nöthigungen  entweder 
ausschliesslich  oder  doch  zum  grösseren  Theiie  grosse  Fabrikanstalten 
geworden.  In  neuerer  Zeit  hat  man  das  überaus  glückliche  Bestreben 
zur  Ausführung  gebracht,  die  Sträflinge  auch  zur  Feldarbeit  zu  ver- 
wenden. Zur  Empfehlung  dieses  Verfahrens  genügt  es,  auf  die  glück- 
lichen Erfolge  der  Corrections-Anstalt  zu  Zeitz  im  Betreff  des  Kranken- 
standes, der  durchschnittlichen  Krankheitsdauer,  der  Sterblichkeit  und 
der  Zahl  der  Straffälle  zu  verweisen,  die  in  ausgedehntester  Weise  die 
Pfleglinge  mit  Feldarbeit  durch  Erpachtung  einer  benachbarten  kleinen 
Domaine  beschäftigt.  Jenen  Erfolgen  ist  ein  um  so  grösseres  Gewicht 
beizulegen,  als  das  Personal  zweifelsohne  in  körperlicher  und  sittlicher 
Beziehung  das  depravirteste  ist.  Die  mit  dem  \agabundenthuni  er- 
wachsene Piückfälligkeit  hat  freilich  nicht  überwunden  werden  können. 

Da  die  Strafanstalten  der  Provinz  unter  der  Verwaltung  der  hie- 
sigen Königlichen  Regierung  stehen,  ist  die  Gelegenheit,  einen  weiteren 
Einblick  in  das  Verbrechen-  und  Vagal)nndenwesen  zu  erhnlten.  be- 
nutzt worden. 

Auf  Anregung  des  Verfassers  sind   die   Directionen   der  Anstalten 
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Yoraiilasst  worden,  eiiKiliisfc  der  im  liiosip;cn  Ilcgicrungsbczirkc  hoimaths- 
borfichtif^üMi  llüuslinfi;(;  iiiil  hrsomlcrcr  l}('nicksic.litit!;mi^'  der  (icbiirt. 
.Iii;,'(Mid(;r/i('luiii,L; .  küipciliclicii  und  ^cisti^^en  Miihvictklimu .  sowie  der 
rcli!^ios(!n  lüldiiii^  aulzustcllün.  Für  weiten»  licincrkiniLM-ii  liaheii  die 
UcgicruiiKS- Acten  als  Unterlage  gedient. 

1)  .Strafanstalt  zu  Halle. 

Dieselbe  ist  mit  Vcrsebniel/miu  des  Aiiburn"schen  und  l'ensyl- 
vanischen  Systems  neu  erbaut  worden,  indem  sie  eine  anselinliche  /abl 
von  Isolir-Zellcn  entbält,  die  nach  disciplinariscbcn  liücksichten  belegt 
werden,  während  die  grosse  Mehrzahl  der  Sti'äflinge  in  umfänglichen 
Sälen  gemeinschaftlich  arbeitet  und  in  isolirten  /eilen  schläft.  Wegen 
lleberfüllung  der  Anstalt  hat  man  in  neuerer  Zeit  auch  zu  gemein- 
schaftlichen Schlafsälen  seine  Zutiucht  nehmen  müssen.  Die  Anstalt  ist 
für  die  schweren  Verbrecher  bestimmt,  die  mit  ä  und  mehr  Jahren 
Zuchthaus  belegt  worden  sind. 

a.  Zahl. 

Die  Summe  der  städtischen  Züchtlinge  beträgt  9s,  der  ländlichen 
114,  und  zwar  vertheilen  sie  sich  folgendergestalt  auf  die  Seelenzahl 
der  Kreise: 

Städte.  Land.       Ordnungsnummer. 

1)  Mansf.  Gebirgskreis     .  —  15341  1 

2)  Delitzsch 9682  7697  5 

3)  Liebenwerda  ....  5794  6317  7 

4)  Eckartsberga  .     ...5577  2569  14 

5)  Weissenfeis     ....  5478  6300  8 

6)  Mansf.  Seekreis  .     .     .  4685  7217  6 

7)  Sangerhausen      .     .     .  4569  9382  3 

8)  Saalkreis 3829  3411  13 

9)  Naumburg      ....  3769  3401  15 

10)  Wittenberg     ....  3321  5953  9 

11)  Halle 3266  —  — 

12)  Torgau 2673  3422  12 

13)  Merseburg      ....  2571  3632  10 

14)  Schweinitz      ....  2542  14133  2 

15)  Bitterfeld 1719  3623  11 

16)  Querfurt 1442  7889  4 

17)  Zeitz 1156  2259  16 

Durchschnitt     .     .     3038  4818  — 


41-50 

51-60 

21,1 

13,2 

21,9 

14,9 
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In  der  ersten  Hälfte  zeichnet  sich  Eckartsberga  durch  die  grosse 
Zahl  der  ländlichen  Verbrecher  aus,  in  der  zweiten  Hälfte  Querfurt 
und  Schweinitz  durch  geringe.  Im  Gesammtdurcbschnitt  haben  die 
Städte  gegen  das  Land  im  Verhältniss  zur  Seelenzahl  fast  die  doppelte 
Summe  an  Verbrechern  geliefert  (38,7  —  61,3). 

b.  Altersstufen. 

Die  verschiedenen  Altersstufen  nehmen  nach  Procenten  berechnet, 
Antheil : 

15-20  J.  21-30  31—40 

Städte       3,0  23,5  38,9 

Land         1,8  23,7  37,7 

Die  auffällige  Uebereinstimmung  zwischen  Stadt  und  Land  bekundet, 
dass  die  Vertheilung  aus  einem  tiefen  anthropologischen  Grunde  her- 
vorgegangen ist.  Den  bei  Weitem  stärksten  Antheil  an  den  schweren 
Verbrechen  hat  das  kräftigste  Mannesalter,  die  Stufe  von  31 — 40 
Jahren. 

c.  Arien  der  Verbrechen. 
Wenn   die   Arten   der  Verbrechen   in   folgende  4  Classen   zerlegt 
werden,   nämlich  Verbrechen  gegen  das  Eigenthum,   wider  das  Leben, 
fleischliche  und  gemeingefährliche  Verbrechen,  so  beträgt  der  Procent- 
satz 

für  die  erste     78,6  in  den  Städten, 
71,1  auf  dem  Lande; 
für  die  zweite  13,3  in  den  Städten. 
15,6  auf  dem  Lande; 
für  die  dritte     3,0  in  den  Städten, 
5,5  auf  dem  Lande, 
und  für  die  vierte     5,1  in  den  Städten, 
8,8  auf  dem  Lande. 
Verbrechen  gegen  das  Eigenthum   überwiegen  demnach  nicht  un- 
bedeutend in  den  Städten,   auf  dem  Lande  dagegen  die  übrigen  Kate- 
gorieen. 

d.  Durchschnittliches  Strafmass. 

Die  Ordnung  der  Kreise  nach  dem  durchschnittlichen  Strafmasse 
ist  folgende: 

Städte.  Land.      Ordnungsnuinmer. 

1)  Liebenwerda 5  10i\,  4 

2)  Eckartsberga      ....  6  12-,\  10 

3)  Weissenfeis 7^,  l'ij;  13 

XV.  24 
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Städte.  Land.       Ordnungsnummer. 

4)  Mansf.  Seekreis.     ...  8  ir^  IG 

h)  Sangerhausen      ....  8^                8^  1 

(i)  Zeitz 8?,  13^\  14 

7)  Schweinitz 8^  n\  9 

8)  Witt(;i)l)crg 8]                  «J|  2 

9)  Querfurt 8?,  12i[  12 

10)  Bitterfeld Oj  10^  G 

11)  Mansf.  Gebirgskreis     .     .  lOJ  10/,  .ö 

12)  Halle lOj^j  —  — 

13)  Merseburg 12-J  12^^  11 

14)  Naumburg 13^  U^  7 

15)  Saalkreis 16  14*  15 

16)  Torgau 16  10  3 

17)  Delitzsch 19  IH  8 

Summa  166^-f  185/^ 

Im  Allgemeinen  sind  die  ländlichen  Verbrecher  mit  einer  hühern 
Strafe  angesehen  worden ,  als  die  städtischen ,  am  auffälligsten  in  den 
Landkreisen  Eckartsberga ,  Weissenfeis,  Mansfelder  Seckrcis  und  Zeitz 
in  der  ersten  Hälfte  der  Reihe,  ^Yährend  in  der  zweiten  Hälfte  die 
Landkreise  Naumburg,  Torgau  und  Delitzsch  niedrige  Strafsätze  auf- 
weisen. 

e.  Eheliche  und  uneheliche  Geburt. 

Das  Verhältniss  der  unehelichen  Geburt  zur  ehelichen  beträgt  für 
Stadtkinder  14,1  :  85,9  Vo, 
Landkinder  13,2  :  86,8  „  . 

Die  Uebereinstimmung  von  Stadt  und  Land  dürfte  für  die  Richtig- 
keit der  Zahlen  Gewähr  leisten,  obwohl  sie  schwerlich  eine  andere 
Quelle  haben,  als  die  eigene  Angabe  der  Sträflinge,  und  obwohl  diese, 
wenn  sie  nicht  ganz  verwildert  sind,  gern  von  der  Achtbarkeit  ihrer 
Familie  zu  reden,  und  in  dieser  einen  nicht  unkräftigen  Halt  des  eignen 
sittlichen  Bewusstseins  zu  finden  pflegen. 

Das  Verhältniss  der  durch  Fremde  erzogenen  verwaisten  ehelichen 
und  unehelichen  Kinder  zu  den  durch  die  Mütter  erzogenen  ist  nicht 
festzustellen,  dennoch  ist  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen, 
dass  die  mütterliche  Erziehung  ganz  überwiegend  zu  Verbrechen  dis- 
ponirt,  vermuthlich  doch,  weil  hier  die  Kinder  am  häufigsten  zuchtlos 
aufwachsen,  d.  h.  nicht  an  eigene  Zügelung  der  Begehrlichkeit  und 
straffe  Arbeit  gewöhnt  werden. 
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f.  Körperlicbe  Enhvickelung. 

Der  scropluilöse  Habitus  findet  sich  unter  den  städtischen  Zücht- 
ungen bedeutend  häufiger  als  unter  den  ländlichen,  nämlich  20,4% 
gegen  8,8.  Aber  auch  in  der  übrigen  körperlichen  Entwickelung  haben 
letztere  einigen  Vorzug. 

Es  betragen  nämlich  nach  Procentsätzen  Personen  mit  sehr  guter 
körperlicher  Entwickelung  unter  den  Stadtkindern  4,1,  unter  den  Land- 
kindern G,2; 

mit  guter  unter  Stadtkindern  52,0,  unter  Landkindern  53,.5; 
mit  raittelmässiger  unter  den  Stadtkindern  29,6,  unter  den  Land- 
kindern 2.5,4: 

mit   schlechter  Entwickelung   unter    den   Stadtkindern    14.3,    unter 
den  Landkindern  14,9. 

g.  Geistige  und  religiöse  Bildung. 

Leider  hat  man  sich  hier  mehr  auf  Aeusserlichkeiten ,  auf  Fähig- 
keit zu  lesen ,  schreiben  und  rechnen  und  auf  Pieligionsunterricht  bis 
zur  Einsegnung  beschränken  müssen. 

Die  letztere  hat  bei  allen  Züchtungen  ohne  Ausnahme  stattge- 
funden. 

Ausserdem  sind  mit  sehr  guter  geistiger  Bildung  im  obigen 
Sinne   begabt,    unter  den   Stadtkindern   2,0,    unter   den   Landkindern 

0,9  Vo; 

mit  guter  unter  den  Stadtkindern  50,0,  unter  den  Landkindern  48,2; 

mit  mittelmässiger  unter  den  Stadtkindern  42,9,  unter  den 
Landkindern  46,5 ; 

mit  schlechter  unter  den  Stadtkindern  3.1  und  unter  den  Land- 
kindern 4,4  "/o- 

So  unentbehrlich  auch  Schulbildung  und  religiöse  Kenntnisse  zur 
Innern  Veredlung  sind,  so  liefert  doeli  die  Gesellschaft  der  schwersten 
Verbrecher,  welche  genügende  religiöse  Kenntnisse  besitzen  und  zur 
grössern  Hälfte  nüt  geistigen  r'ähigkeiten  und  Schulkenntnissen  wohl 
ausgestattet  sind,  den  handgreiflichen  Beweis,  dass  jene  Kenntnisse 
an  sich  noch  keine  Veredlung  enthalten ,  sondern  nur  Mittel  zur  \'or- 
edelung  werden  können  unter  der  Bedingung,  dass  das  Individuum  in 
souveräner  Freiwilligkeit  sie  zum  Zweck  der  Solbstvcredlung  wii-klich 
verwendet. 

Sie  sind  mit  dem  lirode  im  Brodbcutel  vergleichbar,  von  dein  auch 
keine  vermehrte  Kraftäusserung  zu  erwarten  ist,  so  lange  es  in  diesem 
verschlossen  bleibt. 

O.J    * 
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li.  Alorbilität  iiiiJ  Murtalität. 

Die  Erkrankungen  variiren  in  (Um  Jahren  1858—1804  von  54.02 
bis  86,27,  im  Durchschnitt  72,01  7ü-  und  /\vai-  koninien  auf  jeden 
Kranken  33,42  Krankhcltstage. 

Die  Sterblichkeit  wechselt  in  den  gedacliten  Jahren  von  2,45  zu 
3,17,  im  Durchschnitt  2,87  "/o- 

i.  Disciplinar- Strafen. 

Die  Zahl  der  Strafen  schwankt  zwischen  70,95  und  80,84,  im  Durch- 
schnitt 79.21)  "/o-  Unter  ihnen  bchnden  sich  25,74  Vo  J^attenstrafe  und 
2,08  Vo  Prügelstrafe,  wobei  hervorzuheben  ist,  dass  in  den  letzten 
4  Jahren  letztere  weniger  als  1  "/o  betragen  hat. 

In  neuester  Zeit  ist  hühern  Orts  angeordnet,  dass  die  Prügelstrafe 
nur  auf  das  übereinstimmende  Votum  sämmtlicher  Oberbeamten  ver- 
hängt werden  darf,  was  in  seiner  Wirkung  wohl  dem  Verbote  dieser 
Strafart  gleichkommen  wird. 

2)  Strafanstalt  zu  Lichtenburg. 

Die  Strafanstalt  ist  in  einem  der  vielen  chursächsischen  Schlösser 
untergebracht  und  mit  der  erforderlichen  Zahl  neuerbauter  Isolirzellen 
versehen  worden.  Ein  grosser  Vorzug  der  Anstalt  ist,  dass  ein  er- 
heblicher Theil  der  Sträflinge  mit  Feldarbeit  beschäftigt  wird. 

Die  Anstalt  ist  für  Verbrecher  bestinmit,  welche  bis  zu  5  Jahren 
Zuchthausstrafe  zu  verbüssen  haben. 

a.   Zahl. 

Die  Gesammtzahl  der  Sträflinge  aus  den  Städten  beträgt  93 ,  vom 
Lande  105. 

Die  Vertheilung  auf  die  Kreise  ist  aus  nachstehender  Tabelle  er- 
sichtlich : 

Slädle.  Land.       Ordniingsnummer. 

1)  Mansf.  Gebirgskreis  .     .  —  3835  14 

2)  Delitzsch 9682  7697  5 

3)  Liebenwerda     ....  5792  5264  9 

4)  Eckartsberga    ....  5577  4126  12 

5)  Weissenfeis 5478  12601  2 

6)  Mansf.  Seekreis    .     .     .  4685  4330  10 

7)  Sangerhausen   ....  4569  11722  3 

8)  Saalkreis 3829  5970  7 

9)  Naumburg 3764  —  1 

10)  Halle 336G       ♦       —  — 
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Städte.  Land.       Ordnungsnummer. 

11)  Wittenberg 3321  4252  11 

12)  Torgau 2673  2700  16 

13)  Merseburg 2570  2705  8 

14)  Schweinitz 2542  4039  13 

15)  Bitterfeld 1719  3261  15 

16)  Querfurt 1442  6974  6 

17)  Zeitz 1247  8284  4 

Durchschnitt     3202  5234 

Auch  hier  haben  die  Städte  eine  viel  grössere,  der  Hälfte  nahe- 
kommende Anzahl  gegen  das  Land  geliefert. 

Die  Landkreise  Delitzsch,  Weissenfeis  und  Sangerhausen  nehmen 
ebenso  wie  die  Stadtkreise  eine  günstige  Stelle  ein,  Zeitz  nur  auf  dem 
Lande;  während  Bitterfeld,  Schweinitz  und  Torgau  in  Stadt  und  Land 
zahlreiche  Züchtlinge  aufweisen,  der  Mansf.  Gebirgskreis  nur  vom  Lande. 

b.  Altersstufen. 

Nach  Procenten  bezeichnet  nehmen  die  verschiedenen  Altersstufen 
durch  folgende  Sätze  Antheil: 

15— 20J.  21-30  31—40  41-50  51—60 

Städte         10,70  45,2  26,9  12,9  4,3 

Land  8,5  36,2  37,2  14,3  3,8 

Während  unter  den  Stadtkindern  die  Stufe  von  21  —  30  Jahren 
die  stärkste  Betheiligung  zeigt,  ist  dies  auf  dem  Lande  mit  der  folgen- 
den der  Fall.     Ausserdem  sind  die  Unterschiede  nicht  bedeutend. 

c.  Arten  der  Verbrechen. 

Die  Verbrechen  gegen  das  Eigen th um  überwiegen  hier  be- 
deutend, nämlich  von  den  Städten  81,7,  vom  Lande  85,8,  während  in 
der  Strafanstalt  zu  Halle  die  Städte  einen  grössern  Antheil  geliefert 
haben ; 

wider  das  Leben: 

von   Städten    — 
vom  Lande     0,9 
fleischliche  Verbrechen: 

von   Städten  18,3 
vom  Lande     11,4 
gemeingefährliche  Verbrechen: 
von   Städten    — 
vom  Lande     1,9. 
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(1.  DuicIischniltlichL's  SlrafmaKi. 

Nach  (lüiii  durchschnittlichen  Strafmass  rangiren  .ich  die  Kreise 
in  folgender  Weise: 

Studie.  Land.        Ordnuii^siiuiiiiiicr. 

1)  Mansf.  rjebirgskreis    .     .      —  2,51  6 

2)  Kckartsberga      .     .     .     .     'J  3,21  14 
'ii)  Mansf.  Seekreis      .     .     .     2,15             2,83  4 

4)  IHtterfeld 2,17  3,15  13 

5)  Weisscnfels 2,22  2,43  ü 

0)  Zeitz 2,45  2,lö  2 

7)  Sangerhausen     ....     2,50  3,92  16 

8)  Saalkreis 2,6G  2,56  7 

9)  Halle 2,81  — 

10)  Wittenberg 2,83  2,43  6 

11)  Schweinitz 2,94  2,84  9 

12}  Delitzsch 3  3  12 

13)  Naumburg 3  —  1 

14)  Torgau 3,32  2,88  10 

15)  Querfurt 3,39  2,33  3 

16)  Merseburg 3,81  2,71  8 

17)  Liebenwerda 4  2,89  11 

Summa  ohne  Halle  39,77  42,71 

Im  Allgemeinen  überwiegt  die  Höhe  der  Strafen  bei  der  Land- 
bevölkerung nur  unbedeutend.  In  der  ersten  Hälfte  der  Reihe  zeichnen 
sich  Kckartsberga ,  Bitterfeld  und  Sangerhausen  durch  Höhe .  vom 
Lande  in  zweiter  Naumburg  und  Querfurt  durch  niedrige  Strafsätzc  aus. 

e.  Elieliche  und  uneheliche  Geburt. 

Nach  dem  eingegangenen  Berichte  beträgt  die  Zahl  der  unehelich 
erzeugten  Sträflinge  in  den  Städten  nur  G,4<'/o)  '"^uf  dem  Lande  1.9, 
Zahlen,  deren  Glaubwürdigkeit  wegen  ihrer  Geringfügigkeit  dahin  ge- 
stellt werden  nuiss.  Uebrigens  betragen  die  von  ihrer  Mutter  erzogenen 
in  der  Ehe  erzeugten  Sträflinge  in  den  Städten  24,9  und  auf  dem 
Lande  ll,4Vo')- 

3)  Auf  Anfrage  hat  der  Direclor  der  Strafanstalt  v.  Bosse  die  im  laufenden 
Jahre  1870  hier  heimalliberechtiglen  Detinirtt'n  ermitteln  lassen  mit  dem  Ergebnisse, 
dass  von  259  nur  4  unehelicher  Geburt  sind,  mithin  1,54  Proc.  Zu  bemerken  ist, 
dass  neuerdings  die  Gericlile  bei  der  Leberweisurig  der  Sträflinge  die  eheliche  oder 
uneheliche  Geburt  bekunden,  üb  die  Ortsvorstände  darüber  befragt  sind,  constirt 
nicht. 
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f.  Körperliche  Entwickelung. 

Der  scrophulöse  Habitus  ist  unter  den  Züchtungen  aus  den  Städten 
an  44,1,  vom  Lande  an  34,3  7o  bemerkt  worden,  in  starker  Abweichung 
von  den  Häuslingeii  zu  Halle,  die  einen  kräftigen  Körper  in  die  An- 
stalt mitzubringen  pflegen. 

Eine  sehr  gute  Körperconstitution  ist  aus  den  Städten  3,2,  vom 
Lande  7,6  "/o  zugeschrieben  worden ; 

eine  gute  aus  den  Städten  45,2,  vom  Lande  52,4; 

eine  mittel  massige  aus  den  Städten  12,9,  vom  Lande  6,7; 

eine  schlechte  aus  den  Städten  38,7,  vom  Lande  33,3 "/o- 

Die  letzte  Kategorie  ist  aus  den  Städten  um  2,70mal  stärker  be- 
setzt als  in  Halle,  vom  Lande  2,24mal. 

g.  Geistige  und  religiöse  Bildung. 

Die  Einsegnung  hat  bei  allen  Züchtliugen  mit  Ausnahme  eines  ein- 
zigen Falles  stattgefunden. 

Rücksichtlich  der  Schulbildung  sind  in  die  Kategorieen 

der  sehr  guten  aus  den  Städten  10,7%,  vom  Lande  3,8  ein- 
geschätzt worden; 

der  guten  aus  den  Städten  81,7,  vom  Laude  78,1; 

der  mittelmässige  aus  den  Städten  6,5,  vom  Lande  17,2; 

der  schlechten  aus  den  Städten  1,1,  vom  Lande  0,9. 

Wenn  man  auch  annimmt,  dass  hier  ein  kleinerer  Massstab  für 
die  Anerkennung  guter  Schulbildung  angelegt  ist,  so  muss  doch  in  den 
obigen  Zahlen  ein  weiterer  unwiderleglicher  Beweis  gefunden  werden, 
dass  auch  gute  Schulbildung  für  sich  vor  Verbrechen  nicht  schützen 
kann. 

h.  Morbilität  und  Mortalität. 

In  den  7  Jahren  von  1858  — 1864  wechselt  die  Zahl  der  Er- 
krankungen von  43,54 — 83,17  70  der  Gesammtzahl  der  Sträflinge,  im 
Durchschnitt  66,25  7o-  ^^ie  Sterblichkeit  in  dem  gedachten  Zeiträume 
schwankt  zwischen  1,56  und  4,27%,  im  Durchschnitt  3,01. 

Die  Strafanstalt  zu  Halle  hat  hiernach  eine  um  5,76  "/o  höhere 
Morbilität  trotz  des  mitgebrachten  kräftigen  Körpers,  dagegen  eine  um 
0,14  Vo  geringere  Sterblichkeit. 

i.  Disciplinarstrafen. 
Die  Disciplinarstrafen   schwanken  zwischen   115,74%   (1863)   und 
79,34   (1862),   im   Durchschnitt    95,00.     Hierunter    sind    im   7jährigen 
Durchschnitt  54,16  Latten-  und  3,31  Prügelstrafen. 
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3)  Strafanstalt  l'iir  Weiber  zu  Delitzsch. 
Die  abgesonderte  Strafanstalt  für  Weiber  ist  seit  1861  eingerichtet, 
und   zwar   in   einem   alten   tiscalischen   Gebäude,    dessen  Baulichkeiten 
wohl  Manches  zu  wünschen  übrig  lassen. 

a.  Zahl. 

Die  Gcsamnitsunnrie  der  Züchtlinge  beträgt  ans  den  Städten  36, 
vom  Lande  .38  Köpfe  und  vertheilcn  sich  folgendergestalt  auf  die 
Kreise : 

Städte.  Land.         Ordnungsnummer. 

1)  Mansf.  Gebirgskreis     .  —  3ü6«l  6 

2)  Querfurt —  13148  9 

3)  Sangerhausen.     ...  —  23455  8 

4)  Weissenfeis     ....  —                   —  3 

5)  Delitzsch 19364                —  1 

6)  Zeitz 13712  24851  7 

7)  Liebcnwerda  .     .     .     .11588  31584  5 

8)  Saalkreis 11488               5744  15 

9)  Halle 11432                —  — 

10)  Naumburg      ....  11291  —  2 

11)  Schwcinitz 6355  9422  12 

12)  Mansfclder  Scekreis     .  6247  43303  4 

13)  Merseburg 5784  7988  13 

14)  Torgau 5346  4183  16 

15)  Wittenberg     ....  3321  7442  14 

16)  Bitterfeld 3095  10869  10 

17)  Eckartsberga  ....  3788  9629  11 

Die  Kreise  Merseburg,  Torgau,  Wittenberg,  Bitterfeld  und  Eckarts- 
berga haben  aus  Stadt  und  Land  das  stärkste  Contingent  geliefert,  der 
Saalkreis  nur  vom  Lande. 

Nach  den  Kategorieen  der  Weiber  lieferten  Unverheirathete  aus 
Städten  61,1  "/o  ^iu(^  1  von  1399  Genossen,  vom  Lande  65,8  und  1  von 
2069  Genossen. 

Verheirathete  aus  den  Städten  22,2  ^o?  von  den  Genossen  16428, 
vom  Lande  21,1 ,  von  den  Genossen  12625. 

Wittwen  aus  den  Städten  13,8,  von  den  Genossen  2671,  vom  Lande 
7,9,  von  den  Genossen  6403. 

Geschiedene  Frauen  aus  den  Städten  2,7,  von  den  Genossen  596, 
vom  Lande  5,2 ,  von  den  Genossen  289, 

ein  weiterer   lautsprechender  Beweis  für  die  Schutzkraft  der  Ehe  bei 
Frauen  vor  Verbrechen ,  ganz  besonders  vor  schw'eren  Verbrechen. 
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Uebrigeiis   ist  die  Gesamiiitzahl  der  städtischen   Verbrecherinneu 
um  1,7  grösser  als  vom  Lande  (8,272  — 14.405). 


b.  Altersstufen. 

Die  verschiedenen  Altersstufen  weisen   nachstehende  Procentsätze 


auf: 

15-20  J.        21-30  31-40  41—50          51-60 

Städte        2,8            36,1  30,6  22,2            8,3 

Land          5,2            44,4  26,3  18,9            5,2 

Unter  den  Stadtkindern  haben  die  Stufen  von  21—40  die  stärkste 

Betheiligung,  auf  dem  Lande  von  21 — 30;  ausserdem  sind  die  Unter- 
schiede nicht  von  Belang. 

c.  Arten  der  Verbrechen. 

Die  Verbrechen  gegen  das  Eigenthum  betragen  aus  den  Städten 
77,7  "/o,  vom  Lande  71,0: 

wider  das  Leben  aus  den  Städten  13,8,  vom  Laude  23,7; 

fleischliche  Verbrechen  aus  den  Städten  5,6,  vom  Lande  — ; 

gemeingefährliche  Verbrechen  aus  den  Städten  2,7,  vom  Lande  5.3. 

Vei'brechen  wider  Leben  und  von  gemeiner  Gefahr  sind  auf  dem 
Lande  in  erheblich  grösserem  Umfange  zur  Bestrafung  gekommen. 

d.  Durchschnittliches  Strafmass. 

Das  durchschnittliche  Strafmass  in  den  Kreisen  bildet  folgende 
Reihen: 


1)  Mansf.  Gebirgskreis 

2)  Querfurt 

3)  Sangerhausen 

4)  Weissenfeis 

5)  Delitzsch     . 

6)  Naumburg  . 

7)  Torgau   .     . 

8)  Eckartsberga 

9)  Mansf.  Seekrei 

10)  Bitterfeld    . 

11)  Wittenberg 

12)  Halle.     .     . 

13)  Liebenwerda 

14)  Merseburg  . 


Städte. 

Land. 

Ordnungsnuinme 

— 

5 

— 

6,53 

13 

— 

5,50 

12 
3 
1 

2 

— 

2 

— 

o 

2 

4,09 

9 

3 

2,19 

7 

3 

8 

15 

3,80 

5 

10 

4,57 

10,37 

16 

6,55 

— 

— 

7 

2 

4 

7 

7,60 

14 
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Slddte.  Laml.       Ordnungsniimmfr. 

,  15)  Saalkreis 12, öO  2,1  ö  6 

16)  Schwcinitz 13,00  5  11 

17)  Zeitz 15  2,50  b 

Summa     81,02  60,1«" 

Die  schwersten  Verbrecheiiimen  sind  aus  den  Städten  hervor- 
gegangen, und  zwar  vom  Saal-,  Schweinitzer  und  Zeitzer  Kr(M.se,  während 
hier  das  platte  Land  eine  mittlere  Stelle  einnimmt.  Die  schwächste 
Hetheiligun;^  in  Stadt  und  Land  (ludet  sich  in  den  Kreisen  Weissen- 
t'els,  Delitzsch,  Naumburg  und  im  Mansfelder  Gebirgskreise,  in  (^uer- 
furt  und  Sangerhausen  nur  Seitens  der  Städte. 

e.  Eheliche  und  uneheliche  Geburt. 

Die  ausser  der  Ehe  gezeugten  Züchtlinge  betragen  23,7  «/o  in  den 
Städten,  vom  Lande  11,1.  Von  den  erstem  ist  der  Ueberschuss  im 
Vergleich  zu  andern  Strafanstalten  sehr  bedeutend. 

f.  Körperliche  Enlvvickelung. 

Ein  scrophulöser  Habitus  ist  bei  den  städtischen  Züchtlingen  an 
43,7,  vom  Lande  an  50%  wahrgenommen  worden. 

Sehr  gute  körperliche  Eutwickelung  bekunden  aus  den  Städten 
19,370,  vom  Lande  26,3; 

gute  aus  den  Städten  41,8,  vom  Lande  42,2; 

mittelmässige  aus  den  Städten  16,7,  vom  Lande  10,5; 

schlechte  aus  den  Städten  22,3,  vom  Lande  21,0  "/o- 

Man  wird  annehmen  dürfen,  dass  die  Ausbreitung  und  Grösse  der 
körperlichen  Mängel  ein  erhebliches  Moment  zur  Erzeugung  der  Ver- 
brechen abgegeben  haben. 

g.  Geistige  und  religiöse  Bildung. 

Unter  den  städtischen  Züchtlingen  wird  die  religiöse  Bildung  bei 
36,1  Vo  als  sehr  mangelhaft  angegeben,  unter  den  ländlichen  bei  18,4. 
Vermuthlich  hat  der  Berichterstatter  hier  unter  religiöser  Bildung  ein 
Mehreres  verstanden,  als  den  Besitz  von  lleligionskeuntnissen,  die  zur 
Einsegnung  berechtigen,  wie  dies  in  andern  Strafanstalten  der  Fall 
gewesen  ist. 

Sehr  gute  geistige  Bildung  ist  unter  den  städtischen  Züchtlingen 
bei  5,6  °/o  bemerkt,  vom  Lande  — ; 

gute  aus  den  Städten  22,4,  vom  Lande  15,8; 

mittelmässige  aus  den  Städten  52,8,  vom  Lande  68,4; 

schlechte  aus  den  Städten  19,2,  vom  Lande  15,8. 
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Auff.ällig  im  Gegensatze  der  übrigen  Strafanstalten  ist  die  weit 
verbreitete  Dürftigkeit  der  geistigen  Fähigkeiten  und  Bildung. 

h.  Morbilität  und  Mortalität. 

Da  die  reglementmässigen  vierteljährlichen  Krankenberichte  von 
der  Delitzscher  Anstalt  nicht  eingereicht  sind,  fehlt  es  im  Betreff  der 
Krankheitsfälle  und  der  Dauer  der  Krankheit  an  den  nöthigen  Unter- 
lagen. Die  Sterblichkeit  hat  im  fünfjährigen  Durchschnitt  3,33  7o  be- 
tragen (höchster  Satz  5,26  »/o  1864,  niedrigster  1,73  «/o  1862). 

i.  Disciplinarslrafen. 

Im  fünfjährigen  Durchschnitt  hat  die  Gesammtzahl  der  Strafen 
277,01  (höchster  Satz  361,27  1863,  niedrigster  222,00  1862)  und  7,1070 
Peitschenhiebe  (höchster  Satz  10,64  1863,  niedrigster  3,35  1865)  be- 
tragen. 

4)  Correctionsanstalt  zu  Zeitz. 

Die  Correctionsanstalt  ist  in  der  Moritzburg  im  Elsterthale  bei  Zeitz 
der  frühern  Residenz  der  Herzöge  von  Sachsen-Zeitz,  welche  von  1656 
ab  bis  1718  als  Nebenlinie  des  Albertinischen  Hauses  bestand,  die  aber 
wegen  Mangels  eines  berechtigten  Erben  vom  Kurhause  wieder  ein- 
gezogen wurde. 

Die  Anstalt  ist  eine  ständische,  während  die  Verwaltung  von  der 
Königlichen  Regierung  unter  Assistenz  einer  ständischen  Deputation 
geführt  wird. 

Die  Richtung  der  letztern  wird  wesentlich  durch  einen  ausgedehn- 
ten landwirthschaftlichen  Betrieb  bestimmt,  indem  die  Anstalt  eine  be- 
nachbarte fiscalische  Domäne  in  Pacht  genommen  hat. 

lieber  a.  Zahl ,  b.  Altersstufen  und  c.  Rückfälle  ist  schon  unter 
dem  Abschnitt  Vagabundenwesen  das  Nöthige  beigebracht. 

Die  nachstehenden  Notizen  sind  aus  den  Berichten  der  Anstalt 
über  das  Jahr  1864  und  aus  den  Regierungsacten  entnonnnen. 

d.  .\iten  der  Verbieclien. 

Unter  den  städtischen  Corrigendcn  sind  wegen  Landstreicherei 
63,4 Vo,  vom  Lande  90,5  bestraft; 

wegen  Betteins  aus  den  Städten  13,8,  vom  i^andc  7,9; 

wegen  Mangel  eines  Unterkommens  aus  den  Städten  20,8,  vom 
Lande  1,6; 

wegen  gewerbsmässiger  Hurerei  aus  den  Städten  4,0,  vom  Lande  — . 
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Der  Erziehungsanstalt  sind  aus  den  Städten  wc^en  Diebstahle  über- 
wiesen worden  50,!)  7o,  vom  Lande  40,0; 

wegen  LandstrcicJKM-ci  aus  den  Städteu  44,0,  vuni  Lande  20,7; 

wegen  gemeingefährlicher  Verbrechen  aus  den  Städten  :j,4,  vom 
Lande  33,3; 

wegen  Unzucht  aus  den  Städten  :;,4 ,  vom  Lande  — . 

Das  Land  zeichnet  sich  demnach  durch  den  grossen  Umfang  der 
Landstreicherei  unter  den  Corrigenden  und  der  gemeingefährlichen  Ver- 
brechen unter  den  Zöglingen  aus. 

c.  Elieliche  unrl  iincheliclic  Geburl. 

Unter  den  Corrigenden  sind  aus  den  Städten  11,8%  ausser  der 
Ehe  gezeugt,  12,7  vom  Lande; 

unter  den  Zöglingen  aus  den  Städten  22,0,  vom  Lande  46,6. 

Bemerkenswerth  ist  die  ausserordentlich  grosse  Zahl  der  unehe- 
lichen Zöglinge,  besonders  vom  Lande. 

f.   Körperliche  Entwickcluiig. 

Der  scrophulöse  Habitus  ist  unter  den  städtischen  Corrigenden  an 
15,8 Vo  bemerkt  worden,  vom  Lande  14,3. 

Von  sehr  guter  körperlicher  Entwickelung  sind  aus  den  Städten 
3,0  70  angegeben,  vom  Lande  — ; 

von  guter  aus  den  Städten  42,5,  von  Lande  52,8; 

von  niittelmässiger  aus  den  Städten  29,7,  vom  Lande  20,6; 

von  schlechter  aus  den  Städten  25,8,  vom  Lande  28,6. 

Unter  den  Zöglingen  aus  den  Städten  sind  scrophulös  10,2  "/o, 
vom  Lande  16,6. 

Sehr  gute  körperliche  Entwickelung  findet  sich  aus  den  Städten 
bei  1,6 Vo,  vom  Lande  — ; 

gute  aus  den  Städten  25,4,  vom  Lande  33,3, 

mittel  massige  aus  den  Städten  32,2.  vom  Laude  33,3; 

schlechte  aus  den  Städten  bei  40,8,  vom  Lande  33,3. 

Die  grosse  Zahl  der  Corrigenden  und  Zöglinge  von  schlechter 
Köiperbeschatfenheit  beruht  wesentlich  auf  den  gcsundheitszerstörenden 
Einflüssen  des  Vagabundcnthums  und  den  ungünstigen  Ernährungsver- 
iiältnissen  der  jugendlichen  Verbrecher. 

g.  Geialige  und  religiöse  Bildung. 

Die  religiöse  Bildung  wird  bei  Corrigenden  und  Zöglingen  als  ge- 
nügend angegeben,  insofern  sie  sämmtlicb  zur  Einsegnung  zugelassen 
worden  sind. 
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Die  geistige  Ausbildung  der  städtischen  Corrigenden  ist  als  sehr 
gut  bezeichnet  bei  2,9 7o,  vom  Lande  — ; 

gut  aus  den  Städten  bei  31,7,  vom  Lande  bei  42,8; 

mittel  massig  aus  den  Städten  bei  29,8,  vom  Lande  bei  20,6; 

schlecht  aus  den  Städten  bei  35,6,  vom  Lande  bei  36,6. 

Obwohl  sich  bei  dürftigem  Körper  nicht  gar  selten  eine  grössere 
geistige  Begabung  findet,  so  hängt  doch  der  weit  verbreitete  Mangel 
an  geistiger  Bildung  in  der  Regel  von  der  schlechten  Körperconsti- 
tution  ab. 

Unter  den  Zöglingen  hat  weder  unter  den  städtischen  noch  unter 
den  ländlichen  die  Censur  sehr  gut  vertheilt  werden  können; 

gut  aus  den  Städten  27,1  "/o,  vom  Lande  46,7; 

mittelmässig  aus  den  Städten  2.5,5,  vom  Lande  13,3; 

schlecht  aus  den  Städten  47,2,  vom  Lande  40,0. 

Die  obige  Bemerkung  trifft  auch  auf  die  Zöglinge  zu.  Man  wird 
übrigens  in  diesen  Vorgängen  die  Bestätigung  der  Erfahrung  zu  finden 
haben,  dass  nämlich,  wenn  in  der  Jugend  schlechte  Ernährung  eine 
Verkümmerung  der  Entwickelung  zu  Stande  gebracht  hat,  später  auch 
die  beste  und  reichlichste  Verpflegung  nicht  im  Stande  ist.  den  Schaden 
wieder  auszugleichen. 

h.  Morbilität  und  Mortalität. 

Im  dreijährigen  Durchschnitte  (1858,  1861  und  1864)  hat  die  Zahl 
der  Erkrankungen  60,32  7o  (höchster  Satz  73,44  1860,  niedrigster 
52,91  1864)  bei  einer  Krankheitsdauer  von  20  Tagen  betragen;  die 
Sterblichkeit  2,92  "/o  (höchster  Satz  3,77  1864,  niedrigster  1,87  1861). 

i.  Disciplinarstrafen. 

Die  Gesammtsumme  der  Strafen  ist  in  den  oben  gedachten  Jahren 
durchschnittlich  86,66  7o  (höchster  Satz  96,40  1860,  uiedrigster  81,52 
1864)  gewesen;  darunter  17,93  Latten  (höchster  Satz  21,23  1864, 
niedrigster  14,92  1858)  und  4,05  Peitschenhiebe  (höchster  Satz  5.15 
1858,  niedrigster  2,03  1861).  — 

Absclinitt  E.    Ziehkiiiderweseii. 

Die  Unterlagen  zu  dem  nachstehenden  Abschnitte  finden  sich  in 
den  statistischen  Personaltabellen.  Unter  Ziehkinder  begreifen  wir  hier 
die  Gesannntheit  der  ausser  der  Elie  erzeugten  Kinder,  gleichviel  ob 
sie  bei  Eremden  oder  A'erwandten  der  Mutter  in  Pflege  gegeben  sind. 
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Wenn  sich  aucli  bei  Verwandten  in  der  l{(!^el  eine  der  nati'irlichen 
l'llternlii.'lx'  nnlic  kommende  \'('i'\v;indt('nli(!l)e  betliilti'^t .  so  haben  di»; 
unehelichen  Kimh-r  (bxli  hier  di(,'M'll)('  Schädlichkeit,  wenn  auch  in 
Illinderem  (irjule.  als  bei  der  VerpHe^nin^f  durch  Fremde  zii  iiberstehen, 
nändich  unre;,felmässige  Abwartun.i,'  und  unpassende  Krnahrun^,'.  Ks  ist 
(lebrauch,  nach  der  Zahl  der  unehelichen  Kinder  die  Fröhnung  der 
wilden  (ieschlechtslust  zu  bemessen.  Der  Maassstab  ist  aber  mindestens 
iur  grössere,  besonders  (larnisonstädte,  nicht  richtig,  weil  sich  hier 
immer  Frauenzimmer  finden  werden,  welche  aus  der  Unzucht  ein  Ge- 
werbe machen  und  in  Folge  der  anhaltenden  Ueberreizung  der  Ge- 
schlechtsorgane erfahrungsmässig  vor  Schwangerschaft  einen  fast  sicheren 
Schutz  geniessen. 

Ausserdem  gewährt  die  Zahl  der  unehelicheu  Kinder  einen  ziem- 
lich sichern  Maassstab  für  die  geschlechtliche  Verwilderung  des  weib- 
lichen Geschlechts  des  Hauptträgers  der  bürgerlichen  Ordnung. 

1 )  Zahl  der  u n  c h c  1  i cii c n  Geburten  im  V  e r h  ä  1 1 n  i s s  zu  den 

ehelichen. 

Nach  dem  Durchschnitte  der  Jahre  von  1858  —  18G4  kamen  auf 
100  eheliche  Kinder  uneheliche: 

Städte.  Land.      Ordnungsnummer. 

1)  Mansf.  Gebirgskreis     .  6,38  6,32  1 

2)  Saalkreis 8,09  7,89  4 

3)  Mansf.  Seekreis  ...  8,11  6,60  2 

4)  Sangerhausen ....  9,38  6,85  3 

5)  Halle 9,70  —  — 

6)  Schweinitz 12,31  11,23  8 

7)  Eckartsberga  .     .     .     .  13,31  10.47  7 

8)  Naumburg 13,34  9,92  ü 

9)  Weissenfeis     ....  13,79  9,76  5 

10)  Querfurt 14,16  11,57  9 

11)  Zeitz 14,82  15,31  15 

12)  Bitterfeld 14,92  14,00  14 

13)  Delitzsch 15,00  13,75  13 

14)  Liebenwerda 15,11  13.60  12 

15)  Torgau 15,40  17,01  16 

16)  Merseburg 15,44  12,63  11 

17)  Wittenberg     ....  16,57  12,22  10 

Durchschnittlich     12.26  11,31  — 
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Trotz  der  viel  stärkeren  Versuchung  zu  geschlechtlicher  Vermischung 
auf  dem  Lande  bei  Gelegenheit  der  landwirthschaftlichen  Arbeiten  ist 
der  Procentsatz  der  unehelichen  Geburten  geringer,  vermuthlich  doch 
aus  demselben  Grunde,  welcher  den  ersten  fünf  Kreisen  die  geringe 
Zahl  des  wilden  Nachwuchses  verschafft  hat,  nämlich  wegen  grösserer 
Leichtigkeit  der  legalen  Befriedigung  durch  Abschluss  der  Ehe  im 
Arbeiterstande.  Im  Allgemeinen  harmonirt  die  Stadtreihe  mit  der  Land- 
reihe; nur  die  beiden  letzten  Kreise  der  Stadtreihe  nehmen  rücksichtlich 
des  Landes  eine  etwas  günstigere  Stelle  ein. 

2)    Verhältniss    der   Sterbefälle    im    ersten   Lebensjahre 
zwischen  den  ehelichen   und   unehelichen  Kindern. 

Im  siebenjährigen  Durchschnitt  sind  von  den  ehelichen  Kindern 
im  ersten  Jahre  gestorben : 

Städte.  Land.        Ordnungsnummer. 

1)  Mansf.  Gebirgskreis     .  16,09  13,41  1 

2)  Saalkreis 16,53  18,95  14 

3)  Wittenberg     ....  19,09  15,36  3 

4)  Schweinitz 19,20  14,97  2 

5)  Weisseufels     ....  19,32  18,48  13 

6)  Mansf.  Seekreis  .     .     .  19,32  17,09  11 

7)  Eckartsberga  ....  19,48  16,08  6 

8)  Zeitz 19,52  16,83  10 

9)  Querfurt 20,02  18,30  12 

10)  Merseburg 20,15  20,04  16 

11)  Bitterfeld 20,18  16,58  9 

12)  Sangerhausen.     .     .     .  20,48  15,69  4 

13)  Halle 20,69                —  — 

14)  Torgau 20,73  19,56  15 

15)  Liebenwerda  ....  21,24  15,74  5 

16)  Naumburg 22,80  16,44  8 

17)  Delitzsch 25,81  16,44  7 

Durchschnitt     22,90  19,78  — 

Dass  die  Sterblichkeit  unter  den  Landkindern  geringer  ist  als 
unter  den  Stadtkindern,  wird  darin  eine  genügende  Erklärung  finden, 
dass  den  ersteren  das  pabulum  vitae,  eine  gesunde  Luft,  reichlicher 
zugemessen  wird.  Worin  aber  die  zum  Theil  bedeutenden  l'nterschicde 
der  Sterblichkeit  in  den  verschiedenen  Kreisen  beruhen,  insbesondere 
wie  es  zugeht,  dass  die  Kreise  mit  der  höchsten  Sterblichkeit  in  den 
Städten  Liebenwerda,    Naumburg,   Delitzsch   in   den  Landkreisen   eine 
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sehr  inüssige  Sterblichkeit  aufweisen,  obwohl  i^iiidemiccn  sich  nicht  auf 
die  Städte  zu  beschriinken  pHegen;  darüber  lassen  sich  zur  Zeit  auch 
nicht  einmal  Vernuithun.L^en  aufstellen.  Ininierhin  werden  die  obigen 
Zahlen  als  die  Repräsentanten  der  Summe  der  auf  die  Kinderwelt  ein- 
wirkenden Schädlichkeiten  betrachtet  werden  müssen. 

Das  Mehr  der  Sterblichkeit  unter  den  unehelichen  Kindern  wird 
daher  auf  die  mit  dem  Ziehkinderwesen  verbundenen  besonderen  Schäd- 
lichkeiten fallen  müssen.  Vom  Hundert  der  unehelichen  Kinder  starben 
im  ersten  Lebensjahre: 


Städte. 

20,73 
20,90 
23,63 


1)  Sangerhausen   .     .     . 

2)  Mansf.  Gebirgskreis  . 

3)  Mansf.  Seekrcis     .     . 

4)  Schweinitz 24,54 

5)  Wittenberg 27,82 

6)  Eckartsberga    .     .     .     .  29,18 

7)  Saalkreis 29,81 

8)  Querfurt 32,35 

9)  Zeitz 33,06 

10)  Bitterfeld 34,39 

11)  Merseburg 37,29 

12)  Weissenfeis 38,13 

13)  Liebenwerda     ....  38,37 

14)  Delitzsch 38,58 

15)  Naumburg 40,33 

16)  Torgau 40,47 

17)  Halle 60,46  —  — 

In  den  Ueberschüssen  der  Sterblichkeit  unter  den  unehelichen 
Kindern  über  diejenigen  der  ehelichen  zeigen  sich  recht  bedeutende 
Verschiedenheiten  und  beträgt  jenes  an  Procenten  im  siebenjährigen 
Durchschnitt : 


Land. 
19,95 
23,71 
25,12 
22,20 
32,58 
29,14 
37,41 
31,78 
33,06 
32,87 
38,30 
26,60 
23,98 
33,40 
39,21 
33,03 


Ordnung.sniimiiier. 
l 


o 

2 

11 

13 

14 

7 

11 

9 

15 

6 

4 

12 

16 

10 


1)  Sangerhausen   .    . 

2)  Mansf.  Gebirgskreis 

3)  Schweinitz    .     .     . 

4)  Mansf.  Seekreis    . 

5)  Wittenberg  .     .     . 

6)  Eckartsberga    .     . 

7)  Querfurt  .... 

8)  Delitzsch      .     .     . 


Städte. 
0,25 

4,81 
5,34 
6,31 
8,73 
9,80 
12,33 
12.77 


Land. 

4,26 

10,30 

7,23 

8,03 

17,34 

10,06 

13,48 

16,66 


Ordnungsnummer. 

1 

7 

2 

3 
14 

6 
10 
13 
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Städte.  Land.      Ordnungsnummer. 

9)  Saalkreis 13,28  18,46  16 

10)  Bitterfeld 14,21  16,29  12 

11)  Zeitz 14,54  16,23  11 

12)  Lieben werda     .     .     .     .  17,13  8,24  5 

13)  Merseburg 17,14  18,26  15 

14)  Naumburg 17,53  12,77  8 

15)  Weissenfeis 18,81  8,12  4 

16)  Torgau 19,74  13,47  9 

17)  Halle 39,77  —  — 

In  der  ersten  Hälfte  der  Reihe  zeichnet  sich  der  Landkreis  Witten- 
berg durch  zahlreiche,  in  der  zweiten  Hälfte  Liebenwerda,  Weissen- 
fels  und  Torgau  verhältnissmässig  zu  den  Stadtkreisen  durch  geringe 
Sterblichkeit  aus. 

Von  den  ersten  vier  Kreisen  mit  einer  auffallend  geringen  Sterb- 
lichkeit der  unehelichen  Kinder  in  Stadt  und  Land ,  die  in  manchen 
Jahren  sogar  die  der  ehelichen  nicht  erreicht,  ist  wenigstens  rücksicht- 
lich der  ersten  drei  ein  wesentliches  Moment  bekannt,  dass  nämlich 
die  Kinder  mit  geringer  Ausnahme  bei  Verwandten  untergebracht  werden, 
die  in  Folge  der  gebirgigen  Beschaffenheit  des  Landes  in  der  Hegel 
im  Besitz  von  Ziegen  sind,  mit  deren  Milch  die  Kinder  ernährt  werden, 
eine  Bestätigung  der  ärztlichen  Erfahrung  im  Grossen,  dass  bei  dem 
künstlichen  Aufziehen  der  Kinder  die  Milch  von  Ziegen,  welche  beim 
Fressen  niemals  die  Massigkeit  überschreiten ,  viel  günstigere  Erfolge 
erzielt  werden,  als  mit  der  Milch  von  gefrässigen  Kühen,  zumal  während 
der  Kleefütterung,  welche  bei  den  Kindern  leicht  lebensgefährliche 
Durchfälle  erzeugt. 

Auch  vom  Liebenwerdaer  Landkreise  wird  berichtet,  dass  die 
Kinder  bei  Verwandten  untergebracht  zu  werden  pflegen. 

Bückblick. 

Die  Meinung,  dass  Noth  die  wahre  Quelle  der  Verbrechen  sei, 
ist  weit  verbreitet  und  wird  für  unumstösslich  gehalten,  weil  bei  ausser- 
ordentlicher Theuerung  der  Lebensmittel  die  Strafanstalten  sich  rasch 
zu  füllen  pflegen. 

Es  wird  nicht  ohne  Interesse  sein,  zu  untersuchen,  wie  weit  von 
den  hier  gemachten  Ermittelungen  jene  Meinung  unterstützt  wird. 

Im  zweiten  Abschnitt  1.  ist  erwähnt  worden,  dass  in  den»  ver- 
hältnissmässigen  Thouerungsjahr  1860  in  dem  Bezirke  des  Appellations- 
XV.  'ib 
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(irerichts  Naumburf^  die  Siunnien  der  Verbrecher  um  'VJl  den  sieben- 
jälirif^eij  Durchschnitt  überstiej^en  habe,  mit  der  IJemerkun^,  dass  in 
ein/einen  Kreis^^erichteii  andere  .lahrgänge  fruchtbarer  an  Verbrechen 
gewesen  sind.  Auch  beträgt  jenes  Mein-  der  Verbrechen  nni-  8.04  "/o 
der  Durchschnittssunime. 

lUicken  wir  ferner  auf  die  gewerblichen  Klassen,  welche  einen 
vorzugsweise  starken  ]}eitrag  zum  Diebstahl  und  Uetrug  —  um  diese 
beiden  Verbrecherarten  kann  es  sich  hier  nur  liandeln  —  stellen ,  so 
hnden  wir  ausser  dem  Arbeiterstande  nur  einigen  nicht  in  Lohn  und 
P.rod  stehenden  Gcwerksgchülfen  keine,  welche  der  Hegel  nach  nicht 
ihr  genügendes  Auskommen  haben,  oder  durch  Nahrungstheuerung  be- 
sonders empfindlich  getroffen  werden.  Man  wird  daher  zu  dem  Schlüsse 
kommen  müssen ,  dass  die  ausserordentliche  Theucrung  der  Nahrungs- 
mittel zwar  den  nächsten  Anreiz  zu  Verbrechen  gegen  das  Eigenthum 
abgeben,  dass  dieser  aber  wie  die  Theueruug  selbst  einen  Uebergang 
hat,  während  Gerichtsgefängnisse  und  Strafanstalten  Jahr  aus  Jahr  ein 
mit  Verbrechern  gefüllt  sind .  bei  denen  mindestens  in  der  grossen 
Mehrzahl  andere  Beweggründe  wirksam  gewesen  sein  müssen. 

Es  fragt  sich  nun,  ob  nicht  die  anhaltende  Knappheit  des  nöthig- 
sten  Unterhalts,  wie  sie  mit  der  Arnmth  verbunden  zu  sein  pflegt,  zum 
Diebstahle  vorzugsweise  anreizt? 

Die  Gewerbetabellen  weisen  nach,  dass  beim  einfachen  Diebstahle 
in  Stadt  und  Land  Armenhäusler  im  ganzen  licgicrungsbezirk  mit  IJ) 
Fällen  sich  durchschnittlich  betheiligt  haben:  beim  Diebstahl  im  Rück- 
fall aus  den  Städten  niit  0,5  und  vom  Lande  mit  1,5,  während  sie 
für  den  Diebstahl  im  wiederholten  Rückfalle  fehlen. 

Obwohl  die  Summe  der  Armenhäusler  nicht  bekannt  ist,  wird  mau 
doch  jene  Betheiligung  nicht  als  eine  auffallend  häufige  ansehen  dürfen. 

Ebensowenig  sind  Barbiere ,  Mühlknappen ,  -Knechte ,  Kutscher 
und  die  grosse  Zahl  von  Handwerksmeistern  und  deren  Gehülfen,  welche 
die  Masse  der  Verbrecher  bilden,  für  Personen  zu  halten,  denen  es 
an  auslänglichem  Unterhalt  fehlt,  vielmehr  wird  man  annehmen  müssen, 
dass  in  der  Eigenthümlichkeit  der  Berufsarten  Etwas  liege,  was  starke 
Versuchungen  herbeiführt,  oder  was  den  Verbrechen  entgegenwirkt. 

Es  wird  nicht  ohne  Intere.sse  sein,  zu  überblicken,  wie  sich  die 
Kreise  mit  zahlreichern  und  minder  zahlreichen  Armen  zum  Diebstahl 
verhalten  haben. 

Zu  den  ersteren  sind  unter  Mitberücksichtigung  der  wegen  Armuth 
von  der  Klasseusteuer  Befreiten  zu  zälilen :  in  der  Stadtreihe :  der  Mans- 
felder  Gebirgskreis .  Eckartsberga .  Delitzsch,  Torgau,  Wittenberg  und 
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Liebenwerda;  zu  den  letzteren  der  Saalkreis,  Mansfelder  Seekreis, 
Schweinitz,  Halle.  Merseburg  und  Bitterfeld.  Unter  den  ersteren  haben 
Eckartsberga  und  Liebenwerda  für  den  Diebstahl  eine  auffallend  günstige, 
unter  den  letzteren  der  Mansfelder  Seekreis,  Merseburg  und  Bitterfeld 
eine  ebenso  auffallend  ungünstige  Position. 

In  der  Landreihe  tritt  zur  ersten  Kategorie  noch  Schweinitz  hinzu, 
zur  zweiten  gehören  Weissenfeis,  Merseburg,  Sangerhausen.  Mansfelder 
Seekreis,  Querfurt.  Saalkreis  und  Naumburg. 

Unter  den  erstem  nehmen  Eckartsberga,  Delitzsch,  Liebenwerda 
und  Schweinitz  die  günstigsten  Stellen  gegen  den  Diebstahl  ein,  unter 
den  letzteren  Sangerhausen,  Mansfelder  Seekreis  und  Querfurt  die 
ungünstigsten. 

Die  Erfahrung,  dass  zuweilen  ganze  Familien  mit  allen  Gliedern 
zu  den  ständigen  Pfleglingen  der  Strafanstalten  gehören,  hat  man  wohl 
dahin  verallgemeinert,  dass  die  Mehrzahl  der  Sträflinge  durch  Ver- 
hängniss  in  eine  Lage  gekommen  sei.  in  welcher  Widerstand  gegen  die 
Versuchung  zum  Verbrechen  gar  nicht  habe  geleistet  werden  können 
—  eine  Auffassung,  welche  alle  Besserungsbestrebungen  zu  völlig 
bodenlosen  machen  würde. 

Dass  diese  Voraussetzung  für  den  einfachen  Diebstahl  keine  Geltung 
habe,  wird  durch  die  Thatsache  erwiesen,  dass  hier  nur  Vs  rückfällig 
wird,  während  Vs  ^i^  Verbrecherlaufbahu  wieder  verlässt.  —  Ferner 
figuriren  unter  den  Rückfälligen  eine  ganz  erhebliche  Zahl  von  Hand- 
werksmeistern und  Gehülfen ,  die  doch  schwerlich  Zutritt  zum  Hand- 
werk gefunden  haben  würden .  wenn  sie  Kinder  von  bestraften  Dieben 
gewesen  wären.  — 

Zu  grösserer  Sicherheit  ist  vom  Verfasser  bei  dem  Director  der 
Strafanstalt  zu  Halle,  v.  Rohr,  ndt  den  schwersten  und  hartnäckigsten 
Verbrechern  Nachfrage  gehalten  worden.  Auf  Grund  sorgfältiger  Er- 
mittelungen ist  der  Procentsatz  der  Züchtlinge,  welche  von  bestrafton 
Verbrechern  stammen,  auf  1,5  höchstens  2,0  abgeschätzt  worden. 

In  dem  Verhältniss  der  Armutli  zum  Zichkinderwcseu  harmoniren 
für  die  Städte  im  Allgemeinen  die  beiderseitigen  Reihen;  nur  Halle, 
Sangerhausen,  Naumburg  und  Delitzsch  zeichnen  sich  durch  ungewöhn- 
lich hohen  Procentsatz  der  Sterblichkeit  der  Kinder  im  ersten  Lebens- 
jahre aus,  während  Wittenbeig  und  Torgau  zahlreiche  uneheliche  (Je- 
burton ,  aber  nur  massige  oder  geringe  Sterblichkeit  der  Kinder  auf- 
weisen. 

Für  das  Land  stinnnen  die  Reihen  der  Arnuith  und  dos  Ziohkinder- 
wescns  viel  weniger. 
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l)urcli  luivorhältiii.ssiims.si^  ^^russe  /ulil  dci'  iiiielielicliL'H  (icbuilcii 
/oiclinen  sich  aus:  Mersebiuf,' ,  Zeitz,  Hitterfeld,  durch  ;,'C!ringe:  die; 
heiduu  Miinsfeldcr  Kreise,  Sangerhausen,  durch  l)edeutenden  (inilang 
der  Sterblichkeit  der  Kinder  im  ersten  Jahre:  Halle,  Merseburg  und 
Saaikrcis,  durch  geringe  der  Mansfelder  Gebirgskreis,  Schweinit/, 
Wittenberg,  Sangerhausen  und  Liebenwerda. 

Zum  Schlüsse  folgen  die  aus  den  Sunnnen  der  Ordimngsnummern 
der  Gesannntheit  der  Sucial-Krankiieiten  entstehenden  Keihen,  welclu; 
als  Kepräsentanten  des  socialen  Gesanuntbehndcns  gelten  werden. 

Für  das  Armeuwesen  ist  die  Liste  der  Steuerfreien ,  als  die  zu- 
verlässigste zu  Grunde  gelegt,  in  welche  die  Städte  Halle,  Naumburg 
1111(1  Zeitz  juich  Massgabe  ihrer  Almosenempfänger  eingefügt  sind. 

Städte.  Land.     Ordniingsnumincr. 

1)  Mansf.  Gebirgskreis    ...      87  100  2 

2)  Saalkreis 92  150  IH 

■S)  Weissenfeis 120  110  ?, 

4)  Delitzsch 123  121  0 

5)  Sangerhausen 123  128  7 

(J)  Liebenwerda 127  12'J  8 

1)  Schweinitz 128  113  4 

8)  Eckartsberga 135  148  12 

ü)  Mansf.  Seekreis     ....  147  130  10 

10)  Halle 150  —  — 

11)  Querfurt 1G9  119  5 

12)  Wittenberg 171  138  0 

13)  Bitterfeld .170  181  15 

14)  Merseburg 204  154  14 

15)  Torgau 205  213  16 

16)  Naumburg 214  Ol  1 

17)  Zeitz 224  140  11 

Eine  auffällig  ungünstigere  Stellung  hat  das  Land  im  Vergleich 
zu  den  Städten  im  Saalkreise,  in  Eckartsberga  und  Bitterfeld,  eine  ver- 
gleichungsweise  günstige  in  Schweinitz,  Quei'furt,  Naumburg  und  Zeitz. 
In  Stadt  und  Land  am  ungünstigsten  in  Merseburg  und  Torgau.  — 

(Fortsetzung   folgt.) 
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IX. 

Mapftalismus  uud  Sozialismus;  mit  besonderer  Rücksicht  auf 
Geschäfts-  und  Vermögensformen.  Vorträge  zur  Versöhnung  der  Gegen- 
sätze von  Lohnarbeit  und  Kapital.  Von  Dr.  .%.  E.  F.  Sciläffle.  Tü- 
bingen (Laupp)  1870.    gr.  8.     792  SS. 

Das  vorliegende  umfangreiche  Werk  enthalt  in  seinen  fünfzehn  äusser- 
lich  sehr  formlosen  Vorträgen  folgende  Untersurhnngsreihe :  Der  erste  Vor- 
trag soll  zur  vorläufigen  Orientirung  dienen  und  bezeichnet  im  Allgemeinen 
die  Art  der  Angrifle  auf  die  heutige  Vermögensordnung  und  der  Reform- 
vorschläge, welche  man  socialistische  zu  nennen  pflegt,  macht  die  Haupt- 
vertreter dieser  Ideen  unter  Anerkennung  ihrer  bedeutenden  Geistesgaben  und 
ihres  glaubensstarken  Eifers  namhaft,  und  weist  auf  die  Gewerkvereine  als 
wichtigste  Organisation  der  Sozialisten  hin.  Die  drei  folgenden  Vorträge 
sind  der  Erörterung  der  wirthschaftlichen  Grundbegrilfe  gewidmet:  Der  zweite 
beschäftigt  sich  mit  den  Definitionen  von  Gut,  Arbeit  (^menschliche  Lebens- 
kraft, verwendet  auf  die  Erlangung  von  Mitteln  zu  leben"),  Kapital.  Pro- 
duction,  Consumtion,  Wirthschaftlichkeit,  ohne  hierbei  über  den  privaf- 
wirthschaftliclien  Gesichtspunkt  hinauszugehen,  dessen  Festhaltung  alle  hierauf 
bezüglichen  Untersuchungen  für  die  Entwickelung  der  Volkswirthschaffslehre 
bisher  so  unwirksam  gelassen  hat.  Voll  bcachtenswerther  Gedanken  ist  da- 
gegen der  dritte  Vortrag,  der  von  Werth  und  Conjunctur  handelt.  Die 
Begriflsbestimniung  des  VVerthes  als:  i^die  Bedeuhing,  welche  der  Wirlh- 
schafter  dem  Gute  in  Rücksicht  auf  die  mit  der  Anschaffung  verbundene 
Unlust  und  Lebensaufopferung  und  in  Rücksicht  auf  die  mit  der  Verzehrunn 
verbundene  Lust  und  Lebenserhaltung  beilegt"  ist  zwar  volkswirthschaftlirh 
bedeutungslos  und  unbrauchbar,  —  denn  was  machen  wir  mit  dem  Gefiihls- 
leben  des  Einzelnen  in  der  Volksvvirthschaft !  —  sehr  belehrend  isl  aber, 
wie  Sciläffle  den  Satz  auszuführen  sucht,  dass  die  Aufgabe  der  N Olks- 
wirthschaft  in  der  Geltendmachung  des  niedrigsten  Kostenwerthes  und  des 
höchsten  Gebrauchswerthes  bestehe;  wie  sich  in  der  Volkswirtlischafl  das 
Streben  zeigt,  diese  Aufgabe  zu  erfüllen,  und  gerade  die  gegenwärtige  Volks- 
vvirthschaft dieser  Erfüllung  am  nächsten  gekommen  und  immer  näher  zu 
kommen  geeignet  sei.  Das  Erstere  hätten  wir  freilich  gern  etwas  näher 
motivirt  gesehen,  namentlich  im   Verhältniss   zum   Arbeitslohn,    der    auch    im 
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Kostenwertli  fvoii  ScIi.  prnklisch  rr:  AnsthafTungspreis  pesctzt)  bogrilTen  ii.t; 
iiiid  fiir  (las  Lclzterc  scheint  auch  der  Beweis  niclit  trau/,  tjeluiiiicn.  Schalfle 
l'ulgcrl  nämlich  so:  nÜvr  KiipituliMoJil,  dieser  Leil>-lern  des  Uiilerneliniens, 
ist  ja  abhiintrig:  erstens  von  der  grösstmüglichen  Kostenerspariinir  und  zwei- 
tens von  dem  höchstmöglichen  Absatzpreis;  er  besteht  in  der  üillerenz  hei- 
der. Da  nun  nur  bei  Erzeugung  der  begehrtesten,  der  uebrauchswerllieslen 
(iiiter  ein  hoher  Marktpreis  erzielt  werden  kann  (?),  so  erscheinen  die  Kapita- 
listen als  die  mit  ihrem  eigensten  Interesse  verantwortlich  «remacliteii  Oruane 
w  irksanister  Kostenerspaniiig  und  ri(  liligslcr  (iehrauchwertiisbcrechnuiif.  liier 
ist  nun  nicht  nur  Ahsatzj)reis  (rri  MarklpreisJ  ohne  NVeiteres  stall  (jcbrauclis- 
werth  gesetzt  (wie  Seh.  auch  ausdrücklich  zugiebtj,  sondern  auch  das  Umge- 
keiirte  von  dem  bewiesen,  was,  wie  es  scheint,  bewiesen  werden  soll,  indem 
das  heissen  würde:  dass  gerade  die  nützlichsten  Güter  zum  einseitigen  Vor- 
theil  der  Kapitalisten  am  tiieuersten  bezahlt  werden  müssen,  denn  !>trebrauchs- 
wcrthcsl"  muss  man  hier  mit  nützlicli  übersetzen ,  weil  kein  Sinn  heraus- 
kommen wurde,  wenn  man  nach  Anologie  von  Gebrauchswerth  :^  Absatz- 
preis rgebrauchswerthesl"  =::  zum  höchsten  Absatzpreis,  d.  h.  am  theuersten 
übersetzen  wollte.  Will  man  aber  aus  dem  Satz  nichts  weiter  herauslesen, 
als:  die  Kapitalisten  würden  durch  Eigeninteresse  gezwungen,  die  meisten 
Gebrauchswertbe  zu  produziren,  so  würde  man  wieder  über  den  Preis  nichts 
ausgesagt  haben,  und  dieser  ist  doch  für  die  Volkswirthschafl  das  Entscheidende. 
Gar  nicht  scheint  uns  aber  ein  zweites,  olTenbar  hierher  gehöriges  Moment  in 
Betracht  gezogen  zu  sein,  nämlich  der  Umstand,  dass  die  Gebrauchswerth- 
berechnung,  eigentlich  die  Beziehung  zwischen  Werth  und  Preis,  sehr  oft 
gestört  wird  durch  die  Speculation.  Diese  benutzt  nicht  nur  die  Preis- 
schwankungen, sondern  ruft  sie  auch  hervor  und  hat  ein  Interesse  nicht  an 
Ausgleichung,  sondern  Ungleichheit  der  Preise.  Dies  Element  der  Preisbildung 
muss  doch  in  seinen  Wirkungen  auf  die  Volkswirthschafl  auch  in  Betracht 
gezogen  werden,  namentlich  wenn  man  Gebrauchswerth  und  Absatzpreis  identi- 
fizirt  und  der  Preisbildung  dadurch  eine  doppelt  entscheidende  Wirkung  bei- 
legt. Was  Schäffle  über  die  «Conjunctur"  sagt,  geht  nicht  über  eine 
allgemeine  Wortumschreibung  hinaus.  Und  noch  einen  Punkt  vermissen  wir 
bei  der  Erörterung  des  Werths  und  der  Werthbildung,  nämlich  die  Bezie- 
hungen zwischen  Werth  und  Eigenthum,  Werthbildung  und  Eigenthumsrecht. 
Diese  Beziehung  ist  bisher  wohl  noch  nirgends  genügend  erörtert,  und  Kef. 
gesteht  gern  ein,  dass  auch  er  weit  entfernt  von  einer  klaren  Erkenntniss 
derselben  ist,  aber  um  so  mehr  erwartete  er,  gerade  hier  etwas  darüber  zu 
(inden  und  die  otfenbar  existirende  Begriffsketle  zwischen  Werth,  Kapital, 
Vermögen  und  Eigenthum  aufgedeckt  zu  sehen.  Dem  Vermögen  und  Eigen- 
thum ist  aber  von  Schäffle  ein  besonderer,  der  vierte  Vortrag  gewidmet, 
leider  können  wir  hier  nicht  unterlassen,  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass 
uns  jetzt  immer  störender  und  bereits  im  vollsten  Maasse  ausgebildet  die 
Schwäche  des  Buchs  entgegentritt,  welche  ihm  viel  aufmerksame  Leser  und 
unbefangene  Beurtheiler  rauben  wird,  nämlich  der  Mangel  an  geordnetem 
Gedankengauge  in  den  einzelnen  Untersuchungen.  Es  ist,  als  wenn  der 
Verf.  einen  Hauptgedanken  gleichsam  an  allen  Enden  gleichzeitig  zu  denken 
anlienge,  zugleich  von  Ungeduld  befallen  würde,  Nutzanwendungen  daraus 
zu   ziehen   und   auch   oft  nicht  im   Stande   wäre,   beiläufig   sich  Aufdrängendes 
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zurückzudrängen.  Weil  Ref.  dem  Buch  lebhafte  Sympathie  entgegenbrachte 
und  sich  beim  ersten  Durchblick  von  der  Bedeutung  des  Inhalts  überzeugt 
hatte,  hat  er  das  Buch  und  einzelne  Abschnitte  desselben  wieder  und  wieder 
gelesen;  vom  grossen  Publikum  kann  aber  der  Verf.  nicht  verlangen,  dass 
es  sich  die  vielen  guten  Gedanken  so  mühsam  zusammensucht,  ja  selbst  die 
mit  der  Grundstimmung  des  Buchs  übereinstimmenden  Fachmänner  werden 
durch  diese  Uebeistände,  zu  denen  noch  grosse  Weitschweifigkeit  in  Neben- 
dingen und  endlose  Reproduktionen  aus  früheren  Arbeiten  kommen,  vielfach 
abgeschreckt  werden,  und  über  Kritiken  wie  in  Mo.  616  und  618  Jahrg.  1870 
der  Nationalzeitung  und  ähnliche  darf  sich  der  Verf.  wahrhaftig  nicht 
wundern,  ja  er  kann  sie  von  dissentirenden  Parteien  kaum  besser  verlangen. 
Wo  er  sich  freilich  grober  Fehler  in  wichtigen  Sachen  schuldig  macht,  darf 
er  auch  von  kritisirenden  Verehrern  kein  Verschweigen  erwarten;  namentlich 
wenn  es  gilt,  Philosophen  und  Juristen  gegenüber  zu  constatiren,  dass  über 
Punkte,  wo  sich  deren  Wissenschaften  mit  der  unsrigen  berühren,  nicht  alle 
Nationalökonomen  mit  Schaff le  ein,  wie  es  uns  scheint,  falches  ['rtheil 
haben.  Schaffte  sucht  nämlich  in  diesem  vierten  Kapitel  auch  ein  national- 
ökonomisches Urtheil  über  die  gewöhnlichen  philosophischen  Begründungen 
des  Eigenthumsrechts  festzustellen.    Er  verwirft  die  früheren  Theorieen,  nämlich 

1)  die   Occupationstheorie,  weil  sie  sich  auf  eine  zufällige  Thatsache  stütze, 

2)  die  Theorieen  von  Hobbes  und  Montesquieu,  weil  der  ?i Wille  des 
Gesetzes  wandelbar"  sei,  3)  die  Theorie  des  Hugo  Grotius,  weil  der 
Vertrag  als  Eigenthumsgrund  nicht  nachweisbar  sei,  4)  die  von  vielen  National- 
ökonomen adoptirte  Ansicht  Locke's,  der  das  Eigenthum  auf  die  Arbeit 
stützen  will,  weil  diese,  wie  thatsächlich  leicht  nachzuweisen,  in  der  Wirklich- 
keit unzutrellend  sei,  und  setzt  dagegen  folgende  Erklärung:  -oüns  gilt  das 
Privateigenthum  für  durchaus  berechtigt  und  unerlässlich,  weil  und  in  so 
weit  es  für  eine  Menge  von  Produktionsaufgaben  die  wirksamste  Form  gemein- 
nütziger Verwaltung  äusserer  nationaler  Produktionsfonde  und  für  die  Masse 
der  Privatbefriedigungen  die  wirksamste  Form  des  Vermögens  an  Genuss- 
mittelu  ist"  ,  d.  h.  also  weiter  nichts  als  die  Rechtfertigung  des  Fligenthums 
aus  der  Zweckmässigkeit.  Nun  ist  ausser  Frage  Folgendes:  1)  die  Occupalions- 
und  die  V'ertragstheorie  reichen  nicht  einmal  hin,  um  die  Entstehung  des 
Eigenthums  zu  erklären,  geschweige  dessen  heutige  Verfassung  zu  begründen; 
2)  es  ist  ein  trauriges  Zeichen  für  die  bisherige  Art  der  nationalökonomischen 
Forschung,  wenn  sie  sich  dabei  beruhigt,  das  Eigenthum  auf  die  Arbeil  zu 
gründen,  denn  nicht  nur  kann  jedes  Kind  durch  Hinweis  auf  das  wirkliche 
Leben  diese  Behauptunü  entkräften,  sondern  die  Nationalökonomen,  welche 
ja  bei  l>eibe  nicht  jiSozialisleu"  sein  wollen,  wurden  arg  vor  ihrem  eigenen 
crassen  Socialismus  erschrecken,  wenn  sie  sich  die  Consequenzen  dieser  ihrer 
Ansicht  einigermassen  klar  machen  wollten.  Ebenso  klar  scheint  uns  aber, 
dass  Schäffle  bei  seiner  Deduktion  dreifach  u^cfehlt  hat:  1)  macht  er  sich 
nnd  Anderen  den  Unterschied  nicht  klar  zwischen  einer  Eigentliiimstheorie, 
welche  den  Ursprung  des  F^igenthums  erklären  will  und  einer  solchen,  die 
seine  gegenwärtige  Verfassung  a)  begrimden,  b)  roclitrerligen  will;  2)  ist 
der  Einwurf:  die  Zurückfuhrung  des  Eigenthums  auf  Gesetz  sei  nichtig,  weil 
das  Gesetz  wandelbar  sei,  kein  Einwurf.  Beruhen  nicht  alle  politischen  und 
sozialen  Einrichtungen  auf  dem  wandelbaren  Grunde  des  öfTentlicbeu  Willens 
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iiiid  ist  iiiclit  i^eradc  diidiircli  ilire  Vervullkomiiinuiigsraliigkeit  bedingt?  3j  »her 
ist  die  Zwocktiiiissit^Kcit  weder  eine  Krlil<iriiii(^  der  Kntsteimna  des  Kitrentliiinis 
(dazu  {^eliört  eine  TliutsaelicJ  noch  eint;  pliilosopliiMlie  IJet'ninduut:,  sondern 
nur  ein  praktisclier  (jesiilit8j)iinkl,  aus  dem  man  die  <(et,'en\varlige  Kit{enthums- 
verl'asnng  in  Krmangliing  einer  besseren  empfehlen  kann.  -  Der  fünfte 
Vortrag  bereitet  uns  unmittelbar  auf  das  Hauptlhema  des  Buchs:  Die  kritische 
Darslellunj;  der  sozialen  Keformtheorieen  und  die  .Nutzanwendung  aus  der- 
selben, vor.  Kr  beleuchtet  den  ßeirrilV  der  Volkswirthscbaft  und  stellt  deren 
heutige  Orgiiiiisalioii,  den  jiKapitalismus--,  als  die  nach  rein  wirtbschaftlichen 
.Motiven  geordnete  Verfassung  der  Volksgemeinschaft  dar.  Lorenz  Stein 
hat  diese  Verfassung  schon  mit  einem  sehr  trelfendcn  Ausdruck,  ^industrielle 
(jesellschaft"  genannt.  Diese  Verfassung  ist  es  ja,  gegen  die  sich  die  An- 
grin'e  der  Sozialisten  richten,  und  man  kann  nicht  leugnen,  dass  Schaffte 
die  Grundzüge  derselben  gedankenreich,   wenn   auch  nicht  klar  vorführt. 

Und  nach  diesen  Vorbereitungen  kommen  nun  die  zwei  Hauptabschnitte 
des  Buchs  iiberscbriehcn :  ^^Die  Gescbichtskritik  des  Kapitalismus  und  seine 
hauplsiiclilichen  wissenscbafllichen  Vertreter"  und  i-Ueiirtheilunff  der  überein- 
stimmenden Ilauptangrille  des  Sozialismus:  Vergleichung  der  wirthschaftlichen 
^  erbindungsformen ;  Die  Stellung  des  Kapitalismus",  woran  sich  dann  rHaupt- 
ergebnisse  und  Schlusswort"  knüpfen. 

Wie  objectiv  man  sich  auch  der  heuligen  Volkswirthscbaft  einerseits, 
den  sozialen  Keforn)lbeorieen  andrerseits  gegenüberzustellen  suchen  möge, 
so  kann  man  doch  an  die  Beurtheilung  beider  und  ihres  Verhältnisses  zu 
einander  nicht  herantreten,  wenn  man  nicht  eine  ganz  bestimmte  Stellung 
insofern  genommen  hat,  als  n)an  sich  über  folgende  zwei  Punkte  iranz  klar 
^ein  muss,  nämlich  1)  ist  die  jetzige  Organisation  der  Gesellschaft  in  ihrem 
Grundprincip  überhaupt  reformbedürftig,  d.  h.  giebt  es  überhaupt  eine  soziale 
Frage?  und  2)  —  falls  man  die  erste  Frage  bejaht  —  wo  liegt  die  Grund- 
bedingung der  Reform,  d.  h.  welches  ist  der  Inhalt  der  sozialen  Frage?  — 
Je  weniger  scharf  Schäffle  diese  Fragen  formulirt  und  beantwortet,  desto 
mehr  sieht  sich  der  Beurtheiler  seiner  )?föderalistischen"  l'ntersucliungen 
genüthigt,  dies  selbst  zu  tliun,  um  einen  festen  kritischen  Standpunkt  dem 
lose  geordneten  Gedankenstoff  gegenüber  zu  gewinnen.  Wir  glauben  daher, 
vorerst  jene  Punkte  ohne  Rücksicht  auf  Schäffle  in  aller  Kürze  erörtern 
zu  müssen,  um   dann  den   Inhalt  seiner  Erörterungen  dagegen   zu  halten. 

Welches  sind  die  maassgebenden  Charakterzüge  der  modernen  volkswirlh- 
schaftlichea  Gesellschaft?  Das  ist  die  Grundfrage,  aus  der  sich  dann  alles 
Uebrige  logisch  ergeben  muss.  —  Im  Gegensatz  zur  vorhergehenden  Periode, 
der  mittelalterlichen,  finden  wir  hier  nicht  mehr  eine  ständisch  gegliederte 
Gesellschaft,  sondern  Staaten  mit  starker  Zentralgewalt,  der  alle  Staals- 
mitglieder  als  Staatsbürger  gleichmässig  unterworfen  sind.  Verwirklichung 
der  Gleichheit  vor  dem  Gesetz  und  der  Freiheit  jedes  Einzelnen,  soweit  sie 
mit  der  Sicherheit  und  dem  ^^'ollI  des  Ganzen  verträglich  ist,  gilt  als  der 
ausgesprochene  Zweck  der  Staatsgcmeiiischaft.  Dieses  Streben  erstreckt  sich 
auch  auf  die  wirthschafllichen  Verhältnisse,  indem  einem  Jeden  die  Verwen- 
dung seiner  Arbeitskraft  und  seines  Vermögens,  soweit  er  dabei  nicht  mit 
Recht  und  Sitte  in  Collision  kommt,  völlig  frei  gegeben  sein  soll.  Bei  der 
Organisation  der  Volkswirthscbaft  kommen  also  nicht  mehr  politische  Herrschafts- 
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Verhältnisse,  sondern  nur  noch  rein  wirthschaftliche  Gesichtspunkte  in  Be- 
tracht. Es  handelt  sich  nur  noch  um  die  höchstmögliche  wirthschaftliche 
Verwerthung  von  Arbeit  und  Kapital,  die  nur  noch  durch  die  Rücksicht  auf 
das  eigene  Interesse  gebunden  ist.  Danach  entsteht  Theilung  der  Beschäfti- 
gungen, Anwendung  des  Kapitals,  Wiedervereinigung  der  Arbeitszweige, 
Alles  nur  nach  dem  Princip  der  niedrigsten  Kostenberechnung  und  der  höchsten 
Verwerthung  auf  dem  Markt  geordnet;  Selbstinteresse  und  Concurrenz  geben 
den  Sporn  zur  höchsten  Anspannung  aller  wirthschaftlichen  Kräfte,  und  die 
Ausdehnung  der  wirthschaftlichen  Thätigkeit  des  Volks  erscheint  nur  ein- 
geengt 1)  durch  den  Grad,  in  welchem  man  die  Naturkräfte  zu  benutzen 
gelernt  hat,  und  2)  durch  die  allgemeinen  Gesetze,  welche  zur  Aufrecht- 
erhaltung von  Ordnung  und  Sicherheit  vom  Staat  gegeben  sind.  Die  wirthschaft- 
lichen Kräfte  können  sich  also  ganz  frei  zu  einem  volkswirthschaftlichen 
Ganzen  verbinden,  zu  einer  Volkswirthschaft  entwickeln.  >un  beginnen 
aber  auch  die  wirthschaftlichen  Kräfte  ihren  Einfluss  auf  die  Zusammensetzung 
der  Gesellschaft  zu  äussern.  Zwar  sind  theoretisch  alle  Mitglieder  der  Volks- 
wirthschaft gleich  gestellt,  aber  die  Unterschiede  von  Besitz  und  .Nichtbesifz 
sind  geschichtlich  mit  in  die  neue  Periode  hiniibergenommen ;  es  ist  jedem 
erlaubt,  zu  arbeiten,  v*  o ,  wie  und  womit  er  will,  aber  die  Arbeit  braucht 
Stoff,  um  etwas  schallen  zu  können,  der  Stoff  unterliegt  aber  dem  Eigenthums- 
recht,  wie  es  sich  geschichtlich  gemacht  hat;  und  das  Eigenthum  wird  nur 
erworben  durch  bestimmte  Rechtsformen,  die  mit  der  Arbeit  an  sich  nichts 
zu  Ihun  haben.  Der  Arbeiter  wird  für  seine  Leistung  durch  den  Arbeitslohn 
ein-  für  allemal  abgefunden,  ohne  in  ein  näheres  Verhältniss  zum  Eigenthümer 
als  solchem  und  zu  dem  Productionsganzen,  an  dem  er  mitwirkte,  zu  treten. 
Somit  ordnet  sich  unter  dem  Regime  dieser  modernen  Volkswirthschaft  die 
Gesellschaft  nunmehr  unter  Beibehaltung  der  geschichtlich  begründeten  Eigen- 
thumsformen  nach  rein  wirthschaftlichen  Gesichtspunkten  in  die  zwei  grossen 
Hauptklassen  der  Besitzenden  und  Michtbesitzenden  mit  den  verschiedensten 
Abstufungen  und  Schattirungen ;  und  da  die  letzteren  auf  die  ersleren  ange- 
wiesen sind,  um  Existenzmittel  von  ihnen  zu  erlangen,  so  bildet  sich  ein 
wirthschaftliches  Abhängigkeitsverhältniss  zwischen  Besitzenden  und  iNichl- 
besitzenden,  das  aber  ein  rechtliches  Abhängigkeitsverhältniss  weder  zur 
Voraussetzung  noch  zur  Folge  hat.  Da  nun  die  volkswirthschaftliche  Gesell- 
schaft rein  von  wirthschaftlichen  Rücksichten  regirt  wird,  und  ein  Jeder  so 
billig  wie  möglich  zu  produziren  und  dem  anderen  Concurrenz  zu  machen 
sucht,  so  treten  zwei  Erscheinungen  besonders  schrolf  hervor :  1)  die  grossen 
Vermögen  wachsen  schneller  und  leichter  wie  die  kleinen,  und  zum  Theil 
auf  Kosten  derselben,  weil  sie  sowohl  billiger  |)roduziren,  als  auch  die 
Chancen  des  Gewinns  sich  durch  ihre  ausgedehntere  Herrschaft  über  wirlh- 
schaflliche  Kräfte  leichter  aneignen  können;  und  2)  die  Besitzlosen  sind 
nicht  nur  tiiatsächlicli  ebenso  \\\c  friihor  die  Benutzung  ihrer  Kräfte  an  die 
Eigenthümer  gegen  geringe  Entschädigung  zu  iiberlassen  genölhigt,  sondern 
sie  sind  unter  dem  System  der  Abfindung  durch  Arbeitslohn  ausserdem  in 
eine  unsichere  Lebenslage  gekommen;  und  dazu  kommt,  dass  ihre  faktische 
Abhäntrigkeit  mit  ihrer  rechtlichen  Freiheit  in  einem  gewissen  ^^  iderspruch 
steht.  —  Was  folgt  hieraus?  Offenbar,  dass  im  w  ii  Ihschaftliihen  leben  die 
Tendenz    zur    wachsenden  Ungleichheil    und  Unfreiheit    besteht,    wahrend   im 
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politischen  Leben  mun  ininicr  nii-lir  diis  l'nncip  der  (ilcii  lilirit  unil  Irr-iheit 
7,11  vcrwirkliclicri  strebt.  Ist  dies  ricbtijf,  so  bestebl  ein  \V  ider>.prncb  /.wischen 
•leni  wirlhscharilichen  und  dem  polilisclieii  Leben  den  Wirliungeii  nach,  ob- 
gleich dein  rechtlichen  Princip  nach  in  beiden  die.selhe  iendenz :  die  der 
Frcilieil  nnd  (ilcichlieit  berrschl,  und  zwar  ist  dieser  Widersprnch  ein  cij^eiithum- 
lit:hcr  des  niodernt'ii  Volkslebens,  der  in  früheren  Perioden  iiicbl  vorkommen 
konnte,  weil  damals  die  wirllischaflliclie  (Jesellschari  von  der  polilisthen  be- 
dingt lind  beherrscht  war.  Sobald  dieser  Widerspruch  znni  Bewnssisein 
kommt,  wird  aus  ihm  ein  Troblem ,  eine  Fraiie,  und  da  es  sich  um  einen 
j^esellschurilicheii   Widerspruch   handelt,   eine   soziale   Frage. 

Kine  Frage  kann  immer  mit  mehr  oder  weniger  guten  Gründen  bejaht 
oder  verneint  werden.  So  auch  die  soziale  Frage.  Verneinen  kann  man 
sie,  wenn  man  sagt  entweder:  die  jetzige  Organisation  der  (iesellschafi  ist 
die  beste  denkbare,  denn  sie  verwirklicht  die  Idee  der  Freiheit  und  etwaige 
einzelne  Uebelstände  sind  einzeln  zu  heilen:  oder:  die  Bedingungen  von 
(Jluck  und  Wohlstand  sind  zwar  in  dieser  Organisation  noch  nicht  verwirk- 
licht, dies  liegt  aber  nur  darin,  dass  das  l'rincip  der  Freiheit  und  der  freien 
Bewegung  aller  wirthschaftlichen  Kräfte  noch  nicht  vollständig  durchgefiihrl 
ist,  man  gehe  daher  auf  dem  begonnenen  Wege  bis  zu  Ende.  Ein  dritter 
Gesichtspunkt,  der  praktisch  durchschlagende  :  der  Widerw  ille  der  jetzt  bevor- 
zugten Klassen  gegen  eine  Aenderung  e.\istirt  wissenschaftlich  nicht.  Der 
erste  der  oben  angeführten  wissenschaftlichen  Gesichtspunkte  leugnet  den 
Fortschritt,  leugnet  die  geschichtlich  erwiesene  Vervollkommungsfahigkeil 
der  Gesellschaft;  es  scheint  ebenso  wie  das  zweite  widerlegt,  wenn  mau 
die  Formulirnng  der  sozialen  Frage,  wie  sie  vorhin  gegeben  wurde,  für 
richtig  halt.  In  diesem  Fall  bejaht  man  also  die  Frage,  nnd  erkennt  sie 
zugleich  als  lösiingsbedurftig  an.  Zugleich  scheint  aber  damit  auch  der 
Zweifel  über  das  allgemeine  Princip  der  Lösung,  wenn  auch  durchaus  nicht 
über  die  praktischen  Mittel  dazu,  abgeschnitten.  Es  handelt  sich  um  das 
Verhältniss  der  wirthschaftlichen  7ur  politischen  Gesellschaft,  welcher  Aus- 
druck und  Regelung  lindet  in  der  Rechtsverfassung.  Dieser,  als  eigentlichem 
Object  der  Reform,  ist  daher  eine  Richtung  zu  geben,  in  welcher  jener 
Widerspruch  gehoben  wird,  ohne  die  Vortheile  der  jetzigen  Organisation 
aufzugeben.  Beherrscher  der  Rechtsverfassung  ist  aber  der  Staat  und  dieser 
daher  das  Werkzeug  der  Lösung,  die  er  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung 
herbeizuführen   hat. 

Dies  ist  der  Standpunkt,  der  nach  iMeiiiung  des  Referenten  bei  Betrach- 
tung der  sozialen  Frai;e  eingenommen  werden  muss  und  von  dem  aus  alle 
theoretischen  und  praktischen  Reformversuche  auf  ihre  innere  Wahrheit  und 
auf  ihren  Werth  für  die  Lösung  der  Frage  zu  beurtheilen  sind.  Referent 
giebl  gern  zu,  dass  man  über  die  Formiilirung  der  Frage  verschiedener  An- 
sicht sein  kann,  aber  er  glaubt,  dass  sich  die  manniiTfachen  Erscheinungen, 
welche  uns  tji  der  Gestalt  von  :-sozialen  Fragen'-  entgegentreten  ,  auf  ein 
einfaches  Grundprincip ,  wie  hier  geschehen,  zurückführen  lassen  und  dass 
man  dieses  suchen  müsse,  ehe  man  in  die  Erörterung  über  soziale  Reformer 
und  Reformen  eintritt  in  der  Allgemeinheit,  wie  in  dem  vorliegenden  Buche 
von  Schäffle.     Und  nun  zurück  zu  diesem. 
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In  seiner  zweiten  Hauptabtheilung^,  dem  sechsten  bis  elften  Vortrag, 
durchmustert  er  alle  sozialpolitischen  Richtungen  und  Theorieen  von  den 
Gracchen  bis  Las  alle.  Im  sechsten  Vorlraü'  die  Grundzüge  der  antiken 
und  mittelalterlichen  Volkswirthschaft,  zum  sTössten  Theil  nach  Lasalle, 
aber  mit  unzutreffenden  Paralelien  antiker  und  moderner  Sozialisten,  die  ja 
doch  auf  ganz  verschiedenen  Grundlagen  standen!;  der  siebente  bespricht 
die  Theoretiker  der  modernen  industriellen  Gesellschaft:  die  Mercanlilisten 
als  55Altliberale",  die  Physiocraten  und  ihre  .Nachfolger  in  England,  ohne 
bedeutende  neue  Gesichtspunkte  aufzustellen.  iSur  ist  bemerkenswerth,  dass 
sich  Schäffle  hier  als  „Föderalisten"  zu  erkennen  giebt  und  auf  S.  160 
ein  vorläufiges  Glaubensbekenntniss  ablegt,  wonach  »der  Staat  als  Träger 
der  öffentlichen  Macht  des  Ganzen,  als  Organ  der  architectonischen  Idee  des 
Rechts  in  der  Gesellschaft  die  Bedingungen  der  verhältnissmässigen  Gesammt- 
entwicklung  Aller  geltend  zu  machen  hat",  ohne  Vernichtung  des  Kapitalismus, 
mit  Anwendung  theils  des  Staats  theils  der  rjiichtstaaflichen  sozialen  Organismen" 
für  soziale  Reformen.  Der  achte  und  neunte  Vortrag  ist  der  Darstellung  der 
speziell  so  genannten  „Communisten  und  Sozialisten"  gewidmet.  iNach 
L.  Stein 's  zwar  etwas  schwerfälliger,  aber  bei  näherer  Betrachtung  doch 
vorzüglich  scharfer  und  tiefblickender  genetischer  Entwicklung  der  französi- 
schen sozialreformatorischen  Ideen,  nach  B.  H  ildebrand's  und  MilTs  Kritik 
wird  man  hier  nichts  Neues  von  Bedeutung  linden.  Sismondi,  der  erste 
wissenschaftliche  Kritiker  der  industriellen  Gesellschaft,  Saint-Simon,  der 
Erste,  weicher  die  gesellschaftlichen  Gegensätze  zwischen  Kapital  und  Arbeil 
grossartig  erfasste.  L.  Blanc,  der  Vater  der  Sozialdemokratie,  sind  von 
Schäffle  keineswegs  an  den  Platz  und  in  das  Licht  gesetzt,  welches  sie 
verdienen:  die  einzelnen  Phasen  des  Sozialismus,  die  Bedeutung  der  eineinen 
Ideen  für  die  .letztzeit,  sind  nur  ungenügend  oder  gar  nicht  angedeutet. 
Wie  man  Fourier  den  iigeistig  bedeutendsten  unter  den  Sozialisten-  nennen 
kann,  will  Referent  nicht  einleuchten.  Des  zehnten  Vortrags  wegen  liat 
Schäffle  schon  einigen  beissenden  Spott  in  der  Literatur  (Breslauer  Zeitung: 
Neue  Freie  Presse  u.  s.  w.)  ertragen  müssen,  weil  man  meint,  dass  er  das 
alte  Blech  aus  Mario 's  »System  der  Weltökonomie"  lieber  hätte  im  Winkel 
liegen  lassen  sollen.  Referent  niuss  gestehen,  dass  er  sich  gefreut  hat,  die 
Gedanken  Mario  s,  deren  Darstellung  den  ganzen  10.  Vortrag  einnimmt, 
durch  Schäffle  so  ausführlich  kennen  zu  lernen,  dass  er  sich  der  Lectnre 
iM  a  r  I  0  '  s  auch  ferner  überhoben  halten  darf.  Einzelne  Gedanken  W  i  n  k  e  I - 
blech's,  wie  z.B.  über  die  Frauenfrage,  das  Recht  der  unehelichen  Kinder, 
sind  sehr  beachtenswerth  und  von  Schäffle  auch  mit  Recht  adoplirt ;  dieser 
.scheint  aber  das,  was  er  aus  -lunserm  deutschen  Föderalisten"  selbst  ge- 
lernt hat,  zu  überschätzen;  der  soziale  Ktiectizismus  (sit  venia  verbo)  ohne 
festes  Grund|)rincip  ist  nicht  erst  eine  Krlinduno;  Marlons;  er  fliegt  Jedem 
an,  der  über  soziale  Kragen  unbefangen,  aber  nicht  sehr  ^rundlich  nachdenkt ; 
ein  fruchtbarer  Standpunkt  ist  er  nur  scheinbar,  das  sehen  wir  auch  nii 
Schäffle's  Buch,  das  so  viel  Gutes  im  Einzelnen  enthält  und  uns  doch  im 
Ganzen  ohne  wesentliche  Förderung  der  Erkennlniss  der  Gesellschaffsorganisalion 
und  ihres  Enlwicklungsprincips  zurücklässl.  Der  elfte  NOrlrag  stellt  Marx 
und  Lasalle   dar,   wobei   wir  gern   die  Entwicklung  der  sozialdemokratischen 
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Ideen    durch    und    seil    I- u  s  a  1 1  e    in     Dcutsclilund     iiulicr     bcleuclitct     preschen 
hätten. 

Wenn  wir  nun  itn  den  oben  l)C>|iroclu;ncn  yonzen  Ahsclinill  den  Maas>- 
slab  anlegen,  wp.lclicn  wir  oben  (i^abcn,  so  fehlt  durchgänpifj  der  feste,  einheit- 
liche Gesichtspunkt  in  der  l)cirslel!un<r  und  Kritik  der  sf»zialen  Theoricen. 
die  ja  doch  nur  sind  ein  Forschen  nach  der  so/.ialen  Fra^je  und  die  man 
deshalh  nicht  fruchtbar  betrachten  kann,  wenn  die  ei(,'ene  Auflassung-  der 
so/.ialen  Frage  nicht  fcstj^estelll  ist.  Derselbe  Mangel  ist'>,  der  dem  dritten 
Hauptabschnitt  an7,uhafteu  scheint,  wo  nun  Scbäffle  in  den  let/.ten  vier 
Vorträgen  seine  Ansichten  über  die  Aufgaben  der  so/,ialen  Beform  an  der 
zusammenfassenden  Kritik  der  bisherigen  Vorschläge  zu  entwickeln  sucht. 
Dieser  Hauplabsclinilt  ist  höchst  beachtens-  und  lesenswerth,  besonders  wegen 
der  Untersuchungen  über  die  verschiedenen  Geschaftsformen  und  deren  Anwend- 
barkeit, worin  die  Gedanken  theils  wiederholt,  theils  weiter  ausgefiihrl  werden, 
welche  Scbäffle  in  dem  trelf lieben  .Aufsätze  über  -^tiie  Anwendbarkeit  der 
verschiedenen  llnternehmungsforuien"  im  .Jahrgang  ISfll)  der  Tübinger  Zeil- 
schrift entwickelt  bat.  Scbäffle  wendet  diese  Firörterungen  an,  um  fest- 
zustellen, wie  weit  die  Familie,  der  Staat,  die  Produktion  Cur  Rechnung 
kapitalistischer  und  fiir  Rechnung  genossenschaftlicher  l'nternehmer  in  der 
(lesellschafl  berechtigt  sind  und  eine  Stelle  linden  k()nnen.  \N  ir  hülfen,  dass 
Schäffle  Zeit  finden  wird,  gerade  diese  mit  Glück  begonnenen  Untersuchungen 
weiter  zu  fuhren;  hier  hnden  wir  dieselben  noch  durchaus  nicht  abgeschlossen, 
durch  vielfache  Excurse  gestört,  und  zudem  nicht  festgehalten  den  Gesichts- 
punkt, welcher  nach  dem  oben  Gesagten  uns  als  der  principale  erscheinen 
muss,  nämlich:  welche  Recblsformen  müsste  der  Staat  schalfen,  um  durch 
die  Anw  endung  der  verschiedenen  Geschäftsformen  auf  die  Lösung  der  sozialen 
Frage  zu  wirken?  Dieses  Problem  befriedigend  zu  lösen,  war  für  Scbäffle 
nicht  möglich,  1)  weil,  wie  gesagt,  die  Unlersuchung  der  Geschaftsformen 
selbst  noch  nicht  abgeschlossen  erscheint  und  2)  weil  —  und  diese  nolh- 
w  endigste  Erörterung  finden  wir  endlich  im  letzten  Vortrage  —  das  Verhält- 
niss  des  Staats  zur  sozialen  Frage  von  Schäffle  viel  zu  unbestimmt  gefasst 
ist,  als  dass  fruchtbare  Gedanken  daraus  entstehen  könnten.  Wir  haben  in 
dem  ganzen  Buche  vergeblich  nach  einer  scharfen  Formulirung  der  sozialen 
Frage  gesucht,  nur  einzelne  Symptome  derselben,  einzelne  soziale  Fragen 
sind  als  Zielpunkte  von  nef(»rmbes!rebungen  hingestellt  und  so  kommt  denn 
Schäffle  auch  zu  keinem  andern  als  dem  ganz  allgemeinen  Ergebnisse: 
dass  die  Staatsgewalt  und  der  ^Voluntarismus"  zusammenwirken  müssen, 
um  den  allgemein  empfundenen  sozialen  oder  w  irthscbaftlicheu  (den  Unter- 
schied lässt  Schäffle  nicht  genau  erkennen)  Uebelständen  abzuhelfen.  — 
Dass  uns  nach  Alledem  auch  die  im  »Hauptergebnis»  und  Schlussw  ort"  zusammen- 
gefasslen  Vorschläge  Scbäffle 's,  welche  wir  dort  nachzulesen  bitten,  nicht 
i)efriedigen  können,  ist  selbstverständlich.  Ebenso  wie  wir  in  dem  ganzen 
Buche  durch  viele  vorzügliche  Einzelerörterungen  erfreut  wurden,  so  stimmen 
wir  auch  hier  mit  Einzelnem  überein,  aber  das  Alles  rechtfertigende  einheit- 
liche Grundprincip  fehlt  uns.  Der  Eclectizismus  oder  Föderalismus,  wie 
ihn  Schäffle  nennt,  ermangelt  der  principiellen  Begründung  und  kann  uns 
als  wissenschaftlicher  Standpunkt   nicht   gelten. 
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Scliäffle's  Buch  ist  seinem  äusseren  und  inneren  Charakter  nach  sehr 
danach  angethan,  leichtliin  gelobt  oder  leichthin  getadelt  zu  werden;  Viele 
werden  je  nach  allgemeiner  Sympathie  oder  Antipathie  darüber  ein  Ur- 
tlieii  fertig  machen,  und  Wenige  es  gründlich  lesen.  Die  äussere  Form 
macht  es  unverdaulich  und  der  Mangel  eines  ordnenden  Princips  wird  es 
wirkungslos  lassen.  Beachtenswerth  ist  das  Werk  aber  schon  deshalb,  weil 
es  die  erste  umfassende  Bearbeitung  der  v;SOzialen  Frage"  von  Seiten  der, 
so  zu  sagen,  zünftigen  deutschen  Nalionalökononmie  ist;  denn  Hildebrand's 
jiNationalökonomie  der  Gegenwart  und  Zukunft"  ist  leider  unvollendet  hei 
der  Kritik  der  Theorieen  der  Vergangenheit  stehen  geblieben;  beachtenswerth 
ist  das  Buch  ferner  deshalb,  weil  es  zeigt,  wie  wenig  die  Nationalökonomie 
mit  allen  ihren  Hilfsmitteln  und  durch  ihre  bedeutendsten  Vertreter  bis  jetzt 
im  Stande  ist,  die  Grundprobleme  der  Gesellschaft  zu  lösen,  wie  viel  ihr 
noch  fehlt,  um  eine  wahre  Gesellschaftswissenschaft  auf  juristischer  und 
philosophischer  Grundlage  zu  werden  ;  und  beachtenswerth  ist  das  Buch  end- 
lich wegen  der  vielen  gehaltreichen  und  anregenden  Einzelerörterungen,  die 
es  bietet,  welche  wir  aber  in  diesem  ohnehin  schon  ausgedehnten  Referat 
hervorzuheben  unterlassen  mussten.  —  Am  Schlüsse  unseres  Referats  drängt 
sich  uns  die  Betrachtung  auf,  dass  es  den  Einen  zu  wenig  absprechend  er- 
scheinen wird,  wenn  wir  uns  die  vielen  schlechthin  verurtheilenden  Kritiken 
vergegenwärtigen,  welche  namentlich  seit  des  Verfassers  Ernennung  zum 
öslereichischen  Handelsminister  über  das  Buch  erschienen  sind,  und  dass  es 
bei  Anderen  für  zu  absprechend  gelten  wird,  weil  unter  den  Fachgenossen 
dem  Autor  und  dem  Buche  viele  Sympathieen  entgegengetragen  worden 
sind.  Dass  dies  auch  von  unsrer  Seite  geschehen  ist,  haben  wir  bereits 
versichert:  dass  das  Referat  nicht  ohne  gewissenhaftes  Studium  des  Buchs 
geschrieben  ist,  wird  aus  ihm  selbst  hervorgehen;  und  dass  der  Referent, 
ohne  die  soziale  Frage  selbst  gelöst  zu  haben,  eine  Kritik  unternommen  hat, 
wird  ihm  verziehen  werden,  denn  wenn  dies  Erforderniss  wäre,  so  würde 
sich  noch  unberechenbare  Zeit  hindurch  Niemand  an  die  Kritik  des  Buchs 
wagen  dürfen.  Dr.   H.   v.   Scheel. 


X. 

Die  Arbeit,  ihre  unberechtigten  Ansprüche  und  ihre  berechtig- 
ten Forderungen,  ihre  wirkliche  Gegenwart  und  ihre  mögliche 
Zukunft  v(in  Will  in  in  Thomas  Thoriitoii,  aus  dem  Englischen 
übertragen,  sowie  ilurrh  Anmerkungen  erläutert  und  veiniehrl  von  Pr.  Iliig^e 
^^elirainm.     Leipzig  1870. 

Der  Arbeitslohn  wird,  lautet  die  gewöhnliche  Erklärung,  durch  das 
Verhältniss  von  Angebot  und  Machfrage  beslimnit;  er  kann  nur  dann  steigen, 
wenn  das  Angebot  ab-  oder  die  Nachfrage  nach  Arbeit  zugenommen  hat. 
Jedes  Mittel  zur  Besserung  der  I-age  der  Arbeiter  bleibt  ohne  Erfolg,  wenn 
dadurch  das  oben  genannte  Verhältniss  nicht  geändert  wird.  Die  Genossen- 
schaften sind  daher  nicht  im  Stande,  den  Arbeitslohn  zu  erhöhen;  sollte  es 
aber  den  Arbeitern  gelingen,    einen    höheren   Lohn  zu  erpressen,    so  können 


398  I.  i  l  U  r  11 1  u  r. 

«Jocli    die    eriirigeiien    Vorllu'ilc    nicht    von    l)au(!r  sein;    (la.i   d«'n    Aibeilslotin 
belierrscliende   ,Nalurgest!l'i   wird  bclir  buld    wieder   /.ur  ficilung   kommen. 

Will  iiiiin  l)e\vcisen,  dass  die,  (jcMiosseiiscliafteii  der  Arl)eiter  ilinen  von 
INul^eii  sein  können,  so  muss  man  /.eitlen,  das.s  die  seit  A.  S  m  i  l  li  sehr 
verbreitete  Lehre  der  Abhängigkeil  des  ArbeilsIohne>  von  Angebot  und  iNach- 
frage   nicht   die   riclitige   sei. 

Diese  Aufgabe  stellt  sich  Thornlon  in  seinem  oben  genannten  Werke. 
.Naciidem  im  ersten  Buche  einleitungsvveisc  die  herrschende  Un/iulriedenheit 
der  Arbeiter-Classen  erörtert  ist,  wird  im  ersten  (Kapitel  des  II.  Buches  der 
Kintluss   von   Angebot  und   Nachfrage  auf  den  Arbeitslohn   untersucht. 

,\icht  nur  der  Arbeitslohn ,  sondern  überhaupt  der  Preis  jeder  \\  aare 
Süll  durch  die  Gleichsetzunii  der  auf  dem  Markte  angeboteneu  mit  der  auf 
demselben  begehrten  Menge  dieser  Waare  bestimmt  werden.  Thornton 
lührt  aber  Beispiele  an,  aus  welchen  hervorgehl,  dass  der  l'reis  verschit;den 
sein  kann,  wenn  auch  die  Menge  der  mit  einander  eingetauschten  Waaren 
auf  dem  Markte  dieselbe  ist.  So  kann  bei  einer  Auction  für  dieselbe  Waare 
ein  verschiedener  Preis  bezahlt  werden,  jenachdem  der  Verkauf  so  vor  sieb 
neht,  dass  der  Verkäufer  einen  höhern  Preis  setzt,  als  er  zu  erhalten  gedenkt, 
und  dann  stufenweise  seine  Bedingungen  herabsetzt,  bis  er  einen  Käufer 
lindet,  oder  die  gewöhnliche  Auction  in  plus  wählt.  Diese  beiden  Arten 
von  Auctionen  kommen  unter  dem  Xamen  der  holländischen  und  der  engli- 
schen Auction  zur  Anwendung  beim  Verkauf  von  Fischen  in  den  Häfen  Eng- 
lands. Im  ersterea  Falle  wird  der,  welcher  die  Waare  zu  besitzen  wünscht, 
einen  nach  seiner  Meinung  angemessenen  Preis  anbieten,  während  er  viel- 
leicht in  der  Auction  der  letzteren  Art  auch  beim  Anbieten  eines  niedrigeren 
Preises  keine  Milbewerber  gehabt  und  die  VN  aare  fiir  diesen  Preis  gekauft 
hätte.  —  Die  Waaren  werden  ferner  nicht  ohne  Vorbehalt  zum  Verkauf 
ausgeboten,  man  kann  also  nicht  sagen,  dass  sich  Angebot  und  Nachfrage 
in's  Gleichgewicht  setzen  müssen.  Das  Angebot  übersteigt  immer  bei  Weitem 
die  Nachfrage.  Die  Verkäufer  sind  in  den  meisten  Fällen  nicht  gezwungen, 
ihren  Vorrath,  den  sie  allerdings  verkaufen  wollen,  auf  ein  Mal  abzusetzen.  — 
Der  Vorrath,  den  jemand  hat,  wird  meistentheils  in  Partieen  zu  verschiedenen 
Zeiten  und  Preisen  verkauft.  Der  Waarenbesitzer  überzeugt  sich  erst  mit  der 
Zeit,  zu  welchem  Preise  er  verkaufen  muss,  um  am  besten  dabei  wegzukommen  : 
er  wird  also  vorher  einen  grossen  Theil  der  Waaren  zu  dem  nicht  wirklich 
durch  die  Verhältnisse  des  Marktes  gebotenen  Preise  verkauft  haben;  sollte 
der  Preis  durch  das  Verhältniss  des  Angebots  zur  Nachfrage  bestimmt  werden, 
so   würden   doch  nur  wenig  Waaren   zu   diesem   Preise   verkauft  werden. 

Angehot  und  Nachfrage  bestimmen  den  Preis  nicht,  wodurch  wird  er 
also  bestimmt?  lautet  die  weitere  Frage,  die  Thornton  aufwirff.  Der  ße- 
stimmungsgrund  wird  in  der  Concurrenz  gefunden.  Diese  wird  zwar  durch 
Angebot  und"  Nachfrage  regulirt,  nicht  aber  durch  Angebot  und  Nachfrage, 
wie  sie  in  einem  gewissen  Augenblicke  wirklich  stattfinden,  sondern  auch, 
wie  sie  voraussichtlich  sich  gestalten  we'rden :  der  Preis  wird  also  von  der 
subjectiven  Ansicht  abhängen,  welche  sich  die  Verkäufer  über  die  Chancen 
des  Marktes  bilden.  Er  ist  ein  Product  psychologischer  Processe.  In  dieser 
Erklärung  wird   die   naturgesetzliche   Nothwendigkeit  geleugnet,    mit    welcher 
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sich  nach  A.  Smith  der  Preis  hesttmmt.  Die  Ansichten,  welche  sich  die 
einzelnen  Verkäufer  von  der  Zukunft  bilden,  hängen  von  ihrer  Erfahrung" 
und  Klugheit  ab,  ihre  individuelle  Lage  bleibt  nicbt  ohne  Einfluss  auf  diese 
Berechnungen;  bei  demsell)en  Zustande  und  denselben  Aussichten  des  Marktes 
kann  also  der  Preis  sehr  verschieden  sein.  Das  vermeintliche  Aaturgesetz. 
welches  bei  der  Bestimmung  des  Arbeitslohnes  walten  soll,  wird  deshalb 
von  Thornton  auch  verworfen.  Der  Preis  der  Arbeit,  d,  li.  der  Arbeits- 
lohn hängt  ebenfalls  nur  von  der  Concurrenz  ab.  Die  Verkäufer  der  Arbeit 
sind  aber  in  diesem  Falle  in  schlechterer  Lage  als  die  Käufer,  weil  sie  den 
Verkauf  ihrer  Arbeitskraft  nicht  aufschieben  können.  Nicht  sie  also,  sondern 
die  Käufer,  d.  h.  die  Arbeitgeber  sind  die  Herren  der  Lage,  ihre  Concurrenz 
bestimmt  den  Arbeitslohn.      Diesem  Uebelstande   helfen   die  Gewerkvereine  ab. 

Alles,  was  Thornton  zur  Bekämpfung  der  von  A.  S  m  i  th  aufgestellten 
und  in  neuerer  Zeit  besonders  von  J.  St.  Mill  vertheidigten  Lehre  vom 
Preise  sagt,  halten  wir  für  ganz  richtig.  Wenn  die  Herrschaft  der  Natur- 
gesetze im  wirthschaftlichen  Leben  der  Nationen  in  der  deutschen  Literatur 
schon  früher  geleugnet  wurde,  so  hat  doch  Thornton  das  Verdienst,  der 
erste  Vertreter  dieser  Richtung   in   England   zu  sein. 

Auch  für  den  aber,  welchem  die  Resultate,  zu  denen  Th.  kommt,  nicht 
fremd  waren,  sind  seine  Untersuchungen  von  grossem  Interesse.  Der  Weg, 
welcher  ihn  zur  Verwerfung  der  Lehre  A.  Smith"s  vom  Preise  führt,  ist 
der  der  Beobachtung  einzelner  practisclier  Fälle.  Er  lindet,  dass  viele  von 
denselben  der  in  der  Smith'schen  Schule  angenommenen  Theorie  wider- 
sprechen; deshalb  erklärt  er  die  Theorie  selbst  für  falsch.  Es  ist  die  Wider- 
legung durch  Induction,  welche  er  anwendet.  In  der  deutschen  Literatur 
wurde  die  Unhaltbarkeit  der  Smith' sehen  Lehre  vom  Preise  von  Hildebrand 
aus  der  menschlichen  Natur  deducirt.  Die  auf  einem  ganz  andern  Wege 
geführte  Untersuchung  Thornton 's  ist  also  eine  sehr  wichtige  Bestätigung 
des  vom  Ersteren  ausgesprochenen  Satzes'),  dass  i^die  ganze  Hypothese  von 
nationalökonomischen,  auf  den  menschlichen  Egoismus  gegründeten  Natur- 
gesetzen, wie  sie  in  der  S  m  i  th '  sehen  Schule  gelehrt  werden,  nicht  aufrecht 
erhalten  werden  kann". 

Wenn  wir  im  Punkte  der  Verwerfung  der  gewöhnlichen  Theorie  des 
Preises  mit  Thornton  vollkommen  übereinstimmen,  so  können  wir  aber 
seine  eigne  Auffassung  der  Bedingungen  des  Preises  nicht  für  ebenso  richtig 
halten.  Den  einzigen  Bestimmnngsgrund  des  letzteren  und  dem  zufolge  auch 
des  Arbeitslohnes  sieht  er  in  der  durch  den  Egoismus  geleiteten  Concurrenz. 
Ebenso  wenig  aber,  als  man  die  Handlungen  des  Menschen  überhaupt  aus- 
schliesslich auf  Egoismus  zurückführen  kann,  ist  man  im  Stande,  seine  wirth- 
schaftlicbe  Thätigkeit  allein  aus  diesem  Princip  zu  erklären.  Nach  Thornton 
müsste  der  Preis  derselbe  sein,  wenn  der  augenblickliche  und  der  voraus- 
sichtliche Znstand  des  Marktes,  die  Ansicb.ten ,  welche  sich  die  Einzelnen 
darüber  bilden,  so  wie  ilire  materielle  Lage  dieselbe  wären.  An  einem  von 
Thornton  selbst  angeführten  Beispiele  lässl  sich  aber  zeigen,  dass  dies  nicht 
richtig  ist.      Er   sagt  (S.  137),  dass,  wenn   MatrostMi   in   einem    Rettungsboote 

1)  S.  diese  Jahrbüclier  Bd.  i  S.  '25  ff. 
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auf  eine  gcslrandolc  Barke  stosscn,  sie  das  heclil  liaheii,  sich  die  HalfU-  des 
Werlhes  der  Ladiiiijj^  aiis/.iihcdiiigen ,  ehe  sie  sich  da/ji  verstehen,  sie  /.ii 
hei'fren  oder  die  schiiri)rüchi}(e  Hemanniiiiv  in  Sicherlieit  /.u  hringen.  In 
<-ineni  civilisirten  Lande  werden  sich  wohi  seiir  wenige  linden,  die  \on  diesem 
MfM'lile  einen  (lehraiich  maclien  würden.  Die  Verschiedenheit  des  Preises  iu 
diesem  Falle  i'iir  den  jjeUiislelen  Dienst  wird  sich  nicht  durch  die  von  Th. 
an}>egebenen  Ursachen  erklären  lassen.  Die  Hildnng  und  sittlichen  (irund- 
sät/,e  des  Kin/.elnen  werden  hier  den  Ausschlag  j^x-hen.  Dasselbe  i>e>chielil 
aber  in  jedem  einzelnen  Falle  und  z.eigl  sich  am  klarsten  beim  Arbeitslohn. 
Die  politischen  Institutionen  und  die  öilentliche  Moral  der  Nation  werden 
immer  einen  grossen  Kinlluss  auf  die  Höhe  des  Arbeitslohnes  ausüben,  .le 
mehr  die  individuelle  Frtüheit  und  die  menschliche  Würde  im  Staate  zur 
Anerkcüiiiung  kommt,  desto  mehr  Scibstbew  usslsein  iiat  auch  jeder  Arbeiter, 
desto  hoher  ist  seine  sociale  Stellung,  desto  höher  der  Preis,  der  für  seine 
Arbeitsleistungen  gezahlt  wird.  Deshalb  steht  in  freien  Staaten  wie  in  der 
amerikanischen  Union  und  in  der  Schweiz  der  Preis  der  gemeinen  Tage- 
arbeit hoch,  in  absolutistischen  und  Polizeistaaten  niedrig.  Der  Egoismus 
des  Einzelnen  spielt  allerdings  bei  der  Schätzung  der  Arbeit  auch  in  freien 
Staaten  eine  bedeutende  Rolle,  aber  man  kann  ihn  nirgends  als  den  einzii^en 
Bestimmungsgrund  auffassen.  —  Dieselbe  Einseitigkeit  zeigt  sich  auch  in 
der  Behauptung  Thornton's,  dass  jeder  Arbeitslohn  gerecht  sei;  dem 
Arbeiter  steht  nichts  weiter  zu,  als  das  Hecht  auf  die  Unverletzlichkeit  der 
Person  und  des  Eigenthums,  sowie  auf  die  gewissenhafte  Erfüllung  der  mit 
ihm  eingegangenen  Conlracte  (Bch.  11.  Cap.  2).  Der  Uebersetzer  des  be- 
sprochenen Werkes  hat  schon  darauf  aufmerksam  gemacht,  wie  hier  die  recht- 
liche und  sittliche  Sphäre  vollständig  vermengt  sind.  Wäre  der  Egoismus 
das  einzige  Motiv  der  menschlichen  Handlungen  und  herrschten  demzufolge 
Naturgesetze  im  wirthschaftlichen  Leben,  so  hätte  der  Arbeiter  allerdings 
kein  Recht,  weitere  Ansprüche  zu  erheben.  Sein  Recht  ginge  nur  so  weit 
wie  seine  Macht,  und  die  Unterdrückung  oder  Vernichtung  des  Schwächeren 
durch  den   Stärkeren   wäre  eben   Naturgesetz. 

Die  Rechtmässigkeit  des  Kapitalgewinns  ist  aus  dem  Rechte  auf  den  Er- 
trag der  Arbeit  abgeleitet  (Bch.  II.  Cap.  3).  Die  Beweisführung  ist  durch 
keine  neuen  selbstständigen  Gründe  bekräftigt. 

Das  bisher  Besprochene  bildet  den  theoretischen  Theil  unseres  Buches. 
Dann  wird  das  Genossenschaftswesen  einer  Untersuchung  unterworfen.  Das 
Thatsächliche  wird  beschrieben,  vor  allem  England  berücksichtigt,  Frankreich 
aber  auch  in's  Auge  gefasst  (der  Uebersetzer  hat  manches  auf  Deutschland 
Bezügliche  in  Anmerkungen  hinzugefügt).  Viel  anderweitig  Bekanntes  wird 
wiederholt,  aber  auch  manches  bis  jetzt  Unbekannte   mitgetheilt. 

Die  Wirkung  der  Gewerkvereine  wird  unparteiisch  beurtheilt,  die  Miss- 
hräuche  werden  nicht  verschwiegen,  die  guten  Seiten  aber  auch  hervorgehoben. 
(Bch.  in.).  Die  immer  grössere  Verbreitung  der  Consumvereine  wird  ferner 
geschildert  (Bch.  IV.   Cap.  2). 

Als  das  einzige  Jliltel  zur  allseitig  befriedigenden  Lösung  der  Arbeiter- 
frage wird  die  Bildung  von  Productiv-Genossenschaften  bezeichnet,  die  Ar- 
beiter   müssen    selbst    Unternehmer    werden    können    (Bch.  IV.    Cap.   3),    die 
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Theilhaberschaft  der  Arbeiter  am  Reingewinne,  d.  h.  die  actionären  Genossen- 
schaften zwischen  Kapitalisten  und  Arbeitern  sind  zwar  eine  viel  höhere  Form 
der  Belohnung  der  Arbeit,  als  der  heut'  zu  Tage  übliche,  sie  sind  aber  nur 
in  wenigen  Industriezweigen  durchführbar  und  ihre  Durchführung  hängt  von 
dem  guten  Willen  der  Unternehmer  ab  (Beb.  IV.  Cap.  1).  Die  Productiv- 
Genossenschaften  können  aber  nicht  künstlich  in's  Leben  gerufen  werden, 
man  muss   die  Arbeiter  gewähren  lassen. 

Zum  Schlüsse  wird  die  Ansicht  ausgesprochen,  dass  wir  eineoi  Zustande 
entgegengehen,  in  dem  die  Troductivgenossenschaften  das  Gebiet  der  Industrie 
vollständig  beherrschen  werden.  St. 


XI. 

Die  Prostitution  im  neunzehnten  Jahrhundert  vom  sanitäts- 
pollKeilichen  »Standpunkte  aus  betrachtet.  Vorlesungen 
gehalten  an  der  l'  n  i  v  e  r  s  i  I  f)  t  Leipzig  im  Wintersemester  1869 
bis  1870  von  Dr.  Julius  Kühn.     Leipzig,  Warlig,  1871.    220  SS. 

Das  sociale  »efieit  von  Berlin  in  seinem  Hanptbestandtheil. 
Von  Dr.  S.  Wj.  Huppe.  (Separatabdruck  aus  dem  Berliner  Slädtischen 
Jahrbuch  IV.)     Berlin,  Gultentag,  1870.     32  SS. 

Die  Zeiten,  wo  man  mit  Theologie  und  Moral  etwas  gegen  das  Uebel 
der  Prostitution  ausrichten  zu  können  vermeinte,  sind  vorüber;  und  ebenso- 
wenig wird  heut'  noch  ein  vernünftiger  Mensch  meinen,  dass  polizeiliche 
Massregeln  der  Prostitution  gegenüber  etwas  Anderes  bezwecken  könnten, 
als  zur  Verhütung  der  gesundheitswidrigen  Folgen  eine  gewisse  Ordnung 
in  den  Betrieb  zu  bringen.  Wissenschaftlich  fruchtbar  kann  das  Thema  nur 
von  zwei  Standpunkten  aus  angefasst  werden;  dem  der  Medizin  und  dem 
der  Sozialwissenschaft;  die  letztere  forscht  nach  den  Ursachen,  die  erstere 
nach  den  Folgen;  die  lelzlcre  sucht  die  Ursachen,  die  erstere  die  Folgen 
zu  beseitigen;  den  Umfang  des  Uebels  lehrt  beide  die  Anschauung,  und, 
wenn  nöthig,  die  Statistik  kennen ;  darüber,  dass  sie  ein  Uebel  sei,  sind  beide 
einig;  aber  auch  ein  nothwendiges  Uebel?  darüber  hat  allein  die  Sozial- 
wissenschaft zu  entscheiden,  welche  die  Frage  von  einem  viel  umfassenderen 
Standpunkte  auffasst,  als  die  Medizin.  Das  ist  ja  eben  der  grosse  Vorzug 
der  sozialen  Wissenschaften  vor  den  Naturwissenschaften,  dass  sie  auch 
fragen:  Was  soll  sein?,  während  sich  jene  mit  dem  Gegebenen  begnügen 
müssen.  Die  Sozialwissenschaft  wird  auch  bei  dieser  Frage  wieder  zurück- 
verweisen auf  die  Untersuchung  der  Organisation  der  Gesellschaft,  auf  die  grosse 
soziale  Frage.  Sie  lindet,  dass  die  Prostitution  ein  Auslluss  ist  der  Oriiaui- 
salion  der  Gesellschaft,  dass  sie  aber  so  wenig  nolhwendig  und  unabänderlich 
ist,  wie  diese  selbst,  dass  sie  aber  in  der  gegenwärtigen  Gesellschaft  noth- 
wendig  ist,  dass  sie  sich  also  nicht  beseitigen  oder  umgestalten  lässt ,  ohne 
eine  Umgestaltung  dieser  Gesellschaft  selbst.  So  ist  für  die  Soziahvissenschaft 
auch  die  Prostitution  eine  unendlich  weittragende  Frage,  deren  Lösuuir  zu- 
sammen mit  der  anderer  grosser  Probleme  im  Dunkel  der  Zukunft  verborgen 
ist.  Für  die  Medizin  aber  formulirt  sich  die  Frage  viel  einfacher,  sie  sieht 
eine  Möglichkeit  vor  sich,  ihr  Problem  auch  jetzt  schon  zu  lösen.  Von 
XY.  ^^i 
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einem  Buche,  welches  die  Fraise  vom  medizinischen  Standpunkte  auTfusst, 
dürPen  wir  dalier  auch  eine  die  Fia((e  mehr  oder  weniger  alisi  lilicsseiide 
Leistung  erwarten  ;  wiilirend  eine;  sozialwisscnscliallliche  Dtilor.suchuny  dcr- 
seihen  oiine  nicich7,eitii;e  IJnirassiinii  der  kuu/.kü  s(»/,ialen  l'ratjc  nicht  wohl 
y.u  l)ed(!Ulcnden  Kesiiltalen  kommen  kann.  Allerdinjfs  wollen  wir  damit  nicht 
gesagt  haben,  dass  sozialwissenschaltliche  Spczial-Untersuchuntren  üher  l'ro- 
stitution  gegenwärtig  zu  gar  keinem  Hesultale  kommen  konnten.  Gewiss 
nicht.  Ebenso  gut,  wie  man  durch  (icnossenschaftswescn ,  Gewerkvereine, 
Biidungsvereine,  Bau  von  Arheilerwolinnngen  u.  s.  w.  einzelne  gesellschaftliche 
Uobelstiinde  mildcirn  und  die  Lfisung  der  sozialen  Frage  zwar  nicht  voll- 
hringen,  ahor  doch  vorbereiten  kann,  indem  man  die  Gesellscbalt  auf  den 
Weg  hinweist,  den  sie  für  ihre  eigene  Umgeslallung  einzuschlagen  habe; 
so  kann  man  auch  nach  spezilischeu  31itteln  für  die  l'rostituti(;n  suchen  und 
sie  anwenden;  und  sofern  sie  nur  nicht  aus  einer  Verkennung  des  Urgrundes 
der  Erscheinung  hervorgehen,  können  diese  auch  nützlich  sein.  Huppe 
giebt  in  der  vorliegenden  kleinen  Skizze  über  die  Berliner  l'rosfitulidn 
(denn  eine  solche  verbirgt  sich  unter  dem  weniger  bezeichnenden  als  scham- 
haften Titel  des  j^sozialen  Delicits  in  seinem  llauplbestandtlieil-J  einige 
solcher  Jlittel  an,  denen  jeder  Verstandige  gern  zustimmen  wird,  und 
welche  die  Stadt  Berlin  längst  hätte  anwenden  müssen,  wenn  die  Grösse 
ihrer  Fürsorge  für  das  soziale  Wohl  aller  Klassen  der  ihres  Rathhauses  ent- 
spräche; aber  wir  legen  doch  das  Buch  unbefriedigt  bei  Seite,  weil  wir 
uns  zweifelnd  fragen  müssen:  Was  wird  das  helfen?!  Im  Einzelnen  viel; 
zur  Ausrottung  des  Uebels  selbst  nichts.  Anders  bei  dem  Buche  von  K  ii  h  n, 
wo  wir  von  einer  Untersuchung  über  die  Beseitigung  des  sozialen  Uebels 
als  solchen  ganz  absehen  können  und  nur  die  praktisch-medizinische  Lösung 
der  Frage  erwarten;  d.  h.  :  eine  Angabe  der  Mittel,  wie  die  gesundheits- 
schädlichen Folgen  der  Prostitution  für  beide  Geschlechter  am  sichersten 
abzuwenden  seien.  Der  Inhalt  der  Kühn 'sehen  Vorlesungen  scheint  uns 
in  dieser  Beziehung  in  hohem  Grade  befriedigend.  Dem  Verfasser  stehen 
als  Polizeiarzt  in  Leipzig  langjährige  Erfahrungen  zu  Gebote;  diese,  und 
die  durchaus  edle  und  unbefangene  Auffassung  des  Gegenstandes  befähigen 
ihn  ganz  vorzüglich  zu  competenten  Urtheilen;  und  wenn  wir  hinzunehmen 
die  Wärme  und  Klarheit  der  Darstellung,  welche  der  mit  echt  humaner 
Gesinnung  begabte  Gelehrte  einem  Thema  angedeihen  lässt,  das  aus  falscher 
Scheu  von  Männern  der  Wissenschaft  vielfach  vernachlässigt  wurde,  so  müssen 
wir  das  Buch  als  der  Beachtung  der  Gelelirten  sowohl  als  der  Behörden, 
die  sich  mit  dem  Gegenstande  zu  befassen  haben,  ausgezeichnet  würdig  finden 
und  empfehlen. 

Wenn  sich  der  Verfasser  im  Anfang  etwas  mehr  als  nöthig  über  den 
medicinischen  Standpunkt  hinausbegiebt  und  mit  Berufung  auf  nationalökono- 
mische und.  andere  Autoritäten  die  Nothwendigkeit  der  Prostitution  zu  allen 
Zeiten  nachzuweisen  sucht,  so  übersehen  wir  das  gern.  Uebel  genug  ist 
es  freilich,  wenn  man  aus  der  nationalökonomischen  Literatur  sollte  den 
Beweis  holen  können,  dass,  weil  die  Prostitution  zu  allen  Zeiten  gewesen 
sei,  sie  auch  zu  allen  Zeiten  sein  werde.  Erstens  wäre  doch  zu  untersuchen, 
ob  die  Prostitution  zu  allen  Zeiten  von  gleicher  Art  gewesen  sei,  und  zweitens 
hat  solch  ein  Beweis  gerade  so   viel  Werth,  als  wenn  man   mir  sagen  wollte, 
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ich  könne  niemals  in  der  Lotterie  gewinnen,  weil  ich  bis  jetzt  noch  nicht 
gewonnen  hätte.  Beweise  aus  der  Vergangenheit  gelten  für  die  Sozial- 
wissenschaft nichts !  Das  ist  derselbe  Irrthum,  nur  in  etwas  allgemeinerer  Form, 
wie  der:  dass  die  sogenannten  statistischen  Gesetze  bindende  Kraft  für  die 
Sozialwissenschaft  hatten,  derselbe  Irrthum,  welcher  die  Sozialwissenschaft 
auf  der  „rationellen  Grundlage  der  Statistik'-'-  oder  auf  „exacter  Forschung« 
oder  wie  die  mehr  oder  minder  unverständlichen  Wendungen  sonst  heissen, 
aufbauen  will.  Doch  das  ist  hier  Nebensache.  Wir  können  mit  Kühn 
darin  einverstanden  sein:  für  die  gegenwärtige  Gesellschaftsverfassung  ist 
die  Prostitution  ein  nothwendiges  Uebel,  verschuldet  durch  die  Gesellschaft. 
Ihre  äusseren  Ursachen  sind:  ]\'oth,  Arbeits-  resp.  Verdienstmangel,  Unbil- 
dung, Verführung;  alles  Uebel,  welchen  die  Gesellschaft  zu  steuern  ver- 
pflichtet ist.  Statt  dieses  anzuerkennen  und  danach  ihren  Standpunkt  zu 
nehmen,  ist  die  Gesellschaft  eher  geneigt,  die  Prostitution  zu  einem  Ver- 
brechen zu  stempeln,  welches  die  Opfer  derselben  ausserhalb  des  Gesetzes 
stellt.  Statt  nach  Ursachen  und  Heilmitteln  des  Uebels  zu  forschen,  ruft 
der  gute  Bürger  die  Polizei  zu  Hülfe  gegen  Personen,  die  zu  dem  kärglichen 
Lohn,  den  er  ihnen  für  solide  Arbeit  gewährt,  eine  Zubusse  durch  Preis- 
geben an  seine  Söhne  sich  zu  verschaffen  gezwungen  sind;  die  Männer  er- 
gehen sich  in  Schmähungen  gegen  die  Gewissenlosigkeit  der  Dirnen,  auf 
welche  sie  selbst  ansteckende  Krankheiten  zu  übertragen  sich  tausendmal 
nicht  scheuen;  die  Männer  der  «besseren"  Stände  rühmen  sich  der  Erfolge 
ihrer  Liebe  zu  den  niederen  Ständen,  man  bildet  womöglich  Vereine,  w^elche 
es  sich  zum  Prinzip  machen,  nur  Jungfrauen  zu  prostitiiiren  ;  man  pri- 
vilegirt  die  Verführung,  indem  man  unehelichen  Müttern  keine  oder  keine 
irgendwie  ausreichenden  Rechte  gegen  die  Schwängerer  giebt;  man  macht 
uneheliche  Kinder  für  ihre  Geburt  verantwortlich;  man  giebt  die  Prostituirlen 
der  rohen  Polizeigewalt  anheim,  welche  durch  ihre  ungeschickten  Maassregeln 
wohl  den  Rest  von  Anstand  bei  den  Frauen  dieses  Gewerbes  zu  unterdrücken, 
aber  sie  gegen  ihren  völligen  Ruin  durch  Kuppler  und  Verfiihrer  nicht  zu 
schützen  weiss.  Solches  und  vieles  Andere  ist  den  herrschenden  Klassen 
in  diesem  Punkte  vorzuwerfen;  und  wir  finden  das  bei  Kühn,  wenn  auch 
nicht  mit  diesen  Worten,  aber  deutlich  genug  ausgesprochen  und  mit  Be- 
weisen belegt.  Von  diesen  Erwägungen  ausgehend  verlangt  Kühn  vor  Allem 
eine  unbefangenere  Anschauung  der  Prostitution,  welche  es  gestatte,  die- 
selbe rationell  zu  behandeln.  Die  Duldung  der  Prostitution  sei  unvermeidlich, 
und  darum  sowohl  die  Duldung  der  Bordelle,  welche  die  saiiitätliihe  Uebcr- 
wachung  derselben  bedeutend  erleichtern,  als  die  Duldung  der  Einzeldirnen, 
welche  neben  den  Bordellen  nicht  auszurotten  seien.  Hierzu  müssen  wir 
bemerken,  dass  man  gerade  diese  Thatsache  auch  gegen  die  Bordelle  geltend 
macheu  kann  und  geltend  gemacht  hat;  wie  das  z.  B.  auch  in  der  vorliegenden 
Schrift  von  Huppe  geschehen  ist.  In  Bordelle  geht  ohne  gesetzlichen 
Zwang  nur  ein  kleiner  Bruchtheil  der  Prostituirlen;  wollte  man  sie  mit 
solchem  hineintreiben,  so  würde  dies  nur  die  Heimlichkeit  des  Betriebes  ver- 
mehren ,  und  somit  seine  Gefährlichkeit.  In  jedem  Fall  vernicliteu  aber  die 
Bordeile  die  moralischen,  wirthschaftlichen  und  physischen  Existeuz-bedinsrungen 
der  darin  Eingefangenen  bis  auf  den  letzten  Rest:  dnrch  die  allgemein 
sichtbare    Degradation    zur    reinen    Flcisihwaare ,    durch    das    Zusammenieben 
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Vieler,  durch  die  Speculntionen  der  ßordcllliiilter  und  die  Organisation  der 
Kuppelei,  üer  Nutzen,  den  div.  IJcirdeilc  der  (ictsundheit  der  Muniier  l)rin<(en, 
wird  unsers  Kraclilens  weit  ul)erw()i,'cn  durch  deren  NuchtJHMlf  lur  das  weib- 
liche Geschlecht;  iiherdies  sind  sie  als  ele^^ante  und  anlockende  Zentralstatten 
der  moralischen  Ungenirlhcil  auch  den  erstertMi  im  Alljjenieinen  verderblich. 
Als  medizinische  Bequenilichkeitsanstalten  recht  erwünscht,  helfen  sie  doch 
einem  viel  zu  kleinen  Theil  des  Ucbels  ab,  während  sie  vom  sozialen  Stand- 
punkte aus  viel  zu  viel  Menschen  dem  unrettbaren  Untergänge  weihen. 
Die  Hückkehr  einer  nicht  kasernirten  l'rostituirten  zu  einem  ueordnelen  Leben 
«rehörl  immer  noch  zu  den  Möglichkeiten,  namentlich  dann,  wenn  sich  die 
Gesellscliaft  iiirer  rilichten  gegen  die  Opfer  ihrer  mangelhaften  Einrichluiis^en 
und  Vorurtheile  besser  bewusst  wird.  Wir  möchten  also  nur  darin  K  u  lui 
bestimmen ,  dass  man  die  freie  Prostitution  dulden  und  rationeller  behandeln 
müsse.  Kühn  kommt  es  natürlich  hier  vor  Allem  auf  die  rationelle  Behand- 
lung im  Hinblick  auf  die  Verhütung  der  Syphilis  an.  Dazu  fordert  er  inner- 
halb der  (irenzen  einer  vorurtheilslosen  öllenllichen  Sittlichkeit  erstens  die 
Vermeidung  Alles  dessen,  was  auf  den  heimlichen  Betrieb  der  Prostitution 
hindrängen  kann,  und  zweitens  Hinrichtungen,  welche  die  Entdeckung  und 
Heilung  der  Syphilis  bei  beiden  Geschlechtern  fördern.  Hierzu  empfiehlt  er 
ein  System  von  regelmassigen  und  unentgeltlichen  ärztlichen  Untersuchungen 
der  Prostituirten,  begründet  dessen  Möglichkeit  und  beschreibt  die  Erforder- 
nisse dazu.  Taktvolle  Behörden  und  gewissenhafte  Aerzte,  um  die  Uebel- 
stände  der  Begistrirung  und  Untersuchung  zu  verhindern,  gehören  allerdings 
zur  Ausführung  der  von  Kühn  vorgeschlagenen  Massregeln.  Die  Unter- 
suchung der  Männer  würde  sich  nur  bei  einzelnen  Klassen,  namentlich  den 
Soldaten  (K.  kennzeichnet  die  stehenden  Heere  als  die  Hauptträger  der 
Syphilis)  und  Matrosen,  streng  durchführen  lassen.  Ausreichende  und  leicht 
zugängliche  Hospitäler,  an  denen  gegenwärtig  ausserordentlicher  Mangel  be- 
steht, verbunden  mit  Polikliniken  sind  weitere  Hauptbedingungen  für  den 
Schutz  gegen  Verbreitung  der  Syphilis.  Dies  sind  die  vorgeschlagenen 
Hauplmaassregeln ,  deren  Wohlthätigkeit  und  Durchführbarkeit,  namentlich  in 
den  wichtigsten  Punkten,  den  grossen  Städten,  uns  nach  Kühn's  Erör- 
terungen unzweifelhaft  scheint.  Wir  bitten,  die  nähere  Begründung  dort  nachzu- 
lesen ,  und  machen  ausserdem  auf  die  vielen  auf  Erfahrung  und  Forschung 
beruhenden  Ausführungen  über  einzelne  Punkte,  z.  B.  Vererbung,  Impfung, 
sowie  auf  die  vielen  sehr  schätzbaren  praktischen  Winke  zur  Behandlung 
der  Frage  aufmerksam. 

Somit  glauben  wir  die  Kühn 'sehe  Arbeit  genugsam  der  allgemeinen 
Beachtung  empfohlen  zu  haben;  es  bleiben  nur  noch  einige  Bemerkungen 
über  Huppe's  Buch  zu  machen  übrig.  31it  dessen  Hauptgedanken  haben 
wir  uns  schon  einverstanden  erklärt,  namentlich  mit  dessen  beachtenswerther 
Erörterung  über  die  Bordellfrage,  S.  24  ff.  Diese  Frage  scheint  uns  eigent- 
lich keine  Frage  mehr  zu  sein,  insofern  als  sie  unbedingt  verneint  werden 
muss.  Dass  prostitutionsbedürftige  Männer  solche  Häuser  lebhaft  wünschen, 
ist  kein  Grund  für  ihre  Beibehaltung  oder  Einrichtung.  Was  Huppe's  übrige 
Erörterungen  betrifft,  so  beziehen  sie  sich  zwar  zunächst  nur  auf  Berlin, 
sind  aber  dadurch  allgemein  interessant,  dass  die  Faktoren  der  Prostitution 
in   unseren  grossen  Städten  gegenwärtig  gleiche  oder  doch  sehr  ähnliche   sind. 
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Die  einzelnen  Abschnitte  des  Schriftchens  sind  folgende:  Die  g-esellschaftlichen 
Elemente  der  Prostitution;  Geschichte  und  Statistik  der  berliner  Prostitution; 
die  physischen  Wirkungen;  die  einlUissiibenden  Faktoren;  die  Entstehungs- 
gründe der- Prostitution;  das  Gewerbe  und  die  Zuhälter;  und  in  den  folgenden 
drei  Abschnitten  Erörterungen  über  Prostitutions- Politik.  Auf  die  Unter- 
stützung der  Untersuchungen  durch  statistische  Aachweise  ist  möglichst  Be- 
dacht genommen;  doch  ist  leicht  einzusehen,  wie  gerade  für  dieses  Thema 
die  Zahlenbeläge  sehr  schwer  zu  beschallen  sind.  Im  Einzelnen  möchten 
wir  noch  zu  S.  19  bemerken,  dass  mit  der  Zahl  der  unehelichen  Geburten 
(welche  selbstverständlich,  wie  auch  Huppe  bemerkt,  als  Maassstab  der 
Sittlichkeit  niemals  dienen  können)  für  einzelne  Städte  um  so  weniger  etwas 
anzufangen  ist,  als  man  nie  controliren  kann,  wie  viel  Mädchen  aufs  Land 
resp.  in  die  Provinz  zurückkehren,  um  ihre  Entbindung  abzuwarten;  und  zu 
Seite  18:  dass  die  Zunahme  der  Prostitution  in  den  Sommermonaten  wohl 
sehr  einfach  daraus  zu  erklären  sein  dürfte,  dass  die  warme  Jahreszeit 
nicht  nur  die  Lust,  sondern  auch  die  Gelegenheit  zur  Prostitution  wesentlich 
vermehrt,  und  ausserdem  den  Aufsichtsorganen  mehr  Gelegenheit  gegeben 
wird,  diesbezügliche  Fälle  zu  constatiren  (die  Intensivität  der  behördlichen 
Thätigkeit  darf  als  wichtiger  Faktor  der  Criminalstatistik  nie  unbeachtet 
gelassen  werden).  Die  hierbei  bemerkte  Nicht  -  Uebereinstimmung  der 
Prostitutions-  und  Conceptionsstatistik  schliesst  einen  Widerspruch  insofern 
nicht  ein,  als  1)  Geburtenfrequenz  und  Prostitution  nur  in  sehr  lockerem 
Zusammenhange  stehen  möchten  und  2)  die  Prostitutionsarten  sich  nur  auf 
die  Verhältnisse  einer  Grossstadt  beziehen,  während  die  Conceptionsstatistik, 
auf  welche  Huppe  hindeutet,  uns  wohl  nur  für  ganze  Länder,  somit  für 
städtische  und  ländliche  Bevölkerung  zusammen,  zur  Disposition  steht 
(s.  Wappäus,  Bevölkerungsstatistik  1.  S.  234  11.).  Schliesslich  unterlassen 
wir  nicht,  auch  die  kleine  Skizze   von   Huppe   bestens  zu   empfehlen. 

H.   V.   Scheel. 
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Jalircüberieht  des  „CcMiiptroIler  of  the  Currency"  der  nord- 

ainerikaiiifsclien  l'nioii  lliland  R.  Ilulbiird  an  den 

Fin:tnxinini<(ter. 

National  -  Banken. 
Neue  Banken. 
Seit  Ueberreichuiig  meines  letzten  .Jahresberichtes  sind  37  neue  Nalional- 
ßanken  organisirt  worden  und  die  Gesammlzalil  belauft  siili  bis  jelz.1  auf  1731. 
Von  diesen  sind  folgende  5  Banken,  First  National  -  Bank  of  l'tah  in  Salt 
Lake  City;  First  iNational-'ßank  of  Leon ,  Iowa;  First  .National-Bank  of  Port 
Henry,  New-York;  Howard  Aational-Bauk  of  Burlington,  Vermont;  Baxter 
INational-Bank  of  Rutland,  Vermont,  durch  Bücküabe  von  Noten  existirender 
iXatioiuil  -  Banken  etabiirt  worden,  haben  demnach  zur  Vermehrung  der 
Banknoten  -  Circulation  nicht  beigetragen.  Einunddreissig  Banken  wurden 
organisirt  unter  dem  Gesetze  vom  12.  .luli  1870,  welches  die  Fmmissioii 
von  D.  54,000,000  weiterer  Banknoten  gestattet.  Die  Namen  dieser  neuen 
Banken   sind : 

Capital. 
National-Bank   of  Springfield,   Missouri D.  100,000 


National-Bank   of  Maysville ,  Kentucky 
Merchants'  &  Planters'  National-Bank  of  Augusfa 
Peoplc's   National-Bank   of  Norfolk,   Virginia    . 
Farmers'   National-Bank   of  .'Stanford,  Kentucky 
Moiimouth   National-Bank,   Illinois     .... 
First  National-Bank  of  Gallatin,  Tennessee 
Second  National-Bank  of  Lebanon  ,   Teuuessee 
Com  Exchange   National-Bank  of  Chicago  ,   lllino 
First  National-Bank   of  Brodhead ,  Wisconsin  . 
First  Ntitional-Bank   of  Shelbina,  Missouri. 
Moniteau   National-Bank   of  California ,   Missouri 
First   National-Bank  of  Columbia,   Tennessee  . 
Nafional-Bank  of  Menasha ,  Wisconsin   . 

Salem   National-Bank,  Illinois 

Citizens'   National-Bank  of  Alexandria ,   Virginia 


Ga 


300,000 

100.000 

100,000 

1 00,000 

100,000 

51,000 

50,000 

250,000 

50,000 

100,000 

50,000 

100,000 

50,000 

50,000 

125,000 
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Capital. 

First  National-Bank  of  Sterling,  Illinois     ....  D.  100,000 

First  National-Bank   of  Ottawa ,   Kansas        ....  50,000 

Jacksonville   iXational-Bank ,   Illinois 200,000 

Fayette  i\ationai-Bank  of  Lexington,   Kentucky     .      .  200,000 

First  National-Bank  of  Watseka ,   Illinois    ....  50,000 

First  National-Bank  of  Decatur,  Michigan  ....  75,000 

First  National-Bank  of  Tuscola ,   Illinois     ....  113,000 

First   National-Bank  of  Chariton ,   Iowa       ....  50,000 

First  National-Bank   of  Schoolcraft,   .Alichigan       .      .  50,000 

Iowa  National-Bank   of  Otfuinwa,   Iowa       ....  100,000 

National-Bank   of  Pulaski,   Tennessee 100,000 

First  National-Bank   of  Bichmond,   Kentucky    .      .     .  250,000 

First  National-Bank  of  Evansviile,   Wisconsin       .      .  50,000 

Muskegon  National-Bank,   iMiclugan 100,000 

First  National-Bank   of  Lapeer,   Michigan     ....  75,000 
Das  Gesammt-Capital  genannter  Banken  beträgt  L).  3,239,000  oder  durch- 
schnittlich  D.  104,500  fiir  jede  Bank  und   ist   auf  folgende  Staaten   vertheilt: 

Capital.  Capital. 
.   D.  863,000  1  Kansas  ,   1    Bank  .      .      .      .   D.  50,000 


Illinois,   7   Banken 
Michigan ,   4   Banken 
Wisconsin,   3    Banken 
Iowa ,   2   Banken     . 
Missouri ,   3  Banken 


300,000  Kentucky,  4  Bauken 

150,000  Tennessee,   4   Banken 

150,000  Virginia,    2   Banken 

250,000  Georgia,    1   Bank      . 


850,000 
301,000 
225,000 
100,000 


Ausserdem  sind   folgende  Applicationen   eingereicht: 


Staaten. 

.Appli- 
cationen 

Alabama  . 

.      .    14 

Arkansas  . 

7 

Colorado 

.     .     2 

Dakota     . 

.     .      1 

Florida     . 

.      .      4 

Georgia   . 

.      .      7 

Illinois     . 

.     .   23 

Iowa  . 

.      .   21 

Indiana     . 

.     .    13 

Kansas 

.      .13 

Kentucky 

.      .   20 

Louisiana 

.      .10 

Missouri  . 

.      .    17 

Mississippi 

.      .     2 

Minnesota 

7 

Staaten. 


.\ppli- 
calionen. 
.    18 
.     2 


Vcimutiiliches 

Capilal. 
D.  2,000,000     Michigan 

550,000  Montana  .  . 
200,000  Nord-Carolina 
100,000  Nebraska.  . 
400,000  Nevada  .  . 
1,500,000  I  New-Moxico 
2,500,000  Ohio  .  .  . 
1,300,000  Siid-Carolina 
1,600,000  Tennossec  . 
900,000  Texas .  .  . 
3,000,000  I  Utah  .  .  . 
2,500,000  Virginia  .  . 
1,500,000  West-Virainia 
150,000  I  Wyoming 
500,000  Wisconsin  . 
Die  eingelaulencn  Applicalioiicn  erreichlen  die  Zaiii  \oii  250  und  der 
(icsaniinlbclrag  der  verlangten  Summen  belauft  sich  auf  D.  27,000,000.  Die 
Erfahrung  hat  jedoch  gezeigt,  dass  eine  grosse  Anzahl  dieser  Gesuche  nur 
aus  dem  Grunde  eingereicht  wird ,  um  andere  Parteien  an  der  Etublirung 
von  Banken  zu  verhindern.  Sehr  viele  waren  spcculativer  Natur  und  anderen, 
die   bona   lide   begonnen  wurden,  fehlte   es   nachher  an   dem   nöthigcn  Capital j 


3 

3 

1 

1 

13 
o 

9 
4 
1 


19 


Vermullilichrs 

Capital. 

D.  1,500,000 

150^000 

500,000 

150,000 

300,000 

150,000 

1,200,000 

350,000 

1 ,000,000 

400,000 

50,000 

800,000 

300^000 

50,000 

1.400,000 
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wenn  man  siimmtliclie  Applicalioncii  Ijenicksichtit^t  hätte,  so  wäre  es  ver- 
iniillilirli  (loch  nicht  melir  als  der  Hallte  moi^licli  geworden,  sich  vollslaiidi}: 
/,ii  orffanisiren.  Der  Hclrai;  des  Capilals  in  den  westlichen  nnd  siidlichen 
Staaten  ,  der  nicht  entweder  fest  anf^ele<rt  oder  thalsachiii  li  in  (ieschalts- 
Operalionen  enf>agirt,  sondern  unniittelhar  zur  Organisation  von  Nalional- 
Banlicn  verwendbar  ist,  Uann  nicht  sehr  bedeutend  sein,  und  die  Ansicht, 
dass  Millionen  disponiblen  Capitals  nur  auf  die  Gelegenheit  warten,  um  sich 
an  der  (iriindung  von  Mational-BanKen  zu  betheiligen,  hat  sich  nicht  völlig 
bewahrheitet.  Die  durch  das  letzte  Gesetz  getrollenen  Vorkehrungen  ge- 
wäliren  ohne  Zweifel  denjenigen  Staaten,  welche  weniger  als  ihre  verbällniss- 
mässige  Quote  besitzen,  reichliche  Circulation ,  und  würden  wahrscheinlich 
ausreichend  sein,  allen  nicht  übertriebenen  Anforderungen  Genüge  zu  leisten, 
selbst  wenn  die  Vertheilung  beschränkt  wäre.  Die  Zweckmässigkeit  für  die 
Aufhebung  dieser  Beschränkungen  nach  Verlauf  eines  Jahres,  vom  Datum 
dieses  (Jesctzes  an,   wird   der   Beachtung   des  Congresses   empfohlen. 

Gemäss  den  Bestimmungen  von  §§3,4  und  5  des  Gesetzes  vom 
12.  Juli  1870,  welches  die  Flrrichtung  von  National  -  Banken  mit  der  Ver- 
ptlichtung  autorisirt,  ihre  circulirenden  i\oten  in  Metall  einzulösen,  hat  sich 
bis  jetzt  erst  eine  Bank,  die  -/iKidder  Mational-ßank  of  Boston",  Massachusetts, 
mit  einem  Capital  von  D.  300,000  gebildet.  Gemachten  Miltheilungen  zufolge 
sind  verschiedene  andere  Institute  dieser  Gattung  in  der  Organisation  be- 
griflen  oder  in  Aussicht  genommen,  davon  zwei  bis  drei  in  Californien.  Es 
wurde  nicht  erwartet,  dass  in  r^Gold-'  zahlende  Banken  in  einer  beträchtlichen 
Anzahl  überhaupt  errichtet  werden  würden,  wie  dies  in  solchen  Theilen  des 
Landes  der  Fall  ist,  wo  Papiergeld ,  basirt  auf  gesetzliches  Papiergeld  der 
Regierung,  schon  die  Oberhand  hat,  wenngleich  vorausgesetzt  wurde  und 
noch  wird,  dass  eine  oder  mehrere  Gold  -  Banken  errichtet  würden  und  mit 
Erfolg  in  denjenigen  Städten  der  atlantischen  Küste  operiren  könnten,  wo 
ein  bedeutender  auswärtiger  Handel  stattfindet  und  gewisse  Transactionen  sich 
nur  auf  einer  Goldbasis  führen  lassen.  Wenn  alles  in  .\ew-York,  Boston, 
Philadelphia  und  Baltimore  in  dieser  Weise  betriebene  Geschäft  auf  eine  oder 
zwei  Banken  in  jeder  der  genannten  Städte  concentrirt  werden  könnte,  so 
w  ürde  die  Ausdehnung  dieses  Geschäfts  zweifellos  die  Verwendung  eines  sehr 
bedeutenden  Capitals  ausschliesslich   für  dessen   Accommodation  garantiren. 

In  Uebereinstimmung  mit  dem  Congress  -  Gesetz  vom  14.  Juli  1870 
55National-Banken ,  welche  im  Begriff  sind  zu  liquidiren,  zur  Einlösung  ihrer 
Noten-Circulation  zu  veranlassen",  haben  20  Banken,  welche  nominell  während 
verschiedener  Zeitperioden  in  Liquidation  waren,  im  Schatzamt  der  Ver. 
Staaten  gesetzliches  Papiergeld  deponirt  zur  Einlösung  ihrer  ausstehenden 
iNoten-Circulation,  und  die  zu  ihrer  Sicherstellung  verpfändeten  Obligationen 
zurückgezogen.  Der  Betrag  solcher  Depositen  seit  dem  Datum  meines  letzten 
Berichts  stellt  sich  auf  D.  2,401,910,  der  Pariwerth  der  auf  diese  Art  frei 
gewordenen  Obligationen  beläuft  sich  auf  D.  2,756,000.  Alle  Banken  in 
Liquidation,  mit  Ausnahme  der  im  Process  der  Consolidation  mit  anderen 
Banken  befindlichen,  haben  ihre  Noten-Circulation  zurückgezogen. 
Verstümmeltes  Papiergeld. 

Seit  der  Einrichtung  dieses  Bureaus  bis  zum  ersten  Tage  des  Monat 
Octobcr    dieses   Jahres    wurden    mehr    oder    weniger    abgenutzte    oder    ver- 
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stammelte  Noten  von  den  Banken  behufs  Vernichtung  durch  Verbrennung 
im  Belaufe  von  D.  30,597,518  eingeliefert.  Von  dieser  Summe  wurden 
D.  17,049,119  oder  mehr  als  die  Hälfte  des  ganzen  Betrages  während  des 
letzten  Jahres  durch  neue  Noten  ersetzt.  Die  Schnelligkeit,  mit  welcher 
die  National -Banknoten  als  untauglich  für  Circulation  und  zur  Vernichtung 
relournirt  werden  behufs  des  Ersatzes  durch  neue  .Noten  ist  in  beständiger 
Zunahme  begriffen,  so  dass  es  nöthig  geworden  ist,  die  Anzahl  der  An- 
gestellten fortwährend  zu  vermehren,  um  das  Sortiren,  Zählen,  Registriren 
und  endlich  das  Verbrennen  prompt  und  in  gehöriger  Weise  besorgen  zu 
können. 

Gefälschtes  Papiergeld . 
Zur  Unterstützung  der  Anstrengungen ,  die  Seitens  der  zuständigen  Be- 
hörden gemacht  werden ,  das  Publikum  vor  den  Betrügereien  von  Falsch- 
münzern zu  schützeji ,  würde  es  sehr  dienlicii  sein,  wenn  die  Bevölkerung 
selbst  der  Circulation  gefälschter  Aoten  jedes  mögliche  Hinderniss  in  den 
Weg  legte.  Für  diesen  Zweck  wird  vorgeschlagen,  dass  jede  National-Bank 
verpllichtet  werde ,  durch  ihre  Beamten  auf  jede  iXational-Banknote  ,  die  bei 
Präsentation  in  der  Bank  als  ungültig,  gefälscht  oder  nachgemacht  erkannt 
wird,  das  Wort   ;-C  o  u  n  ter  f  e  i  t"   stempeln  zu  lassen. 

Banken,  deren  Capital  durch  Verluste  u.  s.  w.  Abbruch  erlitten  hat. 
Es  würde  sehr  wünschenswerth  sein ,  den  iiComptroller  of  the  Cur- 
rency" mit  hinreichender  Machtvollkommenheit  zu  bekleiden  eine  Bank,  deren 
Capital  durch  Verluste  oder  andere  Umstände  einen  beträchtlichen  Abbruch 
erlitten  hat,  zu  zwingen,  entweder  zu  liquidiren,  oder  ihr  Capital  innerhalb 
eines  bestimmten  Termins  wieder  auf  dessen  ursprüngliche  Höhe  zu  bringen. 
Unter  den  bestehenden  Gesetzen  kann  er  eine  solche  Bank  nur  an  der  Er- 
klärung von  Dividenden  hindern ,  so  lange  ihr  Capital  angegriffen  bleibt ; 
doch  ist  den  Banken  ,  deren  Hülfsmittel  derartig  ruinirt  wurden,  dass  keiner- 
lei Hoffnung  vorliegt,  dass  sie  sich  jemals  wieder  erholen  können,  dessen- 
ungeachtet gestattet,  noch  für  Jahre  hinaus  eine  krankhafte  Existenz  weiter 
zu  führen.  In  solchem  Falle  sollte  eine  Bank  gezwungen  werden,  entweder 
ihre  Verluste  durch  eine  Auflage  auf  ihre  Actionäre  wieder  gut  zu  machen, 
oder  in   Liquidation  zu  treten   und   ihr  Geschäft  aufzugeben. 

Erfolg  des  Systems, 
Die  Operationen  der  Nationalbanken  während  des  verflossenen  Jahres 
haben  sich  durch  Klugheit  und  Freisein  von  Verlusten  in  ungewöhnlich 
hohem  Maasse  ausgezeichnet.  Die  Ueberschüsse  sind  nicht  ganz  so  gross 
gewesen,  wie  in  früheren  Jahren,  wofür  sich  verschiedene  Gründe  anfuhren 
lassen,  unter  diesen  vorzüglich  die  Baissse  des  Gold  -  Agio's ,  der  Ausfall  in 
den  Transactionen  in  Bundes-Obligationen  und,  daraus  resultirend,  in  Provision, 
sowie  der  Umstand,  dass  die  Banken  in  Folge  der  Werthverringerung,  welche 
Securitäten  im  Allgemeinen  erlitten,  ihre  Verluste  realisirt  und  den  grössten 
Theil  ihrer  schlechten  Schulden  abgestossen  haben.  Das  Hesultat  kann  jedoch 
im  Ganzen  als  sehr  befriedigend  angesehen  werden.  Seitens  gewiegter  Fi- 
nanziers, die  als  Examinatoren  bestellt  waren,  wurden  Art  und  Weise  der 
Geschäftsführung,  Charakter  der  Leitung,  ^^'erth  und  Stand  der  Activa  der 
Banken    im   Verlaufe    des  Jahres   einer    grundlichen  Untersuchung   uiilerzogen 
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und  es  erjj^iib  sich,  (lii?.s  die  (liHCDiilirten  Wechsel  und  Anweisungen  zu  einem 
sehr  grossen  Theil  aul  bona  lide  Transuctioiien  basirt,  wahrend  \()rschu>se 
durchyangif^  sicher  und  gut  jrodecKl  waren.  Die  vom  (iesetz  vorj^eschnelienen 
Keserven  zur  Sicherstellunjr  von  iNolen-Cirtulation  und  Depositen  waren  in 
der  Hegel  vorrölhig,  und  im  Allgemeinen  überstiegen  diese  Heserven  den 
vorgeschriebenen  iielrag  um  ein  ik-trachlliches.  Die  Beschränkung.  das> 
Vorschüsse  nur  bis  zur  Höhe  von  zehn  l'rocent  des  eingezahlten  (.'a|iilal> 
gegeben  werden  diirl'en,  ist  von  der  grossen  Majorität  der  Banken  sorülallig 
beobachtet  worden,  und  fast  durcbüärigig  waren  diese  Vorschüsse  gut  ver- 
Iheilt.  i\ur  in  sehr  wenig  Fällen  war  es  den  Directoren  gestattet,  die  of- 
lerirten  Facilitäten   in   irgendwie  belrächllicher  Ausdehnung  zu   monopolisiren. 

Zins  -Raten. 

Von  Zeit  zu  Zeil  laufen  aus  verschiedenen  i'lätzen  Klagen  ein ,  dass 
Darlehns  -  Kmpfänger  genolhi^t  sind,  mehr  als  die  gesetzliche  Zinsrate  zu 
zahlen,  und  unzweifelhaft  sind  diese  Klagen  \\olil  begründet.  In  dieser  Be- 
ziehung sind  ein  oder  zwei  praktische  Hathschläge  mit  Vortheil  in  Betracht 
zu  ziehen.  Falls  die  Zinsen  von  den  zur  Sicherstellung  der  JVolen-Circulation 
deponirten  Obligationen  sowie  der  Gebrauch  der  .Noten  -  Circulation  und  der 
Depositen  zum  gesetzlichen  Zinsfusse  Banken  bloss  in  den  Stand  setzen,  .'steuern, 
Verwaltungskoslen  und  Dividenden  nur  in  Hohe  des  durchsciinittlichen  Geld- 
werthes  an  dem  Platze  zu  zahlen ,  an  welchem  die  Bank  ihr  Geschäft  be- 
treibt, so  wird  entweder  der  legale  Zinsfuss  überschritten  werden  oder  die 
Bank  ihre  Geschäfte  abwickeln  nuissen.  Dies  kann  als  erwiesen  angesehen  wer- 
den. Ein  Versuch,  das  Institut  zu  veranlassen,  unter  solch'  ungünstigen  Umstän- 
den innerhalb  der  gesetzlichen  Grenzen  zu  bleiben,  würde  dasselbe  zur  J.iquida- 
tion  zwingen.  In  neun  Fällen  unter  zehn,  in  denen  diese  Klagen  laut  werden, 
wird  der  üebelstand  durch  die  hohe.  Seitens  des  Staates  auferlegte  Steuer- 
rate verursacht.  Steuern  erhöhen  die  Froductionskosten  und  werden  vom 
Consumenten  bezahlt;  dies  gilt  in  gleichem  Grade  von  Geld  wie  von  irgend 
einem  andern  Artikel.  Früher,  als  Banknoten  emittirt  und  das  Geschäft 
des  Landes  durch  unter  die  Gesetze  der  Einzelstaaten  incorporirte  Institute 
vermittelt  wurde,  gewährte  man  werthvolle  Immunitäten,  z.  B.  Steuer- 
Befreiung,  um  die  Banken  in  den  Stand  zu  setzen,  Darlehns-Suchern  Gelder 
/u  verhältnissmässig  niedrigem  Zinsfusse  zu  überlassen,  und  in  den  meisten  dieser 
Staaten  wurde  die  gesetzliche  Zinsrate  unter  directer  Bezugnahme  auf  die 
gewährten  Privilegien  iiormirt.  In  Banken  angelegtes  Capital  wurde  Ihat- 
säcblich  von  Steuern  befreit  und  als  Gegenleistung  dafür  erwartete  und 
forderte  mau  von  den  Banken,  Geld  zu  einem  gewissen  normirteu  Zinsfusse 
darzuleihen,  während  es  sehr  häufig  Einzel-Personen  gesetzlich  gestattet  war, 
unter  speciellem  Contract  Gelder  zu  einem  bedeutend  h()hern  Zinsfusse  auszu- 
leihen. Die  für  Banken  unter  obigen  Vorbedingungen  festgestellten  Zinsfusse  blie- 
ben bestehen  und  wurden  gesetzlich  zu  erzwingen  versucht,  doch  die  Privilegien, 
welche  das  Berechnen  solcher  (niedriger)  Zinsraten  ermöglichten,  wurden  ent- 
zogen. Das  Privilegium,  Bauknoten  zu  emittiren,  ist  unter  Buudes-.\utorität  als 
verbrieftes  Hecht  nicht  werthvoller,  als  es  jemals  früher  unter  Staats-Autorität 
war.  Der  erzielte  Nutzen  wird  gewöhnlich  überschätzt.  iNach  billiger 
Schätzung    wird    der    aus    der  Noten  -  Circulation    resultirende  Durchschnitts- 
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gewinn  nicht  viel  über  lünf  Procent  betragen  und  dies  ist  die  von  den 
National  -  Banken  gezahlte  durchschnittliche  Steuer,  so  dass  der  aus  dem 
Bankgeschäft  zu  ziehende  Nutzen  hauptsächlich  von  der  Höhe  der  Depositen 
abhängt,  welche  schliesslich  die  wahre  Basis  für  jedes  Bankgeschäft  bilden. 
Die  Circulation  —  d.  h.  das  Geld  oder  dessen  Vertreter  —  ist  ein  Machwerk 
der  Regierung  und  ist  nur  bei  dem  ersten  rohen  Anfang  eines  Bankgeschäfts 
als  eine  Quelle  des  Profits  anzusehen.  Die  Geschichte  der  Banken  in  alleren 
und  reicheren  Ländern  der  Erde  liefert  ausreichende  Beweise  für  die  Wahr- 
heit dieser  Behauptung. 

Die  Berichte  von  81  Actien-Banken  (Joint  stock  banks)  Grossbritanniens 
über  deren  Geschäfte  während  des  Jahres  1869  beleuchten  diese  Thatsache 
auf's  Beste.  Ohne  Rücksicht  auf  die  «Bank  of  England" ,  welche  den 
grössten  Theil  der  im  Ver.  Königreich  vorhandenen  Circulation  liefert,  ist  in 
den  erwähnten  81  Banken  ein  Betriebs- Capital  von  zusammen  nicht  über 
I..  42,000,000  angelegt,  während  deren  Netto-Gewinn  für  ein  Semester  1869 
etwas  über  L.  3,700,000  betrug  oder  durchschnittlich  cti.  neun  Procent  per 
annum.  Den  Berichten  von  62  Banken  für  das  nächste  Semester  zufolge 
betrug  deren  Betriebs -Capital  nicht  über  L.  30,000,000,  die  Dividenden 
durchschnittlich  5^/4  Procent  und  der  unvertheilte  .\etto-Ueberschuss  ca.  ein 
Procent,  so  dass  sich  der  Netto -Gewinn  dieser  62  Banken,  deren  Berichte 
vorliegen,   auf  dreizehn   ein   halb   Procent  per  annum   beläuft. 

In  den  Ver.  Staaten  ist  die  Anhäufung  nuissigen  Capitals  e'ue  verhältnissmässig 
geringe.  Wie  in  allen  neuen  Ländern  ist  fast  das  ganze  verfügbare  Capital 
für  den  thatsächlichen  Geschäftsverkehr  und  die  Entwickelung  der  Hilfs- 
quellen des  Landes  erforderlich.  Demnach  ist  der  Betrag  der  Depositen  oder 
des  müssigen  Capitals  gering  im  Vergleich  mit  dem  thatsächlichen  Wohlstand 
des  Landes;  doch  nimmt  dasselbe  fortwährend  zu  und  die  National-Banken  wer- 
den mit  seiner  Hülfe  in  den  Stand  gesetzt,  ihre  Einkünfte  auf  einer  Durchschnilts- 
höhe  zu  hallen,  welche  bisher  eine  für  deren  Aclionäre  befriedigende  \\  ar.  Mit 
Rücksicht  auf  alle  diese  Thatsachen  scheint  es  jedoch  wünschenswerth,  dass 
das  —  in  fast  allen  Staaten,  in  denen  es  autorisirte  Xoten-Bankeu  giebl,  be- 
stehende und  massgebende  —  alte  Verhältniss  zwischen  Zinsfuss  und  Besleuerungs- 
rate  in  Bezug  auf  iXational-Banken  nicht  gänzlich  ausser  Acht  gelassen  werde 
und  es  würde,  insofern  die  Macht  der  Einzelstaaten  über  die  .National-Banken 
in  diesen  zwei  Hauptpunkten  nur  unter  Beistimnuing  der  Bundes  -  Regierung 
geltend  gemacht  wird  ,  eine  weise  Vorsichtsmassregel  sein  .  wenn  der  Con- 
gress  derartige  Beschränkungen  auferlegte,  um  eine  unweise,  unfreundliche 
oder  sonst  irgendwie  schädliche  Gesetzgebung  zu  verhindern. 

In  früheren  Berichten  wurde  auf  das  Verzinsen  der  Depositen  seitens 
der  National-Banken  hingewiesen.  Dies  Verfahren  wurde  längst  befolgt,  ehe 
irgend  eine  National  -  Bank  existirte,  und  dieselben  faliren  nur  fori,  das  zu 
thun,  was  ihre  Vorgänger  vor  ihnen  Hinten  und  was  /.ii  lluie  Ban(|uiers  >itii 
überall   für  verpilichtet  halten. 

Der  Gebrauch  von  fremdem  (Jelde  in  Gestalt  von  unverzinsluhon  Depo- 
siten oder  zu  einer  niedrigen  Zinsrate  wird  jetzt  als  unerlässlichc  Nolh\Neudig- 
keit  für  ein  modernes  Bankgeschäft  betrachlet.  Es  wird  immer  Personen  geben, 
welche  bereit  sind,  Gelder  zu  verwahren  und  alles  Risico  zu  übernehmen  sowie 
Zinsen   fiir  dessen   Gebrauch   zu    bezahlen,    l"all>   ihnen    als   l'rolit    eine   Marge 
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vdii  ein  l)is  drei  rroteiit  verhleiht.  Nirlil  immer  ist  e!>  die  -iclieistc  oder 
reiclislc  Hiink  oder  der  sicherste  oder  reichste  Bati(|iiifr ,  der  Willens  ist, 
die  iiochste  Zinsrate  (ür  den  Gebruuch  von  fremdem  Capitui  zu  zahlen, 
(iewöiiniich  }:ilt  von  iianken  sowie  Individuen ,  dass  die  am  meisten  des 
(leldes    Bediirftijren   den    Depositoren    die  grössten    Vortheile   bieten. 

Der  Theorie  nach  ist  dieser  Usus  gelührlich,  in  der  l'ra.xis  ist  er  iii<lil 
immer  sicher;  desseniinjfcaclilet  ist  er  jedoch  durch  laii<(e  Beohachtunu  >o 
tief  eingewurzelt,  dass  jedes  radicale  üeset/.liche  Verhol  der  Be/.ahliinjr 
von  Zinsen  auf  De|)osilen  Seitens  der  JNalional-Bankcn  auf  irgend  eine  W  eise 
umgangen  werden  oder  die  Banken  ihre  Depositen  einbüssen  würden. 
Ks  giebl  Hunderte  von  Banken  oder  Banquiers,  welche,  einer  Controle 
Seitens  des  Congresses  nicht  selbst  unterworfen,  sich  über  ein  solches  Verhol 
ebenso  freuen  würden  als  über  die  ,Niederla<re  eines  Concurrenten.  Doch 
ist  dies  ein  Punkt,  welcher  wohl  zu  beachten  ist.  Das  Heserve-Capital  des 
<;an7,en  Landes  beiludet  sich  zum  grössten  Theil  in  Boston,  \ew-York,  l'hila- 
(lelphia  und  andern  grossen  Städten.  Dieses  Heserve-Capital  sollte  beschützt, 
betrells  desselben  sollten  derartige  beschränkende  Bestimmungen  erlassen 
werden  ,  dass  jede  Nothwendigkeit ,  seiner  zu  bedürfen  ,  für  die  Depositen- 
Bank  schwindet.  Wenn  die  Institute,  in  deren  Besitz  sich  dies  Reserve- 
Capital  bclindet,  nicht  in  der  Lage  sind,  dasselbe  unbeschäftigt  zu  lassen, 
so  dass  sie  das  in  der  That  sind ,  was  sie  dem  .Namen  nach  zu  sein  vor- 
geben ,  so  sollte  dem  Uebelstand  in  irgend  einer  andern  Weise  abgeholfen 
werden.  Es  ist  für  das  Land  von  höchster  Wichtigkeit,  dass  kein  Theil 
der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Reserve  für  Noten- Circulalion  und  Depo- 
siten ausgeliehen  und  in  Folge  dessen  den  Wechselfällen  und  Fluctuationen 
des  Fligenthums  und  seiner  Besitzer  unterworfen  werde.  Gesegnete  und  glück- 
liche Zeiten  mögen  noch  Jahre  lang  danern;  doch  es  kann  ein  Tag  kommen,  an 
welchem  von  der  Fähigkeit  einer  einzigen  Bank  in  der  Stadt  New-York,  die 
Depositen  der  mit  ihr  in  Geschäftsverbindung  stehenden  Banken  im  Innern 
des  Landes  —  deren  Reserven  —  auszuzahlen ,  die  Wohlfahrt  des  ganzen 
Landes  abhängt.  Die  Banken  der  Stadt  New-York  haben  während  des  am 
30.  September  beendeten  Jahres  an  Zinsen  auf  Depositen  die  Summe  von 
D.  2,546,639  10,  die  bostoner  Banken  von  D.  588,272  58,  die  philadelphier 
Banken  von  D.  119,001  47  ausgezahlt,  während  die  von  allen  Banken,  welche 
Zinsen  auf  Depositen  gewähren ,  gezahlte  Gesammtsumme  die  Höhe  von 
D.  6,486,172  66*)  erreichte.  Diese  bedeutenden  Summen  lassen  die  weite 
Verbreitung  des  erwähnten  Usus  erkennen  sowie  die  Schwierigkeiten ,  mit 
welchen  irgend  ein  Versuch,  denselben  gänzlich  abzuschaffen,  zu  kämpfen 
haben  würde.  Wenn  jedoch  durch  irgend  welche  Mittel  das  in  grossen 
Städten  angehäufte  Capital ,  welches  die  Reserve  der  Banken  im  Innern  des 
Landes  bildet,    von   den  Wirkungen   dieses   Verfahrens    befreit    werden    kann. 


*)   1604  Sanken    zahlen    Zinsen    auf   Depositen    und    haben    über   deren    Betrag 
Bericht  erstattet, 
540  Banken  zahlen  keine  Zinsen  auf  Depositen, 

6  Banken  zahlen  Zinsen,  haben  jedocli  über  deren  Betrag  keinen  Bericht 
erstattet; 

1610  war  die  Gesammlzahl  der  in  activem  Geschäftsbetrieb  befindlichen  Banken 
zur  Zeit,  als  die  Erstattung  des  Berichts  verlangt  wurde. 
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so  ist  das  Hauptziel,   an  welchem  vor  allem  Andern  das  Gesamnit- Publikum 
interessirt  ist,  erreicht. 

Die  weitere  Inbetrachtnahme  dieses  Gegenstandes  wird  der  Weisheit  des 
Congresses   anheimgestellt. 

Einlösung  der  National  -  Bank  •  Noten. 

Die  i\othwendigkeit  eines  Arrangements,  durch  welches  die  .Noten  von 
National-Banken  sortirt  und  den  verschiedenen  emittirenden  Banken  zur  Ein- 
lösung zurückgesandt  werden,  leuchtet  mehr  und  mehr  ein,  je  grösser»- 
Schwierigkeiten  sich  der  Handhabung  der  abgenutzten  und  verstümmelten 
INolen ,  welche  jetzt  in  Circulation  sind,  entgegenstellen.  Die  in  früheren 
Berichten  enthaltenen  Argumente  zu  Gunsten  einer  allgemeinen  Einlösungs- 
Agentur  in  der  Stadt  Xew-York  soll  bei  dieser  Gelegenheit  nicht  wiederholt 
oder  weiter  ausgeführt  werden.  Doch  sprechen  wir  die  Ueberzeugung  aus, 
dass  die  Banken,  falls  man  sie  autorisirte,  selbst  ein  solches,  für  diesen  Zweck 
geeignetes,  von  ihnen  selbst  controlirtes  und  in  ihrem  Interesse  verwaltetes 
Institut  zu   errichten,   sie  dabei  in  hohem   Grade  ihre  Berechnung  fänden. 

Ein  solches  Institut  würde  gleichzeitig  als  Custos  für  das  in  New-York 
gehaltene  Reserve-Capital  dienen,  dasselbe  dadurch  von  dem  Risico,  welchem 
die  auf  gewöhnlichem  Wege  deponirten  und  Zinsen  tragenden  Capitalieii 
unterworfen  sind,  befreien  und  dadurch  möglicherweise  die  Aothwendigkeit 
einer  speciellen  Gesetzgebung  betreffs  Zahlung  von  Zinsen  auf  Depositen 
aufheben,  während  die  aus  einer  Fiscal-Agentur  —  welche,  wahrhaft  national 
in  ihrem  Charakter,  Papierwährung,  Wechselcourse  und  die  Bank-Interessen 
des  Landes  unabhängig  von  der  Controle  irgend  einer  Coalition  (ring)  oder 
Clique  regulirte  —  für  das  gesammte  Land  erwachsenden  Wohlthaten  von 
substantiellster  und  dauerndster  Art  sein  würden. 

Tabelle 

über  Anzahl   und  Betrag  der  emittirten,   eingelösten   und  aus- 
stehenden  Na  tionai-Ban  kno  ten   am   3  0.  September   187  0. 

^^.^^".l'^.f  ^'"^'  Anzahl  der  Noten,  Betrag. 

Faii  Dollar: 

Emittirt 10,729,327  D.  10,729,327 

Eingelöst 2,568,703  2,568,703 

Ausstehend ^8,160,624  D.  8,160,624 

Zwei  Dollars: 

Emittirt 3,590,157  D.  7,180,314 

Eingelöst  .     .     ' 667,733  1,335,466 

Ausstehend 2,922,424  D.  5,844,848 

Fünf  Dollars : 

Emittirt 24,636,720  D.  123,183,600 

Eingelöst    .     .      '. 1,737,983  8,689,915 

Ausstehend 22,898,737  D.  114,493,685 

Zehn  Dollars: 

Emittirt 8,413,244  D.  84,132,440 

Eingelöst 484,135  4,841,350 

Ausstehend 7,929,109  D.  79,291,090 
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In  Appoints  von  :  *       i  i  i      v  .  i>   . 

,.  „  ,,  Aiizalil  dn  Noten.  Belr<i|{. 

Zwavziy   Uollars : 

Kiiiiitiii  2,:n(),()5(;  d  n,i()i,r^o 

King^olösl 121»,  185  2,583,700 

Aiisstcliciid 2.240,871  I).  44,817,420 

/'inifzig   Ihllnrs  : 

Kmiltirl :JT8,482  I).  18,921,100 

Killgelöst 47,845  2,:{!)2,250 

Ansslelicnd 330,037  D.  16,531,850 

llniiderl  Pollars  : 

Kiiiittirt 284,460  l).  28,446,000 

KiiijUfelöst 43,599  4,359,900 

Ausstellend 240.8»)l  0.24,086,100 

FHiillninderl   Dollars  : 

Kmittirt 13,926  0.6,963,000 

Kirigelöst 3,952  1,976,000 

Ausstehend 9,974  D.  4,987,000 

Eintausend   Dollars : 

Emittirt 4,779  D.  4,779,000 

Kingelöst 3,263  3,263,000 

Ausstehend 1,516  D.  1,516,000 

Gesammtbelrag  aller  am  30.  September  1870  ausstehen- 
den  A'oten    in   sämmtlicheu    Appoints D.  299,728,617  00 

Dazu  gerechnet  die  Fragmente  von  ausstehenden,  verlorenen 

od.  vernichteten  Noten,  von  denen  Theile  eingelöst  wurden  1,262  20 

Total  betrag- D.  299,729,879  20 

Tabelle 

über  die  Anzahl  der  Banken,  die  Höhe  des  eing-ezahlten  Capi- 
tals,  der  deponirten  Bundes-Obligationen  und  der  jNoten-Cir- 
c  u  I  a  t  i  0  n   in   jedem   Staat  und    T  e  i-  r  i  t  o  r  i  u  m   am    1 .  0  c  t  o  b  e  r   1870. 

Staaten  Anzahl  der  im  Ein-  Deponirt  an  Thatsächlichc 
und  Geschäftsbetrieb  gezahltes  Bundes-  Noten- 
Territorien,  befind!.  Banken.  Capital.  Obligationen.  Circtiiation. 
Maine  ....  61  D.  9,155,000  1).  8,406,750  ü.  7,505,441 
Aew-Hampshire  .  41  4,835,000  4,877,000  4,302,535 
Vermont  ...  42  7,460,012  6,732,500  5,916,270 
Massachusetts  .  .  207  87,522,000  65,263,000  56,865,830 
Rhode  Island  .  .  62  20,394,800  14,198,100  12,469,680 
Connecticut  .  .  81  25,056,820  19,759,100  17,407,181 
New-York  .  ..  .  292  113,497,741  75,903,800  67,077,668 
.Nevv-Jersey  \  .  54  11,690,350  10,782,150  9,439,065 
Pennsylvania  .  .  196  50,360,390  44,433,300  38,742,491 
Maryland  ...  31  13,240,203  10,015,750  8,904,310 
Delaware  ...  11  1,428,185  1,348,200  1,205,225 
Districlof  Columbia  3  1,350,000  1,286,000  1,070.639 
Virginia  ....      18  2,725,000  2,527,000  2,203,280 


Miscell  en. 

415 

Staaten 

Anzahl  der  im 

Ein- 

Deponirt  an 

Thatsächliclie 

lind 

Geschäftsbelrie 

)      gezahltes 

Bundes- 

Noten- 

Tcnilorien. 

hofiiKlI.  Banken 

Capital. 

obligationen. 

Circulatioii. 

West-Virginia 

.      .      14 

D.  2,216,400 

1).  2,245,450 

D.  1,990,500 

Ohio  .     .      . 

.      .    130 

23,304,700 

20,399,200 

18,430,164 

Indiana    . 

.      .      69 

13,37  7,000 

12,839,350 

11,022^792 

ülinuis     . 

.      .      84 

13,095,000 

11,610,350 

10,079,285 

Michigan 

.     .     41 

5,785,010 

4,552,100 

3,943,305 

Wisconsin    . 

.     .     34 

2,720,000 

2,740,050 

2,510,478 

Iowa  . 

.     .     43 

4,002,000 

3,819,650 

3,448,416 

Minnesota     . 

.      .      17 

1,840,000 

1,798,200 

1,578,450 

Kansas 

.      .        5 

410,000 

412,000 

371,000 

Missouri . 

.      .      20 

7,860,300 

5,033,250 

4,398,811 

Kentucky 

.      .      18 

3,160,000 

4,042,200 

2,429,440 

Tennessee     . 

.      .      16 

2,081,300 

1,835,300 

1,449,976 

Louisiana 

.      .        2 

1,300,000 

1,258,000 

1,071,649 

Mississippi    . 

,      .      — 

— 

— 

46,804 

Nebraska 

.     .        2 

500,000 

225,000 

170,000 

Colorado 

.     .        3 

350,000 

297,000 

254,000 

Georgia  . 

.      .        8 

1,815,000 

1,546,000 

1,230,205 

iN'ord-Carolina 

.     .        6 

840,000 

638,600 

530,900 

Süd-Carolina 

.      .        3 

1,081,100 

374,000 

333,000 

Alabama . 

.      .        2 

400,000 

310,500 

281,697 

Nevada    , 

.      .        1 

250,000 

155,000 

111,047 

Oregon   . 

.      .        1 

200,000 

200,000 

88,500 

Texas 

.     .        4 

525,000 

505,000 

435,445 

Arkansas 

.     .        2 

200,000 

200,000 

179,500 

Utah  .      .      . 

.     .        1 

250,000 

150,000 

135,000 

Montana  . 

.     .       1 

100,000 

40,000 

36,000 

Idaho 

.     .        1 

100,000 

75,000 

63,000 

Total 

.      1,627     D. 

436,478,311      D 

3^2,833,850 

U.  299,729.879 

Eingesendete  Schriften. 

Die  schon  unter  „Lilleralui"  angeführten  Scliriften  siiui  hier  ausgesclilosseii ;  aul  die 
mit  einem  *  be/eichnelen  werden  wir  in  einem    der    folsrenden  Hefte  /.uiürkkoinnu-ii. 


U  e  b  e  r  s  i  c  h  t  der  g  e  .s  a  ni  m  t  e  n   Staats-  und    r  c  cli  t  s  \>  i  s  s  e  n  s  ehalt- 
lichen    Literatur    des    Jaiires    1869    zusammengestellt    von    Otto 
Mii  hl  brecht.       II.    Jahrg.       Berlin     fl'ntlkanimer    iV     Miililbrechl)     1870. 
8.     186  SS. 
Die    einzelnen    in    und    nnsseriialh    Deiitsclilands    ersehieiieneii   Novitiilen    sind    in 
Monatsiieflen  n;u;h  der  alpliabetisclieii  Heilieiit'olg^e  ilirer  Titel   /iisamiiiciigeslellt.     Den 
hier  vorliegenden    vereiiiigleii   fllonalshenen    ist    ein    ausfiihriiclies   P«egisler    beigefügt, 
welches  die  Auffindung  der  einzelnen    Werke    selir  erleiciiti'il.     .ledes  Werk  ist   mög- 
lichst voiisländig,    aucli  mit   Angalte  des  Ladenpreises  angezeigt.     Wir  glauben,    dass 
das  Unternehmen  des  Herausgebers    sich  als  ein  praktisches,    ein    grosses  Bedürfniss 
befriedigendes  erweisen  wird. 


4  H)  Ringesendeh-   Schriften. 

/  (■  i  t  s  c  li  r  i  t  l  des  <>  h  <'  r  s  c  li  I  e  s  i  s  c  li  c  ii  I)  c  r  ^  -  ii  ii  tl  li  ii  1 1  «•  n  m  u  ii  n  i  - 
s  <•  h  (' n  \  er  ei  IIS.  Ilcriitisjrojrelx'n  voni  (iIxTschlcshischen  hiTj^  -  iitxl 
liiilt<;iiiiiiiriiiis('li(Mi  Verein  iiiiler  Veraiilworliirif^  des  N  orsilzend(Mi ,  des 
liirstl.   Ber«:-  und   llilttendircctors  K  orfer.      VIII.  .lahrt^.      Hculhen    1869. 

Üirsp  /(.'itsclirift  li.it  mit  dorn  .lalirc  1870  ciiir  ^t  rJiiKlcrtf  Gestalt  iiihI  den 
Titel  ,-in);pnuMinieri : 

Z  e  i  l  s  ehr  i  r  t    f  ii  r   (i  e  \v  e  r  I»  e  ,    II  ii  n  d  e  I    ii  ii  d    V  o  1  K  s  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  l   ni  i  l 
b  e  .s  ü  n  d  e  r  er    B  e  r  li  c  k  s  i  c  h  l  i  j^  ii  n  g    d  e  s     B  e  r  jf  h  a  u  s    und    Hütten- 
Wesens.      ()rt,ntn    des  ol)erschlesi.-,chen   Ijerg-    und   hullenniuiinischeti    Ver- 
eins.     Von    dem    Vereine   li('raiis<:ei!ehen    unter    NCranlworlunir    des    Vor- 
sitzenden   General-Director    Korfer.       Bedacteiir:     l)r.    Adolf   Kraut/.. 
I\.   .liihrfT.      Bcuthen    1870. 
KnlsprecliPud  der  erweiterton  .\ufgal)e  ,    welche    sich  das  Blatt  gegleokt ,    hat  es 
in   der  neuen   Fol};e  auch  sieh  t)cinüht,    seinem    Inlinite    eine  grössere  .\uBrichnung  zu 
Keben.     Aanieiillieh   ist   die  Zeitsrlirifl   reich   an  slalistisrhen  .Slitlheilungen  ,    doch   er- 
strecken diese    sich   leider    fast    ausschliesslich    auf  Schlesien.     Bei    der    grossen   Be- 
deutung aber,  welche  regelmässige  statistische  Uebersichten  über  die  Borgi>auprodui;- 
linn  liahen,    »väre  es  äusserst  erwünscht,    wenn  die  Zeitschrift    auch    die  Thatsachen 
anderer  Länder  berücksichtigte    und    deren   Endergebnisse  von  Zeit    zu   Zeit  in  über- 
sichtlicher Form  zusammenstellte.     Da    es    der  Zeilschrift  hierzu    schwerlich    an    dem 
erforderlichen  .Materiale  fehlt,    so  sind    ihr  derartige   Veröffentlichungen   um    so  mehr 
.in/.urathen ,    als  sie  dadurch  unstreitig  an  Werth  gewinnen  und  einem  fühlbaren  Be- 
dürfnisse abhelfen  würde. 

Wesentlicher  Inhalt:  A.  Frantz,  Statistische  Illustrationen  der  Montan- 
Production  Oberschlesiens.  —  Oberschicsiens  Bergbau  -  und  Hüttenbetrieb  im  Jahre 
18Ü9.  —  Ersatz  der  Explosivstoffe  beim  Bergbau.  —  Kriegsvolum  der  Industrie  und 
des  Handels.  —  .Morbidität  oder  Krankenfälligkeit   der  Berg-  und   Hullenleute. 

VV .    Koscher,  Zur  (j  r  li  n  d  un  g  s  g  e  s  c  h  i  c  h  t  e   des   Zollvereins.     Se- 
paratabdruck    aus    Deutschland.      Berlin  (Stilke  &  van  Muyden)   1870.     8. 
71    SS. 
Der  Verfasser    giebt    hier   eine    gedrängte   Schilderung    der  Verdienste   von  Ne- 
ben ins,    List  und    der  preussischen  Regierung  um   das  Zustandekommen  des  Zoll- 
vereins.    Wir  erhalten  darin    indessen    wenig   Neues;    meist   sind    die  bekannten   Ar- 
beilen von  Fischer  und  Aegidi    benutzt      Der  Verfasser  kommt  in  einer  schliess- 
lichen  .\usführung    mit   dem  ersteren  der   eben    genannten  Autoren   überein,    dass  er 
wie  dieser  Nebenius  als  den  geistigen  Vater  des  Zollvereins  bezeichnet. 

1'.    1).    Fischer,     Die     Anfänge    der    deutschen    Auswanderung 
nach    Amerika.      Vortrag,    gehalten    im    Berliner  Unionsverein.      Berlin 
1870.     36   SS. 
Behandelt  in  kurzem  und  klarem  üeberblicke    die  Anlässe  zur  Auswanderung  im 
Anfange  des  18.  .Jahrhunderts  und  die  Verhältnisse,  unter  welchen  die  Ausgewander- 
ten sich  jenseits  des  Oceans  anzusiedeln  begannen. 

H.  V.  Pose  hinger.  Die  Lehre  von  der  Befugniss  zur  Ausstel- 
lung von  Inhaber-Papieren.  Rechtsgeschichtlich,  gemeinrechtlich 
und  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  deutschen  Particularrechte ,  der 
öslerreiciiischen  und  ausländischen  Gesetzgebungen  unter  Benutzung  sämmt- 
licher  zu  den  einschlägigen  Gesetzen  erschienenen  Motive,  Beferalc  und 
Kammerverhandlungen,     lilünchen  (Lindauer)   1870.      8.      270  SS. 
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